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Borwort. 


Durq die Herausgabe eines Handbuches der Geſetze und 
Verordnungen für die Polizei- Berwaltung, worin über jeden 
Zweig derfelben die noch in Kraft bejtehenden gefeglihen Anordnungen 
in ihrem Zuſammenhange bid zur neueften Zeit leicht und vollftändig 
aufzufinden find, glaube ich einem längſt gefühlten, dringenden Be- 
dürfniffe des Geſchäftsmannes entgegen gefommen zu fein. Der 
hochverehrte Beurtheiler deö 1. Bandes des vorliegenden Handbuches *) 
gibt mir dad Zeugniß, daß diefe AUnficht feine unrichtige ift. Die alpha- 
betifch= chronologifhe Sammlung der Gefege und Berordnungen für die 
Polizei» Verwaltung von Chrifoftumus Fauller, reicht nämlich nur bie 
zum Jahre 1825; Graf Barth von Barthenheim’s Syftem der 
öſterreichiſchen adminiftrativen Polizei, wegen der Schwierigkeit der Auf- 
findung der einzelnen Verordnungen für den Gefhäftsmann ohnehin 
minder brauchbar, erftredt fich gleichfalld nur bi® zum Jahre 1830; die 
in Prag im Jahre 1830 von Bincenz Schohay herausgegebene, nach 
Schlagworten alphabetifch geordnete polizeiliche Geſetzkunde ift aus— 
drüflih nur für dad Königreih Böhmen bescchnet, und auch dad von 
Marimilian Dbentraut bearbeitete alphabetifhe Handbuch der öffent- 
fihen Verwaltung in Bezug auf praftifhe Polizei und Landesfultur 
(Prag 1844) berüdfichtiget größtentheil auch nur diefed Kronland. Selbit 
das neuefte ausgezeichnete Werk des Herm Ef. k. Profefford Dr. Mori; 
von Stubenraud: „Handbuch der öfterreichifchen Berwaltungs-Gefep- 
kunde“ ift vorzugäweife zum Gebrauche jür den Studirenden und für 
den Gandidaten der Staatöprüfung oder des rechts- und flaatöwiffen- 
ſchaftlichen Doctorgrades beftimmt. 

Die Polizei-⸗Geſetzſammlung von Fauller war am meiſten geeignet, 


) Der Herr k. k. Hoffecretär M. Rapenhpofer in Haimerl's Magazin für 
Rechta- und Staatöwiffenfhaft VII Band, 3. Heft S. 370. 
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bei ihrem Erfcheinen dem allgemeinen praftifhen Bedürfniffe zu 
genügen. Seitdem ift aber ein Zeitraum von 28 Jahren verfloffen, 
in welchem die mwichtigften Beränderungen des focialen und ftaatlichen 
Lebens zur Geltung famen, welche auf die ihrer Natur nach veränderliche 
polizeiliche Gefepgebung am allerwenigiten ohne Einfluß bleiben konnten. 

Zwar haben die neueiten Umftaltungen in Verfaſſungs- und 
Verwaltungs: Organismus der Monarchie das Fach der Polizei minder 
als die anderen Zweige der Gefeßgebung. berührt; allein die veränderten 
Eulturverhältniffe, das erweiterte Feld der Erfindungen und Erfahrungen, 
die Fortſchritte der geiftigen und materiellen Entwidlung waren für den 
Gang, die Fortbildung, Läuterung und Reichhaltigkeit der polizeilichen 
Gefepgebung von folhem Gewichte, daß falt jeder erhebliche Theil der 
felben eine Umftaltung erhielt, oder mit ganz neuen und umfaffenden 
gefeplichen Normen vermehrt wurde. 

Die Wirkfamkeit diefer faft durchgehende für die altöſterreichi— 
[hen Provinzen ergangenen zahlreihen und erfihöpfenden Polizei 
Normen ift nach bergeftellter Reicht» Einheit und dem neugejtalteten 
Staats-Organismus theilweife auch ſchon auf jene Kronländer aus— 
gedehnt worden, welche bis dahin einer geregelten Polizei. 
Berwaltung entbehrten, und es ift eine weitere umfaffendere 
Ausdehnung diefer Borfchriften auf die erwähnten Theile der Monarchie 
ſchon deßhalb noch zu gewärtigen, weil das auch in diefen Kronländern 
eingeführte neue Strafgefeg vom 27. Mai 1852 in feinem zweiten Theile 
auf viele Polizei VBorfchriften fich bezieht, daher die richtige Anwendung 
diefes Gefepes von der Wirkfamkfeit und Kentniß diefer polizeilichen 
Normen bedingt ift. 

In diefen Betrachtungen glaubte ich den Impuls zur Herausgabe 
diefed Handbuches zu finden, welches fowohl die neuen gefeglichen Vor: 
ſchriften, als auch die ältern in der Fauller'ſchen Gefepfammlung 
enthaltenen, noch dermal gültigen Anordnungen in ein Ganzes zufammen- 
faßt, und dadurch einer Unterbrehung der Heberfiht und ded Zur 
fammenhanged begegnet, die fonft bei der abgefonderten Herausgabe 
blog der nachträglihen Verordnungen nicht zu umgehen gemwefen wäre. 

Diefed Handbuch foll fowohl dem eigentlihen Bolizei-Beamten 
vorzüglich in der erecutiven Sphäre, ald auch den Organen der politifhen 
Verwaltung, denen dad Gefeg die Verpflichtung zur Aufrechthaltung 
der Sicherheit, öffentlihen Ordnung und Ruhe in ihrem Amtöbereiche 
auflegt, einen Reitfaden bieten, worin fie die nach bejtimmten Schlag: 
worten gereihten, über die vielfältigften Gegenftände ihrer Amtsfphäre 
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beftehenden gefeglichen Vorfchriften leicht auffinden können, und dadurd 
der Mühe des zeitraubenden Nachfuchens in umfangreichen, ihnen oft nicht 
leiht oder gar nicht zugänglichen Gefepfammlungen überhoben werden. 

Ueber die Einrichtung diefed Handbuches, was Inhalt und 
Form betrifft, habe ich nur Weniges hier beizufügen. Sch habe die 
alphabetifch = hronologifhe Daritellung beibehalten, weil fie mir für die 
ſchnelle Auffindung jeder einzelnen Verordnung und fomit für den praf- 
tifchen Gebrauch die zweckmäßigſte erfhien. Bei der Wahl der aufzuneh— 
menden Gegenjtände hatte ich den Grundfag vor Augen, dab darin 
jene gefeglichen Anordnungen einen Pla finden follen, welche ſich auf 
Gegenftände beziehen, die in dem mit Allerhöchſter Entſchließung vom 
10. Juli 1850 genehmigten Wirkungskreiſe der ka f. Polizei- 
Behörden ald Aufgabe diefer Behörden bezeichnet find, oder mit den- 
felben in unmittelbarem Zuſammenhange ftehen. 

Was die älteren in dem Fauller'ſchen Werke vorfommenden Verord— 
nungen betrifft, fo war ich bemüht, in meiner Sammlung, welde 
zunächſt das praftifche Bedürfniß berüdfihtigen und feine 
Nahmeifung über die allmälige Ausbildung der polizei. 
lichen Gefepgebung liefern foll, alles Weraltete, nicht mehr 
Gültige und Ueberflüffige von bloß particulärem Intereſſe zu über: 
gehen‘, dagegen aber das noch Brauchbare möglichit zu vervollftändigen 
und indbefondere für die Hinweifung auf die authentiſchen Quellen Sorge 
zu tragen. 

Jede Verordnung wurde unter dem paffenden Schlagworte immer 
nur an Einer Stelle vollftändig gegeben, und fih auf felbe bei ver- 
wandten Gegenftänden nur bezogen. Dadurh find alle argen, die 
Ueberfiht flörenden Zerfplitterungen der Verordnungen und unmüße 
Wiederholungen vermieden worden. 

Die Aufnahme der Berordnungen gefihah -größtentheild wörtlich; 
nur Anordnungen von fehr bedeutendem Umfange mußten, aus leicht 
begreiflichen Gründen, entweder audzugsweife mitgetheilt, oder nur ganz 
kurz mit ihrem Datum und allenfalld mit ihrer Gefchäftszahl citirt werden. 
Allein felbft in folhen Auszügen wurden jene Beltimmungen des 
Geſetzes, welche vorzugsweife den polizetlihen Gefichtöpunft berühren, 
ftet3 unverändert wiedergegeben. 

Die Schlagworte wurden zur Gewinnung einer leichtern Ueber: 
fiht mehr nah Materien zufammengeftellt. Bei der Wahl derfelben 
wurde in der Regel die gefepliche Terminologie beibehalten, und hiervon 
nur dann abgewichen, wenn der praftifhe Sprachgebrauch zur fehnellern 
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Auſſindung der Verordnung eine andere Bezeichnung räthlich machte, 
in welchem Falle dann auch die geſetzliche Terminologie angeſährt, und 
dann auf die erſtere einfach hingewieſen wurde. Ueberhaupt dürften die 
zahlreichen Beziehungen auf Schlagworte, wo ſowohl die 
betreffende Verordnung ihrem vollen Inhalte nah, als auch die damit 
verwandten gefeplichen Anordnungen zu finden find, für das fihnelle und 
fichere Auffuchen ded Gegenftandes und Gewinnung eined vollftändigen 
Ueberblickes aller über einen Gegenftand angeführten Verordnungen als 
zwedmäßig und vollfonımen genügend erkannt werden. 


As Quellen wurden benügt, und zwar: 


Bon den autbentifhen Gefepfammlungen:! 


1. 


Die allgemeine politifche Geſetzſammlung vom Jahre 1790 bis 
1848. 


2. Die Provinzial: Gefepfammlungen. 
3. 
4 
5 


Das Neichögefepblatt. 


. Die Landes: Negterungöblätter der Kronländer. 
. Die Regiftratur der f. k. Polizei» Direction in Wien. 


Bon Privat: Gefepfammlungen und Werfen: 


I. 


2. 


Die Kropatſchek'ſche Gefepfammlung vom Jahre 1740 big 
1847. 
Sammlung der bis zum Jahre 1800 erjchienenen Patente und 
Verordnungen der Hofitellen, der ff. n. ö. Negierung und des 
n. ö. Appellationd- Gerichteö von Beinhauer Wien, bei F. 
Ulrich. 


. Die Gefepes : Chronif der Zeitfchrift für öfterreichifche Rechts— 


gelehrſammkeit und politische Gefepfunde, von Dr. Bincenz 
Wagner, fortgefept von Dr. Dolliner, Kudler, Fränz!l 
und Stubenrauch, zulegt unter dem Titel: Defterreichifche 
Zeitfehrift für Rechto- und Staatäwiffenfhaften. Wien, 1825 
bis 1848. 


. Sammlung der Santtätöverordnungen für das Erzherzogthum 


Defterreih unter der Enns, von Dr. P. 3. Ferro; fortgeſetzt 
bid zum Sabre 1843 von den Protomedifem von Guldener 
Heinrih von Böhm und Joſ. Joh. Knolz. 


. Vollftändige Sammlung der Geſetze über dad Schubwefen von 


Fr. Tob. Herzog. Wien 1835. 


. Defterreihifche Handeld « und Gewerbögefepfunde von Barth- 
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Barthenheim. Wien 1819—1820, fammt Graänzungdband- 
Wien 1824. | 

7. Handbuch des öfterreichifchen Geſetzes über fchwere Polizei— 
Uebertretungen von Johann Kanfa. Prag 1823. 

8. Polizeiliche Gefepfunde für dad Königreich Böhmen von Bine. 
Schohay. Prag 1830. 

9. Spftem der. öfterreichifchen adminiftrativen Polizei von Barth: 
Barthenheim. Wien 1829—1830. 

10. Alphabetifhes Handbuch der öffentlichen Verwaltung in Bezug 
auf praftifche Polizei und Landeseultur von May. Obentraut, 
Prag 1843. 

11. Spftematifhed Handbuch des öfterreichifchen Strafgefeßes über 
Verbrechen von %. 8. Maucher. 

12. Handbuch der Geſetze und Verordnungen, welde fih auf den 
zweiten Theil des St. G. über ſchwere Polizei: Hebertretungen 
beziehen, von Alois Edler von Lützenau. Wien 1846, 

13. Erklärung des eriten Abfchnitted des St. ©. über ſchwere 
Polizei-Uebertretungen von Dr. Jofef Kudler. Mit Vorwort 
und Anhang von Dr. Anton Hye. Wien 1850. 

14. Handbuch der öfterreihifhen Verwaltungs -Gefepfunde von Dr. 
Morigp von Stubenraud. Wien 1852. 

Gewiß wird Niemand verfennen, daß es bei dem aufßerordentlichen 
Umfange der polizeilichen Amtöfphäre und bei der großen Mannigfaltigfeit 
der polizeilihen Vorſchriften nach den eigenthümlichen Verhältniffen der 
einzelnen Provinzen, endlich felbft bei der Unzulänglichkeit der gefeplichen 
Quellen, eine ungemein fchmwierige, ja faft unmögliche Aufgabe iſt, bei 
einem folhen Werke die Nüdfihten für den möglichft geringen 
Umfang desselben und den dadurd bedingten mäßigen Preis 
ohne Abbruch der Gemeinnützigkeit und praftifben Brauch— 
barfeit mit den Anforderungen der größtmöglichſten Voll— 
ftändigfeit zu vereinen. 

Sch müßte darum mehr ald unbefcheiden fein, wollte ich mich dem 
Glauben bingeben, daß ich etwas Vollfommened oder Vollftändiges ge- 
liefert habe; ich bin im Gegentheil für meine Mühe binlänglih belohnt, 
wenn die wohlmwollende Nachſicht des Leſers meine Abficht ala löblich, 
und meine Leiftung als eine nicht ganz verfehlte anerkennt. 


Wien, den 31. October 1854. 


Der Berfaffer. 


103) 


357079 
38% 


ezseg8: 


Kn. ©. 8. 


* 
= @' 


eitfh. für d.R. N. B. 


Abkürzungen, 


bedeutet Böhm's Sanitätd-Berordnungen. 


s 
= 
[2 
= 
* 
— 
z 
Ei 
& 
z 
[3 
& 
- 
= 
* 
= 
a 
5 
= 
— 
= 
= 


Decret. 
Erlaß. 

Finanz » Minifterium. 

Gubernium, Gubernial. 
Hofderret. 

Hofcommiffion. 

Hoflammer. 

Hoffanzlei. 

Handeldminifterium. 

Knolz's Sanitätd- Verordnungen. 
Kropatſchel'ſche Gefepfammlung. 
Landesgefepblatt. 

Landes» Regierung&blatt. 
Minifterium des Innern. 
Minifterium der Yuftiz. 

nied. öfter. Regierung. 

Polizei « Ober - Direction. 
Politifhe Gefepfammlung. 
Provinzial» Geſetzſammlung. 
Reichsgeſetzblatt. 
Regierungs-Verordnung. 
Verordnung. 

Zeitſchrift für öfter. Rechtögelehrfamfeit, Notizenblatt. 


S. 


Sadıf en. Im Königreih Sachſen 
it der Haufirhbandel mit Arze— 
neien, welcher den Ausländern ſchon 
früher verboten war, nun allgemein uns 
terfagt worden. Es werden daher allen 
Jenen, bei welchen auch nur der geringfte 
Verdacht eines folden Handels eriftirt, 
die Baffe dortlandes nicht vifirt, und der: 
artige Händler, falls fie doch dort be- 
treten werden follten, mit dem Bedeu: 
ten, daß fie bei ihrer Wiederbetretung 
in das Landesarbeitshaus gefhafft 
würden, über die Grenze transportirt, 
und daß fie aud in jenen Fallen, oder 
nach Befinden, auch wenn fie feinen 
legalen Paß haben, in die genannte 
Eorrectionsanftalt gebracht werden. 
Hievon werden die f. f. Kreisämter 
zur weiteren Kundmachung verftändigt. 
(Bdg. des böhm. Bub. vom 10. Sept. 
1835, 3. 40096. Prov. ©. ©. für 
Böhmen I. 1835, Nr. 302.) 
— — In Folge des von der kön. 
ſächſiſchen Gefandtfhaft am deutfchen 
Bundestage am 25. Dct. 1845 erho— 
benen und von der geheimen Haud-, 
Hof: und Staatékanzlei am 21. Der. 
1845 mitgetbheilten Einfchreitens wird 
die Landesſtelle beauftragt, die betref- 
fenden Unterbebörden zu belehren, daß 
bei Grtheilung von Auswande— 
rungsiheinen Behufs der Nie 
derlaffung im Königreide 
Sachſen nur folde die Aufnahme 
in den königlich fächfifhen Staats: 
verband zufihernde Zeugniffe als gil— 
tig und zureihend anzufehen feien, 
Baleiöfy, Hanbb. d. Pol. Gef. UL 


welche von den betreffenden Föniglich 
fahfifhen Kreis-Directionen, oder von 
der Behörde des Niederlaffungsortes 
unter ausdrüdlider Bezugnahme auf 
die Genehmigung der Kreisdireclion, 
ausgeftellt worden find, da den dieſe 
Genehmigung entbehrenden Erklärun— 
gen der Unterbehörden eine verbindliche 
Kraft für den königl. fähf. Staat nicht 
zugeftanden wird. (Hfkzl. Decr. vom 
29. Dec. 1845 3. 43326. Krop. ©. 
©. 1845 Nr. 171.) 

Sachſen. Ladungskarte der Fuhr— 
werke, f. Fuhrwerfe. 

— — dahin find den gumnaftifchen 
Künftlern keine Päſſe zu ertheilen, f. 
gymnaſtiſche Künftler. 

— — dahin dürfen für Muſikanten 
feine Päffe ausgefertigt werden, fiehe 
Mufitanten. 

— — liebereinfommen wegen Hei« 
matsrecht, ſ. Staatsbürgerichaft. 

— — geſetzliche Beſtimmungen da— 
ſelbſt zut Hintanhaltung des Vaga— 
bundirens, ſ. Bagabunden. 
Paßkarten. 

Sachſen, ſ. Viehtaſtriren. 

Sächſiſche Unterthanen, die in 
Defterreich erkranken, ſiehe Kranfen- 
haus⸗Verpflegsgebühren. (Vdg. v. 
23. Sept. 1835 und 29. Dct. 1840.) 

Säle für Fruchtgattungen, deren 
Größe betreffend, f. Getreide-Säde, 
Markt:Polizei: Auffihts:-Anftalt 
der Stadt Wien, $. 60. 

Sägemühlen. Die Errichtung von 
Sägemühlen zum Behufe der Zerjchneis - 
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rt 


Sägemühlen. 


dung von Pflöcden und Bäumen, und 
Berwandlung derfelben in Bretter, 
nicht nur zum eigenen Gebraude, fon- 
dern auch zur Beforgung von Rohnarbeit 


und zum Berkaufe der felbfterzeugten 


Bretter, kann Niemandem verwehret 
werden, fofern feine bydraulifhen Hin- 
derniffe im Wege ftehen, fie mögen ſich 
anf die Regulirung des Baches oder auf 
das Waffer-Nugungsrecht der obern und 
untern Mühlinhaber beziehen. (Reg. 
Deer. v. 21. Dec. 1821.) 
Sägemühlen. Die Freiheit des Be- 
triebes von Sägemübhlen, ſowohl zum Be⸗ 
hufe des eigenen Gebrauches, ald zum 
Verkaufe der auf der Mühle zugeſchnitte— 
nen Bretter, worüber eine hohe Hof: 
Fanzlei Bericht abzufordern gerubte, 
ift theild auf die allgemeine Hebung 
im Lande, theild aber auch in dem 
Sinne der in Mühlfahen beftehenden 
Derordnungen gegründet. Wenn es fich 
alfo in Niederöfterreih um Errichtung 
einer neuen Sägemühle handelt, fo hat 
der- Bauluftige einzig und allein bei der 
Drtsobrigkeit um den Bau-Conſens zu 
bitten, welcher ihn auch nad vorge: 
nommenem Augenfheine mit Zuziehung 
aller obern und untern Müller erthei— 
let, oder bei gegründeten Einwendun— 
gen der Waffer-Intereffenten abgefchla- 
gen wird, wo dann dem Abgemwiefenen 
der Recurs an das Kreisamt offen fte- 
het, welches nöthigen Falls mit Zuzie— 
hung der Kreis-Ingenieurs und der Ins 
tereffenten einen Augenſchein vornimmt, 
und in diefer Wafferbaufade 
in zweiter Inſtanz entfcheidet. Handelt 
es ſich aber lediglich um den Uebergang 
einer ſchon beftehenden Sägemühle an 
einen andern Befißer, fo wird fih wie 
bei jedem andern Realitäten-Kaufe be- 
nommen; der neue Käufer laßt fih an 
den Befig ſchreiben, und betreibt die 
Mühle, ohne einer obrigkeitlihen Be— 
willigung hiezu zu bedürfen. (Regie: 
zungsberiht v. 1. Aug. 1822.) 


2 Salpeter. 


Sägemühlen. Die Austünfte der 
Reg. über das, bei Errichtung neuer Sa- 
emüblen beobachtete Berfahren wurden 
t dem Beifage zur Nachricht genom- 
men, daß dort, wo fid ein weſentlich 
abweichendes Berfahren zeigt, die Ob— 
rigfeiten zu einem gleichförmigen Be- 
nehmen anzumeifen fein. (Hfkzl. Deer. 
vom 25. April 1823.) 

Sägfpäne. Marktplag fürden Ver- 
fauf derfelben in Wien, f. Marft: 
Polizei = Auffichts » Anftalt der 
Stadt Wien, $. 91. 

Safran. Nahdem die hieſige me- 
dieinifche Facultät die im Handel vor- 
fommende Berfälfhung des Safran 
durd die Beimiſchung von rothgefärb- 
ten Ringelblumen =» Blüthen (Moresca 
lendulae offieinalis) als für die menſch— 
liche Gefundheit gefährlih und daher 
nicht zuläffig erklärt hat, fo wird unter 
Einem das Publikum mittelſt einer 
eigenen Kundmachung auf diefe gefund» 
heitsſchädliche BVerfälfhung des Sa— 
fran aufmerffam gemacht und vor dem 
Gebrauche des verfälfhten Safrans 
gewarnt. Ebenfo trifft die Regierung 
die geeigneten Berfügungen, damit die 
an diefer Berfälfbung Schuldtragenden 
der gefehlihen Beftrafung und zwar 
nah $. 160 St. ©. B. II. Thle. un- 
terzogen werden. (Deer. der. k. n. 6. 
Na. v. 3. Mai 1844 3. 27427, des 
böhm. Bub. v. 25. Mai 1844 Zahl 
30763. Prov. ©. ©. Nr. 155.) 

Salamihändler, fie Wurft: 
macher. 

Salben find vom Houſirhandel aus- 
gefchloffen, f. Haufirhandel, $. 12d. 

Salniter, f. Salpeter. 

Salpeter. Seine Majeftät haben 
mit a. b. Entſchl. v. 7. Juni 1850 zu 
genehmigen geruht, daß die bieherige 
Berechtigung der befugten Salniter— 
Erzeuger, auch gegen den Willen des 
Eigenthümers eines Grundes oder Ge: 
baudes, nach falniterhältiger Erde gra- 


Salpeter. 


ben zu Dürfen, aufzuhören habe. Die 
Gewinnung der falniterhältigen Erd 
(Gayerde) aus fremdem Grunde od 
Gebäude bleibt daher fünftighin dem 
Ginverftändniffe der befugten Salniter: 
Erzeuger mit dem Gigenthümer des 
Grundes oder Gebäudes überlaffen. 
(Bdg. d. Min. d. Inn. vom 14. Juni 
1850 , wirkſam für alle Kronländer, 
mit Ausnahme der Militärgränge. R. 
G. B. Nr. 233.) 

Salpeter. Iu der Erwägung, daß der 
Salpeter einen der vorzüglichften Hilfe« 
ftoffe im Gebiete der techniſchen In— 
duftrie gewährt, wurde das bisher in 
Anfehung des Salpeterd vom Staate 
ausgeübte Monopol unter folgenden 
Beltimmungen aufzuheben befchloffen: 

1. Das dem Staate ausfhließend 
vorbebaltene Eigenthum alles, in oder 
auf dem Erdboden vorhandenen oder 
fih erzeugenden Salpeters, fo wie alle 
auf die Erzeugung, Bereitung und Ber- 
wendung dedfelben, dann auf den Ber: 
keht damit Bezug nehmenden, aus dem 
Monopolsrechte des Staates fließenden 
Berbote und Befhränkungen treten 
mit 1. Juli 1853 außer Wirkſamkeit. 

2. Die Aufhebung des Galpeter- 
Monopols läßt die Anordnungen über 
die Behandlung des Kochſalzes, welches 
fi bei der Bereitung oder Läuterung 
des Salpeters ald Rüdftand oder Ne 
ben-Erzeugniß des angewendeten Ver: 
fahrens ergibt, unberührt. 

3. Zur Salpeter-Erzeugung, wenn 
ſolche gewerbs- oder fabriksmäßig be— 
trieben wird, iſt eine eigene Conceſſion 
erforderlich, welche von den zur Ber- 
leihung von Gewerbs⸗ und Fabriksbe⸗ 
fugniſſen autorifirten Behörden, unter 
Beobachtung der binfihtlih des Be- 
triebes von Bewerben und Fabriken be 
ftehenden allgemeinen Vorſchriften, er- 
tbeilt wird. Selbft in jenen Kronlän- 
dem, in welchen die Gewerbe ohne vor- 
läufige behördliche Berleihung betrieben 
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werden dürfen, ift die Berechtigung zur 
fabrifd- oder gewerbömäßigen Erzeu— 
gung des Salpeterd an die Gonceffion 
der politifhen Behörde gebunden. 

4. Zur@rlangung einerfoldhen Gon- 
ceffion muß die öfterreihifche Staats- 
bürgerfhaft, Großjährigkeit, dann die 
moralifhe und politifhe Unbefholten- 
heit nachgemwiefen werden. 

5. Die ertheilten Gewerbö - Goncef» 
fionen oder Fabritsbefugniffe find von 
der verleibenden Behörde zur Kenntniß 
der Finanz-Landesbehörde zu bringen. 

6. Der Betrieb der Salpeter-Erzeu- 
gung befreit von feiner faatsbürgerl, 
Verpflichtung oder Gommunal-Leiftung. 

7. Den dermaligen Salpeter-Erzeus 
gern, welde von der E. f. General-Ar- 
tillerie-Direction Autorifationen zum 
diesfälligen Betriebe erhalten haben, 
wird unter den, in den Punkten 3. und 
4. enthaltenen Bedingungen, auf ihr 
Berlangen eine neue Gonceffion zum 
gewerbs⸗ oder fabrilsmaͤßigen Betriebe 
der Salpeter-Erzeugung, gegen Einzies 
bung der früheren Autorifationsurfuns 
den, ertbeilt werden. 

8. Die Staatsverwaltung wird für 
die Dedung ihres Bedarfes an Salpe- 
ter in geeigneter Weife forgen; den in- 
ländifchen Broducenten wird es frei fte- 
ben, ſich dabei zu betheiligen , und es 
wird auf fie, fo weit es die von ihnen 
für das zu liefernde Materiale gefor- 
derten Preife zuläffig machen, billige 
Rüdfiht genommen werden. 

9. Der Staatsverwaltung bleibt 
vorbehalten, den Verkauf des Salpe- 
ters in den ärariſchen Berfchleiß- Nieder» 
lagen fo lange fortzuſetzen, als fie es 
angemeffen findet. 

10. Zum Handel mitSalpeter find be- 
rechtigt: Großhändler, Kaufleute, Apo— 
theker und licenzirte Pulververſchleißer. 

11. Das Haufiren mit Galpeter 
bleibt verboten. 

12. In Bezug auf die Ein» und 
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Ausfuhr des Salpeters finden die Be- 
ftimmungen des Zolltarifs und die Vor— 
fhrift über das Zollverfahren, dann 
jene Verordnungen die volle Anwen» 
dung, welde über die Ein- und Aus— 
fuhr vom Kriegsmateriale jeweilig er- 
laffen werden, 

13. Uebertretungen der gegenwärti— 
gen Beftimmungen , infofern fie nicht 
nah den allgemeinen oder Gefälle- 
Strafgefegen zu behandeln find, unter- 
liegen den dur die Gewerbsnormen 
beftimmten Strafen. 

14. In jenen Orten. in welchen der 
Ausnahmszuftand befteht, bleibt es der 
Ausnahmsbehörde überlaffen, bezüglich 
der Erzeugung und Berwendung ded 
Salpeters, dann des Verkehrs mit dem— 
felben, die nöihigen Ueberwadhungsmaß- 
regeln anzuordnen und zu handhaben. 

15. In Beziehung auf die Erzen- 
gung und den Berfchleig des Schieß— 
pulverd wird dem Staate das Allein» 
recht vorbehalten und die Berwaltung 
von den dozu beftellten Militärbehör- 
den beforgt. 

16. Die näheren Beftimmungen zur 
Vollziehung der Borfchrift des Punktes 
15 werden durch befondere Berordnuns 
gen geregelt. 

17. Hinfihtlih des Bezuges und 
der Berwendung des Salpeters zu 
Schießpulver » Erzeugung haben die 
Berwaltungsbehörden,, welche es ber 
trifft, die geeigneten Ueberwachungs— 
maßregeln anzuordnen. 

(Kaif. Pat. vom 31. März 1853, 
giltig füralle Kronl.. R. G. B. Nr. 90.) 

Salpeter dürfen Juden erzeugen 
und mit demfelben handeln, f. Iuden. 
(Bdg. v. 12. Mär; 1851.) 

— — wegen Beftrafung des unbes 
fugten Handels mit Pulver und Sal: 
peter, ſiehe Schießpulver. 

Salpeter⸗Lauge. Es ift der Fall 
vorgelommen, daß Kühe, nachdem fie 
aus frei ſtehenden unbedeckten Botti- 
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chen Salniterlauge getrunken hatten, 
umgeſtanden find. Um ähnliche Unfälle 
d verhindern, wird hiermit verordnet, 

aß die Bottiche mit Salniterlauge, 
wenn fie im Freien oder an andern dem 
Viehe zugänglichen Orten fteben, wohl 
verfhloffen gehalten werden follen. 
(N. ö. Reggs. Vdg.v.8.Dct. 1832 2. 
46540, 1.5. Pp. G.S. 14.B.Nr. 234.) 

Salz kann nad dem geftrichenen n. 
ö. Seitelmaß oder auch im Gewichte in 
den vorgefhriebenen Preifen verfauft 
werden. (Hffmr. Decr. v. 24. Mai 
1808. Krop. G. Franz 24.8. S. 493.) 

— — Auch das Kochſalz ſoll nicht 
mit Kalk oder anderen gefundheits- 
ſchädlichen Subftanzen vermifcht wer: 
den. (N. 6. Rggs. Decr. v. 24. Juni 
1816 3. 23147.) 

— — Beim Zerreiben ded Salzes 
Behufs der Einpöcklung find nur mars 
morne oder hölzerne Gefchirre zu ge- 
brauchen. (Dec. des lomb. Bub. v. 9. 
Nov. 18223.34739. St. 2. B. S. 39.) 

— — Vor der Verwendung des 
von der Käſebereitung übrig bleibenden 
Salzes, in dem das ſalpeterſaure Kali 
mit ſalzſaurer Soda in Verbindung 
tritt, wurde gewarnt. (Circ. des lomb. 
Bub. v. 20. Jän, 1834 3. 40644. 
Stub. 2. Bd. ©. 39.) 

Salzhandel. In Folge a. h. Ent: 
ſchließung von 8. Det. 1829 wurde 
der freie Salzhandel auch im König: 
reih Böhmen eingeführt. (Eirc. d. ob 
d. Ennf. Reg. v. 14. Det. 1829 Zahl 
29318. Prov. ©. ©. Nr. 252.) 

Salzverfchleiß mit Maßeln, als 
mit Gewichten unter einem Pfunde 
dürfen noch ferner die Käfefteher und 
Fragner fortführen. (Hfkmr. Decr. v. 
18. Aug. 1807. Kp. G. 23. B. ©. 576.) 

— — Mit Genehmigung der Hof: 
fanzlei vom 4. d. M. wird die Bor- 
fhrift des Zimentirungs: PBatentes vom 
Jahre 1784 hinfihtlih der Verwen⸗ 
dung meffingener Gewidhte bei dem 
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Salzhandel aus geſundheitspolizeili— 
hen Rück ſichten außer Wirkſamkeit ge- 
feßt und Dagegen angeordnet, daß fünf: 
tighin bei dem Salzverſchleiße nut 
allein eiferne Gewichte, die aber gehö— 
tig zimentirt und mit Firniß überzogen 
fein müſſen, anftatt der bisher vorge: 
fhriebenen mefjingenen Gewichte ver- 
wendet werden follen. (Eirc. d. k. k. n. 
ö. Reg. v. 27. Mai 1848. Zeitfchrift 
für 6. R. ©. €. J. 1848 ©. 193.) 

Salzverfchleiß wird an Sonn: u. 
Feiertagen bis Morgens 9 Uhr und 
Nachmittags von 4 Uhr an geftattet, ſ. 
Sonn: und Feiertagsheiligung. 

Samenhändler, würtembergifche, 
denfelben ift das Haufiren verboten. 
(Reggs. Intim. vom 31. Dct. 1812. 
Barth. H. u. ©. Gef. 7.3. ©.282.) 

Sümereien. Bei deren Verkauf ift 
ih nur des Achteld und Halbachtels 
?c. 2c. zu bedienen. f. Maß. 

— — fowie audh Mehl, Körner u. 
andere Hülfenfrüchte follen vor dem 
Verkaufe nicht amgefeudtet werden, 
oder flüffig gemacht werden, ſ. Mühl: 
ordnung. 

Sammelbriefen,, mit unberedti- 
genden, Betretene find anzuhalten und 
zu conftituiren. (Pat. v. 30. Oct. 1751 
Bat. v. 13. Sept. 1773. Rggs. Vdg. 
v, 27. Juli 1792.) 

Sammeln ift den Eremiten und 
der venetianifchen Geiftlichkeit verboten. 
(Hid. v. 20. Nov. 1773. Krop. Gel. 
M. Ther. 6. B. ©. 632.) 

— — dasſelbe ift allen fremden 
Geiftlihen und Drdensleuten in den 
k. k. Erblanden verboten. (Bat. v. 1. 
Juni 1782. 4p. ©. 3. 2.8. ©.232.) 

— — für Ddiefen Zwed haben 
Mönchsklöſter, welden das Sammeln 
geftattet ift, ruhige und wohlgefittete 
Subjecte zu wählen. (Hfd. v. 6. Jumi 
1782. Krop. ©. Iof. 2. 2.6 234.) 

— — dasfelbe ift allen Mönden, 

melde nicht eine ausdrückliche Erlaub— 
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niß erhalten haben, ftrenge verboten. 
(Hfd. v. 13. Sept. 1781. Krop. Gef. 
Sof. 2.8. ©. 234.) 

Sammeln ift den Franziscanern, 
Kapuzinern und. Barmberzigen geftat- 
tet. (Hfd. v. 8. Nov. 1782. Krop. ©. 
%of. 2.3. ©. 235.) | 

— — ift den Elifabethinerinnen er: 
laubt. (Hfd, v. 12. Oct. 1790. Krop. 
Geſ. Leopold 3. 8. ©. 67.) 

— — iftden durd Feuersbrunſt vers 
unglüdten Juden, unter. den Juden 
geftattet. (Hofentſchließung v. 25. Juli 
1785. Krop. Gef. Joſ. 10. B. Seite 
521.) 

Sammlungen. Brivatfammlungen 
find nicht zu geftatten, und ift auf der- 
lei falfhe Sammler mit dem Auftrage 
aufmerffam zu machen, daß fie im Ber 
tretungsfalle ohne weiters arretirt, und 
mit felben nach den beftehenden Bor« 
fohriften verfahren werden fol. (N. ö. 
Reggs. Decr. vom 27. Juli 1792.) 

— — Brandfteuer » Sammlungen 
find von den Pfarrern oder Seelforgern 
in der Kirche fund zu machen (M. ö. 
Reggs. Vdg. v. 18. Aug. 1804. Krop. 
Be. Franz. 19. B. ©. 283.) 

— — für Verunglückte. Rüdfidt- 
lich der zu veranlaffenden Sammlung 
milder Beiträge für die durch Feuer— 
oder Elementar-Ereigniffe verunglüd- 
ten Unterthanen find folgende Bor« 
ſchriften vorgezeichnet: 

1. Hat das Unglück eine größere 
Stadt, oder einen vorzüglicheren Markt 
getroffen , fo ftebt-e8 dem Onbernium 
mit Rüdfiht auf die Größe des ver- 
urfahten Schadens frei, nebſt der in 
feinem Gebiete einzuleitenden Samm— 
lung, auch bei der Hofftelle auf die 
Beranlaffung einer allgemeinen Samm⸗ 
lung in allen Provinzen der Monardie 
einzufchreiten. 

2. Iſt eine mindere Markt- oder 
Dorfgemeinde, oder ein größerer Theil 
derfelben verunglüdt, fo fann das Gu⸗ 
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bernium in fämmtlihen Kreifen der 
Provinz milde Beifteuer-Sammlungen 
ausfchreiben. 

3. Für einzelne Berunglüdte findet 
keine allgemeine Sammlung in der Bro» 
vinz Statt; fondern es ift dem Kreis: 
amte überlaffen, ſolchen durch Beifteuer- 
Sammlungen zu Hilfe zu fommen. 

4. So viel e8 die Art betrifft, wie 
diefe Sammlungen einzuleiten find, fo 
bat es von den bisher ertheilten Samm- 
lungspäſſen, womit die Parteien im 
Lande herumzogen, ganz abzufommen, 
und ift die Verordnung zur Samms 
lungs » Bewilligung an die Gemeinde 
dahin zu erlaffen: daß jede Gemeinde 
die Beiträge durch vertraute und ehr— 
liche Männer unentgeltlich fammle, und 
folhe an das Kreisamt , diefed aber, 
infofern die Sammlung eine veruns 
glüdte Gemeinde außer feinem Gebiete 
betrifft, entweder an das dortländige 
betreffende Kreisamt, oder an die Lan— 
desftelle einfende, je nachdem die 
Sammlung für eine Gemeinde der 
Provinz Zirol oder für jene einer an- 
deren öfterreihifchen Provinz eingelei- 
tet würde, 

Die Landesftelle und die Kreisäm— 
ter haben fi bei Ausfchreibung der 
Sammlung mit der Geiftlihkeit in das 
Einvernehmen zu feßen, damit diefe die 
Einwohner, Obrigfeiten und Gemein- 
den durch die Seelforger zu Beiträgen 
für ihre Nebenmenfhen auffordern, 
(Eentr, Org. Hofeom. Deer. vom 8. 
Sept. 1816 an das Gub. in Tirol. 
Krop. Gef. Franz. 37. B. ©. 92.) 

Sammlungen. Die Sammlungs- 
gelder, welche in der der Landesftelle 
untergeordneten Provinz eingehen und 
für Gemeinden der übrigen Provinzen 
beftimmt find, find unmittelbar an die 
Landesſtelle der betreffenden Provinz 
zu fenden. (Hflzl. Decr. v. 14. Auguft 
1827 3. 21537. Prov. ©. ©. 9.2. 
Nr. 232.) 


6 Sängerfahrter. 

Sammlungen. Die k. f. Stadt. 
bauptmannfchaft erachtet es zur Hint- 
anhaltung von Betrügereien und zur 
leidhteren Entdeckung der ſich dabei be- 
theiligenden Perfonen für nothwendig, 
fämmtlihe Bewohner Prags auf die 
bereitö früher erlaffene Kundmachung 
aufmerffam zu madhen, daß Samm- 
lungen im wohlthätigen Intereſſe, fie 
mögen von wem immer ausgehen, oder 
zu was immer für einem wohlthätigen 
Zwed beftimmt fein, jedesmal die Be- 
flätigung der ka k. Stadthauptmann- 
[haft bedürfen, und daher nur jene 
Subferiptionsliften Glauben verdienen, 
welche hieramts beftätigt und mit dem 
vollen Amtöfiegel, das nebſt dem k. k. 
Adler die Unterſchrift „E. k. Stadt- 
bauptmannfhafte-Präafidium“ enthält, 
verfehen fein. (Kundm. der Stdth. im 
Prag v. 19. April 1851.) 

— — der Aatholifen im Auslande 
für Zwede ihres Eultus, ſiehe Aka— 
tholiken. 

— — mit dem Alingenbeutel, ſiehe 
Klingenbeutel. 

— — f. Bettlerpäffe. 

Samſtag. Geftattung der Tanz: 
muſiken an Samftagen während des 
Faſchings, ſ. Tanzmuſiken. 

Samſtägige Äbendandachten, ſ. 
Andachten. 

Sand, ſ. Bauſand. 

Sängerfahrten. In Folge unlieb⸗ 
ſamer Wahrnehmungen, die bei einem 
vor Kurzem Statt gefundenen maſſen— 
haften Zuge der Stadtbewohner in die 
Umgegend aus Anlaß einer Sänger 
fahrt des hiefigen Männergefangvereis 
nes gemacht wurden, fieht man fidh ver- 
anlaßt, von num an derlei Sängerfahr- 
ten (Fußausflüge in die Umgebung der 
Refidenz), welche dem Zwede der Uns 
terhaltung gelten, und den Tag von 
früh Morgens bis in die fpäten Stun— 
den in Anfpruch nehmen, für Sonn- 
und Feiertage ausnahmslos zu unters 
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fagen. (Bdg. der f. f. Stdih. in Wien 

v. 2. Juli 1852: 3. 2282/Pr.) 
Sänger = Gefellihaften,, fiehe 

Bollsfänger:Gefellicaften. 

Sanitäts-Augenfdein. Die Sa- 
nitäts = Augenfcheingebühren für Wien 
über angefuhte Bewohnungs-Confenfe 
werden auf 6 fl. C. M. feftgefegt, die 
zwifchen dem politifhen Gommiffär, dem 
Arzte und dem Baunmeifter zu gleichen 
Zheilen zu vertheilen find. (Vdg. der 
n. 6. Reg. vom 6. Novbr. 1834 3. 
48215. An. ©. 3. J. 1834 Nr. 72.) 
©. auch Bau = Augenfcheins - Ge- 
bũhren. 

— — Die k.k. n. ö. Reg. findet 
ſich zur Verfügung veranlaßt, daß in 
allen jenen Fällen, wo bei der Sani— 
tatsbefhau neu gebauter Wohnungen 
diefe legteren oder Theile derfelben für 
unbrauchbar erklärt werden, und deren 
Vermiethung und Beziehung von Seite 
der Drtsobrigkeit dem Eigenthümer 
unterfagt wird, Die betreffende f. f. 
Bol. Bezks. Dir. hievon in die Kennte 
niß gejeßt werde, um den Befolg über- 
wahen zu können. (Bdg. der n. ö. 
Reg. v. 13. Septbr. 1838 3. 50757. 
PBrov. ©. ©. 20. Bd. Nr. 228.) 

— — Die Bezks. Dir. haben durch 
firenge Ueberwahung zu forgen, daß 
neugebaute Wohnungen vor dem dur 
das Bezirks » Phyficat bei der Beſchau 
feftgefeßten Termine nicht bezogen wer» 
den, zu weldem Endzwede darauf zu 
halten ift, daß der Bezirks - Arzt von 
jedem abgehaltenen Sanitäts- Augen- 
heine der Bezirks » Direction die ent« 
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Sanitäts = Auslagen. Die a. h. 
Entſchl. v. 19. März 1829, befannt 
gemacht mit Hfkzl. Decr. v. 13. Aug. 
1829 Rr. 6512 ordnet an, daß, fowie 
in allen übrigen Zweigen der öffentli« 
hen Ausgaben, auch in der Abtheilung 
der Sanitätspflege mit der größtmög- 
lihften Sparfamkeit vorgegangen werde. 
Hiernach erfloß zur Hintanhaltung je 
des nicht dringend nothwendigen und 
unvermeidlihen Aufwandes und zur 
Erzielung jeder mit dem Zwede der 
Sanitätöpflege nur immer vereinbaren 
Erfparung die nachſtehende Berord- 
nung: 

1. Nah den beftehenden Vorſchrif⸗ 
ten fann in Abfiht auf die Kranfen- 
pflege der Gameralfond und beziehungs⸗ 
weife der Staatsſchatz blos bei Men» 
fhenepidemien und Thierſeuchen, bei 
Zuftfeuchefällen, und bei Hundsbiffen 
in Anſpruch genommen werden. 

2. Als eine Epidemie bei Menfchen 
und als eine Seuche bei Thieren kann 
aber eine Krankheit nad der im Jahre 
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fprehende Meldung erftatte. (Citc. der - 


k. f. Bol. Ob. Dir. v. 24. Juli 1844 
3. 16181/2872.) 

— — bei Bauführungen ſiehe 
Bauführungen , Bewohnungs- 
tonſens. 

— — wegen Bezahlung der Ge— 
buͤhten, ſ. Bau = Uugenfceins-Ge: 
bühren, 


erlaffenen Inftruction nur dann bes 
trachtet werden, wenn ineiner Ortſchaft 
nach der verfchiedenen Größe derfelben 
6 bis 8 Menfhen oder eben fo viele 
Thiere mit der nämlichen Krankheit bes 
fallen werden. 

3. Eine Ausnahme bievon machen 
bei den Menfchen blos die natürlichen 
Blattern, und bei Thieren die Loͤſer— 
dürte oder Ninderpeft, weil bei diefen 
Krankheiten die Gefahr der Anftedung 
und der weiteren Ausbreitung fehr groß 
ift, und beide Krankheiten meift ſehr 
bösartig auftreten. 

4, Nicht eine jede etwa weiter vers 
breitete Menfchen: und Thierfeuche for: 
dert zu einer befondern Vorforge von 
Seite der Staatsverwaltung auf. Denn 
mandmal äußern derlei Krankheiten 
einen ſehr gutartigen Character und 
Berlauf, bedürfen zu ihrer Heilung wer 
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der eines . befondern Aufwandes an 
Kunfthilfe, noh an Heilmitteln, und 
machen eben deshalb aud befondere 
polizeilihe Vorkehrungen nicht noth- 
wendig. 

5. In derlei Fällen zeigt fi das 
Einfhreiten des Kreisarztes am Ort 
der Seuche jelbft nicht nothwendig, und 
es Tann die Behandlung der Erkrankten 
den im Seucheoite und deſſen Umge- 
bungen vorhandenen Aerzten, ja felbft 
den Wundärzten ohneweiters anver- 
traut werden, zumal als auch letztere 
da, wo keine Nerzte fich befinden, felbft- 
ftändig die Heilung innerliher Krank: 
heiten beforgen fönnen, nur in ſchwe— 
ren Fällen fi bei einem Arzte Raths 
zu erholen verpflichtet find, übrigens 
aber ihnen aud zum Ueberfluffe von 
Seite des KHreisarztes eine fhriftliche 
Anweifung und Belehrung über das 
einzufchlagende Heilverfahren mitgege- 
ben werden fann. Auf derlei Belehrun- 
gen hat fih daher die Amtshandlung 
des Kreisarztes in ſolchen Fallen zu 
befchränfen. 

6. Allein ſelbſt folhe Krankheiten 
müffen auch künftigbin gleich bei ihrem 
Beginnen zur Kenntniß des Kreisam— 
tes gebracht, über deren weiteren Ver— 
lauf die periodifhen Rapporte an das 
Leptere erftattet, und jeder Unterlafs 
ſungs- oder Berfpätungsfall an dem 
Schuldtragenden ftrenge geahndet wer— 
den, weil Krankheiten, welche bei ihrem 
eriten Entjtehen ſich ſehr gutartig zei- 
gen, in ihrer ferneren Entwidlung einen 
fehr bösartigen Character offenbaren 
können. 

7. Trägt die Epidemie oder Seuche 
offenbar einen bösartigen Character an 
fh, umd zeigt fie wohl gar zugleich 
eine anſteckende Beichaffenbeit, fo muß 
die fogleihe Abjendung des Kreisarz- 
tes in den Seucheort veranlaßt werden, 
weil die felbitftändige Behandlung der 
Kranken danı den Wundärzten nicht 
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mehr mit Beruhigung überlaffen wer⸗ 
den kann, auch nad dem ihnen gefeß- 
lich zugewiefenen Wirkungskreiſe nicht 
überlaffen werden darf, endlich in fol» 
hen Fällen die Einleitung polizeilicher 
Vorkehrungen, und zu deren genauer 
Durchführung das volle Freisämtliche 
Anſehen nicht felten nothwendig er- 
ſcheint. 

8. Eine Ausnahme hat nur dann 
einzutreten, wenn ſich im Seucheorte 
ſelbſt ein graduirter Arzt befindet, und 
dieſem die Leitung des Seuchenge— 
ſchaͤftes mit voller Beruhigung anvers 
traut werden kann. 

9. Nach der bereits erwähnten In- 
ſtruction hat der Kreisarzt bei Epide- 
mien unter Menfchen, und bei Seuchen 
unter Thieren, über deren Berlauf blos 
von 14 zu 14, und in ſchlimmen Yäls 
len von 8 zu 8 Tagen bis zur Beendi- 
gung der Epidemie oder Seuche Bes 
rihte an das Kreisamt zu erftatten. 
Er darf daher in der Regel die Nach— 
fiht im Seuchenorte blos von 14 zu 
14, und nur in fhlimmen Fällen von 
8 zu 8 Tagen pflegen, wenn nicht ber 
fondere Urſachen, die jedoch vom ſtreis— 
amte ausdrücklich beftätigt werden müſ— 
fen, eintreten, welche feine öftere An— 
wefenheit in jenem Orte nothwendig 
machen. 

10. Luſtſeuchekranke, welde 
auf öffentlihe Koften geheilt werden 
follen, müffen, da deren Heilung gleich 
vom Anbeginn von dem Kreisarzte 
felbft geleitet werden fol, demfelben 
ftets von den Obrigkeiten in den Areid- 
ort zugefchicht werden. Erkennt er die 
Krankheit als wirkliche Luſtſeuche, fo 
bat das Kreisamt die Einleitung zu 
treffen, daß ein foldyer Kranker entweder 
fogleih in das Prager allgemeine Kran 
kenhaus gefendet, oder in eines der im 
Kreife beftehenden Spitäler, welches 
unter der Aufſicht eines graduirten 
Arztes fteht, zur Heilung abgegeben, 
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oder, wo ed nur immer möglich ift, der 
Kranke dur den Kreisarzt, in deffen 
Abwefenheit oder gefeglicher Verhin— 
derung aber unter feiner Leitung durch 
den Kreiswundarzt im Standorte des 
Kreisamtes felbft, und zwar unentgelt- 
ih behandelt, für diefen Zwed und 
zum Behufe der Unterbringung des 
Kranken ein ſchickliches Locale ausge: 
mittelt, und ſowohl in diefer Hinficht, 
ald auch wegen der nöthigen Berpfle- 
gung ein möglichft billiges Uebereintom- 
men getroffen werde. 

11. Auf die genaue Befolgung die: 
fer Anordnung, wofür das Kreisamt 
felbft befonders verantwortlich gemacht 
wird, muß um fomehr gedrungen wer: 
den, als bisher nicht felten, zumal 
WBundärzte, auf dem Lande, denen die 
Behandlung der mit der Ruftfeuche be- 
bafteten Kranken anvertraut wurde, 
zum offenbaren Nachtheile der zahlungs— 
pflihtigen Fonds ungeheure Koften 
aufrechneten, die ihrer Pflege befchle- 
nen Kranken aber nichtsdeftomweniger 
ungebeilt liegen, eben deshalb auch nur 
bei einer pünctlihen Beobachtung jener 
Weiſung mit Zuverfiht gewärtiget wer— 
den kann, daß die Heilung folder 
Kranken ungleich ficherer, ſchneller und 
mit weniger Koftenaufwand werde er— 
zielt werden. 

12. Eine Ausnahme von diefer Ans 
ordnung kann nur dann Plaß greifen, 
wenn der mit der Luftfeuche behaftete 
Kranke nicht transportabel ift, oder 
aus wichtigen Gründen, die jedod) ſtets 
gehörig und glaubwürdig nachgewieſen 
werden müſſen, aus feiner Heimath 
durchaus nicht entfernt werden kann. 
In einem ſolchen Falle iſt dann der 
Kreisarjt zur Einleitung der Behand» 
lung an Ort und Stelle felbft abzu- 
fenden. 

13. Bon der erfolgten Heilung ſol— 
her Kranken bat fich aber der Kreisarzt 
nur dann perfönlih zu überzeugen, 
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wenn die Geheilten nicht gar zu weit 
vom Amtsorte des Kreisamtcs entfernt 
find, und fi daher zur Freisärztlichen 
Unterfuhung in diefem Orte ftellen 
fönnen, oder wenn der Kreisarzt ohne— 
bin in die Gegend des Wohnortes der 
Geheilten eine Gefchäftsreife vorzunch- 
men bat, und folglich gelegenbeitlich 
die Ueberzeugung von dem guten Er: 
folge ihrer Heilung einholen kann. Auf 
feinen Fall ift es aber geftattlih, für 
diefen Zwed eine eigene Reife vorzu- 
nehmen und aufzurechnen. 

14. Sollte jedoh der Wohnort 
eines ſolchen Geheilten von dem Stand: 
orte des Kreisamtes zu weit entfernt 
fein, und deffen Unterfuhung auch nicht 
gelegenheitlich einer andern Geſchäfts— 
reife vorgenommen werden fönnen, fo 
ift diefelbe einem benachbarten, dem 
Kreisamte als geſchickt und rechtlich 
befannten Arzte anzuvertrauen, in def 
fen Wohnort fih der Geheilte zu dem 
erwähnten Zwede zu ftellen hat. Der 
Kreisarzt bat aber derlei Aerzte hin— 
fihtlih folder Heilungsbeftätigungen 
bei jeder fi ihmdarbietenden Belegen» 
heit zu überwachen. 

15. Bei Wutbvorfällen und 
Hundsbiffen hat der Kreisarzt nur 
dann an Drt und Stelle zu interveni« 
ren, wenn von einem wiüthenden oder 
der Wuth verdächtigen Hunde Menfchen 
bejhädigt wurden, und in dem Stand» 
orte der Gebiffenen ſich kein graduirter 
Arzt befindet, dem die Leitung der Eur 
mit Beruhigung übertragen werden 
kann. 

16. Gerihtlide Leihen 
hauen find blos dann anzuordnen, 
und die Kreisfanitätd- Beamten zu Des 
ren Vornahme abzufenden, wenn derlei 
Leihenfhauen zur Ansmittlung und 
Feſtſtellung des Thatbeſtandes uner— 
läßlich nothwendig ſind. Aus dieſem 
Grunde haben daher dieſelben bei tödt: 
lihen Unglüdesfällen zu unterbleiben, 
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wenn die eigentliche Todesveranlaffung 
ſchon in anderweitigen Wegen beruhi— 
gend ſichergeſtellt ift. 

17. Zu andern Commiſſions geſchäf— 
ten darf der Kreisarzt nur dann vers 
wendet werden, wenn es ſich um Erbes 
bung und Beurtheilung von Gegen» 
fländen, die feinen Pflichtkreis berüh— 
ren, handelt, und zu deren genauer 
Erörterung nit nur Kunftkenntniffe, 
fondern au die an Drt und Stelle 
einzubolende Weberzeugung von der 
eigentlihen Befchaffenheit der Sache 
fi erforderlich zeigen. 

18. Bei Superarbitrirungen 
find die betreffenden Individuen ftets 
anzuweifen, fi bei dem Kreisarzte 
felbft zu ftellen. Die Abfendung des 
Letzteten zu diefem Zwecke an den 
Wohnort der zu fuperarbitrirenden Ins 
dividuen ift daher nur dann zu veran— 
lafjen, wenn Ddiefe Individuen Krant- 
heitshalber bei dem Kreisarzte felbft 
zu erfheinen durchaus nicht vermögen. 

19. Zur fortwährenden Auffiht, 
Einleitung des Erforderlihen, und der 
Behandlung der Kranken ift bei Epide- 
mien, Seuchen, Luſtſeuche- und Wuth— 
vorfällen fletö der im Drte oder in der 
nächſten Entfernung befindlihe Arzt 
oder Wundarzt aufzuftellen, wenn nicht 
etwa ein obrigkeitl. Arzt oder Wund— 
arzt auf dem Dominium vorhanden ift, 
der mit noch mehr Vortheil für diefen 
Zweck beftellt werden kann. 

20. Nur in dem Falle, wenn dem 
nächſten oder dem obrigkeitlihen Arzte 
oder Wundarzte die Behandlung der 
Krankheit durhaus niht anvertraut 
werden fann, oder derfelbe frank oder 
abwefend, daher verhindert wäre, diefes 
Geſchäft zu übernehmen, ift es geftat- 
tet, hiefür aud einen andern entferntes 
ven Arzt oder Wundarzt zu beftimmen. 

21. Die unter der Leitung des 
Kreisarztes zur Krankenbehandlung 
aufgeftellten Werzte und Wundärzte 
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haben jedoch nur bei außer ihrem Wohn- 
orte ausgebrohenen Menfhen- oder 
Thierfeuchen auf die Berabfolgung der 
gefeglihen Zaggelder einen giltigen 
Anſpruch. 

22. Die bei den Luſtſeuche- und 
Wuthvorfällen verwendeten Aerzte und 
Wundärzte dürfen dagegen nie Taggel— 
der aufrechnen, fondern ed Fönnen blos 
denfelben in dem Falle, wenn fie aus 
den Mitteln jener Gemeinde oder jenes 
Dominiumd, wohin ter ihnen anver- 
traute Kranke gehört, gar feine oder 
nur eine geringe Befoldung beziehen, 
Deferviten bewilligt werden. 

23. Bei der Aufrehnung diefer 
Deferviten und bei deren Bemeffung ift 
auf die größere oder geringere Krans 
fenzahl, die gehabte größere oder Eleis 
nere Mühewaltung, die wechjelfeitige 
Entfernung des Wohnortes des Kran 
fen von jenem des behandelnden Arztes 
oder Wundarztes und auf den Umftand 
Rüdfiht zu nehmen, ob der Letztere 
eine Befoldung und in welchem Betrage 
beziehe. 

24. Den zur Srankenbehandlung 
beftimmten Aerzten und MWundärzten 
hat übrigens der Kreisarzt ſtets unter 
font zw gemärtigender eigener Veraut— 
wortung eine Anleitung zu einer mög— 
lichſt einfachen, mindeft Eoftfpieligen, 
dem Heilzwede jedoch vollfommen zus 
fagenden Behandlung mitzugeben; nicht 
minder denfelben da, wo es die Ver— 
bältniffe, fowie die Art und Befhaffen- 
beit der Krankheit nur immer möglich 
machen, zugleih auch die Zahl der zu 
machenden Krankenbefuhe vorzuzeich« 
nen, und ſich nad der genauen Befol: 
gung diefer feiner Anordnungen bei 
der Bornahme der ihm obliegenden 
Nahfichtöpflege zu überzeugen. 

25. Bei der Behandlung der Krans 
fen auf öffentliche Koften muß ſich über: 
haupt fireng an die für diefen Zwed 
vorgefchriebene Drdinationdg-Norm ges 
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halten, jede überflüffige Arzneiverſchrei— 
bung befeitigt, fi der größten Einfad- 
beit befliffen, und da, wo mit wohlfei« 
len einheimifhen,, jedoch wirkfamen 
Arzneimitteln der Heilzweck gleich gut 
und gleich ficher erreicht werden kann, 
fih koſtſpieliget Arzneien umfomehr 
enthalten werden, als widrigens jeder 
verfchwenderifhe und zweckloſe Auf: 
wand unnahfichtlic dem hieran Schuld- 
tragenden zum Erfaße zuerkannt werden 
wird. 

26. Bei Viehſeuchen fol Hinfichtlich 
der Wahl der Arzneiftoffe, ihrer An« 
Ihaffung, Bereitung und Berabfolgung 
fh genau nah jenen Beftimmungen 
benommen werden, welde die mit Vdg. 
v. 9. Novbr. 1819 3. 51401 befannt 
gegebene Inftruction für Landesthier— 
ärzte in den $$. 15, 17 und 30 vor- 
zeichnet. 

27. Die Krankenbeſuche dürfen nie 
ohne Roth vervielfältigt, und da, wo 
mehrere Befuhe, ald vom Kreisarzte 
vorgezeichnet wurden, gemacht werden, 
muß deren Nothwendigkeit gehörig und 
glaubwürdig nachgewiefen werden. 

28. Bei Epidemien, Biehfeudhen, 
Luſtſeuche- und Wuthvorfällen hat der 
Kreisarzt auch die Pflicht, dafür zu 
forgen, und nöthigenfalls felbft die er- 
forderlihe Einleitung zu treffen, daß 
der Medicamentenbezug, und zwar ge: 
gen möglihft billige Procentnachläſſe 
von der Arzneitare entweder im Wege 
der Berfteigerung oder eines Ueberein— 
kommens fichergeftellt werde. Den Aerz- 
ten und Wundärzten felbft darf aber 
die Urzneilieferung nur dann überlaffen 
werden, wenn die Entfernung der näch— 
fen öffentlihen Apothele von dem 
Kranken mehr ald eine Stunde Wegs 
beträgt. 

29. Aufrehnungen von Bläfern und 
Stöpſeln fönnen bei derlei Arzneilier 
ferungen nur dann Plaß greifen, wenn 
die Arznei zum erjtenmale verabreicht 
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wird, umd fich die Kranken außerhalb 
des Standortes jener öffentlichen oder 
Hausapotheke, melde die Arzneiliefe- 
rung übernommen bat, befinden. Bei 
Wiederholungen wird eine weitere Ver 
gütung nicht bewilligt, ſowie auch nie 
die Aufrechnung weißer, fondern ftet3 
blos grüner Arzneigläfer in derlei Fäls 
len geftattet. 

30. Für jede Arznei ift ein neues 
Necept zu verſchreiben, und Wiederho: 
lungen derfelben dürfen bei Berluft der 
Bezahlung gegen bloße Bemerkung der 
Repetitionen auf den Recepten durchaus 
nicht Statt finden. Auch muß die Menge 
der verordneten Arzneimittel ftets mit 
Buchſtaben, nie aber mit bloßen Zahlen 
oder Zeichen angegeben werden. 

31. Auf den Recepten muß der 
Name des Kranken, und bei Biehfeu- 
hen des Eigenthümersd der erfranften 
Thiere angegeben, die Armuth noch vor 
der Arzneiverabfolgung von dem Orts— 
oder Gemeindevorftande beftätigt, fer- 
ner der nad) der Arzneitare entfallende 
Preis, und der Name desjenigen, wel— 
her die Arznei bereitet hat, bemerkt 
werden. Diefe Necepte find auch den 
Arznei» Liquidationen, welche aus den— 
felben, und zwar nad den einzelnen 
Kranken und den einem jeden verord« 
neten Arzneien verfaßt werden folen, 
beizulegen. 

32. Auf den Arznei - Liquidationen 
ſelbſt muß der nach der Arzneitare ent 
fallende Bergütungsbetrag, dann der 
jugeftandene Prozentnahlaß aufge: 
führt, fodann aber nicht nur neuerlich 
die Armuth des Kranken und Bichei: 
genthümers, fondern auch die richtige 
Arzneiverabfolgung von Geite des 
Orts- oder Gemeindevorftandes , des 
Seelforgerd und des obrigkeitlichen 
Amtes oder Magiftrates beftätiget 
werden. 

33. Eine gleihartige Beftätigung 
muß auch auf den Diäten und Deſer— 
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piten » Liquidationen, in welden fi 
ſtets auf den zur Krankenbehandlung 
erhaltenen Auftrag zu beziehen, und 
übrigens auch ſtets die Zahl der bei 
jedem Befuhe behandelten Kranken 
anzugeben ift, und zwar binfichtlidh der 
Krankenzahl, der aufgerechneten Kran: 
kenbeſuche und der hiefür bereihneten 
Zeit, endlich hinfichtlid der Entfernung 
des Kranken von dem behandelnden 
Arzte oder Wundarzte beigefügt werden. 

34. Bei diefen Beftätigungen ift 
mit der größten Gewiffenhaftigkeit und 
Strenge vorzugehen, und da, wo Be: 
denfen eintreten, find diefelben hinficht- 
lich ihrer Grundhältigkeit vorläufig auf 
das Genauefte zu unterfuchen, weil, 
wenn fih bei einer nachträglichen Er- 
hebung die Unrichtigkeit einer foldhen 
Beftätigung ergeben follte, nur deren 
Ausfteller zum Erfage der veranlaßten 
ungebührlihen Aufrechnung verhalten 
werden wird. 

35. Wenn nebft den Diäten oder 
Deferviten auch noch Fuhrkoſten ange: 
ſprochen werden, fo dürfen diefelben 
nie anders als vorfpannsmäßig aufge: 
rechnet werden. Die allenfalls bezahl: 
ten Mauthgebühren find übrigens mit 
den Mauthbolleten zu belegen. Derlei 
Fuhrkoſten dürfen jedoch nur von jenen 
Aerzten und Wundärzten in Aufrech— 
nung gebracht werden, welde von der 
Gemeinde oder dem Dominium der 
Kranken weder eine Pferdeportion, nod 
auch ein Pferdpaufchale beziehen. 

36. Wenn die Heilfoften bei Luſt— 
feuhe- und Wuthvorfällen aus dem 
Gameralfonde vergütet werden follen, 
fo mug auch nod der Ausweis über 
die allenfällige Befoldung des behan- 
delnden Arztes oder Wundarztes bei- 
gebracht, bei Wuthvworfällen nebft der 
Armuth der Gebiffenen, die Vermögens— 
lofigfeit des Hundseigenthümers nad: 
gewiefen, und bei den Luſtſeuchekranken 
der Beweis hergeftellt werden, daß de- 
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ren Heilungsfall ſogleich, wie er ſich er- 
geben hat, dem k. Kreisamte angezeigt, 
die Heilung gleih vom Anbeginn vom 
Kreisarzte geleitet worden, die gänz— 
lihe Wiederherftellung wirklich erfolgt 
fei, und die Behandelten entweder zum 
Bauernftande gehören, oder als Schüb- 
linge anzufehen feien. 

37. Werden Luſtſeuchekranke nicht 
nur auf öffentliche Koften ärztlich bes 
handelt, fondern aud) verpflegt, fo muß 
der Aufwand für die Derpflegung, 
welche aber ſtets auf das Genaueſte 
und Biligfte einzurichten ift, und ſich 
daher blos auf das Allernothwendigite 
zu beſchränken hat, nach den Localprei— 
fen abgefondert berechnet, und dıe 
Nichtigkeit der angegebenen Preife von 
Seite der Obrigkeit beftätiget werden. 

38. Sowohl bei Epidemien, als bei 
Viehſeuchen, ald auch bei Luſtſeuche⸗ 
und Wuthvorfällen find die Arznei— 
Conti und Heilkoften » Liquidationen 
gleichzeitig, und zwar gleich nad voll» 
endeter Gur, und wenigftens binnen 
6 Monaten dem Kreisamte vorzulegen, 
indem fonft die Bergütung derjelben 
aus dem Gameralfond nicht mehr 
Statt finden darf. Werden daher die 
ebenerwähnten Dperate abgefondert, 
und zu fpät an das Kreisamt einge 
fendet, fo find Ddiefelben ohneweiters 
zurüczuweifen. 

39. Werden obrigfeitlihe Aerzte 
und Wundärzte zur Bornabme gericht» 
liher Leihenfhauen in ihrem Herr— 
[haft - Bezirke bejtimmt, fo haben fie 
auf eine Bergütung ihrer diesfälligen 
Mühewaltung feinen Anfprud. 

40. Alle Sanitätsindividuen, welche 
für die Zwede der öffentlihen Sani— 
tätspflege verwendet werden, find ver 
pflihtet, bei allen hierauf abzielenden 
Reifen und Commiffionen fi die mög— 
lichte Befhleunigung angelegen fein 
zu laffen, und infofern fie das Geſchäft 
in einem halben Tage vollbringen kön—⸗ 
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nen, dasſelbe umfomehr binnen diefer 
Frift zu beenden, als für derlei Fälle 
auch blos das halbe Taggeld aufgerech— 
net werden fol. 

41. Bei gerichtlichen Leichenſchauen 
darf ebenfalls der Fundſchein oder Ob— 
duktionsberiht nie im Gommiffions: 
Drte bearbeitet, fondern deffen Abfaf- 
fung muß der diesfalld ohnehin beſte— 
benden Borfchrift gemäß zu Haufe be- 
forgt werden. Hieraus folgt von felbft, 
daß Aufrehnungen für die Bearbeitung 
des Fundfcheines nie und unter feinem 
Borwande geftattet werden können. 

42. Alle bei dem Kreisamte einlan: 
genden Liquidationen der Sanitätsin- 
dividuen find der ftrengften Prüfung 
zu unterziehen, und nur dann, wenn 
fie vorfohriftsgemäß abgefaßt, mit den 
nötbigen Beftätigungen und Beilagen 
verfehen , und fonft anftandelos be: 
funden werden, in weitere Verhandlung 
zu nehmen, außerdem aber fogleich zu: 
rückzuweiſen. 

43. Bei der Prüfung der Particu— 
larien des Kreisarztes und des Kreis: 
wundarjtes, fowie der etwa ftatt ihrer 
zu Commiffionen im Delegationswege 
verwendeten Sanitätsindividuen, welche 
von den zwei Erftern ſtets binnen 14 
Zagen nad jedem Quartale, von den 
Leptern aber ftetd binnen 14 Tagen 
nah beendeter Commiffion einzubrine 
gen find, ift befonderd darauf zu fehen, 
ch das Commiſſionsgeſchäft in Folge 
eines Freisämtlihen Auftrages vorge 
nommen wurde, die aufgerechneten 
Tage in der That für dasfelbe verwen: 
det wurden, und biefür auch wirklich 
nothmwendig waren, ob die Meilendi- 
ftanz richtig angegeben fei, und ob, 
wenn die MWagenreparatur und das 
Schmiergeld aufgerechnet wird, der Li— 
quidant ſich feines eigenen Wagens be- 
dient habe. 

44. Ueber mehrere diefer Puncte 
gibt dad mit den nöthigen Beftätigun- 
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gen verfehene Gefchäftstagebuh den 
beiten und genügendften Aufſchluß, da: 
ber denn auch auf deffen richtige Fuüh— 
rung mit Strenge zu dringen ift. 

45. Zeigt fi bei jener Prüfung ir: 
gend ein Anftand, fo ift diefer flets 
vorerft zu erheben und zu berichtigen, 
und die Liquidation erft nad deifen 
Behebung , fowie beim anftandelofen 
Befunde zu beftätigen, nicht minder 
aber ſtets anzuzeigen, ob das Geſchäft, 
wofür ein ganzer Tag aufgerechnet 
wird, nicht nah Maßgabe der Entfer: 
nung ded Commiſſions- und Stand- 
ortes, der befondern und örtlichen Ber: 
hältniffe, dann der Befhaffenheit und 
des Umfanges des Gefhäftes felbft in 
einem halben Tage vollbracht werden 
fonnte. 

46. Eine gleihe forgfältige Prü- 
fung ift auch bei jenen Liquidationen, 
welhe aus Anlaß von Epidemien, 
Viehſeuchen, Luſtſeuche- und Wuthvor— 
fällen eingebracht werden, und zwar 
mittelſt des Kreisarztes einzuleiten. 

47. Dieſer hat aber nicht blos dar— 
auf ſein Augenmerk zu richten, ob die 
Liquidationen vorſchriftsgemäß bear— 
beitet, gebörig beſtätiget, und mit den 
nöthigen Beilagen verfehen find , fon- 
dern auch darauf Rückſicht zu nehmen, 
ob die vorliegenden Beftätigungen auch 
ohne Bedenken als richtig und giltig 
angenommen werden können. Waltet 
diesfalls ein Anftand ob, fo find fo» 
gleih die hierauf Bezug nehmenden, 
zur Aufklärung nöthigen Erhebungen 
zu veranlaffen. 

48. Bei den Arznei » Liquidationen 
ift ferner noch insbefondere zu bemer- 
fen, ob und inwiefern die liquidirten 
Arzneien der erhaltenen Anleitung ges 
mäß verordnet; ob und inwiefern fie 
richtig und hinfihtlih der Natur der 
Krankheit zweckmäßig verwendet wur— 
den; ob hiebei nit etwa eine normal» 
widrige und verſchwenderiſche Arznei 
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verfhreibung, und welde, Statt ge- 
funden babe. 

49. Bei den Diäten: und Deferviten- 
Liquidationen ift anzugeben, ob die 
Krankenbehandlung in Folge eines be- 
fonders hiezu erhaltenen Auftrages, 
und unter Leitung des Kreisarztes bes 
forgt, ob die Kranfenbefuche nicht über 
die erhaltene Weifung und ohne Noth 
vervielfältigt wurden, ob und wie viele 
in Entgegenbaltung aller Berhältniffe 
als entbehrlich anzufehen feien, ob die 
für die Befuche aufgerechnete Zeit noth: 
wendig war, oder aber ob diefelben 
nicht in einer kürzeren Zeit und in 
welcher, beftritten werden fonnten; 
endlich ob die Deferviten nicht zu hoch 
und überfpannt angefekt find, und bie 
auf welchen Betrag Ddiefelben billiger: 
weife zu mäßigen wären. 

50. Werden auch Fubrkoften aufge 
rechnet, fo ift zu erheben und zu beftä- 
tigen, ob die Aufrechnung nicht etwa 
ungebührlih , ob fie vorfpannsmäßig 
gefhehen, und die Meilendiftang gehö— 
tig angegeben fei. 

51. Bei den Verpflegskoften  Liquis 
dationen ift endlich zu prüfen, ob die 
abgereihte Verpflegung nicht das ei- 
gentlihe und jtrenge Erforderniß über- 
ſchritten habe, und die einzelnen Preis- 
anfäße nicht zu überfpannt feien, ſowie 
auch zu bemerken, mit welchem Betrage 
im Falle einer überfpannten Aufred- 
nung die Vergütung zu leiften wäre. 

52. Bei der Prüfung aller diefer 
Liquidationen ift übrigend um fo ge 
nauer vorzugehen, und die vorftehenden 
Anordnungen überhaupt um fo pinct- 
licher in Bollzug zu ſetzen, als hierüber 
von Eeite der medicinifhen Kacultät, 
der k. Staatsbuchhaltung, und dem 
Gubernium ſelbſt mit Strenge gewadht, 
und das Kreisamt im Falle einer Auf: 
ferahtlaffung oder minder genauen Be— 
obachtung diesfalld felbft zur Derant- 
wortung gezogen werden wird. (Vdg. 
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des böhm. Gub. v. 31. Dechr. 1829 
3. 55942. Prov. ©. S. für Böhm. 
11. Bd. ©. 740.) 

Sanitäts: Auslagen. Die bisher 
beftandenen Borfchriften wegen der 
Beftreitung der Sanitäts - Auslagen 
werden bei der bevorftehbenden Durd- 
führung der neuen Staatd- und Rän- 
derverfaffung einer mwefentlihen Aen« 
derung unterliegen. Um aber bis zur 
definitiven Regelung diefer Angelegen« 
heit möglichen Berlegenheiten und Ans 
ftänden vorzubeugen, findet das Mini— 
fterium des Innern einverftändlih mit 
dem Winanzminifterium nachftehende 
Beſtimmungen proviforifch feſtzuſetzen: 

a) Die Beiträge der vormaligen 
Obrigkeiten zu Sanitäts-Auslagen 
können vom 7. Septbr. v. J., als dem 
Tage der Aufhebung des Unterthänig— 
feitöverhältniffed angefangen, nicht 
mehr den ehemaligen Grundherrſchaften 
als ſolchen auferlegt werden. 

b) Eben fo wenig fann den vormals 
unterthänigen Gemeinden die Reiftung 
der bisher von ihnen ausſchließlich be- 
ftrittenen Sanitätd-Auslagen fernerhin 
allein zugemuthet werden. 

ce) Alle diefe, den ehemaligen Grund» 
obrigfeiten und deren Unterthanen al« 
lein oder gemeinfhaftlih obgelegenen 
Sanitätskoften » Beiträge haben von 
dem obigen Zeitpuncte an ihre Bede— 
ung dur gleichmäßige Umlage auf 
alle directen Steuern des betreffenden 
Bezirkes zu erhalten. 

d) Hinfihtlih der Befoldung der 
auf den vormaligen Dominien anges 
ftellten Merzte, Wundärzte und Hebam: 
men find die beftehenden Berträge oder 
die etwa noch zu Stande fommenden 
freiwilligen Uebereinfünfte zu berüd« 
fihtigen. 

e) Sollte e8 in einzelnen Fällen 
durhaus nicht möglich fein, die Be— 
deckung der in Rede ftehenden Sani- 
tätsfoften auf die bezeichnete Weife zu 
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bewirken, fo bat fih die Finanz» Ber: 
waltung bereit erklärt, ausnahms— 
weife aus dem Staatsſchatze nachzu— 
helfen, worüber daher die geeigneten 
Anträge von Fall zu Fall zu erftatten 
find. (Erl. des Minift. des Inn. vom 
14. März 1849, an ſämmtl. Länder: 
Prafidien. R. G. B. Nr. 165.) 
Sanitäts = Auslagen, Die Ber 
flimmungen des minifteriellen Erlaſſes 
vom 14. März I. 3. 3. 5259 beziehen 
fih, wie ihr Wortlaut andeutet, nur 
anf diejenigen Sanitätsfoften - Bei- 
träge, melde in den dur fpecielle 
Berordnungen feftgefeßten Fällen von 
den ehemaligen Dominien ald Grund» 
obrigfeiten und von deren Unterthanen 
als ſolchen eingeboben wurden, nad 
der mit dem a. b. Patente v. 7. Sept. 
v. 3. erfolgten Aufbebumg des Unter: 
tbänigfeitsverbältniffes aber in ihrem 
bieberigen Beftande ferner nicht belaf: 
fen werden fonnten. In Anfehung 
aller übrigen nicht in diefe Categorie 
gehörigen oder nicht mit der Gerichts— 
barfeit und politifchen Amtöverwal- 
tung verbundenen Sanitäts-Auslagen 
und der Modalitäten ihrer Beftreitung, 
fo wie der diesfälligen, nicht bereits 
ansdrüclich eingeftellten Beiträge oder 
Vorſchüſſe aus dem Staatsfhape, 
dann binfichtlih der Einhebung der 
Kranken = Berpflegsgebühren und der 
Bedeckung der bei den Krankenanftal- 
ten vorfommenden Abgänge hat e# vor: 
läufig bie auf weitere ausdrückliche 
Berfügung bei der Anwendung der 
diesfall® beftehenden Directiven zu 
verbleiben. Dagegen werden aber alle 
jene Sanitäts - Auslagen, welde den 
Dbrigfeiten nicht als Grund, fondern 
ala Zurisdictions-Dbrigkeiten zur Be— 
freitung oblagen, unter den vom 
Staate zu vergütenden Koften für Ge— 
richtsbarkeit und politifhe Amtsver—⸗ 
waltung zu liguidiren fein. Endlich ift 
unter dem, im Abſchnitte c) des ge- 
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dachten Erlaffes bezüglich der Umlage 
der Beiträge auf die directen Steuern 
gebrauchten Ausdrude „des betreffen- 
den Bezirkes“ nur jener Bezirk zu ver« 
fteben, innerhalb welchem bisher von 
den Obrigfeiten und Unterthanen die 
ihnen fpeciell zugewiefenen Auslagen 
beftritien wurden. Eine Aenderung in 
diefer Beziehung erfcheint vor derHand, 
um nicht der Möglichkeit einer unver- 
bältnigmäßigen Belaftung einzelner 
Gemeinden Raum zu geben, und die 
fpätere definitive Regelung dieſer An- 
gelegenheit zu erſchweren, unzuläßig. 
(Erl. des Min. d. Inn. vom 24. Det. 
1849, an den Landeschef von Balizien. 
L. G. B. Nr. 429.) 
Sanitäts-Beamte dürfen keine 
Curatel über Gemuͤthskranke überneh- 
men, ſ. Curatel. 
Sauitäts-Behörde, ſ. Epidemie. 
Sanitäts-Berichte. In den Sa 
nitäta-Hauptberichten find die auf dem 
flachen Rande herrfchenden Krankheits— 
formen, der Saufalnerus zwifchen den 
beobachteten Beränderungen des Krank» 
heits-Genius und der Witterungs-Con— 
ftitution; das Berhalten der übrigen 
nicht epidemifh vorfommenden Krank: 
beitformen und der Erfolg der beob- 
achteten Heilmethode zu erörtern, und 
es ift zugleich ein Ausweis über alle in 
den Städten, Märkten und größeren 
Drtfhaften vorfindigen ftabilen Kran- 
fen » Berforgungs» und Armenhäufer 
mit Angabe der im currenten Jahre 
neu aufgenommenen, entlaffenen, ge 
ftorbenen, und für das künftige Jahr 
verbliebenen Verpflegten mit Nachwei— 
fung des Sterblichkeit » Verhältniffes 
und der Einrichtung diefer Anftalten, 
ihrer etwaigen Mängel und der zur 
Abftellung derfelben einzuleitenden Ber- 
befferungen von jedem Diftrictdarzte 
fo wie von dem Kreisamte aus feinem 
Sanitäts-Diftricte vorzulegen. Endlich 
baben die Diftrietsärzte die ihnen vor: 
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gelommenen merkwürdigen Sanitätd- 
fälle oder befonders bewahrt befunde: 
nen Gurs Methoden in dem Sanitäts- 
Hauptberichte zu erwähnen. (Hflzl. D. 
v. 16. Aug. 1833 3. 6511. Vdg. der 
n. 6. Reg. v. 5. Sept. 1833 3. 46985. 
Ku. ©. 3. I. 1833. Nr. 27.) 

Sanitäts: Berichte. Mit Bezie- 
bung auf das Hofkzl. Dect. v. 29. Aug. 
1844 3. 28196 wird der Landesftelle 
zur Bereinfahung und Verminderung 
der periodifchen Eingaben in Sanitäts- 
Sachen Folgendes eröffnet: Nachdem 
ohnehin alle wichtigeren Vorfälle, weldhe 
die Aufmerkfamfeit der Behörden in 
fanitätd-polizeiliher Beziehung in An- 
ſpruch zu nehmen geeignet find, von 
Fall zu Fall angezeigt werden müffen, 
und dadurch den Behörden die Gele: 
genheit gegeben wırd, die erforderlichen 
Maßregeln zu ergreifen, jo bat es in 
Zukunft von der Erflattung der un« 
term 9. Jän. 1802 3. 537, anbefob- 
lenen viertljährigen Sanitäts - Berichte 
abzufonmen. Hiebei wird jedoch vor- 
ausgeſetzt, daß das öffentlich angeftellte 
Sanitäts = Perfonale auch ohne diefe 
periodiihen Nachweiſungen feinen Ber: 
pflibtungen mit firenger Gewiffenhaf: 
tigkeit nachfommen werde, und daß 
auch die Behörden. nicht unterlaffen 
werden, ihre gefchärfte Aufmerkſamkeit 
einem fo wichtigen Zweige der Amts: 
verwaltung zu widmen. Der jährliche 
Sanitätd-Beriht wird aber fünftighin 
in der bisher vorgefchriebenen Art zu 
erftatten fein. 

Es unterliegt feinem Anftande, daf 
nachftehende periodifhe Gingaben für 
die Zukunft abgeftellt werden: 

1. Die monatlihe Vorlage der Spei- 
fen = Unterfuhungs » Brotocolle von 
Seite der 5 Berforgungshäufer. 

2. Die monatliche Borlage der Straf: 
Protocolle der Krankenwärter von Seite 
der Direction des allg. Krankenhaufes. 

3. Die monatlihe Einfendung des 
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dconomifhen Commiſſions⸗Protocolles 
der Direction des allg. Krankenhauſes. 

4. Die monatliche Vorlage des Un— 
terfuhungs = Protocolles über die Auf: 
feher der Findelkinder von Seite der 
Direction des Findelhaufes, 

Es bleibt der Berfügung der Re— 
gierung überlaffen, daß die von den 
Odrigkeiten an die Kreisämter bisher 
viertljährig erflatteten Ausweife über 
den Stand und die Pflege der Findel- 
finder in Zukunft nur von Halb» zu 
Halbjahr, wo nicht ganzjährig vorge- 
legt werden. 

Der mit den Decreten v. 16. Jän. 
1802 und 16. Juli 1813 3. 657 u. 
3. 19958 angeordnete jährlide Be— 
richt über den Fortgang der Errichtung 
von Reihenfammern wird für die Zus 
kunft aufgelaffen. Eine Vereinfachung 
der Impf-Operate ift bereits durch die 
unterm 13. Juni 1841 und 15. Sept. 
1843 3. 28349 und 3. 49380, ber 
kannt gegebenen Hoffanzlei-Decrete v. 
2. April 1841 3. 10376 und vom 
10. Aug. 1843 8. 11119 (fiehe Im: 
pfungs = Ausweife) verfügt worden. 
Infofern in einigen Provinzen auf 
Grundlage der Hoffanzlei» Berordnuns 
gen vom 28. Jän. 1808 3. 10174 
und vom 21. Februar 1812 3. 2350 
(Regierungs-Berordnungen v. 28. März 
1808 3. 7005 und vom 27. Kebruar 
1812 3. 5659) bisher von den Unter: 
behörden ein eigenes Namend-Berzeich- 
niß über die Jmpf-Renitenten abgefon- 
dert vorgelegt wurde, hat auch diefes 
mit Rückſicht auf das mit der Verord— 
nnng vom 16. Sept. 1843 3. 49380 
eröffnete Hoffanzlei-Deeret v. 10. Aug. 
1843 3. 11119 zu unterbleiben, weil 
in dem mit diefem Decrete hinausger 
gebenen Formulare B ohnehin eine 
eigene Rubrik für die Impf-Nenitenten 
vorgezeichnet ift, und fall® in einem 
oder dem andern Bezirke eine größere 
Anzahl von Renitenten fi ergeben 


Sanitäts-Bericdtr. 


follte, ed ohnehin in der Verpflichtung 
der Behörden liegt, dem Grunde die 
fer Renitenz nachzuforfhen und dem— 
gemäß die geeigneten Vorkehrungen zu 
treffen. um der Kubpoden- Impfung 
nah Maßgabe der 88. 12 u. 13 der 
Borfhrift vom Jahre 1836 Eingang 
zu verſchaffen. (Hffzl. D. v. 24. Sept. 
1844 3. 31042, n. ö. Rage. Bdg. v. 
19. Dct. 1844 3. 59815. Prov. ©. 
©. 26. Bd. J. 1844. Nr. 182.) 

Sanitäts:Berihte. Der alljähr: 
lich zu erftattende Sanitäts-Bericht zer- 
fällt in 10 Hauptabfihnitte, welche fol: 
gende Gegenftände zu umfaffen haben: 
1. Witterungsbeobadhtungen, 2. den 
Gefundheitszuftand der Menſchen und 
bei Thieren, 3. die Bevölkerung, 
4. Kortfhritte der Schutzpocken-Im— 
pfung, 5. Notizen über Heilbäder, Ge- 
fundbrunnen und NReinigungsbäder, 
6. Stand des Sanitäts » Perfonales, 
7. Stand der Heilungsanftalten und 
Berforgungs » Inftitute, 8. Beiträge 
aus dem Gebiete der Natur: und Heils 
funde, 9. Beiträge zur phufifch » medi- 
cinifhen Topographie, 10. Aufzäb: 
lung der zur Sicherftellung und För— 
derung Des Öffentlihen Gefundheitd- 
ſtandes getroffenen Verfügungen, (Vdg. 
des fteierm. Bub. vom 27. Dee. 1841 
3. 18270. Prov. G. ©. für Steierm. 
Nr. 234.) 

Sanitäts:Befchau, f. Bewoh: 
nungs-Gonfeus, Sanitäts:Augen: 
fchein. 

Sanitäts = General: Rormativ 
vom 2. Jänner 1770. Codex ausflria- 
eus 6. BP. ”) 


*) Dieſes Gefep wurde in feinen einzel- 
nen Betimmungen durch fpätere gefegliche 
Berfhriften, insbefondere durd die In— 
ftruction für Aerzte, Wundärzte, Hebam— 
men und Apotbeler vom J. 1808, durch 
die Peſtordnung vom Jahre 1837, fowie 
durh mehrere andere, auf das Gani« 
tateweſen Bezug nehmende nachträgliche 
Verordnungen, melde in dieſem Hand— 

Jakiätg, Haupt, d. Polis. Gel. IIl. 
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Sanitäts : Individuen, Aufbe 
bung des Auswanderungsverbotes für 
felbe, |. Auswanderung. 

Sanitäts = Päffe. Seine k. f. 
Majeftät haben mittelft einer an die 
k. k. oberfte Juftizftelle erlaffenen a. h. 
Entjhliegung vom 23. Juli 1831 zu 
verordnnen gerubt, daß die aus Anlaß 
der Cholera augzuftellenden Sanitäte- 
und Gontumaz » Päffe für öffentliche 
Urkunden anzufeben feien, und jede 
Berfälfhung derfelben nah dem St. 
®. als Betrug beftraft werden foll. 
(Hftzl. Deere. v. 30. Juli, 1831 3. 
17949; an fämmtl. Länderft. mit Aus» 
nahme der Italienifhen; Rage. Eirc. 
vom 4. Aug. 1831 3. 42484. Bol. 
®. ©. 59. Bd. Nr. 53.) 

Sanitäts:Perfonale, (von dem) 
welches in öffentlichen Anftalten ange: 
teilt ft, find blos die Primars 
Aerzte in Eid und Pflicht zu nehmen; 
die Secundar-Merzte Affiitenten 
und Practicanten haben anzugeloben, 
daß fie die vorgezeichneten Dienftpflich: 
ten genau erfüllen werden. A. h. Ent: 
fhliegung v. 28. Aprit 1831. (Hfkzt. 
Decr. v. 20. Det. 1831, an fämmtl. 
Länderft. Bol. G. ©. 59. B. Nr. 69.) 

— — Die f. f. Pol. Ob. Dir. 
wurde mit Regierung PräfidialsDecret 
vom 20. v. M. 3. 845 angewiefen, 
die Einleitung zu treffen, daß Fünftig- 
hin der Ausweis ber den Stand des 
Sanitätd » Perfonalede in Gemäßheit 
des h. Präfidial-Decreted v. 22. Jan, 
1833 gleih am Schluffe jeden Mili- 
tärjahres vorgelegt werde. (Circ. der 
k. k. Bol. Ob. Dir. v. 29. Apr. 1837 
3. 4088/2070.) 

— — Da es in fanitäte-poliz. Rück— 
fiht von Wihtigkeitift, daß bei Borla- 
dungen ärztliher Individuen, 


buche unter den betreffenden Schlagworten 
aufgeführt erfcheinen, theils aufgeboben, 
theils mweientlih abgeändert, daher das« 
felbe bier übergangen wird. R 
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geprüfter Hebammen und Apo— 
theker zu geridhtl, Zweden die 
zufländigen öffentl. Organe rechtzeitig in 
die Lage verfeßt werden, nöthigenfalls 
eine VBorforge wegen Subftituirung der 
dadurch ihrem eigentlihen Berufe auf 
längere Zeit entzogenen ärztlichen In: 
dividuen treffen zu können, fo wird im 
Einvernehmen mit dem Minifterium des 
Innern Nachſtehendes verordnet: 

Die unmittelbar im Staatsdienſte 
ſtehenden und die deren Stelle vertre— 
teuden Sanitäts-Individuen ſind in 
Strafangelegenheiten in der Regel mit— 
telſt ihrer Borgefegten vorzuladen. Nur 
in dringenden Fällen, und wenn Ge- 
fahr auf dem Berzuge haftet, fteht den 
Gerichtsbehörden die Befugniß zu, die 
bezeichneten Sanitätd-Perfonen unmit— 
telbar, jedoch unter gleichzeitiger Ber: 
ftändigung ihrer Borgefegten vorzula- 
den, Auf diefelbe Weife find in der 
Regel die Borladungen der in einer 
Gemeindebedienftung flebenden Sani- 
tats- Individuen in Strafſachen den— 
felben durch die Gemeindevorftände zu— 
zuftellen, welhe auch in dem Falle 
einer wegen befonderer Dringlichkeit 
veranlaßten ausnahmameifen unmittels 
baren Borladung biervon gleichzeitig 
in die Kenntniß zu feßen find. 

Bei geprüften Hebammen und Apo— 
thefern, welche weder in einer Staats— 
noch Gemeindebedienftung ftehen, ift 
auf gleihe Weife mittelft Verſtändi— 
gung ihrer vorgefeßten Medicinal» Bes 
hörde vorzugehen. 

Die Gerihtsbehörden und Staatd- 
anwaltfchaften haben die Vorladungen 
der Sanitäts - Individuen möglichſt 
frühzeitig zu. veranlaffen, damit die 
für nothwendig erachteten fanitätd-po- 
lizeilihen Maßregeln hiernach unge— 
hindert ergriffen, und die allenfalls 
nicht zu beſeitigenden Hinderniſſe des 
Erſcheinens der vorgeladenen Indivi— 
duen zu der bezeichneten Zeit deu Ge: 
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richten noch rechtzeitig befannt gegeben 
werden fönnen. (Vdg. des Juſt. Min, 
vom 20. Dee. 1851 für jene Kron— 
länder, in welden die St. P. D. wirf: 
fam ift. R. ©. B. Nr. 259.) 

Sanitäts = Perfonal, Verpflich— 
tung zur Anzeige der Berleßungen, f. 
Leihenbefhan, Verletzungen. 

Sanitäts-Referent bei dem Mini: 
fterium des Innern, deſſen Wirkungs— 
kreis, f. Medicinal = Verwaltung. 
Vdg. v. 1. Dct. 1850 $$. 18—23.) 

Sanitäts-Uebertretungen, fiehe 
See =: Sanitäts = Verwaltungs: 
Reglement SS. 159— 168. 

anitäts:Borfihten bei Schanf- 
gefüßen, f. Geſchirre. 

— — beim Gewerbebetriebe der 
Zuderbäderei, ſ. Zuderbäder, 

Sanitätswefen, Drganifation dee- 
felben, f. Medirinal: Verwaltung. 

Sardinien. Staatövertrag wegen 
gegenfeitiger Auslieferung der Defer- 
teure zwifchen Defterreich und Sardi—⸗ 
nien, ſ. Militär-Deferteure. 

— — lebereinfommen wegen Aus: 
lieferung der Verbrecher, ſ. Verbre⸗ 
cher. 

Sarg, einen zinnernen oder kupfer⸗ 
nen, aus Familiengruften zu veräußern, 
ift verboten, ſ. Gruft. 

Sapung. Dermal beftehen Satzun— 
gen nur für Rindfleifh, Brot und Apo- 
theferwaaren. Aufgehoben wurde die 
Sagung auf Seifenfiederwaaren 
in R. Defterreih mit Hoffanzlei-Decr. 
v. 6. Aug. 1812 3. 11654 u. Circ. 
der. n. ö. Reg. vom 14. Aug. 1812 3. 
22971, in Steiermark u. Kärnten in 
Folge Hfkzl. Decer. v. 20. Mai 1813 
mit Gub. Vdg. v. 2. Juni 1813, in 
Syrien in Folge Hoftzl. Decr. vom 
18. Mär; 1825 mit Gub. Vdg. vom 
8. April 1825, im Mähren in Folge 
Hftzl. D. v. 26. März 1819 mit Bub. 
Bdg. v. 16. April 1819, in Böhmen 
in Folge Hfkzl. D. v. 12. Juni 1813 
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nit Gub. Bdg. v. 1. Juli 1813; auf 


Stech vieh in N. Oeſterr. mit Hfkzl. 
D. v. 28. Mai 1810 3. 7292, n. ö. 
RAggs. Circ. vom 31. Mai 1810 8. 
15796, in Ob. Defterreih mit Rggs. 
Bdg. v. 20. Juni 1810 und mit Hfkzl. 
Deer. v. 26. März 1819, in Böhmen 
in Folge Hfkzl. D. v. 16. Mai 1811, 
mit Gub. Vdg. v. 1. Zuli 1811; auf 
Fledfiederwaaren in N. Oeſterr. 
mit Hflzl. Decr. v. 28. Mai 1810 8. 
7292, n. 6. Rggs. Eirc. v. 31. Mai 
1810 3. 15796, für den Fiſchhan— 
del mit Hftzl. D. v. 23. Aug. 1810, 
n. ö. Rggs. Eirc. v. 1. Sept. 1810, 
in Böhmen in Folge Hfkzl. Decr. vom 
27. Dec. 1810 mit Gub. Bdg. vom 
28. Febr. 1811; auf Mehl in Nied. 
Defterreih mit Hflzl. D. v. 26. Febr. 
1810, in D. Defterr. mit Hfkzl. Deer. 
vom 13. Juni 1819, in Mähren mit 
a. h. Entſchl. vom 24. Apr. 1832, in 
Böhmen für Prag mit Hfkzl. D. vom 
2. März 1835 und für das Land mit 
Sftzl. Decr. vom 26. März 1836; auf 
Bier in Prag in Folge Hfkzl. D. v. 
10. Det. 1818 mit Gub. Decr. vom 
1. Rov. 1818, in Tirol mit Hfkzl. D. 
». 21. Iän. 1820, in Steiermark mit 
Hl. D. v. 25. Aug. 1818; auf das 
Brennholz mit n. ö. Rage. Vdg. v. 
29. Mai 1811; auf das Lurusge- 
bäd mit Hfkzl. D. v. 23. Nov, 1810 
u. 11. Jänner 1828 ; auf das Land: 
oder Hausbrot mit Hofkzl. Decr. v. 
3. Juni 1824 3. 15734; auf But 
ter, Shmal; und Käfe mit Hof: 
kanzleisDecret vom 18. Februar 1813. 
Lutz. 2. Bd. ©. 308. Stub. 2. Br. 
©. 185.) 

Sagung. Die Tar-Uebertretungen 
theilen fi in dreierlei Gattungen: 

1. Nah Verſchiedenheit der der Taxe 
unterjogenen Eigenheiten einer Beil 
ſchaft. 

2. Nach Verſchieden heit der Verkaͤu— 
fer und endlich 


19 


Sapung. 


3. nach Verſchiedenheit der in den 
einzelnen Feilſchaften vorfommenden 
Rüdfihten. Im Allgemeinen fegt die 
Zare bei jeder Feilfhaft den Preis, 
das Map, das Gewicht und die Eigen» 
ſchaft feft; gehen alle, oder geht auch 
nur eine diefer Eigenfchaften ab, fo ift 
die Tax⸗Uebertretung vorhanden. 

Eine Tar:liebertretung von der ers 
ften Gattung ift e8 daher: 

a) Wenn eine Beilfchaft nicht nad 
dem tarmäßigen Preife, Maße, Ge 
wichte und in einer fchlechteren oder 
anderen Qualität, als duch die Tare 
vorgefchrieben ift, verkauft wird. 

b) wenn zwar bei einer Feilfchaft 
der tarmäßige Preis und die vorge: 
ſchriebene Eigenfhaft beobachtet, aber 
das Maß und Gewicht nad der Zahl 
oder Quantität geringer gegeben wird. 

ec) Wenn die in der Tare angeord- 
nete Quantität an Maß und Gewidt 
zwar richtig ift, auch der Preis nicht 
überftiegen wird, aber die Eigenſchaft 
derTarordnung nicht entfpricht, endlich 

d) Wenn die tarmäßig verfertigte 
und tarmäßig gemeffene oder gewogene 
Reilfhaft um einen höheren Preis ala 
die Tare anordnet, veräußert wird. 

Eine Tar-Uebertretung der 
zweiten Gattung kann ſich nidt 
blos der Eigenthiümer der zum Ber: 
kaufe darliegenden Feilſchaft, fondern 
auch der Gewerbödiener oder Gefelle, 
welcher ftatt feiner den Verkauf derfel- 
ben beforget, fhuldig mahen, und 
war der Gewerbsmann oder 
Meifter: 

a) Wenn aus feiner Nachläſſigkeit 
oder aus Mangel, der von feiner Seite 
zu beobadtenden Auffiht der Gefelle 
oder Diener eine tarwidrige Handlung 
felbft, ohne eigentlihes Wiffen und 
Willen des Meifters begeht. 

b) Wenn er feinem Gefellen oder 
Diener eine tarwidrige Handlung zu: 
läßt oder gar befichlt und 
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ce) wenn er felbft eine folde Hand- 
lung durch eigenes Zuthun verübt. 

Der Gefelle oder Bewerb 
Diener macht fih einer Zar 
Ucbertretung [huldig: 

a) Wenn er entweder ohne Wiffen 
oder Willen feines Meiſters, aber zum 
Vortheile des Meiftere, oder 

b) zu feinem eigenen Bortheile mit 
Nachtheil des Meifterd, (mo dann Ber: 
untreuung und Zar-llebertretung zus 
gleich eintritt) gegen die Tar-Drdnung 
handelt. 

Tar-Uebertretung der drit— 
ten Gattung. — Derjenige Meiſter 
und Geſelle, welcher 

a) aus Sorgloſigkeit oder Abſicht 
die Verordnungen in Beziehung auf 
die Zumwage nicht beobachtet, begeht 
eine Tax⸗Uebertretung der dritten Gat- 
tung. Ebenfo ſoll 

b) Derjenige, der ein unter 40 Pfd. 
wiegendes Kalb ſchlachtet, für einen 
Tar:llebertreter angefehen uud als fol» 
her geftraft werden. Endlich macht fi 

e) der Gewerbsmann einer Tax— 
Uebertretung fchuldig, wenn er in den 
bei Fleifh und andern auf Credit ge- 
nommenen Feilſchaften üblichen Ein— 
ſchreibbücheln nicht immer zugleich Maß, 
Gewicht und Preis anſetzt, ſondern 
eines oder das andere zur Eludirung 
der Tax⸗Vorſchriften hinwegläßt. 

Auf die vorerwähnten Tax-⸗Uebertre— 
tungen wird hiemit folgende Strafe 
feftgefeht: 

1. Kür die Meifter oder Gewerbe: 
inhaber als Verfäufer, fie mögen ent: 
weder felbft auf irgend cine Art die 
Zarordnung übertreten, oder diefe 
Uebertretung auf eigenes Geheiß , oder 
mit Vorwiſſen, oder endlich blos aus 
Nahläffigkeit dur ihre Gefellen oder 
Gewerbadiener begehen laffen, fürden 
erftien Uebertretungsfall eine 
Geldftrafe von 5 bis 20 fl. oder einen 

Arrefi von 3 bis 8 Tagen; für den 
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zweiten Fall eine Geldſtrafe von 25 
—50 fl. oder Arreft von 8 Tagen bie 
zu 1 Monat, welder auch verfhärft 
werden kann. 

2. Für die Gefellen oder Gewerbe» 
diener als Verkäufer und Uebertreter, 
ohne Geheiß und Borwiffen ihres Meir 
fters: für den erſten Fall eine Strafe 
vond5—10 Stodftreichen, für den zweis« 
ten Fall von 10—20 Stodftreihen, 
für den dritten und weiteren Fall 
Arreft von 3 bis 8 Tagen mit Faften 
verfhärft, und 15 Stodftreihe beim 
Anfange desfelben, dann eben fo viele 
bei deffen Ende. Ferner ift neben der 
angeführten Strafe ftet# zugleich die 
tarwidrig verkaufte Feilſchaft in Ver— 
fall zu Sprechen, und dem Armen: 
fonde zuzumenden, Dem Auzeiger einer 
Zar» Hebertretung wird die Hälfte der 
vom Verkäufer zu erlegenden Geld- 
ftrafe ald Belohnung zugewendet wer- 
den. (Vdg. des böhm. Gub. v. 4. März 
1805. Bol. G. ©. 3. 1805.) 

Satzung. Das der Polizei» Dber- 
Direction zugewiefene Verfahren gegen 
die Uebertreter der Markt: und Ga: 
bungs- Verordnungen wurde wieder den 
politiichen Behörden übertragen, und 
zugleich die Bekanntmachung der Stra- 
fen duch die Wiener Zeitung aufge: 
hoben. (Hftzl. D. v. 25. Aug. 1807, 
n. d. Rogge. Vdg. vom 17. September 
1807 3. 31174. Krop. Gef. Franz. 
23. Bd. ©. 632.) 

— — Damit die der Sapung un— 
terliegenden unentbehrlichen Bedürf- 
niffe nicht nur in der Hauptftadt, fon- 
dern aud auf dem Rande in den Kreis— 
und andern Städten ftetd in dem vor— 
ſchriftomäßigen Gewichte, Maße und 
Preife verkauft, und jederzeit in guter 
Qualität geliefert werden, haben Ge. 
Majeftät zu genehmigen gerubt, daß 
die in Betreff der Unterfuhung, Ro— 
tion und Vollziehung der Strafen, bei 
den verfhiedenen Lebertretungsfällen 
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Kr mit Lebens bedürfniſſen handelnden 
Gewerbsleute bereits für die Haupt— 
Radt beftehenden heilfamen Vorſchrif⸗ 
tm auch für das Land mit denjenigen 
Abanderungen, welche die Rocal-Ber- 
hältniffe erfordern, feftgefegt, im Wer 
\entlihen fih aber an Dasjenige ge 
halten werde, was über derlei Polizeis 
Uebertretungen ſchon das allgemeine 
Strafgefek vorfchreibt. Im deſſen Folge 
baben auf die Saßungs » Webertretun« 
gen in den Städten die Magiftrate, 
und auf dem Lande die Drtsohrigkei- 
ten und Dominien, wie in andern Po» 
ligeielebertretungen, verfaffungs- und 
gefegmäßig die Aufficht zu pflegen und 
die ſchuldig Befundenen zu beftrafen. 
Die Oberaufſicht haben die Kreisämter 
bei ihren Bereifungen und Gommifftos 
nen zu führen, und vorzüglich darüber 
Erkundigungen einzuziehen, ob Maß, 
Gewicht und Tare cller Orten genau 
beobachtet werden, oder ob Klagen da— 
wider vorfommen, fofort aber hierwes 
gen das Gehörige nad Befund zu ver 
fügen. Im erften Uebertretungsfalle ift 
auf dem Lande überhaupt, nämlich 
außer der Hauptftadt, die Strafe nad 
Maßgabe der Umftände auf 5—25 fll., 
im zweiten Kalle auf 10—50 fl. und 
im dritten Falle der Gewerböverluft, 
wie es ſchon das Geſetz in derlei Fällen 
ohnehin feitgefeßt, zu beftimmen. Da 
jedoh auf dem Lande der Gewerbö- 
mann größtentheild mehr vom Feld— 
baue, ald von feinem Gewerbe fid 
nährt, fo muß auf feine Vermögens: 
umftände, und damit er im fteuerfähi- 
gen Stande erhalten werde, Rüdfiht 
genommen werden, daher es dem billi- 
gen Ermeffen des Nichters freigeftellt 
bleibt, ob der Webertreter mit Geld 
oder angemefjenem, auch mit Faften 
verfhärften Arrefte, zu beftrafen fei; 
die diesfälligen Geld-Strafbeträge ha- 
ber aber, nach der allgemeinen Bor« 
fhrift, dem Local» Armenfonde zuzur 
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fommen. Nur auf diefe angeführten 
drei Beilrafungsarten, namlich mit 
Geld, Arreft oder Gewerbäfperre, ift 
ſich auf dem Lande bei Uebertretungd« 
fällen der Satzungsvorſchriften zu be: 
fchränfen, und die für die Hauptftadt 
gleihfalls als Beſtrafungsart feſtge— 
fegte Ausftellung im Kreiſe mit einer 
die Uebertretung enthaltenden Tafel 
bat auf dem Lande nicht Plaß zu grei- 
fen. (Hflzl. D. vom 1. Dec. 1808 3. 
22709, an fammtl. Länderft. mit Aus: 
nahme Galizien, n. ö. Rggs. Circ. v. 
29. Dec. 1808 3. 32756. Pol. ©. 
©. 3. 1808.) 

Satzung. Mit a. h. Entfchl. vom 
27. Sept. 1813 wurde beftimmt, daß 
jenen Strafbeftimmungen, welde bei 
Uebertretungen der Satzungsvorſchrif⸗ 
ten für den dritten Uebertretungsfall 
als eine ſchwere PolizeirHebertretung 
den Gewerböverluft feftfegen, nur die 
Uebertretungen der Sakungsvorfcrif- 
ten in Hinficht auf Maß, Gewicht oder 
Eigenfhaft zu unterziehen, dagegen 
aber der Mangel an dem vorjchrifts- 
mäßigen Borrathe des Gewerbömannes 
den Uebertretungen der Tarordnungen 
nicht mehr gleich zu halten, fondern da- 
von fünftig um fo mehr auszuſchließen 
fei, ald für den Abgang der den Ge- 
werbsleuten vorgefchriebenen Borraths- 
quantitäten ohnehin ſchon eigene Geld- 
ftrafen beftehen. (Hfkzl. D. v. 2, Dct. 
1813 3. 15812, an fammtl. Länderft. 
Vdg. dern. ö. Reg. v. 13. Det. 1813 
3. 29848. Pol. &. ©. 3. 1813.) 

Sagung. Die k. k. vereinigte Hof: 
fanzlei hat mit Decret vom 16. v. M. 
erinnert: daß um die in dem Verfah— 
ren des Magiftrats bei Uebertretungen 
der Sagung unterliegenden Gewerbe: 
leute bemerkten Gebrehen hintanzuhal⸗ 
ten, weder die Beftimmung neuer Stra- 
fen, noch die Aufftellung einer eigenen " 
Commiſſion zur Berhandlung derlei 
Fälle noͤthig, und Ieptere um fo weni« 
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ger zuläſſig ſei, als ſie dem Geiſte der 
öſterr. Geſetzgebung nicht entſprechen 
würde. 

Um den hiedurch beabſichtigten End⸗ 
zweck zu erreichen, wurde nebſt der ge— 
nauen Handhabung der beſtehenden 
Verordnungen Folgendes vorgeſchrie— 
ben: 

1. Der Magiſtrat hat alle über die 
Bergehungen der Bolizeir@ewerbsleute 
vorfommenden Anzeigen, fie mögen 
von Parteien oder von dem Auffichts- 
Perfonale gemacht werden, fogleih und 
wo möglich den nämlichen oder läng— 
ſtens am folgenden Tage zu unter 
ſuchen 

2. Müſſen die Anzeigen des Auf— 
fihts-Perfonals über entdeckte Gebre— 
chen den Thatbeſtand umſtändlich ge— 
nug enthalten, damit feine weitere Er- 
hebung desfelben eingeleitet werden 
darf, fo daß dasjenige, was der Ger 
werbömann oder feine Dienftleute zur 
Entſchuldigung oder Rehtfertigung an« 
führen zu fönnen glauben, bei der Un- 
terfuhungs - Commiffion aufzunehmen 
ift. Die Vorrufung und Vernehmung 
der befchädigten Parteien, welche die: 
fen ohnehin fehr Läftig ift, wird, wenn 
die Anzeigen des Auffihts-Perfonales 
erfhöpfend vorliegen, überflüffig fein. 
Ueberhaupt ift diefe Borrufung mög» 
licht zu vermeiden, und für den Fall, 
als fie unumgänglich nöthig ift, muß 
wenigftens dafür geforgt werden, daß 
die vorgerufenen Parteien bald ver— 
nommen werden, 

3. Ueber die vorgenommene Unter- 
fuhung muß das Referat fogleih in 
der nädftfolgenden Sikung in Bor: 
trag gebracht, und das Erkenntniß aud 
fogleih nad der Sikung erpedirt, und 
denen, die es betrifft, ungefäumt bes 
fannt gemacht werden. 

4. Erkenntniſſe auf Geldftrafen find 
fogleih in Bollzug zu feßen, welches 
um fo mehr geſchehen kann und auch 
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muß, als ohnehin Recurfe gegen po— 
litifhe Erfenntniffe nur dann eine auf- 
fhiebende Wirkung haben, wenn durch 
den Bollzug den Berurtheilten ein uner- 
feßbarer Nachtheil zuginge, was bei 
Geldftrafen der Fall nicht ift, da, wenn 
fie im Recurswege ganz oder zum 
Theile nachgefehen werden, auch der 
theilweife oder der gänzlihe Rüderfaß 
gefhehen kann. Im Uebrigen kann den 
Gewerböleuten in dem Recurszuge ge 
gen Straferfenntniffe nichts von dem« 
jenigen Berufungsrehte benommen 
werden, welches in allen übrigen Fäl— 
len bei den politifhen Verhandlungen 
gefeglich befteht, wobei jedoch darauf 
zu fehen ift, daß die Recursfriſten be 
obachtet werden, und fobald diefelben 
verfloffen find, ohne daß der Gemwerbs- 
mann den Recurs ergriffen hat, mit dem 
Vollzug der Strafe ſogleich vorgegan- 
gen werde. 

5. Berweife find feine Strafe für 
gefliffentliche Bevortheilung des Publi- 
cums, fie können nur bei minder wer 
fentlihen Gebrechen in dem Ger 
werbebetriebe, woran blos die Lauig— 
feit des Gewerbömannes in der Auf- 
fiht Schuld trägt, und nur, wenn 
derlei Nachläffigkeitsfehler zum erſten 
Mal vorkommen, angewendet werden. 
Bei Bevortheilungen des Publicums 
im Breife und Gewicht, und bei 
wiederholten Nadläffigfeitsfehlern find 
die gefeßlichen Geld» oder körperlichen 
Strafen anzumenden. Hiebei fommt 
nur noch zu bemerken, daß die Militäre 
Erecution feine in den Gefegen gegen 
Sewerbs » Hebertretungen vorgefährie- 
bene Strafe ift, und diefelbe auch nur 
in außerordentligen Fällen, wenn es 
fih darum handelt, eine Claſſe Ge- 
werbäleute zur Erfüllung ihrer Ge: 
werbspflichten, denen fie ſich zu entzie- 
ben fuchen, oder die fie zu erfüllen fich 
bartnädig weigern, ſchnell und wirk- 
fam zu verhalten, angewendet werden 
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fann. Der Magiftrat wird demnad in 
Folge hohen Regierungs-Decretes vom 
1.9. M. angemwiefen, diefe Vorſchrif⸗ 
ten, in fo weit fie ihn angeben, bei Un: 
terfuhung und Beftrafung der Ger 
werbsgebrechen ſich gegenwärtig zu hal⸗ 
ten. (Stdih. Vdg. vom 6. Mai 1818 
3. 15775.) 

Satzung. Uebertretungen der Tar- 
ordnungen (Sagungen) durch Unecht- 
beit im Maße, Gewichte oder Eigen- 
fhaft, welde fi im dritten Uebertre— 
tungsfalle zur Beftrafung nad dem St. 
®. eignen, find im erften Falle mit 
5—25 fl., im zweiten Falle aber mit 
10 bis 50 fl. zu beftrafen. Im Falle 
der Unvermögenheit können diefe Geld» 
trafen aud in eine verhältnißmäßige 
Arreftftrafe abgeändert werden. (Hfkzl. 
D. v. 14. Jan. 1825 3. 976. Vdg. 
des tirol. Gub. v. 5. Febr. 1825 3. 
1911. Bv. ©. ©. für Tirol. 5. 1825.) 

— — Bei Aburtheilung eines Ge— 
werbömannee, gegen weldhen mehrere 
Sapungsd-Uebertretungen vorfamen, ift 
die Frage zur Sprache gefommen, ob 
ein folder Gewerbsmann mit dem für 
den zweiten Uebertretungsfall beftimm- 
ten, fomit mit einem höheren Straf: 
grad belegt werden fönne, bevor noch 
die Strafe des erften Grades an ihm 
vollzogen wurde. Hierüber ift nun mit 
h. Hofkanzlei-Decreten v. 2. Nov. u. 
24. Dec. 1827 3. 38279 u. 32919, 
dann v. 8. Mai 1828 3. 10439 be- 
deutet worden, daß es dem Geifte der 
öfterr. Geſetzgebung entfpricht, daß der 
zweite Beftrafungsgrad nicht früher 
verhängt werde, bis der erfte ſich als 
unmirkfam gezeigt hat. Diefe Unwirk— 
famfeit fönne aber fhon daraus mit 
vollem Grunde gefhlofien werden, 
wenn der Berurtheilte nah der Be 
fanntmahung des Urtheils über die 
erfte Uebertretung in eine zweite ver- 
fällt; und es fei nicht erforderlich, daß 
dad Urtheil des erften Grades ſchon 
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vehtskräftig geworden oder gar voll: 
zogen fein müffe, bevor eine weitere 
Uebertretung mit dem zweiten Grade 
beftraft werde, daß fonad bei wieder: 
holten Satzungs- Uebertretungen der 
zweite Strafgrad zu verhängen fei, 
wenn der Berurtbeilte nach der Ber 
fanntmahung des Urtheild der erften 
Inſtanz, über die erfte Uebertretung 
eine zweite Uebertretung begeht, daß 
jedoch bei der Zuſammenzählung der 
Uebertretungen nur diejenigen in Ans 
flag zu kommen feien, welde dem 
Gewerbsmanne perfönlich zur Laſt fal- 
Ien, weil in Fällen, in welden er nur 
für die Handlungen feiner Untergebe- 
nen zu haften hat, die Strafe immer 
fo bemeffen werden muß, daß dadurch 
die Möglichkeit des Negreffed an den 
eigentlihen Schuldtragenden nicht aue- 
gefhloffen werde. (Hfkzl. Deer. vom 
2. Nov. 1827 3. 38279, an das gal. 
Bub. Vdg. des legteren vom 27. Mai 
1828 Zahl 35263 Lutz. 2. Theil 
©. 327.) 

Sagung. Damit die einer Satzung 
unterliegenden unentbehrlichen Lebens- 
bedürfniffe auch auf dem Lande in den 
Kreid- und andern Städten ftets in 
tarifmäßigem Gewichte, Maße und 
Preife verkauft, und jedesmal in guter 
Dnantität geliefert werden, wird für 
jene Gewerbslente, welche derlei der 
Sapung unterliegende Lebensmittel 
in den erwähnten Städten entweder 
erzeugen oder verſchleißen, Folgendes 
zur Nachachtung verordnet: 

I. Unter jenen Gemwerböleuten der 
bezeichneten Gattung, welche das Publi? 
cum mit den zum Lebendunterhalte er 
forderlihen Feilſchaften verfehen, wer: 
den nicht blos Fleiſcher und Bäder, 
fondern überhaupt alle Mehl und Gries⸗ 
händler, Schänker ꝛc. verftanden, deren 
Erzeugniffe nah Map, Gewicht, Preis 
oder deren Eigenfchaft einer feftgejeh- 
ten Sapung unterliegen. 
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2. Die Pflihten und Obliegenhei- 
ten diefer Gewerbaleute find ſchon durch 
die Natur der einzelnen Gewerbe und 
durch die befonderen Gewerbsvorſchrif⸗ 
ten beftimmt und bedingt; insbefon- 
dere aber haben dieje Gewerbsleute mit 
Rückſicht auf die beftehenden Sakungs- 
vorſchriften 

a) ihre der Satzung unterliegenden 
Waaren blos um den tarifmäßigen 
Preis, Maß und Gewicht, 

b) diefe Waaren in guter Qualität 
zu erzeugen, und in folder, dann dem 
vorgefchriebenen zimentirten Maß und 
Gewichte zu verkaufen; 

e) im Falle für ihre Gewerbs⸗Pro⸗ 
ducte eine Bezeichnung vorgefchrieben 
ift, feine unbezeichneten zu erzeugen 
und zu verkaufen; 

d) mit den vom Magiftrate oder der 
Drtsobrigfeit nah den Localverhält- 
niffen feftgefegten Borräthen verfehen 
zu fein; 

e) die Käufer anftändig zu behan— 
deln, und fich keiner, weder wörtlichen 
noch weniger thätlichen Beleidigungen 
derfelben zu Schulden fommen zu lafs 
fen, und fie ohne Unterſchied mit der 
verlangten Waare fo ſchnell ald mög» 
lich, und nad der Reihe des Erſchei— 
nens abzufertigen. 

3. Die Bellimmung des jedem Ge- 
werbömanne erforderlihen Vorraths, 
des Gewichtes oder Maßes, des Preis 
ſes und der Qualität der Waare ift 
die Sache des betreffenden Magiftrates 
oder der Drtsobrigkeit, unter Beftäti- 
gung des Kreidamtes; desgleichen be- 
ſtimmt der Magiftrat oder die Ortsobrig⸗ 
feit die Bäckerzeichen. 

4. Zur Ueberzeugung, ob diefe Bor: 
fhriften von den Gewerbslenten auch 
genau befolgt werden, hat jede Orts— 
obrigfeit (oder Magiftrat): 

a) durch das hiezu beftimmte Auf- 
fihtö - Berfonale die Kramläden, Bor- 
sathöbehältniffe, Schanklocalitäten ac. 
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mehrmal im Monate und nach Umftän- 
den auch öfters in der Woche, und 
nit in regelmäßigen, fondern viel« 
mehr in unvermutheten Zwifchenräus 
men genau unterfuchen, hiebei insbe- 
fondere die Brot» und Fleiſchbeſchau 
vornehmen, und die Qualität der 
Waare prüfen, begangene Zarif-Ueber« 
tretungen augenblicklich anzeigen, bean- 
ftandete Waaren confisciren und den 
Befund ſich vorlegen zu laſſen. 

b) Ueber eine Anzeige einer Tarif: 
Uebertretung oder fonfligen Vergehens 
gegen die genannten Vorſchriften iſt 
von dem Magiftrate oder der Ortsobrig⸗ 
keit fogleich, oder in dem möglichft für« 
jeften Beitraume nah der Webertre- 
tung die firengfte Unterfuhung zu 
pflegen und hiernach das weitere Amt 
zu handeln. 

c) Die confidcirten Waaren find, im 
Falle felbe genießbar find, ftets fo- 
gleich um einen, den jeweiligen Tarif 
entfprechenden mindern Betrag öffent: 
lih zu verfteigern, und das gelöfte 
Geld ift fodann dem Armen » Inftitute 
des Ortes zuzumenden, welchen auch 
die Geldſtrafen zuzufließen haben. 

d) Dem Aufſichts⸗Perſonale gebührt 
fein Apprebendenten » Antheil von der 
confiscirten Waare, 

e) Die Ortsobrigkeit hat felbft von 
Zeit zu Zeit unvermuthete Revifionen 
vorzunehmen, um ſich ſowohl von der 
genauen Vollziehung der Vorſchriften 
dur die Gewerbsleute, ald aud von 
dem genauen und unparteiifchen Ver— 
fahren des Auffihts-Perfonales unmit- 
telbar die Ueberzeugung zu verfchaffen. 

5. Einer Tarifs-Uebertretung macht 
fi derjenige [huldig, der gegen eine 
der ad 2 vorkommenden Vorfchriften, 
ſei es aus Unvorſichtigkeit, Nachläjfig- 
keit oder böſem Vorſatz handelt, und 
der Straffälligkeit unterliegen nicht 
nur Meiſter, Gewerbsinhaber und 
ſelbſtſtändige Gewerbsleiter, ſondern 
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auch Gefellen, Jungen und Dienftlente 
derfelben. Die feldftftindigen Meifter, 
Gewerbsinhaber u. Gewerbsleiter (Werk⸗ 
führer) werden: im erſten Uebertre— 
tungsfalle mit einer Geldftrafe von 5 
bis 25 fl., oder bei deren Unvermö- 
genheit mit einem Arreſte bis zu 8 
Tagen; im zweiten Uebertretungsfalle 
mit einer Geldftrafe von 25—50 fl., 
oder bei deren Unvermögenheit mit 
einer Arreftftrafe von längſtens 14 Ta- 
gen, die aber nach Umftänden mit Fa— 
ten zu verfchärfen ift, beftraft; im 
dritten Kalle der Uebertretung endlich 
tritt der Gewerböverluft ein, mit Anz 
wendung des St. ©., nah welchem 
fi in diefem Falle auch genau zu ad» 
ten fein wird. 

Gefellen, Jungen und Dienftvolt 
find im erjten Uebertretungsfalle mit 
10—15 Stock- oder Ruthenftreichen 
oder einem duch Anlegung von Eifen 
verfhärften Arrefte von 8 Tagen; im 
zweiten Uebertretungsfalle mit 16 bis 
25 Stock- oder Ruthenjtreihen, oder 
einem durch Anlegung von Eifen ver— 
ſchärften Arrefte von 14 Tagen; im 
dritten endlich mit einem Imonatliden 
firengen Arrefte, welcher beim Gin- und 
Austritt jedesmal mit 10 Streichen 
oder nah Umſtänden im Zuge mit 
mehrmaligen Faften zu  verfchärfen 
kommt, zu beftrafen. 

6. Das Verfahren in allen diejen 
Tarifd » Uebertretungsfallen fteht den 
Magiftraten und Ortsobrigkeiten zu, 
welde nad vorläufiger, immer nad 
Möglichkeit zu beichleunigender Erbe: 
bung des Gegenftandes in erjter In— 
ftanz zu erfennen haben. 

7. Bei Zurechnung der bereits be- 
gangenen Uebertretungen und bei Aus— 
mefjung der Strafgrade find die eige- 
nen Uebertretungen der Gewerbsleute 
von den Uebertretungen ihrer Gefellen 
und Auspilfsleute zu unterfcheiden, 
für welch Lepteren ber Gewerbömann 
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wohl haftet, aber ohne Einrechnung 
bei Beftimmung des Strafgrades blos 
im Disciplinarwege zu beftrafen ift. 

Uebrigens macht es feinen Unter- 
ſchied bei Bemeffung des zweiten Straf: 
grades, wenn ein Gewerbsmann nad 
der Bekanntmachung des Urtheils über 
fein erfted Vergehen fi einer zweiten 
Saßungs-Uebertretung ſchuldig macht, 
obne noch die Strafe fiir die erftere 
ausgeftanden zu haben. Endlich ift bei 
Bemeffung der verfhiedenen Straf: 
grade nie auf den, zwiſchen diefem 
und der früheren Beftrafung verfloffe- 
nen Zeitraum Rüdficht zu nehmen, da 
die auf Tarifd-Uebertretungen geſetzten 
Strafen feiner Berjährung unterliegen. 

8. Der Recurs gegen die Erkennt: 
niffe der erften Inftanz gebt auf dem 
Lande and Kreisamt, und ift binnen 
24 Stunden anzufündigen und bin— 
nen weiteren 3 Tagen einzureichen. 

9. Erkenntniffe der erften Inftanzen 
über Gewerböverluft und womit über 
haupt der dritte Strafgrad ausgefpror 
hen wird, müffen vorläufig der Lan— 
desitelle zur Einficht vorgelegt werden, 

10. Ein Urtheil, gegen welches fein 
Recurs ergriffen, oder welches nach hö— 
herer Einfiht und erfolgter Beſtäti— 
gung rechtskräftig geworden ift, iſt 
vom Magiftrate oder der Drtsobrigfeit 
allfogleich zu vollziehen. (Galiz. Gub. 
Vdg. v. 25. Sept. 1832 3. 16854. 
Prov, ©. ©. für Galiz. v. I. 1832.) 

Sapung. Im Grunde des Hof: 
fanzleie Decretes vom 23. Mai 1833 
werden im Nachhange zu dem Kreis: 
fhreiben vom 25. Sept. 1832 folgende 
nachträgliche Beftimmungen über das 
Berfahren und die Strafen bei Ueber— 
tretungen der Lebensmittel» Sapungen 
auf dem Lande, zur allgemeinen Kennt» 
niß befannt gemacht: 

a) Zum Abſatz 4 PBunct a. Die 
Drtsobrigkeit hat dafür zu forgen, da« 
mit durch das Auffihts-Perjonale jede 
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entdeckte Tarif» Mebertretung derfelben 
fogleich angezeigt, und blos jene beau— 
ftändeten Waaren confiscirt werden, 
welche entweder dem Gewichte oder der 
Qualität nah als tarifswidrig er- 
fannt werden; hievon find die unge— 
nießbaren Waaren ſogleich zu vertilgen, 
die genießbaren hingegen, welche blos 
wegen Webertretung der Satzung con— 
fiscirt werden, öffentlich zu veräußern 
und der Ertrag ift dem Orts-Armen— 
fond zuzuwenden. 

b) Die im Abſatze 5 für die Tarifs— 
Uebertreter feftgefeßten Geldftrafen find 
von den verurtheilten Meiftern und 
Gewerbe -» Inhabern in Conv. Münze 
einzubeben, und zwar im erften Ueber- 
tretungsfalle mit 1—5 fl. , im zweiten 
Uebertretungsfalle aber mit 5—10 fl. 
zu bemeffen, und ebenfalld dem Orts— 
Armenfond zuzumenden. Endlich 

c) find ftatt der, in demjelben Ab» 
fage für die Gefellen und Gehilfen der 
Gewerbsleute ausgeſprochenen körper: 
lichen Züchtigungen, Arreſtſtrafen und 
die Verſchärfungen derſelben mit Fa— 
ſten, Anlegung von Eiſen oder öffent— 
licher Arbeit in Anwendung zu brin— 
gen. (Hfkzl. Dect. vom 23. Mai 1833 
3. 11862 an das galiz. Sand. Gub. 
Kundg. am 2. Juli 1833 3. 34986. 
Kıop. ©. ©. I. 1833. Nr. 146.) 

Sapung. Laut Eröffnung der hob. 
vereinigten Hoffanzlei haben Ge. k. k. 
Majeftät mit a. h. Entſchließung .vom 
24. April 1832 die in Mähren und 
Schleſien beitehende Satzung auf Mehl, 
Gries, Graupen und Hülſenfrüchte 
aufzuheben gerubt. 

Diefe a. h. Entfchliegung wird mit 
nadhftehenden Beftimmungen bekannt 
gemacht: 

1. Das zum Berkaufe beftimmte 
Mehl darf auf Märkten und in Ber- 
ſchleißggewölben nicht andere, ald im 
reinen Zuftande ausgeſtellt, ſonach fei- 
neswegẽ mit fremden Mehlforten, als 
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3. B. Weizenmehl mit Kornmehl, oder 
letzteres mit Gerfte-, Hafer, Erbfen-, 
Haiden-, Wickenmehl vermengt, oder 
wohl gar mit anderen fremdartigen, 
zumal der menfhlichen Gefundheit nad- 
theiligen Stoffen vermifht werden. 
Jeder, der dawider handelt, wird, in- 
fofern als die biebei eintretenden Um— 
ftände die Handlung nicht zum Verbre— 
hen machen, nebft dem Berlufte des 
Mehles noch überdies mit der Strafe 
belegt, welche das St. ©. ausfpriät. 

2. Der Verkauf hat nah echtem 
Map und Gewicht zu gefchehen. Jede 
diesfällige Uebertretung wird als Be 
trug behandelt und nah dem St. ©. 
beftraft. 

3. Der Verkäufer ift verpflichtet, die 
Mehlgattung mit einer leferlihen Aufs 
fhrift auf den Gefäßen zu bezeichnen. 
Uebrigens verfteht es fih von felbft, 
daß zur Bermeidung von Bevortheis 
fungen des Publicums in den Städten 
und auf dem Rande die Markt- und 
Polizeiauffiht in ihrer vollen Wirkfam- 
feit zu bleiben, umd zu diefem Ende ' 
die Aufmerkfamkeit noch fortan auf die 
Berkäufer obgenannter Commeftibilien 
zu richten hat. (Circ. des k. k. mähr. 
ſchleſ. Gub. v. 28. Mai 1833 3. 6823. 
Pr. G. S. für Mähr. I. 1833. Nr. 66.) 

Sapung. Se. k. k. Maj. haben ger 
mäß b. Hofkzl. Deer. v. 2. März l. 3. 
3.5104, mit a. h. Entſchließung vom 
24. Febr. I. 3. zu bemilligen gerubt, 
daß in Prag mit Aufhebung der 
beftebenden Mehltare vorgegan- 
gen werde. In Folge diefer a. h. Ents 
fhliegung wird vom 1. März; 1836 
angefangen, die Satzung auf alle Gat- 
tungen von Mehl, Gries, Graupen, 
Hirfe, Erbfen und Linſen aufhören, 
und der Verkehr mit diefen Artikeln 
nit nur an den gewöhnlichen Wochen- 
märkten, fondern aud gegen vorläu- 
fige Anmeldung bei dem Prager Mar 
giftrate und Erfüllung der Erwerb» 
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ſteuerpflicht, in ordentlichen Verkaufs- rung des Gewerbeweſens durch ein or⸗ 


gewölben Jedermann freiftehen. (Cire. 
des k. k. böhm. Bub. vom 31. Dec. 
1835 3. 62110. Böhm. Prov. ©. ©. 
1835. Nr. 400.) 

Sapung. Nah Inhalt des Hof 
Tanzlei » Decreted vom 26. März I. 3. 
3. 8292 haben Se. f. f. Majeftät mit 
a. h. Entſchließung vom 22. März 1.3. 
zu genehmigen gerubt, daß die Frei— 
gebung des Mehlhandels in 
Böhmen aud auf dem Lande 
ausgedehnt werde. In Folge diefer 
a. h. Entſchließung wird, fo wie es in 
der bierortigen Eircular +» Berordnung 
vom 31. Dec. 1835 3. 62110 für die 
Hauptftadt Prag feftgefeht wurde, auch 
auf dem Lande die Sapung auf alle 
Gattungen von Mehl, Gries, Grau- 
pen, Hirfe, Erbfen und Linfen vom 
Tage der Kundmachung der gegenmwärs 
tigen Verordnung aufhören, und der 
Berfehr mit diefen Artikeln nit nur 
an den gewöhnlihen Wochenmärkten, 
fondern au, gegen vorläufige Anmel: 
dung bei der Ortsobrigkeit, und Er- 
füllung der Erwerbſteuerpflicht, in or= 
dentlihen Berkaufsgewölben Jeder: 
mann frei ftehen. Welches hiermit all- 
gemein befannt gemacht wird. (Kumdm. 
des böhm. Gub. vom 4. April 1836 
3. 16066. Prov. ©. ©. für Böhmen 
3. 1836. Rr. 104.) 

— — Hinfihtlih der Sapung für 
Bäder und Fleifcher ift der Grundfaß 
im Auge zu halten, daß dort, wo be— 
reits Modificationen in den Satzungs— 
beftimmungen eisigetreten find, es bei 
denfelben für fo lange fein Bewenden 
zu finden hat, als fidy nicht die firenge 

Nothwendigkeit einer Abänderung des 
beftebenden Berhältniffes ergeben follte, 
(Erlaß des Handels - Minifteriums v. 
4. Zuli 1849 3. 5180. Böhm. Gub. 
Deer. vom 9. Aug. 1849. 8.6.2. 
Rr. 134.) 

— — Bis zur definitiven Regulis 
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ganiſches Geſetz wurde angeordnet: 

1. Ale Preisſatzungen der Ber 
brauchs- und Handels» Artikel (Limi— 
tationen) mit Ausnahme jener für 
Brot und Fleifh, wo diefe Artikel bis— 
ber noch limitirt wurden, haben mit 
dem 1. Det. 1. J. aufzubören. 

2. Alle Befchränfungen, welche der 
freien Ein» und Ausfuhr der befagten 
Berbrauche » Artikel oder anderer Er 
zeugniffe des Ackerbaues oder des Ge 
werbefleipes in manchen Städten noch 
im Wege ftehen, find aufgehoben. (Erl. 
des faif. Commiffärs in Ungarn vom 
11. Sept. 1850. Ungar. 8. ©. B. 
Nr. 306.) 

Sapung. — Beftimmung der 
Fleiſchtaxe. Die Berehnung und 
Beftimmung des monatlihen Rind« 
fleifhfages hat in Zukunft von jeder 
Bezirfshauptmannfhaft für den Um— 
freis ihres Bezirkes zu geſchehen. 

Damit die Bezirkshauptmannfhafs 
ten in die Lage kommen, die Berech— 
nung vorfäriftsmäßig und gleichförs 
mig, fo wie mit geringer Schwierigkeit 
zu pflegen, werden denjelben die, von 
der k. f. Provinzial » Staatsbuchhalr 
tung verfaßte beifpieläweife Beredh- 
uung des Rindfleifhfaßes für den Ber 
zirk Gratz fammt den dazu gehörigen 
Beilagen und Unterbeilagen, ferner die 
Berehnung der Fleckſiederwaaren und 
die zu beiden Berehnungen nöthigen 
Bemerkungen mitgetheilt. 

Dazu wird noch Folgendes erinnert : 

1. Die gegenwärtige Berfügung er— 
ſtreckt fih nicht auf die Hauptitadt 
Graß, für welche die dermaligen. Be 
flimmungen hinfihtlih des Fleiſch— 
faßes ohne Aenderung fortbeftehen. 

2. Die von den Bezirfshauptmann- 
[haften zu pflegende Sapungsberedh« 
nung bat auf die bisher vorgeſchrie— 
bene Art, wie fie mit der Gub. Vdg. 
vom 8. Febr. 1812 3. 2271, einge 
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führt; und von den beftandenen Kreis- 
ämtern, und in der Folge nad der 
Statthalterei » Verordnung vom 11. 
Febt. d. J. 3. 1429, von den Ef. f. 
Kreisregierungen vorgenommen wurde, 
zu gefchehen. 

3. Das Gewicht und die Preife der 
Schlachtochſen find dur die Gemein- 
den zu erheben, welche nach dem an— 
gefhloffenen Mufter an die vorgefeßte 
Bezirkshanptmannfchaft monatlich einen 
Ausweis über die in ihrer Gemeinde 
vorgefallenen Schlachtochſen Verkäufe 
in beftimmten Friſten einzureichen 
haben. 

4. Die Periode diefer Nachweifung 
bat ſich vorläufig, wie bisher vom 10. 
des vorlegten, bis zum 10. des lebten 
Monats vor jenem, für welden die 
Sapung berechnet wird, zu erftreden. 

5. Das Refultat der gepflogenen 
Sapßungsberechnung iſt von den Bezirks⸗ 
hauptmannfchaften allmonatlid den 
f. k. Kreidregierungen zur Einfiht vor— 
zulegen, welden dadurch das Mittel 
gebotenift, die Richtigkeit der Satzungs⸗ 
beftimmung zu überwachen, auffallende 
Unrichtigkeiten derfelben zu bemerken, 
und deren Ausgleihung in der Berech— 
nung für ten nächſten Monat zu ver 
anlaffen. 


6. Auch hat jede Bezirkshauptmann- ſch 


{haft den Rindfleiſchſatz ihres Bezirkes 
den Bezirtshauptmannfcaften aller bes 
nachbarten Bezirke, ohne Unterfchied, ob 
im nämlihen oder in verfchiedenen 
Kreifen gelegen, rechtzeitig mitzutheis 
len, um die bezüglichen Bezirkähaupt- 
mannfchaften im Falle einer auffallen- 
den Differenz in die Lage zu feßen, die 
entiprehende Berichtigung oder Aus: 
gleihung zu veranlaffen. 

7. Die Feſtſetzung des monatlichen 
Rindfleiſchſatzes durd die Bezirfshaupt- 
mannjhaften hat für den Monat Jän— 
ner 1851 zu beginnen, damit diefelben 
die nöthige Zeit gewinnen, fid die 
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Ausweife über das Gewicht und den 
Preis der Schlachtochſen von den vor« 
audsgegangenen Monaten zu ver 
ſchaffen. 

Die k. k. Bezirkshauptmannſchaften 
werden aufgefordert, dieſem im unmit⸗ 
telbaren Intereffe der. Gemeinden lie 
genden wichtigen Begenftande ihre volle 
Aufmerkfamteit zu widmen, fi bei Be- 
rechnung des Fleiſchſatzes die größte 
Genauigkeit gegenwärtig zu halten, die 
gemachten Wahrnehmungen zu ſammeln, 
und diefelben mit den entiprechenden 
Anträgen zur Kenntnig der k.k. Kreis» 
regierungen zu bringen. (Erl. d. fteierm. 
Stth. v. 29. Sept. 1850. 8. ©. 2. 
für Steiermart Nr. 384.) 

Sagung. Uebertretungen der Sa- 
tzungs-Vorſchriften von Seite der Flei« 
[her und deren Beftrafung , fiehe 
Zleifcher. 

— — des Rindfleiſches, Aufhe— 
bung in Wien, f. Fleiſchergewerbe, 
Fleiſchſatzung. 

— — die Abnahme ungefeßlicher 
Taren kann auch Gegenftand einer 
Griminal » Unterfuhung fein, fiehe 
Taren. 

— — f. Bäder. 

— — f. Seifenfiederei. 

Sapungs:lleberfiht,, ſ. Flei— 


er. 
Sauerbrunnhändler, ſiehe Mi— 
neralwäſſer. 

Sauerkräutler haben ihre Stände 
an den vorgefchriebenen Orten, die ge 
wöhnlih in der Nachbarſchaft einer 
Fleiſchbank angewiefen find, zu errich- 
ten, auch das Kraut und die Rüben, 
die fie täglich auftragen laſſen, gereinigt, 
gut und fauber Jedermann um billige 
Preiſe zuverkaufen. (Wr. Innung-Ddg. 
vom 3. Auguft 1748. Barth. H. u. ©. 
Gef. 4.8. ©. 438.) 

— — haben fih von Ausgießung 
der Säure und anderer Unfauberfeit 
bei Strafe zu enthalten. (Wr. Innung- 
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Drdnung vom 3. Auguft 1748. Barth. 
9. u. ©. Gef. 4.9. ©. 438.) 

Sauerkräutler können anSonn- u. 
Reiertagen ihre Feilfchaften bis 9 Uhr 
Morgens verkaufen, fiehe Sonn: und 
Beiertagsheiligung. 

Savoyarden, fiche Schanproduc: 
tionen. 

Scapuliere, ſ. Amuleten. 

Schabenpulver, ſ. Kolinsfyfche 
Schabenpulver. 

Schadten, dann Grüfte in Spir 
talern, Klöftern bei den Barmberzigen 
und Elifabethinerinuen find abzuftellen, 
fiehe Gruft. 

Schaden erſatz, f. Poftmeifter. 

Schadenerfagpflicht der Eiſen⸗ 
bahnunternehmung, ſiehe Eifenbahn: 
Betriebs:Drdnung. 8. 19, 20. 

Schafkäſe und italienische Würfte 


find ein Gegenftand des freien Verkehs- 


res, ſ. Schmalzverfauf. 
Schafpoden:Impfungsftoff , ſ. 

Impfſtoff. 
Schanddirnen, ſ. Abſchiebung. 
— — ſ. Freudenmädchen. 
Schank, ſ. Leutgebrecht. 
Schankgeſchäft, Verwendung der 

Credenzen aus Zint, ſ. Zink. 
Schank-Geſchirre, ſiehe Ges 


irre. 

Schankgerechtigkeit (Perſonal) 
auf Rechnung zu übernehmen, iſt kei— 
nem brotloſen bürgerlichen Wirthe zu 
geſtatten, worauf insbeſondere zu wa— 
hen iſt. (Hfd. v. 4. Dec. 1795. Rggs. 
Intim. v. 15. Dec. 1795. Barth. 9. 
u. ©. Gef. 4. B. ©. 503.) 

Schanfhänfer. Beobachtung der 
Bolizeiftunde in felben , fiehe Offen: 
halten, 

— — Darin darf die Muſik an 
Sonn» und Feiertagen unter feinem 
Borwande vor 6 Uhr Nachmittags ihren 
Anfang nehmen, und hat außer einer 
befonderen Erlaubniß der Polizei⸗Ober— 
Direction längftens bis 12 Uhr Nadie 
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zu dauern. — Desgleichen ift den mit 
Erlaubniß herumziehenden Mufitanten 
vor 6 Uhr auch nicht erlaubt, in Gaft- 
und Bierhäufern Mufit zu machen, 
f. Sonn: und Peiertags = Heili- 


gung. 
Schankhäuſer in Siebenbürgen, f. 
Gafthäufer. 
Schankkeller, ſ. Kellerfchanf. 
— — Die Abhaltung von Tanz— 
mufiten in Schanfkellerd ift nicht ge» 
ftattet, f. Tanzmufifen. (Vdg. v. 29. 


Dct. 1829.) 
fiehe Auslag⸗ 


Schanflocale, 
kaſten. 

Schankrecht. Ueber einen Hofre— 
curs wegen verweigerter Ausdehnung 
eiues Schankbefugniſſes auf die Berech— 
tigung, Mahlzeiten, Hochzeiten und 
Tanzmuſik zu halten, iſt die nachſte—⸗ 
hende Entſcheidung der hohen Hofkanz» 
lei vom 26. v. M. 3. 27095 erfolgt: 
Gegenwärtig befteht Fein Unterfchied 
mehr zwiſchen Schankgerechtigkeiten, 
welche blos zum Ausſchanke, und ſol⸗ 
ben, dieaudy zur Abhaltung von Mahls 
zeiten und Tänzen befugt waren. Jedem 
Schankberechtigten ift das Auskochen 
und die Abreihung von Speifen an 
feine Gäfte in jeder beliebigen Aus: 
dehnung unbenommen; in Anfehung 
der Abhaltung von Tanzbeluftigungen 
aber gibt es feine befonderen Beredhti- 
gungen Schankbefugter, fondern vie 
diesfälligen Bewilligungen find von 
Fall zu Fall anzuſuchen, und es Tient 
in dem Ermeffen der Obrigkeit, folde 
mit Beachtung der eintretenden Po— 
lizei-Rücfichten zuzugeftehen,, oder zu 
verweigern. (Deer. der o. d. Reg. vom 
7. December 1829 3. 34880. Prov. 
®. ©.) 

— — Beftrafung der Uebertretun- 
gen, ſ. Winkelſchank. 

Schankwirthe in Wien haben 
Nothdurftplatze zu errichten, ſiehe Uri: 
nirungspläge. 
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Schankzeiger dürfen Kellerfchänter 
führen, f. Kellerfchänfer. 

— — ſiehe Gafthänfer, Kaffee: 
fieder. 

Schanzel. Die dafelbft mit Obſt 
anfommenden Parteien haben den Ber: 
fauf an Sonn- und Feiertagen ledig— 
lih um 4 Ubr anzufangen, f. Sont: 
und Feiertagsheiligung. 

— — Bictualienmartt daſelbſt, f. 
Markt:Polizei:Auffichts - Anftalt 
der Stadt Wien. $. 55. 

— — Markt-Drdnung für die da- 
felbft zu veräußernden Feilfhaften, f. 
Marftordnung. 

Schag. f. Archäologifche Funde, 
Kunftwerke. 

Schatzgräberei und Beſchwörun— 
gen am St. Johann Vorabend und in 
Losnächten werden verboten. (Polizei— 
ordnung für Mähren vom 12. Juni 
1786. Krop. Geſ. Joſ. 10. B. Seite 
283.) 

Schapfammer. Zur Berhinderung 
der Berpfändung und Veruntreuung 
der in die kak. Schatzlammer gehörigen 
Juwelen find diefelben mit einer eige- 
nen, das Hofeigentbum bezeichnenden 
Punze verfehen worden, welche auf 
den Faſſungen diefer Schmudgegen- 
ftände ſich angebracht befindet, und bei 
den großen Solitairen, auf deren Faf- 
fungen bereits eine Nummer oder das 
Gewicht geftohen war, in einem S, bei 
den Solitatren zweiter Gattung, dann 
bei den größeren brillantenen Schnur« 
fäften, Tropfen und farbigen Edelftei- 
nen in einem Sund drei Kreuzen (++}) ; 
bei den mittleren brillanteneu Schnur: 
fäften in einem Suud zwei Kreuzen (+}), 
endlih bei den kleinen brillanteneu 
Schnurkfäften in einem S und einem 
Kreuze (+) beftehen. Diefelben Chiffern 
find aud in ſämmtlichen Faſſungen der 
gefärbten Edelfteine im Berhältniffe 
ihrer Größe mit einem S und zwei 
Kreuzen, oder mit einem S und einem 
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Kreuze geftodhen worden. Hievon find 
fämmtliche Juweliere, Gold- und Sil- 
berarbeiter, dann Galanteriewaaren- 
händler , welche durch eine unerlaubte 
Handlung jene Krondiamanten in die 
Hände bekommen könnten, zut gehöri— 
gen Warnung und genauen Beobad» 
tung jener Punzen in die Kenntniß zu 
fegen. (Hftzl. Decr. v. 20. Juli 1828 
8. 16804. Bdg der n. ö. Reg. v. 31. 
Juli 1828 3. 42588. Prov. ©. ©. 
10. B. Nr. 175.) 
Schägmeifter. Es bleibt zwar 
den Barteien unbenommen, nad erhalte 
ner Bewilligung zur Licitation eine ges 
meinfhaftlidhe Kicitation an einem 
Tage und Orte feftzufegen, die Anfün- 
digung auf die fonft übliche Art ge: 
meinfhaftlich zu erlaifen, und die 
zu verfteigernden Waaren beeideten 


Schätzmeiſtern zur Verwahrung anzu— 


vertrauen, allein diefe dürfen bei Ver— 
fleigerungen , zu deren Leitung und 
Verhandlung mur allein die eigenen 
aufgeftellten Gommiffäre verpflichtet 
find, außer dem Schägen und Ausru: 
fen der Waaren feinen anderen Einfluß 
nehmen, fie dürfen auf eigene Rechnung 
und Speeulation durchaus keine Ver— 
fteigerung unternehmen, und der Schäß- 
meifter,, der ſich diefes erlauben follte, 
würde ohneweiters nach der Licitationd- 
Ordnung vom J. 1786 mit der Ent- 
fernung von feinem Amte beftraft wer- 
den. (Aggs. Bdg. v. 15. Juni 1819. 
Bart. Gef. 7. Band Geite 84 
u. 85.) 

Schauftellungen, ſ. Schaupro: 
ductionen. 

Schangegenftände, Abgabe an 
den Armenfond, ſ. Armenfond. 

— — f. Schauproduction. 

Schanfäften. Mit Schaufäften, 
Drgeln und anderen Spielwerken her 
umziehende Ausländer find nicht zu 
dulden und fhon an den Grenzen zus 
rüczumeifen. (Bdg. v. 8. Dec. 1781. 
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Krop. Gef. Iof. 1.8. S.272.) Siehe 
Schauproductionen, 

Schau käſten, ſiehe Bettelmuſi⸗ 
kanten, Schauproductionen. 

Schanproductionen. Spectakel 
und dergleichen ſollen während der 
Marktzeit nicht zu viele, außer derſel— 
ben aber gar keine geduldet werden. 
(R. ö. Rggs. Dec. v 10. Febr 1795.) 

— — Die ſchon beſtehenden Ver— 
bote des Marionettenſpieles, Seil— 
ſchwingens und anderer dabei unterſag— 
ten Gaufeleien wurden erneuert und 
es wurde die Verordnung wegen Er 
theilung von Paͤſſen und Aufführungs- 
Bewilligungen an herumziehende 
Gomödiantentruppen, Gauk— 
ler, Marionettenfpieler, Seil: 
tänzer, Springer, Tafhenfpie- 
ler, Gudfäften- Inhaber, Leier 
männer, Borzeiger fogenann- 
ter Spielarten der Natur, ala 
Riefen, Zwerge, Mißgeburten u. dal., 
wodurdh, wenn bei der Ertheilung der 
Päſſe unvorfihtig vorgegangen wird, 
diefe verfchiedenen Müßiggänger von 
dem Wege, fi zum Rußen des Staates 
gebrauchen zu laffen, abgezogen und 
in ihrem Hange zum berumziehenden 
Leben mehr beftärft, auch unter die- 
fem Borwande mebrere verdächtige Aus- 
länder bereingezogen werden, wieder« 
bolt fund gemadt, und bedeutet, daß 
alle dieſe Gaufeleien und Wagftüde 
eingeftellt und von diefem Berbote nur 
jene wenigen, bereits fih damit befchäf- 
tigenden Inländer aus befonderer 
Rüdfiht ausgenommen fein follen, die 
nah ihren förperlihen Berhältniffen, 
vermöge vorzuzeigender Attefte, weder 
zum Militärftande gewidmet werden 
fönnen , noch auf eine andere erlaubte 
Art fih ihren Nahrungsweg zu ver 
ſchaffen im Stande find, und ih auch 
über ihr Wohlverhalten mit verläßli- 
ben Zeugniffen ihrer eigentlichen Obrig- 
feiteu ausmweifen können. Allen übrigen 
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um die Erlaubniß diesfalls anhaltenden 
Individuen ift ſolche ohneweiters zu 
verfagen, und felbe find, und zwar: 
die Ausländer ohme Unterſchied bei 
ihrem Anmelden fogleih mit ihren 
Päffen in ihr Land zurückzuweiſen, In: 
länder aber im Tauglichkeitsfalle a 
conlo des betreffenden Dominiums. wo» 
bin fie gehören, ad militiam abzuſüh— 
ren, oder in ihre Heimat zu einem er 
laubten Nahrungs zweig zurüczufenden. 
Die einzige Ausnahme findet jedoch nur 
bei der Borftellung mehanifher Kun ft 
werfe und fonftiger wahrhafter 
Seltenheiten Statt, zu welchem 
Rahrungsweg noch ferner fo In- ale 
Ausländern zum Nutzen und Vergnü— 
gen des Bublicums die Bewilligung er: 
theilt werden kann, nur ift bei Ertheis 
lung der Bewilligungen darauf zu fe- 
ben, daß die Bittwerber ſich vorber, 
ſowohl für ihre Perfon, als aud für 
alle mit fih habenden Leute, einzeln: 
weife mit echten Zeugniffen von ihrer 
Ortsobrigkeit oder vorgefeßtem Amte 
über ihr fittlides Wohlverhalten uud 
über die erhaltene Erlaubniß, die Kunft- 
werfe vorftellen zu können, wie auch 
über ihre erprobte Geſchicklichkeit aus— 
weifen. (Minifterialfehreiben v. 6. Dec. 
1802. Krop. Gef. Kranz 16. B. Seite 
814 bis 816.) 

Schau:Productionen. Gaufler, 
fremde, Runftbereiter find nicht au dul⸗ 
den, fondern mit gebundener Marſch— 
route ind Ausland zu inftradiren. (Pol, 
Hit. Decr. v. 23. Auguft 1813.) 

— — Spektakel und andere Schau— 
ftüdle, befonders jene, welche zur Marft- 
zeit bier eintreffen, hat die Polizei» 
Dber-Direction mit größter Strenge 
und Umfiht in Beziehung auf den Ru- 
gen und das fittliche Bergnügen, wel- 
ches fie dem Publitum gewähren fün- 
nen, vorläufig zu prüfen, und durch— 
aus feines diefer Schauftücde zu erlau- 
ben, welche wie immer nachtheilig auf 
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das phyſiſche und fittlihe Gefühl ein- 
wirken, oder fonft in irgend einer Be 
ziehumg anftößig fein können. In zwei— 
felhaften Fällen ift die Meifung der 
Bolizeihofftelle einzuholen. (Pol. Hfft. 
Dec. v. 26. Mai 1819. Pol. Ob. Dir, 
8. 1228.) 

Schau = Productionen. In Ge- 
mäßheit der allgemeinen längftbefte- 
henden Bolizeiverordnungen find in 
den k. ER. öfter. Kaiferflaaten die 
berumgichenden Gomödiantentrups 
pen, Seiltänzer und derlei gym— 
naftifhe Künftler, wandernde 
Mufitanten und Bänfelfänger 
beiderlei Geſchlechts, Bärentreiber, 
Affen- und Hunds-Comödien— 
Vorzeiger, Beſitzer von Mena— 
gerien oder einzelnen fremden Thie— 
ren, wenn felbe efelerregend, oder nicht 
von ausgezeichnetem Werth find, Rie— 
fen, Zwerge u. dgl. fobald mit deren 
Vorzeigung etwas Efelhaftes verbunden 
if, Bolicinellen»s und Mario: 
netten » Inhaber, Menihen mit 
Heinen Zottofpielen,, oder andern ver 
botenen Spielen, Gaukler und Markt— 
freier, überhaupt alle Battungen ähn— 
lichen herumziehenden Gefindels, wels 
ches in Städten fomehl, als in Dör— 
fern fein Unweſen treibt, umd für feine 
Unbedenklichkeit nicht in jeder Bezie- 
bung vollftändig Gewähr leiftet, durch— 
aus micht zu dulden. Die neueften 
Mahrnehmungen haben die Ueberzeu— 
gung herbeigeführt, daß zu der obbe- 
zeichneten Gattung von Leuten auch die 
Inhabervon Wachsfiguren-Ca— 
bineten zu rechnen find, weldhe dem 
Publicum allerlei Darftellungen von 
gräßlihen Mordfcenen und anderen abs 
fheulichen, das beffere Publicum empö— 
renden, das Gefühl des rohen Haufens 
aber abftunpfenden Bildern zur Schau 
bringen. In Erwägung des Umftandes, 
daß derlei Wachsſiguren, die ohnehin 
feinen wahren Kunftwertb haben, einen 
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nachtheiligen Einfluß auf die Moralität 
des Volkes, und vorzüglid aud auf 
die Bildung der Jugend haben, über: 
haupt aber Ekel und Abfchen zu erre- 
gen geeignet find, ift es angemeffen 
und notbwendig, daß die oberwähnten 
allgemeinen Polizei: Berordnungen auf 
derlei Wahefiguren » Cabinete ausge 
dehnt, fohin auf felbe mit aller Strenge 
angewendet werden. Hievon wurde 
die k. k. Bolizei-Dber-Direction mit dem 
Auftrage in die Kenntniß geſetzt, ſich 
hiernach in allen vorfommenden Fällen 
ftreng zu achten, überhaupt ſich die 
pünctlide Befolgung der oberwähnten 
längftbeftehenden, jedoch in der letztern 
Zeit ziemlih aus der Beobachtung ge- 
kommenen Bolizeiverordnungen forg- 
fältig gegenwärtig zu halten. (Bol, 
Hfft. Deer. vom 13. Juli 1819. N. 8. 
Rage. Decr. v. 28. Juli 1819. Krop. 
G. ©. 42. Bd. ©. 66. Prot. N. der 
Pol. Ob. Dir. 4462.) 
Schau:Productionen. Zu Folge 
Grlaffes v. 10. Juni 1825 3. 1109 
wurde das Präfidial-Schreiben der Pos 
Tizeihofftelle v. 30. Mai 1825 folgen: 
den Inhalte® anher mitgetheilt: So— 
bald die Inhaber von Wachsfiguren— 
Gabineten dem Publikum entweder uns 
fittlihe oder abfurde Scenen und Dar: 
ftellungen von gräßlihen Morbbildern 
und anderen bei dem befferen Bublifum 
Ekel und Abſcheu erregenden, das Ge: 
fühl des rohen Haufens aber abftum- 
pfenden Schilderungen zur Schau brin: 
gen, müffe die Anordnung der Polizei« 
bofftelle vom 13. Juli 1819 R. Zahl 
14675, vermöge welcher die in Anfe- 
hung der berumziebenden Comödian— 
ten-Truppen, Seiltänzer u. dal. gym— 
naftifhen Künftlern, Befiker von Me: 
nagerien u. f. w. beftehenden Polizei: 
Berordnungen auch auf die Wachéfi— 
guren » Gabinetd » Inhaber andgedehnt 
wurden, aud bei ſolchen fhledhtbeftell: 
ten Wacefiguren-Eabineten mit voller 
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Strenge angewendet werden. Allein 
durch diefe Anordnung ift ein allge: 
meine® Berbot jeder öffentlichen 
Ausftellung von Wadhefiguren-Gabine- 
ten eben fo wenig audgefproden wor: 
den, als ein ſolches Verbot über alle 
gymnaſtiſchen Künftler, Befiker von 
Menagerien u. dgl. jemals erlaffen 
wurde, und die Ausftellung diefer, ſo— 
wie aller ähnlichen Schauftüde unter- 
liege demnach wohl feinem Anftande, 
fobald diefelben von genügendem Wer- 
tbe find, und die competente zur vor- 
länfigen Infpieirung und Beurtheilung 
derfelben verpflichtete Behörde in diefer 
Beziehung ſowohl, als hinfichtlich der 
Unanftößigkeit ihres Inhaltes und der 
Unbedenklichfeit ihres Befikerd voll: 
ftändige Gewähr leiftet. (O. ö. Reg. 
Dect. v. 14. Juni 1825 8. 14156, 
o. d. Prov. G. ©. Nr. 76.) 
Schauproductionen. Aus billiger 
Rückſicht für die hiefigen Theater-Un- 
ternehmungen findet man fich beftimmt, 
für die Zukunft als allgemeine Vorſchrift 
feitzufeßen, daß alle fog. Speftafel: und 
Shau-Productionen an jedem 
Zage verläflib um halb 7 Uhr 
Abends gefhloffen werden follen, 
und dieſes auch in der betreffenden 
öffentlihen Ankündigung auszudrüden 
ift. Die genaue Beobahtung diefer 
Vorfhrift if zu überwachen und mit 
den geeigneten Zwangsmitteln hand: 
zubaben. (Decr. der kik. Bol. Ob. Dir. 
vom 25. April 1835 3. 4245/851.) 
— — Borfdhriften hinſicht— 
lich der Bewilligungen hiezu. 
Die Zahl der herumziehenden Schan- 
fpieler-Truppen, Seiltänger, gymnaſti— 
{her Künftler, herumziehender Mufit: 
banden oder Gigenthümer fonftiger 
Schaugegenftände aller Art, melde die 
öflerreichifchen Provinzen in allen Rich» 
tungen durchftreifen, nimmt feit einis 
ger Zeit bedeutend zu. Borlängft be- 
ſtehende und ron Zeit zn Zeit ermenerte 
Baleisty, Hand. d. Poli. Wei. UL 
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Polizei » Verordnungen haben bereits 
den Ränder-Chefs mit befonderer Hin— 
weifung auf den Umſtand, daß das 
Herumziehen derlei Leute befonders 
mit Schaugegenftänden von nicht we— 
fentlihem Belange, oder Productionen 
gemeiner Art, felbit der Moralität 
nachtheilig, und dem Hange zum Müſ— 
figgange förderlich feien, und daß viele 
folder Baganten bei der Unzulänglidh- 
feit der erwähnten Nahrungswege theile 
den Gemeinden und Drtsobrigfeiten 
zur Laft fallen, tbeild das zur Kriftung 
ihrer Subſiſtenz Feblende auf uner— 
laubte Weife zu ergänzen ſuchen, im- 
mer zur befonderen Pfliht gemacht, 
dahin zu wirken, daß die Bewilligun— 
gen zu ſolchen Broductionen u. Schau: 
ftellungen firenge erwogen und felten 
ertheilt, insbefondere aber, daß jenen 
in die obige Categorie gehörigen Indi— 
viduen, welche feine ka k. Unterthanen 
ſind, der Eintritt in das k. k. Gebiet 
verweigert, die darin Betretenen aber 
mit gebundener Marfch: Route auf dem 
geradeften Wege in das Ausland in: 
ftradirt, und der richtig erfolgte Ueber: 
tritt überwacht werde. Deffenungead: 
tet ward dieſem Unfuge nicht genügend 
begegnet, und es zeigte ſich, daß das 
ungleichartige Benehmen , weldyes die 
politifhen Behörden bei der Erthei— 
lung von Bewilligungen zu den obigen 
Productionen und Schauftellungen be- 
obachteten, hieran vorzugsweife die 
Schuld trage. Mit a. h. Entfhliegung 
vom 5. Dec. 1835 wurde demnad Fol: 
gendes ala Richtfehnur verordnet: 

1. Bon nun an dürfen mit Aus: 
nahme der Haupt» und Mefidenzftadt 
Wien, in welcher der Bolizei-Ober-Di- 
rection das Recht, die Bewilligungen 
zu derlet Productionen entweder un— 
mittelbar oder nach vorläufig eingebol- 
ter Genehmigung der Polizei-Hofſtelle 
zu ertheilen, inſtructionsmäßig auftebt, 
nur von den Länder Prafidien die Dies: 
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fälligen PBroductiong-Bewilligungen er 
theilt werden , indem nur diefe in der 
Lage find, eine gehörige Evidenz der 
Zahl diefer im Lande herumziehenden 
Leute zu erhalten, und mit Rückſicht 
auf die Kreis: und Drisverhältniffe, 
dann den Wohlftand der Einwohner zu 
urtheilen, ob überhaupt, an weldhen 
Drten und wie lange derlei Broductio: 
nen ohne Nachtheil zuläffig erfcheinen, 
zumal auch höhere politifche Rückſichten 
8 erfordern, alle herummwandernden, 
mit den Landbewohnern in jo nahe Be: 
rührung kommenden derlei Geſellſchaf— 
ten und Unternehmer, unter welchem 
Borwande fih auch gefährliche Leute 
einfhleihen können, einer höheren Auf— 
fiht zu unterwerfen. 

2. Auch in den Provinzial» Haupt: 
und anderen Städten, in weldhen E. f. 
Polizei-Directionen oder Polizei-Com— 
miffariate beftehen, find die Productios 
nen, Declamationen und Scauftel: 
lungen jeder Art um Geld, von der 
Bewilligung der Ränder-Präfidien ab: 
bängig zu machen, nur haben fie fich 
vorläufig von diefen Polizei-Organen 
Bericht erftatten zu laffen. 

3. Die Länder » Präfidien habei bei 
Ertheilung von derlei Conceffionen mit 
aller Borficht und mit ſtrenger Würdigung 
des Örfuchsgegenftandes, dann mit ſorg— 
fältiger Beobachtung der außerdem beſte— 
henden Paß-Polizei- und Cenſurs-Vor— 
ſchriften vorzugehen, und insbeſondere 

4. Ausländern lediglich nur Schau— 
fellungen wahrhaft und vorzüglich fer 
henswürdiger Gegenftände, fowie die 
Productionen außerordentlicher künſt— 
leriſcher Leiftungen in möglichit bes 
fhränften Friften, und zwar nur in dem 
Halle zu gejtatten, wenn fie ganz uns 
bedenklich erfcheinen,, und fih fowohl 
für ihre Perſon, als für ihre Beglei— 
tung, mit legalen Bäffen und glaub» 
würdigen Wohlverhaltungs-Zeuguiffen 
auszumeifen vermögen. 
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5. Hinfihtli der Dauer und der 
Zeitausmaß zu derlei Productionen 
läßt fih ein beftimmter Zeitraum nicht 
vorzeichnen, dieſer ift theil® durch den 
Werth, das Intereſſe, die Seltenheit 
der Vorftellungen oder Schaugegen- 
ftände, theild durch Verhältniſſe des 
Ortes bedingt; im Allgemeinen aber 
werden die Länder-Präfidien ftrenge ver« 
pflihtet, die Dauer ſolcher Conceſſio— 
nen möglichft zu befihränfen, und ihre 
Anhäufung forgfältig zu vermeiden. 

6. Die Ränder: PBräfidien haben von 
den ertheilten Conceffionen die betref- 
fenden Kreisämter von Fall zu Fall zu 
verftändigen und diefelben oerantwort« 
lich zu machen, daß die Dauer der Be- 
willigungen nicht überfchritten und die 
Paß- und Polizei-Vorſchriften ftrenge 
gehandhabt werden. Endlich ift 

7. den untergeordneten Batrimonial« 
Landgerichts: und Bezirks » Aemtern, 
Stadtmagiftraten, Markt und Dorf: 
richtern unter Strafe zu verbieten, der: 
lei öffentlihe Productionen, wozu die 
höhere Bewilligung nicht ertheilt ift, 
in ihrem Amtsbezirke zu geftatten. 

Es verfteht fih übrigens von felbft, 
daß die polizeilichen Anordnungen rüd: 
fihtlih der forgfältigen Meberwahung 
diefer im Lande mit gefeßlihen Con— 
ceffionen befindlichen Individuen fortan 
auf das genauefte gehandhabt werden 
müffen, und daß durch die gegenwärtige 
für die Ertheilung diefer Conceſſionen 
erfloffene höchſte Vorſchrift, die ſonſti— 
gen polizeilichen Anordnungen und ins— 
beſondere in Beziehung auf die thea— 
traliſchen Vorſtellungen die diesfalls 
beſtehenden Cenſure-Vorſchriften, in 
ihret vollen Wirkſamkeit verbleiben. 
(GHfkzl. Präſ. Dect. v. 6. Jan. 1836 
3 23, an fämmtl. Länderpräf. Pol. 
©. ©. 64. Bd. Nr.5, n. ö. Rggs. 
Prüf. Vdg. v. 10. Jan. und 23. April 
1536 3. 54 und 1029. Prov. G. ©. 
18. Bd. Rt. 7.) 


Schau-Produrtionen. 


Schau: Productionen. So oft die 
Bezirkd-Dirirection in Kenntnig fommt, 
dag an Öffentlihen Orten Producs 
tionen von was immer für 
einer Art zu wohlthätigen 
Zwedlen veranftaltet werden, hat 
diejelbe den diesfälligen Unternehmer 
vorbinein zur Erklärung aufjzufordern, 
welchen Theil der Brutto-Einnahme der- 
felbe zu dem fraglichen Behufe verwen⸗ 
den will, und ebenfo, wenn die Unter 
nehmung öffentlih angekündigt wird, 
dafür zu forgen, daß der zur ämtlichen 
Bidirung vorgelegte Anfündigungs- 
Entwurf diefe Beftimmung jedesmal 
ausdrüdlich enthalte, in beiden Fällen 
aber durch eine geeignete Eontrolle ſich 
die Meberzeugung zu verfhaften, daß 
der beftimmte Theil der Einnahme auch 
wirflih dem wohlthätigen Zmede zu« 
gewendet werde. (Circ. der ?. f. Bol. 
Ob. Dir. vom 4. Dctober 1840 Zahl 
10062/1572.) 

— — 68 ift die Einleitung getrofe 
fen worden, daß jenen Erledigungen 
von Productiondgefuhen aller At, 
welde den k. f. Kreisämtern zur Zus 
Rellung an die Partei zufommen , von 
dem ?. k. Gameral-:Taramte zugleich die 
entfprehende Tarnote beigelegt werde, 
welche den k. f. Kreisämtern gleichzei— 
tig zu dem Ende wird übermittelt wer⸗ 
den, um die darin bezeichneten Gebüh- 
ren vor Audfolgung der Erledigung 
an die Partei einzuheben und an das 
t. t. Gameral-Taramt abzuführen, wo: 
nad fi die f. f. Kreisämter genan zu 
benehmen haben werden. (Vdg. des n. 
6. Rgge Präf. v. 19. Det. 1836 3. 
2663. Prev. G. ©. 18. Bd. Nr. 255.) 

— — für die von dem nieder 
öfterreihifhen Regierungs » Präfidium 
ertheilten Bewilligungen zu Schau: 
Broductionen aller Art auf dem flachen 

Rande wird die angetragene Zare von 
45 fr., 1 fl. 30 fr. oder Zfl. beffimmt, 
je nachdem Die Rrmillianng auf 3 Mor 
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nate, auf 6 Monate oder ouf 1 Jahr 
ertheilt wird. (Hflmr. Decr. v. 22. Det. 
1836 3. 46070. Bdg. der n. ö. Reg. 
v. 31. Dct. 1836 3. 61827. Pol. ©. 
©. 64. Bd. Nr. 139.) 

Schau = Productionen,, öffent: 
lihe, dürfen im der Theaterzeit, 
d. i. von halb 7 bie 10 Uhr Abende 
niht Statt finden. (PBolizei-Hofftelles 
Decret vom 19. Nov. 1840.) In 
einem fpeciellen Balle wurde an einem 
Hofnormatage, an welchem die f. f. 
Hoftbeater geſchloſſen bleiben müſſen, 
die Abhaltung eines Goncertes in der 
innern Stadt um 7 Uhr Abends aus— 
nabmsweife abzuhalten geftattet. 
(Bol. Hfft. Deer. v. 22. Febr. 1841. 
Pol. Ob. Dir. 3. 8678/364.) 

— — Mit Rüdfiht auf den den 
f. k. Kriegsregierungen in Allgemeinen 
zuftehenden Wirkungskreis wird denſel— 
ben von nun an und bis zum Erfceis 
nen einer andern gefeßlihen Norm die 
Bewilligung zur Production von thea— 
tralifhen oder mufifalifchen Borftellun: 
gen und fonfligen Schauftücen herum 
reifender Künftler oder fonftiger Indi— 
viduen für den Umfang des betreffenden 
Regierungsbezirkes zugemwiefen. Hierbei 
wird vorzüglich zu berückſichtigen fern: 

1. daß der Gefuchsfteller den Paß— 
vorfhriften Genüge leiftet; 

2. fi über die Erwerbfteuer - Ent- 
richtung ausweiſet; 

3. daß der Productions⸗Gegenſtand 
an ſich unbedenklich ſei, und 

4. die Bewilligung in der Regel nicht 
über 6 Monate ausgedehnt werde. (Erl. 
der fleierm. Stth. v. 30. Jan. 1850. 
Steierm. 8. G. B. Nr. 10) 

— — Bei Berfonen, welde in der 
Heimat feine Nahrung haben, diefelbe 
auswärts zu ſuchen genöthigt und da- 
ber auf eine herumziehende Lebensweiſe 
angewiefen find, fann die Gemeindes 
Zuftändigkeit fehr häufig zweifelhaft 
werden, wenn fie fih mit Heimateſchei— 

3 * 
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nen nicht auszuweiſen vermögen. Um 
den daraus entftehenden Unzukömmlich— 
feiten entgegen zu wirken, wird anges 
ordnet: Alle hierländigen wandernden 
Schaufpieler, Seiltänzger, Kunftreiter, 
Gaukler, berumziehende Mufifanten, 
Marionettenfpieler, Inhaber von Me: 
nagerien und Wachéfiguren-Cabineten 
n. dgl., fo wie ihre allenfälligen Ge- 
bilfen, haben fich mit Heimatsſcheinen 
ihrer Zuftändigfeitögemeinden zu ver 
ſehen, welde immer den Gefuchen bei- 
zulegen find, mit denen um Ertheilung 
der Bewilligung zur Abhaltung von 
Productionen gebeten wird. Was die 
Angehörigen anderer Aronländer nnd 
die Ausländer, welche in Böhmen Pro— 
ductionen abhalten wollen, anbelangt, 
fo wird blos darauf gefehen, daß fie 
mit ordentlichen Päffen und fonftigen 
Reifeurkunden verfehen find. (Kundm. 
der böhm. Stth. vom 11. Nov, 1850 
böhm. L. G. B. Nr. 183.) 

Schau:Produrtionen. Bei Ver— 
leihung von Conceffionen zu Schau 
ftellungen und Productienen im Poli: 
zei-Rayon von Wien ift in zweiter In— 
ftanz das Statthalterei-Prafidium come 
petent. (Erf. des n. 6. Stth. Präſ. v. 
2. April 1851 3. 870/P. Circ. der 
Pol. Dir. v. 10. April 1851 Zahl 
0836/424.) 

— — lim den Vorgang bei Erthei— 
lung der Bewilligungen zu mufikalifchen 
und anderen Productionen zu regeln, 
findet man zu beftimmen, daß die Be— 
zirf6-Gommiffariate fih nur auf die 
Bewilligung zu gewöhnlichen Produc— 
tionen der befteuerten Mufikdirectoren, 
Bolfsfängergefellfhaften, Muſiker der 
bier befindlichen Militär-Mufifbanden 
und der zu andern Productionen von 
hieramts berechtigten Individuen 3. 2. 
Escamoteurs, dann auf Ertheilung der 
Zanzmufit » Kicenzen zu  befchränfen 
haben. Diefen Productionen find auch 
die ald Feſte annoncirten Unterhaltun- 
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gen anzureihen, die von Muſildirecto⸗ 
ven oder den Rocald- Inhabern, wenn 
auch mit einem außergewöhnlichen Ar: 
rangement veranftaltet werden, und fidh 
im Grunde auf gewöhnliche Mufitpro- 
ductionen reduciren. Hingegen iſt zur 
Abhaltung aller Productionen in öffent« 
lichen Zocalitäten , infoferne fie nicht 
in obige Categorie gehören, fie mögen 
zu Wohlthätigkeitszwecken veranftaltet 
werden oder nicht, die hieramtliche Be— 
willigung erforderlich, welche die Unter— 
nehmer in einer fhriftlichen,, mit dem 
gehörigen Stempel verfehenen Eingabe 
in einer entfprechenden Frift anzufuchen 
haben. Diefe Geſuche fönnen übrigens 
von dem Bezirfd-Commiffariate, in def: 
fen Bereihe derlei außergewöhnliche 
Unterbaltungen und Broductionen 
Statt finden, unmittelbar übernommen 
und mit einem gutachtlichen Einbeglei- 
tungsberichte, worin die Berfönlichkeit 
der Unternehmer und der etwa mitwir- 
fenden Dilettanten, der Zweck der Un: 
ternehmung und die fonft hiebei zu be- 
rücfihtigenden Umftände zu erörtern 
find, anher zur Entfheidung vorgelegt 
werden. (Deer. der kak. Stdth. vom 
1. Mai 1852 3. 8604/1061. 

Schau:Productionen. Errihtung 
von Hütten im fortificatorifhen Rayon, 
f. fortificatorifcher Rayon. 

— — f. gymnaftifche Künfte. 

— — Beftimmung der Polizeir-Tare 
für die Broductionen der Künftler aller 
Art in Oberöfterreich , fiehe Polizei: 
Zare. 

— — Gebühr für die Bewilligung 
derfelben, |. Polizeis:Taren. 

— — auf dem Lande, f. Theater 

Schaufpiele, f. Hanstheater, 
Theater. 

Schanfpieler, fiebe Hofſchau— 
fpieler. 

— — f. Militär-Recrutirung. 
Inft. vom Jahre 1827, 6. Abſatz 
8. 7. 


Scaufpieler-&efellfchaften. 


Schauſpieler : — 
ee ſ. 

Schanfpieler. — herum⸗ 
ziehende, deren Beſteuerung, ſiehe Er: 
werbſteuer. 

— — herumziehende, deren Ueber— 
wachung betreffend, ſiehe Schaupro⸗ 
ductionen. 

Schauſpielhäuſer, Maßregeln zur 
Abwendung der Feuerégefahr, ſiehe 
— Drdnung für Wien 


— — f. Thea 

—— ſ. Schießen, 
Schießſtãtten 

Scheidemünge, Verbot des Agio- 
tirens, f. Agiotage. 

Sceiden, das, der edlen Metalle 
it Brivaten verboten. (Pat. vom 28. 
Septbr. 1743. Barth. H. u. ©. Gef. 
6. Bd. ©. 356— 360.) 

— — des Goldes und Silbers ift 
den Gold- und Silber « Drahtziehern 
in ihren eigenen Wohnungen verboten, 
(Drabtz. Drd. v. 25. Septbr. 1775 
Barth. H. u. ©. Gef. 6. Bd. ©. 431.) 

Scheidewaſſer dürfen die gemiſchten 
und Spezereiwaaren-Dandlungen der 
Vorſtädte Wiens mit gehöriger Vorſicht, 
worüber die Polizei zu wachen bat, 
führen, f. Giftverfauf, (Bdg. v. 10. 
Dechr. 1803 $. 8 u. 9.) 

— — Auf deffen Zubereitung fol 
weder ein neues Befugniß, mod die 
Uebertragung eines alten im Gewerbs- 
Bezirke Wiens bewilliget werden, fiehe 
chemiſche Producte. 

Scheintodte. Die n. ö. Landes: 
Regierung fiebt fih durch die a. h. 
Gnade Sr. Maj. in der längſt ge 
wünſchten Lage, bier in Wien eine ei- 
gene Rettungsanftalt für plöß« 
lih Berunglüdte und Todtſchei— 
nende einzuführen, wie folde zum 
Theil ſchon in mehreren Städten mit 
dem beften Erfolge befteht, eine wohl« 
thätige Anftalt, deren Zwed ift, die 
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ſchleunigſte und zweckmäßigſte Hilfe 
einem jeden, der in was immer für 
einem Theile der Stadt und der 
biefigen Borftädte verunglückt, auf der 
Stelle zu leiften. Diefe Rettung & 
anftalt begreift in fig die Bor 
bereitungen zur Hilfe, die Hilf: 
leiſtung ſelbſt, und die Beloh- 
nungen und Entfhädigungen, 

Borbereitungen. 

l. Bor Allem müjfen die Aerzte und 
Wundärzte in dem Nettungsgefchäft 
wohl unterrichtet fein, es find daber 
die Profefforen der Arznei- und Wund— 
arznei angewiefen, von num an über die 
fen wichtigen Gegenftand insbefondere 
jährlih eigene Borlefungen zu halten, 
und bei den Prüfungen feinen Arzt oder 
Wundarzt zu approbiren, welcher nicht 
hierin eine vollkommene Kenntnip bat. 

2. Die Wundärzte haben den be 
fonderen Auftrag erhalten, ihre Lehr— 
linge und Gefellen in dem Rettunge- 
geſchäfte zu unterrichten und öfters 
zu üben. 

3. In jeder wundärztlihen Offizin 
wird eine Nettungstafel angeheftet, 
worin kurze Anweiſungen über dieſen 
Gegenſtand enthalten ſind. 

4. Da die Ertrunkenen ſehr oft 
durch Schiffer und Fiſcher aus dem 
Waſſer gezogen, und gerettet werden 
können, ſo werden auch dieſe angewie— 
ſen, ſich in dem Rettungsgeſchäft der 
Ertrunkenen beſonders unterrichten zu 
laſſen und zu üben; auch 

5. verordnet, daß Jeder dieſes Cir— 
cular ſammt der Rettungstafel in ſei— 
nem Wohnzimmer angeheftet aufbehal— 
ten, und vor der Erlangung des Mei— 
ſterrechtes jeder neue Erwerber ſich aus— 
weiſe, ob er in dem Rettungsgeſchäft 
der Ertrunfenen die gehörige Kennt: 
niß babe. 

6. Da den meiften Menfchen dieje 
Unglüdsfälle außer der Wohnung zus 
ftogen, und es oft nicht möglid ift, 
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den Berunglüdien in feine Wohnung 
zu bringen, er aber nicht auf der offes 
nen Straße liegen bleiben fann, fo muß 
er fobald als möglich in der Nähe, 
und zwar im Winter in ein warmes 
Zimmer untergebradht werden; hiezu 
werden die DOffizinen der Wundärzte 
und die Badhäufer vor allen beftimmt, 
und find daher auch, wenn fie in der 
Nähe find, zur Unterbringung des Ber- 
unglücten vorzuwählen,, außer diefem 
die Wirthahäufer und die Wohnungen 
der Hausmeiſter. Wenn dieſe zu ent 
fernt find, fo muß jede andere nächſte 
Wohnung zu ebener Erde umſomehr 
dazu verwendet werden, als fi die 
Zandesregierung bei den fo oft geäu— 
Herten menfhenfreundlihen Gefinnuns 
gen der biefigen Einwohner mit voller 
Zuverfiht überzeugt hält, daß auch un- 
berufen und ungezwungen, in einem fo 
befondern Fall und um feinen Mitmen- 
ſchen fein Leben zu erhalten, Jedermann 
mit zuvorkommender Bereitwilligfeit 
willig und gerne feine Wohnung dazu 
auf diefe furze Zeit hergeben, einem 
ſolchen Unglücklichen auf fo kurze Zeit 
einen Unterftand und Unterkunft in 
feiner Wohnung gewähren werde. Al: 
les was biedurd in der Wohnung be: 
ſchädigt oder verdorben morden iſt, 
wird auf der Stelle vergütet werden. 

T. Das Wichtigfte zur Rettung iſt 
das augenblickliche Herbeifckaffen der 
Rettungswerkzeuge und jener Arzneien, 
welche die Wiederbelebung in jeder Art 
Unglüdsfall bewirken. Es werden zu 
diefem Behufe an mehreren Orten 
eigendé verfertigteNothfäften 
vorhanden fein, die von Jedermann 
überall, wo es nöthig ift, leicht hingetra— 
gen werden können, und worin alle Ret- 
tungswerkzeuge und Arzneien, nebft 
einem ausführlihen Unterricht, wie 
felbe zu gebrauchen feien, enthalten 
find, und zwar: In der Stadt 

1. bei der Polizei» Ober-Direction, 
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2. in der Dffizin des Bolizei-Wund- 
arztes auf dem hoben Markte, 

3. auf der Freiung, 

4. auf dem Kohlmarkt im kleinen 
Michaelerhaus, 

5. in der Weihburggaſſe, 

6. in der Wollzeile, 

7. am tothen Thurm» und am 
Kärnthnerthor. 

In den Borftädten auf einem jeden 
Grunde bei dem Richter, und im der 
Wohnung eines jeden PolizeisDirectors, 
Länge der Donau find Rothkäften dies- 
feits auf der Radengeftätte, in dem 
neuen Badhaus, bei den Weißgärbern, 
in dem Mautbhaus an der neuen 
Brüde; jenfeits der Donau: 

1. bei dem Badhaus an dem fohar: 
fen Ed, 

2. in dem Badhaus auf der untern 
Holzgeftätte, 

3. im Wirthshaus beim Jägerhaus 
im Prater, 

4. in dem Mauthhaus beim Tabor, 

5. in dem erften Wirthéhaus in der 
Brigittenau, 

6. bei der erften Auffeherhütte zwi— 
Ihen den Brüden; fowie denn aud in 
der Folge längs dem neuen Canal ei« 
nige diefer Nothkäſten vorhanden fein, 
und die Drie fiherer Aufbewahrung 
feiner Zeit werden befannt gemacht 
werden. 

8. Diejenigen, bei welchen diefe 
Nothkäften aufbewahrt find, haben da— 
für zu forgen, daß fie an einem trode: 
nen Drt aufbewahrt, und aud) in ihrer 
Abwefenbeit jeden Augenblid bei Tag 
und Naht zum Gebrauch fogleich ge 
nommen oder geholt werden fönnen. 

9. Der Stadtphyſicus if angemie- 
fen, auf jene in der Stadt, die Ber 
zirfsärzte aber auf jene, die in ihren 
Bezirken vorhanden find, die unmittels 
bare Auffiht zu tragen, und find ver- 
halten, monatlich wenigftend einmal 
nachzuſehen, ob fieim gehörigen Stande 
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ſeien, worüber ſie in ihren monatlichen 
Rapporten der n. ö. Regierung Rap— 
vort abzuſtatten haben. 
10. Ebenſo wird auch nad dem je— 
desmaligen Gebrauch des Nothkaſtens 
von dem die Auffiht führenden Arzt 
oder Wundarzt dafür Sorge getragen 
werden, daß alles gereinigt, umd in 
Drdnung gebracht, das Berbrauchte er- 
ſezt und das Verdorbene reparirt 
werde. 

11. Jährlich wird zweimal eine 
Hanptvifitation durch eine von diefer 
Landesregierung eigends abzuordnende 
Commiſſion gehalten werden, wo alle 
Werkzeuge und Arzneien eines jeden 
Rothkaſtens, ſowie auch die übrigen 
Rettungswerkzjenge werden unterfucht, 
und die nöthigen Erfegungen und Ber: 
befferungen vorgenommen werden. Bei 
diefer Gelegenheit werden auch Uebun- 
gen im Rettungsgefhäfte angeftellt und 
Berfuche mit neuen Rettungemitteln 
gemacht merden, damit ſich dieſe Lan— 
desſtelle ſelbſt von dem guten Fortgang 
und Beſtand dieſer wichtigen Anſtalt 
überzeuge. 

Hilfeleiftung. 

12. Sobald Jemand einen auf was 
immer für eine Art Verunglückten ges 
wahr wird, ift ed. nur, fowie jeden dazu 
ſchon fein eigenes Gefühl antreibt, leicht 
zu Hilfe zu eilen und Hilfe herbeizus 
rufen, da oben ſchon alle jene Orte 
angezeigt worden, wo Hilfe zu ſu— 
chen ift. 

13. Nah den beftehenden Polizei 
vorfhriften wird ohnehin ſchon jetzt bei 
einem jeden Unglüdsfall nicht allein 
der nächte Wundarzt gerufen, fondern 
auch ſogleich die PolizeirDirection da— 
von verſtändigt werden; dies hat auch 
noch künftighin zu geſchehen. Iſt das 
Unglück in der Stadt geſchehen, fo 
wird der herbeigeholte Wundarzt uns 
verzüglich Die närften Rettungsinftrus 
mente abholen laſſen, fowie von der 
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Polizei⸗Ober⸗Direction diefelben eben— 
falls werden dahin geſchickt werden. 

14. Wenn aber das Unglück in einer 
Borftadt ſich zugetragen bat, fo hat 
man fih fogleih an die Grundrichter, 
die Polizei» Bezirfe-Direction und dın 
nähften Wundarzt zu wenden, von bei« 
den erftern werden die Nothkäſten uns 
verzüglich zum Verunglückten gebracht, 
und von dem letztern Diefelben fogleidh 
zur Hilfeleiftung angewendet werden. 

15. Iſt das Unglüd an der Donau 
geſchehen und Jemand ertrunfen, fo ift 
eben zu forgen, daß von den benannten 
Drten die nächften Nothfäften herbei- 
gebracht, und indeffen die nöthigen 
Dorfehrungen zur Rettung des Verun— 
glückten getroffen werden. 

16. Die Polizei: Bezirke » Directio: 
nen haben den Auftrag, einen Commiſ— 
für nebft 2 Mann Polizeiwache augen- 
blilich zum Berunglüctten abzuordnen, 
auch davon der Landesregierung Nach— 
richt zu geben. 

17. Es ift den Nerzten und Wund— 
ärzten zur ftrengften Pfliht gemacht 
worden, wenn fie zu einem Berunglüd» 
ten gerufen werden, unverzüglich dem— 
felben zu Hilfe zu eilen. Jede Saum- 
feligfeit wird an denfelben unnadficht: 
lih geahndet werden. 

18. Iſt die Verfügung getroffen, 
dag an mehreren Orten, befondersd 
längd der Donau zum Transportiren 
ſolcher Berunglückten eigends zu diefem 
Behufe verfertigte Tragkörbe vorhan— 
den ſeien, worauf ſie ohne allen Scha— 
den weggetragen werden können; wä— 
ren dennoch irgendwo keine Tragkörbe 
in der Nähe, fo werden ſich hoffentlich 
unter den Umftebenden Menfhenfreunde 
finden, die mit Vorfiht, indem ter 
Kopf immer in die Höhe gehalten wird, 
den Verunglückten an feinen Beltims 
mungsort tragen werden. 

19. Die Polizei - Commiffäre find 
angewiefen, Alles veranftalten und her 
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beifchaffen zu laſſen, was der Arzt oder 
Wundarzt nöthig findet. In Ermang- 
lung eines Arztes oder Wundarztes, 
fohin im Notbfalle werden fie felbft 
nah dem im Nothkaften enthaltenen 
Unterriht all jenes anwenden laffen, 
was darin vorgejchrieben ift, und uns 
ausgeſetzt damit fortfahren, bis ein 
Arzt oder Wundarzt herbeifommt. 

20. Ebenfo werden die Polizei- 
Gommiffäre darauf fehen, dag die Ret— 
tungsverfuche mit größtem Eifer und 
ohne Unordnung und ohne ſich ermüden 
zu laffen, angewendet, und lange fort: 
gefeßt werden, indem man Beifpiele 
bat, daß derlei Berunglüdte, befonders 
Ertrunfene, erſt nach einer ununterbro- 
henen Fortfeßung der Nettungsper: 
fuhe von mehreren Stunden wieder 
zum Leben gebracht worden find. 

21. Eben wegen dieſer Erfahrung 
darf fein Verunglückter, befonders ein 
fürzlih Ertrunkener, Erftidter, Erhenf: 
ter, Erfrorner binnen den erften vier 
Stunden, von dem Drte, wohin er ge: 
bradt ift, als todt verlaffen, und weg- 
geführt werden, und auch diejenigen, 
welche bereit wieder zum Leben ge- 
bracht worden find, müfjen noch län- 
gere Zeit in diefem Drte ruhig liegen 
bleiben, weil es leicht gefchehen könnte, 
daß ſolche wiederbelebte Menſchen 
duch das zu frühe Wegbegeben nad 
ihrer Wohnung oder in ein Spital, in 
tödtliche Ohnmachten und Zudungen 
verfallen und fi fo den Tod zuziehen. 

Entfjhädigung und Beloh— 
nungen. 

22. Indem man die Menfhlichkeit 
eines jeden Einwohners auffordert, bei 
diefem edlen Gefihäfte der Menſchen— 
rettung hilfreiche Hand zu bieten, und 
objhon man überzeugt ift, daß Jeder: 
mann ſchon in dem Bewußtfein, zur 
Rettung feines Mitmenfhen beigetra- 
gen zu haben, für fid) die größte Be— 
lohnung finden werde; fo wird dod 
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auch, zur größeren Aneiferung für min« 
der Bemittelte, denjenigen eine auge 
meffene Belohnung ertheilt werden, 
die fih bei der Rettung eines veruns 
glüdten Menfchen thätig gezeigt haben, 
und ebenfo wird auf Verlangen auch 
denjenigen, welche ihre Wohnung zur 
Unterbringung des Verungluͤckten ber: 
gegeben haben, eine billige Entſchädi— 
gung biemit zugefihert. Der Polizei— 
Dber » Direction ift deshalb aufgetra- 
gen, die Gommiffäre dahin zu weiten, 
daß fie fogleich über die Entfhädigun- 
gen für jene, wohin der Berunglückte 
gebraht worden ift, mit dem Eigen— 
thümer eine billige Webereinkunft tref- 
fen, daß fie ferner denjenigen , welde 
fih bei dem Rettungsgefhäft nüßlich 
und thätig gezeigt haben, eine ange 
meſſene Belohnung ſogleich abreichen. 
Zu dieſer Claſſe werden alle jene ge— 
rechnet, welche zuerſt dem Verunglück⸗ 
ten beifpringen, ihn aus der Lebensge— 
fahr heraugziehen, z. B. bei Ertruufe: 
nen, wobei die Gefahr, worein ſich der 
Retter felbft begiebt, zur Vermehrung 
der Belohnung mit in befondern Ans 
ſchlag kömmt; diejenigen, welche zuerft 
den Arzt und Wundarzt holen, den er« 
ſten Nothfaften bringen, ebenfo der 
erfte herbeieilende Arzt oder Wundarzt 
welch legtere für jede Stunde, die fie 
in dem Rettungsgefhäfte zubringen, 
insbeſonders auf ihr Verlangen werden 
bezahlt werden, emdlich die zwei oder 
drei thätgften Gehilfen und Mitwirker 
bei der Rettung. 

23. Für die wirkliche Wiederbele- 
bung eines Todtfheinenden aber wird 
dem Retter beftimmt eine Belohnung 
von 25 fl. abgereicht, fein Name und 
feine That wird mit Ehren durd die 
Zeitung bekannt gemadht, und er mit 
einem eigenen Belobungs » Decret von 
der Landestelle ausgezeichnet werden. 

Unterhaltung der Anftalt. 

24. Die Auslagen zu diefer Anftalt 
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werden von dern, ö. Landesregierung 
beftritten. (Vdg. der n. d. Land. Reg. 
v. 15. Juni 1803. Krop. ©. ©. 17. 
Bd. ©. 247.) 


6. Dieie Nothkäſten find an cinem 
trodenen Drte, wo fie in jedem Augen- 
blide abgeholt werden können, aufzu« 
bewahren. 


Scheintodte. Eine Rettungsan- 
kalt für plätzlich Verunglückte und 
Scheintodte ift einzuführen, deren Zwed 
iſt, die fhleunigfle und zweckmäßigſte 
Hilfe jedem, welcher durch einen plöß- 
lihen Zufall in der Gefahr des Scyein- 
todes ift, fogleich zu leiften. Diefe Ret— 
tungsanftalt begreift in ih: 

1. die Vorbereitungen zur Hilfe, 

2. die Hilfeleiftung felbft, und 

3. die Belohnungen und Entſchädi— 
gungen. Es werden in Folge deſſen 
folgende Buncte zu Jedermanns Bif- 
ſenſchaft gebracht, und deren genauefte 
Darnachachtung befohlen. 

l. Borbereitungen. 

1. Die Aerzte und Wundärzte müfs 
fen ohnehin nad den beftehenden Ver— 
ordnungen in dem KRettungsgefchäft 
wohl unterrichtet fein. 

2. Die Bundärzte haben überdies 
ihre Lehrjungen und Gefellen im Ret— 
tungs =» Gefdhäfte zu unterweifen und 
öfters zu üben. 

3. In jedem Wohnorte eines Wund- 
arztes, in jedem Pfarrhofe, im jeder 
Zandlanzlei und Schule, dann in je 
dem an einem Fluſſe gelegenen Orte, 
in dem Haufe des Richters oder Nr. 1 
muß eine Rettungstafel für immer an- 
geheftet bleiben. 

4. Schiffer und Fifcher, welche fehr 
oft Ertrunfene aus dem Waſſer zu ret— 
ten Gelegenheit haben, müffen befon- 
ders auf Einleitung der Bezirks - Ge- 
richte im Rettungsgefchäfte der Ertrun: 
fenen unterrichtet und geübt werden. 

5. An jenen Orten, wo ed am ent 
fprebendften fein wird, werden Noth« 
Käften, worin alle Rettungs-Werkzeuge 
und Arzneien, nebſt einem ausführlis 
hen Unterrichte, wie fie zu gebrauchen 
feien, enthalten find, beigeſchafft werden. 


7, Die Commiſſariate oder Pfleg⸗ 
gerihte und die Werzte haben über 
dieſe Nothkäften die Auffiht zu führen, 
und die Bezirks- und Kreisärzte in ih: 
ren viertel- und halbjährigen Sanitäte- 
Berichten über deren Zuftand die nöthige 
Kunde zu geben. 

8. Nah dem Gebrauche des Noth- 
faftens ift von dem die Aufficht füh- 
renden Arzte oder Wundarzte Alles 
reinigen, ordnen, dad Verbrauchte er- 
feßen und das Berdorbene verbeffern 
zu laffen. 

9. Uebrigend haben jene Commif« 
fariate oder Pfleggerichte, in deren Be- 
zirke ſich viele oder reißende Flüſſe oder 
Seen befinden, da, wo feine eigent« 
lihen Nothkäſten vorhanden find, we 
nigftens für gute zahlreihe Schiffe, 
Haden, Fangzangen, Seile 2c. zu 
forgen. 

11. Hilfeleiftung. 

10. Es ift Jedermanns Pflicht, je— 
dem Scheintodten, den er antrifft, fo» 
gleih ohne gerihtlihe Aufforderung 
Hilfe zu leiften, oder wenn er allein zu 
helfen nicht im Stande ift, fi der 
Beihilfe Anderer, welche ſchnell herbei— 
zurufen ſind, zu bedienen; die Näch— 
ſtenliebe und ſein eigenes Gefühl muß 
hier der größte Antrieb ſein, und kein 
Vorurtheil darf Jemanden abhalten, 
einen Erhenkten z. B. loszuſchneiden, 
oder ihm den Strick vom Halſe zu löſen. 

11. Jeder Hauseigenthümer ift ge: 
halten, einem folden Berunglüdten die 
Aufnahme in feine Wohnung zu ge: 
ftatten. 

12. Bei dem Wiederbelebungsge- 
fhäfte muß für möglihft wenige und 
für fanfte Bewegung, mit in die Höhe 
gehaltenem Kopfe, für einen mit gefun« 
der Luft verfehenen Ort, für Entfers 
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nung müßiger Zufhauer, für genaue 
Unterfuhnng und Reinigung des Mun— 
des des Scheintodten geforgt werden. 

13. Sobald es fein kann, ift dem 
nädhften Arzte oder Wundarite, dem 
Drtögeiftlihen und dem Commiffariate 
oder Pfleggerichte von dem Unglücks— 
falle die Anzeige zu machen, damit das 
Nöthige auch auf das jchnellfte verfügt 
werden fönne. 

14. Jedes Saumfal würde an dem 
Arzte oder Wundarzte auf das fchärffte 
gerügt werden. 

15. In Ermanglung eines Arztes oder 
Wundarztes find die in der Rettunge- 
tafel enthaltenen Vorſchriften von je 
dem, der fih dazu befähiget glaubt, in 
Ausübung zu bringen. 

16. Die Rettungs-Verfuche find un— 
ermüdet lange fortzufeßen, da oft 3.2. 
Ertrunfene erft nah Berfuchen von 
mehreren Stunden zum Leben gebracht 
worden find. Daher darf auch fein 
derlei Verunglückter, befonders ein 
kürzlich Ertruntener, Erſtickter, Erhent- 
ter und Erfrorner vor 4 Stunden als 
todt verlaffen und weggeführt werden; 
aber auch die bereits wieder zum Leben 
Gebrachten müſſen durch längere Zeit 
an dem Orte, wo das Belcbungsgefhäft 
vorgenommen worden iſt, liegen bleis 
ben, weil fie durch das frühzeitige Weg: 
begeben in tödtlihe Ohnmachten und 
Zudungen verfallen können. 

II. Entfhädigungen und Be: 
lohnungen. 

17. Obwohl jeder ſchon in dem 
Bewußtſein, zur Rettung eines Men— 
ſchenlebens etwas beigetragen zu haben, 
für ſich die größte Belohnung finden 
wird; fo fordert doch die Billigkfeit, 
daß unvermöglichen oder armen Leuten, 
weldhen durd die Rettung eines Ber: 
unglüdten irgend ein Schaden zuge: 
fügt worden iſt, derfelbe beftmöglichft 
von der Gemeinde erjeßt werde. 

18. Außerdem wird für jede wirk— 
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lihe Wiederbelebung eine Taglia von 
25 fl. C. M. beftimmt. 

19. Die Commiffariate oder Ffleg- 
gerichte haben daher über jeden ſolchen 
Fall den Kreisämtern einen Vortrag 
zu machen, damit eine Geld» Belohnung, 
eine ehrenvolle Befanntmachung durch 
die Zeitung, oder die Auszeichnung mit 
einem Belobungs-Decrete von der fan 
desſtelle bewilligt werde, 

20. Da die Anfhaffung von Ret: 
tungs-Apparaten den Gemeinden ohne: 
dies ſchwer fallen muß, fo werden bei 
den k. k. Kreigämtern beftändig offene 
Subferiptionen errichtet, wozu jeder 
Menfhenfreund aufgefordert wird, nad 
Maßgabe feines Vermögens beizujten- 
ern, damit davon wenigftens die Er- 
haltung diefer Rothkäften, die Schaden: 
Erſätze und die Belohnung beftritten 
werden können. (Rundm. der ob ber 
ennf. Reg. v. 28. Yan. 1827. Krop. 
®. ©. Br. 53 Nr. 161.) 

Scheintodte. Anleitung für 
Nichtärzte zu Wiederbelebung 
und Rettung der Scheintodten 
und Vergifteten. Die nachfolgende 
von dem Profeſſor der mediciniſchen 
Polizei- und geſichtlichen Arzneikunde 
Doctor Bernt entworfene und von der 
Wiener medicinifhen Facultät gutge— 
heißene neue Anleitung für Nihtärzte 
zur Wiederbelebung und Rettung der 
Scheintodten und PBergifteten wurde 
mit Hfkzl. Deer. v. 21. April 1836 
3. 10228 der n. 6. Reg. und mit dem 
Hfkzl. Decr. vom 20. Juni 1836 3. 
16680, den übrigen Länderftellen mit 
dem Auftrage mitgetheilt , diefelbe in 
Drud legen und in gewöhnlicher Art 
zur allgemeinen Beachtung im Lande 
vertbeilen zu laffen. 

Anleitung für Nichtärzte zur 
Wiederbelebung der Scheintod— 
ten und Rettung der Vergifteten. 
Bei ſolchen Borfällen ift vor Allem das 
für zu forgen, daß 
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a) der Berunglücte mit Borfiht an 
einen Ort gebracht werde, wo die Wie 
derbelebungs- und Rettungs » Berfuce 
bequem und vollftändig vorgenommen 
werden können; 

b) dag ſchleunigſt ein Art oder 
Bundarzt mit den nöthigen Rettungd- 
mitteln herbeigeholt werde. 

1. Behandlung der Erfrornen. 

1. Erfrorne find mittelft eines Schlit⸗ 
tens, Wagens oder einer Trage auf 
einem Lager von Schnee, Stroh, Heu 
oder Häderling mit der Vorſicht in den 
Rettungsort zu bringen, daß die durch 
die Kälte fpröde gewordenen Obren, 
Kippen, Finger, Nafe u. f. w. nicht ab- 
gebrochen werden. 

2. Der für die Wiederbelebungs- 
verſuche beftimmte Drt darf nicht ge 
heist, aber auch nicht dem Luftzuge 
ausgeſetzt fein. Es eignet fich hiezu 
eine Kammer, Scheune, ein Gewölbe 
oder Vorhaus. 

3. Hier fhneide man dem Schein» 
todten mit Borfiht die Kleider vom 
Leibe, lege ihn nadt auf ein einige 
Hände bobes Lager von Schnee, be 
Dede ihn bis an den Mund und die 
NRafenlöher ebenfalls einige Hände hoch 
mit Schnee und drücke diefen allent— 
halben feft an den Leib. 

4. In diefem Bette muß der Er 
frorne fo lange liegen, bis er völlig 
aufgethaut ift, und ſich die Gelenkigkeit 
des Haljes, des Numpfes und der 
Gliedmaßen eingeftellt hat, 

5. Schmiljt inzwifhen an einer 
Stelle der Schnee, fo muß er dar 
felbft mit frifhem erfeßt, und diefer 
ebenfalld feft an den Leib angedrüdt 
werden. 

6. Mangelt es an Schnee, jo muß 
der Körper dur das Einhüllen in mit 
eisfaltem Waffer befeuchtete, und damit 
von Zeit zu Zeit wieder benebte De— 
den, und wenn ed an den leßteren ge 
bricht, durch ein mit fein zerſtoßenem 
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Eife vermifhtes Waſſerbad aufgetbaut 
werden. 

7. Er wird hierauf aus dem Schnee 
bette, den naflen Tüchern oder dem 
falten Bade herausgenommen, mit un: 
gewärmten Tüchern abgetrodnet, in 
einem ungebeizten Zimmer in ein füb- 
led gewöhnlicdhes Bett gelegt und in 
eine ſolche Dede eingehüllt. 

8. Hierauf wird fein Körper, ohne 
ihn zu entblößen, mit fühlen, dann mit 
allmälig zu erwärmenden Flanellſtü— 
den gelinde gerieben, und der etwa 
feftgefhloffen bleibende Unterkiefer durch 
das Reiben der Schläf: und Kaumus— 
felgegend mit Schnee oder fein geftoße: 
nem Eife zu öffnen gefucht. 

9. Um die bier nöthige Ableitung 
des Bluted vom Kopfe und von der 
Bruft zu bewirken, wäſcht man die 
Füße des Scheintodten mit lauem Waffer 
oder ftellt fie in ein laues Fußbad. 

10. Nimmt man nod vor der An» 
kunft des Arztes Schläge des Herzens 
an den Schlaf» oder Armfchlagadern 
wahr, ohne dag das Athemholen in 
Bang kommt, fo reize man den Schlund 
mit einem in Baum oder Mandelöl 
getaudten Federbarte, die Geruchéner— 
ven mit vor die Nafe gehaltenem geries 
benen Kren oder frifch gefchnittenen 
Zwiebeln. 

11. Das Zimmer wird nun allmä— 
lig jedoch mäßig gebeizt, dem Wieder: 
belebten, wenn er fchlingen fann, eine 
Schale voll lauen Meliffenthee mit einem 
Eslöffel voll Weineffig oder warmes 
Bier, zur Nahrung Rindfuppe gereicht. 

12. Soüten einzelne aufgethaute 
Glieder ſchmerzen oder gefühllos blei- 
ben, jo find jene in warme Tücher zu 
büllen, diefe fo lange mıt Schnee oder 
Umfhlägen von Eis zu bededen, bie 
fih Empfindung und Beweglichkeit ein- 
geftellt hat. 

1. Behandlung der Ertrum 
fenen. 
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1. Zum Auffuhen und Herauszie- 
ben eines im Waffer Untergegangenen 
follte man fi eigener Werkzeuge, des 
Suchers und des Rettungshakens be— 
dienen. Muß dieſes bei deren Mangel 
mit den gewöhnlichen Ruderſtangen 
geſchehen, fo hüte man ſich, den Körper 
des Berunglücten zu verlegen. 

2. Dem aus dem Waſſer Gezogenen 
teinige man fogleidy den Mund mittelft 
des eingebrachten Zeigefingerd , den 
Rachen mittelft des Bartes einer Gand- 
feder oder einiger zufammengebrochener 
Strobhalme, die Nafenlöcher mittelft 
eined Obrlöffeld oder eines Röllchens 
Papier vom Schaume, Schlamme oder 
Sande. 

3. Hierauf gebe man feinem Körper 
durch einige Secunden eine, mit dem 
Gefihte und der Bruft nad abwärts 
gerichtete fchiefe Rage, Damit das in der 
Luftröhre angefammelte Waffer durch 
den Mund und die Nafe wieder aus— 
fliegen kann, was am beften gelingt, 
wenn er der länge nach mit dem Bauche 
nad abwärts auf ein Bret gelegt und 
ibm durch das Emporbeben des einen 
Bretes jene ſchiefe Lage gegeben wird. 

4. Der Sceintodte wird nun auf 
einer bequemen Bahre, mit erhöhtem 
Kopfe, auf dem Rüden liegend, an den 
Rettungsort gebracht, um ihm hier vor 
Allem, nad vom Leibe getreten Klei— 
dern, den zum Wiederaufleben erfor: 
derlihen Grad von Wärme mitzu— 
theilen. 

5. Hat fih der Sturz; in das Waſ—⸗ 
fer zur Winterszeit ereignet, und bat 
der Körper die Steifigkeit eines Erfror- 
uen, fo muß diefer vorher im Schnee 
oder eiskaltem Waffer aufgethaut, und 
ihm dann mit der in Nr. I angegebenen 
Borfiht der nöthige Wärmegegend nur 
nah und nad mitgetheilt werden, 

6. Fand das Ertrinfen bei warıner 
Jahreszeit Statt, donn wird der in: 
zwifchen berbeigeeilte Arzt entſcheiden, 
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ob das Erwärmen dur trodene oder 
feuchte Wärme geſchehen fol. 

7. Wird diefes Gefchäft im Freien, 
nabe an einem Fluffe vorgenommen, 
fo belegt man entweder 

a) die Scheinleiche mit an der Sonne 
durhwärmtem Sand bis an den Hals, 
und vertauſcht diefen von Ze:t zu Zeit 
mit wärmerem, oder 

b) man legt fie frei in die Sonne 
bin, mit erhöhtem Kopfe, oder fegt fie 
an eine Wand. 

8. Muß das Erwärmen in einem 
Gebäude vorgenommen werden, fo 
legt man 

a) den Scheintodten auf eine durd« 
wärnte Matraße, oder auf ſolche wol- 
lene Decken, bülle ihn aud in folde 
durhwärmte Decken ein, oder 

b) man bringe in ein bie zum Bruſt⸗ 
forb reihendes warmes Bad, in halb- 
fißender Stellung mit bloßem Kopfe, 
Halfe und Bruft, waſche leptere und 
deu Rüden mitunter mit warmem 
Waſſer. 

9. Bis zur Ankunft des Arztes 
fönnen dem Scheintodten die Hand» 
flähen, und wenn er wieder aus dem 
Bade genommen worden, aud die Fuß— 
fohlen mit Bürften, die Gliedmaßen 
mit Blanell, Fries u. dgl., gegen den 
Stamm, diefer gegen das Herz zu, ger 
Iınde gerieben umd diefes abjagweife 
fo lange fortgefeßt werden, bie al- 
lenfalls Bulsfhläge wahrgenommen 
werden. 

10. Um aud dus Athemholen wie- 
der berzuftellen, halte man ihm friſch— 
geihnittene Zwiebeln oder zerriebenen 
Kren vor die Nafe, reibe die Lippen, 
die Zunge und das Zahnfleifh mit ei— 
nem in Weineffig getauchten Leinwand 
läppchen, fiple den Schlund mit einem 
in Del getauchten Yederbarte. 

11. Wiederbelebte diefer Art bedür- 
fen wegen der leicht eintretenden Rüde 
fälle in den leblofen Zuftand immer fehr 
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forafältiger ärztlicher Behandlung, und 
bi8 zu ihrer Herftellung einer guten 
pPflege. 

12. Bleiben die wenigſtens durch 
4 Stunden fortgeſetzten Wiederbele— 
bungsverſuche ohne Erfolg, ſo legt man 
den Verunglückten, nachdem die etwa 
geöffneten Adern verbunden worden 
find, auf ein aus warmer Holzaſche 
auf dem Fußboden zubereitetes Lager, 
oder bedede ihn bie an das Geſicht mit 
warmen Träbern, und laffe ihn fo lange 
bewachen, bis fich die Todtenfleden und 
der Leichengeruch einftellen. 

II, Behandlung der Erhäng- 
ten und Erwürgten. 

I. Ein Erhängter muß eiligft und 
mit der Borfiht losgefchnitten werden, 
daß man feinen Leib mit dem einen 
Arme, oder ein Gebilfe denfelben mit 
beiden Armen umfaßt, und dann erft 
den Strid am obern Ende durchſchnei— 
det, Damit er nicht durch einen Fall auf 
den Boden befhädigt werde. 

2. Man befreie vor Allem feinen 
Hals von den Stride und Haldtuche, 
lüfte den Haldkragen, die Hemdärmeln, 
die Weite, Beinkleider, die Shnürbruft, 
Röcke und Strumpfbänder, ziehe ihm 
alle feftanliegenden Kleider aus. 

3. Mon fchaffe ihn fodann auf einer 
Trage mit durch eine Unterlage unter: 
ſtütztem und erhöhtem Kopfe an den 
Rettungsort , bei warmer Jahreszeit 
und günftiger Witterung lieber unter 
freien Himmel ald in eine dunftige 
Stube; lege ihn mit erhöhtem Kopfe 
auf ein allenthalben freiftehendes Bett 
und hülle ihn in eine leihte Dede. 

4. Um feinem Körper den nöthigen 
Grad der Wärme mitzutheilen, müßte 
diefer, wenn er in ftrenger Winterfälte 
erftarrt wäre, vorher im Schneebette 
aufgethaut, und mit der, bei der Be— 
bandiung der Erfrornen angegebenen 
Borfiht, nur allmälig erwärmt werden. 

5. Iſt der Scheintodte nicht erftartt, 
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ſondern nur kalt, ſo legt man in die 
Achſelhöhlen, zwiſchen die Ober- und 
Unterfhenfel, auf den Bau, auf die 
Fußſohlen heiße, in Tücher eingehüllte 
Teller, Dach: oder Mauerziegeln, oder 
mit heißen Waffer gefüllte und zuge 
ftopfte Flaſchen. 

6. Den etwa gefhmwollenen Hals 
belegt man mit einem warmen, in eine 
Eibiſchkraut- oder Leinfamenmehl - Abs 
kochung getauchten, mehrfach zufammen- 
gelegten Tuche. 

7. Der berbeigerufene Arzt wird 
enticheiden, ob die Kehlkopfs- oder 
Luftröhrentnorpel verbogen find, und 
wie diefen die natürliche Geftalt zu 
geben fei; ob dem Sceintode blos 
Erſtickung zum Grunde liege, oder ob 
der Scheintodte der Gefahr eines 
CE hlagfluffed dur eine Aderöffnung, 
durch kalte Umschläge über den Kopf 
zu entreißen fei, oder was fonft noch 
für äußere oder innere Mittel anzumen- 
dem feien. 

8. Sich felbft überlaffene Nichtärzte 
müffen dem durchwärmten Scheintodten 
abwechfelnd 

a) mittelft eines Fächers oder Blas— 
balges frifhe Luft in das Geſicht 
wehen; 

b) aus einiger Entfernung kaltes 
Waſſer in das Gefiht und auf die 
Bruft fprigen; 

ec) eine zerfchnittene Zwiebel oder 
zerriebenen Kren vor die Nafe halten, 
die Schläfe, Tippen und Zunge mit 
faltem Weineffig beftreichen ; 

d) dem Miederbelebten, wenn er 
fhlingen fann, eine Schale Meliffen- 
thee mit etwas MWeineffig, oder warmes 
Bier eßlöffelweiſe einflößen,, und ihn 
in ein bequemes Bett mit einer hohen 
Kopfunterlage zur Ruhe bringen. 

9. Sind die Wiederbelebungsver- 
ſuche durch mehrere Stunden ohne Er» 
fola fortgefegt worden, fo wird der 
Körper nad verbundenen allenfällig 
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offenen Adern, in ein warmes Aſchen⸗ 
bett gebracht umd bis zur Erſcheinung 
der Todtenfleden bewacht. 

IV. Behandlung derin ſchäd— 
lichen Quftarten Erftidten. 

1. Zu diefer Art des Scheintodes 
geben Anlaß: die Dämpfe der erhikten 
Schwefel-, Salpeter- und Salzſäure, 
die des brennenden Schwefels, des 
flüchtigen Saugenfalzes, der brennenden 
Steinfohlen, der glimmenden Holzkoh— 
len, des gährenden Weinmoftes , die 
verdorbene Auft in lang verſchloſſen 
gewefenen Brunnen, Gruben, Kellern, 
Gewölben, die Dünfte der Sümpfe, 
Abtritte, Canäle u. dgl. 

2. Bevor fih Jemand zur Rettung 
eines Scheintodten in einen mit foldhen 
fhädlihen Ruftarten erfüllten Ort be— 
gibt, muß man diefelbe aus einem Zim— 
mer oder einer Kammer durch das 
Deffnen der Thüren und Fenfter; aus 
den Kellern durch Deffnen der Ruftlös 
her zu entfernen fuchen. Vorzüglich 
dient Melzels Erftidungswehre, um 
Keller, in denen Fener ausgebrochen ift, 
oder andere mit fhädlichen Luftarten 
angefüllte Orte zugängig zu maden. 

3. Der aus der fhädlichen Luft ge: 
fhaffte Scheintodte wird, ohne ihn 
ftark zu rütteln, im einem kühlen, mit 
reiner Luft gefüllten Zimaer, bei gün— 
fligem Wetter im Freien, auf einem bes 
quemen Seffel in eine balbfikende Rage 
gebracht. 

4. Um das bei ſolchen Scheintodten 
in den Hirmgefäßen angehäufte Blut 
abzuleiten, müffen die Füße in ein lau: 
warmes Fußbad gefeßt, der Kopf im 
Winter mit Schnee gerieben, zu einer 
andern Jahreszeit mit falten Umſchlä— 
gen belegi oder mit faltem Waffer be- 
goffen, aus einiger Entfernung damit 
befprißt, der Körper mit einem erwärm: 
ten Leintuche, wie mit einem Mantel 
umbüllt werden. 

5. Der in faueren Dünften, befon- 
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ders von gährendem Wein: oder Bier- 
moft Berunglüdten muß Hirſchhorn⸗ 
oder Salmiafgeift unter die Nafe ge- 
halten, feine Zunge und die Oberlippe 
damit beftrihen, der Schlund mittelft 
eines mit diefem Geifte beftrichenen 
Federbartes gereizt, Dagegen 

6. einem in faulen Dünften Er 
ſtickten Weineffig unter die Naſe gehal⸗ 
ten, die Lippen, die Zunge und das 
Zabnfleifh damit beftrihen, und fein 
Schlund mit einem in Weineffig 
getauchten Federbarte gereizt werden. 

7. Mit diefen Mitteln ift abſatzweiſe 
fo lange fortzufahren, bis fi ein Bis 
ſchen in der Nafe, ein Schluchzen oder 
das Erbrehen eines diden Schaumes 
einftellt, oder bis alle Hoffnung einer 
Miederbelebung ſchwindet. 

8. Während diefes Erbrechens muß, 
um dasfelbe zu begünftigen, der Mund 
des Wiederbelebten durch einen in Rein» 
wand gewicelten und zwiſcheu die 
Zähne geftemmten hölzernen Spreil 
offen erhalten und fein Rachen mit 
einem in Del getauchten Federbarte ge« 
reizt werden. 

9. Der nad dem Erbrechen freier 
Athmende wird nun abgetrodnet,, in 
gewärmte leinene Tücher loder einge: 
büflt und in ein bequemes, mit einer 
hoben Kopfunterlage verfehenes Bett 
gebracht, um fohin von dem berbeige- 
rufenen Arzte funftgemäß weiter ärztlich 
behandelt zu werden. 

10. Auch ein für rettungslos gehal⸗ 
tener Erftidter darf ohne Verband der 
allenfalld geöffneten Adern niht an 
einem dem Wiederaufleben ungünftigen 
Orte gelaffen, und muß bie zum Ein- 
tritte der Fäulniß bewacht werden. 

V. BehandlungdervomBlige 
Getroffenen. 

1. Daß ein lebles gefundener 
Menfh vom Blige getroffen worden ift, 
erfennt man 

a) aus einem vorausgegangenen 
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Gewitter, oder einem einzelnen heftigen 
Donnerichlage; 

b) au® dem an den Kleidern des 
Berunglüdten umd in feinem Aufent- 
baltsorte wahrzunehmenden Schwefel- 
und Phosphorgerude; 

e) aus den Befhädigungen am Kör— 
per, an den Kleidern, den Wänden des 
Zimmeré, oder eined andern nahen 
Gegenſtandes. 

2. Die Beſchädigungen des Körpers 
ſind meiſtens nur oberflächlich, und be— 
ſtehen gemeiniglich in einem vom Kopfe 
oder Rumpfe ſich bis zu den Fußzehen 
erſtreckenden und einem querfingerbrei— 
ten kupferrothen Hautſtreifen, mit den— 
triſchen (den Baumzweigen ähnlichen) 
End» und Seitenſtrahlen. 

3. Iſt Jemand in einem gefchloffe- 
nen Drte vom Bliße getroffen worden, 
fo öffne man fchnell die Thüren und 
Fenfter , umd trage den Verunglückten 
eiligk in die freie Luft. 

4. Kann ein auf freiem Felde vom 
Blige Getroffener nicht fogleih in den 
nächſten bewohnten Drt verfchafft wer- 
den, fo lege man den Entkleideten auf 
frifhes Gras, belege ihn mit frifhen 
Baumblättern oder zarten Baumzwei— 
gen, beftrene diefe bis an das Geficht 
eine Querhband hoch mit frifch aufge: 
grabener Erde und eile, um Anftalt zu 
treffen, ihm in den nächſten bewohnten 
Drt zu fransportiren. 

5. Am Rettungsorte ift er entkleidet 
auf einem bequemen Seffel in eine halb: 
figende Lage zu bringen, fein Kopf mit 
falten Umfhlägen zu belegen oder mit 
faltem Waffer zu begießen, dem Körper 
in ein erwärmtes Leintuch wie in einen 
Mantel einzubhüllen, feine Füße find 
in ein lauwarmes Fußbad zu fegen. 

6. Um das Athemholen wieder her: 
zuftellen, werden 

a) das Gefiht und die entblößte 
Bruft aus einiger Entfernung mit fals 
tem Waſſer befpript, 
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b) die Geruhenerven durch das 
Borhalten einer frifh zerfchnittenen 
Zwiebel oder des geriebenen Krenes 
vor die Nafe, und 

e) die Geſchmacknerven durch das 
Beitreihen der Zunge und des Zahn- 
fleiſches mit Weinefiig gereizt. 

7. Die nah der Wiederbelebung 
ſich gemeiniglich einftellenden Ohnmach⸗ 
ten, die zurücdbleibende Betäubung, 
Schläfrigkeit oder Schwindel, das Irre— 
reden, die Lähmung einzelner Glied» 
maßen erfordern eine forgfältige ärzt« 
lihe Behandlung. 

8. Gegen die Brandfhäden wird fo 
lange faltes Waffer angewendet , bie 
der Schmerz nachgelaſſen hat und die, 
vor der Einwirkung der Luft ſchützen⸗ 
den dÖligen Mittel leichter vertragen 
werden. 

VI Behandlung der Bergif: 
teten. 

1. Wem fi die Gelegenheit dar— 
bietet, dazu beizutragen, daß ein Ber: 
aifteter der Lebensgefahr entriffen werde, 
der berücdjichtige vor Allem: ob das 
genommene Gift ein mineraliſches, 
ein Pflanzen» odereinthierifhes 
Gift fei. 

2. Die mineralifhen Gifte und die 
fpanifhen Fliegen wirken äßend; fie 
bringen brennende Schmerzen, Krämpfe 
im Magen, ftetes Würgen, gewaltfames 
Erbrechen, Kolitihmerzen, blutige 
Stühle, unlöfhbaren Durft, Angft 
u. dgl. hervor. 

3. Mehrere Pflanzengifte wirken 
betäubend und verurfachen einen 
nicht felten bis zur Wildheit, zum 
Wahnſinn gefteigerten, mit Verdrehung 
der Augen, mit Mumdfperre u. dgl. 
verbundenen Rauſch, endlich Betäu- 
bung, Bemwußtlofigfeit, tiefen Schlaf 
u. dal. 

4. Andere Pflanzengifte befigen eine 
äbend betäubende Kraft, verurfas 
hen fomit die Krankheitszufälle der 
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beiden fruͤher beſchtiebenen Arten von 
Giften. 

5. Um einen Vergifteten zu retten, 
muß: 
a) das Gift fo ſchnell als möglich 
aus dem Körper gefchafft werden; 

b) die Kraft des nicht weggufchaffen- 
den Bifttheiles geſchwächt; 

ce) müſſen die machtheiligen Kolgen 
der Vergiftung gehoben werden. 

6. Der erften Heilanzeige pflegt die 
Natur nad der Anwendung eines äben- 
den Giftes gemeiniglih durch häufiges 
Erbrechen von felbft Genüge zu leiflen. 

T. Stellt diefes Erbrechen jedoch fich 
nicht bald, oder nicht wiederholtermalen 
ein, fo darf es nicht durch ein gemöhn- 
liches Brechmittel, fondern ed muß durch 
die Ueberfüllung des Magens mit einer 
der in den folgenden Nummern anges 
gebenen Flüffigkeiten, im Notbfalle 
dur das Einbringen eines in Del ger 
tanchten Federbartes in den Schlund, 
befördert und unterhalten werden. 

8. Nah einer Vergiftung durd ein 
Quedfilber-Präparat wird dem 
Patienten fogleih Eiweiß, in lauem 
Waſſer zerlaffen , gläferweife, in Er: 
maunglung desſelben eine Abkochung 
von Eibifhwurzel oder Moltenblätter, 
Reiswaſſer, zucderhaltiged oder reines 
Maffer von 15 bis 30! N. Temperatur, 
bis Erbrechen oder Verminderung der 
Zufälle erfolgt, gereicht. 

9. Rah einer Bergiftimg durch Ar- 
ſenik ift das Gift mittelft lauen Waſ— 
ſers, folder Mil, Zucker- oder Honig» 
waffer,, einer Abkochung von Reinfa- 
menmebl, Eibifhmwurzeln, Molkenkraut 
u. dgl. aus dem Magen zn fchaffen und 
in der Zwifchenzeit Branntwein, allen: 
fall bis zur beginnenden Beraufhung 
nachzutrinken. 

10. Nach einer Vergiftung durch 
Spießglanz reicht, wenn nach dem 
Erbrechen kein lebhafter Schmerz zu— 
rũckgeblieben und ſich keine Gonvulfio: 
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nen einftellen,, das Trinken des lauen 
Waffers hin, die Gefundheit wieder 
berzuftellen. Hat der Patient fi aber 
auf eine große Gabe nicht erbrocden, 
fo muß eine China» Ablohung von 
30 bis 40° Temperatur, in deren Ab- 
gang eine Abkochung von Galläpfeln 
mit Milb , von adftringirenden Holz: 
arten, Wurzeln oder Rinden gereicht 
werden. 

11. Rah einer Bergiftung von 
Grünfpan (effigfaures Kupferfal;) 
muß viel Zucker genoffen und Zuder- 
waffer getrunfen oder der Magen mit 
lauem Waffer, Fleiſchbruhe, einer Ei- 
bifchwurzel- Ablohung oder einem an« 
dern f&hleimigen Getränke, um Erbre— 
hen zu erregen, überfüllt, muß der 
Schlund mit einem in Del getauchten 
Federbarte gekitzelt werden, 

12. Nach einer Vergiftung durch 
Blei iſt das Gift durch wiederholte 
Gaben von Brechwurzel aus dem Ma— 
gen zu ſchaffen, und dem Kranken eine 
Auflöſung von 3 bis 4 Quentchen 
Doppel- oder Wunderſalz in vielem 
Waſſer zu reichen, welches Verfahren 
aber nur der Leitung des Arztes zu 
überlaſſen iſt. 

13. Nach einer Vergiftung durch 
Wiséemuth-Präparate erweiſet ſich 
der häufige Genuß der Milch, der füßen 
und ſchleimigen Getränke heilſam. 

14. Nach einer Vergiftung mit 
ſchwefelſaurem Zink (ZSinkvitriol) 
werden, um das ſich einſtellende Erbre⸗ 
chen zu begünſtigen, große Quantitäten 
von lauem Waſſer, ſchleimigen Geträn- 
ten, vorzüglib Milch gereicht. 

15. Nach einer Vergiftung durd 
äbende oder fohlenfaure Ka: 
lien oder durch Kalt bedient man 
fih des mit Waſſer verdünnten Wein: 
effigs, der diefe Stoffe neutralifirt und 
das Erbrechen begünftiget. Bei dem 
Mangel des Effigs dient in den erften 
Augenbliden der Gefahr da® Weber: 
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füllen des Magens mit Taltem oder 
lauem Waffer oder mit einem fchleimis 
gen Getränfe. 

16. Nah einer Bergiftung durch 
concentrirte mineralifde Säu— 
ren muß dem Kranken allfogleich im 
Uebermaße ein Getränt aus Waffer mit 
calcinirter Magneſia vermifcht oder Sei⸗ 
fenwaffer eingegoffen, in deren Mangel 
in den erften Augenbliden der Gefahr 
auch Milch, laues oder faltes Waſſer, 
Zuckerwaſſer angewendet werden, bis 
man ſich die zuerſt genannten Mittel 
verſchafft hat. 

17. Nah einer Vergiftung durch 
äbende Pflanzentheile und durch 
Canthariden (fpanifhe Fliegen) 
wird das Erbrechen durch reichliche 
ſchleimige Getränke, im Nothfalle durch 
Waſſer befördert oder erregt. 

18. Nach einer Vergiftung durch 
ägend narkotiſche Stoffe wird 
das Erbrechen durch reichliche fchleimige 
Getränke; nah dem Genuffe von gif: 
tigen Shwämmen durch das lieber: 
füllen des Magens mit eiskaltem Waf: 
jer befördert. 

b) 19. Der zweiten Aufgabe, die 
Kraft des aus dem Körper nicht weg- 
zuſchaffenden Gifttheiles zu ſchwächen, 
wird der herbeigerufene Arzt Genüge 
iu leiſten wiffen. 

20. Inöbefondere haben fidy in die 
fer Hinfiht heilfam erwiefen: 

a) Der Branntwein gegen den 
Arſenik. 

b) Das Mandel⸗, Baums und Leindf 
durh den Mund mittelft Rindfuppe 
oder ale Bflangenmild und in Kliftieren 
beigebracht gegen das Blei, 

c) Der Beineffig für fi oder mit 
Waffer verdünnt, die Buttermild häu— 
fig und oft genoffen , der Kaffee ale 
Rarfer warmer Aufguß in kleiner 
Menge, doch alle 10 Minuten wies 
derholt, gegen die Wirkungen des 
Mohnſaftes. 

Zaleiety, Handb. d. Pol. Gef. IL 
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d) Das eiskalte Waffer gegen die 
Wirkungen der giftigen Shwämme und 
des von den Bienen auf giftigen Pflan- 
zen eingefammelten Honigs. 

e) Der Kampher in einer Mandel« 
milch beigebracht gegen die Wirkungen 
der fpanifhen Fliegen. 

f) Der Liquor ammonii amisatus, 
alle Biertelftunden zu 5 Tropfen, gegen 
die Wirkungen der Blaufäure. 

ce) 21. Der dritten Heilanzeige, die 
Folgen der Bergiftung zu verhüthen 
oder aufzuheben, kann nur ein erfahrs 
ner Arzt Genüge leiten. 

VI Behandlung dervongif 
tigen Schlangen oder Nattern 
Oebiſſenen. 

1. Iſt Jemand von einer giftigen 
Natter (der Feuerotter, Coluber cher- 
sea), der [hwarzen Otter (Coluber Res- 
ter), der gefleckten Natter (Coluber Be- 
rus) gebiffen worden, fo muß 

a) die Wunde fogleih mit einer 
Auflöfung des Küchenfalzes im Waffer 
oder mit Urin ausgewafhen und ſo— 
dann, fobald man ihm haben kann, 
mit äpendem Salmiafgeift eingerieben, 
mit einem damit befeuchteten Lein— 
wandbüſchchen belegt oder, wenn man 
diefen nicht haben kann, mit Knob— 
lauch- oder Zwiebelfaft eingerieben 
werden; 

b) der übrige Theil des verwundeten 
Gliedes muß mit Baumöl eingerieben 
und über felben mit Heublumen oder 
Kamillen-Aufguß befeuchtete Tücher ger 
legt werden. 

2. Zum innerlihen Gebrauch kann 
bis zur Ankunft des Arztes eine Schale 
Kamillene, Meliffen-, Krauſeminzthee 
oder ein Glas guten Weines, ſowie 
eine Kleine Gabe Branntwein gegeben 
werden. Die übrigen Arzneien wird 
der herbeizurnfende Arzt zu verordnen 
wiffen. (Bol. ©. ©. 64 Band Nr. 98. 
nied. öfter. Prov. ©. ©. 18, Band, 
Nr. 125.) j 
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Scheintodte. Es iſt zur Kenntniß 
gekommen, daß die Wiederbelebungss 
versuche bei Ertrunfenen, Erſtickten, 
Erhängten, überhaupt bei plößlich Ber: 
unglüdten und Zodfheinenden fehr 
oft mit gewiffenlofein Leichtſinn und 
empörender Fahrläffigfeit gemacht wer- 
den, indem die Wundärzte nicht felten 
unter verfchiedenen Vorwänden fich der 
Hilfeleiftung entziehen, und felbe ihren 
Gehilfen überlaffen, die Verunglückten 
felten in chirurgiſche Dfficinen oder 
fonfi geeignete Localitälen verfhafft, 
fondern meiſtens an dem Orte ihrer 
Borfindung belaffen oder höchſtens nur 
in einem Winkel oder unter das Ein— 
fahrtsthor eined der nächſt gelegenen 
Häufer auf die bloße. Erde hingelegt 
werden, die Hilfeleiftung fih in den 
meiften Fallen auf einen Aderlaß, wo— 
bei nit felten die Blutader gar nicht 
getroffen wird, daun auf einige Tro— 
pfen Siegellad beſchränkt, Frottirun- 
gen nur fehr felten, noch feltener aber 
mit geböriger Ausdauer vorgenommen, 
das ALufteinblafen, die Anwendung 
eines Brechmittels, eines Kliftiers, eines 
anderweitigen kräftigen Reizmittels 
ganz unterlaſſen, die Kleider ſehr oft 
nicht einmal gelüftet, viel weniger aus— 
gezogen werden, und überhaupt unter 
dem offenbar voreiligen und unbegrüns 
deten Vorwande, der Verunglückte fei 
bereits todt, derfelbe nur fo ſchnell ala 
möglich in die gerichtliche Leichenkam— 
mer transportirt, und in dem Parere 
zwar angegeben wird, daß alle erfor: 
derlihen Wiederbelebungsverfuiye vor 
ſchriftsmäßig vorgenommen worden 
find, obgleich bei der gerichtlichen Ob— 
duction häufig nicht die geringfte Spur 
davon wahrgenommen wird. 

Diefe grelle Außerahtlaffung der 
mit Rggs. Vdg. vom 15. Juni 1803 
erlaffenen Vorfchriften, die Errihtung 
einer Rettungsanftalt für Verunglückte 
und Zodifheinende betreffend, trifft 
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zwar zunächſt das in derlei Fällen 
zur Hilfeleiftung verpflichtete Arztliche 
und hirurgifhe Berfonale, allein nicht 
minder die dabei intervenirenden Po— 
lizei-Beamten, die nad $. 19 der ge— 
dachten Vorfhrift nicht nur angewiefen 
find, alles zum Rettungsgeſchäfte 
Nothwendige herbeizufchaffen, und bie 
zum Eintreffen eines Arztes oder Bund» 
arzted nah dem gleichzeitig kundge— 
machten und in jedem Nothlaften vor- 
findigen diesfälligen Unterrichte das 
darin Borgefchriebene anwenden zu laf- 
fen, fondern auch nah 8. 20 darauf 
zu fehen haben, daß die Rettungéver— 
fuche mit größtem Eifer ordnungsmä- 
Big und Lange fortgefept, dann nad 
8. 21 befonders fürzlih Verunglückte 
nicht vor Berlauf von 4 Stunden ale 
todt verlaffen und von dem Drte, wo— 
bin fie gebracht, weggeſchafft werden. 
Es werden demnach die Bezirksleiter 
perfönlich dafür verantwortlich gemacht, 
daß fie ſowohl ſelbſt mit den Vorſchrif— 
ten zur Lebensrettung von Verunglück— 
ten fich vertraut madhen, als auch zu 
derlei Amtshandlungen nur folde Be— 
amte abordnnen, welche diefelben voll- 
fommen inne haben und den Umfang 
der ihnen mit dem obgedachten Rggs. 
Cire. vom 15. Juni 1803 übertrages 
nen Berpflihtungen genau kennen, 
nebftbei aber auch mit Grund erwarten 
laffen, daß fie denfelben in allen Be— 
ziehungen entſprechen werden. 

Weiters wird angeordnet, daß bei 
dieſem Erlaſſe auch die Bezirksärzte 
und Wundärzte, welche vorzugsweiſe 
berufen und verpflichtet ſind, in derlei 
Fällen ihre Wirkſamkeit eintreten zu 
laffen, und die Rettungéverſuche zu 
leiten und zu controlliren, in Kennt» 
niß gefeßt werden, ferner® aber hiemit 
aufgetragen, daß in den diesfalld von 
den Bezirke » Directionen zu erftatten- 
den NRapporten jedeämal genau und 
gewiffenhaft aufgeführt werde, wann 
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md von wem ein Berunglüdter ges 
funden,, wohin er untergebracht, welche 
Arrzte oder Wundärzte gerufen wur— 
den, ob und wann fie erfchienen find, 
welhe Rettungsverfuhe fie angemwen- 
det und wie lange fie felbe fortgefeßt 
haben, wann der PVerunglücte und 
wohin derjelbe ſonach transportirt wor: 
den ift, welchem Bolizei- Beamten die 
Amtshandlung übertragen war, end- 
ih wer und wie ſich hiebei etwa be- 
fonderd ausgezeichnet und daher auf 
eine Belobung, Belohnung oder Ent» 
ſchädigung gegründeten Anfpruch habe, 
indem man fi vorbehält, jede Aus— 
zeichnung, aber auch nicht minder jede 
Rahläffigkeit und Pflichtverlegung beim 
Rettungsgefchäfte höheren Orts zur 
Kenntniß zu bringen. (Bdg. der f. f. 
Boliz. Ob. Dir. vom 10. Jän. 1843 
3. 402.) 

Sceintodte. Zu Folge Regie: 
rungs » Decreted vom I. März 1843 
3- 5847, handelt es fih darum, ent— 
iprehende Borkehrungen zum Zwecke 
der Wiederbelebung plöglib Verun— 
glüdter zu treffen, und vor allem 
folde Drte auszumitteln, woſelbſt die 
erforderlihen Wiederbelebungs- umd 
Rettungsverfuhe vollftändig und mit 
Ausdauer vorgenommen werden Fön: 
nen, zu welchem Ende auf die in Wien 
beftebenden Spitäler bingewiefen wor: 
den ift. 

So wie die hierüber eingeleiteten 
Berkandlungen vorliegen, findet die 
Regierung nunmehr folgende Beſtim— 
mungen eintreten zu laffen: 

1. Da im k. k. allg. Kranfenhaufe 
mittlerweile ein ordentliches Locale in 
der gerichtlichen Beifeßfammer zur Bor: 
nahme von derlei Wiederbelebungsver: 
fuchen bergeftellt, und das dazu erfor: 
derlihe Berfonale aufgeftellt worden 
it, fo fommt vor der Hand nichts wei⸗ 
ter zu verfügen. 

2. Eben fo wird fi mit den in den 
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Spitälern bei den barmh. Brüdern und 
barmh. Schweftern in der Reopoldftadt, 
dem Bezirks - Krantenhaufe auf der 
Bieden, und bei den barmh. Schwe- 
ftern in Gumpendorf angebotenen Ans 
trägen begnügt. 

Der Eonvent der barmh. Brüder in 
der Leopoldſtadt erflärte nämlich, daß 
in dem dortigen Spitale eine folde 
Lebensrettungsanftalt für Verunglückte 
ihrem Wefen nach von jeher beftanden 
babe, daß er aber dabei wegen Mangeld 
an andermeitigen Zocalitäten blos auf 
das Kranfenzimmer und die gut ein. 
gerichtete Todtenfammer befhränft fei. 
Das Inftitut der barmh. Schweftern 
erflärte, daß es in feinen beiden Spi« 
tälern in Gumpendorf und in der Leo— 
poldftadt blos allein das Fleine Zims 
mer der Pförtnerin für den fraglichen 
Zwed einräumen Fönne, wofelbft al- 
lenfalls noch ein Tafelbett und ein klei— 
ner Kaften untergebracht werden könn— 
ten, vorausgefeßt jedoch, daß die Ret— 
tungsverfuhe mur einige Stunden 
dauern, weil dann fonft das Indivi— 
duum entweder in das Spital oder in 
die Todtenfammer gebracht werden 
müffe. 

. Die Direction des Bezirks⸗-Kranken— 
baufes Wieden erklärte, daß in diefem 
Krankenhaufe durchaus fein eigenes 
Locale, fondern nur entweder ein leer 
ſtehendes ErtrasKrankenzimmer oder in 
Ermanglung deffen ein leer ftehendes 
Bett für den fraglichen Zwed einge: 
räumt werden fönne. Da die oben ber 
nannten Anftalten ohnehin mit Haus— 
und öffentlichen Apotheken, fowie dis 
rurgifhen Snftrumenten, welche zur 
Miederbelebung Scheintodter oder in 
plößlicher Rebensgefahr Gerathenen er: 
forderlich fein könnten, verfehen find, 
fo bandelt es fi nur noch um einige 
höchſt nügliche Apparate, nämlich: den 
Refpirations-Apparat des Dr. Dalziel 
aus Schottland, einen pneumatifchen 
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Apparat zum Behufe der Zuleitung 
einer refpirablen Luft, und eine Ma- 
genpumpe zur Entleerung von Giften 
aus dem Magen, welche Apparate für 
das f. f. allgem. Krankenhaus, für die 
barmh. Brüder und für das Bezirfd- 
Spital auf der Wieden beizufchaffen 
fein werden. (Decr. der k. k. n. 6. Reg. 
vom 8. Jän. 1845 3. 71530.) 

Sceintodte, ſiehe Nothkäften, 
Zaglia. 

chellenfränge. Das Geſpann der 
Schlitten muß mit Schellenfrängen oder 
einer Glocke verfehen fein, f. Fahren. 
(Bdg. vom 1. Juni 1833 $. 3); fiehe 
Schlitten. 

— — mit felben müflen Schlitten 
verfehen fein, f. Lohnkutfcher : Ord: 
nung für Gratz $. 10. 

cherbenfobalt, ſ. Fliegenftein. 

Scheuern und Flahsdörren müffen 
außer den Städten nnd Märkten er- 
baut werden. (Feuerlöfch » Patent für 
das Rand vom 7. Sept. 1782.) 

— — f, Laternen, Zabafran: 


en. 

Schieferdederei. Ueber eine von 
Seite der n. ö. Regierung erftattete 
Anfrage, wie die Schieferdederei in 
gewerbspolizeiliher Hinficht zu behan- 
dein fei? wird hiemit im Einverftänd- 
niffe mit der k. E. allgemeinen Hoffam- 
mer die Unternehmung von Schiefer: 
eindedungen als eine freie Beſchäfti— 
gung erklärt, für deren Betrieb keine 
Nahweifung über die perfönliche Be— 
fühigung zu fordern, fondern von Seite 
der öffentlichen Berwaltung darauf fi 
zu beichränfen ift, Daß bei vorfallenden 
Scyiefereindahungen die allgemeinen 
Bau «» Polizei» Borfhriften beobachtet 
werden, und eine genaue localspolizeis 
lihe Beauffihtigung Statt finde. (Hof: 
Tanzlei » Decret vom 14. Dec. 1837 
3. 30164, an fämmtl. Länderſt. mit 
Ausnahme von Mailand, Benedig, 
Dalmat. Bel. ©. ©. 65. Bd. Ar. 173. 
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Vdg. der n. 6. Reg. v. 31. Dec. 1837 
3. 74198.) 

Shierling, ſ. Feldfchierling. 

Schießbaumwolle. Die erplodis 
rende oder Schießbaumwolle ift ein zu 
gefährliches Bräparat, welches die Der- 
anlaffung zu zahllofen böswilligen oder 
unvorfihtigen, jedoh in den Folgen 
fehr traurigen Unfügen werden kann, 
als daß die Staatsverwaltung fi nicht 
berufen fühlen follte, Anordnungen 
zu erlaffen, durch welche den durch dies 
jelbe drohenden Gefahren fo viel mög- 
lich vorgebengt wird. 

Die k. k. vereinigte Hofkanzlei bat 
fi ſonach bei den obmwaltenden wichti— 
gen polizeichen Rüdfichten beftimmt ge- 
funden, das Berbot des Berfaufd der 
erplodirenden oder Schießbaummolle, 
bis zur Erlaffung beftimmter Normen 
über die Erzeugung und den allfällis 
gen Verkauf dieſes Productes anzu: 
ordnen. (Hfkzl. D. v. 28. Dec. 1846 
3. 43157, an fämmtl, Länderftellen. 
Kundg. in N. Defterr. am 30. Dec. 
1846, in Tirol und Mähren am 2. 
8. 56795; in Syrien am 5., in 
Ob. Defterr, am 7. 3. 148; in Böh- 
men am 9. Jän. 1847, in Steiermark 
am 31. Dec. 1816 3. 29775. Bol. 
®. ©. 74. Bd. Nr. 136.) 

— — Ge. ?. f. Majeftät haben mit 
allerhöchſter Entſchließung v. 6. April 
1847 fomwohl die Erzeugung ale den 
Verkauf und den Gebraud erplodiren- 
der Stoffe bie auf weitere a. h. Ber- 
fügung ftrenge zu unterfagen gerubt. 
(Hfkzl. Deer. v. 15. April 1847 3. 
12284, an fämmtl. Länderft. Kundg. 
in Steierm. am 24., in Böhmen und 
Tirol am 26., im Küftenlande am 29., 
in N. Defterr. am 13. Mai 1847, in 
Db. Defterr. am 27. Apr. 1847. 3. 
11758, in Mähren am 26. April 
1847 3. 17446. Pol. ©. ©. 75. Bd. 
Nr. 46.) 

— — In Folge allerhöchſter Ent- 
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ſchließung vom 6. Nov. 1851 wurde 
das Heffanzlei » Decret vom 28. Dec. 
1846 betreffend das Berbot des Ber: 
taufe® der erplodirenden oder Scieß- 
baumwolle, dann das über a. h. Ent: 
ſhließung v. 6. April 1847 erfloffene 
Hoftanzleir Decret v. 15. April 1847 
3. 12284, mit welchem die Erzeugung, 
der Berfauf und Gebraud erplodiren- 
der Stoffe firenge unterfagt wurde, re- 
publieirt, auf den ganzen Unfang des 
Reiches ausgedehnt, und jeder Ber- 
fehr mit den vorbezeichneten Stoffen im 
obigen Bereihe aus Hffentliben Si- 
herheitsrüdfichten verboten. (Bdg. des 
Minift. des Inn. vom 20, Febr. 1852, 
wirffam für den ganzen Umfang des 
Reiches. R. ©. ©. 3. 1852. Nr. 47, 
f. Schießpulver. Bda. v. 31. März 
1853. $. 13. 

Schießen. Das Scheibenſchießen 
darf nur in den, in gewiffen Städten 
und Märften erlaubten Sciefftätten 
gehalten werden. Außer den Schieß— 
ftätten ift ed auf das Strengfte verbo- 
ten, fonft irgend an einem Orte ein 
Scheibenſchießen zu halten. (Hofdecret 
v. 13. Febr. 1754. Ob. 4. B. Nr. 87.) 

— — Das Hochzeitſchießen ift bei 
Eonfidcation ded Gewehres, und im 
zweiten Betretungsfalle bei ſchärferer 
Strafe verboten. (Bdg. vom 17. Jumi 
1757. Krop. Gef. Mar. Ther. 3. Bd. 
©. 350.) 

— — auf öffentliher Straße in 
der Stadt oder Vorftadt, tft verboten, 


bei Sirafe von 4 Reihsthalern und ſch 


Abnahme der Flinte. (Vdg. in Graß 
vom 13. Jan. 1761. Krop. Gef. Mar. 
Ther. 4. Ad. ©. 48.) 

— — bei Proceffionen, Hochzeiten, 
Umgängen und andern Berfammlun- 
gen, fo wie das Eingraben der jungen 
Bipfelbäume bei Schanf- und Wirthe- 
bäufern ift verboten. (Bdg. in Wien 
vom 17. Juni 1766. Krop. Gef. Mar. 
Ther. 5. Bd. ©. 61.) 
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Schießen bei Hochzeiten ift verboten. 
(Bdg. vom 17. Mai 1768. Krop. Gef. 
M. Ther. 5. Bd. ©. 297.) 

— — bei Hodyzeiten mit Pöllern 
oder Feuergewehren ift bei 50 Reichs⸗ 
thalern Strafe verboten. (Hofentſchl. 
vom 8. Juni 1785. Krop. Gef. Jof. 
8. Bd. ©. 38.) 

— — mit Gemehren, Bump - oder 
Windbüchſen zwiſchen den Häufern, 
auf den Holzgeftätten oder in fonft gang— 
baren Gegenden ift bei unnachfichtlicher 
Abnahme des Schiefgewehres und em— 
pfindlicher Geld» oder Arreflftrafe ver» 
boten. (R. 6. Rggs. Deecr. v. 17. März 
1795. Kundım. des Wr. Magift. v. 31. 
März 1795. Bol. ©. ©. 6. Br. 
Nr. 35.) 

— — Wenn bei Civil-Feierlichkei— 
ten, zu deren Erhöhung ein Schießen 
entweder aus Pöllern oder Kleingewehr 
veranſtaltet wird, iſt vorläufig dem Mi— 
litär-Statione: Commando hievon die 
Anzeige zu machen. (Bdg. v. 24. Aug. 
1804. Obent. 4. Bd. ©. 89.) 

— — auf dem Lande bei was im- 
mer für einer Gelegenheit außer den 
Schießſtätten ift verboten. (N. 5. Rggs. 
Vdg. vom 26. Juni 1806. Krop. Gef. 
Franz. 21. Bd. S. 428.) 

— — f. Fenerlöfhordnung für 
Wien $. 61.) 

— — auf der Bühne betreffend, f. 
Theater. 

— — f. Pöller. 

— — gegen Flüchtlinge, f. Was 
en, 

Schießgewehre, neu erfundene, 
find vor ihrem Verſchleiße der Regie: 
tung anzuzeigen, ſ. Waffen. 

Schießpulver. Handelsleute, welche 
mit Schiegpulver handeln, haben bei 
deren Verwahrung alle möglihe Be 
hutfamkeit anzuwenden, und follen in 
ihren Handlungsgewölben davon nie 
einen Borrath über 4 Pfund haben, 
und diefer Vorrath foll noch in befons 
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ders guten Behältniffen, allenfalls in 
blehernen Gefäßen verwahrt werden; 
alles übrige Bulver haben fie außer der 
Stadt oderdem Markte in einem fiheren 
Drte niederzulegen. (Feuerlöſchordnung 
für Städte und Märkte vom 7. Sept. 
1782 $. 23.) In Wien find die zum 
Handel mit Schießpulver befugten Hans 
delsleute verbunden, an einem feuer: 
fiheren Orte niemald mehr als einen 
Vorrath von hoͤchſtens 12 Pfund auf: 
zubewahren. (Keuerlöjch » Ordnung für 
Wien v. 31. Dec. 18178. 58. 

Schiefpulver. Ohne obrigkeitliche 
Bedarföbeftätigung oder Erlaubnißſchein 
darfdemLandvolke kein Schießpulver 
verkauft, noch ſonſt verabfolgt werden. 
(Hfkzl. D. v. 2. Apr. 1807 3. 5866, 
an ſämmtl. Länderft. mit Ausnahme 
von Trieft; fundg. in Krain u. Görz 
am 19. Apr., in Balizien am 1., in 
Böhmen am 25. Mai 1807. Bdg. der 
n. 6. Reg. v. 16. Apr. 1807 3. 12126. 
Pol. G. ©. 3. 1807. Diefes Ber: 
bot wurde auch auf den Verkauf des 
Sprengpulversd ausgedehnt. (Hof: 
fanzlei = Decrei vom 19. Dec. 1838 
3. 32538, n. 6. R. B. vom 29. Dec. 
1838 3. 74145, n. d. Prov. ©. ©. 
20. Bd. Nr. 291.) 

— — Mit Bulver und Sal- 
peter handelnd, fomit ald ftraf: 
fällig wird jeder zum Pulver- und 
Salpeter » Verichleige nicht befugte 
Handeldmann betrachtet, welcher Bul- 
ver oder Salpeter in feinem Ber: 
faufd: oder Handeldgewölbe, oder 
Waarenmagazin vorrätbig hat, oder in 
folhen Bebältniffen auf was immer 
für eine Art aufbewahrt hält. (Hffmr. 
Deer. vom 22. Mai 1830, an fänmtl. 
Länderft. mit Ausnahme von Mailand 
u. Venedig. Pol. Gef. 58.9. Nr. 58.) 

— — Beflimmungen in Be 
ziehung aufdie Erzeugung und 
den Berfhleiß des Schießpul— 
vers (im Auszuge). 
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8. 1. In Folge a. h. Beſchluſſes v. 
31. März 1853 wird die Erzeugung 
und der Verkauf des Schießpulvers 
und der etwa an die Stelle desfelben 
tretenden Stoffe derStaatöverwaltung 
ausſchließend vorbehalten. 

8. 3. Das Scießpulver darf nur 
für den Staat, aus feinem andern ale 
dem hiezu aus äArarifhen Magazinen 
erfolgten Salpeter erzeugt und muß 
insgefammt in die zur Uebernahme des— 
felben angewiefenen Artillerie-Magazine 
abgeliefert werden. 

$. 4. Die Berehtigung zur@rzeu- 
gung des Schießpulveré kann 
nur von der k. f. General » Artillerie: 
Direction ertheilt werden. 

8.5. Das Befugniß zur Pulver: 
Erzeugung begründet ein blos perfön- 
lihes Recht, welches nah Umftänden 
von der Berleihungs-Behörde zurüd- 
genommen werden Fann, 

8. 7. Nebft den nöthigen Betriebe: 
mitteln muß zur Erlangung der Ber 
rehtigung zur Pulver-Erzeugung die 
öfterreichifche Staatsbürgerfchaft, Groß- 
jährigkeit,, dann moralifhe und poli— 
tifhe Unbefholtenheit nachgewieſen 
werden. 

8. 9. Die Militär-Behörden haben 
darüber zu wachen und die politifhen 
Behörden hierin mitzuwirken, daß jede 
Gefahr für ein Pulverwerk möglichit 
bintangehalten und dem geregelten 
Betriebe desselben fein Hinderniß ent» 
gegengeitellt werde. 

$.10. Der Verkauf des Schieß— 
pulvers und des zum Bergbaue und 
bei Bau⸗Unternehmungen benöthigten 
Sprengpulvers wird, wie bisher, durch 
die in jedem Kronlande beſtehenden 
ärariſchen Pulververſchleißpo— 
ſten, und in jenen Orten, wo es der 
Bedarf erfordert, mit ſpecieller 
Bewilligung der. f, Generals 
Artillerie Direction durdfolde 
Gefhäftsleute oder Beftellte betrieben, 
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welche hie zu für befähigt erfannt wer 
den, und die zur Aufbewahrung des 
Pulvers geeigneten Localitäten zur Ber- 
fügung haben. 

8. 11. Diefe mit eigenen Licenz« 
feinen verfehenen Pulververſchleißer 
dürfen nur aus den ihnen bezeichneten 
Ararifhen Magazinen ihr Berfaufspnl- 
ver gegen Entrichtung des feitgefehten 
Magazinspreifes an fih bringen, und 
haben dasjelbe zu dem ihnen vorge 
ſchriebenen Berfchleigpreife an die Käu- 
fer abzugeben. 

$. 12. Der Haufirhandelmit Schieß— 
pulver ift ftrengftens verboten. 

$. 13. Die unbefugte Erzeu- 
gung und Beräußerung des 
Skhießpulvers und der etwaan die 
Stelle desselben tretenden Stoffe ift 
nach dem beftehbenden Gefälls- 
ſtrafgeſetze zu beftrafen. Infofern 
jedod damit zugleich eine nach den all- 
gemeinen Strafgefegen ftrafbare Hand» 
lung verbunden iſt, bat hierüber vor 
erft die zuftändige Strafbehörde ihr 
Amt zu bandeln. 

$. 14. In jenen Orten, in welchen 
der Ausnahmszuſtand befteht, haben 
auf die Dauer desfelben die von der 
Ausnabmebehörde für nöthig erachte- 
ten Anordnungen zu gelten. (Bdg. des 
Kr. Min., des Min. des Inn, und der 
Fin. v. 31. März 1853, giltig für alle 
Kronländer. R. G. 3. Nr. 91.) 

Scießpulver. Beförderung auf 
Eiſenbahnen, fiehe Eifenbahn: Be: 
triebs-Drdnung $.12, Schießpul- 
ver: Transport. 

— — deffen Aufbewahrung betref- 
fend, f. Feuerlöſchordnung. 

— — die Beflimmung wegen Aus: 
fhliegung der Juden von der Erzeu— 
gung des Pulverd und Salniters 
wurde aufgehoben, f. Inden. 

Schießpulver: Magazine. Aus 
Anlaß eines fpeciellen Falles, wobei 
es fih um die von einem Privaten bes 
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abſichtigte Erbauung eines Pulver⸗ 
Magazine und einer Dörrſtube in der 
Nähe eines Stations » Gebäudes der 
Staatseifenbahn handelte, findet die 
vereinigte Hoffanzlei im Einverftänd- 
niffe mit der k. k. allg. Hoflammer zur 
möglichſten Sicherung gegen die zer 
ftörenden Wirkungen einer allfälligen 
Erplofion anzuordnen, daß in allen 
jenen Fällen, bei melden es fih um 
die Herftellung eines Pulver-Magazins 
oder eines ähnlichen der Gefahr einer 
Erplofion ausgeſetzten Werkes in der 
Nähe einer Merarial » Straße oder 
Staatd- und Privat » Eifenbahn hans 
delt, zu der diedfälligen Local» Erbes 
bungs » Gommiffion das einfchlägige 
Straßenbau » Eommiffariat oder die 
Eifenbahn-Unternehmung zunädhft lei⸗ 
tende technifhe Behörde beigezogen 
werde, damit bei der Bau⸗Commiſſion 
die Zuläffigkeit einer derlei Baufüh- 
rung und die Modalitäten in diefem 
Falle gehörig erwogen werden. Diefe 
Intervenirung des Straßenbau: Gom- 
miffariates oder der Eifenbabn » Uinter- 
nehmung wird auf jene Fälle befchränft, 
wo es ih um die Herftellung eines 
Pulver» Magazind oder derlei Werkes 
innerhalb des Rayons von 1000 Klaf- 
tern von der Straße oder Eifenbahn 
handelt. (Hfkzl. D. v. 13. Juli 1847 
3: 22289, an fämmtl. Länderſt. der 
deutfch. Provinzen, Pol. G. ©. 75.8. 
Rı. 73.) 

Schießpulver-Magazine. Seine 
k. k. Majeftät haben in Betreff der Di- 
ftanzen bei Errihtung von Pul— 
permagazinenin der Rähe von 
Wohngebäuden mit der a. h. Ents 
fhließung v. 12. Apr. 1848 Nadfte 
hendes feſtzuſetzen gerubt: 

Für die Anlegung von Munitions- 
Depots und Friedens Pulvermagazinen 
finde Ich Pünftig eine Entfernung von 
wenigftend 400 Slaftern von Wohn 
gebäuden als Normal» Diftanz zu be⸗ 
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flimmen; für Verſchleiß⸗Depots, info- 
ferne fie nicht mehr ala 50 Ztn. Puls 
ver enthalten, genügt eine Diftanz von 
200 Klaftern. Innerhalb diefes Um— 
freifes ift auch die Errichtung neuer 
Privatgebäude nicht zu geftatten; und 
diefed Berbot gehörig fund zu machen. 
Sollten aus diefem Anlaffe Entihadi- 
gungeanfprüde von den betreffenden 
Haudeigenthümern erhoben werden, fo 
find fie nah den beftehenden gefeßli- 
hen Beflimmungen und den allfälligen 
befonderen Berhältniffen des Falles zu 
behandeln. (Hftzl. Deer. v. 28. April 
1848, an fämmtl. Länderft. Bol. ©, 
©, 76. Bd. Ar. 51.) 

Schießpulver: Transport. Bei 
der Verführung von Aerarials 
PBulverund Munition find die 
Becturanten verpflidtet: 

1. Auf ihren Wagen, um fie kennt» 
lid zu machen, ſchwarz und gelbe Fah— 
nen auszufteden, welde fie während 
des Transportes in feinem Falle abzus 
nehmen befugt find. 

2. Die Fuhrleute mit der Gefähr- 
lichkeit des ihnen zum Berführen ans 
vertrauten Materialed befannt zu mas 
hen, fie anzumweifen, die Frachtwagen 
in angemeffenen Entfernungen von eins 
ander fahren zu laffen, wo möglich das 
Baffiren der Ortſchaften zu vermeiden, 
das Füttern und Uebernachten auf fol« 
hen Plägen, welche von den Ortſchaf— 
ten in angemefjener Entfernung liegen, 
zu bewerfflelligen und endlich auf die 
Erfüllung aller diefer Vorſichtemaßre⸗ 
geln dur die Schaffer fehen und hals 
ten zu laffen, welche bei jedem aus 
mehreren Wägen beftehenden Trand- 
porte angeftellt fein müffen. 

Diefe Borfihtsmaßregeln find für 
die Zukunft nicht allein von den Lici- 
tationd-Gommifftionen in Fällen, wo es 
ih um die Verführung von Nerarials 
Bulver und Munition bandelt, und 
jwar mittelft eigener Aufnahme unter 
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die Bedingungen des Licitations- oder 
Verhandlungs-Protocolls, und des et- 
waigen befonderen Contractes den Er» 
ftehern und Gontrabenten, fondern 
auch von den Artillerie- Behörden, den 
Schaffen und Fuhrleuten felbit bei 
dem Aufladen der Bulver- und Muni- 
tione-Borräthe in Erinnerung zu brin- 
gen. Damit übrigens die politifchen 
Behörden die Becturanten, welche Aera⸗ 
rial-Pulver und Munition zu verfüh— 
ren haben, gehörig überwachen und 
darauf fehen fönnen, daß bei ſolchen 
Berführungen die vorgefchriebenen Bor: 
ſichtsmaßregeln nicht außer Acht gelaf- 
fen werden, ift künftig zur gehörigen 
Beit die Landesitelle oder das Kreis— 
anıt oder die nächte politifche Behörde, 
je nachdem es der Dit, von welchem 
der Transport abgeht, erfordert, von 
dem Tage des Abgehens eines folden 
Zransportes von der Anzahl Wägen, 
aus welchen ein folder Transport bes 
fteht, in Kenntniß zu feßen, und zus 
glei der Schaffer namhaft zu machen, 
weldher von den Becturanten einem 
folden Transporte beigegeben wird, 
wo es dann die Sache diefer Behörden 
fein wird, die ihrerfeitö erforderlich 
erfheinenden Berfügungen zu treffen, 
(Hofkriegsräthlihe Circ. VBdgn. vom 
3. Sept. 1837 3. E 4021, an ſämmtl. 
Länder: und Grenz » General - Com- 
manden. Hfkzl. D. v. 8. Sept. 1837, 
an die Länderft. in Illyr. u. Steierm. 
Pol. ©. ©. 65. Bd. Nr. 134. Vdg. 
der n. ö. Reg. v. 25. Sept. 1837 3. 
54106. Vdg. des böhm. Gub. vom 
23. Sept. 1837 3. 46149.) 
Schießpulver = Transport. Im 
Nachhange zur hierortigen Verordnung 
vom 8, Sept. 1837, wird dem Guber— 
nium bekannt gegeben, daß laut einer 
Mittheilung des k. k. Hoftriegsrathes 
vom 6. Dct. 1837 C 4539 die Berfü- 
gung getroffen wurde, daß fünftig die 
Wägen, deren Ladung aus Pulver und 
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Munition beftebt, itatt der ſchwarz umd 
gelben Fahnen, mit fh wargen Fah— 
nen, welde zur Bezeichnung der Ger 
fährlichfeit der Ladung noch geeigneter 
eriheinen, und die fie fonah unaus— 
gefeßt, während des ganzen Trans 
portes zu führen haben, verſehen fein 
muͤſſen. (Hffjl. D. v. 14. Dct. 1837, 
an das fteierm. u. illyt. Gub. Vdg. des 
böhm. Guberniums v. 4. Nov. 1837 
3. 54327. Bol. ©. ©. 65. Br. 
Nr. 148.) 

Scießpulver = Transport. — 
Künftig ift fih bei Berführungen 
von Bulver- und Munition 
Borrätben, fo weit ed mur immer 
ausführbar it, des Militär - Fubre 
weiend und nur ausnahmsweiſe des 
gedungenen Fuhrweſens in folden 
Fällen zu bedienen, im welchen die 
Berführung einer folchen gefährlichen 
Ladung dringend und unverjchieblid 
it, und in weldhen die Mittel nicht 
zureichen, die Bulver- und Munitiond« 
Borräthe durch Milität⸗Fuhrweſen ver- 
führen zu laffen. (Hffrger. Vdg. vom 
5. Nov. 1837, an fümmtl, Länder und 
Grenz» General » Gommanden. Hfil, 
Decr. vom 17. Nov. 1837 an das 
fleierm, und illyr. Gub. Bol. G. ©. 
65. Bd. Rt. 161.) 

— — lim den PBulver-Trandporten 
die nöthige Sicherheit zu verſchafſen, 
bat der E. ?. Hofkriegsrath mit Refcript 
v. 13. Juni 1838 3. 2057 den durch 
Civilvecturanten zu verführenden Buls 
ver- und Mumitionstransporten cine 
entiprehende Edcorte aus dem Stande 
der Mrtillerie beizugeben bewilliget. 
(Bdg. des böhm. Bub. v. 31. Zuli 
1838 Zahl 39473. Obent. 3. Bd. 
©. 15.) 

— —  Borfidtsmaßregeln 
bei Bulver- Transporten. Zur 
Vermeidung von Gollifionsfällen zwi« 
[hen Briefeilwägen und Bulver-Transs 
porten werden nad Eröffnung dest. k. 
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Hofkriegsrathes zur Belehrung der 
Escorts » GSommandanten der Bulver- 
Transporte den bereits hinnusgegebe- 
nen Borfihtömaßregeln für: Pulver 
Transporte nachfolgende Beitimmuns: 
gen beigefügt: 

1. Die Pulver » Transporte haben 
ftets die rechte Seite der Straße zu 
halten und die linke frei zu laffen. 

2. Am Eingange einer engen Paſ— 
fage oder derlei Dorfes hat entweder 
der fpäter anfommende Pulver-Trans- 
port oder der Eilwagen fo fange ans 
zubalten, bis entweder der erſte oder 
der zweite felbes paifirt hat. 

3. Benn der Briefeilmagen bei dem 
Pulver-Transporte, der ohnehin feine 
Wägen 10 Schritte von einander ent— 
fernt hält, vorbeifährt, bat derfelbe 
im Schritte zu fahren, um das Feuer 
geben der Hufeifen zu vermeiden. Die 
k. k. DOberfthofpoft « Verwaltung wird 
beauftragt, dieſe meuerlihen Beſtim— 
mungen den Gonducteuren auf das 
härfite einzuprägen. (Hoflme. Deer, 
vom 17. Sept. 1841, an die k.k. 
Dberfthofpoft » Berwaltung. Pol. ©. 
©. 69. Bd. Nr. 113.) 

Schießpulver-Transport. Nadı- 
dem auf der Eifenbahn mit jenen Zü— 
gen, welche Berjonen befördern, fein 
Schießpulver und feine feuergefährliche 
Munition transportirt werden darf, 
fo müfjen künftig derler Gegenſtände 
mitteljt jener Züge befördert werden, 
welche ausjchließend für Laſten be— 
ftimmt find. Wenn jedoch durd Bahn: 
ftredden nur gemifchte Züge verkehren 
oder die Umjtände einen ſchnellen Trans— 
port von Pulver oder fertiger Muni— 
tion auf der Eifenbahn dringend erheis 
fen, fo müßten im ſolchen Fällen, 
welche jedoch in Friedenszeiten nur ſeht 
felten eintreten können, zu ihrer ori» 
bringung Separatzüge verwendet wer— 
den. Iſt jedoh die Abfendung nicht 
fehr dringend, und die zu verfendende 
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Munition nit in folder Quantität 
vorhanden, daß es die Koften der Ber- 
wendung eines Separatzuges auf fol- 
hen Streden, wo nur gemifchte Züge 
verkehren, lohnen würde, fo ift fi 
zur Transportirung der Munition in 
folden Fällen der Eifenbahn gar nicht 
zu bedienen. (Bdg. des Kr. Min. vom 
23. Nov. 1849 D 6059. Erlaß des 
HM. v. 3. Dec. 1849 3. 4975 C, 
n. 5. R. Bdg. vom 25. Dec. 1849 3. 
55662. 8. ©. B. Nr. 4.) 

Schießpulver = Transport auf 
der Elbe und Moldau, fiehe Elbe: 
Schifffahrt. (Vdg. vom 2. Jänner 
1846 $. 22.) 

Schießſtaͤtten. Die Errichtung von 
Schießſtätten an Privatorten ift gänz- 
lich unterfagt, und Jedermann zur Bes 
nügung der öffentlichen Sciepftätten 
angewiefen. (Bdg. v. 6. Nov. 1747. 
Krop. ©. S. M. Ther, 1. Bd. S. 37 
und Bdg. v. 12. Auguft 1794, fiehe 
Schießen. 

— — dürfen nicht ohne Erlaubniß 
der Behörde, und niemals an Stellen 
errichtet werden, wo die Vorüberge— 
henden einer Gefahr ausgeſetzt ſind. 
Für die Sicherheit des Zielers iſt durch 
Aufftelung eines Fugelfeften Zieler— 
bäuschens und durch Aufftelung von 
Zeihen, vor deren Wegnahme fein 
Schuß abgefeuert werden darf, zu for 
gen. (Vdg. v. 11. Sept. 1788. Stub. 
1. Bd. ©. 425.) 

— — Mit h. Präfidial» Erlaffe v. 
3. Juni 1818 3. 2653 ift den Kreis— 
ämtern zur Pflicht gemacht worden, 
nicht nur die Ortsobrigkeiten, wo fich 
Schießſtätten befinden, für die genaue 
Handhabung der beftehenden Borfichte« 
maßregeln verantwortlich zu machen, 
fondern auch insbefondere darauf zu 
dringen, und durch die Kreis-Gommife 
färe bei ihren Dienftreifen darauf zu 
wachen, daß alle Sciepftätten mıt 
einer hinreichend hohen Schutzmauer 


58 


Schiefflätten. 


vorihriftsmäßig umfangen, und das 
Zielerhäushen dergeftalt angebracht 
werde, daß der Zieler felbft beim Zur 
rüdprallen der Kugel in felbem gefi- 
hert fei. Aus Anlaß eines fpeciellen 
Falles ift mittelft Präfidial- Schreiben 
der hob. Bolizei- Hofftelle v. 30. Juni 
1830 nachſtehende Belehrung eröffnet 
worden: Obwohl die ganzlide Umfan- 
gung der Scießflätten mit hohen 
Schutzmauern allein geeignet erfcheint, 
genügende Beruhigung gegen mögliche 
Unglüdsfälle zu gewähren; fo fann 
dennoch eine Ausnahme von der dies— 
fälligen, ald Norm handzuhabenden 
Vorſichtsmaßregel allerdings dann Plaß 
greifen, wenn Schießſtätten an abfeis 
tigen Drten, in deren Nähe keine Paf« 
fage Statt findet, angebracht find, in 
welhem Falle es genügen dürfte, die 
Stände der Schügen auf eine, die Ab» 
wendung aller lebensgefährlihen Be— 
[hädıgungen hinreichend verbürgende 
Art zu fihern, am Ende der Sciep- 
ftätte aber einen bochaufgemauerten 
Kugelfänger hinter der Scheibe, dann 
eine folid gemauerte Hütte für den 
Zieler herzuftellen. Die Beurtheilung 
der Zuläffigkeit einer ſolchen Aus— 
nabme wird den competenten, für 
Handhabung der Bolizeiauffiht auf 
dem flachen Lande, daher auch für alle 
Folgen ihrer Vernachläſſigung verant- 
wortlihen politifchen Obrigfeiten über: 
laffen. (Deer. des mähr. ſchleſ. Gub. 
vom 23. Juli 1830 3. 24662. Prov, 
G. ©. für Mähr. u. Schleſ. I. 1830. 
Nr. 83.) 

Sciefftätten. Das im I. 1783 
erlaffene Berbot der Errichtung neuer 
Schießftätten wird aufgehoben, und es 
bleibt das weitere Erkenntniß binfichte 
li der Anwendbarkeit des dafür ge- 
wählten Blaßes der ordnungsmäßigen 
Amtshbandlung der Behörden überlafs 
fen. (Hfkzl. D. v. 24. Dec. 1834 8. 
32206. Vdg. dern. ö. Reg. v. 2. Jän. 
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1835 3. 70846, n. ö. Brov. ©. ©. 
16. Bd. Nr. 299.) 


Shi l, f. Dampf: 
— — ſ. Dampf: 


Schiffe. Die Landesſtelle findet ſich 
aus Anlaß eines ſpeciellen Falles be— 
wogen, die Verfügung zu treffen, daß 
zur möglichſten Beſeitigung der oft aus 
Eigennutz und Unvorſichtigkeit entſte— 
henden Unglücksfälle in Hinkunft je— 
des zur Transportirung von 
Menſchen beſtimmte Schiff un— 
ter was immer für einer Benennung, 
mit einer fog. Bodenbrüde ver 
feben fein müffe, welde Vorſichts— 
maßregel den im dortigen Kreife be— 
findlihen Schiffleuten und Ueberfuhrs- 
Inhabern mit dem Beiſatze zur püncte 
lihften Beachtung befannt zu geben ift, 
daß die Damwiderhandelnden nad Maß— 
gabe der in der Schiffeordnuung vom 
7. April 1800 feftgefeßten Strafen 
unnacfichtlih geahndet werden wir: 
den. (Decr, der ob d. ennf. Reg. vom 
18. Oct. 1832 3. 26576. Prov. ©. 
©. für D. Defterr. vom Jahre 1832 
Nr. 200.) 

Schiffe. Ueber eine von der f. k. 
n. d. Brovinzial-Baudirection erftattete 
Anzeige, daß eıne Ziegelplätte bei der 
Berafabrt des Dampfbootes „Johann ” 
in Folge des Wellenfhlages gefüllt 
worden und geſunken fei, wobei ein 
Menihenleben zu Grunde ging, findet 
fih die Regierung beftimmt, die laut 
Regierungs» Decretd v. 4. Apr. 1844 
3. 19582 erlaffene Vorſchrift sub lit. r, 
daß jedes in den Wr. Donaucanal ein- 
laufende Auderfhiff von jeder Größe 
an feinen Seiten mit Windläden zu 
verfeben ift, welche wenigftens 128oll 
über den Rand des Schiffes emporra- 
gen, und das Eindringen der Wellen 
in das Innere des Schiffes verhindern 
follen, auch auf die große Donau aus— 
zudehnen. (Deeret der k. k. nieder 
Öfterreihifhen Regierung vom 21. Juli 
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1845 3. 44083. Decret der ob der 
ennfifhen Regierung vom 8. Auguft 
1845 3. 22506. Pr. ©. ©. 3. 1845. 
Nr. 148.) 

Schiffe, deren Hinwegfhaffung aus 
dem Wiener Donaucanale zur Winterd- 
zeit, f. Donaucanal. (Bdg. vom 10. 
Juni 1811 8. 32 u. 33.) 

— — deren Aufftellung im Wiener 
Donaucanale, f. Donaucanal. 

— — deren Bezeichnung auf dem 
Kranzel, f. Donan-Strom: Polizei: 
Vorſchrift 8. 2. 

Schiffe. Contumaz-Verfahren, f. 
See = Sanitäts = Verwaltungs: 
Reglement. 

chiffer, Beſtimmungen über das 
Verhalten derfelben in Galizien, fiehe 
Strom:Polizei:Ordnung für Ga- 
lizien $$. 12—14. 

Schifffahrt. Es geſchieht häufig, 
daß fih die Schiffleute bei dem Gegen» 
triebe der leeren Fahrzeuge in der Do— 
nau der fogenannten Spahhölzer 
zum Abſtoßen vom Ufer bedienen, de— 
ren Gebrauch für gepflafterte Ufer-Ta: 
luds äußerſt verderblich, eben deshald 
auch im Wiener Donaucanale ſchon 
vorlingft unterfagt, und bei den vielen 
andern Mitteln, die der Schifffahrt zu 
demselben Zwede dienen, auch nicht 
notbwendig, fondern blos der Träg— 
beit der Schiffleute zuzufchreiben ift. 
Das Kreisamt hat daher den Schiff: 
meiftern die allfogleiche Abftellung dies 
fes Unfuges bei gepflafterten Talnds 
anf das Schärffte mit der Drohung 
einzubinden, daß Uebertretungsfälle 
an den Knechten mit der im St. ©, 
vorgefehenen Strafe für Uferbeſchädi— 
gungen und für Schiffmeifter, da fie 
für ihre Knechte zu haften haben, mit 
einer Geldftrafe von 10 fl. C. M. un: 
nacfichtlich würden geahndet werden. 
(R. ö. Rage. Vdg. v. 30. Sept. 1824 
3. 42706. Lütz. 1. Bd. ©. 218.) 

— — Strafbeftimmungfürdie 
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Uebertreter des Verbotes des 
Anlandens der großen Holz 
fhiffe und Doppelgefährte 
nächſt Nußdorf an der Donau. 
Da ungeachtet des mit Negierungs: 
Verordnung vom 25. Mai 1825 er: 
laffenen Verbotes des Anlandend der 
großen Holzfhiffe und Doppelgefährte 
nächſt Nußdorf, diefed dortige Anlan— 
den noch immer Statt findet, wodurd 
fowohl der an diefem Puncte berges 
ftellte neue Damm beichädigt, als 
auch das Einfahren in den Wr. Do» 
naucanal beirret wird; fo wird obiges 
Berbot hiemit erneuert und zugleich vers 
ordnet: daß fein Doppel- oder Holzr 
jhiff weder an dem Nußdorfer Damme, 
noch an der gegenüber liegenden foge- 
nannten Schere lande; fondern daß 
alle nah Wien binabfahrenden er 
wähnten Fahrzeuge entweder in ber 
Kuchelau oder nähft dem Kahlenberger 
Dörfel anländen, und auch an diefem 
Puncte die dem jedesmaligen Waſſer— 
ftande angemefjene Schifftung vorneh- 
men. Ueber den jedesmaligen Wa 
ferftand können fih die Schiffleute 
zum Behufe der nöthigen Schiff 
tung jederzeit bei dem Stromauffeher 
in Nußdorf, und zwar ohne Zeitver- 
luft, da fie ih ohnehin zur Einholung 
der Einfahrtsbewilligung zur Roffaner 
Mauth begeben müffen, unterrichten. 
Zur Aufrehthaltung dieſes Verbotes 
wird die ſchon im 9. 1814 für die 
Flöße feſtgeſetzte Strafbeftimmung bie- 
mit auf die Holz» und Doppelſchiffe 
ausgedehnt, und jeder Fall des oben 
verbotenen Unlandens mit einem Strafs 
betrage von 10 fl. C. M. verpönt, wel- 
hen über Anzeige des Stromaufſichts— 
Perfonals, das k. k. Polizei» Commif- 
fariat zu Nußdorf, dem je nach Erfor« 
derniß die Zuziehung des dortigen 
Drtsgerichtes offen fteht, fogleich von 
dem Kührer des gelandeten Fahrzeuges 
zu Gunften der Ortsarmen abnehmen, 
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und denfelben zugleih zur unverzüg« 
lihen Entfernung von dem Damme 
oder von der Schere, nöthigenfalle 
auch zwangsweife verhalten wird. (Bdg. 
der ob der ennf. Landesreg. Kundgem. 
am 23. Mär; 1826: Krop. ©, ©. 
52. Bd. Nr. 71.) 

Schifffahrt. Ueber die Deff: 
nung der Prager Waſſerwehr— 
durchläſſe ift Folgendes Regu— 
lativ erfloffen: 

$. 1. So lange der Wafferftand der 
Moldau bei allen offenen Waſſerdurch— 
läffen feine Höhe mit dem an den Brü= 
denmübhlen beftehbenden Rormalzeihen 
(welches ausfhliegend zur Richtſchnur 
zu dienen bat) horizontal behauptet, in« 
folange ift derfelbe als der eigentliche 
Normal-Wafferitand, bei weldem die 
Schifffahrt und Holzflögung, fo wie 
die ftädtifhen Wafferleitungswerte und 
Mühlen ohne Anftand betrieben wer- 
den können, anzufehen, und es müſſen 
in diefem alle fämmtlihe Waſſer— 
durchläffe für die Schifffahrt und Holz 
flögung ftets offen gehalten werden. 

$. 2. Wenn aber der Wafferftand 
fich vermindert, folglich unter das Ror- 
malmaß berabfinft, dann iſt der nie— 
drige oder kleine Wafferftand eingetres 
ten, bei weldhem die Wehrdurdläfie 
aus öffentlihen Rüdfihten hinſichtlich 
des Betriebes der ftädtifhen Wafferlei- 
tungswerke zeitweilig gefperrt werden 
müffen. Da jedoch diefer niedrige Waj- 
ferftand veränderlich ift, und in anhal— 
tend trocdener Witterung bei gefchlof- 
fenen Wehrdurchläſſen bis auf 6 und 
mehrere Zolle unter den bezeihneten 
Normalftand herabzufinfen pflegt, jo 
it in Beziehung auf die zu beobad- 
tende Ordnung bei Deffnung der Pra— 
ger Wehrdurchläffe der niedrige Wafler« 
ftand in drei Perioden eingetheilt, und 
jwar: 

Die erfte Periode für den Waffer- 
ftand, bei welhem die Abfperrung der 
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Durchläſſe nad der obigen Andeutung 
notbwendig wird, bie zu dem Herab- 
finfen deefelben auf 3 n. ö. Zoll unter 
den Normalzeichen. 

Die zweite Periode für den bei ge 
fperrten Webrdurdläffen über 3—6 
und mehrere Zoll unter das Normal- 
maß herabgeſunkenen Wafferftand; und 

die dritte Beriode für den Eintritt 
eines fo Fleinen Waflerftandes, daß 
wegen ungehinderten Betriebes der ftäd- 
tifchen Wafferleitungswerfe alle Muͤh— 
len nach der für felbe beftehenden Eins 
ſchützordnung eingeftellt, und die Durch— 
läffe wegen Zufammenhaltung des nö- 
tbigen Waſſers mit Dünger verlegt 
werden müſſen. 

8. 3. In der erften Periode des 
Heinen Wafferftandes find die Durch 
läffe für die Schifffahrt und Holzflö— 
bung abwärts und für den Gegenftand 
der Schiffe, jeden Tag mit Ausnahme 
der Sonn- und Feiertage, zwei Stun- 
den lang, und zwar bei der fogenanns 
ten Jeſuiten- und der Beterzilfifchen 
Mühlwehre am Smihow, von 9—11 
Uhr Bormittags, bei der Altftädter 
Brüdenmühlwehre von 10—12 Ubr, 
bei der Neumühlwehre von 12—2 Uhr 
und bei der Helmerwehre von 1 bie 
3 Uhr Radmittags zu öffnen. 

$. 4. In der oben bezeichneten 
zweiten Periode hat die Deffnung der 
Wehrdurchläſſe aus Rüdfiht für den 
unerläßlich notbwendigen Betrieb der 
Rädtifhen Wafferleitungswerfe, nur 
dreimal in der Woche, nämlih am 
Montage, Mittmoche umd Freitage in 
der im vorigen Paragraph feitgefegten 
Stundenordnung bei allen dort be: 
nannten Mühlwehren Statt zu finden. 
Sollte auf einen diefer feftgefeßten Tage 
tin Feiertag treffen, fo hat diefe Deff- 
nung der Durhläffe an dem nächſtfol⸗ 
genden Werktage zu geſchehen. 

8. 5. In der oben bemerften dritten 
Periode, wenn nämlich der Waflerftand 
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fo gering ift, daß fhon die Mehlmühlen 
zur Bermeidung einer Hemmung der ftäd- 
tiſchen Wafferleitungswerke nicht mehr 
betrieben werden dürfen, und doch die 
Berfhiffung und Flößung von Gütern 
und Gehölze vorgenommen werden 
müßte, find die Durdläffe nur einmal 
in der Woche, und zwar am Montage 
oder bei einem an diefem eingetretenen 
Feiertage an dem mädft folgenden 
Werktage, bei der Jeſuiten- oder Peter: 
zilfifhen Mühlwehre am Smichow von 
9—10 Uhr, bei der Brüdenmühlmwehre 
von 11—12 Uhr Bormittage, an der 
Neumühlmwehre von 2—3 Uhr, umd 
bei der Helmerwehre von 3—4 Uhr 
Mittags offen zu halten. 

8. 6. Die Schiffer und Flößer find 
gehalten, den vorhabenden Durchzug 
von Schiffen und Flößen fomohl ab» 
wärts als aufwärts, bei der Jefuiten« 
mühle dem Mühleigenthiimer, bei den 
übrigen Prager Müblwehren aber dem 
von der Stadtgemeinde eigend aufs 
geftellten Wafferleiter anzumelden 
und für die Deffnung und Wieder 
fperrung des Durchlaſſes bei jeder 
der genannten Wehren den betreffenden 
Individuen nah Zulaß des a. h. Pa— 
tentes vom 1. Mai 1772 eine Gebühr 
von 6 fr. C. M. abzugeben. Diefe Be: 
lohnung ift jedoch nicht für jedes ein- 
zeine Schiff oder Holzpram, fondern 
nur einmal für das Deffnen des Durch— 
lafjed an dem feftgefegten Tage durch 
die oben beflimmte ganze Zeit zu ent» 
rihten. Alle übrigen, unter welchem 
Namen und Vorwande immer an die 
Schiffer und Flößer geftellten Geld» 
forderungen bleiben gemäß des 4. Abs 
fages des erwähnten a. h. Patentes 
unter den darin feftgefegten Strafen 
ftreng unterfaat. In dem Kalle, wenn 
Niemand ſich wegen Deffnung der Wehr: 
durchläffe meldet, bleiben ſolche auch 
an den oben beftimmten Zagen ger 
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8. 7. Die Befiger der Prager Müh- 
len find nad der für diefelben befte- 
henden Einfhügordnung verpflichtet, 
bei eintretendem kleinen Waflerftande, 
insbefondere in der oben bezeichneten 
2. u. 3. Periode zum Bortheile der 
Schifffahrt und der ftädtifchen Waſſer— 
leitungswerfe in der feitgefeßten Stun— 
denordnung durch die vorgeichriebene 
Zuſchützung ihrer Müplflutben das 
Waſſer vor den Wehren zu fchwellen 
und hierdurd der Schifffahrt und der 
Holzflößung das erforderlihe Fahr— 
waſſer zu fichern, zugleich aber jedem 
Schaden, der bei vernadhläffigter Zu— 
ſchützung der Mühlfluthen etwa durd 
die heftige Reibung in der Bettung 
oder an den Flügeln des Durchlaffes 
entjteben, fo wie jeden Unglüdsfall, 
welcher hierdurch für die Fracht, für 
Fahrzeuge und felbft für Menfchen her— 
beigeführt werden könnte, entiprechend 
vorzubengen, widrigend jede Uebertre— 
tung diefer Vorſchrift mit der darin 
feftgefegten Strafe, und nad Umftän- 
den auch nad) dem II. Theile des Straf: 
gefepbuhes unnahfichtlih geahndet 
werden würde. 

8. 8. Die Schiffer und Flößer haben 
die zur Abfahrt beftimmten Schiffe und 
Tlöße zur gehörigen Zeit vor den 
Wehren in Bereitfchaft zu balten und 
folhe zu ordnen, daß vorerft die 
Schiffe und fodann die Holzpramen 
ohne BZeitverluft durch die Durchläſſe 
gelangen, umd eben fo nod während 
der feftgefeßten Stundenordnung die 
aufwärts gehenden Fahrzeuge ohne 
Stodung, in der Reihenfolge ihres 
Eintreffend an der Wehre befördert 
werben fünnen. Ueber dieje feßgefehte 
Ordnung hat die Ef. Provinzial-Bau— 
direction und der Prager Magiftrat zu 
wachen und es haben fich hiernach fo- 
wohl die Befiger der Prager Mühlen 
als auch die Schiffer und Flößer ger 
nau zu benehmen. (Bdg. des böhm. 
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Sub. vom 21. April 1838 3. 8463. 
Dbent. 2. Bd. ©. 312—315.) 
Schifffahrt. Maßregeln zur 
Befeitigung der Hindernijfe 
für die Schifffahrt (für Böh— 
men). Da das f.f. Gubernium wahr« 
genommen bat, daß an den ſchiffbaren 
Flüſſen noh immer Bauführungen 
vorkommen , weldhe der freien Sciff- 
fahrt binderlih find, und ohne die vor- 
gefchriebene Bau-Bewilligung ausge 
führt werden, fo wurde das allerhödhfte 
Patent vom 31. Mai 1777 mit 
der Eircular-Berordnung v. 28. März 
1835 3. 13102 republicirt *). Weiters 
wurde verordnet: Die Erfahrung zeigt, 
dag die Müller ih nach und nach durd 
Auflegung und Erhöhung der Schwel: 
ler, durch Anfeßung von Fachbrettern, 
Auffhüttung von Steinen und dgl. 
in&befondere bei eintretenden Repara— 
turen, die Wehre erhöhen, Wehrbrüche 
verengen , die Structur diefer Wafler- 
werke durch andere nur zum Nachtheile 
ihrer Mühlen berechnete Richtungen 
verändern, wodurd der freien Schiff 
fahrt das Fahrwaſſer entzogen, Schlag: 
wellen und Schotter-Bänke unter den 
Wehrbrüchen oder Durchläſſen erzeugt, 
und der Schiffsrückzug fogar noch er— 
fchwert wird, Es ift nun hoch an der 
Zeit, daß diefen Unfügen von Seiten 
der Mühlenbefiger , welchen fraft der 
a. h. Entfhließungen durchaus feine 
Rechte auf die zum landesfürftlihen Re— 
gale vorbehaltenen ſchiffbaren Flüſſe 
juftehen und deren Beftand nur ınfo- 
weit geduldet wird, als fie der Schiff— 
fahrt nicht hinderlich find, ernftlich ab— 
geholfen werden, zumal die Staatd- 
Berwaltung faft ſchon feit einem Jahr— 
hunderte die namhafteften Summen anf 
die Regulirung der Schifffahrt verwen» 
det hat, umd die Früchte diefer Sorg— 


*) Eiche diefe Verordnung unter bem 
Schlagworte: Bauführungen. 
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falt, welche durch die lebhaftere, im 
größeren Umfange und mit vollfommer 
neren Schiffen betriebene Schifffahrt 
gefrönt wird, durch die Einftreuuns 
gen der Müller nicht vereitelt werden 
dürfen; überdies erft mit dem Hoffanz- 
leis-Decrete vom 9. Junius 1841 Zahl 
17779, aus Anlaß der Einführung 
der Dampfihiffiahrt die Befeitigung 
aller Schifffahrts-Hinderniffe ernftlich 
angeordnet worden ift. In diefer Bes 
ziehung erhält das Kreisamt folgende 
Weifungen: 

1. Das Kreidamt bat die Berord- 
nung vom 28. Mär; 1835 (f. Baus 
führungen) allen an den fhiffbaren 
Flüffen (Moldau und Elbe, von Hohen» 
furth bie an die ſächſiſche Grenze) ge- 
legenen Dominien, Gemeinden, Befi- 
gern der Mühlen und allen was immer 
für Bafferwerfe zu ihren Unternehmun- 
gen benügenden Fabrikanten, Gewerbss 
leuten und Privaten zur Kenntnig und 
zur genauen Nachachtung bekannt zu 
maden. 

2. Das Kreisamt wird angewiefen, 
durch die ſämmtlichen unterftehenden 
Drgane, namentlich auch nach der Ber- 
ordnung vom 28. Jänner 1815 durd) 
die Kreiscommiffäre und dur die f. 
Ingentieurs die firengfte Ueberwahung 
einzuleiten, daß die Müller und wie 
immer benannten Unternehmer ſich 
durchaus feine Beränderung ihrer Waf- 
ferwerke, Wehren, Durchläffe, Antriebe 
u. f. w. oder Erhöhungen der Wehren 
und Schweller, wie es in den erwähn— 
ten Rormalien umſtändlich citirt ift, ers 
lauben können, für den widrigen Fall 
iſt fogleih nah dem a. b. Patente v. 
3. 1777 in Bezug auf die Riederreis 
Bung der unbefugten Bauten und ber- 
beigeführten Schifffabrtd - Hinderniffe 
gemeinfhaftlih mit der BausDirection 
das Amt zu handeln, der Schuldtra- 
gende mit aller Strenge zu flrafen, von 
diefem fogleich auf dievolljogene Amte- 
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handlung der umſtändliche Bericht an 
das k. k. Gubernium zu erftatten. 

3. Sind die befreffenden obrigfeits 
lihen Aemter zur genauen Ueberwa— 
hung der Müller und Befiker von was 
immer für Wafferwerten anzumweifen 
und es wird die Sade des Kreisamtes 
fein, Vernachläſſigungen der Erfteren 
in diefer Beziehung gehörig zu ahnden, 
übrigens ift den Aemtern zu bedeuten, 
daß zu jedem Bauwerke an und in dem 
Fluſſe, es ſei ein Neubau oder eine 
Reparatur, und zwar ohne Ausnahme, 
bei Zeiten vorher die Gubernial « Be- 
willigung eingeholt werden muß, indem 
felbft bei theilweifen Reparaturen von 
Wehren,, oder Legung der Schweller 
u. ſ. w. leicht eine der Schifffahrt nach: 
theilige Aenderung verurſacht werden 
fann; übrigens wird jeder ſolde Bau 
oder folhe Reparatur von num an 
ſtrenge von Seite der E. k. Bau⸗Direc⸗ 
tion und deu ihr unterftebenden Baus» 
Beamten infpicirt und kann nur infos 
fern zur Benügung überlaffen werden, 
bis bei der vorgenommenen Be— 
fihtigung erfannt worden ift, daß 
der Bau oder die Reparatur für 
die Schifffahrt unfchädlich bewirkt wor- 
den ſei. 

4. Insbeſondere hat der betreffende 
Ortsrichter und Gefhworne, wenn er 
bemerkt oder erfährt, daß ein Müller 
oder Defißer eines Wofferwerked am 
Fluſſe oder im Fluffe einen neuen Bau 
oder irgend eine Herftellung, einen Ans 
trieb oder Einlegung von Schwellern, 
Erhöhungen von Wehren u.f. w, über: 
haupt was immer füreine Deränderung 
und Neuerung fih am und im Fluffe 
erlaubt, ohne Berzug dem Amte, und 
diefed dem Kreidamte die Anzeige zu 
erftatten, und ift fogleich die Siftirung 
des Baues und die Beftrafung des 
eigenmädtigen Bauunternehmers ein 
zuleiten; Unterlaffungen diefer Anzeige 
bat das Kreisamt jedesmal an dem 
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fanmfeligen Dorfrichter und Geſchwor⸗ 
nen ftrenge zu beftrafen. 

5. Das Kreisamt hat die gegen- 
wärtige Verordnung in der Art fund 
zu mahen, daß auch jede Dorf-Ge: 
weinde am fchiffbaren Fluffe, und jene, 
wo das betreffende Dorfgericht ſich be— 
findet, ein freisämtiihes Cireülar— 
GEremplar erhält, wobei zugleich die 
Berfügung und Ueberwahung zu tref— 
fen ift, daß jedem an dem fchiffbaren 
Fluſſe befindlichen Müller ein Exem— 
plar zufömmt , welches er neben der 
Mühlordnung in feiner Mühle zu afe 
figiren bat. 

6. Uebrigens ift diefe Verordnung 
aud den Zimmerleuten, Müllern, Baus 
meiftern u. f. w. mit der Warnung ber 
kannt zu mahen, daß fie fi nicht bei— 
fommen laffen dürfen, irgend einen 
Bau oder Reparatur diefer Art (und 
zwar bei der für den widrigen Fall ein« 
tretenden Ahndung als unbefugte Baus 
führer nach der Bauordnung) vorzuneb- 
men, wenn nicht die ausdrüdliche Gu— 
bernial = Bewilligung mit dem beftätig- 
ten Plane zur Vornahme des Baues 
oder der Wiederherftellung felbft vor: 
liegt. 

7. Bird das Kreisamt angemieien, 
anzuzeigen, ob das Kreisamt nad 
der Eirc. Ddg. v. 28. März 1835 (f. 
Banführungen) bei allen diesfälligen 
Mühlen das Normal » Zeichen geſetzt 
habe, umd im widrigen Falle, warum 
diefem Auftrage nicht entfproden wor: 
den fei. 

Uebrigend behält ſich das Guber- 
nium vor, dem Kreidamte von jeder 
Mühle und fonftigen Waſſerwerken, 
genaue Zeichnungen mitzutheilen, da— 
mit. für die Zukunft was immer für 
Beränderungen Ddiefer Werke nicht 
leiht mehr möglih gemacht, vor 
kommende Abweihungen aber fogleich 
entdet werden können. (Vdg. des 
böhm. Bub. v. 25. Nov. 1841 Zahl 
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59944. Prov. G. ©. für Böhm. 23. 
Br. ©. 579.) 

Schifffahrtauf der untern Do— 
nau. Das Ef. Handelsminiſterium hat 
laut Deer. v.16. Mai 1.93. 3. 2487, 
zur Befeitigung der Hemmniffe, melde 
die Schifffahrt überhaupt, insbefondere 
aber die Dampffchifffahrt bei dem Deff- 
nen der Schiffbrüden anf der untern 
Donauftrede erleidet, angeordnet: 

1. Daß das Deffnen der Schiffbrü- 
den Behufs der Durchfahrt der Dampf- 
fchiffe zu jeder Stunde, bei Tag und 
bei Nacht bereitwillig zu geſchehen 
babe. 

2. Daß zur Erzielung einer fhnellen 
und fihern Durchfahrt die Annäherung 
der Dampffchiffe durch gegenfeitige 
Signale der Dampfſchifffahrts-Geſell— 
haft und der Briden-Pächter ftets 
frübzeitig anzudeuten fei. Zu dieſem 
Behufe find bei Preßburg auf dem 
Schloßberge, nächſt Komorn bei Mo: 
noitor, bei Gran nächſt dem Dome hohe 
Maftbäume oder Floggenftangen auf: 
zuftellen,, und das Nahen der Dampf: 
fhiffe mittelft Aufziehen einer Fahne 
bis and oberfte Ende des Maſtes, und 
zwar bei der Thalfahrt von dunkel— 
blauer, bei der Bergfahrt von weißer 
Farbe, zu fignalifiren. Zur Nachtzeit 
find diefe Signale auf diefelbe Art, je- 
doch mittelft Aufziehen von Katernen, 
und jwar bei der Bergfahrt von einer, 
bei der Ihalfahrt von zwei Laternen zu 
geben. Wenn hingegen Remorqueurd 
mit einer größern Anzahl von Schlepp- 
fhiffen das Oeffnen eines weitern 
Durdlaffes erforderlih machen, fo ift 
dies durch das Aufbiffen der Flagge 
nur bie zur halben Höhe des Maftes 
bemerkbar zu machen. Sobald diefe 
Signalements eines Schiffes ausgeftedt 
find, find zur Eröffnung der Schiff- 
brüde die nöthigen Anftalten unver: 
züglich zu treffen, und nach Beſchaffen⸗ 
beit der Umftände auch der Durchlaß 
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gleich aufzumahen. Rah gefchehener 
Deffnung find zu beiden Seiten der 
Deffnung der Brüde, fobald für die 
Schiffe die Möglichkeit zum Durchfah⸗ 
ren vorhanden ift, analog mit dem 
Signalement am Mafte, bei Tage Fah— 
nen von gleicher Farbe, bei der Nacht 
aber zwei rotbe Laternen aufzuftellen. 
Da jedoch diefes Signalifiren lediglich 
zum Rußen und im Intereffe der Dampf: 
ſchifffahrts-Geſellſchaft gefchieht, fo hat 
auch diefelbe ſowohl die erforderlichen 
Einrihtungskoften, ald auch diefernere 
Erhaltung diefer Borrihtungen aus 
Eigenem zu beftreiten. Der eigentliche 
Aufftellungspunft für den Maft an den 
vorbezeichneten Bläßen ift von der 
Drtsbehörde, mit Zuziehung des Vor» 
ſtehers oder Pächter der Brüde, und 
eines Agenten der Dampfidifffahrts- 
Gefenfhaft auszumitteln. 

3. Bon nun an follen alle Durch— 
läffe 18 Klafter breit gemadht, und 
durhgängig zwei Auslaß-Maſchinen 
eingerichtet, und mit genügenden Ars 
beitern verſehen werden. ferner find 
in Breßburg bei hohem Wafferftande 
und in Komorn bei heftigem Winde 
alle nur möglichen VBorfihten anzumen: 
den, fo z. B. ift der Durchlaß in Preß⸗ 
burg bei hohem Waſſer auf der Aufeite 
anzubringen, in Komorn aber bei ftar- 
fem Winde in zwei Theile zu zer 
gliedern. 

4. Kür jedes Deffnen einer Brüde 
fowohl bei Tag als bei Naht ohne 
Unterfhied, ob ein einzelnes Dampf» 
fhiff, oder ein Remorqueur mit Schlepp⸗ 
ſchiffen, oder ob mehrere Dampfer nad 
einander durchgehen, werden ſtets nur 
2 fl. EM. bezahlt, wenn die Durch— 
fahrt nicht länger ald 30 Minuten 
dauert. Bei längerer Dauer ift die 
doppelte Tare zu bezahlen. Eben jo 
wird die Doppelte Taxe bezahlt, wenn 
ein größerer Durchlaß als der von 18 
Klaftern begehrt wird. Außer obiger 

aleiäty, Handb. d. Polig. Gef. UL 
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Zare dürfen unter keinem Borwande 
Zrinfgelder oder fonftige Gebühren 
verlangt werden. 

5. Soll jeden Tag zweimal, nämlich 
ded Morgend und des Mittags jedes» 
mal durch eine Stunde ein allgemei«- 
ner unentgeltliher Durdlaß der 
Schiffe Statt finden, welder auch den 
Dampffciffen zu Gute fommt, infofern 
andere Schiffe dadurch in der Durch— 
fahrt nicht beirrt werden. 

6. Bleibt es allen Schiffen unbe 
nommen, unter den Schiffbrüden zu 
jeder Zeit ungehindert und ohne Tare 
durchzufahren, nur find davon die An— 
ferwächter im Boraus zu verftändigen 
und zur Beihilfe beizuziehen , wofür 
jedem derfelben 15 fr. E.M. gebühren, 
Diefe Mapregeln treten vom 15. Aug. 
1. 3. in Wirkſamkeit. (Kundm. des kaif. 
Circ. Coärs. für Ung. vom 17. Juli 
1850. Ung. 2. ©. B. Nr. 215.) 

Schifffahrt auf der Donau, ſiehe 
Donau, Donan: Schifffahrt. 

— — auf der Donau , f. Donau: 
brüde. 

— — im Biener Donau-Canale, 
ſ. Donau-Canal. 

— — auf der Donau, ſ. Donau— 
Strom-Polizei-Vorfchrift. 

— — auf der Elbe und Moldau, 
Polizeireglement für diefelbe, f. Elbe: 
Schifffahrt. 

— — Beftimmungen rüdfihtlid 
derfelben auf den Flüffen in Galizien, 
ſ. Strom : Polizei = Ordnung für 
Galizien. 

— — f. Bauführungen an ſchiff⸗ 
baren Blüffen. 

— — f. Dampffdiffe, Dampf: 
fchifffahrt, Donau, Donaucanal, 
Schotter, Ueberfhwemmung. 

hifffahrt = Unternehmungen. 

Gleichwie bereits einige Vorſchriften 

der Bindwerfsordnung , wodurd die 

Approvifionirung der Stadt Wien vor: 

züglich mit Holz erſchwert wurde, pro« 
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viforifh aufgehoben worden find, fo 
wird auch das in Commercialbinficht 
fo äußerſt fhädliche, die Belebung der 
Donaufbifffahrtt fo ſehr bemmende 
ausſchließende Recht der Schiffmeifter 
zur Berführung folder Waaren auf 
der Donau nad der Türkei, welche ein 
Eigenthum verfchiedener Privaten find, 
und als Schiffeladung betrachtet, nicht 
einem und demfelben Gigentbiimer ge 
hören, aufgehoben, und daher al: 
lenlinternebmern, die fih dar- 
um melden, das unbeſchränkte 
Befugniß ertheilet, inländi- 
ſche Rabricate und Producte 
fowohlaufeigeneSpeculation 
als in Eommiffion zu Raffer 
nah der Türfei zu verführen. 
Jeder folcher Unternehmer bat ſich je 
doch vorläufig bei dem E.?. Waſſerbau— 
amte andzumweifen, dag fih auf feinem 
Schiffe wenigftend zwei Individuen bes 
finden, welche der Schifffahrt vollfom: 
men fundig find. (Hffmr. Vdg. vom 
2. April 1811 Rage. Intim. vom 15. 
April 1811.) 

Schifffahrt = Unternehmungen, 
Da die Verwendung von Gapitalien 
dem Staate immer vortheilhaft ift, und 
ihre Benügung zu Schifffahrt-Unter: 
nehmungen insbefondere die Rückſichten 
ausſchließt, welche bei der Schiffslei- 
tung zu beobadten find, fo können 
die Schifffahbrt-Unternehbmun: 
gen nicht ein Gegenſtand befon- 
derer Befugniffe, oder einer 
fpeciellen Bewilligung fein. 
Es verftehbt fih übrigens von felbft, 
daß auch die Schiffmeiſter, ſowie alle 
übrigen Privaten, zu Schifffahrtunter« 
nehmungen berechtigt find. Jeder Un— 
teruehmer bat fi vor der Abfahrt feis 
ner Schiffe immer bei dem f.f. Waffer- 
bauamte darüber auszuweiſen, daß er 
fi zur Leitung des Schiffes eines ſach— 
kundigen Schiffer bediene, widrigend 
ihm die Abfahrt nicht zu geftatten ift. 
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Die Meinere Schifffahrt, nämlich mit 
Fahrzeugen unter den fogenannten 
Sechſerinnen, ift von den größeren zu 
unterfcheiden; und die erfteren find 
ganz frei zu laffen, die letzteren aber 
zum Gegenftande befonderer Befugniife 
oder Meifterrechte zu beftimmen. (Hof: 
Kanzlei » Deeret vom 5. December 
1811.) 

Schifffahrt = Unternehmungen. 
Ueber den gemachten Antrag in Bezug 
auf die Schifffahrt auf den Klüffen 
in Tirol und PBorarlberg bat 
die vereinigte Hoffanzlei im Einvers 
nehmen mit der allg. Hfkmr. Folgendes 
bedeutet: 

Die Schifffahrt theilt fih in zwei 
verschiedene Beihäftigungen, nämlich: 

a) in die Schifffahrte - Un« 
ternebmung im engeren Ginne, 
und 

b) in die Schiffsleitung. 

In Hinfidt der Schifffahrte- 
Unternehmung d. ti. der Ausrü— 
ftung eigener, oder der Miethe fremder 
Schiffe, um Paaren oder Berfonen zu 
Maffer zu verführen, unterliegt es kei— 
nem Anftande, diefe Schifffahrts - Un» 
ternehmung in Tirol und Vorarlberg 
an feine befondern Befugniffe zu bins 
den, fondern der allgemeinen freien Be- 
nügung mit der einzigen Verpflichtung 
zu überlaffen, daß fich jeder Unterneh: 
mer vor der Abfahrt bei dem betreffen: 
den Landgerichte, weldhem er unterſteht, 
darüber auszuweiſen, und dafiir den 
unentgeldlihen Licensfhein zur Ab— 
fahrt einzuholen babe, daß er ſich zur 
Leitung des Schiffes eines ſachkundi— 
gen und berechtigten Schiffers bediene, 
widrigens ihm die Abfahrt nicht zu ger 
ftatten ift. 

Dagegen ſteht die Schiffsleitung 
ala ein Bolizeigewerbe und mit dem 
Namen Schiffmeifter- Gewerbe 
bezeichnet, in Ruͤckſicht auf die Sicher: 
heit des Lebens und des Eigenthumes 
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der Staatöbürger allerdings unter der 
Dbforge der Staatöverwaltung , und 
es ift Daber deren gänzliche Freigebung 
nicht zuläffig. In Bezug auf die mit 
diefem Gewerbe befhäftigten Indivi— 
duen ift fonah auch zwiſchen Schiff: 
fabhrts-Gehilfen und Schiffmeiſter zu 
unterf&heiden. Nur leptere find zur 
jelbftftändigen Ausübung des Schiff: 
meifter-Gewerbed geeignet, mit deren 
Ertheilung ihnen zugleich das Recht zu— 
geftanden wird, Schiffsjungen abzu- 
richten und unter ihrer Verantwortung 
über die Tauglichkeit der von ihnen 
aufgenommenen Schifffahrts - Gehilfen 
obzuſprechen. 

Die Schiffmeiſter-Gewerbe find nur 
an ſolche Perſonen zu verleihen, welde 
großjährig find, fih mit Zeugniffen 
über die erlernten allgemeinften Ele: 
mentarsKenntniffe ausmweifen können, 
in Anfebung ihrer Rechtlichkeit unbe: 
fholten find, und wenigitens 10 Jahre 
bei der Schifffahrt ale Gehilfe fich ver- 
wendet und ſchon durch einige Zeit 
Schiffführer- oder Meiftersftelle verfe- 
ben haben. (Hfkzl. Decr. v. 16. Juni 
1826, an das Tiroler Randed-Buber- 
nium. Krop. ©. ©. 3.52. Nr. 145.) 

Schifffahrt » Unternehmungen. 
Freilaſſung der kleinen Schifffahrt, ſ. 
Donauftrom = Polizei = Borfchrift. 

— — f. Schiffmeifter. 

Schiffknechte, ſ. Sciffleute. 

Schiffleitung, ſ. Schifffahrts⸗ 
Unternehmungen, Schiffmeiſter. 

Schiffleute. Kein Burſche ſoll als 
Schiffknecht aufgedungen werden, der 
nicht bei der jährlich abgehalten wer. 
denden Berfammlung von einem Schiff: 
meifter ordentlich vorgeftellt wird, und 
diefer fi für desfelben gute Eigen: 
fhaften gehörig verbürget. (Höchſte 
Entfhl. v. 30. März 1798. Rage. 
Bdg. v. 9. Det. 1798. Bindwerks Drd- 
nung vom 30. Oct. 1798. $. 7.) 


— — Jeder Schiffmeiſter, der 
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einen Burfchen als Schiffknecht vorzu— 
ſtellen gedenkt, ſoll ſich vorläufig ge— 
nau um fein ſittliches Betragen erkun— 
digen, wie dann feiner als folder auf: 
zunehmen und in das Einfchreibbud 
einzutragen ift, der nicht das Zeugniß 
feines Seelforgers über den erhaltenen 
Religiondunterriht in Händen bat. 
Auch ift bei Aufnahme der Burſchen 
zu Schiffknechten genau darauf zu ſe— 
ben, ob fie ſchwimmen fönnen und fol- 
ches gut erlernt haben. Wenn ferner 
eines Schiffmeifters Sohn einftend das 
Gewerbe feines Vaters zu erhalten den» 
fet, fo ift er, fowie ein anderer Schiff 
knecht, fi vorläufig die volle Kennt: 
niß der Schifffahrt beizulegen verbun« 
den. Er bat ſich daher, fobald es feine 
Kräfte zulaffen, durch einen Meifter bei 
der verfammelten Innung anfänglich 
ald ein gemeiner Schiffknecht vorzu: 
ftellen, und der Ordnung nad einfchrei« 
ben zu laffen, fodann jene Grade durch— 
zugeben, und ift bei felben wirkliche 
Dientte foldhergeftalt zu leiften verbun« 
den, daß er einſt beidermitihm 
vorzunehmenden Prüfung, ein 
Meiſter zu werden, fähig er— 
fannt werde. Eben fo bat er, wie 
ein anderer Schiffknecht, bei den jähr: 
lihen Berfammlungen zu erfcheinen, 
und nebft gleihem Einfaufgelde auch 
gleihen Jahrſchilling zu entrichten, ſich 
aber auch in jedem Falle anftändig, ge« 
laſſen, gottesfürdtig, wie es einem 
Meıftersfohne zuftehet, zu betragen; 
widrigend er nah fruchtlofer Ermab- 
nung aus der Berfammlung ausgeftos 
ben, und jemals eine Schiffmei— 
ftergerehtigfeit zu überneb- 
men für unfähig erklärt wer 
denmwürde. Denn ein Scifffnedt 
zu einem Nauführer, Seßthaler u.f.w. 
befördert zu werden wünſcht, fo muß 
er ſich vorläufig über feine künftigen 
Berrichtungen anf gleiche Art, wie bei 
Meiftern,, fireng. prüfen laſſen, und 
5° 
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ſoll felbe erft dann zu übernehmen be— 
fugt fein, wenn er von den Meiftern 
bei diefer Prüfung tauglih befunden 
wird. Nebftdem foll ein dergleichen neu: 
angehender Seßthaler oder Nauführer 
vorzüglich aud ein ehrlicher und fried- 
liebender Menfh fein, welder die 
Schiffknechte, dieandenfelben des Fah- 
rend und der Arbeit wegen mit aller 
Parition bei Strafe angewiefen werden, 
zu allem Guten anleiten, in friedfamem 
Stande einig erhalten, und die allen- 
falls zwifchen denfelben fich ereignenden 
Uneinigfeiten und Zwifchenfpaltungen 
mit allem möglichen Fleiße in der Güte 
beizulegen trachten , indem öfters die 
zwifchen den Knechten mährend der 
Fahrt fih außernden Streitigkeiten und 
Misbelligkeiten , oder die unbefonnene 
Aufführung nnd Art eines Seßthalers 
oder Nauführers allein die Urfache 
eines entitandenen Unglüdes fein föns 
nen, für welchen Schthaler oder Nau— 
führer hingegen der Schiffmeifter aller: 
dings qutzuftehen fhuldig ift. Da bei 
den zur Schifffahrt benöthigten Knech— 
ten der Unterfchied beftcht, daß einige 
das ganze Jahr eingedungen find und 
mit Koft und Lohn verjehen werden, 
einige aber nur den Sommer über bei 
dem Schiffmeifter bleiben, fo find Er- 
ftere nach der allgemeinen Dienftboten- 
ordnung zu behandeln, den Xeptern 
aber noch vor vollendeter Waflerfahrt 
die ordentlihe Auffündigung zu ma— 
hen, damit fie ſich bei Zeiten um einen 
andern Erwerb umzufehen im Stande 
find. Auch wird in Anſehung des Loh— 
nes der Nauführer, Seßthaler, Kranzels 
meifter u. f. f, wie auch der untern 
Schifftnehte zwar nichts Beftimmtes 
feftgefeßt, fondern jedem Schiffmeifter 
die Befoldung feiner Leute, welche mit 
ihren Kenntniffen, Fähigkeiten und Ar- 
beiten im Berhältniffe zu fteben bat, 
no fernerbin überlaffen, doch wird fich 
hierbei alles Ernſtes verjehen, daß die 
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Schranken der Mäßigkeit nit über- 
[hritten werden, und Niemand, der 
Waaren auf der Donau zu verfenden 
bat, fih wegen übertriebener Schiff: 
miethe zu befchweren Urfache habe, wie 
denn auch die Schiffmeifter ſelbſt mit 
einem billigen Gewinn fi zufrieden 
zu ftellen haben. (Bindwerkd-Drdnung 
vom 30. Dct. 1798. 88. 7, 11,13 
und 15.) 

Schifflente. Einftellung meb- 
rerer Mißbräuche bei denfel- 
ben. Den bei dem gemeinen Schiff: 
volfe fo ſehr überhand genommenen 
Unordnungen und eingeriffenen Zügel: 
lofigkeiten ernftlih vorzubeugen, iſt 
feftgefeßt, daß der bidher im Schwung 
gewefene unter der berabwirdigenden 
Benennung des in Gotted Namen ber 
fannte Reiſetrunk befeitiget werde, 
aud das ſämmtliche Schiffsvolk von 
der Zehrung unter Weges auf Rech— 
nung ihrer Dienftherren fih gänzlich 
enthalten folle, fowie ſelbes auf feinen 
Reifen überhaupt ruhig fih zu verbal: 
ten, Niemand einen Schaden zu verur- 
ſachen, und fih wie immer Namen ba= 
ben mögender Erceffe um fo mehr zu 
enthalten bat, als jeder Schiffälnedt, 
wenn er deffen überwiefen wird, nebft 
der von der betreffenden Ortsobrigkeit 
zu erwarten habenden förperlihen Züch— 
tigung, das erftemal noch indbefondere 
mit einer verhältnigmäßigen Geldftrafe 
zur Lade abgeftraft, das zweitemalaber 
als ein Störer der Ruhe und guten 
Drdnung aus der Innung geftoßen 
und zu allen Schiffsdienften unfähig 
erklärt werden follte. Eben fo ift auch 
die unter den Schiffäfnehten gemöhn« 
lich eigenmächtige Beftrafung unter ſich 
felbft, ald : das fogenannte Hobeln, 
Zaufen, Gfhwüngfchliefen u. dgl., wo- 
durch Mancher zu aller ferneren Dienft- 
leiftung unfäbig wird, bei fihärfiter 
Ahndung und Strafe verboten. Hier- 
über hat jeder Schiffmeifter mit aller 
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Schärfe zu wachen. Kein Kranzelmei- 
fter oder Vorreiter hat fich beigehen zu 
laffen, ohne Borwiffen feines Sciff- 
meifter® den aufwärts gehenden Zillen 
einige fremde Schiffe anzubängen und 
mit den eigenen zurüctreiben zu laffen. 
Da duch Ddiefen Unfug fowohl den 
Pferden, ald au den Gefchirren der 
Schiffmeiſter oft der empfindlichite 
Schade zugefügt wird, fo ift das Ver— 
bot bei der jährlichen Verfammlung je: 
desmal zu ermeuern , und der damwider 
Handelude das erftemal für eine auf: 
wärts mitgenommene leere Zille mit 
5fl., dad zweitemal mit 10 fl. und 
das drittemal mit der gänzlihen Aus: 
ftreihung aus dem Einſchreibbuche zu 
betrafen. Bei beladenen aufwärts mits 
genommenen Schiffen aber folle die 
Strafe verdoppelt, und wenn ein fol« 
her Kranzelmeifter oder Vorreiter die 
Geldftrafe zu erlegen nicht vermögend 
wäre, die Anzeige hierüber an die Obrig- 
keit, zu deffelben Förperlicher Beftra- 
fung, gemadt werden. (Bindw. Ord. v. 
30. Dct. 1798. 8. 19 und 22.) 

Schiffleute. Confignirung derfelben 
f. Ueberſchwemmung. 

— — deren Verpflichtungen und 
Eigenfhaften, f. Donau: Schifffahrt 
Bat. v. 20. Iänner 1770, Donau: 
ſtrom⸗Polizeivorſchrift. 

— — Beſtrafung der Trunkenheit 
derſelben, ſ. Donau-Schifffahrt. 
Bat. v. 20. Jännet 1770. 88. 7, 8 
und 9. 

Sciffmeifter. Da dem Publikum 
daran gelegen ift, zu Waffer durch 
wohlbemittelte und geübte Leute be- 
dient und gegen alle Gefahr und 
Schaden ſicher geftellt zu werden, fo 
ift genau darauf zu ſehen, daß in der 
Schifffahrt nur wohlgeübte und 
bemittelte Individuen, die für 
den durch eigene oderihrer Schiffknechte 
Schuld entfiandenen Schaden den Ers 
fag zu leiften im Stande find, zu 


69 


Schiffmeifler. 


Schiffmeiftern gelangen. (Hof 
Entſchließung vom 12. April 1790.) 
Sciffmeifter. Jeder, der eineSchiff« 
meiftergerechtigfeit an fich zu bringen ge⸗ 
denfet, ſoll fi vorläufig einegenaue 
Kenntniß des Donauftromes, 
folglih fowohl der Naufahrt, 
ale aub der Gegenfahrt zu 
verfhaffen befliffen fein, und 
da diefe Kenntniffe ohne wirkliche Aus- 
übungen der Schiffmannverrihtungen 
fih zu erwerben nicht wohl möglich ift, 
fo hat ein folder den wichtigften diefer 
Berrihtungen,, als jenen eined Nau⸗ 
führer, Seßthalers, Kranzelmeifters 
und Borreiters ſich einige Zeit wirklich 
zu unterziehen, und fih darüber 
einer firengen Prüfung, welde 
von dem Dbervorfteher im Bei— 
fein des Untervorfteherd, der 
vier Ausfhüffe und einiger 
Schiffmeifter vorzunehmen ift. 
zu unterwerfen, und erft dann, wenn 
er bei diefer Prüfung binlängliche Bes 
weife feiner fich erworbenen Kennt: 
niffe ableget , joll er zur Uebernahme 
einer Schiffmeiſtergerechtigkeit für fahig 
erkannt werden. (Bindwerks-Ordnung 
vom 30, Dct. 1798. 8. 7.) 
Schiffmeiſter find jene, 
welche die Staats » Verwaltung ger 
prüft, und denen fie das Recht zuge 
ftanden bat, unterihrer Verantwortung 
über die Tauglichkeit der von ihnen auf: 
genommenen Schifffahrtsgehilfen obzu- 
fprehen. Die Verpflichtung der Staats— 
verwaltung zur Sorge für die Sicher— 
heit des Lebens ihrer Bürger gebietet 
bier die Anerkennung des Einfluffes 
auf dieſen Befchaftigungsjweig, und 
erlaubt es nicht, dieganz unbefümmerte 
Freilaffung der Schifffahrtsleitung zu— 
zugeftehen. Unter Schiffmeifter verfteht 
man daber die höchſte Gategorie der 
Schifffahrtskundigen, welche Schiff: 
fahrtsgehilfen allein aufnehmen, ab— 
richten und bilden können, und denen, 


Sciffmeifler. 


fowie den Behilfen die Leitung ihrer 
eigenen großen Fahrzeuge, ſowie jener 
aller Brivatfhifffahrts-Unternehmer zus 
kommt. Scähiffmeiftergewerbe find nur 
an ſolche Berfonen zu verleihen, welche 
großjährig find, fih mit Zeugniffen 
über die erlernten allgemeinen Elemen« 
tarfenntniffe ausmweifen können, in Ans 
fehung ihrer Rechtlichkeit unbeſcholten 
find, und mwenigftens durch 10 Jahre 
bei der Schifffahrt ala Gehilfe fi ver- 
wendet, und darunter auch einige Zeit 
das Geſchaͤft eines Nauführers beforyt 
haben, Hiebei ift jedoch den Behörden 
noch überlafjen, in foldhen Fällen, wo 
Jemand auch entiprehende Dienfte ala 
Seßthaler leiftete, demfelben noch vor 
den vollſtreckten 10 Dienftjahren ein 
Befugniß zu verleihen. (Hflzl. Bdg. 
v. 5. Dec. 1811. Barth. H. u. ©. 5. 
Bd. ©. 366 u. 336.) 

Shiffmeifter, ſ. Schifffahrts: 
Unternehmungen, Sceintodte. 
(Vdg. v. 15. Juni 1803. $. 5.) 

Schiffmühlen. Die willkürliche An— 
legung von Schiffmühlen ohne vorläu— 
fige Anfrage bei der vorgeſetzten poli— 
tiſchen Behörde iſt unter einer Strafe 
von 12 Ducaten und dem Erſatze des 
Schadens, welder dadurch entitanden 
ift, nicht minder der alfogleich zu ge- 
Ihehenden Ueberfegung an einen fick 
liheren Platz, wenn der eigenmächtig 
gewählte für fhädlih erfannt werden 
follte, verboten. (Bdg. des gal. Bub. 
v. 15. Det. 1789. Krop. ©. Joſ. 17. 
Bd. ©. 439.) 

— — Die Errichtung neuer Muͤh— 
len überhaupt , und auch der Schiff 
müblen, wenn diefe ohne Abbruch 
der Schifffahrt und des Treppel- 
weges eingehängt werden können, ift 
nit leicht und nie ohne große Ur 
ſache zu erfchweren. (Hofbefheid vom 
5. Aug. 1791.) 

— — NRüdfihtlih der Haltung von 
Schiffmühlen von Seite der Wiener 
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Bäder, hat es bei der Vorſchrift fle- 
ben zu bleiben , vermöge welcher jenen 
Bädern, die bereits eine Schiffmühle 
eigenthiimlich befißen, oder einen con- 
tractmäßigen Beftand haben, nur er= 
laubt ift, ihr eigenes zur Berbadung 
nöthiges Malter zu erzeugen, nicht aber 
für andere Bäder, oder fonft um Lohn 
zu mahlen. Den eine Schiffmühle be— 
figenden Bädern wurde daher erinnert, 
daß man ihnen bei einem wiederholt 
vorfommenden derlei Uebertretungsfalle 
ohne weitere Rüdfiht ihre Mühl: 
gerechtigkeit ohneweiters abnehmen 
würde. (Hfkzl. Bdg.v.29. Jan. 1806.) 

Sciffmühlen. Um die überhand 
genommenen willfürlihen Handlungen, 
welche fi mehrere Waſſerwerk⸗Inhaber 
und Müller durch die eigenmäcdtige 
Veränderung im Wafferwerke, Ueber: 
fegung der Schiffmühlen und andere 
Unfuge erlauben, zu bejeitigen, die eins 
geriffenen Unordnungen aller Art, 
welche die zur Beförderung der Schiff 
fahrt nöthige Sicherheit flören, und 
viele andere dem einzelnen ſowohl als 
dem allgemeinen Beften nadtheilige 
Folgen nah fi ziehen, abzuftellen, 
wurde verordnet, daß jede beiden Waſ— 
ferwerken vorzumehmende Veränderung 
dem betreffenden Kreisamte angezeigt 
und bis zur wirklich eingelangten Be: 
willigung an die Beränderung des Waf- 
ferwerfes nicht Hand gelegt werde. Und 
um allen Unordnungen, weldhe durch 
die Ueberſetzung der Schiffmühlen er— 
folgen könnten, vorzubeugen, ift ver— 
ordnet: daß künftig keine Beränderung 
des Haftplaßes einer Schiffmühle ohne 
vorher eingeholte Bewilligung oder 
Beftätigung der Randesftelle geftattet 
werden darf, auch das Kreisamt fol: 
hen Bericht jedesmal auf einen allen⸗ 
falls blos ſtizzirten Situationsplan 
der Stromgegend zu gründen, in dem» 
felben den Haftplaß zu bezeichnen, und 
nebftdem den Gegenzug, den Strom 
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ſtrich, oderdie Naufahrt, die Befchaffen- 
heit der Ufer , ihre Höhe und Strom- 
tiefe längs dem Haftplage genau zu bes 
merken babe. Der Uebertreter diefer 
Vorſchrift wird das erjtemal, nebft Zer- 
ſtörung des Werkes, mit einer Strafe 
von 12 Rthlen., das zweitemal mit 
einer angemefjenen erhöhten Geld- oder 
nad Umjtanden auch mit Arrejtitrafe 
belegt und bei dem dritten Uebertre— 
tungsfalle mit tem Verlufte feines Ge- 
werbes bejtraft. Iſt durch eine unbe: 
fugte Beränderung ein Unglüd entjtan- 
den, oder Jemandem Schaden zugefügt 
worden, fo ijt der Uebertreter diefer 
Vorſchrift insbefondere für die Folgen 
des eingetretenen Unglücks verantwort— 
lid und zu allem Schadenerjage ver- 
bunden. Damit aber diefe Verordnung 
gehandhabt werde , fo wird aud die 
Orts obrigkeit, deren Pflicht es iſt, über 
die Befolgung der Gefege zu wachen, 
und jene ordnungswidrge Handlung 
bintanzubalten, wenn Diejelbe einen 
eigenmächtigen Waijerbau, oder will 
fürlihe DBeranderung und Abſetzung 
eined Waſſerwerkes nicht eingeftellt 
und dem betroffenen Kreidamte ange- 
jeigt hat, mit einer Strafe von 12 
Kıplın, unnahfihtlid beleget. (R. ö. 
Rggs. Bdg. v. 12. Juni 1806.) 
Schiffmühlen. Als ein Müller 
handwert ſich daruber bejchwerte, daß 
mehrere Judividuen mit ihren Schiff: 
mühlen Handel treiben, wurde Folgen— 
des entſchieden: Da nad Verordnung 
vom 4. Mai 1810 die Errichtung der 
Mahimühlen Jedermann gejtattet ift, 
wenn nur in Wafjerbaurüdfichten feine 
Anjtände eintreten, oder durch die Er— 
richtung einer neuen Mühle eıner ſchon 
bejtebenden das Waſſer nicht entzogen, 
oder ſonſt der mechanijche Betrieb des 
Mühlwerkes beirret oder gehindert wird, 
jo wurden gedahte Diuller mit ihrer 
ungegründeren Beſchwerde wider Die 
Ctrichtung und den Handel mit Schiff⸗ 
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mühlen um ſo mehr abgewiefen, als 
keineswegs mit dem Rechte zu mahlen 
Handel getrieben wurde, welches, da 
perfönlihe Befugniſſe nicht veräußert 
werden dürfen, niemals zuläffig wäre, 
jondern nur die Mühlen als Maſcinen 
veräußert wurden, was durch kein Ges 
ſetz verboten ıft. Uebrigens verfteht es 
fi) jedoch von felbft, dag die Erkaufer 
von Sciffmühlen hierdurh noch feine 
perſönliche Mühlgerehtigkeit erhalten. 
Auch fol ſtets ſtreng darauf gewadt 
werden, dag fih bei Einhängung der 
Schiffmühlen genau nad den Diesfäl- 
ligen beftehenden Bolizeivorfchriften 
benommen werde. (Hflzl. Decr. v. 6. 
Dct, 1815, n. ö. Yiggs. Dec. v. 30. 
Dct. 1815.) 

Schiffmühlen. Ueber die Frage: 
wie es mit dem den Müllern zuſtehen⸗ 
den Rechte, Brot baden zu dürfen, bei 
Schiffmühlen gehalten werden fol? 
kömmt zu unterſcheiden: Wenn die 
Schiffmuller Localitäten beſitzen, die 
Appertinenzjtüde der Schiffmühlen find, 
welches haufig der Fall bei den Aumül- 
lern ijt, welche Localitäten in euer 
binfiht das Brotbaden erlauben, fo 
ift fein Grund vorhanden, ihnen das 
Brotbaden und «Werſchleißen auf 
ihren Mühlen fo wie jedem andern 
Müller zu verbieten. Wenn aber Diefe 
Localiläten nicht Appertinenzftüde der 
Schiffmühlen find, oder aus Feuerrück— 
fihten das Brotbaden nicht gejtatten, 
jo kann es den Schiffmüllern aber auch 
in dieſer legten Rückſicht nicht erlaubt 
werden. (R. ©. Rggs. Vdg. v. 14. 
April 1820 3. 15063, n. 6. Prov. 
G. ©. 2. Bd. Wr. 103,) 

— — Vorſchrift hinſichtlich ihrer 
Errichtung und Anheftung in der 
Donau, ſ. Donau-Schifffahrt. Pat. 
v. 20. Jan. 1770. 8. 15.) 

— — Sicherheitsmaßregeln gegen 
das Anfahren der Schiffe, ſ. Donau: 
Schifffahrt, Vdg. v.23. Mai 1051.) 
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Shiffmühlen, deren Aufftellung 
in der Donau betreffend, f. Donau: 
Strom: Polizei:Borfhrift. $ 21. 

— — Anordnungen in Betreff der 
Aufftellung derfelben in Galizien, f. 
Strom:Polizei:Ordnung für Ga- 
lizien 88. 5—9. 

Schiffvolk, ſ. Schiffleute. 

Schiffzeug. Jeder Schiffmeiſter iſt 
verpflichtet, ſtets ein ordentliches Ge— 
ſchirt, und zwar jene von Wien ihre 
Kellhammer und übrigen Requiſiten in 
aufrehtem Stande zu erhalten; wor— 
über er ſich bei der jährliden Haupt- 
verfammlung gehörig auszuweiſen hat. 
Sollte er diefer feiner Pflicht entweder 
aus Unvermögendheit nicht nachkommen 
fönnen, oder aus befondern Abfich- 
ten nicht nachfommen wollen, fo fol 
er feine Geräthichaften binnen 3 Mo- 
naten zu veräußern gehalten werden, 
wo fodann eine foldhe gleihfam unbe— 
nüßt liegende Schiffmeiftergerechtigkeit 
von der Behörde für erlofhen erklärt 
oder nad Befund einem andern ver— 
liehen wird , der feine Pflichten beffer 
zu erfüllen im Stande ift. (Bindw. 
Ordnung vom 30. Dectober 1798. 
8. 10.) 

Schiffzeug. Vorſchrift über die Be— 
fhaffenheit desſelben, ſiehe Donan- 
Schifffahrt. Pat. v. 20. Jän. 1770 
F8. 1, 2, 3 und 4, Donauſtrom⸗ 
Polizei⸗Vorſchrift. 

Schiffziehen, das Spiel, wird als 
ein Hazardſpiel verboten. (N. ö. Rggs. 
Vdg. v. 26. Sept. 1803. Krop. Geſ. 
Ftanz. 17.8. ©. 697.) 

Schilde, bei Gewölben, und Bier: 
zeiger, da fie des Nachts die Beleuch— 
tung hindern, find zu befeitigen , die 
grünen Weinzeiger an Gafthäufern und 
Kellern aber follen kleiner gemacht und 
jo erhöht werden, daß fie das Licht 
nicht hindern. (Bdg. v. 17. September 
1777. Krop. Gef. M. Theref. 8. 2. 
©. 75.) 
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Schilde. k. k. priv. Landesfabrifen 
haben das Recht, bei ihren Fabriksge— 
bäuden denk. k. Adler auszuftellen, 
und fi dabei der Aufſchrift, fo wie 
auch bei ihren Gefhäftsunternehmun: 
gen des Ausdrudes f. k. priv. Fabrik, 
dann eben fo derfelben,, und des k.k. 
Adlers in ıhrem eigenen Fabriks-In— 
fiegel zu bedienen. (Bdg. vom 20. 
Aug. 1787. Hfd. vom 12. Juli 1791. 
Hfd. v. 26. Juli 1791.) 

— — Sobald Jemand zur Haltung 
eines öffentlihen Gewölbes berechtiget 
ift, fann demfelben dabei ein unanftö- 
ßiges Schild anzuhängen nidt be 
nommen fein. (N. ö. Rggs. Vdg. vom 
16. Mai 1794.) 

— — As in Erfahrung gebradt 
wurde, daß ſich mehrere Fabrikan— 
ten, welde blos ein fabriksmäßiges 
Befugniß befigen, gleich den k. k. priv. 
Landesfabrifanten, anmaßen, den k.k. 
Adler vor ihrem Wohnorte oder Fa— 
britgebäude, und auf ihren Waaren zu 
führen, und fi in Ankündigungen fos 
wohl, als in ihren Unterfchriften die 
Benennung von priv. Babrifanten zu 
geben, fo wurde erklärt, daß diefe Vor— 
züge blos allein den kk. priv. Landes— 
fabrifanten gebühren, allen übrigen Ber 
fugten aber der Drdnung nad nicht 
zuftehen. Nur iu einzelnen rüd» 
fihtswürdigen Fällen werden 
jene Borzüge, durch jedesmalige aus— 
drückliche Verleihung der Landesitelle, 
auch den Fabrikanten der zweiten Claſſe 
zugeftanden. Jedermann alfo, weldyer 
fid einen diefer Borzüge, ohne ein 
Recht darauf zu haben, fernerhin 
herausnehmen ſollte, wurde öffentlich 
davor gewarnet, da man ſonſt jede 
ſolche Anmaßung zu beſtrafen ge— 
zwungen wäre. (R. ö. Rggs. Eirc. v. 
14. Dec. 1803.) 

— — Nacddem keiner Geſellſchaft 
und keiner Innung im Staate die Be— 
willigung zur Ausübung folder Rechte 
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vorbehalten fein fann, melde irgend 
einen unmittelbaren Bezug auf Deffent: 
lichkeit haben, fo foll auch für die Zus 
kunft jeder Gewerbömann gehalten fein, 
die Bewilligung zur Führung des bei 
ihm zu wählenden Aushängſchildes, 
mit Borbeigcehung des Handelsitandes 
anzuſuchen, wobei übrigens der Han- 
delsſtand zu vernehmen, und bei Ber- 
leihung folder Schilder auch darauf 
zu feben ift, daß fiein feiner Beziehung 
anftößig werden, oder daß zwei Indi- 
viduen von derfelben Gewerbäclaffe 
nicht gleihe Schilder führen, indem bei 
foihen Gewerben , die zwar nicht zu 
einer und derfelben Elaffe gehören, aber 
mit gleichen Artiteln handeln, feine 
gleihe Schilder ertheilet werden fol: 
lien und Feine folde zu geftatten find, 
weldye bei unbemerkbaren Beränderuns 
gen dennoch eine taufchende Aehnlich— 
feit mit andern von Individuen derfel- 
ben Elaffe und desjelben Handelsver- 
lages geführten Schildern haben. (Hff. 
Dect. vom 10. Febr. 1807. Barth. 9. 
u. G. Gef. 1.8. ©. 315 u. 316.) 
Schilde an Häufern, Fabriken, 
Gemwölben, Niederlagen, Kirchen u.f.w. 
Da derlei unpaffende, umcorrecte, ja 
fogar anftößıge Ueberfchriften vorfamen, 
fo wurde verordnet, daß Niemand in- 
nen der Linien Wiend ſolche Schilder 
und Ueberſchriften anHäuſern, Fabriken, 
Gewölben, Niederlagen und Kirchen, 
ja ſelbſt Grabftätten anbringen darf, 
ohne vorher von der Stadthauptmann— 
[haft die Bewilligung erhalten zu ha— 
ben. Die Uebertreter werden nach Um— 
Händen mit Geld oder Arreft beftraft. 
(Rage. Eirc. v. 13. Auguft 1812. 
Barth. H. u. G. Gef. 1.3. ©. 317.) 
— — mit dem k.k. Adler und der 
Unterſchrift f. f. Hof- dürfen Hofpro- 
feffioniften aushängen. Daraus folgt 
jedoch keineswegs, Daß fie ſich aud im 
Uebrigen der Führung des k. k. Adlers 
in jener Art bedienen fönnen, wie es 
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nur den Randesfabrifen eingeräumt ıft, 
fondern ihr Recht hat fi blos auf das 
Ausftellen des Aushängſchildes zu ber 
ſchränken. (N. ö. Rggs. Beſcheid vom 
2. Nov. 1815. Barth. H. u. G. Geſ. 
1. B. ©. 318.) 

Schilde. Wundärzte, welche Offici— 
nen beſitzen, ſind verpflichtet, bei denſel— 
ben ein Gewerbszeichen zu führen. Chir. 
Gremial-Drdnung für Böhmen vom 
22. Nov. 1822 $. 13. Diefe Ge— 
werbſchilder der Wundärzte haben in 
Barbierbeden zu beftehen. (Bdg. des 
böhm. Bub. v. 8. Nov. 1818. Obent. 
2. Bd. ©. 435.) 

— — In der Regel fteht nur den 
mit einem förmlihen Landesfabrifs- 
privilegium betheilteu Unternehmungen 
auch das Recht zur Führung des fk. f. 
Adler zu. Ausnahméweiſe darf 
jedoch dieſes Recht auch ſolchen befug- 
ten Fabrikanten zugeſtanden werden, 
welche ihre Unternehmung ausgedehnt 
betreiben und gute preiswürdige Wan: 
ven liefern. (Deer. d. n. ö. Reg. v. 8. 
Mai 1818.) 

— — morauf Effiggebünde und 
Blafchen nebft den Flüſſigkeitmeſſereien 
dargejtellt find, find den Bictualiens 
händlern verboten. (Rggs. Vdg. v. 24. 
April 1820. Barth. H. u. ©. Geſ. 7. 
B. ©. 400.) 

— — Aus Anlap eines Gefuches 
fam der Magiftrat in die Kenntniß, 
daß Handmwerkögefellen und Fuhrknechte 
in vielen Schänten, Zeichen und Schilde 
über jene Gafttifche, an welchen fie ge: 
meinſchaftlich zechen, aufjnhängen pfle— 
gen. Da durch diefen Unfug nicht felten 
Raufhändel und Winkelberbergen ver- 
anlaft werden, fo wird die Aufhän— 
gung folder Handwerkszeihen und 
Schilde in den Schanfftuben mit Aus: 
nahme der wirklichen Gefellenherbergen 
verboten , und die Uebertretung dieſes 
Berbotes im erften Falle mit 10 fl.; im 
zweiten mit 20 fl.; im dritten Yalle 
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mit 40 fl. E.M. verpönt; auch noch 
überdieß, wenn dadurch Winkelherber— 
gen wirklich entftanden, oder Raufhän— 
del eingetreten waren, dem Schanfin« 
baber eine verhältnigmäßige Arreſt— 
ftrafe angedroht. Die k. k. Polizeis 
Dber-Direction wurde um die diesfäl- 
lige Mitwirkung mit dem Beifage er» 
ſuchet, derlei betretene Schild» und 
Zeihenaufhängungen zur weitern Amts: 
bandlung an den politifhen öconomi— 
ſchen Senat des Magiftrats anzuzeigen. 
(Note des Wr. Magiſt. vom 7. Febr. 
1523. Brot. 3. 693 der Polizei⸗Ober⸗ 
Direction.) 

Schilde, Aus Anlaß eines von 
der Polizei = Dber » Direction an die 
hohe Landesſtelle erftatteten Berichtes 
rücjichtli der Mapregeln zur Hintan— 
haltung fehlerhafter, oft lächerlicher 
Gewölbe: und Schildaufſchriften ift 
mit Regierungs-Decret vom 10. Sept. 
1824 3. 42272 verordnet worden: 
„Daß der Magijtrat, ſowie alle in— 
nerhalb der Linien Wiens befindlichen 
Dominien mit Zugiehung der Polizei— 
Bezirks-Directionen eine Reviſion der 
beitehenden Schilder vorzunehmen, und 
wenn fehlerhafte Schilder entdedt wer: 
den, felbe auf der Stelle abzuſchaffen, 
und fih von dem Gejchehenen zu über— 
zeugen haben.“ Zugleid wurde bejtimmt, 
daß alle, von der k. k. m. ö. Regierung 
bewilligten Schilder und Aufſchriften 
nad) ihrer Berfertigung den Ortsobrig— 
feiten zur nochmaligen Prüfung, ob 
man fi hiebei feine Abweichung er: 
laubt habe, vorzulegen jeıen, Bon die 
jer hohen Anordnung wurden die Bes 
zirks-Directionen mit der Werfung ver- 
ftändiget, daß fie anf Verlangen des 
Magiftrates, oder anderer Dominien ge: 
meinfhaftlih mit jelben zu obigem 
Bwede mitzuwirken, und fi von der 
Befolgung der etwa andefohlenen Ab— 
ſchaffung fehlerhafter Schilder und Aufs 
ſchriften auch felbft zu überzeugen has 
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ben. Auch haben die Bezirks-Directio- 
nen, wenn ihnen auper dem Wege der 
gemeinfchaftlihen Revifion derlei fehr 
lerbafte Haus» oder Gewölbsaufſchrif— 
ten, Schilder, oder fonftige Ankündi— 
gungen befannt werden, hievon fogleich 
die betreffende Drtsobrigkeit in Kennt— 
niß zu fegen. (Pol. Ob. Dir. Eirc. v, 
24, Sept. 1824.) 

Schilde. In Bezug auf das 
Verfahren über Schildfüh— 
rungsgeſuche hat die Regerung fol- 
gende Grundſätze aufgeftellt, und dem 
Magiftrate und fümmtlihen Dominien 
inner den Linien Wiens zur Richtſchnur 
vorgezeichnet. 

1. Jeder Gewerbe- oder Handeld- 
mann, Hauseigenthümer oder Fabri— 
kant, der ein Schild zu führen wünfcht, 
hat hiezu eine befondere Bewilligung 
anzufuchen, 

2. Die Berhandlungen über ein fol 
bes Geſuch und die Bewilligung des- 
ſelben jteht von nun an, gleich andern 
gewöhnlichen politischen Gegenftänden, 
den Drtsobrigfeiten in erfter Inſtanz 
zu, und dieſelben find nur im Recurs— 
wege an die Regierung zu leiten. 

3. Die Ortsobrigfeit hat bei jedem 
Schildgeſuche die interejfinten Parteien 
zu Protocol zu vernehmen und darauf 
zu jeden, daß die gewählten Schilde 
ın der Darjtelung nicht anftößig, die 
Aufihriften ſprachrichtig gejtellt feien, 
und daß nicht zweien Zudividuen der— 
jelben Gewerbs⸗Claſſe dasſelbe Schild 
bewilligt werde: auch ſollen Indivi— 
duen, welche zwar nicht zur ſelben Ge— 
werbs-Claſſe gehören, welche aber mit 
gleichen Attikeln handeln, nicht gleiche 
oder ſolche Schilde führen, die nur 
Durch unbedeutende Veranderungen uns 
terſchieden find; im dieſer Abſicht bat 
daher jede Ortsobrigkeit auch in Der 
nächſten Umgebung ıpres Bezirkes ſchon 
beſtehende Schilde und Aufſchriften zu 
beruͤckſichtigen. 
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4. Um den Vollzug fowohl der hier 
angeführten Borfchriften, als auch der 
früher aufgeftellten Grundſätze gehörig 
zu überwachen, wird den Dominien ind« 
befondere die mit Rggés. Bdg. v. 10. 
Septbr. 1824 3. 42272 anbefohlene 
Aufftellung eigener Revifions-Commif- 
färe in Erinnerung gebracht. Die Pflicht 
diefer Gommiffäre ift es, die beftehen- 
den Schilder aufzunehmen, und die et— 
wa noch vorhandenen unpajjenden, läs 
herlichen oder fehlerhaften Schilde 
der Drtsobrigfeit anzuzeigen, welche die- 
felben fogleih abzuftellen hat. Zur Be- 
feitigung aller Unannehmlichkeiten find 
diefe Schilde - Revifiond « Commiffäre 
mit befonderen Decreten und Inſtruc— 
tionen zu verfehen, und es ift ihnen 
aufjutragen, darauf zu halten, daß 
alle bewilligten Schilde und Auffchrif- 
ten, wenn fie von den Schriftzeichnern, 
Lafirern, Malern oder Bergoldern 
fertig gemadt worden find, nod vor 
ihrer Aufftellung der Drtsobrigfeit zur 
Einfiht vorgelegt werden, damit fih 
diefelbe überzeuge, daß feine Abwei— 
bung von der Vorſchrift eingetreten fei. 

5. Für die Zukunft find in gar kei— 
nem Falle fogenannte Häng-, Arm- 
oder Stangenfhilder, Bierzeiger 2c. zu 
bewilligen , fondern Die angeſuchten 
Schilde nur unter der Bedingung zu 
genehmigen, daß fie durchgehende flach 
an die Häufer - Mauern unter Beobadh- 
tung der erforderlihen Sicherheitsmaß⸗ 
regeln feftgemadht werden. 

6. Die dermal noch beftchenden 
Stangenfhilde follen nah und nad 
abgeftellt werden, und es ift wegen bal⸗ 
diger Erreihung dieſes Zweckes, bei 
der Umziehung eines Handelds oder 
Gewerbömannes, und bei allen an eis 
nem Haufe vorgenommenen Haupt-Re- 
paraturen, bei welchen die Stangen- 
jhilde abgenommen werden müſſen, 
die Wiederaufrihtung Dderfelben den 
Parteien unterfagt. Auch find fünmt 
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lihe Hausinhaber, Handels: und Ger 
werbsleute inner den Linien Wiens im 
Namen der Landesftelle aufzufordern, 
ihre bereit® feit längerer Zeit beftehen- 
den Stangenfhilde freiwillig zu befei« 
tigen. (Vdg. der n. ö. Reg. vom 25. 
Dctober und 6. December 1826 Zahl 
53105 und 61627. R. 6. Brov. ©. 
S. VI. Thl. Nr. 264.) 

Schilde. Die, an der Stelle der 
bisher üblich geweſenen Stangenfihil- 
den der Handeld= und Gewerbelente in 
Folge Regierungs » Decreted vom 25. 
Dctober 1826 3. 53105 einzuführen- 
den Mauerſchilde, werden nicht allge 
mein, wie es vorgefchrieben ift, flach 
an die Mauer der Häufer unter 
Beobahtung der gehörigen Bolizeivor: 
fhriften fet angebradt, ſondern Die 
Parteien erlauben fi, diefelben theils 
am Saume der über dem Eingang der 
Kramläden befindliden . Vordächer, 
theils auch ganz freifhmwebend an lange 
Haken von der Mauer entfernt zu bes 
feftigen. Dergleichen vorfhriftsmwidrige 
Aufftellungen von Schilden, Firma- 
tafeln und Auffchriften werden nicht 
mebr zugelaffen, und es find die dermal 
bereit beftehenden möglihft zu beſei— 
tigen. Es liegt übrigens in der Natur 
der Sache, daß fih diefe Schilde und 
Firmatafeln nach den Berhältniffen der 
Localität richten müffen, bei welcher fie 
angebracht werden follen, und daß, 
wenn fie hie und da im ihrer dermaligen 
Dimenfion nicht ober oder unter den 
Gewolbs-Vordächern anzubringen find, 
e8 feinen Anftand haben Fönne, hiezu 
einen andern paflenden Det, als ;. B. 
die Thür- oder Fenfterbalten, oder die 
Auslagkaften feldft zu wählen. (Boa. 
der n. ö. Reg. v. 25. Det. 1827 3. 
58236. Prov. &. ©. BP. 9. Nr. 200.) 

— — Bu Aushängfhilden, wenn 
darauf namlich bildliche Darftellungen 
lebender Perſonen erſcheinen follen, 
find lediglich Portraits von Gliedern 
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fouverainer Familien oder von hödjft: 
geftellten Staatdmännern, infofern de— 
ten Zuftimmung gehörig ausgewiefen 
und der betreffende Bemälde- Entwurf 
auf entfprechende Weife ausgeführt if, 
juzulaffen, dagegen Abbildungen von 
Privatperfonen für den obigen Zwed 
ohne Ausnahme und ohne alle Um 
fände unbedingt zurückzuweiſen. (Der. 
der £. 2. Bol. Hofft. v. 28. Nov. 1844. 
Bol. Ob. Dir. Eirc. v. 1. Dec. 1844 
3. 19779/3445.) 

Schilde. Im Nahhange zu dem 
bierorts unterm 1. December v. 3. 3. 
19779/3445 erfloffenen Eirculare, die 
Nichtzulaffung der Portraits von Pri— 
vatperjonen ald Aushängſchilde betref- 
fend, wird die Bez. Dir. hiermit in 
Folge h. Pol. Hofft. Decr. v. 5. d. M. 
zur Wiſſenſchaft und Darnachachtung 
dahin verſtändigt, daß dieſe h. Verord— 
nung nicht nur auf die Abbildungen, 
Portraits von Privatperſonen, ſondern 
auch auf die Namen derfelben volle 
Anwendung habe, weßhalb aud die 
Namen von Privatperfonen felbft ohne 
alle Abbildung nicht auf Aushäng- 
fhilden geführt werden dürfen. (Circ. 
der f. k. Pol. Db. Dir. v. 14. April 
1845 3. 1593/3117, 5864/1037.) 

Schilde, das Recht der Führung des 
f. k. Adlers von Seite der Privilegien« 
Befiger, ſ. Adler. 

— — ſ. Gafthäufer. 

Schilde: Revifion, ſiehe Markt: 
PolizeisAuffichtsanftalt der Stadt 
Wien 88. 96— 97. 

Schildkröten, ſ. Fifche. 

Schindanger müſſen binlänglid 
von den Drtfchaften entfernt fein, und 
den Abdedern muß eingebunden wer— 
den, fich die fleifige Wegſchaffung und 
Berfharrung des crepirten Biches in 
gehöriger Tiefe angelegen fein zu laffen. 
(Kreisamtd - Inftr. v. 21. Jän. 1783. 
$. 61.) ©. Aas, Wafenmeilter. 

Schindeldächer. In Linz foll ein 
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neu zu erbauendes Haus mehr mit 
Schindeln, ſondern nur mit Ziegeln, 
oder mit Metall eingedeckt werden. 
(Gfkzl. Decr. v. 20. Mai 1824. Krop. 
Gef. Franz. 49. Bd. ©. 511.) 
Schindeldächer, die Errihtung 
neuer, wird in Wien verboten, fiehe 
Fenerlöfhordnung für Wien. $. 4. 
— — deren Gebraub bei Em— 
deckungen, f. Bauordnung für Böh- 
men. $. 32 und 63. 
Schinder, ſ. Wafenmeifter. 
Schlachtbank darf ohne obrigkeit- 
lihe Bewilligung weder errichtet, noch 
umgefegt. werden, ſ. Fleiſchbänke. 
Schlachthäuſer, ſ. Zleifcherge: 
werbe, Schlachtvieh. 
Schlachtvieh. Es iſt bereits wie— 
derholt verordnet worden, daß zur 
Vermeidung alles Unglücks, welches 
durch wilde und ſcheugemachte Ochſen 
veranlaßt werden könnte, Niemand, 
den nicht ſeine Geſchäfte hiezu rufen, 
bei den auf hieſigem Ochſengrieſe vor— 
gehenden Theilungen ſich aufhalten, 
noch weniger aber mit Fanghunden 
daſelbſt erſcheinen fol. Dieſes Verbot 
wird mit dem Beiſatze ernenert, daß 
ſich Niemand, der nicht dabei zu thun 
hat, unterfangen ſoll, den Ochſen, 
welche durch die Linien hin und wieder 
getrieben werden, nachzulaufen, ſie zu 
verfolgen, auf dem Ochſengrieſe ſich 
aufzuhalten, noch weniger aber durch 
Schreien, Lärmen, Werfen und Anhe— 
en der Hunde das Vieh wild zu ma— 
hen. Derjenige, welder gegen diefe 
Berordnung zu handeln wagt, wird auf 
der Stelle von der eigends dazu beftell- 
ten Wache angehalten, in das Polizei— 
haus überliefert, und nad Maß des 
verübten Unfuges firenge g züchtiget 
werden; wenn er aber Hunde bei fi 
bat, follen ihm folhe abgenommen, 
und nad) ihrer Brauchbarkeit entweder 
den Fleifhhauern zugeeignet, oder dem 
Abdecker zur Abthuung überlafien wer 
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den. (Bdg. der n. ö. Land. Reg. vom 
10. Aug. 1792. Bol. ©. ©. 1. Br, 
Rr. 75.) 

Schlachtvieh, bei dem Abtrieb 
desielben von dem Theilungsftande 
in die Wohnungen der Fleifhhauer find 
zur Bermeidung aller Unglüdsfälle: 

1. Alle wirklih viehſcheuen Ochſen 
nicht auszutreiben, ſondern gebunden 
auf einem Wagen zu führen; 

2. die Halbſcheuen hingegen paar— 
weiſe zuſammengebunden zu treiben; 

3. ſollen die einzelnen Triebe jedes- 
mal mit einer binlänglihen Anzahl 
Treiber zu Buß, und aud einigen zu 
Pferde; und 

4. nur durch ſolche Gegenden ge- 
leitet werden, wo die wenigften Men: 
ſchen wandeln, fo wie aud 

5. die gebundenen Ochfen nicht 
mebr auf die Weide zu treiben find; 

6. find in der Gegend des Ochſen— 
grieſes und nächſt demfelben einige 
Barnungstafeln . zur Abhaltung der 
Zufhauer bei den Theilungen aufzu— 
ftellen. Jene Ochſen, welche aus erwies 
fener Schuld, aus Nadhläffigkeit oder 
gar aus Muthwillen der Treiberknechte 
und Gehilfen ſcheu werden, follen in 
Gommiflum verfallen, auch die Treiber- 
Inebte und Gebilfen noch insbefondere 
geitraft werden. (N. ö. Rggs. Vdg. v. 
5. Decht. 1807 3. 36913/4132. 
Krop. ©. ©. 23. Bd. ©. 773.) 

Schlachtvieh foll nietodt zu Markte 
gebtacht und verfauft werden. (R. ö. 
Rage. Vdg. v. 21. Mai 1812, erneuert 
durch n. 6. Rggs. Vdg. vom 1. April 
1817. Barth. Gef. 4. Bd. ©. 473.) 

— — 68 find bereits im Jahre 
1807 zur Berhütung des Scheu— 
werdens der Ochſen durch die 
Raad. Bdg. vom 5. Decbt. 1807 3. 
36913 mehrere polizeilihe Borfihten 
vorgefhrieben worden, welche bei dem 
Abtrieb des Schlahtviehed von dem 
Ochſengties in die Häufer der Fleiſcher 
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zu beobachten find. Dieſe Borfichts- 
maßregeln find nicht außer Wirffamteit 
gefebt, und es ift durch die Uebung 
feither nur die Aenderung eingetreten, 
daß es von der Begleitung der Ochſen— 
triebe durch berittene Bolizeiwahe aus 
dem Grunde abgefommen ift, weil ſich 
eine derlei Begleitung ala entbehrlich 
gezeigt bat. Auch Hat der Magiftrat, 
um allen Unglücsfällen möglihft zu 
begeanen und weil fih aus der Erfah: 
rung gezeigt hat, daß das Zufammen- 
koppeln von nichtſcheuen mit halb» 
fheuen Ochſen nicht angehe, indem da» 
durch noch größere Unglüdsfälle her 
beigeführt wurden, im 3. 1823 ans 
geordnet: 

a) das fchauluftige Publicum zur 
Theilung in den Ochſengries nicht zu— 
zulaffen, 

b) die ſcheuen Ochſen auf dem 
Ochſengries mit Schlingen zu fangen, 
und gebunden auf Wägen nah Haufe 
zu führen; 

c) das Einfhlagen auf die empfind« 
lichten Theile des Schlahtviehes bei 
der Theilung, befonders auf die Klauen, 
wodurdh die Ochſen ſcheu gemacht wer- 
den, den Knechten firengftens zu uns 
terfagen ; 

d) das vom Dchfengries abgetries 
bene Schlachtvieh bei ftrengfter Verant⸗ 
wortung der Fleiſcher zur Begleitung 
mit einer binlänglihen Anzahl Knechte 
zu betheilen. Diefe Vorſichtsmaßregeln 
in Berbindung mit den im 3. 1807 
vorgefchriebenen werden, wenn man fie 
genau beobachtet, genügen, um Un- 
glücksfälle, fomweit überhaupt ſolchen 
begegnet werden kann, vorzubeugen. 
Es handelt fi daher vorzüglich darum, 
diefe Anordnung befolgen zu machen, 
und insbefondere die Kleifhhaner bei 
der Verpflichtung, dad vom Ochſengries 
nad Haufe getriebene Schlachtvieh mit 
einer binlänglihen Zahl von Knechten 
begleiten zu laffen, feftzuhalten. Die 
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gegen dieſe Vorſichtsmaßregeln han—⸗ 
delnden Fleiſcher und Knechte ſind un— 
nachſichtlich und exemplariſch zu beſtra— 
fen, und für jeden aus ihrem Verſchul— 
den hervorgehenden Schaden verant: 
wortlid und haftend zu erflären. 
(Bdg. der n. ö. Regierung vom 29. 
Yan. 1835 Zahl 2434, Prov. ©. ©, 
17. Bd.) 

Schlachtvieh. Vorſchrift über 
den Auf- und Abtrieb, dann das 
Anmelden des an Markttagen 
gekauften Schlachtviehes. 

8.1. Die Schlachtviehhändler find 
verpflichtet, den Auftrieb des zum Ver— 
kaufe beſtimmten Schlachtviehes auf 
dem Ochſenmarkte, und ebenſo auch den 
Abtrieb derſelben der Marktaufſicht an— 
zuzeigen. 

8. 2. Bei Schlachtvieheinkäufen in 
größeren Parteien, an welchen mehrere 
Fleiſcher Theil nehmen, iſt jeder von 
ihnen verpflichtet, den Namen des 
Schlachtviehhändlers, die Zahl der er- 
fauften Schlahttbiere und den Preis 
derfelben der Marktaufficht anzugeben. 

8. 3. Fleiſcher, welde ein von ih— 
ren Gewerbögenoffen an einem ämt— 
lihen Markttage angefauftes und in 
dem Marftausmeife fhon eingeitelltes 
Schlachtvieh übernehmen, haben diefen 
Umftand noch vor der ämtlihen Theis 
lung, jene aber, melde ein foldhes 
Schlachtvieh erſt nah geichloffenem 
Markte übernehmen, noch vor der amt: 
lien Probeſchlachtung um jo gewiffer 
der Marktauffiht anzuzeigen, als fie 
fonft, wenn bei der amtlichen Probe» 
fhlahtung ein mit ihrem Brandzeichen 
verfehenes Schlahtvieh vorkommen, 
oder die Unterlaffung dieſer Anzeige 
auf irgend eine andere Weife entdedt 
werden folte, ohneweiters zur Verant— 
wortung gezogen und nah Umfjtänden 
geftraft werden würden. 

$ 4. Die Schlachtviehhändler und 
die Fleiſcher find verpflichtet, die 
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Schlachtvieheinkäufe, ſowie ſolche auf 
dem Ochſenmarkte geſchloſſen wurden, 
folglich entweder nach Stücken oder 
nach dem Gewichte der Marktaufſicht 
anzugeben. 

$. 5. Jeder Schlachtviehhandler ift 
weiter® verpflichtet, nebft dem Namen 
des Fleiſchers, und jeder Fleifcher, 
nebft dem Namen des Händlers, mit 
welhem der Kauf gefchloffen wurde, 
den Anfaufspreis des Schlachtviehes 
und die Zahl der erfauften Stüde, in 
einem für jeden bejonders beftimmten 
Ausweiſe einzutragen, und die Richtig: 
feit diefer Angabe mit feiner eigenhän- 
digen Unterfhrift an Eidesftatt zu ber 
kräftigen. 

8. 6. Das nah Gefiht erfaufte 
Schlachtvieh ift jedesmal der ämtlichen 
Theilung zu unterziehen. Cbenſo find 
die am hiefigen Ochſenmarkte am Markt⸗ 
tage nah dem Gewichte erfauften 
Schlachtochſen in der Art der Probe: 
ſchlachtung zu unterziehen, daß das ohne- 
dem bei folhen Gewichtskäufen entfal- 
lende Probelos, ftatt blos privatim, 
durchaus unter der öffentlihen Aufficht 
gelöjet, und auf der magiſtratiſchen 
Schlachtbrücke der Probeſchlachtung un— 
terzogen und das diesfällige Probe- 
ſchlachtungs-Reſultat ebenſo ämtlich 
aufgenommen und zur Rindfleiſch— 
faßungs » Berehnung benußt werde, 
wie diefed bei den Geſichts- oder Stüd: 
Täufen der Fall ift. (Vog. der n. 6. 
Reg. vom 27. Juli 1838 3. 42566. 
Prov. G. S. 20. Bd. Nr. 188.) 

Schlachtvieh. Um den Unfügen 
und Unzufömmlichkeiten zu begegnen, 
welche bisher bei dem Heben der Ochſen 
auf dem Viehmarkte vor der St. Marrer 
Linie wohrgenommen wurden, findet 
fi die Regierung veranlaßt, nachfol⸗ 
gende Beftimmungen zu erlaffen, nad 
welchen ſich in Hinfunft zu benehmen 
fein wird, und zwar: 

Erftens ift das Hegen der Ochſen 
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nur im Kalle wirflih vorhandener 
ſtrenger Nothwendigkeit zu geftatten, 
daher jene Fleiſcher und Viehhändler, 
welche dieſes Verbot übertreten, dem 
Magiftrate anzuzeigen und angemeffen 
zu beitrafen fein werden. 

Weiters und zweitens ift jede 
durch die Nothwendigkeit herbeigeführte 
Hetze eines Ochſen vor deren Vornahme 
dem auf dem Marktplake befindlichen 
maqiftratifhen Beamten und dem f. f. 
Linien » Berzehrungs » Steueramte St. 
Marr anzuzeigen, damit wegen Siche— 
rung der Berfonen und der Schranken 
gegen allfäliae Befhädigungen die 
nötbigen Borfihten getroffen werden 
fonnen. 

Endlih {ft drittend Niemandem, 


ale den Fleiſchern ihren Knechten, und ‘ 


dem Gigentbümer des fheugewordenen 
gehetzten Ochſen der Zutritt in den ge— 
ibloffenen Stand zu geftatten. (M. 6. 
Rags. Bdg. vom 11. Aug. 1841 3. 
41134. Prov. G. S. 23. Bd. Nr. 142.) 
Schlachtvieh. Unter Modifizirung 
der wegen der Ochſentriebe beſtehenden 
Raas. Vdg. v. 5. Dec. 1807 3.36913 
und v. 29. Jän. 1835 3. 2434, wird 
bezüglich der Vorſichtsmaßre— 
geln bei den Ochſentrieben am 
biefigen Platze, Nachfolgendes zur 
genauen Darnachachtung verordnet: 
Die feit der Sperrung der Franzens⸗ 
brüde über die Nothbrücke fommenden 
Ochſentriebe haben nunmehr ſowie es 
por der Sperrung der Franzensbrücke 
der Fall war, ihren Weg dur die 
Reiggärber-Hauptftraße, untere Gärt- 
nerftraße, Raſumovsky-Gaſſe, über den 
Auguftiner-Plag durch die Randftraßers 
Hauptftraße, auf den Ochfengries zu 
nehmen. Beidem gänzliden Ber 
bote des Ochſenhetzens hat es 
zu verbleiben. Scheue und des 
Scheumwerdens verdächtige Ochfen find 
gebunden auf Wägen vom Schlacht— 
piehmarkte wegzubringen. Bei dem Ab- 
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triebe der Ochſen in die Schlachthäuſer 
der Fleiſchhauer find für je zwei bis 
sehn Ochſen zwei Treiber, für mebrere 
Einem Fleifher angehörige Ochſen 
drei Treiber zu beftimmen, von denen 
ftet8 einer vor dem Triebe zur Verhin— 
derung des Vorbrechens einzelner Ochſen 
zu geben hat. Bei jedem diefer Triebe 
ift wenigftens ein leifchergefelle zu ver 
wenden, und die Treiber haben auf dem 
ganzen Wege unmittelbar beidem Triebe 
zu bleiben, und denfelben ftet® im Ange 
zu halten, alles unnöthige Schlagen 
der Thiere bei Vermeidung flrenger 
Strafe au unterlaffen und mit diefem 
Dcyfentriebe ftets den Weg durch die 
weniger belebten Gäffen und Straßen . 
zu nehmen. Den Fleiihern wird zur 
Pfliht gemacht, diefe Vorſchriften un— 
ausgeſetzt und auch bei den Ochſentrie— 
ben auf die Weide, und von dieſer zu— 
rüf inner den Linien zu beobachten, 
widrigens fie in vorfommenden Fällen 
nicht nur für allen Schaden zu haften, 
fondern nach Maßgabe ihrer Fahrläf- 
figfeit auch empfindliche Strafen zu ge— 
wärtigen bätten. Dieferwegen haben 
fie ihre Dienftleute angemeffen zu be» 
lehren und denfelben zu bedeuten, daß 
fie im Falle einer Außerachtlaſſung mit 
Arreſt oder körperlicher Züchtigung ber - 
ftraft werden würden. Der Magiftrat 
wurde angewiefen, hiernad das Geeig- 
nete an die biefige Kleifcher - Innung 
eingreifend zu erlaſſen, die magiftras 
tifche Marktaufficht zur eifrigiten Wach» 
ſamkeit hinfichtlih der Beobachtung der 
angeordneten Borfchriftämapregeln an- 
zumeifen, und bei eintretenden Außer« 
achtlaſſungen diefer Vorfchriften gegen 
die Uebertreter ftrenge Amt zu handeln. 
Die Bezirks » Directionen werden nuns 
mehr angewiefen , diefem in Beziehung 
auf körperliche Sicherheit wichtigen 
Gegenftande eine fortdauernde Aufs 
merkſamkeit zu widmen, die Fleiſchhauer 
und ihre Hilfsarbeiter wegen genauer 
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Beobachtung diefer Anwendung einer 
genauen Controlle zu unterziehen, und 
jede Uebertretung derfelben dem biefigen 
Magiftrate zur geſetzlichen Ahndung 
anzuzeigen. (Decr. der n. ö. Reg. vom 
26. Mär; 1845 3. 15222. Eirc. der 
t. E. Bol. Ob. Dir. v. 21. April 1845 
3. 6343/1248.) 

Schlachtvieh. Nah dem provifo- 
rifchen Gefege zur Regelung des Flei— 
fchergewerbed vom 25. Juni 1850 
bat mit dem Eintritte der allgemeinen 
ausfhliegenden Benügung der neuen 
ſtädtiſchen Schlahthäufer, der Zutrieb 
von Schlachtvieh durch die Borftädte, 
infoweit dies die Rocalitätsverhältniffe 
ulaffen, zu unterbleiben. Diefem Ge- 
feße zu Folge find im Einvernehmen 
mit der f. f. Stadthauptmannfchaft 
und der £. k. Cameral-Bezirks-Verwal⸗ 
tung jene Buncte, an welchen künftig 
der Eintrieb von Schlachtvieh ftattfin- 
den darf, fo wie die Wege beftimmt 
worden, welche das eingetriebene oder 
zu Waffer nah Wien gebrachte Schlacht: 
vieh auf den Marftplaß, und von dier 
fem in die Schlahthäufer oder auf 
die Weide, und von derfelben zurüd 
in die Schlahthäufer zu nehmen 
haben wird. Nachdem die allgemeine 
ausfhliegende Benützung der Schladht« 
bäufer am 8. Mai 1851 zu beginnen 
bat, von weldem Tage an von den 
Kleifhern an keinem andern Drte in 
Wien als in den Schlachthäuſern, 
Hornvieh eingeftellt und geſchlagen 
werden darf, fo wird bezüglich des 
Hornviehtriebes Folgendes zur allge 
meinen Richtſchnur bekannt gemacht: 

8. 1. Nach dem 8. Mai 1851 darf 
Hornvieb nur bei den drei Linien: 
Zabor, St. Marr und Nußdorf einge: 
trieben werden; bei allen übrigen Li— 
nien ift der Eintrieb unterjagt. 

$. 2. Das bei der Taborlinie herein- 
gebrachte Hornvieh hat den Weg durch 
die Korftmeifter » Allee, Branzensbrüd- 
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Gaſſe, Weißgärber-Hauptftraße, untere 
Bärtnergaffe, Rafumovstygaffe, über 
den Auguftinerplag durch die Lands 
ftraßen-Hauptftraße auf den Marftplag 
ju nehmen. 

8.3. Das zu Waſſer nah Wien 
gebrachte Hornvieh ift bei der Franzens— 
brüde, oder weiter abwärts bei der 
Sopbienbrüde zu landen, und fohin 
auf dem in $. 2 bezeichneten Wege auf 
den Marftplaß zu treiben. 

$. 4. Das bei der Nufdorfer » Linie 
eingetriebene Hornvieh bat den Weg 
durch die Schmidtgaffe, an der Pus 
thon'ſchen Gartenmauer zum Donaus 
canale, dur die Holzgeftättengaffe, 
Holjftraße. bis auf den Straßenftern 
vor dem Neuthor, fohin auf der Es— 
planadeftraße bis zur Wienflußbrücke 
vor dem Kärnthnerthore, über diefelbe 
durch die Nennmweggaffe auf den Marlt« 
plaß zu nehmen. 

8.5. Der Weg vom Marktplage in 
das Schlachthaus in St. Marr bedarf 
feiner näheren Beflimmung. Das vom 
Marftplage in das Schlahthaus nad 
Gumpendorf angewiefene Hornvieh if 
über die Rennweggaffe bie zum Wien: 
fluß nächſt der Carlskirche, von da auf 
der Straße am rechten Ufer der Wien 
aufwärts bis zur Brüde in Margares 
then, über diefelbe, durd die untere 
und obere Annagaffe in das Schladt- 
haus abzutreiben. 

8.6. Auf den in den $$. 2, 4 und 
5 bezeichneten Wegen ift auch das 
Hornvieh auf die Weiden in die Ta- 
borau, Brigittenau und Nußdorf ab— 
und zurück in die Schlachthäuſer zu 
treiben, nur hat das in die Brigittenau 
abgetriebene Hornvieh von der Fran— 
zensbrückgaſſe die große Stadtgutgaffe, 
eine furze Strecke der Tahor- und die 
Augartenftraße zu paffiren. Das auf 
die Weiden außerhalb der übrigen is 
nien abgehende Hornvieh ift durch die 
Marrer-Linie an den Beitimmungsort, 
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und auf demſelben Wege wieder zurück 
zu treiben. Das inner den Linien Wieus 
von Vieh haltenden Parteien ange— 
kaufte Hornvieh iſt vom Hauſe des 
Berkäufers auf dem nächſten Wege in das 
betreffende Schlachthaus abzutreiben. 
8. 7. Das Hetzen der Ochſen am 
Markte iſt verboten. Scheue oder des 
Scheuwerdens verdächtige Thiere ſind 
gebunden auf Wägen zu transportiren. 
$. 8. Bei dem Abtriebe des Horns 
viehes find für je zwei bis zehn Ochſen 
zwei Treiber, für mebrere Einem Flei— 
ſcher gehörige Ochſen aber drei Treiber 
zu beſtimmen, von denen ftetd Einer 
vor dem Triebe zu geben hat, um das 
Vorbrechen einzelner Thiere zu verhin: 
dern. Diefe Treiber haben auf dem 
ganzen Wege unmittelbar bei dem Triebe, 
zu dem fie gehören, zu verbleiben, den: 
jelben ftets im Auge zu behalten, alles 
unnötbhige Schlagen und fonftige Miß— 
bandlungen der Thiere zu unterlaffen. 
$.9. Die Fleifhhauer und ihre 
Dienftleute haben diefe Vorſchriften 
unauggefeßt und auch bei dem Vieh— 
treiben auf die Weide und von derfel: 
ben zurüc inner den Linien zu beobadh: 
ten, und es haben daher aud die Flei— 
ſcher ihre Dienftleute hierüber ange: 
meſſen zu belehren und zu überwachen. 
$. 10. Viehtriebe in der Dunkelheit 
find durchaus verboten; damit Daber 
das Vieh noh vor Einbruch derfelben 
in feinem Beftimmungsorte eintreffen 
fonne, fo ift angeordnet, daß der Ab» 
trieb des angefauften Viehes vom 
Markte in den Monaten November, 
December, Jänner und Februar nur bie 
3 oder nah Umftänden auch bis 4 Uhr, 
in den übrigen Monaten aber nur bie 
5, oder nah Umftänden bis 6 Uhr 
Rahmittag geihehen müſſe, nah Ab— 
lauf diefer in den verfchiedenen Mona 
ten feftgefegten Stunden ift der Ab— 
trieb vom Marfte nicht mehr geftattet. 
$. 11. Die Außeradtlaffung oder 
Zaltiety, Hands. d. Fol. Rei TIL 
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Uebertretung dieſer Anordnungen wird 
an den Fleiſchern mit Geldſtrafen von 
5-90 fl., an den Knechten aber mit 
Arreft geahndet, nah Maßgabe der 
Umftände werden derlei Uebertretungs— 
fälle ala eine fhwere Polizei » Hebertre: 
tung im Sinne des $. 183 2. Thl. 
St. Geſetzbuches behandelt werden, 
und es verfteht fi von felbit, daß im 
Falle eines angerichteten Schadens 
auch die volle Entfhadigung zu leiften 
fein wird. (Kundm. des Wr. Magiftr. 
v. 28. April 1851.) 

Schlahtvich , Vorſchrift wegen 
Verwendung des mit der Mund» und 
Klauenfeuhe befallenen Schlahtviches 
zur Confumtion, f. Thierfeuche. 

— — Mafregeln zur Berbinderung 
der Einfchleppung der Hornvichjeude 
durh die Ein- und Durchtriebe des 
polnifhen Schlachtviehes, fiehe Vieh: 
zutrieb. 

— — f. Fleifher, Fleiſcherge— 
werbe, Sagung. 

Schlachtvieheintrieb an Sonn: 
und Feiertagen, ſ. Soun- u. Feier: 
tagsheiligung. 

Schlachtviehmarkt in Olmütz. In 
Beziehung auf die dermalen zu Olmütz 
beftehende Bichmarkts-Gontrolle haben 
nah Eröffuung des Gouvernements— 
Präſidiums v. 24. Juli l. J. 3. 3393 
in Folge berabgelangten SHoffanzleis 
Praäſidial-Decrets Se. Majeftät mit 
a. h. Entſchließung vom 25. Juni l. 3. 
Nahitehendes anzuordnen gerubt: 

a) Alle den Viehhandel auf dem 
Markte felbft beſchränkenden Vorſchrif— 
ten werden aufgehoben uud nur die zur 
Erhebung der Biehpreife beftehende 
Anftalt ift in der Art beizubehalten, 
daß jeder Berfäufer bei dem Auftriebe 
die Zahl und Gattung des aufzetrie- 
benen, fo wie jeder Käufer die Zahl 
und Gattung, das Gewicht und den 
Preis des gekauften Viehes bei der 
Markt » Controfle ordentlih anzeigen 
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und bevor dieſes nicht in das Markt— 
Protocoll eingetragen, und das ver— 
kaufte Vieh von dem Marktſchätzmei— 
fter in Anfehung des Gewichtes ge- 
fhäßt ift, von dem Marfte nicht ab» 
treiben fol, 

b) Den Viehhändlern ift geftattet, 
auch auf dem Triebe von der galiz. 
Grenze bis Olmütz einzelne oder meh: 
rere Stücke zu verkaufen. i 

c) Der Eigenthümer ded am Marft: 
tage unverfauft gebliebenen Viehes ift 
fünftig nicht mehr zur Anzeige verbun— 
den, ob er das Vieh blos zum näch— 
ften Markttage in Olmüß belafjen oder 
wohin er dasfelbe treiben wolle. Ferner 
foll das Vieh zwar nur an Markttagen 
auf dem Marktplaße verkauft werden 
dürfen, infofern aber ein Befiger mit 
dem an einem Markttage nicht ange: 
brachten Biche bis zum nächſten Markt: 
tage zugumarten gefonnen ift, und er 
unter der Zeit Gelegenheit fände, einen 
vortheilbaften Kauf abzuſchließen, foll 
ihm ſolches gegen dem geftattet fein, 
daß hierbei jene Förmlichkeiten beob— 
achtet werden, welche für den Berkauf 
des auf dem Markte hintangegebenen 
Viehes vorgefhrieben find. 

d) Die bisherige Bezeichnung des 
gekauften Viehes von Seite der Markt: 
Controlte hat zu unterbleiben. 

e) Sind dem a. h. Befchluffe ad a 
zu Folge auch ausländiſche Vieh: Ein: 
fäufer auf dem Olmützer Markte zuzu— 
laſſen. 

() Die Aufſtellung von Senſalen 
für dieſen Viehhandel von Seite der 
Staatsverwaltung findet nicht Statt, 
aber es iſt jenen Parteien, welche es 
wünſchen, geſtattet, von der Markt— 
aufſicht Auszüge aus den Protocollen 
über die angemeldeten und geſchloſſe— 
nen Käufe und Verkäufe abzuverlan: 
gen. (Eire. des mähr. fchlef. Gub. vom 
29. Juli 1825 3. 21865. Pr. ©. ©. 
für Mähr. u. Schlef. 3. 1825. Nr, 83.) 
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Schlahtviehmarft in Wien. In 
Beziehung auf den Biener 
Schlachtviehmarkt findet die 
Regierung folgende Berfügun: 
gen zu treffen: 

1. Die f. £ Cameral-Gefällen-Ber- 
waltung wird unter Einem angegangen, 
das Berzehrungsfteueramt zu beauf: 
tragen, der Marktauffiht an jedem 
Markttage das Berzeihnig des auf den 
Ochſenmarkt zum Berkaufe aufgetriebe- 
nen Schlachtviehes ſammt den Namen 
der Händler und die Zahl des aufge: 
riebenen Schladhtwiehes mitzutheilen. 

2. Die Schladtviehhändler find fiir 
die Zukunft verpflichtet, den Auftrieb 
des zum Verkaufe beflimmten Schlacht: 
viehes auf den Ochſenmarkt und eben 
fo auch den Mbtrieb desfelben der 
Marktauffiht anzuzeigen. 

3. Die Vernachläſſigung diefer Anz 
zeige ift an den Schlahtviehhändlern 
und auch an den allenfalld hieran 
Schuld tragenden Fleifhern mit Arreft 
von 24 Stunden bis 3 Tagen zu be: 
trafen. 

4. Die Marktauffiht wird darüber 
wachen, daß nad dem erhaltenen Ber: 
zeichniffe des Berzehrungsiteuer-Amtes 
das ſämmtliche in demselben enthaltene 
Schlachtvieh von den Schlachtvieh— 
händlern der Marktauffiht angemel— 
det, das Verzeichniß ſelbſt aber jedes— 
mal dem Marktausweiſe angeſchloſſen 
werde. 

5. Bei Schlahtvieheinfäufen in 
größeren Partien, an weldhen mehrere 
Fleiſcher Theil nehmen, ift Jeder ver: 
pflichtet, den Namen des Schlachtvieh: 
bandlere, die Zahl des erkauften 
Schlachtviehes und den Preis desſel— 
ben der Marktaufficht anzuzeigen. 

6. Unrichtige Angaben, infofern fie 
nad den hervorfommenden Umſtänden 
nicht etwa ale ſchwere Bolizei = Ueber: 
tretungen oder ald Verbrechen zu be: 
handeln find, werden mit Arreftjtrafe 
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von 24 Stunden bis 3 Tagen beftraft 
werden. 

7. Die Schladtvichhändler und Flei— 
fher find verpflihtet, die Schlachtvieh— 
fäufe, jo wie folhe anf dem Ochſen— 
markte gefchloffen werden, folglich ent— 
weder auf dem Fuße nah Stüden oder 
nah dem Gewichte der Marktauffiht 
anzugeben. 

8. Die Schlachtviehhändler und Flei— 
ſcher find weiters verpflichtet, den Na— 
men des Händlers, die Ankaufspreiſe 
des Schlahtviehes und die Zahl der 
erfauften Stüde in einen für jeden be— 
fonders beftimmten Ausweis einzutras 
gen, und die Richtigkeit diefer Angabe 
mit ihrer eigenhändigen Unterſchrift an 
Eidesſtatt zu befräftigen. 

9. Die Marktauffiht wird dafür 
forgen, daß den Fleiſchern nicht die 
Einfiht in die Angabe der Schlacht: 
viehhändler und fo umgekehrt geftat- 
tet werde. 

10. Die Marktauffiht wird fodann 
nah den von der Provinzial: Staatd- 
buchhaltung verfaßten Formularien, 
welche dem Magiſtrate zur Drucklegung 
zugeſtellt werden, den Hauptausweis 
zu verfaſſen, und die beiden Ausweiſe 
über die Angabe der Fleiſcher und 
Schlachtviehhändlet diefem mit Hin: 
weifung auf die Poftzahl ald Beleg 
anzufchliegen haben. 

11. Die Preiöberehnung zum Be— 
hufe der Rindfleifhtare des auf dem 
Ochſenmarkte von den Fleifhern nad 
dem Gewichte erfauften Schlachtviehes 
it von den Reſultaten der wöchent- 
lihen Probefhlahtung abhängig zu 
machen. 

12. Die Brobeochfen der Schlacht— 
vichhändler bei Käufen nad dem Ge— 
wichte find jedesmal der Theilung, und 
im Falle diefe Probeochſen in dem zur 
Brobefchlachtung beftimmten Loofe ſich 
befinden, auch der Probefhlahtung zu 
unterziehen. 


83 


Schleiferkarren. 


13. An Markttagen ift den Fleiſchern 
die Theilung ded außer dem Markte 
und auh auf demfelben erfauften 
Schlachtviehes entweder zur Beftim- 
mung der Probeochfen oder auch unter 
fi nicht geftattet. 

Infofern diefe Vorfhriften Verfü— 
gungen betreffen, welche die Schlacht: 
viehhändler und Fleiſcher zu beobach— 
ten verpflichtet werden, find diefelben 
in Druck zu legen, und zu Jedermannd 
Einfiht an dem Amtsorte auf dem 
Ochſenmarkte öffentlich zu affigiven. (N. 
ö. Rggs. Vdg. v. 20. Februar 1834 
3. 4970. Po. G. ©. für N. Oeſterr. 
vom 3. 1834, ſ. Schlachtvieh. (Bdg. 
vom 27. Juli 1838.) 

Schlafbeere, ſ. Tollkraut. 

Schlafende in offenen oder freien 
Hütten, unter Thören, Wägen und auf 
freien Straßen ſind auf die Seite zu 
ſchaffen. (Polizei-Ordnung für Mähren 
vom 12. Juni 1786. Krop. Geſ. Joſ. 
10. Bd. ©. 277.) 

Scleiertare bei der Verehelichung 
der Ieraeliten ift aufgehoben, ſiehe 
Juden-Ehe. 

Schleifen der Kinder am Glatteiſe, 
ſ. Glatteis. 

— — ſ. Eis, Glatteis. 

Schleiferkarren. Die Befugniſſe 
find aus Polizei-Rückſichten nur auf 
die Vorftädte Wiens befhräntt. (Com: 
merz =» Hofcommiffiond - Decret vom 
11. Juni 1812. Barth. Ergänzungeb. 
©. 250.) 

— — Als Iemandem, der die 
Schleiferei nicht ordentlih erlernt, 
aber fich längere Zeit damit abgegeben 
hatte, von der Stadthauptmannſchaft 
die Bewilligung ertheilt wurde, inner 
der Linien mit einem Schleiferkarren 
herumzuziehen, beftätigte die Landes: 
fteffe diefe Bewilligung um fo mehr, 
als ihm kein förmliches Schleifer- Be- 
fugniß, fondern nur die Grlaubniß, mit 
feinem Schubfarren -in den Borftädten 
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herumzufahren, ertheilt worden war, wos 
bei ihm gewiß feine Foftbaren Inſtru— 
mente, fondern nur gemeine Meffer 
und Scheeren zum Schleifen werden 
anvertraut werden. Zu diefer einfachen 
Beſchäftigung wird feine kunſtmä— 
Bige Erlernung gefordert; der Um: 
ftand, daß jenes Individuum ſich be— 
reits längere Zeit damit ernährt, be: 
weifet, daß er hierin Fertigkeit genug 
erlangt haben müffe; und diefe herum: 
ziehenden Schleifer feien eine wahre 
Wohlthat und Bequemlichkeit für das 
Bublicum in den Borftädten. (M. ö. 
Rage. Vdg. v. 23. Det. 1816. Barth. 
H. u. ©. Gef. 4.2. ©. 532 u. 583.) 

Schlingen zu legen ift den Jagd: 
befigern geftattet, |. Sagdwefen $. 6. 

Schlingenlegen. Behufs der Hint: 
anhaltung des Wilddiebftahld wird 
über Ermädtigung des Minifteriums 
des Innern vom 15. Mai 1853 3 
2827 das Aufftellen von Nachtgarnen 
und das Legen von Schlingen wieder: 
holt verboten und angeordnet, daß 
dasfelbe von den politiihen Behörden 
mit Arceft von 3 bis zu 8 Tagen zu be— 
firafen fei, wenn die frafgerichtliche 
Amtshandlung wegen Wilddiebfrahls 
im Sinne des $. 23 der mit hierorti: 
ger Verordnung vom 27. Dec. 1852 
Ne. 473 des 8. G. B. republicirten 
SJagdpolizei = Vorfhriften nicht Platz 
greifen ſollte. (Vdg. der n. ö. Statt: 
halterei vom 5. Juni 1853 3. 18803, 
n. ö. L. R. B. Jahr 1853. 2. Abthlg. 
Nr. 163.) 

Schlitten. Die Wahrnehmung, 
daß viele Schlitten nah Prag kommen, 
welche nicht mit Schellen: oder Glocken— 
geläute verfehen find, daher geräufchlos 
über die Schneedede gleiten, überdies 
häufig fihnell fahren, und deshalb die 
Sicherheit der Fußgeber in den Stra— 
Ben gefährden, und der Umftand, daß 
das übermäßige Schnalzen mit der 
Peitſche, welches fih manche Schlitten: 
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futfcher zur Warnung der Fußgeher 
erlauben, nebit den fchnellen und un— 
vorfihtigen Fahren ſchon durch die 
Polizei-Drdnung vom 30. Apr. 1787 
8. 5 unterfagt erfcheint, welches Per: 
bot feitdem öfterd unter Strafbedro- 
bung wiederholt worden ift; beftimmen 
das Landes-Gubernium, Diet aus öffent: 
lihen Rückſichten nothwendige Verbot 
des fchnellen und unvorfichtigen Fah— 
rend und übermäßigen Beitfhenfnallens 
in den Straßen zu erneuern, umd zu: 
gleih die Polize-Auffiht anzuweiſen: 
daß fie jeden Schlitten, der ohne Schel— 
len= oder Glockengeläute in Prag und 
deffen Umgebung betreten wird, anhals 
ten, und unter Bedrohung der für Po: 
lizeivergehen feftgefeßten Strafen auf: 
tragen foll, nur im langfamen Schritte 
zu fahren. Sollte dieſe Warnung nicht 
beachtet werden, fo ift gleich die Straf: 
amtshandlung einzuleiten, welche ſich 
nad Umftänden au auf das Beitfchen: 
knallen zu erſtrecken hat; auch wird in 
dem Falle, ald bei dieſem Schlitten: 
fahren die Sicherheit des Lebens oder 
Körpers nah $. 89 und 183, insbe: 
fondere aber gemäß $. 96 u. 97, dann 
8. 179 u. 180, St. ©. 3. 2. Theile 
gefährdet werden follte, der Gegenſtaud 
als ſchwere Polizei-Uebertretung behan— 
delt werden, und bei geringern Verle— 
gungen der förperlihen Sicherheit die 
Amtshandlung nach $. 1339 allg. bal. 
Geſetzbuches mit Bezug auf die Hof: 
fanzleisDecrete vom 30. Sept. 1806 
und 14. März 1812 erutretei. 

Diefe allgemeine Vorſchrift ift uns 
verzüglih zur allgemeinen Kenntniß 
zu bringen und handzuhaben, und die 
unterftehenden Polizei: Auffichtsorgane 
find ebenfalls gleich unter Strafbedro: 
bung zur pünctlihen Erfüllung ihrer 
Amtspflicht anzumeifen. (Verordn. des 
böhm. Bub. vom 24. Nov, 1842 3. 
65656. Prov. G. ©. für Böhmen. 
Nr. 333.) 


Schlitten. 


Schlitten, das Gefpann derfelben 
mug mit Schellen oder einer Glode 
verfehen fein, f. Fahren. (Vdg. vom 
1. Juni 1833 8. 5. 

— — müffen mit Schellenfränzen 
verfehen fein, ſ. Lohnkutfcher- Orb- 
nung für Graß $. 10. 

chloſſer haben, wenn fie für Are 
teitanten Eifen machen, darauf ihre 
Zeichen einzuprägen. (Hfd. v. 30. Det. 
1786. Borſchitzky Hob. ©. 333.) 

Scloffergefellen. Benn ein Ge 
fell zu Jemanden, der auf eigene Rech— 
nung zu arbeiten nicht berechtigt, mit» 
bin ein fogenannter PBrofeffiongftörer 
wäre, in Arbeit gebt, fo ift derfelbe 
gleih bei dem erften Betretungsfalle 
dem Magiftrate anzujeigen, damit ge 
gen ihn die Unterfuchung gepflogen, 
und die in den Geſetzen ausgemefjene 
Strafe verhängt werden könne. Ar— 
beitslofen Gefellen find von der In— 
nung eigene Aufenthaltsfheine auszu— 
fertigen, um aber überhaupt das müf- 
fige Herumfchwärmen arbeitfcheuer Ge: 
jellen zu vermeiden, ift feinen Geſellen 
geftattet, fih länger als 8 Tage 
aufder Herberge aufzuhalten, 
Es bat daher jeder Gefell, der während 
diefer Zeit feine Arbeit findet. oder ohne 
erhebliche Urfache, und von dem Vorſte— 
ber diesfalls erhaltenen Aufenthalts: 
dein, feine Arbeit annimmt, nad 
Verlauf dieſer Zeit feine Kundfchaft zu 
nehmen und von Wien abzumandern. 
Die hiebei nöthige Sontrolle hat der 
Herdergrater durch ein befondgres Ber: 
zeichniß, welches er über alle auf der 
Herberge befindlichen Gefellen zu füh— 
ren bat, herzuftellen. Wenn ein bei 
einem Meifter oder Befugten in Arbeit 
ftehender Gefell gefonnen wäre, aus 
der Arbeit zu treten, fo ift er, wie der 
Arbeitgeber, welcher. einen Gefellen 
nicht länger in Arbeit zu halten ge- 
denft, auf 14 Tage aufzulünden 
verbunden. Falls ein Gefell, ohne 
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Schmalzverkauf. 


diesfalld befondere Webereinfunft ges 
troffen zu haben, fih erfühnte, feine 
Werkftatt augenblidlih zu verlaffen, 
fo ift bierwegen die Anzeige dem Vor— 
fteher oder nah Umftänden dem Wr. 
Magiftrate zu machen, damit der Ger 
fell die gefeßlihen 14 Tage zu arbei« 
ten, durh Zwangsmittel verhalten, 
und auch allenfalld, wenn dem Arbeit: 
geber dadurch ein Schade zugegangen 
wäre, zur Strafe gezogen werde. (Wr. 
Gefellen-Drdnung v. 28. März 1816 ) 

Shloßhauptmannfhaft. Zu al: 
len Local » Verhandlungen über Baus 
lichkeiten in der Angrenzung der k.k. 
Schlöſſer ift die k.k. Schlokhauptmann- 
haft beizuziehen. (Hfkzl. Decr. vom 
30. Dct. 1828 3. 24651. Bdg. der 
n. d. Regierung vom 15. Nov. 1828 
3. 63968. Bol. G. ©. 10. Bd. Wr. 
257. ſ. Bauordnung für Wien $. 10, 
Bauverbot, Hofgarten. 

Schmalfelgige Frachtwägen, fiehe 
Zuhrwerf. 

Schmalz können die bürgl. Braten: 
brater und Kleinfelher auf Selchſtänden 
Butten oder in Gewölben verfaufen, f. 
Bratenbrater. 

— — ausländifhes, fiehe Markt: 
ordnung für am Schanzel an- 
tommende Feilſchaften 8. 8. 

— — Porfhrift in Bezug auf den 
Verkauf des auf dem Waffer nach Wien 
tommenden Schmalzes, fiche Marft- 
ordnung. 

Schmalzverkauf. Die Sapung auf 
Schmalz und gefalzene Butter 
wurde von Sr. Majeftät, laut Hof- 
decret v. 16. Juni 1808, auch bei den 
Gewerbsleuten und im kleinweiſen Ver— 
ſchleiße aufgehoben. (N. ö. Rage. Decr. 
v. 21. Juni 1808.) 

— — Damit die durh die Sa- 
Bungsfreiheit bezielten Wohlthaten 
nicht wieder dur andere den Handel 


beirrende neue Beſchränkungen vereitelt 


werden, wurde verordnet, daß fi in 


Schmal;verkauf. 


die Art des Kleinverfaufes auf dem 
Schmalzmarkte, mit Beziehung auf 
Tara und Schwendung, welche den 
Händlern und Erzeugern von ihren 
Bevollmächtigten angerechnet werden, 
von Seite der Behörden von Amte- 
wegen gar nicht einzumengen, fondern 
nur in Streitfällen hierüber nah Bil: 
ligfeit zu erfennen ift; fo wie auch bei 
dem ſchon überhaupt an feine Zeit be- 
ftimmten Schmaljmarfte dem verzeh- 
renden Bublicum fein Vorrecht vor den 
Gewerböleuten nad einer gemiffen 
Stundenbeftimmung eingeräumt wer: 
den foll. (Hffzl. Bdg. vom 15. Sept. 
1808, n. ö. Rggs. Decr. v. 26. Sept. 
1808.) 

Schmalzverkauf. Dur die Auf: 
bebung der Schmalz» und Käfefaßung 
find auch die fog. Schaffäfe ein Gegen- 
fand des ungebundenen allgemeinen 
Berfehres geworden. Es kann alfo 
weder in Wien, nod auf dem Lande, 
wo eigene Käfemacher beftehen, diefen 
ein ausfchließgender Borzug in der Ver— 
fertigung und in dem Handel dieſes 
Artikels geftattet werden. Nur in Rück— 
fiht der Gefundheitspoligei ift die Bor- 
ſicht zu beobadhten, daß jede Partei, 
welche einen ſolchen Handel unterneh- 
men will, dies der Ortsobrigkeit vor— 
läufig anzuzeigen verhalten werde, da— 
mit diefe über die Beichaffenheit der 
Waare, in Abficht auf die Unfhädlich: 
feit des Genuſſes, wachen könne, (Rgs. 
Bdg. vom 28. März; 1811. Krop. ©. 
©. 29. Bd. ©. 171.) 

— — Die urfprünglih freie Be— 
Ihäftigung der fog. Schmalzverfil« 
berer foll keineswegs in die Form 
einer Zunftgilde gebracht, durch eigene 
Berleihungen bedingt, und darauf das 
Bürgerrecht verliehen werden. Bei dies 
fem Umftande fanıı das entgegengefekte 
Verfahren nur als ein Mißbrauch an- 
gejehen werden, der abgejtellt werden 
mug, uud die Shmalzverfilbe- 
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Schmiedgefellen. 


rer find daher lediglich im die 
Elaffe der freien Befhäftigun- 
genzufegen, wozu ed weder befon- 
derer Rechte noch Verleihungen bedarf, 
da fowohl der Groß: und Aleinhandel 
mit Milchproducten als der Commiſ— 
ſionshandel mit denſelben freigegeben 
iſt, und ſomit Jedermann unbenommen 
bleibt, neben ſeinen Geſchäften auch 
den Commiſſionshandel mit Milchpro— 
ducten zu betreiben. (Hofkanzlei-Ver— 
ordnung vom 8. Mai 1813, nieder— 
öſterreichiſches Negierungs-Decret vom 
15. Mai 1813.) 

Schmelzen, ſ. Goldfehmelzen, 
Gold, Bolbarbeiter, Münzen. 

Schmiede follen bei ausgebroche— 
ner Feuersbrunſt, fogleich mit den noͤ— 
thigen Werkzeugen erſcheinen. (euer: 
löfhordnung für das flache Land vom 
24. Jän. 1784.) 

— — 68 haben Se. Majeftät zu 
verordnen befunden, Daß die wegen 
der Schmiede bejtehende Verordnung, 
daß feinem, der ſich nicht vorläufig mit 
dem förmlihen Befugniffe zur Aus: 
übung eines ſolchen Gewerbes audge- 
wiefen hätte, von den Hauseigenthü— 
mern die Errihtung einer Feuerftätte 
in feiner Wohnung, umd zwar unter 
einem Pönfalle von 6 Rthlr. geduldet 
werden folle, nunmehr überhaupt- auf 
alle Arten der Feuerärbeiter im Um- 
fange der hiefigen Linien auszudehnen 
fei. (Hfd. vom 19. Mai, kundgem. iu 
N, Defterr. den 4. Juni 1791. Krop. 
Gef. Levy. 3. Bd. ©. 347, f. Feuer: 
fwerkftätten.) 

— — vom Militär dürſen bei Ci— 
vilperfonen feine Hausthiere behandeln. 
(Hfd. v. 2. Aug. 1811. Barth. H. u. 
G. Gef. 5. Bd. ©. 433.) 

— — Erforderniffe zur Ausübung 
der Pferde⸗Arzneikunde, |. Thierärzte. 

Schmiedegefellen, f. Kranken: 
haus: Berpfle egögebühren. (Bde. v. 
6. März 1841.) 


Schmiedgewerbe. 


Schmiedgewerbe. Laut allerhöd- 
fter Entſchließung vom 23. Juli 1829 
it in Nieder-Defterreich fünftig 
Niemand zum Befige, zur Pachtung 
und dem Betriebe eines Real: oder Ber- 
fonal-Schmiedgewerbes befugt, als In- 
dividuen, welche mit Prüfungszeugnif: 
fen fih ausmweifen, daß fie den 1jäh- 
rigen Lebrcurd an dem Wiener Ve— 
terinär =» Inftitute vorfhriftsmäßig zu— 
rüctgelegt haben, und es ift auch im 
folhen Berleihungsfällen eines Ge- 
werbes jenen Individuen der Vorzug 
zu geben, welde Zeugniffe eines Eur: 
ſchmiedes, d. i. des zuricdgelegten 
2ijährigen Lehrcurſes beibringen. 
Bei dieſer a. h. Entſchließung erhält 
es alſo von dem, mit dem Regierungs— 
Circulare vom 16. Juli 1828 kund— 
gemachten Verzeichniffe jener Driſchaf— 
ten, für welde allein die Ausübung 
der Schmiedgewerbe durch die Zurüd- 
legung des 1jährigen Lehrcurſes an 
dem hiefigen Veterinär » Inftitute be— 
dingt wurde, fein Abkommen. (Hoftzl. 
Beih. v. 29. Aug. 1829 3. 20325, 
n. ö. Rggs. Vdg. v. 30. Sept. 1829 
3. 48783, n. ö. Brov. Gef. 11. Thl. 
Rr. 217.) 


Schmiedwerkftätten follen auf 


eine Diftanz von wenigftend 100 Schrit— 
ten von den übrigen Wohnhaufern eis 
ner Ortſchaft gebaut werden. (Vdg. des 
böhm. Bub. v. It. Mai 1781. Obent. 
4. Bd. ©. 118.) 

— — Die Erbauung von Schmied» 
werfftätten in dem Ortſchaften felbft 
wird mit dem Beifake verboten, daß, 
wenn eine in Dörfern zwifchen Häufern 
befindlihe Schmiede abbrennt, ſolche 
außer dem Orte in einiger Entfernung 
zu erbauen fei. (Vdg. des böhm. Bub. 
v. 12. Dec, 1793 3. 36951.) 

— — Die Bedingungen, unter 
welhen ausnahmsweiſe die Er- 
bauung neuer, fowie die Umbauung 
baufälliger Schmiedwerkftätten inner: 
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Schmiedwerkftätten. 


balb der Drtfhaften Siatt finden 
fann, find folgende: 

a) Die zu errihtende Schmiedwerf- 
ftätte muß auf einem möglichſt freien 
Pla und wenigftend 4 Klafter von 
andern Gebäuden, insbeſondere aber 
von Kirchen, Schulen und Spitälern, 
Gontributiond-Getreidfhüttböden und 
Getreidſcheunen noch weiter entfernt zu 
ftehen fommen. 

b) In Städten bleibt die Errichtung 
neuer Schmiedwerkftätten auf die Vor— 
ftädte befchränft. 

c) Nur in Ortſchaften, wo in der 
Nähe der zu errichtenden Schmiede 
durchgehends feuerfihere Gebäude fte 
hen, fann eine derlei Schmiedwerf: 
ſtätte nah Umftänden auch in der Reihe 
diefer Gebäude erbaut werden. 

d) In der Nähe,der aufzuftellenden 
Schmiedewerfftätte" muß binlänglich 
Waffer vorhanden fein, zwifhen der 
Schmiede und den übrigen Häufern 
aber müffen, wenn es der Raum zuläßt, 
hochſtämmige Bäume gepflanzt werden. 

e) Die Werkftätte muß ganz aus 
feuerfeftem Material bergeftellt, mit 
Ziegeln oder Steinen eingewölbt, der 
Dachſtuhl frei aufgefeßt, das Dad 
ſelbſt mit Ziegeln oder Schiefer gededt, 
der Dachboden mit Ziegeln pder aa 
nigften® mit Eftrich gepflaftert wer 
An beiden Stirnfeiten müffen Yeuer- 
mauern und feineswegs bloße Walmen 
gegen die benachbarten Gebäude, wenn 
diefe auch feuerfeft erbaut fein follten, 
1 Schub hoch über das Dach aufge 
führt, die Rauchfänge im vorgefchrie- 
benen Maße von 18 Zoll im Lichten 
mit 6zölligen Ginfaffungswänden 3 
Schuh hoch über den Dachfirſt, nicht 
in einer ſenkrechten, fondern in einer 
gebrochenen Richtung, und nad Ums 
ftänden mit einem*fogenannten Kropfe, 
wie bei Brauöfen, zum Riederfchlagen 
der Funken hergeftellt und dabei mit 
einem Hute verfehen werden. 


Schmiedwerkflätten. 


N Die Fenſter der Werfftätte find 
wo möglich gegen einen freien Platz zu 
richten, und zur Verhütung des Umher— 
fprübens der Funken mit einem dichten 
Drabtgitter zu verfehen. 

g) Der Eingang in die Werkftätte, 
fo wie der Drt, wo die Pferde und 
MWägen befiblagen werden, muß gegen 
einen freien Platz angelegt, und nad 
Umftänden gegen die Straße mit einer 
4 Fuß hoben Parapetmauer zur Ber: 
hinderung des Auffpringens der Fun- 
fen gefihert werden. Die fogenannte 
Beihlagbrüde ift fo anzulegen, daß 
das Dad wenigftens 10 Fuß hoch auf: 
geftellt und feuerficher gemacht werde. 

h) Das Brennmaterialbebältnig ift 
wo möglih außerhalb der Werfftätte 
anzulegen, überhaupt aber feuerficher 
ju verwahren. * 

i) Wenn mit der Werkftätte die Woh- 
nung verbunden werden foll, jo darf 
der Eingang in die leßtere nicht aus 
der Werfftätte, fondern muß aus einem 
eigenen Vorhauſe, durch weldyes die 
beiden Beitandtheile getrennt werden, 
vorgerichtet, und die Wohnbeitand- 
theile müffen wenigftens mit Rohrde— 
‚fen verfehen werden. 

k) Zur Erbauung einer neuen oder zus 
Ugbanung einer baufälligen Schmiede: 
werfftätte innerhalb der Ortfchaften ift 
die Bewilligung der k. f. Landesſtelle 
nothwendig. Die Dominien und Ma— 
giftrate haben daher das diesjällige mit 
dem Bau: und Gituationsplane bes 
legte Einſchreiten bei ihrem vorgefegten 
f. Kreisamte einzubringen. Nach vor: 
ausgegangener Prüfung des Ban- und 
Situationsplanes von Seite des Kreie- 
ingenieurd bat das k. Kreisamt den 
Begenftand unter Beifügung der nö« 
thigen Bemerkungen dur die k. Pro- 
vinzial⸗ Baudirection dem k. k. Guber— 
nium vorzulegen. 

I) Iſt die Bewilligung von dem k. k. 
Gubernium erfolgt, fo bat der Bau 
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felbft fet3 unter genauer Beobachtung 
der allgemeinen Bauvorſchriften Statt 
zu finden. (Bdg. des böhm. Gub. vom 
20. Mai 1831 Zahl 18029. Obent. 
4. Br. ©. 119.) 
Schmiedewerfftätten, fiehe Ban: 
ordnung für Böhmen $. 58. 
Schminke, rotbe Zur Berfertigung 
derfelben find keme der Gefundbeit 
ſchädliche Beftandtheile zu nehmen 


und ft die Erlaubniß zur Berfertigung 


von der Regierung nicht eher zu erthei« 
fen, als bis die Unſchädlichkeit der 
Compoſition derfelben durch die medic. 
Facultät erprobt ift; aud find die Ge— 
füße, in denen fie verfauft wird, mit 
Zeichen zu verſehen, und es ift außer 
diefer bezeichneten Schminfe bei Con— 
fiscation Peine andere zu verkaufen. 
(Hofentfhl. v. 12. Det. 1786. Krop. 
Gef. Joſ. 10. Bd. ©. 296.) 

weiße. Die Fabrica— 
tion, der Verkauf und alle Einfuhr 
der weißen Schminke, unter welcher 
Form und Namen ſelbe erſcheinen möge, 
wird als der Geſundheit ſchädlich, bei 
Confiscation, und der Verkauf, fo wie 
die Fabrication überdies noch mit einer 
Strafe von 4 fl. für jedes Loth verbo— 
ten. (Hfd. v. 30. Sept. 1787 3.3270. 
Kundg. in N. Defterr. am 25., in Inn. 
Deiterr. am 29. Sept., in Böhmen und 
Galizien den 4., inMähren am 5. Det. 
1787. Krop. Gef. Joſ. 13. Br. 
©. 376.) 

— — Bei Verleihung des Befug- 
niffes zur Erzeugung der Schminken 
muß die medic. Facultät vernommen 
werden. (R. 6. Rggs. Vdg. v. 12. Juli 
1793. Barth. H. u. ©. Gef. 6. BP. 
©. 654.) : 

— — weiße. Die Einführung der " 
weißen Schminke aus fremden Staa— 
ten fowohl als die eigene Fabricirung 
derfelben bleibt noch ferner gänzlich 
verboten. (Bat. vom 15. Oct. 1802 
$. 15. Krop. ©. ©. 16. B. ©. 740.) 


Schminke. 


Schminke, weiße. Der Verkauf der- 
felben ift den Parfumeurs umterfagt. 
(N. 5. Rage. Bdg. vom 25. Juni 1819. 
Barth. 9. u. ©. Gef. 6. Bd. ©. 646.) 

Schnalzen und Fahren, ftarkes, ift 
verboten. (Bat. v. Apr. 1774. Krop. 
Gef. M. Ther. 7. Bd. ©. 27. Bdg. 
v. 9. Mai 1772. Arop. Gef. M. Ther. 
8. Bd. ©. 550. Rggs. Deer. vom 
18. Aug. 1773. Krop. Gef. M. Ther. 
8. Bd. ©. 567. Krop. Gef. M. Ther. 
3. Bd. ©. 572.) 

— — Ein von hier aus wegen Er 
neuerung des, in älteren Verordnun— 
gen enthaltenen Berbotes des unvor— 
fihtigen und unnöthigen Schnalgens 
mit der Peitſche indem Umfange volk— 
reiher Städte an die h. Landesitelle 
erftatteter Antrag hat im weitern Zuge 
an die hohe k. f. vereinigte Hofkanzlei 
mit RegierungssDecrete vom 17. Juni 
1. 3. Nr. 34365, nachftehende Erledi- 
gung erhalten: 

Die k. k. vereinigte Hoffanzlei hat, 
laut berabgelangter hoher Verordnung 
vom 5. Juni d. 3. Zahl 13508, we- 
der einer Ausdehnung des Verbotes 
in Betreff des Schnalzens, noch auch 
einer Republication desfelben, oder 
einer erneuerten Hinweifung auf das 
beftehende Verbot Statt zu geben, fon- 
dern die Regierung lediglich auf die 
Handhabung diefes Verbotes mit dem 
Bedeuten anzumeifen befunden, daß 
das muthwillige Schnalzen, infoferne 
es zu einer Gefährdung der perfönli- 
hen Sicherheit die Beranlaffung geben 
fann, fhon an. und für fi als eine 
polizeiwidrige, mithin flrafbare Hand: 
lung erfcheine, und daß es daher feiner 
eigenen gefeßlihen Borfchrift bedürfe, 
um dasfelbe in diefem Sinne mit einem 
befonderen berbote zu belegen und zu 
verpönen. (Circ. der ka f. Bol. Ob. Dir, 
vom 25. Juni 1840 3. 8810/1373.) 

— — Mit Beziehnng auf das hohe 
Hofftell » Decret vom 6. Det. werden 
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bezüglich der Verhinderung des muth— 
willigen und gefährlihen Schnalzens 
mit der Peitfche in den Straßen und 
auf den Plägen Wiens, fämmtl. Be: 
zirks-⸗Directionen hiemit neuerlich auf: 
gefordert, zur Verhütung von Un- 
glüdsfällen, melde in Folge des 
Schnalzens mit der Peitſche ſich hier 
bereit wiederholt ereignet haben, die: 
fem Unfuge wenigftens nah Möglid- 
feit zu fleuern und die diesfälligen 
Uebertreter unnabfihtlih zu abmden, 
fo wie durch die Linienpoften den nad 
Wien kommenden Landfuhrleuten bei 
ihrem Erſcheinen an den Linien dieſes 
Berbot in Erinnerung zu bringen. 
(Eirc. der k. k. Pol. Ob. Dir. von 
24. Febr. 1846 3. 2383/520.) 

Schnalzen iſt den Lohnkutſchern 
unterfagt, |. Lohnkutſcher-Drduung 
für Graß 8. 31. 

— — übermäßiges, |. Schlitten. 

— — mit der Peitfche, fiehe Po— 
ftillone. 

Schnee. Das Herabwerfen des 
Schnees von den Dächern foll mit nö» 
thiger Borfiht und zu einer Zeit ge: 
ſchehen, wo wenig Menfhen auf der 
Straße find; follte diefe Vorſchrift 
nicht beobachtet werden, und entfteht 
hiebei ein Unglücksfall, fo folder Haud- 
eigenthümer empfindlich beftraft wer— 
den. (N. ö. Rggs. Bdg. v. 3. Februar 
1803. Krop. Gef. Ftz. 17.8. ©. 50.) 
Beim Herabwerfen des 
Schnees von den Dächern ift zur Ber: 
hütung jeder Beihädigung der Vor— 
übergehenden unter Strafe von 4 fl. 
ein Warnungszeihen anzubringen. 
(Bdg. des böhm. Gub. vom 1. Juli 
1803. Dbent. 4. Bd. ©. 121.) 

— — Borfhriften zur Hintanhals 
tung von Unglüdsfällen bei einem 
Schneefalle, ſ. Eis, Glatteis. 

— — ſ. — 

Schueepflug, ſ. Eifenbahn:Be: 
triebs-⸗Orduung $- 31. 


Schneefchauflung. 


Schneefhauflung auf Reichsſtra— 
Ben. (Kaif. Vdg. v. 3. Jän. 1851. R. 
G. B. Nr. 16.) 

Schneider, die Befugniß der weib- 
lihen Arbeitsfhulen zur Berfertigung 
von Frauenkleidern, fiehe Handar: 
beiten. 

Schneiderarbeiten, fiche Hand- 
arbeiten. 

Schneidergefellen, j. Meldzettel. 

Schneider: Innung, fiche Affı 


ſtenz. 

Scpnelles Fahren, f. Fahren. 

Schnellwagen. Der Gebraud) der 
Schnellwagen im öffentlichen Verkehre 
wird allgemein unterfagt, nachdem die 
Erfahrung die Unrichtigkeit diefer Wa- 
gen bewährt hat, und es gegenwärtig 
einftebende Wagen gibt, melde die 
Bortheile der gewöhnlichen Schnellma- 
gen gewähren, dabei aber in Bezug 
auf Nichtigkeit und Verläßlichkeit den 
gleihnamigen Wagen gleichfommen. 
Diefes Berbot hat mit 1.Nov. 1834 in 
Wirkfamkeit zu treten und es werden 
die diesfälligen Uebertreter nach den 
BZimentirungs » Vorfchriften behandelt 
und beftraft. (Eirc. der n. ö. Reg. vom 
25. Aug. 1634 3. 41695, n. ö. Pr. 
G. ©. 16. Bd. Nr. 203.) 

— — Dad Gubernium findet den 
Gebraud der Schnellwagen im öffent- 
lihen Verkehre ‚allgemein zu unterfa- 
gen. Diefes Verbot hat mit 1. Nov. 
1840 in Wirffamfeit zu treten, und 
es werden diejenigen, welche ſich nad 
Ablauf dieſes Termines im öffentlichen 
Verkehre der Schnellmagen bedienen 
follten,, im erften Falle nebft der Con— 
fiscation der vorgefundenen Schnell» 
wagen zu einem an das Armeninftitut 
abzuführenden Strafbetrage von 5 fl., 
im Wiederholungsfalle nebft obiger Gon- 
fißcation zu einer Strafe von 10—25 fl. 
zu verurtheilen fein. (Bdg. u. Kundm. 
des k. k. illor. Land. Gub. v. 31. Juli 
1840. Krop. ©. ©. 66. Bd. Nr. 111.) 
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Schnellwagen, ſ. Fleiſcher. 

Schnürbrüſte, ſ. Mieder. 

Schönbrunn. Den Wiener Fiakern 
wird die Durchfahrt durch den k. k. 
Schloßplatz in Schönbrunn bewilligt, 
ſ. Fiaker. 

Schornfteine aus zubrennen iſt ver⸗ 
boten, ſ. Rauchfänge. 

— — Schornſteinfeger, ſiehe 
Rauchfänge, Rauchfangkehrer. 


Schornſteinfeuer, ſ. Rauchfang⸗ 
feuer. 
Schotter. Das Ausführen des 


Schotters, wodurd die Donauufer be— 
Ihäadigt werden, ift verboten, und es 
follen an den betreffenden Orten dies- 
falld Rarnungstafeln aufgerichtet wer- 
den. (N. ö. Rggs. Bdg. vom 6. April 
1819. Krop. Gef. Franz. 41. Band. 
©. 195.) 

— — Jeder, der obne eine befon- 
dere Bewilligung der berufenen Ber 
börde den Schotter an den Moldau— 
ufern oder gar in das Flußbett abla- 
det, kann von Jedermann, der einen 
folben Frevler wahrnimmt, nöthigen- 
falls aud mit ämtlicher Affiftenz feit- 
genommen und dem mädften Amte 
übergeben werden, wo der Uebertreter 
die beftimmte Strafe von 2 fl.E. M. 
für jede Fuhr zu Handen des Appre- 
bendenten zu erlegen bat: (Vog. des 
böhm. Bub. vom 25. Sept. 1841 3. 
50857. PBrov. ©. ©. für Böhmen, 
Nr. 267.) 

— — Gewinnung desfelben in der 
Nähe der Eifenbahn, f. Eifenbahn- 
Betriebs:Drdnung 8. 100. 

Schottergraben in der Donau, f. 
Donau:-Strom:Polizei-:Vorfchrift 
8. 23. 

— — im Donaucanale, f. Donan: 
canal. (Vdng. vom 10. Juni 1811 
8. 24. 

Schhottergruben. In Folge a. h. 
Entſchließung wird an die Inhaber 
und Pächter von Schotter und Lehm: 
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gruben hiermit der nachdruckſamſte Be— 
fehl erlaffen, daß bei Grabung folder 
Gruben die Erde immer von oben her: 
unter weggeräumt und daher abda- 
chungsweiſe bis an den Schotter oder 
Lehm gegraben werden foll, bei fonft 
zu befahren habender fhärfefter Strafe, 
worüber die Richter und Gemeinden zu 
wahen, und die Kreisämter auf den 
richtigen Vollzug zu invigiliren haben. 
(Hfe. v. 29. Juli 1784, n. ö. Rggs 
Bdg. v. 6. Aug. 1784 3. 11604.) 

Schottergruben. Die Inhaber 
oder Pächter der Schotter: und Lehm— 
gruben find angemwiefen, beim Graben 
die Erde inımer von oben herab weg— 
zuräumen, und foldergeflalt abda- 
chungsweiſe bis auf den Schotter oder 
Lehm hinabzugraben. Hiernach ift fi 
zur Bermeidung von Unglüdsfällen un- 
ter fonftiger unfehlbarer Strafe genaue: 
ftens zu achten. Die Dorfrichter haben 
über die Beobachtung diefer Anord: 
nung firenge zu wachen und im Ueber: 
tretungsfalle fogleih die Anzeige an 
das Kreidamt zu madhen. (Bdg. des 
böhm. Gub. v.26. Aug. 1790, 1. Dec. 
1794, 29. Juli und 18. Oct. 1798. 
Dbent. 3. Bd. ©. 467.) 

— — Die zur Verhinderung der 
Unglüdsfälle bei dem Schotter- oder 
-Rehmgraben unterm 6. Aug: 4784 den 
Behörden befannt gemachte a. h. Vor: 
ſchrift ift durch ein eigenes Kreisfchrei- 
ben fämmtliher Dominien und durd 
diefe den Ortsgerichten in Erinnerung 
zu bringen und ihnen die genauefte 
Beobachtung mit dem Beifage zur 
Pflicht zu mahen, daß man diejenigen 
Dominien und Drtögerihte, denen 
künftig eine diesfällige Nachläſſigkeit 
zur Laſt fallen wird, nit nur zur 
firengften Verantwortung, fondern auch 
zur angemeffenen Strafe, und nad 
Umftänden felbft zur Entfhädigung 
des Berunglüdten unnadfihtlid ver» 
halten werde. Die Dominien und Ortd- 
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gerichte haben daher künftig umunter- 
brochen zu wachen, daß der Schotter 
eder dec Lehm nie anders ald nach der 
erwähnten höchſten Borfchrift gegra- 
ben, und folglih zu deren Erhaltung 
immer von oben der Anfang gemacht, 
nie ganz ſenkrecht fortgefahren, fondern 
immer etwas abfchüffig oder abhängig 
zu Werke gegangen werde. (N. 5. Rat. 
Bdg. v. 1. Juli 1800 3. 11426. Luk. 
1. Bd. ©. 364.) 

Schottergruben. Zur Verhinde— 
rung von Unglücksfällen bei den Schot- 
tergruben ift dienothwendigfte Borfichtd- 
maßregel, das fo gefährliche Untergraben 
der Schottergeftätten zu befeitigen. Die 
Regierung trägt daher der Straßenbau— 
Direction auf, die Schottercontrahen- 
ten nahdrüdlichft anzumeifen, genau 
darüber zu wachen, daß die von ihnen 
gedungenen Arbeitöleute fih des Un- 
tergrabens der Geftätten enthalten und 
diefen Gontrabenten zugleich zu beden« 
ten. daß fie für jeden eingetretenen der— 
lei Unglüdsfall verantwortlich gemadt 
und bei einer ihrerfeits unterlaufenen 
Rahläffigkeit zur ftrengften Beftrafung 
gezogen werden würden. (N. ö. Rggs. 
Bdg. v. 30. Mär; 1817 3. 12762. 
Krop. &. ©. 38. Bd. ©. 176.) 

Schranfen, eigenmädtiges Eröff- 
nen bei Eifenbahnen;- f. Eifenbahn: 
Betriebs-Ordnung, $. 96. 

Schreibart, beleidigende, gegen po— 
litiſche Obrigkeiten, ſ. politifche Ob⸗ 
rigkeiten. 

Schreibereien, Vereinfachung und 
Abkürzung derſelben bei ämtlichen Cor— 
reſpondenzen f. Correſpondenz. 

Schreibrequiſiten, unentgeldliche 
Verabfolgung an Findlinge, f. Find: 
linge. Vdg. v. 22. Juli 1830. 

chriften, periodifche, deren Ver— 
fendung durch die Boftanftalt betreffend, 
ſ. Poftgefep. — 

Schriftenwechſel mit ausländi— 

ſchen Behoͤrden, ſ. Correſpondenz. 


Schrifigießer. 


Schriftgießer dürfen ibre Buch— 
ftaben nur privilegirten Buchdrudern 
verfaufen. (Hfd. v. 31. Jän. 1793. 
Barth. 9. u. ©. Gef. 6. B. ©. 585.) 

Scriftfteller, Verkauf ihrer eige— 
nen Werke, f. Buchhändler, Patent 
vom 18. März 1806, $. 11. 

Schröpfen ift den Chirurgen auch 
ohne bürgerlihe Gewerbe geftattet. 
(Rggs. Vdg. v. 10. Dit. 1793. Barth. 
9. u. ©. Gef. 5. 3. ©. 136.) 

Schub. Hochſchwangere Weibsper- 
fonen find nicht abzufdieben , fondern 
denfelben von der Gemeinde des Drtes 
das Unterfommen , fowie die nötbige 
Hilfe und der Unterhalt fammt dem 
Kinde zu verfhaffen. (Bdg. der Lan- 
deshauptmannfchaft in Linz v. 4. Aug. 
1746. Krop. Gef. M. Ther. 1.8. ©. 
34 Inftruction für die Gerichte in Böh— 
men v. 13. Dct. 1755. 8. 5.) 

— — Jene Beamte, welche einen 
Bettler oder Vagabunden, fo bereits 
von binnen gefhoben worden, oder aus 
ihren Geburtd- oder unterthänigen 
Dertern, wohin fie angewiefen find, 
wieder in andere Orte entweichen und 
dort connivendo dem Betteln und Mü— 
Biggang nachgehen, wieder anher rever⸗ 
tiren laſſen, oder den nicht gebühren- 
den Aufenthalt geftatten; follen un— 
nachſichtlich in eine Strafe von 10 Rthlr. 
zu der Gicherheitscaffe gezogen wer: 
den, (Vdg. in Böhm. v. 29. Maı 1767. 
Krop. Gef. M. Ther. 5. Bd. ©. 194.) 

— — Schwangere liederlihe Per: 
fonen , wenn fie der Entbindung noch 
nit nahe find, find nicht an den Ort 
ihrer erfolgten Schwädhung , fondern 
in ihren Geburtsort abzufchaffen. (Hof: 
enifhliefung vom 15. Mai 1782. 
Krop. Gef. Joſ. 1. B. ©. 189.) 

— — bei dem, find Delinquenten 
und verdädhtige Bagabunden mit Eifen 
und unter binlänglicher Bedeckung zu 
befördern. (Bda. v. 21. Nov. 1785. 
Krop. Geſ. Jof. 8 2. ©. 215.) 
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Schub. ShubordnunginBöh- 
men. Um endlih Ordnung und eine 
Controlle bei dem mit der öffentlichen 
und Privatjiherheit fo wefentlich ver: 
bundenen Schubgefhäfte einzuführen, 
wird verordnet: 

1. Sind die Abfchiebungen weder 
von Richtern noh von Obrigfeiten 
eigenmächtig, fondern immer von dem 
Kreisamte nach dem Normale vom 21. 
Juni 1756 einzuleiten, und die Schub- 
perfonen mit den gehörigen kreisämtli— 
ben Schubpäffen zu verfehen, worin 
a) ihr Vor- und Zuname, b) die Urſache 
der Abfchiebung, dann c) der Geburtd- 
oder Unterthänigkeitsort, nad welchem 
fie aefhoben werden, nebft Benennung 
des diesfälligen Dominiums und Krei- 
fe8 (wenn es bierländige Unterthanen 
betrifft) und endlih die Schubabwechs— 
lungsftationen bie zum nächiten Kreis— 
amte oder nach Umftänden bis an den 
Geburtsort deutlich aufzuführen find; 
diefe Schubpäffe find in jeder Abwechs— 
lungsftation von der Ortsobrigkeit zu 
unterfchreiben , und fohin bei der Ans 
kunft der Abgefhobenen in ihren Ge— 
burts- und Unterthänigkeitsorten von 
ihrer Obrigkeit in Berwahrung zu neh» 
men; würden aber die Sträflinge in 
ein anderes Erbland oder ind Ausland 
geihoben, jo müffen ihnen felbe zu 
ihrer Legitimation beibelaffen werden. 

2. Da zur Beförderung des Schu— 
bes zweimalige Abwechslungsftationen 
beftimmt find, fo müſſen den Schüb— 
lingen in jeder diefer Stationen die 
vorfhriftmäßigen 2 fr. verabfolgt 
werden; den Convohanten ift nichts 
abzureichen. 

3. Die Obrigleiten diefer Abwechs— 
Iungsftationen haben über die richtige 
Uebergabe der Schubperfonen jederzeit 
ein ordentliches Recepiſſe nach beigehen- 
dem Mufter auszuftellen, und von 
diefem Mufter nicht im geringften ab» 
zumeichen, damit man hieraus vorzüg— 


Schub. 


ih einfehen könne, woher und wohin 
der Sträfling gefhoben und von wem 
convopirt worden fei. 

4. Diefe Schubrecepiffe find nad 
Berlauf eines jeden Monats von den 
Dbrigkeiten an das Kreidamt unaus— 
bleiblih einzufenden. 

5. Da in den Schubrecepiffen der 
Drt, woher und wohin der Sträfling 
geihoben worden, dann der Name 
der Eonvoyanten angemerfi fein muß, 
fo wird fi das Kreisamt 

a) in dem Falle, wo der Schub von 
einem Drt des Kreifes in einen andern 
im nämlihen Kreife geſchehen, leicht 
überzeugen können, ob der Abgeſcho— 
bene feiner Obrigkeit richtig übergeben 
worden oder nicht; bei vorkommenden 
Unrichtigfeiten,, wo nämlich entweder 
der mit Eifen angekommene Sträfling 
obne Eifen weiter ‚befördert, oder mit 
untaugliben Gonvoyanten begleitet, 
oder endlich gar vom Schube entlaffen 
worden, ift vermöye eingefehener Re— 
cepiffe immer die fchärffte Unterfuchung 
zu pflegen, und der Schuldtragende 
nach den beftehenden Vorſchriften un: 
nadhfichtlih zu beitrafen. Beſonders 
aber hat derjenige Bıamte, oder dieje- 
nige Obrigkeit, welche Knaben, Weibs— 
leute oder andere untaugliche Convoy— 
anten den Schubperfonen beigibt, wenn 
diefe fohin vom Schube entweichen, 
sehn Reichsthaler Strafe, vermöge 
Vocſchrift vom 21. Jän. 1780, zu den 
Polizeianftalten zu erlegen; 

b) liegt der Det, wohin der Eträf- 
ling gefhoben wird, in einem andern 
Kreife, fo hat das Kreisamt diefes an: 
dern Kreiſes das Schubrecepiffe von 
der Obrigkeit des gedachten Orts dem: 
jenigen Kreisamte zuzuftellen , welches 
den Schubpaß audgefertigt und den 
Schub eingeleitet hat; dieſes Necepiffe 
wird dann eine ſichere Controlle abge: 
ben, daß der geihobene Sträfling an 
feinem Geburts- oder Unterthänigfeite: 
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orte richtig angelangt, und daß die 
Abſchiebung durchaus ordentlich bewerf- 
ftelliget worden ift. Wenn aber dieje 
Recepiffe binnen einem Monat nad ge— 
ſchehener Abfchiebung bei dem Kreis: 
amte, welches den Schubpaß ausgefer- 
tigt hat, nicht eingelangt, übrigens 
aber die Necepiffe der Abwechslungs— 
ftationen feines Kreiſes richtig einge: 
fchieft worden find, und aljo die Ber- 
nadhläffigung des Schubgeſchäftes in 
einem fremden Kreife zu haften fcheint, 
fo hat das abfhiebende Kreisamt nebft 
Einfentung der Recepiffe der Abwechs- 
lungsftationen feines Kreiſes, dieſen 
Fall zur weiteren Unterfuhung hoben 
Drted anzuzeigen und beſonders den 
Geburts: oder Unterthänigkeitsort des 
Abgeſchobenen nebit dem diesfälligen 
Dominium und Kreife, dann die Haupt: 
örter, durch welche der Schub bis da- 
bin zu gefchehen hatte, einzuberihten, 
Wird endlich 

ce) der Strafling ganz außer Land 
gefhoben, fo hat die Obrigkeit der leg: 
ten Abwechslungsitation an der Örenze 
die volljogene Außerlandfchiebung je— 
desmal ihrem vorgefegten Kreisamte 
anzuzeigen, dad Kreisamt aber die Ans 
zeige fo, wie ſolches obgedachtermaßen 
mit den Necepiffen der inländifchen 
Schubperfonen geſchieht, zu machen. 

6. Die Obrigfeiten find, mad der 
Verordnung v. 21. Jänner 1780, mit 
Ernft anzumeifen, damit fie fih die 
nöthigen Eifen herbeifhaffen, um die— 
jenigen Schubperfonen , die mit Eifen 
anlangen, auf gleiche Art weiter beför: 
dern zu fönnen. 

7. Iſt 08 die Pflicht der Wirth: 
ihaftsämter und Drtsobrigkeiten, die 
wegen Beitelne, Müffiggang oder lie 
derlihen Lebens nah Haus gefchobe- 
nen PBerfonen zu einem ordentlichen 
Lebenswandel zu verhalten, zur Arbeit 
anzumeifen, und ihnen die Nahrungs: 
wege aufalle mögliche Art zu erleichtern, 
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widrigenfall® wenn diefe obrigfeitliche 
Pflicht vermöge Diedfalld gepflogener Un- 
terfuhung außer Acht gefegt, der Geſcho— 
bene nah dem Orte der Abfchiebung 
neuerdings zurückkehren, und dafelbit 
wiederholt im Betten, Müfiggang 
oder liederlihem Leben betreten würde, 
der Amtsvorfteher oder die Obrigkeit 
nah der Verordnung vom 29. Mai 
1767 mit 10 Reichsthalern zu den 
BolizeisAnftalten zu beftrafen ift. 
Schubrecepiffe. 

Die wegen Bettelns von N. N. 
(Kreis oder Drt) nah N. N. im oder 
ohne Eifen abgefhobene N. N. (Bor: 
und Zuname) ift dur den Convoyan— 
ten N. N. (Name des Meberbringers) 
richtig anher geliefert worden 

Den N. N. 

Bürgermeiſter. 
(Bdg. in Böhm. v. 16. Sept. 1794. 
Krop. ©. ©. 4. Bd. ©. 516.) 

Schub, Um den künftig vorkom— 
menden Entweihungen der mit Bartis 
cularſchuben abgefchickt werdenden Per: 
fonen vorzubeugen und in diefer wich— 
tigen Sache die gehörige Ordnung und 
Genauigkeit zu erzielen, wird biermit 
befannt gemacht, daß die genauefte Bes 
obachtung der in Schubfachen befteben- 
den Patente, Generalien und Verord— 
nungen, Allen die es betrifft, und vor« 
züglich den Obrigkeiten, herrſchaftlichen 
Beamten und Drtärihtern auf das 
Nachdruckſamſte eingefhärft, zugleich 
denfelben insbeſondere auch die richtige 
Defolgung der Vorſchrift, daß jeder 
Ortsrichter in Anfehung einer jeden 
Schubeperfon zurAusmweifung der richtig 
gefhehenen Uebergabe, fih mit dem 
Recepiffe des Lebernehmers verfebe, 
dann, daß jede Schuböperfon nur dem 
Richter allein, und in deffen Abwefen- 
beit der Gemeinde, Gefhwornen, oder 
dem Wächter übergeben, und nur von 
einer Diefer drei Amtöperfonen dad 
Schubs-Recepiffe dem Begleiter ausge: 
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fertiget werden foll, auch der Begleiter 
den Schübling bei Arreftftrafe nicht 
eher entlaffen dürfe, als bis diefer von 
einer der drei PBerjonen übernommen 
und ihm das vorfchriftmäßige Recepiffe 
hierüber eingehändigt worden ift, ernſt— 
gemeſſen eingebunden ; übrigend auch je 
dem Drtsrichter zur Pflicht gemacht wer: 
den fol, ein Brotocoll, in welches 
die Namen der Schubsleute, dann der 
Zag ihrer Ankunft und weitern Beför— 
derung, der Drt, wohin fie begleitet 
werden, nebſt Beilegung der überfom: 
menen Recepiffe ordentlich einzutragen 
fei, zu führen, inden Shubspäffen 
felbft aber fei die Berfonsbefchreibung 
jeder Schubsperfon einzuſchalten, wo— 
bei zugleih zur Warnung beizufügen 
ift, daß bei jeder Außerachtlaffung alle 
ſowohl der bereits beftehenden Schube- 
verordnnungen, ald aud der bier indbe« 
fondere erwähnten umd nun hinzuge— 
fügten Vorſchriften der betreffenden 
Richter mit Arreft, der obrigfeitliche 
Beamte aber, da ihm die genaue Auf: 
fiht auf die Beobahrung der ergehen- 
den Verordnungen ſchon überhaupt, 
befonders in einer jo wichtigen Sade 
obliegt, mit ſechs Rthlr. unnachſichtlich 
beitraft, und fo auch der Begleiter, der 
gegen feine Pflicht handelte, und durch 
Außerachtlaſſung der Vorſchrift, oder 
weilen immer, fih etwas zu Schulden 
fommen liege, mit empfindlicher Strafe 
augejehen werden würde. (N. ö. Rggs. 
Decr. v. 10. März 1795 und vom 17. 
Nov. 1795. Krop. Gef. Franz 7.8, 
©. 5—7.) 

Schub. Anzeige der Abſchie— 
bung eines abgeftraften Aus— 
ländersd Wenn ein ausländifcher 
Sträfling nad feiner im Inlande über: 
ftandenen Strafe in das Ausland ver: 
[hoben wird, jo haben die Polizei Di« 
vecttonen oder Landgerichte und Bezirks— 
Commiffariate ſowohl dem Grenzamte, 
bei welchem der Berwiefene die Grenze 
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überfchreiten muß, ald auch der aus— 
ländifhen Obrigkeit des Verfhobenen, 
an die er gewiefen, wird, und endlich 
der Randesftelle mit der vorgefchriebe: 
nen Tabelle die Anzeige zu machen. 
(Hfd- v. 30. Sept. 1813. Kanfa 1.2. 
©. 85.) 

Schub. PBerbefferung der 
Schubanſtalten in R. Deiterr. 
Ueber den in Beziehung auf die Ber: 
befferung der beftehenden Schubanftal- 
ten an die hohe Hoffanzlei erftatteten 
Bericht wurde verordnet: 

a) Die Dominien find ſtrenge zu ver- 
pflihten, die Transportirung der 
Schüblinge in Zukunft nicht mehr von 
Gemeinde zu Gemeinde, fondern von 
Herrfhaft zu Herrfhaft einzuleiten, 
weil dort, wo der obrigfeitliche Beamte 
wohnt, auch fihere Verwahrungsörter 
für die Schüblinge zu finden find, und 
die Uebergabe in Gegenwart diefes 
Beamten gefchehen könne. 

b) Als Begleitung find, unter eige- 
ner Dafürhaftung der Herrfchaft, in der 
Regel nur ihre Amtsdiener, blos im 
Unthunlichkeitäfalle aber ift ein ande 
res verläßliches männliches Individuum 
beizugeben, ſ. Schubbegleiter. 

ec) Habe fih jeder Schubbegleiter 
mit der im Schubbüchel auszudrücken— 
den Beftätigung über die richtige Ab— 
lieferung des Schüblings auszuweiſen, 
und für den Fall einer Entweichung 
ift fogleih die Anzeige den nächſten 
Dbrigkeiten und dem Sreisamte zu 
machen. 

d) Gegen den an der Entweihung 
des Schühlings fhuldtragenden obrig- 
feitlihen Beamten oder Begleiter fei 
mit einer angemefjenen, für Wiederho- 
lungsfälle verfchärften uud beziehungs— 
weise körperlichen Strafe vorzugehen. 

e) Endlich habe das Kreisamt gele- 
genheitlich, oder fo oft es ſolches nö- 
thig findet, ſich von der ordentlichen 
Führung der Schubprotocolle zu über: 
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zeugen und über entdeckte Gebrechen 
ftrenge das Amt zu handeln, 

f) Uebrigens kann nad dem Inhalte 
des Hofdecretes für die Schubbeglei« 
tung feine Belohnung geſetzlich bes 
flimmt werden, weil die Amtsdiener 
ohnehin von ihren Obrigkeiten, unter 
deren Obliegenheit die Transportirung 
und Berpflegung der Schüblinge ge: 
bört, für ihre Dienftleiftung bezahlt 
werden, andere Individuen aber blog 
ihre Stellvertreter find. Jedoch bleibt 
die Abreihung eines angemeffenen Ent: 
geltes für diefe befondere Verwendung 
der freien Willkür der Dominien über- 
laffen, und man glaubt au, fie nicht 
erft zu etwas auffordern zu müffen, was 
zur Beförderung der gemeinnügigen 
Schubanftalt dienen kann. (Hfkzl. D. 
v. 28. Sept. 1815. Decr. der n. 6. 
Reg. vom 24. Det. 1815 3. 33530. 
Kanfa 2. Bd. ©. 16.) 

Schub. Sobald eine hinreichende 
Anzahl Bettler vorhanden ift, ift der 
Hauptichub vorzunehmen, und hat der 
Magiftrat in ſchweren Polizetübertre- 
tungen der Regierung die Anzeige zu 
machen, welche ſohin die nöthigen Auf: 
trage zur Einleitung desfelben zu ers 
laffen hat, (Hfkzl. Deer. v. 15. April 
1817.) 

— — Ge. Majeftät haben, wegen 
Abftellung der Bettelei in Wien, zu be 
fehlen gerubt, daß die fremden Bettler 
von Wien abgefhafft und zugleich alle 
jene Mittel ergriffen werden follen, 
welche das Zurückkehren derfelben nad 
diefer Refivenzftadt verhindern. Zudies 
fem Ende haben Se. Majeftät angeord- 
net, daß die Abfchiebung in dem gegen: 
wärtigen Zeitpuncte ganz unter den- 
felben Borfchriften und mit derfelben 
Begleitung zu veranlaffen fei, wie dies 
bis jet bei dem Sommer: und Herbſt— 
Hauptfchube gefchehen it. Es werden 
demnach 

1. ſobald eine hinreichende Anzahl 
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der Bettler verfammelt ift, um den 
Schub vornehmen zu können, diefelben 
unter gehöriger Begleitung von hier ab: 
gefendet werden und zwar fo, daß jene, 
welche in Rieder-Defterreih gebürtig 
oder anfällig find, an das Kreisamt, 
welchem fie unterjteben, zujufenden, und 
von diefem in ihren Geburtsort zu über: 
geben find. Das Kreidamt wird fih 
von der Obrigfeit das Eintreffen des 
abgefhobenen Individuums beftätigen 
laffen; Bettler aus andern Provinzen 
werden bis über die Grenzen von Nies 
deröfterreih auf diefe Art befördert 
und dem nächſten Kreisamte oder Co— 
mitate zur weiteren Abfchiebung in 
ihren Geburtsort übergeben werden. 
2. Den dortländigen Obrigfeiten ift 
zur Pflicht zu machen, auf die ihnen 
jugefchobenen derlei Bettler vorzüglich 
aufmerkſam zu fein, und im Falle fid 
einer aus dem ihm angewiefenen Aufs 
enthaltsorte entfernt, ſogleich dem vor— 
gefeßten Kreisamte die Anzeige zu er: 
ftatten, welches bievon die hiefige Po: 
lizei⸗Ober⸗Direction zu benachrichtigen 
haben wird, damit fie bei Zeiten ihre 
Mapregeln ergreifen fönne, um das 
abermalige Einfchleihen dieſer Bettler 
bei den Linien zu verhüten. Sollte die 
Drtsobrigkeit diefe Anzeige zu machen 
unterlaffen , fo würde fie die Unkoſten 
zu erfegen haben, welche die aberma— 
lige Abſchiebung eines ſolchen Bettlers 
dann veranlaßt, wenn er hier als Re— 
vertent betreten wird. Ebenſo find die 
Gemeinden in dem Falle zu diefem Er: 
faße verpflichtet, wenn jie ed au der 
ihnen obliegenden Schuldigkeit, für 
die Berforgung ihrer Armen zu forgen, 
in dem Maße mangeln laffen, daß 
diefe zur Reverfion aus Noth gezwun— 
gen werden. (Hfkzl. Decr. v. 13. April 
1817 3. 8811 an alle Ränderftellen 
Pol. ©. ©. 45. Br. ©. 91.) 
Schub. Bettler und Land— 
ftreiher find mittelft Haupt: 
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ſchubes zu entfernen. Nad einer 
fo eben von der k.k. Bolizeihofitelle 
erhaltenen Eröffnung werden die vom 
Magiftrate abgeurtheilten Bettler umd 
Landftreiper noch immer mit PBarticus 
larihub von bier abgeſchafft, welches 
der allerhöchſten Entſchließung und der 
in Gemäßheit derfelben unterm 22. 
April 1817 3. 17205 (fi. Abfchie: 
bung) erlaffenen Verordnung zuwider 
läuft. Der Magiftrat wird demnach an⸗ 
gewiefen, die zum Abſchieben geeigne— 
ten Individuen gleih nad ihrer Unter— 
fuhung und Aburtheilung in die der 
Polizei-Dber-Direction gehörige Ab— 
theilung des Polizeihauſes zurückzu— 
ſtellen, wo fie bis zur Bornabme einer 
mit den Vorfichten und der Begleitung 
eines Hauptſchubes eingeleiteten Ab» 
ſchaffung werden aufbehalten werden. 
Sobald eine hinlängliche Anzahl 
Schüblinge vorhanden ift, wird die 
Polizeir-Dber:Direction den Magiftrat 
immer bievon in Kenntniß jeßen. (Deer. 
der n.ö. Reg. v. 14. Juni 18173 
25597. An den Magiftrat und Die 
Bol. Ob. Dir. in Wien.) 

Schub. Der Wiener Haupt: 
{hub bat monatlih zweimal 
zu geſchehen. Die k. f. Polizeibofs 
ftelle hat mittelft Schreibens vom 12. 
d. M. in Erwägung des erfprießlihen 
Erfolges, den die feit dem Monate Juni 
d 3. eingeführte neue Anjtalt der Ab- 
ſchaffung fremder Bettler und Müſſig— 
gänger von Wien hervorgebracht hat, 
nad dem Antrage der Regierung und 
des hiefigen Magiftrats , zu beftimmen 
befunden, da, ungeachtet der hiedurch 
für den Local: Bolizeifond erwachfenden 
bedeutenden Koſten, dennoch in Hin: 
kunft monatlich zwei Hauptihübe und 
zwar am 15. und letzten Tage jeden 
Monats mit den von hierabzufhaffen- 
den fremden Bettlern, Müffiggangern 
und Vagabunden abzugeben haben. 
Indem die Regierung hiervon den Ma— 
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giftrat und die n. ö. Kreisämter ver- 
ftändiget, wird leßteren, in Folge obge— 
dachter Zufhrift der k. k. Polizeihof— 
ſtelle, insbeſondere bedeutet, daß der 
Erſatz der Verpflegs- und Transport: 
Koften für die mittelft jener Haupt» 
ſchübe bereits einmal in ihre Heimat 
abgeihafften Revertenten von jenen 
Behörden oder Communitäten,, durch 
deren Schuld diefe Reverfion geſchehen 
ift, dem Wiener Local-Bolizeifond um 
fo gewiffer geleiftet werden müffe, als 
nur dadurd die Obrigkeiten jener Der- 
ter, in welche die von hier Abgeſchaff⸗ 
ten gehören, beftimmt werden können, 
felben die Wiederkehr nah Wien, wo 
nicht ganz unmöglich zu madhen, doch 
möglihft zu erfchweren. (Deer. der n. 
ö. Reg. v. 19. Nov. 1817 3. 49721. 

Schub. Eine Weibsperfon wurde 
an die f. f. Stadthauptmannfchaft mit: 
telft Schubes aus dem Grunde beför- 
dert, meil felbe hochſchwanger war, 
um fonah von da aus ihre Unterbrin- 
gung in das Gebärhaus zu veranlaffen. 
Die Schubbeförderung hatte jedoch für 
diefe Perſon die Folge, daß fie glei 
nad ihrer Ankunft von einem todten 
Kinde entbunden wurde. Bon diefem 
Greigniffe werden die Amtavorfteher 
zur Bermeidung jedes ähnlichen lieb- 
lofen Verfahrens, welches dem milden 
Geifte und der Humanität der öfterrei- 
chiſchen Geſetzgebung ganz entgegen ift, 
in Kenntniß gefebt. (Vdg. des böhm. 
Bub. Präf. v. 24. Mai 1820 Zahl 
3469.) 

Schub. Genaue Beobachtung 
der Schub-Vorſchriften zur 
Hintanhaltung der Reverfio- 
nen. Die Regierung hat aus den, im 
verfloffenen Jahre von dem hiefigen 
Magiftrate vorgelegten Schubauswei— 
fen die unangenehme Ueberzeugung ge- 
ſchöpft, daß, ungeachtet der beftehen- 
den zweckmäßigen Vorſchriften, die 
Fälle der Reverfion der von hier abge» 
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fhobenen paß- und ausweislofen In— 
dividuen immer häufiger werden, wor: 
unter auch Fälle vorgefommen find, 
daß Perfonen, die wegen Reverfion 
fhon zu wiederholten Malen abgeftraft 
wurden, wegen abermaliger Ruͤckkehr 
wieder von hier abgefchafft werden muß» 
ten. Die hierüber gepflogenen Erhebun— 
gen haben gezeigt, daß die Urfache hie— 
von größtentheils in der Lauigkeit und 
Sorglofigkeit) liege, mit welcher die 
Schubgefege von den Dominien des 
flachen Landes gehandhabt werden, von 
denen die Begleitung eines ihnen zur 
Meiterbeförderung übergebenen Schüb- 
lings, ftatt denfelben dem Gerichtsdies 
ner, oder, bei deſſen erwiefener Berbin- 
derung, einem verläßlihen Manne 
aus der Gemeinde zu übergeben, nicht 
felten weiblichen Berfonen oder Kindern 
anvertraut, hierdurd zur liftigen oder 
gewaltfamen Entweihung vom Schube 
Gelegenheit gegeben, und die Rückkehr 
folder Individuen nah Wien, als den 
Müffiggängern und liederlihem Gefin- 
del am meiften zufagenden Orte, unge: 
mein erleichtert wird. Indem nun uns 
ter Einem an den Wiener Magiftrat 
und an die Polizei-Dber-Direction die 


-entfprehende Weifung erlaffen wird, 


erhält das Kreisamt den Auftrag , die 
fämmtlihen unterftehenden Dominien 
anzumeifen,, daß fie in Fällen, wenn 
Schüblinge fih eigenmädtig ausihrem 
Aufenthaltsorte entfernen , die bereits 
anbefohlene Anzeige an die k. f. Poli— 
jei-Dber-Direction und an das Kreis: 
amt erftatten; daß fie ferner die in An— 
fehung der Anhaltung von paß- und 
erwerblofen Bagabuuden, die in ihrem 
Bezirke betreten werden, beſtehenden 
Geſetze genau befolgen ; daß fie endlich, 
in&befondere in Fällen, wo von ihnen 
felbft folhe Individuen betreten und 
an deren Geburts: oder Domizild-Db- 
rigfeiten in den übrigen öfterreichifchen 
deutfhen Staaten abgefhoben werden, 
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unter Beobachtung aller ſouſtigen Vor: 
fihten, auch noch diejenigen Obrigkei— 
ten, die es betrifft, durch befondere 
Sihreiben nicht nur von der angeord» 
neten Abſchiebung in die Kenntniß zu 
feßen , fondern auch diefelben um die 
verläßlihe Mittheilung anzugeben bar 
ben, ob die Schüblinge in ihrem Ber 
ftimmungsort eingetroffen find od. nicht. 
(Bdg. d. n. 5. Neg.v. 26, Febr. 18232. 
7940, n. ö. Po. G. S. 5.82. ©. 84.) 

Schub. Welche Abgeſtrafte 
nicht abzuſchieben find. Sträf— 
linge, die vorher einen unbeſcholtenen 
Lebenswandel geführt, ſich während der 
Unterfuhung ruhig, Hill und ordentlich 
betragen haben und Mittel zur Gelan« 
gung in ihre Heimat befipen , find zur 
Schonung ihrer Ehre und Beförderung 
ihres Fortkommens, wo ed nur immer 
thunlich ift, micht mittelft Schubes, 
fondern im einer andern Art weg zu 
befördern. (Decr. der n. ö. Reg. vom 
10. Zanner 1827 3. 1319 an den 
Wiener Magiftrat.) 

— — Da nun aub in Mähren 
und Schlefien die Weiterbeför 
derung der Shüblinge von 
Dominium zu Dominium ein- 
geleitet wurde, während bis jekt 
der Schub von Gemeinde zu Ger 
meinde bewerfftelligt worden ift, fo hat 
die Abjchiebung dahin auf dem kürze: 
fien Wege zu geſchehen, jedoch ftets 
auf den öffentlihen Straßen mit Ber: 
meidung aller Seitenwege und Fuß— 
feige, worauf die Kreisämter, welche 
der Schübling paffirt, und bei welchen 
der Schubpaß zum Bifa beigebracht 
werden muß, zu fehen haben. Indbe- 
fondere hat das Kreisamt U.M 2. 
darüber zu wachen, daß die von Wien 
fommenden, aus dem Budweifer, Ta— 
borer und Pradhimer Kreife Böhmens 
gebürtigen Individuen nicht ohne bin: 
reichende Urfahe nah Mähren inftra- 
dirt werden, fondern daß fi genau 
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nah dem Hofkanzlei » Erlaffe vom 6. 
Sept. 1826 3: 337 benommen werde, 
wodurch angeorbnet worden ift, daß, 
um die bisher mit Hauptfhub von 
Wien in die füdlichen Kreife Böhmens 
beförderten Individuen ferner nicht auf 
dem längeren Wege über Znaim. Iglau, 
Czaslau und Prag abfhieben zu müf- 
fen, der Hauptihub von Wien aus 
gleich fo eingeleitet werden folle, daß 
die aus dem Budweiſer, Taborer und 
Prachimer Kreife gebürtigen oder dahin 
gehörigen Individuen von Wien aus 
gerade über Stoderau, Horn und Wit» 
tingau an dad Budmweifer Kreis 
amt, die aus dem Gzaslauer, Chru— 
dimer, Königgräßer, Bidſchower und 
Bunzlauer Kreife gebürtigen an das 
Gzaslauer Kreisamt, die aus 
den übrigen Kreifen Böhmens und aus 
Prag gebürtigen oder dahin gehörigen 
Individuen an die Stadthaupt— 
mannfhaft zu Prag abgeſchoben 
werden. (Hflzl. Decr. vom 15. Mär; 
1827 3. 6891, Bdg. des böhm. Bub. 
v. 11. April 1827 3. 17300. Vdg. 
der n. 6. Reg. v. 3. April 1827 Zahl 
17528, n. 6. Prov. ©. ©. Br. Y 
Nr. 94.) 

Schub. Durch eine unterm 13. Oct. 
1826 erfloffene k. baierifche Verordnung 
find die bairifhen Behörden wieder: 
holt angewiefen worden, feinem Va— 
ganten oder Heimatlofen, weldher in 
od. durch dasKönigreich Baiern 
abgeſchoben werden ſoll, den Ein— 
tritt über die bair. Grenzen zu geftatten, 
wenn nicht genügend nachgewieſen ift, 
daß er in feinem Beſtimmungsorte, 
derfelbe mag in Baiern oder in einem 
andern Staate gelegen fein, Aufnahme 
finde. Die unterfiehenden Behörden 
und iusbefondere auch die Volizei- Di» 
rectionen haben daher durch Beibrins 
gung der geforderten Aufnahme » Urs 
funden gegen die von den bairifchen 
Grenzen ftrenge gehandhabte Zurüd- 
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ſchiebung der Schüblinge fi zu ver- 
wahren. (Hfkzl. Deer. vom 19. April 
1827, an fämmtliche Länderftellen Bol. 
G. S.55. Bd. Nr. 50. Diefe Anord» 
nung wurde auf alle benachbarten Re- 
gierungen , in deren oder durch deren 
Länder eine Berfchiebuug geſchieht, aus— 
gedehnt. Hfkzl. Deer. v. 29. Auguft 
1834. Krop. ©. S. 60. Band Nr. 
148.) 

Schub. Regulirung des 
Schubwefens in Mähren. Mit 
Hoflanzleidecret vom 15. März 1827 
ift die bisherige Uebung , laut welcher 
die Schüblinge nach den Beftimmungen 
der Schubs- und Bettler-Drdnung vom 
Jahre 1727 und 1751 von Gemeinde 
zu Gemeinde befördert werden, abge 
ftellt und angeordnet worden, daß die 
Schüblinge von Dominium zu Domis 
uimm zu befördern find. Zur Realifi- 
rung dieſer Maßregel, fowie überhaupt 
zur gehörigen Ordnung des Schubwe- 
fens wird ſonach Folgendes angeord— 
net: 

1. Allen Dominien und Magiſtraten 
wird es zur ſtrengſten Pflicht gemacht, 
die ohne Paß und ſonſtige zureichende 
Legitimation in ihrem Bezirke getrof— 
fenen Fremden und nahrungsloſen Ber- 
fonen fogleih durch die Gemeinde-Bor- 
Hände oder durch die eigenen Gerichts— 
diener anhalten zu laffen, fie zu con: 
fituiren, und wenn fonft fein Grund 
zu einer anderen Behandlung obwaltet, 
nach genau erwogenen Umftänden, ihre 
Abſchiebung nach Beflimmung der Ge 
feße an ibren Geburtsort oder an den 
Ort ihres Domiziliums oder aber außer 
Landes einzuleiten. Die Dominien und 
Magiftrate werden fomit berechtiget, die 
Schubpäffe felbft auszuftellen, dagegen 
werden fie verpflichtet, fowie fie ein 
Individuum abſchieben, deffen Dbrig- 
keit im In- oder Uuslande bievon in 
Kenntniß zu feßen. Bei Individuen, 
welche in das Ausland gehen, ift auch 
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jene inländiſche Grenzbehörde von der 
eingeleiteten Abſchiebung zu unterrich⸗ 
ten, bei welcher der Schübling in das 
Auslaud tritt. 

2. Der Schubpaß muß enthalten: 
den Bor» und Zunamen, dann die 
deutliche und genaue Perſonsbeſchrei— 
bung des Schüblings; deffen angege- 
benen Geburtsort oder eigentliches 
Domizilium; die Urfahe, warum er 
angehalten und abgeihoben worden 
ift; den Ort und das Land, wohin er 
abgefhoben wird; den Weg, den der 
felbe zu nehmen bat; die Verpflegungs— 
art; die Beſtimmung, ob der Schüb- 
ling zu Fuß, mit oder ohne Eifen, oder 
mittelft Borfpann zu befördern ift, end» 
lih das Erfuhen um Rückſtellung des 
Schubpaffes. Der Schubpaß fammt 
dem Conſtitute ift der Begleitung des 
Schüblings verfiegelt an das nächſte 
Dominium oder an deu nächſten Magi- 
ftrat mitjugeben. 

3. Die Transportirung der Schüb- 
linge hat von Dominium zu Dominium 
zu geihehen, weil dort, wo der obrig— 
feitlihe Beamte wohnt, auch fidhere 
Berwahrungsörter zu finden find, und 
die Uebergabe in Gegenwart dieſes 
Beamten gefheben fann ; nur im Falle 
einer größeren Entfernung find Ablö- 
fungsftationen zuläffig. Diet. !. Kreis- 
ämter werden die Schüblings » Ablö- 
ſungs- und Uebergabs-Stationen mit 
aller Sorgfalt ausmitteln und bewir« 
fen, daß erftere mit ficheren Verwah— 
rungsörtern verfehen werden, nach def: 
fen Bewerfftelligung der Zeitpunft des 
Beginnend der Schübe, nad) dem neuen 
Syſteme, dur die k.k. Kreisämter 
angekündigt werden wird, 

4. Da nad den bisherigen Geſetzen 
den Gemeinden die Pflicht obliegt, 
für die weitere Beförderung der Schüb— 
linge zur nächſten Gemeinde zu forgen, 
fo werden die Kreisämter dafür vorſe— 
ben, damit fämmtliche Gemeinden eines 
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Herrſchaftsbezirkes jederzeit auf Die 
ihnen mindeft befchwerlihe Art in dem 
Sitze des Dominiums die nöthige Ber 
gleitungsmannfhaft ſicher fellen. Als 
Convoyanten dürfen aber nur vertraute 
und rüftige männliche Individuen ver 
wendet werden. 

5. Die Abfhiebung geſchieht zu Fuß, 
nur bei gefährlichen oder bei geſchwäch⸗ 
ten Perſonen fann folche mittelft Bor: 
fpann gefchehen und für die Beiftellung 
der Vorfpann ift von den Gemeinden 
auf eben die Art, wie wegen der Con 
voyanten vorzufehen, damit feine ums 
nöthige Verzögerung eintrete. 

6. Die Abſchiebung bat nur auf dem 
fürzeften Zuge zu gefcheben, jedoch 
ftets auf den öffentlihen Straßen ınit 
Bermeidung aller Seitenwege und Fuß: 
fteige. 

7. Statt der leiht in Verftoß gera- 
thenden Recepiffe find bei jedem Domi- 
nium eigene Schubsbüchel einzuführen, 
in welchen dem Gonvoyanten die rich- 
tige Ablieferung des Schüblings zu 
beftätigen ift. 

8. Wenn der Schübling in einem 
Beftimmungsorte angelangt ift, fo bat 
die Obrigkeit den Schubpaß mit der 
nebörigen Beftätigung an jenes Domi- 
nium sub Gouvert zurücdzufenden, von 
weldhem der Schubpaß ausgeftellt if. 
Wird aber ein Fremder in das Ausland 
abgefhoben und der Schubpaß fomit 
in das Ausland mitgeht, fo hat jene 
Grenzbehörde , bei der der Schübling 
in das Ausland tritt, jener Obrigkeit, 
die den Schubpaß ausfertigte, von der 
richtigen Beförderung des Schüblings 
über die Grenze Nachricht zu geben. 

9. Diefe Beftimmung ($.8) ift umfo 
nothwendiger, damit die Schüblinge 
in Evidenz bleiben. Langen daher die 
Schüblinge in einer angemeffenen Frift 
andem Drte ihrer Beftimmung oder die 
in das Ausland gehenden Schüblinge 
bei der Örenzbehörde nit an, fo ba- 
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ben dieſe Behörden den Magiſtrat oder 
das Dominium, welches den Schub 
veranlaßte, hievon zu unterrichten, 
weil dieſe bei dem Kreisamte die Erui— 
zung des Schüblings anzufuchen haben. 

10. In dem Fall der Entweihung 
ift dem nächſten Dominium, Magiftrate 
und dem Kreisamte die Anzeige zu 
machen, damit durch lekteres die wei- 
tere Ausforfhung des Fluͤchtlings ver- 
anlaft werden könne. 

11. Obrigfeitlihe Beamte und jene 
Begleiter, die an der Entweichung des 
Schüblings Schuld tragen follten, wer- 
den jicher, und in Wiederholungsfällen 
verfhärft, von den Kreisämtern be 
ftraft werden. 

12. In Beziebung auf die Verpfle- 
gung der Schüblinge bleiben die befte- 
benden Vorſchriften aufrecht. (Hfkzl. 
Decr. vom 15. März 1827 3. 6891, 
an das mährifhefchlefifhe Gubernium. 
Circ. des m.ſ. Gub.v. 15. Fän. 1827 2. 
10682. Po. G.©. für Mähr. Nr. 88.) 

Schub. Modalitäten der Bes 
förderung der Schüblinge von 
Wien in die füdlihen Kreife 
Böhmens. Nüdfichtlih des Zuges 
für diejenigen Schüblinge, welche mit- 
telft Hauptfhubes von Wien in die 
füdlihen Kreife Böhmens, nämlich in 
den Budweifer, Taborer, Pra— 
biner, PBilfener und Klattauer 
Kreis befördert werden, wurde Folgen— 
des vorgefchrieben: 

Diefe Schüblinge find am erften Tage 
von Wien nah Korneuburg 3 Meilen, 

am zweiten von Korneus 

burg nah Wepdorf . 4), „ 
am dritten von Wetzdorf 

nab Horn 
am vierten von Horn 

nah Schwarzenau . 4°, 
am fünften von Schwar- 

zenau nah Schrems 2/, „ 
amfehsten vonSchrems 

nad Wittingau .. 4), u 
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zu befördern, fo daß auf diefer Straße 
der Schub von Wien in fehs Tagen 
bie Wittingau gelange. Der Wiener 
Magiftrat wird angemiefen, diefe Schüb- 
linge und die mit denfelben in Bezie- 
bung ftehenden Belege und die ihnen 
angebörigen Gegenftände in abgefon- 
derten Berzeichniffen aufzuführen, und 
auf diefe Art dem Hauptihub-Director 
in Korneuburg die dafelbft Platz greis 
fende Sonderung der Schüblinge nad 
den verjhiedenen Straßen, die fie zu 
befahren haben, vorzubereiten Das 
Kreisamt U. M. B. wird angewiefen, 
die fichere Beförderung diefer Schüb- 
linge von Korneuburg bis Horn in der 
Art, im welder jene der Schüblinge 
nad Ober» Defterreih oder nah Mäh— 
ren bisher Statt gefunden bat, durch 
den Hauptfchub » Director in Korneu— 
burg einzuleiten, und die diefer Beför- 
derung entfprehende Weifung an das 
Dominium Wepdorf, ald Schub: Sta: 
tion feines Kreiſes zu erlaffen. Das 
Kreisamt D.M. 2. erhält den Auftrag, 
den Hauptfchnb- Director in Horn zur 
Uebernahme diefer Schüblinge und zur 
weiteren Beförderung derfelben mittelft 
Hauptichubes nah Wittingau anzumeis 
fen. Die Uebernahme hat fih ſowohl 
auf die PBerfon der Schüblinge, als 
auf deren Belege und Geräthihaften, 
nad den vom Wiener Magiftrate ver 
fertigten Berzeichniffen zu erftreden, 
es it deren weitere Beförderung nach 
den oben genannten Rubepuncten, uns 
ter der von Wien mitfolgenden Militärs 
Bedeckung, und unter Beigebung eines 
für die fihere Beförderung der Schüb- 
linge und ihrer Sachen verantwortlichen 
politifhen Commiſſärs, mittelft der er- 
forderlidhen Borfpann bis Wittingau, 
wo die wirkliche Uebergabe von der 
dortigen Ortsbehörde beftätiget werden 
muß, zu bewerkftelligen. Die Militär 
Bedeckung wird für diefen Straßenzug, 
in Beachtung der Örtlichen Berhältniffe, 
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nur aus Infanterie Mannnfchaft beſte⸗ 
ben. Der Hauptfehub-Director in Wien 
wird angemiefen, mit Rüdficht auf den 
Umftand, daß feine Cavallerie» Mann» 
[haft diefem Zuge beigegeben wird, die 
erforderlihe Anzahl Infanterie-Beglei- 
tung von Wien abgehen zumaden. Bas 
die KoftendesHauptfhubesbe- 
trifft, fo beftehen diefe aus den Ausla— 
gen auf Borfpann, Mauthgebühr, Diä- 
ten des politiichen Begleitungs = Com- 
miffärd, Berpflegung der Schüblinge, 
und Bezahlung der Militär-Begleitung. 
Die Koften der Vorfpann richten fi 
nah den landesüblihen Vergütungen 
derfelben, und werden aud von den 
übrigen Hauptfhub » Directoren mit 
10 fr. E. M. pr. Pferd und Meile, 
unter Beibringung der Empfangsbeftä- 
tigung verrechnet; die Mautbgebühren 
find dort, wo die Berpachtungsverträge 
nicht ſchon die Schubfuhren ald Mauth— 
befreit aufgenommen haben, gegen Er— 
bebung der Mauth » Bolleten zu bezah⸗ 
len. Die Diäten des politifhen Com— 
miffärd werden nad dem Diäten « Nors 
male, aud in den übrigen Kreifen mit 
1 fl. 36 fr. C. M. gegen geftempelte 
Quittung erfolgt. Rüdfihtlich der Ver— 
pflegung der Schüblinge ift auch auf 
den andern Hauptfehub-Routen für je- 
den Kopf der täglihe Betrag von 
16 fr. W. ®. feſtgeſetzt. Für die Mi— 
litär-Begleitung ift es dermal geftattet, 
jedem gemeinen Manne für jeden Tag 
der Hin» und Rücdreife die tägliche Auf- 
zahlung von 12 fr. C. M., für den 
Corporal aber täglich mit 24 fr. E.M. 
gegen Empfangsbeftätigung zu erfols 
gen. Außerordentliche Auslagen, z. B. 
in Erfranfungsfällen, find mit Beibrin« 
gung der ortsobrigkeitlichen Beftäti- 
gung der Umftände und fonftiger Rede 
nungsbelege zu verrechnen, Das Kreise 
amt D.M. B. hat ſonach dem Haupt- 
hub» Director in Horn ungefäumt die 
entfprechende Weifung zu geben, und 
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auch an die übrigen Dominien der 
Shub-Stationen, wegen ordnungsmä— 
Biger Unterbringung der Schüblinge 
das Geeignete zu verfügen, wobei es 
fi von felbft verfteht, daß diefe Unter: 
kunft lediglih die Berficherung der 
Schüblinge, nit aber eine Strafe, da 
fie keine Sträflinge find, bezwecken foll. 
(Bdg. dern. 5. Reg. v. 19. März 1828 
3. 8611. Prov. G. 6.10. Bd. Nr. 52.) 

Schub, Berpflidtung der Ob— 
tigfeiten zurlieberwadhung der 
Bettler und Bagabunden und 
im UnterlaffungsfallezurBer 
gütung der Schubfoften. Dem 
Gubernium wird aus Anlaß eines fpe- 
ciellen Falles, wo es fih um die Be- 
zahlung der Schubfoften für einen in 
Wien ergriffenen Schubrevertenten aus 
der Provinz handelte, bedeutet, daß, 
da den Obrigkeiten ſchon im Allgemei« 
nen obliegt, für die Bettler Sorge zu 
tragen, und darüber zu wachen, daß fie 
fih nit von ihrem Aufenthaltsorte 
entfernen, und in anderen Orten herum» 
vagiren und dem Betteln nachgehen, 
diefe Ueberwahung aber nicht allein 
auf die in Wien betretenen und von 
da abgefhobenen Bettler und Vaga— 
bunden fih zu erſtrecken bat, überdies 
aber auch der zweite Abfak des Hof- 
fanzlei-Decretes v. 13. April 1817 3. 
8811, wornacd die hierländigen Obrig- 
keiten verpflichtet find, auf die ihnen 
zugefhobenen derlei Bettler vorzüglich 
aufmerkfam zu fein, und im Kalle ſich 
einer aus dem ihm angewiefenen Auf: 
enthaltsorte entfernt, fogleih dem vor: 
gefegten Kreisamte die Anzeige zu er— 
ftatten,, welches hiervon die Wiener 
Pol. Ob. Dir. zu benahrichtigen haben 
wird, damit fie bei Zeiten ihre Maßre— 
geln ergreifen könne, um das aberma— 
lige Einfhleichen diefer Bettler bei der 
Kinie zu verhindern, und wornad die 
Bezirksobrigkeit, welche diefe Anzeige 
zu machen unterläßt, die Unkoften zu 


102 


Schub. 


erſetzen bat, welche die abermalige Ab- 
ſchiebung eines ſolchen Bettlerd dann 
veranlaßt, wenn er in Wien ald Rever- 
tent betreten wird, nur in jenen Fällen 
die Anwendung finden könne, wenn der 
Drtsobrigfeit oder der betreffenden Be» 
hoͤrde, welche diesfalls die unmittelbare 
Anffiht auf ſich hat, eine Schuld oder 
wirkliche Unterlaffung, oder Mangel an 
Aufmerkfamkeit , oder ein Mikariff, 
3. B. durh Ausfertigung von Päffen 
an derlei Nevertenten, zur Laſt fällt, 
das Bubernium in derlei vorfommen- 
den Fällen zu beurtbeilen habe, ob eine 
ſolche Unterlaffung oder Schuld wirf- 
li eingetreten ift, und fodann wegen 
Vergütung oder MAbfchreibung der 
Schubkoſten mit Berufung auf die ger 
genwärtige Weifung das Erforderliche 
zu verfügen fei. (Hfkzl. Vdg. v. 26. 
Nov. 1829 Zahl 27515. Vdg. des 
fteierm. Gub. vom 23. Dec. 1829 23. 
33131. Prov. ©. ©. für Steiermarf. 
11. Bd. ©. 577.) 

Schub. Hauptfhubs-Routen 
von Wien nach Ungarn. Es haben 
künftig für die in das Königreich Un— 
garn beſtimmten Schüblinge zwei Haupt- 
ſchubs-Routen zu beſtehen, und zwar 
die eine über Baden nah Wimpaſ— 
fing im Dedenburger Gomitate. Auf 
diefer Route follen ausſchließend nur 
folde Individuen verfhoben weıden, 
welche in das füdlihe Ungarn, befon« 
ders aber in die am rechten Ufer der 
Donau gelegenen Comitate Ungarng, 
fomit in die Eifenburger, Deden- 
burger, Salader, Schimegber, 
Baranyer, Toloer, Weißenbur— 
ger, Wieſelburger, Komorner, 
Raaber und Weßprimer Comitate, 
dann nah Slavonien und Croa— 
tien gehören. Für die am linken Ufer 
der Donau gelegenen ungarifhen Co— 
mitate wird eine zweite Hauptſchubs— 
Route eröffnet, weldhe von Wien aus 
über Kaifer» Ebersdorf nah Pe— 
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tronell und von da nad Preßburg 
die Rihtung und zwar in der Art zu 
nehmen bat, daß die Schüblinge am er- 
jten Tage ihrer Abreife von Wien nad 
Eberadorf 1'/, Meilen und von Eberd- 
dorf nad Petronell 4 Meilen, am zmei« 
ten Tage von Betronell nah Preßburg 
3 Meilen befördert werden, fomit in 
zwei Tagen von Wien nah Preßburg 
gelangen. Der Wiener Magiftrat ift 
angemwiefen, die nad Ungarn beftimms 
ten Schüblinge, je nachdem fie in das 
füdliche oder nördliche Ungarn gehören, 
nad obigen zwei Hauptfhubs- Routen 
zu ſondern, fomit auch die mit denfel- 
ben in Beziehung ftebenden Belege und 
die ihmen angebörigen Gegenftände in 
abgefonderte Berzeichniffe aufzuführen 

und auf diefe Art die Abfendung nad 
den beiden Hauptfihubs-Stationen ein: 
zuleiten. Als Hauptihubs-Station für 
die Schubs » Route in das nördliche 
Ungarn wird der Drt Kaiſer— 
Ebersdorf an der Donau be 
ftimmt und der Dberbeamte der Herr— 
fhaft Ebersdorf in der Eigenſchaft 
als Hauptijchubs » Director aufgeftellt, 
welcher die ihm mittelft Hauptſchubes 
von Wien zufommenden Schüblinge 
gebörig zu übernehmen und für ihre fo- 
gleihe Weiterbeförderung nah Petro— 
nell Sorge zu tragen hat. Die Ueber- 
nahme der Schüblinge hat fih ſowohl 
auf die Perfon der Schüblinge, als auf 
deren Belege und Geräthſchaften nad 
den vom Wiener Magiftrate verfertigten 
Berzeihniffen zu erftreden und es ift 
deren MWeiterbeförderung bis nad 
Preßbutg mit Rückſicht auf den obge- 
nannten Ruhepunct Betronell unter 
der von Wien mitfolgenden Militärs 
Bededimg und unter Beigebung eines 
für die fihere Beförderung der Schüb— 
linge und ihrer Saden verantwortlis 
den. politiſchen Commiffärd , deſſen 
Wahl dem Hauptfhubs-Director über: 
laffen bleibt, mittelft der erforderlichen 
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Borfpann bi8 Pregburg, wo die 
wirkliche Uebergabe von der überneh- 
menden Drtöbehörde beftätiget werden 
muß, zu bewerfjtelligen. Zur Sicherung 
und Verwahrung der den Schüblingen 
angehörigen Gegenftände, insbefondere 
wenn fie von Werth find, wird dem 
f. k. Kreisamte U. W. W. durch den 
Wiener Magiftrat eine lederne Tafche 
mit Fächern zufommen, welde Taſche 
der von Ebersdorf aus nach Preßburg 
abgehende politifhe Commiſſät immer 
zurüd zu bringen hat. Die nöthige 
Militär » Bededung auf diefem Zuge, 
melde gegenwärtig nur in Infanterie 
zu befteben bat, wird der Hauptfhubs- 
Director in Wien zur Begleitung von 
Wien beizugeben haben. Was die Ko— 
ften des Hauptſchubes betrifft, fo befte- 
hen diefe aus den Auslagen auf Bors 
fpyann, Mauthgebühr, Diäten 
des politifhen Commiſſärs, Berpfles 
gung der Shüblinge und Bes 
zablung der Militär - Beglei« 
tung. Die Koften der Borfpann ride 
ten fih mad den landesüblichen Ver— 
gütungen derfelben und werden in al« 
len Hauptfhub - Stationen mit 10 fr. 
C. M. pr. Pferd und Meile unter Bei- 
bringung der Gmpfangsbeftätigung 
verrechnet. Die Mautbhgebühren find 
dort, wo die Verpachtungs - Verträge 
nicht ſchon die Schubfuhren ale Mauth— 
befreit aufgenommen haben, gegen Er- 
hebung der Mauth » Bolleten zu bezah— 
len. Die Diäten des politifhen Com— 
miffärs find nah dem Diäten-Rormale 
und nad der Uebung in dem brigen 
Kreifen mit Einem Gulden ſechs 
und dreißig Kreuzer C. M. gegen 
geftempelte Quittung zu erfolgen. Für 
die Berpflegung der Schüblinge werden 
nad) der durchgehende Statt findenden 
Uebung ſechs zehn Kreuzer ®. W. 
pr. Kopf und Tag feftgefept. Der Mi« 
litär » Begleitung ift für jeden Tag 
der Hin- und Ruͤckreiſe die täge 
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lihe Aufzablung und zwar dem 
gemeinen Manne mit zwölf Kreuzer 
C. M., dem Corporale aber mit vier- 
undzwanzig Kreuzer C. M. gegen 
Empfangsbeftätigung zu leiften. Aus 
Berordentlihe Auslagen, z. B. in Er- 
franfungsfällen, find mit Beibringung 
der ortsobrigkeitlihen Beftätigung der 
Umftände und fonftigen Rehnungsbe- 
lege zu verrechnen. Der Hauptihube- 
Director in Ebersdorf hat fämmtliche 
Auslagen unter Beilegung des Berzeich- 
niffes der Schüblinge in die gehörige 
Rechnungs + Ueberfiht zu bringen und 
jede Rubrit mit den gehörigen Em» 
pfangs » Beftätigungen zu belegen, die 
Rechnung felbft aber unmittelbar nad 
jedem Hauptihube durh das k. k. 
Kreitamt U. W. W. der Regierung ein- 
zufenden, damit die Prüfung derfelben 
von der f. k. Polizei-Hofftelle der k. k. 
Cameral⸗Hauptbuchhaltung zugemwiefen 
werde. (N. d. Rggs. Vdg. v. 2. März 
1832 3. 1832. N. ö. Brov. Gef. ©. 
14. Thl. Nr, 42.) 

Schub, Das Schubwefen in 
Siebenbürgen. Um fowohl das 
Einſchleichen fremder, verdächtiger In— 
dividuen, als auch das Herumirren der 
einheimiſchen Vagabunden und Bettler 
hintanzuhalten, und die innere Sicher: 
beit de Landes zu wahren, wird Fol- 
gendes zur genauen Befolgung anger 
ordnet: 

$. 1. Allen Hauswirthen, ſowohl 
auf dem Lande als in den Städten, 
wird unterfagt, herumirrenden dienft- 
loſen oder folden Leuten, die ſich nicht 
gebörig legitimiren , und über ihren 
Nahrungsftand nicht ausweifen, Unter: 
fand zu geben, und, daher allgemein 
verordnet, daß jeder Einwohner, bei 
welchem was immer für ein fremder 
übernachtet, denfelben dem Orte: oder 
Gemeindevorftande anzeige; zugleich 
aber auch von denjenigen, von denen 
er vermutbet, daß fie Bettler von Ges 
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werbe oder fonft liederliche Leute feien, 
dem Gemeindevorftande bei der Anzeige 
diefen Argwohn und die Gründe des⸗ 
felben zu erkennen gebe. 

8. 2. Wer diefer Verordnung entge- 
gen verdäctigen Fremden oder Land» 
ftreihern bei fih Aufenthalt gibt, oder 
felbe bei der Uebernachtung nicht an— 
zeigt, ift mit einer angemeſſenen Geld- 
ftrafe für die Gemeindecaffe oder nad 
Umftänden mit einer entſprechenden 
Zwangsarbeit zum Nutzen der Ge 
meinde zu betrafen. 

8. 3. Dem Gemeindenorftand obliegt 
die Handhabung der Fremden » Polizei 
im Orte. Reihen die ihm zu Gebote 
ftehenden Mittel nit aus, um die 
Gemeinde von bedenklihen ausweis— 
und erwerbslofen Fremden zu befreien, 
fo bat fich derfelbe an das k. Unterbe⸗ 
zirts - Gommiffariat um Abhilfe zu 
wenden. 

8. 4. Gemeindevorftände, melde 
über diefen wichtigen Punet der öffent» 
lihen Ordnung zu wachen und bie 
Mebertreter zur Rechenſchaft zu ziehen 
außer Acht laffen, werden zur ſtrengen 
Verantwortung gezogen, mit Geldftras 
fen belegt oder von ihrem Amte ent- 
fernt werden. 

8.5, Mit diefer beftändigen Bors 
fit für jeden einzelnen Ort find nod 
jede abfeitige Wohnung und einzeln 
gelegene Wirthshäufer von dem Ge— 
meindevorftande beftändig im Gefichte 
zu haben, und von Zeit zu Zeit wegen 
Aufenthalt des verdächtigen Gefindeld 
darin nachzuſuchen. 

8. 6. Insbefondere aber find in den 
Städten von den Polizei-Behörden und 
auf dem Lande von den k. Unterbezirke- 
Commiffariaten an gemeinjhaftlid be— 
flimmten Tagen Streifungen gegen ein« 
ander vorzunehmen, um das allen: 
falls gegen alle Borfiht eingeſchlichene 
ſchlechte Gefindel aufzuheben. 

$. 7. Bei folden Rachſuchungen 
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und Streifungen find alle Landftreicher 
und verdächtiges Gefindel, aud alle 
Diejenigen aufzuheben, welche ſich durch 
ordentlihe Päffe, Kundfchaften oder 
fonft glaubwürdige Zeugniffe hinläng- 
lich zu rechtfertigen nicht vermögen. 

8.8. Somohl die über die in den 
Ortſchaften geſchehene Anzeige als bei 
den Nahfuhungen und Streifungen 
angebaltenen Bettler und Randftreicher 
find fogleih ſummariſch  einzuver- 
nehmen. 

$. 9. Randftreiher, welche ihren 
Geburtsort nicht angeben, denfelben zu 
verläugnen fuchen, oder nach den Um: 
ftänden zu urtheilen folhen falfh an— 
geben, find durch Arreft und fchmale 
Atzung bei Waffer und Brod zu einem 
getreuen Geftändniffe zu vermögen. 
Sollten fih unter den Eingebracdhten 
ſolche finden, die eines Eriminalverbre- 
chens ſchuldig oder gefeglich verdächtig 
wären, fo find fie an das betreffende 
Strafgericht zu übergeben. 

$. 10. Die eingefangenen Bettler 
und Landftreiher find ſtets ohne Ver— 
zug an den Drt ihrer Beftimmung ab» 
zuſchieben. 

$. 11. Ueber die Schüblinge muß 
ein eigenes Schubpaß-Protocoll geführt 
werden, 

$. 12. Als inländifche Bettler und 
Landftreicher find nicht nur diejenigen 
anzufeben und zu behandeln, welche in 
Siebenbürgen geboren, fondern auch 
diejenigen, welche durch Aufenthalt im 
Lande einheimiſch geworden find. 

8.13. Diefe Bettler und Landftreis 
her find an den Drt ihrer Geburt, die 
durch einen Aufenthalt einheimiſch ge— 
wordenen aber an die zuſtändige Ge— 
meinde zu ſchieben. 

8. 14. Die Aufnahme in den Ge— 
meindeverband erfolgt ſtillſchweigend 
durch Duldung eines Fremden, der ſich 
ohne Heimatſchein durch vier Jahre un— 
unterbrochen aufgehalten hat, welcher 
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Aufenthalt ihm die Zuftändigkeit zu 
diefer Gemeinde fidhert. 

8. 15. Die Beibehaltung der Vaga— 
bunden, in Hinfiht deren weder der 
Geburtsort, noch die Zuftändigkeit zu 
einer Gemeinde erhoben werden kann, 
ift nicht jener Gemeinde, wo fie aufge: 
griffen worden find, aufjubürden, 
fondern ſolche find derjenigen Ge— 
meinde zuzufchieben,, wo fie ſich frü— 
her und zwar am längften aufgehal— 
ten. Dieſe Gemeinden find verpflichtet, 
für die Beihäftigung oder Berforgung 
von dergleihen Bagabunden fo lange 
zu forgen, bis eruirt werden fann, wo 
felbe geboren worden , oder zu welcher 
Gemeinde fie zuftöndig find. 

$. 16. Dem Gefchobenen find zur 
Begleitung zwei fihere Männer mitzu- 
geben, welche ihn auf den Fall der Ent» 
weichung zu überwältigen und feſtzu— 
halten fähig find; es müffen daher zu 
Begleitern nur taugliche, vertraute, 
rüftige Individuen verwendet werden. 
Weiber oder Kinder follen zum Schub» 
geleite nie mitgegeben werden. 

8. 17. Die aus den Nahbarfchaften 
ſich einſchleichenden Bettler und Vaga— 
bunden ſind an die betreffenden Ge— 
meinden unmittelbar abzuſchieben. Die 
weitere Abſchiebung ſoll, wenn es die 
Lage der Ortſchaften zuläßt, von zwei 
zu zwei Meilen geſchehen; läge vor 
zwei Meiien kein Ort, ſo muß der die— 
ſer Entfernung zunächſt gelegene Ort 
dazu beſtimmt werden. 

8. 18. Auf den Zwiſchenſtationen, 
dur welde der Schub nad der obi— 
gen Beftimmung geht, ift der Gemein- 
devorftand zur Uebernahme der Gefcho- 
benen verbunden. 

8.19. Zur Erleichterung der Ge- 
meinden und der Auslagen können 
mehre Perſonen, welche entweder an 
den nämlichen Ort oder an Ortſchaften 
zuſchieben ſind, die an der nämlichen 
Straße liegen, zugleich geführt; ſowie 
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fie an dem beftimmten Orte eintreffen, 
verhältnigmäßig abgegeben und ver- 
theilt werden. Nur muß immer eine 
folde Anzahl von Begleitern mitgege- 
ben werden, welche für die Anzahl, die 
zulegt zu ſchieben übrig bleibt, zurei— 
hend iſt. 

$. 20. Jeder Abgefhobene ift mit 
einem befonderen Schubpaffe zu ver 
ſehen, in dem auch feine etwaige Fami— 
lie aufzunehmen ift. 

$. 21. Die Schubpäffe müſſen ges 
hörig unter Angabe des Vor- und Zu- 
namens, der Perſonsbeſchreibung, des 
Domicile, der Urſache der Abfhiebung, 
des Ortes wohin das Individuum ges 
ſchoben wird, und des Weges, den dad- 
felbe zu nehmen hat, ob der Schübling 
zu Buß, mit Borfpann oder in Eifen 
zu befördern ift, gehörig ausgefertigt 
und der Begleitung verfiegelt zur Ab— 
gabe an die nächſte Schubftation mit- 
gegeben werden. Dem Schubpaffe muß 
eine Abjchrift des mit dem Schübliug 
aufgenommenen fummarifchen Conſti— 
tuts um fo gewifjer beigelegt werden, 
als der Gemeindevorftand für die allen- 
fällige Beanftändung und daraus ent« 
ftehenden Folgen, dann größere Ausla- 
gen verantwortlid bleibt. Sollte fich 
gleihwohl der Fall ergeben, daß ein 
Schubpaß ohne Eonftitut der Trande 
portsbegleitung mitgegeben wird, fo 
foll gleih auf der erſten Station die 
Schubbehörde durch Amtscorrefpondenz 
mit dem Gemeindevorftande, von dem 
der Schub ausging, fih die Abſchrift 
des Gonftituts verfchaffen und felbe 
dem Schubpaffe beilegen in der Zwie 
ſchenzeit den Schübling bis zur Ein- 
langung des Conſtituts zurücbehalten. 

$. 22. Urkunden, welche dem Schub- 
paſſe felbft nicht beigeheftet werden 
fönnen, find unmittelbar an die Be 
börde des legten Abſchiebungsortes bei 
Zeiten mittelft der Poſt zu übermaden, 
damit wegen Abgang bderfelben die 
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Weiter « Beförderung der Schüblinge 
nicht aufgehalten, oder das mit den« 
felben einzuleitende Verfahren nicht 
verzögert und gehemmt werde. 

$. 24. Zur Verhütung alles Miß— 
brauchs haben die Unterbezirk » Com» 
miffäre und Gcmeindevorfteher die 
Schubpäſſe unter eigener Berwahruug 
und Sperre zu halten. 

8. 25. Die Uebergabe eined Ge— 
fhobenen an den Ort feiner Beſtim— 
mung muß ftet8 an den Gemeindevor: 
ftand gefchehen, worüber die Schubbes 
gleiter gehörig zu unterrichten find. 

8. 26. Bei der Uebernahme hat der 
Gemeindevorftand, an den die Ueber— 
gabe geſchieht, die richtige Ueberführung 
des Abgefhobenen unter dem gehörigen 
Datum zu beſcheinigen. 

8. 27. Die Verabfäumung oder Ber: 
weigerung der Ausfolgung diefer Bes 
fheinigung wird mit einer Gelditrafe 
von 2 fl. C. M. belegt. 

8. 28. Die gehörig ausgeftellte Der 
ſcheinigung dient den Schubbegleitern 
zur Rechtfertigung der richtigen Ablie- 
ferung, und muß daher von diefen bei 
ihrem Nachhauſekommen dem Gemein: 
devorftande übergeben werden, der diefe 
Beſcheinigung ftatt des ausgefolgten 
Schubpafjes aufzubewahren hat. 

$. 29. Ein Duplicat von jedem 
ausgeſtellten Schubpaffe ift an das k. k. 
Unterbezirtd-Gommiffariat einzufdiden. 

8. 30. Die fi allenfalld ergebende 
Entweihung eines Schüblings aus 
dem Arrefte oder während des Trand- 
portes ift unter DBerantwortung des 
Gemeindevorftandes dem k. f. Unter 
bezirfs-Commiffariate anzuzeigen. Das 
k. Unterbezirte-Commiffariat hat jolde 
Fälle in Unterfuhung zu nehmen, und 
nach Befund gegen die Schuldigen das 
Amt zu Handeln. Auch hat das k. Uns 
terbezirksCommiſſariat darauf zu jehen, 
daß überall entfprechende fichere Arrefte 
beſtehen. 
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&. 31. Der Gemeindevorftand, dem 
Bettler und Randftreicher zugefchoben 
werden, bat diefelben unweigerlich bei 
Strafe von 5 fl. C. M. anzunehmen. 
Falls fih aber die Gemeinde zu einer 
folhen Uebernahme! nicht verbumden 
glaubt, fo find die diesfälligen Einwen- 
dungen binnen 3 Tagen bei dem Un— 
terbezirtd - Gommifjariate anzubringen. 

$. 32. Bon dem k. Unterbezirls- 
Eommiffartate ift dann die Sache anf 
das genauefte, zugleich aber auch auf 
das jchleunigfte zu unterfuchen. 

$. 33. Jedermann, vorzüglich aber 
die Gemeindevorftände haben ſich ans 
gelegen fein zu laffen, die Militär- 
Deferteurd ohneweiters anzubalten, an 
das nähfte Militär wohl verwahrt ab- 
zuführen, und gegen den gewöhnlichen 
Uebergaböfhein ausjuliefern. Sollte 
diejes dem Apprehendenten oder dem 
Oemeindevorftande zu befchwerlich fal- 
len, fo hat die Einlieferung der Mili« 
tär- Ausreißer an das k. Unterbezirke- 
Commiffariat zu gefhehen, welches die 
weitere Abftellung einzuleiten hat. 

8. 34. Die für jeden eingelieferten 
Deferteur feftgefegte gefeßliche Beloh— 
nung oder Zaglia wird dem Apprehens 
denten im gewöhnlichen Wege verab- 
folgt werden, 

8. 35. Derjenige, welcher fi der 
Theilnahme der Defertion eines zum 
Militärförper gehörigen Mannes, es 
fei durch Beredung, dur Hirfeleiftung, 
durch Unterftand, Berheimlibung, Ans 
kauf der Montur oder des Gewehres, 
oder endlich dur was immer für eine 
die Defertion begünftigende Handlung 
ſchuldig macht, wird der ftrafgerichtli« 
hen Behandlung unterzogen und zum 
Erlag des Schadenerjages an das f. 
Militär-Aerar verhalten werden. 

8. 36. Jene, welche fih bei dem 
Gemeindevorftande oder dem k. Unter 
bezirfd - Gommiffariate fälſchlich als 
Deferteure angeben, find ald Betrüger 
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nach den beftehenden Strafgefeßen von 
der competenten Behörde zu beftrafen, 
und falls fie zugleich gewerbs⸗ und 
paßloſe Bagabunden find, fodann als 
folche zu behandeln. 

$. 37. Die fidy für Deferteurs aus 
gebenden Individuen können nur nad) 
der von den betreffenden Regimentern 
eingeholten Beftätigung der Wahrheit 
ihrer Angabe von dem f. Militär übers 
nommen werden, außer wenn die Ge— 
meinde, der es an ihrer früheren Ablie- 
ferung gelegen ijt, mittelft eines ordent- 
lichen Reverſes fih ausdrüdlih ver- 
pflichtet, dem k. Militär-Herar für den 
Fall, wenn diefes Individuum nicht als 
wirkliher Deferteur anerfannt werden 
würde, alle auf diejes Individuum ver - 
wendeten Unkoſten zu erftatten. 

$. 38. Da die Verpflegung der aus⸗ 
weisiod betretenen Individuen eine 
Obliegenheit der Gemeinde ift, und für 
jene Individuen, welche als Deferteure 
anerkannt werden, die Berpflegskoften 
ohnehin vom Militar-Aerar erfegt wer- 
den, fo haben die Gemeindevorftände 
jene in ihrem Territorium aufgegriffes 
nen paßlofen Individuen, weldhe wegen 
Defertion verdächtig find, unverweilt 
dem k. Unterbezirts-Gommiffariate an— 
zuzeigen, welches fich an das betreffende 
Regiments: oder Truppen» Commando 
zu wenden bat. Bis zur Einlangung 
der Beftätigung über die Militär « Zur 
ftändigkeit oder Nuchtzuftändigfeit find 
diefe Individuen in Berbaft zu behal— 
ten und ſodann das Weitere zu vers 
anlaffen. 

$. 39. Für ausländifche Bettler 
und Landftreicher find anzniehen ſo— 
wohl Untertbanen and andern Kron— 
ländern, die die Zuftändigkeit zu einer 
Gemeinde nicht erlangt haben, als aud 
Ausländer im eigentlichen Berftande. 

$. 40. Die Reihsuntertbanen ans 
derer Kronländer find fo wie die eigent« 
lihen Ausländer an die k. Unterbezirtes 
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Commiſſariate abzuftellen. Die erftern 
werden auf die nämliche Art, wie bei 
einbeimifhen Bettlern und Landitreis 
ern vorgefhrieben worden, an das 
nächſte Bezirksamt des SKronlandes, 
wohin fie gehören, abzufchieben und 
gegen die vorgefchriebene Befcheinigung 
abzugeben fein. Die eigentlihen Aus- 
länder find einzeln oder in kleinen 
Parteien über die nächſte Grenze zu 
ſchaffen. 

8. 41. Solchen Ausländern iſt ſo— 
wohl an dem Orte, von dem fie abge- 
ſchoben werden, als bei ihrem Grenz- 
austritte einzufhärfen, daß, wenn fie 
noch einmal fämen, fie mit dreimonat- 
licher Arbeit in Eifen beftraft und den» 
noch über die Grenze werden gefhoben 
werden. Zur Erfhwerung der Rückkehr 
aber müffen den Borftänden der an der 
Grenze liegenden Gemeinden perfönliche 
Beichreibungen von allen abgefchobenen 
Ausländern gegeben und ihnen die 
Ueberwachung eingebunden werden. 

$. 42. Wenn dergleichen fremde 
Bettler und Landftreiher im Lande 
abermals betreten werden, find fie er- 
ftens der ihnen gemachten Bedrohung 
gemäß ohne Nachſicht mit einer drei— 
monatlihen Arbeit in Eifen zu beftra- 
fen, umd dann wieder über die Grenze 
zu fchieben. 

8. 43. Die f, f. Militär » Bezirke- 
Gommiffariate haben bei Abfchiebung 
der Ausländer nicht nur die Documente, 
wodurch der Beweis der Heimathärechte 
eines in das Ausland zu befördernden 
Schüblings bergeftellt wird , fondern 
auch in jenen Källen, wo diefe nicht ge 
nügten, und erft in Folge gepflogener 
Rückſprache von Seite der ausländi— 
fben Behörden eine Anerkennung der 
Zufländigkeit erfolgte, diefe dem jedes- 
maligen Schubpaffe beizulegen, dies in 
dem Schubpaffe felbft gehörig zu be- 
merken, und nur eine Abfchrift davon 
in den amtlichen Acten zu behalten. 
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$. 44. Schüblinge und Bagabunden, 
welde vom Audlande gebracht werden 
wollen, von denen nicht erwiefen ift, 
daß fie öfterreihifche Unterthanen find, 
find von den Grenzbehörden nicht an: 
zunehmen, fondern gleih zurüd zu 
weifen. 

$. 45. Den eingejogenen Bettlern 
und Landftreihern muß im Orte der 
Anhaltung und während des Schubes 
die landesüblihe Koft zur täglichen 
Verpflegung verabreicht werden. 

$. 46. Rah den Grundfäßen der 
Humanität ift es durchaus unzuläffg, 
Perſonen, die mit dem Schube abgefen- 
det werden follen, oder ſich bereits auf 
demfelben befinden, wenn felbe erfran- 
fen, weiter zu befördern, da die denſel— 
ben zugeftoßene Krankheit auf dem 
Wege befonderd unter ungünftigen 
Einflüffen der Witterung leicht bedeutend 
verfhlimmert, anftedend oder felbft 
tödtlih werden könnte. Schüblinge, 
welche mit einer wirklihen Krankheit 
behaftet find, die ihre Abfendung oder 
Weiterbeförderung behindert, worüber 
im alle eines Zweifeld der binzube: 
rufene Arzt des Drtes oder der nächiten 
Station zu entfcheiden hat, müffen da- 
ber vor allen der ärztlihen Behand— 
lung übergeben und für Ddiefelben fo 
wie für die Ortskranken fo lange ges 
forgt werden, bis fie unbeanftändet 
weiter befördert werden fünnen. Auf 
gleiche Art find die mit ſyphilitiſchen 
Uebeln behafteten, mit Schub abzufen- 
denden Berfonen zu behandeln. 

8. 47. Kein Schübling darf weder 
im Lande no in ein anderes Kron— 
land oder in das Ausland verſchoben 
werden, der nicht mit der nothdürftig— 
ften Leibes- und Fußbekleidung vers 
ſehen ift. Demfelben müffen daher die 
umentbehrlihen Kleidungsftüde und 
Fußbedeckung beigefhafft, und im 
Schubpaffe muß eine genaue Beſchrei⸗— 
bung der Kleidungsftüce beigeſetzt und 
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diefe auf jeder Schubftation controllirt 
werben. 

8. 48. Diejenigen, welche auf die 
vorgeſchriebenen Drtfchaften zugefchoben 
werden, müffen, wenn fie Altere- oder 
Leibesgebrehlichkeit halber ihren Un- 
terhalt zu verdienen smfäbig find, von 
der Gemeinde, der die Berpflegung 
ihrer Drtsarmen obliegt, die Berfor- 
gung erhalten. Sie find zugleich ernft- 
li zu erinnern, daß fie bei einer zwei- 
ten Betretung im Betteln und Herum: 
irren abermals an ihren Berpflegsort 
werden zurückgeſchoben und für ihre 
Entweihung ſcharf geftraft werden. 

$. 49. Sollten nun dergleichen in 
Verpflegung Stehende diefer Warnung 
ungeachtet entweichen, fo find fie bei 
ihrer Wiedereinbringung mit Arreſt bei 
Waffer und Brod zu beftrafen. Auch 
fteht ed dem Gemeindevorftande frei, 
andere ſchickliche Mittel vorzufehren, 
folden wiederholten Entweichungen 
zuvorzukommen. 

8. 50. Die muthwilligen Bettler 
und Landftreiher fünnen von dem Ge- 
meindevorftande durch einen ganzen 
Monat zu jeder Gemeindearbeit ange: 
halten werden, doch müſſen fie die ge: 
wöhnlihe Naturalloft und die nöthige 
Belleidung erhalten. 

8.51. Wird ein Geſchobener von 
diefer Gattung zum zweiten Male im 
Herumſchweifen betreten, fo ift er aber: 
mald an feinen Ort zurückzuſchieben, 
und kann auf zwei Monate, und bei 
Beforgniß einer neuen Entweichung auch 
in Eifen zur Arbeit angehalten werden. 

8. 52. Derlei Gefhobene find 
nad ausgeftandener Strafe zur Er- 
greifung eines ordentlichen Erwerbs- 
zweiges mit Strenge anzubalten. 

8. 53. Wofern aber eine weitere 
Entweihung aus Nahläffigkeit des 
Gemeindevorftandes geſchehen wäre, 
fo fallen die Koften der Verſchiebung 
dem Gemeindevorfteher zur Laft. 
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8. 54. Sofern ein Geſchobener fid 
zur Befjerung anläßt und beweifen 
fann, daß er einen Dienft oder fonft 
eine ehrbare Erwerbung gefunden hat, 
fo ift der Gemeindevorftand verbunden, 
demfelben ein unentgeltliches Certificat, 
damit er fih an den Dienftort begeben 
fönne, auszufertigen, und erforderlichen 
Falls ift der betreffende Gemeindevor- 
ftand auf bdenfelben aufmerffam zu 
machen, 

$. 55. Für den Fall, wenn ein fol- 
her Schübling ohne Bewilligung fid 
unbefannt wohin entfernen follte, fo ift 
deffen Berfonsbefchreibung dem k. Un— 
terbezirkd -» Gommiffariate einzufenden, 
damit deffen Ausforfhung und Zur 
ftandebringung eingeleitet werde. 

8. 56. Die Gemeindevorftände ha— 
ben derlei Individuen ſtets einer be 
fondern Ueberwahung zu unterzieben, 
weil, wenn fie fih eine Nadläffigkeit 
in diefer Beziehung zu Schulden fom- 
men laffen, diefelben nicht nur zum Er« 
faße der Koften der Verpflegung umd 
Abſchiebung diefer Individuen verbal» 
ten werden würden, fondern bei wie: 
derbolter Schubrücffehr und Wiederbe— 
tretung das betreffende Individuum 
auf Koften der Zuftändigfeitögemeinde 
in ein Zwangsarbeitähaus gebracht und 
dafelbft durch eine den Umſtänden ent: 
fprechende Zeit zur Angewöhnung zur 
Arbeit behalten, und fodann feiner Zu— 
ftändigfeitsgemeinde wieder zurückge— 
ſchoben werden würde. 

$. 57. Die Gemeindevorftände ha- 
ben über dieaus Eriminal-Inquifitione- 
u. Strafhäufern entlaffenen Individuen, 
befonder® aber über jene, die nach den 
befannt gewordenen Umftänden und 
Daten von gefährlicher Beſchaffenheit 
erfcheinen, eine ftrenge Aufficht zu füh— 
ren. Der Gemeindevorftand hat fi 
die Kenntniß der von ſolchen Indivi— 
duen zum redlichen Erwerbe ihres Le— 
bensumterhaltes gewählten Beſchäfti— 
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gungdzweige zu verfchaffen, fie hiezu 
anzubalten, aud ihnen nöthigenfalls 
den Weg biezu durch angemeffene Ein- 
wirkung nad Thunlichkeit zu erleich- 
tern, wenn felbe ungeachtet ihres be- 
zeigten guten Willens zur Arbeit, be— 
fonders anfangs und wegen des gegen 
ſolche Individuen vorherrihenden Miß— 
trauend dabei große Schwierigkeiten 
finden. 

8.58. Die Berpflichtung zur Tre- 
gung der mit dem zur Handhabung 
der inneren Landes: Bolizei unumgäng- 
lich nothwendigen Schubanftalten ver: 
bundenen Auslagen beruht auf der 
Gefammtheit der fteuerbaren Rutzun— 
gen des ganzen Randes. 

8. 59. Die Auslagen, welche nicht 
einzelne Gemeinden, fondern das ganze 
Land treffen, und damit feine Ueber: 
bürdungen und Ungleichheiten eintre- 
ten, gleihmäßig auf alle vertheilt wer: 
den müffen, find: 

a) Die Atzungskoſten für die aufs 
gegriffenen fremden paßloßen Indivis 
duen Bid zu ihrer Abftellung an die 
Zuftändigkeitsgemeinde. 

b) Die Pflege für erkrankte Schüb- 
linge, 

ce) die Beifhaffung der unumgäng— 
lih nothwendigen Leibes⸗ und Fußbe— 
kleidung; 

d) die Abſtellungskoſten. 

8. 60. Die Beſtreitung dieſer Aus: 
lagen muß jede Gemeinde gegen Erfaß 
and dem allgemeinen Landes : Goncur- 
renzfonde aus eigenen Mitteln befor- 
gen und darüber eine gehörig docu- 
mentirte Rechnung führen. 

8. 61. Auf Atzung diefer Indivi— 
duen, Pflege der erfrankten Cchüblinge 
und Anfhaffung der nothwendigen Be- 
fleidung darf feine höhere Auslage in 
Aufrehnung gebracht werden, ald was 
die Erhaltung der eigenen Ortsarmen 
und Kranken pr. Kopf und Tag Poftet, 
den Begleitern ift der im Drte übliche 
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Taglohn baar andzuzahlen und bie 
verwendete Borfpann nad der für Mi— 
litär- und Eivilbeamten beftebenden Ger 
bühr zu berechnen. 

8. 62. Diefe Rechnung hat der Ge— 
meindevorftand viertljährig demf. Un: 
terbezitks- Gommiffariate einzufenden. 
Das k. Unterbezirts » Sommiffariat hat 
diefe Rechnungen an Ort und Stelle 
mit dem Schub-Protocolle zu verglei- 
hen und genau zu prüfen, fodann aber 
für den ganzen Bezirk diefe Rechnun— 
gen an das k. Bezirks-Commiſſariat zu 
leiten. 

8. 63. Die Superrevifion ſteht dem 
f. Bezirke » GSommiffariate zu, findet 
dasfelbe fein Bedenken, fo unterliegt 
es folhe für den ganzen Bezirk zu- 
fammen dem k. Diftrietsamte. Das k. 
Diftrietsamt fammelt diefe Rechnungen 
für den ganzen Diftriet, und leitet fie 
an die betreffende Rechnungs-Behörde, 
wofelbft diefe Rechnungen genau cen— 
furirt werden. 

8. 64. Aus diefen Rechnungen wird 
für das ganze Land der Zufammenfaß 
angefertigt, umd die Repartition nad 
dem Steuergulden zu Stande gebracht. 

$. 65. Aus dem Randes-Goncurrenz« 
fonde wird dann den betreffenden Ge 
meinden die Vergütung der geleifteten 
Borauslagen zugemwendet werden. 

$. 66. Die genaue Ueberwachung 
diefer Borfchrift liegt den k. Unter 
bezirks⸗, Bezirks: und Diſtriets-Com— 
miffären ob. (Bdg. des k. f. Eiv. und 
Mil. Gouv. von Siebenb. v. 25. Dec. 
1849. 8. ©. B. für Siebenbürgen. 
Nr. 47.) 

Schub. Das Schubwefen in 
Steiermarf. 

1. Die Leitung des Schubwefens 
liegt den Bezirkshauptmannſchaften, die 
unmittelbare Ausführung der Verſchie— 
bung aber der Ortögemeinde ob. 

2. Die aufgegriffenen Berfonen find 
zur Bezirkshauptmannfchaft oder zu 
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ben politifchen Erpofituren, infoferne 
ihnen die Beforgung des Schnbgeſchaͤf⸗ 
tes übertragen wird, zu ftellen, wo dies 
felben vernommen, über die Verſchie— 
bung erkannt und der Schubpaß aus- 
gefertigt wird, in welchem die Rich— 
tung, welde der Schub zu nehmen, 
und die Stationen, welde er zn paffi- 
ren bat, ausdrüdlih und namentlich 
bezeichnet werden müffen. 

3. Die Verſchiebung ift in der mög- 

lichſt fürzeften Richtung auszuführen, 
die Beförderung des Schubes hat da- 
ber nicht zur nächſten Gemeinde über: 
haupt, fondern in der Regel zu jener 
zu geſchehen, welche der Richtung des 
Schubes nad die nächſte ift. 
4. Um dem Grundfaße der fürzeften 
Richtung Rechnung zu tragen, find in 
den Hauptrichtuingen, welche die Schübe 
zu nehmen haben, eigene Schubftatio- 
nen zu errichten, und in der Art zu 
verlegen, daß der Schubbegleiter wo 
möglich noch am nämlichen Tage zurüd 
eintreffen fann. 

5. In vielen Ballen wird es zweck— 
mäßig fein, wenn die Schubftationen 
an den Marſch- und Vorſpannsſtatio— 
nen errichtet, und das Schubgefchäft 
im Einvernehmen mit den Gemeinden 
dem Borfpannsbeforger übertragen, für 
die Herftellung fiherer Berwabrunge- 
orte geforgt, und ein geeigneter Schub: 
begleiter aufgeftellt wird. 

b. Da den Gemeinden die Bewerf: 
ftelligung der Berfchiebung obliegt, fo 
haben fie auch für die fihere Verwah— 
rung, Berpflegung und Begleitung der 
Shüblinge Sorge zu tragen. — Der 
Beiftellung von geeigneten LRocalien 
zum Behufe der Mrrefte werden fich 
auch die außer den eigentlihen Schub- 
linien liegenden Gemeinden nicht ent- 
fhlagen können, weil in jeder Ge: 
meinde ausweisloſe oder verdächtige 
Individuen entweder von der Gemeinde 
feldft oder durch die Gene d'armerie auf: 
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gegriffen werden können, welche bie 
zur Üblieferung an die zuftändige Ge— 
richts- oder Sicherheitsbehörde in fihere 
Berwahrung genommen werden müffen. 

7. Bei der Errichtung beftimmter 
Shubftationen kann die Gemeinde, 
welche im Schubftationdorte ihren Sitz 
hat, dem Grundfaße nah ihrer Ber 
pflihtung bezüglich der Uebernahme 
des Schubweſens nicht entzogen wer 
den. Doc ift es billig, daß, wenn die 
auferlegte Berpflibtung ſich über die 
Grenzen der eigenen Gemeinde aud« 
dehnt, die benachbarten mit in die Con— 
curren; gezogen werden, 

8. Die nöthigen Schubfuhren find 
wie bisher von den Gemeinden beizu— 
fteffen. 

9, Die Gensd’armerie ift mit Rück— 
fiht auf den $. 26 des organischen 
Statute® zur Schubbegleitung in der 
Regel nur in jenen Fällen in Anſpruch 
zu nehmen, wenn die Gefährlichkeit 
des Individuums oder die Zahl der 
Schüblinge eine befondere Vorſicht 
nothwendig macht. 

10. Die bei den Bezirkshauptmann— 
fhaften, welche die Schüblinge an die 
im Amtsorte befindliben Gemeinde: 
vorfteber zu übergeben haben, in Schub» 
fahen auflaufenden Koften find wie 
bisher aus dem denfelben zu diefem 
Zwede angemwiefenen Borfhuffe zu bes 
ftreiten und zu verrechnen. Die mit der 
Schubbeforgung für die Gemeinden 
verbundenen Koften müffen vorderband 
von den Gemeinden felbft getragen 
werden, weil die Säuberung des Lan— 
des von müffigem, erwerblofem und 
aefährlihem Gefindel vorzugsweiſe im 
Intereffe der Gemeinden gelegen ift. 
Doc wird geftattet, daß in michtigen 
und dringenden Fällen eine Vorſchuß— 
leiftung von Seite des Staates in An- 
ſpruch genommen werde. 

11. Diefe Beftimmungen gelten bie 
zum Erfcheinen der in der Minifterial- 
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Inſtruction vom 7. April d. I. zuge 
fiherten gefeplihen Regulirung des 
Schubweſens. Durch diefelbe wird auch 
feftgefeßt werden, ob und welde Ber- 
gütung die Gemeinden für die mit der 
Beforgung des Schubgeſchäftes ver: 
bundenen Auslagen zu erhalten haben, 
und welche Concurrenz zur Beftreitung 
der Schubloften im Allgemeinen ein- 
zutreten habe. (Erl. der ſteierm. Sth. 
v. 5. Juni 1850. 8. ©. B. Nr. 214.) 

Schub, Das Schubmwefen in 
Ungarn. Mit Genehmigung des E. f, 
Minifteriumsd ded Innern wird nad 
ftehende proviforifhe Vorſchrift über 
das Schubwefen im Kronlande Ungarn 
als Norm vorgezeichnet: 

Zur Einführung eines geregelten, 
mit der Aufrehthaltung der öffentlichen 
Nude, Drdnung und Sicherheit im eng- 
ften Zufammenbange ſtehenden Schub: 
weſens wird Nachſtehendes proviforifch 
angeordnet: 

1. In Schub zu fegen find: 

a) Bagabınden, Müfiggänger, Bett: 
ler, verdächtige, paßlofe oder beſtim— 
mungslofe Individuen, die keinen ebr- 
lihen Erwerb nachweiſen können, dann 
folde, die durch liederlichen oder uns 
fittlihen Wandel Anftoß erregen, und 
der amtliben Weifung zur Abreife von 
einem beftimmten Plage nicht Folge 
leiften, oder fih eine eigenmächtige 
Abweihung von der vorgezeichneten 
beftimmten Marfh-Route (Zwangspaß) 
erlauben; 

b) entlaffene Sträflinge, die in Si- 
herbeitöbeziehung bedenklich erfcheinen, 
und in die sub a) angegebene Eategorie 
gehören; 

c) folde Individuen, welche von 
irgend einer Unterfuhunge- oder Straf: 
behörde zur zwangsweiſen Einlieferung 
requiriet find, ohne daß über die Art 
des Trandportes etwas Befonderes be- 
ftimmt worden ift. 

2. Mit Ausnahme diefed 3. Punc- 
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tes hat die Abfchiebung ftets bis in 
den Zuftändigkeitsort des Schüblings 
zu gefchehen. 

3. Niemand darf früher in Schub 
gelebt werden, ehe derfelbe nicht über 
feine perfönlichen Berhältniffe und über 
jene Umftände, welde die Abfchiebung 
rechtfertigen, zu Protocol vernommen 
worden ifl. 

4. Die Abſchiebung ift von jener 
Behörde zu beſchließen und einzuleiten, 
welche im Drte der Betretung des be 
ireffenden Individuums über Rube, 
Drdnung und Giderheit zu wachen 
hat. 
5. Für jeden Schübling ift ein 
Schubpaß ordnungsmäßig auszuferti« 
gen. Bei befonderen Berhältniffen ift 
die Behörde, an welche der Schübling 
abgeht, davon mittelt bejonderen 
Schreibens zu verftändigen, und es 
fann dasfelbe nah Umftänden aud 
verfiegelt dem Schubpaffe beigelegt 
werden, was im letzteren nicht zu bes 
merfen ift. 

6. Der Schubpaß muß ſtets mit der 
Unterfohrift des Amtsvorftandes oder 
defien Stellvertreters verfehen und das 
Amtsfiegel beigedrucdt fein, 

7. Jede Behörde hat über die abge- 
ſchobenen Individuen ein eigenes Pros 
tocoll zu führen und darin das Nas 
tionale, die Perfonsbefchreibung, die 
Urſache der Abfchiebung, die Zeit der» 
felben und die fonftigen auf den Schüb- 
ling Bezug nehmenden bemerfendwer: 
then Notizen genau vorzumerfen. 

8. Der Schub befteht in dem Trand- 
porte des betreffenden Individuums 
mitteld der Wade bis in den Beftim- 
mungsort. 

9. Er zerfällt in den Haupt- und 
Particularſchub. 

10. Vorläufig bis zur Regelung der 
Gemeinden tritt nur der Hauptſchub in 
Wirkſamkeit. 

11. Der Hauptſchub, womit zwei— 
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mal des Monats an feftgefeßten Tagen 
von einem Hauptorte aus die vorhan— 
denen Schüblinge mitfammen in Trand- 
port gefeßt werden, wird einftweilen 
und bis eine definitive andere Einrich- 
tung erfolgen kann, durch die k. k. 
Gensd'armerie beſorgt. 

12. Die Ortsgemeinde hat, wo mög» 
lih 24 Stunden früher, bei außeror- 
dentlihen Fällen aber längſtens am 
Borabende dem Gensd’armerie-Boftens 
Commandanten die Zahl der Schüb- 
linge befannt zu geben, wornach das 
gegenfeitige Einvernehmen fo zu tref: 
fen ift, daß der Marſch mit Tagesan— 
brudy angetreten werden fan. Ge— 
wöhnliches ſchlechtes Wetter darf den 
Abgang des Schubes nicht Kindern. 
Sollte indefjen die Paſſage dur Ele: 
mentar =» Ereigniffe gefährlich oder ge- 
jperrt fein, fo bleiben die Schüblinge 
bis zum nächſten Schubtage in Ge: 
wahrfam und DBerpflegung der Ge: 
meinde. 

13. Die Anzahl der begleitenden 
Gensd’armen wird von Seite der Gend- 
d’armerie feflgefeßt, jedoch find die 
Gemeinden, von denen der Schub ab- 
geht, und die derfelbe paffirt, verpflich⸗ 
tet, die erforderliche Anzahl der Ge— 
meindewacen auf Berlangen des den 
Schub führenden Gensd’armen bis zur 
nächſten Gemeinde beizuftellen. 

14. Die Gemeinden haben weiters 
die erforderlihen Fuhren bis zur näch— 
ften Nachtſtation beizuftellen. 

15. Beträgt die Entfernung bis zur 
Nachtſtation über 3 Meilen, das ift 
1°/, Station, fo muß der ganze Schub 
mittelft Fuhr erpedirt werden. Dies 
bat aud in jenen Fällen zu gefchehen, 
wo befondere Berhältniffe, z. B. Si— 
cherheit, Gefundheitszuftand ꝛc. es er- 
fordern. 

16. Da es daran liegt, daß die 
Gensd'armen ſo bald als möglich auf 
ihren Poſten zurückkehren, fo find dies 

Zaltieth, Handb. d. Pol. Gef. IIL 
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felben berechtigt, fi der Fuhren, welche 
zur Beförderung des Schubes beige- 
ftellt wurden, zur Rüdfahrt zu be— 
dienen. 

17. Der Marſch des Schubes hat 
ohne Unterbrehung bis zur Nachtſta— 
tion zu gefchehen, und wird in der 
Regel nit über 5 bis 6 Stunden 
dauern. 

18. Die Gemeinden haben den 
Schüblingen vor dem Abgehen ein 
Stüf Brot zum Frübftüde, und nad 
der Ankunft in der Nadhtftation wieder 
ein Stück Brot, dann eine warme 
Speife zu verabreichen. 

19. Die Schüblinge find im Ge- 
meinde-Arrefte zu verwahren, und es 
obliegt die Beleuchtung und Beheizung 
des Arreft:Rocales, fo wie die Bewah- 
tung der Schüblinge nah dem Mini: 
fterial= Erlaffe vom 8. Februar 1850, 
Mr. 407. MF., der Gemeinde. Der 
Gensd’armerie- Poftencommandant hat 
hierbei nur die Obliegenheit, ald Sad: 
fundiger die Bewachung einzuleiten. 

20. Die Gemeinden find überhaupt 
fhuldig, zur ordnungsmäßigen Beför- 
derung des Schubes Alles, was die 
Nothwendigkeit erfordert, nach Kräften 
beizutragen. Jeder Ortsvorſteher ift 
dafür verantwortlich, fo wie der Stuhl» 
richter verpflichtet ift, bei vorfommen: 
den Anftänden ſchnell Abhilfe zu ſchaf— 
fen und darauf zu halten, daß alle Ge- 
meinden des Bezirkes Diesfalld ihre 
Schuldigkeit thun. 

21. Der Hauptfhub nimmt die Route 
von Gensd’armerie-Poften zu Gens— 
d’armerie-Poften, wo die Ablöfung Statt 
findet, nach der eigenen in den Regis 
mentöbezirken beftehenden Eintheilung. 

22. Die politifhen Behörden haben 
Rückſicht zu tragen, daß die von ihnen 
zur Abfchiebung beftimmten Indivi— 
duen beim Paffiren des Hauptichubes 
zue Aufnahme in Bereitihaft find. 
Ueber den Zeitpunct — ſie ſich mit 
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der Gensd’armerie auf die im $. 12 
bezeichnete Weife zu verftändigen. 

23. Der Sicherheit wegen find je: 
dem Schüblinge Handfcellen anzule- 
gen. Die Behörden haben ſolche Indi— 
viduen zu bezeichnen, bei denen die 
Nothwendigkeit dieſer Borfiht aus: 
nahmsweife wegfallen kann. Gefähr- 
lihe Schüblinge find befondes zu be— 
zeichnen, und es ift auch im Schub- 
paffe auf ihre Individualitat aufmerf- 
fam zu machen. Die den Schüblingen 
anzulegenden Handfchellen find von den 
Gemeinden beizuftellen. 

24. Der Transport von Schüblin- 
gen hat nur beim hellen Tage Statt 
zu finden. 

25. Das Einfehren in Gafthäufern 
auf der Straße ift unterfagt. 

26. Baarfhaft, Prätiofen u. dal. 
dürfen den Schüblingen nit in Hän- 
den gelaffen werden. Diefelben find im 
Schubpaſſe zu verzeichnen, und von 
Seite der Behörde dem Convoyanten 
gegen Empfangsbeftätigung zu überge- 
ben. Diefer hat fih die jeweilige wei- 
tere Uebergabe beftätigen zu laffen, und 
fih gehörigen Drts darüber auszu— 
weifen. 

27. Jeder Schübling ift vor der Ab- 
ſchiebung ärztlich zu unterfuchen, und 
es ift von Geite des Arztes auf dem 
Schubpaffe zu bemerken, ob das Indi— 
viduum in Ganitäte - Hinfiht über: 
haupt transportfähig, und ob der Trans— 
port desfelben zu Fuß bewerkſtelligt 
werden Fönne oder zu Wagen gefchehen 
müffe. Sollte ein Schübling während 
des Marſches unfähig werden, die Reife 
zu Fuß fortzufeßen, fo bat der Arzt 
der zunächſt gelegenen Gemeinde den 
Zuftand desfelben zu unterfuchen und 
das Parere auf den Schubpaß zu fihrei- 
ben, wornach das mweiterd Angemefjene 
von Seite des Schubführers zu verfür 
gen ift, deffen vernünftigem und hu— 
manem Grmeffen es auch überlaffen 
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bleiben muß, im Kalle der Ermangr 
lung eines Arztes dasjenige vorzufeh- 
ren, was der Augenblick gebietet, wo» 
bei auch auf die fürzeft mögliche Vers 
zögerung des Weiterkommens des Schu- 
bes Bedacht zu nehmen ift. 

28. Es ift die größte Vorſicht gegen 
die Entweihung der Schüblinge zu bes 
achten. Die Schüblinge find vor dem 
Abgehen vor jedem Fluchtverſuche zu 
warnen, da die Gensd’armerie fi fonft 
infiruetiondgemäß felbft mit Anwen: 
dung der Waffengewalt benehmen 
würde. Entweihungsfälle find ſchnell 
möglichft zur Kenntniß der Behörde zu 
bringen, damit wegen Wiedereinbrin- 
gung des Entwichenen das Nöthige 
vorgefehrt werden kann. 

29. Die Schüblinge, welde über 
die Grenze des Kronlandes Ungarne 
zu geben haben, find an der Grenze 
jenen Organen zu übergeben, die zur 
Uebernahme des Schubes dort aufge 
ftellt find. 

30. Bei Ausländern ift zur Abſchie— 
bung die Heimatsurkunde, d. i. ein 
Document, durch welches haltbar nach— 
gewieſen erſcheint, daß der Schübling 
ein Angehöriger jenes Staates ſei, 
wohin er befördert wird, dem Schub⸗ 
paffe beizuſchließen, und daß diefelbe 
beiliegt, im Schubpaffe ausdrüdlid 
anzumerken. Als Heimatsurfunden wer: 
den betrachtet: Heimatsfheine, Päſſe, 
amtlihe Schreiben, durch welche das 
betreffende Individuum requirirt wird, 
oder deffen Zuftändigkeit beftätigt wird 
und dergleihen. Fehlt eine ſolche Ur- 
funde, fo ift fi diefelbe im Corre— 
fpondenzwege früher zu verfchaffen, ehe 
das betreffende Individuum in Schub 
geſetzt wird. 

31. Iſt der Schübling am Orte fei- 
ner Beftimmung, infofern ſich diefer in 
Ungarn befindet, angelangt, fo ift der- 
felbe ftets der politifchen Behörde fei- 
nes Zuftändigfeitsortes zu übergeben. 
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Diefe Hat denfelben fammt dem Schub- 
yafle zu übernehmen, und dem Ueber: 
geber die Uebergabe des Judividuums, 
fo wie der allfälligen Baarſchaft 2c. zu 
beftätigen. 

32. Auf dem Schubpaffe ift fohin 

die Beftätigung des richtigen Eintrefr 
fens des Schüblings ämtlich anzumer- 
fen, und der Schubpaß ohne Berzug 
an jene Behörde zurüdzufenden, von 
der er ausgeſtellt ift. 
33. Der angefommene Schübling ift 
von Seite der Behörde feiner Zuftän- 
digkeitögemeinde zur Auffiht zu über: 
geben, in derfelben zur Arbeit zu verhal- 
ten, und es find ihm von Seite der Ge- 
meinde nad Thunlichkeit jene Wege zu 
eröffnen, auf welchen ed möglich wird, zur 
Drdnung zurückzukehren. Ein Pag, um 
in der Fremde Erwerb zu ſuchen, darf 
einem folden Individuum erft dann 
ertheilt werden, wenn es genügende 
Beweife feiner Befferung gegeben hat. 
Es ift übrigens möglichſt dafür Sorge 
zu tragen, daß ſich ein derlei Indivi— 
duum nicht ohne Paß entferne. Ge- 
ſchieht diefes, fo ift vom Ortsvorftande 
die Anzeige unverzüglich bei der be= 
treffenden politifhen Behörde zu ma» 
hen, welche die Einleitung zu treffen 
hat, daß die Auffihtsbehörden des 
Landes im Wege der Eurrentirung auf 
das betreffende Individuum aufmerf- 
fam gemacht werden. 

34. Die Shub-Reverfion wird als 
Vergehen beftraft. 

35. Der Schub felbft ift feine Strafe, 
fondern eine Borkehrungsmaßregel zur 
Aufrehthaltung der öffentlichen Sicher⸗ 
heit und Säuberung des Landes von 
verdächtigen und beftimmungslofen Va⸗ 
gabunden. 

36. Sämmiliche politifche Behörden 
find verpflichtet, dem Schubwefen ihr 
thätigftes Augenmerk zu widmen, und 
in ihren Bezirken mitzuwirken, damit 
allenfalls vorfommende Anftände beho- 
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ben werden, und die wohlthätige Ein: 
richtung in jeder Beziehung gehörige 
Unterftüßung findet. 

37. Beim Rüdlangen der Schub: 
päffe haben die betreffenden Behörden 
den Schubpaß genau durchzufehen, und 
allenfalls daraus erfichtliche Gebrechen 
in der Beförderung zur höheren Kennt» 
niß zu bringen. Der Schubpaß ift in 
den Acten aufzubewahren, und im 
Schub: Protocolle das richtige Eintref- 
fen des Schüblings vorzumerfen. Die 
Einfendung ausftändiger Schubpäffe 
ift in angemeffenen Zeiträumen zu be- 
treiben. 

38. Der Zeitpunct der Wirkfamkeit 
diefer proviforifhen Norm wird nad: 
träglich befannt gemacht werden. (Kdm. 
der ung. Sth. vom 20. März 1851. 
2. ©. 3. Rr. 79.) 

Schub. Ueber die prov. Rege- 
lung des Schubweſens in Nied. 
Deſterreich. Im Folge der Auffor- 
derung vom 4. Juni v. J. 3. 22499, 
haben die Bezirkshauptmannfchaften 
hinſichtlich der Beftimmung der Schub» 
ftationen, der Verpflegung, Ueberwa- 
Hung und Begleitung der Schüblinge 
bereitö jene proviforifhen Beftimmuns 
gen getroffen, welche ſich durch die ge 
änderten Verhältniffe, namentlich durch 
das Aufhören der Amtsverwaltungen 
ald nothwendig darftellten. 

In Erledigung der diesfalld von 
den einzelnen Bezirkshauptmannſchaf- 
ten eingelangten Anzeigen werden zum 
Behufe der Erzielung einer größeren 
Gleichförmigkeit, mit Rüdfiht auf die 
von mehreren Herren Bezirköhaupt- 
männern in fehr zwedmäßiger Weife 
für ihren Bezirk getroffenen Anord- 
nungen, die biebei zu beobadhtenden 
Hauptgrundfäße zur allgemeinen Dar- 
nachachtung im Nachſtehenden bekannt 
gegeben: 

$. 1. Der Bezirfehauptmann hat 
nad den hierüber ar Borfhrif 
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ten zu erfennen, ob ein ausweislofer 
Fremder mit gebundener Wegesrichtuug 
in feine Heimat, oder wenn er ein Aus— 
länder ift, über die Grenze geichafft 
oder förmlih abgeſchoben werden fol. 
An diefer Beziehung haben die Ber 
zirfshauptmannfcaften die beftehenden 
Vorſchriften, namentlih die Beſtim— 
mungen des Hoflanzleis Decreted vom 
17. Februar 1821 3. 48 der Brov. 
®. ©. genau zu beobachten (fiehe Ab: 
fhiebung) und die für den Betreffen- 
den immerhin mit großen Nachtheilen 
verbundene Abfchiebung nur jenenfalld 
zu verfügen, wenn die Ausfertigung 
einer gebundenen Marfchroute offenbar 
ohne Erfolg wäre, oder ſchon einmal 
ohne Erfolg geblieben ift. Da, wo Er- 
pofituren beftehben, können zur größe: 
ren Befchleunigung und zur Vermei— 
dung der mit der Hin- und Herfendung 
der auf den Schub zu feßenden Perfo- 
nen verbundenen Umtriebe die erpo- 
nirten Commiffäre für den ihnen zuge: 
wiefenen Bezirk zur Schöpfung der 
diesfälligen Erfenntniffe im Namen des 
Bezirkshauptmannes ermächtigt wer: 
den. In jenen Theilen der Bezirke Hier 
ging, Klofterneuburg, Brud und Kor: 
neuburg, welche dem Wiener Polizei- 
Rayon einverleibt find, fteht dieſes 
Recht der Wiener Stadthauptmann- 
Thaft zu, Die Leitung der materiellen 
Anftalten obliegt jedoch auch in diefen 
Dezirkötheilen dem Bezirks - Haupt: 
manne. 

8.2. Wird auf Abſchiebung erkannt, 
fo ift das Erkenntniß auf dem kürze: 
ſten Wege in Ausführung zu bringen 
und dadfelbe unter Einem der vorge 
fepten Behörde der Zuftändigkeitäge- 
meinde mitzutheilen, 

8. 3. Um nicht einerfeits die an den 
Hauptftraßengügen gelegenen Gemein» 
den durch Uebertragung der Berpflich 
tung zur Beherbergung, Berpflegung, 
Begleitung und Xransportirung der 
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Schüblinge zu überbürden, und ande 
rerfeits das Gefchäft nicht unter zu 
viele Gemeinden, wo es an den geeig- 
neten Organen und den nölhigen mas 
teriellen Mitteln gebricht, zu zeriplits 
tern, fo wird das Schubmefen bis auf 
weitere gefegliche Beflimmung als eine 
Bezirks: Angelegenheit in der Art er 
klärt, daß alle darauf Bezug nehmen» 
den Auslagen im Wege der Umlage auf 
die fammtlihen directen Steuern des 
ganzen Bezirkes einzubringen find. Die 
Koften jedoch, welche in einer einzel 
nen Gemeinde mit der Aufgreifung 
und Beberbergung der auf den Schub 
erſt zu feßenden Perfonen und mit des 
ven Abftellung zum Sike der Bezirks— 
bauptmannfchaft oder Erpofitur vers 
bunden find, kommen von der betref- 
fendeu Gemeinde allein zu beftreiten. 

8. 4. In Folge diefed aufgeftellten 
Grundfaßes hat ed von der von eini— 
gen wenigen Bezirföhauptmannfcaften 
verfügten Beförderung der Schüblinge 
von Gemeinde zu Gemeinde abzukom— 
men, und es find in jeder Bezirks- 
bauptmannfhaft, wie es bereits von 
Seite der meiften ganz zwedmäßig ge— 
ſchehen if, für den ganzen Bezirk 
eigene Schubftationen zu beftimmen und 
bei der Wahl derfelben auf die Größe 
der Drte, auf die Lage derfelben an 
der Straße, auf die größere Leichtig- 
feit der Auffindung geeigneter Localis 
täten und der mit der Durchführung zu 
betrauenden Perfonen Rückſicht zu neh— 
men, fohin insbefondere die Amtefige 
der Bezirkshauptmannſchaften, Erpofi- 
turen, Bezirkögerichte und Gensd'arme⸗ 
riepoften, dann die ohnehin bereits be— 
ftehenden Haupt Schubftationen hiezu 
zu beflimmen. Die Beitimmung von 
Routen, längs welchen feine zu allen 
Jahreszeiten fahrbaren Straße befteht, 
ift möglichft zu vermeiden. 

8.5. In Abficht auf die Entfernung 
der einzelnen Stationen und auf die 
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Rihtung der Routen ift darauf zu fer 
ben, daß die einzelnen Stationen von 
einander nicht viel unter 2 Meilen und 
nicht viel über 3 Meilen von einander 
entfernt liegen, umd daß zur Vermei— 
tung von Umwegen wenigftens für je- 
den Hauptftraßenzug eine Schub-Sta- 
tionsroute beftimmt werde. 

$. 6. Der obige Grundfaß bat au 
bei der Beftimmung der Einbruchftatio: 
nen für die angrenzenden Bezirke zu 
gelten, und es ift daher nicht noth- 
wendig, daß die aus einem fremden 
Bezirfe kommenden Schüblinge gleich 
von der nähftgelegenen Gemeinde des 
andern Bezirkes ohne Nüdficht auf die 
Entfernung der beiderfeitigen Einbruch- 
ftationen und auf die Eignung des 
Ortes zu einer Schubftation übernom- 
men werden. Die angrenzenden Ber 
zirfshauptmannfhaften haben fi da- 
ber mit Beachtung diefer Vorſchrift 
über die Einbruchſtationen zu einigen 
oder aber die bierortige Entfcheidung 
anzufprehen, damit nicht die Anzahl 
der Stationen übermäßig vervielfälti- 
get werde. 

$. 7. Die an den Grenzen eines 
anderen Kronlandes gelegenen Bes 
zirfahauptmannfchaften haben fich mit 
den Nahbarbehörden ind Einverneh— 
men zu feßen, umd fo weit es möglich 
ift, die Einbruchftationen in thunlidyer 
Nähe der Landesgrenze auszumitteln. 

$. 8. In jeder Schubftation müffen 
wenigftend zwei und nah Maßgabe 
der gemöhnlichen Zahl der Schüblinge 
auch mehrere gehörig verwahrte, mit 
Betttellen (PBritfhen) , Strobfäden, 
Strohpölftern und Kotzen verjehene 
heizbare Zimmer ausgemittelt werden, 
um die abgefonderte Verwahrung der 
männlichen und weiblichen Schüblinge 
zu ermöglichen. Wo diefe Localitäten 
auch ala Gemeinde-Arrefte benügt wer: 
den, ift ein entfprechender Theil des 
Miethzinfes von der betreffenden Ger 
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meinde allein zu tragen, auch ift fo 
viel als möglich dahin zu wirken, daß 
dasjenige Individuum, welchem die 
Ueberwahung der Schüblinge überlaf- 
fen wird, zunädft der Schubzimmer 
wohne. Zu diefer Ueberwahung wird 
in der Regel der Gemeindediener zu 
beftimmen fein. 

$. 9. Bauführumgen auf Koften des 
Bezirköfondes find vor der Hand zu 
vermeiden und es ift ſtets dahin zu 
wirken, daß die Stationsgemeinde die 
Adaptirung übernehme und biefür durch 
den Miethzins entfhädigt werde. 

8. 10. Die nothwendige Beheizung 
der Schub-Kocalitäten hat die betref- 
fende Stationdgemeinde, reipective der 
Shub-Commiffär, auf Rehnung des 
Bezirkes zu beforgen,, wobei mit Rück— 
fiht auf die Schwierigkeit der Beftim- 
mung eines jährlichen Baufchales und 
zur Bermeidung von Mifbräuden da- 
bin zu wirken fein wird, daß der Ein- 
heitöpreis einer von Fall zu Fall noth- 
wendigen einzelnen Beheizung in ähn- 
licher Art wie die Verföftigung durch 
ein Uebereinfommen für einen längeren 
Zeitraum den Rocalverhältniffen ange: 
meſſen ermittelt werde. 

$. 11. Wenn die Einrichtungsſtücke 
der Schubzimmer, die Hands und Fuß 
eifen ꝛc. nicht ein Eigenthum der be— 
treffenden Stationdgemeinde find und 
für die Benügung derfelben die Ent— 
ſchädigung nicht in dem aus dem Be— 
zirtsfonde zu bezahlenden Miethzinfe 
gelegen iſt — wenn fohin die Beiſchaf— 
fung folder Utenfilien auf Koften des 
Bezirkes unerläßlih erfheint, fo find 
fämmtliche derartige Geräthichaften in 
ein genaues Inventar einzubeziehen, 
und es ift felbes jährlih der Haupt: 
rechnung Behufs der Revifion beizu— 
legen. 

8. 12. Hinfihtlic der Berföftigung 
ift auf eine den Localverhältniffen an« 
gemeffene Weife Fürforge zu treffen, 
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und es hat zur Richtfchnur zu dienen, 
daß jeder Schübling in jener Station, 
wo er um oder nad 10 Uhr Bormitags 
eintrifftz ein Mittagmahl, beftehend in 
Suppe, "einer warmen Speife und 
Brot, zu erhalten Habe — Abends ge- 
bührt dem Schüblinge nebft einer 
Suppe Ein Pfund Brot, Kindern 
Ein halbes Pfund. Bezüglich des Prei- 
fes der Berköftigung haben die bei den 
Gerichtäbehörden des Ortes oder der 
nächften Umgebung üblichen Inquifiten- 
Berpflegsgebühren zum Anhaltspuncte 
zu dienen; es ift daher in diefer Ber 
jiehung allen überfpannten Aufrech— 
nungen entgegen zu wirken. 

8.13. Kränklichen und gebredhlichen 
Perſonen, Kindern, fhwangeren oder 
fäugenden Schüblingen ift nöthigen- 
falls eine beffere Koft zu verabreichen 
und den in der Schubftation Erfranf- 
ten unter Siftirung der Weiterbeför- 
derung die nöthige ärztliche Hilfe an- 
gedeihen zu laffen. 

8. 14. Die ärztlihen und Apothe— 
fer: Sonten, welche vom Drtsvorftande 
u dvidiren find, müffen, bevor fie zum 
Nehnungsbelege dienen fönnen, der 
Adjuftirung dur den Bezirksarzt un- 
terzogen werden, welcder hiebei die in 
Abficht auf die Armen: TZarnorm befte- 
henden Vorſchriften zu beobachten bat. 

$. 15. Db ein Schübling zu Fuß 
oder mittelft Borfpann weiter beför- 
dert werden fol, hängt nad Einver⸗ 
nebmen des Arztes von der Beftim- 
mung der dad Schub⸗Erkenntniß fäl- 
Ienden Behörde ab. Die diesfällige 
Verfügung, fowie die etwa weitere Bor: 
fiht, ob nämlich der Transport mit 
oder ohne Eifen Statt zu finden habe, 
und welde befondere Nüdfihten auf 
die Eörperliche Befchaffenheit des Schüb- 
Iings zu nehmen feien, ift in den Schub- 
paß aufzunehmen. Ergibt fih wäh- 
rend des Transportes die Nothwendig- 
feit einer Abänderung der Transportart 
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aus Rüdfiht auf die körperlihe Be, 
ſchaffenheit des Schühlinges, fo ift dies 
fer Umftand auf dem Schubpaffe von 
dem betreffenden Arzte zu beftätigen. 
In der Regel hat der Transport ein- 
zelner Schüblinge zu Fuß zu gehe 
ben, ſohin ift die Beförderung mitteljt 
Fuhren nur dann einzuleiten, wenn 
Gefundheits- oder Sicherheits: Rüd- 
fihten es erheifchen. 

8.16. Zu Schubbegleitern, deren 
Zahl fh nah der Anzahl und Ge—⸗ 
fährlichkeit der Schüblinge richtet, und 
mit Rüdfiht auf die Beſchaffenheit 
des Weges und auf die Art des Trans: 
portes vom Schub: Commiffär zu bes 
ftimmen ift, find nur rüftige Männer, 
niemals aber Knaben oder Weibsper— 
fonen zu beftimmen, und es ift, wenn 
diefes Gefhäft niht von dem Ge- 
meindediener oder dem gewöhnlichen 
Schubauffeher übernommen werten 
fann, dahin zu wirken, daß nur ver 
läßlihe, in befondere Berpflihtung 
zu nehmende Männer, welchen eine ge 
naue Inftruction über ihr Verhalten 
zu ertheilen ift, biezu gewählt werden. 
Auf keinen Kal kann der Vecturant 
zugleih als Schubbegleiter angefehen 
werden. Der Lohn derfelben ift für 
jede einzelne Begleitung nah Maßgabe 
der Entfernung und der Art des Trand- 
ported für einen längeren Zeitraum, 
etwa Ein halbes oder Ein ganzes Jahr, 
vorhinein zu beftimmen. 

8. 17. Die Schubfuhren (in der 
Regel einfpännig) werden am zweckmä⸗ 
Bigften durch eine Minuendo » Kicita« 
tion oder eine Offert-Berhandlung für 
Ein Jahr vorhinein ſicher zu flellen 
fein. 

8. 18. Die Leitung des Schubwe- 
fens auf jeder einzelnen Station liegt 
unter der Oberauffiht des Bezirks— 
hauptmannes einem Schub - Commiffär 
ob, als welder in jeder Station der 
Bürgermeifter oder ein geeignetes Mit- 
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glied des Ausſchuſſes oder der etwa 
vorhandene Gemeindebeamte, allen- 
fall auch der für einzelne größere Ge— 
meinden hie und da befichende Bor- 
ſpanns- und Militär-Bequartierungs- 
Conmiffär zu beftellen ift, und wel— 
chem ebenfo, wie dem mit der Ueber— 
wahung der Schühlinge betrauten Ge- 
meindediener eine angemefjene Remu— 
neration aus dem Bezirfäfonde be- 
flimmt werden ann, aber immer mur 
erit Dann, wenn fie verlangt wird. 

8. 19. Wenn in außerordentlihen 
Fallen der Bedarf an Begleitern und 
Shubfuhren das gewöhnlide in den 
betreffenden Accord» oder Licitationds 
Verhandlungen feftgefegte Maß über: 
ſchreitet, fo ift die betreffende Ortsge— 
meinde verpflichtet, die nöthige Anzahl 
von Begleitern und Fuhren gegen Ber: 
gütung des bei den erwähnten Ber: 
bandlungen übereingelommenen Ein- 
beitspreifes beizuftellen. 

8. 20. Ueber fümmtlihe die Auf: 
bewahrung, Bewahung, Verpflegung, 
Bekleidung und Weiterbeförderung der 
Schüblinge betreffenden Auslagen, ſo— 
weit fie nicht nah 88. 3 und 8 die 
Drtögemeinde betreffen, ift jährlich 
eine genaue Rechnung von jedem 
Schub: Commiffär zu Handen des Ber 
zirksausſchuſſes zu legen, deffen vor— 
läufiger Genehmigung auch die Ber- 
bandlungen über die Einheitspreife für 
die Berpflegung, Begleitung und Bor: 
ſpann, ſowie die Beſtimmung des 
Miethzinſes der Schubs-Localitäten, 
dann der Remunerationen der Schub— 
Commiſſäre und Schub-Aufſeher zu 
unterziehen ſind. So lange die Ver— 
tretung der Bezirksgemeinde noch nicht 
conſtituirt iſt, ſteht dieſe Genehmigung 
dem Bezirkshauptmanne zu, welcher 
darauf zu ſehen hat, daß dieſe Haupt— 
rechnungen mit den nöthigen Docu— 
menten, namentlich mit den Verhand— 
lungen über die Verpflegs⸗, Beglei- 
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tungs- und Fuhrkoſten belegt werden. 
Wenn die betreffende Ortsgemeinde 
den Vorſchuß für eine längere Zeit 
nicht zu leiften vermag, ſo«kann aud 
die Legung von Quartaldrehnungen 
oder die Anweifung angemefjener 
a Gonto - Zahlungen aus dem Bezirke» 
fonde verfügt werden. 

8.21. Die Inftradirung des Schüb— 
linges gefchieht von Seite der das Er- 
fenntnig auf Abſchiebung ſchöpfenden 
Behörde und es ift darin die Route 
genau zu bezeichnen. 

$. 22. Jeder Shub-Kommiffär hat 
über fämmtlihe auf feiner Station ur- 
fprünglid zur Abſchiebung abgegebe- 
nen oder zur Weiterbeförderung anlan« 
genden Schüblinge ein Protocol in 
Zabellenform zu führen, in welchem 
die Schüblinge mit der fortlaufenden 
Zahl mit allen im Schubpaffe enthals 
tenen Rubriken verläßlih einzutragen 
find, diefe Rubriken find der Name, 
das Nationale und die Perſonsbe— 
ſchreibung des Schüblinges, die Ur 
fache der Abſchiebung, Tag und Stunde 
der Ankunft, der Drt woher und wo- 
bin die Abfchiebung geſchieht, Tag und 
Stunde der Weiterbeförderung, ob zu 
Fuß oder mittelft Wagen, mit oder ohne 
Eifen; der Name des Begleiters, die 
erhaltene Berpflegung, die Befchreibung 
der etwa dem Schubpafle beiliegenden 
Documente und Ausweife, die Angabe, 
wie viel Baarſchaft, Prätiofen und jon- 
flige Effecten mit übergeben wurden. 

$. 23. Dem Schubbegleiter ift ein 
Schubbüchel mitzugeben, in weldem 
die Namen der Schüblinge mit Bezie- 
bung auf die fortlaufende Zahl des 
Schub - Protocolled einzutragen find, 
und in welchem der Begleiter auf der 
nächſten Station fih Tag und Stunde 
der Uebergabe des Schüblinges, dann 
der etwa mitgebradhten Documente, 
Baarfhaften und fonftigen Effecten, 
welche niemals in Händen des Schüb⸗ 
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lings belaffen werden dürfen, vom 
Schub⸗Commiſſäre beftätigen zu laffen 


at. 
j 8. 24. Nah Ablauf des Jahres 
dient ſowohl das Schub-Protocoll ala 
auch das Schubbüchel zum Belege der 
Schubrechnung. 

8. 25. Ueber die Begleitung und 
Behandlung der Schüblinge, ſowie 
über die Art ihrer, Weiterbeförderung 
haben im Allgemeinen die biöherigen 
Normen zu gelten. Die Gensd’armerie 
kann zur Begleitung von Schüblingen 
nur ausnahmsweiſe in Anfpruch ge 
nommen werden, wenn es fih namlich 
um die Transportirung gemeinfchäd- 
liher und befonderd verwegener Per: 
fonen, oder um eine größere Anzahl, 
3. B. Zigeunerbanden handelt. 

8.26. Wird ein Schübling zu Fuß 
befördert, fo ift ihm nach der Befchaf- 
fenheit des Weges die nöthige Raft 
zum Erholen zu gönnen. Ueber Nacht 
müffen die Schüblinge jedenfalld or- 
dentlich ausruhen können. 

8. 27. Kein Schübling darf bei 
Naht transportirt werden und es ift 
mit dem Eintritte der Dämmerung die 
MWeiterbeförderung auf der nächſten 
Station einzuftellen. Eine Zurückſchie— 
bung eines mit Rüdfiht anf diefe Bor- 
fhrift zu ſpät einlangenden Schüblin- 
ges darf jedoch eben im Intereſſe der 
Sicherheit des Transportes und zur 
Bermeidung der Beläftigung der hieran 
unfhuldigen Schüblinge auf feinen 
Fall Statt finden; — die Annahme 
ift daher nie zu verweigern, jedoch von 
diejer Ordnungswidrigkeit fogleich die 
Anzeige an den Bezirföhauptmann zu 
erftatten, welcher gegen den ſchuldtra— 
genden Schubs - Commiffär oder Be— 
gleiter mit einer Ordnungsſtrafe ein- 
zufchreiten hat. 

8. 28. Die Schüblinge find ſogleich 
auf der Station, wo fie auf den Schub 
geießt werden, im alle des Bedarfes 
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mit den zur Bedeckung der Blößen und 
zum Schuße vor der Kälte nothwen- 
digften Kleidern auf Rechnung des Be— 
zirksfondes zu verfehen, und es ift, 
wenn ſich diesfalls während der Wei- 
terbeförderung auf den Zwifchenftatio- 
nen ein Mangel herausftellt, das Feh— 
lende in der angedeuteten Art zu er- 
ganzen, auch find die Schüblinge er: 
forderlihen Falles vom Ungeziefer zu 
reinigen. — Eine Zurüdweifung der 
Schüblinge wegen eined derartigen 
Mangels findet nit Statt, fondern 
es ift auf der betreffenden Station dem 
Geſetze durch Nahfhaffung der fehlen: 
den Kleider oder durch nachträgliche 
Reinigung Genüge zu leiften und die 
diesfälligen Koften dem Bezirtshaupt- 
manne, behufs der Einhebung von 
Seite des Nahbarbezirkes, bekannt zu 
geben. In folden Fällen ift immer die 
Nothwendigkeit auf eine glaubwürdige 
Weife mit Zuziehung des Schubbeglei- 
ters der Schubftation des fremden Be— 
zirkes zu conftatiren, um allen Strei— 
tigfeiten vorzubeugen. Es find daher 
die Schub» Commiffäre in den an der 
Grenze eines fremden Bezirkes oder 
Kronlandes gelegenen Schubftationen 
aufmerffam zu maden, in diefer Be: 
ziehbung mit größter Geuauigfeit vor— 
zugehen. 

8. 29. Die Beförderung in Eiſen 
hat nur in wichtigen Fällen und wenn 
fie auf dem Schubpaffe ausgedrückt ift, 
oder während des Schubes nothwendig 
wird, zu geſchehen. 

8.30. Schüblinge find mit thunli- 
ber Befeitigung aller unnöthigen Aus: 
lagen, jedoch ftets den Anforderungen 
der Menfchlichkeit gemäß, zu behan- 
deln. 

$ 31. Jedem Verfuche einer Widere 
feglichfeit oder Entweihung ift mit 
angemeffener Gewalt zu begegnen, und 
es müffen ſonach die Schubzimmer in 
der Art verwahrt und eingerichtet fein, 
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wie died bei Arreften überhaupt vor- 
gefchrieben ift. 

$. 32. Jede Entweihung eines 
Schüblings ift fogleih durch eigene 
Boten von dem betreffenden Schub» 
Commiffäre unter Beilegung der zu— 
rücgelaffenen Documente an den Ber 
zirfshauptmann oder an die Erpofitur 
anzuzeigen, damit wegen Verfolgung 
des Flüchtlinges das Erforderliche ein» 
geleitet werden könne. Außerdem bat 
der Schub - Kommiffär oder wenn die 
Entweihung während des Transportes 
gefhah, der Begleiter die nächſtgele— 
genen Gemeinden und Gensd’armerie- 
poften fogleih um ihre Mitwirkung 
zur Habhaftwerdung des Entwichenen 
anzugeben. 

8. 33. Bei jeder folden Entwei— 
hung bat der Bezirkdhauptmann die 
Unterfuchung des Borfalles zu veran- 
laffen, den Schuldtragenden zu er- 
mitteln und gegen denfelben mit einer 
Drdnungsitrafe, nöthigenfall® mit Ent- 
ziehung eines angemefjenen Theiles der 
Remuneration, oder nad Umftänden 
mit der Entfernung von diefem Ge: 
fhäfte vorzugehen, und es bleibt die 
betreffende Stationsgemeinde für die 
aus diefem Anlaffe auflaufenden Ko- 
ften verantwortlich. 

8, 34. Der Shub-Commiffär derje: 
nigen Station, welche der Heimats— 
gemeinde des Schüblings zunächſt liegt, 
bat denfelben unter fiherer Begleitung 
dem betreffenden Gemeindevorfteher 
fammt den dem Schüblinge gehörigen 
Effecten zuzufenden. Der Gemeinde: 
vorfteher hat die Uebernahme auf dem 
Schukpaffe zu betätigen und leßteren 
dem Begleiter zur Einhändigung an 
den Schub - Gommiffär zu überfenden, 
welcher fohin den Schubpaß fanımt den 
übrigen Acten dem Bezirkshauptmanne 
tinfendet, damit diefer die Weiterbe— 
förderung des beftätigten Schubpaffes 
an die abfchiebende Behörde beforge 
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und die nöthigen Weifungen an die 
Zuftandigkeitsgemeinde wegen weiterer 
angemeffener Behandlung und etwaiger 
Beauffihtigung des Abgefhobenen er- 
laffen könne. 

$. 35. Die Gemeinde, welder in 
der im $. 1 bemerkten Art ein Schüb- 
ling als zuftändig zugefhoben wird, 
darf die Annahme nicht verweigern, 
bat aber, wenn fie die Zuftändigfeit 
mit Grund beftreiten zu können glaubt, 
ihre Reclamationen beim Bezirtshaupt- 
manne einzubringen, welcher die Ange: 
legenheit zu unterfuchen, bierüber zu 
entfcheiden, und im Kalle der Ach als 
unftatthaft herausftellenden Zuweifung 
des Abgeſchobenen dafür zu forgen 
bat, daß der Gemeinde die allfällig 
verurfachten Auslagen erfeßt werden. 

8. 36. Ohne legalen Schubpaß 
darf von feinem Schub⸗Commiſſär ein 
Schübling angenommen, bei Vorhan— 
denfein eines folhen aber auch niemals 
die Annahme verweigert werden. 

8. 37. Die PVorfchriften über den 
regelmäßig von Wien nad) allen Haupt- 
richtungen abgehenden fogenannten 
Hauptfchub, deifen Koften aus dem 
Fonde für die öffentliche Sicherheit zu 
beftreiten find, werden hiedurch nicht 
beirrt. Ebenfo verbleibt es in Anfe- 
hung des Wirkungskreifes der Stadt- 
hauptmannſchaft und des Wiener Ma- 
giftrats in Schub Angelegenheiten bei 
den bisherigen Beftimmungen. Die 
vorftehenden Anordnungen, deren Der 
tail-Ausführung, fo weit es noch nicht 
gefhehen ift, den betreffenden Herren 
Bezirtshauptmännern, mit Rückſicht auf 
die befonderen Verhältniffe jedes einzels 
nen Bezirkes, überlaffen werden, find 
genau zu beobadten. (Erl. des Sth. 
von N. Defterr, vom 8. Mai 1851. 
L. G. B. Nr. 237.) 

Schub. Das Schubweſen in 
Bien. Die hohe k.k. Statthalterei 
für Niederöfterreich hat mit Erlaß vom 
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24. Jän. d. J. 3. 43394 bis zur voll 
ftändigen Regulirung des Schubwefens 
über die Bollziehung der von den Po— 
lizei-Behörden verhängten Ausweifung 
im Wege der Abfchiebung und das 
diesfällige Verhältniß des Magiftrates 
Nahftehendes zu verordnen befunden: 

1. Sowohl die Stadthauptmann- 
[haft ald auch der Magiftrat haben 
nah Maßgabe ihres Wirkungsfreifes, 
im Falle des Eintrittes der gefeglichen 
Bedingungen, gegen nicht nach Wien zu— 
ftändige Perfonen Ausweifungs - Er» 
fenntniffe zu fällen, und in denfelben 
auszufprehen, ob diefe Ausweifung 
durch Inftradirung des Paſſes oder 
durh Ausfertigung einer gebundenen 
Marfhroute oder aber durch Abſchie— 
bung zu bewirken fei. 

2. Die Abſchiebung ift den beftehen: 
den Vorſchriften zu Folge nicht ala 
Strafe oder Strafverfhärfung, fon- 
dern nur bei befonders gefährlichen 
Individuen oder da in Anwendung zu 
bringen, wo der Audzumeifende ent: 
weder die Mittel, in feine Heimat zu 
gelangen, nicht befigt, oder aber, wo 
die gelinderen Mittel der Paßinſtradi— 
rung oder der Ausfertigung eines 
Zwangspaſſes, verbunden mit der 
Ueberwadhung der fiheren Abreife und 
mit der Anzeige an die Zuftändigfeite- 
Behörde, nah den Verhältniffen und 
dem Vorleben des Ausgewiefenen vor: 
ausfihtlich ohne Erfolg fein würden. 

3. Jedem Abſchiebungs-Erkenntniſſe 
hat eine eindringlihe Erhebung der 
Zuftändigfeit und fonfligen auf die 
Amtshandlung Bezug habenden Ber: 
hältniffe des Auszuweifenden durch Auf: 
nahme des vorgefchriebenen Conftitu- 
tes, welches der Zuftändigfeits » Bes 
börde in Abfchrift mitzutheilen ift, vor— 
auszugehen, und die auf die Abſchie— 
bung erfennende Behörde rückfichtlich 
ihrer Beamten ift für die Koſten ver: 
antwortlih, welde aus der Angabe 
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eined unrichtigen Zuftändigfeitsortes 
erwachſen. Während diefen Erhebun- 
gen find daher auch die allfälligen Pri- 
vatangelegenheiten der zur Ausweifung 
beftimmten Perfonen bezüglich ihrer 
Effecten, Wohnung zc., möglihft zu 
ordnen, und nicht erft auf jenen Zeit: 
punct zu verjchieben, wo die betreffen- 
den Individuen fi bereits behufs des 
Vollzuges der Abſchiebung im Polizei- 
baufe befinden und wo die Befriedi- 
gung der verfchiedenen Anliegen der 
Schüblinge nur durch eine allzuhäufige 
und den Dienft ftörende Entfendung 
von Polizeimännern möglich wird. 

4. Die auf Abfchiebung lautenden 
Erkenntniffe der Stadthauptmannfhaft 
und der Bezirfs-Commiffariate hat der 
Magiftrat vermöge der ihm obliegen- 
den Beforgung ded Schubwefens zu 
vollziehen; er hat daher bezüglich der 
ibm von der Sicherheitd- Behörde zur 
Abſchiebung Übergebenen Perſonen nur 
jenenfallde und infoferne Erhebungen 
einzuleiten, wenn felbe Behufs des 
Bollzuges der Abfihiebung mit Rüd: 
fiht auf die Erörterung der Zuftändig» 
keitsfrage unerläßlich fein folten. 

5. Wird gegen ein auf Abſchiebung 
lautendes Erkenntniß der Stadthaupt- 
mannfhaft oder des Magijtrates bei 
der Kundmachung derjelben, oder aber 
fpäter ein Recurs an die Statthalterei 
angemeldet, fo ift bis zur Erledigung 
desfelben mit dem Bollzug der Ab» 
fhiebung inne zu halten, und unter 
Borlegung der dem Erkenntniffe zu 
Grunde liegenden Acten hieher Bericht 
zu erftatten. 

6. Iſt das Erkenntniß von der Stadt. 
bauptmannfchaft ausgegangen und wird 
ein Recurs erft dann, wenn die betref- 
fende Partei bereitd dem Magiftrate 
übergeben wurde, bei den legteren ein- 
gebracht, fo hat derfelbe die Befchwerde 
fammt den etwa vorliegenden Acten an 
die Stadthauptmannfchaft zur weites 
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ren Einbegleitung an die Statthalterei 
zu überfenden. 

7. In gleicher Weife ift zu verfah- 
ren, wenn der Recurs hierorts einge- 
bracht und dem Magiftrate zur Bericht- 
erftattung zugemwiefen wurde, die in 
Recurs gezogene Verfügung aber von 
der Stadthaupfmannfhaft ausgegan- 
gen ift. 

8. Werden bezüglih der von der 
Stadthauptmannfchaft dem Magiftrate 
zur Abfhiebung übergebenen Berfonen 
nachträglich ſolche Behelfe, zum Beifpiel 
Päſſe, Heimatsfcheine, Beweife über or— 
dentlihen Erwerb, Subfiftenzmittel ac. 
beigebracht, welche nach der Anficht des 
Magiftrated eine andere Entfheidung 
bewirkt hätten, fall fie der, das Er» 
kenntniß fällenden Polizei = Behörde 
vorgelegen wären, fo hat der Magi- 
ftrat dieſe Behelfe unmittelbar der 
Stadthauptmannfhaft mitzutheilen, 
weldhe fohin zu beftimmen hat, ob es 
bei dem Abſchiebungs-Erkenntniſſe ver- 
bleibt oder nit; wornach dasfelbe im 
erfteren alle ohne weiteren Verzug zu 
vollziehen ift, falls nicht ein Recurs 
anhängig gemacht wurde. 

9. Die aus den hiefigen Straforten 
entlaffenen Sträflinge find zur Stadt- 
hauptmannſchaft zu ftellen, welche die 
in der Ausfunftstabelle enthaltene po— 
litifhe Verfügung zu treffen und die 
zur Abſchiebung beftimmten Indivi— 
duen dem Magiftrate zu übergeben hat, 
in deffen Pflicht es liegt, die Abſchie— 
bung wie in den ad 4 bemerften Fäl- 
len in Bollzug zu feßen. 

10. Ebenfo bat von nun an die 
Stadthauptmannfhaft zu Folge des 
ihr nad) $. 15 der Borfchrift über den 
Wirkungskreis der Polizei » Behörden 
obliegenden Berufes unter Beachtung 
der Borfhriften des Hfkzl. Decr. v. 17. 
Febr. 1821 Nr. 48 der Pol. G. ©. 
(j. Abfchiebung) zu beftimmen, was 
mit den nah Wien nicht zuftändigen 
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Sträflingen nad ausgeftandener Strafe 
zu gefhebhen habe. Dem zu Folge ha- 
ben die Bezirfd-Commiffariate von nun 
an die Erfenntniffe auf Abfchiebung 
feldft zu fällen, und der Magiftrat hat 
diefelben lediglich zu vollziehen, zu 
welchem Behufe hiermit folgendes Ber- 
fahren angeordnet wird: 

Jedes von einem Bezirks - Commif- 
fariate zur Abfchiebung beftimmte In- 
dividuum ift mitteljt befonderer Anwei« 
fung, welche diefe Beftimmung aus— 
drücklich zu bezeichnen hat, an das Ger 
fangenhaus- Commando auf das poli« 
zeilihe Schubzimmer abzugeben. Unter 
Einem ift das mit allen Behelfen, welde 
zum gehörigen Bollzuge der Abſchie— 
bung erfordert werden, belegte Schub- 
erfenntniß einzufenden. Das Abſchie— 
bungs » Erfenntniß, welches mit dem 
Schubs - Conftitute, der Perfondber 
fhreibung des Schüblings, dem ärzt- 
lihen Befunde, der. Effecten « Eonfig- 
nation und einem kurzen bündigen Bor» 
trage zu belegen ift, hat fi auf die 
Erhebungen zu gründen, welde im 
Falle des Necurfes die Gefegmäßigfeit 
des Vorganges zu rechtfertigen vermö- 
gen. Insbeſondere ift der Zuftändig- 
feitsort außer Zweifel zu feßen, und 
die ad 3 erwähnte Verantwortlichkeit 
für die Koften zu vermeiden. Wird 
über das Erfenntuiß der Recurs ange- 
meldet, fo ift derfelbe ſogleich zu Pro« 
tocoll zu nehmen und mit den Acten 
einzufenden, ohne die übrigen Verfü— 
gungen zu fiftiren. Ueberhaupt hat fi 
der betreffende Bezirksleiter die in An— 
fehung des Schubwefend beftehenden 
Vorſchriften, namentlich die mit hieror« 
tigem Deerete vom 12. Sept. v. J. 
3. 18728/1459 republizirten Berord» 
nungen forgfältig gegenwärtig zu hal— 
ten, daher auch zu forgen, daß die 
dem Schüblinge mitzugebenden Effec- 
ten rechtzeitig cingebraht, und mit 
demfelben in das Gefangenhaus abge« 
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geben werden, was mittelft doppelter 
ESonfignation zu gefhehen hat, von 
welcher das eine mit der Empfangsbe- 
ftätigung verfehene pare den Schubs- 
acten beizufßhließen kommt. Die Prü— 
fung der polizeiliden Abſchiebungser— 
fenntniffe und die Einleitung des Voll— 
zuges derfelben durch den Magiftrat 
wird von hier aus vorgenommen und 
e8 haben daher die Bezirfd » Commif- 
fariate aus folhen Anläffen mit dem 
Magiftrate in feinem Falle mehr in 
Gorrefpondenz zu treten. Ruͤckſichtlich 
der in den Puncten 9 und 10 auge: 
ordneten Verfügungen ift das Nöthige 
an die Gerichtsbehörden bereits erlaf: 
fen. Die aus den Arreften des Landes 
gerichtes in Straffahen, der Bezirfd- 
gerichte der innern Stadt und des 
Provinzial Strafhaufes entlaffenen 
Sträflinge werden im Wege der hier- 
ortigen CentralsErhebungscommiffion, 
die Sträflinge der übrigen Bezirke: 
gerichte aber unmittelbar dem Bezirks: 
Gommiffariate des Domizild oder bei 
Wohnungslofen jenem der Betretung 
zufommen, damit die nicht zuſtän— 
digen nach Umftänden der Ausweifung, 
die zuftändigen aber der andermeitigen 
volitifhen Verfügung unterzogen wer: 
den. (Deer. der Stadth. v. 30. Jän. 
1852 3. 1561/192.) 

Schub, Man war im Intereffe des 
Dienftes veranlaßt, bei der h. Statt- 
halterei zu beantragen, daß die Polizei: 
Bezirks⸗Commiſſariate vor den Linien, 
gleich jenen inner den Linien, alle Er: 
fenntniffe auf Abſchiebung der Prüfung 
und Betätigung diefer Polizei » Direc- 
tion zu unterziehen, und unter Einem 
die für den Wiener Hauptfchub beftimm- 
ten Arreſtanten auf die polizeilichen 
Schubzimmer des hierortigen Gefan- 
aenhaufes abzugeben haben follen, 
worauf dann, infofern fein Anftand 
obwaltet, die Entfernung derfelben mit 
telft Hauptfchubes unmittelbar von 
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hieraus duch den Magiftrat effectuirt 
werden, oder die Zurücitellung des bes 
ftätigten Erkenntniffes an das Bezirks— 
Commiſſariat zur Bewerkitelligung des 
Particularfchubes durch die Gemeinde 
erfolgen wird. 

Diefen mit Beriht vom 11. Dec. 
v. J. 3. 4111 geftellten Antrag fand 
die hohe k. f. Statthalterei, laut Er— 
laß vom 8. d. M. 3. 885, zu geneh- 
migen, und die Polizeir-Direction an- 
zumeifen, hiernach das Entiprechende 
zu verfügen, weshalb hievon fümmt- 
lihe Polizei » Bezirks - Commijfariate 
verftändigt und insbefondere jene des 
hiefigen Polizei » Rayons vor den Kir 
nien angewiefen werden, fih in Schub- 
fahen nunmehr nah dem vollen In— 
halte der bierortigen Vorſchrift vom 
30. Jan. v. 3. 3. 1561/192, zu ber 
nehmen. 

So wie die Bezirfd-Commiffariate in 
gehöriger Beobachtung des dort ange: 
ordneten Vorganges, infofern es das 
Schubweſen inner den Linien betrifft, 
mit dem biefigen Magiftrate nicht mehr 
in Berührung treten, fo haben nun— 
mehr die Bezirks -"Commiffariate vor 
den Linien, infoweit ed fih um die 
Entfernung von Individuen mit dem 
Hauptfchube handelt, nichts mehr mit 
den Gemeindevorftänden zu thun, ine 
dem der Schubact von dem Commiſ— 
fariate felbft aufgenommen und der Ge: 
fangenhaus-Direction eingefendet, der 
Schübling unter Einem auf das poli- 
zeilihe Schubzimmer geftellt und von 
dort unmittelbar an den Magiftrat zur 
Weiterbeförderung übergeben wird. 
Aber auch in Anfehung von Indivi— 
duen, die mit dem PBarticular- Schube 
entfernt werdeu follen, hat das Be— 
zirks-Commiſſariat alle zur Inftruirung 
des Schubacted erforderlihen Verfü— 
gungen zu treffen und das Schub: Er- 
fenntnig zu füllen; der Gemeinde bleibt 
aber nur mehr vorbehalten, das legtere, 
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wenn es von hier aus beftätigt worden 
ift, durch Beiftellung der materiellen 
Mittel in Velljug zu fegen. Darüber 
zu wadhen, daß die Gemeindevorfte- 
hung ihrer diesfälligen Obliegenheit 
gehörig entſpreche, iſt ebenfalld Sache 
des Bezirkd-Commifjariates. (Vdg. der 
Vol. Dir. in Wien vom 17. Februar 
1853 3. 452/Pr.) 

Schub. Shubwefenin®ien. 
Es ift wiederholt vorgefommen, daß 
zur Abfchiebung geeignete Individuen 
zur näheren Erhebung ihrer felbft be- 
baupteten oder aus den Umftänden zu 
vermuthenden auswärtigen Zuftäns 
digkeit ummittelbar von den Polizei— 
Bezirks-Commiſſariaten an den Magi— 
firat übergeben wurden. Hieraus läßt 
fih entnehmen, daß die mit hierortis 
gem Decrete vom 20. Jänner 1852 
3. 1561/192 kundgemachte hobe n. ö. 
StatthaltereisBerordnung v. 24. Jän. 
1852 3. 43394 und insbefondere der 
4. Abſatz des gedachten hierortigen 
Decretes von manchen Bezirks-Com— 
miffariaten nicht richtig aufgefaßt und 
in Anwendung gebradht werde. Der 
gedachte Abfak befagt deutlih, daß 
der Magiftrat die auf Abſchiebung lau— 
tenden Erkenntniſſe der Polizeibehörde 
vermöge der ihm obliegenden Beforgung 
des (materiellen) Schubwefens zu voll: 
ziehen und bezüglich der ihm von bier: 
aus zur Abfchiebung übergebenen Per: 
fonen nur jenenfalls und info- 
fern Erhebungen einzuleiten habe, 
wenn felbe Behufs des Bollzuges der 
Abſchiebung mit Rüdfiht auf die Er- 
örterung der Zuftändigkeitäfrage uner- 
läßlich fein follten. Diefer Abſatz be- 
zieht ſich demnach nur auf foldhe Fälle, 
in welchen bereit polizeiliche Abſchie— 
bungs-Erkenntniffe vorliegen, zu des 
ren Füllung die Polizei-Behörde nad 
dem 1. Abſatze der bezogenen Verord« 
nung berechtigt ift. In diefen Fällen muß 
laut Abſatz 3 der mehrerwähnten Ber: 
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ordnungdie@rhebungderZuftäns 
digkeit des zur Abfchiebung beftimm« 
ten Individuums bereit bei der Po» 
lizei-Behörde vorangegangen fein, 
und nur in Folge einer Unrichtigfeit 
oder Unvollftändigfeit diefer polizeilis 
hen Erhebung kann dann der Magi— 
ftrat in die Lage fommen, diefelbe 
durch neuerliche Erörterungen berichtis 
gen oder ergänzen zu müffen. Es ift 
alfo eine ganz irrige Anfiht, wenn 
aus diefer Stelle der Verordnung ein 
ausfchließender Beruf des Magiftrates 
zur Erhebung und Feftftellung der Zus 
ftändigkeitö- Verhältniffe in Anfehung 
der zur Abfchiebung beftimmten Indis 
viduen herausgefunden werden will. 
Nur wenn aus den Angaben des bean« 
ftändeten Individuums oder aus den 
erhobenen Umftänden fih die Ver— 
mutbung der Zuftändigkeit 
nad Wien ergibt, diefe aber zweifel« 
haft ift, muß fih zur bezüglichen Er: 
hebung an den Magiftrat gewendet 
werden, da diefer, fo wie jede Com— 
mune, über die eigene Gemeindeanges 
börigkeit im erfter Inftanz zu entſchei— 
den ausfchließend berufen ift. Inter 
folhen Umftänden tritt aber der Fall 
der Abſchiebung vor der Hand nicht 
ein und wird auch das fragliche Indi- 
viduum, wenn es nicht etwa unter: 
ftandslos und für die Zmwangsarbeits- 
anftalt geeignet ift, wohl meiftens auf 
freiem Fuße belaffen werden können. 
Die Bezirks-Commiſſariate haben fih 
daher genau nach dem hierortigen Des 
crete vom 30. Jän. v. J. zu benehmen, 
und wo fi die auswärtige Zuftändig- 
feit eines zur Abfchiebung beftimmten 
Individuums nicht ſchon aus den Do- 
cumenten oder Prioren deöfelben mit 
voller Beftimmtheit nachweiſen läßt, 
daher zur Erörterung und Feſtſtellung 
des Zuftändigkeits » Verhältniffes eine 
Correjpondeuz nothwendig wird, diefe 
in dem falle ald der angegebene Hei: 
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matsort in diefem Kronlande liegt, 
unter Mittheilung einer Abfchrift des 
im Abfaße 3 der mehrerwähnten Ber: 
ordnung vorgefchriebenen Gonftitutes 
an die Heimatsbehörde felbft einzulei= 
ten, in dem Falle hingegen, als die 
Eorrefponden; nad) der Lage des muth— 
maßlihen Zuftändigfeitsortes mit einer 
Behörde eined anderen Kronlandes 
oder des Auslandes zu führen wäre, 
die Einleitung derfelben unter Einfen- 
dung aller hierauf Bezug nehmenden 
Acten der hierortigen Schubdirection 
zu überlaffen. Die bezüglihen Erhe- 
bungen und Gorrefpondenzen find mit 
der gehörigen Umfiht und Gründlid- 
feit zu pflegen, Fälle aber, welche den- 
noch zweifelhaft bleiben, der höheren 
Entſcheidung zu unterziehen, was von 
Seite der Polizeibehörde ebenfo gefche- 
ben fann und foll, wie ed von Geite 
des Magiftrates, rückſichtlich der in fei- 
nem Wirkungsfreife vorfommenden Ab- 
fhiebungen , beobachtet wird. (Wien 
am 31. Juli 1853 3. 16920/2014. 
€. 2. I.) 

Schub. Modalitäten in Betreff der 
nach überftandener Strafe wegzubeför— 
dernden Sträflinge, |. Abfchiebung. 

— — nah Baiern, f. Baiern. 

— — die Begleitung des Schubes 
durh Gensd’armen betreffend, fiehe 
Gensd’armerie. (Vdg. v. 26. Juli 
1850.) 

— — nah Preußen, f. Preußen. 

— — liebermwahung der Adgefcho- 
benen, und Mapregeln zur Verhin— 
derung der Neverfionen, fiehe Never: 
fionen, 

— — Dorfihriften in Betreff der 
Begleitung der Schüblinge, ſ. Schub: 
begleiter. 

— — ſ. Abfhaffung, Abſchie⸗ 
bung, Sträflinge. 

— — ſ. Bagabunden. 

— — die Abſchiebung der Zigeu— 
ner betreffend, ſ. Zigeuner. 
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Schubanslagen, ſ. Schubfoften. 

Schubbegleiter. Zur fiheren Be- 
förderung der mittelft des Schubes an 
ihre Geburts» oder auch außer Landes 
befindlihen Derter zu verſchickenden 
Bagabunden find flandhafte Manns-, 
nicht aber Weibsperfonen ald Convoy- 
anten mitzugeben, den fehr gefährli« 
hen derlei Perfonen aber aud Ei— 
fen anzulegen. (Bdg. vom 20. Det. 
1766. Krop. Gef. M. Theref. 5. Bd. 
©. 134.) 

— — Es find verläßlide 
Shubbegleiterzugeben, Schub» 
recepiffezufordern,und Schub: 
entweihungen anzuzeigen. 

1. Es foll fih Niemand, dem die 
Beforgung der Schubbeförderung ob» 
liegt, unterftehen, die Schubleute nur 
durch Weiber, durch Buben und andere 
dergleihen ihrem Auftrag nicht ge- 
wachjene Begleiter fortzufhiden, fon- 
dern es follen, den beftehenden Berord- 
nungen gemäß, zu folden Begleitern 
verläßlihe und brauchbare Leute be- 
ftellt werden. 

2. Hat ein jeder Ortsrichter, oder 
derjenige, welchem in feiner Abwefen- 
beit das Schubgefchäft obliegt, bei eige- 
ner Dafürhaftung dafür zu forgen, daß 
die Schubperfonen richtig an die ange» 
wiefene nädfte Station überliefert 
werden, und darum liegt ihm zu feiner 
Rechtfertigung felbft daran, der rihti- 
gen Einlieferung halber, um die ge 
wöhnliche Beſcheinigung fich zu bewer⸗ 
ben, da im widrigen Falle ein ſolcher 
Ortsrichter, welcher ſich der Ueberliefe— 
rung halber mit keiner ſolchen Beſchei⸗ 
nigung ausweiſen könnte, ohne weitere 
Anhörung einer Entſchuldigung, für 
ſtrafmäßig geachtet, und für die etwa 
entwichene Schubperfon zu haften an- 
gehalten werden würde. 

3. Wenn fich vielleiht, ohne Schuld 
des Begleiterd, oder durch was immer 
für einen Zufall äußerte, daß eine 
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Schubperſon unter Weges fi verlöre 
oder entfäme, fo müßte fogleidh die 
Anzeige an die Ortsobrigkeit, und von 
ihr an das k. k. Kreisamt gemacht wer: 
den, um ſonach von dort aus die wei— 
ter nöthigen Vorkehrungen treffen zu 
fönnen. 

4. Jener Richter, welcher zu ſorglos 
fein würde, dieſe Anzeige zu machen, 
wie auch derjenige, welcher auf was 
immer für eine Art gegen diefe hiemit 
erneuerte Berordnung handeln, welcher 
fih einer gefchobenen Perfon wegen 
über die richtige Weberlieferung nicht 
ausweifen fönnte, oder fi fonft hier: 
infalls eine Fahrläffigkeit würde zur 
Laft kommen laffen, hätte nicht nur, 
nach Umftand der Sache, die Entfegung 
vom Richteramte und eine weitere wohl 
empfindlihe Züchtigung zu erwarten, 
fondern auch für den erwachſenden 
Schaden zu haften und die Koften zu 
erfeßen, welche etwa auf die Wiederein- 
bringung und Abfchiebung der entwi- 
chenen Perſon aufgehen möchten. (R. 
öfterr, Regierungs =» Decret vom 6. 
Aug. 1781.) 

Schubbegleiter. Die Verordnung 
v. 6. Auguft 1781 wird mit dem Bei- 
fage erneuert, daß die Dominien, bei 
einer angemeffenen Geld-, allenfalls 
auch in Abficht auf die Richter den Um- 
ftänden nad, bei einer empfindlichen 
Reibesftrafe, mehrere Genauigkeit und 
Sorgfalt in Begleitung der Schubper- 
ſonen fi angelegen halten, und daher 
folde nie durch Weiber oder Kinder, 
fondern ſtets durch erwachſene gefunde 
Männer, und immer in hinlänglicher 
Anzahl, wenigftens auf eine Schubper- 
fon einen Begleiter gerechnet, begleiten 
laffen follen. (Bdg. der n. ö. Reg. v. 
25. Febr. 1785.) 

— — Den Shüblingen if 
eine tühtige Convoi beizuge 
ben. Da ſich fehr oft die Falle erge— 
ben, daß die in den Schubpatenten 
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enthaltenen und oft wiederholten Ber: 
ordnungen, vermöge welcher die Schub— 
perfonen immer durch eine mannbare 
und fihere Begleitung von einem Orte 
zum andern zu befördern find, außer 
Acht gelaffen, und derlei Schubperfonen 
theils Kindern, theils nur Weibsbildern 
oder ſchon zu alten Leuten zur Begleis 
tung übergeben werden; fo wird dem 
Kreisamte aufgetragen, auf die befte, 
henden Berordnungen mit allem Nach— 
drucke zu Halten umd deren genauefte 
Beobachtung unter Androhung ernftlis 
her und fcharfer Abftrafung derjenigen, 
die fih hierin etwas zur Schuld kom» 
men faffen follten, handzuhaben. (R. 
d. Rage. Bdg. vom 31. Jän. 1793 
3. 787.) 

Schubbegleiter. Sämmtl. Amtsvor- 
ftänden wird wiederholt aufgetragen. Fei- 
nen Schübling dur eine Weibsperſon 
oder einen Knaben, fondern jeden durch 
einen Mann, und wenn Gefahr der Ents 
weihung unterwaltet, geſchloſſen be 
gleiten zu laffen; diefe Convoi hat 
aber nicht von Dorf zu Dorf die Ab» 
löfung zu fordern, fondern felbe ift 
nur bei dem Amte, oder in der im 
Schubzettel beftimmten Station zu er 
warten. (Bdg. des böhm. Gub. v. 26. 
Febr. 1801. Krop. G. ©. 15. Band. 
©. 712.) 

— — Beförderung der 
Shüblinge durch Gemeinde 
glieder bei Berhinderung des 
Amtsdienersd. Im der Regel find 
die Schüblinge von dem Amtsdiener 
und in deffen Verhinderung von einem 
geeigneten Individuum als Stellvertre- 
ter zu begleiten, wie dieſes die Hofver- 
ordnung v. 28. Sept. 1815 (f. Schub) 
vorfchreibt, wenn aber im Berhinde- 
rungsfalle des Amtsdieners Niemand 
zu deffen Vertretung aufgebradht wer- 
den könnte, find die unterthänigen Ge- 
meinden verpflichtet, auf Verlangen der 
Obrigkeit geeignete Schubbegleiter, 
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nach einer unter den Gemeindegliedern 
zu beobachtenden Reihenfolge, zu ftel« 
len, welche jedoch für diefe Dienftleis 
ftung von der Obrigkeit eine angemef- 
fene Entfhädigung zu erhalten haben. 
Sollte über diefe Entfhädigung fein 
freiwillige Webereintommen von der 
Obrigkeit bewirkt werden können; fo 
haben die Behörden bei Bemeffung der- 
felben den gewöhnlichen Taglohn zum 
Maßſtabe zu nehmen. (Hfkzl. Deer. v. 
23. Jaͤn. 1823 3. 1596, an die n. ö. 
Reg. N. ö. Rogge. Decr. v. 10. Febr. 
1823 3. 6088. Krop. ©. ©. 48. Br. 
©. 47. N. 6. Pıov. ©. ©. 5. Band. 
©. 22.) 

Schubbegleiter, ſ. Schub. (Vdg. 
v. 16. Sept. 1794.) 

— — die Begleitung des Haupt: 
fhubes und der Barticular -» Schübe 
dur Gensd’armerie betreffend, fiche 
Gensd’armerie. (Vdg. v. 26. Zuli 
1850.) 

Schubfuhren find gegen Vorwei— 
fung der Schubzettel meutbfrei. (Eirc. 
der n. ö. Reg. vom 20. April 1826. 
N. 6. Prov. ©. ©. 8. Br. ©. 191.) 

Schubfarren, an Sonn u, Feier- 
tagen Laſten zu führen, ift verboten; 
nur den Wäſcherleuten wird geftattet, 
bis 9 Uhr früh die Wäfche zu tragen 
oder zu führen, f. Sonn- und Feier: 
tagsheiligung. 

— — das Fahren mit demfelben 
auf dem Trottoir ift verboten, |. Trot- 
toir, Fahren. 

Schubfoften. Die Schubkoſten 
batjedeStadt,Herrfhaftfelbit 
zutragen. Die bei den Landesviſi— 
tationen auflaufenden Schubkoſten 
werden Feineswegs mehr vergütet, fon- 
dern eine jede Stadt, Herrfchaft und 
Gut ift verbunden, von ihrem Territo— 
rium fowohl zu des Publicums , als 
ihrer mit jener verknüpften felbft eige— 
nen Sicherheit auf eigene Koften alle 
von den liederliben Bagabunden zu 
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beſorgende Gefahr abzuwenden. (Vdg. 
in Böhmen v. 29. Aug. 1749. Krop. 
Geſ. S. M. Thereſ. 1. Bd. ©. 118.) 

Schubkoſten. Der Erſatz der Schub⸗ 
auslagen iſt aus dem Wiener Locals 
Polizeifonde zu leiſten. (NR. ö. Rggs. 
Decr. v. 18. Nov. 1817.) 

— — Die Auslagen für revertis 
rende Bettler haben die Ortsobrigkei— 
ten, weldhe die Anzeige der Entfernung 
eines ihnen zugefchobenen Bettlers an 
das Kreisamt zu machen unterlaffen, 
zu vergüten. (Hffzl. Decr. v. 13. Apr. 
1817 (. Schub). N. ö. Rogge. Deer. 
v. 22. April 1817, erneuert mit Rggs. 
Deer. v. 2. Dec. 1818.) Diefe Rüdver- 
gütung bezieht ſich nur auf revertirende 
Bettler, keineswegs aber auf Schüb— 
linge anderer Art. (Hfkzl. Decr. vom 
17. Dec. 1819. Hfkzl. Deer. vom 21. 
April 1820.) 

— — Die Anforderung des Ab: 
fhiebungs-Erfages ift von dem Wiener 
Magiftrate an die Dominien bei jedem 
Reverfionsfalle fogleich zu ftellen. (N. 
ö. Rage. Deer. v. 4. Sept. 1820.) 

— — find in Convention: Münze 
zu beftreiten. (N. ö. Rgge. Decr. vom 
18. Dec. 1820.) 

— — Jene Obrigkeiten, welde 
Bettler und Vagabunden in ihren Teri— 
torien aufgreifen, find beredhtigt, den 
Erfaß der Koften, der Berpflegung und 
Abfchiebung diefer Perfonen von den Zu- 
ftändigkeits » Obrigfeiten anzufprechen, 
wenn die legteren auf einzelne Perſo— 
nen diefer Art ämtlich befonders auf 
merffam gemacht und zu deren Ueber: 
wachung aufgefordert werden, und 
wenn fie fich eine Nachläſſigkeit in die: 
fer Beziehung zu Schulden kommen 
laffen. (Hftzl. Entſcheid. vom 9. und 
Rggs. Eröffn. vom 22. Dec. 1831 3. 
67642 fundgegeben mit Eirc. dest. k. 
n. 6. Kreisamtes V. U. W. W. v. 10. 
Jan. 1832. Wagners Ztfhr. Notizbl. 
1832 ©. 38.) 
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Schubbkoſten für aufgegriffene Bett- 
ler, f. Bettler. 

— — zu den, haben die Juden zu 
concurriren, f. Juden. 

Reverſion. 

— — ſ. Schub. (Bdg. vom 19. 
März 1828, vom 26. Nov, 1829 u. 
2. März 1832, ſ. Schüblinge. Bdg. 
v. 12. Mai 1821.) 

Schüblinge. ErtranftieShüb- 
lingifineärztlih zubehandeln. 
Auf Beranlaffung einer Anzeige, daß 
ein nach feinem Geburtsorte Abgefcho- 
bener unter Wegs auf dem Wagen ge: 
ftorben ift, wird fammtlichen Kreisaͤm— 
tern aufgetragen, die Randgerichte ans 
zuweiſen, bei einem jeden erkrankten 
oder fheinbar kranken Schüblinge den 
Wundarzt zu Rathe zu ziehen, ob der 
Schübling bei feinen Umftänden weiter 
gebradht werden könne, und wenn dies 
fes nicht ftattfindet, fo bat die Ge— 
meinde für feine Herftellung zu forgen. 
(Decret der nied. öfterr. Regierung vom 
5. Juni 1798.) 

— — Denfelben ift alles Geld und 
alle Pretiofen abzunehmen und dem bes 
gleitenden Polizeiwache » Offizier nebft 
einem von der Schubdirection ausge 
fertigten Berzeichniffe zu übergeben. 
(N. 6. Rggs. Vdg. v. 20. Mai 1807 
3-.15446. Kp. ©. ©. 23. 3. ©. 272.) 

— — die mit der Ruftfeude 
behaftet find. Wenn ed fih um 
Schüblinge handelt, die von Hieraus in 
ihren Geburtsort auf dad Land abgeſcho—⸗ 
ben werden, und mit der Luſtſeuche behaf- 
tet find; fo müffen ſolche vorläufig in das 
allgemeine Krankenhaus zur Eur abge- 
geben, und erft nach erfolgter Heilung 
nah Haufe abgefhoben werden, weil 
bier die Eur viel leichter und ordentli- 
her, als auf dem Lande vorgenommen 
werden kann. (Hfkzl. Decr. v. 14. Juli 
1808 3. 13775. R. 5. Rggs. Deecr. 
v. 24. Juli 1808 8. 19429. Guld. 
Sanit. Bdg. 3. Bd. ©. 62.) 

Zaleiöty, Handh. d. Polig. Geſ. DL 
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Schüblinge. Fremde find ohne 
Beweis der Heimatsrechte nicht 
abzuſchieben. Bei Betretung von 
Vagabunden, welche aus dem Aus— 
lande gebürtig zu ſein vorgeben, iſt 
ſich vorläufig vor ihrer wirklichen Ab— 
ſchiebung in die von ihnen angegebenen 
Geburtsörter von der Wahrheit ihres 
Angebens zu überzeugen, nöthigenfalls 
auch mit der betreffenden auswärtigen 
Behörde ins Einvernehmen zu ſetzen, 
und ſolche erſt nach Einlangung der 
diesfälligen Rückantwort über die 
Grenze zu ſchaffen, außer es wäre der 
Geburtsort und das Vaterland des ber 
tretenen Bagabunden durdy die bei fi 
habenden Urkunden vollkommen außer 
Zweifel gefebt, in welchem Kalle ein 
derlei Landftreicher auch ohne vorherige 
Ruͤckſprache mit der betreffenden Be— 
hörde des benachbarten Staates ohne 
weiters über die Grenze zu ſchaffen ift. 
(Bdg. des böhm. Bub, vom 6. April 
1817. Kanfa 1. Bd. ©. 85.) 

— — Die Betheilung der Schüb— 
linge mit alten Kleidungsftüden hat 
von Seite der Polizei zu gefchehen, da— 
ber ift zwei Tage vor dem abgehenden 
Hauptſchube ein Berzeichnig der Schüb- 
linge dem Hın. Polizeihaus » Director 
vom Magiftrate zu geben. (Decr. der 
n. ö. Reg. vom 29. Dct. 1817 Zahl 
46521.) 

— — Behandlung der hei: 
mat» und elternlofen Vaga— 
bunden und der vom Auslande 
gebrahten Schüblinge Seine 
Majeftät Haben mit höchſter Entſchl. 
v. 24. April 1820 über die frage, wie 
die heimat- und elternlofen Vagabun— 
den zu behandeln find, folgende Be- 
ftimmungen feftzufegen gerubt: Die 
Beibehaltung der Bagabunden, in Hin— 
fit deren weder der Geburtsort, noch 
ein zehmjähriger Aufenthalt an einem 
Drte erhoben werden fann, ift nicht je 
nen Dominien und Gemeinden, wo fie 
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aufgegriffen worden find, aufzubärben; 
fondern fie find denjenigen zugufchieben, 
wo fie fi früher und zwar am läng- 
ften aufgehalten haben, und find diefe 
Dominien und Gemeinden verpflichtet, 
geſetzmäßig für die Beſchäftigung oder 
Berforgung folder Bagabunden fo 
lange zu forgen,, bis erhoben werden 
fann , wo felbe geboren wurden , oder 
wo fie durch ein Decennium Unterftand 
gefunden haben. Uebrigens wollen Ge. 
Majeftät, daß derlei Bagabunden,, in 
foweit fie zum Militärdienfte tauglich 
find, und fih feines Verbrechens ſchul— 
dig gemacht haben, obneweiterd dazu 
geftellt werden. Schüblinge, welde 
vom Auslande in die Erbflaaten ge 
bracht werden wollen, und von denen 
es nicht erwiefen ift, daß fie öfterreichi- 
ſche Unterthanen find, haben die Grenz: 
behörden nicht anzunehmen, fondern 
gleich zurüdzumeifen. Endlich find die 
wegen der Tagabunden beftehenden 
Vorſchriften genau zu befolgen. Siehe 
Vagabunden. (Hffil. Decr. v. 30. 
April 1820 3. 12170, an famntl. 
Länderft. Bol. ©. ©. 48. Br. ©, 109. 
Bdg. der n. 6. Reg. v. 18. Mai 1520 
3. 20768. R. ö. Prov. G. ©. 2. Br. 
Nr. 121. Vdg. des böhm. Bub. v. 16. 
Mai 1820 3. 23955. Prov. ©. ©. 
für Böhmen 2. Bd.) 

Schüblinge. Aerztliche Unter 
ſuchung der Shüblingevorih 
ver Abſchiebung. Jedes Indivi— 
duum, das entweder mit dem gewöhn- 
lihen Haupt» oder mit einem Particu— 
far » Schube abgefchoben wird, iſt un 
mittelbar vor feiner Abfchiebung über 
feinen Gefundheitszuftand einer eigenen 
ärztlichen Unterſuchung zu unterziehen, 
und bei einem jeden Schüblinge der 
Umstand, daß er am Tage einer Abfchie- 
bung ärztlich unterfuht und vollfom- 
men gefund befunden worden fei, in die 
Hauptfhubliften oder nach Umftänden 
in die einzelnen Schubpäfle, unter 
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Mitfertigung des Arztes, der den 
Schübling unterfudht hat, genau einzu- 
tragen. (Rggs. Bdg. v. 8. Sept. 1820 
3. 40166, an das Kreisamt U. W. W. 
und den Wr. Magiftr. Rggs. Vdg. v. 
31. Oct. 1820 3. 49214, an die übri« 
gen drei Kreisämter. N. ö. Prov. ©. 
S. 2. Bd. ©. 553.) 

Schüblinge. "Da die vom Magi— 
ftrate angeführte Ddg. v. 20. Oct. 1766 
(1. Schubbegleiter) wegen Trans 
portirung gefährlider Shüb- 
linge in Eifen, durch feine nachge— 
folgte Vorſchrift aufgehoben worden iſt; 
fo fann es um fo weniger einem Anftande 
unterliegen, ihre Wirkſamkeit auch noch 
dermal anzuerkennen, ald die fidhere 
Berwahrung folder Individuen eine 
ähnlihe Maßregel nit nur im Allges 
meinen rathſam macht, fondern aud 
auf entlaffene Sträflinge Anwendung 
findet, infofern es unter ihnen Manche 
gibt, die, mit Hinfiht auf ihren Les 
benswandel und auf ihr Betragen 
während der Strafzeit, noch immer als 
gefährlich für die öffentliche Sicherheit 
erfcheinen. (Hflzl. Decr. vom 2. Nov. 
1820 3. 32426. N. 5. Rggs. Decr. 
vom 12. Nov. 1820 3. 51442, an 
die Kreidämter und den Wr. Magiftr. 
Krop. ©. ©. 44. Bd. ©. 246. N. 6. 
Prov. G. ©. 2. Br. ©. 713.) 

— — Erörterung bed Natios 
nale der inda® Ausland zu be- 
fördernden Schüblinge Nah 
einer mehrfältiigen Beobachtung, und 
inäbefondere nad den von der Regie: 
rung des Landes ob der Enns erhal- 
tenen Gröffnungen, werden die nad) 
dem Auslande mittelft Haupt» oder 
Particular · Schubes abgeſchafften Ftem⸗ 
den und Vagabunden von den auswär« 
tigen Grenzbehörden, und bauptfählich 
von den im Königreidhe Baiern aufge 
ftellten Landgerichten, nur in dem Falle 
zur weiteren Beförderung an ihren Be« 
fimmungeort übernommen, wenn fie 
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mit legalen Ausweifen und Urkunden, 
wodurh die Angehörigkeit an den 
Staat, wohin fie gewiefen find, ordent- 
lich ausgewieſen wird, verjehen find. 
In Ermanglung eines ſolchen Auswei- 
fed wird der fremde ohne weiters an 
den Drt, von wo er wegyewiefen wurde, 
zurückgeſchickt, wodurd nur zweckloſe 
Hin» und Herſchiebungen veranlaßt 
werden. Um diefen hieraus entjprin- 
genden Unzufömmlichkeiten zuvor zu 
fonımen, wird es nothwendig, bis zu 
dem Zeitpuncte, wo in Abfiht auf die 
eingeleiteten Berhandlungen wegen Re- 
gulirung des Schubwefend zwifchen den 
deutfhen Bundesftaaten eine definitive 
Entfheidung erfolgt fein wird, die in 
der Zwifchenzeit ſich im dieſer Bezie— 
hung ergebenden Anftände auf eine dem 
Zwecke entfprechende Art zu beheben. 
In diefer Rüdfiht wird dem Kreidamte 
aufgetragen, den Dominien einzufchärs 
fen, daß fie in Hinfiht der nach dem 
Auslande zu befördernden Schüblinge 
und Bagabunden jederzeit das Natios 
nale und die Zuftändigkeit derfelben 
durch ftihhältige Urkunden oder durch 
Gorrefponden; mit den betzeffenden 
Behörden eruiren, und fi von der Ab— 
ſchiebung eines ſolchen Individuums 
bis zu dem erwirkten Beweiſe über ſein 
Nationale zu enthalten, weil ihnen 
ſonſt die ordnungswidrig veranlaßten 
Schubkoſten zur Laſt fallen würden. 
(Hfljl: Deer. v 12., Rage. Deecr. vom 
24. Mai 1821 3. 23300, an den Wr. 
Magiftt, Deecr. der n. ö. Reg. v. 19. 
Jumi 1821.3.-28032, an die Kreis« 
ämter. R. ö. Prov. ©. ©. 3. Band. 
©. 376.) ri 

Schüblinge. Behandlung ie 
ner paßlos beitretenen Baga- 
bunden, deren Geburtsort un— 
befannt ift, in Hinfiht ihrer 
Abfhiebung. Da ein wegen Betteln, 
Sittenlofigkeit und paßlofen Herumva- 
girens in Unterfudung gejogenes Indie 
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viduum abgeſtraft, und auf deſſen An: 
gabe, daß es aus dem Auslande ge— 
bürtig ſei, in ſein vorgegebenes Vater— 
land befördert, von dieſem aber als 
dortländiger Unterthan nicht anerkannt 
worden ift; fo wird den f. Kreisämtern 
zur Dermeidung ähulicher Anftände 
aufgetragen , in jenen Fällen, wo die 
Eigenfchaft eines paßlos betretenen In— 
oder Ausländers aus feinen Angaben 
oder andern Nebenumftänden nicht uns 
bezweifelt hervorgeht , deſſen Abſchie— 
bung in das Ausland nicht zu verans 
laſſen, fondern hievon die ungefäumte 
Anzeige an die Landesftelle zu erſtal— 
ten, um fidh hierüber mit den auslän- 
difhen Behörden in das vorläufige 
Einvernehmen zu ſetzen. (Bdg. des 
böhm. Gub. vom 12. Sept. 1821 3. 
38255. Krop. ©. ©. 45. Band. ©. 
631. Prov. ©. ©. für Böhm. 3. Bd. 
©. 490.) 

Schüblinge, welde auf dem 
Transporte erkranken. Da die 
plötzliche Erkrankung eines Schüblings 
während der Trandportirung in der Regel 
zu den unvorgefehenen und unverfchuls 
deten Zufällen gehört, fo können die hier- 
duch verurfachten Krankheitsfoften we: 
der dem Schub» Director, noch der Ge— 
meinde, oder der Drtsobrigfeit, wo die 
Erkrankung des Schüblings vorfällt, 
mit Recht aufgebürdet werden. Diefe 
Krankheitsauslagen, die nun nad der 
vor Abfchiebung eines jeden Individu— 
ums befonders angeordneten Arztlichen 
Unterfuhung nur felten ji ereignen 
fönnen , find daher aus den Verlags: 
geldern, welde die Schub » Directoren 
auf Schubsauslagen erhalten, zu ber 
flreiten. (N. 6. Rggs. Vdg. v. 1. März 
1823 3. 9667. Prov. ©. ©. Nr. 34.) 

— — aus Ungarn (dinfihtlich 
der) wurde die f. Statthalterei beauf- 
tragt, die unterftehenden Behörden ans 
zumeifen , fie hätten künftig eher, als 
ein Schübling zur öſterreichiſchen 
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Grenze gebracht wird, fi den authen» 
tifhen Beweis über den Geburtsort des 
abzufchiebenden Individuums zu ver- 
fhaffen, und darüber eine fürmliche 
Urkunde der übernehmenden öfterreidhi« 
fhen Behörde vorzuweifen. (Hftjl. 
Decr. v. 23. Juni 1824. Krop. Gef. 
Franz 49. Bd. ©. 515.) 

Schüblinge. Nur jene von den 
ausländiſchen Behörden nad} den öfterr. 
Staaten auf den Schub gefegten Perfo- 
nen find zur Weiterbeförderung in ihre 
Heimat zu übernehmen , deren perfün- 
lihe und Untertbansverhältniffe im 
öfterreihifchen NKaiferftaate gehörig 
nachgewiefen, und welche noch überdies 
mit der Beftätigung ihreer Heimatsbe— 
hörde über ihre Zuftändigkeit verfehen 
find, alle übrigen mit diefen Erforder: 
niffen nicht verfehenen, vom Aus— 
lande gebradten Schüblinge 
haben ſonach die Grenzbehörden ohne 
alle Ausnahme zurüczuweifen. (Vdg. 
dee böhm. Bub. v. 10. Jan. 1826 3. 
70041. Im Grunde der a. h. Entſchl. 
v. 24. April 1820. Krop. ©. S. Br. 
52. Nr. 4.) 

— — ÖErläuternde Beftim- 
mungen in Anfehung der Ab- 
Ihiebung der Bagabunden an 
Die Drteihres längften Aufent- 
haltes. Die allerhöchfte Anordnung 
v. 24. April 1820, vermöge welcher 
Yagabunden, von denen weder ein Ge— 
burtsort noch ein zehnjähriger Aufent: 
halt befannt ift, jenen Dominien und 
Gemeinden zuzuſchieben find, wo fie 
ih am längſten aufgehalten haben, 
kann nicht als eine felbftftändige, fon- 
dern nur als eine ergänzende Beftim- 
mung zu den beftehenden Vorſchriften 
uber die Heimatzuftändigkeit angefehen 
werden. Sie muß fih daher auch den 
beftebenden Borfchriften anfchließen, 
und im dem Geifte der legteren ge- 
deutet werden. Gleichwie für den Fall, 
wo die Zuftändigkeit eines Individu— 
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ums aus dem zehnjährigen Aufenthalte 
abgeleitet wird, die Forderung eintritt, 
daß diefer Aufenthalt ohne Unterbre« 
hung ftattgefunden habe, ebenfo muß 
diefe Forderung au für jenen fürzern 
Aufenthalt in Anwendung kommen, 
welcher den nicht befannten zehnjähri« 
gen Aufenthalt für fo lange fuppliren 
foll, bis der letztere nachgewieſen wer- 
den fann. Jedoch verfteht es fih von 
felbft , daß die von einem Individuum 
in Unterſuchungs- und Strafarrefte zu— 
gebrachte Zeit bei Berechnung des un- 
unterbrodenen Aufenthaltes nicht in 
die Frage komme, weil diefer Aufent« 
halt außer der Willkür des Individu- 
ums gelegen if. Es muß daher auch 
der zur Auamittlung der Heimatzuftän« 
digkeit eined Vagabunden nachzuwei— 
fende längfte Aufenthalt unter der Zeit 
von zehn Jahren, ebenfo, wie der zehn- 
jährige Aufenthalt ununterbrochen fein, 
die während desſelben im Unterfu- 
hungs- oder Strafarrefte zugebrachte 
Zeit ijt jedoch nicht einzurechnen. (Hfkzl. 
Deer. v. 18. Jan. 1827 3. 799. R. 
d. Rggs. Vdg. v. 29. Jän. 1827 B. 
5175. R. ö. Prov. ©. ©. 9. Band. 
Nr. 22.) 

Schüblinge. Borfihtsmaßre- 
geln bei Weiterbeförderung 
kranker Shüblinge. Aus Veran— 
laffung eines vorgefommenen Falles, 
wo ein kranker Schübling gleich nad 
feiner Ankunft an dem Orte, wohin er 
verfhoben worden ift, ftarb, und wo fi 
aus den hierüber gepflogenen Erhebun: 
gen ergab, daß der Tod des Schüb- 
lings aller Wahrſcheinlichkeit nach durch 
den üblen Einfluß des Fahrens und 
der ſchlechten Witterung auf den Kran» 
fen herbeigeführt worden ift, wird hie— 
mit angeordnet, daß die Weiterbeför- 
derung eines Franken Schüblings erft 
dann einzuleiten fei, wenn, wie durch 
die beftehenden Geſetze vorgeſchrieben 
ift, durch eine fehr genaue ärztliche Un« 
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terfuhung erhoben ift, daß diefelbe 
ohne Gefahr für feine Gefundheit ge 
fhehen könne. — Jede Unterlaffung 
diefer Borfihtömaßregel wird ftrenge 
geahndet werden. (Decr. der ob der 
ennf. Reg. v. 7. Mai 1827 3. 9272. 
Brov. ©. ©. für Db. Defterr. 9, Bd. 
©. 164.) 

Schüblinge, in Betreff der nad 
Ungarn abzufchiebenden Perſonen. Die 
f. ungar. Statthalterei hat unter Tem 
23. März 1830 aus Anlaß einer Be— 
[werde des Dedenburger Comitats 
gegen das Verfahren, dem zu folge die 
nach Defterreih abgefchobenen Indivi- 
duen an der Grenze nicht angenommen 
werden, wenn nicht die Uebernahms: 
Erklärung des öfterreihifchen Domi— 
niums vorliegt, um die Berfügung 
erfucht: 

a) daß au die, diefer Regierung 
unterftehenden Dominien nicht blos 
auf die Angabe eines Individuums, 
aus Ungarn gebürtig zu fein, fondern 
nur gegen die von den f. Ungarifchen 
Behörden eingeholte Erklärung über 
die Richtigfeit der Heimat dieſes Indi— 
viduums dasfelbe nah Ungarn ab» 
ſchieben; 

b) daß jene Individuen, welche nicht 
in das Oedenburger Comitat gehören 
auch nicht dahin, ſondern auf dem näch— 
ſten Wege in ihre Heimat abgeſchoben 
werden. Dieſem Anſinnen iſt von den 
Behörden, und insbeſondere rückſichtlich 
des kürzeſten Weges von den Grenz- 
Dominien zu entſprechen. (N. 6. Rggs. 
Bdg. vom 29. April 1830 3. 21870. 
N. 5. Prov. G. ©. für Defterr. unter 
der Enns. 12. Thl. Nr. 137.) 

— — Die fönigl. ungarifhe Statt- 
halterei hat laut hohen Regierungs- 
Decreted v. 26. Dec. v. 3. 3. 70808 
aus Anlap einer Anzeige des Wieſel— 
burger Comitates, daß mehrere Schüb- 
linge aus der Provinz Nieder » Deiter- 
reich, ohne ihre Zuftändigkeit nah Un- 
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garn gehörig nachgewieſen zu haben, 
auf ihre bloße Angabe, aus Ungarn ges 
bürtig zu fein, dorthin befördert wur: 
den, dad Erſuchen gemacht, die geeig- 
nete Verfügung zu treffen, damit folche 
Vaganten, welche ihre Zuftändigkeit 
nah Ungarn nicht mit ordnungsmäßi- 
gen Behelfen darzuthun vermögen, dort: 
hin nicht abgefchoben werden, weilin Er- 
manglung eines ganz genügenden Aut: 
weifes über die Zuftändigkeit des Ab— 
gefhobenen , diefer nicht angenonmen, 
fondern ohne Weiteres zurücbefördert 
werden würde. Sämmtlihe Dominien 
werden angewiefen, bei Abfchiebung 
von Individuen, die nah Ungarn zur 
ftändig zu fein behaupten, ſich nad) dem 
Anfinnen der fönigl. ungarifchen Statt: 
balterei um fo genauer zu benehmen, 
ale ſchon das Schubsnormale vom 29. 
April 1830, Kreisamts:Eirculare vom 
28. Mai 1830 3. 10055, bierwon die 
fehr beftimmten Borfchriften enthält, 
und im Allgemeinen vor Beranlaffung 
der Abſchiebung eines angehaltenen 
Individuums, deffen Zuftändigkeit im: 
mer vorläufig außer allen Zweifel ge: 
jeßt fein muß, widrigens die hierbei 
nicht vorſchriftsmäßig vorgegangene 
Dbrigkeit fih die aus der Außeracht— 
laffung der beftehenden fehr beſtimmten 
Vorſchriften hervorgehenden nachtheili— 
gen Folgen ſelbſt zuzuſchreiben haben 
wird. (Circ. des k. ka n. ö. Kreisamtes 
V. U. W. W. vom 12. Jänner 1833. 
Zeitſchrift für ö. R. J. 1833. N. B. 
S. 43.) 

Schüblinge. An der E. 8. Grenze 
find nur diejenigen als öfterreichifche 
Unterthanen fich meldenden Individuen, 
gleichviel, ob diefelben auf freiem Fuße 
ud, oder mit Schub an der Grenze 
anlangen nah Böhmen einzulaffen, 
welche fih mit einem ordentlichen Paſſe 
oder Wanderbuche öfterreihifcher Ber 
hörden oder im Abgange deſſen, beſon— 
ders bei Schüblingen, mit der ordent- 
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lichen Heimatszufiherung der betreffen⸗ 
den öſterr. Obrigkeit beruhigend aus— 
weiſen können. Dagegen ſind alle der— 
lei ſich für öſterreichiſche Staals-Bür— 
ger ausgebenden Perſonen, welche blos 
mit Schubepäffen, Marſchrouten, Vor— 
weiſe, Reiſerouten ꝛe. fremdherrſchaft⸗ 
licher oder ausländifcher Behörden ver: 
fehen find, von der f. f. Grenze um fo 
gewiffer zurückzuweiſen, als widrigens 
jeder Dagegen handelnde [huldtragende 
Amtsvorfteher zur Verantwortung ge— 
zogen und nach Umftänden mit einer an- 
gemeffenen Geldftrafe geahndet würde. 
(Bdg. des böhm. Bub. vom 16. Sept. 
1833 3. 36508. Prov. ©. ©. für 
Böhm. I. 1833. Nr. 268.) 
Schüblinge. Es ift bei dem Wr. 
Mogiftr. der Kal vorgefommen, daß 
ein in Preußen gebornes Individuum, 
welches im feinem dortigen Zuftändig- 
feitdorte mittelft Schub befördert wer: 
den follte, an der Grenze deßwegen zu- 
rückgewieſen wurde, weil das die Hei- 
rath8: Betätigung enthaltende und dem 
Schubpaſſe beigefhloffene Schreiben der 
Zuftandigkeite » Behörde auf dem Hin- 
wege verloren worden war. Um nun 
folhen Zufällen zu begegnen, dasjenige 
Dominium zu eruiren, bei weldhem ein 
derlei Schübling ohne feine, zur Weir 
terbeförderung nothwendigen Urkunden 
anlangt, und fomit unnöthige Schub» 
koſten zu erfparen, ift es dringend noth— 
wendig, daß die Dominien nebft der 
Uebernahme der Schüblinge und deren 
Weiterbeförderung auch jedesmal den 
(*mpfang der mit dem Schubpaffe ein- 
langenden Urkunden beftätigen. (Bdg.d. 
n. 6. Reg. v. 16. Aug. 1830 3. 46164. 
N. ö. Pv. G. S. 21. Bd. Nr. 146.) 
— — Dir Magiſtrat wird angewie— 
ſen, Sorge zu tragen, daß die mit dem 
Hauptſchube zu befördernden Perſenen 
von Ungeziefer gereinigt auf 
den Schub geſetzt werden. Damit 
fie aber auch an ihre Beſtimmung in moͤg— 
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lichſt gleichem reinen Zuftande gelangen, 
werden zugleich die k. k. Kreisämter an- 
gewiefen, dafür Sorge zu tragen, daß die 
Schüblinge auf den Schubflationen in 
geräumigen und geeigneten Localitäten 
untergebracht, dort befonders reine La- 
gerftätten finden, damit auf diefe Art dem 
Ueberhandnehmen des Ungezieferd mög- 
lihft vorgebeugt werde. (Deer. dert. k. 
n. ö. Reg. v. 8. Rov. 1839 3. 62691.) 

Schüblinge. Ueber eine Anzeige des 
biefigen Magjtr., daß die Unterfuchungs- 
gefängniffe größtentheils dadurch ver- 
unreinigt werden, daß die Dominien 
auf dem Lande die in ihrem Bezirke 
aufgegriffenen Bagabunden und andere 
derlei Individuen, ohne diefelben 
von Ungeziefer zu reinigen 
oder felbe mit den möthigen 
Kleidungsftüden zu verfer 
ben, abfchieben, ja manche Dominien 
die Aufgegriffenen auch ſelbſt dann, 
wenn diefelben bei der ärztlichen Unter: - 
fuhung für erkrankt erflärt wurden, 
nicht etwa nur zur Abgabe in die nächfte 
Heilanftalt fondern gleich unmittelbar 
nah dem Zuftändigkeitäorte auf den 
Schub fegen, und ſonach derlei Schüb- 
linge, wenn fie in Wien anlangen, die 
Gefängniffe mit Ungeziefer infiziren, 
fehr oft ganz gekleidet oder aber jahre: 
lang in den biefigen Heilanftalten ver. 
pflegt werden müffen, werden bie f. k. 
Kreisämter im Nachhange zu dem bier- 
ortigen Erlaffe vom 8. Nov. v. I. 3. 
62691 angewiefen , die unterftehenden 
Dominien zu beauftragen, daß die mit 
Sub zu befördernden Individuen 
vorläufig von Ungeziefer gereinigt und 
in Hinfiht auf ihre Bekleidung fo wie 
die Heilung der erkrankten Schüblinge 
die diesfalld beftehenden Vorſchriften 
genau beobadhtet werden. (Decr. der 
n. 6. Reg. v. 5. März 1840 3. 3635.) 

— — Gemäß Hoflanzleir Decretes 
v. 9. Juli 1840 3. 19286 bat es bei 
der, von den Kreitintern bisher ge— 
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ſchehenen Ausfolgung der Schubspäffe 
für Individuen des Auslandes noch 
fortan zu bleiben, jedoch ift es genü- 
gend, daß bei derlei Schubsbeförderun: 
gen, wenn der Abgeſchobene nach feiner 
Route nicht von felbft den Sig des den 
Schubspaß auszufertigenden Kreisam- 
tes zu paffiren hat, das Eonftitut und 
die Beſchreibung desfelben mit den Hei- 
matödecumenten an das Kreisamt zur 
Ausfertigung des Schubspaffes von 
dem aufgreifenden Dominium eingefen: 
dei werde. (Decr. des böhm. Gub. v. 
8. Aug. 1840 3. 40071. Prov. ©. 
S, für Böhm. Nr. 213.) 
Schüblinge. Die k.k. Hfkzl. hat die 
von der n. ö. Regierung in der Pro- 
vinz Nieder-Defterreich unterm 9. Sept. 
1840 3. 48194 erlaffene Anordnung, 
gemäß welcher jenes Dominium , bei 
welchem Schüblinge, die nicht mit den 
nöthigen Kleidungsftücden verfeben, 
oder mit Ungeziefer behaftet find, an- 
langen, berechtigt wird, nach vorausge— 
gangener Unterfuhung ein foldes In— 
dividuum an die nähfte Schubftation, 
woher e8 gekommen ift, zurückzubeför— 
dern, aufgehoben, und ed bat nunmehr 
die Obrigkeit, bei welder ein Schüb- 
ling ohne die nöthige Bekleidung oder 
mit Ungeziefer behaftet anlangt, fo- 
aleih ein ordentlihes Conſtitut mit 
Beiziehung unparteiifher Zeugen auf: 
zunehmen, die Bekleidung oder Reini» 
gung desjelben einzuleiten und den 
Erjaganfpruch im Wege der vorgefepten 
politifhen Behörde geltend zu machen. 
(Hftzl. Deer. v, 4. Febr. 1841 3. 905. 
DBdg. der m 6. Reg. v. 24. Febr. 1841 
3. 9434. Prov. ©. ©. 23. Bd. Nr. 
23, des fleierm. Gub. vom 23. Febr. 
1841 3. 3040. Brov. ©. S. Nr. 31.) 
— — Nah einer Eröffnung Sr. 
Excellenz des Hertn Präfidenten der 
f. f. Polizei- und Genfur » Hofitelle 
wurde der von dem Wiener Magiftcate 
in Uebereinftimmung mit dem zweiten 
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Stadtphyſteus geäußerte Antrag, die mit 
dem Hauptfchube von hier abgehenden 
Schüblinge, während der Winter- 
monate miteinem Frübftüd, be 
ftehend aus einem Seidel mit Kümmel 
gewürzter Einbrennfuppe, welde der 
Ausipeifer im hiefigen Bolizeihaufe um 
1. C. M. zu liefern erklärt hat, dann 
aus einer Mundfemmel zu 1 fr. C.M., 
betheilen zu laſſen, aus gegründeten 
Sanitäts » Rüdfihten zu genehmigen 
befunden, und demzufolge wurde durch 
die hiefige Polizeihaus - Direction die 
Einleitung getroffen, daß während 
der Zeit vom 1. November bi Ende 
März jedem der Individuen, welde 
mit dem Hauptfhube von hier wegbe: 
fördert werden, vor ihrer Abtranspor- 
tirung auf Koften des hiefigen Local: 
Polizei « Fonds, das oben angedeutete 
Fruͤhſtück verabreicht und der diesfällige 
Koftenbetrag mit den anderweitigen 
Hauptfhubauslagen gehörig verrechnet 
werde. (Bräfidialfchr. der k. k. Bol. u. 
Eenf. Hofft. v. 31. März 1841. N. ö. 
Rggs. Bdg. v. 29. April 1841 Zahl 
22421. An. S. B. J. 1841. Nr. 14.) 

Schüblinge. Den Dominien u. Ma: 
gütraten wird in Erinnerung gebracht, 
daß nicht nur die Documente, wodurd 
der Beweis der Heimatsrechte eines in 
das Ausland zu befördernden 
Schüblings hergeftellt wird, fondern 
auch in jenen Källen, wo diefe nicht ge- 
nägten und von Seite der ausländi« 
[hen Behörden eine Anerkennung der 
Zuftändigkeit erfolgte, diefe dem jedes: 
maligen Schubpaffe beizulegen, dies in 
dem Schubpaffe felbft gehörig zu be- 
merken und nur eine Abfchrift davon 
in den ämtlihen Acten zu behalten fei. 
was vorzugsweife bei den nad Preu— 
Ben abzufhiebenden Individuen um fo 
ftrenger beobachtet werden muß, als die 
dortigen Heimatsrechte ſchon durch eine 
dreijährige Abweſenheit verloren ge— 
ben. Für jene Koften, welche bei Au— 
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Ferachtlaffung diefer Vorſchrift entſte⸗ 
hen, wird bei eintretender Verweige— 
tung der Annahme an der Grenze das 
betreffende , fehuldtragende Kreisamt 
oder Dominium verantwortlich und er- 
ſatzpflichtig erklärt. (Gal. Gub. Vdg. 
vom 17. Det. 1841 3. 61404. Prov. 
G. ©. für Galizien v. I. 1841. 
Nr. 185.) 

Schüblinge. Borfhriftenüber 
die Beförderung der Shüb- 
linge. Seit einiger Zeit find bei der 
k. k. Stadthauptmannfhaft und Poli— 
zei-Direction mehrere, von verſchiede— 
nen Behörden abgeſchobene Individuen 
mit einfachen Schubspäſſen angekom— 
men, ohne daß irgend ein Conſtitut 
oder eine Auskunfts-Tabelle im Drigi— 
nal oder in vidimirter Abſchrift dem 
Schubspaſſe beigelegt worden wäre. 
Da hieraus nur Verzögerungen in der 
Meiterbeförderung folder Schüblinge, 
weitläufige Correfpondenzen und an— 
dere Unzukömmlichkeiten ſich ergeben, 
überdied aber auch die Berfonal : Be- 
börde folder Schüblinge von der Urs 
fahe der Abſchiebung Feine genaue 
Kenntniß erhält; fo wird dem f. f. 
Kreisamte über Anfuchen der k. k. 
Stadthauptmannfchaft aufgetragen, die 
unterftehenden Aemter und Magiftrate 
neuerlich anzuweifen, daß diefelben bei 
Abſchiebung von Individuen diefen mit 
dem Hoffanzlei = Decrete v. 20. Febr. 
1823 3. 4766, Gub. Vdg. vom 12. 
März; 1823 3. 11550. Prov. ©. 
S. 5. Band. ©. 76 vorgefchriebene 
Conftitute entweder im Original oder 
in beglaubigter Abſchrift oder aber die 
Strafauskunfte =» Tabellen mitzugeben 
haben. (Bdg. des böhm. Gub. vom 5. 
Dec. 1545 3. 70318. Prov. ©. ©. 
für Böhmen, 27. Bd. Nr. 338.) 

— — (8 fommen nicht felten Fälle 
vor, daß Schüblinge, ungeachtet fie von 
der diefelben in Schub jeßenden Ob: 
tigkeit die nöthige Belleidung und Ber 
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ſchuhung erhalten, auf dem Wege ſich 
ihrer brauchbaren Bekleidung durch 
Tauſch oder Verkauf entledigen, und 
auf dieſe Art bei der nächſten Obrigkeit 
neue Bekleidung erheiſchen. Da hie— 
durch eine nicht zu verantwortende 
Vermehrung der Koſten des Haupt— 
ſchubes ſowohl, als auch des Particu— 
larſchubes herbeigeführt wird, ſo iſt 
allen Obrigkeiten des Kreiſes unver: 
weilt der Auftrag zu ertheilen,, daß fie 
den Schubsbegleitern eine ftrenge Auf: 
merkfamkeit auf die Belleidung der 
Schüblinge empfehlen, damit der be- 
merkte Unfug bintangehalten werde. 
(Deer. der n. 6. Reg v. 18. Dec. 1848 
3. 56109. 8. ©. 3. €. 3. Rr. 3.) 

Schüblinge, Reciprocität gegen 
Baiern in Bezug der Uebernahme, fiehe 
Baiern. 

— — Begleitung durch die Gens— 
d’armerie, f. Gensd’armerie. (Bdg- 
v. 26. Juli 1850.) 

— — f. Krankenhaus. (Vdg- v. 
10. Sept. 1835.) 

— — fiphilitifhe, die Einhebung 
der Berpflegskoften für felbe betreffend, 
ſ. Zuftfeuche. Vdg. v. 4. Dec. 1848. 

— — Verfahren gegen Schüblinge 
an der kak. Grenze, ſ. Päfle. Vdg. v. 
28. Mai 1831 $. 27. 

— — Ueberwachung der Abgeſcho— 
benen und Maßregeln zur Verhinde— 
rung von Reverfionen , fiebe Rever: 
fionen. 

— — Modalitäten der Beförderung, 
ſ. Schub. 

— — Berantwortlichkeit für deren 
Entweihungen, ſ. Schub. Bdg. vom 
28. Sept. 1815. 

— — Entfhädigung der Wundärzte 
und Hebammen für deren Unterfuchung, 
ſ. Wundärzte. 

— — f. Schub. 

— — Borfhriften in Betreff der 
Begleitung der Schüblinge, ſ. Schub: 
begleiter. 
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Schubpaß ift jedem Schübling aus- 
zuftellen. (Bat. vom 13. April 1724, 
8. 23. Cod. austr. 4. Bd. Si 176.) 

— — in den, ift eine genaue Per— 
fonsbefchreibung des Schüblings, dann 
der Ort und das Land, wohin er zu 
begleiten ift, und der Weg, den er zu 
nehmen bat, genau einzufchalten, fiebe 
Schub. Bdg. v. 10. März 1795. 

— — In dem Schubpaffe ift immer 
die Berfonsbefchreibung des Abgeſcho— 
benen aufuzunehmen und den Schub: 
convoyanten mitzugeben. (R. ö. Rggs. 
Bdg. v. 4. Dct. 1796.) 

Schubpäffe. Da bei Particular- 
Abfhiebungen müßiger und liederlicher, 
oft der Privat: und öffentlichen Sicher: 
beit ſchädlicher Leute fih mehrere Male 
die Fälle ergeben, daß fie unterwegs 
entweichen, und man überhaupt derzeit 
nicht verfihert ift, ob fie an den Ort 
ihres Abſchubes richtig eingetroffen find, 
fo hat die n, ö. Landesregierung die 
nadhftehende*) Verordnung v. 26. März 
1807 an die hierländigen Kreisämter 
und übrigen betreffenden Behörden er— 
laffen; und in folder die in Sachen 
ergangene Patental- nnd andern Vor— 
fhriften erneuert. Da hierin unter an— 
dern vorkommt, daß die Obrigkeit je 
nes Orte, wohin der Schübling be- 
ftimmt ift, bei feinem Eintreffen den 
Schubpaß an jene Behörde zurückzu— 
fenden habe, welde die Abjchiebung 
veranlaßt hat; fo hat die Landesſtelle 
duch die Kreisämter die Obrigkei— 
ten hierauf um fo mehr aufmerkfam zu 
machen, als diefe Zurüdfendung die 
abfhiebende Obrigkeit von dem richti- 
gen Eintreffen des Schüblings in die 
nothwendige Kenniniß feßt, und ihr 
fogleid die Gelegenheit verfchafft, daß, 
wenn der. Schubpaß nicht mit der 
der Entfernung verhältnigmäßigen 
Zeit zurücgelangt ift, hievon die Ans 
zeige zu machen, und die erforderliche 
Unterfuhung und Entdedung der alleuıs 
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falld unterwegd gefchehenen Entwei- 
hung des Schüblings, und der hieran 
fhuldtragenden Individuen einzuleiten 
im Stande ift, welches der Landes- 
flelle auch zur Pflicht gemacht wird, 
da man bei dem bisherigen Mangel an 
Kenntnig an dem Eintreffen der Schüb- 
linge manchen Unfügen auf die Spur 
zu fommen nicht im Stande war. 
(Hfkzl. Deer. vom 14. Mai 1807 an 
fämmtliche Länderftellen, Bol. ©. ©. 
28. Bd. ©. 115.) 
*) Beilage. 

Der Sehr oft vorfommende Fall, baß 
fih Schüblinge mit Gewalt oder mit 
Lift vom Schube entfernen, ja mand- 
mal von dem Begleiter freiwillig ent 
laffen werden, daß dergleichen Leute 
auf ganz andere Straßen im Orte ge- 
führt werden, wohin fie nicht beftimmt 
find, madht es der Lamdesftelle zur 
Pfliht, ſämmtlichen Behörden die 
Schubgeſetze in neuerlihe Erinnerung 
zu bringen, und fie für die genaue Be- 
folgung derfelben ftrenge verantwort- 
[ich zu machen. Die Kreisämter erhal: 
ten demnah den Auftrag, die Bor: 
fhriften des in Schubſachen erlaffenen 
höchſten Patentes vom 30. Det. 1751, 
fowie die hierortigen Berordnungen 
vom 31. Jänner i793, (f. Schubbe: 
gleiter) 10. März und 17. November 
1795, dann 4. Dct. 1796 fämmtlichen 
Obrigkeiten und Ortsgerichten neuer- 
ih in Erinnerung zu bringen, und fie 
zur genauen Befolgung derfelben nach: 
drudiamft anzumeifen. Insbefondere 
aber muß für die Zukunft Folgendes 
befolgt werden: 

1) Iſt jedem Schubpaffe eine deut: 
lihe und genaue Berfonsbefhreibung 
der abgefchobenen Berfon einzufhalten, 
auch der Det und das Land, wohin fie 
zu begleiten ift, dann der Weg, den 
diefelbe zu nehmen hat, deutlih und 
beſtimmt anzugeben. 

2) Iede Drtsbehörde hat den Tag, 
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warın der Schübling angefommen und 
wann er weiter befördert wurde, in dem 
Schubpaſſe anzumerken, fie hat aud 
ein eigenes Protocoll anzulegen, und 
fortwährend genau zu führen, worin 
a) der Name der abgefhobenen Per— 
fon, b) der Tag wann, e) der Drt, wo— 
her fie mit dem Schube im Orte ange: 
fommen ift, d) der Ort wohin, e) der 
Tag, wann diefelbe weiter befördert 
worden, endlich f) der Name der ihr 
zugetheilten Begleiter verläßlich erficht- 
lich gemacht werden muß. 

3) Sollte der Schübling auf einer 
unrechten, in dem Schubpaffe nicht 
ausgewiefenen Straße geführt werden, 
fo ift er gleich wieder mit Dem ange- 
fommenen Begleiter in die vorige Sta: 
tion zurüdzufenden, um auf die rechte 
Straße geführt zu werden. 

4) Kein Schübling darf, unter per: 
fönliher Haftung der DOrtsobrigkeit 
oder des Ortsrichters, durch Weibsper- 
fonen oder Kinder begleitet werden; 
fondern hierzu müffen durchaus rüftige 
Männer beftimmt fein, wobei, in wie 
mweit etwa eine ftärfere Begleitung nö- 
thig ift, auf. die Perfon und die Eigen: 
haften des Schüblings Rüdfiht ge- 
nommen werden muß. 

5) Wenn die abgefchobene Perfon 
in einen in Miederöfterreich befindlichen 
Ort beftimmt ift, wird der Drtsobrig- 
Reit zur Pflicht gemacht, gleich bei deren 
Eintreffen den Schubpaß im fürzeften 
Wege an jene Behörde zurückzuſenden, 
von welcher die Abſchiebung erfannt 
und der Schubpaß ausgefertigt ift. 
Sollte diefer Paß nach der zur Entfer- 
nung verhältnigmäßigen Zeit nicht zus 
rüdlangen; fo wird jene Behörde, die 
den Schubpaß ausgefertigt hat, ver: 
pflichtet, ungefäumt hievon ihrer vor— 
geſetzten Stelle die Anzeige zu machen, 
damit durch diefelbe nachgeſpürt werde. 

6) Bei Zurüdlangung des Schub- 
paffes ift derfelbe jederzeit genau zu 
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unterſuchen, ob fi nad gegenwärti« 
ger VBorfhrift von allen Behörden be- 
nommen worden fei, und im Wall fi 
ein Gebrechen entdedt , ift hievon fo- 
gleih auf dem Lande dem vorgeſetzten 
Kreisamte, in Wien der Landesitelle 
zur weitern Einleitung die Anzeige zu 
machen. (Bdg. der n. Reg. vom 26. 
März 1807 3. 5299. Krop. Gef. Fr. 
23. Bd. S. 248 bis 252.) 

Schubpäffe find beim Eintreffen 
des Schüblings® immer wieder an jene 
Behörde zurückzuſenden, welche die Ab- 
fhiebung veranlaßt hat. (Hflzl. Decr. 
v. 18. Mai 1807. Krop. Gef. Branz. 
23. Bd. ©. 269.) 

— — lieber die Anzeige, daß den 
Schubpäffen für diein ihren Geburtsort, 
oder an den Ort des eigentlichen Do- 
miciliums abgelieferten Berfonen, fehr 
oft die Abfchrift des mit dem Schüb- 
linge aufgenommenen Gonftitutes nicht 
beiliegt und daß ſich hieraus Verzöge— 
rungen in der weiteren Beförderung ded 
Schub-Trandportes, ausgedehnte Eor- 
refpondenzen und größere Auslagen 
ergeben, indem der Schübling fehr oft 
bei den weiteren Schub » Stationen 
alle auffeinen Geburtsort, Domicilium, 
oder auf die Urfache feiner Verſchiebung 
fi beziehenden früheren Angaben 
läugnet umd dur widerfprechende 
Ausfagen irre führt; wurde verordnet: 
daß dem Schubpaffe, welcher der Be- 
gleitung des Schüblings verfiegelt an 
die nächſte Station mitgegeben wird, 
die Abfchrift des mit demfelben aufge- 
nommenen fummarifhen Gonftitutes 
um fo gewiffer beigelegt werden foll, 
als die Behörde, welche diefe Borfhrift 
außer Acht läßt, für die daraus entite- 
henden Folgen und größeren Auslagen 
verantwortlich gemadt wird. Sollte 
fi gleichwohl der Fall ergeben, daß 
ein Schubpaß ohne Gonftitut der 
Transport- Begleitung mitgegeben wird, 
fo fol gleich auf der erften Station die 
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Shubbehörde entweder durch Amts— 


Eorrefpondenz mit der den Schub ein- 
leitenden Behörde fi die Abfchrift des 
Gonftitutes verfhaffen und ſolche dem 
Shubpeffe beilegen, oder nach Umftän- 
den auch wohl den Schübling auf die 
vorige Station, ald den Drt feiner Ab- 
fhiebung. zurücfenden. (Hfkzl. Deer. 
vom 20. Febr. 1823 Zahl 4766 an 
fümmtlihe Länderftellen. Vdg. des 
böhm. Gub. v. 12. März 1823, Zahl 
11550. Bol. ©. ©. 51. Bd. ©. 51.) 

Schubpäſſe, ſ. Schub. Vdg. vom 
16. Sept. 1794. 

— — . Schub, Schüblinge. 

Schubprotocoll. Rubriken für 
das Schubprotscoll. In Anfe 
bung der Weifung v. 16. Sept. 1794 
(f. Schub) wird folgendes Schubpro- 
tocoll angeordnet, wodurch das vorhin 
beftandene aufgehoben wird. Die Ab- 
theilungen diefes neuen Schubproto> 
coll beftehen in Folgendem: 

1. Monat und Tag der Schubein- 
langung. 

2. Name, Geburts oder Unterthä⸗ 
nigkeitsort des Schüblings. 
3. Wurde geſchoben, 

woher? 

4. Aus Urſachen geſchloſſen oder un⸗ 
geſchloſſen. 

5. Wohin, an welchem Tage? 

6. Ueber welche Station? 

7. Bon dieſem find die Recepiſſe 
eingelangt? 

8. Bon andern Kreisämtern find 
die Recepiffe eingelangt? 

9. Das Kreisamt hat die richtige 
Ablieferung des Schüblings auf feinen 
Beftimmungsort mit Einfendung des 
legten Recepiffes bewährt am —. 

10. Wegen nicht erfüllter Schub- 
vorſchriften oder entwichener Schüb- 
linge ift an Strafe eingefommen, oder 
die Anzeige wegen Ausbleiben ded Re— 
cepiffes erflattet worden. 

11. Die eingegangenen Strafgelder 


von wen, 
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find verwendet oder eingefendet wor: 
den. (Bdg. des böhm. Gub. vom 3, 
Dec. 1795. Krop. ©. ©. 6. Br. ©. 
400.) 

Schubprotocoll. In demfelben ift 
auch die geſchehene Ärztliche Unterfuchung 
des Schüblings unter Mitfertigung des 
Arztes, der den Schübling unterfucht, 
genau einzutragen. (Reggs. Deer. v. 
31. Dct. 1820.) ⸗ 

— — ſ. Schub. Bdg.v. 10. März 
1795. 

— — f. Schubpäffe. 

Scubrecepiffe, mit, follen die 
Begleiter verfehen fein, f. Schub. 
Vdg. v. 28. Sept. 1815. 

— — ſ. Schub. Bdg. vom 16. 
Sept. 1794, v. 10. März 1795. 

Schubrehnungen, die, haben die 
Hauptfhub-Directoren mit dem Schluffe 
eines jeden Militär-Quartals der Ne 
gierung durch das k. k. Kreisamt vor: 
zulegen. (Präfidial-Schreiben der k. k. 
oberft. Bol. u. Genf. Hfſt. v. 28. Mär; 
1832, n. ö. Reggs. Bdg. v. 3. April 
1832 3. 18391, n. 6. Prov. ©. ©. 
14. Th. Nr. 62.) 

Schubrevertenten, |. Reverfion, 
Mevertenten. 

Schub⸗Routen, die Hauptfhubs- 
Routen von Wien nah Mähren, Böh- 
men und Ungarn, f. Schub. 

Schub⸗Transporte. Bei den ent- 
ſchiedenen Bortheilen, welche die Schub- 
beförderung mittelſt der Eiſenbahn in 
Bezug auf Zeit- und Koſtenerſparung, 
Sicherheit und mindere Beſchwerlichkeit 
gewährt, wurde für Steiermark und 
Krain beftimmt, daß dieſe Transport» 
Modalität für die von Krain nad 
Steiermark und in der entzegengefeh- 
ten Richtung zu befördernden Schüb- 
linge in Anwendung gebracht werde, 
und e8 wurden die Stationen Eilli, 
Marburg, Grab, Brud und Mürzzur 
flag als Hauptichubftationen beftimmt. 
Erl. der fteierm. Stth. v. 26. Juni 


Schub⸗Transporte. 


1851. L. G. B. Nr. 204. Für dieſe 
Schubbeförderung auf der Eiſenbahn 
wurden eigene Hauptſchubfuͤhrer aufge- 
ftellt, weldhe den Schub in der ganzen 
Rihtung von Laibah nah Mürzzu- 
fhlag und von da wieder zurüd nad 
Laibach zu begleiten haben. (Erl. der 
fteierm. Stth. v. 22. Nov. 1851. 8. 
G. B. Nr. 426.) 
Schub:Trausporte. Laut Erlaffes 
des Min. d. Inn. vom 18.d,M. Zahl 
3339, bat das k. Handelsminifterium 
unterm 10. Auguft vom J. 3. 3937 
rückſichtlich der Schubtransporte auf 
der nördlichen, füdlichen und füd-öftlis 
hen Staatd-Eifenbahn im Allgemeinen 
eine Ermäßigung des Fahrpreifes und 
zwar in der Art bewilliget, daß bei der 
Beförderung in der dritten Wagenclaffe 
die halbe Gebühr der zweiten Wagen- 
claffe zu entrichten ift. Mit einer wei- 
teren Berfügung vom 23. Dec. v. 3. 
3. 6477 e wurde erflärt, daß dieſe 
Preisermäßigung den gehörig ausge 
wiefenen Begleitern der Schubtrand: 
porte auch bei der Rückreiſe zu Gute 
zu fommen habe. Ueber einen nunmehr 
vorgelommenen Antrag fand fih das 
k. k. Handelsminifterinm beftimmt, die 
Ausdehnung der oben bemerkten Fahr: 
preidermäßigung auf die Transporti- 
rung verhafteter Berfonen und 
anf deren Begleitungs-Indivi— 
duen im Allgemeinen und in gleicher 
Art zu genehmigen. Uebrigens bleiben 
die für die Beförderung von Militär 
Eommanden beftehenden befonderen 
Fahrbeſtimmungen aufrecht. (Exl. der 
n. ö. Stth. v. 5. März 1851 Zahl 
6207.28. G. B. Rr. 66 ) 
Schubwefen in Mähren, Nieder: 
öfterreih, Siebenbürgen, Steiermarf, 
Ungarn und Wien, ſ. Schub. 
Schuhmacher, ſ. Aſſiſtenz. 
Schuhmacherſtäude find im. Ins 
nern der Stadt Wien zu caffiren ſiehe 
Stände. 
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Schulanftalten, inländifhe, der 
Befud von Ausländern, f. Frequen- 
tations:Zeugniffe. 

— — f. Privatlehranftalten. 

Schulauffeher. Bezüglich der An- 
ftellung der Ortsfhulauffeher auf dem 
Lande und deren Inftruction enthält 
die näheren Beftimmungen der Erlaß 
der n. d. Randesfchulbehörde vom 15. 
Jän. 1853 3. 218,n.9.2.%.2.%. 
1853 2. Abth. Nr. 19. 

Schulbefuh, zum, find alle Kin- 
der vom Antritte des 6. bis zur Boll- 
endung des 12. Jahres verpflichtet. 
($. 301 der Berfaffung der deutfchen 
Säulen.) 

— — f. Schulen. 

Schulbücher. Keine neue umgeän- 
derte Auflage eines Schulbuches darf 
früher zum Verkauf gebracht werden, 
als bis nicht die Eremplare der alten 
Auflage vergriffen find. (Stud. Hfcom. 
Deer. vom 29. Juli 1823. Krop. Gef. 
Franz 48. Bd. ©. 489) In Bezug 
des Handels mit felben, ſ. Buchbinder. 

— — Das bh. Minifterium des Eul- 
tus und Unterrichtes hat mit Minifte- 
vial-Erlaß vom 20. Nov. 1849 Zahl 
6439 die bereitd mit Regierungsver—⸗ 
ordnung vom 16. Mai 1849 Zahl 
21244 kundgemachte Weifung vom 26. 
April I. 3. 3. 2933 erneuert, bei den 
Volksſchulen außer den allgemein vor- 
geſchriebenen Schulbüchern fein anderes 
in der Eigenſchaft eins Schulbudes 
zu verwenden, für deffen Gebraud feine 
fpecielle Ermädtigung von Seite des 
Unterrihts-Minifteriums nachgewieſen 
werden fann. (Deecr. der n. d. Reg. 
v. 29. Rov. 1849 3. 51839. Decret 
der f. f. Stadth. v. 6. Dec. 1849 3. 
22652/5563.) 

— — umentgeldlihe Abgabe an die 
Findlinge, f. Bindlinge. Vdg. vom 
22. Juli 1830. 

— — in den Volksſchulen, Be: 
ſchaffenheit derfelben, ſ. Schnien. 


Schulden-Arreflanten. 


Schulden-Arreftanten , Beftim- 
mung binfihtlih der Krankenhaus: 
Berpflegagebühren, f. Kranfenhaus. 
(Ngge. Bdg. vom 30. März; 1837 
$. 19.) 


Eanldenmadien der Beamten, 
fiehe Beamte, Beamten : Entlaf- 


fung. 

Schulen. Ro die Akatholifhen 
feine eigenen Schulen haben, follen fie 
ihre Kinder in die fatholifhe Schule 
ſchicken, um fie jedoch nicht durch den 
Religions » Unterriht der Katholi— 
fhen zu beirren, ift derfelbe auf die 
erfte oder legte Stunde zu ſetzen, da— 
mit fie entweder um eine Stunde fpä- 
ter erfcheinen oder um eine Stunde 
früher fi wegbegeben können. (Hfd. v. 
23. Aug. 1782. Krop. Gef. Joſ. 1. 
Bd. ©. 425.) 

— — akatholiſche. Wenn die 
Akatholiken eine eigene Schule haben 
wollen, fo müffen fie dieſelbe auf eigene 
Koften erbauen und in baulidem Stande 
erhalten (Hfd. v. 6. März und 23. 
Aug. 1782) fowieden Schullehrer felbft 
befolden (Hfd. v. 25. und 31. Jänner 
1782 u. v. 14.Rov. 1784.) In diefem 
Falle find fie von der Bau-Concurrenz 
und von dem Beitrage zum Miethzinfe 
einer katholiſchen Schule oder Lehrers: 
wohnung befreit. Beſitzen fie aber feine 
eigene Schule, fo find diefelbe wie Ka— 
tholiken zu behandeln. (Hfd. v.2. April 
1831 Zahl 7406. Stub. 2. Bd. ©. 
317.) 

— — Benn Aeltern , die das Ar: 
meninftitutgeld genießen, die Kinder in 
felbe nicht ficken, find fie des Armen- 
inftitutgeldes verluftig. (Hofentfl. v. 
4. Jan. 1786. Krop. Gef. Joſeph. 10. 
Bd. ©. 500.) 

— — afatholifhe. Der unmittel- 
bare Vorgeſetzte und Auffeher des afa- 
tholiſchen Schullehrers ift der Paftor 
oder Prediger derfelben Gemeinde. Die- 
fer hat ſich, wenn er gegen den Schul» 
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lehrer eine Klage zu führen hat, welche 
die Renntniffe der Lehrgegenftände und 
der Lehrmethode, den Fleiß und fittli- 
hen Wandel betrifft, zuerſt an den Se- 
nior oder Superintendenten als ihren 
Schuldiftrictd-Auffeher zu wenden, der 
entweder fein Amt zu handeln oder Be- 
riht an die Landes⸗Schulbehörde zu 
erftatten hat. (Hfd. v. 14. Aug. 1805. 
Stub. 2. Bd. ©. 317.) 

Schulen, weiblihe. Ohne Bewilli- 
gung der Randesftelle ift es nichterlaubt, 
zum Unterrihte in den weiblichen Hand: 
arbeiten Schule zu halten. Nur Fabriks— 
inbaber, Bußbändlerinnen , Stiderin« 
nen, Nähterinnen u. dgl,, die der Mäd- 
hen zu ihrem Gewerbe benöthigen, ber 
dürfen dieſer befonderen Erlaubniß 


nicht. N. 6. Reggs. Deer. v. 19. Juni 


1806, f. aub Handarbeiten, Pri⸗ 
vatlehranftalten. 

— — afatholifhe. Da zum wieder 
holten Male der Fall zur ämtlichen 
Kenntnik kam, daß ein Fatholifches 
Kind zum Befuche einer afatholifhen 
Säule zugelaffen wurde, fo find zur 
Bermeidung ähnlicher Fälle die beiden 
f. k. Eonfiftorien augsburgifcher und 
helvetifcher Eonfeffion angewieſen wor- 
den, der proteftantifchen Schuloberauf- 
fiht zur genaueften Darnachachtung 
einzufhärfen,, fih vor Aufnahme der 
Kinder in die proteftantifhe Schule 
deren Tauf-Zeugniffe bei ftrengfter Ver⸗ 
antwortung vorweifen zu laſſen, und 
denjenigen, die hiernach als Fatholifch 
erfcheinen follten, die Aufnahme in die 
afatholifhe Schule zu verfagen. (N. ö. 
Rggs. Vdg. vom 8. Aug. 1831 Zahl 
41019. Prov. G. ©. 13. Thl. Rt. 
169.) 

— — Die Studien-Hof-Eommiffion 
findet fi wegen Berbefferung des 
Drganismus der Bollefhulen 
veranlaßt, Kolgendes anzuordnen und 
zur Richtichnur vorzufgreiben: 

1. Es liegt in der Tendenz der 


Schulen, 


Schulverfaſſung und in dem Zweck des 
erften Unterrichtes, daß in den Elemen- 
tar-Schulen die Jugend nicht nur in 
nüglihen Gegenftänden unterrichtet 
und theils für höhere Studien, theils 
für ihren fonfligen Beruf im bürgerlis 
hen Leben vorbereitet, fondern daß 
diefelbe hauptſächlich durch Lehre und 
Beifpiel zur religiöfen Frömmigkeit, 
Arbeitfamkeit, Ordnungsliebe, Unter: 
thandtreue amgeleitet und zu guten 
nüglihen Menſchen erzogen werde. 
Diefer Zweck kann nur erreicht werden, 
wenn bei Lehrern, welche entfprechende 
Lehrgeſchicklichkeit an den Tag legen, 
moralifche Gebredhen nicht mit Nachſicht 
überſehen werden, und wenn auch bei 
talentvollen Schülern ein mangelhaftes 
fitttliches Verhalten und die Richtung 
des Gemüthes und Characters ſorgfäl— 
tig beobachtet und dem Religions-Un— 
terrihte die größte Aufmerkfamfeit in 
der Tendenz zugewendet wird, eine 
fromme gläubige Gefinnung und die 
Anwendung der Kehren der Religion 
auf die Denk- und Handlungsweife dem 
jugendlichen Gemüthe tief einzupräs 
gen. Zur Beförderung dieſes Zweckes 
müffen auch fämmtlihe Schulbücher 
von diefer Tendenz durchdrungen fein, 
und es müffen ſämmtliche Schulbehör- 
den nachdrücklich darauf einwirken: 

a) daß bei der Anftellung der Lehr: 
Individuen nicht nuraufihre Fähigkeit, 
fondern hbauptfählich auch aufihre Her= 
zenebildung,, gute Gefinnung und bie 
Rechtſchaffenheit ihres Characterd gefe- 
ben und bemakelte oder tadelhafte In- 
dividuen mit allem Nachdrucke befeiti« 
get werden; 

b) daß bei dem Unterrichte das Aus 
genmerk vorzüglih dahin gehe, die 
Schuljugend zur Erkenntniß ihrer Ber 
flimmung und ihrer Pflichten im vollen 
Umfange anzuleiten und zu belehren; 
daß fie durch Erlernung müßlicher 
Kenniniffe zu brauchbaren Menſchen 
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und dur; Frömmigkeit zur Erreichung 
jenes Wohles geleitet wird, welches 
der Landesfürft und die heilige Kirche 
bezielen, indem fie jeden über gewiſſen— 
hafte Erfüllung der Pflichten fei- 
nes Standes belehren und Dazu ans 
halten; 

ce) daß auf diefe Lehren die Jugend 
bei jedem ſchicklichen Anlaffe aufmerk— 
fam gemacht und ihr diefelben einge- 
prägt, und 

d) dag insbeſendere den Schülern 
Andacht, äußerer Anftand , die kirchli— 
hen Gebräude, Der Empfang der hei— 
ligen Eacramente in der Schule und 
in der Kirche eingeübt, diefelben auf 
die Hausandacht aufmerffam gemacht, 
ihnen die Kirchenfefte, Geremonien und 
Gebräuche gelegenheitlich erklärt, und 
mit den Gebeten und Liedern nad den 
verfchiedenen Kirchenzeiten gewechſelt 
werde. 

2. Da wahrgenommen wird, daß 
in den Pfarrſchulen die Kinder, was 
nicht in der Vorſchrift gegründet iſt, 
vielfach zur Canzlei- und ſogar Fractur⸗ 
ſchrift und anderen Schreibzierereien 
ſchon in der zweiten Claſſe angehalten 
werden, wodurch der Einuͤbung der 
Current⸗ und Lateinſchrift mit dem 
übrigen Unterrichte Abbruch geſchieht, 
fo ift diefe Gepflogenheit, wo fie be= 
ſteht, mit allem Nahdrude abzu— 
ftellen. 

Zugleich wird beftimmt, daß die mit 
dem Hofdecrete vom 15. Juni 1844 
3. 3795, Rggs. Bdg. 3. 37411 für 
die Hauptftadt Wien erlaffene Vor—⸗ 
ſchtift, daß den Schulzeugniffen nebft 
den vorgefchriebenen Unterfchriften au 
jene des Katecheten beizufegen fei, all— 
gemein zu gelten habe. (Studien-Hof- 
Comm. Decr. v. 8, März 1845 Zahl 
1564; n. 6. Rage. Vdg. v. 25. März 
1845 Bahl 17717; n. 6. Prov. Gef. 
©. 27. Bd. Nr. 42. Dog. des böhm. 
Bub, vom 15. April 1845 3. 1778; 


Schulen. 


Prov. Geſ. S. für Böhm. 27. Br. 
Rr. 106.) 

Schulen der Frauen-Moblthätig- 
feitövereine, |. Frauen : Wohlthäs 
tigfeitövereine. 

— — in den weiblichen Arbeits- 
fhulen dürfen meiblihe Kleidungs- 
ſtücke verfertiget werden, ſiehe Hand: 
arbeiten. 

— — Anordnungen in Bezug auf 
die Volksſchulen ber Juden, ſ. Juden: 
Schulen 

et, Zuden⸗Schulen, Ju⸗ 
denlehrer. 

— — Kinder weiblichen Geſchlech⸗ 
tes mit Miedern ſind in den Schulen 
nicht zu dulden, ſ. Mieder. 

— — fiehe Privat: Lehranftal: 
ten, Privat⸗Unterricht, Sprad: 

fulen. 

— — ſ. Biederholungsfchule. 

— — f. Binfel:2ehranftalten. 

Schulgehilfen. Bedingungen ihrer 
Aufnahme. $. 157—163 ter Berfaf 
fung der deutſchen Schulen. 

— — Das Minifterium ded Innern 
findet im Einverftändniffe mit dem Uu— 
terrichtamtnifterium zu den $$. 12 und 
28 des proviforifhen Recrutirungsge- 
feßes vom 5. Dec. 1848 die Erläute- 
tung zu geben, daß die mit dem Er- 
laffe der vereinigten Hoflanzlei vom 25. 
Auguft 1830 3.19999 als zeitlich bes 
freit erflärten, mit Decret angeftellt 
Schulgehilfen in die Berlofung nicht 
einzubeziehen find. (Exil. des Min. des 
Innern vom 16. Nov. 1849, wirkfam 
für die Kronländer, in welchem das 
Recrutirungd «» Patent vom 5. Dec. 
1848 in Rechtskraft flieht. 8. ©. 2. 
Rr. 21.) 

— — deren Gigenfihaften betref⸗ 
fend, f. Schulen. 

Schulgeld. Bon demfelben follen 
alle armen Kinder befreit fein. (Hof 
Vdg. vom 24. März 1785. Arop. ©. 
Joſ. 8. Bd. ©. 481.) 
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Schulgeld. Blos das Schulgeld 
allein, und fein Rehnungsfreuzerift den 
Schullehrern zu bezahlen. (Hofentſchl. 
v. 3. Oct. 1785. Krop. Gef. Joſ. 8, 
Bd. ©. 477.) 

— — das doppelte, haben Aeltern 
zu entrichten , die ihre Kinder nicht im 
die Schule ſchicken. (Hfd. vom 14. Dec. 
1788. Krep. Gef. Joſ. 17. Bd. ©. 
383.) 

— — Alle Militär-Kinder der ob⸗ 
ligaten Mannſchaft und überhaupt alle 
Zöglinge der ?, f. Regiments - Erzies 
bungehäaufer und zwar ohne Nüdfiht 
auf den Militär: oder Eivilftand, welde 
die öffentlihen Hauptfchulen befuchen, 
find von der Bezahlung des Unterridhtd = 
geldes befreit. (Stud. Hofcom, Decr. v. 
16. Febr. 1829 3. 779 und vom 23. 
Dct. 1830 3. 5250. 

— — Beftimmungen über die Ent- 
richtung desfelben 88. 177—182 der 
Berfaffung der deutſchen Schulen. 

Schuljugend. Derfelben ift der Be⸗ 
fu der Wirthehäufer unterfagt, ſiehe 


nder. 

Schullehrer. An felbe und ihre 
Gattinnen haben Gewerböverleihungen 
nit Statt zu finden. (Stud. Hofcom. 
Dect. v. 6. Dec. 1811. Rogge. Bde. v. 
16. Det. 1816. Barth. H. u. ©. Gef. 
1.3. ©. 179.) 

— — Denfelben ift wohl der Be- 
trieb eines Gewerbes, keineswegs aber 
ein erlaubter Nebenverdienft in 
freien Stunden, verboten. Auch kann 
den Shullehrers » Ehegattin- 
nen, wenn fie irgend eine freigege- 
bene Befhäftigung, als die Ber- 
fertigung weiblicher Handarbeiten, den 
Bictualienhandel u. f. w., betreiben 
wollen, nicht verwehrt werben. (Hflzl. 
Vdg. vom 19. Mai 1817 Barth. 9. u. 
G. &ef. 1. Bd. ©. 179.) 

— — deren vorzüglifte Pflichten 
88. 221— 252 der Berfaffung der 
deutfhen Schulen. 


Schullehrer. 


Schullehrer, deren Eigenſchaften 
betreffend, ſ. Schulen. 

— — deren Ueberwachung, ſiehe 
Sittlichkeit. 

Schulſinger, ieraelitiſche, deren 
Aufnahme und Beſtätigung, ſ. Juden— 
Rabbiner. 

- Schulverfaffung. Die Organifi- 
rung der Volksſchulen erfolgte mit 
a. h. Entſchl. v. 11. Aug. 1805 und 
ed wurden die bezüglichen Vorſchriften 
in einem umfangreichen Geſetze der Ber: 
faffung der deutichen Volkeſchulen für 
die ?. f. öfterr. Provinzen mit Aus: 
nahme von Ungarn, Lombardei, Bene: 
dig und Dalmatien zufammengefaßt. 
Die neuefte Auflage dieſes Schul-Co— 
der erfhien im I. 1847. Stub. 2. Bd. 
©. 281.) 

Schulzeugniffe find ſtets auch von 
dem Katecheten zu unterfertigen, ſiehe 
Schulen. 

Schupfen, hölzerne, find nicht zu 
dulden, f. Benerlöfh-Ordnung für 
Wien $. 4. 

— — f. Bauordnung für Wien 
8. 16 f und $. 25. 

Schutt: u. Kothhaufen find auf den 
Straßen nicht zu dulden. (Pol. Odg. 
für Mähren v. 12. Juni 1786. Krop. 
Gef. Joſ. 10. Bd. ©. 273.) 

Schutthaufen, bei, wo Gebäude 
geführt werden, müffen zur Sicherheit 
der Wandelnden Laternen auégeſteckt 
oder Schranken gezogen werden. (Pol. 
Ddg. für Mähren v. 12. Juni 1786. 
Krop. Gef. Joſ. 10. Bd. ©. 276 u. 
277.) 

— — f. Straßenreinigung. 

Schuß - Befugniffe, fiehe Ge: 
"Shügen-C 

en⸗Corps, Reorganifirung, 
f. National arde. , 


Schugpoden-Impfung, |. Im: 


pfung. 
Schu verein, Errihtung ei— 
nes Privat-Vereins zur Beſ— 
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ferungentlaffenerSträflinge. 
Se. ?. k. Majeftät haben mit a. h. 
Entihl. vom 7. Dct. 1838 zu bemilli- 
gen gerubt, daß fi in Prag ein Pris 
vatverein zur Befferung entlaffener 
Sträflinge bilde, und zwar mit Bead- 
tung nadftehender Bedingungen: daß 
nit nur bei der Aufnahme derlei 
Sträflinge jeder Zwang befeitigt, fon- 
dern den Letzteren auch frei geftellt 
werde, warn immer fi von der kın- 
flußnabme des Vereins loszuſagen; 
ferner daß der gewefene Sträfling nad 
den beftehenden Vorfhriften vorerft an 
die Polizei Behörde des Etrafortes, 
welcher feine Ablieferung oder Zumei: 
fung an die betreffende Geburts» oder 
Domizild-Dbrigkeit obliegt, übergeben 
und dann erft von derfelben dem Ber- 
eine nad) brevi manu gepflogenem Ein- 
vernehmen unter den vorgefehenen Be: 
dingungen zugewiefen, zugleich aber 
die Geburts- oder Domizild- Obrigkeit, 
welche im Falle eines Mißlingens der 
Bemühungen des DBereind fortan zur 
gefeglichen Dbforge über das aus der 
Strafe entlaffene Individuum verpflich- 
tet bleibt, von jener Zuweifung an 
den Berein gehörig in die Kenntniß 
gefeßt werde. Auch ift es der aller 
höchſte Wille Sr. Majeftät, daß diefer 
Berein in feiner wohlthätigen Wirk— 
ſamkeit von den Behörden, fo viel es 
der Ratur der Sache nad möglich if, 
unterftüßt werde. Hievon werden die 
f. Kreisämter mit dem Bemerfen in 
die Kenntniß gebracht, daß dieſer Ver: 
ein nad einer Anzeige der Direction 
desfelben fi bereits conftituirt habe, 
und daß die Letztere eine ausführliche 
Darftellung der Tendenz, Entftehung 
und Grumdzüge diefes Vereins dem— 
nächſt mittelft der Prager Zeitung all» 
gemein befannt machen werde. (Gub. 
Decret vom 14. Juni 1839 Zahl 
31392. Prov. ©. ©. für Böhmen. 
21. Bd. Nr. 179.) 
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Schupverein. Nahdem die Sta- 
tuten des Wiener Schußvereind für 
aus Straf- und Berwahrungsörtern 
entlaffene Perfonen von der h. Landes: 
ftelle im Einvernehmen mit dem hiefi- 
gen E. f. Appellationdgerichte bereitd 
genehmigt worden find, hat die hohe 
k. k. Polizei-Hofſtelle rükfichtli der 
Frage: ‚ob und inwiefern die Polizei— 
Dber » Direction und ihre Organe er- 
mächtigt werden können, an dem obigen 
Privatvereine Theil zu nehmen und dem: 
felben bilfreihe Hand zu bieten, Nach— 
ftehendes mit h. Decrete v. 20. v. M. 
zu beſchließen und anher zu erlaffen 
befunden: 

Es wird fein Bedenken getragen, die 
Polizei-Dber-Direction zu ermächtigen 
und ihr felbft zu empfehlen, dem oben- 
genannten Bereine, deffen Wirken, nad) 
der ausdrücklichen Beftimmung feiner 
Statuten, fih ausfhliegend auf die hier 
zufländigen entlaffenen Sträflinge zu 
erftrecden bat, fo weit ſolches in den 
Grenzen ihrer inftructiondgmäßigen 
Amtejphäre zuläffig ift, bereitwillig an 
die Hand zu gehen, und eben fo un- 
terliegt e8 feinem Anftande, daß, wenn 
ein biefiger Polizei » Beamter dem in 
Nede ftehenden Vereine als beitragen- 
des, d. i. als zahlendes Mitglied bei: 
treten will, ihm ſolches geftattet fei. 
Dagegen fann bei dem Umftande, wo 
einerfeits die f. £. Pol. Ob. Direction 
und ihre Drgane ihrem Berufe gemäß 
ohnehin verpflichtet find, von Amts— 
wegen dafür zu forgen, daß die aus 
den biefigen Straf: und Verwahrungs— 
orten entlaffenen, nicht hieher gehörigen 
Berfonen von Wien entfernt werden, und 
daß den hieher zuftändigen Perfonen 
diefer Gategorie die Gelegenheit, wie- 
der nüglihe Glieder der bürgl. Gefell- 
fhaft zu fein, fomit ein ordentlicher 
Erwerb verfchafft, zugleich aber ihr fer- 
neres Betragen in den dazu geeigneten 
- Zaleiötyg, Handb. d. Boliz. Bei. II. 
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Wegen überwacht werde, andererfeits 
aber in der Erwägung, daß die E. f, 
Polizei Behörden vermöge ihrer In— 
ftruction berufen find, das Wirken 
aller, wie immer gearteten Vereine zu 
controlliren, diefe Controlle aber die 
thätige Theilnahme an denfelben von 
felbft ausschließt, nicht zugegeben wer- 
den, daß Polizei- Beamte dem oft er: 
wähnten überdies, die Sphäre der poli— 
zeilihen Wirkſamkeit und Berufspflicht 
nahe berührenden Privatvereine als 
wirkende Mitglieder fih anſchließen 
oder wohl gar als ſolche beigeordnet 
werden. (Eirc. der f. k. Bol. Ob. Dir. 
vom 2. Mai 1844 3. 6712/1162.) 

Schugverein. Se. k. k. Majeftät 
haben mit a. h. Entfhliegung vom 
13. April 1847 zu geftatten gerubt, 
daß den Schußgvereinen für entlaffene 
Sträflinge von den Criminal» und Po- 
lizei » Behörden die angefuchten Aus: 
fünfte infoweit ertheilt werden dür— 
fen, als die Mittheilung für die blos 
die Perfon des Sträflings im Auge 
habenden Zwecke diefer Bereine fi 
ale nothwendig darftellt, und wegen 
noch hangender Unterfuhung oder aus 
andern Gründen keinem Bedenken un: 
terliegt. (Hftzl. Dect. vom 17. April 
1847 3. 10972, an ſämmtl. Länderft. 
Bol. G. ©. 75. Bd. Nr. 48. Decret 
der n. ö. Regierung vom 6. Mai 1847 
3. 23452.) 

— — Der Wiener Schupverein für 
aus Straf» und Berwahrungsorten 
entlaffene Berfonen beſchräukt ſich 
dermal nah dem Beſchluſſe der Gene: 
ral-Berfammlung vom 23. Mai 1850 
auf die Rettung und Befferung 
der verwahrlosten Jugend, da- 
ber eine Abänderung der Statuten 
nothwendig wurde. (Statuten des Wr. 
Schußvereind zur Rettung verwahrloe» 
ter Kinder. Wien 1852. Drud von 
Earl Gerold u. Sohn.) 
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Schutzverein, ſ. Rettungshaus. 

Schwäbiſche Blumen-⸗,Samen—, 
Baum- und Dochthändler be— 
treffend. Nach einer von der k. k. Po— 
lizei-Hofſtelle gemachten Eröffnung 
wurden die in dem Auslande befindli— 
hen kak. Geſandten angewieſen, den 
fhwäbifhen Blumen-, Samen-, Baum- 
und Docdthändlern die Päfle in die 
?. k. Staaten zu verweigern, weil diefe 
Leute mit ihren Waaren nur den Haus 
firhandel betreiben. Da diefe Paßver— 
weigerung aber die würtembergifche Re- 
gierung zu mehreren ämtlichen Be- 
fhwerden veranlaft hat, fo ift von 
Seite der PolizeirHofftelle, im Ein- 
vernehmen mit der k. f. Hof und 
Staats » Kanzlei, Folgendes feſtgeſetzt 
worden: 

Den würtembergifhen Blumen, Sa- 
mens, Baum- und Dochthändlern find 
zwar, wie allen übrigen fremden Han- 
deldleuten, die fih mit Sefchäften in 
Defterreih,, und mit ordentlihen Päf- 
fen ihrer Regierung ausweiſen, die 
Päſſe dahin zu vidiren, allein fie er- 
halten dadurd fein Hecht, den Hauſir— 
handel zu treiben, der ihnen ein für 
allemal unterfagt bleibt; es ift ihnen 
blos geftattet, mit ihren Waaren, wenn 
fie nah dem Mauthſyſtem einzuführen 
erlaubt find und fie die Zollgebühr be- 
rihtiget haben, die Jahrmärfte zu be: 
zieben und außer diefen den Handel 
damit im Großen zu treiben. (M. öft. 
Regierunge-Int. vom 31. Det. 1812. 
Barth. H. u. G. Gef. 7. Bd. Seite 
282) 

Schwämme, der Berkauf bögarti- 
ger und des unreifen Obftes ift verbo— 
ten. (Hofentihl. vom 6. Febr. 1783. 
Krop. Bel. Joſ. 1. Bd. ©. 139. 

— — die indgemein falſche Täub— 
linge genannt werden, find gefährlich, 
und wird Jedermann bievor acwarnt. 
(Vdg. in Wien v. 6. Det. 1783. Rp. 
Gef. Sof. 1. Bd. ©. 139.) 
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Schwämme. Der Verkauf derfelben 
ift nicht an einzelnen Dertern, fondern 
nur auf dem Marfte zu dulden, und 
giftige Schwämme find fogleich zu ver- 
tilgen. (R. 5. Rggs. Bdg. v. 25. Aug. 
1795. Krop. Gef. Franz. 6. Band, 
©. 115.) 

— — fhädlihe. Dem hiefigen Mar 
giftrate wurde aufgetragen, den Marfts 
richtern die forgfältigfte Aufmerkſam— 
feit auf die Schwämme, welche zum 
Berfauf ausgeftellt werden, neuerdings 
einzubinden und ihnen mitzugeben, daß 
fie unnachſichtlich nicht allein Die ihnen 
verdächtigen und befannten fhädlichen 
Schwämme, fondern aud den ganzen 
Haufen, in welchem fie einige ſchäd— 
liche, giftige oder verdorbene Schwämme 
finden follten, mitfammen vertilgen 
follen. 

Mesweaen fie bei allen Schwämmen 
genau nachzuſehen und auch die un: 
tenliegenden zu unterfuchen haben, weil 
die Verkäufer öfter die befferen und 
frifhen Schwämme oben aufjulegen 
befliffen find. Werner wurde dem Mas 
aiftrate aufgetragen, die Marktrichter 
anzumeifen, daß fie ohne alle Wider: 
rede dasjenige befolgen, was die auf 
dem Marfte fib von Amtswegen ein« 
findenden Stadt» und Berirfsärzte 
ihnen diesfalls anbefehlen werden, und 
daß jene Markftrichter, welche fich hier— 
in etwas zu Schulden fommen laffen, 
nachdrücklich und allenfalls felbft mit 
der Entſetzung vom Dienfte beftraft 
werden follen. (Rggs. Decr. an den 
Mr. Magiftrat vom 6. October 1798. 
Ferros ©. B. 2. Thl. ©. 25.) 

— — Hinfihtlih des Verkaufes 
der Schwämme wird verordnet: 

1. Das Zerſchneiden großer Schwäm— 
me in ein oder zwei größere Theile, fo 
dak die Gattungen diefer Schwämme 
hiedurh immer kennbar bleiben, fol 
zwar ferner geftattet, hingegen das Zer— 
fchneiden derfelben in mehrere Fleine 
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xheile, wodurch die Schwämme ihre 
Kennbarkeit veriieren, fo wie befonders 
der Berkauf aller gefdhälten 
Shwämme von was immer für einer 
Gattung, auf das Nahdrüdlichfte ver- 
boten fein, und daher foll jeder vorge: 
fimdene Schwamm diefer oder jener 
Art ohne weiters vertilgt werden. 

2. Iſt der biöher üblihe Verkauf 
der getrodmeten oder gedörr- 
ten Shwämme nur auf die folgen- 
den vier Gattungen, ald: die Bilz- 
linge, Maurachen, die Triffeln 
und die Champignons verftanden 
und beichränft. 

3. Wird der Berfauf der fogenann: 
ten Nagelſchwämme in was immer 
für einer Geflalt, als einer immer 
zweideutigen Battung Schwämme gänz- 
lih unterfagt. (Eire. der n. 6. Reg. v. 
20. Zuli 1807 3. 23579. Guld. ©. 
8.3.2.6. 31) 

Schwämme. Um das Publicum, und 
befonders die ärmere Volksclaſſe, für 
welhe die Schwämme in vielen Ge- 
genden ein fehr gefuchtes und wohlfei: 
led Nahrungsmittel ausmachen, durd) 
den unvorfihtigen Genuß folder Ge— 
wähfe vor Schaden zu verwahren, 
wurde angeordnet: 

1. Daß der Genuß, und ſonach auch 
der Verkauf aller Arten von Täublin— 
gen, da die Kennzeichen der genießba— 
en von den ſchaͤdlichen dieſer Gattung 
unverläßlih und fhmwer zu merken find, 
ſogleich durchaus und allgemein zu ver— 
bieten fei. 

2. Daß überhaupt alle Gattungen 
von Schwämmen, die aud nur etwas 
verdächtig find, oder deren Unſchäd— 
lichkeit nicht ganz zuverläffig befaunt 
it, nit zum Genuffe, folglih auch 
nirgend® zum Verkaufe zuzulaffen 
feien. 

Es ift daher genau darauf zu fehen, 
daß befonders auf Marktplätzen, dann 
bei Aräuter«, Gemüſe- und Grünzeug- 
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händlern, überall ftrenge darüber ge- 
wacht werde, daß dem Bublicum feine 
Schwämme feilgeboten werden, deren 
Unfhädlichkeit nicht beftimmt und all- 
gemein bekannt ift. (Hflzl. Decr. vom 
30. Juli 1818 3. 13318, an fämmtl. 
Länderft. VBdg. des böhm. Gub. vom 
3. Sept. 1818 3. 38982, Krop. Gef. 
Franz. 4. Bd. ©. 310.) 

Shwämme. Sowohl in der k. f. 
Haupt: und Refidenzftadt Wien, ale 
außer derfelben auf dem Lande dürfen 
künftig auf den Märkten nur 
folgende efbare Shwäimme ver- 
kauft werden: 

I. Champignons, und zwar: 

a) Der Barten-Champignon (Agari- 
cus pratella campestris), b) Der Wie: 
fen-Champignon, Gugumufe (Agaricus 
pratella edulis). 

2. Die Mordelle (Morchella) und 
war: 

a) Die Maurade (Morchella escu- 
lenta), b) die Spitzmorchel (Morchella 
coniea),, e) die Baftardmordel (Mor- 
chella patuta), d) die große Mordel 
(Morchella gigas), e) die Stodmordel 
(Helvella eseulenta), f) die Herbft- 
morchel (Helvella leucophaea). 

3. Der Bilzling (Boletus edulis). 

4. Der Halimaſch (Lepiota polymi- 
ces), auch Stockſchwamm, Winter 
fhwamm, Spätling , Heckerſchwamm 
genannt. 

5. Der Goldprätling (Agaricus lacti 
flaus ruber), Prätling, Milchſchwamm, 
other Prätling, Breitling, Bratbülz, 
Brüdling, Süßling. 

6. Der Röthling (Merulius Cantha- 
relus), Pfiffer, Bfifferling, Cantharelle, 
Rehgeiſt, Eierſchwamm, Röthling, Reh— 
ling, Rübling, Rödling, Ziegenbart, 
Himling u. ſ. w. 

7. Die ſchwarze Trüffel (Tuber ei- 
barium), Erdrüfte, Erdfhwämme, Erd» 
mordeln. 

8. Die weiße Trüffel (Tuber album). 

10” 
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Die Bilzlinge, Morheln, Zrüffeln 
und Champignons dürfen auf den 
Märkten ſowohl frifh als getrodnet, 
die übrigen obbenannten Gattungen 
aber nur in frifchem Zuftande und uns 
zerftücelt zu Markt gebradht und ver- 
fauft werden. (Eirc. der n. ö. Reg. v. 
17. Zuli 1838 3. 33301, n. ö. Pr. 
®. ©. 20. Bd. Nr. 172.) 

Schwämme. Die Marktauffeher 
haben fich einer Prüfung in Bezug auf 
die Kenntnig der Schwämme zu unter: 
ziehen, f. Kränterhandel. 
Beihreibung fchädlicher, 
fiebe Blätterfhwamm, Fliegen: 
—— Hirfchůug Pfifferli ing, 
Speitäubling. 

— — deren Verkauf auf den Markt— 
plägen, fiche Markt: Polizei: Anf: 
fihtsanftalt der Stadt Wien $. 53. 

— — ſ. Obft. 

Schwangere, ledige, ruͤckſichtlich 
deren Aufnahme in die Gebäranftalt, 
f. Gebäranftalt. 

— — Bornahme des Kaiferfhnit- 
tes, f. Kaiferfohnitt. 

— — Gecirung der Leihen, fiehe 
Kaiferfchnitt. 

— — Hochſchwangere Weibsperfo- 
nen find nicht abzufchieben, f. Schub. 
(Bg.v. 14. Aug. 1746 u.24. Mail820.) 

Schwärmereien, nächtliche, deren 
Hintanhaltung, ſ. Sittlichkeit. 

Schwarzbrot, ſ. Landbrot. 

Schwärzer, erkrankte, f. Inqui— 
fiten: Spital. 

Schwarzwild darf nur in gefchlofe 
feneu Thiereärten gehalten werden, ſ. 
* weſen. 

chwefel iſt vom Arſenik durch die 
mit ihm ſich abgebenden Fabrikanten 
zu reinigen. (Hfkzl. Vdg. v. 10. Juli 
1815. Rggs. Circ. v. 28. Juli 1815. 
Barth. H. u. ©. Gef. 6. B. ©. 637.) 

— — ſ. Rauchfangfener, Stan: 
genfchwefel. 

Schwefeläther. Se. k. k. Maje— 
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ſtät haben mit a. h. Entſchließung vom 
7. Det. 1847, zur Beſeitigung von 
Mißbräuchen duch Betäubung mit 
Schwefeläther und andern Wethergat- 
tungen (Naphten) nachſtehende Be» 
flimmungen zu erlaffen gerubt: 

1. Nicht nur der Schwefeläther, fons 
dern alle bisher bekannten Aether » Ars 
ten (infoferne dieſe Aether-Arten oder 
Naphten in Künften und Gewerben 
vielfältig zu technifhen Zweden ver- 
wendet werden, werden für wirklich bes 
täubende Gifte erklärt, und find in der 
mit dem Hofkanzlei-Decrete v. 24. Jan. 
1839 bekannt gegebenen Ueberficht der 
giftigen Materialien und Präparate der 
erften Gategorie der Giftſtoffe einzurei« 
ben (f. Giftverfauf); aud iſt ihre Er- 
zeugung an einefpecielle Befugniß, ihre 
Verwahrung, ihr Verkauf und techni— 
ſcher Gebraud an alle für den Bifthan- 
del beftehenden Vorfichten gebunden. 

2. Alle Aether » Arten find in der 
Arzneitare mit dem Kreuzzeichen zu 
marfiren; ihre Aufbewahrung unter be: 
fonderer Sperre anzuordnen, die Dies 
penfation derfelben in den Apotheken, 
mit gänzlihem Ausfchluffe des freien 
Handverkaufes, auf die fchriftlihe Or— 
dination der zur Prarid berechtigten 
Aerzte, Wundärzte und Thierärzte zu 
befchränten. 

3. If die Anwendung der Nether- 
dampfe aller Art mittelft des Einath- 
mend ausfchließend nur allein zu mer 
dieinifch » Hirurgifchen, thierärztlichen 
und geburtshilflihen Zweden, und 
nur über ärztliche, wundärztliche oder 
thierärztlihe Verordnung unter per- 
fönliher Auffiht und Leitung des Or— 
dinarius zu geftatten, den Hebammen 
aber folche bei jchwerer Strafe zu ver: 
bieten, und felbft den zur Praxis be: 
rechtigten Aerzten und Wundärzten ein: 
zufhärfen, das fraglihe Mittel nicht 
bei zu jugendlichen Individuen zu ges 
brauchen, 
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4. Alles, keinen Heilzweck bezielende 
und nur auf Befriedigung der Neu— 
gierde abgefehene Erperimentiren an 
Menfhen mit Aetherdämpfen ift für 
Jedermann, felbft für Aerzte und Wund⸗ 
ärzte, ftrenge unterfagt. 

5. Die Anfertigung und der Verkauf 
von Apparaten, welche eigens zur Ein- 
athmung der Aetherdämpfe beftimmt 
und eingerichtet find, da dur folde 
die Anwendung jener gefährlichen Prä- 
yarate fehr erleichtert wird, ift aus— 
[hlieplih nur den chirurg. Inftrumen- 
tenmachern und Bandagiften mit der 
Bedingung vorbehalten, daß fie foldhe 
an Niemand andern, ald an ihnen wohl⸗ 
befannte Aerzte und Wundärzte zu 
verabfolgen umd darüber eine Bormer- 
fung zu führen haben. 

6. Sind die öffentlihen Ankündigun— 
gen und Anpreifungen der diesfälligen 
Einathmungs- Apparate, und die Schau— 
ftellung derfelben in Auslagkäſten nicht 
zu dulden. 

7. Ift die Uebertretung diefer Bor: 
fhriften, infoferne diesfalld nicht ſchon 
in dem St. ©. vorgefehen ift, mit an- 
gemeffenen Geld» und Arreftftrafen zu 
belegen. (Sfkzl. Deer. vom 10. Det. 
1847 3. 34830, an fämmtl. Länderft. 
Bol. &. ©. 75. Bd. Nr. 99. Decret 
der. n. ö. Reg. vom 25. Oct. 1847 8. 
57597 des böhm. Gub. vom 29. Dct. 
1847 3. 65168, der ob d. ennf. Reg. 
vom 19. Nov. 1847 3. 29999.) 

Diefe gefeglihen Beftimmungen in 
Bezug auf die Anwendung der Ather: 
arten oder Naphten, haben auch auf 
das Chloroform volle Anwendung zu 
finden. (Erl. des Min. des Imm. vom 
6. Dec. 1850, wirkfam für das ganze 
Reh. R. ©. B. Nr. 466.) 

Schwefelränherungs: Apparat. 
Um Unglüdsfällen vorzubeugen, ift ver- 
ordnet, daß jeder neu verfertigte Schwe- 
felräucherungs- Apparat vor feinem Ger 
brauche von einem Öffentlihen Sani- 


149 


Schweinbefhan. 


taͤtsbeamten zu befidhtigen, umd von 
diefem nah Maßgabe der Umſtände der 
Gebrauch entweder zuzugefteben oder 
zu verweigern fei; auch ift der Gebrauch 
folder Apparate ohne Interwenirung 
eines Arztes für feinen Ball zu geftat- 
ten. (Hfkzl. Deer. vom 6. April 1820 
3. 9195. Deer. des böhm. Gub. vom 
24. Apr. 1820 3. 20372. Krop. ©. 
©. 43. Bd. ©. 207, f. Räuche⸗ 
tungstonnen.) 

chwefelträger find wegen des 
Haufirend mit Gift firenge zu überwa- 
hen. (N. ö. Rage. Bdg. vom 16. Apr. 


1813. Barth. 9. u. ©. Gef. 7. BP. 


S. 275.) 

Schweinbefhan. An den Gräßer 
Magiftrat und Bictwalien » Profofen ift 
wegen Hintanhaltung des der Gefund- 
heit fehr nachtheiligen finnigen Schwein⸗ 
fleifches Nachſtehendes ergangen: 

1. Sind in jeder, auch Fleinften 
Stadt und Markt wenigftend ein un— 
parteiifcher , in den berrfchaftlichen Be- 
zirken aber, nad dem Verhältniſſe der 
Fleifhhader, auch allenfalla mehrere 
der Sache verftändige Männer ale 
Finnbeſchauer anzuftellen und felber 

2. die Kennzeichen diefer Krankheit, 
nämlich die gelben und weißen Waffer- 
blattern auf der Zurge, und das gräß- 
lihe Ausfeben des Schweinfleiſches 
nad der Schladhtung bekannt zumachen ; 

3. wird Gedermann feine Schweine 
vor dem PBerfaufe oder der Schlach— 
tung den Beſchauern darzuftellen bei 
Bermeidung von 3 Rthlrn. Strafe an- 
gewieſen, auch 

4. derlei finniges Fleiſch unter einer 
gleichen Strafe an Niemanden verkauft, 
weder ſelbſt im Hauſe des Eigenthü— 
mers genoſſen, ſondern mit alleiniger 
Ausnahme des Speckes und Schmeeres 
vertilgt; 

5. desgleichen dem aufgeſtellten Be- 
ſchauer für feine Mühe und Verſäum— 
niß von jedem unterſuchten Stüde 
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Borſtenvieh außer der Hauptſtadt Grätz 
(wo die Taxe 7 fr. iſt) 3 kr. unverwei⸗ 
gerlich bezahlt werden, und endlich 

6. ſoll nicht nur von den herrſchaft⸗ 
lihen Beamten und Orts: Magiftraten 
durh die angeordnete Fleiſch- und 
Bictualien- Commiffion das zum Ber- 
kaufe geſchlachtete Schweinfleifh öfter 
befihtigt, das angeſteckt befundene zur 
Bertilgung weggenommen, und die 
Uebertretungsfälle zur Beftrafung dem 
Kreisamte angezeigt, fondern auch durch 
die Kreisbauptleute felbft mittelft ihrer 
Auffeher, und bei Gelegenheit der 
ohnehin öfter vorzunehmenden Local: 
Commiffton nachgeforſcht, und auf die 
Befolgung fefte Hand gehalten werden. 
(Vdg. vom 11. Dec. 1776 für Steier- 
mark. Krop. ©. ©. 3. 1776. Lütz. 
2. Thl. ©. 16.) 

Schweinbeſchau. Die f. f. ver 
einte Hoffanzlei hat laut Decreted vom 
9. März 1843 3. 16529 einverftänd- 
lid mit der ka k. allgemeinen Hofkam— 
mer die bisher von den Gefällen-In— 
dividuen beforgte Borftenvieh-Befchau 
inner den Linien Wiens vor der Hand 
dem Wiener Magiftrate, der dermal ala 
allgemeine Marktbehörde inner den Li— 
nien beftellt ift, zu übertragen befun- 
den, deffen Marit :» Infpicienten und 
fonftige Organe ihre diesfülligen Dienft- 
verrichtungen vom 1. April 1844 an, 
nah ciner ihnen mitgetheilten In— 
firuction unter folgenden, genau zu be— 
folgenden Modalitäten zu beforgen 
haben: 

1. Alles auf den Schweinmarkt auf: 
getriebene und dafelbit verkaufte Bor- 
ftenpich muß gleich dort der vorfchrifts- 
mäßigen Sanitätd-Befhau unterzogen 
werden. 

2. Iene Parteien, welche bei den 
Linien Schweine einführen, haben mit 
den bei den Linien» oder Wafjerämtern 
erhaltenen Beſchau⸗Anweiſungs-Bolle⸗ 
ten die Befchau in dem im Schrannen: 
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Gebäude am hohen Markte zu ebener 
Erde befindlichen Amtsorte des magi— 
ſtratiſchen Marktauffihts » Berfonales 
während der gewöhnlichen Amtsftun- 
den von 8— 12 Uhr Bor- und von 3 
—6 Uhr Rahmittags und zwar läng- 
tens binnen 8 Tagen vom Tage der 
Einfuhr mündlid anzuſuchen, fohin 
die vorgenommene Beſchau fih auf der 
gedachten Anweifungs-Bollete beftäti- 
gen zu laffen, und mit diefer. Beftäti« 
gung in der obgedadhten Friſt bei dem 
k. k. Linienamte, wo fie die Anweifung 
erhalten haben, verläßlih auszu 
weisen. 

3. Auf gleiche Weife find aud jene 
Parteien, welche inner den Linien 
Schweine halten oder züchten, ver: 
pflichtet, jene ihrer Schweine, welde 
fie zur Ausſchrottung ſchlachten oder 
verfaufen wollen, vorläufig zur vor— 
ſchriftemäßigen Befhau im gedachten 
Amtsorte unfehlbar anzuzeigen und fi 
fohin die gefchehene Beſchau beftätigen 
zu laffen. 

4. Jede Außerachtlaſſung diefer An— 
ordnungen wird frenge geahndet wer- 
den, und es wird bier indbefondere 
auf die Borfchrift des Strafgeſetzes 
aufmerkfam gemacht. 

Inftruction 
die Borftenvieb-Beichau betreffend. 

t. Zur Bornahme der Borftenvieh: 
Beſchau find die magiftratifhen Markt: 
Infpicienten und provilorifchen Markt— 
auffihts-Individuen unter Mitverwen- 
dung des proviforiihen Unterbrüden« 
und Schäßmeifters und der fünf Regie: 
Knete beftimmt. Diefe Individuen 
haben fih hierbei genau nach der be 
ftehenden Vieh- und Fleiſchbeſchau— 
Drdnung und insbefondere nad der 
in Beziehung auf die Beichau des 
Borftenviehes im lebenden und todten 
Zuftande darin vorfommenden Beleh— 
rung zu benehmen. 

2. Diefe jeweilig von den Markt: 


Schweinbefchan. 


Dberinfpicienten dazu beftimmten In— 
dividuen haben die gedachte Sanitäts— 
Beihau ſowohl auf dem öffentlichen 
Marktplage nahft St. Marr als auch 
im ganzen Bezirke inner den Linien 
Wiens bei den Parteien, welche darım 
anfuchen, und fich deshalb in dem, im 
Schrannen: Gebäude am hoben Markt 
befindliden Amtsorte der Marktauf: 
fiht melden, genau und gemiffenhaft 
mit möglichfter Befhleunigung vorzu⸗ 
nehmen. 

3. Jedes Stück Borftenvieh, wel- 
ches bei der Beihau am Marktplatze 
mit einer der Finnenarten, ale: Hirfch-, 
Breins, Stein: und Waffer-Kinnen be- 
baftet gefunden wird, ift in Befchlag 
zu nehmen, und bat der dort ftatio- 
nirte Markt-Infpicient unverzüglich zur 
Beranlaffung der Bertilgung zu jchrei« 
ten. Das Beihau-Individuum, welches 
außer dem Markte bei einer Partei ein 
franfes Schwein entdedt, hat deſſen 
Abführung auf die ftädtifhe Schladht- 
brüce allfogleich zu bewirken, und hie: 
von ungefäumt an den DOber-Infpicien- 
ten die Meldung und ın Kolge derjel: 
ben die Anzeige an den Magiftrat zu 
erftatten, welche auch in dem Falle 
nicht zu unterlaffen ift, wenn ein finni« 
ges Schwein auf dem Marftplage ent- 
det wird. In zweifelhaften Fällen ift 
unter Beiziehung eines zweiten Auf 
fihts-Beamten, nad Umftänden felbft 
unter Beiziehung des Thierarznei-Ju— 
ftitutes eine Ueberſchau, und fohin nad) 
Befund das Weitere zu veranlaffen. 

4. Was die Befchau außer dem 
Marktplage, nämlich in den Häufern 
der Parteien anbelangt, fo hat fidy die- 
felbe nicht nur auf das in Wien er- 
zeugte Borſtenvieh, fondern auch auf 
jenes zu erſtrecken, welches bei der Ein: 
fuhr von den k. k. Linien- und Waffer- 
ämtern der Markt » Infpection mittelft 
Anweifungsd-Bolleten zur Hausbeſchau 
angewiefen wird. 
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5. Ber den Befchau » Anweifungs- 
Bolleten ift darauf zu fehen, ob diefe 
Bettel nicht über 8 Tage, vom Tage der 
Ausftellung an gerechnet, alt feien, da 
ed Pflicht der Partei ift, die Beſchau 
längftens binnen 8 Tagen vornehmen 
zu laffen. Im Falle diefe Stägige Frift 
überjchritten wurde, ift dem Ober⸗In— 
fpicienten die Anzeige zu erftatten. 
Nah vorgenommener Befhau hat der 
Beſchauer diefelbe auf der Anweifungd- 
Bollete unter feiner eigenhändigen mit 
Zinte zu gefhehenden Namensfertigung 
zu beftätigen, und eine gleiche fchrift- 
liche Beftätigung ift auch jenen Par— 
teten zu geben, welde nicht bei den 
Linienämtern eingeführte Schweine ber 
ſchauen laffen. 

6. Ueber die in den Häufern be« 
ſchauten Schweine find von der Marft- 
Infpection [schriftliche Berzeichniffe unter 
Aufführung der gedachten Anweifungs- 
Bollere mit Nummer, Datum und Na- 
men des Linien- oder Waſſeramtes und 
des Gewichtsbefundes zu führen, weld 
legterer der Markt-Inſpection von den 
Beſchauern von Ball zu Fall anzuge— 
ben ift. 

7. Auch über den Auftrieb auf den 
Marktplatz ift von den dafelbit ftatio- 
nirten Auffihts - Judividuren ein ges 
naues DVerzeihniß zu führen und in 
diefem erfichtlih zu machen, welde 
Parteien Borftenvieh unverkauft abges 
trieben haben, um den Wiederanftrieb 
derfelben controlliren zu können. Sollte 
ein oder der andere Händler weniger 
Vieh wieder auftreiben, als er abges 
trieben bat, fo ift dem Markt-Ober— 
Infpictenten allfogleih zur näheren 
Erhebung die Meldung zu machen, da 
in einem folden Falle der Verdacht ab» 
fihtlidy unterlaffener Sanitäts-Beſchau 
eintritt. Der Ausweis über Auf» und 
Abtrieb des Borftenviehes ift mit Ende 
jeder Woche den Dber-Infpicienten zu 
überreichen. 


Schweinbefchau. 


8. Zur Scmweinbefhan auf dem 
Marktplage find von den Markt-Ober- 
Infpicienten an den gewöhnlichen Wo- 
hentagen die auf dem Schlachtvieh— 
marfte ftationirten Auffihts - Indivi- 
duen, nämlich ein Inſpicient umd ein 
Regieknecht, am Mittwoch Nachmittags 
wegen des lebhafteren Marktes, und 
am Donnerstage, als dem eigentlichen 
Markttage, und wegen des an diefem 
Tage auch flattfindenden ämtlihen 
Schlachtviehmarktes die erforderliche 
größere Anzahl des Auffichts - Perfo- 
nals unter Anmweifung zum zeitgemä- 
Ken Eintreffen und Verweilen auf dem 
Marktplage, und mit dem Bedeuten 
zu.beftimmen, daß fih die gedachten 
für Donnerstag beftimmten Individuen 
nach beendigter Borftenvieh - Beichau 
nah Bedarf auf dem Schlachtvieh— 
markte zu verwenden haben werden. 

9. Wegen der der magiftrat. Marft- 
aufficht auch obliegenden Borftenvieb- 
Beſchau außer dem Marktplake haben 
in dem Amtslocale der Markt » Inipec- 
tion im Schrannen » Gebäude täglich 
von S— 12 Uhr Rormittags und von 3 
—6 Uhr Nachmittags 2 Infpicienten 
und 2 Regieknechte anweſend zu fein. 

10. Die zur Borftenvieh - Befhau 
beftinnmten Individuen find von dem 
Dber-Infpicienten unter Beobachtung 
eines billigen Wechſels, welche in dem 
monatlihen Ausweife über die Ver— 
theilung des Marktaufſichts-Perſonals 
erfichtlich zu machen ift, theil® auf den 
Marktplaß, theild in den Amtsort zu 
weifen. Die gedadhten Individuen un— 
terfteben, fo wie alle übrigen Marft- 
Auffihtsbeamten den Marft-Ober-In- 
fpicienten, deren mündlichen und fchrift« 
lıhen Aufträgen fie ftrenge Folge zu 
leiften haben, fowie das zur hilfswei— 
fen Dienftleiftung beftimmte Schladt- 
brüden: Berfonale fih den diesfälligen 
Anordnungen der Markt - Infpicienten 
zu fügen bat. 
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11. Sollte fi zeigen, daß ein be— 
ſchautes finniges Schwein nicht ange- 
halten, oder ein in Befchlag genomme— 
nes krankes Thier fpäter der Partei 
wieder verabfolgt wurde, fo wird ge- 
gen das ſchuldtragende Individuum 
mit ftrenger Abndung, und nad Um— 
ftänden mit Dienftesentlaffung vorge: 
gangen werden. 

12. Den zur Schweinbefhau ver- 
wendeten Individuen wird bei ſtrenger 
Ahndung und nah Umftänden bei 
Dienftesentlaffung unterfagt, mit einem 
Biebhändler, Fleifhhauer, Fleiſchſelcher 
oder irgend einem Gewerbömanne, der 
fi) mit dem Berfaufe von Schwein: 
fleifch befaßt, in Geſellſchaft zu treten, 
mit demfelben oder für ihn Geldge— 
fhäfte zu machen oder den Kauf oder 
Berkauf des Viehes zu beforgen. 

13. Die Dienftverrihtung der zur 
Borſtenvieh-Beſchau beftimmten Indi— 
viduen hat ſich lediglich auf dieſe Sa— 
nitaͤts-Beſchau zu beſchränken; jedoch 
dürfen die Individuen des k. k. Ver— 
jehrungsfteueramtes in ihren gefälle- 
ämtlihen Berrihtungen durch die Be: 
forgung der Schweinbefhau nicht be: 
irrt oder gehindert werden. 

14. Die Borftenviehbefhau ift von 
den beftellten Beſchauern unentgeltlich 
vorzunehmen, und diefelben haben den 
Parteien unter feinem Vorwande und 
bei fonftiger ſtrenger Ahndung und 
nah Umftänden bei Dienftentlaffung 
Geldbeträge abzufordern. 

15. Da übrigens die Beſchau des 
Borftenviehes im lebenden Zuftande 
nit die Beruhigung gewährt, welche 
doch höchſt wünſchenswerth ift, und 
nur durch die Beſichtigung des Flei— 
ſches und der Eingeweide erlangt wer— 
den kann, fo wird den Markt⸗Inſpicien⸗ 
ten auf das Strengjte aufgetragen, der 
ihnen ohnehin obliegenden Pfliht der 
genaueften und unabläffigen Refpirirung 
aller Fleifh  verkaufenden Gewerbes 


Schwelne. 


leute fowohl bei den Berfaufsftänden, 
ala in den Verſchleißgewölbern und 
zeitweife au in ihren Wohnungen 
mit aller Sorgfalt nachzukommen, bei 
jedem entdedten Gebrechen vorſchrifts— 
mäßig Amt zu handeln und die An— 
zeige zu erftatten, und fi in Erfüllung 
diefer wichtigen Pflicht feine Fahrläſ— 
figfeit, bei fonftiger ftrenger Ahndung, 
zur Schuld kommen zu laffen. (N. ö. 
Rage. Vdg. vom 16. März 1844 3. 
16468, n. ö. Prov. G. ©. 26. BP. 
3. 1844. Nr. 50.) 

Schweine, lebendige, über Nacht 
in den Häufern zu halten, ift den 
Wirthen in Wien nit geftattet, und 
es foll bei deren Schlachtung in den 
Wirthshäuſern befonders in der innern 
Stadt die erforderliche Reinlichkeit be- 
obachtet, der Unflatb weggeſchafft, und 
niht auf den öffentlihen Gaffen oder 
in Gmben aufjubebalten geftattet wer: 
den. (Bdg.v. 21. April 1753. Barth. 
9. u. ©. Gef. 4. Bd. S, 506.) 

— — follen nicht mit Aefern gemä- 
ftet, oder Knochen in Blüffe ge 
worfen werden. (Hfd. vom 24. Nov. 
1788. Kp. Gef. Joſ. 15.8. ©. 312.) 

— — Der Berfauf des Borften- 
viehed außer dem Markte, insbeſon— 
dere aber in den Wirthshäuſern ift all: 
gemein verboten, und zur Beförderung 
einer befferen Concurrenz ein zwei— 
ter Markttag in Wien, folglich zwei 
Markttage in der Woche, nämlih am 
Donnerftage und Freitage beftimmt. 

2. Darf fein Borftenvieh an einem 
folden Tage, der fein Marfttag if, 
auf dem Marftplaße felbft weder be- 
handelt nod verkauft werden. 

3. Alles Borftenvieh muß den zweiten 
Markttag, d. i. am Freitag aus den 
Privatbehältniffen auf den Markt auf- 
getrieben werden. 

Die Uebertreter diefer Verordnung, 
ſowohl die Verkäufer ala Käufer wer- 
den um 3 Reichsthaler für jedes Stüd 
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Borftenvieh beftraft, von welcher Strafe 
der Anzeiger das Drittel erhält. (Hof- 
entfhliegung v. 2. Jän. 1807. Rggs. 
Int. vom 22. Jän. 1807. Krop. ©. 
©. 23. Bd. ©. 5.) 

Schweine, finnige, follen unter 
obrigkeitliher Auffiht ertränkt, das 
Fleiſch von felben vertilgt, daher diefe 
Thiere nicht mehr mit einem Brandzei« 
hen vor die Linie geftellt werden, (M. 
d. Rggs. Ddg. vom 17. Nov. 1812 
3. 29736. Diefe Vdg. der n. ö. Reg. 
wurde von der Hoffanzlei beftätigt. 
(GGfkzl. D. v. 6. Mai 1813 3. 7440. 
Rage. 3. 14614.) 

— — zu mäften ift den Wafenmei- 
fern und Scharfrichtern bei Confis— 
cation verboten, ſ. Wafenmeifter. 

Schweinfett zu ſchmelzen und zu 
verkaufen , teht Jedermann. gegen Be- 
obachtung der Polizei⸗Vorſchriften, frei. 
(N. 5. Rggs. Vdg. v. 17. Aug. 1810. 
Krop Gef. Franz. 28. Bd. ©. 171.) 

Schweinfleifch, rohes, ungekochtes 
zu verkaufen, iſt den Wirthen im Burg— 
frieden Wiens und auf den Gründen 
verboten, und zwar bei 4 Rthlr. Strafe 
für jedes Pfund frifhes Schweinfleiſch. 
(Hofentfhließ. vom 25. Nov. 1790. 
Rggs Vdg. v. 6. Dec. 1790. Barth. 
9. u. ©. Gef. 4. Bd. ©. 507, fiehe 
Gaftwirthe. 

— — finniges, fol nit verkauft 
werden. (Hofd. vom 23. Aug. 1793. 
Krop. Gef. Franz. 3. Bd. ©. 192.) 

— — geräuchertes, alle Gattungen 
Würfte, Schweinfhmalz, find rückſicht— 
lich des Berkaufes, gegen Beobachtung 
der Polizei-Vorſchriften, freigegeben. 
(N. 5. Rggs. Vdg. v. 17. Aug. 1810. 
Krop. Gef. Franz. 28. Bd. ©. 171.) 

Schweinfleiſch- Gattungen dür- 
fen die bürgl. Bratenbrater und Klein« 
ſelcher auf Seldftänden oder in Ges 
wölben verkaufen. (Wr. Handwerks⸗ 
ordnung vom 10. Febr. 1780. Barth. 
H. u. ©. Gef. 4. Bd. ©. 485.) 


Schweinfurfergrün. 
un f. Kaifer: 


EN f. Schweinbe: 
fhau, Schweine. 

Schweinfchmalz, ſiehe Schmal;, 
Schweinfett, Schweinfleiſch. 

Schweiz. Zu Folge eines vom Mi- 
nifterium des Aeußern mitgetheilten 
Promemoria des hiefigen großh. Badi- 
hen Gefandten ift den dortländigen 
Handwerkéburſchen das Wandern 
in die Schweiz und der Aufenthalt in 
diefem Rande bereits feit dem 3. 1835 
nicht geftattet, und ed wurde die dies— 
fällige Verordnung im Aug. 1849 er 
neuert. In Folge des von dem gedach— 
ten Gefandten geftellten Anſinnens 
wurden die k. k. Polizeis- Behörden an: 
gemwiefen, keinem Badifhen Handwerks: 
gefellen mehr die Poftvifa nah der 
Schweiz zu ertheilen. (Erl. der oberft. 
Pol. Beh. v. 6. Juli 1852 3. 1110, 
Statth. 3. 24259.) 

— — Mit Rüdfiht auf das in re— 
ligiöfer, fittliher und politifcher Be— 
ziehung verderblihe Treiben der Ar 
beiter » Berbindungen in der Schweiz 
und die Gefahren, welchen dort die 
Handwerkägefellen in diefer Hinſicht 
ausgefegt find, wird verordnet: 

1. Allen ?. k. ö. Handwerkägefellen 
und Fabrifsarbeitern, welche der Glaffe 
der Handwerkögefellen gleihäuftellen 
find, ift das Wandern in die 
Schweizund der Aufenthalt da- 
ſelbſt verboten. Diefes Verbot hat 
jedoch feinen Bezug auf Maurer, Stein» 
meßer, Gypſer aus den unmittelbar an 
die Schweiz grenzenden Kronländern der 
öfterr. Monarchie, fofern fie über einen 
gehörigen Reiſezweck an einen ber 
flimmten Ort und für eine beftimmte 
Beit ſich auszuweiſen vermögen. 

2. Die gegenwärtig in der Schweiz 
fih Aufhaltenden werden aufgefordert, 
in Zeit von 2 Monaten vom Tage die: 
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ſes Erlaffes an, fi in die £. k. öfterr. 
Staaten zurüdzubegeben. 

3. Allen denjenigen, welche dieſen 
Termin zur Rückkehr verfäumen, wird, 
wenn fie hierfür nicht gemügende 
Gründe geltend zu machen vermögen, 
das k. f. Geſandtſchaftsviſum verwei— 
gert, und es haben dieſelben für ihre 
Rückkehr die befondere Bewilligung der 
k. E. Regierung im Wege der k. k. Ge 
fandtfhaft nachzuſuchen. Die Entſchei— 
dung über ſolche Geſuche fteht der 
oberften Polizei » Behörde im Einver: 
nehmen mit dem Minifterium des In— 
nern zu. 

4. Ausländifhen Handmwerfsgefellen 
und Kabriksarbeitern, welche fih nad 
Berlauf diefer 2 Monate noch in der 
Schweiz aufgehalten haben, ift der 
Eintritt in die £, f. öfterr, Staaten 
und der Aufenthalt dafelbft unterfagt. 
Nur wenn fie, um in ihr Vaterland 
zurüdgufehren, feinen, oder nur mit 
großen Unkoften einen anderen Weg 
als durch Defterreih einſchlagen kön— 
nen, ift ihnen mit vorgefchriebener Rei- 
feroute die Durchreife zu geftatten. 
(Bdg. der Min- des Inn., des Hand. 
und der ob. Vol. Beh. vom 17. Juli 
1853. R. ©. B. Nr. 140.) 

Schweiz. Staatsvertrag mit Defter- 
reich wegen Auslieferung der Verbre- 
her, f. Berbreder. 

Schwemmen, das, der Pferde und 
Schweine im Wienfluffe ift verboten 
und ſolches nur in der Wien oberhalb 
der Wehre zu Gumpendorf erlaubt. 
(N. 5. Rggs. Decr. vom 28. Dctober 
1796. Krop. Gef. Franz. 8. Band. 
©. 238.) 

— — f. a. Donaucanal, Wien: 


uf. 

Schwimmſchule, militärifhe. Die 
Infpection dafelbft hat die Bezirfd-Di- 
rection in der Leopoldftadt gemein- 
fhaftlich wie im Theater mit den Herren 
Infpectiong « Offizieren zu beforgen, 


Schwimmfchule. 


welches vorzüglih dann Statt zu fin- 
den hat, wenn ein befonders lebhafter 
Befuh zu erwarten ift. (Pol. Hofft. 
Decr. vom 6. Juni 1813. Bol. Ob. 
Dir. 3. 3284,) 

Schwimmſchule, in der militäri 
fhen, ift geftattet, daß die Direction 
derfelben in der Schwimmkunft durd 
ihre Meifter und Schüler gegen Ein« 
trittögeld für beiderlei Geſchlecht Bor: 
ftellungen gebe; jedoch unter der Be- 
fhränfung, daß diefe Vorftellungen an 
Sonn- und Feiertagen nicht vor 4 Uhr 
Rahmittags anfangen, und an Rorma- 
tagen gar nit Statt finden dürfen. 
(Bol. Hfſt. Deer. v. 26. Mai 1814. 
Pol. Ob. Dir. 3. 2430.) 

Schwindelhaber. Unter den ver: 
fhiedenen Getreidearten wächſt unter 
andern Unfrauten, vorzüglich in feuch— 
ten Jahren, eine Grasgattung, welde 
Saanıen trägt, die der menschlichen Ge- 
fundheit nachtheilige Wirkung hervor: 
bringen, wenn ihr Mehl entweder roh, 
oder auch gekocht in Brei oder Brot 
genoffen wird. Man nennt es Som- 
merlold, ZTollforn, Schwin— 
delhaber und Trespe. Sein Halm 
wird mehrere Schub hoch, ift unten 
mit glatten Grasblättern befeht, die 
breitgedrüdt find, mechfelmeife an der 
Seite auffißen und von einem fohmalen 
fpigigen Blatte von außen befeftiget 
werden, deren jede fech# bis fieben Saa- 
men in ihren Hülfen eingefchloffen 
trägt , die in einem fehr feinen Spitz 
fich endigen. Der reife Saamen ift braun: 
fhwarz, eiförmig, aber zufammenge- 
drudt. Er hat eine beraufhende, betäu- 
bende Kraft, verurfahet Schwindel, 
Berwirrung der Sinne, Beängftigung, 
Lähmung der Glieder und durch öfteren 
Gebrauch langfamen Tod. Obgleich 
aber diefe Wirkungen nur dann davon 
erfolgen , wenn viel von diefem Saa— 
men und lange genofjen wird; fo ra- 
ihet doch die Vorſicht, daß man die zum 
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Gebrauche beftimmten Getreidearten 
von diefem Unfraute reinige, welches 
mittelft eines fogenannten Trespenſiebs, 
deffen Löcher nämlich länglicht find, ge- 
[heben kann, und auch bei den zum 
Saamen beftimmten Getreidearten um 
fo nöthiger ift, als diefed Unkraut mit 
dem guten Saamen in die Erde ger 
bracht, fih gar reichlich zu vermehren 
pflegt, wodurch das gute Getreide im— 
mer mehr und mehr mit diefem ſchäd— 
lihen Unkraut verunreinigt wird. Die 
Mittel, die allenfalls auf den Genuß 
diefer Samen erfolgten ſchädlichen Wir— 
kungen zu verhindern, find: gefhmwind 
erregtes Erbrechen, häufiger faurer 
Trunk, auch milde Dele eingenommen. 
Befonders aber ift die Kraftdes fauern 
dagegen fo wirffam, daß man, wie die 
Erfahrung gelehrt, den Brei aus Tres- 
penfaamen mit gemeinem Sauerkraut 
ohne Nachtheil genoffen hat. (Krop. 
Bei. Jof. 17.8. ©. 411 bis 413.) 
; —————— ſ. Sommer- 
ohl. 
Schwindelſaamen oder Lulich iſt 
auszurotten und das Publikum davor 
zu warnen. (Vdg. v. 10. September 
1772. Krop. Gef. M. Ther. 6. Bd. 
©. 537.) 

Schwigbäder, ſ. Dampfbäber. 

Schshans. Errihtung eines Ro- 
lizei-Commiffariates dafelbft , f. Pos 
lizei-Bezirk von Wien. 

Serir:Anftalt an der Wiener Hoch⸗ 
ſchule. Es ift auf das ftrengite verbo- 
ten, aus dem Secir⸗Saale frifhe Ca— 
daverftücde zu entfernen oder zu ver- 
fchleppen. Jeden Abgang derfelben hat 
der Profector zur Ausmittlung und 
Beftrafung des Schuldigen fogleich der 
k. k. Poligei-Ober-Direction anzuzei⸗ 
gen. Kein Leichentheil darf über fünf 
Tage im Secir-Saale bleiben. Aus« 
nahmen bievon find bei dem Profeflor 
nachzuſuchen, welcher hierüber das Nö- 
thige vorfebren wird. ($. 13 u. 16 des 


Serir-Anflalt. 


mit a. h. Entihl. vom 27. Dec. 1836 
Stud. Hofcom. Deer. vom 31. Dec. 
1836 3. 8307 genehmigten Regula- 
tivs der Secir-Anftalt in Wien. Prov. 
®. ©. 18. Bd. Nr. 314.) 

Secir⸗Anſtalt an der Wiener Uni- 
verfität, f. Anatomie-Diener. 

— — anatomiſche, f. Leichen. 

Serirung ſchwangerer BWeibeper- 
fonen darf auch vor zweimal 24 Stun- 
den geſchehen, doch fo, als gefhähe 
eine Operation an einem lebenden Kör- 
per. (Bdg. vom 2. April 1757. Krop. 
Gef. M. Ther. 3. Bd. ©. 348.) 

— — ſchwangerer Beibsperfonen, 
f. Kaiſerſchnitt. 

Sectionen der Leichen find nicht 
vor er 24 Stunden vorzuneh⸗ 
men, f. Zeichen. 

— — f. Hofgebäude, Leichen, 
Leicheneröffnung. 

eefifcherei, ? Fiſchfang. 

Seelſorger. In den Grammatical- 
Glaffen ** Unterricht zu ertheilen, 
wird den Seelſorgern am Lande ge— 
ſtattet, ſ. Privat⸗Unterricht. 

— — deren Verpflichtungen in Ans 
ſehung der Vacination, ſ. Impfung. 
(Gfkzl. Dect. vom 9. Juli 1836 1. 
$. 13. lit. d.) 

— — f. Geiftliche, Pfarrer. 

See:Sanitätsverwaltungs:Re- 
glement. Gin allgemeines Reglement 
für die See-Ganitätöverwaltung in der 
f. k. öfterr. Monardhie wurde einge: 
führt mit der faif. Bdg. vom 13. Dec. 
1851, giltig für alle Küftenländer und 
für Militär-Croatien. R. ©. B. vom 
Jahre 1852 Nr. 41. 

Segenfprüche über Brot, Wein, 
Waſſer, Saamen, Früchte 2c. find ab- 
geftellt, und ift fi feiner andern Se— 
- gen und Generalabfolution zu gebraus 
hen, als die in dem rituali romano 
vorgefchrieben find. (Hfd. v. 5. März 
1784. Krop. Gef. Jofepb. 6. Band 
©. 583.) 
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Seidendrnder. Bedingungen zur 
Berilligung der lithographifchen Pref- 
fen für Seidendruder, f. Preffen. 

Seife. Der Verkauf derfelben ift 
den Deblerern an Sonn- und fFeier- 
tagen im Winter von 4, im Sommer 
aber von 6 Uhr Nachmittag an geftat- 
tet, f. Sonn= und Peiertagsheilis 
gung. 

— — vom Unfhlitt peſtkranker 
Rinder, ſ. Unfchlitt. 

Seifenfieder. Denfelben iſt ver- 
boten, Neujahrsgeſchenke an Parteien 
und deren Dienftboten abzureichen. 
(N. 6. Rage. Bdg. vom 28. Novem- 
ber 1788. Barth. H. u. G. Gef. 4.2. 
©. 494.) 

— — follen nit muthwillig ihre 
Borräthe dem kaufenden Publikum vor- 
enthalten oder verweigern, bei fonfti« 
ger Strafe, doch kann bei der ihnen 
zugeftandenen Freiheit, die Erhöhung 
der Derfaufspreife weder als ſchwere 
Polizei-Uebertretung, noch als ein po— 
litifhes Vergehen ihnen zugerechnet 
werden. (Hflzl. Vog. vom 23. Juni 
1819. Barth. H. u. G. Gef. 4. Bd. 
©. 493.) 

Seifenfiederei. So wie bereits 
feit dem 1. Juli 1812 in der Refidenz- 
ftadt Wien die gezwungene Ablieferung 
des von den Fleifhhauern erzeugten 
Rohunfhlittes in die ftädtifhe Schmelz 
zur Betheilung der Seifenfieder aufge- 
hoben und der freie Verkehr mit 
Unfhlitt ohne Satzung geftat- 
tet worden ift, fo haben Se. Majeftät 
diefelbe Mafregel auch für die ganze 
Provinz Niederöfterreih auszudehnen 
genehmigt und zugleih aud die Sa— 
gung anf die Geifenfieder- Waaren in 
Wien und der ganzen Provinz Nieder: 
öfterreich aufzuheben gerubt. Es wurde 
daher 

1. die bisher in der Provinz Nieder- 
öfterreich zwifhen den Fleifhhauern 
und Seifenfiedern beftandene Bezirks- 
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Eintheilung , vermöge welcher jeder 
Fleifhhauer gehalten war, das von ihm 
erzeugte Unfchlitt einem beftimmten 
Seifenfieder um einen beftimmten Preis 
abzuliefern, aufgehoben. 

2. Jedem Fleifhhauer fteht ed daher 
nunmehr frei, fein Unfchlitt an wen 
immer und um welden Preis es fei, 
zu verkaufen, fowie ed die Sache eines 
jeden Seifenfieders ift, fi das zu fei- 
nem Gewerbe nöthige Unfchlitt felbft, 
wo immer ber zu verfchaffen. 

3. Die Satzung auf die Seifenfie- 
derwaaren in der Stadt Wien und 
in der ganzen Provinz Nieder - Defter- 
reich ift als aufgehoben erklärt, dage— 
gen iſt 

4. die Erzeuguug fowohl, als der 
Berkauf von Seifenfiederwaaren Jeder: 
mann gegen dem geftattet, daß er bei 
der Obrigkeit des Ortes, wo er die Er» 
zeugung und den Berfchleiß zu treiben 
gedenkt, die vorläufige Anzeige mache, 
damit diefe in Rüdficht auf die gewöhn— 
lihen PolizemRüdfihten und die Ber- 
kaufsplätze ibt Amt handeln kann, 
Endlich ift auch 

5. Jedermann gejtattet, in feinem 
eigenen Haufe Unſchlitt zu ſchmelzen, 
vorausgefept, daß jede Feuersgefahr 
vermieden, und den Rebenbewohnern 
das Einathmen ftinfender Dämpfe er 
ſpatt wird, weßwegen derjenige, der 
eine ſolche Unfchlittfhmelzung vorneh- 
men will, die vorläufige Anzeige bei 
der Ortsobriakeit zu machen hat, damit 
fie in dieſer Rüdfiht ihr Amt handeln 
könne. (Hfkzl. Decr. vom 6. Auguft 
1812 3. 11654, n. 6. Rggs. Eirc. v. 
14. Aug. 1812, 3. 22971. Pol. ©. 
©. 3. 1812.) 

Seifenfiederei. Es foll übrigens 
jedem Erzeuger von Unfchlittwaaren, 
fobald er ſich über die Kenntniffe hiezu 
ausgewiejen haben wird, auf fein An— 
fuhen auch das Bürger und Meifter- 
recht ertheilt werden. (Hfkzl. Vdg. vom 
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26. Sept. 1817. Rggs. Intim. vom 
13. Oct. 1817.) 

&eifeufiederei, Die bisher auflin- 
ſchlittwaaren beftandene Saßung wird 
aufgehoben und die Seifenfiederei u. das 
Unfhlitt » Kerzenmachen als eine freie 
Befchäftigung gegen Anmeldung bei 
der Ortsobrigkeit und Entrihtung der 
Erwerbfteuer erklärt. Nur ift der Ver— 
fäufer verpflichtet, den Preistarif der 
bei ihm ausgebotenen Seifenfieder- 
waaren beim Berfaufsorte anzujchlagen, 
und darf von Niemandem einen höhern 
als den in feinem Tarif felbft angefep- 
ten Preis fordern. (Hfkzl. Decr. v. 26. 
März 1819 an das mähr. Bub. Kund- 
gemadht am 16. April 1819. Krop. ©. 
©. 41. Bd. ©. 170.) 

— — Benn glei die Erzeugung 
und der Berfauf der Seifenfiederwaa- 
ren Jedermann gejtattet ift, fo darf 
doch jedem Erzeuger von Unfhlittwaa- 
ven, wenn er fih über die Kenntniß 
dazu audgewiefen bat, das Bürger- 
und Meijterrecht ertheilt werden. (Hfkzl. 
Dect. v. 2. Mai 1822. Vdg. d. böhm. 
Bub. v. 24. Mai 1822.) 

— — Aufhebung der Saßung , f. 
Sapung. 

Seile, Vorfihtsmaßregeln bei An« 
wendung von Aufzugäfeilen, f. Auf: 
auge eile. 

eilerſtätter-Markt. Regulis 
rung des GSeilerftättermarftes 
in Wien, Es hat ſich die Ueberzeugung be- 
gründet, daß der Seilerftätten-Markt, 
ungeachtet bereitd eine bedeutende Ans 
zahl der heterogenen Verkaufs» Barteien 
von da entfernt worden find, noch im- 
mer eben fo überfüllt iſt, wie ehedem. 
Die Urſache diefer Ueberfüllung dürfte 
übrigens darin liegen, daß noch meh» 
rere ſolche Parteien ihre Waaren das 
felbft feilbieten,, die dahin nicht gehö— 
ven, daß die hiefigen Markt » Parteien 
einen zu großen Belegraum einnehmen, 
uud daß noch mehrere Blüße und Stre— 
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Een vorhanden find, die entweder nur 
wenig oder gar nicht ala Markt bes 
nüßt werden. Es wird demnach ver 
ordnet: 

1. Daß die hiefigen Marftparteien, 
die fi zu fehr ausbreiten, nahe zu— 
fammengezogen und auf engere Beleg» 
räume befchränft werden ; 

2. daß die 4 Stände längs dem 
Artillerier-Zeughaufe,, die offenbar das 
bin nicht gehören, iufofern die unten 
vorfommenden Bedingungen nicht ein« 
treten, davon entfernt werden ; 

3. daß die Krenhändlermit ihren 
Fäffern, fowiedie Kienholgpußinn- 
frautbändler vonihren dermaligen 
Standörtern mehr hinauf gegen und 
auf dem Wallfiſchplatz verfegt, und 

4. an deren Standorte und weiter 
hinauf gegen den Wallfiſchplatz die 
Zragler, welche nur die linke Seite der 
Himmelpfortgaffe einnehmen , aufge 
ftellt, daß 

5. das leere Pläbchen hinter dem 
Ballgäßchen gleichfalls mit Traglern ber 
fegt, und 

6. auch der Franzisfanerplaß um den 
Brunnen auf diefelbe Art mit Marft- 
Parteien belegt- werde, wie dies vor 
dem Jahre 1831 mit Fifchftänden der 
Fall war, wo dann die fi dort eigen: 
mächtig aufgeftellten Wägen in die 
Grünangergaffe und an andere fchic: 
liche Pläße zu weifen find, daß 
ferner 

7.dievorhandenen Brotftände auf 
den Lobkowitzplatz verwieſen und nur 
dann der Brotverfauf noch dafelbft ge- 
ftattet werde, wenn derfelbe nur Neben: 
face ift, und die diesfälligen Parteien 
eigentlich andere auf den Seilerftätten: 
Markte gehörige Gegenftände als 
Hauptartifel dafelbft feilbieten, daß 

8. die an dem Franzisfanerklofter 
angelehnten Auslagen, die Blumen: 
bändlerin, die Obfthändlerin, die Bil— 
derhändlerin, die Kurzwaarenhändlerin 
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und die Kunftblumenhändlerin von je 
nen Pläßen entfernt; 

9. der Grünmwaarenftand in der 
Weihburggaffe in das Ramhöfchen ganz 
zurüdgewiefen und die Einziehung der 
Auslagen des Schmalzhändlere und 
der übrigen zwei Bictualienhändier in 
ihre Gewölber bewirkt, dag 

10. der Grünwaarenfland in der 
Himmelpfortgaffe und jener vor dem 
Meislifhen Haufe, fofern die unten 
vorfommende Bedingung nicht eintritt, 
von da entfernt und dafür geforgt werde, 
daß jener der Anna Gruber von da 
entfernt werde, fobald der Bau in der 
Johannisgaſſe es zuläßt; endlih daß 

11. die Taubenhändler an der 
Franziskanerkirche von ihrem dermaligen 
Standorte mehr gegen die Seilerftätte 
in dem Einbuge am Ende des Fran— 
ziefaner-Gebäudes verlegt werde. 

Uebrigens verſteht es ſich von feldft, 
daß diejenigen Markt-Barteien, welche 
allenfalld eigene Bewilligungen zu 
ihren Ständen und Auslagen haben, 
fobald Ddiejelben ihnen unbedingt er- 
theilt worden find, für ihre Berfon auch 
in deren Beſitz zu fhügen find, woge— 
gen fie nach deren Ableben nicht weiter 
ertbeilt werden dürfen, fowie diejenigen 
Individuen, die nur bedingte Bewilli— 
gungen, das ift foldhe haben , die bie 
auf den Wall einer Regulirung des 
Marktes lauten, obmemweiters entfernt 
werden müffen, da nun diefe auflöfende 
Bedingung eingeireten ift. Im allen 
Fällen ift dafür zu forgen, daß diefe 
Stände: und NAuslagen-Inhaber fidh 
nicht ausbreiten, den Kleinftmöglichiten 
Raum einnehmen, und daß keine neue 
ſolche Stände und Anslagen bewilligt 
werden. Da die Grenzen des Seiler: 
ftätten-Marftes nicht weiter als er ge: 
genwärtig ſich geftaltet hat, erſtreckt 
werden follen, fo find alle die Markt- 
Parteien, die inner jenen Grenzen fei- 
nen Plaß finden, fie mögen wie immer 
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geartete Bictualien führen, ohneweiters 
auf den Markt amHof zu weifen. Rüd- 
fihtlich des im Jahre 1832 allergnä- 
digft refolvirten Marktes am Salzgries 
wird die Entfheidung feiner Zeit folgen, 
und diesfalld nur noch verordnet, daß 
allen denjenigen Stehviehhänd- 
lern, welde noch Stände in der innern 
Stadt errichten wollen, nicht mehr auf 
den beftehenden Marktpläßen die Be- 
willigung zu ertheilen ift, fondern daß 
diefelben auf den Salzaries zu weifen 
find, wovon auch das faufende Publi- 
kum auf gehörige Art in Kenntnig zu 
fegen iſt. (Vog. der m. 6. Reg. vom 
27. Juni 1838 3. 36639.) 
Seilerftätter - Markt, ſiehe 
Markt-Ordnung für Wien. 
Seilerwaaren. Eine beiderhohen 
Landesftelle von der Innung bürger- 
liher Seilermeifter überreichte Be- 
fchwerde rückfichtlih des innerhalb der 
Linien Wiens überhand nehmenden un: 
befugten Hauſirhandels mit Sei- 
lerwaaren, gelangte zur Amt&hand-» 
lungdes Wr. Magiftrates. Da nun diefed 
Haufiren nicht ſowohl den Erzeugern 
des flahen Landes ein Erwerb , ale 
vielmehr dem arbeiticheuen müßigen 
Gefinde den Weg bahnt , feinen uner- 
lanbten Aufenthalt oder deren gejeh- 
widrige Handlungen zu decken, dieſes 
unbefugte Hauſtren aber insbefondere 
durh das allerböhfte Haufir- Patent 
ftreng verboten ift, fo hielt es der Ma- 
giftrat für nöthig, nicht allein den 
fämmtlih unterftehenden Grundgerich— 
ten wiederholt ftrenge Wachſamkeit aufs 
zutragen, fondern erfuchte auch mit 
Note vom 25. Jänner 1823 die. f. 
Pol. Ob. Dir. wegen Erlaffung eines 
Auftrages an die Bez. Dir. zur mög- 
lihen Hintanhaltung diefes überhand 
nehmenden Unfuges, fowie allenfalls 
nötbigen Affiftenz der betroffenen In— 
nung bei Anhaltung folder unbefugter 
Haufirer, (Pol. Ob. Dir. Eirc, vom9. 
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Februar 
594.) 

Seiltänzer, deren Befteuerung, f. 
Erwerbftener. 

— — erhalten feine Päffe nad 
Sadfen, Preußen und Baiern , fiehe 
gymnaftifhe Künftler. 

— — Päſſe für felbe dürfen nad 
Sachſen, Preußen und Baiern nit 
ausgefertigt werden, ſiehe Mufli: 
kanten. 

— — deren Ueberwachung betref« 
fend, ſ. Schauproductionen. 

Selbſtmord. Die Vorſchriften der 
88. 90—92 des II. Theiles haben zu 
entfallen, und es ift an der Stelle des 
ftrafgerihtlihen Einſchreitens bei einem 
verfuchten Selbftmorde durch die poli« 
tifhe Behörde die Belehrung des Thä— 
ters mittelft des Seelforgers oder nad 
Umftänden deffen Unterbringung in 
einer öffentlihen Heilanftalt oder ſon— 
flige Verwahrung; bei einem vollbrad- 
ten Selbftmorde aber die Beerdigung 
inder Stille und indem Fried— 
hofe zu veranlaffen. (Kaif. Bat. vom 
17. Jänner 1850 Art. 16. R. G. 8. 
Nr. 24.) 

— — Die Witwen und Waiſen je 
ner Staatödiener, welche in der actis 
ven Dienftleiftung als freiwillige Selbft- 
mörder ihr Leben enden, werden nad 
den beftehenden Borfchriften des An— 
fpruches auf die Betheilung mit der 
normalmäßigen Benfion oder Provifion 
verluftig, da diefe That aus dem 
Grunde als ein freiwilliger Act der 
Dienftes-Entfagung anzufehen ift, weil 
der Staatsdiener fih felbft in die Un- 
möglichkeit werfegt, fein Dienftverhält- 
niß fortzufeßen und die damit über 
nommenen Verpflichtungen zu erfüllen. 
Zur Herftellung des Gegenbeweifes, 
daß der Selbftmord nicht freiwillig, 
fondern in einem Anfalle von Irrfinn 
und Geiftegabwefenheit verübt wurde, 
folglich die That nicht zurechnungsfä⸗ 
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big war, wurde bisher ein ämtliches 
Erfenntniß oder ein Urtheil der betref- 
fenden politifhen Behörde (welche da, 
wo das öfterreihifche Strafgefeh be- 
ftand, jene war, welche in fchweren Bo: 
lizeirlebertretungen zu erfennen hatte) 
gefordert, Nach Bekanntmachung des 
kaif. Batentes vom 17. Jänner 1850 
(R. ©. B. Jahrgang 1850 Rr. 24 
©. 284), wornad der Selbftmord nicht 
mehr als ſchwere Polizei» Hebertretung 
zu behandeln kommt, hat ein vorge: 
fommener Fall die Krage hervorgeru- 
fen, in welcher Weife in Zukunft das, 
nad) den bisherigen Borfchriften, zur 
Berhandlung des Berforgungs-Anfpru- 
ches der Witwe und der Waifen eines 
als Selbftmörder geftorbenen Staatd- 
dieners, über die Zurechnungsfähigkeit 
des Selbftmörders erforderliche rich— 
terlihe Erkenutniß zu erfegen fei. Da 
im Falle eines gewaltfamen Todes die 
politiſchen Drgane jedenfalls zunächſt 
berufen find, die nöthigen Erhebungen 
pflegen und den Befund aufnehmen 
zu laffen; fo bat, um im Falle des 
vollbrachten Selbftmordes einesStaate- 
dieners die Berforgungsanfprüche der 
jurüdgebliebenen Witwe und Waifen 
würdigen zu können, das f. f. Mini- 
fterium des Innern, laut hohen Er— 
laffed vom 15. Sept. 1852 Zahl 
22362/1862, für die Zukunft angeord- 
net, daß der Benfions: oder Brovifions- 
Verhandlung eine beglaubigte Abfchrift 
des Unterfuhungs-Protocolle, in wel: 
chem von den zur Local⸗Erhebung bei: 
gezogenen Aerzten das Gutachten ent- 
halten ift, ob im Kalle eines wirklich 
flattgefundenen Selbſtmordes derfelbe 
nad allen dabei concurrirenden Inzich« 
ten im zurehnungsfähigen Zuftande 
begangen worden fei, oder nicht, au— 
geihloffen werde. Gleichzeitig ift auch 
in einem folden Falle, in Beziehung 
auf die Gejhäftsführung des Verſtor— 
benen, die ämtlihe Nachweiſung beizu- 
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bringen, daß denfelben im diefer Bezie- 
bung nicht etwa ein ſolches Vergehen 
zut Laſt falle, wodurd der Berforgungs- 
Anſpruch desfelben verwirkt würde. 
Diefe Behelfe haben fodann zur Grund: 
lage derEntfheidung über den erwähnten 
Verſorgungs-Anſpruch der hinterbliebe- 
nen Witwe und Waifen, im Sinne der 
bisherigen Borfchriften zu dienen. Diefe 
Verfügung wird zur Darnachachtung 
und mit dem Bedeuten mitgetbeilt, ind: 
befondere das unterftehende Sanitäte- 
Perfonale auf das von ihm in diefer 
Beziehung abzugebende beſtimmte Gut— 
achten aufmerffam zu machen. (Erl. des 
Fin. Min. vom 30. Auguft 1852. R. 
®. 2. Nr. 172. Erl. der n. ö. Stth. v. 
30. Sept. 1852 3. 33631.) 

Selbftverftümmler find zur Hei- 
lung, wenn fie eigenes Bermögen ha— 
ben, auf ıhre Koften, außerdem aber 
auf Koften des Staates in die Mis 
litär-Spitäler abzugeben, und nad 
vollbrahter Heilung nah dem $. 161 
und 162 des zweiten Theiles des Ge— 
feßbuches über Verbrechen und ſchwere 
Polizei-⸗Uebertretungen zu behandeln. 
Wenn fie die in demfelben angeordnete 
Arreſtſtrafe überftanden haben, find fie 
an das Militär abzugeben, und derje— 
nigen Dienftleiftung, wozu fie tauglich 
find, mit gänzlichem Berlufte der Wohl: 
that einer Gapitulation zu verwenden. 
(Hfkzl. Decr. v. 7. März 1811 Zahl 
3144 anfämmtlice Länderftellen; Vdg. 
der. n. ö. Reg. v. 26. Mär; 1811 3. 
11810; Vdg. des böhm. Gub. v. 29. 
März 3. 16119; des fteierm. Gub. 
v 30. März 3. 7241, des gal. Bub. 
v. 5. April 1811 3. 12967. Pol. ©. 
©. 3. 1811. Erneuert mit Hfkzl. Deer. 
v. 23. Jänner 1823 3. 2387 an das 
tir. Gub., Bdg. des fir. Gub. v. 14. 
Febr. 1823 3. 2970. Krop. ©. ©. 
48. Bd. ©. 53.) 

— — Auch ein Refervemann und 
ein wirklich dienender Soldat, 
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welder, um ſich vom Militär zu be 
freien , fich felbft beſchädigt, ift nad 
ausgeftandener gefeßmäßiger Strafe 
zu derjenigen Dienftleiftung, wozu er 
nod tauglich ift, zu verweuden, umd 
verliert zugleih die Wohlthat der Ca— 
pitulation, fobald fie ihm als gefegliche 
Begünftigung zugefommen wäre ; wenn 
er aber auf die Eapitulation ‚ein vers 
tragsmäffiges Recht hat, z. B. als Re— 
capitulant, ift er derfelben nicht verlu- 
ftig. (Hflzl. Decr. vom 19. Auguft 
1821 3. 23997. Bdg. der n. d. Reg. 
vom 28. 3. 48121, des böhm. Bub. 
29. 3. 43524, des fteierm. Gub. v. 29. 
Auguft 3. 18900, des mähr. Bub. v. 
7. 3. 13979 und das gal. Gub. vom 
13. Sept. 1821 3. 40779. Bol. ©. 
©. 3. 1821.) 

Selbftverftümmler. Die neuer- 
lihe Knndmahung der in Betreff 
der Selbftverftümmler mit Hfkzl. Vdg. 
vom 7. März 1811 bekannt gemachten 
höchſten Beftimmung wurde angeordnet 
und zugleich Folgendes feſtgeſetzt: 

Um die Kreisämter und Werbbezirkd- 
Gommanden in der leberficht der gegen 
Selbftverftümmler erfließenden Straf: 
urtheile zu ‘erhalten, haben die politi« 
ſchen Obrigfeiten alle nah $. 161 I. 
Thl. St. ©. mit den im $. 162 feft- 
geſetzten Merkmale der Abficht, fi dem 
Militärftande zu entziehen, gefällten 
Strafurtheile dem Kreisamte zur Ein- 
fiht vorzulegen. Das Kreisamt hat 
das betreffende Werbbezirtd-Commando 
von dem Inhalte des Urtheild zu dem 
Ende zu umterrihten, damit dass 
felbe 

a) vorläufig wiffe, daß nad Ablauf 
der Strafzeit von der Obrigkeit der 
Sträfling zum Militär werde abgege- 
ben werden und damit 

b) nah fruchtlos verlaufener Zeit 
dem Kreisamte zur weiteren Einleitung 
die Anzeige gemacht werden könne. 

Ferner find amd die der Gelbft- 

Baleiöty, Handb. d. Pol. Erf. UL 
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verſtüͤmmlung beinzichtigte, jedoch ab 
instantia losgeſprochenen Con— 
ſeribirten ſogleich nach richterlichem 
Spruche zum Militär zu ſtellen. Die 
Urtheile über ſolche Individuen ſind 
ebenfalls den Kreisämtern zu der oben 
angedeuteten Abficht vorzulegen. Die 
Entlafung folder Individuen auf eine 
Wirthſchaft, oder aufein Gewerbe wird 
nur aus befonders wichtigen Umftänden 
Statt finden, und die diesfälligen Ber- 
bandlungen find allemal der Entfchei- 
dung der Hofbehörden vorzulegen. 
(Hfkjl. Decr. vom 21. April 1826 3. 
10373 an fämmtlihe Länderftellen, 
mit Ausnahe von Tirol, Zara, Bene- 
dig und Mailand. Bdg. der n. d. Reg. 
vom 17. Mai 1826 3. 23368; des 
mähr. fchlef. Sub. vom 18. Mai Zahl 
14268; der ob der Enns’fchen Reg. v. 
19. Mai 3. 11457; des galiz. Gub, 
vom 20. Mai 3. 30408; des laib, 
Bub. vom 26. Mai 3. 9317 und des 
böhm. Bub. vom 26. Dec. 1826 Zahl 
72825. Bol. G. ©. 54 Bd. Nr. 29.) 
Die ab instantia wegen Selbſtver— 
ftümmlug losgefprochenen find nur auf 
die gefegliche apitulationgzeit zu ftel« 
len und werden der Gapitulations» 
Wohlthat nicht verluftig. (Hfkzl. Decr. 
vom 15. Dec. 1826 8. 35329 an 
fämmtlihe Ränderftellen mit Ausnahme 
von Mailand, Venedig und Zara. Pol. 
G. ©. 54. Bd. Nr. 103.) 
Selbftverftümmler. Mit Referips 
ten vom 29. Sept, 1823 F 1037 und 
10. Jänner 1825 W 2 ift bereits die 
Republicirung und genaue Anwendung 
der Eircnlar-Derordnung vom 1. April 
1784 A 446 angeordnet worden; 
deffenungeachtet haben fi die Selbſt— 
verftümmlungen in der Armee keines— 
wege vermindert. Um daher diefem fo 
fHädlihen Verbrehen auch nod wei» 
ters dadurch entgegen zu wirfen, daß 
auch die Ausficht benommen werde, 
durh Selbftverftümmlung ſich vom Mi⸗ 
11 


Selbfiverflümmler: 


litär doch los zu machen, findet der 
Hoffriegsrath zu verorbnen: 

1. Die Regimenter, Corps und 
Branden und weiters die Superarbi- 
trirungs -» Commiffionen haben in der 
ärztlihen Beurtheilung und Glaffifici- 
rung der Leute, welche fi durch Selbit- 
verftümmlung dem Militärftande zu 
entziehen ſuchen, rückſichtlich der Un» 
tauglichkeitserklärung wicht leichthin, 
fondern mit aller Strenge vorzugehen 
und kommt der Verſtümmlungsact, wenn 
der Mann nur immer noch zu irgend 
einem Dienfte bei feinem Truppenkörper 
verwendbar ift, nicht als ganz volls 
brachte Selbftverftümmlung , fondern 
für eine verfuchte Selbftverftümmlung 
zu erklären, daher auch derMann nad 
überftandener Strafe des Gaffenlaus 
fend oder der GStodftreihe im Regis 
mente oder Corps beibehalten werden 
muß. 

2. Iene Keute, welche in genauer 
Befolgung der Anordnung sub. 1) 
doch ale Selbftverftiimmler erflärt und 
nah Vorſchrift vom 1. April 1784 
behandelt werden müßten, find nad 
ausgeftandener Strafe, deren Dauerzeit 
den Gapitulanten nicht in die Capitu— 
lation eingerechnet werden darf, neuer 
dings dem Superarbitrium zur ſtrengen 
Elaffifieirung für jene Militärdienft- 
leiftungen zu unterziehen, zu welden 
fie noch tauglich geblieben, oder in der 
Zeit durh das Gemohntwerden ihres 
Defected und die dabei erlangte Be- 
bolfenheit etwa wieder geeignet worden 
find. Es kommen daher jene, welde 
felbft zu leichteren Dienften bei den Li— 
nientruppen nicht mehr fähig fein foll 
ten, zum Fuhrweſen, und jene, die fi 
auch dazu nicht eignen, zu dem Spital- 
ſtande ald Krankenwärter anzutragen. 

3. Die Truppenkörper und Branden, 
zu welchen die abgeftraften Selbftver- 
ſtümmler in Folge ihrer Elaffificirung 
eingetheilt werden, haben den für die 
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Armee fo wichtigen Zwed diefer Ein« 
theilung wohl zu beachten, umd dem- 
nad diefe Leute, ſowie die sub. 1) er» 
wahnten, welche den Verſuch zur Ver—⸗ 
flümmlung machten, fo lange es nur 
immer thunlich ift, beizubehalten indem 
fonft bei dem Streben, fich foldyer Leute 
zu entledigen, der Zweck vereitelt würde. 
Sollte ein folder Mann fpäter wirklich 
durchaus für Dienfte bei den Linien— 
truppen untauglih werden, fo ift er 
nad Beichaffenbeit der Umftände zum 
Fuhrweſen, oder von diefem zum Spi« 
talftande zu überfegen. 

4. Bor Berlauf ven 6 Jahren feit 
der Eintheilung nach beendigter Strafe 
darf Fein Selbftverftümmler und eben 
fo wenig jener, welder nah 1) den 
Berfuch zur Selbftverftümmlung machte, 
beurlaubt werden, wenn fie aud nad 
ihrer feitherigen Conduite dazu geeig« 
net wären. Das Generallommando 
hat hiernach den unterftehenden Trup—⸗ 
pen und Branchen die erforderliche Be- 
lehrung zu ertheilen, und diefelben zu— 
gleih anzumeifen, bei der Publication 
derfelben der Mannfchaft insbefondere 
anſchaulich zu machen, daß durch Selbft- 
verftümmlung fih durchaus fein Mann 
von feiner Militärverpflihtung frei 
machen könne, indem felbft jene, die 
für feine andere Dienftleiftung mehr 
taugen, noch ald Kranfenwärter fort 
dienen müßten. (Vdg. des Hofkrieger. 
v. 6. Dec. 1825 3. 3170. Kundg. m. 
Vdg. des böhm. Gub. v. 17. Jän. 
1826 3, 2375 ; Hflzl. Dec. v. 11. Apr. 
1826 3. 10851 Bdg. des mähr. Bub. 
v. 29. Mai 1826 3. 11303.) 

Selbftverftümmler. Laut einer 
Eröffnung des k. k. Hfkriegsrathes has 
ben Seine f. k. Majeftät mittelft a. h. 
Entfchliegung v. 28. Auguft 1846 zu 
befehlen geruht, daß die nicht einbring- 
lihen Berpflege- und Heilfoften für 
die noch nicht affentirten, in die Mili- 
tär-Spitäler zur Behandlung abgege- 


Selchküchen. 


benen Selbſtverſtümmler und Selbſt⸗ 
verletzer, in Fällen, wo ſolche Indivi— 
duen nach erfolgter Heilung an das 
Militär zur Dienſtleiſtung abgegeben 
wurden, der Militärkaſſe, außer dieſen 
Fällen aber der Cammeral⸗Caſſe zur 
Laft fallen follen. (Hfkzl. Decr. v. 15. 
Dec. 1846 3.37493 an fammtl. Län- 
derftellen. Bdg. d. n.ö. Rgg. vom 23. 
Dec. 1846 3. 73611. Krop. ©. ©. 
72. Bd. Nr. 145.) 

Selchküchen. Die in den Seld- 
fühen und Raudfängen der fleifch- 
ſelcher und Stechviehhändler fo oft ftatt- 
gefundenen Feuerausbrüche, haben die 
Ueberzeugung verfhafft, daß die ſchon 
durch die Feuerlöſchordnung für Wien 
vom 31. Dec. 1817 vorgefchriebene 
ordentliche zeitgemäße und gute Reini- 
gung der Selchrauchfänge vernadhläffi- 
get und das Selchgeſchäſt zur Nacht: 
zeit ohne gehörige Beauffihtigung vors 
genommen werde. Um nur diefe Feuers⸗ 
gefahr nah Möglichkeit zu verhüten, 
erfcheint eine Vervollſtändigung der 
hiezu -dienlihen Maßregeln geboten, 
daher ſich die Regierung in Folge b. 
Hffzl. Deer. vom 28. Sept. 1843 3. 
29359 beftimmt findet, folgende Map- 
regeln anzuordnen: 

1. Daß die Selhfühenraubfänge 
alle acht Tage odentlih und gut gereis 
nigt werden follen. 

2. daß, fo lange das Selchgeſchäft 


dauert, die ununterbrochene Aufficht- 


von einem eigens hiezu beftellten Ins 
dividuum zu beforgen fei, um die Ent- 
zündung-des unterftreuten Rauchholzes 
zu verhüten: 

3. Daß der Rauchfang durch eine 
eiferne Thür, die, fo viel ed thunlich 
ift, an dem äußerften Ende des Rauch— 
fanges , in der Art anzubringen wäre, 
daß felbe durch einen Zug von ber 
Selchküche aus, augenblicklich geſchloſ⸗ 
ſen werden kann, zu verſehen ſei, da— 
mit jedoch dieſe Thuͤre wegen des ſich 
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an die Kamine anlegenden Rußes im—⸗ 
mer leicht beweglich gehalten werde, iſt 
bei der wöchentlichen Reinigung des 
Rauchfanges die gehörige Nachſicht zu 
pflegen, und bei jedem Schließen des 
Rauchfanges find die Kegeln diefer 
Fallthüte von jedem Rauchanſatze zu 
reinigen. 

4. Daß die Selhfühen und die 
Rauchfänge nad Befeitigung des we— 
gen leichter Entzündung ſehr gefährli- 
ben Glanzpeches wenigftend balbjäh- 
tig mit einer Mifhung von Hafnerlehm 
und Kalk übertündht werden, 

5. Sind die Uebertretungen diefer 
Borfihtsmaßregeln nn Maßgabe des 
St. G. 2. zu ahnden. Ubrigens vers 
fieht es fih von ſelbſt, daß jene Stech— 
viehhändler, welche fi auch mit dem 
Fleiſchſelchen befaffen und eigene Selch— 
füchen befißen zur Beobadhtung der hier 
vorgezeichneten Mafregeln gleihmäßig 
verpflichtet find. 

Es werden demnach hiermit die 
Feuer⸗Commiſſäre der Gemeinden, die 
Grundgerichte, die jährlich ftattfinden- 
den Feuerbefhau Commiſſion, fowie 
die fäammtlichen Pol. Bez. Dionen. vers 
pflitet, die Beobachtung diefer Bor- 
fihriften genau zu überwachen, und die 
Uebertreter der gefeplihen Ahndung 
zuzuführen. Eben fo werden nad Maß- 
gabe des St. ©. B. die Rauchfangkeh— 
rer und Geſellen verpflichtet, die in 
Bezug auf diefe Borfichtsmaßregeln 
beim Reinigen der Selchküchen wahr- 
genommenen Gebrechen und geſchehe— 
nen Untetlaffungen zur Kenntniß der 
Obrigkeit zu bringen, im Widrigen fie 
mit der darin ausgeſprochenen Strafe 
zu ahnden find. (Deer. der n. 6. Reg. 
v. 8. Det. 1843 3. 56550. Eirc. der 
t. k. Bol. Ob. Dir. v. 27. Det. 1843 
3. 15791/2791.) 

Selchküchen. Wiederholte Brände 
in den Selchküchen der Fleifhhauer und 
Fleiſchſelcher machen eine allgemeine 

11° 
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zur Erzielung der größtmöglichften: 
Feuerſicherheit bezweckende Vorſchrift 
unerlaͤßlich. Zu dieſem Ende findet die 
Regierung Nachſtehendes anzuordnen: 

Bei neu berzuftellenden oder zu adap⸗ 
tirenden Selchküchen ift 

a) die Feuerungsſtätte von der 
Selchkammer getrennt berzuftellen, und 
die Conſtruction beider fo einzurichten, 
das Hiße und Rauch in den Kamin, wo 
das Selchfleiſch hängt, binübergeleitet 
und fo das Abtropfen vom Kleifche 
oder Fett auf das Feuer vermieden 
werde; 

b) ift von Außen am Kaminfopfe 
eine eifenbleberne Fallklappe. wie bei 
den Fenerftätten der Bäder, Schmiede 
2c. ꝛc. anzubringen. dergeftalt, daß die 
Kette oder der Drabt in den Schorn- 
ftein von Innen angebracht umd in der 
Strede gegen den Selchherd mit einer 
Schnur verfehen wird, weldhe, wenn in 
der Selhfühe die Glut zur Flamme 
ausbrechen follte, abgebrannt, hierdurch 
die Fallklappe von felbft gefchloffen 
und das Feuer erſtickt werde; 


e) ift die Selchküche monatlich ein: 


mal mit einem Lehmauftrage zu über 
ziehen. 

Bei bereits beftehenden Selchküͤchen 
genügen die oben sub b) und c) anger 
führten Borfihtsmaßregeln. Dieß wird 
zur Wiffenfhaft und genaueften Dar: 
nachachtung befanntgegeben (Vdg. der 
ob der ennf. Reg. vom 8. April 1847. 
Prov. G. ©. für. D. De. v. 5. 1847 
Rr. 37,) 

Selenite, f. Haarfärbemittel. 

Senfgruben ſinb zu entfernen, 
und es foll bei neuen Bauführungen, 
oder bei folden Baureparationen , die 
einer neuen Bauführung glei gehal- 
ten werden, in ber Regel die Her: 
ftellung einer gewöhnlichen Senfgrube 
nicht geitattet werden, fondern ber 
Haudeigenthümer  ift zur Erbanung 
eined gemauerten Handcanales, und. 


hi 
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und zur Führung desfelben in. den 
Hauptabzugscanal zu verhalten. Nur 
in denjenigen Rocalitäten, wo derma- 
len nod feine Haupteanäle vorhanden 
find, daher die Herftellung eines Haupt⸗ 
canales zwedlos wäre, erübrigt vor 
der Hand nichts anderes, als die Her— 
ftellung von Senkgruben, ausnams— 
weife und unter der ausdrücklichen Be 
ſchränkung zu-geftatten, daß ſolche nur 
fo lange zu befteben haben, als fein 
Hanptcanal bergeftellt fein wird. (N. ö. 
Rage. Vdg. vom 11. Juni 1824. 
3. 26735.) | 

Senfgruben , wegen ausnahme- 
mweifer Herftellung derſelben, ſ. Baus 
ordnung für-Wien. $. 18. 

— — find zu caſſiten, ſ. Unraths⸗ 
Canãle. 

Sequeſtration des Vermögens der 
Ausgewanderten, ſ. Auswanderungs⸗ 
Patent. 88. 11—15. 

Seffel, f. Kraukentragbetten. 
Seſſelträger. Die Berleibung der 
Licenzen für Seffelträger in Wien bat 
vom Wiener Magiftrate und nicht von 
der BolizeisDirection auszugeben; und 
ift bei der Ertheilung folder durch die 
polizeilihe Unbedenklichkeit der Bewer: 
ber bedingte Gonceffionen in ftetem 
Einvernehmen mit der Polizei-Behörde 
vorzugehen. (Erl. des H. M. vom 9, 
Nov. 1852 3. 8606 und 27. Fan. 
1853 3. 572. Decr, dern. d Statth. 
v. 11. Febr. 1853 3. 3915. Pol. Dir. 
3. 3023/563.) S. Lohnfuhrmwerf. 
Seffelträger-Ordnung. 
— — haben bei Uebertragung der 
Kranken in das Krankenhaus nicht ihre 
Seffel zu gebranden, ſ. Seffelträger: 
Ordnung. 

— — haben für jeden Seffel mo⸗ 
natlih 1 fl. C. M. zu entrichten, fiehe 
Lohnwagenamtsgefäll. 

— — f. Lohnkutſcher. 

— — iſt das Barbiren unter Arreſt⸗ 
und Leibeoſtrafe verboten. (Rggs. Vdg. 


— 


Seſſellräger ⸗ Ordnung. 


v. 8. Juni 1796. Barth. H. u. G. Geſ. 
5. Bd. S. 134.) 

Seſſelträger-Ordnung vom 20. 
Aug. 1781. Rah dem Inhalte derſel⸗ 
ben darf: 

1, Jedermann Tragſeſſel halten, 

2. muß es doch jeder zuvor der Re 
gierung anzeigen, 

3. weil die Tragſeſſel ihre Nume« 
mern haben müffen, 

4. die Regierung einem jeden Seffel 
feine Nummer geben muß. 

5. Iſt für die Haltung eines jeden 
Seſſels monatlih 1 fl. dem Armen: 
baufe zu zahlen. Dagegen fteht ihnen 
frei, nad) den Umftänden der Zeit und 
Witterung , wegen des billigen Kohn 
für das Tragen, mit den Parteien über 
einzufommen. An folhen Tagen, wo 
Schaufpiele, Akademien und Redouten 
gegeben werden, müffen um 7 Ubr, dann 
um 10 Uhr Abends immer eine zurei- 
chende Anzahl von Seffeln bei der 
Hand fein. So muß auch getrachtet 
werden, zur Nachtzeit bei vorfallenden 
Gelegenheiten das Bublicum zu bedies 
nen. Die Pflicht desjenigen, der Seſ— 
fel Halt, ift, ſich um ſtarke Seffelträger 
zu bewerben, die dem Trunfe nicht er- 
geben und im Tragen vorfihtig find, 
indem der Eigenthümer für den Schar 
den, der Jemandem im Tragen durch die 
Schuld und das Berfehen feiner Träger 
widerfahren follte, zu haften hat. Will 
der Eigenthümer einen Seſſel ein- 
gehen laffen oder mehrere errichten, 
fo muß es der Regierung angezeigt 
werden. 

6. Haben die Seffelträger Folgen« 
des zu beobadten: 

a) Sollen fie jeden Meufhen — 
außer Kranken ins Krankenhaus und 
todten Körpern — dahin tragen, wos 
hin er in der Stadt verlangt. 

b) Muß das Tragen willig und 
ohne anzuhalten bis an den beftimmten 
Dit gefihehen, und es ift Niemand uns 
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terwegs abzufeßen oder zum Ausfteigen 
zu nöthigen. 

e) Sollen fie fih hüten, Jeman— 
dem im Einnehmen, Tragen und 
Abſetzen grob und unanſtändig zu 
begegnen. 

d) Müffen fie bei übelm Weiter, 
Eife oder fonft fhlüpfrigen Wegen bes 
hutſam fein, auch fidh nicht unter die 
fahrenden Wägen wagen. 

e)-Spllen fie fih auf beftimmten 
Plägen verfammeln, und nach der Ord— 
nung, wie fie dahin fommen , ftellen, 
und nicht vordrängen. Wenn fie aber 
befonders beftellt find, fo können fie 
fi auf diefen Plag hinbegeben. 

f) Wenn fie zum Warten ohne eine 
gewiffe Zeit gedungen find: fo ift ih— 
nen nicht erlaubt, in der Zwifchenzeit 
eine andere Trage zu verfehen, 

g) Benn fie nah Haufe gehen und 
ihnen jemand unterwegs zum Tragen 
aufftieße, können fie ihn annehmen, 
jedoh nicht verfuhen, mit Seffeln in 
der Stadt herumzugehen und fih um 
Tragen zu bewerben. 

h) Sollte Jemand, den fie tragen, 
etwas in dem Seffel verloren, vergeffen 
oder zurücgelaffen haben, müffen fie es 
zurückſtellen oder der Regierung übers 
geben. Ueberhaupt follen fie fih gut 
aufführen, unter einander verträglich 
fein und alle Klagen vermeiden. (Hfkjl. 
Entſchl. v. 20. Aug. 1781. Krop. Gef. 
Joſ. 1. BP. ©. 165.) 

Seßthaler, deffen Verpflihtungen 
und Eigenfhaften, f. Donau: Schiff: 
fahrt, (Pat. v. 20. Jän. 1770 88.5, 
6, 7,8 u. 9.) 

Sende, 1 Geflügel:Seudhe. 

— — f. Epidemien, Rinder: 
peit, Sanitätsauslagen, Thier⸗ 
ſeuchen. 

Sicherheitsgurte, deren Anwen 
. bei Dacharbeiten, fiehe Ziegel 
decker. 

Sicherheitsſachen, Unterricht für 


Sicherſlellung. 


Dorfrichter in Böhmen, ſiehe Polizei⸗ 
Ordnung. 

Sicherſtellung. Die h. k. k. n. ö. 
Statthalterei hat aus Anlaß der von 
dem hieſigen Magiſtrate und den Ge- 
meinden abgelehnten Sicherftellung 
des Eigenthums delogirter, 
verhafteter, verunglüdter, er 
krankter undinähnlider tage 
befindliher Berfonen in Erledi« 
gung des hierortigen Berichtes v. 18. 
Febr. d. 3. 3. 3338 und der hierüber 
eingeleiteten Verhandlung unterm 15. 
d. M. 3. 21434 folgendes Decret an 
den Wiener Magiftrat erlaffen: Bereits 
mit dem bierortigen Erlaffe v. 3. Dec. 
v. J. 3. 41640 und 41850 wurde an- 
geordnet, es fei in Wien die bisherige 
Einrichtung, wornach fich die Gemeinde 
mit der aus Polizeirücfihten in mans 
hen Fällen nothwendigen vorläufigen 
Siherftellung des Eigenthums delo- 
girter, verhafteter, verunglüdter , er 
frankter und in ähnlicher Rage befind- 
liher Perſonen zu befaffen hat, fortzu- 
feßen. Ueber die Bernehmung der Po» 
lizei = Direction und über Rückſprache 
mit dem k. k. DOberlandesgerichte ift 
man auch dermalen nicht in der Lage, 
die von dem Magiftrate bezielte Ent» 
bebung der Commune von ihrer dies— 
fälligen durch die prov. Gemeinde-Drd- 
nung begründeten Aufgabe eintreten zu 
laffen. Die Gemeinde wird daher wie 
gegenwärtig der von der Bolizei-Direc- 
tion und den Bezirkspolizei-Commiſſa— 
tiaten oder auch von den Gerichtd-Be- 
hörden an fie ergebenden Aufforderung 
zur polizeilichen Sicherftellung ſolchen 
Eigenthums fortan Folge zu geben ha— 
ben. Uebrigens ergeht unter Einem an 
das k. k. Dberlandesgeriht das Erſu— 
hen, dahin zu wirken, daß durd eine 
möglihft befchleunigte Amtshandlung 
der Gerichte in jenen hieher gehörigen 
Fällen, wo die Beitellung eines Cura— 
ford Platz greift, und durch Beftellung 
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eined Curators ad actum behufs der 
Berfügung mit Mobilien und Effecten, 
die der Gemeinde zugewiefene Verwah⸗ 
rung auf das Maß des unabwendbaren 
Bedürfniffes zurücdgeführt werde. Ob 
und in wie ferne es angebe, daß die 
Gemeinde eine Entfhädigung für die 
mit der Berwahrung verbumdenen, jept 
gar nicht erhobenen und wahrſcheinlich 


auch nit namhaften Auslagen ans 


ſpreche und nah Umftänden die Eigen: 
thümer zur Uebernahme ihrer verwahr« 
ten Sachen verhalte, wird dem Magi⸗ 
ftrate zu erwägen überlaffen. Die Be- 
zirt8-Commiffariate werden bievon zur 
Diffenfhaft und Darnachachtung mit 
dem Bemerken in Kenntniß gefeßt, daß 
fi in den zum Polizei-Bezirke befind» 
lihen Ortfhaften vor den Linien in 
vorkommenden Fällen nad der Analo« 
gie des oben citirten Statthalterei- 
Decretes zu benehmen ift. (Decr. der 
f. t. Bol. Dir. v. 24. Aug. 1853 3. 
18537/2179. €. 9. 1.) 
Siechenhaus. Jeder, der auf die 
Unterftügung des Armeninftitutes An« 
ſpruch machen kann, das Kind wie der 
Erwachſene, wenn mit feiner Armuth 
zugleih auch ein unbeilbarer und efel« 
bafter körperlicher Zuftand verbunden 
ift, ift zur Aufnahme in das Siechen⸗ 
haus geeignet. Indeß ift au andern 
Dürftigen, wenn ſich dabei befondere 
rückſichtswürdige Umftände ergeben, 
3. B. Lahmen, Blinden und Zaubftum« 
men die Aufnahme in das Siechenhaus 
nicht zu verweigern. Für auswärtige 
Siehe vom Lande, oder folde, weldye 
noch nit 10 Jahre in Prag fi be 
finden, ift das Siechenhaus nit ges 
widmet, fondern derlei Individuen find 
mit Ausnahme dringender Fälle, welche 
allerdings eine Abweihung geftatten, 
an den Drt ihrer Geburt, oder ihres 
vorigen Aufenthaltes zu weifen, wo fie 
einen Gegenftand der Rocalverforgung 
ausmachen. (Bdg. des böhm. Gub, 


Siechenhaus. 


onm 4, Nov. 1789. Obent. 4. Band. 
©. 176.) 

Siechenhaus. An den Grundfag, 
dag nur jene Arme auf die Berpflegung 
im Siehenhaufe Anſpruch haben, welche 
mit einem unheilbaren und ekelhaften 
körperlichen Gebrechen behaftet find, ift 
fi bei der Zumeifung von Individuen 
in das Siehenhaus umfomehr zu hal- 
ten, als fonft das Siechenhaus den 
Character einer Armenverforgungs- An- 
ftalt überhaupt annehmen, die An« 
nahme der wahrhaft Siehen und die 
Unterbringung der im Krankenhauſe bes 
findlihen unbeilbaren Kranken in der 
Siehenanftalt erfchwert würde. (Vdg. 
des böhm. Bub. vom 20. April 1822 
3. 13895. Obent. 4. Bd. ©. 177.) 

Siechknechte, ſ. Krankentrag: 
beiten, Krankenträger, 

Signale auf Eiſenbahnen, ſiehe 
Eiſenbahn-Betriebs-Ordnung, 
88. 41—54. 

Silber. Berbot ohne Befugnif 
Gold und Silber zu ſchmelzen und zu 
verarbeiten, f. Gold. 

— — ſ. Gold. 

&ilberarbeiter, ſ. Goldarbeiter. 

— — melde willfürlice Abzeichen 
der Eivil- und Ehrenmedaillen verfer- 
tigen, deren Beftrafung, ſiehe Ehren: 
Medaillen. 

— — Beftrafung der öffentlichen 
Austellung und Nahmahung von 
Drdend-Decorationen, fiebe Ordens: 
Decorationen. 

Silberdrahtzieher, ſiehe Gold: 
— 

Silberkräg, ſ. Krätz. 

— — und Reinigungsmühlen, 
f. Krägmühlen. 

Silbermünzen, Berbot des Ein« 
ſchmelzens, ſ. Gold. 

Silberpunze, ſ. Punzirung. 

Silber-Scheidemüuze, Berbot 
des Agiotirens, ſ. Agiotage. 

Silberfcheiden, j. Goldarbeiter. 
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Silberwaaren, dürfen nur nad 
dem Münzgewicht verkauft werden, f. 
Gewidt. 

Simmering, dafelbft wird ein 
Commiſſariat errichtet, ſiehe Polizei⸗ 
Bezirk von Wien. 

ingen unfittliher oder politisch 
bedenklicher Lieder, ſ. Muſik. 

— — Geſänge dürfen auf katholi—⸗ 
Then Kirchhöfen nicht gehalten werden, 
f. Leichenreden. 

— — auf den Leihenhöfen, fiehe 
Leichenhöfe. 

— — fiche Bettelmnficanten, 
Bolksfänger:-Gefellfchaften. 

Singvögel, Berbot des Schießens 
und Fangens, f. Vögel. 

Sinnen : Verwirrung, f. Irr⸗ 
finnige. 

Sittenwidrige Gemälde, Zeich— 
nungen und Kunftgegenflände, Verbot 
des öffentlichen Verkaufes, f. Licitas 
tionen. 

Sittenzeugniffe, ſ. Zeugniffe. 

Sittlihleit. Maßregeln zur 
Beförderung derfelben. In Ge- 
mäßheit der a. h. Entſchl. v. 11. April 
1834 werden der Landesftelle folgende 
Erinnerungen gemacht: 

1. Den Gemeindevorftehungen iſt 
neuerlich zur Pflicht zu machen, genau 
darauf zu ſehen, daß die beftehen» 
den Borfchriften wegen Hintanhaltung 
nächtlicher Schwärmereien, wegen vers 
fperrter Abfonderung der Liegerjtätte 
der männlihen und weiblihen Haus» 
genofjen, dann wegen Anhaltung der 
Kinder und Dienftboten zum Religions 
und Schulunterrichte gehörig beobachtet 
werden, im entgegengeſetzten Falle aber, 
und wenn gütlihe Erinnerungen fruchts 
los bleiben, der Obrigkeit hievon die 
Anzeige zu erjtatten. 

2. Die Hausväter und Gemeindes 
Borfteher bei allen ſchicklichen Gelegen⸗ 
heiten aufmerffam zu machen, wie fehr 
ed in Anfehung der erfteren die Ehre 


Soldaten. 


und das Wohl ihrer Familien erfor 
dern, auf die Zucht und Sittlichfeit 
ihrer Angehörigen eine forgfame Aufs 
fit zu pflegen, und wie viel ihnen zur 
Behauptung eines guten Nufes und 
zum Fortgange des Wirthſchaftsbetrie⸗ 
bes an dem fittlichen Betragen ihrer 
Hausgenoffen und Dienftboten gelegen 
fein müffe; dann wie fehr ed das In» 
terefje der Gemeinden erheifhe, in ih« 
rem Innern auf Zudht und Ordnung 
und insbefondere auf die Hintanhal- 
haltung unerlaubter Vermifchung der 
Geſchlechter zu fehen, weil die Kolgen, 
die daraus herporgehen, zumal die Ver⸗ 
forgung unebeliher Kinder, auf fie 
ſelbſt zurückfallen. 

3. Das Betragen der Schullehrer 
und die Erfüllung ihrer Pflichten forg« 
fam zu überwachen. 

4. Gegen die Außerachtlaſſung der 
polizeilihen Borfhriften und gegen 
Aergerniß veranlaffende Unſittlichkei— 
ten mit geſetzmäßiger Strenge zu ver⸗ 
fahren; übrigens find aber auch 

5. die Geſetze in Anfehung der Ber: 
forgung unebelicher Kinder auf das Ge- 
nauefte zur erfüllen und erfüllen zu ma— 
hen. (Hflzl. Decr. v. 14. Mai 1834 3. 
9876, an fämmtl. Länderft. Bdg. der 
n. ö. Reg. und des böhm. Bub. v. 3. 
Juni 1834 3. 28904 und 24834. 
Bol. ©. ©. 62. BP. Nr. 57.) 

Soldaten. Behandlung verabſchie— 
deter Soldaten, welche im Auslande 
geboren find, bei ihrer Niederlaffung 
im öfterreihifchen Staate. S. Aus: 
länder. Stantsbürgerfchaft. 

— — erfranfte. Behandlung derfels 
ben von Seite der Civil - Aerzte, fiche 
Militär-Perfonen. 

— — an gemeine, Civilkleidungs— 
ftüde zu verfaufen,, ift den Trödlern 
verboten, ſ. Trödler. 

— — Gämmtlihe allhier befind» 
lihe Truppen find erneuert angewiefen 
worden, daß feinem Soldaten erlaubt 
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ift, über die Linien Wiens zu paffiren, 
wenn er fich nicht mit einem Linienpaffe 
feines Herın Compagnie CEommandan« 
ten oder fonfligem legalen Documente 
auszuweifen vermag, fiehe Linien- 
paffirung. 

Soldaten. Berleitung zum Treu: 
bruche, ſ. Militär-Berbrechen. 

— — von feldben Monturftäde zu 
kaufen, ift verboten, f. Monturftüde. 

— — deren Berwendung im Thea» 
ter, f. Theater. 

— — f. Militär-Berfonen, 

— — f. Militär:Ehen, 

Soldatenweiber, welche nicht dem 
Regimente folgen, dürfen die Heirathe- 
bewilligung gegen dem erhalten, daß 
weder fie noch die Kinder auf eine Mi- 
litärverforgung einen Anſpruch mahen 
fönnen; und umierliegen fammt den 
Kindern in jeder Beziehung der Eivil- 
jurisdiction. 

Diejenigen, welche die Regimenter in 
einer gewiflen Anzahl pr. Gompagnie 
wählen, und welche dem Regimente in 
allen Gelegenheiten folgen, bleiben mit 
ihren Kindern der Militär: Juriediction 
unterzogen, und follen von dem Milis 
tär auch allein verforgt werden. (Hofd. 
v. 14. Dct. 1775.) 

— — Bei Eoncurrirung aller er» 
werbsunfähigen Soldatenweiber zu 
Eiril-Stiftungen und Pfründen ift fi 
ganz nad jener Rorm zu bemehmen, 
welche für alle andern Individuen aud- 
gefprochen ift, die fi mit ihnen in gleis 
her Lage befinden, und mit denen fie 
in eine Gategorie gehören. Hiernach 
find fie, infofern befondere Pfründen 
für Soldatenweiber beftehen oder noch 
errichtet werden, mit. denfelben zu be» 
theilen , und fie werden auch, infofern 
fie die erforderlihen Eigenſchaften be« 
figen, auf andere Givil-Armenpfründen 
Anfpruh zu mahen haben; außerdem 
aber ganz wie andere Dürftige, welde 
einer Unterflüßung. oder Berforgung 


Sotdatenweiber. 


würdig find, zu behandeln kommen. 
(Hflzl. Deer. v. 14. Yan. 1819. Krop. 
Gef. Franz. 41. Bd. ©. 17.) 

Soldatenweiber , ſiehe Gebär: 
anftalt. 

— — ſ. Militär-Transporte. 

— — ſ. Militär-Geritsbarfeit. 

Sommerkohl. Bon dem Genuffe 
eined Unkrautes , des fogenannten 
Sommerkohls, Tollkorns, Schwindel» 
habers, Trepſe, böhmiſch Gilet, oder 
Matonoha, find einige Feldarbeiter be- 
täubt umgefallen. Die Pflanze, die dies 
fen Samen trägt, wächſt unter verſchie— 
denen Betreidarten im feuchten Boden, 
und überhaupt in feuchten Jahren, und 
bringt für die menfchlihe Gefundheit 
nachtheilige Wirkung hervor, wenn ihr 
Mehl entweder roh, oder auch gekocht 
in Brei oder Brot genoffen wird; die 
Mittel, deffen [hädlihe Wirkungen zu 
verhindern, find folgende: ein geſchwind 
erregted Erbrechen, häufiger faurer 
Trunk, auch milde Dele; befonders 
aber ift die Kraft des Sauern dagegen 
fo wirffam, daß man den Brei aus 
Zrepfamen mit gemeinem Sauerfraut 
ohne Nachtheil genoffen hat. (Bub. 
Dog. in Böhm. vom 18. Oct. 1804. 
Krop. Gef. Franz. 19. Bd. ©. 335.) 

Sommerfohl, fiehe Schwindel: 
haber. 

Sommerſchirme, ſ. Plachen. 

Somnambulismus. ſiehe Mag: 
netismus. 

Sonnenwendfeuer, fiche Fener: 
löfch : Ordnung für die Landſtädte 
$. 16 und für das offene Land $. 15. 

— — am St. Johann» Borabende, 
und in Loosnächten allerlei Unfüge auf 
Kirch» und Kreuzwegen, dann das Ni— 
colais und Dreikönigfpiel, und alle 
Schapgräbereien und Beſchwörungen 
find verboten: ©. PolizeisOrbnung 
für Prag $. 36. 

Sonntagsfchulen, ſ. Wiederho⸗ 
lungsſchule. 
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Sonn: und Feiertagdheiligung. 
An Sonn- und Feiertagen dürfen feine 
Amtstage gehalten werden. (Hofd. v. 
19. Rov. 1769, Dbent. 2. Band. 
©. 138.) 

— — Don muın an follen lediglich 
in den Haupt: und größeren Städten 
die Spektakel auf dem Theater an den 
Sonu: und gebotenen Feiertagen nicht 
eher ald Abends um 7 Uhr ihren Ans 
fang nehmen, dagegen alle übrigen 
Spektakel oder öffentlihe Schaufpiele 
außer dem Theater an diefen Tagen 
auch in den Haupt und größeren 
Städten verboten fein, auf dem Lande 
aber und. in den Vorftädten an den 
Gott gewidmeten Tagen keinerlei Gat- 
tung der Spektakel gejtattet werden, 
wie denn alle Comödien in den Bor 
ftädten und auf dem Lande auch fogar 
in den gemeinen Werktagen abzuitellen 
find, es wäre denn, daß man aus nuͤtz⸗ 
lichen Gründen folhe halten zu laſſen 
vermeinte, wovon zuvor die Anzeige 
nah Hofe zu machen und nad ertheils 
ter Erlaubniß Sorge zu tragen ift, da« 
mit biebei feine ärgerliche oder den gu⸗ 
ten Sitten zumiderlanfende Handluns 
gen nprgenommen werden. Weiter 
wollen Ihre Majeftät, daß die Muſik 
an den Soun- und gebotenen Feicrta- 
gen in den Wirthshäufern niemals eher, 
als, und zwar auf dem Lande Nadhmite 
tag nach 3 Uhr und in den Städten um 
4 Uhr anfangen, und in den Gaſt⸗, 
Kaffee» und Wirthshäuſern alle Gat- 
tungen Spiele mit Inbegriff des Bil⸗ 
lardfpieles verboten feien, die alddann 
Abends bis 10, 11 Uhr offen bleiben 
mögen. An dergleichen geheiligten Ta— 
gen haben auch alle Commiſſionsab— 
haltungen in nicht dringenden Ge— 
fhäften zu unterbleiben. (Bdg. vom 3, 
Yan. 1772. Krop, Gef. M. Thereſ. 6, 
Bd. ©. 429.) 

— — Den Denuncianten wegen 
Mebertretung des Normald, in Betreff 
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der Heiligung der. Sonn- und gebote- 
nen Feiertage, wird von den eingehen⸗ 
den und unter die Armen des Kirchen- 
fprengeld zu vertheilen beftimmten 
Strafgelder ein Drittel bewilligt. (Hofd. 
v. 13. Jän. 1775. Krop. Gef. Maria 
Thereſ. 7. Bd. ©. 158.) 

Sonns und Feiertagsheiligung. 
Aller Handel an Sonn. und eier 
tagen ift mit alleiniger Ausnahme 
der Pfefferfüchlerwaaren verboten und 
ed haben die Ortavorſteher darüber zu 
wachen, und die betretenen, diefem Ber- 
bote zumiderhandelnden Krämerleute 
zur Strafe zu ziehen. (Bdg. v. 2. Nov. 
1781. Obent. 2. Bd. ©. 139.) 

— — Der Auetrieb des Viehes ift 
unter dem Berbote aller knechtlichen 
Arbeit an Sonn: und Feiertagen nicht 
enthalten; nur ift dafür Sorge zu tra- 
gen, daß die Biehhirten abwechslungs⸗ 
weife an dieſen Tagen den geiftlihen 
Unterricht erhalten. (Hof = Decr. v. 3. 
Juli 1783.) 

— — Alle Arten Spiele dürfen in 
Baft:, Schank⸗ und Kaffeehäufern vor 
4 Uhr Nachmittags nicht begonnen 
werden. (Hofd.v.3. Oct. 1785. Obent. 
2. Bd. ©. 139.) 

— — In unumgängligen Notbfäl« 
len find fnechtliche Arbeiten an Sonn 
und Peiertagen erlaubt. (Bdg. des 
böhm. Bub. v. 23. Nov. 1789. Obent. 
2. Bd. ©. 136.) 

— — Das Verbot wird wiederholt, 
dag an Sonn- und Feiertagen, wäh. 
rend des Gottesdienftes, und alfo vor 
4 Uhr Nachmittags keine Gattung 
Spiel, mit Inbegriff des Billard» und 
Kegelfpieles, in Gaſt- und Kaffeehäus 
fern geduldet werden folle, und daß 
nad den beftehenden höchſten Bolizeir 
Drdnungen, dann nach den Regierungd« 
anordnungen v. 12. Jän. 1791 und 
8. Nov. 1797, derjenige Kaffees und 
Schankhausinhaber, welcher diefen Ber» 
prönungen zumider handelt, mit einer 
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Strafe von 10 Rthlrn. an den Polis 
zeifond werde angefehen werden, im 
welde Strafe aud jeder Gaſt, der das 
höchſte Geſetz übertritt, gleichfalls ver- 
fällt. (Bdg. der ob der ennf. Reg. v. 
26. März 1802. Krop. Gef. Kranz. 
16. Bd. S. 224.) 

Sonn: und Feiertagsheiligung. 
Wegen Heiligung der Sonn- und eier 
tage wurde zur allgemeinen Rihifchnur 
feitgefept: 

1. Die unentbebrliden Be 
dürfniffe, als: Fleiſch, Fifche, Brot, 
Milch und grüne Waaren können an 
Sonns u. Feiertagen, außer den foge- 
nannten gefperrten großen Feſttagen, ale 
am Weihnachtstage, Oftern und Pfingft- 
fonntage, Brohnleihnamstage, Maria- 
Berfündigung und Mariä-Geburt, bis 
9 Uhr früh verkauft werden, ferner wird 
den Bädern und Brotfißern ge 
ftattet, Mittags von 12 bis 2 Uhr und 
Nahmittags von 4 Uhr an ihr Ges 
bäde zu verkaufen; für den Verlauf 
des Gebädes bei Ständen hingegen, 
bat es bei der Beſchränkung des Ber- 
faufes bis 9 Uhr zu bewenden. Der 
Berlauf der grünen Waare ift nur 
den förmlihen Küchengärtnern und be 
fugten Kräutlern, keineswegs aber den 
Landleuten geftattet. 

2. Sämmtlide Sauerfräutler 
dürfen ihre Feilſchaften gleichfalls bis 
9 Uhr Morgens verkaufen. 

3. Der Eleinweife Salzverkauf 
wird Morgens bis 9 Uhr, und Nach— 
mittags von 4 Uhr an geftattet. 

4. Den Delerern wird geftattet, 
im Winter von 4, im Sommer aber 
von 6 Uhr Nachmittags an Kerzen, 
Seife und Milch zu verlaufen. 

5. Den Bratelbratern, Hart 
und den fogenannten Kleinſelchern 
wird erlaubt, bis 9 Uhr früh feil zu 
haben. 

6. Den bürgerlihen Debftlern, 
wie auch den fogenannten Onaden« 
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DObftftand- Inhabern wird geftat- 
tet, bis 9 Uhr früh, dann Mittags 
von 12 bie 2 Uhr, endlich Nachmittags 
von 4 Uhr angefangen ihr Obſt an 
den Hütten und auf ihren Ständen zu 
verkaufen; die am Schanzel mit Obſt 
antommenden Parteien haben den Der: 
auf lediglih um 4 Uhr Nachmittags 
anzufangen. 

7. Die bürgerlihen Lebzelter 
dürfen noch ferner Nachmittags nad 
geendigtem Gottesdienfte, folglich um 
4 Uhr Rebzelten und Wachs verkaufen. 

8. Die bürgerlihen Berüdenmas- 
her dürfen ihre Gewölbe Vormittags 
bis 11 Uhr offen halten und Nachmit— 
tage um 4 Uhr wieder eröffnen. 

9. Den bürgerlihen Spezerei- 
händlhern wird erlaubt, ſowohl Weine 
als Eßwaaren, und zwar: Vormittags 
von 11 bis 4 Uhr und Nachmittags 
von 4 Uhr an, den dahin kommenden 
Bäften abzureihen. 

10. Allen mit Spezereiwaaren 
handelnden Parteien, dann den 
Fragnern, Greiglern ımd Käsftehern 
ift erlaubt, bis 9 Uhr früh und Nach— 
mittags von 4 Uhr an, jedoh ohne 
Auslage und bei halbgeöffneten 
Laden zu verfaufen. 

11. Ebenfo wird den Zuderbä- 
dern und Mandolettihändlern 
geftattet, Nachmittags von 4 Uhr ange 
fangen ihre Waaren zu verkaufen. 

12. Der Berfleiß des Tabakes 
ift bis 9 Uhr früh und Nachmittags 
von 4 Uhr an geftattet. 

13. Beiden Apothekern, Bar- 
bierern und Badftuben hat gar 
feine Beſchränkung Statt. 

14. Inden Kaffeehäufern wird 
Vormittags die Gäfte mit Frühſtück zu 
bedienen, und auch das Lefen der Zei— 
tungen geftattet, jedoch bleibt alles 
Spielen bei Strafe, weldhe ſowohl die 
Spielenden als die Kaffeefieder zu tref- 
fen hat, verboten. Nahmittags um 4 
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Uhr werden dafelbft die erlaubten Spiele 
geftattet. 

15. Den Bein- und Bierwir 
then, Koft- und Gaftgebern, 
dann den Branntweinmern wird er- 
laubt, Jedermann mit den jedem zufte- 
benden Artifeln zu verfehen, obne je- 
doch ein wie immer geartetes Spiel zu 
geftatten, jedoch ift den Abzugsfchen- 
fern der Ausihanf an Sonn und 
Beiertagen unterfagt. 

16. Mufit darf in Schankhäufern 
unter feinem Borwande vor 6 Uhr 
Nachmittags ihren Anfang nehmen, und 
bat, außer einer befondern Erlaubniß 
der Polizei» DOber-Direction, längftens 
bis 12 Uhr Nachts zu dauern, Des- 
gleichen ift den mit Erlaubniß herum« 
ziehenden Mufilanten vor 6 Uhr 
auch nicht erlaubt, in Gaft- oder Bier- 
häufern Muſik zu machen. 

17. Größere Kaften zu tragen 
oder zu führen, worunter vorzüglich 
Butten, Schubkarren u. dgl. gehören, 
ift verboten, nur den Wäſcherleuten 
wird geflattet, bis 9 Uhr früh die 
Wäfche zu tragen oder zu führen. 

18. Allen Brofeffioniften und 
Handarbeitern ift das. Arbeiten an 
diefen Tagen unterfagt; tritt ein Roth⸗ 
fall ein, fo haben felbe die Erlaubniß 
von dem betreffenden Pfarrer anzufu- 
hen. Einem Reifenden jedod fann der 
gebrochene Wagen auch ohne folde 
Erlaubniß zugerichtet werden. 

19. Den Tanzmeiftern, welde 
die Erlaubniß haben, Zanzfchulen in 
ihrem Quartier zu halten, wird unter 
fagt, an Sonn und gebotenen Yeierta- 
gen bei Haufe TZanz-Lectionen zu geben. 

20. IR das Auf und Abladen 
und ſchwere Baden verboten, hiervon 
müffen jedoch die fowohl auf dem Poſt⸗ 
wagen oder mit der Ertrapoft reifenz 
den Baflagiere, oder andere Reifende, 
nit minder die bei dem Poflwagen- 
amte angeftellten Leute, in Anfehung 
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des in befonderen Fällen nothwendigen 
Aufpadens und der Uebertragung der 
Bagage audgenommen fein, 

21. Güterwägen, welde an Sonn 
oder gebotenen Feiertagen bei den hie—⸗ 
figen Linien eintreffen, find ungehindert 
bereinzulaffen, da fie fi nah dem 
8. 20 ohnehin zu benehmen haben. 
Die Polizei-Dber-Direction, der Magi- 
Hrat und ſämmtliche Dominien inner 
den Linien find angewiefen, auf die 
Beobahtung diefer Anordnung die 
firengfte Aufmerkſamkeit zu tragen und 
jede Lebertretung gebührend zu beftrafen. 
(R, 6. Rggs. Eirc. v. 29. Sept. 1803. 
Krop. ©. ©. 17. Bd. S. 704.) 

Sonn: und Feiertagsheiligung. 
Dadie Verhandlung ſowohl ge— 
richtl. als polit. Gefhäfte an 
Sonn» und Feiertagen gegen das 
Gebot der Kirche läuft und auch außer 
dem gejeglich unterfagt ift, fo befehlen 
Se. Maj., daß an Sonn u. gebotenen 
Veiertagen nur ſolche Geſchäfte, und 
diefe mie früher als mach vollendeten 
vormittägigen Gottesdienjte, nämlich 
bis zum Anfange der nacdhmittägigen 
Ehriftenlehre, dann nach Beendigung 
derjelben mit den Unterthanen vorge 
nommen und verhandelt werden jollen, 
welche unmittelbar Wirthichaftsgegen- 
fände betreffen, umd nicht von der 
Eigenfhaft find, daß fie bei den ger 
wöhnlihen an Werktagen abzuhalten- 
den Amtstagen angebracht und verhans- 
delt werden können. (Hfkzl. Decr. vom 
20. Mai 1807. D. ö. Prov. ©. ©. 
3. 1825. ©. 65.) 

— — Unter Vorausfegung der 
Einwilligung des Drdinariated wurde 
von der Nandesftelle geftattet, daß das 
Landvolk an Sonn- und Feiertagen 
des Momates Auguft Nachmittags die 
Arbeiten der Ernte auf dem Felde vor- 
nehmen könne. (Bdg. des böhm. Bub. 
v. 31. Juli 1812 3. 25636. Obent. 
2. Bd. ©. 136.) 
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Sonn: und Feiertagsheiligung. 
Die Heiligung der Sonm und Feier 
tage in allen kirchlichen Beziehungen 
wurde fireng geboten. (Miniſterialſcht. 
vom 12. Mai 1819. Vdg. des böhm. 
Bub. Präſ. vom 11. Juni 1819 Zahl 
3441.) 

— — Diet. f. Bol. Hofft. hat uns 
ter Beziehung auf die von Sr. Maj. 
wiederholt ausgefprodene Willendmei- 
nung wegen ungeflörter und ftrenger 
Heiligung der Sonn: und Feiertage zu 
verordnen befunden: daß ſämmtliche in 
diefer Beziehung in dem Rggs. Circ. 
vom 29. Sept. 1803 enthaltenen Aus 
ordnungen in ihrer vollen Araft und 
Ausdehnung erhalten, fohin von den 
Gewerbsleuten gewiffenhaft beachtet, 
von Seite der betreffenden Auffichts- 
Behörden aber ſtets mit pflichtmäßiger 
Thätigkeit und zweddienlider Strenge 
gehandhabt werden möchten. Die Vol. 
Db. Dir. fomwie der Magiftrat und die 
Dominien erhalten demnach den Aufs 
trag, ihres Ortes auf die genaue Hands» 
habung des Rggs. Eirc. v. 29 Sept. 
1803 und zwar in feiner vollen Kraft 
und Ausdehnung durch alle ihnen zu 
Gebote fechenden Mittel zu waden, 
und die Dominien haben fih wegen 
des gemeinjhaftlihen Wirkens zu die- 
ſem Zwede mit der Bol. Db. Dir. in 
das Einvernehmen zu feßen. (Vdg. der 
Pol. Hofft. v. 12. Det. N. ö. Rggs. 
Dog. vom 25. Dct. 1821 3. 49090. 
Prov. ©. ©. 3. Bd. Nr. 327.) 

— — In Fällen der Entheiligung 
von Sonn: und Feiertagen haben die 
Bezirks » Directionen. über die beirefs 
fenden Individuen einen verläßlichen 
Inder zu führen; damit daraus ents 
nommen werden fann, wenn Jemand 
diesfalld betreten, und auf welche Art 
geftraft worden fei. (Bol, Db. Dir, 
Eire. v. 23. Nov. 1821.) 

— — Da vorzüglih in den Bor 
ſtädten Wiens, zumeilen felbft in der 
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Stadt an Sonn- und gebotenen Keier- 
tagen Verkaufsgewölbe zum Handel 
offen ſtehen, welche nach den beſtehen— 
den Borfchriften gefchloßen fein follten, 
und da an folden Tagen vor den 
Thoren am Glacis auch Verkaufsſtänd— 
chen aufgeſchlagen werden, ſo wurde 
zufolge allerhöchſten Cabinetsſcheibens 
vom 22. Sept. d. 3. befohlen, daß 
diefer Unfug abgeftellt werde, und daß 
diejenigen, denen dies obliegt, unter 
ftrenafter eigener Berantwortung dar- 
über wadhen. Der Bol. Ob. Dir. wurde 
daher zufolge Hofkfanzlei » Decrets vom 
4.9. M. und mit Beziehung auf die 
Negierungs-PVerordnung vom 25. Dct. 
1821 3. 49090 aufgetragen, zu dem 
genaueſten Vollzuge diefer allerhöchften 
Anordnung unter eigener Verantwor- 
tung die entfprehenden Berfügungen 
zu treffen. (N. 5. Rggs. Dect. vom 
10. Det. 1823 3. 49079. Bol. Db. 
Dir. 3. 5261.) 

Sonn: und Reiertagsheiligung. 
Laut Negierungs » Decreted vom 22: 
vVIM. 3. 24208, wurde einem Apo— 
thefer mit dem Geſuche, in einem Ber- 
ſchleißgewölbe Mineralwäfler an Sonn- 
und Feiertagen verfchleigen zu dürfen, 
nicht willfahrt, weil Bittfteller Eigen- 
tbümer einer Apotbefe ift, und daber 
die für den Fall eines dringenden Be- 
dürfniffes nöthigen Mineralwäfler allda 
an Sonn» und Feiertagen aufbewah— 
ren, und ftündlich unbeirrt, gleich fei- 
nen Arzneien verfhleißen kann. Die 
Bezirks » Directionen wurden bievon 
mit der Weiſung verftändigt, über die 
Beobachtung der wegen Heiligung der 
Sonn⸗ und Feiertage beftehenden ge- 
ſetzlichen Anordnungen auch hinſichtlich 
des fraglichen Verſchleißartikels zu wa— 
den, (Bol: Ob. Dir, Eire. v. 2. Juni 
1824 3. 3076.) 

— — Diet. n. 5. Randes-Regie- 
rung) bat über die dafelbft eingebrach: 
ten Geſuche der bürgerlihen Stadt: 
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köche und Zuckerbaͤcker, um Abänderung 
der aufgetragenen Sperrung ihrer Ge— 
wölbe an Sonn: und Feiertagen mit 
Deer. v. 6.8. M. 3. 5192 erinnert, 
den Bittftellern zu bedeuten, daß fi 
diefelbe um fomweniger berechtigt finde, 
zu Gunften derfelben ſich zu verwen- 
den, als nach einer Eröffnung der k. k. 
Pol. Hoff. v. 12. Det. 1821 von der 
bisherigen, auf a. h. Befehle gegrün. 
deten, Dbfervanz rüdfihtlih der 
Berfaufsftunden an Sonn= und Feier 
tagen feine Abweihung Plaß greifen 
darf, umd die Regierung erft neuerlich 
auf ausdrüdlichen a. b. Befehl mitt, f. 
Hfkzl. Deer. v. 4. Det. v. 9. für die 
firengfte Beobachtung der wegen Heili- 
gung der Sonn- und Feiertage bejte- 
henden Verordnung verantwortlich ge 
macht wurde. (Bol. Ob. Dir. Cire. v. 
21. Kebr. 1824 3. 1864.) 

Sonn: und Feiertagsheiligung. 
Der Wr. Magiftret machte mit Note 
vom 10. Febr. 1825 das Anfuchen au 
die Pol. Ob. Dir., diejenigen Bietua- 
lienhändler, welde an Sonn: und 
Teiertagen die Verſchleißtafeln über 
geiftige Producte nicht einziehen, oder 
einen wie immer qearteten Ausſchank 
geiftiger Erzengniffe über die Gaſſe 
oder an fikende Gäfte treiben, demfelben 
zur gebührenden Strafe anzuzeigen. 
(Pol. Ob. Dir. Eirc. vom 8. März 
1825 3. 1011.) 

— — Die Gewerbsleute und 
HandmwerterhabenfihanSonn- 
u. FeiertagenvonderArbeitzu 
enthalten. Die Kreisämter haben dar- 
über zu wachen und thätigft mitzumirfen, 
daß diefe Vorfchrift mit aller Strenge 
gehandhabt und die Uebertretungen, zu« 
mal wenn fie öffentliche Störungen und 
Aergerniß zur Folge haben, nachdrück⸗ 
lichſt geſtraft werden. Eben ſo ſind zur 
Mitwirkung für die Erreihung dieſes 
firhenpolizeilihen Zweckes die Ordi⸗ 
nariate angewieſen. (Hflzl. Decr. vom 
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17. März 1825 3. 8623. Bdg. des 
böhm. Bub, vom 7. April 1825 Zahl 
17342. Obent. 2. Bd. ©. 135.) 

Sonn- und Feiertagsheiligung. 
Nah Inhalt einer hohen Hofkanzleis 
verordnung vom 17. d. M. follen meh— 
rere Gewerbsleute und Handwerker die 
Sonn» und Feiertage nicht heiligen, 
fondern ihre Arbeit fortfegen. Da Se. 
Majeftät die beftehenden beitimmten 
Vorſchriften genau beobachtet wiffen 
wollen, fo erhält das Kreisamt den 
Auftrag, die Ortsobrigkeiten in diefer 
Beziehung zur forgfältigften Aufmerk- 
ſamkeit aufzufordern, und fie anzumei- 
fen, in vorfommenden Fällen dergleis 
hen Arbeiten fogleich einzuftellen, und 
die Dawiderhandelnden zur Berant- 
wortung zu zieben. Diefelbe Weifung 
wurde unter einen auch an die Bol. 
Db. Dir., den Magiftrat und die übri- 
gen Dominien inner den Linien Wiens 
erlaffen. (Hffzl. Decr. vom 17. März 
1825 3. 8623. N. 5. Reggs. Deer.v. 
31. März 1825 3. 16470. N. 5. Pr. 
®. ©. 7. Bd. Nr. 65.) 

— — Da nad der mit Regierungd« 
decret vom 25. Det. 1821 befannt ger 
machten allerhöchſten Entſchließung die 
Handhabung der in dem Sonntags 
heiligungs» Patente enthaltenen Anord» 
nungen in ihrer vollen Kraft und Aus— 
dehnung ausdrüdlih anbefohlen wor- 
den ift, und da diefes Patent vom 29. 
Sept. 1803 8. 14 das Spielen an 
Sonn» nnd Feiertagen vor 4 Uhr Nach» 
mittags in den Kaffeehäufern verbietet, 
fo findet fih die Regierung nicht er- 
mädtigt, das Geſuch der bürgerlichen 
Kaffeefteder, aub an Sonn u. feier 
tagen ftatt um 4 Uhr, fhon um 2 Uhr 
fpielen laffen zu dürfen, höhern Orts 
zu unterftüßen. (R. 6. Reggs. Decr. v. 
28. Sept. 1825 3. 47365.) 

— — Zwifhen den Roſoglio- u, 
Liqueur⸗Erzeug eru find jene zu uns 
terſcheiden, welche in Folge der Com: 
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merz.Hofcommiffiond-Bdg. v. 4. Aug. 
1823 mit ihren Fabricatione - Befug- 
niffen zugleich au das Recht zum 
fleinweifen Ausſchenken ihrer Erzeug— 
niffe über die Gaſſe befiben. Diefe find 
gleih allen andern zum Verkaufe täg- 
liher Genußartikel berechtigten Par: 
teien zu behandeln, welchen, in Folge 
der beftehbenden Bdg. vom 29. Sept. 
1803, aub an Sonn- und Feiertagen 
der Verkauf ihrer Feilfhaften unterden 
darin feitgefegten Beftimmungen geftat- 
tet ift. Diejenigen von den Liqueur- u. 
Rofoglio-Fabricanten aber, welche nur 
zu einem fabritömäßigen Verſchleiße 
ihrer Erzeugniffe, nämlich auf den Ber, 
fauf in verfiegelten Bouteillen berech, 
tiget find, find allen anderen Fabrican, 
ten und Gewerbsleuten gleich zu halten 
und daher zur Sperrung ihrer Ver—, 
ſchleiggewölbe an Sonn- und Feiertas 
gen verbindlich zu machen. (Hffmr. D. 
v. 22. Mai 1825, n. ö. Rggs. Vdg. 
v. 7. Juni 1825 3. 28624. Bol. Ob. 
Dir. 3. 3539.) 

Sonn: und Feiertagsheiligung. 
Die Abhaltung öffentlider 
Ricitationen an Sonmw und 
Feiertagen ift mit der Heiligung 
jener Tage wicht vereinbarlih und 
erfheint ale Außerachtlaffung der bes 
reits beftehenden Verordnungen. Die 
Kreisämter haben daher Sorge zu tras 
gen, daß diefer Unfug , wo er beftebt, 
abgeftellt, umd daß überhaupt die mit 
Regierungs-Eirculare vom 29. Sept. 
1803 wegen Heiligung der Sonn» und 
Feiertage erlaſſene Vorſchrift auf das 
Genauefte beobadhtet werde. (Bdg. der 
n. 6. Reg. vom 10. Auguft 1827 3. 
43698 Prov. G. ©. Bd. 9. Nr. 230.) 

— — Na) einer der Regierung zuge 
fommenen verläßlichen Anzeige ale Folge 
der allgemeinen Klage aller Dedyante der 
hiefigen Erzdiöcefe,, werden die aller- 
höchſten Borfhriften wegen Heiligung 
der Sonn» umd Feiertage nicht beob- 
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achtet, insbefondere wird aber darüber 
Klage geführt, daß Hier und dort an 
Sonn» und Feiertagen in den berr- 
fhaftlihden Amts» Kanzleien 
Berhbandlungen gepflogen 
und Parteien vorgefordert werden, daß 
bier und dort Gemeinde» Ber 
fammlungen während des nahmit- 
tägigen Gottesdienftes, und nicht erft 
nad demfelben, abgebalten werden, 
daß an Sonn» und Feiertagen Ja g« 
denamgeftellt, felbft Treibjagden 
vorgenommen werden; aud follen die 
Vorſchriften wegen Abhaltung und 
Ueberwahung der Tanzmuſi— 
fen an mehreren Orten nadläffig ge 
bandhabt werden. Die Hauptflage aber, 
die vorgebracht wurde, beftebt darin, 
dat in mehreren Fabriken anSonns 
und Feiertagen Arbeit gefordert 
wurde, und dab dadurd die Arbeiter 
gehindert werden , dem Gottesdienfte 
und dem chriſtlichen Unterrichte beizu— 
wohnen. Mit Beziehung auf die Regie- 
rungs-Berordnungen vom 29. Sept. 
1803 3. 3400, v. 13. Mai, 10. Det. 
1823 3. 22174 u.49090 u. 31. März 
1825 3. 16470 werden fänmtliche 
Drisobrigkeiten in Befolgung eines 
heben Regierungs-Dectetes vom 15. 
d, M. 3. 5828, angewielen, mit allem 
Nahdrud und aller Strenge dahin zu 
wirken, daß die oben angedeuteten Un— 
füge.dort , wo fie beftehen , abgeftellt, 
an dem Hebertreter nah den in diefer 
Beziehung beſtehenden Vorſchriften un- 
nabfihtlih geahndet und darüber ges 
wacht werde, daß die Gott und der 
Andacht geweihten Tage nicht zu aller« 
lei Gewerbsgefhäften und knechtlichen 
Arbeiten gleih den Werktagen benügt, 
fondern den Geboten der riftlatholi- 
ſchen Religion’gemäß gebeiliget werde. 
Damit aber über die genauefte Befol⸗ 
gung diefer Weiſung eine angemeflene 
Eontrolle den Dominien gegemüber her⸗ 
geftellt werde, wurde von der hoben 
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Landesftelle unter Einem das erzbifchöf- 
lihe Gonfiftorium aufgefordert, die 
unterftehenden Geelforger anzumeifen, 
daß fie, foferne fie derleilinfüge wahr» 
nehmen, felbe den betreffenden Rocal- 
Dbrigkeiten zur ferneren Amtshand- 
lung anzuzeigen, und wenn diefes nicht 
den gehörigen Erfolg haben follte, fi 
deshalben an das k. k. Kreidamt zu 
wenden hätten. (Girc. dest. k. n. 6. 
Kreidamted V. U. W. W. v. 24. Febr. 
1833. Zeitfhrift für 6. R. 3. 1833. 
N.B. ©. 109 und 110.) 

Sonn: u. Peiertagsheiligung. 
Die in dem Eirculare vom 29. Sept. 
1803 zufammengefaßten Borfchriften 
wegen Heiligung der Sonn: u. Feier 
tage werden mit dem Bemerken neuer» 
dings allgemein Fund gemacht, daß die 
k. k. Bolizei-Dber-Direction, der Wie— 
ner Magiſtrat und ſäͤmmtliche Dominien 
inner den Linien angewieſen ſind, die 
Handhabung dieſer Vorſchriften auf 
das Nachdrücklichſte zu überwachen und 
gegen jeden Uebertreter ohne alle Nach— 
fiht und Schonung ftrafend einzufchreis 
ten. (U. h. Cab. Schr. v. 18. Mai 
1833, n. ö. Rggs Eirc. vom 30. Mai 
1833 3.29217. Prov. G. ©. 15. Bd. 
J. 1833 Nr. 119.) 

— — Die Seelforger haben bei 
vorfommenden gegründeten Anmeldun« 
gen des Landvolkes rückſichtlich der Er- 
theilung der Diepens zur Verrich— 
tung der Ernte-Arbeiten an 
Sonn« und Feiertagen nad dem Got» 
tesdienfte feine Schwierigkeiten und 
Anfände zu erheben und derlei Dis— 
penfen zur Bermeidung jedes Anftoßes 
ftetö während des vormittägigen Gottes» 
dienfted an Sonn» und Feiertagen zu 
verfündigen, von diefer Verfügung 
aber auch die eingepfarrten Kirchkinder 
zu ihrem Benehmen zu verfländigen. 
(Bdg. des böhm. Bub. v. 30. Nov. 
1833 3. 54807. Dbent. 2. Bd. ©. 
137.) 
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Sonn: und Reiertagsheiligung. 
Der Eintrieb des Schlahtviehs an 
Sonn. umd Peiertagen inner die 
Linien Wiens wird allgemein ver: 
boten, jedoch mit der Beſchränkung, 
daß in jenen feltenen Fällen, wo an 
einem Samftag oder an einem Montag 
ein Feiertag fällt, der Eintrieb des 
Schlachtviehes zur Befeitigumg jeder 
Rleifchverlegenheit den hieſigen Flei— 
fhern auch an Sonn und Feiertagen 
geftattet fein foll. (Bdg. der n. 5. Reg. 
vom 23. April 1834 3. 19089. Prov. 
G. ©. 16. BP. Nr. 90.) 

— — lieber ein von den bürgerlis 
Ken Handelsleuten auf der Marinhil: 
fer Hauptftraße an die hohe Landes» 
Regierung gerichtetes Geſuch um Ab— 
änderung der Sonntagsheiligungsvor« 
fhriften hat diefelbe nahfolgenden Bes 
fheid vom 26. Auguft 1840 Zahl 
47633/1967 erlaffen: 

Die Regierung finde fih nicht be: 
flimmt , diefem Gefuche irgend eine 
Folge zu geben, zumal die VBorfchriften 
des Regierung » Circulard vom 29, 
Sept. 1803 dur die in Gemäßheit 
eines a. h. Befchles mit Regierung: 
Birc. vom 30. Mai 1833 veranlaßte 
Republicirung mit erneuerter Sanction 
in Kraft getreten und fämmtlihen Lo» 
calbehörden zur nachdrücklichen Ueber: 
wahung und unnachſichtlicher Hand— 
habung gegen jeden Uebertreter anems» 
pfohlen worden find. Dagegen wird die 
f. ft. Bol. Db. Dir. Hinfihtlid des 
Beſchwerdepunctes, daß diefe Vorſchrif⸗ 
ten nicht überall, wie auf der Maria— 
bilfer Hauptftraße, mit gleiher Strenge 
gehandhabt werden, zur pflihtmäßigeu 
Amtshandlung angemiefen. (Eirc. der 
ft. f, Ob. Dir. vom 18. Sept. 1840 
3. 13382/2076.) 

— — lieber den in Anregung ges 
fommenen Zweifel, ob das in der Bor- 
fhrift vom Jahre 1803 enthaltene 
Berbotderöffentlihden Spiele 
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in Saft: und Kaffeehäufern 
vor der Beendigung des nacdhmittägi« 
gen Gottesdienfteds auch auf das 
flabe Land anwendbar fei, wird 
lediglich auf das, die Heiligung der 
Sonn- und Feiertage betreffende a. h. 
Patent vom 3. Jänner 1772 hingewie⸗ 
fen, nahdem bereits hierin die allge 
meine Beftimmung, „daß an Sonn— 
und Feiertagen bie 4 Uhr alle Gat— 
tungen der Spiele in Gaſt⸗, Kaf« 
fee- und Wirthshäuſern verboten find, “ 
entbalten ift, welche daher auch auf 
dem flachen Lande gehörig zu beobach— 
ten und handzuhaben fein wird. (Hfkzl. 
Der. v. 5. Aug. 1842 3. 23529. 
Vdg. dern. 5. Reg. v, 24. Aug. 1842 
3. 48828. Prov. ©. ©. 24. Bd. Ar. 
145.) 

Sonns und Feiertagsheiligung. 
Die ?. k. vereinigte Hofkanzlei, an 
welhe das von den biefigen 
bürgerl. Zuderbädern bei der 
k. k. Polizeihofſtelle überreichte Geſuch 
um die Bewilligung, ihre Erzeugniſſe, 
deren Verkauf ihnen nach dem Eircular 
der. n. ö. Reg. vom 29. Sept. 1803 
$. 11 an Sonn und Feiertagen bisher 
nur von A Uhr Nachmittagsé an geftat- 
tet war, an diefem Tage ohne Befchrän- 
fung auf die eben erwähnte Zeit ver- 
faufen zu dürfen, zur definitiven Ent« 
fheidung geleitet wurde, hat mit Note 
vom 26. v. M. eröffnet: Sie habe fih 
im Grunde der diesfalls flattgefunde- 
nen Perbandlungen beflimmt gefunden, 
den Bittftellern und der Gleichheit der 
Erzengniffe wegen, auch der mit ihnen 
im dem nämlichen Abfake des obigen 
Regierungd =» Eirculares aufgeführten 
biefigen Mandoletibädern zu be 
willigen, daß fie mit Ausnahme der fo» 
genannten gefperrten ſechs großen Feſt⸗ 
tage an den übrigen Sonn- und Feier 
tagen Vormittags bis 9 Uhr, dann von 
12 Uhr Mittags angefangen bie zum 
Abend ihre Verſchleißgewölbe zum Ver⸗ 
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faufe offen halten dürfen, während der 
Zeit von 12 bis 4 Uhr aber den Ver- 
ſchleiß ohne Auslage und nur bei halb 
geöffneter Thüre betreiben. (Decr. der 
f. £. Bol. Hfft. v.8. März 1844. Bol. 
Db. Dir. 3. 3740/684.) 

Sonn: u. Beiertagsheiligung. 
In Erledigung des Commiffiond-Pro- 
tocolled vom 3.d. M. bat die h. Bo: 
lizei und Genfur-Hofftelle beziehungs⸗ 
weife auf die Aufrechthaltung der 
Sonn und Feiertagsheiligungs-Vors 
fhriften in Anfebung jener Ber- 
fhleiö- Gewölbe, welde zw 
gleih einen Theil der Woh— 
nung audsmaden, zu bemerken und 
anzuordnen befunden, daß jene Par— 
teien,, deren. Berfaufägewölbe einen 
Theil der Wohnung ausmahen,, und 
deren Auslagen während der in obigen 
Borfhriften für die Sperre der Ber: 
faufsläden feftgefegten Stunden bei 
zur Hälfte geſchloſſener Thüre nicht 
in der Art verdedt werden, daß fie 
hiedurch ganz unfihtbar gemacht wer- 
den, unnachſichtlich zur Einräumung 
aller Waaren und zur Aufbewahrung 
derfelben im Innern der Berfchleigorte 
zu verhalten find. (Eire. der k. k. Bol. 
Db, Dir. v. 27. Juni 1844 3. 9548.) 

— — Die k. f. n. d. Landesregie— 
rung hat mit Decr. vom 18. Sept. 
1. 3. 3. 51940 entſchieden, daß nad 
der Einrihtung des Wr. Polizei » Be- 
zirkes und nad den beftehenden Heili- 
gungsvorfähriften die Handhabung der 
Berordnungen in Beziehung auf die 
Heiligung der Sonn: und Feiertage 
auch in den Ortfchaften ded Wr. Poli- 
zei⸗Bezirkes außer den Linien der kak. 
Polizeibebörde zuftehe und. überwie- 
gende Gründe vorhanden feien, diefe 
polizeilihe Amtswirkjamkeit nicht zu 
fhmälern,, daß jedoch die bezüglichen 
Drtsobrigfeiten jener Ortfchaften eben 
fo wie die, dortigen Oxrtögerichte beru« 
fen feien, die wahrgenommenen Ueber: 
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tretungen der Bolizeibehörde mitzuthei« 
len und die leßtere bei ihren diesfälli- 
gen Amtshandlungen in jeder Art zu 
unterftügen. Durch diefe Entfcheidung 
wurde dad mit Regierungs-Circular v. 
30. Mai 1833 3. 29217 republicirte 
Geſetz wegen Heiligung der Sonn- und 
Feiertage vom 29. Sept. 1803, ob» 
gleih es nad feiner Ueberſchrift urs 
fprünglih nur für die Refidenzftadt 
Wien und ihre Vorftädte erlaffen ward, 
auch auf die zum hiefigen Polizei - Be: 
zirfe gehörigen Ortſchaften ausgedehnt, 
der k. k. Polizei: Behörde in diefer Be- 
ziehung auch in jenen Landgemeinden 
der volle Wirkungsfreis wie inner den 
Linien eingeräumt, und es hat die hohe 
Landesftelle bereitd auh das k.k. 
Kreisamt hievon verftändigt. Die Ber 
zirks-Direction bat fih in Hinkunft 
hiernadh zu benehmen. (Circ. der k. k. 
Pol, Ob. Dir. vom 9. Dct. 1844. 3. 
16502/2818.) 

Sonn: u. Feiertagsheiligung. 
In Erledigung des hierortigen Derich« 
ted vom 5. v. M. 3. 2292 u. 2324, 
womit 66 Recure-Anmeldungen vers 
ſchiedener Gewerbsleute unter Einem 
vorgelegt, und auf einezeitgemäße Mo: 
dification der Heiligungs - Borfhriften 
bingedeutet wurde, hat die hiefige Lan— 
desitelle mit Decr. vom 28.0. M. 3. 
48452 unter Zurücdweifung fämmtli« 
her Recurd- Anmeldungen zu bemerken 
befunden: 

Es könne in Folge der a. h. Ent- 
fhliegung vom 18. Mai 1833, laut 
welder Seine f. k. Majeftät jene Vor— 
fhriften auf das Nahdrüdlichite ge— 
bandhabt wiffen wollen, ohne höhere 
Aufforderungen von Amtswegen in eine 
derlei Verhandlung nicht eingegangen 
werden, fowie auch hinfihtlih der Zu— 
derbäder die Verhandlung nur über 
höhere Weifung eingeleitet worden iſt. 
Mas übrigens noch Die beantragte 
Gleichſtellung einiger neu entftandener 
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Berkaufsbefhäftigungen mit den Spe- 
cereihbändfern betrifft, findet die Regie- 
rung Nichts dagegen zu erinnern, In 
Gemäßheit diefer hohen Regierungs— 
Erledigung erhalten fämmtlihe Poli- 
jeirBezirfd-Directionen den Auftrag, 
fi bei der Ueberwadhung der Gewerbs- 
leute genau an die beftehenden Sonn: 
und Feiertagsheiligungs « Vorſchriften 
zu halten, und die Dagegenhandelnden 
zur Verantwortung und Strafe zu zie— 
ben, wobei bemerft wird, daß die von 
hieraus beantragte und von der h. Lan- 
desitelle genehmigte Gleichſtellung eini« 
ger neu entftandener Verkaufsbeſchäf— 
tigungen mit den Specereihändlern ſich 
auf die Verkäufer kalter Spei- 
fen und Verſchleißer von Aus— 
länder-Weinen bezieht, welchen fo: 
nad das Recht eingeräumt wird, an 
gewöhnlihen Sonn. und Feiertagen 
bis 9 Uhr Früh und von 4 Uhr Nach— 
mittags angefangen unter den im $. 10 
des h. Regierungs-Eirculard vom 29. 
Sept. 1803 enthaltenen Bedingungen 
zum Berfchleige ihrer Waaren offen zu 
halten, (Eirc. der ka f. Bol. Ob. Dir. 
vom 29. September 1845 3. 16412/ 
3252.) 

Sonn: u. Feiertagsheiligung. 
Man kann nicht unterlaffen, ein Miß— 
verftändniß zur Sprache zlı bringen, in 
welchem manche Bezirks-Direction be- 
fangen ift, indem fie einige in Erledi- 
gung diesfälliger Unterfuhungen von 
bier aus gemachte Bemerkungen dahin 
auslegt, als ob in jeden, zur Beftra- 
fung geeigneten Falle der Sonn- oder 
Heiertagd-Entheiligung der Umftand 
nachgewiefen fein müffe, daß der Ber- 
kaufsladen in der Abſicht zu verkaufen 
offen gehalten wurde, was, wie fie 
meint, die Betretung des betroffenen 
Gewerbsmannes im Verkaufe voraus— 
feßt. In diefem Sinne hat fich die Po— 
lizei- Ober: Direction niemals ausge— 
ſprochen, vielmehr ausdrüdlih darauf 


178 


Sonn- u. Seiertagsheiligung. 


bingewiefen, daß. zwar dad Geſetz den 
Uebertretungsfall nicht in jedes Dffen- 
halten des Ladens, fondern nur in das 
Dffenhalten zum Verkaufe feße, daß 
aber diefer Zwed die gefehlihe Ver— 
muthung für fi habe und das Gegen- 
theil erft im Unterfuhungswege erhos 
ben und erwiefen werden müßte. Allein 
in dem Unterfuhungsacte fol jederzeit 
erſichtlich gemacht fein, daß der Berur- 
theilte fein Gewölbe zum Berkaufen 
offen gehalten habe, demnach muß ent» 
weder feim Geftändnig ausdrücklich 
darauf lauten, oder ed muß aus dem 
Acte zu entnehmen fein, 

1. daß er im Verkaufe betreten 
wurde; 

2. daß er, wenn auch nicht verkauft, 
doch die Verfaufszeihen, Auslagen ꝛc. 
geführt; 

3. daß er zwar weder verkauft no 
eine Auslage geführt, jedohaud feinen 
andern zureihenden Grund für das 
Dffenhalten angegeben; 

4. daß fich der angegebene Grund 
als eine leere Ausflucht dargeftellt Habe 
und als die wahre und einzige Urfache 
des Dffenhaltend nicht nachgewieſen 
werden fann. (Decr. der ka k. Bol Ob. 
Dir. vom 30. Juli 1846 3. 13194/ 
2743.) 

Sonn: u. Feiertagsheiligung. 
Das Finanzminifterium findet im Ein- 
verftändniffe mit dem Minifterium des 
Innern zu verordnen, daß der Ber: 
ſchleiß des Tabaks an Sonn» und 
Feiertagen, mit Ausnahme der ſechs 
größten Feiertage, wie bisher in den 
Frühftunden bis 9 Uhr Vormittags, 
dann auch von 12 Uhr Mittags bis 
4 Uhr Nachmittags, jedod nur beihalb: 
geöffneten Thüren und ohne Aushäng- 
ſchild, von 4 Uhr Nachmittags aber 
ohne alle Befhräntung ausgeübt werde. 
(Erl. des Finanzminift. vom 9. Juni 
1849 3. 13763/935 an fämmtliche 
Gameral-Gefällen: Berwaltungen. R.G. 
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B. Nr. 275. Deer. dern. ö. Reg. vom 
3. Juli 1849 3. 27488.) 

Sonn: u. Peiertagsheiligung. 
Mit a. h. Entſchließung vom 18. April 
1850 gerubten Se. Majreftät anzuord: 
nen, daß die Behörden angemwiefen wer: 


den, auf Grundlage der beftehenden' 


Geſetze darüber zu wachen, daß an Drs 
ten, wo die fatholifche Bevölkerung die 
Mehrzahl bildet, die Feier der Sonn- 
und Fatholifhen Feſttage nicht durd 
geräufchvolle Arbeiten oder durch öffent: 
lihen Handeläbetrieb geftört werde. 
Alte E. k. Behörden werden daher an» 
gewiefen, fih innerhalb ihres gefeglichen 
Wirkungékreiſes hiernach zu benehmen. 
(Erl. des U. Min. vom 22. Junt 1850 
giltig für Nieder: und Ober-Defterreich, 
Salzburg, Steiermark Kärnten, Krain, 
Görz und Gradiska, Iftrien, Trieſt, 
Tirol und Vorarlberg, Böhmen, Mäh— 
ren, Schlefien, Galizien, Krafau, Bus 
fowina und Dalmatien. R. ©. 2. 
Nr. 252.) 

Sonn: u. Feiertagsheiligung. 
Nepublicirung der diesfälli. 
nen VBorfhriften für Prag. Die 
häufig gemachte Wahrnehmung , daß 
die auf Heiligung der Sonn- u. feier 
tage Bezug habenden Borfehriften we- 
nig befolgt werden, obwohl neueftend 
durh die im Reichsgeſetzblatte vom 
Jahre 1850 Stück 82 Nr. 252 fund» 
gemachte allerhöchſte Entſchließung v. 
18. April 1850 geräuſchvolle Arbeiten 
und öffentlicher Handelsbetrieb an 
Sonn- und Feſttagen unterfagt wor— 
den find, drängt der k. k. Stadthaupt- 
mannfchaft die Ueberzeugung auf, daß 
die bezüglichen Vorschriften entweder in 
Bergeffenheit gerathen find, oder daß 
fih die Anſicht verbreitet habe, ala ha— 
ben diefe Vorſchriften ihre Giltigkeit 
bereitö verloren. Um diefem Uebelftande 
zu begegnen, und um den Sonn» und 
Feiertagen die ihnen gebührende Weihe 
wieder zu verfchaffen, find in der 
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gegenwärtigen Kundmadhung 
alle hierauf Bezug babende 
Anordnungen kurz zufammens 
gefaßt worden, und werden biemit 
zur allgemeinen Kenntnig gebradt: 

An den hoben Fefttagen, als 
am DOfterfonntag, Pfingflfonntag, Ma- 
ria Verfündigung, Maria Geburt und 
Weihnahtstag müffen alle Läden 
gefhloffen, alle Kramftellen 
eingeräumt bleiben. Ausnahmen 
bilden blos jene Derkaufs » Ge- 
wölbe, welche den Parteien zur Woh— 
nung dienen und die zur Hälfte ge- 
fhloffen und geblendet fein müffen; 
jene Wirthshäuſer, in denen Frühſtück, 
Mittags: und Abendkoft gereicht wird; 
die Poft- und Stellwagenerpeditionen, 
Brieffammlungen, Apotheken und Bars 
bierituben. Auch Frachtwägen, die an 
diefen Tagen ankommen, werden unge 
bindert in die Stadt gelaffen, ein Ab- 
oder Bepaden derfelben ift aber unbe: 
dingt unterfagt. Ebenfo dürfen Träber 
und Spüliht an diefen Tagen durch— 
aus nicht verführt werden. An ger 
wöhnliben Sonn» und Feiertagen 
haben: 

1. Die gewöhnlichen Bictualien 
märfte zu unterbleiben; Hödler und 
ähnliche Gewerbsleute dürfen ihre Waa— 
ren bis 9 Uhr Früh und von 4 Uhr 
Nachmittags, jedoh nur in eigenen 
Berkaufsläden ohne öffentliche Auslage 
und nicht auh auf Ständen feil« 
bieten. 

2. Blos bis Uhr Yrühdürfen 
folgende Feilſchaften verkauft 
werden: Fiſche, Gier, frifches, geräus 
hertes Fleiſch, Würfte, Grünzeug, Rü- 
ben, Mil, Kaftanien, Butter, Käfe, 
Dürrobft. 

3. Garküchler dürfen bis 9 Uhr 
Früh auskochen. Sie fünnen zwar ihre 
Säfte auch Mittags und Abends be— 
dienen, jedoch haben fie jedes öffent: 
liche Aergerniß mönlichft zu vermeiden, 
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daher ihr Gewerbe wo möglich in ge- 
ſchloſſenen Räumen auszuüben. 

4. Die Bäder, Lebzeltner und 
Buderbäader, die Specereiwaa— 
renhändler können ihre Waaren bis 
9 Uhr Früh, von 12 bis 2 Uhr Mit- 
tags , dann von 4 Uhr Nachmittags 
feilbieten. Gleihe Begünftigung genie: 
gen die Lottocollectauten, jedoch dürfen 
diefe die Nummern nicht aushängen. 

5. Salz und Tabak kann bie 9 
Uhr Früh und von 4 Uhr Nachmittags 
öffentlich verfauft werden. 

6. Friſches Dbf darf auf den 
dazu beftimmten Marftpläßen erft nad 
4 Uhr Nachmittags verkauft werden. 
Der heimlihe Berkauf deafelben im 
den Haufeseingängen bleibt verboten, 

1. Seifenfieder dürfen im Win- 
ter von 4 Uhr, im Sommer von 6 Ube 
Abends ihre Waaren feilbieten. 

8. Perückenmacher dürfen ihre 
Gewölbe bis 11 Uhr Bormittags, dann 
wieder von 4 Uhr Nachmittags offen 
balten. 

9. Kaffeewirtbe dürfen zwar 
ihre Säfte mit Kaffee bedienen, jedod 
haben fie vor 4 Uhr Nachmittags fein 
Spie! zu geftatten. 

10. Dasfelbe gilt von allen andern 
Schenkwirtben. 

11. Muſik in Schanklokalitäten 
darf im Winter nit vor 5, im Som- 
mer nicht vor 6 Uhr beginnen. 

12. Tanzmuſiken dürfen über 
haupt nur mit Bewilligung der Stadt: 
hauptmannfhaft und an folgenden Ta- 
gen gar nicht Statt finden: 

a) während des Aivented bie zum 
Feſt der heiligen drei Könige; 

b) vom Anfange der Faften bis zum 
erften Sonntage nad Dftern; 

ec) an den Freitagen und Samftagen 
des ganzen Jahres; 

d) an den kichlihen Normatagen; 

e) am Pfingftfonntage; 

f) am Frohnleihnamsiage; 
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g) an Maria Geburt; 

h) an Maria Verkündigung. 

13. Das Tragen und Fahren 
fhwerer Laſten und Päde, fowie 
das Beladen und Abladen der Wägen 
ift an Sonn- und Feiertagen verboten. 
Nur bei den Boftwägen, fowie bei Ei» 
fenbahnen findet eine Nusnahme Statt. 

14. Den Brofeffioniften und 
Zaglöhnern ift das Arbeiten an die- 
jen Zagen dann unterfagt, wenn diefe 
Arbeiten öffentlich, oder in einer leicht 
wahrnehmbaren Weife vorgenommen 
werden. 

15. Kramftellen und Boutiquen dür— 
fen bei den Kirchen nicht aufgefchlagen, 
überhaupt fein Handel dafelbft getrie- 
ben werden. Nur die Prager Tebzel: 
ter dürfen ihre Waaren bei den Kirchen, 
jedoch auch nur vor und nad) beendig- 
tem Gottesdienfte feilbieten. Ebeufo 
wird an den Kirchweihfeſten der 
Kauf und Berkauf von fogenannten 
Wallfahrtögegenftänden geſtat— 
tet, jedoch müffen auch da während des 
Gottesdienftes die Buden und Stande 
eingeräumt bleiben. 

16. Alle andern Gewerbsleute 
und PBrofeffioniften baben ihre 
Werkitätten und Läden zu fließen. 
Nur wenn diefe Räumlichkeiten gleich: 
zeitig zur Wohnung dienen, können die 
Läden zur Hälfte geöffnet bleiben, müfe 
fen jedoch geblendet, Auslagkäften aber 
und Aehnliches befeitigt werden. 

17. Das Berführen der Träber und 
des Spülichs ift an gewöhnlichen Sonn« 
und Feiertagen vom 1. Marz bis lep- 
ten September blos Morgens bis 6 
und Abends nach 8 Uhr geftattet, in 
den Wintermonaten aber bie 7 Uhr 
Früh und Abends nah 6 Uhr. 

18. Am Lichtmeß- und Allerheiligen- 
fefte dürfen Wachszieher ihre Waa— 
zen zwar feilbieten, jedoch ohne öffent» 
lihe Auslagen. 

19. Deffentlihe Shwimmproduc- 
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tionen find an den hoben fefttagen 
ganz, an den Übrigen Sonn- u. Feier— 
tagen aber vor 5 Uhr Nachmittags un— 
terfagt. 

20. Deffentlihe knechtiſche 
Arbeit Bleibt an allen Sonn: und 
Reiertagen verboten. 

1. Rückſichtlich Pertbeatra 
liſchen und fonftigen Schau— 
flellungen gelten die beftehenden ger 
feßlihen Borfchriften. 

Obwohl von dem religiöfen Sinne 
der Einwohnerfhaft der Hauptftadt er- 
wartet wird, daß die Befolaung diefer 
Vorſchriften anf feine Hinderniffe in 
dem Willen der einzelnen Gewerbe: 
lente und Profeffioniften ftoßen wird, 
fo erfcheint ed denn doch micht ganz 
überflüffig. beizufügen, daß jede Ueber: 
tretung der erwähnten Anordnungen im 
Sinne der im R. ©. B. Nr. 39 ent: 
haltenen c. h. Berordnung vom 11. 
Mai 1851 (f. politifche Obrigfei: 
ten) mit einer Geldftrafe von 1 bie 
50 fl. C. M. geahndet werden wird. 
(Rundmahung der f. f. Stadthaupt- 
mannfchaft in Prag v. 30. Mai 1851 
3. 17436.) 

Sonn: u. Feiertagsheiligung. 
Um in Bezug auf den Betrieb des Ta- 
bak⸗ und Stämpelverfhleißes an Sonn- 
und Feiertagen die nöthige Gleichför— 
migfeit mit dem in diefer Beziehung 
in den übrigen Kronländern vorge 
fhriebenen Borgange zu erzielen. bat 
das k. f, Finangminifterium unterm 
2. Februar 1851 3. 1641, anzuord- 
nen befunden, daß nad den in den 
übrigen Kronländern beftehenden Wei- 
fungen der Tabak- und Stämpelver- 
fauf an Sonn und Feiertagen mit 
Ausnahme der ſechs größten Feirrtage 
(an welchen er bid Mittag gar nicht 
fattfinden darf) in den Frühſtunden 
bie 9 Uhr Bormittags, dann von 12 
Uhr Mittags bis 4 Uhr Nahmittags, 
jedoh nur bei halbgeöffneter Thüre 
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und ohne das Aushängen eines Schils 
des, von 4 Uhr Nachmittags aber ohne 
alle Beſchränkung ausgeübt merden 
dürfe. (Kundm. der ung. Sttb. vom 
19. Februar 1851. Ung. 8.8.8. 
Nr. 55.) 

Sora: u. Reiertagsheiligung. 
Laut eines Erlaſſes des h. f. f. Mini- 
ſteriums des Innern vom 15. April d. 
3. 3. 9059 bat das hohe ER. f. Kinanz- 
Minifterium einverftändlih mit dem 
hohen Minifterium des Innern mittelit 
Grlaffes an die f. k. Finanz-Randee- 
directionen in Mien, Praa, Brünn, 
Innsbruck, Gratz, Trieft und Lemberg 
vom 3. April 1852 8. 11425/557 die 
in Kolge Minifterial-Erlaffes vom 19. 
Juni 1849 3. 13321 mit dem Regie- 
rungedecrete ddo. 3. Juli 1849 3. 
27488 befanntgegebene Normal:Bor- 
ichrift vom 9. Juni 1849 3. 13763/ 
935 dahin abgeändert, dak in Zukunft 
auf dem Lande der Verſchleiß des Ta- 
baks an Gonn- und feiertagen mit 
Ausnchme der ſeché größten Feiertage, 
an welchen derfelbe fortan gänzlich zu 
unterbleiben bat, nur während der Zeit 
des ortsüblihen Haupt-Gottesdienftes 
nicht Statt finden darf. Kür die Haupt- 
ſtädte bleibt die obige Anordnung vom 
9. Juni 1849 unverändert in Wirf- 
famfeit. (Decret der n. ö. Statthalterei 
vom 30. April 1852 3. 13311.) 

— — Mit Bezug auf die Kund— 
machung des interimitifchen Chefs der 
f. f. Stattbalterei vom 19. ehr. 1851 
(Landesgefeh- und Regierungsblatt 7. 
Stüd, Nr. 55) wird befannt gemacht, 
dap das f, f. Kinanzminift. nah vor— 
läufigem Einverftändniffe mit den Ef. 
Minifterien ded Innern und des Gul- 
tus mit dem Erlaffe vom 20. Dec. 
1851 3. 16716 F. M., als die größ- 
ten Feiertage, an welchen der Tabaf- 
und Stämpel = Berfchleig bit Mittag 
gar nicht Statt finden darf, den „Weib- 
nachtstag,“ den „Oſter⸗ und Pfingft- 
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fonntag”, den „Frohnleichnamstag“, 
dann „Maria Berfündigung“ umd 
„Maria Geburt” erklärt; ferner in den 
dem griechiſch⸗ unirten und nicht-unirten 
Ritus angehörigen Gemeinden, ftatt 
des Frohnleihnamstages die „Erſchei— 
nung des Herrn” als gefperrten Feft- 
tag bezeichnet, und endlich in den Drt- 
fohaften, deren Bewohner der augsbur— 
gifhen oder helvetifhen Confeſſion zu— 
getban find, die Anreihung des „Char- 
freitages" am die obigen ſechs Feier— 
tage geftattet habe. (Kundm. der ung. 
Fin. Land. Dir. vom 1. Jän. 1852 
3. 58902. Ung. 8. ©. B. Nr. 8. Erl. 
des gal. Gub. vom 29. März 1851 
Gal. 2. G. B. J. 1851 Nr. 106.) 

Sonn: u. Feiertagsheiligung. 
Rüdfihtlih der Feier der Sonn 
und katholiſchenFeſttage, welde 
zufolge a. h. Entſchließung v. 18. April 
1850 auf Grundlage der beftehenden 
Geſetze handzuhaben ift, find folgende 
befondere Berordnungen, die fo: 
bin zur genauen Darnahad- 
tung in Erinnerung gebradt 
werden, in Kraft: 

1. Laut Regierungs: Circulare vom 
29. Sept. 1803 und erneuerter Kund— 
mahung vom 30. Mai 1833, dürfen 
die unentbehrlichen Bedürf- 
niffe, als: Fleifh, Fiſche, Brot, 
Milh und grüne Waare, an Sonn- und 
Beiertagen bis 9 Uhr Morgens ver: 
fauft werden, mit Ausnahme der 
in Ar. 13 genannten großen Feſt— 
tage. 

2. Den Bädern u. Brotfigern 
ift ferner geftattet, Mittags von 12 
bis 2 Uhr und Nachmittags von Allhr 
an ihr Gebä de zu verfaufen; für dem 
Verkauf des Gebädes bei Ständen 
bingegen bat es bei der Beſchränkung 
des Verkaufes bis 9 Uhr zu ber 
wenden. 

3. Der Verkauf der grünen Waa— 
ren ijt nur den förmlichen Küchengärt- 
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nern und befugten Kräutlern , teines« 
wege aber den Landleuten geftattet. 

4. Die Sauerfräutler dürfen 
ihre Feilfchaften bis 9 Uhr Morgens 
verkaufen. 

5. Der Fleinweife Salzver— 
ſchleiß wird Morgens bis 9 Uhr und 
Nachmittags von 4 Uhr an geftattet. 

6. Den Delerern wird geftattet, 


im Winter von 4 Uhr, im Sommer 


aber von 6 Uhr Nachmittags an Ker- 
zen und Seife zu verfaufen. 

7. Den Bratelbratern, Hart« 
und den fogenannten Kleinjel- 
bern wird erlaubt, bis 9 Uhr Früh 


feil zu haben. 


8. Den birgerlihen Debftlern, 
wie auch den fogenannten Gnaden- 
Dbitftand-Inhabern wird geftat- 
tet, bis 9 Uhr Früh, dann Mittags von 
12 bis 2 Uhr, endlih Nachmittags von 
4 Uhr angefangen ihr Obft in den Hüt— 
ten und auf ihren Ständen zu verkau— 
fen; die am Schanzl mit Obſt an« 
fommenden Parteien haben den Ber 
kauf lediglih um 4 Uhr Nachmittags 
anzufangen. 

9. Die bürgerliden Lebzelter 
dürfen Nachmittags nah geendigtem 
Sottesdienfte um 4 Uhr Lebzelten und 
Wachs verkaufen. 

10. Den bürgerliden Spec« 
reibandlern wird erlaubt, ſowohl 
Weine ald Efwaaren und zwar Vor— 
mittags von 11 Uhr bis 1 Uhr und 
Nachmittags von 4 Uhr an den dahin 
fommenden Gäften abzureichen. 

11. Allen mit Specereiwaaren 
handelnden Parteien, dann den Frag— 
nern, Greißlern und Käsftehern 
ift erlaubt, bis 9 Uhr Früh und Nach— 
mittags von 4 Uhr an, jedoh ohne 
Auslage und bei halbgeöffneten Laden 
zu verfoufen. 

12. Den Zuderbädern und 
Mandolettibädern ift, mit Aus 
nahme der 6 großen Feſttage, gejtattet, 
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an den übrigen Sonn» und Feiertagen 
Früh bis 9 Uhr, dann von 12 Uhr 
Mittags an ihre Verſchleißgewölbe zum 
Berkaufe offen zu halten, jedoch darf 
während der Zeit von 12 Uhr bie 4 
Uhr Nahmittagd der Verſchleiß nur 
ohne Auslage bei halbgeöffneten La— 
den flattfinden. (Rggs. Decr. vom 15. 
März 1844.) 

13. An den fogenannten gefperr- 
ten oder grußen Fefttagen, ald am 
Weihnachtstage, Dfter- und Pfingft- 
fonntage, Frohnleihnamstage, Maria 
Verkündigung und Maria Geburt hin 
gegen ift der Berfauf nicht er 
laubt. 

14. Der Berfhleiß des Tabaks 
it an Sonn: und Feiertagen mit Aus— 
nahme der 6 großen Fefttage bi 9 Uhr 
Bormittags, dann von 12 Uhr Mittags 
bis 4 Uhr Nachmittags, jedoch nur bei 
halbgeöffneter Thüre und ohne Aus: 
hängſchild, von 4 Uhr Nachmittags aber 
obne alle Beſchtänkung geftattet. (Min. 
Erl. v. 9. Juni 1849.) 

15. Das Dffenhalten der Lotto— 
collecetur-2äden ift mit obiger 
Ausnahme an Sonn: und Feiertagen 
nur bie 9 Uhr Bormittage, Nadmit- 
tags aber erft von 4 Uhr. angefangen, 
geftattet. (Hflzl. Decr. v. 25. Februar 
1828, f. Zottocollectur:Zäden.) 

16. Den mit Brieffammlungen 
erfter und zweiter Claſſe und dem Ber: 
ſchleiße der Briefmarken betrau- 
ten Gewerbd- und Handelsleuten ift 
das Dffenhalten ihrer Rocalitäten wäh: 
rend der fonft verbotenen Stunden 
mit der Beſchränkung geftattet, daß der 
Zugang nur mit halbgeöffneter Thüre 
Rattfinde, jete Auslage von Verkaufs⸗ 
artifeln befeitigt, und der Verkauf an- 
derer Artikel bei Berluft der Brief: 
fammlung und gefeglicher Strafe ver- 
mieden werde. An den 6 großen Feier- 
tagen müffen diefe Localitäten von 6 
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fen fein. (Min. Erl. v. 13. Juni 1850, 
ſ. Brieffammlungen.) 

17. Rofoglio- und Liqueur— 
Erzeuger, welde mit ihrem Fabri— 
cationsbefugniffe zugleih das Recht 
zum kleinweiſen Ausſchanke über die 
Gaſſe befigen, find gleich andern zum 
Verkaufe täglicher Genußmittel berech— 
tigten Parteien zu behandeln, welchen 
nach der Verordnung vom 29, Sept. 
1803 auch an Sonn» und Feiertagen 
der Berkauf ihrer Feilfhaften unter den 
darin feftgefeßten Beſtimmungen ger 
ftattet ift. Die hingegen nur zum far 
brifsmäßigen Verſchleiße ihrer Erzeug- 
niffe berechtigten Rofoglio- u. Liqueur— 
Babrifanten find wie andere Fabri— 
fanten und Gewerbsleute zur Schlie- 
ßung ihrer Berfchleißgewölbe an Sonn« 
und Feiertagen verpflichtet. (Hfkmr. 
Decr. v. 22. Mai 1825.) 

18. Die bürgerliden Perrü- 
denmader dürfen. ihre Gewölbe 
Vormittags bis 11 Uhr offen halten 
und Nachmittags um 4 Uhr wieder er- 
öffnen. i 

19. Bei den Apothekern, Bar 
bieren, WMundärzten und Bad— 
ſtuben bat gar keine Beſchränkung 
ftatt. 

20. Den Wein: und Bier wir 
then, Kof- und Gaftgebern, 
dann den Branntweinern wird er« 
laubt, Jedermann mit dem jedem zur 
ftehenden Artikeln zu verfehen, ohne 
jedod ein wie immer gearteted Spiel 
zu geftatten. 

21. In den Kaffeehbäufern wird 
Bormittags erlaubt, die Gäfte mit 
Frühſtück zu bedienen und auch das 
Lefen der Zeitungen geftattet, jedoch 
bleibt alles Spiclen bei Gtrafe, 
welche ſowohl die Spielenden als die 
Kaffeefieder zu treffen hat, verboten. 
Nachmittags um 4 Uhr werden dafelbft 
die erlaubten Spiele geftattet. 


Uhr bis 12 Uhr Mittags ganz gefhlof." 22. Allen Profeffioniften und Hand- 
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arbeitern ift dad Arbeiten an Sonn- 
und Feiertagen unterfagt; tritt ein 
Nothfall ein, fo Haben felbe die Er- 
laubniß vom betreffenden Pfarrer an- 
zufucheu. 

23. Größere Laften zu tragen oder 
zu führen, worunter vorzüglih Butten 
und Schiebfarren gehören, ift verboten; 
nur den Wäfherleuten wird ge- 
ftattet, bis 9 Uhr Früh die Wäfche zu 
tragen oder zu führen. 

24. Das Auf- u. Abladen und 
ſchwere Baden ift verboten, wovon 
jedoch Reifende und die Berfonentrans- 
porte ausgenommen find. 

Die k. k. Bolizei-Commiffariate wer: 
den zur neuerlihen PVerftändigung 
fümmtliher Gewerbetreibenden und 
Gewölbsinhaber, fo wie zur genauen 
Gontrolle derfelben mit dem Bedeuten 
angewiefen, daß gegen die Uebertreter 
obiger Borfchriften mit den gefeglichen 
Strafen vorzugehen ift. Kundm. der 
t. k. Stadth. in Wien, vom 6. Juni 
1852.) 

Sonn: u. Peiertagsheiligung. 
Aus Anlaß des von einem Bezirks— 
Eommiffariate angeregten Zweifels, ob 
den Vietnalienhändlern, welche 
zugleih den Brodverfchleiß betreiben, 
an Sonn- und Feiertagen der den Bä— 
Fern und Brotfigern von 12 bie 2 Uhr 
Mittags erlaubte Gebäckverkauf eben- 
falls zu geftatten fei oder nicht, wird 
den Bezirks-Commiſſariaten bedeutet, 
daß es den gefeglichen Beſtimmuugen 
nicht entgegen fei, die Victualienhänd- 
ler, infoferne fie zugleih Brod ver- 
ſchleißen, binfichtlich des an Sonn: u. 
Feiertagen zwifchen 12 und 2 Uhr Mit- 
tags zuaeftandenen Gebädverkaufes 
den Brotſitzern gleich zu halten, jedoch 
nur unter der im Abfake 11 des Cir- 
calars vom 6. Juni d. 3. bemerften 
Beſchränkung. (Dec. der Et. Pol. Dir. 
in Bien v. 16. Juli 1852 3. 14418/ 
1689.) 
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Sonn: u. Feiertagsheiligung. 
Mit Rackſicht auf die bisherige Genflo« 
genheit und in analoger Anwendung 
der fonft beitehenden Heiligungdvor- 
fhriften werden die Bezitks-Commiſ— 
fariate im Grunde des Erl. der ff. 
n. 6. Sttb. vom 29. Juli 1852 Zahl 
24202 angewiefen, die Ausgabe 
der Zeitungen an Sonn- und 
Feiertagen bie 9 Uhr Bormit- 
tags nicht zu beirren und daber 
diefelbe in den Verſchleißgewölben der 
Gewerbelente, welche ſich bisher mit 
dem Abjage der Zeitungen befaffen, bis 
zu jener Stunde, jedoch nur bei halb- 
geöffneten Laden und ohne Auslage zu 
geftatten, injoferne ihnen nicht ohne— 
bin nad den beitehenden Vorfchriften 
in Bezug auf ihren fonftigen Verkehr 
das Dffenhalten ihr Verſchleißgewölbe 
bis 9 Uhr Barmittags erlaubt ift. (Vdg. 
der ?. E. Pol. Dir. in Wien v. 4. Ang. 
1852 3. 15914/1843 C. A. L) 

— — PBerpflihtung der Beamten 
sum Beſuche des Gottesdienftes, fiche 
Gottesdienft. 

— — Vorſchrift wegen Abhaltung 
der Bälle, Tanzmufilen und Schau: 
fpiele in der heiligen Zeit, ſ. Zuftbar: 
feiten, Tanzmufifen. 

— — Beftrafung der diesfälligen 
Uebertretungen, f. Offenhalten, Po: 
lizei⸗ Uebertretungen. Vdg. v. 30. 
Sept. 1806. 

— — Beftrafung der diesfälligen 
Uebertretungen, f. politifche Obrig- 
feiten. Bda. v. 11. Mai 1852 $. 12 
und v. 14. Aug. 1853 $. 1 und 3. 

— — Bufammenftellung der dies— 
fälligen Borfchriften für Prag, fiehe 
Polizei = Ordnung für Prag. 
$. 41—54. 

——ſ. —— —* 

— — ſ. Dürrkräutler. 

— — f. Lottocollectur⸗Lädeu. 

— — f. muſikaliſche Unterhal: 
tungen. 
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Sonn: m. Feiertagsheiligung, 
f. Polizeis:Behörden. Wirtungstreis 
8. 20. 


— — f. Theater. 

Spachhölzer, derfelben dürfen ſich 
Schifftnehte beim Fahren längft der 
Waſſerbauwerke nicht bedienen, fiebe 
Donauftromm = Polizei-Vorfchrift 
$. 22, Schifffahrt. 

Spaliere mit Sprengglas belegt, 
f. Sprengglas. 

Späne follen nicht auf Böden, 
fondern in Kellern oder in feuerficheren 
Holzbehältniffen aufbewahrt werden, f. 
Feuerlöſch⸗Ordnung. 

Sparcaſſen. Regulativ fürdie 
Bildung, Erridtung u. Ueber: 
wahung der Sparcaffen (im 
Auszuge). 

8. 1. Die Beftimmung der Spar: 
caffen befteht darin, den minder bemit- 
telten Boltöclaffen Gelegenheit zur 
fiheren Aufbewahrung, Berzinfung 
und allmäligen Vermehrung Bleiner 
Erfparniffe darzubieten, dadurch aber 
den Geift. der Arbeitfamkeit und Spur: 
famfeit bei denfelben zu beleben. 

$. 2. Zur Errihtung von Spar: 
caffen find vorzüglich Bereine von 
Menfhenfreunden ımter der Bedin- 
gung berufen, daß fie einen zur De 
ung der Verwaltungskoſten und mög: 
lihen Verluſte der Anftalt während 
des erften Zeitraumes ihrer Wirkſam— 
keit bis zur Bildung eines ergiebigen 
eigenen Reſerve-Fondes gemügenden 
Garantie-Fond einlegen, und für die 
regelmäßige Gebahrung Beruhigung 
gewähren. 

$. Auch Gemeinden kann die Errich— 
tung von Sparcaffen unter ihrer Da: 
fürbaftung geftattet werden; jedoch ift 
hierzu ein nad den beftehenden Vor- 
fhriften giltig zu Stante fommender, 
die ganze Gemeinde verpflichtender Be- 
ſchluß erforderlich. 

$. 4. Die Bewilligung zur Erridh- 
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tung von Sparcaffen und die Geneh— 
migung der Statuten ift im Wege der 
politifchen Behörden nachzuſuchen; die 
Ertheilung derfelben haben fih Se. 
Majeftät felbft vorzubehalten gerubt. 

8. 5. Dem Einfchreiten um die Ber 
willigung zur Errichtung einer Spar- 
caffe ift der Statuten-Entwurf und die 
Nachmweifung eines entfprechenden Ga- 
rantie-Fondes, falld aber die Errich— 
tung von einer Gemeinde ausgeht, ein 
Ausweis über den Bermögensitand 
derfelben beizufügen; es ift überdies 
darzuthun, daß ein binreichender Fond 
jur Dedung der erften Auslagen für 
Kanzleir, Caſſe- und fonftige Erfor- 
derniffe durch freiwillige Beiträge oder 
auf andere Weife fiher geftellt oder 
fonft vorhanden fei. 

8. 6. Die Statuten - Entwürfe für 
die Sparcaffen find nad den, in der 
gegenwärtigen Borfhrift enthaltenen 
allgemeinen gefeglihen Beftimmungen 
einzurichten, wobei es jedoch den ein- 
ſchreitenden Bereinen oder Gemeinden 
unbenommen bleibt, anderweitige, da- 
mit nicht im Widerfpruch ftehende, nad) 
den Rocal-Berhältniffen gebotene oder 
fonft zweckmäßige Einrichtungen im 
Borfhlag zu bringen. R 

8. 27. Alle Sparcaffen unterliegen 
der Auffiht der Staatsvermaltung, 
welche ſich hauptſächlich auf die unaus— 
geſetzte und forgfältige Ueberwachung 
ihrer Vermögensgebarung und auf die 
genaue Befolgung der in diefem Re- 
gulativ enthaltenen allgemeinen und 
der in dem einzelnen Statnten ertheil- 
ten befonderen Borfchriften zu bezie- 
hen bat. 

Zu diefem Ende liegt es den betref- 
fenden politiſchen Landesftellen ob, 
fih in genauer Kenntniß des Zuftan- 
des der Sparcaffen zu erhalten, und 
falls fih ein Anlaß zu Beforgniffen in 
Bezug anf die vollftändige und gehö- 
tig geſicherte Bedeckung der Einlagen 
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ergeben follte, fogleih die geeigneten 
Vorkehrungen zur Abwendung von 
Nachtheilen zu treffen. Nebftdem hat 
die politifche Landesftelle ihr Augen- 
merk vorzüglih auf eine nicht unver: 
hältnigmäßig Foftfpielige Regie der 
E parcaffen-Anftalten, auf die Herftel- 
lung und Handhabung angemefjener 
Control» Maßregeln bei dem Einlags- 
und NRüdzahlungsgefhäfte, und auf 
die gefiherte Bewahrung der in der 
Caſſe befindlihen Gelder zu richten. 
Die Sparcaffen find übrigens gehal« 
ten, ihre jährlichen Verwaltungs Prä- 
liminarien und Rechnungsabſchlüſſe den 
betreffenden Randesftellen zur Einſicht 
vorzulegen. Jeder Sparcafle wird ein 
eigener landesfürftlider Commiſſär 
beigegeben, ter fi von dem Gange 
der Gefhäfte, dem Stande der Eaffen 
und dem ganzen Betriebe der Anftalt 
fortwährend in Kenntniß zu erhalten, 
über die genaue Beobachtung der Sta- 
tuten zu waden, bei wahrgenomme- 
nen Mängeln und Unregelmäßigfeiten 
die zur Herftellung der Ordnung und 
Sicherheit der Anftalt erforderlichen 
Borkehrungen im gehörigen Wege zu 
veranlaffen und der Landesftelle nad 
den ihm ertheilten Weifungen über den 
Stand der Anftalt und feine Amts: 
bandlungen Berichte zu erftatten hat. 

8.28. Sparcaffen und Pfandleih: 
anftalten dürfen zwar neben einander 
zur gegenfeitigen Unterftüßung errich— 
tet, ihre Verwaltung muß jedoch genau 
abgefondert geführt werden. 

$. 29. Die Bereinigung anderer 
den Theilnehmern Gewinn bringenden 
Unternehmungen mit den Sparcaffen, 
als ſolchen, ift nicht geftattet. 

8. 30. Die Sparcaffen haben jähr- 
lihe Gebarungs » Ueberfihten öffent: 
ih befannt zu maden, und diefelben 
gleichzeitig den Landesftellen vorzules 
gen. In diefen Ueberſichten ift die Zahl 
der Einleger, die Summe der einge 


186 


Sparcaffen. 


legten Eapitalien, die Art der Berwen- 
dung der legteren, das Guthaben der 
Intereffenten an Capital, an Intereſ—⸗ 
fen, der zu Gunften der Anftalt als 
Refervefond fih ergebende Ueberſchuß 
und die Regiekoften, zugleich aber auch 
die Vergleihung aller diefer Daten mit 
den Ergebniffen des vorausgegangenen 
Jahres genau erfichtlich zu machen. 

8. 31. Die Landesftellen werden 
darüber wadhen, daß ſich die beftehen- 
den Sparcaffen binnen Jahresfrift mit 
den Beftimmungen der gegenwärtigen 
Borfhrift in Mebereinftimmung fegen. 
Sollten Ausnahmen fih ald nothwen- 
dig darftellen, fo find diefelben höhe— 
ren Orts anzufudhen. 

$ 32. Die Einlagsbücher der ſchon 
beftehenden Sparcaffen behalten, in 
Abfiht auf alle den Einlegern zuſte— 
henden Rechte, auch nach der im $. 31 
angeordneten Erneuerung der Statu- 
ten ihre Giltigkeit. Imfofern jedoch 
fhon beftehende Einlagen ihrem Be- 
trage und ihrer Beichaffenheit nach den 
Beftimmungen diefes Regulativs nicht 
zufagen, find die Sparcaffen-Berwal- 
tungen gehalten, nad erfolgter Er: 
neuerung ihrer Statuten ſolche Einla- 
gen allmälig aufzufünden und zurück 
zuzablen. 

$. 33. Bei Berfaffung der Status 
ten ift auszuſprechen, ob ein dauern- 
der oder bloß ein zeitlicher Sparcaffen- 
Berein gegründet werde, und ob mit 
der Auflöfung des Vereines aud die 
Sparcaffe felbft ald Anftalt aufzuhö— 
ren oder fortzudauern habe. Wenn es 
dann wirklich zur Auflöfung eines fol- 
hen Vereines kommt , fo hat der lan« 
desfürftlihe Commiſſär die Rechte der 
Einleger zu wahren. Uebrigens find 
bei Auflöfung von Sparcaffen» und 
Sparcaffen « Bereinen die diesfälligen 
Beftimmungen des Privatredhtes und 
die allgemeinen Directiven über Pri— 
vatvereine in Anwendung zu bringen. 
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Eine folde Maßregel, fo wie der Plan 
zu ihrer Ausführung, muß übrigens 
vorläufig der a. h. Genehmigung un« 
terzogen werten, wobei die Mittel zur 
vollftändigen Erfüllung aller Berpflich- 
tungen des Bereined gegen die Inter- 
effenten genau audgewiefen werden 
müffen. Unter denfelben Modalitäten 
haben aud Gemeinden, wenn fie in 
Folge eines der Beflimmung des $. 3 
entfprehenden Befchluffes zur Auflö- 
fnng einer von ihnen errichteten Spar- 
cafe fohreiten wollen, die a. h. Ge 
nehmigung biezu einzuholen. Der Re— 
ferve- Bond der aufzulöfenden Spar- 
caffe ift übrigens in folden Fällen im- 
mer für wohlthätige und gemeinnüßige 
Rocal » Zwede zu beftimmen. (U. 5. 
Entſchl. v. 2. Sept. 1844, fundg. mit 
Hffzl. D. v. 26. Sept. 1844 3. 29304, 
fämmtl. Länderftellen, n. 5. Rggs. Eirc. 
vom 23. Det. 1844 3. 62174. Pol. 
©. ©. 72. Bd. Nr. 123.) 

Sparcaffen, ſ. Vereine. 

Sparheerde, Reinigung der Röh— 
ren, ſ. Rauchfangkehrer. 

Specereiwaaren find vom Haufir- 
handel ausgefhloffen, j. Haufir:Pa- 
tent $. 12 a. 

Sperereiwaarenhändler. Selben 
ift der Ausſchank öfter. Weine über 
die Gaſſe geftattet. (Hflzl. Decr. vom 
15. Febr. 1819. Krop. ©. ©. 41. Br. 
©. 96.) 

— — Den Berfhleiß ihrer Artikel 
an Sonn« und Feiertagen betreffend, 
f. Sonn: u. Feiertagsheiligung. 

— — ſ. Giftverfauf. 

— — fiche Materialwaaren: 
händler. 

Spertafel, ſiehe Schau:Produr: 
tionen. 

Speifen, kalte, |. Efwaaren. 

— — Den Berfauf kalter Speifen 
an Sonn» u, Feiertagen betreffend, |. 
Sonn = und Peiertagsheiligung. 
(Bdg. v. 29. Sept. 1845.) 
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Speife:Zarife, ſ. Gafthäufer, 
Speifezetteln. 

Speifezetteln. Um den Befchwer- 
den des Bublicums in Gafthäufern vor- 
zubeugen, ift Folgendes unter Andror 
bung der gefeglihen Strafen verordnet: 

1. Obſchon jedem Wirthe, Traiteur, 
Reftaurateur und allen jenen, welde 
Speife und Getränke an Gäſte abzu- 
reihen befugt find, das Recht unbe- 
nommen bleibt, die Preife diefer Ar- 
tifel zu beftimmen; fo find fie doch ver- 
bunden, diefe Preife zu Mittags wie 
Abends in einem von dem Unterneh 
mer eigenhändig zu unterfhreibenden 
Speifezettel anzugeben, und diefe Breife 
fo lange zu beobadten, als in dem 
Zettel feine Aenderung erfcheint. 

2. Alle jene, welde ihre Gäſte nad 
einer gewiffen Anzahl von Speifen 
nad Art der Tables d’höte bedienen, 
haben ebenfo die Anzahl der Speifen 
und die dafür zu entrichtende Bezah— 
lung in dem Speifezettel anzugeben. 

3. Bei befonders beftellten Mahl— 
zeiten bleibt jedoch die Feſtſetzung des 
Preifes, wie bisher, dem Privat-lleber- 
einkommen überlaffen. 

4. Bei entftehenden Streitigkeiten 
oder Befchwerden haben die von den 
Unternehmern unterfertigten Speife- 
zettel zur Grundlage der Entfheidung 
zu dienen. 

5. Den Gäften ift auf ihr Begehren 
jederzeit Sapungsgebäde vorzulegen, 
und dafür feine andere ald die ſatzungs— 
mäßige Bezahlung zu verlangen. (Rggs. 
Dig. vom 6. Febr. 1812. Barth. 9. 
u. ©. Gef. A. Bd. ©. 510—511.) 

Speifezetteln. Das k. k. Landes- 
gubernium fand fich veranlaßt zur Hint— 
anhaltung der Webervortheilung der 
Säfte in den Gafthäufern folgende Be- 
flimmungen zur genauen Richtſchnur 
feſtzuſetzen: 

1. Jeder Wirth oder Traiteur und 
alle jene, welche Speiſen und Getränke 
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an Gäſte abzureichen befugt find, blei- 
ben verbunden, die Preife diefer Arti— 
fel, ſowohl zu Mittags ala Abende in 
einem von dem Unternehmer (Gaft- 
wirthe) eigenhändig zu unterfchreiben: 
den Speifezettel anzugeben. Die Wirthe 
oder Pächter der Einkehrhäuſer find 
verpflichtet, nebft den oben erwähnten 
Preiszetteln auch in einem befonderen 
Zettel den Miethlohn Für die Gaftzim- 
mer, die Preife für die Beleuchtung 
und Beheizung, die Miethe für die 
Stallung, dann die Preife für eine 
Portion Hafer und Heu mit Beifiigung 
des Mafes und Gewichtes diefer Por: 
tion anzufeßen; die Preife diefed letz— 
teren Zettels find immer für einen gan- 
zen Monat feftzufeßen, und können 
mithin im Laufe des Monats nicht er 
höht werden. 

2. Alle jene, welche ihre Gäſte nad 
einer gewiffen Anzahl von Speifen 
nad Art der Tables d’höte bedienen, 
haben ebenfo die Anzahl der Speifen 
und die dafür zu entrichtende Bezah- 
lung in den Speifezimmern anzugeben. 

3. Bei vorfommenden Klagen haben 
die von der Wirthen gefertigten Speife- 
und Preigzetteln zur Grundlage der 
Entſcheidung zu dienen, und falls ein 
Wirth einen höheren als in dem Speis— 
zettel und Preistarif angefegten Be— 
trag zu fordern fi unterftände, ift er 
dafür von der Orts- und Polizei: Be« 
hörde mit einer angemefjenen Geld- 
ftrafe zu belegen. Den Orts» und Po: 
lizei: Behörden und inabefondere dem 
Magiftrate der k. Hauptftadt Prag ift 
überdied zur Pfliht gemacht, von 
Amtswegen darauf zu fehen, daf die 
Gaſtwirthe fih nicht beigehen Laffen, 
übertriebene nnd wucherifche Preisfor- 
derungen zu machen. 

Diejenigen, melde im derlei Meber- 
haltungen betreten werden, find von 
der betreffenden Ortsbehörde darüber 
zur Berantwortung zu z’ehen und zu 
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Protocol zu vernehmen. Diefe Pro— 
tocolle find fodann dem vorgefegten 
Kreisamte zu unterlegen, welches die 
Verantwortung der Wirthe zu würdi— 
gen, jene aber, welche wirklich der An- 
feßung wucheriſchet Preife übermwiefen 
werden, mil einer angemeffenen Arreft: 
oder Geldftrafe zu belegen hat. Sollte 
fih ein Wirth foldhe Ueberhaltungen 
wiederholt zu Schulden fommen laffen, 
fo ift davon der Randeäftelle die An— 
zeige zu erftatten, wo fodann derfelbe 
nad Umftänden noch empfindlicher zu 
beftrafen, fein Name und die bereite 
gegen ihn verhängte Strafe durd die 
Zeitungablätter defannt zu machen und 
derfelbe nah Befund auch von der 
Ausübung feiner Wirthshausgerechtig⸗ 
feit zu entfernen ift. 

4. Den Gäften ift jederzeit auf Be— 
gehren Satzungs ⸗Gebäcke vorzulegen, 
und dafiir feine höhere als die far 
kungsmäßige Bezahlung zu fordern. 

5. Die gegenwärtige Bubernial-Ber- 
ordnung ift in den Speife- und Gaft« 
zimmern an einem in die Augen fallen: 
den Platze anzubeften und bei Bermei- 
dung einer zum Bolizeifonde zu ent- 
richtenden Geldftrafe von 5fl.W. W. 
ſtets angefchlagen zu halten, worauf 
die Otts- und Polizei-Behörden forg- 
fältig zu wachen, und im Betretungs- 
falle den erwähnten Strafbetrag fo- 
gleih einzubeben haben. Unter eben 
diefer Strafe find die Wirthe auch ver- 
bunden, die obgenannten Preigzeitel in 
die Syeife- und Gaftzimmer zur Einficht 
für die Gäfte und Reifenden zu geben. 

6. Diefe Anordnung verbindet nicht 
nur die Gaft- und Einkehrwirthe in 
der Hauptftadt Prag und den übrigen 
Städten, fondern auch die an den 
Eommerciale ımd Poftftraßen befind- 
lihen Eigenthümer und Pächter von 
Wirthéhäuſern. (Bdg. des böhm. Bub. 
v. 12. Nov. 1812 3. 41876. Dbent. 
2. Bd. ©. 348.) 
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Speifezettel. Die Beftimmungen 
des Gubernial» Eirculare v. 12. Nov. 
1812 3. 41876 wurde mit dem Bei- 
fage in Erneuerung gebracht, daß die 
darin feftgefegte Geldftrafe mit 5 fl. EM. 
zu entrichten fei. (Bdg. des böhm. Bub. 
vom 6. Nov. 1823 3. 54370. Obent. 
2. Bd. ©. 350.) 

— — Das Gubernium ift zur 
Kenntniß gelangt, daß die mit der 
Gubernial-Berordnung vom 12. Nov. 
1812 vorgefhriebenen Preis: 
zettel in den wenigften Gaſt- und 
Einfehrhäufern auf dem Lande mit 
Ausnahme der Kreisftädte in den 
Speife- und Gaftzimmern anzutreffen 
find, und daß au die Biergläfer 
meiftend ungeftempelt und fomit 
unmaßhältig find. 

Die Kreisämter werden daher von 
der Vernachläſſigung diefer im Inter: 
effe der Reilenden erlaffenen Vorſchrift 
mit dem Auftrage verftändiget, die ge- 
dachten Gubernial: Berordnungen vom 
12. Nov, 1812 3. 41876 u. 6. Nov. 
1823 3. 54370 neuerlich zu republi— 
ciren , und den Gaftwirthen zugleich in 
Grinnerung zu bringen, daß jede Ueber— 
tretung diefer Gubernial = Berordnung 
vom 12. Nov. 18912 in Gemäßheit der 
fpäteren Gubernial » Berordnung vom 
6. November 1823 Zahl 54370 mit 
5 fl. C. M. beftraft, und jedes unge— 
fempelte Bierglad nah der Verord— 
nung vom 20. Juli 1794 ohne Rück— 
fiht auf eine Entſchädigung der Gaſt— 
wirthe confiscirt werden wird. Bon 
der genauen Befolgung dieſer Borfchrift 
haben fih aber auch die f. f. Kreis— 
ämter duch die Kreisamts » Beamten 
bei Gelegenheit der Gefchäftsreifen die 
Ueberzeugung zu verfhaffen, und ge 
gem diejenigen Ortsbehörden, in deren 
Bezirken. dieſe Vorſchriften nicht be— 
folgt werden, nach Befund der Um— 
Hände das Amt geſetzmähig zu han— 
deln. (Bdg. des böhm, Gubern. vom 
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24. Dec. 1836 3. 63964. Prov. ©. 
©. für Böhmen. 5. 1836. Nr. 342.) 

Speifezettel. Um den vielfältigen 
Befchmwerden wegen Ueberhaltung 
der Parteien von Seite der 
Gaſtwirthe in Steiermark dur 
die Einführung einer genauen Con— 
trolle zu begegnen, bat das Guber- 
nium nachſtehende Vorſchriften er» 
laſſen: 

8. 1. In den Städten und Märk— 
ten, ſowie in allen an der Poſtſtraße 
und den Haupt-Seitenſtraßen gelege⸗ 
nen Gaſthäuſern hat jeder Gaſtwirth 
über den Preis der Speiſen u. Ge- 
tränfe, der Wohnung fammt Beleuch« 
tung und Beheizung, dann der Stall» 
gebühr, des Futtere m. f. w. einen 
fpeciellen Tarif in der erforderlichen 
Anzahl von Eremplaren zu verfaffen, 
der vor dem Gebraude, zur Vermei⸗ 
dung von Berwehslungen, der Bes 
zirksobrigkeit zut Vidirung vorzulegen 
ift. Das Legtere hat auch zu gefchehen, 
fo oft in den Preisanfäßen eine Ber- 
änderung vorgenommen werden will. 

$. 2. Diefer vidirte Tarif ift for 
dann zu Jedermanns Einfiht in den 
Speife- und Gaftzimmern anzubeften. 

8. 3. Unter feinem Borwande ift es 
dem Gaftwirthe geftattet, ein Mehre—⸗ 
red zu fordern, als ihm nad dem Ta- 
tifö-Anfage gebührt. Auch ift derfelbe 
verpflichtet, dem Reifenden auf Ber- 
langen eine genaue Specification der 
an ihn geftellten Forderung herauszu—⸗ 
geben. 

$. 4. Die Uebertretung diefer Bor- 
fchriften wird im erften Uebertretungs— 
falle mit einer Geldftrafe von 2 fl. CM., 
im Wiederholungsfalle mit dem dop— 
pelten Betrage, umd bei fernerer Be- 
tretung nah Umftänden auch ſchärfer 
geahndet werden. Bei erwiefener Ueber: 
fhreitung des Tarif foll der Wirth 
nebftdem ‚auch verhalten werden, den 
Mehrbetrag für die Ortöarmen abzu- 
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führen, welchen auch die eingezahlten 
Geldftrafen zu Gute fommen. 

$. 5. Die Beftimmungen diefer 
Eurrende haben mit 1. Jänner 1833 
in Wirkſamkeit zu treten. (Eurrende 
des fleierm. Bub. v. 26. Sept. 1832 
3. 15227. Prov. ©. ©. für Steierm. 
Rr. 170.) 

Speifezetteln. Borfärift wer 
gen Haltung der Preis-Tarife 
in den Bafthäufern in Steier 
marf. Die wegen Haltung der Preis— 
Zarife in den Gafthäufern ergangene 
Borfhrift vom 26. Sept. 1832 findet 
man in Folge der feither gemachten 
Wahrnehmungen nachftehend zu modi- 
ficiten und zu vervollftändigen: 

1. Obſchon jedem Wirthe das Recht 
unbenemmen bleibt, die Preife der 
Speifen und Getränke, der Zimmer ꝛc. 
ſelbſt zu beftimmen, fo ift doch in den 
Städten und Märkten, fowie in allen, 
an den Poſt- und Hauptfeitenftraßen 
gelegenen Gafthäufern jeder Gaftwirth 
verbunden, über den Preis der Spei— 
fen und Getränke, der Wohnung fanımt 
Beleuchtung und Beheizung, der Stall- 
gebührt, des Futters u. f. w. einen or- 
dentlihen Tarif in der erforderlichen 
Anzahl von Eremplaren zu verfaffen, 
mit Beifügung des Datums und der 
Jahreszahl eigenhändig zu fertigen, 
und diefen Tarif zu Jedermanns Ein- 
fit in den Speiſe- und Gaftzimmern 
entweder auf dem Speifetifhe auszu— 
legen oder an einem gut fidhtbaren 
Drte anzubeften und ſtets angefchlagen 
zn laſſen. 

2. Diefer Preis-Tarif hat fo lange 
feine Giltigkeit, ald nicht ein anderer 
vorbhinein ausgefertigt wird; ein zum 
Behufe der Zehrechnung erft nachträg- 
lich ausgefertigter Tarif ift ungiltig 
und es hat nur der beim Gintreffen 
eined Gaſtes ſchon vorhandene zur 
Richtſchnur zu dienen. Ein ſolches Vor— 
geben in nachträglicher Ausfertigung 
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eines Preis» Tarifed macht den Gaſt⸗ 
wirth ftraffällig. 

3. Unter feinem Vorwande ift es 
dem Gaftwirthe geftattet, ein Mehre— 
tes zu fordern, als ihm nad dem Tar 
riföfage gebührt. Auch ift er verpflich- 
tet, dem Paffagicre oder Gaſte auf 
Verlangen eine genaue Specification 
der an ihm geftellten Forderung hin» 
auszugeben. 

4. Bei entftehenden Streitigfeiten 
oder vorkommenden Beſchwerden hat 
der betreffende giltige Preis-Tarif zur 
Grundlage der Entiheidung zu dienen, 

5. Alle jene Baftwirthe, welche ihre 
Gäfte nach einer gewiffen Anzahl von 
Speifen nad Art der Tables d’höte 
bedienen, haben ebenfo die Anzahl der 
Speifen und die dafür zu entrichtende 
Bezahlung in dem Preis» Tarife anzu« 
geben. 

6. Bei befonders beftellten Mahlzei— 
ten bleibt die Feftfegung des Preifes 
dem Privat-Uebereinfommen überlaffen. 

7. Die Uebertretung ver in dem 1., 
2., 3. m. 5. Abfage enthaltenen Ans 
ordnungen ift im erften Falle mit einer 
Beldftrafe ven 2fl., im Wiederholungs- 
falle mit dem doppelten Betrage, und 
bei weiterer Betretung ſtets mit Ber- 
dopplung der legten Gelditrafe zu 
abnden. Bei erwiefener Ueberfchreitung 
des Tarifes foll der Wirth nebftdem 
noch verhalten werden, den Mehrer— 
trag für die Ortsarmen abzuführen, 
welchen aud die eingebrachten Geld— 
ftrafen zu Gute fommen. 

8. In jedem der im 1. Abfake bes 
zeichneten Gafthäufer hat der Gaft- 
wirth die gegenwärtige Eurrende in den 
Speifezimmern an einem gut fihtbaren 
Drte unter den im 7. Abſatze feitge- 
fegten Strafen angefchlagen zu halten. 
Uebrigend werden die Magiftrate und 
Bezirks » Obrigkeiten verpflichtet, bei 
den vorgefchriebenen periodifhen Ge— 
werbsunterfuhungen und bei jeder ſich 
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darbietenden Gelegenheit fih von der 
richtigen Beobachtung diefer Vorſchrift 
zu überzeugen, und gegen die Ueber, 
treter nach derfelben gehörig zu ver- 
fahren, fowie auch die f. k. Kreisämter 
die Handhabung derfelben befonders 
gelegentlich der Reifen ihrer Beamten 
forgfältig zu überwachen haben. (Eirc. 
des fteierm. Gub. vom 9. Jän. 1839 
3. 20556. Prov. G. ©. für Steier- 
mark. 21. Bd. Rr. 7.) 

Speifezetteln. Die Landesftelle 
bat die Einleitung zu treffen, daß die 
Gewerbaleute, welche Speifen und Ge- 
tränfe verkaufen, durch von denfelben 
gefertigle und im den Speiſe- und 
Bafthaus » Localitäten zu Jedermannd 
Einſicht bereit liegende oder angeheftete 
Tarife bei Strafe von 2— 10 fl. EM. 
für jede Uebertretung (für Steiermarf 
von 2 fl., welche in jedem Wiederho- 
lungsfalle zu verdoppeln if) zum Ar— 
meninftitute, befannt machen, und daß 
- die Obrigfeiten die genaue Befolgung 
diefer Anordnung überwachen. Auch 
find die Directionen der Privat-Eifen- 
bahnen aufzufordern, durch ihre Beam- 
ten auf den Stationen der Eifenbahn 
die Anzeige an die Obrigkeit erjtatten 
zu laffen, wenn diefelben den Abgaug 
der erwähnten Tarife wahrnehmen, Ins 
fofern aber in der Provinz eine dies» 
fällige allgemeine Anordnung wegen 
der Speife- und Getränke - Tarife in 
den Gaft- und Schankfhäufern ſchon 
beftebt, fo ift folche bei den Eifenbahn- 
fationen neuerlih befannt zu machen 
und in diefem Kalle die dort beftehende 
Anordnung auch zur hierortigen Wif 
fenfhaft zu bringen. (Hfkzl. Decr. v. 
16. Dct. 1845 3. 33876, an fämmtl. 
Länderft. mit Ausnahme von Dalma- 
tien, Mailand, Benedig u. Tirol. Pol. 
G. ©. 73. Bd. Nr. 133.) 

— — f. Gafthänfer. 

Speitäubling, auch Speiteufel 


genannt, if ein zweifärbiger, inwen— 
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dig voller, etwas fleifchiger, an Ger 
ftalt und Farbe fehr abänderlicher 
Schwamm, fein Hut ift anfangs mei« 
ſtens gewölbt; dann flad oder tridhter- 
förmig, hochroth, braunröthli oder 
pomeranzenfarb, zuweilen auch grün« 
gelb. Sein Stiel ift bald kürzer, bald 
länger, weißlich oder gelblih, ohne 
Samendede und ohne Ring, wädhft in 
feuchten Wäldern im Herbfte. (Krop. 
ef. Joſ. 17. Bd. ©. 423.) 

Sperre, polizeiliche. Wenn folde 
von Parteien zur Sicherung ihrer 
Rechte proviforifh angefuht wird, fo 
haben die Bezirks » Directionen vor 
ihrem diesfälligen Einfchreiten unver: 
züglich die competente Juftiz+ Behörde 
ex officio zu verftändigen, und die. 
felbe zur weiteren vorfchriftsmäßigen 
Amtshandlung aufzufordern. Diefes 
ift in Hinkunft um fo mehr zu beob- 
achten, als die Polizei-Behörden nicht 
berufen find, über Eigenthums » An— 
ſprüche oder das Recht des Befipftan- 
des, wenn auch nur momentan zu ent» 
fheiden, daher nie vorfihtig genug zu 
Werke gegangen werden fann, um bei 
derlei Anläffen jeden Schein ihrer ei« 
genmächtigen Ueberfchreitung der Ören- 
zen des polizeilichen Wirkungskreiſes 
von fi bintanzuhalten. (Pol. Hoff. 
Decr. vom 19. Dec 1822.) 

Sperrketten, f. Bahren, Fuhr⸗ 
werk, Radfchuh. 

Sperrftunde,, polizeiliche, ſiehe 
DOffenhalten. 

Spiele, verbotene, Die Geſehe, 
welche die Glüdsfpiele oder fogenann- 
ten Hazardfpiele verbieten, find in der 
heilfamen Borforge erlaffen worden, 
dem Untergange fowohl einzelner Men« 
ſchen als ganzer Familien vorzubauen, 
die nicht felten durch das hohe Spiel 
zu Grunde gerichtet werden. Da die 
Gewinnftbegierde zur Bereitlung diefer 
Geſehe und ihrer heilfamen Abfiht, die 
Spiele Maccao und Wallacho ein 
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geführt und gegenwärtig fo hoch treibt, 
daß fie in der Schädlichfeit den folgen- 
den bereitö verbotenen Hazardipielen 
gleihlommen, fo werden diefe beiden 
Spiele unter der nämlichen Strafe ver 
boten, welche in den Geſetzen gegen 
Hazardfpiele überhaupt feftgefegt find. 
Da es ferner das Anſehen gewinnt, 
als ob diefe Geſetze durch die Zeit, wo 
nicht außer Kraft, wenigftend in Ber: 
geflenheit gelommen wären, fo werden 
diefelben hiemit erneuert, und aber- 
mals auf das Strengfte verboten, alle 
heimlichen oder öffentlihen Glüds- 
oder Hazardfpiele, ald: Pharao, 
Daffete, Würfel, Baffadieci, 
Lansdquenet, Quindici, Trenta, 
Quaranta, Rauſchen, Färbeln, 
Strassak sincere, Brennten, 
Molina, Walacho, Maccao, 
Halbzwölf, oder Mezzo duo- 
deei, Vingt-un und andere derlei 
Spiele unter was immer für einem Na—⸗ 
men die Spielfucht zur Vereitlung des 
Geſetzes diefelben bereits erfunden 
habe oder ned erfinden mag. (U. b. 
Bat. vom 1. Mai 1784. Krop. Gef. 
Sof. 6. Bd. ©. 136.) 

Spiele. Es find zwar bereits in 
den zur Befhränfung der Spielfudht 
erlaffenen vielfältigen höchſten Verord⸗ 
nungen alle Wintlelfpiele unter 
fagt werden, aber diefes Berbots un- 
geachtet haben feit einiger Zeit befon- 
ders unter dem Dienftgefinde 
und den Handwerksgeſellen 
hohe zu Grunde richtende Spiele 
eingeriffen, deren traurige Kolgen nicht 
nur den dadurch in bilflofe Umftände 
geflürzten Weibern und Kindern em— 
pfindlich find, fondern ſich aud auf die 
Zudt und Drdnung ausbreiten umd 
dahin verleiten, den erlittenen Verluſt 
durch Beruntreuung und andere uner- 
laubte firafbare Mittel zu erfegen. Um 
nun diefem Uebel Einhalt zu thun, 
wird auf ausdrüdlichen höchſten Be- 
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fehl erklärt, daß nach der Abfidht der 
fhon beftehbenden Gefeße alle Geld— 
fpiele und Gewette des Dienft- 
gefindes und der Handmwerfe- 
gefellen mit Ausnahme des al« 
leinigen Kegelfpieles in den 
Gärten als Winkel- und hohe 
Spiele angefehen, und daher aller 
Drten hauptſächlich in den Schankhäu— 
fern unterfagt, den Dienftleuten und 
Handwerksgefellen jedoch die Erlaubniß 
zu ihrer Ergekung allenfalld um einen 
Trunk oder die fogenannte Zeche zu 
fpielen, unbenommen fein fol. Dieje- 
nigen, welche diefem Verbote entgegen 
zu handeln, und fünftighin um Geld 
zu fpielen fi erfühnen werden, follen 
ohne Ausnahme das erfte Mal mit 
einem 3tägigen Polizei-Arrefte, bei öf- 
terer Betretung mit einer den Umftän- 
den angemeffenen ſcharfen körperlichen 
Züchtigung, und bei einer ſich zeigen: 
den Unverbeſſerlichkeit auch mit dem 
Zuchthauſe beſtraft werden. 

Die Wirthe hingegen, welche der» 
gleichen von nun an verbotene Spiele 
in ihren Schankhäuſern dulden, oder 
wohl gar mit Ziehung eines Vortheils 
fträfliden Unterfchleif geben, werden, 
wenn fie bemittelt find, das erfte Mal 
mit 6, das zweite Mal mit 12 fl., die 
Unbemittelten aber das erfte Mal mit 
einem 12tägigen Arrefte, beide aber 
bei der dritten Betretung mit Einftel« 
lung des Gewerbes befttatt. Da die 
gegenwärtige Berordnung den Gefind- 
bältern und Meiftern felbft zum Nupen 
gereicht, fo ift mit Grund zu erwarten, 
daß jeder in feinem Haufe die Beob- 
achtung derfelben handzuhaben bedacht 
fein wird. Es wird jedoch ausdrücklich 
befohlen, daß diefelbe in Schankhäu— 
fern zu Jedermanns Einfiht aufgehans 
gen werde, die Wirthe, das Dienfts 
gefinde und die Handwerkägefellen, 
welche fpielen wollen, darauf weifen, 
und diejenigen, welche die Abmahnung 
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verachten, der Polizei oder der poli— 
tifhen Behörde bei Strafe, als Hehler 
angefehen zu werden, namhaft machen 
follen. Selbft in Anfehung des zwar 
erlaubten Kegelipieled werden die 
MWirtbe und Gartenhälter, wenn fie 
ein übermäßig hohes Spiel bei Leuten 
geringerer Glaffe wahrnehmen, dieſel⸗ 
ben davon abzumahnen, allenfall® auch 
höheren Orts anzuzeigen haben. Uebri— 
gen® wird hiermit den Grundobrigkeis 
ten, PBolizeiauffebern und Polizeiwa— 
hen der ernftliche Auftrag gemacht, auf 
die Vollftredung diefer Verordnungen 
ein wachfames Auge zu haben und die 
Uebertreter jedeamal der politifchen 
Behörde zur Beftrafung bekannt zu 
maben. (Hffzl. Deer. an fämmtlidhe 
Länderft. vom 2. Juni 1792. Hftjl. 
Deer. an das böhm. Gub. v. 12. Det. 
1792; fundg. in Böhmen am 25. Dit. 
1792. Pol. ©. ©. 1. Bd. Nr. 66. 
Aehnlihe Verfügungen wurden mit 
dem Patent vom 18. October 1792 
für Galizien erlaffen, und nur rüd» 
fihilih der Strafen verordnet, daß die 
Spielenden das erfte Mal mit 
5 Stockſtreichen, bei öfterer Betretung 
mit 15 Stodftreiben und bei ſich zeis 
gender Unverbefferlichfeit mit öffentlis 
ber Arbeit dur ſechs Wochen, die 
Wirthe aber, die bemittelt find, das 
erſte Mal mit 3 Ducaten, das zweite 
Mal mit doppelter Geldftrafe, die un 
bemittelten mit einem 3tägigen Arrefte 
bei Waffer und Brot, und im Wieder: 
bolungsfalle mit einer noch empfindli- 
cheren förperlihen Züchtigung beftraft 
werden. (Bol. ©. ©. 1. B. Nr, 100.) 

Spiele, verbotene. Das Tartel- 
fpiel, weldes mit dem Xottofpiele 
ganz gleih, und nur der äußeren Ge— 
ftalt nach unterfhieden ift, wird verbo⸗ 
ten. N. 5. Rggs. Deer. vom 17. Bebr. 
1795 3. 2301. Krop. ©. ©. 5. BP. 
©. 157.) 

— — Da e8 die Sorgfalt der Re« 

Baleisty, Handb. d, Poliz. Gef. UL 
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gierung für die Sittlichkeit und das 
Wohl der geringeren Boltsclaffen er« 
heifht, von ihnen alles, was zu dem 
Berderbniffe der erften, und zur Schmä— 
lerung des legten Anlaß geben fann, 
zu entfernen, und daher befonders der 
ſchädlichen Spielſucht in diefen Claſſen 
Schranken zu ſetzen; ſo haben Se. Ma— 
jeſtät Folgendes gnädigſt anzuordnen 
geruht: 

1. Allen Handwerksgeſellen und 
Dienſtleuten beiderlei Geſchlechtes wird 
hiemit verboten, in Privathäuſern ſo— 
wohl als in öffentlichen Gaſt- und 
Schankſtuben um Geld zu ſpielen. 

2. Dieſes Verbot begreift nicht nur 
die ſogenannten Hazard- und Glücks— 
ſpiele in ſich, welche ohnehin durch 
das höchſte Patent v. 31. Oct. 1796 
allgemein unterfagt find, es hat fih 
auf alle aud erlaubten, und wie im« 
mer Namen haben mögenden Karten« 
und Brett» oder Würfelfpiele zu er» 
ftreden. 


Um jedoh auch diefer Bolkaclaffe- 
eine unfhädliche Ergeplichkeit nicht 42 


verfagen, wird denfelben geftattet: 

a) Das Kegelfpiel um einen mäßie 
gen Geldbetrag und 

b) erlaubte Karten» oder Prettfpiele 
um die Wette eines Trunfes zu fpielen. 
Unter die Claffe der Dienftleute, welche 


die gegenwärtige Anordnung betrifft, ° 
find alle Livröebedienten, Stallleute, : 


Hausknechte und fonft geringe Dienft- 
boten zn rechnen, höhere Brivatbediente 
aber oder fogenannte Haugofficiere, fo 
wie Handlungsbediente aller Art da» 
von auszunehmen, Leute, die vom Tag- 
lohn leben, und Lehrjungen find den 
Handwerksgefellen gleich zu halten, 
Handwerkegefellen, Dienftleute und 
alle fonft im Falle diefer Anordnung 
befindlihen Menfhen, die fih eine 
Uebertretung derfelben erlauben, find 
in. jedem Betretungsfalle mit einem 
Berhafte von einer u. oder, wor 
1 
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fern die obrigkeitlihe Behörde es für 
zuträglicher erachtet, mit 10 bis 15 
Stodftreihen zu beftrafen. Sind die 
Schuldigen von dem Gaftwirthe des 
Berbotes erinnert worden, ohne ſich an 
diefe Erinnerung zu kehren und vom 
Spiele abhalten zu laffen, fo ift die 
Strafe durch Faften und Anlegung der 
Fußeiſen zu verfchärfen. 

Gaftwirthe, Schänter und font alle 
Haus väter, welche die Uebertretung des 
Derbotes bei fih geftatten, die Ueber- 
treter des Verbotes nicht erinnern, oder 
wenn diefe auf ihre Warnung nicht 
achten und das Spiel fortjeßen, da- 
von der Obrigkeit Feine Anzeige er- 
ftatten, find in jedem Falle mit einer 
Geldftrafe von 25 fl. rheinifch zu bes 
legen. Im dritten Betretungsfalle ift 
dieDrobung der gänzlihen und immer: 
währenden Abfhaffung vom Gewerbe 
oder der Schänfe hinzufügen, und 
diefe Drohung bei der vierten Ueber- 
tretung unnahfihtlic in das Werk zu 
fegen. Derlei Geldfirafen haben in der 
Hauptftadt Krakau in den ftädtifchen 
Volizeifond, auf dem Lande in den 
Kreis » Polizeifond einzufließen; den 
Angebern, die zu einer ſolchen Angabe 
nicht Kraft ihrer Amtspflicht verbun- 
den wären, ift jedesmal ein Fünftheil 
des Strafbetrages als Belohnung ab- 
zureihen. Das Erfenntniß über alle 
folde Straffälle fteht in Krakau der 
k. Polizei» Direction, auf dem Lande 
den k. Kreisämtern zu, von deren Ent: 
ſcheidung die fih gefränft glaubenden 
Parteien ihren Recurs mittelft eben 
diefer Behörden an diefe Randesitelle, 
und von da an die höchſte Behörde 
nehmen mögen. 

Alle Magiftrate und Ortéobrigkei— 
ten werben hiermit angemiefen, aud 
ihrerfeits auf den bier verbotenen Un- 
fug wachſam zu fein, die Uebertretun« 
gen, die ihnen befannt werden, immer 
ungefüäumt zu erheben, und das Erho⸗ 
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bene den Behörden, welchen vorbefag- 
termaßen die Entiheidung zufteht, an« 
zuzeigen. Jede erwiefene Bernadhläffi» 
gung diefer Dbliegenheit fol an den 
Obrigkeiten ernftlid geahndet werden. 
Wornach fih alle Landesbehörden zu 
achten, und Jedermann gegen Rad: 
theil felbft zu bewahren wiffen wird. 
(GHfd. der galiz. Hofkzl. vom 16. Juli, 
fundg. von dem weftgaliz. Landesgub. 
am 31. Juli 1801. Krop. Gef. Franz. 
15. Bd. ©. 380— 383.) 

Spiele. Als Hazardfpiel ift das: 
jenige anzuſehen, bei welchem blos der 
Zufall den Gewinn und Berluft der 
Spielenden beftimmt, und wo ed gar 
nicht auf die Geſchicklichkeit der Spieler 
antommt. (N. 5. Rggs. Bdg. vom 26. 
Sept. 1803. Kp. ©. S. 17. B. S. 697) 

— — Das Verbot wegen der zu 
hoben Spiele an öffentliden 
Drten und des Spieles um 
Geld für die Dienftleute wurde 
erneuert, und daher 

1. wiederholt verordnet, daß ſich 
Jedermann aller hoben Geldwetten und 
aller hoben Spiele um Geld, worunter 
eigentlich jene Spiele verftanden wer- 
den, bei denen der möglide Gewinn 
oder Berluft mit dem bekannten Ber- 
mögen und Einfommen der Spielen- 
den in feinem Berhältniffe fteht, in den 
öffentliben Orten, ald Kaffee», Wirths- 
und Schankhäufern, Kellern, öffent: 
lihen Gärten u. dgl. zu enthalten 
babe, wie im Widrigen der zuwider 
Handelnde nah Umſtänden und meb- 
rerer oder minderer Schuld firenge bes 
ftraft werden würde; 

2. aber insbefondere wird dem unte- 
ren Bolköclaffen und vorzüglidh den 
Gefellen der Handwerker und den Dienft- 
leuten aller Art alles Wetten, umd alle 
Gattungen Karten, und aud das Ker 
gelfpiel um Geld an allen öffentlichen 
Drten zu fpielen nachdrücklichſt ver- 
boten; und fol denfelden nur, wie 
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bisher, unbenommen bleiben, zu ihrer 
Ergegung um den Trunf oder um die 
fogenannte Zeche zu fpielen. Diejeni: 
gen aus diefer Claffe, die diefem Ber: 
bote zuwider zu handeln und um Geld 
zu fpielen fi erfühnen werden, jollen 
das erfte Mal mit einem dreitägigen 
Polizeihaus-Arreſte, bei wiederholter 
Betretung aber mit noch andermeitiger 
förperliher Züchtigung und nah Um: 
- ftänden mit der Abſchaffung von hier 
oder in dem Kalle einer befonderen 
Unverbeſſerlichkeit aud noch ftrenger 
beftraft werden. Die Schank- oder 
Kaffeehausinhaber, welche dergleichen 
Spielern mit Ziehung eines Boriheiles 
ftraflihen Unterſchleif geben, oder fie 
im ihren Häufern auch wur dulden, 
follen das 1. Mal mit dem Erlagevon 
12 Nthle-(f. Reichsthaler) das 2. Mal 
mit PBolizeihbaud » Arreft, im 3. Belre— 
tungsfalle aber mit dem Verluſte ihres 
Bürgerrechtes und Schauf = oder Kaf: 
feehaus» Befugniffes beftraft und fir 
unfähig erklärt werden, je wieder ein 
foldhes Gewerbe zu treiben, das Ge— 
werbe felbft aber ift, wenn es verfäuf- 
lich iſt, ohne weiters öffentlich feilzu— 
bietem. Da die genaue Beobachtung 
der gegenwärtigen Verordnung jedem 
einzelnen Familienhaupte, und vor- 
züglih den Gefindehältern befonders 
wichtig fein muß, fo verficht man fich, 
daß jeder über die genaue Befolgung 
derfelben auch in feinem Haufe wachen, 
und im dem vorfommenden Falle einer 
ſolchen Webertretung die ungefäumte 
Anzeige bei der betreffenden Polizei: 
Bezirks » Direction, oder der Polizei: 
Dber-Direction zur weiteren Beranlaf- 
fung maden werde, Uebrigens wird 
zugleich verordnet, daß die gegenwär— 
tige Verordnung in allen Schank—, 
Kaffee» und Wirths häuſern zur allge 
meinen Wiffenfhaft öffentlich aufge 
bangen werde, und jeder Eigenthiümer 
eines folhen Beluftigungsortes, wenn 
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immer diefe Perordnung nicht ange— 
beftet angetroffen werden follte, 6 Rthlr. 
Strafe zu erlegen haben werde, ſowie 
man auch die Polizei: Dber-Direction, 
die Bezirfe-Directionen, die Kreisäms 
ter, den biefigen Magiftrat und ſämmtl. 
Orts- und Grundobrigkeiten hiermit 
nachdrücklichſt anweiſet, auf die ger 
naue Befolgung diefer Verordnung 
forgfältig zu wachen. (N. ö. Rggs. 
Bdg. vom 16. Mai 1804. Krop. Gef. 
Franz. 18. Bd. S. 482—485.) 

Spiele. Die Uebertretungen des 
Spiel-Eirculares vom 16. Mai 1804, 
worin das Spiel um hohes Geld an 
öffentlihen Drten, und das Spielen 
um Geld für Dienftleute verboten wird, 
bleiben wie bieher der Polizei um fo 
mehr zugewiefen, als die Polizei aud 
durch das Dienftboten» Patent als die 
Behörde für das Gefinde beftellt ift; 
nur findet die Negierung feitzufeßen, 
daß die bürgerliben Gewerbsleute, 
falle fie hier die Schuld eimer Ueber» 
tretung trifft, dem Magiftrate nam— 
haft gemadpt werden, da das Geſetz im 
dritten Mebertretungsfalle die Gewerbs— 
entfeßung verhängt, damit der Magi- 
ftrat felbft als Herrfchaft gegen feine 
Bürger das Amt handeln könne. (R. 
ö. Rggs. Decr. vom 2. Febr. 1812 
3. 2167.) 

— — verbotene. Die Kartenfpiele, 
das fogenannte Quadraſchak und 
das Raudiren werden, da felbe als 
lerdings in die Claſſe der Hazardipiele 
gehören, dem verbotenen Spiele beiges 
zählt. (Hfkzl. Decr. v. 27. Juni 1822 
3. 17129. Bdg. des fteierm. Gub. v. 
17. Iuli 1822 3. 15109. Prov. ©. 
©. für Steierm. 3. 1822.) 

— — Grneuerted Verbot aller 
Glücksſpiele. Es iſt vorgefommen, daß 
das fogenannte Glüdshafenfpiel, 
bei welchem von dem Spielunternehmer 
verfhiedene Gegenjtände, ale: Dofen, 
Meffer, Tabakspfeifen ot w. gegen 
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Einſatz von Geldbeträgen mittelft einer 
Gluͤckskarte durch Würfel ausgefpielt 
werden, auf dem Lande häufig üblich 
fei, indem umberziehende Perfonen fi 
mit derlei Glückskäſten bei Jahrmärf: 
ten und anderen Feierlichkeiten einfine 
den, wo ihnen fogar diefes Spiel von 
den Drtsobrigkeiten öfſentlich geftattet 
wird. Da nah dem mit Gubernials 
Gireulare vom 16. April 1804 kund— 
gemachten Hoffanzlei-Decrete vom 30. 
März 1804 überhaupt alle Glücks— 
fpiele ohne Unterfchied auf den Jahr: 
märften zur Hintanhaltung aller Bes 
portheilungen und Betrügereien unter 
Sonfiscationd » Strafe der betretenen 
Maaren und des eingefehten Geldes, 
und nah dem 8. 29 des Paten: 
te8 vom 13. März 1813 die foges 
nannten Glückshäfen und ähnliche Un— 
ternehmungen, wo die Gewinnfte blos 
durch die vom Spieler felbft aus dem 
Gluͤckstopfe gehobenen Looszetteln bes 
ftimmt werden, ohne vorläufige lan— 
desfürftlihe Bewilligung bei Strafe 
der Gonfitcation des ganzen zu Ge: 
winnften beftimmten Borrathes und 
überdies noch des Erlags des Geld» 
werthes der confitcirten Sachen allge- 
mein unterfagt find; fo wird den f. k. 
Kreisämtern aufgetragen, wegen Ab- 
ftellung der verbotenen, melden Na- 
men immer habenden Glüdsfpiele auf 
Sahrmärkten und bei anderen Feierlich- 
feiten, den Auffichtsbehörden die ge— 
naue Handhabung der diesfälligen ge 
feßlihen Anordnungen, fowie gegen 
die Uebertreter derfelben die ftrenge 
Amtshandlung zur Pfliht zu machen. 
(Bdg. des k. böhm. Land. Gub. vom 
10. Febr. 1826. Krop. ©. ©. 52, Br. 
Nr. 39.) 

Spiele, verbotene, für Tirol, Die 
verbotenen Spiele, welche der $. 266 
des Strafgefeßes II. This. mit Strafe 
bedroht, find den Geſetzen v. 7. Det. 
1765, vom 1, Mai 1784 und vom 
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7. April 1789 zufolge, alle Glüds- 
oder fogenannte Hazardipiele, als: 
Banco, Pharao, Baſſete, Bür 
feln, Baffadiect, Primiera, 
Randquenet, Auindici, Trenta, 
DQuaranta, Rauſchen, Färbeln, 
Strassae sineere, Brennten, 
Molina, Wallacho, Maccao, 
Halbzwölf,Werbifd,Vingt-un, 
Drebbret, Häufeln, Trifhad, 
TZrandel, Rabet, Zwiden und 
überhaupt alle andern Glüdsfpiele, 
weldhe unter was immer für Namen 
die Spielfuht bereit® erfunden bat 
eder noch erfinden mag. Hinſichtlich 
der erlaubten Spiele beftinmt die Hof— 
verordnung vom 21. Nov. 1785, daß 
diefelben, in&befondere das Kegelfpiel 
um fehr hohes, den Berbältniffen der 
Spielenden nicht angemeſſenes Geld 
von den Wirthen, die vielmehr ihre 
Gäſte davon abzumahnen haben, in 
den Wirthshäuſern nicht zu geftatten 
find, widrigenfalld die Wirthe der 
Strafe der 3- bis Stägigen, nah Um- 
ftanden auch mehrtägiger Sperrung 
ihrer Wirthshäuſer unterliegen. Die 
angeführten gefeßlihen Vorſchriften 
werden mit dem Auftrage in Erinne- 
rung gebracht, daß dieſes Gircular in 
jedem Schank-, Kaffee- oder Wirths— 
baufe bei fonft zu verbängender Strafe 
von3f.®. W. C. M. zur allgemei- 
nen Einfiht anzubeften fei. (Eirc. des 
Bub. in Tirol vom 29. Dct. 1829 3. 
21962. Wagn. Zeitfchr. 3. 1829. N. 
B. ©. 452.) 

Spiel, als verbotenes, wird er» 
klärt ein dem verbotenen Zwicken oder 
Raudiren fehr verwandtes Kartenfpiel 
unter den Namen Maufheln, Tan- 
geln, Chinefeln, Prämeniren 
oder Häfenbinden. Die Uebertre— 
tung diefes Verbotes unterliegt der im 
8. 266 d. 2, Th. d. St. ©. 2. feft- 
gefegten Strafe. (Currende des k. f. 
fteierm. Gub. vom 30. Juli 1832 3. 
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12473. Prov. ©. ©. für Steiermarf 
3. 1832.) 

Spiele, verbotene. 1. Die Geſetze, 
welde die Glücksſpiele oder die 
fogenannten Hazardfpiele verbie- 
ten, find in der heilfamen Borforge er- 
laffen worden, dem Untergange fawohl 
einzelner Menfhen ald ganzer Fami— 
lien vorzubauen, die nicht felten durch 
das hohe Spiel zu Grunde gerichtet 
werden. Zur Bermeidung diefer trau- 
rigen Folgen des Hazardipieles, und 
da ohnehin eine große Anzahl von er- 
laubten, weniger vom Zufalle abhän- 
genden Spielen zur Unterhaltung fi 
darbietet, werden alle heimlich oder öf- 
fentlich getriebenen Glücks- oder foge- 
nannten Hazardfpiele, namentlich: 

Pharao, Baffet, Würfeln, 
Paffadieci, Lansquenet, Quin— 
dici, Trenta, Quaranta, Rau— 
ſchen, Färbeln, Strassac sin- 
cere, Brennten, Molina, Labet 
oder Zwick, Wallacho, Maccao, 
Halbzwölf oder Mezzoduodeéei, 
Vingt-un, Würbiſch, Häufeln, 
Chamburinoder Rohlet, und an— 
dere derlei Spiele, welche unter was 
immer für einen Namen die Spielſucht 
dieſelben zut Vereitlung des Geſetzes 
bereits erfunden haben oder noch erfin— 
den mag, auf das Strengfte verboten. 
Das Spielen eines verbotenen Spieles 
unterliegt, der im St. ©. audgefpro- 
chenen Strafe. 

2. Dem Dienftgefinde und den 
Handmwerfögefellen ift, außer dem 
Kegelipiele und außer dem allfälli« 
gen Spiele um einen Trunf oder 
um die fogenannte Zeche nicht erlaubt, 
um Geld zu fpielen und zu wetten. 
Der dagegen handelt, wird für die 
fe& Bolizei-Bergehen mit Arreft 
beftraft; bei mehrmaligem Betreten 
und bei längerer Dauer wird die Ars 
refiftrafe noch mit förperlicher Züchti- 
gung oder Baften verſchärft. 
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Wirthe, welde derlei verbotene 
Spiele diefer Elaffe von Berfo- 
nen in ihren Schankhäuſern dulden, 
werden das erfte Mal mit einer Geld» 
ftrafe von 6 fl., im zweiten Falle von 
12 fl. und bei weiteren Uebertretun— 
gen fofort immer mit fleigender Geld» 
frafe, im Falle ihrer Zahlungsunver: 
mögendheit aber mit Arreft in der Dauer 
jo vieler Tage, ald fie Gulden zu zah— 
len hätten, und im Falle der Abkürs 
zung der Dauer des Arreſtes, mit 
Rückſicht auf ihre allenfälligen Er— 
werbs-Verhältniffe, mit Berfhärfung 
durch Faſten beftraft. 

3. Hinfihtlih der Offenhaltung 
der Schänfen zur Nadtzeit ift 
fih nah den beſtehenden gefeßlichen 
Vorſchriften genau zu benehmen. Ind- 
befondere ift der erfte Uebertretungs« 
fall mit 3, der zweite mit 6 Thalern, 
und ein jedes weitere Vergeben bezuͤg— 
lid der Dffenhaltung der Schänfe über 
die feitgefeßte Stunde mit erhöhten 
Geldftrafen, im Falle der Zahlungs: 
unfähigfeit aber mit einer verhältniß— 
mäßigen Arreftftrafe nad der Andeu— 
tung des 2. Abfapes an dem betreffen: 
den Wirthe oder Schänfer zu ahnden. 
Alle Wirthe und Schänfer find ver: 
pflihtet, die gegenwärtige ge 
druckte Berordnungim Innern 
des Schankflocales an einem für 
Jedermann zugänglichen lichten Orte 
aufzubeften und dafür zu forgen, 
daß ein ‘Sremplar derfelben lets da— 
felbft vorhanden fei, widrigens unter: 
liegen fie für jeden Fall einer Geld» 
ftirafe von 3 fl. oder einem Ztägigen 
Arrefte. Die zur Aufliht beitellten Ber 
börden haben ſich von dem genauen 
Vollzuge diefer Verordnung die Ueber: 
zengung zu verfchaffen. (Vdg. des k. k. 
böhm. Land, Gub. v. 15. Juli 1836 
3. 25381. Prov. G. ©. für Böhmen. 
3%. 1836.) 

Spiele, verbotene. Nepublicis» 
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rung des Spiel: Patentes in 
Nieder-Defterreih. Die Gefehe, 
welche die Glücföfpiele oder ſogenann— 
ten Hazardipiele verbieten, find im der 
heilfamen Vorſorge erlaffen worden, 
dem Untergange ſowohl einzelner Men- 
ſchen als ganzer Familien vorzubauen, 
deren Wohlſtand und Sittlichkeit nicht 
ſelten durch Spiele dieſer Art zu 
Grunde gerichtet worden ſind. Der 
ſeit einiger Zeit ſich außernde Hang zu 
ſolchen Hazardſpielen führt zu der 
Ueberzeugung, daß das im Sinne je— 
ner Vorſorge erlaſſene Spiel-Patent 
vom 1. Mai 1784 in Vergeſſenheit ger 
rathen fei. 

Se. f. k. Majeftät haben demnach 
mit a. b. Gabinet- Schreiben vom 12. 
Dct, 1840 zu befehlen gerubt, daß 
das Verbot der Glückéſpiele 
neuerlib allgemein befannt zu 
machen fei. 

Als Glücksſpiele find bie 
bernamentlih unterjagt wor: 
den: Pharao, Baffete, Wir 
feln, Baffadieci, Landquenet, 
Quinze (Quindici), Trenta, 
DQuaranta, Raufhen, Färbeln, 
Strassaece sincere, Brennten, 
Molina, Wallacho, Maccao, 
Halbjwölf (Mezzo duodeci), 
Undeci e mezzo) Vingt-un, Bi- 
ribis (Wirbifh), Oka (Gefpenft), 
Häufeln, das BZupferlfpiel 
(Trommel-Wadame) Rouge et noir, 
das Hanferlfpiel auf Kegelbahnen, 
das Krügel- und das Hirſchen— 
fpiel, das Schiffziehen, das Bil- 
lard:Kegelfpiel, wo der Lauf der 
Kegel duch eine Feder oder Maſchine 
bewirkt wird, Zwicken oder Labet, 
Riemftehen und Zapparln; end- 
lih in öffentliben Schank- und Kaf- 
feehäufern das Rotto, Lotto-Daur 
phin und Tarteln. Außer allen 
vorgenannten find überhaupt alle der: 
gleihen Spiele verboten, bei welden 
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Gewinn und Berluft nicht ſowohl von 
der Geſchicklichkeit der Spieler al® von 
dem Zufafle abhängt. Die Uebertreter 
diefes Verbotes werden nad dem St. 
G. behandelt. Neben diefer Baflra- 
fung unterliegen überdies bei dem Bi- 
ribis und allen dem Zahlen-Lotto ver- 
wandten Spielen der Bankhälter der 
im a. b. Lotto-PBatente vom 13. Mär; 
1813 8. 30 feftgefegten Geldbuße von 
50 Ducaten oder 225 fl., fo wie über- 
haupt durch gegenwärtige Kundma— 
hung die beftehenden Lotto-Vorſchrif⸗ 
ten unbeirrt aufrecht bleiben. Allen 
Behörden, dıe es betrifft, wird die 
firengite Impigilirung anf die Befols 
gung des vorftehenden Spielverbotes, 
fo wie die unnachſichtliche Beftrafung 
der Uebertreter hiermit zur Pflicht ge- 
macht. (Hfkzl. Deer. v. 16. Dct. 1840 
3. 32041, an fämmtl. Länderft. Cire. 
der n. ö. Reg. vom 4. Dec. 1840 3. 
68267. Bol. ©. ©. 68.8. Nr. 104.) 

Spiele, verbotene. Republici- 
rung des Spiel» Patente in 
Kärnten. Der feit einiger Zeit ſich 
außernde Hang zum Hazardfpiele führt 
zur Ueberzeugung, daß das Spiel-Pas 
tent vom 1. Mai 1784 in Vergeffen- 
beit gerathen, und die Aufmerkjamteit 
der betreffenden Behörden anf die 
Uebertretung nicht mehr rege fei. 

Als verbotene Glücsfpiele wurden 
feither erklärt: Pharao, Baſſete, 
Würfelfpiel, Baffadieci, Land- 
qnenet, Quinze (Quindiei), Trens 
ta, Quaranta, Rauſchen, Far 
bein, Strassae sine& re, Brenn 
ten, Molina, ®Ballaho, Mac: 
cao, Halbzmwölf oder Mezzo du o- 
deci, Vingt-un, Rouge eelnoir, 
Biribis (BWirbifh), Oka oder Ge 
fventt, Häufeln, Labet oder 
Zwidfpiel, Anbieten, Breibie- 
ten oder Sticheln, Schiffzieben, 
das Billard» Kegelfpiel, bei wel- 
hem Gewinn oder Berluft von dem 
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durch eine Feder oder Maſchine hervor- 
gebrachten zufälligen Lauf der Kugel 
abhängt, das Hanferl oder Hannd- 
wurftfpiel, polnifhe Bank, 
Maufheln und Zapparln. Außer 
allen vorgenannten find überhaupt alle 
jene Spiele ald Glüds- oder Hazard» 
fpiele verboten, bei welhen Gewinn 
und Berluft nicht fowohl von der Ge- 
fhielichleit der Spieler, ald vom Zu« 
falle abhängt. 

Den betreffenden Auffihts - Behör- 
den wird die ftrengfte Invigilirung auf 
die Befolgung der hiermit erneuerten 
Verbotsgeſetze und die unnachfichtliche 
Beftrafung der Uebertreter zur Pflicht 
gemacht. (Hflzl. Decr. vom 16. Oct. 
1840 3. 32041. Laibacher Gub. Vdg. 
vom 31. Dec. 1840 3. 31236. Brov. 
G. ©. für Jllyrien vom 3. 1840.) 

Spiele, verbotene. Republi- 
cirung des Spielpatentes in 
Böhmen. Der feit einiger Zeit fi 
äußernde Hang zum Hazardfpiele führt 
zur Meberzeugung, daß das Spielpatent 
v. 1. Mai 1784 in Bergeffenheit gera- 
then fei. Das k. k. Qubernium ift da- 
ber mit dem in Folge a. h. Kabinets- 
ſchreibens v. 12. Det. 1. 3. erfloffenen 
Hftzl. D. v. 16. Det. 1.3. 3. 32041, 
angewiefen worden, diefed Spielpatent 
allgemein zu republiciren , bei diefem 
Anlaffe das fogenannte Quinzefpiel 
(Quindiei) fo wie alle andern, feit dem 
Erſcheinen des Spielpatentes mit be- 
fonderen Berordnungen ald verboten 
erflärte Spiele ausdrüdlih und na— 
mentli als ein Hazardfpiel zu bezeich- 
nen, und den unterftehenden Auffichte- 
Behörden die firengfte Invigilirung auf 
die Befolgung desfelben, fowie die un- 
nachſichtliche Beftrafung der Uebertre- 
ter zur Pflicht zu mahen. Mit Bezie- 
bung auf das a. h. Pat. vom 1. Mai 
1784 und die Bub. Kundm. vom 15. 
Juli 1836 3. 25381, dann mit Rüd- 

‚fit auf die Gub. Bdg. v. 23. Sept. 
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1795, vom 23. Febr. und 16. April 
1804, v. 18. Aug. 1817 3. 38193, 
v. 27. Rov. 1817 3. 52332, v. 10. 
Febr. 1826 3. 1620, vom 19. Juni 
1830 3 24588, v. 9. Jan. 1836 3. 
64248 und v. 6. Mai I. 3. 3. 22734 
wird daher folgende Kundmadung 
erlaſſen: 

1. Die Geſetze welche die Gluͤcke— 
ſpiele oder die ſogenannten Hazardſpiele 
verbieten, find in der heilſamen Vor⸗ 
ſorge erlaſſen worden, dem Untergange 
ſowohl einzelner Menſchen, ald ganzer 
Familien vorzubauen, die nicht felten 
durh das hohe Spiel zu Grunde ge- 
richtet werden. Zur Vermeidung diefer 
traurigen Folgen des Hazardfpieles, 
und da ohnehin eine große Anzahl von 
erlaubten, weniger vom Zufall abhän- 
genden Spielen zur Unterbaltung fid 
darbietet, werden alle heimlich oder öf- 
fentlih getriebenen Glücks⸗ oder Ha- 
zardfpiele namentlih: Pharao, Baf- 
fet, Würfel, Baffadiect, Land 
quenett, Quindiei (Quingefpiel), 
Trenta, Quaranta, Rauſchen, 
Färbeln, Strafdal, Sincere, 
Breunten, Molina, Labet oder 
Zwid, Walacho, Maccao, Halb» 
jwölfoder mezzo duodici, Vingt-un, 
Wirbifh, Häufeln, Chamburin 
oder Rollete, Zapparln und an« 
dere derlei Spiele unter was immer 
für einem Namen die Spielfucht diefel- 
ben zur Bereitlung des Geſetzes bereits 
erfunden haben oder noch erfinden 
mag, auf das ftrengfte verboten. Zu« 
gleih wird mit Bezug auf den $. 29 
des Patentes v. 13. März 1813 erin- 
nert, daß die fogenannten Glückshäfen 
und alle ähnlichen Unternehmungen, 
wo die Gewinnfte blos durch die von 
den Spielern felbft aus dem Glüds- 
topfe gehobenen Xooszetteln beftimmt 
werden, ohne vorläufige landesfürft« 
liche Bewilligung bei Strafe der Con⸗ 
fiscation des ganzen zu Gewinnften ber 
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ſtimmten Vorrathes und überdies no 
des Erlages des Geldwerthes der con- 
fiscirten Sachen allgemein unterfagt 
wird. Das Spielen eines verbotenen 
Spieles unterwirft der Strafe des 
Strafgefeßes. 

2. Dem Dieuftgefinde und den 
Handwerfsgefellen ift außer dem 
Kegelfpiel und außer dem allenfäls 
ligen Spiele um einen Trunf oder um 
die fogenannte Zee, nicht erlaubt, 
um Geld zu [pielen und zu wetten. 
Wer dagegen handelt, wird für diefes 
MPolizeivergeben mit Atrreſt beftraft, 
kei mehrmaligem Betreten und bei län« 
gerer Dauer wird die Arreftitrafe noch 
mit förperliher Züdtigung oder Far 
ften verfhärft. Wirthe, welche dırlei 
verbotene Spiele diefer Claffe von 
Perfonen in ihren Schanfhaufern dul« 
den, werden das erſte Mal mit einer 
Geldftrafe von 6 fl., im 2. Falle von 
12 fl. und bei weiteren Uebertretungen 
fofort immer mit fteigender Geldftrafe, 
im falle ihrer Zablungsunvermögend: 
heit aber mit Urreft in der Dauer fo 
vieler Tage, als fie Gulden zu zahlen 
hätten, und im Falle der Abkürzung 
der Dauer des Arrefted mit Rückſicht 
auf ihre allenfälligen Erwerbsverhält— 
niffe mit Berfhärfung durch Faſten be- 
ftraft. 

3. Hinfichtlih der Offenbaltung 
der Schänfen zur Nadtzeit if 
fih nah den beftchenden gefeßlichen 
Vorfchriften genau zu benehmen. Ins— 
befondere ift der erſte Uebertretungsfall 
mit drei, der zweite mit ſechs Thalern, 
und ein jedes weitere Vergehen bezüg— 
li der Offenhaltung der Schänfe über 
die feftgefegte Stunde mit erhöhten 
Seldftrafen, im Falle der Zahlungsun« 
fähigfe t aber mit einer verhältnißmä— 
Bigen Arretftrafe nach Andeutung des 
2. Abſatzes an dem betreffenden Wirthe 
oder Schänfer zu ahnden. Alle Wirthe 
und Schänfer find verpflichtet, die 
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gegenwärtige gedrudte Ber 
ordnung im Innern des Schank— 
locales an einem für Jedermann zus 
gänglichen lichten Orte anzubeften, 
und dafür zu forgen, daß ein Eremplar 
derfelben ftet3 daſelbſt vorhanden fei, 
widrigend unterliegen fie für jeden 
Fall einer Geldjtrafe von 3 fl. oder 
einem dreitägigen Arrefte, Die zur 
Auffiht beflellten Behörden haben fih 
von dem genauen Bollzuge diefer Ber 
ordnung die Ueberzeugung zu verſchaf— 
fen. (Bdg. des böhm. Bub, v. 4. Dee. 
1840 3. 66975. Prov. ©. ©. für 
Böhmen 3. 1840 Nr. 300.) 
Spiele, verbotene, Republi— 
cirung des Spielpatentes in 
Tirol, Die verbotenen Spiele, welche 
das St. ©. mit Strafe bedroht, find, 
den Gefeken vom 7. Det. 1765, v. 1. 
Mai 1784 und vom 7. April 1789 zu 
Folge, alle Glücks- oder fogenannte 
Hazardfpiele, ald: Banko, Pharao, 
Baffete, Würfeln, Baffadieci, 
PBrimiera, Lansquenet, Quindici, 
Zrenta, Quaranta, Rauſchen, 
Färbeln, Straschak sincere, 
Brennten, Molina, Balado, 
Makao, Halbzwölf, Vingt-un, 
Wirbifh, Drehbret, Häufel« 
fpiel oder Häufeln, TZrifhaden, 
Trandel, Labet, Zwiden, Zap: 
parln und überhaupt alle andere 
Glücksſpiele, welhe unter was immer 
für Namen die Spielfucht bereits er— 
funden bat oder noch erfinden mag. 
Hinfihtlih der erlaubten Spiele be— 
ftimmt die Hofvdg. v. 21. Nov. 1785, 
daß diefelben, insbefondere das Kegel: 
fpiel, um fehr hohes den Berhältnif 
fen der Spielenden nicht angemeffenes 
Geld von den Wirthen, die vieimehr 
ihre Gäfte davon abzumahnen haben, 
inden Wirtbshäufern nicht zu ger 
ftatten find, widrigenfalls die Wirthe 
der Strafe von drei bis at, nach Um« 
Händen auch mehrtägiger Sperrung 
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ihrer Wirthshäuſer verfallen. Die an- 
geführten gefeglihen Borfchriften wer— 
den in Folge a. h. Kabinetfchr, v. 12. 
Dct. d. J., kundgemacht mit 5. Hfkzl. 
DBdg. v. 16. Det. 1840 3. 32041, mit 
dem Auftrage neuerdings in Erinnes 
rung gebraht, daß dieſes Cireu— 
lare injedem Schanf-, Kaffee 
oder Wirthshauſe bei Strafe 
von3fl.eE.M, W. W. zurallge 
meinen GEinfiht anzubeften 
fei. Uebrigend wird bemerkt, daß den 
unterftebenden Auffichts » Behörden die 
frengfte Invigilitrung auf die Befols 
gung dieſer Borfchriften, fowie die un— 
nachſichtliche Beftrafung der Uebertceter 
zur Pflicht gemacht worden fei. (Cire. 
des tirol, Gub. v. 30. Dec. 1840 3. 
29061. Prov. G. S. für Tirol vom 
3. 1840.) 

Spiele, verbotene. Infofern in 
dem das Verbot der Glüdsfpiele ent: 
haltenden Rggs. Circ. v. 4. Dec, 1840 
das a. h. Lotto » Patent v. 13. März 
1813 und die bejtehenden Lotto » Bor: 
fohriften überhaupt bezogen werden, fo 
wird hiermit nachträglich bekannt ge— 
macht, daß auf Glückoſpiele aller Art 
dermal das Strafgefeß über Gefälle: 
Uebertretungen v. 11. Juli 1535 und 
insbefondere der $. 6, Nr. 5, dann der 
$. 446 dieſes Geſetzes Anwendung 
finden, Die übrigen Beftimmungen des 
Circulares v. 4. d. M. bleiben durd 
gegenwärtige Kundmachung unveräne 
dert, (N. 6. Rggs. Eirc. v. 31. Dec. 
1840 3. 74247. Prov. ©. ©. 22. 
Bd. Nr. 225.) 

— — verbotene. Republicas 
tion des Spiel» Patentes in 
Steiermarf. Seine Majeftät haben 
laut hoben Hfkzl. Decr. v. 16. Det. 
1840 3. 32041, mit a. h. Gabinete- 
fhreiben v. 12. befohlen, das Spiel. 
Patent vom I. Mai 1784 neuerdings 
allgemein kundzumachen. Zugleich wurde 
angeordnet, aud alle andern ſeit dem 
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Erſcheinen des Spielpatentes mit be 
fonderen Berordnungen als verboten 
erklärte Spiele, ausdrüflih und na— 
mentlih ald Hazardipiele zu bezeichnen, 
und den unterftchenden Auffihtsbehörs 
den die ſtrengſte Invigilirung anf die 
Befolgung des Spielpatentes, ſowie 
die unnahfihtlihe Beftrafung der 
Uebertreten zur Pflicht zu machen. 
Dieje nachträglich verbotenen Spiele 
ind, vermöge Hflzl. Decr. vom 29. 
Nov. und Gub. Eur. vom 12, Dec, 
1787, das Spiel Wirbifch ; vermöge 
Hfkzl. Decr. vom 26. März und Gub. 
Eurr. v. 10. April 1759 das Häufel— 
fpiel oder Häufeln; laut Gub. Euer. 
v. 23. Det. 1790 das unter dem Na— 
men Schießen oder Ausfpielen 
bezeichnete Kegelfpiel; vermöge Hfkzl. 
Deer. v. 30. Juni und Bub. Euer. v. 
14. Juli 1792, dann vom 17. Febr. 
1502 dad Labeten- oder Zwidens 
fpiel; laut Hflzl. Deer. v. 27. Juni 
und Bub. Eurr. v. 14. Juli 1822 3. 
15109 das fogenannte Quadraſchak 
und das Laudiren,; laut Hffzl. Decr. 
v. 20. Zuli und Sub. Eurer. vom 30. 
Zuli 1832 3.12473 das Mauſcheln, 
Zangeln, Ehinefeln, Bremeni- 
ven oder Häfenbinden; vermöge 
Hfkzl. Decr. v. 17. April 1840, Gub. 
Eurer. v. 6. Mai 1840 3. 6877 das 
Zapparlin und laut des Hfkzl. Deer. 
vom 16. October 1840 das Quinze— 
Spiel (Quindiei). Diefes wird zur 
Wiſſenſchaft und Nachachtung bekannt 
gemadt. (Steierm, Bub. Bdg. v. 10. 
Jan. 1841 3. 20878. Prov. ©. ©. 
für Steierm. 3. 1841 Nr. 7.) 
Spiele, verbotene. Republis 
cation des Spielpatentes in 
Galizien. Durh das Spielpatent 
vom 1. Mai 1784 und 4. Jan. 1803 
find bisher nachfolgende Glücksſpiele, 
als: Bharao, Bafjete, Würfeln, 
Paſſadieci, Lansquenet (dıabe- 
lek), Quinze (Quindici), Trenta, 
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Quaranta, Rauſchen, Färbeln, 
Zwiden, Straffal (sincere), 
Brennten, Molina, Balado, 
Maccao, Halbzwölf (mezzo duo- 
diei oder Undezi e mezzo), Vingt-un, 
Wirbiſch (Biribis) und Ocka (Ge 
fpenf) ; dann durch das Kotterie » Pa- 
tent, Gub. Vdg. v. 21. Dec. 1795 3. 
33156 der Glückshafen oder dad 
Ausfpielen der Waaren mit Wür- 
feln, dur das Hofd. vom 26. März 
1789 3. 570 und 17. April 1840 3. 
10140 (Bub. Kreisfchr. v. 10. April 
1789 und 9. Mai 1840 3. 29019) 
das Häüufelfpiel (Häufeln) und 
Zapparin ausdrüdlid als verboten 
erklärt, und zugleich bedeutet worden, 
daß alle dergleichen heimliche oder öf- 
fentlihe Spiele, welde die Spielfucht 
unter was immer für einem Namen zur 
Bereitlung des Geſetzes bereits erfun- 
den hat oder noch erfinden mag, als: 
3. B. das Zupferlfpiel (Trou⸗Ma— 
dame-Spiel), BillardeKegelfpiel, 
wo der Lauf der Kugel durd eine Fe— 
der oder Maſchine bewirkt wird, Hans 
ferlfpiel, Shamburin (Roulete- 
fpiel), Tartelfpiel, Riemſtechen, 
und Krügerlfpiel, das dem Pharao 
äbhnlihe Schiffziehen, das Rau- 
ſchen (Leveferln), Ra undl (Traundl— 
ſpiel) Quadrafdhafu. Laudiren, 
das dem Zwicken ähnliche Anbieten, 
Feilbieten oder Sticheln, das 
Banko, Primiera, Drehbrett, 
Triſchacken ⁊c. durchaus verboten 
find. Dieſe Verbotsgeſetze werden hier— 
nad in Folge a. h. Cabinetéſchr. vom 
12. Dct. 1840, Hflzl. Deer. vom 16. 
Dctober 1840 3. 32041 allgemein in 
Erinnerung gebracht und den Auffichtös 
Behörden die ftrengfte Invigilirung auf 
die Befolgung derfelben, fowie die un- 
nachſichtliche Beftrafung der Uebertreter 
zur Pflicht gemacht. (Gal. Gub. Vdg. 
v. 36. Jän. 1841 3. 84171 de 1840 
Brov, ©. ©. f. Gal. 3. 1841.01. 17.) 


202 


Spiele. 


Spiele, verbotene. Republi- 
cation des Spielpatentes in 
Mähren. Se. k. k. Maj. haben laut 
Hftzl. Dect. v. 16. October 1840 3. 
32041/2686 mit a. h. Gabinetfchr. 
v. 12. Dct. 1840 zu befehlen gerubt, 
daß das Verbot der Glüdsfpiele neuer- 
lih allgemein befannt zu machen fei. 
Als Glüdsfpiele oder Hazardfpiele find 
in dem Spielpatente v. 1. Mai 1784 
und in den nachgefolgten befonderen 
Berordnungen bisher unterfagt wor— 
den: Pharao, Bafette Biür 
fein, Baffadieci, Landquenet, 
Quinze (Quindiei), Trenta, Qua 
ranta, Rauſchen, Färbeln, Stra— 
ſchackſincere, Brennten, Mo— 
lina, Walacho, Maccao, Halb— 
zwölf (oder mezzo duodiei) Vingt-un, 
Wirbis Giribis), das Häufelſpiel 
oder Häufeln, das Thürmelz- oder 
Grobatfpiel, das Labet oder 
Zwidfpiel, dad Ausfpielen auf 
Kegelbahnen von Effecten, Pretioſen 
und wie immer Ramen habenden Sa- 
hen, dann endlih das Zapparln, 
und andere derlei Spiele, unter was 
immer für einem Ramen die Spielfucht 
zur Bereitelung des Geſetzes diefelben 
bereits erfunden habe oder noch erfin- 
den mag. Bei den Biribis und allen 
Glücksſpielen, wodurd eine Lotto⸗Ge— 
fälld - Berfürzung verübt wird, finden 
nebft dem obigen auch jene Strafbe: 
fimmungen ihre Anwendung, welde 
das St. ©. über Gefällsübertretungen 
v. 11. Jän. 1835 feftgefest bat. (Citc. 
des mäbr. ſchleſ. Gub. vom 30. Jän. 
1841 3. 53604. Prov. G. ©. für 
Mähren v. I. 1841. Nr. 13.) 

— — verbotene. In dem nad: 
träglih Rundgemahten Rggs. Circ. 
vom 31. Dec. 1840, die verbotenen 
Glücksſpiele betreffend, ift zwar enthal⸗ 
ten, daß auf Glücksſpiele aller Art das 
Strafgefeg über Gefälld » Uebertretun« 
gen vom 11. Juli 1835 und insbefon» 
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dere $. 6 Nr. 5, dann der $. 446 dies 
ſes Gefehes feine Anwendung finde; 
nachdem aber das Geſetz über Ge- 
fäll&-Webertretungen blos auf 
jene verbotenen Glückéſpiele, 
wodurch das Lottogefällbeein- 
trädtiget wird, keineswegs aber 
auf die übrigen verbotenen Spiele an— 
gewendet werden fann, jo wird 
die FE. Pol. Ob. Dir. zu ihrer Wiffen- 
{haft und Nachachtung in vorkommen: 
den Fällen bieven in die Kenntniß ge 
ſetzt. (Deer. der k. ?. m. ö. Reg. v. 14. 
Juli 1841 3. 18974.) 

Spiele, verbotene. Verbot al— 
ler wad immer füreinen Namen 
führenden Hazardipiele. Un den 
Zweifeln zu begegnen, welchen bei eini« 
gen Jurisdictionen die Beurtheilung 
und Strafjurehnung der Glücks- oder 
Hazardfpiele unterliegt, umd zu deren 
Begründung fih bier und da auf dad 
Hofkanzlei » Decret v. 13. Aug. 1807 
berufen wird, womit aus Anlaß eines 
befonderen Falles die Straffälligkeit 
des Zwickſpieles erft von dem damald 
noch nicht beftandenen allgemeinen 
Derbote diefes Spieles abhangig ge 
macht worden iſt, bat die E. f, verei- 
nigte Hoflanzlei Rachſtehendes erlafen: 
„Da das Spielpatent v, 1. Mai 1784 
ale Glücks⸗ oder Hazardipiele uber 
haupt, unter was immer für einem Na— 
men die Spielfuht zur Bereitlung 
des Gefehes diefelben erfunden bat 
oder noch erfinden mag, verbietet, die 
aus Anlaß des fogenannten in Nieder: 
Defterreih aufgetauchten Zwidipieles 
an die Regierung erfloſſene Hofkanzlei— 
Erledigimg, vom 13. Aug. 1807 aber 
nur. für dieſen fpeciellen Fall erging, 
fo kann ſelbe auch über diefen Ball 
binans nicht weiter ausgedehnt, und 
als eine dem: Spielpatente eine nahere 
Beſtimmung gebende Norm nicht ange 
ſehen, fondern muß mit dem berubrten 
Galle ale abgethan betrachtet werden. 
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Demnach ift bei vorfommenden Glücks— 
oder Hazardfpielen nur das Spielya- 
tent allein, und zwar umfomehr in ſei— 
ner vollen Wirkfamkeit zu nehmen, umd 
nach feinem Inhalte fogleich in Anwen» 
dung zu bringen, als Se. k. k. Maj. 
diefes Patent gemäß a. h. Befehles 
v. 12. Det. 1840 erft neuerlich zu re 
publiciren und deffen fefte Handhabung 
anzuordnen geruhten. (Hfkzl. Decr. v. 
26. Aug. 1841 3. 24959.) 

Die k. E. n. ö. Regierung bat diefen 
Erlaß der h. Hofkanzlei mit nachſte— 
hendem Beiſatze der ka f. Bol. Ob. 
Dir. befannt gegeben: Hiernach iſt tie 
Beurtheilung der Kriterien eines 
Glücks- oder Hazardfpieles unter dem 
beftimmten umd einzigen Anhaltspunfte 
des a. h. Spielpatentes dem Ermefjen 
aller zur Handhabung des lepteren bes 
rufenen Behörden anheim gegeben; in« 
deffen bleibt es immerhin fowohl der 
k. k. Bol. Ob. Dir., ald auch dem Wr. 
Magiftr. vorbehalten, bei dem Auftau— 
hen und Umfichgreifen eines bisher 
niht namentlich verbotenen Hazard» 
fpieles zur Warnung des Publicums 
auf den Erlaß eines allgemeinen Ber- 
bots desjelben den Antrag zu ftellen. 
(Deer. der kak. n. ö. Reg. v. 15. Sept. 
1841 3. 49523. R. ö. Prov. G. ©. 
23. Bd. Nr. 154.) 

Spiele, verbotene, f. Bauk, 
polnische. 

— — verbotene, f. Billard: 
Kegelſpiel. 

— — verbotene, f. Häufelu. 

— — der Studirenden in Koffee— 
häuſern, ſ. Kaffeehäuſer. 

— — Verbot des Kegelſchiebens 
um hohes Geld, ſ. Kegelſpiel. 

— — ſind in Schankkellern nicht zu 
dulden, ſ. Kellerſchankordnung 8. 10° 

— — verbotene, ſiehe Lotto— 
Dauphin. 

— — das Rartenfpiel „Mantfiheln“ 
wird verboten, ſ. Mantfcheln, 
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Spiele, verbotene, fiehe Ma— 


riandlfpiel, 
— — verbotene, ſiehe Riem: 
ftechen. 


— — Beftimmung des Kriteriums 
eined Hazardfpieles, f. Riemſtechen. 
— — in Gaft: und Kaffeehäufern, 
f. Sonn: und Feiertagsheiligung. 
— — verbotene, |. Sticheln. 
— — verbotene, f. Vierzeh: 
nerln, Leveferlu. 
— — verbotene, ſ. Zapparln. 
— — verbotene, f. Zwiden, 
— — ſ. — 
— — ſ. Jahrmärkte, Surrogat: 
Kaffeefchänten. 
Spielereiwaarenhändler dürfen 
Luftballons aus Papier nicht verfertis 
gen oder verkaufen, f. Luftballon. 
Spielmarken, ſ Denkmünzen. 
— — ſ. Spielpfennige. 
Spielpfennige und Spielmarken 
dürfen weder das Bildniß eines regie— 
renden oder abgelebten Fürften, noch 
irgend ein Zeichen eimer öffentlichen 
Macht enthalten, und follen auf einer 
Seite jederzeit mit der Auffchrift Spiel« 
pfennige verfchen fein ; derlei ordnunge- 
widrig verfertigt vorgefundene Spiel- 
pfennige find zu confisciren. (Rage. 
Circ. v. 13. Aug. 1807. Batth. 9. u. 
G. Gef. 6. Bd. ©. 575.) 
Spielwerfe aus gefärbten, unge: 
nießbaren Kornteig zu verfaufen , ift 
den Lebzeltern und Pfefferfüchlern ver: 
boten. (Hofvdg. v, 29. Nov. 1784. 
Barth. H. u. G. Gef. 4. Bd. S. 351.) 
Spielzeug für Kinder Schäd- 
lichkeit mehrerer Farben, hinſichtlich 
ihrer Verwendung zum Färben des 
Spielzeuges. 
Shädlihe Farben. 
Weiße. Bleiweiß, Kremferweiß, 
Schieferweiß und Zinnoryd. 
Gelbe, Operment oder Raufchgelb, 
Königegelb, Neapelgelb, Baslergelb, 
Bleigelb oder Mafficot, engliſches Gelb, 
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Mineralgelb , Chromfaures Blei und 
Bummigutti. 

Grüne. Grünfpan, Braunfhmweiger 
Grün, Berggrün, Bremergrün, Schwer 
diſch- oder Scheelſchesgrün, auch Mis 
tisgrüngenannt, Wienergrün, Schweins 
furtergrün. 

Blaue. Bergblau, Mineralblau, 
Schmalte, fupferhaltiges Berlinerblau. 

Rothe. Maler-Zinnober, Mennige. 

Unſchädliche Farben. 

Weiße. Präparirte, gut ausgewa— 
fhene Kreide, mit Waffer angerührter, 
wieder getrodneter und gepulverter 
Gips, weißgebranntes Hirfhhern, El: 
fenbein, Knochenmehl. 

Gelbe. Kurkume- Wurzel, Schütt: 
geld, Safran, Drlean, Diherzelb, eine 
Abfohung von Gelbholz, mit dem 
vierten Theile Alaun und Gummi 
verfeßt. 

Grüne Saftgrün, alles Grün, 
was man fidh aus der mannigfaltigen 
Miſchung der unfhädlichen gelben und 
blauen Farben machen fann, z. B. eine 
Zufammenfebung aus reinem Berliners 
blau und der gelben Farbe aus Gelb: 
holz oder Kurkumewurzel, fowie die 
von vier Theilen concentrirten Indigos 
in der Vermiſchung mit einer Abkochung 
von Kurfumewurzel und etwas Alaun; 
veronefifche Grünerde. 

Blaue. Reines Berlinerblau, Neu— 
blau, eine Verbindung von Stärke mit 
Andigo » Auflöfung, ſächſiſches Blau, 
eine Auflöfung von Indigo in Schwer 
felfäure, Indigo, Lakmus, Saftblau 
oder Kornblumenblau, 

Rothe. Carmin, Gummilak, Stock— 
lat, Körnerlak, Florentinerlak, Krapp— 
lak, armeniſcher Bolus, rothes, jedoch 
nur aus Apotheken zu kaufendes Eiſen— 
oxyd, Fernambuk oder Braſilienholz, 


Abkochung mit Alaun und Gummi vers 


fegt. (Bdg. des f. k. böhm. Land. Sub. 
vom 4. März 1824 3. 11379. Kroy. 
Gef. Franz. 49. Bd. S. 281. Vog. 
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des galizifhen Gub. vom 17. Dee. 
1830 Zahl 68816. Prov. G. ©. 
3. 1830.) 

Spielzeug für Kinder,. fhädliche 
Farben, f. Oftereier. 

— — für Kinder, ſ. Gefchirre, 
Zuderbäder. 

Spielzimmer, ſ. Kaffeehänfer. 

Spiefglanz it vom Haufirhandel 
aus geſchloſſen, ſiehe Hauſirpatent 
8.121. 

Spionerie. In Beziehung auf das 
Berbredben der Spionerie ift 
nachſtehende geſetzliche Beſtimmung er: 
floſſen: Das Geſetzbuch über Verbre— 
chen bezieht ſich ſowohl in Abſicht auf 
das Verbrechen der Ausſpähung (Spio— 
nerie) im 8. 67, als der unbefugten 
Merbung, im $. 92, auf die in den 
Mititärgefeßen darüber angeordnete 
Behandlung und Beflrafung. Da aber 
die Militärgefeße,, denen in Rückſicht 
diefer Verbrechen auch Eivil- und an- 
dere zur Militärgerichtöbarkeit fonft 
nicht gebörige Perfonen unterliegen, 
nad ihrem genaueren Inhalte nicht all 
gemein befannt find, umd da ferner 
Ge. Maj. die Strenge derfelben für 
verſchiedene Fälle bezüglich auf gedachte 
Perfonen zu mindern geruht haben, fo 
werden hiermit die Strafgefeße, welche 
folder Berbreen wegen gegen Per: 
fonen der erwähnten Art Anwendung 
haben follen, zur genauern allgemeinen 
Kenntnig gebracht. 

8. 1. Wer die Stärke oder den Zus 
ftand der Armee, ihre Deranftaltungen 
oder Pläne, ihre Stellungen oder Be» 
wegungen, den Zuftand einer Feſtung 
oder Feldverſchanzung, der Borräthe 
oder Magazine, überhaupt foldhe Ber: 
hältniffe oder Gegenftände, welche auf 
die militärifhe Bertheidigung des 
Staates oder auf die Operationen der 
Armee Beziehung haben, in der Abfiht 
auskundſchaftet, um dem Feinde auf 
was immer für eine Weife davon Nach— 
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richt zu geben, macht ſich des Berbrer 
hend der Ausſpähung ſchuldig. 

8. 2. Dieſes Verbrechen foll ohne 
Rüdfiht auf die fonftige Gerichtäbe- 
hörde des Berbrecherd durch die Mili— 
tärbehörde unterfucht, und wäre es 
auch ohne allen Erfolg nur bei dem 
Berfuche geblieben, mit dem Tode durch 
den Strang beftraft werden. Auch ift 
gegen den Verbrecher, wenn er auf der 
That oder noch während des Krieges 
ergriffen wird, ftandrechtmäßig zu ver 
fahren. 

8.3. Wer dem feindlichen Ausſpä— 
her entweder zu der Auskundſchaftung 
felbft, oder zur Benachrichtigung des 
Feindes von den ausgekundſchafteten 
Berbältniffen oder Gegenftänden , es 
fei duch Rath oder That, vorfüglide 
Hilfe Leiftet, macht fih des Verbrechens 
mitfhuldig,, und ift gleich dem Aus— 
fpäber nach Vorfchrift des 8. 2 zu ber 
handeln und zu beftrafen, 

8. 4. Wer eine ſolche Auskundſchaf— 
tung oder Mittheilung an den Feind, 
wenn er fie, ohne fi einer Gefahr 
aus zuſetzen, zu verhindern vermag, vor- 
fäßlich nicht verhindert; ferner, wer 
einen ihm befannten feindlihen Auss 
fpäher, den er ohne eigene Gefahr der 
Obrigkeit anzeigen kann, derfelben an« 


zuzeigen vorfäglich unterläßt, it eben- 


falls für mitfhuldig zu achten, umd foll 
zu Icbenslänglicher Schanzarbeit verur- 
theilt werden. 

$. 5. Auch derjenige ift ald Aus— 
fpäher anzufehen, der im Frieden ſolche 
Vorkehrungen oder Gegenftände, welche 
auf die Kriegsmacht des Staates, oder 
die militärifche Vertheidigung desfelben 
Beziehung haben, und die von dem 
Staate nicht öffentlich getroffen oder 
behandelt werden, in der Abfiht aus— 
tundfchaftet, um einem fremden Staate 
davon Nachricht zu geben. 

8. 6. Ein folder Ausfpäher foll 
nad Map der angewendeten Lift, der- 
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Wichtigkeit der Ausfpähung, und der 
Größe des Schaden‘, der für den 
Staat daraus entfteben kann, mit 
Schanzarbeit von Einem bie zu fünf 
Jahren, und wenn die Mittheilung 
fhon wirflid an den fremden Staat 
geichehen, oder felbft bereits ein Scha— 
den daran entftanden ift, mit Schanz- 
arbeit von fünf bis zehn Jahren be- 
ftraft werden. Wäre aber die Ausfpa- 
bung eigens in der Abſicht unternom- 
men worden, um dem Staate eine Ge- 
fahr von Außen zuzuziehen, oder eine 
ſolche Gefahr zu vergrößern, oder wäre 
fie insbefondere zu einer Zeit, wo der 
Krieg auf dem Ausbruche geitanden, 
und won einer Berfon, welde von die: 
ſem Umftande Wıffenfhaft gehabt, zu 
dem Ende unternommen worden, um 
derjenigen auswärtigen Macht, welche 
dem Staate Anfalten zu feiner Ber: 
theidigung zu treffen Anlaß gegeben, 
von den ausgekundfchafteten Vorkeh— 
rungen oder Öegenftanden Nachricht zu 
ertbeilen; fo hat, wenn das Verbrechen 
auch ohne allen Erfolg nur bei dem 
Verſuche geblieben wäre, die Strafe des 
Stranges Statt. 

8. 7. Wer dem Ausfpäher bei einer 
Ausfpähung im Frieden, durch Rath 
oder That vorfäglih Hilfe leiftet, ift 
wie der Ausfpäher felbft zu beftrafen. 
Wenn jedoch ein folcher Mitichuldiger 
in einem Falle, wo nad $. 6 gegen 
den Ausfpähber die Todesftrafe Anwen— 
dung findet, von der zur Verhängung 
derfelben nad eben diefem $. erforder: 
lihen eigentlihen Befchaffenheit und 
Abfiht der Ausſpähung feine Kennt: 
niß hatte, fo ift derfelbe lediglich mit 
Schanzarbeit zu beftrafen und ſolche 
nah Vorſchrift des nämlihen $. aus- 
zumeſſen. 

8. 8. Wer im Frieden eine Aus— 
fpähung , die er ohne eigene Gefahr 
verhindern kann, zu hindern oder einen 
ihm bekannten Ausfpäher der Obrigkeit 
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anzuzeigen vorſätzlich unterläßt, foll zu 
ein» bis dreijähriger, und falle in Folge 
feiner Unterlaffung die Mittheilung an 
den fremden Staat wirklich geſchehen, 
oder felbft fhon ein Schaden darand 
entftanden wäre, zu drei- bis fünfjäh- 
tiger Schangarbeit ‚verurtheilt werben. 
Wenn aber ein Mitſchuldiger dieſer 
Art in einem Falle, wo gegen den Aus— 
fpäber felbft nad 8. 6 die Todesftrafe 
Anwendung hat, von der Befchaffen- 
heit und Abſicht der Ausfpähung, welde 
nach gedachtem $. zur Berhängung der 
Todesftrafe erforderlich ift, Wiſſenſchaft 
hatte, fo iſt derfelbe zur lebenslang: 
lihen Schanzarbeit zu verurtheilen. 

$. 9. Ausfpähungen, welche in einer 
unter b $. 52 des Gefeßbuches über 
Verbrechen erwähnten bochverrätheri- 
[hen Abſicht, aber nicht in Betreff von 
Vorkehrungen, Berhältniffen oder Ger 
genftänden der in dem 1. und 5. 8. der 
gegenwärtigen Vorſchrift bezeichneten 
Art unternommen worden, find von den 
competenten Criminalgerichten des Ei- 
vilftandes nah den Beſtimmungen der 
$$. 52 bis 55 des gedachten Gefeh- 
buches zu beurtheilen und zu beftrafen. 

$. 10. Wer für fremde Kriegsdienfte 
wirbt, foll, ohne Rüdfiht auf feine 
fonftige Gerichte » Behörde, in Folge 
8. 77 des Geſetzbuches über Verbrechen, 
durh die Militärbehörde unterfudht, 
und wenn er das Berbrechen in Kriegd- 
zeiten verübt bat, mit dem Strange 
hingerichtet werden. Diefe Behandlung 
und Beftrafung hat nicht minder gegen 
folhe Werber Statt, welde zur Zeit 
des Krieges Soldaten, oder zum Mili- 
tärförper gehörige Dienſtknechte auch 
nur zur Anfiedlung für fremde Länder 
werben. Auf gleihe Weife find umfo- 
mehr diejenigen zu behandeln und zu 
beftrafen, die zu folder Zeit ſich des 
Menihenraubes ſchuldig mahen, um 
fremden Truppen Recruten, oder einem 
fremden Staate zum Militärkörper ge 
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börige Perfonen als Anſiedler zuzu: 
führen. Auch ift in einem wie in dem 
anderen diefer Fälle gegen den Ber: 
bredder, wenn er noch während des 
Krieges ergriffen wird, ſtandrechtmäßig 
zu verfahren. 

8. 11. Wird eins diefer Verbrechen 
zur Zeit des Friedens verübt, fo foll 
der Verbrecher, falld er einer der be- 
zeichneten Werbungen fchuldig ift, mit 
5 bis 10jähriger, und wenn er dem 
Staate oder der Armee fhon wirklich 
einen oder den andern Mann entzogen, 
und feine Werbung nod weiter fortge- 
feßt oder wiederholt, oder wenn er dad 
Verbrechen zu einer Zeit, wo der Frie- 
den des Staates bedroht ift, ausgeübt, 
und von diefem Umftande Wiffenfhaft 
gehabt Hat, mit 10 bis 12jähriger, im 
Falle des Menfchenraubes aber mit 
lebenslanger Schanzarbeit beſtraft 
werden. 

$. 12. Auch Derjenige, der zur Aus— 
übung eines diefer Verbrechen die in 
feiner Macht geftandenen Mittel ange- 
wendet hat, und von der wirklichen 
Bollbringung , indem er ſchon in der 
legten dazu erforderlihen Handlung 
begriffen war, blos durch Dazwifchen- 
funft eines fremden Hinderniffes, oder 
durch Zufall abgehalten worden ift, 
foll, je nachdem er das Berbrechen zu 
Kriegs⸗ oder Friedenszeiten unternom- 
men, nach $. 10 oder 11 behandelt und 
befiraft werden. Wäre aber der Ber- 
brecher in dem Berfuche nicht fo weit 
vorgeſchritten, fo ift derfelbe nah Maß, 
als fein Berfuh von der Vollbringung 
des Verbrechens entfernt geblieben, und 
mit Rüdfiht, ob folder zu Friedens: 
oder Kriegszeiten geſchehen, in Wällen, 
wenn eine der erwähnten Werbungen 
verfucht worden, zu 1= bi® Sjähriger, 
wenn aber ein Menfhenraub der be- 
zeichneten Art unternommen worden, 
zu 5 bis 10jähriger Schanzarbeit zu 
verurtheilen. 
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$. 13. Wer bei einer der gedachten 
Unternehmungen dem Verbrecher durch 
Rath und That vorfaglich Hilfe Leiftet, 
ift wie der Verbrecher felbft zu behan— 
deln und zu beftrafen. Jedoch kann in 
Fällen, wo nah dem 11. $. gegen den 
Werber 10: bis 20jährige Strafe An— 
wendung findet, ein folder Mitfhuldi- 
ger, wenn er dem Werber nur zu einer 
ober der anderen einzelnen Werbung 
Hilfe geleiftet, oder von dem Umftande, 
daß der Frieden des Staates bedroht 
fei, feine Wiſſenſchaft gehabt hat, ledig: 
lich mit 5- bis 10jähriger Schanzarbeit 
beftraft werden. 

8. 14. Wer eined der erwähnten 
Berbrehen, wenn er ed ohne eigene 
Gefahr verhindern kann, zu hindern, 
oder einen foldhen ihm befannten Ber: 
brecher der Dbrigkeit anzuzeigen vor- 
fäßlih unterläßt, ift mit Bedacht, ob 
die Unterlaffung zu Friedens- oder 
Kriegszeiten gefheben, zu 1: bis 5jäh- 
tiger Schangarbeit zu verurtbeilen. 

$. 15. Wer einen Ausfpäher, Wer- 
ber oder Menfshenräuber der in diefer 
Borfohrift $. 1,5. 10 und 11 gedad- 
ten Art der Obrigkeit anzeigt, oder das 
Berbrechen dur Ergreifung und Feſt⸗ 
haltung des Verbrechers, oder fonft 
mit der That verhindert , erhält eine 
Belohnung von 100 Ducaten, umd 
nah Umftänden von höherem Betrage. 
Auch wird demjenigen, der ſich bei einer 
diefer Handlungen oder Unternehmuns 
gen einer Mitwirkung ſchuldig gemacht, 
wenn er, dur Reue bewogen, eine 
folde Anzeige zu einer Zeit bewerk— 
ftelliget, wo die Handlung oder Unter: 
nehmung noch unwirkſam gemadt wer: 
den kann, oder wenn er aus gleichem 
Beweggrunde die Ausführung des Ber: 
brechens auf eine oder die andere Weife 
felbft verhindert, nicht nur die Straf- 
lofigkeit, fondern au, wofern er nicht 
felbft der Anftifter der Handlung oder 
Unternehmnng war, die erwähnte Ber 
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lohnung zugefihert. (Hfkzl. Decr. vom 
10. Det. 1821 3. 27459; Circ. der 
n. 5. Reg. v. 19. Oct. 1821 3.48315; 
Vdg. des mähr. Bub, v. 19. Det. 8. 
28994; der 0. ö. Reg. vom 20. Zahl 
19886; des fteierm, u. gal. Gub. v. 
24.3 56126; des böhm. Gub. v. 25. 
3. 52730; des iflir. Sub. v. 26. Det. 
1821 3. 28994. J. G. S. Nr. 1808.) 

Spionerie, fiche Militär: Ber: 
brechen. 

Spital der harmberzigen Schwe- 
fern, f. Barmherzige Schweftern. 

— — f. Kinderfpital, Kranken: 


hans. 

Spitäler am Lande, fiehe Land: 
fpitäler. . 

Spitalspraris, ſ. Aerzte. (Vdg. 
v. 11. Juli 1840.) 

— — f. Aerzte. 

Sprachſchulen. Bei der großen 
Anzahl der beftehenden Sprachſchulen 
muß, ohne gerade ein Beſchränkungs— 
princip zu ftatuiren, doch in der Hin— 
fiht mit den Verleihungen ſparſam zu 
Werke gegangen werden, daß die ein- 
zelnen Bewerbungen genau geprüft, 
mit der Auswahl es firenger achalten 
werde, und nur befonders ruͤckſichts— 
würdige Individuen zuzulaſſen feien. 
Aus dem Grunde ift bei künftigen Ver— 
feihungen von Sprachſchulen flrenge 
darauf zu ſehen, daß die diedfälligen 
Bewerber ſich zugleich mit pädagogi- 
[hen Zeugniſſen ausmeifen. Wovon 
die kak. Bol. Ob. Dir. binfichtlich der 
ihre zufommenden Würdigung folder 
Geſuche zur Beachtung in Kenntnig 
gefept wird. (Deer. dern. d. Reg. v. 
29. Aug. 1832. Circ. der k. k. Pol. 
Ober-Direction vom 19. Sept. 1832 
3. 3064.) 

Sprengglas, mit, belegte Waaren. 
Die Verfertigung derfelben , fomwie das 
Tragen der damit belegten Bänder, 
dann die Fächer, Spaliere, Confectauf— 
füge, Kinderſpiele, Glasfedern 2c., find 
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verboten, bei Confiscation der Waare 
und einer Geldftrafe von 50 Rthirn. 
(Nahriht in Defterr. vom 16. Juli 
1782. Krop. Gef. Joſ. 1. Bod. 6.139.) 

Sprengpulver, ſ. Schießpulver. 

Spritzen, |. fupferne Wurft: 
fprigen. 

Staat3-Anleihen, f. Promeſſen⸗ 
Geſchäft. 

Staatsbeamte, ſ. Beamte. 

Staatsbürgerſchaft. Die Art der 
Aufnahme zu ſelber bei türkiſchen Un— 
terthanen, iſt nur der politiſchen Hof— 
ſtelle vorbehalten. (Hfkzl. Vdg. v. 29. 
Juli 1813. Hfkamt. Vdg. v. 23. März 
1817. Barth. H. u. G. Geſ. 7. Bd. 
©. 297.) 

— — Eine Inländerin, welde 
einen Ausländer ebelichet, wird dadurch 
noch feine Ausländerin, und ift 
vielmehr jeder inländifchen Braut eines 
fremden Untertbans zu erflären,, daß 
fie durch die Bewilligung zur Heirath 
nicht auch zugleih den Conſens zur 
Auswanderung erbalte, fondern lek- 
teren in&befondere anfuchen müſſe. 
(Hfkzl. Vdg. v. 22. Dec. 1814. Eirc. 
der n. 6. Reg. v. 14. Jan. 1815.) 

— — Ueber Gefuche zur Erlangung 
derfelben haben die Bez. Dir. in ihrem 
Berichte aufzunehmen: 

1. Das Nationale, 

2. den Zeitraum des Aufenthaltes 
des Bittwerberd in den k. k. Staaten 
überhaupt, und in Wien indbefondere, 

3. deffen Vermögens » Verhältniffe, 
dann feinen Ruf, Sittlihfeit, Arbeits— 
fähigfeit und Ermerbefleiß. (Pol. Db. 
Dir. Circ. v. 6. April 1816. Nr. 100.) 

— — Um in Källen, wo es fih um 
die Verleihung des öfterr. Staatehür- 
gerrechtes nad dem 8. 30 des allgem, 
bürgerl. Gef. B. an ſolche Ausländer 
handelt, welche dasjelbe nah dem 
8.29 nicht ſchon ipso facto erlangen, 
eine Gleichförmigfeit mit den übrigen 
Provinzen beobachtet zu wiſſen, wird 
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folgende Borfhrift zur genaueften Dars 
nachachtung befannt gegeben: 

1. Zur Einbürgerung nad dem ger 
dachten $. 30 ift ein gutes, fittlicdhes 
Betragen, und eine hinreichende Er- 
werbsfähigkeit unumgänglich nothwen- 
dig. der Ausweis eines befonderen Ders 
moͤgens aber, welches zur Ernährung 
einer Familie hinreicht, wohl fehr zweck— 
dienlich, jedoch fein unumgängliches 
Erfordernig. Zum Ermweife des fittli- 
hen Betragend und der hinreichenden 
Erwerbsfähigkeit des bitiftellenden Ein- 
wandererd genügen die von dem Dienft- 
herren, Meifter oder Fabrifanten, wo 
ſich derfelbe in Arbeit befindet, hierüber 
ausgefteliten Zeugniffe nicht allein, ſon— 
dern diefelben müffen auch von der 
Drtögemeinde und Obrigkeit beftäti- 
get fein, 

2. Die Staatsbürgerfchaft ift zwar 
bei den untern politiſchen Behörden 
anzufuchen, welche die diesfalld nöthi— 
gen Erhebungen einzuleiten haben, je» 
doh wird die Bewilligung zur wirkli— 
hen Aufnahme als öfterreidhifcher 
Staatsbürger blos von der Hofkanzlei 
ertheilt; daher die Landesftelle jedes 
Mal die diesfälligen Geſuche nebft den 
darüber gepflogenen Erhebungen der 
Unterbehörden mit ihrem Gutachten 
der hierortigen Entfcheidung zu unter 
jieben haben wird, endlich hat 

3. die Feierlichkeit bei der wirklichen 
Aufnahme zum Staatsbürger darin zu 
beſtehen, daß der neue Staatsbürger, 
ohne Unterfhied,, ob er von Adel fei 
oder nicht, zu dem betreffenden Kreis— 
amte vorgeladen, ihm dafelbft die Wich— 
tigfeit der erhaltenen Wohlthat und 
der mit der Staatsbürgerfchaft verbun⸗ 
denen Borzüge lebhaft vorgeftellt, ihm 
gleiher Schuß mit den Eingebornen 
zugefichert, derfelbe an die nunmehri— 
gen Pflichten als wirklicher Staatsuns 
terthan erinnert, und von ihm über die 
genaue Befolgung derfelben der Unter: 

Baleiötyg, Hanov, d, Poly. @rj. UL 
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thanſseid abgenommen ; alles diefes 
aber in ein eigened, von dem Kreis» 
bauptmanne, einem Sreiscommiffär, 
dem Actuar und von dem neuen Staad« 
bürger zu unterfhreibendes Protocol 
aufgenommen, und legterm hierüber ein 
eigenes Gertificat ausgehändiget werde. 
(Hfkzl. Decr. v. 12. April 1816. Krop. 
Gef. Franz. 36. Bd. ©. 272.) 

Um diesfalls ein gleihmäßiges Der 
fahren zu besweden, wurde diefe Ans 
ordnung mit Hoffanzlei-Decr. vom 30. 
Jänner 1824. Krop. Gef. Franz. 49. 
Bd. ©. 108, ſämmtlichen Ränderftellen 
zugefendet. 

Stantöbürgerfhaft. Se. Mai. 
haben in Rüdficht der Erlangung der 
öfterreihifhen Staatsbürgerfhaft in 
Freihäfen den $. 29 des a. b. ©. 
B. dahin zu beſchränken gerubt, daß 
Fremde in den Freihäfen nicht durd 
Antretung eines Gewerbes oder durch 
einen zehnjährigen Wohnfig , fondern 
nur durch Eintretung in einen öffent- 
lihen Dienft, oder im Wege der Natu- 
ralifirung die öfterr. Staatebürgerſchaft 
erwerben. (Decr. der Gent. Drgan. 
Hofcomm, v. 9. Nov. 1816.) 

— — Durd den Betrieb einer freien 
Beſchäftigung, oder durch die Beftand- 
nahme eines Schanfes wird die öfterr. 
Staatsbürgerfhaft nicht erworben, da 
nur durch den Antritt eines Gemerbes, 
zu deffen Betrieb die förmliche Anfäffig- 
feit nothwendig ift, die Staatsbürger- 
ſchaft erhalten wird, freie Beſchaͤftigun⸗ 
gen aber wieder jeden Angenblid ver— 
laffen, Beftandcontracte aber aufgekün— 
det werden können, daher die Anfäffig- 
madhung weder in einem, nod im ans 
dern Falle nothwendig ift. (Hfkzl. Vdg. 
v. 16 Jän. 1817 3. 891, an fämmtl. 
Länderft. Deer. der n. 6. Reg. vom 3. 
Februar 1817 3. 5204. Pol. ©. ©. 
3. 1817.) 

— — lieber Anfrage: ob ein zum 
Theil in deutſchen ne 
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und zum Theil in Ungarn erftredtes 
Decennium die öſterreichiſche Staats— 
bürgerfhaft mach fich ziehe? ift man 
dahin übereingefommen: daß der zehn: 
jährige ununterbrochene Wohnfiß, wo: 
durch nach dem $. 29 des allg. bürgl. 
Gef. B. dad Bürgerreht erworben 
wird, in jenen Provinzen erftredet wor- 
den fein müffe, für welche das bürgerl. 
Gef. B. Rechtskraft hat; daß daher 
derjenige Zeitpunet nicht einzurechnen 
fei, durch welchen fi der Ausländer 
in dem Königreihe Ungarn und den 
dazu gehörigen Ländern aufgehalten 
bat. (Hffzl. Ydg. vom 18. Sept. 1817 
3. 21509, an fämmtl. Länderſt. Vdg. 
der n. 8. Reg. v. 6. Dct. 1817 Zahl 
43666. Pol. ©. ©. 3. 1817.) 

Staatsbürgerfchaft. Sobald ein 
Ausländer auf was immer für eine Art 
die öÖfterreihifhe Staatsbürgerfchaft 
erhält, müffen auch alle feine Kinder 
als Inländer betrachtet werden. Die 
Kinder der obligaten Militäriften, welche 
Ausländer find, find ale Inländer zu 
behandeln, wenn diefe Kinder in irgend 
einer Erziehungsanſtalt dee Staates 
unentgeltlih aufgenommen find, weil 
der Staat diefe Kinder gleihfam adop- 
tirt bat. (Hffzl. Deer. vom 17. Dee. 
1817 3. 29961, an fämmtl. Länderſt. 
Dog. der n. d..Reg. v. 27. Dec. 1817 
3. 55134. Krop. Gef. ©. 39. Band. 
Nr. 313.) 

— — {in Betreff derfelben bei den 
obne Beibehaltung des Characterd 
aus der Armee ausdgetretenen 
Offizieren wurde mit a. h. Entſchl. 
v. 25. Aug. 1818 beftimmt: daß ge 
borne Ausländer, melde in der. £. 
Armee den Dffizierd « Character durch 
was immer eine Zeit befleiden,, zwar 
bei der Verleihung der öfterreichifchen 
Staatsbürgerfhaft nicht ausgeſchloſſen 
feien, aber blos durch den befleidenden 
Dffizierd-Character außer den Militär- 
pflidten die übrigen Verpflichtungen 
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der öfterreihifhen Staatsbürgerfhaft 
noch nicht übernehmen, und nad ihrer 
etwa erfolgten Quittirung erft dann 
diefer Berpflichtung unterliegen, wenn 
fie ununterbrohen durh 10 Jahre 
(vom Tage der Quittirung am gerech—⸗ 
net) in den öfterreihifchen Staaten ſich 
aufgehalten haben, oder auf eine ans 
dere in dem allg. bürgl. ©. B. bezeich⸗ 
nete Art in die vollen Rechte u. Pflid- 
ten der öfterr. Staatsbürgerſchaft ein: 
treten. In Gemäßheit diefer a. h. Ent- 
ſchließung find fünftig fowohl die wirt: 
lich in der f. f. Armee dienenden, als 
auch die mit oder ohne Militärdarac- 
ter ausgetretenen Offiziere, welde ge« 
borne Ausländer find, zu behandeln. 
Auch die KinderdieferDffiziere, 
fie mögen im Auslande oder Inlande 
geboren fein, folgen der Eigenſchaft 
ihrer Väter rückſichtlich der Nationali- 
tät in fo lange, als diefe Kinder nicht 
felbftftändig betrachtet, und darnach 
behandelt werden können. Die Bat- 
tinnen der dienenden und au 
getretenen Ausländer » Dffi- 
ziere find jedoch nur dann ald Aus- 
länderinnen zu betrachten, wenn fie im 
Auslande geboren find, und vor ihrer 
Berehelihung die öfterreihifche Staats: 
bürgerfchaft noch nicht gefeglich erlangt 
haben. Die Inländerinnen müffen nad 
den beftehenden Vorfchriften als folde 
behandelt werden. (Vdg. des Hoffriege- 
rathes v. 3. Sept. 1818 8. 3. 3270, 
an fämmtl, Gener. Comm. Hffzl. Decr. 
vom 29. Sept. 1818 3. 19735, an 
fämmtl. Länderft. Vdg. dern. ö. Reg. 
v. 22. Oct. 1818 3. 42096. Bol. ©. 
©. 3. 1818.) ©. Ausländer. 
Staatsbürgerfchaft (die öfterreis 
chifche) erwirbt jener , der ein verfäuf« 
liches Gewerbe an fih bringt, indem 
nah $. 29 des allg. bürgl. ©. 2. die 
Öfterreichifche Staatsbürgerfhaft durch 
die Antretung eines Gewerbes, deſſen 
Betreibung die ordentliche Anfäffigkeit 
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im Lande nothwendig madht, ſchon für 
fi erworben wird, folglih wer ein 
verfäuflichesd Gewerbe an ſich bringt, 
diefe gefeßliche Bedingnig bereits er: 
füllt, weil er dur den Ankauf das 
Gewerb eben fo angetreten hat, wie 
dies bei perfönlichen Gewerben durch 
die in Rechtskraft erwachſene obrig- 
feitlihe Verleihung geſchieht, ohne 
daß hiezu der phyſiſche Betrieb des 
Gewerbes nothwendig wäre, daher be- 
darf es in ſolchen Fällen nicht mehr 
der Verleihung der öfterr. Staatäbür- 
gerſchaft. (Hfkzl. Decr. vom 20. Kebr. 
1819. 3. 5859. Bdg. der n. ö. Reg. 
vom 6. März 1819 3. 8762. Kroy. 
Gef. Franz. 41. Bd. ©. 121.) 
Stantsbürgerfhaft. Die Hof. 
fanzlei findet fih in Folge eines vor: 
gefommenen Falles veranlaßt, das über 
a.b. Entſchließung erlaffene Hofkanzlei— 
Decret vom 26. Juni 1787 3. 1139, 
wornach in öfterr. Staatedienfte feine 
fremden Untertbanen aufgenommen 
werden dürfen, wenn fie nicht ganz be- 
ſonders geſchickte und geprüfte Leute 
ſind, hiemit in Erinnerung zu bringen 
und zugleich zu verfügen, daß, wenn 
die zu Dienſtverleihungen berufenen 
Provinzial » Behörden einen fremden 
Unterthan wegen feiner vorzüglich gu— 
ten Eigenfhaften und erprobten Mo: 
ralität in öfterr. Staatsdienfte aufzu— 
nehmen finden follten, fie ſolches, we- 
gen der damit verbundenen Staate- 
bürgerfhaft, doch nicht aus eigener 
Macht thun Fönnen, fondern die vor: 
läufige Genehmigung ihrer vorgefeßten 
Hofftelle einzuholen haben. (Hofkzl. 
Decr. vom 14. Nov. 1823 3. 34897 
an ſämmtl. Länderft. Juſt. Hfd. vom 
1. Dec. 1823, an ſämmtl. App. Ger. 
DBdg. der 0. d. Reg. vom 1. Dec. 3. 
27101, der n. ö. Reg. vom 3. Dec. 
3. 58179; des fteierm. Gub. vom 4. 
Dec. 3. 31747; des tirol. Bub. v. 4. 
Dec. 3. 25721: des illir. Bub. v. 14. 
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Dec. 3. 16426; des böhm. Bub. v. 19. 
Dec. 1823 3. 62705. Pol. G. ©. 
51. Bd. 6.285.) ©. aud Frequen⸗ 
tations⸗Zeugniſſe. 

Staatsbürgerſchaft. Unter dem 
öffentlichen Dienſte, durch deſſen An— 
tretung Fremde nach $. 29 des a b. 
G. B. die öſterr. Staatsbürgerſchaft 
erwerben, iſt in Hinkunft blos ein 
wirklicher Staatsdienſt und keine 
proviſoriſche oder andere öf— 
fen tliche Dienſtleiſtung zu verſtehen, 
daher dieſe Anordnung nicht für die 
bereits in proviſoriſcher oder anderer 
öffentlicher Dienſtleiſtung ſtehenden In- 
dividuen zu gelten hat. (A. h. Entſchl. 
vom 15. März 1828. Hfkzl. Deer. v. 
15. April 1828 3. 8740, an fämmtl. 
Länderft. Kundg. in Steierm. mit Gub. 
Vdg. vom 20. April 1828 3. 7628, 
in Defterreih ob der Enns am 23. 3. 
11129, im Küftenlande am 25., in 
Galizien am 26. April 1828, in Ried. 
Defterr. mit Rggs. Eirc. v. 28. April 
3. 22095, in Jllyrien u. Mähren am 
2. Mai 1828 3. 8609 und 17549. 
Bol. ©. ©. 56. Bd. Nr. 32) 

— — Die Aufnahme der Auslän- 
der in die öfterr. Staatshürgerfchaft 
ohne inländifhe Anfäffigkeit oder ohne 
Antritt eines Gewerbes und vor Ber: 
lauf der im $. 10 des a. 6. G. B. an- 
gedeuteten 10 Jahre wird den Länder 
ftellen überlaffen, doch haben fie die 
Mürdigkeit, Erwerbsfähigkeit und das 
fittliye Betragen ftrenge zu würdigen 
und überhaupt jene gefeglihen Bor: 
fihten genau zu beobachten, die in die: 
fer Hinfiht durch befondere Geſetze ge- 
boten find. Blos die Naturalifation 
fremder Geiftlihen bleibt vor der 
Hand der vereinten Hoffanzlei vorbe— 
halten. (Hfkzl. D. v. 6. März 1829 3. 
2404. Bol. ©. ©. 57. Bd. 1. Abth. 
Nr. 30. Vdg. der n. ö. Reg. vom 15. 
April 1929 3. 13656.) 

— — Nachdem die gefeplih beru— 
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fenen Vertreter minderjähriger Perſo— 
nen für leßtere vertragsmäßige Rechte 
aller Art erwerben und vertrag 
mäßige Perbindlichfeiten übernehmen 
fönnen, fo find fie auch befugt, 
für ihre Prlegebefohlenen die Berlei- 
bung der Staatsbürgerfchaft zu erwir- 
fen. Bei Unmündigen kann zwar die 
perfönliche Ablegung des Unterthang- 
eides nicht Statt finden; allein diefer 
Eid, fowie die in dem Normativ vom 
30. Ian. 1824 vorgefhhriebene Vor: 
haltung der Untertbangpflichten iſt 
blos eine zur Bekräftigung der einge: 
gangenen Verbindlichfeiten eingeführte 
Feierlichfeit, das Unterthang-Berhält- 
niß felbft aber wird nicht durch den 
Eid, fondern durch den zwifchen der 
öffentlihen Verwaltung und der Par: 
tei, welche die Staatsbürgerſchaft an- 
fucht, eintretenden Aufnahmsevertrag 
begründet. Die Unfähigkeit eines Un— 
nıundigen zur Ablegung des Unter- 
thanseides kann daher an und fiir ſich 
ſeiner Aufnahme in die Staatsbürger— 
ſchaft, ſobald letztere für ihn von ſei— 
nen berufenen Vertretern angeſucht 
wird, nicht hinderlich ſein, und es 
kann eben aus dem Grunde, weil der 
Unterthanseid als eine bloße Feierlich— 
keit nicht als eine weſentliche und un— 
erläßliche Bedingung erſcheint, keinem 
Anſtande unterliegen, davon in ſolchen 
Fällen zu dispenſiten oder deſſen Ab— 
legung bis zur Erreichung des erfor— 
derlichen Alters zu verſchieben. (Hfkzl. 
Decr. vom 31. März 1831 3. 7357, 
n. ö. R. V. v. 14. Apr. 1831 3. 19976, 
n. ö. Pv. G. ©, 13. Thl. Nr. 54.) 

Staatsbürgerſchaft. — Bor 
ſchrift bei Ausfertigung oder 
Befätigung der BZeugniffe 
über die Aufnahme föniglid 
bairifher Untertbanen inden 
öfterreihifhenUnterthbangver 
band. 

Die Kreisämter find ermächtigt, in 
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ſolchen Fällen, wo die’öfterr. Staats» 
bürgerfhaft von königl. baitiſchen Un— 
terthanen in Gemäßheit der in dem 
8. 29 des a. b. ©. B. enthaltenen 
Beſtimmungen in Anſpruch genommen 
wird, die Aufnabmezufiherung ſelbſt 
zu ertheilen; wenn hingegen diefelbe 
nah Maßgabe des $. 30 dieſes Ge 
feßbuches angefucht wird, ſteht es der 
Landesftelle zu, die Bewilligung zu 
geben, und das Kreidamt hat fodann 
mit Bezug auf diefe Bewilligung die 
Zufiherung der Aufnahme in den Un- 
tertbansverband zu ertheilen. 

Die fönigl. bair. Regierung bat die 
Beobadhtung des Reciprocums im der 
Art zugefihert, daß auch Ihrerſeits 
denjenigen Behörden, weldhen die Er- 
theilung der königl. bair. Staatsbür- 
gerſchaft zufteht, bei Auswanderung 
öfterr. Unterthanen uach Baiern die 
Ausfertigung ähnlicher Aufnahmszuſi— 
herungen aufgetragen werden wird. 
(Hfkzl. Deer. vom 17. Juni 1831 3. 
8104, an fämmtl. Länderſt. Pol. ©. 
©. 59.88. Nr. 39.) Die diesfällige 
f. bair. Minifterial = Verordnung vom 
4. Nov. 1831 wurde fammtlichen Län— 
derftellen mitgetheilt. (Hfkzl. Dect. v. 
8. Dee. 1831. Pol. ©. ©. 59. Bd. 
Nr. 80.) 

Staatsbürgerfchaft. Ueber eine 
Anfrage: ob den f. bair. Untertba- 
nen hierlandes ein Beſchäftigungsrecht 
auch ohne Beibringung der Auswan— 
derungebemilligung verlieben werden 
dürfe, wird angeordnet, daß in derlei 
Bewerbungsfällen k. bair, Unterthanen 
mit der Verleihung von Gewerbsrech— 
ten, deren Betreibung die ordentlide 
Anſäſſigmachung vorausfegt, und de> 
ren Verleihung fomit zugleih die Er: 
werbung der öfterr. Staatsbürgerihaft 
begründet, nur gegen vorläufige Bei— 
bringung der Auswanderungsbewillis 
aung von Seite der f. hair. Regierung 
vorzugehen ſei. (Hoflzl, Dec, vom 
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18. Aug. 1831 3. 18672. Bdg. der 
n. ö. Reg. vom 24. Sept. 1831 3. 
46049, n. ö. Prov. ©, ©. 13. Bd. 
Nr. 176.) 

Staatsbürgerfchaft, öfterr. Hin- 
fihtlid der Befähigung der militär- 
pflihtigen Ausländer zur Erlan— 
gung der öfterr. Staatsbürgerſchaft bei 
beftehenden Gartellen wurde Folgendes 
beitimmt: 

Die pofitiven Beſtimmungen des 
öfterr. bürgl. Geſetzbuches hinſichtlich 
der Erwerbung der öfterr. Staatsbür- 
gerichaft für Fremde können den trace 
tatmäßigen, fomit ftaatsrechtlichen Be- 
fimmungen der verfchiedenen Gartelle 
mit auswärtigen Regierungen feinen 
Eintrag thun; dieſe enthalten aber 
feine Zeitbefchränfung, bis wann ein 
Deferteur oder Militärpflichtiger recla- 
mirt werden kann, fie feßen vielmehr, 
namentlih das Bundes » Gartell aus» 
drüclich feit, daß der Deferteur, auch 
wenn er fih in fremden Staaten an— 
ſäſſig gemacht hätte, auf die erſte Re— 
quifition ausgeliefert werden müſſe. 
Der Uebertreter eines Cartells ift ſo— 
wohl gegen den Staat, welden er 
verläßt, als gegen jenen, in weichen 
er fih flüchtet, ale im Zuftande der 
Schuld zu betrachten und dadurd nit 
geeignet, flaatsbürgerlibe Rechte zu 
erwerben. Es wird daher erforderlich 
und zur allgememen Richtſchnur für 
die politifhen Behörden vorgefchrieben, 
daß bei Verleihung des Bürger: uud 
Merfterrechtes an ſolche der Militärs 
pfliht unterliegende Ausländer, Die 
aus Staaten find, mit welchen Car: 
tells-Conventionen befteben,, vorläufig 
die Beibringung des Auswanderungs- 
Gonjenfes oder einer glaubwürdigen 
Nahmweifung der erfüllten oder nachge— 
fehenen Militärpflicht gefordert werden 
müffe. 

Durdy das allgemeine Bundes-Car- 
tel (ſ. Militär: Deferteurs: Gar: 
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tell), welches mit dem a. h. Patente 
vom 12. Mai 1531 allgemein fund» 
gemacht wurde, treten die befonderen 
Gartelle mit Preußen, Baiern, Sad: 
fen, Würtemberg und Baden in allen 
Fällen, wo das Erftere Maß und Ziel 
gibt, außer Wirkfamfeit. (Hfkzl. Deer. 
vom 22. März 1832 3. 3502, au 
fämmtl. Länderft. Bol. G. ©. 60.9. 
Nr. 24.) 

Stantsbürgerfchaft, die öfterr., 
verlieren Kraueneperfonen, welche ſich 
mit einem Ausländer verheiraten. In 
umgekehrten Fällen erwerben Ausläns 
derinnen durch die Ehelihung öfterr. 
Staatsbürger die öfterr. Staatsbür- 
gerichaft. (Hffzl. Decr. vom 8. Mai 
1832, an die n. ö. Reg. Krop. ©. ©. 
58. Bd. Nr. 109.) 

— — öfterreihifhe. Kinder eines 
nah $. 29 u. 30 des b. Gefepbuches 
eingebürgerten Ausländers, die zur 
Zeit diefer Erwerbung bereits groß— 
jährig find, erlangen Durch jenen Act 
nicht zugleich die öfterr. Staatsbürger: 
haft. (Hffzl. Decr. vom 30. Auguft 
1832 3. 19542, an fämmtl. Länderft. 
Pol. G. ©. 58. Bd. Nr. 122.) 

— — Ser f. f. Majeftät haben 
nachträglich zu den in dem allgemeinen 
bürgl. Geſetzbuche feitgefegten Arten, 
die öfterr. Staatsbürgerſchaft zu er- 
werben, und in Uebereinftimmung mit 
dem 8. 32 Ddesjelben und mit dem 
$ 19 des Auswanderungs = Batentes 
vom 24. März 1832 durh a. b. Ent: 
ſchließung vom 26. Jänner 1833 zu 
beftimmen gerubt, daß die öſterrei— 
chiſche Staatebürgerfhaft auch von 
einer Ausländerin durch ihre Berchelis 
Hung mit einem öfterr. Staatebürger 
erworben werde. (Hfkjl. Deer. vom 
23. Febr. 1833 3. 3950, an fammtl, 
Länderſt. Circ. der nm. ö. Reg. vom 
9. März 1833 3. 13792. Pol. ©. ©. 
61. BP.) 

— — Se} 8. Majeftät haben mit 
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a. h. Entſchließung vom 5. Februar 
1833 allergnädigft zu befehlen gerubt, 
daß von num am durch einen im den 
Ländern, für welde das allg. bürgl. 
Geſetzbuch verbindlih ift, vollendeten 
10jährigen ununterbrohenen Wohnfik 
die oͤſt. Staatsbürgerfhaft von einem 
Fremden erft dann erworben fein foll, 
wenn er fi hierüber bei der Landes» 
ftelle feines letzten Wohnortes gehörig 
ausgemwiefen, auf deren Anordnung bei 
ihr felbft oder bei dem zuftändigen 
Kreisamte den Unterthanseid ger 
leiftet, und darüber eine Beglaubi« 
gungs-Urfunde erhalten haf. Zu die 
fer Eivdesablegung foll jedoch der 
Fremde nicht eher zugelaffen werden, 
ala nachdem die gedachte Randesftelle 
fih die volle Ueberzeugung verfchafft 
hat, daß er die erwähnte Zeit hin— 
dur fich nicht nur wegen eines Vers 
brechens feine Strafe zugezogen, fons 
dern auch fortwährend ruhig den Ge 
fegen und Anordnungen der gefepli- 
hen Behörden gehorfam und gut ge» 
fittet betragen, und durd feine Auf- 
führung und gezeigte Denfungsart 
niemals zu einen gegründeten Verdacht 
oder Befhwerde Anlaß gegeben habe. 
Denjenigen Fremden hingegen, welche 
am Tage der Kundmachung diefer a, h. 
Entſchließung in den gedachten Län— 
dern den 10jährigen ununterbrochenen 
Aufenthalt bereits vollendet haben, ift 
zu geftatten, fich der dadurch erworbes 
nen öſterr. Staatsbürgerfhaft durch 
die Führung des Beweifes zu entledi— 
gen, daß fie die Abficht micht hatten, 
öfterr. Staatebürger zu werden; Ddiefe 
DBeweisführung muß aber längftene 
binnen 6 Monaten vom Tage der Be- 
fanntmadhung diefer a. h. Entfchlie- 
gung fo gewiß angetreten werden, ala 
diefelbe ſonſt nicht mehr geftattet wer: 
den würde. (Hflzl. Decr. v. 1. März 
1833 3. 3141, an fümmtl. Länderft. 
Bir, dern. 6, Reg. vom 10. März 
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1833 3. 14627; der ob d. ennf. Reg. 
vom 12. 3. 7322; des fteierm, Bub. 
vom 13. 3. 3908; des tir. Gub. vom 
13. 3. 5654; Bdg. des laib. Bub. v. 
16. 3. 5283; des mähr. Gub. vom 
16. 3. 7670; des böhm. Gub. vom 
21. 3. 11011; des galiz. Gub. vom 
30. März 1833 3. 15647. Pol. ©. 
©. 61. Bd.) 

Staatsbürgerfchaft. Se. k. k. 
Majeftät haben mit höchſter Entſchlie— 
Bung vom 2. März 1833 zu beftimmen 
gerubt, daß durch Berleihung der 
geheimen Nathe- und Kämme 
rers-Würde die öfterr. Staatsbür- 
gerfchaft nicht erworben werde. (Hflzl. 
Decr. v. 6. April 1833 3. 7039, an 
ſämmtl. Länderft. Pol. ©. ©. 61. 2. 
Nr. 54.) 

— — Bei Kundmahung des neuen 
Auswanderungs-Patentes v. 4. März 
1832 hat man in Anfehung der Hei- 
raten PP. Unterthanen mit Ausélän— 
dern, in Berückſichtigung des $. 19 
diefed Patentes, des $. 32 des a. b. 
Geſetzbuches und des Kreisfchreibend 
vom 13. Jän. 1815 3. 765, höheren 
Drtes die Anfragen geftellt: 

a) ob der $. 19 des Auswande— 
rungs-Patentes vom 24. März 1832 
auf die fhon beftehenden Ehen öfterr. 
Untertbanen mit einem Ausländer zu: 
rũückzuwirken babe? und 

b) ob aud denjenigen Inländerin- 
nen, weldhe um die Bewilligung zur 
Verehelihung mit einem Ausländer, 
dann um die Beibelafjung der öfterr. 
Staatsbürgerfhaft anfuchen, und fi 
nicht in das Ausland begeben, die 
öfterr. Staatebürgerfchaft verlieren? 

Hierüber ift mit hohem Hoffanzleis 
Decrete v. 10. Zuni d. 3. 3. 14886/ 
1107, die a. h. Entſchiießung Sr. 
Majeftät vom 3. Juni d. I. befannt 
gegeben worden, daß 

ad a) die Frage wegen der Rüd- 
wirkung der im $. 19 des neuen Aus— 
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wanderungssPBatentes enthaltenen Be 
ſtimmung von felbft entfalle, da eine 
öftere. Unterthanin durch ihre Verehe— 
lichung mit einem Ausländer, zufolge 
der $$. 32 u. 92 des. a. b. Gefegbu- 
bes, für immer die öſterr. Staate- 
bürgerfchaft verlor, und die mit Kreis— 
[reiben vom 13. Jän. 1815 3. 765 
im Grunde h. Hoffanzlei» Decretes v. 
10. Dec. 1814 3. 17138/1702 bes 
fannt gemachte a. h. Entſchließ. wegen 
der von einer inländifchen Braut eines 
Ausländers im Falle des Bedarfes ber 
fondere anzufuhenden Auswandes 
rungs-Bewilligung, nur als eine Maf- 
regel anzufehen war, um die den Aus- 
wandernden in Beziehung auf die Ber: 
mögend » Erportation obliegenden Ber: 
bindlichkeiten fiher zu ftellen. Es kann 
aber aud von einer Beftrafung der 
vor dem neuen Auswanderungs » Pa- 
tente an Ausländer verehelichten und 
ohne Bewilligung ausgewanderten öft. 
Unterthaninnen wegen der Auswande- 
rung ferner feine Rede fein; 

ad b) daß gegen eine gefegliche Be- 
fimmung wie jene ift, daß die Gattin 
dem Stande ded Mannes zu folgen 
babe, fein Vorbehalt Statt finde, daß 
daher eine öſterr. Unterthanin, welche 
ſich mit einem Ausländer verheiratet, 
das öfterr. Staatsbürgerrecht fih auf 
feine Weife vorbehalten könne. (Hfkzl. 
Decr. vom 10. Juni 1835 3. 14886; 
gal. Gub. Vdg. vom 1. Juli 1835 3, 
38267; dann Juft. Hfd. vom 4. Aug. 
1835, an das gal. Appell. Ger. Galiz. 
Prov. G. S. vom I. 1835 Nr, 130.) 

Staatsbürgerfchaft. Mit Hoftjl. 
Decr. vom 30. Dec. 1845 3. 40205 
wurde das böhm. Landesgubernium er» 
mädhtigt, mit der k. bair. Regierung 
von Niederbaiern wegen Uebernahme 
böhmifcher und bairiſcher Unterthanen, 
welche fi in gegenfeitigen Regierungds 
Bezirken befinden, diefelbe Ueberein— 
kunft zu treffen, wie ſolche mit Geneh— 


215 


Staatsbürgerfihaft. 


migung der kak. Hofkanzlei gemäß des 
ob der ennſ. Regierungs-Eirculars vom 
19. Mär; 1844 3. 7703, zwifchen der 
ob der ennf. und den bair. Regierun— 
gen von Ober: und Niederbaiern Statt 
fand, nämlih: daß alle diefen Bezir- 
fen angehörigen Unterthanen, welche 
ihre urfprünglihe Heimat in Ddiefen 
RegierungssBezirken fuchen, oder eine 
jelbftftändige Heimat dafelbft zu erwar— 
ten haben, wenn fie fih auch durch 
was immer für eine Zeit in dem einen 
oder dem andern NRegierungs » Bezirke 
aufbielten, ohne dafelbft eine neue 
Heimat und ein neues Staatd-Bürger- 
recht erworben, noch die Staatsbürger: 
ſchaft legal verloren zu haben, gegen» 
feitig zu übernehmen feien, und daß 
diefe Uebernahme felbft Rüdjichten auf 
den Leumund nicht hindern dürfen. 
Was das hiebei von der k. bair. Re 
gierung von NiedersBaiern in der aus 
ber erjtatteten Zufchrift vom 27. Juni 
1844 3. 18036 erhobene Bedenken 
rücfihtlid des in der ob der ennfifchen 
Uebereinfunft vorfommenden Saßes, 
infofern die Unterthanen die Staatd- 
bürgerfchaft nicht legal verloren haben, 
anbelangt, „fo wird derfelben in folge 
obigen HoffanzleisDecrets unter Einem 
erklärt: daß durch den 10jährigen uns 
befugten Aufenthalt eines öfterr. Uns 
terthans in Baiern nah $. 7 des öſt. 
Auswanderungs » Patented vom 24. 
März 1832 allerdings der Vorſatz des— 
felben zur unbefugten Auswanderung 
an Tag gelegt, allein dur einen ſol— 
hen Aufenthalt allein die öſterreichiſche 
Staatsbürgerfhaft nod nicht verloren 
werde, fondern daß erft Das im neunte 
ten Hauptitüde des befagten Patentes 
vorgefchriebene Berfahren wegen uns 
befugter Auswanderung eingeleitet und 
ein gerichtliched Auswanderungs : Ers 
kenntniß gefhöpft werden müßte, und 
folches erit den Verluſt der Staatebürs 


gerfchaft nach ſich zieht.” (Decret des 
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böhm. Gub. von 12. Februar 1846 
3. 1124. Prov. ©. ©. für Böhmen 
J. 1846. Nr. 47.) Diefed Ueberein: 
fommen wurde auch auf die fön. bair. 
Regierungs-Bezirke der Oberpfalz und 
von Regensburg, dann von Dberfran« 
ten ausgedehnt. (Hoflzl. Decr. vom 
18. Dec. 1846 3. 39011. Deer. des 
böhm. Gub. vom 1. Jänner 1847 3. 
79693. Prov. ©. ©. für Böhmen J. 
1847 Nr. 2.) 

Staatsbürgerſchaft. Um die Zahl 
der in der Provinz Nieder » Defterreich 
und der Haupt« und Refidenzftadt ohne⸗ 
bin in unangemeffener Zahl befindli- 
hen Berfonen, die keinen feiten Er— 
werb haben, fondern gleihfam nur von 
Zag zu Tag leben, nicht noch zu vers 
größern, ift e8 höchſt angedeutet, daß 
die von den Bittwerbern um Berlei- 
bung der öfterr. Staatsbürgerſchaft in 
ihren Gefuhen angeführten Gründe 
genau geprüft und erwogen werden 
und die Behörden fi biezu um jo 
mehr beftimmt finden müffen, als bei 
Prüfung von folden Gefuhen nad 
Weifung des 8. 30 des allg. b. ©. 2. 
nicht blos die Erwerbsfähigkeit und das 
fittliihe Betragen, fondern auh nad 
Umftänden das Vermögen des Anfu- 
enden in Betrachtung zu ziehen find. 
Die k. k. PolizeisDber-Direction wird 
demnach aufgefordert, die ihr von der 
n. ö. Regierung zur Vergutachtung zu- 
kommenden Gefuhe um Berleihung 
der öfterr. Staatsbürgerfchaft, bezie- 
bungsmeife die Richtigkeit der ange: 
führten Gründe genau erheben, indbe: 
fondere aber, da ın diefen Gefuchen 
fih gewöhnlich auf ein aus dem Hei: 
matsorte zu cerwartended Bermögen, 
oder auf bereits in Defterreich gemachte 
Erfparniffe berufen wird, ſich von der 
Richtigkeit diefer Angaben nah Mög- 
lichkeit die Beweife vorlegen zu laffen, 
insbefondere aber ſolche Geſuche mit 
aller Strenge zn prüfen, wo ee aus 
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den Angaben und vorgelegten Zeug- 
niffen hervorkommt, daß der Bittfteller 
fortwährend Meifter und Dienfte ger 
wechfelt, und fih an feinem Orte lange 
aufgehalten, daher den Verdacht auf 
fi gezogen hat, daß er ein zum Va— 
gabundiren und zur Arbeitsfchen ge— 
neigted Individunm fei. (Decret des 
f. E. n. ö. Regierungs-Präſidiums v. 
20. April 1847 3. 1114/P.) 

Staatsbürgerfchaft. Die Auf- 
nahme in den Staatsverband oder wo 
nöthig die Zufiherung einer ſolchen, 
ift in Siebenbürgen der Entjcheidung 
des Minifteriums des Innern zu uns 
terzieben. Hierbei verfteht es fi im— 
merbin, daß der um Einbürgerung ſich 
BDewerbende auch vorerft nachweiſen 
müſſe, daß er von einer Gemeinde die 
Zufiherung der Aufnahme ald Ge— 
meindeglied erlangt habe, oder daß er 
über fein Anſuchen zur Einbürgerung 
von der betreffenden Gemeinde empfoh— 
len worden. Es find daher die Geſuche 
um Einbürgerung mit der erwähnten 
Zufiherung oder Empfehlung der Ge- 
meinde und den fonft aus der Natur 
der Sache geforderten Documenten 
über die Berfönlichkeit des Bewerbers 
von den Behörden an das Gouverne— 
ment zu leiten, um fie dem h. Mini- 
fterium vorlegen zu können. (Kundm. 
des Civ. u. Mil. Gouv. in Siebenb. 
vom 20. Dec. 1850, 8. ©. B. Nr. 3.) 

— — inwiefern diefelbe von aus— 
gedienten Gapitulanten, die im Aus— 
lande geboren find, erlangt werden 
kann, f. Ausländer. 

— — iſt in der Regel erforderlich 
zur Anftellung der Ausländer, fiebe 
Frequentations:Zeugniffe. 

— — Verleihung derfelben an tür« 
fifhe Unterthanen, f. türkiſche Uns 
terthanen, | 

— — f. Auswanderungs: Pa: 
tent $$. 7, 10, 16, 19, 20— 23. 

Adel. 
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Staatöbürgerfchaft, ſ. Sachfen. 

Stantsdientte ‚ Aufnahme von 
Ausländern in Staatsdienfte, ſiehe 
Staatsbürgerfchaft. (Bdg. vom 14. 
Nov. 1823.) 

Staatseifenbahnen, Sicherheits» 
maßregeln bei Herftellung neuer Ge— 
bäude an den Staatseifenbahnen, 
f. Eifenbahn. 

— — f. Eifenbahn. 

Stantöpapiere, i. Vereine. 

Staatsprüfung. Borfhrift über 
die Bornahme der Staatsprüfung bei 
denjenigen, welche nach zurücgelegten 
Univerjitätsftudien in einen Staats— 
dienst einzutreten wünfchen, zu wel- 
chem diefe Studien ald Bedingung des 
Eintrittes in die Praxis gefordert wer- 
ten. (A. h. Entſchl. vom 29. Juli. 
Erl. des Unt. Mın. v. 30. Juli 1850. 
R. ©. B. Nr. 327. Zu dem Geſetze 
über die theoret. Staateprüfuns 
gen wurden einige Zufaß:Beftimmuns 
gen erlaffen. (Erl. des Unt. Min. vom 
1. Mai 1852. R. ©. B. Nr. 99.) 

Staatöverbreher, Auslieferung 
derfelben, f. deutfcher Bund. 

Staatöverträge wegen Ausliefe— 
rung der Verbrecher, ſiehe Ansliefe- 
rung. 

Stadt, das Durchfahren beladener 
Frachtwägen durch die innere Stadt 
Bien, f. Frachtwägen. 

Stadtärzte in Wien. Inftruc- 
tion für dıe beiden Stadtärzte 
in ®ien. 

A) Inftruction für den erften 
Stadtarzt. Derfelbe ift der k. k. n. 
ö. Landesregierung, der Bolizei-Dber- 
Direction und dem Magiftrate ale 
Grundobrigfeit und Landgerichte, Ge— 
borfam und Folgeleiftung fhuldig, und 
bat alle Befehle und Aufträge diefer 
Stellen in Bezug auf ärztliche Unter- 
fuhung und Hilfeleiftung unverweilt zu 
vollziehen oder dur das ihm unters 
geordnete Perſonale vollziehen zu laſſen. 
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Seine DObliegenbeiten theilen 
fi in folgende drei Abſchnitte: 

I. In folde, die auch zugleich dem 
zweiten Stadtphyficus zugemiefen find, 

2. in die befonderen Berufspflichten 
des erften Stadtphuficus, und 

3. in Würdigung und Befolgung 
der Aufträge im Fache der polizeilichen 
und gerichtlichen Arzneikunde. 

1. Abſchnitt. Hieher gehören 
folgende DObliegenbheiten: 

$. 1. Eine anhaltend thätige Auf— 
merkſamkeit auf alte jene Schädlichkei— 
ten, die auf den größten Theil der Be— 
wohner einwirken und das Leben oder 
die Gefundheit auf wos immer für eine 
Art ſchwächen oder gefährden können. 
Die Beihaffenheit der Atmofphäre, in— 
fofern fie durch veranlaßte Einflüffe 
zum Nachtheile der Gefundheit verän— 
dert und ſchädlich gemacht wird. Hicher 
gehören: 

Unreinigkeit auf öffentlichen Plätzen, 
Straßen und in Häufern; ſchädliche 
die Luft verderbende Ausdünftungen 
bei verfchiedenen Gewerben, die mei- 
ftend aus Vernachläſſigung der nöthi— 
gen Reinlichkeit oder der verfdhiedenen 
Vorfihten hervorgehen, als: bei 
Schlacht- und Fleiſchbänken, Fleiſch— 
ſelchern, Gärbern, Seifenſiedern, Leim: 
und Beinſiedern, Ueberfüllung der 
Senkgruben, Verſtopfung der Unrathe- 
canale in den Häufern, Hemmung der 
Abflüffe des Waflers auf den Straßen, 
Mercurial » Dänpfe bei Bergoldern, 
Broncearbeitern in zu fehr beengten, 
dem Luftzuge nicht offen genug ſtehen— 
den Localitäten. 

$. 2. Die Beſchaffenheit der Lebens: 
mittel oder der Eß- und Trinkwaaren. 
Hieher gehören alle Fleifhgattungen, 
Fiſche, Mehl, Brot, Butter, Schmalz, 
Gier, Milh, Obſt, Gemüfe, Hülfen- 
früdhte, Trinkwaſſer, Wein, Bier, 
Branntwein, Rofoglio, Eifig u. ſ. w. 
In diefer Beziehung ſtehen bejonders 
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Öffentliche Gaft-, Wein⸗, Bier«, Kaffees 
und Branntweinhäufer umter ftrenger 
Auffiht, nicht nur in Abfiht auf die 
Dualität und die vorkommenden ges 
fundheitsfhäadlihen Berfälfhungen der 
Speifen und Getränfe, fondern au 
auf die hiezu verwendeten Geſchirre 
und Werkzeuge: Unverzinnte fupferne 
oder meffingene Kochgeſchirre, fowie 
dergleihen zum Branntweinbrennen, 
Effigfieden und Aufbewahren, und in 
Weinſchanken verwendete Werkzeuge 
und Gefäße, find wegen ihrer allge: 
mein anerkannten Schädlichkeit ftrenge 
verboten. Alle in Betreff diefer Ger 
genftände vorfommenden Anzeigen bat 
der Phnficus ſchnell zu unterfuchen, 
und hievon ohne Verzug dem Magi- 
ftrate Berichte zu erftatten. 

8.3. Es ift ferner feine Pflicht, auf 
die Beſchaffenheit der Häufer und Woh- 
nungen, der Wohnftätten überhaupt, 
dann derjenigen Xocalitäten, in denen 
ein größerer Zufammenfluß und ein 
längerer Aufenthalt von Menſchen 
Statt findet, als: öffentlihe allge 
meine Erluftigungsörter, Spaziergänge, 
Erziehungd-, GCommunitäte-, Verſor— 
gungs- und Krankenhäufer, Gefäng- 
niffe, Straforte, Theater, Kirchen, 
Schulen, ein wachſames Auge zu har 
ben, fo wie alle wefentlihen Gebre- 
hen bei allen Gebäuden oder Baufäls 
ligfeiten, durch welche die perfönliche 
Sicherheit und Gefundheit der Ber 
wohner und der Borübergehenden ge- 
führdet wird, wenn er davon in Kennt: 
niß gefeßt wird, dem Magiftrate münd- 
lich oder fchriftlich anzuzeigen. 

$. 4. Da die phyſiſche Erzie 
bung der Kinder und der Jugend fo 
allgemein auf die künftige nächfte Ge— 
neration einwirkt, fo ift auch diefe ein 
Begenftand feiner befonderen Aufmerk— 
famteit. Wenn er dabei bedeutende 
Mißbräuche oder Gebrechen wahrneh: 
men follte, die offenbar nachtheilig auf 
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die Gefundheit und Entwidlung des 
künftigen Staatöbürgers einwirken: fo 
ift es feine Pflicht, dieſe der betreffen« 
den Behörde anzuzeigen. Hieher ges 
hört die Aufficht über das Spielzeug 
der Kinder, dasfelbe gilt auch von al- 
len herrſchenden Moden in der Befleis 
dung, wenn felbe als geſundheitſchäd— 
lih anerfannt werden. 

$.5. Die, durch die Anzeigen 
der Aerzte und Wundärzte, oder durch 
feine eigene Praris ihm befannt ge— 
wordenen unbefugten Berkäufer der 
Arzneien, befonders der fogenaunten 
Arcanorum, hat er eben fo wie die 
Wundärzte, welde den ihnen geſeßlich 
jugewiefenen Wirfungfreis überſchrei— 
ten, und Gurpfufcher zur Kenntniß des 
Magiftrates zu bringen. Ebenfo bleibt 
es ihm unbenommen, in Betreff deran 
ihn gebraten Beichwerden der Aerzte 
und Wundärzte über Eurpfufchereien, 
aus welchen noch Fein Nachtheil für 
die Gefundheit erwachſen ift, die Ans 
gezeigten vorzurufen und mit der War« 
nung zurechtzuweiſen, daß fie im Wie: 
derbetretungsfalle der Behörde zur ans 
gemeffenen Beftrafung würden ange 
zeigt werden. 

8.6. Auch der Giftwaarenver 
fauf ift ein Gegenftand feiner vorzüg« 
lihften Aufmerkfamfeit, Ale Jahre 
einmal, und wenn es nöthig ift aud 
öfters, hat der Stadtphnficus die Ma: 
terialhandlungen, denen der Giftver: 
fauf allein zufteht, fowie Dürrfräuter- 
händler unvermuthet zu unterfuchen, 
ob fie fih in der Aufbewahrung und 
beim Verſchleiße genau nad den in der 
Hofverordnung vom Jahre 1803 vor 
gefchriebenen Borfichten benehmen. Die 
erhobenen Gebrechen hat er fodann in 
dem, über diefe Unterfuhung an die 
Polizei: Ober: Direction abzugebenden 
Berichte aufzuführen. Ueberhaupt hat 
er nicht nur die Sanitäts » Normalien, 
fowie alle das öffentliche Befundheits« 
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wohl betreffenden höchſten und hohen 
Verordnungen zu beobachten, und fid 
felbe zur unabweihlihen Richtſchnur 
zu nehmen, fondern auch Sorge zu 
tragen, daß diefelben überall pünctlich 
befolgt werden. 

1. Abfhnitt. Beiondere Be 
rufspflidten deserften Stadt- 
phyſicus. 

8. 1. Bei neuen Gebäuden hat 
er vorzüglich darauf zu ſehen, daß das 
Mauerwerk fomwie der Anftrich der Thü— 
ren und Fenſter vollfonmen ausge: 
trodnet, die zu bemohnenden Zimmer 
und Gemäder in vollkommen fertigem 
Stande feien; daß die in feuchten, fin- 
fern Winkeln angebrachten Zimmer 
nicht bewohnt, fondern zu andern 
Zweden verwendet werden, wo fie 
weniger auf die Gefundheit einwirken 
fönnen; daß das Haus vor Ertheilung 
des Bewohnungs » Gonfenjes mit den 
nöthigen Gängen und Treppen, und 
diefe mit den erforderlichen Geländern 
verfehen, die Brunnen, Senkgruben 
und Kellereingänge gehörig verwahrt 
feien. 

Auf die Wohnungen der Hausmei- 
fter ift befonders aufzumerfen. Ueber 
alle diefe Gegenftände hat er bei dem 
Sanitäts-Befchaue feine Bemerkungen 
zu Brotocofl zu geben. Bei neu zu 
wählenden Bauplägen ift darauf zu 
fehen, daß fie die zu eimer gefunden 
Wohnftätte erforderlihen Bedingniffe 
haben, als: trodenen, feiten Baus 
grund, eine dem Luftzuge offene Lage, 
gehörigen Abgang zum Behufe der 
Feuchtigkeit, reines Trinkwaſſer. Bei 
den Bauplänen zu neuen Häufern ift 
darauf zu fehen, dag die Mauern die 
gehörige Die haben, um gegen Kälte 
und Hige Schuß zu geben, daß die 
Wohnzimmer, wenn e8 anders möglich 
ift, gegen die Sommerfeite angebracht 
werden, und daß das unterfte Geſchoß 
hoch genug über der Erde angebradt 
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werde, um vor Feuchtigkeit verwahrt 
zu fein. 

$.2. Die bei ihm täglich Abends 
einlaufenden Todtenbefhauzettel 
bat er fogleih genau zu durchfehen, 
und dabei anzumerken, welche Betten, 
Bettgewand und andere die Anſteckung 
verbreitende Fahrniſſe nach dem befte: 
henden Normale verbrannt, gereinigt 
oder gelüftet werden follen. Diefes 
Geſchäft hat er am nächften Morgen 
dem Ober⸗Infections-Wundarzte auf 
zutragen und genau zu wachen, daß es 
gehörig vollzogen werde. Jede Fahr— 
täffigfeit hat er fogleich zu rügen oder 
der Behörde amzuzeigen. Durch die 
täglihe Einfiht eben diefer von den 
Aerzten ausgeftellten Sterbezettel und 
Zeugniffe muß er fih in beftändige 
Kenntniß jener Krankheiten feßen, welche 
vorberefhend find, und zahlreichere 
Sterbfälle veranlaffen, um auf diefe 
Art den Anfang einer Contagion oder 
Pet zu entdeden und der Behörde zur 
Kenntnig zu bringen; ferner um unbe— 
fugte Uerzte, die fih mit Euren abge 
ben und XZodtenzettel ausftellen oder 
Leichenbefhauern durch Relationen der 
Parteien bekannt werden, dem Magi- 
ftrate zur Amtshandlung anzuzeigen. 
Die ihm auf diefem Wege durch die 
Zodtenzettel der Beichauer, durch die 
eingefchieften dergleichen Zettel des all— 
gemeinen Krankenhauſes, Findelhau— 
hauſes und der übrigen Kranken- und 
Verſorgungsanſtalten, ſowie der ge— 
richtlichen Beſchau bekannten Verſtor— 
benen, mit ihren Krankheiten und dem 
Sterbetage zur Kenntniß kommen, hat 
er dieſe in einer Tabelle einzutragen 
und nach Verlauf eines jeden Monats 
bis längſtens den 10. des nächſtfol— 
folgenden, bei der n. ö. Regierung eins 
jureihen, In der Einbegleitung die- 
fer Tabelle hat er die diesfalld gemach— 
ten Bemerkungen über den allgemeis 
nen Gefundheitszuftand oder Anzeigen 
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und Borfchläge, die darauf Bezug har 
ben, beizufügen. 

8. 3. Um in der Kenntniß alles 
defien zu fein, was in Hinficht auf das 
allgemeine Geſundheitéwohl, auf herr— 
fhende Krankheiten und auf Sanitäte- 
Polizei überhaupt, im Berlaufe eines 
jeden Monats bemerfenswerth war, hat 
er in der erften Hälfte eines jeden Mos 
nats, an einem von ihm felbit zu ber 
ftimmenden Tage mit dem Stadt Ars 
menarzte und den Polizei-Bezirksärzten 
der Borftadt» Bezirke eine Zufammen- 
tretung zu halten, derfelben Beobach— 
tungen, Bemerkungen und Borfchläge 
aufzunehmen, und die Refultate nebit 
feiner gutädtlihen Meußerung der 
Zandesjtelle vorzulegen. 

8.4. Wenn anſteckende Krank 
beiten vorkommen, hat er die im 
feinem Wirkungskreife liegenden Bor: 
fehrungen einverjtändlih mit den bes 
treffenden Behörden fogleih zu veran— 
ftalten und die Anzeige davon an die 
Regierung zu machen. 

$.5. Im Falle der Weiterverbreis 
tung einer Contagion in mehreren Ge- 
genden der Stadt und den Vorſtädten 
find ihm der zweite Stadtphyficus und 
Stadt-Armenarzt in der Stadt und die 
Polizei⸗Bezirksarzte in den Vorſtädten 
ad latus zugeordnet; jowie zum Bes 
bufe der nöthigen Borfehrungen ihm 
tas fammtlihe Infections-Perſonale 
beftändig untergeordnet, und mit der 
Paritions-Leiſtung an ihn angewieſen 
it. Dieſes Perfonale beſteht aus dem 
Jufections-Ober-⸗Wundarzte, dem Tod— 
tenbeſchauer, Adjuncten, dem Infee— 
tions⸗Sperrer, Infections-Wäſcher, 
den vier Siecknechten ſammt Adjunc- 
ten und den Zodtengräbern. Die bei 
diefem Berfonale ich ergebenden Sterbe— 
fälle over Austritte hat er jogleih au— 
zuzeigen nnd zur Wiederbefegung taug— 
lie Individuen vorzufchlagen. Diefe 
Borfhläge find in Betreff des Ober⸗ 
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Infections-Wundarztes, des Sperrers, 
Wäſchers und der Siechknechte am die 
Regierung; in Betreff der Todtenbe— 
fhauer und der Todtengräber an den 
Magiftrat zu leiten. Auch die Todten- 
gräber find ihm im Dienfte Folgeleis 
ftung jhuldig. Der Magifter Sanita- 
ti8 bat darüber zu wachen, daß alle 
bier genannten Individuen ihren Dienjt 
nah den ihnen gegebenen Jnftructior 
nen oder mündlihen Weifungen genau 
verrichten und fi feine Vernachläſſi— 
gung zu Schulden kommen laſſen. 

$. 6. Im Zufammenbange mit die 
jer Aufficht fteht die Oberaufſicht über 
tie Leichenhöfe und die vorgefcrier 
bene Beerdigungs-Drdnung. In diefer 
Beziehung hat der Ober -» Infectiongs 
Wundarzt, dem bei Anweifung der 
Plätze zu den Ertragräbern ohnehin 
die bejtändige Aufſicht über die Leichen— 
höfe obliegt, dem Magifler Sanitatis 
über das Betragen der Todtengräber 
und den Zuftand der Leichenhöfe alle 
Monate mündlihen Napport abzuftat 
ten. Vorkommende Gebrehen find als 
jogleich abzuftellen und dıe pflichtwidrig 
Handelnden dem Magiftrate zur Amts- 
handlung anzuzeigen. Ueber die Blat— 
tern und Kuhpocken hat er beion« 
ders zu wachen. Sämmtliche Impfärzte 
der Stadt haben demfelben ihre Impf— 
Zabellen im Monate Februar jeden 
Jahres zu übergeben, deren Refultat 
er jährlich mit Ende März der Landes: 
ftelle vorzulegen bat. Ueber die Befoi« 
gung der Vorschriften binfichtlich aus— 
brechender Kinderblattern, als Die Aus— 
bängung der Warnungstafel, die Rei— 
nigung der Wäſche duch den Infeec— 
tions-Wäſcher u. ſ. w, hat derjelbe 
genau zu wachen; auch hat er in zwei— 
felhaften Fallen, befonderd wo Blat- 
tern nad geimpften KRubpoden folgen 
jollten oder wo andere Ausjchläge für 
echte Blattern gehalten werden, alle 
Umſtände genau und im Erforderungs« 
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fälle mit Zuziehung mehrerer Kunſt— 
verftändigen zu unterfuchen. 

8. 7. Beidem Ausbrude einer 
Gontagion ift es feine Pflicht, die 
Infectiond - Anftalten thätig zu leiten, 
eigene Aerzte vorzufchlagen, die fih aus— 
fchließend nur mit folden Kranken be- 
fhäftigen, ohne mit andern Gefunden in 
Berührung zu fommen. In Hinficht der 
Vertilgung oder Reinigung der iuficir- 
ten Gegenftände hat er ftrenge darauf 
zu ſehen, daß nah den beftehenden 
Borfhriften vorgegangen werde. 

8. 8. Ueber den Stand der herr: 
fhenden Eontagioneu und Epi- 
demien, hat er über jene alle Tage, 
über diefe alle adht Tage den Bericht 
an die Landesftelle zu erftatten und da» 
bei die Urfache der herrfchenden Krank— 
beit, ihre Ab» und Zuname, und die 
Todesfälle anzugeben, fo wie auch die 
Mittel zur Verhüthung der weiteren 
Ausbreitung vorzufchlagen. 

8.9. Sollte die Peſt oder eine an- 
dere Seuche fih unterden Menſchen 
ereignen, wo ſowohl die Aerzte als die 
Kranken eingefperrt, und von der Ge- 
meinfhaft mit den übrigen gefunden 
Perfonen genau abgelondert werden 
müßten, fo ift der Sanität-Magiitrat 
verbunden, jedodh mit einer feinem 
BZeitverlufte ala practifher Arzt, und 
der fih ausſprechenden großen Gefahr, 
verhältnigmäßigen Entihädigung und 
Anwartfchaft feiner binterlaffenen Gat- 
tin und minderjährigen Kinder, auf er: 
böhte Penfionen im Sterbefalle, fi 
fogleih bei diefen Kranken einfperren 
zu laffen und felben alle mögliche Hilfe 
zu leiften. 

$. 10. Die vorerwähnten Amtöver: 
richtungen fordern die immerwährende 
Gegenwart des erſten Stadtphyſicus, 
daher fih derfelbe nie von der Refi- 
denzftadt entfernen darf, ohne feinen 
Amtscollegen, den zweiten Stadtphy— 
fius, hievon zu benachrichtigen und 
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ihm die während feiner Abwefenheit 
vorfommenden Gefhäfte zu übertragen. 
Sollte jedoch die Entfernung von der 
Refidenz über drei Tage dauern, fo hat 
er vorher bei der Landesftelle deshalb 
um Erlaubniß anzufuchen. 

8. 11. In allen vorfommenden Amts: 
geſchäften find die Sanitätsgeneralien 
und alle das Gefundheitswohl betref« 
fende Verordnungen zur genauen Nichte 
ſchnut zu nehmen. Würdigung der Zeit, 
Local- und anderen Umftände, die 
Dringlichkeit der vorfommenden Ge— 
genftände, eigene und andere Erfahruns 
gen werden ihn in Anwendung berübr- 
ter Normalien und Verordnungen 
leiten. 

8. 12. Wenn der Dienft feine Ge- 
genwart in den Vorftädten fordert, hat 
er die Vergütung des Fuhrlohnsé ans 
zuſprechen. In Amtsgefhäften außer 
halb der Linien hat er die normalmä— 
ßigen Diäten u. Fubhrfoften zu beziehen. 

$. 13. Alle Zeugniffe und Ba- 
tere, jie mögen arme oder bemittelte 
Perfonen betreffen, hat der Stadtphy— 
ſicus unentgeltlich auszuftellen. 

I. Abſchnitt. Die Würdis 
gung gerihtliher Aufträge. 
Obſchon zur gerichtlichen Begutachtung 
der Gefangenen und Sträflinge aus: 
Ichließend der zweite Stadtphyſicus an- 
geitellt ift, fo ereignen fih doch mehrere 
Fälle, wo das Geſetz zur fihern Bes 
gründung des Urtheild das Gutachten 
zweier beeideter Stadtphyſiker fordert. 

8.1. In diefen Fallen bat er die 
Aufträge der Eivil-, Juftiz«, Criminal» 
und Appellatione-Behörden immer ger 
meinfchaftlih mit dem zweiten Stadt» 
phyſicus zu vollziehen und das Gut— 
achten unter gemeinfchaftlicher Ferti— 
gung auszuſtellen. 

$. 2. In Abwefenbeit oder Erkran— 
fungsfalle des zweiten Stadtphuficus 
bat er einftweilen fogleich deſſen Amts— 
gefhäfte, mit Ausnahme des Spitals 
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der Sefangenen , zu beforgen , falls er 
aber wegen eigener Geſchäfte jene ge- 
börig zu beforgen außer Stande wäre, 
bat er die Anzeige an die Landesſtelle 
zu machen. 

Inftruction für den zweiten 
Stadtarzt, oder gerichtlichen 
Arzt. Derfelbe ift der kak. n. ö. Lan— 
dedregierung, der Polizei-Ober⸗Direc— 
tion und dem Magiftrate Gehorfam u. 
Folgeleiftung ſchuldig, und hat alle 
Befehle und Aufträge diefer Stellen, 
in Bezug auf ärztliche Unterfuchungen 
und Hilfeleiftung unverweilt und ge 
nau zu vollziehen. 

Seine Amtsverrihtungen theilen fi 
in folgende 3 Abſchnitte: 

I. in Die des Stadtphyſicus, 

1. in die des gerichtlichen 
Arztes, und 

III. des Arztesim Spitale der 
Gefangenen. 

1. Abſchnitt. Ald Stadtphyſi— 
cus fommen ihm folgende Obliegen- 
heiten zu: 

8.1. Obwohl dem zweiten Stadt: 
phyficus die gerichtlihe Arzneikunde 
vorzugsmweife zu feinem Wirkungsfreife 
angemiefen ift, fo hat er dennoch nicht 
minder die Pflicht, eine anhaltend thä- 
tige Aufmerkſamkeit aufalle jene Schäd- 
lihfeiten, die auf den größten Theil 
der Bewohner einwirken und das Leben 
oder die Gefundheit auf was immer für 
eine Art ſchwächen oder gefährden fön- 
ven, zu richten, ald: Die Beſchaffen— 
heit der Atmofphäre, infofern fie durch 
veranlaßte Einflüffe zum Nachtheile der 
Gefundheit verändert und ſchädlich ges 
macht wird. Hieher gehören: Unrein- 
lichkeit auf öffentlichen Plätzen, Stra- 
Ben und in Häufern, ſchädliche, die Luft 
verderbende Ausdünftungen bei vers 
fhiedenen Gewerben, die meiftens aus 
Bernahläffigung dernötbigen Reinlich- 
feit, oder der vorgefchriebenen Borfich- 
ten hervorgehen, ald: bei Schlacht— 
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und Fleiſchbaͤnken, Leim- und Beinfte- 
dern, Ueberfüllung der Senkgruben, 
Berftopfung der Unratbhecanäle in den 
Häufern, Hemmung der Abflüffe des 
Waſſers auf den Straßen, Mercurial- 
dämpfe bei Bergoldern, Bronce-Arbei- 
tern in zu ſehr beengten, dem Luft: 
zuge nicht offen genug flehenden Loca— 
litäten. 

$.2. Die Beſchaffenheit der 
Kebendmittel, oder die Eß- und 
Trinfwaaren. Hieher gehören alle 
Fleifhgattungen, Fiſche, Mehl, Brot, 
Butter, Schmalz, Eier, Mil, Obſt, 
Gemüfe, Hülfenfrüdte, Trinkwaſſer. 
Wein, Bier, Branntwein, Nofoglio, 
Eſſig u. ſ. w. In diefer Beziehung 
ſtehen beſonders öffentliche Gaſt-, 
Wein-, Bier⸗, Kaffee- und Brannt— 
weinhäuſer, unter ſtrenger Aufſicht, 
nicht nur in Abſicht auf die Qualität 
und die vorkommenden geſundheitſchäd— 
lichen Verfälſchungen der Speiſen und 
Getränke, ſondern auch die hiezu ver— 
wendeten Geſchitre und Werkzeuge: 
Unverzinnte kupferne oder meſſingene 
Kochgeſchirre, ſowie derlei zum Brannt- 
weinbrennen, Eſſigſieden und Aufbe— 
wahren, und in Weinſchänken verwen— 
deter Werkzeuge und Gefäße, find we— 
gen ihrer allgemein anerfannten Schäd- 
lichkeit ftrenge verboten. Alle an ihn 
in Betreff diefer Gegenftände gelangen: 
den Anzeigen bat der Phyſicus ſchnell 
zu unterfuchen, und hierüber ohne Ber: 
zug dem Magiftrate Bericht zu er 
ftatten. 

8. 3. Nicht minderift ed feine Pflicht, 
auf die Befhaffenheit der Häus 
fer und Wohnungen, der Wohn- 
ftätten überhaupt, dann derjenigen Ro» 
calitäten , in denen ein größerer Zu— 
fammenfluß und ein längerer Aufents 
halt von Menfhen Statt findet, ale: 
öffentliche allgemeine Erluftigungsörter, 
Spaziergänge, Erziehungs: , Commus 
nitäts-, Verſorgungs- und Kranken 
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häufer, Theater, Schulen, ein wachſa⸗ 
mes Auge zu haben, fo wie alle we- 
fentlihen Gebrechen bei allen Gebäu— 
den, oder Baufälligfeiten, durch welche 
die perfönliche Sicherheit und Gefund« 
heit der Bewohner und der Vorüber— 
gehenden gefährdet wird, wenn er davon 
in Kenntniß gefegt wird, dem Magi— 
firate mündlich oder ſchriftlich anzu« 
zeigen. 

8.4. Da die phyſiſche Erzie 
bung der Kinder und der Ju— 
gend fo allgemein auf die künftige 
nächſte Generation einwirkt, fo ift auch 
diefe ein Gegenftand feiner befonderen 
Aufmerkſamkeit. Wenn er dabei bedeu— 
tende Mißbräuche oder Gebredhen wahr: 
nehmen follte, die offenbar nachtheilig 
auf die Gefundheit und Entwicelung 
des künftigen Staatsbürgers einwirken, 
fo ift es feine Pflicht, diefe der betref- 
fenden Behörde anzuzeigen. Hieher ge: 
hört die Auffiht über das Spielzeug 
der Kinder, dasfelbe gilt auch vonallen 
herrfhenden Moden in der Bekleidung, 
wenn felbe als gefundheitsfhädlih ans 
erkannt werden. 

$. 5. Die dur die Anzeigen der 
Aerzte und Wundärzte oder durd feine 
eigene Praris ihm befannt gewordenen 
unbefugten Berfäuferder Arz— 
neien, befonders der fogenannten 
Arcanorum, hat er eben fo, wie die 
Wundärzte, welche den ihnen gefeplich 
zugewiefenen Wirfungsfreis überſchrei— 
ten, und Curpfuſcher, dem Magiftrate 
anzuzeigen. Ebenfo bleibt es ihm unbe— 
nommen, in Betreff der an ihngebradh- 
ten Befchwerden der Aerzte und Wund- 
ärzte über Curpfufdereien, aus 
welchen noch fein Nachtheil für die Ge- 
fundheit erwadhfen ift, die Angezeigten 
vorzurufen, und mit der Warnung zu: 
rechtzuweifen, daß fie im MWiederbetre- 
tungsfalle der Behörde zur angemeſſe— 
nen Beftrafung wirden nambaft ge 
macht werben. 
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8. 6. Auch der Giftwaarenver— 
kauf iſt ein Gegenſtand feiner vorzüg— 
lichen Aufmerkſamkeit. 

8. 7. Zu dieſem Ende hat er nicht 
nur die Sanitäts-⸗Normalien, fo wie 
alle das Hffentlihe Geſundheitswohl 
betreffenden höchſten und hohen Ver— 
ordnungen zu beobachten und fich felbe 
zur unabweichlihen Richtſchnur zu neh— 
men, fondern auch Sorge zu tragen, 
dab felbe überall pünktlich befolgt 
werden. 

8. 8. Ueber Gebrechen, die nicht un« 
mittelbar in feine befondere Amts⸗Ca⸗ 
tegorie einſchlagen, hat er die Erinnes 
rung an feinen Amtscollegen zu machen, 
was fonft nöthig fein dürfte, mit ihm 
einverftändlich zu veranftalten, auch 
allenfall& gemeinfhaftlich mit ihm Ber 
richt an die Behörden zu erftatten. 

8. 9. Wenn jedoch die Amtsverrid- 
tungen des erften Stadtarztes die Bei- 
ziehung eines zweiten Arztes erfordern, 
hat er, dazu aufgefordert, in jedem Falle 
zu erfcheinen, und das allfällige Gut» 
achten gemeinfhaftlih mit dem erften 
Stadtarzte zu unterfertigen. 

U. Abfhnitt.Obliegenheiten 
als gerihtliher Arzt. 

8. 1. Hieher gehören die Aufträge 
und Unterfuhungen, die ihm ſowohl 
von den Civil- und Griminalgerichte- 
ftellen, als aud von der Polizei-Ober— 
Direction gegeben werden, die er mit 
der größten Genauigkeit und Gewiffen- 
baftigfeit zu vollziehen, umd darüber 
feine funftgemäßen Gutachten abzuge- 
ben bat. 

8.2. Hat er über die Gefundheit 
der Befangenen in dem Griminal» Ge- 
fängniffe, jenem für ſchwere Polizei 
übertreter und im Polizeihbaufe zu wa— 
hen. Er bat in diefen Häufern auf 
Alles zu fehen, was auf den Gefund- 
heitsftand der Gefangenen Einfluß bat. 
Er bat von Zeit zu Zeit die Arrefte zu 
befuhen, über die Handhabung ber 
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Reinlichkeit dafelbft zu wachen, öfter 
die Speifen und das Brot zu often, 
und wiefern er etwas der Geſundheit 
Nahtheiliges findet, es alfogleich ab» 
zuftellen, oder der betreffenden Behörde 
anzuzeigen. 

$. 3. Hat er fih wöchentlich wenig- 
ſtens dreimal, nöthigenfalld auch täglich 
zu einer beftimmten Stunde in diefe 
Häufer zu verfügen, und das, was feis 
nes Amtes ift, zu vollführen. Zueinem 
erfrankten Gefangenen gerufen, hat er 
bei Tag und Naht ungefäumt zu er- 
fheinen. Die Gefangenen, melde ihm 
bei diefen Befuhen von dem Gefan— 
aenmwärter als frank oder unpäßlich ge- 
meldet werden, bat er zu unterfuchen 
den Unpäßlichen die nöthigen Arzneien 
und Diät, mit beftändiger Hinficht auf 
die fo nöthige Deconomie zu verordnen 
umd die Fieberkranken, oder die mit 
anſteckendenſtrankheiten, ala Quftfeuche, 
Kräke u. dgl. Behafteten, ſogleich in 
das Spital bringen zu laffen. Ueber 
den Zuftand der Gefängniffe in medi— 
einifcher Hinfiht über die bemerften 
Gebrechen, oder vorzufhlagenden Ber: 
befferungen, bat er wenigfteng alle Bier- 
teljahre an die Landesregierung einen 
Bericht zu erftatten. 


$. 4. Die franfen oder unpäßlichen 
Gefangenen bat er mit jenem humanen 
Ernſte zu behandeln, der diefer Claſſe 
von Menfchen gebühret, dabei aber hat 
er fih in Nichts zu mengen, was die 
Gefundheit des Gefangenen nicht be 
trifft, no viel weniger darf er ſich mit 
ihnen in Privatfahen einlaffen,, oder 
fonft auf irgend eine Art den Zutritt 
zu denfelben mißbrauden. 


8.5. So wie ed feine Pflicht ift, 
über die Zuläffigkeit der den Inquifis 
ten während ihrer Unterfuchung andic- 
tirten Strafen, in Bezug auf ihren Ge» 
fundheitszuftand fein gemwiffenhaftes 
Gutachten abzugeben, eben fo ift es 
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feine Pfliht, über die Ordnung der 
Strafprotocolle zu waden. 

8.6. So wie er über alle feine 
Amtsverrihtungen, gemäß feines Eides 
als Arzt und Staatöbeamter, die größte 
Berfhwiegenheit zu beobachten hat, 
eben fo ift er diefelbe zu halten ſchul— 
dig über die abgefonderten Arreſtan— 
ten, die ihm in ihren Krankheiten zu 
behandeln von der Bolizeihofttelle über: 
geben werden. Er bat derfelben die 
hierüber abgeforderien Relationen fo: 
gleich zu erftatten. 

$. 7. Die Bolizei-Dber-Direction ift 
angewiefen, wo immer in der Stadt 
ein Unglücsfall fih ereignet, wodurd 
ein Menſch, fei es durch Zufall oder 
aus Vorſatz, befchädiget worden, oder 
gähe verftorben ift, denfelben davon 
auf der Stelle zu benadhrichtigen. Er 
bat fih fodann ohne Berzug zu dem 
Befhädigten zu verfügen, und Alles 
anzuordnen, was zu deffen Rettung 
und zur weitern Vorkehrung nöthig ift. 
Ueber den Befund und das Berfügte 
bat er alfogleih Bericht zu erftatten. 

$. 8. Hat derfelbe bei den gerichtli— 
hen, vorzüglich aber bei den landge: 
richtlichen Leihenbefhauen immer ge 
genwärtig zu fein und genau darüber 
zu wachen, daß fich bei denſelben ftrenge 
nad der Inftruction für die öffentlich 
angeftellten Aerzte und Wundärzte in 
den k. k. Staaten, wie fie ſich bei ge 
richtlihen Leihenbefhauen zu verneh— 
men baben, (Wien 1814) gehalten 
werde. 

8.9. Der Magiftrat ift angewiesen, 
ihn zu dem Unterfuchungen über unbes 
fugte Aerzte, Wundärzte, Hebammen, 
Pfuſcher, Quadfalber, Medicamente- 
Berfäufer u. f. w. beizuziehen. 

8. 10. Die in der Stadt aufgeftell- 
ten Rettungs-Apparate für ploͤtzlich in 
Rebensgefaht Gerathene unterliegen 
feiner Auffit, er bat dafür zu forgen, 
daß diefelben fortwährend mit den nös 
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thigen Mebicamenten und Inftrumen- 
ten gehörig verfehen find; daß das 
Mangelnde fogleich erfegt, das Schad- 
hafte ausgebeffert, und endlich, daß die 
ordentlihe Gebarung dabei genau be- 
obachtet werde. Ueber den Befund und 
über das Verfügte hat er alle Viertel» 
iahre an die Bolizei » Ober » Direction 
Bericht zu erftatten. 

8. 11. Die Wundärzte und Hebam- 
men des Stadtgerichted und des Po- 
lizeihaufes find in Amtsfachen zur Pa— 
rition an ihn angemwiefen; er hat dar- 
auf zu ſehen, daß diefelben ihre Prlicht 
genau erfüllen, widrigenfalle hat er 
fie nah vorausgegangener fruchtlojer 
Zurechtweifung der Behörde anzuzeigen. 

8. 12. Da die oberwähnten Amts— 
verrichtungen feine immerwährende Ge- 
genwart in der Stadt unumgänglich 
erheifhen, fo darf er fih von Wien 
niemals entfernen , obne feinen Amts— 
collegen , den erſten Stadtphyſicus, 
bievon zu benachrichtigen, und ihm 
feine Amtsgefchäfte (mit Ausnahme des 
Spitals) zu übertragen. Sollte jedoch 
feine Entfernung von der Nefidenzitadt 
über drei Tage dauern; fo hat er vor— 
ber um die Bewilligung dazu bei der 
Zandesitelle eintommen. 

8. 13. In allen Berbinderungsfällen 
ift der erfte Stadtphyſicus angewiejen, 
ihm zu fubftituiren, fowie er hingegen 
aud wieder den erſten Stadtphyſieus 
zu fubftituiren hat. Falls er aber wegen 
eigener&efchäfte jene gehörig zu beforgen 
außer Stande wäre, hat er die Anzeige 
bievon an die Randesftelle zu machen. 

$. 14. Wennder Dienit eine Gegen 
wart in den Borftädten fordert, hat er 
die Bergütung des Fuhrlohnes, mit 
Ausnahme des Spitaldienftes, fiir den 
ihm ein Baufchale bewilligt iſt, anzu— 
ſprechen. In Amtsgefchäften außerhalb 
den Linien find ihm die normalmäßigen 
Diäten und Fubrkoften bemeffen. 

3alkeiöty, Hamdb, d. Polig. Bei, I, 
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8.15. Alle Zeugniffe, Gutachten 
u. dgl. fie mögen arme oder bemittelte 
Parteien betreffen, ift er verbunden, 
unentgeltlih auszuſtellen. 


IT. Abſchnitt. Gefhäfte im 
Spitale der Gefangenen. 


$. 1. In dem Spitale der Gefange: 
nen hat er täglich vorfchriftsmäßig die 
Drdinationen zu halten, und über: 
haupt in Hinfiht der auf diefes Spital 
Bezug habenden Gefchäfte und Amts: 
verrihtungen die eigens hierzu verfaßte 
und ihm mitgetheilte Amts-Inftruction, 
auf welde er hiemit gewiefen wird, ge- 
nau zu befolgen, auch die ordentlichen, 
allen erften Spitalsärzten vorgeſchrie— 
benen Berichte zu eritatten. 

8.2, In Krankheits- und ähnlichen 
abfoluten Berhinderungsfällen hat ihn 
in diefem Spitale der Polizei-Bezirks- 
arzt in der Xeopoldftadt zu fuppliren, 
welche Supplirung diefem aber nie von 
dm Stadtarzte, fondern nur von der 
betreffenden Behörde übertragen wer: 
den kann. 

$. 3. Uebrigens hat er den erften 
Stadtarzt als einen bei Amtsverrich- 
tungen im Range ihm vorgehenden 
Eollegen anzufehen und zu achten. 
(A. h. Entfhl. vom 13. Sept. 1818. 
Hftzl. Deer. vom 24. Sept. 1818 3. 
19725. Reggs. Vdg. vom 21. März 
1819 3. 40448. Guld. Sant. 2. 5. 
Bd. ©. 93— 107.) x 

Stadtarmenärzte. Inftruction 
derjelben (im Auszuge). Die Ab- 
fiht, in welcher die Stadtarmenärzte in 
Wien angeftellt find, geht dahin: den 
in der Stadt wohnenden Ar 
meninKrantbheiten dieärztliche 
Hilfe, welche fie ſich felbft zu 
verfhaffen niht im Stande 
find, dur öffentlihe Kürforge 
auf gleihe Weife, wie den in 
den Borftädien wohnenden Ar 
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men durch die kak. Polizei-Be— 
zirks-Aerzte zu verſichern. Die 
Stadtarmenärzte find der k. k. n. ö. 
Landesregierung und der k. k. Kran— 
kenhaus-Direction untergeben. 

8. 1. Der Stadtarmenärzte vorzüg— 
lichſte Pflicht beſteht darin, dürfti— 
gen in den ihnen zugewieſe— 
nen Vierteln der Stadt woh— 
nenden Kranken unentgeltlid 
ärztlihen Beiftand zu leiften. 

$. 2. Jeder der beiden Stadtarmen- 
ärzte bat daher für diejenigen innerlich 
franfen Stadtarmen, welche fich bei 
ihm in feiner Wohnung Rath erholen, 
und die in die ihm zugewiefenen Stadt: 
viertel gehören, allda täglich zwei 
Drdinationd » Stunden, eine 
Bor: und dieandereNahmittag 
zu halten, und diefes mit einer vor 
feiner Wohnung auszuhängenden Ta- 
fel zur allgemeinen Wiffenfchaft zu 
bringen. 

$. 3. Er hat die franfen Armen der 
Stadt, welche ſich nicht zu ihm begeben 
fönnen, unentgeltlih in ihren Woh— 
nungen zubefuden. Es ift daher 
feine Pflicht, wenn er zu folden Kran— 
fen gerufen wird, ſich unverzüglich zu 
denfelben zu verfügen, und fie fodann 
nad beftem MWiffen und Gewiffen un- 
entgeltlih zu behandeln. 

8. 5. Die kranken Armen erhalten 
auch die von ihm verfchriebenen Arz— 
neien unentgeltlid, wenn fie aus 
irgend einem öffentlichen Armenfonde 
eine tägliche Betheilung genießen umd 
fih darüber nad Vorſchrift ausweifen, 
oder zu obgedahtem Behufe eine Me: 
dicamenten-Anmweifung beibringen. Der 
unentgeltlihe Medicamentene Bezug ift 
aber auch den Gliedern der Familie 
eines Pfründners bewilligt, wenn die 
Familie in einer Haushaltung zuſam— 
menlebt. 

$. 7. Bei der Medicamenten » Ber: 
fchreibung ıft er verbunden, ſich an die 
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Drdinationg: Norm, welde zum Ge— 
brauche der Arztlichen Individiten und 
der Apotheker des kak. allg. Kranken: 
baufes und der Polizei-Bezirks-Armen— 
anftalten befteht (f. Arzneien-Ordi— 
nationsnorm) und an einfache, ein- 
heimifche und woblfeile Arzneien zu 
halten, überhaupt den Kond, infoweit 
fih dies mit dem Wohle der Kranken 
vereinigen läßt, zu fchonen, widrigen- 
falls er den Erſatz unnahfihtli zu 
feiften haben würde. 

$. 14. Ueber die behandelten franfen 
Armen bat er ein Protocol nad dem 
für die Polizei-Bezirks-Aerzte vorge: 
ſchriebenen Formulare auf das ge— 
nauefte zu führen, um biernach den 
monatlichen Kranken-Rapport nach dem 
gedruckten Kormulare, fo wie er an die 
Negierung überreicht wird, durch den 
erſten Stadtphyſicus an die k. k. Kran 
kenhaus⸗Direction zu erſtatten. 

8. 15. Er hat auch alle für kranke 
Stadtarme geſchriebene Recepte in ein 
eigenes Protocoll nach laufender Po— 
ftenzahl für jeden Kranken genau ein» 
zutragen. 

$. 20. Kommen dem Stadtarmen- 
arzte kranke Arme vor, melde fi die 
häusliche Pflege und Wartung zu ver: 
ſchaffen nit fähig, oder welde mit 
einer venerifchen oder anderen anfte- 
enden Krankheit behaftet find, und 
wegen Enge des Raumes von den übri— 
gen Hausgenoffen nicht abgefondert 
werden können, fo tritt der Fall ein, 
diefe Kranken, fowie die Wahnfinnigen, 
die von einem wiütbenden oder der 
Wuth verdächtigen Thiere gebiffenen, 
mit Waſſerſcheu behafteten Kranken in 
das allgemeine Krankenhaus anzumei- 
fen. Eben fo follen aud alle mit acuten 
Fiebergattungen, mit Entzündungen 
bebaftete Zuftituts-Arme und Pfründ« 
ner, wenn Ddiefelben fich feine Pflege 
und Wartung zu Haufe verichaffen kön— 
nen, vom Stadtarmenarzte in das 
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Krankenhaus angewiefen werden. Diefe 
Anordnung ift auch auf foldhe heilbare 
hronifche kranke Arme ausjudehnen, 
welchen zu Haufe die erforderliche War— 
tung und Pflege gebricht. 

$. 21. Chronifche, unheilbare, er: 
werbsunfähige franfe Stadtarme, wenn 
denfelben die häusliche Wartung und 
Pflege gebricht, find vom Stadtarmen- 
arzte zur Unterbringung im geeignete 
Siechen- und Berforgungshäufer anzu— 
tragen; jedod find in höherem Grade 
Lungenſüchtige, Wafferfüchtige, Scor— 
butiſche, mit chroniſchen Geſchwüren 
Behaftete, inſofern ſie zur Stadtarmen— 
anſtalt nicht geeignet ſind, in das allge— 
meine Krankenhaus anzuweiſen, minder 
ſchwache unheilbare kranke Arme aber 
von ihm im Zuſtande der Verſchlim— 
merung zu behandeln. 

8. 22. Wenn unheilbar ſcheinende 
kranke Arme von ihm Zeugniſſe zur 
Beförderung in ein Siechen- oder Ver— 
forgungshaus verlangen, jo hat er jid) 
zur Richtfehnur zu nehmen, daß folde, 
im Falle die Unheilbarkeit nit ent- 
ſchieden ift, flatt in das Siechen- oder 
Berforgungshaus im Sinne des 8. 21 
entweder in das allgemeine Kranfen- 
haus angemwiefen, oder von ihm behan- 
delt werden müſſen. 

$. 25. Bedürfen Arme, um entweder 
eine augenblidlihe Aushilfe oder eine 
tägliche Betheilung aus irgend einem 
Armenfonde zu erhalten, ein Zeugniß 
des Stadtarmenarztes, fo ift ein fol- 
bed Zeugnig nicht nur mit größter 
Gewiffenhaftigkeit, jondern auch mit 
der möglichft genaueu Beftimmung des 
Grades der Erwerbsfähigkeit mit Er: 
wähnung des körperlichen oder geiftigen 
Gebrechens, mit Ruͤckſicht auf die ge- 
wohnte Beſchäftigung auszudrücken, 
damit die Armen-Behörde bemeſſen 
könne, in welhem Maße und auf welche 
Zeitdauer der Arme einer Unterftüßung 
bedürftig ift. Diefe Zeugniffe find den 
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Armen 
geben. 
$. 27. Jähe, verdächtige und gewalt- 
ſame Todes- fowie alle Krankheitsfälle, 
welche zur gerichtlichen Unterfuhung 
geeignet find, als: Vergiftungen, 
ſchwere oder tödtliche PVerlegungen u. 
dgl. oder ſolche, die eine polizeiliche 
Nahforfhung erheifhen, als: abfichts- 
loſe Berwundungen, Hundsbiſſe 2c. find 
der Polizei» Divection des betreffenden 
Stadtvierteld ungefäumt anzuzeigen. 
$. 28. Er hat die Impfung mit 
den Schußpoden mit allem Eifer zu 
beforgen,, und bei den armen Kindern 
der ihm zugewiefenen Stadtviertel und 
bei den Bindlingen umentgeltlih vor: 
zunehmen; dann hinfichtlich der genauen 
Bormerkung aller Geimpften in einem 
eigenen Protocolle mit den Rubriken: 

1. Eurrent-Zahl. 

2. Name und Alter des Jmpflings. 

3. Character oder Erwerbftand und 
Wohnung der Eltern. 

4. Monatdtag und Jahr der Im— 
pfung. 

5. Zahl der erfchienenen echten Pu— 
fteln. 

6. Berlauf und Ausgang der Schutz⸗ 
poden, und 

7. Anmerkung; binfihtlih des ab- 
zugebenden jährlihen Ausweifes über 
die ſämmtlichen Impfungen und des 
Einbegleitungsberichtes über vorgekom— 
mene bemerkenswerthe Kalle 2c. fi 
nach den diesfalls beftehenden Vor— 
ihriften für Impfärzte genau zu bes 
nehmen. 

$. 29. Der Stadtarmenarzt muß zu 
jeder Zeit zu treffen fein, darum bat 
derfelbe, wenn er ausgeht, die Aus— 
kunft zurüclaffen, wo er amgewiffeften 
zu finden fein wird. 

8. 30. Er hat am 10. jeden Mona- 
tes Nachmittags um 4 Uhr der in der 
Wohnung des erften Stadtphyſicus 
unter deffenBorfige abzuhalteuden&oms 

15” 
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miffion der k. k. Polizei⸗Bezirks-Aerzte 
jedesmal beizuwohnen. Inftruction für 
die Stadtarmenärzte in Wien, geneh— 
migt mit Hfkzl. Decr. v. 5. März 1835 
3. 4421. Rage. 3.16104 u. 24435. 
Prov. G. ©. 17. Bd. Nr. 59. Diefe 
Inftruction für die Stadt-Armenärzte 
in Wien hat zu Folge Minifterial Des 
cretes vom 28. Dec. 1848 3. 12605, 
auch für die Armenärzte der außerhalb 
der innern Stadt befindlichen Bezirke 
als Richtfchnur zu dienen. (Decr. der 
n. 6. Reg. v. 4. Jün. 1849 3. 2.) 

Stadtarmenärzte, fiehe Armen 

ärzte. 
Stadtarmen-Augenarztin Bien. 
Inftruction desfelben. Die Abfiht, in 
welcher ein eigener Augenarzt unter der 
Benennung: „Augenarzt für die 
Armen der Stadt Wien” ange 
ftellt wurde, ift zweifach, nämlich: dem 
dirftigen Theile der Bewohner der 
Stadt Wien in Augenkrankheiten den 
Beiftand, welche derjelbe ſich ſelbſt zu 
verfchaffen nicht im Stande ift, durch 
öffentliche Fürforge zu verfihern und 
in einzelnen aufdie allgemeine Sicher: 
beit Einfluß habenden Vorfällen , in 
denen zur Erhebung und Beurteilung 
der Umftände die Kenntniffe eines Au— 
genarztes erforderlich find, denſelben 
zur Hand zu haben Hiernach ift: 

1. Der Augenarzt für die Armen der 
Stadt Wien verpflichtet, diefen Armen 
in Augenkrankheiten unentueltlich Bei— 
ftand zu leiften. Er muß bereit fein, 
nach der in dem Polizeipatente bezeich- 
neten Verſchiedenheit, je nachdem die 
unvermögliche Elaffe mehr oder weniger 
Unterftügung bedarf, jedem Einzelnen 
ſolche feinerfeits zu leiften. 

2. Er hat demnach für jene Augen: 
frante, welche fih bei ihm in feiner 
Wohnung Raths erholen wollen, täg— 
lid eine Bor- und Nahmittagsftunde 
zu beftimmen, die Beſtimmung diefer 
Stunde an der Thür feiner Wohnung 
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zu Jedermannd Wiſſenſchaft aufzufchrei- 
ben; Jedermann ohne Ausnahme 
freundlih und liebevoll anzunehmen 
und nad Erforderniß Rath zu erthei: 
len, Berfchreibungen zu madhen, oder 
manuelle Hilfe zu leiften. 

3. Wird er zu Augenkranken geru: 
fen, fo ift es feine Pflicht, ſich unver: 
züglich zu denfelben zu verfügen, ohne 
Unterfcheidung, ob es vermögliche oder 
arme Berfonen find. 

4. Da bei vermöglihen Perfonen 
binfihtlidh feiner Forderung ihm nichts 
vorzufchreiben ift, fo bat er Die Armen 
ohne Unterfhied unentgeltlib zu be— 
foraen. 

5. Die kranken Armen erhalten die 
Arzneien unentgeltlich, wenn fie aus 
irgend einem öffentlichen Ar- 
menfondeeinetägliche Bethei- 
lunggenießen, und ſich darüber 
nach Vorſchrift ausweiſen. Doch 
kömmt der uneutgeltliche Medicamen— 
tengenuß auch den Gliedern der Familie 
eines Pfründlers zu, wenn dieſe Fa— 
milie mit ihm in einer Haushaltung 
zuſammenlebt, z. B. dem Weibe oder 
Kinde, wenn der Mann oder Vater vom 
Armen-Inſtitute betheilt iſt, und fo 
auch umgekehrt. Die Armen ſind zu 
Hauſe zu behandeln, wenn es ihnen an 
häuslicher Pflege und Wartung nicht 
gebricht, und wenn ſie nicht mit veneri— 
ſchen oder anſteckenden Krankheiten be— 
haftet ſind; im Gegentheile ſind dieſe, 
ſowie auch die Wahnſinnigen, die von 
einem wüthenden, oder der Wuth ver— 
dächtigen Hunde gebiſſenen, die mit 
Waſſerſchen behafteten, und die Abſcheu 
erregenden Kranfen in das allg. Kran— 
fenbaus abzufchicen. 

6 Der Urme der Stadt Wien, wel- 
her, als für eine Bezirksanftalt geeig— 
net, auf unentgeltliche Medicamenten- 
Erfolglaſſung Anſpruch macht, wendet 
ſich mit ſeinem Pfründenbüchel oder 
Täfelchen, oder auch mit der unmittel- 
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baren Regierungs » Anweifung eines 
Pfrindengenuffes zuerft an den Augen: 
arzt. Diefer unterfucht ihn genau, ver— 
ichreibt ihm die Arznei und merkt auf 
dem Recepte den Namen des Haufes, 
und die Abhörungs-Nr., Tann die 
Pfründe des Kranken an. Mit diefem 
Necepte geht dann der franfe Arme, 
oder deffen Angehörige zu dem Pfarrer, 
um die gedruckte Anweiſung zur unente 
geltlihen Medicamenten-Erfolglaffung 
zu erhalten. Diefe pfarrliche Anweis 
fung wird zur betreffenden Polizei-Be— 
zirf8-Direction gebracht, welche diefelbe 
mit unterfhreibt, und nun bringt der 
Arme diefe Anweifung fammt dem Re- 
cepte in die Apotheke. 

7. Bei der Medicamenten-Verfchrei- 
bung für die Armen hat der Augenarzt 
aus mehreren Mitteln von gleicher 
Wirkung immer die einfachften und 
wohlfeilften vorzumwäblen, und fih an 
die Arzneiformeln nad der Ordinations- 
Norma, fo viel es ohne Beeinträdti- 
des Heilzwedes thunlih ift. genau zu 
halten; widrigenfalld er der Anitalt 
den Erſatz unnachſichtlich zu leiften hat. 

8. Beſteht die Arznei in Mirturen 
oder Decocten,, fo darf feine größere 
Duantität, ald weldhe auf 24 Stunden 
genügt, verfchrieben werden, befteht fie 
aber in Pulvern, Pillen oder Außerli- 
hen Heilmitteln, fo darf die Quantität 
derfelben nicht größer fein, als auf 
drei, höchftend vier Tage erforderlich ift. 

9. Die Quantität des Maßes und 
des Gewichtes ift mit vollftändig aus: 
gefchriebenen Worten in den Recepten 
anszudrücken. 

10. Da die jedesmalige Anordnung 
eines zweckmäßigen Heilmittels auch 
die jedesmalige genaue Kenntniß des 
veränderlichen Krankheits zuſtaudes vor: 
ausſetzt, welche der Augenarzt ohne 
perſönliche Unterſuchung desſelben nicht 
erlangen kann; ſo verſteht es ſich von 
ſelbſt, daß er dem kranken Armen nie 
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eine Arznei verfchreiben, aud nie eine 
Arznei wiederholen laffen darf, ohne 
ihn vorher von Fall zu Fall gefehen 
und unterfucht zu haben. 

11. Bei jedesmaliger Wiederholung 
einer Medicin muß der Augenarzt ein 
neues Recept fchreiben, und darauf 
wieder den Namen des Franken Armen 
anfegen. Der Mißbrauch, Arzneien ger 
gen bloße Borweifung der Apotheker: 
Signaturerfolgen zu laffen, wird ftrenge 
verboten. 

12. Die Berfchreibung pro commu- 
nitate, fo wie für die eigene Borfon des 
Augenarztes, auf Koften der Armen: 
Kranken = Anftalt darf niemals Statt 
finden. 

13 Iſt der augenkranke Arme aud 
innerlihb krank, und die innerliche 
Krankheit nicht die Quelle, oder eine 
unmittelbare Wirkung des Augenübels, 
fo bat fi der Augenarzt, wenn er nicht 
felbft Med, Dr. ift, mit dem Stadt- 
Armenarzt oder mit dem betreffenden 
Polizei⸗Bezirksarzte ind Einvernehmen 
zu feßen, und beide haben vereinigt Die 
erforderlichen (jener Die innerlichen, dies 
fer die Außerlichen) Arzneien zu ver 
ſchreiben. | 

14. Der Stadtarmen-Augenarzt hat 
nah dem vorgefchriebenen Formulare 
ein Protocoll über die behandelten 
franfen Armen zu führen, und hiernach 
den monatlichen Rapport einftweilen 
nur fchriftlich, mit den von ihm nöthig 
befundenen Rubriken, durch den erften 
Stadt» Phyficus an die k. k. Kranken» 
haus-Direction zu erftatten, wo er fi 
auch, wenn es die Umſtände durchaus 
nöthig machen, über vorläufiges, von 
der Krankenhaus-Direction an die Be- 
zirks » Direction feines Wohnortes ge- 
machtes Anfuchen perfönlich einzufinden 
haben würde. 

15. Die Recepte und pfarrlidhen 
Anmweifungen bat der Apotheker zu 
fammeln,, im das alphabetiſche Recep⸗ 
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tenbuch einzutheilen , feinen mit Ende 
eines jeden Monates verfaßten Conto 
fammt diefen Belegen vorläufig dem 
Prarrer und Armenvater (indem der 
erjtere über die Anweiſungszettel ein 
Surta » Buch zu führen, und mit dem 
legteren für die Jdentität der Perfon, 
welche die Arznei unentgeltlich erhält, 
zu baften hat) zur Beftätigung vorzu- 
legen, und ihn dann an den Bezirke» 
arzt, und infofern der Conto Recepte 
über äußere Behandlung enthält, dem 
Bezirfd-Wundarzte, endlich infofern der 
Conto auch Berfchreibungen des Augen: 
arstes für augenkranfe Arme enthält, 
auch dem Augenarzte, und zwar zu dem 
Ende zu übergeben, damit er alle diefe 
Recepte genau unterfuhe, mit dem 
Conto vergleiche, und da, wenn er fie 
durchaus echt und unverfälfcht gefunden 
hat, mit feiner Unterfchrift beſtätige. 
Die Beftätigungsformel würde lauten: 
„Daß ich die dem gegenwärtigen Gonio 
beiliegenden Recepte für die darauf ge 
nannten Armen nach jedesmaliger vor: 
fäufiger Unterfuhung geichrieben, fie 
jebt durdhgelefen, und dabei feine Un: 
richtigkfeit gefunden habe, dieſes beftä- 
tige ih, und dafür hafte ich.” Einen 
etwa emtdedten Unterfchleif bat der 
Augenarzt auf dem Conto pflichtgemäß 
anzuzeigen. Der Augenarzt hat fich 
von Zeit zu Zeit felbft zu überzeugen, 
ob der Apotheker die Arznei in der vor- 
gefchriebenen Quantität und Qualität 
verabfolgen laffe. Entdedt er hierin 
ein Gebrehen , fo bat er die Anzeige 
fogleih an die betreffende Pol. Bez. 
Dir. zu machen. 

17. Jeder mit Ende des Monates 
nicht geheilte Arme muß beim Anfange 
des folgenden Monates zur umentgelt- 
lihen Erlangung der Arzneimittel eine 
neue pfarrliche, von der Bol. Bez. Dir. 
beftätigte Anweifung in der Apotheke 
beibringen. 

18. Die Bezablung für das Glas 


230 


Stadtarmen-Augenarst, 


oder Gefäß zu jeder Arznei wird nur 
bei der erften Berfchreibung und bei der 
erften Repetition bewilligt, wenn bei 
der Repetition das Maß nicht geändert 
wird; bei ferneren Repetitionen aber 
werden nur für jedesmaligen Verband 
und für die Signatur 2 fr. in Rech— 
nung zu bringen erlaubt. Die Apothe- 
fer » Signatur muß fo befchaffen fein, 
daß fie in Kürze die ganze Ordination 
des Arztes, nämlich den Namen und 
die Dofis der enthaltenen Arzneikörper, 
die Art, wie der Kranke diefe Arznei 
zu gebrauchen hat, dann aud den Na- 
men des Kranken , für den fie gehört, 
und das Datum enthält. Endlid aud 
den Namen des Apotheker: , der die 
Arznei verfertigt hat. 

19. Der nad der Weifung des obi« 
gen $. 5 zur Aufnahme in das allge: 
meine Krankenhaus beitimmte Arme 
bat fih um einen pfarrlihen Kranfen- 
haus» Meldzettel zu bewerben, dem der 
Augenarzt nach vorgängiger Unterſu— 
hung, ob der Kranke auch für das all: 
gemeine Krankenhaus geeignet ift, mit 
feiner Unterfchrift zu beftätigen bat. 
Mit dieſer Beftätigung, wofür der Aus 
genarzt zu haften bat, und mit der Bir 
dirung der f. ?. Bol. Bez. Dir. wird 
dann der Kranke auch im allg. Kranken: 
baufe ohneweiters aufgenommen. 

20. Wenn etwa kranke, unbeilbar 
fheinende Arme, Zeugniffe zur Beför- 
derung in ein Verſorgungs- oder Sie 
chenhaus verlangen, fo bat der Augen: 
arzt ſich hierbei zur Richtſchnur zu neh— 
men, daß im Falle die Unheilbarkeit 
nicht entfchieden iſt, ſolche anftatt in 
die Sieben: oder Berforgungehänfer 
in das allgemeine Krankenhaus ange: 
wielen werden müffen. Dabin gehören 
auch lungenſüchtige, waffer 
ſüchtige, abzehrende, eben fo 
auch mit Beinfraß und andern lang- 
wierigen Gefhwüren behaftete 
Kranke, und endlih Kranke dee 
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boben Alters, infofern fie zur Be- 
zirksanſtalt nicht geeignet And. 

21. Dft bedürfen augenfrante Arme, 
um entweder rine augenblidliche Aus— 
hilfe, oder eine tägliche Betherlung aus 
irgend einem Armenfonde zu erhalten, 
ein Zeugniß Des Augenarztes. Diefe 
Zeuguiffe find nicht nur mit der größ- 
ten Gewiſſenhaftigkeit, fondern auch mit 
der möglihft genauen Beſtimmung des 
Grades der Erwerbsfähigfeit, mit Er: 
wähnung ded Gebrechens mit Rück— 
fiht auf die gewohnte Beſchäftigung 
audzudrüden, damit die Armen-Behörde 
bemeifen könne, in weldem Maße, und 
ob nur fuͤr den Augenblick, oder auf läns 
aere Zeit, oder für immer der Arme einer 
Unterftügung wahrhaft bedürftig iſt. 

22. Wo in Sicherheits: und 
&riminalfällen eine, in dad Fach 
des Augenarztes einfchlagende Beſichti— 
gung vorzunehmen, oder eine augen: 
ärztliche Auskunft zu geben iſt, hat der: 
jelbe -den ihm hierüber zufommenden 
ämtlihen Auftrag genau und gewilfen: 
haft zu vollziehen. Ebenfo hat er auch, 
wenn er in Borfallen plötzlicher gewalt- 
famer Befhadigungen der Augen geru- 
fen wird, ſich ſogleich einzufinden, und 
alle ihm mögliche Hilfe von Amtswegen 
zu leiſten. Ueber jedes ſolche Ereigniß 
ſowie auch über jede ihm vorkommende 
bedenkliche Verwundung der Augen, 
welche nämlich einen Unglücksfall, eine 
erlittene Gewalt oder Selbſtverletzung 
vermutben läßt, ift fogleich die Anzeige 
an die Bol. Bez. Dir, zu machen. Das 
Rämliche hat der Augenarzt auch bei 
Fällen von Augenkrankheiten, welde 
;. B. vom Genuſſe narkotiicher Gifte, 
ungefunder Nahrungsmittel, Getränke, 
oder von der Einwirkung anderer abfo: 
Int ſchädlicher Dinge berrübren, zu 
tbum, wenn dies nicht von einem etwa 
früher. zu Hilfe ’gerufenen Arzte oder 
Wundarzte pflichtmäßig ſchon geſche— 
ben ift. 
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23. Dem Augenarzte liegt ob, in 
allen Gelegenheiten, wo die Bezirks, 
Directionen oder die Pol. Ob. Direct. 
ihm befonders in das augenärztliche 
Fach einfchlagende Aufträge zu machen 
haben, diefe Aufträge zu befolgen und 
nad Umftänden eine Auskunft oder ein 
Gutachten zu erftatten. 

24. Wichtige, oft an den Augenblid 
gebundene Verrichtungen machen es 
notwendig, daß man den Augenarzt 
zu jeder Zeit zu treffen wiffe; daher 
derfelbe, wenn er ausgeht, die Auskunft 
zurüchzulaffen hat, wo er am gewiffeften 
u finden fein wird, damit die Bol. Be. 
Dir. oder die Pol. Ob. Dir., erforder: 
lien Falles, deffen perfönliche Erſchei— 
nung da, wo es der Dienft und die 
Nothwendigkeit erheifcht, zu bewirken 
vermag. 

25. Der Stadtarmen-Augenarzt hat 
auf den allgemeinen Gefundheitsftand 
ftet3 aufmerkſam zu fein, und in diefer 
Beziehung auf Epidemien, auf anſte— 
ende Augenkrankheiten und auf Win: 
felaugenärzte ein vorzügliches Augen: 
merk zu richten. 

26. Wenn er wichtige epidemifche 
Augenkrankheiten wahrnimmt, To bat 
er die Art, die Beichaffenheit und Ber: 
breitung, fo wie die nadhtheiligen Fol— 
gen derfelben zu unterfudhen, und den 
betreffenden Pol. Dir, die Anzeige da- 
von, mit einem Vorſchlage über die, 
den Umjtänden angemeffene Heilungs- 
und Berwahrungsmethode, fowie über 
das zu beobadhtende Verhalten, und 
die dienlichen diatetifchen Mittel beglei- 
tet, zu machen. 

27. Die Verbreitung anſteckender 
Augenkrankheiten ift bei der Armern 
Volksclaſſe mehr als bei den bemittel- 
ten zu beforgen. Der Augenarzt muß 
daher bei denjenigen, welchen er Bei- 
ftand zu leiften von Amtéwegen ver: 
pflichtet ift, um fo mehr Sorgfalt an: 
wenden, daß nach Erfordernig die Ab— 
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fonderung der Perfonen , die Auslüf- 
tung und Reinigung der Wohnungen, 
dic Reinigung der Geräthihaften und 
felbft, wo es nöthig iſt, die gänzliche 
Vertilgung derfelben nach der allgemei- 
meinen Borfchrift gefchehen. 

28. Endlib bat er in feinem Wir: 
fungsfreife befonders zu wachen, daß 
Niemand ohne gefegliche Befugniß die 
Behandlung von Augenkrankheiten be- 
forge. Kommen ſolche Eurpfufchereien 
zu feiner Kenntniß, jo muß der betref- 
fenden Bez. Dir. fogleich die Anzeige 
davon gemacht werden. 

19. Die dem Stadtarmen » Augen- 
arzte unmittelbar vorgefegten Behörden 
find die Pol. Bez. Dir. der Stadt 
Wien, und die Pol. Ob. Dir. Diefen 
ift er Achtung und Gehorſam ſchuldig, 
ihren Anordnungen bat er piünctlic 
nachzukommen, ihre Aufträge genau 
und gewiſſenhaft zu vollziehen. Auch 
den Bol. Bez. Dir. der Vorftädte Wiens 
hat er in den ohnehin felten fich erge- 
benden Fällen Folge zu leiften, in wel— 
hen er von ihnen angegangen würde, 
einem armen Augenfranken in feiner 
Wohnung Hilfe zu leiften, welcher für 
die Abfendung in das allgemeine Kran: 
kenhaus nicht geeignet, und auch nicht 
im Stande wäre, den Augenarzt zu den 
beftimmten Ordinationsſtunden zu be- 
fuchen,, oder über einen medicinifch- 
polizeilichen oder medicinifch = gerichtli- 
chen Gegenftand, der in den Kreis fei- 
ner Kenntniffe und Pflichten gehörte, 
in einer Borftadt die nöthige Unterfu- 
hung zu pflegen. 

30. Der Stadtarmen-Augenarzt ift 
demnah ein Mitbeamter des Stadt: 
armen Arztes, des Stadtarmen-Wund- 
arztes und ſämmtlicher Polizei-Bezirks— 
Aerzte und Pol. Bez. Wundärzte, ge— 
gen welche er ſich beſcheiden, dienſt— 
freundlich und höflich zu benehmen hat. 

31. So wie er gleich dieſen alle 
Monate einen Kranken » Rapport (laut 
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$. 14) durch den erften Stadtphyſicus 
an die Krankenhaus-Direction abzuges 
ben verpflichtet ift; ebenfo hat er auch 
den am 10. eines jeden Monates Nach— 
mittag um 4 Uhr, unter dem Borftande 
und in der Wohnung des erften Stadt: 
Phyſicus abzuhaltenden ärztlichen Com— 
miffionen der vorbenannten Aerzte und 
Wundärzte beizumohnen. (Hfkzl. Decr. 
v. 29. Juni 1824 3. 19125. Rogge. 
Vdg. vom 14. Juli 1824 3. 32118. 
Guld. Sanit. Vdg. 5. Br. S. 350 
bis 357.) 

Stadtarmen = Angenarzt in 
Wien. Die f. E. Hoffanzlei hat im 
Einvernehmen mit der f. f. Polizei: 
Hofftelle das Wagen-Paufchale für den 
Wiener Stadtarmen » Augenarzt auf 
jäbrlih 60 fl. C. M. feitgefegt. Diefer 
Betrag wird aus der ararifhen Bol. 
Hauptcaffe erfolgt werden. (Hfkzl. Dec. 
v. 16. u. 25. Nov. 1824 3. 32763 
u. 34716. Rggs. Vdg. vom 30. Nov. 
und 10. Dec. 1824 3. 56994 und 
58274. Guld. Sanit. Vdg. 5. BP. 
©. 377.) 

Stat’armen : Wundarzt, fiehe 
Armenwundarzt. 

Stadtbeleuhtung, ſ. Straßen: 
beleuchtung. 

Städte. In Städten, Märkten und 
Dörfern foll der Name derjelben auf 
einer Säule und fchwarzen Tafel mit 
weißer Farbe, und in Städten auch der 
Name der Gaffen zu Anfang umd zu 
Ende derfelben auf der Mauer ſchwarz 
aufgezeichnet werden. (Vdg. v. 4. Febr. 
1782. Krop. Gef. Joſ. 1. Br. ©. 
167.) ©. Gaffen, Ortstafeln. 

Stadthauptmann, Einftellung der 
Amtswirkfamkeit des bei der n. ö. Re- 
gierung beftandenen Stadthauptman- 
nes, f, Militär-Einquartierung. 

— — deſſen Stellung, Rang, Pflid- 
ten und Rechte, f. Polizeibehörden. 
Grundzüge für die Organifation. $$. 
6—14. 
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Stadthanptmannfchaft. Diele 
Benennung bat für landesfürftl. Poli— 
zei-Behörden aufzuhören, f. Polizei: 
Direction. 

— — f. Polizei = Bezirf von 
Wien. 

Stadtköche. Deren kupferne Trink— 
gefäße, Koch- und Eßgeſchirte ſollen 
wohl verzinnt ſein, worauf die Polizei— 
Dber:Direction ſorgſamſt zu ſehen und 
in Betretungsfällen Bericht an die Re: 
gierung zu erftatten hat. S. Giftver: 

auf. (Drag. v. 10. Dec. 1803 $. 20.) 

— — dürfen den Wein nicht Flein- 
weife über die Gaſſe verkaufen. (Hfkzl. 
Vdg. v. 24. April 1819. Rage. Int. 
vom 4. Mai 1819. Barth. 9. u. ©. 
Gef. 4. Bd. ©. 539.) ©. Traitents, 
fowie auch Sonn: und Feiertage: 
re 

Stadtlohnfutfcher in Wien, f. 
Lohnkutſcher, Stellfuhren. 

Stadlohnwagen - Licenz, ſiehe 
Fiaker. 

Stadtphyſicus, derſelbe hat die 
Superarbitrirung der zur Armen-Be— 
theilung beſtimmten Individren vorzu— 
nehmen, ſ. Armen-Betheilung. 

— — ſ. Stadtärzte. 

Stallungen. In denſelben darf 
außer dem wirklich im Dienſte ſtehenden 
Kutſcher Niemandem der Aufenthalt ge— 
ſtattet werden. (Pol. Ord. für Mähr. 
vom 12. Juni 1786. Krop. Geſ. Joſ. 
10. Bd. ©. 278.) 

— — deren Einwölbung betreffend, 
f. Benerlöfch = Ordnung für Wien 
$. 4, Feuerlöſch-Ordnung für die 
Landftädte $. 9. 

— — Reinigung nad anftedtenden 
Pierdefrankheiten, f. Pferde. 

Stämpel. Aemtliche einfache d. i. 
nicht vidimirte Abfchriften unterliegen 
der Stänpelgebühr von 15 fr., ämtliche 
vidimirte von 30 fr. für jeden Bogen. 
(A. 5. Bat. v. 9. Febr. 1850. T. P. 
2.8.8.2. ©. 497.) 
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Stämpel. Die Amts» Corre 
fpondenz, d. i. Schriften, welche von 
Behörden, Aemtern, Antöperfonen oder 
Beftellten der Staatsverwaltung des In: 
und Auslandes in den ihnen übertrage— 
nen Amtögefhäften an andere Behörden, 
Hemter Amtsperfonen oder Beftellte der 
Staatsverwaltung des Ins und Aus— 
landes gerichtet werden, fie mögen eine 
Parteifahe betreffen oder nicht, find 
fein Gegenftand der Gebührenentrid: 
tung. (M. b. Bat. v. 9. Febr. 1850. 
T. P. 9. R. G. B. ©. 503.) 

— — Geſuche um Ertheilung 
von Almoſen, Verleihung von Ar— 
menpfründen oder um Aufnahme in 
ſolche Anſtalten, welche zum Unterhalte 
oder zur Pflege armer oder erwerbsloſer 
Perſonen oder für die Pflege oder Erzie- 
bung der Kinder folder Perſonen be- 
ſtimmt find, find ftempelfrei. (U. b. Bat. 
v. 9. Febr. 1850. T. P. 44 a. R. G. B. 
©. 521.) 

— — Eingaben, welche Anzei« 
gen oder Borfhlägein öffentl. 
Angelegenheiten und -kein Ein: 
ſchreiten in einer Privatfache des Einge- 
bers enthalten, find ftempelfrei. Darun— 
ter gehören insbefondere Anzeigen über 
ſolche Handlungen oder Unterlaffungen, 
deren Beftrafung nach den beftehenden 
Geſetzen im öffentlichen Intereffe Statt 
findet, auch wenn das Verfahren von 
dem Einfchreiten des Betheiligten be- 
dingt oder die Anzeige zugleich auf die 
Erlangung einer Belohnung, Genug: 
thuung oder des Schadenerjaßes ge: 
richtet ıft. (A. h. Bat. vom 9. Febr. 
1550. T. P. 4 8, i. R. 6.2. 

©. 522.) 

— — Empfangt - Befkätiguugen 
über Vorſchüſſe gegen Verrechnung, 
über die Bergütung von Ausla— 
gen, welche für Rechnung des Staates, 
einer Gemeinde oder einer umter der 
Leitung der Staate-Behörde ftehenden 
öffentlichen Anftalt von einem Beitell: 
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ten oder Bevollmächtigten beftritten 
worden find, dann über Pauſchalien, fo- 
weit diefelben nicht einen perfönlichen 
Bezug für den Unterhalt oder die Bes 
quemlichkeit des Empfängers, 5. B. 
Diäten und Zehrgelder, Quar— 
tiergelder u. dgl. enthalten, find un— 
bedingt ftempelfrei. (Kaif. Bat. v. 9. 
Febr. 1850. T. P. 48 e.R 6.2. 
©. 532.) 

Stämpel. AlleRehnungen über 
folde Auslagen, die in einem für den 
Staat oder die unter der unmittelbaren 
Zeitung der Staats-Behörden oder der 
Gemeindeverwaltung ftehenden öffent: 
lihen Anftalten beforgten Gefchäfte 
beftritten worden find, es möge dar: 
auf ein Vorſchuß geleiftet worden fein 
oder nicht, Reifekoften » Berrechnungen, 
Kranken: oder Sträflings » Verpflegs- 
Rechnungen u. ſ. w. find unbedingt 
ftämpelfrei. (Kaif. Pat. vom 9. Febr. 
1850. T. P. 83. 2. 1. R. G. B. 
©. 560.) 

— — BeugniffefürDdienftbo- 
ten, Gefellen, Lebrjungen, Tag- 
löhner, und überhaupt Berfonen, 
welche von einem den gewöhnlichen Tag- 
lohn nicht überfteigenden Berdienfte le— 
ben, über ihre Dienftleiftung, ihr Beneh— 
men, ihre perfönlihen Eigenſchaften 
und Berhältuiffe unterliegen dem Stäm- 
pel von 6 fr. für jeden Bogen. (X. h. 
Bat. v. 9. Febr. 1850 T. BP. 116 b, 
%. G. 3. ©. 587.) 

— — Zeugniffe überArmuth 
überhaupt find ftämpelfrei. Sie können 
auch als Beilagen ftämpelpflichtiger 
Eingaben und Protocolle ungeftämpelt 
beigebracht werden. (A. h. Bat. v. 9. 
Februar 1850. T.P. 117 a. R. G. B. 
©. 538.) 

— — Beugniffe über Sittlichkeit 
und die Bermögensverhältniffe von 
Berjonen, welde fih bewerben, 
Findlinge in die Pflege zuer 
halten, und über den Geſundheitszuſtand 
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von Pflegemüttern, find für diefen Ge— 
brauch ftämpelfrei. (U. h. Pat.v.9. Febr. 
1850. 2. P. 117 e. R. G. B. ©. 
588.) 

Stämpel. Die Aufenthalts- u. Woh— 
nungs-Zeugniffe zur Erlangung einer 
Reifeurfunde oder eines Heimatfcheines 
find für diefen Gebrauch ftämpelfrei. 
(A. h. Bat. v. 9. Febr. 1850. T. P. 
117 d. R. ©. 9. ©. 588.) 

— — Zeugniffe, welde aus all- 
gemeinen oder örtlihen Sanitäts-Rück— 
fihten im In- oder Auslande oder über: 
haupt zu einem ämtliden Be 
brauche von Seite einer öffentl. Be- 
hörde oder einem Amte gefordert werden, 
find für den Gebraud, für den fie bei- 
gebracht werden müffen, ftämpelftei. 
(A. h. Pat. v. 9. Febr. 1550. T. P. 
117m. R. G. B. ©. 589.) 

— — Zeugniffe, welde Perfonen, 
die vom Staate, der Gemeinde, öffent— 
lihen Anftalten, Privat-Penſions-In— 
flituten und Berforgungsanftalten einen 
Unterhaltsbeitrag unter was immer für 
einem Namen, oder eine Armen: 
pfründe beziehen, über das Vorhan— 
denfein jener Umftände, von weldhen der 
Bezug des Genuffes bedingt ift, beibrin- 
gen müffen, find zu diefem Gebrauche 
ftämpelfrei. (A. h. Bat.v. 9. Febr, 1850. 
z.B. 117n.R. ©. 8. ©. 589.) 

— — Die in die Wander: oder 
Dienftbücher eingetragenen Dienft- und 
Verhaltungs-Zeugniffe find ſtämpel— 
frei. (A. h. Bat. v. 9. Febr. 1850. T. 
PB. 117 z. Reiche « Gef. Bl. Seite 
590.) 

— — Die Gefuhe um Erfolgung 
von Reifeurfunden und von Hei— 
matſcheinen können laut des Erlaſ— 
ſes des h. ka k. Finanzminiſteriums vom 
28. Aug. d. I. 3. 23362 ungeftämpelt 
iberreicht werden, und find den unter 
Poſt 44 des Tarifes aufgeführten Be: 
freiungen beizuzählen, wenn wicht ihr 
übriger Inhalt die Gebührenpflicht bes 
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gründet. (Bdg. der n. 6. Stth. 9. Det. 
1850. 8. G. B. Nr. 77. 

Stämpel, j. Impfzeugniffe. 

— — Vorſchrift in Bezug auf das 
Verfahren wegen Bezug der ftämpel« 
pflihtigen Drudforten, ſ. Paß-Blan⸗ 
quetten. 

— — für Brotocolle, fiehe Pro: 
tocolle. 

— — für Päſſe, Pap-Eertificate, 
Paſſirſcheine, Geleitiheine, Wander: 
bücher, ſ. Reifeurfunden. 

— — für Tanzmuſik-Licenzen, fiebe 
Zanzmufil-Licenz - Gebühren. 

— — für Bergleihe u. Vergleiche: 
protocolle, f. Bergleidhe. 

Stämpelverfchleif an Sonn: und 
Feiertagen, j. Sonu: u. Feiertags: 
heiligung. (Vdg. v. 19. Febr. 1851 
und 1. Jan. 1852.) 

Standbilder, religiöfe, |. Heili- 
genbilder., 

Ständen, |. Stände. 

Stände mit Gebeteln und Bildern 
find bei Kirchen an Sonn: und Feier: 
tagen nicht aufzumadhen. (Pol. Ord. f. 
Mähr. v. 12. Juni 1786. Krop. Gef. 
Joſ. 10. B. ©. 284.) 

— — durch diefelben follen die 
Straßen nit beengt werden. (Pol. 
Ord. für Brünn vom 12. Juni 1786. 
Krop. Gef. of. 10. Bd. S. 272 und 
273.) 

— — Bei den Hüttchen, welde an 
Häufern zu ſtehen kommen, ift die 
Einwilligung der Hauseigenthümer er 
forderlihb (Hfd. v. 31. Aug. 1786), 
daher auch die Bewilligung , Hütten 
und Stände an denHofgebäuden 
errichten zu dürfen, dem k. k. Oberft- 
bofmarfhallamte zuftebet. (Hfvdg. v. 
23. Febr. 1785.) 

— — Die Ständen find zu ver« 
mindern und fie follen nicht an uns 
ſchickſamen oder fhmalen Orten errich- 
tet werden. (Hfd. v. 21. Nov. 1787.) 

— — Gemwerböleute follen feine 
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doppelten Ständen oder Hütten mehr 
befigen. (N. ö. Reggs. Bdg. v. 5. Jän. 
1796.) 

Stände. Der Wiener Magiftrat ift 
angewiefen, darauf zu fehen, daß Er— 
ledigungen von Ständen in Durch— 
bäufern langfam, und nah und nach, 
wie ſich die Gelegenheit dazu darbietet, 
nur durch foldhe wieder befeßt werden, 
welche bereits auf offener Straße ein 
ähnliches Ständchen befiken, weil da- 
durch viel beigetragen werden fann, die 
legten unmertlib und ohne 
Zwang zu vermindern. (Rggs. Dog. 
vom 11. April 1797.) 

— — Handel in Hütten und Stän- 
den zu treiben, ift Niemandem erlaubt, 
der nicht hiezu ein ſchriftliches, un- 
mittelbar für ihn ausgefertigtes 
Befugniß befikt; auch ift verboten, 
diefe Hütten uud Ständden, ohne 
Genehmigung der Obrigkeit, 
an andere zu überlaffen, zu vermiethen 
oder zu verkaufen. Sollte aber ihre 
Ueberlaffung an eine andere Handeld- 
perfon von der Obrigkeit erlaubt wer» 
den, fo fann diefe Hütte dem vorigen 
Befiger nur um den abzufchäßenden in- 
nern Werth abgelöst werden. (Hfvdg. 
v. 24. April 1798.) 

— — Ständen: und Hüttenbes 
fugniffe find ohne Beftätigung der Re- 
gierung nicht zu verleihen. (N. ö. Rage. 
Bdg. v. 5. Nov. 1799. Krop. ©. Fr. 
13. Bd. ©. 594 ) 

— — Auch unmittelbar vor den 
Linien Wiens ift die Errichtung 
neuer Hütten zu befeitigen, wo fie aller 
dings nebjt dem Uebelftande, den fie 
verurfachen, auch in andern Rüdfichten 
bedenklih werden können. (Mieder- 
öfterr. Regierungs-Berordnung vom 3. 
Dec. 1812.) 

— — Sn Abfiht auf die vielen 
Hütten und Stände in der Stadt 
Wien, find die Hinderniffe der Paſſage, 
auf das ebefte möglichft zu befeitigen 
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(Hftzl Vdg. vom 10. Nov. 1814. Re 
gierungs = Intimation vom 20. Nov. 
1814.) 

Stände. Die Wr. Ständen: Be- 
fier, melde vermöge ihres erhaltenen 
Befugniffes auf den Verkauf beftimmter 
kleinerer Artikel beſchränkt find, haben 
auch das Recht, mit diefen ihnen zuge: 
wiefenen Artikeln im Großen Geſchäfte 
zu ſchließen. (Rggs. Bdg. v. 11. Jän: 
1817.) 

— — find an Drten nicht zu dul: 
den, wo fie die Paffage hindern oder 
Gäſſen und Pläße verunftalten. (Hfkzl. 
Vdg. v. 2. Jaͤn. 1818. Rggs. Int. v. 
24. Jän. 1818. Barth. 9. u. ©. Gef. 
4. Bd. ©. 234.) 

— — Die fogenannten Ständdhen- 
befugniffe find, ihrer urfprünglichen 
Beftimmung zu Folge, blos perfön- 
liche Geftattungen zum Verſchleiß 
geringfügiger, immer ausdrüdlich 
benannter Artitel, melde, der Regel 
nad, nur an foldhe Individuen , die 
nicht leicht einen andern Erwerb finden 
fönnen, als Mittel ihrer Erhaltung 
verlieben werden follen. Schon aus die: 
fer beſchränkenden Beftimmung leuchtet 
klar hervor, daß esin Feiner Beziehung 
die Abficht fein fönne, derlei Ständchen: 
befugniffe,, die fehr oft mit den dabei 
eintretenden Local- und Polizeirückſich— 
ten flreiten , allzuſehr zu vermehren, 
oder Gewerbsrechte der damit Bethei: 
ligten zu erweitern, befonderd, da bei 
dem Beftande einer angemeffenen An: 
zahl ordentliher Handelsleute und 
Krämer, weder die Nothwendigfeit, noch 
auch der Bortheil des Publicums für 
eine folhe Vermehrung oder Erweite: 
rung das Wort führen. (Commerz:Hof: 
Commiffiong:Berordnung v. 4. Ian. 
1820.) 

— — Die Ständhenbefugniffe find 
ihrer urſprünglichen Beſtimmung nad 
blos auf den Berfauf der geringfügig: 
ften Artikel, wie z. B. der Feuerſteine, 
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des Schwefels, des Schwammes , der 
Tabafröhrhen u ſ. w. beſchränkt, und 
nur folden Individuen zu verleihen, 
die ibrer körperlichen Gebrechen wegen 
feines andern Ermwerbes fähig find und 
bei denen fogar aus Local- und Poli: 
zeirückſichten die Betrachtung fih auf: 
dringt, ob ed nicht fogar zweckmäßiger 
wäre, foldye ganz aus dem Innern der 
Stadt Wien zu entfernen. (Commerz- 
Hofcom. Bräf. Erl. v. 10. Jan. 1820.) 

Stände. Reguliruug der Ber: 
faufshütten und Stände und 
der Gewölbsauslagen im In— 
nern der Stadt Wien. Die im 
Innern der Stadt befindlichen Ver— 
faufshütten find nach den Beftimmun: 
gen der hierüber gepflogenen Gommif: 
ſions-Verhandlung theil® zu caffiren, 
theils fortbeftehen zu laffen. 

Den Fiſchverkäufern ift die 
Länge, Breite und Tiefe ihrer Hütten 
zu beftimmen und ihnen der Raum aus: 
zumarken, wie weit fie ihre Gefchirre 
an die Straße follen hinausftellen dür- 
fen. Jede Ueberfehreitung diefer vorge: 
zeichneten Grenzlinie ift einer ange: 
meffenen Strafe zu unterziehen. Der 
Berfauf des Wildprets außer den 
Hütten ift wie bei allen Fleiſchern, 
Stebviehhändlern, Fleckſiedern ꝛc. an 
Werktagen auf die zehnte Stunde be 
ſchräukt. Nach Berlauf diefer Stunde 
ift der Verkauf des Wildprets nur in 
dem Innern der Hütten zu geftatten. 

Die Hütten der bürgerlichen 
Häringer haben nur anter der Ber: 
pflihtung zu verbleiben, daß das Ge 
flügel zu Haufe gepußt und im trode: 
nen Zuftande zum Berkaufe in die Hüt- 
ten gebracht werde. Das Ekel erregende 
Putzen und Reinigen kann fernerhin 
dort nicht geftattet werden, und es wird 
dem Magiftrate überlaſſen, den Härin- 
„ern vorzuschreiben, wie und in welcher 
Größe und Ausdehnung die Berfaufs: 
hütten eingerichtet werden follen. 


Stände, 


In Rückſicht auf die im Innern der 
Stadt befindlihen Verkaufsſtände 
find diejenigen, die fich mit dem Ver— 
faufe der Feilfchaften des täglichen Bes 
darfes und unter diefen vorzüglich mit 
Nahrungsartikeln befaffen, infofern fie 
die Baffage nicht beirren, noch ferner: 
bin zu belaffen. Bei diejen ift jedoch 
dahin zu wirken, daß die Verkaufs-Ar— 
titel nicht zu viel in die Straße hin- 
einragen , jondern auf Stellagen über 
einander in die Höhe gereihet und in 
eine gefälligere Form geregelt werden. 
Ale Stände, die fih mit dem Verkaufe 
minder nothwendiger Gegenftände bes 
faffen , find in der Regel zu caffiren, 
Unter diefen find aber vorzüglid: 

1. Alle Trödlerftände fogleich zu 
caflıren. 

2. Die Lebzelterftände find ſo— 
gleich einzuziehen und diefen Gewerbs— 
leuten ıft die Aufftellung der 
Zelte künftig nicht mehr zu geſtatten. 

3. Die Schuhmacherſtände find 
foglei zu caffiren. 

4. Die Seifenfiederftände find 
auf die Marftpläße und auf die Marft- 
ftunden zu befchränfen und müſſen nach 
Beendigung des Marktes jedesmal 
weggeſchafft werden. 

5. Die Rurzwaarenftände find 
im Erledigungsfalle zu caffiren. 

6. Die Stände der Bögel: u. 
Taubenhändler find zu belaffen. 

7. Die Blumenftände find eben- 
falls zu belaffen, und ift dahin zu wir 
ten, daß fie in gefälliger Form aufge 
ftellt werden. 

8. Diekeinwanddruderftände 
find im Erledigungsfalle einzuziehen. 

9. Die Ständeder Fleiſchſel— 
cher und Stechviehhändler find 
zu belaſſen, und nur dort, wo ſie den 
Anſtand verletzen oder die Paſſage be— 
itren, auf angemeſſene Plätze hinzu— 
weiſen; auch iſt ſtrenge darüber zu wa— 
hen, daß der Verkauf bei dieſen Stän— 
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den an Sonn: und Feiertagen mit der 
neunten und an Werktagen wit der 
zehnten Stunde geendigt werde. 

Bei Gelegenheit der Regulirung der 
Hütten und Stände im Innern der 
Stadt find noch folgende Gegenftände 
zur Sprache gefommen: 

1. Die Befchränfung der Gewölbs⸗ 
audlagen. 

2. Die Entfernung der Berfaufe- 
gegenftände von den öffentlichen 
Plätzen und Straßen. 

3. Die Ordnung bei Abladung 
der Wägen auf öffentlihen Straßen. 

4. Die Errihtung der Plachen 
vorden Gemwölben. 

ad 1. Die Beſchränkung der Ge- 
wölbsauslagen hat ſich zu befchäftigen 

a) mit den Hängkaſten, 

b) mit den teehenden Auslagen. 

Die Hängkaften vor den Verlaufs; 
gewölben können zwar ohne empfindli- 
he Kränkung der Verkäufer nicht ganz 
befeitiget werden. Sie find daher auf 
Plägen und in geräumigen Gäffen in 
foweit zu geftatten, als fie dem Publi— 
cum fein Hinderniß in der Paſſage ver: 
urfahen. In engeren und lebhafteren 
Straßen hingegen bleibt die Befchrän- 
fung derfelben, da die Dimenfion derfel» 
ben fih nicht wohl vorſchreiben läßt, 
bei jedem einzelnen Falle von bereits 
vorhandenen oder von in der Folge 
neu berzuftellenden Hängfaften, wozu 
von Fall zu Fall dem Magiftrat die 
Anzeige zu machen fein wird, der Amts» 
handlung des Magiftrates überlaffen, 
der dafür zu forgen hat, daß die Be- 
quemlichkeit und Sicherheit des Pu— 
blitums dadurd in feiner Hinficht ge- 
fährdet werde. 

Die ftehenden Auslagen find 
aber auf die Beftimmungen der Reggs. 
Vdg. v. 20. Aug. 1808 und 20. Nov. 
1814 zurüczuführen (f. Gewölbs— 
Auslagen. 

ad 2. Das eigenmädtige Ausftellen 
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verjchiedener Verkaufsgegenftände auf 
öffentlihen Plägen und Straßen ift 
fünftig unter feinem Borwande mehr 
zu geftatten, und die Uebertretung die: 
fer Vorfchrift mit einer Strafe von 2 
bis 10 fl. E.M. zu belegen, das Dritt- 
theil hievon ift dem Anzeiger zuzuwen— 
den. 

ad 3. Wegen Abladen der Fäffer u. 
MWaaren auf den Straßen laffen fid 
nicht wohl fefte unmwandelbare Bor: 
ſchriften geben, fondern diefe Geſchäfte 
find möglichft zu befhleunigen, worüber 
die Polizei-Dber-Direction zu wachen 
bat, damit nicht die Bequemlichkeit und 
Sicherheit des Publikums durd die 
Hemmung der Paſſage gefährdet werde. 

ad 4. Die Errihtung der Phachen 
vor den Verkaufsgewölben darf künftig 
nur in einer Höhe von 7 bi8 8 Schuh 
geftattet werden. 

Diefe Regulirungs » Vorfriften hat 
der Magiftrat theild gleih in Vollzug 
zu feßen, theild in Erledigungsfällen 
zur Ausführung zu bringen, forgfältig 
zu überwachen und jeden Hebertretungs- 
fall firenge zu ahnden. (Vdg. der n. ö. 
Neg. vom 15. Nov. 1826 3. 53143. 
N. 6. Prov. G. S. 8. Bd. Nr. 290.) 

Stände. Um gefahrvollen Unfällen 
vorzubeugen, ift die Einleitung zu 
treffen, daß die Bedahungsbreiter aller 
beweglichen Berkaufsftände in Wien 
zweckmäßig befeftiget werden, nnd hat 
der Magiftrat die Handhabung diefer 
Verfügung ftrenge zu überwachen. 
(Bdg. der n. 6. Reg. v. 22. Juli 1828 
3. 4083. Prov. &. S. Bd, 10. Wr. 
178.) 

— — In Folge der mit h. Hof 
fanzlei-Decrete vom 30, v. M. Zahl 
13466 befannt gegebenen a. h. Ent: 
fhließung vom 27. v. M. find die 
Wiener Fleifcher- und Fleifhfelder: 
Innungen mit ihren ermeuerten Vor: 
ftellungen um Entfernung der Stech— 
viehftände von deu öffentlihen Plätzen 
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oder nm Gleichſtellung mit den Steh: 
vichhändlern in Bezug auf das öffent: 
liche Fleifhausfchroten außer den Bän- 
fen ab- und auf die mit h. Rggs. Bda 
vom 28. Jan. 1837 3. 5409 befannt 
gegebene a. h. Entfchl. gewieſen wor: 
den, wovon die Bez. Dir. zu ihrer 
MWiffenfhaft und geeigneten Ueberwa- 
hung der hierauf bezüglihen Markt— 
verhältniffe in Kenntniß gefeßt werden. 
(Circular der f. k. Polizei-Ober-Direc. 
vom 23. Mai 1840 Zahl 7226/ 
1127.) 

Stände. Die h. Landesftelle hat 
mit Decret vom 29. v. M. 3.428396 
Nachfolgendes eröffnet: 

Es ift feinen neuen Parteien mehr 
zu geftatten, Gommerzialwaarenftände 
auf dem Bictualienmarkt zu Mariahilf 
zu halten, in Anfehung der ſchon be: 
ftehenden wird angeordnet, daß dieſe 
Commerzialwaarenftände tn der Leo» 
poldigaffe fich aufjzuftellen haben, und 
ihnen daſelbſt angemeffene Stand: 
puncte anzumweifen feien. Hievon wird 
die Bez. Dir. mit dem Bemerken bebufe 
der geeigneten Ueberwachung diefer b. 
Anordnung in Kenntniß gefeßt daß 
der Magiftrat zur Vollziehung dieſer 
Mapregel von der 5. Zandesftelle un- 
ter Einem angewiefen worden ift. (Circ. 
der f. k. Bol. Db. Dir. vom 18. Aug. 
1846 3. 14474/2997 C-C.) 

— — dürfen am Glacid in Wien 
feine errichtet werden, ſ. Glactis. 

— — werden den Hödlerleuten anz 
gewiefen, ſ. Hödler. 

— — der Lebzelter, Regulirung 
derfelben, ſ. Zebzelter. 

— — zum Berfaufe der Bictualten, 
Markt:PolizeisAuffichts = Anftalt 
der Stadt Wien $. 58, 59. 

— — Entfernung der um die Pe: 
teröficche in Wien befindlichen Hütten 
und Stände, f. Peterskirche. 

— — ſ. Stechvichhändler. 

— — der italienifhen Wurſtmacher, 


Standelparteien. 


deren Aufftellung in der Charwoche, |. 
Wurftmader. 

Standelparteien haben den von 
ihren Waaren abfallenden Unrath nad) 
geendetem Markte zufammenzufehren, 
f. Straßenreinigung. 

Stangenfchwefel zu verkaufen, ift 
wegen des arfenifhältigen Staubes 
verboten. (Hffmr. Decr. vom 10. März 
1814. Krop. Gef. Franz. 24. Band. 


©. 97.) | 
Stangenfhilde find abzuftellen, 
. Schilde. 


Stationspläße, Herftellung der 
Straße zu denfelben, ſ. Eifenbahn. 

Statthalterei, Organismus der 
Medicinal » Commiffton bei derfelben, 
f. Medicinal= Verwaltung. (Vog. 
vom 1. Det. 1850 88. 14— 18.) 

— — ift in Baufahen zweite In— 
ftanz, f. Bauführungen. (Vdg. vom 
12. Aug. 1848.) 

Statuen. Die Mittragung 
der Statuen bei Proceffionen wird 
unterfagt. (Hfd. vom 28. Aug. 1783. 
Krop. Gef. Joſ. 2. Bd. ©. 410.) 

— — Inden Kirchen find den Sta: 
tuen die befonderen Anzüge und Klei- 
dungen abzunehmen, |. Kirchen. 

— — der Frauenbilder ift eine ein- 
fache Kleidung geftattet. (Hfd. v. 30. 
Mai 1784. Krop. Gef. Iof. 6. Bd. 
©. 281.) 

— — Um bei heftigen Sturmwin- 
den Unglüdsfällen fo viel ala möglich 
vorzubeugen, wurden die Bezirks-Di— 
rectionen in Bezug auf jene Gebäude, 
auf welchen fih Statuen, Bafen n.dgl. 
als Verzierungen befinden, aufgefor: 
dert, die Einleitung zu treffen, daß 
diesfalls verläßlihe Nachſicht gepflo- 
gen, und fi dadurch die Weberzeugung 
von ihrer Haltbarkeit verfchafft werde. 
(Bol. Ob, Dir. Eire. vom $. Jänner 
1825.) 

— — ober den Dachgeſimſen auf 
zujtellen, ift in der Regel nicht geftat- 
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tet, fiehe Banordnung für Wien 
. 19. 

z Statuen dürfen mit einem anderen 

Stoffe, ald aus welchem fie verfertiget 

find, nicht bekleidet werden, ſ. Kirchen. 

— — religiöfe, Aufftellung auf 
öffentlichen Plägen, fiehe Heiligen- 
bilder. 

Stechapfel. Die Pflanze dieſes 
Namens, die auch Dornapfel ge 
nannt wird, kommt häufig um und in 
Dörfern vor, wo fie um die Mifthans 
fen umd an den Wegen zu wachſen 
pflegt; und wegen ihrer Blume und 
Frucht Kindern beliebt iſt. Ihr Sten⸗ 
gel, der aus einer dicken, unten faſe— 
rigen Wurzel emporſteigt, iſt dreieckig 
in mehrere Aeſte getheilt, die mit gro— 
Ben, glatten, dunkelgrünen, geäderten, 
vieledigten Blätten befept find. Im 
Julie und Auguftmonate erfcheint die 
Blume, die einen weißen, fünffeitigen 
Kelch mit einer langen Röhre vorftellt, 
der den Kindern zum Spielwert dient, 
worauf endlid eine rundliche Frucht 
folgt, die umher mit vielen Stacheln 
befetzt iſt, welche immer feſter werden, 
je mehr die Frucht ſich der Reife na⸗ 
hert, zu der ſie im September- und 
Dectobermonate gelangt. Im Innern 
ift fie nach dem Kreuz im vier Abthei⸗ 
lungen getheilt, die, wenn die Frucht 
ganz reif iſt, viele nierenförmige, ger 
meiniglich wie eine kleine Linfe große 
Samen enthalten, fo von aufen 
ſchwärzlich, im Innern aber weiß und 
marfig find und einen unangenehmen 
bitteren Geſchmack haben, wodurch fie 
Äh von dem Schwarzlümmel unter 
ſcheiden, mit dem fie fonft einige Aehn— 
lichkeit haben. Diefer Samen ift der 
Theil diefer Pflanze, fo der Geſund— 
heit und dem Leben des Menſchen am 
gefährlichiten if. Denn obgleih die 
ganze Pflanze einen giftigen Gerub 
von fih gibt, und darum mit allen 
ihren Theilen der Gefundheit ſchaͤdlich 


Stechvieh. 
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werden kann, ſo iſt es doch vorzüglichgauch mit der Schladhtung und mit dem 


nur der Same, von deffen Genuß, 
wie es Peifpiele bewiefen haben, eine 
Urt Beraufchung, ausfchweifender Trieb 
zur Unzucht, Schwindel, Betäubung, 
Sinn: und Spradhlofigkeit, Zufhnüren 
der Kehle, Steifigkeit der Glieder, 
Schlafſucht, die Wuth, die Wafferfcheu 
und endlich der Tod verurfacht wird. 
Es find alfo Erwachſene und vor: 
züglih Kinder gegen den Genuß diefes 
Samens zu warnen; aber eben auch 
gegen die Blume, die durch ihren ſüß— 
lichen Gefchmad fie zum Genuß reizen 
fann, wodurd ihre Gefundheit immer 
auch der Gefahr ausgeſetzt wird. Zur 
Abhaltung und Abänderung der dar: 
aus entftehenden traurigen Wirkungen 
dienen fäuerlihe Getränke, faure Milch, 
Buttermild, Sauerfrautfuppe häufig 
getrunken; auch felbft der Effig und 
frifch gepreßte Dele, frifche Butter öf- 
ters gegeben, endlich auch Eliftiere aus 
Milch und Dele. (Krop. Gef. Jof. 17. 
Br. ©. 391— 394.) 

Stechvieh, Adftellung der bei dem 
Transporte desielben Statt findenden 
Unfüge, f. Thierquälerei. 

Stechviehbeſchau, ſ. Schwein: 
beſchau. 

Stechviehhandel. Um den Zu— 
ſammenfluß der Stechviehgattun— 
gen möglichſt zu vermehren, und dem 
Publicum dadurch billigere Preiſe zu 
verſchaffen, hat man alle Beſchränkun— 
gen in dem Verkehre mit den verſchie— 
denen Gattungen des jungen oder al— 
ten Stechviehes, als: Kälber, Lämmer, 
Schweine und Schöpſen, als auch die 
Beſchränkungen beim Aushauen dieſer 
Fleiſchgattungen ganz aufzuheben be— 
funden. 

Es wird demnach für künftig allges 
mein und Jedermann ohne Unterſchied 
geſtattet, ſowohl mit den genannten 
Gattungen Vieh ſelbſt ungehindert 
und wie immer Handel zu treiben, ale 


Berkaufe jener Viehgattungen fih ab« 
zugeben, ‚und bedarf ed demnach weder 
dem Einen noch zu dem Andern der 
Erwirfung einer befondern Erlaubnif 
oder der Erlangung eines eigenen Be: 
fugniffes, Paſſes oder fonftiger Aus— 
weifung. 

Die einzigen Vorfihten, welde hie— 
bei in Markt- und Polizei-Rück— 
fihten beibehalten werden müffen, 
find: 

1. Jene Parteien, welde mit Stech— 
vieh nah Wien handeln, haben ihren 
Verkehr blos auf dem öffentlichen 
Marktplatze zu treiben. 

2. Jene, welche Stechviehfleiſch zu 
verfaufen gefinnt find, haben ihren 
Standpunct, d. i. den Plaß oder das 
Gewölbe, welches fie fi zu dem Ende 
wählten, vorher der Ortsobrigkeit 
anzuzeigen, um die Kocalität des- 
felben in Polizeihinſicht beurtheilen zu 
fönnen. 

3. Alles lebende oder abgeſtochene 
zu Markt kommende Stechvieh mus 
vorher der Beihau, ob es gefund und 
fiifch und zur Nahrung geeignet fei, 
unterzogen werden. Eben jo darf aud 

4. fein ungefundes, verdorbenes, 
faules oder fonft der Gefundheit der 
Menſchen ſchädliches Fleifch jener Vieh— 
gattungen verkauft werden. 

Die Uebertreter dieſer Anordnungen 
ſind, nebſt der Confiscation des Vie— 
hes oder Fleiſches, noch insbeſondere 
nach den für die einzelnen Fälle beſte— 
henden beſonderen Strafgeſetzen zu be— 
handeln. (Hfkzl. Deer. vom 28. Mai 
1810 3. 7292, n. ö. Rggs. Eirc. vom 
31. Mai 1810 3. 15796. Pol. ©. 
S. 25. Bd.) 

St:chviehhandel. Mit Gircular- 
Berordnung vom 31. Mai 1810 wurde 
befannt gemacht, daß Jedermann be- 
rechtiget ift, mit allen Gattungen des 
Stechviehes Handel zu treiben und 
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diefe Fleifchgattungen unter Beobad- 
tung der Polizei » Borfchriften frei zu 
geben. Diefe Freiheit wird auch auf 
das Recht ausgedehnt, Schwein 
fleifh zu räudern, Würfte zu 
verfertigen und Schweinfett zu 
fhmelzen, fo wie alle diefe Artikel 
freizuverfaufen. 

Jedermann wurde demnach hiezu 
vollkommen befugt, und bat ſich dabei 
blos der diesfalld vorgefchriebenen Po— 
lizeisBorföhriften und der Marft-Drd- 
nung zu fügen. (N. 5. Rggs. Eirc. v. 
17. Aug. 1810.) 


Stehviehhandel. Mit Circular- 
Verordnung der n. ö. Reg. vom 31. 
Mai 1810 3. 15796 wurde in Folge 
Hofkzl. Deer. vom 28. Mai 1810 3. 
7292 der Verkauf aller Gattungen des 
Jungen: oder Stechviches freigegeben, 
und mit Rggs. Vdg.v. 17. Aug. 1810 
auch Jedermann das Recht, Schwein: 
fleifch zu räuchern, Würfte zu verferti- 
gen und Schweinfett zu fchmelzen, fo 
wie alle diefe Artikel ſatzungsfrei zu 
verfaufen, eingeräumt. Dan findet da- 
ber nöthig, noch nachträglich befannt 
zu machen: 

1. Daß Jedermann frri fteht, zur 
Ausübung ded Verſchleißes fih den 
Standpunct, den er für fih am ange: 
meffeniten findet, felbft zu wählen, nur 
bat der Unternehmer, ehe er den Ver— 
kauf felbft anfängt, den gewählten 
Plak dem Magiftrate zur Prüfung, ob 
derfelbe auch aus Polizeirückſichten an- 
wendbar, und um auch das Marft- 
Auffihtsperfonale hievon benachrichti— 
gen zu können, ſchriftlich oder auch 
nur mündlich anzuzeigen. 

2. Daß jeder Händler und Verkäu— 
fer aller diefer Artikel das Fleiſch der 
Beſchau zu unterziehen habe und dafür 
verantwortlich ift, daß er nur gefun- 
des, gutes und genießbares Fleiſch ver- 
faufe, und 

Zaleiäty, Handb. d. Pol, Geſ. UL 
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3. Hat fih jeder Verkäufer wegen 
der Nichtigkeit des Maßes und Ger 
wichtes den geſetzlichen Borſchriften und 
eben fo, wenn er zur Betreibung feir 
ned Gewerbes einer Feuerſtelle bedarf, 
der beftehbenden Feuerordnung zu unter 
ziehen, und daher ohne vorläufige 
Beihan und eingeholte Bewilligung 
feine Feuerſtätte zu errichten. Um je— 
nen Stehviehhändlern, weldhe die dem 
freien Verkaufe überlaffenen Fleiſch— 
gattungen in Wien auszufchrotten wün— 
ſchen, jede thunliche Erleichterung zus 
zuwenden, wurde weiters befunnt ge 
macht, daß jeder Verkäufer des Stech— 
viehed oder der bereitd erwähnten 
Bleifhgattungen diefen Verkauf, wenn 
er nicht ein eigenes Gewölbe hiezu 
miethet, auf einem beweglichen Ver— 
faufaftande, der nach beendigtem Ber: 
faufe täglih binweggeräumt werden 
muß, zu betreiben habe. (Kundm. des 
Wiener Magiftrated® vom 13. Dctober 
1810.) 

Stechviehhandel. Durch die Frei: 
gebung des Verkehrs mit Stechvieh 
und dur die unbefchränkte Bewilli- 
gung des Räuchernd und Verfertigens 
der Würfte find auch die fogenannten 
italienifhen Würfte ein Gegen- 
ftand des ungebundenen allgemeinen 
Berfehres geworden. Es fann alfo we- 
der in Wien, noch auf dem Lande, wo 
eigene italienifhe Wurſtmacher be: 
fteben, diefen ein ausfchließender Vor- 
zug in der Berfertigung und in dem 
Handel diefer Artikel geftattet werden. 
Rur in Rüdfiht der Geſundheits-Po— 
lizei ift die Borficht zu beobachten, daß 
jede Partei, welche einen folden Han- 
del unternehmen will, dies der Dbrig- 
feit vorläufig amzuzeigen verhalten 
werde, damit diefe über die Befchaffen- 
heit der Waare, in Abſicht auf die Un- 
fhädlichkeit des Genuffes, wachen 
könne. (Rggs. Vdg. vom 28. Mär; 
1811.) 

16 
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Stechviehhandel. Das Aushanen 
und der Verkauf des Stechviches aller 
Gattung ift Jedermann unter Beobadh: 
tung der Polizei- und Markt-Vorſchrif— 
ten tarfrei geftattet. Doch darf das 
Stechvieh nur im gefunden und unver: 
dorbenem Zuftande verkauft werden. 
Zum Aushauen und Berfauf des nad 
Prag kommenden Stechviehes find be- 
ſtimmte Pläße angewiefen, fonft aber 
ift das Verkaufen des Fleiſches auf 
andern Pläken oder dad Hanfiren mit 
demfelben unter Gonfigcationeftrafe ver: 
boten. Uebrigend finden auch bei die 
fem Fleifchverfaufe die in Bezug auf 
den Vorlauf beſtehenden Borichriften 
ihre Anwendung. (Bda. des böhm. 
Bub. vom 1. Juli 1811. Krop. ©. 
©. 3. 1811.) 

— — Da der fleinweile Verkauf 
des Stechviehes und der Betrieb der 
Fleiſchſelcherei geſetzlich als freie Ber 
ſchäftigungen erklärt worden, ſo iſt 
nicht abzuſehen, zu welchem Zwecke auf 
dieſe Beſchäftigungen jetzt noch Befug— 
niſſe verliehen werden ſollen, da es ge— 
nügt, wenn jener, der Stechvieh aus— 
ſchrotten und geſelchtes Fleiſch ver 
kaufen will, ſich bei der Ortsobrigkeit 
wegen Anweiſung oder Genehmigung 
des Standortes meldet, und den Er— 
werbſteuerſchein erhebt und berichtiget. 
Ueber ein Geſuch um ein Befugniß auf 
eine ſolche Beſchäftigung iſt daher der 
Bittſteller zu belehren, daß er desſel— 
ben nicht bedarf. (Hoffzl. Vdg. vom 
6. März 1817.) 

— — Bekannt liederlibe Fleiſcher— 
gefellen und Vagabunden find vom 
Stechviehhandel ausgefchloffen. (Vdg. 
des böhm. Sub. vom 7. Mai 1825 
3. 64648 an die Stadth, u. den Pra- 
ger Magiftrat.) 

— — Im Grunde b. Handelemini- 
ſteriums-⸗Decretes vom 24. März 1. 2. 
3. 2281 wird der Handel mit Steh- 
vieh und Stechviehfleiſch fiir einen frei: 
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gegebenen Handelszweig erklärt. Zur 
Verhütung  gefundheitänadhtheiliger 
Folgen wird die Ausübung des reis 
verkaufs von Stechviehfleiſch, der nach— 
ſtehenden Beaufſichtigung unterzogen. 

a) In Städten, Marktorten und auf 
Märkten überhaupt darf Stechvieh—⸗ 
flifh nur auf befonderen dafür be 
ftimmten Standorten verkauft werden. 
Das Verkaufen von Haus zu Haus 
wird gänzlich unterfagt. 

b) Auf den Standorten follen die 
gebrachten Borräthe fanitätspolizeilic 
beauffichtigt werden. Im Vertretung 
eigener Sanitätd - Beamten ift die Bes 
auffichtigung durch ein anderes Fundiges 
und verläßlihes Auffichtsperfonal zu 
bewirken. Angehörige des Fleiſcher— 
gewerbes dürfen hiezu nicht verwendet 
werden, 

e) Außer dem Verfaufsplake im 
Berhandeln betretenes Fleiſch ift zu 
confisciren und zu Guten der Drtd- 
armencaffe zu veräußern. Wird foldes 
noch überdies als gefundheitsfhädlich 
befunden, fo verfällt der Verkäufer 
nad Perhältniß der Fleifhmenge in 
eine Geldftrafe bis 10 fl. C. M., oder 
in eine Arreſtſtrafe bis zu 5 Tagen. 
Größeres Verſchulden wird auch nad 
den allgemeinen Strafgefeken in ahn- 
den fein. Zum ordentlihen Verkaufé— 
platze gebrachtes, aber verdorbenes und 
fonft ale ſchädlich befundenes Fleiſch 
ift vertilgen zu laſſen. 

d) Gegen die bezüglihen Amtshand— 
lungen der die Sanitäts- und Marft- 
aufficht ausübenden Organe fann an 
den Magiftrats » Borftand, außer den 
Magiftratualorten an das zuftändige 
Bezirksamt, Berufung ergriffen wer— 
den. Diefe Inftanzen haben in jedem 
Kalle nur auf Grund eines Befundes 
des Orts- oder Bezirkéarztes zu ent: 
fheiden. In böherer und letzter In— 
ſtanz entfheidet das Diſtricts » Amt. 
(Kundm, dee Mil. u. Eiv. Gouv. in 
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Siebenb. v. 8. Juli 1851. 8. G. B. 
Nr. 166.) 

Stehviehhändler. Die Rggs. 
Vdg. vom 6. Auguft 1828 3. 42574 
(f. Fleiſcher), wegen Abftellung des 
Ausfhrottend des rohen Fleifches auf 
- offener Gaffe, leidet auf die Stech— 
viehhändler feine Anwendung. Der 
Magiftrat bat aber rücfichtli der 
Stände der Stehviehhändler dahin zu 
wirken, daß diefe Stände nur an fol- 
den Drten aufgeftellt werden, wo fie 
die Paſſage nicht beirren, und der Ber- 
fauf bei felben auf die gefeglichen 
Stunden bie 9 und 10 Uhr Bormit- 
tags befhränft bleibe; ferner ift den 
Stechviehhändlern auch noch zur Pflicht 
zu machen, das Stechvieh ſchon in 
Bierteln getheilt zum Verkaufe zu brin« 
gen und nicht erft bei dem Stande das 
ganze Thier zu zerlegen. (Bdg. dern, 
ö. Reg. v. 18. Dct. 1828 3. 58328. 
Provinzial-Gef. Sam. 10. Band Nr. 
247. 


— — deren Wagen u. Gewichte 
betreffend, f. Fleiſcher. 

Stechviehſtände, ſ. Stände. 

Steckbriefe. Erlaſſung ge 
drudter Steckbriefe durch poli— 
tiſche Obrigkeiten. Ueber die 
Steckbriefe und Perſonsbeſchreibungen, 
welche von politiſchen Obrigkeiten er— 
laſſen werden, und über ihre Wirkun— 
gen überhaupt wurde durch Juſtiz— 
Hofdecret vom 10. Juli 1829 Folgen— 
des feitgefegt: 

1. Stedbriefe gegen eines Verbre— 
hend befhuldigte Perſonen find in der 
Regel von dem Griminalgerihte aus: 
zufertigen. Nur in befonders dringen- 
den Fallen kann die politifche Obrig- 
feit ftatt des Criminalgerichtes felbft 
Steckbriefe erlaffen. In Nüdficht der 
Perfonsbefhreibung, melde blos wer 
gen Verdachtes einer ſchweren Bolizei- 
Uebertretung ausgefertigt werden, fin- 
det der oberfte Gerichtshof Feine Ver— 


243 


Stechbrieſe. 


anlaffung zu neuen geſetzlichen Vor— 
Schriften. 

2. Ein von politifher Behörde ge 
gen einen Berbrecher erlaffener Sted- 
brief begründet die Gerichtsbarkeit des. 
jenigen Griminalgerihtes, in deffen 
Bezirke ſich diefe politifhe Behörde bes 
findet, 

3. In Anfehung der Form der Steck⸗ 
briefe und Perfonsbefhreibungen ift 
nötbigenfalld auf Zurechtweiſung der 
einzelnen Behörden, die darin fehlen, 
anzutragen. (N. 5. Rage. Vdg. vom 
11. Aug. 1829 3. 24824, n. 6. Prov. 
®. ©. 11. Thl. Nr. 207.) 

Stedbriefe. Da bisher rücficht- 
li der Drudlegung und Verbreitung 
der von den Gerichtsbehörden oder 
Stantsanmwaltfhaften ausgefertigten 
Stedbriefe, Perfong » Befchreibungen, 
Beihreibungen entwendeter Gegen- 
fände u. dgl., nicht in allen Kronlän— 
dern in gleiher Weife vorgegangen 
wurde, fo wird zufolge der im Einver- 
nehmen mit dem k. k. Juftigminifterium 
erlaffenen Anordnung des k. k. Mini- 
fteriumsd des Innern vom 4. Jänner 
d. 3. 3. 28323, und nach vorläufiger 
Rückſprache mit dem k. k. n. ö. Ober: 
Iandesgerichte und dem k. f. General» 
Procurator, diesfalld für dad Kronland 
Defterreih unter der Enns Folgendes 
beftimmt: 

1. Die von den Gerihtöbehörden 
oder Staatsanwaltichaften ausgefertig- 
ten Stedbriefe, Perfonsbefhreibungen, 
Beichreibungen entwendeter Gegen 
ftände u. dgl. find in der Regel zum 
Behufe der Drudlegung und weiteren 
Verbreitung der f. f, Stadthauptmann: 
haft in Wien mitzuteilen. 

2. In diefem Falle werden die Ko— 
ſten der Drudlegung und Berbreitung 
ald Auslagen der Polizeiverwaltung 
betrachtet, und von der k. k. Stadt» 
bauptmannfchaft zur Liquidirung und 
Vergütung gebracht. 

16° 
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3. In dringenden Fällen bleibt es 
jedoch den Gerichtsbehörden u. Staats— 
anwaltſchaften freigeſtellt, die Druckle— 
gung ſolcher Steckbriefe oder Beſchrei— 
bungen unmittelbar ſelbſt zu veran— 
laſſen und für deren ſchleunigſte Ver— 
breitung an diejenigen Gerichts, und 
Polizeibehörden, welche beſonders in 
der Lage find, zur Erforſchung oder 
Verfolgung der Uebelthäter oder zur 
Auffindung der entwendeten Gegen: 
fände mitzuwirken, Sorge zu tragen. 

4. Die hierdurd in folden Fallen 
veranlaßten Koften find aus den für 
die Juftigverwaltung beftimmten Gel- 
dern zu beftreiten, die ausgefertigten 
Stedbriefe oder Befchreibungen aber 
ebenfalls der f. & Stadthauptmann- 
(haft in Wien zur weiteren Berbrei« 
tung mitzutheilen. 

5. Die Gerihtsbehörde oder Staate- 
anwaltfchaft wird daher in den Fällen, 
in welchen fie ausnahmsweiſe die Druck: 
fegung felbft veranlaft, die Auflage 
nicht auf den Bedarf zu der nach dem 
ad 3 Gefagten von ihr nöthig erachte— 
ten fogleihen Vertheilung zu befchrän- 
fen, jondern die Stärfe der Auflage 
fo zu bemeſſen haben, daß fie auch zur 
allgemeinen, von der Wiener Stadt- 
hauptmannfchaft einzuleitenden Bers 
breitung genügt; weshalb zur Vermei— 
dung einer doppelten Betheilung den 
Gremplaren, welde der Stadthaupt: 
mannſchaft zum Behufe diefer allge 
meinen Verbreitung übermittelt wer: 
den, immer ein Berzeichnig jener Or: 
gane beizugeben ift, welche von der Bes 
börde, die den Drud veranlaßte, ber 
reits betheilt worden find. 

6. Die Zufendung diefer Verlaut: 
barungen durch die Stadthbauptmanns 
Thaft an die Behörden in Wien ges 
fchiebt im kurzen Wege, von den übri- 
gen Behörden aber unter Convert mits 
telft der Poſt. 

7. Die Zufendung der Steddriefe 
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und Beichreibungen an die Gemeinde- 
vorficher hat im Wege der k. f. Be- 
zirfsbauptmannfchaften zu geſchehen, 
welche die Weiterbeförderung mit aller 
Genauigkeit und Schnelligkeit zu be- 
wirken, und über die ſteckbrieflich Ver— 
folgten ein alphabetifhes Verzeichniß 
zu führen haben. Zu diefem Behufe 
wird die Stadthauptmannfhaft jeder 
Bezirkshauptmannſchaft die erforder. 
liche Anzahl von Eremplaren übermit- 
teln. 

8. Die Betheilung der Gerichte und 
Staatsanwaltſchaften erfolgt unmittel— 
bar durch die Stadthauptmannſchaft. 

9. Die Vertheilung der Steckbriefe 
und Beſchreibungen an die einzelnen 
Genéd'armerie-Poſten wird dem k.k. 
Gensd'armerie-Regiments-Commando 
überlaſſen, welchem der Bedarf an 
Exemplaren von der ka k. Stadthaupt: 
maunſchaft zu übergeben iſt. 

11. Die der kak. Stadthauptmann— 
[Haft aus anderen Kronländern zur 
Kundmachung zufommenden Stedbriefe 
und Befchreibungen find in ähnlicher 
MWeife zu behandeln. (Erlaß der n. ö. 
Statth. v. 26. Febr. 1851 3. 5278. 
2. G. B. Nr. 63.) Aehnliche Anord- 
nungen wurden auch in den übrigen 
Kronländern erlaffen; in Steiermark 
mit Erl, der Sth. vom 24. Juli 1850 
und vom 10. März 1851. 8.8.2. 
Nr 242 u. 90 für Ob. Defterr. mit 
Erl. der Sth. vom 3. Sept. 1851 3. 
10027. Landes » Gefeh - Blatt Nr. 
366.) 

Stege und Brüdel über Waffer 
und Gräben, wenn fie ſchadhaft und 
verfault und die Geländer ausgebro— 
hen find, müffen unverzüglich herge— 
ftellt werden, f. Geländer. 

Stein, ſ. Donaubrüde. 

— — wegen Landung der Schiffe 
dafelbft, f. Donanfchifffahrt. (Vdg. 
vom 12. Sept. 1844.) 

Steinbrüche an den Ufern der 
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Donau, |. Donanftrom = Polizei: 
Borfchrift S. 20. 

Steindrnder = Befugniffe. Be 
fimmung der Orte, für welche jolde 
verliehen werden dürfen, ſ. Buchdrn: 
der-Befugniffe. 

Steindruderei. Die Bewilligung 
zu neu zu verleihenden Steindrucke— 
reien tft nur gegen folgende Bedinguns 
gen zu eriheilen: daß den damit Be- 
theilten zur Pflicht gemacht werde, für 
jeden Unfug, der durch ihre Leute ge: 
trieben wird, felbft zu haften ; jedes 
Individuum, welches ſich dabei ver: 
wenden will, mit genauer Bezeichnung 
der Art der Berwendung der Polizei- 
Behörde vorläufig namhaft zu ma- 
hen; auf die Handlungen ihrer Leute 
auch außer den Werkftätten genaue 
Dbfiht zu tragen; bei dem mindeften 
Verdachte, daß eine folche Perſon außer 
den Werkftätten fih mit Steinarbeiten 
befaffe, was durchaus ftrenge unter 
fagt bleiben muß, die Bolizei hierauf 
aufmerkffam zu machen, endlid auch 
der Polizei jedes Individuum, welches 
aus der Arbeit austritt, immer na— 
mentlich mit Beifügung der Beranlaf: 
fung des Austrittes und der fonftigen 
Umftände anzuzeigen. Alle diefe Ber: 
bindlichkeiten haben fih übrigens nicht 
nur auf die neu zu verleihenden, fon« 
dern auch auf fümmtliche bereits befte- 
bende Steindrucdereien zu erftreden 
und find daher den Inhabern derfelben 
unverzüglich befannt zu machen. (M. ö. 
Rogge. Vdg. vom 10. Dec. 1816. Kp. 
Gef. Franz. 37. Band Seite 403 und 
404.) 

— — SnHinfigtanfdießer 
leibung und Ausübung der 
Steindruderei wurde feſtge— 
ſetzt: 

1. Die Ausübung der Steindru— 
derei, fowie der Bapierograpbie, 
ift nur demjenigen geftattet, der ein 
Befugniß hiezu erhalten hat. 
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2. Die Berleihung eines folden Be- 
fugniffes im erfter Inſtanz fteht der 
Landesftelle im Einverftändniffe mit 
der Polizei- und Genfurbehörde zu. 

3. In Recurs-Fällen entfcheidet die 
Gommerz » Hofcommiffion im Einver- 
nehmen mit der Polizei und Cenſur— 
Hofftelle. 

4. Die Einrihtung einer Steindru- 
ckerei wird ausſchließig nur in Haupt: 
und Provinzial» Städten, wo eigene 
landesfürftlihe PBolizeibehörden befte- 
hen, geftattet *). 

5. Wer ein Befugniß anfucht, muß 
feine Geſchicklichkeit darthun, zugleich 
ein Mann von erkannter Rechtlichkeit, 
auch bemittelt und anfäffig fein. 

6. Diejenigen, welche ſolche Befug— 
niſſe erhalten, haben ſich nicht nur den 
Cenſur-Vorſchriften auf das Genaueſte 
zu unterziehen, ſondern es wird ihnen 
auch zur Pflicht gemacht, für jeden 
Unfug, der durch ihre Leute getrieben 
wird, ſelbſt zu haften, jedes Indivi— 
duum, welches ſie dabei verwenden 
wollen, mit genauer Bezeichnung der 
Art feiner Verwendung der Polizei— 
behörde vorläufig namhaft zu maden, 
auf die Handlungen ihrer Leute aud 
außer den Werkftätten genaue Obſicht 
zu tragen, bei dem mindeften Berdadhte, 
daß eine folde Perſon außer den Werk— 
ftätten fih mit Steindruderarbeiten 
befaffe, was durchaus firenge verboten 
ift, die Polizei hierauf aufmerkſam zu 
machen; endlich auch der Polizei jedes 
Individuum, weldhes aus der Arbeit 
austritt, immer namentlich mit Beifü- 
gung der Veranlaffung des Austrittes 
und der fonft dabei obwaltenden Um— 
ftände anzuzeigen. 

7. Es verfteht fih von felbft, daß 
die Webertreter nah dem Geſeßbuche 


*) Diefe Anordnung wurde modificirt, I. 
Buchdruder:Befugnifle. (Dog. vom Id, 
Juni 1550.) 
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über Verbrechen, oder nach dem Geſetz⸗ 
buche über ſchwere Polizei-Uebertretun— 
gen zu beſtrafen ſind. 

8. Dieſe Normen haben in Zukunſt 
bei Verleihungen zur Richtſchnur zu 
dienen, und hinſichtlich der zu beob— 
achtenden Verbindlichkeiten erſtrecken ſie 
ſich auch auf die bereits beſtehenden 
Steindruckereien. (Commerz-Hofcomm. 
Decret vom 12. Mai 1818 3. 6386, 
an ſämmtl. Länderft. Eirc. der n. 6. 
Reg. vom 20. Mai 1818 3. 20815, 
des fir. Gubern. vom 30. Mai 1818 
3. 13635. Kundgem. ferner in Ober- 
Defterreih am 20., in Steiermark am 
27., in Mähren am 29., in Galizien 
am 30. Mai, im Küftenlande am 1., 
in Jlyrien am 2., in Böhmen am 5. 
Juni 1818. Pol. ©. ©. Jahr 1818. 
Nr. 47.) 

Steindruderei. Die rückſichtlich 
des Kupferftihes beftchenden Anord— 
nungen gelten auch bei der Steindrus 
ckerei. (Hffzl. Decr. vom 14. Auguft 
1823, n. 6. Rggs. Decr. v. 3. Sept. 
1823.) 

— — Mit allerhöchfter Entſchlie— 
Bung vom 28. Augufl 1838 wurde 
der Landesftelle, obne die Normal: 
Verordnung vom 12. Mai 1818 auf- 
zubeben, geftattet, ſolchen Buchdruckern, 
welche als ſehr folide Gewerbsleute 
bekannt find, nach vorläufiger Einver- 
nehmung der Polizei-Behörde und ge: 
nauer Beebachtung der in der eben ers 
wähnten Normal » Vorfchrift enthalte 
nen Polizei » Borfhriften, ausnahme: 
weife auch in Kreisftädten oder Dele— 
gationd » Städten das Befugnig zur 
Steindruderei dann zu ertheilen, wenn 
wirflih Gründe dafür vorhanden find 
und feine anderweitigen Bedenken ent« 
gegentreten, dag jedoch in einem ſolchen 
Falle die Kreisbehörde in jenen Drten, 
in welcden feine organifirte Polizei— 
Behörde beftcht, immer zur genauen 
und firengen Handhabung aller dies 
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fälligen Polizei» Borfhriften ausdrüd- 
lich anzumweifen fei. (Hflmr. Deer. vom 
12. Sept. 1838 3. 37512, an fämmıl. 
Länderft. Bdg. der n. ö. Reg. vom 
24. Sept. 1838 3. 53940. Bol. ©. 
©. 66. Bd. Nr. 121.) 

Steindruderei. Die rüdfihtlid 
der lithographiſchen Anftalten beftehen- 
den gefeglihen Vorſchriften, nämlich 
dad Emz. Hofem. Deer. vom 12. Mai 
1818, das Hflzl. Dect. v. 12. Sept. 
1819 u. die Rggs. Vdg. v. 16. Dec. 
1829 (f. Prefien) wurden den f. k. 
PBolizei-Bezirks-Directionen in Erinnes 
rung gebracht und. diefelben im Sinne 
diefer Normalien angewiefen, ein Der 
zeichniß aller in ihrem Bezirke befind- 
lihen Gewerbsleute, welche zur Hal— 
tung von Steindruderpreffen berech— 
tigt find, zu verfaffen, in dasſelbe 
auch die dabei verwendeten Arbeiten 
aufzunehmen ; ferner allen befugten 
Steindrucdern die auf fie bezüglichen 
Daten aus den vorangeführten Verord— 
nungen befannt zu geben, ſie zu deren 
genauer Befolgung für die Zukunft 
anzumeifen, umd fie de&halb genau zu 
überwachen. Diefe Berzeichniffe find 
rückſichtlich der ſich ergebenden Verän— 
derungen in fortwährender genauer 
Evidenz zu halten, und inſofern ein 
befugter Steindrucker in einen anderen 
Bezirk überſiedelt, ſo iſt dieſes der be— 
treffenden Bezirks-Direction jedesmal 
befannt zu geben. (Circ. der k. k. Pol. 
Ob. Dir. vom 18. Juni 1839 3. 
6603/914.) 

— — dürfen mur die auf eigene 
Rechnung aufgelegten Werke in einem 
öffentlihen Gewölbe verkaufen, fiehe 
Mufifalien. 

— — f. Druckpreſſen, Kupfer: 
ftecher, Steindrudpreffen. 
Privilegien. 

Steindrndpreffen. Es ift für die 
Zukunft unterfagt, Steindrucpreffen 
oder Kupferdrudpreffen zu halten, ohne 
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biezu befonders befugt zu fein. Der 
Uebertreter unterliegt der Strafe nad 
dem St. ©. (A. h. Entſchl. v. 7. Aug. 
1819. Hofkzl. Decr. vom 12. Sept. 
1819 3. 29390, an ſämmtl. Länderft., 
n. 6. Rggs. Circ. vom 5. 3. 37436. 
Vdg. der ob d. ennf. Reg. v. 8. 3. 
19097, des fteierm. Gub. vom 13. 
3. 22999, des tirol. Gub. vom 14., 
des mähr. vom 15. 3. 26464, des 
böhm. Bub. vom 16. 3. 46037, des 
galiz. Gub. vom 22. Det. 1819 3. 
51254. Bol. ©. ©. 3. 1819, f. Kus 
pferftecher. 

Steindrudpreffen. Laut Hofkzl. 
Deecr. vom 13. 1. M. 3. 38476 haben 
Se. Majeftät in Anfehung der Frage, ob 
die Berfertigung und der Berfauf der 
Steindruderpreffen durh eine gefeß: 
lihe Berfügung zu beichränfen wäre, 
mit a. h. Entſchließung vom 5. I. M. 
zu beftinmen geruht, daß diefer Ge- 
genftand auf fih zu beruhen babe. 
(Deer. der k. k. n. ö. Reg. v. 31. Dec. 
1840 3. 75630.) 

— — ſ. Kupferfteder. 

Steinkohlen-Bergbau wird den 
Jsraeliten geftattet, f. Suden. 

Steinmegmeifter. Das Mittel der 
bürgl. Steinmeß- und Baumeifter in 
Wien hat das Anfuchen gemacht, daß 
zur Hintanhaltung der Störerei von 
Seite der Maurer und Steinmeßgejel« 
len ein jeder derjelben, welcher irgendwo 
in einer Arbeit ohne ein gedruckles 
Arbeitözeugniß betreten wird, ſogleich 
von der Arbeit abgewiefen, auch fein 
und feines Arbeitgebers Name vorge: 
merkt und dem Borfteher des Mittels 
angezeigt werden möchte, wofür dem 
Anzeiger ein Honorar verabreicht wer- 
den wird, Nachdem fidh dieſes Anſu— 
hen auf frühere Anordnungen des hie: 
figen Stadtmagiftrated gründet, melde 
von der k. 8. Stadthauptmannfhaft 
und der k. k. n. ö. Landesregierung 
beftätigt worden find; fo wurden die 
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k. k. Bolizei: Bezirks » Directionen an— 
gewicfen, die nöthigen Borfehrungen 
zu treffen, damit dem Geſuche entjpros 
hen werde, (Pol. Ob. Dir. Eirc. vom 
13. März 1821.) 

Steinmegmeifter, dem Mittel der 
bürgl. Steinmegmeifter ift zur Anhal— 
tung der Gewerbftörer Affiftenz zu ge- 
ben, ſ. Affiftenzen. 

Steinöl darf an Kutfcher, Fiafer 
und Fuhrknechte ohne Vorweiſung 
eines Zeugniſſes ihrer Dienſtherrn nicht 
verabfolgt werden. (Rggs. Dect. v. 23. 
Juni 1798. Ferros S. Vdg. 2. Thl. 
©. 13.) 

Stellfuhren. Um den von der f, 
Polizei » Ober - Direction angezeigten 
Unfügen, welche durch die vom Lande 
fommenden, theild mit obrigfeitlichen 
Licenzen, theils ohne ſolche verfehenen 
Fuhrparteien in Wien zum Nachtheile 
der hieſigen Stadtlehenkutſcher und 
Fiaker Platz greifen, und den Unter 
ſchleiſen, die dabei eintreten, vorzu— 
beugen, find folgende Beitimmungen, 
die bei fünftiger Ertbeilung der Licen— 
zen zu Stellfuhren vom flachen Laude 
nad Wien und zurücd genau zu beob» 
achten find, feftgejeßt: 

1. Jede Ortsobrigfeit hat das 
Recht, Licenzen zu Stellfuhren zu ver: 
leihen, jedoch müſſen diefe von dem 
Kreisamte vidirt werden, und von 
legteren iſt über jede ſolche Licenzer— 
theilung die Anzeige an die Regierung 
zu machen. 

2. Jeder, der eine Licenz erhält, iſt 
dadurd wur zur Haltung eines Wa: 
gend berechtiget, und falls er einen 
zweiten u. ſ. w. halten wollte, hätte ex 
fi um eine neue Licenz zu bewerben. 

3. Der zur Stellfuhr beftimmte Was 
gen kann zwar ein Leiterwagen, foge: 
nannter Steierwagen fein, muß aber 
mit ordentlihen Eigen und mit einer 
Bedahung verfehen werden. 

4. Dürfen ſolche Stellfuhren nun 
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auf derjenigen Straße, die unmittelbar 
von dem Drte ihres Befugniffes nad 
Wien zurücführt, fahren, ohne Neben- 
wege einzufchlagen. 

5. Müffen fie an dem in der Licenz 
beſtimmt auszudrückenden Tage der 
Woche, fie mögen Beftellungen haben 
oder nicht, eintreffen, und ſpäteſtens 
den andern Tag zurüdfahren, auch 
dürfen fie während ihres Aufenthaltes 
in Bien fein Fuhrwerk anderswohin 
annehmen. 

6. Müffen fie fi des Stappelns, 
d. i. des Aufhaltens auf der Straße 
und Anfprehens der Parteien enthal- 
ten und an einem beftimmt anzugeben- 
den Orte, es mag ein Wirthhaus oder 
Privathaus fein, der in der Licenz aud- 
zudrücken ift, und nirgends anderdwo 
einfehren, wo fie auch die Fahrluſti— 
gen abzufegen und aufzunehmen haben. 

7. Müffen fie fi genau nah dem 
Poft- und Zoll-Patente benehmen. 

8. Müffen fie eben fo wie andere 
Unternehmungen fi der Erwerbfteuer 
unterzieben. 

9. Haben fie fih wie bisher alle 
übrigen Stellfuhren, für jede Licenz 
zu einer jährlih auszumittelnden Leis 
tung zu Handen des Lohnwagenamtes 
für den Wiener großen Armenfond zu 
erklären. 

10. Derjenige, der fih nicht an 
diefe Ordnung hält, welche mit Aus— 
nahme des erften Punctes in jeder Li- 
cenz einzufchalten ift, würde von Wien 
abgefhafft, mit einer Geldftrafe belegt 
und im wiederholten Betretungsfalle 
feiner Licenz ohne Weitern verluftig 
werden. (N. ö. Rggs. Big. v. 19. Fe 
bruar 1819. Circ. des k. f. Kreisamtes 
V. U. M. B. vom 1. März 1819. 3. 
2099/10.) 

Stellfuhren. Die Regierungs-Per: 
ordnung v. 19. Febr. 1819, wodurch 
die näheren Beftimmungen hinfichtlich 
der Stellfuhren feftgefegt wurden, ber 
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zieht ſich blos, wie ſchon aus dem $. 4 
erfihtlih ift, auf Fuhren nah Wien 
und zurüd, keineswegs aber auf den 
Fall, wo Pferde haltende Barteien auf 
dem flachen Lande von einem Orte 
auf dem andern auf den Poſtſtra— 
ben eine folde Stellfuhr errichten 
wollten, indem jene Regierungs-Vdg. 
blos mit Rüdficht aufdas größere Publi- 
cum in Wien erlaffen wurde, und um 
fo weniger auf das flahe Land paßt, 
als die Hoflammer » Verordnung vom 
17. Februar 1803 ausdrücklich erin- 
nert, daß Befugniffe auf Stellfuhren 
befonderd auf Poſtſtraßen nicht jo 
leicht ertheilt werden jollen. Ueberdies 
würde fonft durch ſolche Stellfuhren 
eine förmliche Ablöfung der Fuhrwerke 
auf der Poſtſtraße organifirt werden, 
welche offenbar zum Nachtheile des 
PVoftgefälles gereihen würde, folglich 
nicht geduldet werden fann. (Rage. 
Vdg. vom 31. März 1820. Barth. 9. 
u. ©. Gef. 7. Bd. ©. 474 u. 475.) 
Stellfuhren. Die Regierung gab 
unterm 14. Febr. 1821 zu erkennen, 
daß jedem Stadtlehenkutſcher, jobald 
er die Anzahl von Pferden, die Gat- 
tung der Wägen, und den Bezirk von 
4 Meilen nicht überfchreitet, welche in 
der ihm von der Bol. Db. Dir. ver- 
liehenen Licenz enthalten find, nicht 
verwehrt werden fönne: periodifdh von 
Mien innerhalb 4 Meilen umzufahren. 
Infofern liegt diefe Bewilligung ſchon 
in der Licenz felbft, jedes dagegen ge 
machte Hindernig würde fein Erwerbs— 
echt beeinträchtigen. Allein dadurch 
bat der Stadtlehenkutſcher noch Fein 
förmliches Stellfuhr-Befugniß, welches 
eine bleibende Organiſirung eines Fuhr— 
werks von Wien an einen beftimmten 
Drt vorausfeßt. Als Stellfuhrmann 
ift ihm dann nicht nur geftattet, mit 
förmlihen Kalefhen und Kutſchen, 
fondern auch mit einem Leiterwagen 
oder fogenannten Steitermageu mit 


Stellfuhren. 


ordentlihen Siken und mit Bedahung 
zu fahren, was er ald Stadt-Rehenkut- 
her keineswegs thun darf. Dann ift 
der Stellfuhrmann gehalten, die einmal 
mit dem Bublicum eingegangenen Vers 
bindlichkeiten täglih auch dann zu er- 
füllen, wenn er auch feine Befiellungen 
bat, während der Stadt » Kehenkutjcher 
diefe Verbindlichkeit nicht. hat; denn 
wenn er ſich aud ankündigt, täglich 
von Wien mwegfahren zu wollen, jo 
folgt noch nicht daraus, daß er fahren 
müffe, wenn er feine Beitellungen hat. 
Darin liegt der wefentliche Unterfchied 
zwifchen dem Rechte der Stadt» Lehen- 
kutſcher, auf Speculation bis 4 Meilen 
um Wien zu fahren, und einem Gtell- 
fuhrwerte. (Rggs. Beſcheid vom 30. 
März 1821.) 

Stellfuhren. Die Regierung hat 
in der Weijung v. 19. Febr. 1819 an- 
erkannt, daß den Drtsobrigkeiten das 
Recht zur Ertheilung von Kicenzen auf 
Stellfuhren zuftehe, und hiebei nur an« 
geordnet, daß diefe Verleihungen dem 
Kreisamte zur Bidirung vorgelegt wer- 
den follen, weldhes dann die Regierung 
von der entjtandenen neuen Stellfuhr 
in Kenntniß zu jeßen hat, ohne dap 
dieje Verleihung von einer vorläufigen 
Betätigung der Regierung abhängig 
gemacht worden wäre. Die Anzeige, 
weldye über die von den Orts-Obrig— 
feiten bewilligten Stellfuhren an die 
Regierung erftattet wird, fann daher 
nur dazu dienen, damit die Regierung 
von den beftebenden Stellfuhren in 
fteter Kenntniß bleibe, und fie für die— 
jelben den Beitrag zum Lohnmwagenge: 
fäll, wenn fie demfelben gefeglih unter- 
liegen, bejtimme, auf feinen Fall kann 
diefe Anzeige berechtigen, die Entſchei— 
dung der Ortsobrigkeit, wenn diefe 
nicht für fich gefeßwidrig war, aufzuhe— 
ben, ohne daß dagegen von irgend einer 
Seite ein Recurs ergriffen wurde. (Hfkzl. 
Dect. v. 29. März 1821.) 
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Stellfuhren. Da fih die Stell 
fuhren fo jehr vermehrt haben, dap des 
ren Nummerirung in Bolizeirüdfichten 
nothwendig wurde, und da diefe nähere 
Bezeichnung derfelben auch das zwed- 
dienliche Mittel darbietet, die Inhaber 
ſolcher Stellfuhren-Licenzen in den ib- 
nen zugewiefenen gefeßlichen Schranken 
zu erhalten, jo fand die Regierung 
nahträglich zu der Verordnung v. 19. 
Febr. 1819 zu verfügen, daß fowohl 
die dermal beftehenden Stellfuhrwägen, 
als diejenigen, die fünftig werden er- 
richtet werden, immer nebſt der Auf- 
fhrift des Namens von dem Inhaber 
des Ortes, woher fie fommen, auch in 
dem Falle, wenn in einem Orte meh— 
rere dergleichen Wägen flünden, mit 
einer fortlaufenden Nummer bezeichnet 
werden müſſen, wobei es fi) von felbft 
verfteht, daß dieſe Nummerirung nad 
der Zahl der ertheilten Licenzen Statt 
haben müſſe, ohne Rüdfiht, ob die 
Wägen einem und dem nämlihen Eis 
genthümer zugehören. (N. ö. Rggs. 
Decr. v. 25. Juli 1823. Barth. Erg. 
Bd. ©. 307.) 

— — Die Einziehung der Stell: 
fuhr-Befugniffe findet nicht Statt, ſou— 
dern es ift fich bei Verleihung derſel— 
ben lediglich nad den beftehenden Ge— 
werbövorfchriften zu richten, auf deren 
genaue Beobachtung, fowie auf jene der 
polizeilihen Berfügungen jtrenge zu 
halten ift. Auch find die Stellfuhren- 
Inhaber in polizeiliher Beziehung ſorg— 
fältig zu überwachen, und nah Map 
der Ausdehnung ihres Gewerbes zu 
befteuern. (A. b. Entfchl. v. 25. Jän. 
1828. Hftzl. Dect. v. 28. 1828 Zahl 
2294, an ſämmtl. Länderft. mit Aus— 
nahme von Mailand, Benedig u. Zara, 
Pol. ©. ©. 56. Bd. Nr. 7. Vdg. der 
n. ö, Reg. vom 114. Febr. 1828 Zahl 
7709. R. 6. Prov. ©. ©. BP. 10, 
Nr. 23.) 

— — Bon nun an find alle jene, 
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welche Licenzen zu Stellfuhrwerten von 
Wien oder nah Wien und zurüd er- 
halten, ohne Rückſicht, ob die Hin- und 
Zurückfahrt an einem und demfelben 
Tage geſchieht oder nicht, fowie aud 
diejenigen, welche bereits ſolche Licenzen 
befigen, gleich wie alle übrigen Stell 
fuhrensInbaber in Anſehung der Ent- 
richtung der Rohnwagenamts-Gebühren 
nah Maßgabe des Rggs. Circ. v. 19, 
Sept. 1821 (fiehe Lohnmwagenamts: 
gefäll) zu behandeln, und es ift fünftig 
ftets das Gutachten an die Kandesftelle 
zu erftatten, in welche der drei Glaffen 
ein Stellfuhr- Inhaber für jeden Gejell- 
ſchaftswagen entweder mit 8, 6 oder 4 fl. 
jährliher Abgabe zum Großarmenhaus: 
fonde einzureihen fei. (Bdg. dern. ö. 
Reg. vom 20. Dct. 18283. 43062. 
N. 6. Prov. G.S. Bd. 10. Nr. 249.) 

Stellfuhren. Das Kreisamt hat die 
Abftelung des Gebrauches von aufrecht 
ftehenden Nägeln zur Berficherung der 
Stellmägen gegen das heimliche Auf: 
eigen rückwäͤrts den Stellfuhr-Inha— 
bern zur Pflicht zu machen, übrigens 
denfeiben die Art der Verſicherung ger 
gen das muthwillige Aufklettern inner: 
halb den Grenzen einer unfchädlichen 
Zwedmäßigkeit freizuftellen, und daß 
diefes beobachtet werde, gehörig zu 
überwachen. (Bdg. der n. ö. Neg. vom 
16. Sept. 1827 3. 51004. N. ö. 
Pıov. G. ©. Br. 9. Nr. 254.) 

— — Schon feit längerer Zeit hat 
das k. k. Lohnwagenamt wahrgenom: 
men, daß die Eigenthümer der Stell— 
wagen ſich erlauben, das kak. Lohnwa— 
genamts-Gefäll dadurch zu beeinträch— 
tigen, daß fie mehr Wägen führen, als 
fie vermöge der ihnen ertheilten Licen— 
zen berechtigt find. Diefe Licenz-Ueber— 
jchreitungen treten dadurd ein, daß fie 
entweder nicht nummerirte Wägen, 
oder mehrere Wägen auf eine umd 
diefelbe Nummer, oder foge- 
nannte Reſerve-Wägen, oder foldhe 
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Wägen gebrauchen, welche zwar mit der 
Auffhrift des Orts woher fie fommen, 
und mit der Nummer verjehen find, je: 
doch in der Urt, daß diefe Bezeichnung 
berabgenommen werden und daber 
nach Belieben von einem Wagen auf 
den amdern angebracht werden Fanı. 
Um nun die Bevortheilungen des er- 
wähnten Gefälles für die Zukunft wirk- 
famer zu -befeitigen, findet fi die Res 
gierung beſtimmt, Nachfolgendes an- 
juordnien: 

a) Alle nach Wien kommenden und 
von hier abgehenden Stellwäagen find 
von dem f. k. Lohnwagenamte 
mit dem Drte woher fie fommen, mit 
dem Tauf- und Zunamen des 
Eigenthümers und mit der fort: 
laufenden Nummer, der jedem 
Einzelnen bewilligten Anzahl von Li— 
cenzen zu bezeichnen; 

b) dieſe Bezeihnung wird auf beiden 
Seiten des Wagens, die der Nummer 
aber aud) rückwaͤrts desselben angebracht 
werden; 

ce) um diefe vornehmen zu können, 
haben alle Stellfuhren » Beier ihre 
Stellwagen, und zwar: die bereits 
beftebenden nad vorher von ihnen 
jelbft veranftalteter Löfchung der bie- 
berigen Auffchriften und Nummern, dem 
£. £. Lohnwagenamte vorzuführen, wel« 
ches die vorgefchriebene Bezeihnung 
täglih mit Ausnahme der Sonn: und 
Feiertage zu den gewöhnlichen Amts— 
ftunden ven 8 Uhr früh bis 2 Uhr 
Nachmittags, auf dem Ballplape 
nächſt dem Negierungs » Gebäude vor« 
nehmen wird; 

d) diejenigen Stellmagen-Eigenthü- 
mer, Die zeifelartige oder jogenannte 
Plahen » Wagen führen, haben diefe 
Wagen an beiden Seiten und rück— 
wärts mit fchwarz angeftrichenen Tas 
feln von Eifenbleh oder Holz zu ver— 
feben, damit darauf die Aufſchriften 
und Nummern gemacht werden fünnen; 
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e) für die Anbringung der Auf— 
ſchriften und Nummern hat jeder Stell⸗ 
wagen-Inhaber für jeden Wagen im 
Banzen den Betrag von 30 fr. E.M. 
an die Lohnwagenamts-Uebergeber ger 
gen Empfangfchein zu erfolgen; 

f) der Zeitpunct, bis zu welchem alle 
bereitö bejtebenden Stellmagen mit der 
angeordneten Bezeichnung verfehen fein 
müffen, wird bis Ende Mai 1831 
feftgefeßt, nach Verlaufe diefer Frift 
wird für jeden im Gebrauche betretenen 
Stellmagen, der nicht von dem, f. 
Zohnmwagenamte mit den anbefohlenen 
Auffhriften und Nummern bezeichnet 
ift, die gefeßliche Strafe unnadficht- 
lich eingehoben werden ; 

g) diejenigen, welche von nun an 
Stellfuhr-Licenzen erhalten, haben der 
gegenwärtigen Verfügung, noch bevor 
fie ihre Licenz ausüben, nachzukommen, 
widrigenfalls fie gleichfalls zum Erlage 
der gejeßmäßigen Strafe werden ver: 
halten werden; 

h) da jedem Stellwagen-Eigenthü— 
mer, falls ihm ein Wagen bricht, gewiß 
am meiften daran gelegen fein muß, 
daß derfelbe bald wieder hergeftellt 
wird, fo wird der Gebraudy der ſoge— 
nannten Referve-Wagen, wodurd 
nur die Gelegenheit gegeben wird, nicht 
nunmerirte Wägen ohne Licenz zu ge 
brauchen, gänzlich unterfagt; endlich 

i) fol jeder Stellmagen » Befiker, 
weldyer mehrere Stellmägen führt, falls 
er die Licenz für einen oder den añdern 
Wagen zurüclegt, gehalten jein, immer 
die legte Nummer feiner Wägen außer 
Gebraud zu ſetzen, damit die fortlau— 
fende Zahl der Wägen 1, 2, 3 2c. bei 
jedem Einzelnen nicht unterbrochen 
werde, umd diefe immer genau mit der 
Anzahl der von ihm in Händen haben» 
den Licenzen übereinftimme. Alle übri: 
gen in Anfehung der Stellfuhren ers 
fhienenen Verordnungen verbleiben 
aber, infofern fie nicht durch gegenwärs 
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tige Verfügung geändert wurden, im 
voller Wirkſamkeit. Die k. k. Polizei— 
Direction bat über den pünctlichen 
Vollzug diefer Anordnungen fortwäh- 
rend genaue Aufmerkſamkeit zu tragen 
und die hierzu geeigneten Verfügungen 
fogleich zu treffen. Ueberdies haben die 
f. f. Kreisämter über alle im Kreife 
dermalen beftehenden Stellfuhren ein 
verläßliches Berzeichniß der Regierung 
vorzulegen. (R. ö. Rggs. Vdg. v. 16. 
San. 1831 3. 45307. Prov. G. ©. 
13. Thl. Nr. 8.) 

Stellfuhren. In Bezug auf 
die Berleibung der Stellfub- 
ren=-Befugniffe und die Ueber 
wahung der Inhaber wird ver- 
ordnet: 

1. Die beitehende Vorſchrift, daß 
bei Verleihung der Gewerbe, zu wels 
hen die Stellwagen » Unternehmungen 
ebenfall® gehören, auf die Moralität 
der Bewerber ftets genau Rückſicht zu 
nehmen iſt, muß bei den leßtern in 
einem vorzüglihen Grade beovachtet 
werden, und es find die Befugniffe 
zum Halten der Stellwägen nur ſolchen 
Individuen zu verleihen, welde hin— 
fihtlih ihres fittlihen Wohl— 
verhalten® ganz erprobt, umd 
den Behörden als vollkommen 
verläßlihe Perfonen genau be- 
fannt find. Zur Erzielung der nöthis 
gen Gontrolle in diefer Beziehung ha— 
ben die Behörden, denen die Bewerbe- 
verleihung zuftebt, vor Verleihung 
eines Stellmagen-Befugniffes jedesmal 
die Anfrage an das vorgefepte k. Kreis: 
amt zu maden, ob lebteres entweder 
gegen die Berfon des Befugnißwerbers 
oder gegen die Art und Werfe der vor« 
habenden Stellwagenerrichtung etwas 
zu erinnern finde. 

2. Ift den Inhabern der Stellſuh— 
ren die genaue Beobahtung der Paß— 
vorſchriften zur angelegentlichſten Pflicht 
zu machen, welche auch deren pünctliche 
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Befolgung in der Art zu verantworten 
haben, daß derjenige, welcher einen 
Reifenden von Prag ohne einen Paf- 
firfchein der k. k. Polizei - Direction, 
oder auch font unter Wegs ohne legale 
Paͤſſe oder Amtliche Certificate weiters 
befördert, in Gemäßheit des Hofkanzlei« 
Decr. v. 14. Mai 1825 mit der darin 
für die Lohnkutſcher und Fiaker feſtge— 
fegten Geldftrafe von 20 fl. C. M. un— 
nachſichtlich beftraft werden wird, und 
diefe Strafe zu Handen des Local-Arr 
meninftitutes da, wo er betreten wird, 
zu entrichten bat. 

3. Haben die Auffihtöbehörden je— 
ner Orte, durch welche die Stellwägen 
auf ihrer Fahrt gelangen, öftere Revi— 
fionen der mit ihnen reifenden Paſſa— 
giere und ihrer Reiſeurkunden vorzu— 
nehmen, welches ſtets mit der nöthigen 
Klugheit, mit der thunlichften Beſchleu— 
nigung und mit Vermeidung jeder nicht 
unumgänglich nöthigen Beläftigung der 
Neifenden am füglichften da zu geſche— 
hen bat, wo die Stellfuhren einander 
ablöfen, oder wo fie fih zur Mittags- 
oder Abendzeit aufhalten *). Wenn da- 
bei vorfommen follte, daß ſich auf dem 
Stellmagen entweder ganz unbekannte 
Perſonen, die fih über ihr Nationale 
durch feinen Paß oder fonftiges amtli- 
ches Certifikat auszuweiſen vermögen, 
oder gegen welche aus den Vidirungen 
der Päfle der Verdacht eines zweckloſen 
oder gar bedenklihen Herumvagirens 
rege würde, befinden; jo find ſolche 
Perſonen umvermweilt der polizeilichen 
Amtshandlung zu unterziehen. 

4. DBefteht bei den von Prag aus— 
fahrenden Stellmägen die Einrichtung, 
daß fümmtlihe Stellwägenhälter zur 
Sicherſtellung einer möglichft genauen 





) Diefe Vorſchrift wurde in Erinne: 
u gebrabht mit Kundm. der böhm. 
Sttb. v. 25. Febr. 1850. 8. ©. 2. für 
Böhmen Nr. 48, 
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Gontrolle über die von ihnen beförder- 
ten Reifenden förmlich gedruckte Proto— 
collebücher mit nachitehenden Rubriken 
führen müffen, ale: Monat und Tag 
der Abfahrt, Namen des Reiſenden, 
Character oder Beihäftigung , Drt, 
Herrfhaft, Kreis, Land des Aufenthal- 
tes, Ort woher der Neifende kommt, 
Drt wohin er fährt ꝛc. Diefe Rubriken 
müſſen gebörig ausgefüllt, mit den Le— 
gitimationen der Wbreifenden in das 
Paßbureau der E. k. Stadthauptmann- 
ſchaft gebracht werden, worauf nad 
gehörigem Ausweiſe die Baflirfcheine 
ausgefertigt und diefe beim Thore beim 
Auspaffiren der Polizei Thorwade 
übergeben werden. Da diefe Einrich- 
tung ſehr zweckmäßig ift, fo wird es 
die Sache des Kreisantes fein, ähn— 
lihe protocollsmäßige Vormerkungen 
über die mit dem Stellwagen reifenden 
Perfonen aud in feinem Kreife einzu: 
führen, und den Auffihts-Behörden die 
genaue Vidirung diefer Bormerkungs: 
PBrotocolle zur Pflicht zu machen. 

5. Haben die Behörden von jeder 
Befugnigverleibung zum Halten eines 
Stellwagend den betreffenden Kreis— 
amtern, durch deren Bezirk ihre Reife 
route gebt, umd wenn der Stellwagen 
auf jeiner Route nad ‘Prag gelangt, 
auch der f, f, Stadthauptmannſchaft 
unter genauer Angabe der Modalitäten 
der diesfülligen Stellmageneinrichtung 
jedesmal die unverzügliche Anzeige zu 
erjtatten. Diefe Anordnung it von den 
Kreisämtern zu überwachen, die 
Stellwägen find nad den gegebenen 
Andeutungen der polizeilichen Aufficht 
öfters unmittelbar zu unterziehen, und 
auch ift Die Ueberzeugung einzuholen, 
ob die unteren Aufſichts-Behörden den 
ihnen in diefer Beziehung zukommen: 
den Obliegenbeiten genau nahfommen. 
(Vdg. des böhm. Gub. vom 19. Mai 
1831 3. 19908. Prov. ©, ©, für 
Böhm. 13. Bd. Nr. 112.) 
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Stellfuhren. Die Boftmeifter find 
von der Haltung von Stellwägen nicht 
nur nicht ausgefchloffen,, jondern bei 
ihren Bewerbungen um Verleihung von 
Stellfubren » Befugniffen allen andern 
Bewerbern vorzuziehen. Um jedoch das 
Poftgefäll durch etwaige unbefugte 
Stellwagenhaltungen von Seite der 
Poftmeifter vor jeder Beeinträchtigung 
zu verwahren, md ferner zugleich die 
für die vermöglichere Elaffe der Staats: 
bürger eingerichtete k. k. Eilwagenan— 
ſtalt aufrecht zu erhalten, und um end— 
lich der für die minder vermögliche 
Volksclaſſe beſtimmten Stellfuhrenein— 
richtung die nöthigen Schranken zu 
ſetzen, hat das kak. Landes-Gubernium 
für die Verleihung der Stellfuhren— 
Befugniffe an die Poftmeifter nachſte— 
hende Norm feſtgeſetzt: 

1. Haben die Poſtmeiſter das in— 
firnirte Geſuch um die Verleihung des 
Stellfuhren » Befugniffes gleih einem 
jeden andern Gewerbömanne bei der 
gewerböverleihenden Behörde einzu— 
bringen, welche im Allgemeinen fi 
nad der Eirc. Vdg. v. 19. Mai 1831 
3. 19908 zu benehmen bat; 

2. ift das Gefuh mit folgenden 
Belegen zu inftruiren: 

a) mit einem VBerzeichniffe, in wel: 
dem die nach dem Poftvertrage zu un- 
terhaltende Anzahl der Poſtpferde und 
Poftillone angeführt erfcheint; 

b) mit einem zweiten Berzeichniffe 
über die Anzahl der zum Betriebe des 
Stellfuhrengewerbes eigens aufzuneb- 
menden Anechte und feparaten Bezüge, 
nady welcher Anzahl die Höhe der 
Steuerbemeffung ſich im Allgemeinen, 
demnach auch bei andern Stellfuhren- 
hältern zu richten hat; 

e) mit einem dritten Verzeichniffe 
über die zu diefem Unternehmen be: 
ſtimmten Gefellfhaftswägen oder Stell: 
fuhren unter Angabe der Anzahl der 
Siße, und Beilegung eines Abrifjes der 
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äußern Korm der Wägen, wobei überdies 
im Allgemeinen beftimmt ift, daß jeder 
Stell oder Gefellfhaftswagen an bei— 
den Außenfeiten mit der Auffchrift: 
„Stellmagen oder Gefellfhaftswagen“ 
verfehen fein müffe; 

d) mit der Erflärung, in welchem 
Umfange und in weldher Berbindung 
das Gewerbe ausgeübt werden will; 

e) mit einer detaillirten Befchrei- 
bung der Einrichtung der Anftalt unter 
Angabe der Tage und Stunden der 
Abfahrt, danıı der zu berichtigenden 
Gebühr; 

f) mit der Angabe jenes Individu- 
ums, welches mit der Führung der 
Bormerfbüher,, der Aufnahme und 
Weiterbeförderung der Reifenden be: 
fchäftigt wird, unter Beftimmung der 
allenfälligen Emolumente, weldhe dem: 
felben zugewiefen werden; 

g) mit dem Referve, daß der Ge 
werböbetrieb unbefhadet des ER. ER. 
Poftdienftes ausgeübt werden wolle; 
endlich 

h) mit der Erklärung eines in der 
Hauptitadt beitelltenCommiffionärs, daß 
derfelbe ſich dieſem Geſchäfte unter 
ſtrenger Befolgung der Polizeivorſchrif— 
ten unterziehen wolle; 

3. iſt die Befugniß gegen Löſung 
des Erwerbſteuerſcheines zu ertheilen, 
die Anzeige an die k. Kreisämter, durch 
deren Bezirk die Stellfuhrenverbindung 
gebt, dann in dem in der Verordnung 
vom 19. Mai 1831 3. 19908 ad 5 
gegebenen Kalle an die k. Stadthaupt: 
mannfchaft zu erftatten, und die richtige 
Führung der Vormerkbücher ftets zu 
überwachen; 

4. haben die Behörden zu impigi- 
liren, daß die Geſellſchaftswägen dur 
feine Poſtillone, und nicht mit Port: 
pferden verführt werden, daß fich die 
Stellfuhrenknechte weder der gemöhnli- 
hen Poſtröcken, nod des Pofthornee 
bedienen, endlich daß jeder Wechfel der 
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Stellfuhrentnechte und jede Vermeh— 
rung der Pferdebezüge von dem Boft- 
meifter ale Stellfuhrenhälter jederzeit 
angezeigt werde. 

5. Sft die für Hebertretungen der 
Paßvorſchriften in der Berordnung v. 
19. Mai 1831 ad 2, mit Bezug auf 
das Hoffanzlei » Decret vom 14. Mai 
1825 feſtgeſetzte Gelditrafe pr. 20 fl. 
GM. auch von den Poftmeiftern zu 
entrichten, wenn eine Diesfällige Ueber- 
tretung fichergeftellt wird. 

6. Wird es den Auffihte:Bebörden 
ur firengen Pflicht gemacht, eintretende 
Bernachläffigungen des Poſtdienſtes 
von Seite der Boftmeifler unvermeilt 
zur Kenntniß des Kreisamtes zu 
bringen, welchem es an und für ſich ob- 
liegen wird, fi durh die Kreiskom— 
miffäre von dem Bollzuge der Poſt— 
Polizei- und bezüglihen Gewerbsvor— 
fchriften jederzeit die Ueberzeugung zu 
verfhaffen. (Vdg. des böhm. Gub. v. 
18. Aug. 1831 3. 31531. Obent. 4. 
Br. ©. 240.) 

Stellfuhren. Die Landesftelle hat 
beichloffen, zur Hintanhaltung der in 
der legten Zeit bie und da vorgekom— 
menen unbefugten Stellmagenfahrten, 
dann zur Erleichterung und Sicherung 
der Polizeiaufficht über diefe Unterneh: 
mungen folgende Berfügungen zu er- 
laffen: 

1. Die befugten Stellwagenhälter 
werden verpflichtet, auf allen Stellwa— 
gen ihren Namen, oder wo das Befug- 
niß auf einer Route mehreren kumula— 
tiv verlieben wurde, die Namen der 
Hauptunternebmer, ferner die Reife 
route, und wenn der Unternehmer auf 
einer Reute mehrere Wägen benübßt, 
die Nummer des Wagens nach der fort- 
laufenden Zahl, endlih die Anzahl 
der Perfonen, für welche der Wagen 
beftimmt ift, durch die Auffchrift er- 
fihtlih zu moden: 

„Befellfchaftewagen des N. N. (der 
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MR) von N. N. nah MN. Nr. 1 
2,3 u. ſ. w. auf — Perſonen.“ 

2. Bei jeder Fahrt muß der Stell- 
wagenbälter, oder wenn dieſer nicht 
yerfönlih fährt, deifen Kutſcher mit 
dem Driginale oder einer beglaubten 
Abſchrift des obrigfeitlihen Befugniß- 
Decretes verfeben fein, und ſich über- 
all, wo es gefordert wird, damit aus: 
mweifen. 

3. Wenn ein Stellmagen auf der 
Fahrt ohne die sub 1) verordnete Be 
zeichnung oder ohne den sub 2) er: 
wähnten Ausweis betreten wird, fo 
ift der Stellmagen - Unternehmer mit 
einer Geldftrafe von 5—20 fl. E.M. 
nah Maß der öfteren Wiederholung 
und der eintretenden erſchwerenden oder 
mildernden Umftände zu Handen des 
Armenfondes jenes Drts oder Bezirke 
zu belegen, wo die Anbaltung geſche— 
ben if. In Fallen, wo die Auferle 
gung einer Geldftrafe wegen der be- 
fonderen Vermögens- und Ramilien- 
verhältniffe des Uebertreterd nicht Statt 
finden kann, ift eine verhältnigmäßige 
Arreftftrafe in Anwendung zu bringen. 

4. Die verbindende Kraft diefer Bor: 
fhriften wird vom Tage der ordent- 
lihen Kundmachung angefangen, uach 
Verlauf von 14 Tagen fetgefekt. Da 
übrigens häufig Fälle vorkommen, wo 
die Stellmägen unterwegs breden, fo 
hat das Kreisamt auch hiermit Die 
Aufmerkjamfeit der Unterbehörden zu 
lenten, und denfelben eine wirkffamere 
Auffiht auf die Beſchaffenheit diefer 
MWägen zur Pflicht zu machen. (Bde. 
tes böhm. Bub. vom 27. Nov. 1834 
3. 51641. Prov. G. ©, für Böhmen 
vom Jahre 1834. Nr. 341. Die Aem— 
ter und Magiftrate wurden angewiefen, 
diefe Berordnung wegen Auffiht auf 
die Befchaffenbeit der Stellmägen auf 
das Wirkfamfte zu vollziehen. (Vdg. 
des böhm. Bub. vom 3. Aug. 1837 
3. 37319.) 
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Stellfuhren. Bor Ertheilung der 
Stellfuhr« Licenzen ift wegen Zuläffig- 
feit des gewählten Standplaßes der 
Wägen in Wien vorläufig die k. k. 
Bol. Db. Dir. um ihre Wohlmeinung 
anzugeben. (N. d. Rggs. Vdg. vom 28. 
Mai 1835 3. 28939. Prov. G. ©. 
17. Bd. Nr. 178.) 

— — Die Zumeifung der Stand- 
orte für die Stellfuhr- Inhaber zur Auf— 
ftellung ihrer Yuhrmwerfe in Wien ge 
hört zum Wirkungstreife der f. k. Po— 
ligei-Ober-Direction, daher haben die 
Drtsobrigkeiten ber Ertheilung von 
Stellfuhr » Ricenzen die Stand» und 
Aufftellungspläße der Stellfuhrwerke 
in den Lirenzen nicht auszudrücken, 
fondern es find die betreffenden Bar- 
teien wegen Andmittlung der Stand- 
orte oder Aufftellungspläße in Wien 
und zur Ausfüllung dieſes Punctes in 
der Licenz an die f. k. Bol. Ob. Dir. 
zu weilen. (N. 5. Rage. Bdg. vom 2. 
Spt. 1835 3. 47076. Prov. ©. ©. 
17. Bd. Nr. 302.) 

— — Feſtſetzung der Vor 
fhriften bei Berleibung und 
dem Betriebe der Stell- und 
BGefellfhafts- Wägen »Befug- 
nisse für Mähren. Der größere 
Aufſchwung, welchen die Beförderung 
der Berfonen mittelft der Stell:Sefell- 
ſchaftswägen feit einiger Zeit darbietet, 
veranlaßt das E. f. mähr. fchlef. Lan- 
des⸗-Gubernium, die beftehenden Vor: 
fhriften über die Verleihung und den 
Detrieb diefes Gewerbes zufammen zu 
faffen und zur öffentlihen Kenntniß zu 
bringen, um fowohl den Unternehmern 
eine Richtſchnur ihres Benehmens zu 
gewähren, als auch das Publicum vor 
Beeinträchtigungen zu ſchützen. 

$. 1. Begriff der Stell: und 
Geſellſchaftsfuhren. Stell- und 
Geſellſchaftsfuhren find Unternehmun- 
gen, welche regelmäßig an beftimmten 
Zagen und Stunden Berfonen aus 
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einem Drte in andere, nabe oder ent— 
fernte Drte oder auch nur in die nächte 
Umgebung des Aufftellungsortes be— 
fördern. 

8. 2. Behörde, bei welder, 
und in welder Art die Befug- 
niffenahgefuhtwerdenmüffen. 
Die Berleihung der Stell» und Gefell- 
fhaftsfuhr » Befugniffe fteht jeder, zu 
den fonftigen Gewerbs = Berleihungen 
berufenen politifhen Behörde jenes 
Drtes zu, wo der Unternehmer ſeßhaft 
ift, und die Fahrt ihren Anfang nimmt. 
Bei jedem Einfchreiten um ein ſolches 
Befugniß ift mit Beſtimmtheit anzu— 
geben: 

a) auf welcher Straße und zwiſchen 
welchen Orten als Endpuncten die be— 
abſichtigten periodiſchen Fahrten ſich be— 
wegen ſollen; 

b) mit wie viel Wägen jede einzelne 
Fahrt unternommen, und mit wie viel 
Pferden jeder einzelne Wagen befpannt 
werden wird; 

e) ob die Abfahrt von dem einen 
Endpuncte der Fahrſtrecke und die Zu— 
rüdfahrt von dem andern täglich oder 
wie oft in einer Woche oder einem Mo- 
nate; dann 

d) ob in einzelnen Perioden des 
Jahres und zu welden Zeiten eine 
Bermehrung oder Berminderung ber 
Fahrten und der Wägen zu jeder ein« 
zelnen Fahrt, und in welchem Umfange 
Statt finden fol; 

e) ob die Käften der Wägen, deren 
Gebrauch beabfichtigt wird, in Federn 
hängen, oder darauf ruhen oder nicht; 
endlich 

N) zu welcher Stunde des Tags die 
Abfahrt von dem einen der beiden End— 
puncte, und zu welcher Stunde die An- 
funft an dem andern Endpuncte Stett 
finden foll, welche Stunden ſowohl 
für die Hin- ald fir die Zurückfahrt 
anzugeben find. 

8.3. Beftimmungen bei ber 
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Rerleihung. Gefellfhaftsfuhr-Licen- 
sen können ohne Unterfchied der Ent- 
fernung, fomit auch für die nächfte Um— 
gebung verliehen werden. Die verlei- 
bende Behörde hat von der Verleihung 
dem vorgefepten k. k. Kreisamte die 
Anzeige zu machen, durch welches nicht 
blos fammtlihe auf der Fahrt zu be» 
rührende Dominien, fondern auch die 
benachbarten Kreisämter, wenn die 
Fahrt fich weiter erſtreckt, verftändigt 
werden. Das Kreisamt bringt jeden 
folhen Berleibungsfall dem k. & Lan— 
des- Prafidium zur Kenntniß, und ver- 
ftändigt die Brünner Bol. Dir., wenn 
das Unternehmen den Polizei » Bereich 
von Brünn berührt. Ueberdies find, 
wenn die Fahrt-Unternehmung fih auf 
Poftftraßen bewegt und die Poſtſtatio— 
nen durchläuft, die mit den Gubernial- 
Erläſſen vom 7. Dct. 1839 3. 36275 
und 8. Jän. 1840 3. 52833 befannt 
gemachten, auf das Poftgefek vom 5. 
Nov. 1837 Bezug nehmenden Por: 
Ichriften gemau zu beobachten, und es 
hat daber jeder Fahrt- Unternehmer, 
welcher nah diefen Beftimmungen in 
eine Verpflichtung gegenüber der Poft: 
anftalt tritt, fih vor dem Beginne der 
Fahrten mit” der von der politifchen 
Behörde erhaltenen Gonceffion bei der 
betreffenden Boft » Behörde wegen der 
weitern gefällsämtlichen Beftimmung 
auszuweifen, Diefe Licenzfcheine müf- 
fen von der verleibenden politifchen Be- 
börde nah den mit dem Gubernial- 
Grlaffe vom 7. Dct. 1839 3. 36273 
vorgezeichneten Kormularien ausgefer- 
tigt werden. 

8. 4. Erforderniffe des Wa— 
aenführers. Jeder mit einer Licenz 
Betheilte hat entweder felbit zu fahren, 
oder hiezu vollkommen verläßliche, 
nüchterne Knechte zu verwenden, welche 
jedoch bei der jedesmaligen Dienftes- 
Aufnahme nad) Vorfchrift des $. 181 
des 11, Thls. des Str. G. B. der Bol. 
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Behörde des Ortes, wo die Unterneh: 
mung den Sik hat, vorgeftellt, und von 
derfelben tauglich befunden fein müffen. 
Sowohl der Unternehmer als feine 
Leute find verpflichtet, ſich gegen die 
Fahrtgäfte auf eine anftändige und höf- 
liche Art zu benehmen. 

8.5. Defhaffenbeit des Wa: 
gend Der zur Gtell- oder Gejell- 
ſchaftsfuhr beftimmte Wagenkaſten fann 
in Federn hängen , oder auf der Adhfe 
ruben, kann daher auch ein Leiter oder 
fogenannter GSteirerwagen fein, muß 
aber in jedem Kalle mit ordentlichen 
Siken und einem diefe bedeckenden 
Dache verfeben fein. Der Wagen muß 
mit dem Namen des Eigenthümers, der 
Angabe der Orte, zwiſchen welchen er 
fährt, dann mit der Angabe für wieviel 
Berfonen er beftimmt ift, und wenn ein 
Eigenthümer für mehrere Wägen die 
Erlaubniß haben follte, aud mit der 
Nummer des Wagens in deuticher 
Schrift mittelft Delfarbe an beiden 
Ceiten desſelben deutlih bezeichnet 
fein. Kür die fefte und verläßliche Zu— 
fammenftellung des Wagens, welder 
nah Maßgabe des zu befahrenden We: 
ges auch mit entfprechend ftarfen Hemm— 
ſchuhen verjeben fein muß , bleibt der 
Unternehmer verantwortlich, und es 
hat die verleihende Behörde den zur 
Fahrt beitimmten Wagen vor dem Ein— 
tritte feiner Benükung mit Nüdficht 
auf Feftigkeit und Zweckmäßigkeit zu 
unterfuchen. 

8.6. Befchaffenbeit des Ge 
fpanns. In der Beipanmung bleibt 
der Unternehmer in der Regel auf die, 
in dem Licenzfcheine angegebene Zahl 
der Pferde beſchränkt, und eine Aus: 
nahme bievon ift nur in dem $. 6 des 
erwähnten Poſt-Reglements angeführ- 
ten Fälen einer unumgänglich noth— 
wendigen Borfpann, und wenn diefelbe 
auf Poſtſtraßen auch den Boftmeiftern 
geftattet wird, zuläffig. Uebrigens hat 
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Unternehmer für die Unbedenklichkeit 
der Pferde und den guten Stand der 
Geſchirre zu haften, fich in feinem Falle 
anderer als Kreuzzügel zu bedienen, 
und es dürfen nicht mehr als höchſtens 
drei Pferde neben einander gefpannt 
werden. 

$.7. Umfang der Befugniß. 
Jede Licenz gilt in der Regel nur fi 
einen Wagen, und ſtets nur für die 
Strede, welche ausdrüdlich bezeichnet, 
fowie für die Fahrtage, welde bewilligt 
find. Auch darf von der in der Ricenz 
auszudrücdenden geraden Straße nicht 
abgewihen und kein Nebenweg einge 
ſchlagen werden. 

8.8. Beftimmung fürden de 
trieb. 

a) Abfahrtszeit. Der Tag und 
die Stunde der Abfahrt ift genau zu— 
zubalten und darf ohne Bewilligung 
der Behörde nicht abgeändert werden, 
wobei es jedoch dem Unternehmer frei 
ftebt, eine feinem Gefchäfte etwa mehr 


iufagende Aenderung der Abfahrtözeit 


nach feinem Belieben anzufuchen, wozu 
ihm außer wefentlichen Gegengründen 
die Bewilligung nicht verfagt werden 
wird. Derfelbe ift verbunden, diefe Ab- 
fahrtszeit, die für die Station und Die 
ganze Fahrtſtrecke zu entrichtende Ge— 
bühr, fomwie die übrigen, die Fahrtgäſte 
und die Unternehmer wechjelfeitig ver: 
pflihtenden Beftimmungen dur ge 
dructe, vorfhriftsmäßig vorläufig im 
Entwurfe vorzulegende Anfchlagszettel, 
und wenn die Fahrt fih über 2 Meilen 
erſtreckt, auch durch das Intelligenz- 
blatt der Provinzial » Zeitung, und 
ebenfo jede ihm bewilligte Menderung 
vorhinein öffentlich fund zu machen. 
8.9.6) Abfahrt vor der br 
fimmten Stunde. Kährt der Wa- 
gen vor der feftgefeßten Stunde ab, fo 
fteht dem fchuldlos zurüdgebliebenen 
Fahrgafte das Recht zu, auf Roften des 
Unternehmerd mit einem anderweitig 
Baleidty, Handb. ». Pol. Geſ. IL 
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gedungenen Fuhrwerke jene Wegſtrecke 
zu fahren, für welche er durch Bezah— 
lung des Fuhrlohns und Einfchreibung 
feines Namens accordirt bat. 

$. 10. e) Berfäumniß der Ab- 
fahrtszeit. Mer die beftimmte 
Stunde der Abfahrt, aus welch' immer 
für einer Urfache verfäumt , hat feinen 
Anfpruh auf Rüderfag des voraus— 
bezahlten Fuhrlohns oder auf Ent« 
ſchädigung. 

8. 11. d) Aufenthalt während 
der Fahrt. Wenn weitere Wegſtrecken 
mit demſelben Geſpann befahren wer— 
den, ſo darf zur Fuͤtterung nicht mehr 
als eine Stunde, zum Wäſſern in den 
Zwiſchenſtationen von wenigſtens zwei 
Meilen höchſtens eine halbe Stunde 
verwendet werden. 

8. 12. e) Aufnahme und Ab— 
ſetzung der Fahrgäſte. Die Unter— 
nehmer haben die Parteien in einem 
beſtimmt anzugebenden, von der Poli— 
zeibehörde geeignet befundenen, in der 
Licenz namentlich bezeichneten und öf— 
fentlich kundgemachten Wirths- oder 
Privathauſe aufzunehmen und abzu— 
ſetzen. In jedem Aufnahmsorte hat der 
Unternehmer ein Einſchreibbuch zu hal— 
ten, in welchem der Tag und die Stunde 
der Abfahrt, die Zahl der Sitze im 
Wagen, und, wenn mehrere Wägen 
ſind, auch die Nummer des Wagens, 
dann der Rame des Fahrgaſtes nach 
der Reihe des Erſcheinens, und der zu 
entrichtende Fuhrlohn einzutragen ſind. 
Jedem Fahrgaſte muß ein Aufnahme: 
fhein erfolgt werden. Mehrere Säfte, 
als für wie viele der Wagen beftimmt 
tft, aufzunehmen, ift nicht geftattet. 

$. 13. Bepackung ded Wagens 
und deffen nächtliche Beleud- 
tung. Außer dem leicht unterzubrin- 
genden Fleineren Gepäcke der Reifenden 
darf fein ſchwereres Frachtſtück (Koffer, 
Kiften u. dgl.) auf dem Perfonenwagen 
transportirt werden, jedoch bleibt dem 
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Unternebmer unbenommen , für diefe 
Frachten eigene Frachtbeimägen zu be 
flimmen. Die Stell» oder Geſellſchafts— 
wägen müffen auch von Innen zum 
Deffnen fein; felbe mittelt Schlüffel 
zu fperren , ift nicht geſtattet, und bei 
eintretender Dunkelheit darf die Fahrt 
nur mit auf der Außenfeite des Wagens 
gehörig angebrachten, wohl verwahrt: 
ten, angezündeten Wagenlaternen ftatte 
finden. 

8. 14. Fahrpflicht aud ohne 
Bäfte. An den beftinnmten Tagen umd 
Stunden hat der Gefellfchafts- oder 
Stellmagen abzugeben, ohne Rüdficht, 
ob det Wagen befegt oder leer iſt. 

8.15. Sonftige Berpflihtung 
des Fahrt Unternehmers. Der 
Unternehmer bleibt dafür verantwort- 
ih, daß da, wo es möthig ift, fein 
Fahrgaſt ohne den gehörigen Paſſir— 
fhein aufgenommen , daß die für das 
Unternehmen bemeffene Erwerbfteuer 
entrichtet, und alle dieſes Geſchäft be» 
treffenden Zoll- und Poſt-Vorſchriften 
befolgt werden. 


8. 16. Straffanction. In jenen’ 


Fällen der Uebertretung der gegenwär: 
tigen Borfhrift, in welcher nicht ſchon 
die Strafverfügung des II. Thls. des 
Str. ©. B. oder eines fonftigen Sitraf- 
gefeßes eintritt, werden Geld» oder Ar- 
teftftrafen,, nad Umftänden auch för: 
perlihe Zuͤchtigung nach dem für Bo- 
lizei « Bergeben beftimmten Maße, umd 
von den zur Amtshandlung bei diefen 
berufenen Behörden verhängt werden. 
Bei in höherem Grade fträflichen oder 
wiederholten Uebertretungen kann auch 
auf den Berluft des Fahrbefugniſſes 
im gehörigen Wege bei dem Ef. f. Lan— 
des » Qubernium angetragen werden. 
Diefe Vorfchriften werden demnad zu 
Jedermanns Wiffenfhaft und erforder: 
lihen genauen Nachachtung bekannt 
gemadt. (Eirc. des f. k. mähr. ſchleſ. 
Land. Bub. vom 5. Febr. 1841 Zahl 
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50832. Prov. ©. S. für Mähren 8. 
1841. Rr. 14.) 

Stellfuhren. Die Landesftelle bat 
anzuordnen befunden, daß zur Vermei— 
dung von Unglücksfällen, melde bei 
den Fahrten der ſich täglich vermehren: 
den fhwerfälligen Gefellfhaftswägen, 
Dmnibus u. f. w., auf abfhüfligen 
Straßenftreden nur zu häufig vorfal- 
fen, von nun an alle Eigenthümer von 
derlei Wägen verpflichtet find, bei der 
Befahrung abfhüfjiger Straßenftreden 
die Sperre der Wägen ftatt ei- 
nes Radſchuhes mit Bremfen 
an den rücdmwärtigen Rädern, welche 
durch eine Zugftange unmittelbar vom 
Bode aus bewerkftelligt werden kann, 
zu bewirken. Auch müffen vom 1. Mai 
d. 3. angefangen alle Stellmägen und 
Omnibus außer der Auffchrift ihres 
Beftimmungsdortes und der fpeciellen 
Nummer mit Nummern in fortlaufen- 
der Reihe bezeichnet fein, und die Be- 
zirts » Directionen haben jede zu ihrer 
Kenntniß kommende Unterlaffung diefer 
Anordnungen der bhierortigen Lohn- 
kutſcher⸗Commiſſion zur weiteren Amts: 


handlung alfogleich zu berichten. (Eirc. 


der ka k. Pol. Db. Dir. vom 1. April 
1843 3. 4544/380.) 

Stellfuhren. Um jene Beftimmun: 
gen des Poſtgeſetzes vom 5. November 
1837, welde fih auf den verbotenen 
Pferdewechſel und auf den Staatsvor- 
bebalt des Perfonen» Transportes be» 
ziehen, mit den Erleichterungen des 
PVerfonen » Transportes auf den Eifen- 
bahnen und den fonftigen dermaligen 
Berkehreverhältniffen in Einklang zu 
bringen, und der Privat-Induftrie auch 
in Bezug auf den Perfonen-Transport 
jene Freiheit der Bewegung zu gewaͤh— 
ren, welche erforderlich ift, Damit diefe 
Induſtrie fih rafcher entwickle, und fo 
einerfeitd dem Bedürfniffe billiger Com— 
municationdmittel für den allgemeinen 
Verkehr genüge, andererjeits allmälig 
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die von der Staats-Poftanftalt bezüg- 
li des Perfonen-Trandportes auf fi 
genommenen Laften erleichtere, haben 
Se. Majeftät über Antrag des Handels» 
minifterd mit a. h. Entſchließung vom 
7. Dec. 1850 nachſtehende Beftimmuns 
gen zu genehmigen gerubt, welche mit 
1. Febr. 1851 in Wirkſamkeit zu tres 
ten haben. 

Beftimmungen über Privat- 
Unternehmungen periodifdher 
Perfonen-Transporte (Meffa- 
gerien und Gtellfuhren.) 

$. 1. Berbot der Errihtung 
von Privat-Poftftationen. Auf 
Straßen, auf welchen Staatd-Poftan- 
ftalten zur Beförderung von Reifenden 
(Poſtſtationen, Poſtrelais) beftehen, 
oder, welche ſtreckenweiſe durch Aus: 
biegen oder Rückkehren zur Umfahrung 
der Poſtſtraße mißbraucht werden fönn- 
ten, ift es Jedermann nnterfagt, Pferde, 
Stationen oder Relais zur. Beförder 
rung von Reifenden mit Pferdewechſel 
an den von ihnen mitgebrachten Wäü- 
gen (Ertrapoften) zu errichten. 

$. 2. Brivat » Unternebmun 
gen period, Berfonen- Tran 
porte mit Pferdewedhfel an 
demfelben Wagen. Unternehmuns 
gen zum periodifcheregelmäßigen Ber- 
fonen » Transporte mit Pferdewechſel 
an einem und demfelben Wagen find 
geftattet, und die Unternehmer, welche 
fi hiebei der Boftpferde bedienen wol» 
len, haben dafür das in den verfchier 
denen Kronländern jeweilig beftehende 
Ritt: und Poftillonstrinfgeld mit einem 
Nachlaſſe von 10 Percent zu entrichten. 
Ein weiterer Nachlaß bleibt dem freiwilli» 
gen Uebereintommen zwifhen Poftmei- 
ftern und Unternehmern anheim geftellt. 

8. 3. Vorbehalt der Befteue- 
rung, einftweilige Entſchädi— 
gung der PBoftmeifter, deren 
Pferde nicht benüßt werden. 
Die Staatsverwaltung behält ſich vor, 
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die Berfonen: und Sahen-Transporte 
durch Privatunternehmungen überhaupt 
einer angemefjenen Abgabe zu unter 
ziehen, in welchem Kalle eine befon- 
dere Vorſchrift darüber erfließen wird. 
Bis die Vorſchrift über die Einrichtung 
und das Ausmaß diefer Abgabe erfolgt, 
find die Unternehmer, welche fi der 
Boftpferde nicht bedienen wollen, ver- 
pflihtet, jedem Moftmeifter , deffen 
Pferde unbenügt bleiben, für die jedes» 
malige Verwendung der Pferde der 
Unternehmung auf der bejüglichen Poſt⸗ 
ftation 4 Er. pr. Pferd und Poſt zu 
bezahlen. Sm lombardiſch- venetiani« 
fhen Königreiche bleibt bis dahin die 
Abgabe an die Boftmeifter mit 30 Cen- 
tesime austriaci pr. Pferd und Poſt, 
fo wie jene an die Boftcaffe von 10 
Percent vom Ertrage des Berfonen- 
Transportes aufrecht. Die Wahl zwi— 
[hen der Verwendung eigener oder der 
Boftpferde bleibt dem Unternehmer vor: 
behalten, derfelbe ift jedoch verpflidh- 
tet, die getroffene Wahl dem betreffen. 
den Boftmeiftern zwei Monate vor dem 
Beginne der Unternehmung befannt zu 
machen. Diefe Berpflihtung bat auch 
rückſichtlich einer fpäteren Aenderung 
in der bekannt gemadten Wahl zu 
gelten. Ueber die Entrihtung der 
Gebühren an die Poſtmeiſter ift in 
der Regel zwiſchen diefen und den 
Unternehmern ein beliebiges Abfommen 
zu treffen, fonft haben die Unternehmer 
die Gebühren bei jeder Fahrt und je 
der Station fogleih den Boftmeijtern 
zu berichtigen. Die Privatunternehmer 
periodifher Perfonen » Transporte find 
übrigens auch verpflichtet, über Ver— 
langen der Boftbehörde Briefpadete 
bis zu dem Gewichte von 50 Pfunden 
unentgeltlich zu befördern, und für de» 
ren fihere Verwahrung während des 
Zrandported und -Uebergabe an das 
Boftamt des Beftimmungsortes Sorge 
ju tragen. Füt das „mer über 50 
i ” 
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Pf. wird die Bergütung nach dem Fradh- 
tentarife der Unternehmung geleiftet. 

$. 4. Befpannung, Ladung, 
BDeförderungszeit. Das Befpan:- 
nungsregulativ, das Ladungsgewicht 
und die Beförderungszeit wird dem 
Uebereinfommen der Unternehmer mit 
den PBoftmeiftern überlaffen. Kommt 
hierüber ein freied Uebereinkommen 
nicht zu Stande, fo bat die Boft- Di- 
rection des betreffenden Kronlandes 
oder Boftbezirkes (im lomb. venet. Kö- 
nigreihe die Ober-Poftdirection in Ber 
rona) diesfalld zu entfcheiden, wobei, 
was Beipannungs- und Ladungsge— 
wicht betrifft, die Beftimmungen der 
Ertra-PBoftordnung zur Richtſchnur zu 
dienen haben. 

8.5. Eonceffionsertheilung. 
Die Unternehmer periodifcher Berfonen- 
Transporte haben die Bewilligung zu 
einer folhen Unternehmung bei der 
Poft-Direction des Kronlandes oder 
des Bezirkes anzufuchen, wo die Un— 
ternehmung ihren Sitz haben wird, 
d. i. wo die Hauptcaffe und die Bücher 
derfelben geführt werden (im Tomb. 
venet. Königreiche bei der Ober: Poft- 
direction in Verona). Die Voft-Direc- 
tion bat über ein foldhes Geſuch nad 
gepflogenem Einvernehmen mit den für 
Gewerbd » Eonceffionen competenten 
politifgen Behörden zu enticheiden, 
nad) ertheiltem Befugniffe aber davon 
die politifhen Behörden aller Orte, wo 
die Unternehmung einen Pferdewechfel 
beabfichtiget, und falls die Unterneh: 
mung ein anderes Kronland berühren 
follte, die Boft-Direction diefes Kron— 
landes in Kenntniß zu feßen, welde 
dann auch die Berftändigung der poli- 
tifchen Behörden ihres Bezirkes zu ver- 
anlaffen bat. 

$- 6. Unternehmungen von 
Gefellfhaften. Die Gonceffion 
fann fowohl von einzelnen Berfonen, 
als von Mehreren, melde zu diefem 
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Zwecke in Verbindung treten, nachger 
fucht werden. Im lebteren alle haben 
die Theilnehmer einen Gefhäftsführer 
zu bevollmädtigen und namhaft zu 
machen, welcher allen in der gegen- 
wärtigen Vorſchrift enthaltenen Beftim- 
mungen unter Mithaftung der übrigen 
Sefellihaftsglieder nachzukommen hat. 
$. 7. Angaben, welde von 
den Gonceffiondgwerbern zu 
machen find. Die Geſuche um Ers 
theilung der Eoncefjion müffen außer 
dem durch die Gewerbsgeſetze 
vorgejhriebenen Nadhmweife 
über die perfönliden Eigen 
haften des Bewerbers, fol- 
gende beftimmte Angaben enthalten: 

a) die Poftftraße, anf welder die 
Fahrt fih bewegen fol, und die Na— 
men und Endpuncte derjelben; 

b) den allfälligen Namen der Unter» 
nebmung jelbft ; 

c) im Falle des Gebrauches von 
Pferden der Unternehmung, die Namen 
der Orte, wo Relais aufgeflellt werden 
wollen; 

d) die Anzahl der in der Regel ber 
nöthigten Boftpferde; 

e) wie oft und zu welchen Stunden 
die Abfahrt und Ankunft Statt finde; 

f) den Gebuͤhren⸗Tarif der projectir- 
ten Fahrt; 

g) endlib muß jeder Unternehmer 
vor Ausfertigung der Licenz eine Eau: 
tion von 100 fl. in die Boftcafje erlegen. 

Jede eintretende Aenderung ift der 
Poft-Direction anzuzeigen, und nöthi- 
genfalld von dieſer den betreffenden 
politifhen Behörden die angemefjene 
Mittheilung zu machen. 

8.8. Beiwägen. Den Unterneh: 
mern ift geftattet, gleichzeitig mit den 
Hauptwägen erforderlihen Falles auch 
Beiwägen zu befördern. Kür die An- 
wendung derfelben gelten ebenfalld die 
$$. 2, 3 und 4 der gegenwärtigen Be: 
flimmungen. 
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89 Bezeihnung der Wä— 
gen. Die Hauptwägen der Unterneh: 
mung find auf beiden Seiten mit der 
Birma derfelben und den Namen der 
beiden Endpuncte der Fahrt auf eine 
baltbare und in die Augen fallende 
Weife zu bezeichnen. Ebenfo find die 
im Innern des Wagend befindlichen 
Pläge zu numeriren, endlich ift auch 
das Gewicht des Wagend an einer 
Stelle desselben erfihtlih zu machen. 
Weder der Farbe noch der Bezeichnung 
nah, haben die in Verwendung ge: 
brachten Wägen den Nerarialmägen zu 
gleihen. Doc ift, wie fid von felbft 
verfteht, mit dem Gebrauche der Poſt— 
pferde aud die Berwendung des Po» 
ftilons in der Montur verbunden. 

$. 10. Concurrenz der Unter: 
uehbmungen. Seine Unternehmung 
periodifcher Perfonen » Transporte er— 
hält durd die erlangte Bewilligung ein 
ausfhliegendes Recht, fondern es fön- 
nen auf einer und derfelben Boftitraße 
und zwifchen den nämlihen Endpuncs 
ten auch andere Berfonen oder Gefell- 
ſchaften die Bewilligung zu derlei Un- 
ternehmungen erhalten. 

$. 11. Gebührenfreiheit der 
Stellfuhren. Unternehmungen pe— 
riodifher Perfonen « Transporte ohne 
Pferdewechſel an demfelben Wagen 
(Stellfuhren) find nicht verpflichtet, den 
Poſtmeiſtern, wenn fie ſich der Pferde 
derjelben nicht bedienen, eine Vergü— 
tung zu leiften. Bezüglich der Ertheis 
lung. der Gonceffionen für Stellfuhr- 
Unternehmungen, welche ſich auf Poſt— 
ftraßen bewegen, ift nad) Den $$. 5, 6, 
7, 8, 9 und 10 der gegenwärtigen Bes 
fimmungen vorzugeben. 

$. 12. Unternehmungen der 
Poſtmeiſter. Sowohl periodifche 
Zrangport-Unternehmungen mit Bferde- 
wechjel an demfelben Wagen als Etell- 
fuhren können auch von Poſtmeiſtern 
unter genauer Beachtung der gegen, 
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wärtigen Borfchrift betrieben werden; 
nur ift die Bewilligung zu periodifchen 
Fahrten mit Pferdewechfel an demfel- 
ben Wagen, wenn dieje Fahrten mehr 
als ein Kronland berühren follten, von 
den Boftmeiftern im Wege der vorge 
fegten Boftdirectionen, bei der Gene- 
ral » Direction der Communicationen 
2. Abtbeilung anzufuchen und verfteht 
es fih von felbft, dag durch den Be- 
trieb jolcyer Unternehmungen von Seite 
der Poftmeifter die ordnungsmäßige 
Beforgung des Staatspoftdienftes in 
feiner Weife gefährdet werden darf. 

$. 13. Strafen. Alle Unterneb- 
mer periodifcher Perjonen » Transporte 
unterliegen den allgemeinen Gewerbs— 
Polizer, Sanitäts- und Gefällsgefe- 
gen, und haben im Falle der Uebertre- 
tung derfelben die darin feftgejegten 
Strafen zu gewärtigen. Streitigfeiten 
über die Ausübung der Unternehmung 
zwifhen Poſtmeiſtern und Unterneh» 
mern find, wenn zwifchen ihnen feine 
eigenen Verträge beitchen, oder der 
vorkommende Fall durch ſelbe nicht be— 
rührt wird, von der Boft » Directiou 
des betreffenden Kronlandes (im lom« 
bardifchevenetianifhen Königreiche von 
der Ober: Boftdirection in Verona) zu 
entfcheiden. Beſchwerden gegen die Uns 
ternehmer, fie mögen Boftmeifter fein 
oder nicht, find von der Boft-Direction 
zu unterfuchen, und wenn fie gegrün— 
det befunden werden, mit fohriftlichen 
Berweifen, Disciplinarftrafen bis zu 
20 fl., Suspenfion oder fogar Entzies 
bung der Unternehmungs = Licenz, je 
nah der Größe des Gebrechend und 
den etwa ſchon vorausgegangenen Be— 
ftrafungen zu abnden. Nur wenn Die 
Unternehmungs-Licenz nah $. 12 von 
der General« Direction der Communi— 
cationen ertheilt worden ift, muB auch 
die Suspenfion oder Einziehung der 
Licenz von ihr ausgefprochen werden, 
Gegen Entfheidungen der Poft-Direc« 
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tion fteht der Recurs an die General- 
Direction für Communicationen und 
in dritter Inftanz an das Minifterium 
für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Bauten offen. Uebrigens find die Boft- 
Commiffäre berufen, auf die Schlich— 
tung der bier beſprochenen Streitigkei- 
ten, bevor fie im Amtswege bei den 
Poft - Directionen anhängig gemacht 
werden, nad Möglichkeit einzuwirken. 

$. 14. Aufhebung früberer 
Bejepe. Die bezüglihen Beftimmun- 
gen in den $$. 17, 18, 20, 22, 26 
und 27 des Poſtgeſetzes vom 5. Nov. 
1837, das Neglement und der Tarif 
für Brivat-Transport-Unternehmungen 
vom 20. Aug. 1839, endlich die im 
lombardifch » venetianifhen Königreiche 
geltenden Geſetze vom 17. Juli 1805 
und 26. Juli 1811 umd 16. Juli 1813 
werden durch gegenwärtige Borfchrift, 
die mit 1. Februar 1851 in Wirkfam- 
feit tritt, aufgehoben. 

$. 15. Ausnahmen. Einftweilen 
und fo lange die Straßen- und Boft- 
verbindungen in Ungarn, Siebenbür— 
gen, der Woimodina, dem Temeſer 
Banate, in Eroatien, Slavonien und 
in der Militärgrenze no nicht fo aus» 
gebildet find wie in den übrigen Kron- 
ländern, haben die 88. 2, 3, 4 und 
11 der gegenwärtigen Beftimmungen 
in den obengenannten SKronländern 
feine Anwendung zu finden. (Eri. des 
H. Min. vom 20. Dec. 1850, giltig 
für alle Kronländer. R. ©. B. Jahr 
1851. Nr. 1.) 

Stellfuhren find ſtrenge zu über- 
wachen, ſ. Landkutſcher. 

— — Gebühren für den Betrieb 
der Stellfuhren, ſiehe Lohnwagen: 
Amtsgefäll. 

— — polizeilihe Vorſchriften hin: 
ſichtlich der Beförderung mittelſt der- 
ſelben, ſ. Paſſirſcheine. 

—* — ſiehe Fuhrwerk, Lohnkut⸗ 
er, 
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Stellfuhr:Licenzen. Mit Bezie- 
bung auf das Regierungs » Decret vom 
23. Jänner 1824 3. 2328 erhielten 
die k. k. Kreisämter den Auftrag, ge 
nau darauf zu fehen, daß die Drisd- 
obrigkeiten in ihren Eingaben binficht- 
lih verliehener Stellfuhr - Kicenzen 
nebft dem Namen der Stellfuhr-Inba- 
ber aud) die Wagen-Rr. und das Gaft- 
haus, in weldem fie einftellen und 
Parteien aufnehmen, zuverläffig ange- 
ben. (R. ö. Rage. Vdg. vom 2. März 
1829 3. 11552. Prov. ©. ©. 11. 
hl. Nr. 54.) 

— — Vorſchrift für deren 
Ansfertigung. 

Da wahrgenommen wurde, daß die 
Stellfuhr-Licenzen von den Drtsobrig- 
keiten den Fuhrleuten ganz verſchieden 
ausgefertigt werden, daß fie oft Ber- 
fügungen enthalten, die gar nit da- 
bin gehören, dagegen jene Vorſchriften 
in denfelben nicht enthalten find, melde 
die Stellfuhr- Inhaber zu ihrer Dar: 
nachachtung zu wiffen notbwendig has 
ben, fo ift auf die Grundlage der Ber- 
ordnungen vom 30. Juni 1812, vom 
19. Sebr. 1819, vom 25. Juli 1823, 
vom 23. Jänner 1824 und vom 16. 
Jänner 1831 zur Erzielung einer 
Gleichförmigkeit das beiliegende For- 
mulare entworfen worden. Das k. k. 
Kreisamt bat die Dominien feines 
Kreifes anzumeifen, fih in Zukunft 
der gedrudten LKicenzen zu bedienen, 
und bei jeder Verleihung einer Kicenz 
gleich drei gehörig ausgefüllte und un— 
terfertigte Eremplare der Regierung 
vorzulegen, um fie, ohne erft Abſchrif— 
ten verfaffen zu laffen, glei unmittel⸗ 
bar fowohl der Lohnwagengefälls⸗Caſſe 
als auch der Polizei -Dber- Direction 
zufertigen zu können. 


Deilage. 
Stellfuhr-Ricenz. 
Bon — — — wird dem zu — — 
— — — Haus-Nr. — — mwohnhaf- 
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ten — — — — — — auf ſein An⸗ 
ſuchen die Bewilligung zur Haltung 
eines Stellwagens von — — — nah 
Wien, und von da wieder zurüd uns 
ter folgenden durch die Regierungs- 
Verordnungen vom 19. Febr. 1819, 
vom 25. Juli 1823, vom 23. Jänner 
1824 und vom 16. Jänner 1831 vor« 
gefchriebenen Bedingungen ertheilt. 

1. If derfelbe durch gegenwärtige 
Licenz nur zur Haltung eines Stell 
wagend berechtigt, falld er noch einen 
oder mehrere Stellwägen halten will, 
ift er verpflichtet, für jeden Wagen 
insbefondere fih um eine Licenz zu be- 
werben. 

2. Der zur Stelfuhr beftimmte Wa- 
gen kann zwar ein Leiter- oder Stei⸗ 
rerwagen fein, er muß aber mit or 
dentlihen Sigen und mit einer Beda- 
hung, ferner auf beiden Seiten des 
Wagens mit der Auffhrift des Na— 
mend des Eigenthümers, des Ortes 
der Abfahrt, und mit der fortlaufen- 
den Nummer verfehen fein. Diefe Be- 
zeichnung des Wagens darf nur von 
dem eigens hierzu beftimmten Amts— 
diener der Lohnwagen » Gefällscaffen 
vorgenommen werden, wofür die Ge: 
bühr mit 30 fr. E.M. von jedem Wa- 
gen zu entrichten ift. Der Eigenthümer 
des Stellmagens iſt daher verpflichtet, 
fobald er die Licenz von der Drie- 
obrigkeit erhalten hat, noch ehe er das 
Stellfuhrwert ausübt, fih mit dem 
Wagen und der erhaltenen Licenz in 
Wien auf dem Ballplage nächſt dem 
Regierungsgebaude einzufinden, und 
fih bei dem f. k. n. 6. Provinzial« 
Zahlamte zu melden. 

3. Der Licenz-Befiger darf nur auf 
jener Straße, die unmittelbar von... 
nah Wien führt, fahren, ohne Neben- 
wege einzufchlagen, auch darf er weder 
von feinem Wohnorte aus, noch wäh 
rend feines Aufenthaltes in Wien un- 
fer was immer für einem Zitel oder 
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Borwande mit dem Stellwagen anders 
wohin ein Fuhrwerk unternehmen, au 
ift der Gebraud eines Referve-Wagens 
flatt des Stellwagens verboten. 

4. Iſt er gehalten, er mag Beitel« 
lungen haben oder nicht, nach feiner 
Erklärung in jeder Woche am ..... 
um... Uhr von wieder zu⸗ 
rüdzufahren. Wenn er den Drt feines 
Aufenthaltes in Wien verändern will, 
fo ift er verpflichtet, vorläufig die An« 
jeige davon bei der f. k. Lohnwagen- 
Gefällscaffe, und bei der k. k. Polizei- 
Dber-Direction zu machen. 

5. Dem Licenz-Befiger ift geftattet, 
Fahrluftige, die ihn auf der Straße 
bei der Hieher- oder Zurüdfahrt an« 
fprehen, in feinen Wagen aufzuneh— 
men, er darf aber keineswegs im diefer 
Abfiht unterweges ſtehen bleiben und 
auf Fahrluftige warten oder die Bor, 
übergebenden anfprechen. 

6. Iſt er gehalten, fih genau nah 
den Poft- und Zoll» Patenten, zu be- 
nehmen. 

7. Hat er die Borfchriften des Er- 
werbfteuer-Patentes zu beobachten. 

8. Iſt die Lohnwagen » Gefälldge- 
bühr, weldhe die Landesitelle bemeffen 
wird, im Monate Mai jeden Jahres 
entweder bei der Ortsobrigfeit oder un- 
mittelbar bei der Gefälldcaffe in Wien 
im Regierungsgebäude zu entrichten. 

9. Jede Uebertretung diefer Bor» 
fhriften wird das 1. Mal mit 3fl. CM., 
das 2. Mal mit 6 fl. EM. und das 
3. Mal mit 12 fl. E.M. beftraft. Sollte 
fi ein Fuhrmann erlauben, mit einem 
Wagen, wofür er feine Licenz gelöft 
bat, zu fahren, fo verfällt er nad Vor— 
fchrift des Regierungs-Eirc. vom Jahre 
1812 das erſte Mal in eine Strafe 
mit 18 fl. C. M., das zweite Mal 
mit 36 fl. C. M., im dritten Betre- 
tungsfalle werden Wagen und Pferde 
confiscitt. (N. 5. Rggs. Vdg. v. 30. Juli 
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1831 3. 38791. Pr. ®. ©. 13. Thl. 
Nr. 165.) 

Etellfuhr=Licenzen. Unzuläf- 
figfeit derBerpabtung derfel« 
ben. Da Stellfuhr-Kicenzen lediglich 
nah den Gewerbsvorſchriften behan— 
delt werden müſſen, diefe aber die 
Verpachtung perfönlicher Gewerbs-Ber 
fugniffe bei fonftigem Berlufte derfel- 
ben ausdrücklich verbieten, fo ift dafür 
zu forgen, daß diefer Borfchrift genau 
nachgekommen werde. (Vdg. der n. ö. 
Reg. vom 17. Juni 1835 3. 29770.) 

— — lieber den Antrag, die Boli: 
zeis:Direction zur Derleihung der Gtell- 
fuhr» und Kleinfuhrwerks - Lıcengen im 
Wiener Bolizei-Rayon zu ermächtigen, 
bat die k. k. oberfte Polizei: Behörde 
mit Erlaß vom 29. Det. 1852 8. 
6487 erinnert, daß die Verwirklihung 
diefed Antrages die Polizei» Direction 
auf ein Gebiet führen wiirde, weldes 
ihrer Beftimmung nah ihr fremd ifl 
und auch fo zu bleiben hat. Es fei 
nämlidy nicht ihre Aufgabe, Gewerbe 
zu verleihen, wohl aber die Ausübung 
der verliehbenen Gewerbe zu überwa- 
hen, das Störende, Gefährdende zu 
befeitigen, und die öffentlihen In— 
terefien der Ordnung, Sicherheit ge 
genüber der Gewerbetbätigkeit zu wah— 
ven. Auch feien keine zureichende Gründe 
vorhanden, um von der Linie abzumeis 
hen, welde für die Wirkfamfeit der 
Polizei gezogen ift. Die politifchen 
Behörden, von denen die Verleihung 
diefer Licenzen auszugehen bat, wur: 
den, infofen fie durch den Wr. Poli— 
zei-Rayon berührt find, nämlich der 
Wr. Magiftrat, dann die Bezirtöhaupt: 
mannſchaften Kiofterneuburg, Hieking, 
Brud an der Leniha, Korneuburg und 
Großenzersdorf angewiefen, hiebei ſtets 
im engſten Einvernehmen mit der Wr. 
Polizei-Direction im ganzen Umfange 
ihres Bereiches vorzugehen. (Deer. der 
N. ö. Statthalterei vom 6. November 
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1852 3. 39446. Polizei » Direction 
3. 23530/4691.) 
Stellfuhr-Licenz:Gebühren. — 
Die Stellfuhr » Licenz» Gebühren find 
fünftig nit mehr bei den Drtdobrig- 
feiten, fondern ohne weiters unmit- 
telbar an die k. E. Lohnmwagen« Gefäl- 
lencaffe in Wien, entweder von den 
Stellfuhr-kicenz- Inhabern felbft, oder 
durch ihre Anechte im Laufe des Mo— 
nats Mai jeden Jahres um fo gewif- 
fer zu entrichten, als die Unterlaffung 
der Entrihtung der bemeffenen Gebühr 
bis längftens 31. Mai jeden Jahres 
den Berluft der Licenz unnadhfichtlich 
nach fi ziehen wird. Die Lohnmwagen- 
Gefällencaffe wird bei Einzahlung der, 
Licenz « Gebühren die ämtlihen Em— 
pfangs » Beftätigungen über den einge 
zahlten Betrag ausjtellen. Der $. 8 
der Stellfuhr⸗Licenzen wird ſonach da- 
bin abgeändert, daß die Lohnwagen— 
Gebühr, welche bemeffen wird, im Mo— 
nat Mai jeden Jahres, und zwar läng- 
ftens big 31. Mat, uumittelbar bei der 
Sefällscaffe in Wien zu entrichten ift. 
Ebenfo wird angeordnet, daß den 
Obrigkeiten eingefehärft werde, in je- 
nen Fällen, wo eine Stellfuhr » Licenz 
außer Betrieb gefegt, oder eine von 
den bisherigen Inhabern anheim ge— 
fagte Ticenz einem anderen Individuum 
verliehen wird, jederzeit die Anzeige 
im Wege des E.f. Kreisamtes an die Re— 
gierung zu erflatten, damit wegen Be: 
richtigung der Vormerkung über die 
Stelliuhrleute der ER. k. Lohmmwagen- 
Sefälldcaffe der entfpredhende Auftrag 
erteilt werden fann, indem die in 
vielen Fällen bisher gefchehene Unter: 
laffung diefer Anzeige ebenfalld zu un- 
nügen Screibereien die Veranlaſſung 
war. (Bdg. der n. ö. Reg. v. 23. Sept. 
1840 3. 54502. Pr. ©. ©. 22. BP. 
Rr. 167.) 
Stellfuhrwerkfdürfen Stadtlohnkut. 
ſcher nicht verrichten, ſ. Lohnfutfcher. 


Stellung. 


Stellung , wegen, paßlofer oder 
mit erlofchenem oder illegalem Paſſe 
ergriffener Individuen, fiehe Militär- 
Stellung. 

Stellvertretung, ſiehe Militär: 
Stellvertretung. 

— — f. Militär : Reerutirung. 
(Inftr. v. 3. 1827 VII. Abf.) 

Stellwägen, Beftimmungen hin. 
fichtlich des Verkehrs derſelben in der 
innern Stadt Wien, ſ. Frachtwägen. 

— — ſ. Stellfuhren. 

Stephansthurm, Verbindlichkei— 
ten der * aufgeſtellten Thurmwächter 
zur Entdeckung der Feuersbrünſte, ſiehe 
Feuerlöſch-Ordnung für Wien. 
§. 14. 


— — Aufſtellung eines Toposcops 
dafelbit, ſ. Toposcop. 

Sterbegedächtniß- Andachten, 
ſ. Normatage. 

Sterbeglocke, das Läuten derſel— 
ben während der Dauer einer Epidemie 
betreffend, ſ. Brechdurchfall-Epide⸗ 
mie, (Vdg. v. 6. Juli 1826. $. 26.) 

Sterbe = Brotocolle, deren Füh— 
zung für Ifraeliten, |. Iuden : Ma- 
trifeln. 

Sterbefcheine ,„ ſiehe Todten— 
Zeugniffe. 

Sterblichkeit, Tabellen über Traus 
ungen, Geburten und Sterblichkeit, ſ. 
Leichenbeſchau. (Bdg. v. 21. Febr. 
1784.) 

Steuerreftanten. Bon der zur 
Einbringung der rücftändigen Steuer: 
beträge eingeleiteten Executionsmann— 
[haft jollen den Steuerreftanten feine 
Habjeligkeiten abgenommen, und für 
die ihr gebührende Bezahlung keine 
eigenmächtige Pfändungen vorgenom: 
men werden. (R. ö. Rggs. Decr. v. 16. 
Febr. 1825.) 

— — Der biefige Magiftrat hat in 
richtiger Anerkennung der dur die 
zahlreihen Requifitionen um Aus 
forfhung der Stenerreftanten 
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diefer Polizei » Dber-Direction zuwach— 
fenden Laft den Borfchlag gemacht, man 
wolle ihm lieber die bei fämmtlichen 
Bezirtd » Directionen einlangenden 
Wohnungsanzeigen von Jahres» und 
After Barteien regelmäßig fortan mit« 
theilen, damit das Steueramt in den 
Stand gefegt werde, felbft nachzuſchla— 
gen und die fraglichen Steuerreftanten 
aufzufinden, ohne diesfalld die polizeis 
liche Hilfe in Anfpruch zu nehmen. Da 
fih nun wirklich der Vortbeil einer fol» 
hen Einrichtung für zukünftig nicht ver— 
fennen läßt, und nur darauf zu achten 
ift, daß felbe ohne überflüffige Belä- 
ftigung ins Werk gefeßt werde: jo wird 
den Bezirks - Directionen hiemit aufge: 
tragen, fhon für diefe Michgelis-Aus— 
ziebzeit die an die Hauseigenthiimer 
binauszugebenden Beränderungsbogen 
in duplo zu faffen, und den Haus— 
eigenthümern zur zweifachen Ausfüls 
lung binauszugeben, ein Eremplar ſohin 
zum eigenen Gebrauche zurückzubehal ⸗ 
ten, und das andere ungeſäumt zur 
Abgabe an den Magiſtrat vorzulegen. 
Was die Afterparteien betrifft, unter 
welchen ſich denn doch nur in den ſelte— 
neren Fällen ſteuerbare Individuen 
vorfinden, fo wird ed genügen, wenn 
die Bez. Dir. die wenigen Meldzettel 
folder Parteien ausſcheiden, fopiren, 
und die Abjchriften abgejondert mit der 
Ueberfchrift: „Steuerbare Par 
teien“ anber einjenden. Auch diefe 
Manipulation bat unverzüglih ins 
Leben zu treten, und es ift hiebei jede 
unnöthige Berzögerung forgfam zu ver- 
meiden. (Eirc, der ka k. Bol. Ob. Dir. 
v. 2. Dct. 1837 3. 13240.) 
Sticheln. Es unterliegt feinem An« 
ftande , das fogenannte Anbieten, 
Freibieten oder Sticheln als ein 
Glücksſpiel der Zahl der verbotenen 
Spiele anzureiben, und mit der für 
verbotene Spiele beftebenden Straf: 
fanction zu belegen. (Hflzl. Decr. vom 


Stiebich. 


13. Det. 1825 3. 30872, an die Ob 
der Ennfilhe Reg. Vdg. der o. ö. Reg. 
vom 2. Nov. 1825 3. 25772. Krop. 
Gef. Kranz. 51. Bd. ©. 136.) 

Stiebich, ſ. Kohlen : Ausmaß, 
Kohlenverfauf, Maß. 

Stiefelteru gehören nicht unter 
jene Anverwandte, die gejeplih zur 
Berichtigung der Verpflegsgebühren für 
ein in eine öffentliche Krankenanftalt 
aufgenommenes Stiefkind verpflichtet 
find. (Hffzl. Decr. v. 13. Febr. 1834 
3. 1896. Vdg. dern. ö. Reg. vom J. 
März 1834 3. 4772. An. ©. 8.2. 
1834, Rr. 11.) 

Stiefmutterkorn, ſiehe Mutter: 
forn. 

Stiegen, von den unterften Kellern 
bis unter das Dach hinauf, follen von 
Stein fein, f. Feuerlöſch-Drunung 
für Bien. $.4. 

Stiegenläufer, j. Bettler. (Bdg. 
v. 6, Maı 1852 $. 1 u. 6.) 

Stilete, f. Waffen. 

Stimmung, öffentliche, Wahrneh— 
mung derjelben, ſ. Polizei = Behör: 
den, Wirkungskreis $. 8. 

Stipendien, ſ. Impfung. (Hffzl. 
Deer. v. 9. Juli 1836 1. $. 13. lit. d.) 

Stoddegen, |. Waffen. 

Stöcke, Hinwegihaffung derjelben 
in der Donau, f. Donau : Strom: 
Polizeis:Borfchrift. $. 14 u. 15. 

Stoderan, j. Eifenbahn : Poli: 
zeiauffichtspoften. 

Stofflinten, |. Waffen. 

Stockſtreiche, ſiehe Körperliche 
Züchtiguug. 

Stockwerke, Geſtattung des Um— 
baues eines fünften oder höheren Stock— 
werfes in Wien, ſ. Bauführungen. 

Stollgebühren. Entrihtung von 
Seite der afatholijhen Seelforger an 
die katholiſchen Beiftlihen, j. Akatho⸗ 
lifen. (Vdg. v. 30. Jän. 1849.) 

‚Stoll:Patent, |. Leihenbegäng- 
niſſe. 
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Störerei. Alle Störer und Win« 
felarbeiter , wenn fie im ordentlidhe 
Zünfte nicht einverleibt (jetzt nicht be= 
fugt) find, find weder auf dem Laube, 
noch auf den Freigründen in Städten 
und Borftädten und auch von dem 
Stadtmagiftrate aufbürgerlihen Grün- 
den und Häufern zu dulden. (Hand- 
werksgener. v. 19. April 1732 $. 9. 
Bdg. v. 19. Mai 1791.) 

— — Gtörerei ift nicht zu dulden, 
und dabei mit den ſchon vorgefchriebe- 
nen Abhilfsmitteln vorzugehen. (Hof- 


Bdg. v. 16. Jän. 1795.) 


— — Benn Baaren und Werf- 
jeuge der Handwerksleute wegen Ge— 
werbsftörung in Beichlag genommen 
werden , find felbe künftig nicht mehr 
dem, fih zur Ablöfung von derlei 
Waaren und Werkzeugen berbeilafen- 
den Handwerker unmittelbar zu über: 
laffen, fondern diefe Sachen find immer 
nah vorläufiger ordnungsmäßiger 
Schätzung, bei einer anzuorenenden 
Berfteigerung nur den Meiftbietenden 
bintanzugeben, und fodann das gelöfte 
Geld entweder in Commiffum zu erfen- 
nen, oder bei eintretenden rudjichte- 
würdigen Umftänden, dem Beklagten 
deduelis deducendis gegen Beſcheini— 
gung zu erfolgen. (N. ö. Rggs. Vdg 
v. 20. Mär; 1806.) 

— — Der Antrag des Wiener Ma— 
giftrates, daß überhaupt jenes Mittel, 
welches irgendwo einen Störer vermu— 
thet,, fih zu dem Grundgerichte des 
Grundes, auf welchem derfelbe wohnt, 
begeben, diefes jodann, mit Beiziehung 
des Mittels, fich zu dem vermeintlichen 
Störer verfügen, von ihm die Borzeis 
gung feines Befugniffes verlangen, und 
falls er fich nicht auszuweifen vermöchte, 
die Sperre feiner Arbeit vornehmen, 
hiervon aber ſogleich an den Ma: 
giftrat oder die Herrſchaft, die 
es betrifft, die Anzeige machen ſoll, 
damit unterfucht werde, ob der Anger 
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zeigte in der Arbeit fortfahren könne 
oder nicht, wurde zuerft unterm 25. 
Juni 1811 von der Stadthauptmann- 
ſchaft ale ganz ordnungsmäßig gench: 
miget. Nach diefer Verordnung wurde 
jedoh den Innungs-Vorſtehern nicht 
erlaubt, Hausunterfuhungen bei Stö- 
tern für fich allein vorzunehmen, nod 
weniger aber Werkzeuge oder Yabricate 
bei ihren Befhäftigungen in Beſchlag 
zu nehmen, am wenigjten aber Arreti- 
zungen zu veranlaffen, da diefed Alles 
obrigkeitlihe Amtshandlungen find, 
welde den Mittelsvorjtehern niemals 
zuſtehen können, und die nach dem An—⸗ 
trage des Wiener Magiftrated an die 
Grundgerihte in der Hinficht übertra- 
gen wurden, damit die Unterfuchung 
beſchleunigt, und verhütet werde, daß 
nicht während der Zeit, welche verftrei- 
hen müßte, wenn erjt eine fehriftliche 
Anzeige an den Magiftrat zu machen, 
und von diefem ein Auftrag zu erlaffen 
wäre, die Geräthe und Fabricate, welche 
gegen den Störer zeugen, binwegge- 
ihafft, und fomit die Führung des Be» 
weiſes gegen denjelben unmöglich ger 
macht werde. Bei diejer Einleitung 
wurde den Mitteldvorftehern nicht das 
Recht eingeräumt, dieſe Örundunter- 
fuhungen , Befchlagnehmungen und 
Arretirungen ohne alle obrigfeitliche 
Affiftenz , ganz eigenmächtig für ſich 
vorzunehmen. Aehnliher Unfug wurde 
vielmehr abzuftellen befohlen , und die 
Borfteher für alle derlei eigenmächtige 
Handlungen verantwortlih gemadıt. 
Uebrigend war in der Entſcheidung v. 
25. Juni 1811 von demjenigen, was 
bei Auffuhung der Störer in der in: 
nern Stadt zu geſchehen hat, feine 
Rede. Inzwifhen folgt aber von jelbft, 
daß, wenn ſchon in den Vorftädten die 
Aſſiſtenz einer obrigkeitlihen Perſon, 
nämlich des Grundgerichtes, gefordert 
wird, noch weniger den Innungsvors 
Rehern erlaubt fein önne, eigenmäd- 
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tige Hausunterfuhungen in der im: 
nern Stadt vorzunehmen, und da 
für die Stadt feine andere erfte Local: 
Behörde als der Magiftrat befteht, jo 
ergibt ſich hieraus eben fo die Folge, 
dag, wenn die Vorſteher bei einem 
Störer in der innern Stadt die Haus— 
unterfuchung nothwendig finden, fie 
diejes vorläufig dem Magiftrate anzeis 
gen, und die Abordnung einer obrig- 
feitlihen Perfon, welche im Namen des 
Magiftrates die Amtshandlung vorzu- 
nehmen bat, anſuchen müffen. (Decr. 
der Wiener Stadthauptm. vom 14. 
Febr. 1815.) 

Störerei. Bei Gelegenheit, als die 
Frage zur Sprache fam, welde Map- 
regeln zur Hintanhaltung der Störer 
und deren Beftrafung zu wählen find, 
genehmigte die Landesftelle unterm 8. 
Jan. 1816 das von der Stadthaupt- 
mannſchaft eingeleitete Verfahren, und 
verordnete, daß es noch ferner bei der 
Anordnung v. 25. Juni 1811 zu ver- 
bleiben, und jede Amtshandlung gegen 
diefelben nur mit Beiziehung des 
Grundgerihtes Statt zu finden 
babe, jedoch ſei niemals zuzugeben, daß 
zu den häuslichen Unterfuhungen le— 
diglich Gerichtsdiener, oder wohl gar 
Grundwächter verwendet werden. Bei 
dieſem Verfahren wider die Störer hat 
8 zu verbleiben. Jedoch hat fidy die, 
durch das Grundgericht vorzunehmende 
bäuslihe Unterfuhung lediglih auf 
die Gonftatirung des Factums, ob, und 
auf was Art die Störerei wirklid bes 
gangen wird, und auf eine allfällige 
Inventirung und Beichreibung der vors 
gefundenen Waaren, Geräthſchaften, 
Werkzeuge und dergleichen zu erſtrecken, 
niemals aber darf fie ſich auf wirkliche 
Beihlagnehmungen, Zerftörungen von 
Gegenftänden oder perfönliche Verhaf-⸗ 
tung ausdehnen, und es hat dıcsfalls 
insbefondere dabei zu verbleiben, daB 
nämlich zu ſolchen häuslichen Unter 
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fuhungen niemals lediglih Gerichte: 
diener oder wohl gar Grundwächter 
verwendet werden dürfen. Die grund: 
gerichtliche oder ortsobrigkeit— 
liche Perſon, welche die häusliche Un- 
terfuhung vornimmt, bleibt für alle 
dabei vorfallenden Acte ftrenge verant— 
wortlih. Der Befund einer ſolchen Un— 
terfuhung ift jedesmal, er mag zu ei— 
nem Refiltate geführt haben oder nicht, 
der Dbrigkeit anzuzeigen, umd Dies 
felbe bat fodann hierüber nah Recht 
und Billigfeit ſowohl gegen die übers 
wiefenen Störer, als aud gegen die 
Zünfte, wenn fie muthwillig die häus— 
lihe Ruhe ftören,, ein förmliches Er— 
kenntniß salvo recursu, an die höheren 
Behörden zu erlaffen. Bor Schöpfung 
eines ſolchen Erkenutniffes ift der Bes 
fhuldigte, wie es fich von felbft ver 
lebt, vor die Obrigkeit perfönlid 
vorzufordern,, und zu verhalten, fich 
über fein Befugnig gehörig auszuwei— 
fen. Iſt er bei einer Befchaftigung, zu 
deren Betrieb eine eigene Erlaubniß 
gefordert wird, nicht im Stande, fi 
durch ein erhaltenes Befugniß aus zu— 
weifen, fo ift demfelben, ed mag die 
wirflih ausgeübte Störerei durch Ge— 
ſtändniß oder anderweitige Beweiſe 
dargethan ſein, oder nicht, die kunftige 
Ausübung zu unterſagen, zugleich iſt 
ihm auch 

1. bekannt zu machen, welche Ahn— 
dungen oder Beſtrafungen ihm wider— 
fahren würden, falls er künftighin das 
angefochtene Gewerbe ausüben ſollte, 

2. iſt ihm aber auch ausdrücklich zu 
bedeuten, daß es ihm unbenommen ſei, 
wenn er auf die Erlangung eines Be— 
fugniſſes einen Anſpruch zu haben 
glaubt, ſolches bei der gehörigen und 
ihm namhaft zu machenden Behörde im 
ordentlichen Wege, salvo recursu an— 
zuſuchen, daß er ſich jedod vor erlang- 
ter und zu Rechtskräften erwachfener 
Befugniß-Ertheilung aller Ausübung 
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unter der oberwähnten Bedrohung zu 
enthalten habe. (NR. 6. Rggs. Bei. v. 
19. Det. 1816.) 

Störerei. Die Landesſtelle hat 
erinnert, daß es feinem Anftande uns 
terliege , diefe in Anfehung des Ber: 
fahrens gegen die Gewerbsftörer zu er— 
lafjende belehrende Berordnung in Drud 
legen zu laffen. Uebrigens bleibe es 
auch dem Gutbefinden desjenigen, dem 
die Unterfuhung aufgetragen wird, 
wenn er es zur Erhebung des Kactums 
unumgänglich nothwendig findet, über- 
laffen , fih auch ein Nebenzimmer oder 
ein verſperrtes Vehältnig öffnen zu 
laffen, und es fei nur der Unterfuhende 
anzumeifen, bei ſolchen Erhebungen 
mit der gehörigen Bejcheidenheit und 
Klugheit vorzugehen, und er ift bei je— 
dem dabei vorfallenden Act verantwort« 
lih. Es fer endlich auch der Natur der 
Sache und dem Gefhäftsgange ange: 
meſſen, daß die Anzeige über das Re— 
fultat einer folhen Unterfuhung immer 
gleih von demjenigen, der fie leitet, 
von Amtswegen gemadt werde. In— 
deffen ift es dem Magiftrate überlaffen, 
von der Innung oder der Gewerbs— 
claffe, welche eine ſolche Unterſuchung 
verlangt, einen in das ftädtifhe Kam— 
meramt einzufließenden, der beftehenden 
Tarordnung angemefjenen Tarbetrag 
abzufordern. (Beſch. der n. 6. Reg. v. 
4. Febr. 1817.) 

— — Der Wiener Magiftrat machte 
in Gemäßheit der oben erwähnten 
Verordnungen folgende Richtſchnur 
befannt: Den Innungen und Gewerbes 
leuten find zwar häusliche Unterſuchun— 
gen bei vermeinten Störern vorzuneh— 
men geftattet,, jedoch unter folgenden 
Borfibten: 

1. Sol von einer Innung oder Ger 
werbsclaffe weder durch ihre Borfteber, 
noch durch andere Gewerbsgenoſſen 
allein, eine häusliche Unterſuchung bei 
einem vermeinten Störer vorgenommen 
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werden, fondern diefelbe in den Bor 
ſtädten jedesmal in Gegenwart des 
Grundrichterd, oder eines Gerichtäbe- 
fißerd , in der Stadt aber im Bei— 
fein einer abgeordneten obrigkeitlichen 
Perſon geſchehen, und zu diefem Ende 
die Innung oder Gewerbsclaſſe, welde 
eine Störer-Unterfuchung einleiten will, 
in der Stadt bei dem Magiftrate, in 
den Vorftädten aber bei den Grundges 
richten fih vorläufig mündlich melden. 
Hiebei ift aber ausdrücklich verboten, 
daß zu folden Unterfuhungen blos 
Gerichtödiener, oder wohl gar Grund» 
wächter, verwendet werden. 

2. If die Unterfuhung mit Be: 
fheidenheit , und ohne muthwillige 
Störung der häuslichen Ruhe vorzu— 
nehmen, und hat fi felbe nur auf den 
Thatbeftand, ob mämlich der ver 
meinte Störer nicht mit einem Arbeits» 
Befugniffe und Ermwerbsfteuerfcheine 
verfeben ift, und beim Mangel diefer 
Urkunden, ob, und auf welche Art das 
Stören wirklich ausgeübt wird? dann 
auf eine Inventirung und Beſchreibung 
der vorgefundenen Waaren, Geräth: 
haften, Werkzeuge u. dgl. zu erſtrecken, 
keineswegs aber fih auf eine Befchlag- 
legung oder wirkliche Beihlagnehmung, 
dann Zerftörung der Gegenftände oder 
perfönliche Berhaftung auszudehnen. 
Die eine ſolche Häusliche Unterfuhung 
vornehmende obrigkeitliche cder grund— 
gerihtlihe Perſon ift für alle dabei 
vorkommenden Handlungen ftreng ver: 
antwortlid. 

3. Hat, wenn eine Inventirung und 
Beſchreibung der Waaren, Geräthſchaf— 
ten, Werkzeuge u. dgl. gefchehen ift, die- 
felbe nicht nur die jene Unterfuhung 
leitende obrigkeitlihe und grundgericht« 
lihe Berfon, fondern auch der betrof- 
fene Störer zu unterfchreiben , oder 
diefe mit feinem Handzeichen zu verfehen. 

4. Soll endlich über eine jede ſolche 
Unterfuhung eine fchriftliche Anzeige, 
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die den Bor- und Gefhlehtenamen: 
dann Aufenthaltsort des Unterfuchten 
enthält, und welcher die aufgenommene 
Beſchreibung beigefhloffen ift, fogleich 
beider Obrigkeit eingereicht, und 
von derfelben die weitere Verhandlung 
und Entfcheidung abgewartet werden, 
(Br. Magiftr. Circ. an fümmtl. Wr. 
Iun. v. 27. Febr. 1817.) 

Störereien find Hauseigenthümer 
in ihren Häufern zu überwachen nicht 
verpflichtet, noch wegen Störung Je— 
manden die Wohnung aufzufündigen. 
(Hfkzl. Decr. v. 19. Juli 1822. Barth. 
Erganzb. ©. 61 u. 62.) 

— — Aus Anlaß des vorgekomme⸗ 
nen Falles, daß von Geite einer Bez. 
Dir. dem Innungs-Vorſteher der bür- 
gerlihen Sattlermeifter auf fein Anſu— 
hen zur Einziehung von Sattlergefel- 
len, welche der Gewerböftörung bein- 
zichtigt waren, die Aſſiſtenz zugeftan- 
den worden ift, hat die k. E. n. ö. Land. 
Reg. mit Decr. vom 27. vor. u. 9. d. 
M. 3. 35856 aufgetragen, den ſämmt— 
lichen f. k. Polizei:Bezirkd- Directionen 
einzubinden, daß diefelben den In— 
nungs-PBorftebern, welche nad 
der beftehenden Vorſchrift v. 4. Febr. 
1817 nicht felbft eine Amtshandlung 
gegen Gewerbäftörer vorzunehmen be— 
rechtigt find, indem ſolche Unterfuhun« 
gen nach vorläufiger Anzeige in den 
Borftädten von dem Örundge 
rihte, inder Stadtvom Magi— 
ftrate zu geſchehen haben, in Hinkunft 
zum erfterwähnten Zwecke feine Aſſi— 
ftenz zu leiften, fondern fih genau an 
die angeführte Ordnung zu halten 
haben. Wovon die fämmtlihen Pol. 
Bez. Dir. zur Wiffenfhaft und künfti— 
gen Darnachachtung verftändigt wur: 
den. Pol. Ob. Dir. Eirc. v. 21. Aug. 
1825. 3. 4546.) 

— — Affiftenzleiftung der Polizeir 
Behörde bei Gewerböftörungen , fiehe 
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Stoßringe, fiche Rauf: und 
Stofringe. 

Stoß: und Preßwerke. Die Be- 
forgniß, als wenn durd die 88. 84 u. 
85 des Str. G., wodurd die Haltung 
fogenannter Stoß. und Preßwerke ohne 
aehörige Erlaubnig unterfagt wird, der 
Kunftfleiß und die Induftrie gehemmt 
wiirde, bat feinen Grund nicht in dem 
Sinne diefer Anordnung , denn das 
Geſetz, welches derlei Werke ohne Er- 
laubniß bei Haufe zu haben unterfagt, 
und die Entgegenbandlung als eine 
ſchwere Polizei » Uebertretung beftraft, 
beabfihtigt nur die Berbinderung 
des Mißbrauches, der davon gemadht 
werden kann. Es ift in Folge diefer 
88. nicht ein Stoß- oder Preßwerk zu 
haben, fondern ſolches ohne Er- 
laubniß der Behörden geheim 
zu haben. eine ſchwere Polizei » Ueber: 
tretung. Sind Stoß: und Preßwerke 
zur Betreibung eines Gewerbes noth— 
wendig, fo if, da Gewerbe und Fabri— 
fen ohne obrigkeitlihe Bewilligung 
ſelbſt nicht betrieben werden dürfen, in 
diefer Bewilligung auch ſchon 
jene zum Stoß- und Preßwerke 
mitbegriffen, weil man demjeni« 
gen, dem man die Sadhe eingeftebt, 
auch die erforderlihen Mittel und 
Merk » Mafhinen nicht verfagen darf, 
folglich der Fall einer Verbeimlichung 
nicht vorhanden ift. Wenn fi indeffen 
die Regierung dadurd nicht beruhiget 
glaubt, fo bleibt ihr zum Weberfluffe 
unbenommen, die Einleitung zu treffen, 
daß bei Bewilligung foldher Gewerbe, 
zu deren Betreibung Stoß- und Prep- 
werfe nöthig find, der betreffenden 
Maſchinen namentlih Erwähnung ger 
macht, und darüber die Bewilligung 
ausdrücklich erteilt werde. (Hfkzl. D. 
vom 2, Juni 1807 3. 10427, an die 
n. ö. Reg.; n. ö. Rggs. 3. 20271.) 
— — f. Druckpreſſen. 

Strafamtshandlungen der Po— 
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ligei: Berirfe-Gommiffariate,, ſ. Poli⸗ 
zei = Uebertretungen. 

Strafausmaf, in den der polizeis 
lihen Strafamtsbandlung vorbehalte: 
nen Uebertretungsfalle kann die Strafe 
auch unter dem geſetzlichen Ausmaße 
beſtimmt werden, ſ. Polizei = Ueber: 
frefungen. 

Strafe, gegen die Webertretungen 
der Bauordnung, f. Bauordnung für 
Bien $. 30. Bauordnung für Böh- 
men $. 67. 

— — bei Hebertretung der Strom- 
Polizei = Vorfhriften,, fiebe Donan- 
—— 88. 25 
bis 2 

— — gegen die Direction und die 
Mitglieder der Eiſenbahn- Unterneh: 
mung, f. Eifenbahn:Betriebs:Drb: 
nung. $$. 85, 86. 

— — bei Uebertretungen der Elbe: 
Schifffahrts-Vorſchriften, ſ. Elbe: 
Schifffahrt. (Vdg. v. 2. Jän. 1846. 
$. 30.) 


— — Gtrafertenntniffe gegen Ci— 
vilperfonen bei Beihädigungen forti« 
ficatorifcher Werke und Pflanzung find 
von den politifchen Behörden zu fällen. 
S. Fortificatorifhe Werke und 
Pflanzungen. 

— — gegen die evangelifche Geift- 
lichkeit ift nur im Einvernehmen mit 
der kirchlichen Oberbehörde zu verhän— 
gen, f. Geiftliche. (Bdg. v. 14. Febr. 
1852.) 

— — bei Unterlaffung der Ber- 
fverrung der Gewölbe in Wien, fiche 
Gewölbe. 

— — die Amtögewalt der politi- 
fhen und Polizei » Bebörden in Boll- 
ftrefung von Verfügungen und Er» 
fenntniffen, fiebe Politifche Obrig: 
feiten. 

— — darf feine von der Polizei— 
Behörde ohne vorläufige Aufnahme 
eines Conftitutes verhängt werden, f. 
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Strafe, Bemeffung derfelben bei 
einfachen Uebertretungen, f. Polizei: 
Webertretungen, Vdg. v. 30. Sept. 
1806 und politifche Obrigkeiten, 
Vdg. v. 14. Aug. 1853. $. 3. 

— — ridfihtlih der Uebertretun— 
gen der Strompolizei-Ordnung 
für Galizien. f. Strompolizei-DOrd: 
nung für Galizien. 88. 47—51. 

— — in Betreff des Winkelſchan— 
tes, ſ. Winkelſchank. 

— — ſ. Beamten-Distiplinar⸗ 
Strafe. 

— — ſ. Geldſtrafe. 

— — ſ. Gewerbsverluſt. 

Straferkenntniſſe, ſiehe Geld: 
ſtrafen. 

Strafgelder. Mit dem Beginne 
des Verwaltungéjahres 1843 wird die 
a. h. anbefohlene Vereinigung der 
fämmtlichen Armenfonde in einem allge: 
meinen Verſorgungs-Fonde und die 
Uebergabe desfelben an den Wiener 
Magiftrat erfolgen. Da zu den Zuflüf- 
fen des bisherigen Armen » Inititute- 
fondes auch die Strafgelder gehören, 
fo hat die k. £. Pol. Ob. Dir. vom 1. 
Nov. 1842 an diefe Gelder an den 
Wiener Magiftrat für den allgemeinen 
Perforgungsfond abzuführen. (Deer. 
der f. f. n.ö. Reg. vom 16. Det. 1842 
3. 59011.) 

— — polizeilide, find an den Ar- 
menfond abzuführen, ſ. Geldftrafen. 

— — Umfeßung der polizeilihen 
GSeldftrafe in Conv. Mze. f. Geld: 
ftrafen. 

— — wegen Straßen » Polizei 
Uebertretungen, |. Straßen: Polizei: 
Uebertretungen. 

— — f. Geldftrafen. 

Strafgefes, f. Geldftrafen. 

Strafgewalt gegen katholiſche 
Geiſtliche, f. Kirche. 

— — Dieciplinar-Strafgewalt der 
politifhen und polizeilihen Behörden, 
f. politifde Obrigfeiten, 
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Strafgemwalt der Bolizeibehörden 
in einfachen Polizei » Webertretungen, 
fiehe Polizei-Webertretungen. 

Strafhans. Die Auffiht über die 
aus den Strafbäufern entlaffenen In— 
dividuen betreffend, f. Sträflinge. 
Sträflinge. 

Strafhansfond, Beitrag für den- 
felben, ſ. Bälle. 

Strafhans : Berwaltung. Die 
von der Regierung beantragte Ermei- 
terung des Wirkungsfreifes der hiefigen 
Provinzial-Strafhaus-Berwaltung in 
Disciplinar-Källen wird in der Art bes 
flätiget, daß der Strafhaus-Berwalter 
für den Fall der eingetretenen ftrengen 
Nothmwendigkeit zu ermächtigen fei, das 
Falten bis auf 8 Tage, das Ktumm—⸗ 
fhliegen und Anketten an die Erde, 
endlich die körperliche Züchtigung, je— 
doch nur bis auf zehn Stock- oder Ru— 
thenftreiche zu verhängen , jedoch hat 
derfelbe jede ſolche fein bisheriges 
Strafreht überfhreitende Strafver: 
hängung immer fogleih der k. k. Re 
gierung anzuzeigen. (Hfkzl. Decr. vom 
13. Märı 1845 3. 17,257. P. ©. 
27. Bd. Nr. 45.) 

— — Anwendung der förperlichen 
Züchtigung als Disciplinarftrafe, fiehe 
körperliche Züchtigung. 

— — deren Wirkungskreis in Fäl- 
len der von den Sträflingen begange: 
nen ſchweren BolizeisHebertretungen, ſ. 
Sträflinge. 

Sträflinge. Damit die aus den 
Straförtern in Wien und auf dem fla- 
hen Lande in Niederöfterreich entlaffe: 
nen Verbrecher oder ſchwere PBolizei- 
Uebertreter der Bolizei-Ober-Direction 
zur ſchnellen Kenntniß gebracht werden, 
find die von der Bolizei-Ober-Direction 
entworfenen tabellarifhen Formulare 
immer gleih nad beendigter Unterfu- 
hung vom Unterfuhungs « Gommiffär 
auszufüllen, wo übrigens in Hinficht 
der Aufführung des Sträflinge wäh: 
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rend der Strafzeit die Verwaltung des 
Strafhaufes die darauf fich beziehenden 
Rubriken nachzutragen haben wird. Die 
ausgefüllten Tabellen find längſtens 
binnen 14 Tagen vor dem Austritte 
des Sträflings, oder wo die Strafzeit 
fürzer ift, in der angemeffenften fürzes 
ften Frift bier in Wien der Polizei— 
Dber-Direction, am flachen Lande aber 
jenen Dominien, in deren Bezirke ſich 
die aus dem Arrefte entlaffenen Sträf- 
linge nach erhaltener Freiheit aufzuhal— 
ten Willens, oder genöthiget find, zus 
zufenden. Die Polizei-Behörden und 
beziebungsweife die Drtsobrigkeit has 
ben fodann die erforderlihe Aufmerf- 
famfeit auf folde Individuen zu ver 
wenden, fie in ununterbrocdhener Auf: 
fiht zu erhalten und bei Aenderung 
des Wohnungd-Bezirkes gleich dieje- 
nige Behörde, in deren Bezirk der ent« 
laffene Sträfling übertritt, zur gleich 
mäßigen Auffiht anzumeifen. (Hfkzl. 
Deer. vom 17. Det. 1811. Krop. ©. 
Franz 37. Bd. ©. 156.) 
Sträflinge. Den laut Hfkzl. Deer. 
v. 21. März 1813 3.2506 eingeführ- 
ten Ausfunftstabellen wurde eine ver: 
befferte und gleihförmige Form gege: 
ben und die bis dahin nur auf Erleich- 
terung der Polizei» Auffiht gerichtete 
Abſicht wurde auch auf die Zwede der 
Strafhäufer und zwar vorzüglich auf 
die Wahl der Beſſerungsmittel nach der 
Gernüthebefhaffenheit des Sträflings 
auggedehnt und hiefür ein eigenes For- 
mular von beftimmtem Format vorges 
fhrieben. (Hfkzl. v. 15. Nov. 1821 
3. 32370. Vdg. des böhm. Gub. v. 
10. Jin. 1822 3. 64787. Vdg. der 
n. 6. Reg. 0.11. Dec. 1821 3.57653 
n. ö. PBrov. ©. ©. 3. Bd. Nr. 367.) 
Sträflinge, hinſichtlich der, wurde 
das Prager Eriminalgericht angewiefen, 
die vorgefchriebenen Auskunftstabellen 
bei Aslieferung der Sträflinge und der 
ab instantia losgeſprochenen Inquiſi— 
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ten immer von Fall zu Fall der k. f. 
Stadthauptmannfchaft mitzutheilen, fo 
wie auch nur an diefelbe die entlaffenen 
Sträflinge und ab instantia losgefpro- 
henen Inquifiten zur weitern Beför- 
derung abzuliefern. (Hfkzl. Decr. vom 
14. Jan. 1824. Verordnung des böh— 
mifhen Sand’ Gub. v. 31. Jan. 1824. 
Krop. Gef. Fr. 49.23. ©. 131.) 

Sträflinge. Um den Zweck der vor⸗ 
geichriebenen Auskunfts-Tabellen 
über die aus den Strafhbäufern 
von Zeit zu Zeit entlaffenen 
Verbrecher zu erreichen, nämlich die 
aus den Strafhäufern entlaffenen Ins 
dividuen in fteter Evidenz zu erhal« 
ten, ihr Betragen zu beobachten, fie zu 
erlaubten Erwerbszweigen anzubalten, 
und bei eintretender Nachfrage über fie 
eine beftimmte Auskunft ertheilen zu 
fönnen, findet das kak. Landes-Guber— 
nium einverfändlih mit dem k. k. Ap— 
pellationdgerichte die Führung eines 
eigenen, mit einem Inder zu verfehen: 
den Vormerkbuches über die gedachten 
Tabellen mit dem Beifaße anzuordnen, 
daß diefed Vormerkbuch von Zeit zu 
Zeit durchzuſehen, und darin die über 
ein oder anderes Individuum gemadh- 
ten Wahrnehmungen anzumerken feien. 
(Bdg. des f. böhm. Randes-Gub. vom 
8. Febr. 1826 3. 5419. Krop. ©. ©. 
Br. 52 Nr. 36. 

— — Mit Regierungs-Berordnung 
vom 9 Mär; 1821 3. 9452 wurde 
den politifchen Obrigkeiten aufgetragen, 
über diejenigen Sträflinge, welche die 
Landgerichte zur Vollſtreckung ihrer 
Strafe in das Provinzial» Strafhaus 
abliefern, in der Anmerkung der an die 
Strafhaus-Berwaltung einzufendenden 
Motiz- Tabelle jedesmal das politifche 
Erkenntniß der Ortsobrigfeit, was nad 
ausgeftandener Strafe mit dem Sträf- 
linge geſchehen foll, und wohin er, 
wenn er in dem Straforte in Polizei- 
Rückſicht nicht follte belaffen werden, 
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und in welcher Art er dahin gewieſen 
werden foll, beizufegen. Dadurch ift 
den politifhen DObdrigfeiten, wenn der 
Sträfling in das Ausland abgejcho: 
ben werden fol, zur Pflicht gemacht, 
einen Zuftändigfeitsausweis über fein 
auswärtiges Heimathsrecht vorzulegen 
und fi Ddenfelben vor der politifchen 
Erkenntniß der Abfchiebung nöthigen- 
fall® mittelft Correſpondenz von der 
auslandifhen Behörde, wohin er ge— 
{hoben werden foll, zu verihaffen, 
weil ohne diefen Zuftändigkeitsaus: 
weis ein folder in das Ausland ab— 
geihobener Menſch an der Grenze von 
der ausländifchen Behörde micht über: 
nommen wird. Die politifchen Obrig- 
feiten würden auf das ftrengite verant— 
wortlid bleiben, wie der aus der Strafe 
getreiene Sträfling neuerdings aud 
ihrem Verſchulden bis zur Herbeifchaf: 
fung des Domicilausweifes in Arreft 
behalten werden müßte. (Berordnung 
der n. öfterr. Regierung vom 15 San. 
1827 3. 1738. R. ö. PBrov. ©. ©. 
9. Thl. Nr. 17.) 

Sträflinge. Betheilung der: 
felben mit Geld oder Klei— 
dungsftüden. Der Strafhaus-Ver— 
waltung wurde Folgendes erinnert: 

1. Ienen aus dem Strafhaufe tre— 
tenden Perſonen, welche in die freis 
willige Arbeitsanftalt zu kommen ha- 
ben, fann feine Geldbetheilung bewil: 
liget werden, weil fie dafelbft ohnehin 
ihre Verpflegung finden. 

2. Es kann nie die Abficht fein, die 
Sträflinge bei ihrem Austritte ganz 
neu zu Eleiden, fondern ihnen nur jene 
nothwendigften Kleidungsjtüde zu ge 
ben, die fie gar nicht, oder doch in ganz 
zerlumptem Zuftande haben. Wo da- 
ber bei einem Sträflinge immer ein 
Kleidungsſtück im tragbaren Zujtande 
vorhanden ift, kann ihm fein anderes 
neues gegeben werden. 

3. Beſonders ift diefes bei den Män- 
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nerröcen und Weiberröden zu beobach— 
ten, weil diefe Kleidungsſtücke am 
theuerften find. ; 

4. Keinem austretenden Sträflinge 
ift daher künftig ein Frack oder ein 
MWeiberüberrod, fondern es find ihnen, 
wenn der wirkliche Nothfall mit Rück— 
fiht auf die Bemerkung ad 2) vorhan— 
den ift, Jacken umd Gorfetten zu geben. 

5. Ueberhaupt hat die Verwaltung 
daranf zu fehen, daß die monatlichen 
Unterflüßungen aus dem Betheilungs- 
Fonde im Durchſchnitte den Betrag 
von 40 fl. E.M. nicht überfteigen, da— 
mit mit den Einkünften des Fondes 
ausgelangt werde. (Bdg. der n. 0. Reg. 
vom 19. März; 1827 3. 14683. R. ö. 
Prov. G. S. BP. 9. Nr. 101.) 

Sträflinge. Bon der mit dem Rggs. 
Decrete vom 26. Detober 1816 Zahl 
40831 anbefohlenen Borlegung von 
vierteljähbrigen Ausweifen 
über die aus den Straforten 
entlaffenen Sträflinge hat ee 
abzufommen, dafür ift aber Sorge 
zu tragen, daß vorgefchriebenermaßen 
rückſichtlich der nach Wien zu entlaffenden 
Sträflinge von deren Entlaffung die k.k. 
Pol. Ob. Dir. in Wien, rüdfihtlid der 
in ihre Heimat auf dem Lande zu entlaf- 
fenden Sträflinge die Dbrigf. der Heimat 
in Kenntniß gefegt werden. (Hfkzl. D. 
v. 23. Dec. 1830 3. 29558. Reggs. 
Vdg. v. 4. Jän. 1831 3. 256. N. ö. 
Prov. G. ©. 13. Th. Nr. 1.). 

— — Es ift vorgefommen, daß in 
den Strafhäufern in jenen Fällen, wenn 
von den Sträflingen Berbre 
chen oderſchwerePolizei-Ueber— 
tretungen begangen werden, bei 
deren Beſtrafung ſich nicht gleichförmig 
benommen werde. Um diesfalls ein gleich— 
förmiges Berfahren einzuleiten, haben 
Se. f. k. Majsftät mit a. h. Eutſchließ. 
vom 27. April 1833 anzubefehlen ge- 
ruht, daß, infofern von Sträflingen 
ein Berbrechen begangen eg fogleich 
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das betreffende Eriminalgericht zur vor⸗ 
zunehmenden weiteren gefeglihen Amts— 
handlung in die Kenntniß zu feßen fei. 
In dem Falle aber, wenn von einem 
Sträflinge während der Strafzeit eine 
fhwere PolizeisMebertretung begangen 
würde, bat die betreffende Behörde, 
welche die unmittelbare Aufficht über 
das Strafhaus bat, die Unterfuhung 
fogleih vorzunehmen, und nad herge: 
ftelltem Beweife der Schuld auf eine 
den Umftänden und Berhältniffen an: 
gemefjene correctionelle Strafe zu er- 
fennen, welche möglihft ſchnell auf das 
Vergeben zu folgen bat. (Hfkzl. Deer. 
vom 17. Mai 1833 3. 10315. N. 6. 
Neggs. Vdg. v. 17. Junius 1833 3. 
32182. Prov. G.S. 15.30. 3.1833 
Nr. 117.) 

Sträflinge. In die Ausfunftstabel: 
len überdieausdem Strafhaufe zu ent- 
laffenden Sträflinge ift in einer eige: 
nen Rubrik noch einzubeziehen: was 
der Sträfling während der GStrafzeit 
für eine Arbeit oder für ein Gewerbe 
erlernt hat, mwodurd den Dbrigfeiten, 
welchen die zu entlaffenden Sträflinge 
angehören, die ihnen obliegende Sorge 
für die nothwendige und zweckmäßige 
Befhäftigung durch Eröffnung ſicherer 
Ermwerbäquellen für die heimgefehrten 
Sträflinge bedeutend erleichtert wird. 
(Vdg. des böhm. Bub. vom 22. Juni 
1833 3. 13283.) 

— — entlaffene, deren Ueberwa— 
hung. Schon nah der am 16. Febr. 
1809 3. 2332 in Folge Hofkanzlei- 
Derreted vom 23. Dec. 1808 Zahl 
24652, an die k. Kreisämter erlaffenen 
Bubernial » Berordnung haben Seine 
Majeftät bei dem Umftande, daß meh— 
tere Fälle vorgefommen find, wo die 
Sicherheit und das Cigenthum durd 
Sträflinge, welche theils entlaffen 
wurden, theils entwichen find, verlegt 
worden ift, zu verordnen geruht, daß 
Verbrecher zwar nah ausgeftandener 
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Strafe nicht weiter ihrer Freiheit be- 
raubt werden fönnen, wohl aber wäh— 
rend ihres Arrefted alles Mögliche zur 
Bewirkung ihrer Beflerung vorgefehrt, 
und feft Darauf gehalten werden müffe, 
daß die politifhen und Polizei-Behör— 
den dergleichen entlaffene Sträflinge 
in firenge Auffiht nehmen, und mög- 
ih forgen, damit fie durch Müffig- 
gang der bürgerlichen Gefellihaft nicht 
wieder fhädlich werden. Dieſe höchſte 
Verordnung, wurden die Kreisämter 
beauftragt, fammtlichen obrigkeitlichen 
Aemiern und Magiftraten zur genauen 
Befolgung mit dem Bedeuten befannt 
zu machen, daß fie unter Dafürbaftung 
und ſchwerer Berantweortung über die 
entlaffenen Sträflinge nicht nur eine 
ftrenge Aufficht zu führen, fondern auch 
ihnen bei ihrem Austritte aus den 
Strafhäufern eine ernährende Beſchäf— 
tigung zu verfchaffen und auf alle mög- 
liche Art zu verhindern haben, daß fie 
nicht dur Noth zu neuen Verbrechen 
verleitet, und zu umverbefferlichen Bö- 
fewichtern gemacht werden. Ferner wurde 
als weitere Maßregel zur Evidenzhal: 
tung der aus den Straförtern nad aus— 
geftandener Strafe entlaffenen Berbre- 
cher mit Verordnung des k. k. Appella- 
tionsgerihtes vom 29. Nov. 1813 
fämmtlihen Griminal-Gerihten die 
Führung von Ueberfihtstabel:- 
len über die Entlaffungen, fo 
wohl von riminal» Inquifiten aus 
Mangel rechtlicher Beweiſe, ald auch 
von GSträflingen nah überftandener 
Strafzeit, zur Pflicht gemacht, und 
nebftdem diefer Verordnung eine Ins 
ftruction über den Gebraud der dies- 
fälligen Tabellen beigefügt, nad deren 
5. 8. leßtere mittelft der Kreisämter 
jenen Dominien und Ortsobrigkeiten, 
in deren Bezirk fih der entlaffene In— 
quifit oder Sträfling aufhalten wird, 
zuzuftellen, erftere aber nad dem $. 6 
ſchuldig find, die erforderliche Aufmerk⸗ 
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famfeit auf ſolche Individuen zu ver- 
wenden, fie in ununterbrochener Auf: 
fit zu erhalten, und bei Veränderung 
ihres Wohnungsbezirkes gleich diejenige 
Behörde, in deren Bezirk der entlaffene 
Sträfling übertritt, zur gleichmäßigen 
Auffiht anzumweifen. Diefe Maßregel 
wurde mit der Gubernial-Berordnung 
vom 13. Jänner 1814 3. 683, in 
Folge Hoffanzleidecretes vom 14. Det. 
1813 3. 15907 aud auf die fhweren 
Polizeiübertreter ausgedehnt, und 
fämmtlihen Magiftraten und Orts— 
obrigfeiten die ftrengfte Auffiht auf 
derlei Individuen, fowie die genauefte 
Befolgung der diesfälligen Inftruction 
aufgetragen. Endlid wurde mit der 
Gubernial-Berordnung vom 31. Dct. 
1816 3. 47648 in Folge Hofkanzlei— 
decreted vom 3. Det. 1816 die ge- 
nauefte Befolgung der angeführten 
Vorſchriften wiederholt angeordnet. - 

Ungeachtet diefer allerböhfen und 
hoben Verordnungen haben doch mehr: 
fültig vorgefommene Fälle die Ueber: 
zeugung geliefert, daß die öffentliche 
Sicherheit, zumal auf dem flachen 
Lande, befonderd dadurch gefährdet 
werde, weil die politiſchen Drtsobrig- 
keiten die vorgefchriebene Auffiht über 
die entlaffenen Sträflinge und Arbeits: 
bauszüchtlinge nicht gehörig und ſorg— 
fältig genug führen und dadurch den 
Hang diefer Menſchen zum Müffiggange 
und zurandftreicherei mit allen daraus 
bervorgehenden Verbrechen nähren und 
begünftigen. Das Gubernium findet 
ſich demnach bemüffiget, die in Ddiefer 
Beziehung beftehenden obenbezeichneten 
gefeglihen Borfchriften wiederholt zur 
firengften Beobachtung, in folgender 
Art zu republiciren: 

1. Trifft der Sträfling oder Arbeite- 
haus züchtling zu der dur die Aus— 
funftstabelle feiner Drtsobrigkeit an- 
gefündigten Zeit nicht ein, fo hat felbe 
bievon fogleih die Anzeige an das 
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Kreisamt und an die Stadthauptmann- 
[haft zu machen, um hiernach unver- 
züglich wegen Eruirung des vermißten 
Sträflings oder Züchtlings die nöthi- 
gen Nahforfhungen zu pflegen, feiner 
babhaft werden und felben an feinen 
heimatlichen Beftimmungsort abliefern 
zu können, Diefer Fall kann ohnehin 
nur dann eintreten, wenn der Sträfling 
oder Züchtling aus dem Straforte nicht 
mittelft Schubes an feine Ortsobrig— 
feit befördert, fondern nur mittelft ge- 
bundener Marfchroute entlaffen wird. 

2. Sobald der Sträfling oder Zücht— 
ling in feiner Heimat einlangt, Hat 
deſſen politifche Ortsobrigkeit ernftlich 
und mit allem Eifer dafür zu forgen, 
daß Erfterer Gelegenheit finde, ſich fei- 
nen Unterhalt verdienen zu können, 
damit derfelbe nicht in die traurige 
Lage verfeßt werde, aus Noth neue 
Berbrehen begehen zu müffen, dadurch 
aus feinem, durch die ausgeitandene 
Strafe gebefferten Gemüthszuftande 
wieder in jenen der Verbrecher zurück— 
zufallen und durch diefe wiederholte 
Abftumpfung feines Gefühles für eine 
zweite Befferung vielleicht verloren zu 
gehen. 

3. Iſt der entlaffene Sträfling oder 
Züdtling ein Handwerker, fo ift dafür 
zu forgen, dag er fein Handwerk fort— 
feßen könne. Iſt dies nicht der Fall, 
oder follte zur Fortſetzung des Hand» 
werkes feine Gelegenheit eröffnet wer— 
den können, fo hat das obrigfeitliche 
Amt oder der Magiftrat fih zu bemü— 
ben, ein foldhes Individuum entweder 
bei Privaten in Dienft zu bringen, oder 
dahin zu wirken, daß der Entlaffene 
dur Arbeiten bei Landwirtbichaften, 
in Fabriken, bei Holz » Killungen, 
Straßenverbefferungen und anderen 
gemeinnüßigen Arbeiten oder ald Tag- 
löhner Berdienft finde. 

4, Iſt der entlaffene Sträfling 
oderZüdtling in ſeinem Wohn— 

18° 
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orte unter befondere Aufſicht 
in der Art zu ſtellen, daß das obrig— 
feitfihe Amt oder der Magiftrat von 
jeder feiner Handlungen, durch melde 
die öffentliche oder Privatficherheit ge- 
fährdet erfcheint, ſogleich Kenntniß er- 
halte, Diefe ſtrenge polizeilihe Auf- 
fiht fann vorläufig auf ein Jahr be— 
fhränft werden, jedoch ift diefelbe un— 
ter firenger Berantwortung auch über 
diefe Zeit und fo lange ala ed nöthig 
wird, fortjufegen, fobald das Indivi— 
duum nach feiner Befchaffenheit eine 
ftrenge Aufficht erfordert, hiezu meue 
Unläffe gibt, des öffentlihen Der: 
trauens fih unmirdig macht, ober 
wenn andere polizeiliche Gründe binzus 
treten. 

5. Während der Dauer der ftrengen 
polizeilihen Aufſicht darf fi ein fol- 
ches Individuum ohne Borwiffen umd 
Bewilligung des obrigkeitlichen Amtes 
oder des Magiftrates von feinem Auf: 
euthaltsorte nicht entfernen, nach kei: 
nem andern Orte reifen oder überſie— 
deln. Die Erlaubniß zu derlei Entfer- 
nungen oder Reifen darf nur ans drins 
genden Urfachen, und jene zu Ueberſied— 
lungen an einen andern Ort nur dann 
ertheilt werden, wenn bier eme bes 
ftimmte Nahrung und Ermwerbögelegen: 
heit nachgewieſen wird. Sn derlei Käl« 
ten ift aber auch das obrigfeitliche Amt 
oder der Magiftrat des Ortes, wohin 
fih ein foldes Individuum begibt, vor 
läufig von deffen Ankunft und perfön- 
lichen Berhältniffen genau zu unter 
richten, damit die polizeiliche Aufficht 
über dasfelbe in dem neuen Wohnorte 
in gleicher Art fortgefeßt werden 
könne. 

6. Zeigt fih ein foldes Individuum 
arbeitsfhen und bleiben die dagegen 
angewendeten polizeilihen Strafen 
ohne Erfolg, fo ifl dasfelbe zu öffent: 
lichen Arbeiten zu verwenden, und nach 
Map feiner Unverbefferlichkeit auch um 
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deffen Einfperrung in das Provinzial: 
Zwangsarbeitsbans einzufchreiten. 

7. Um fi einer genauen Befolgung 
diefer Borfchriften zu verfichern, findet 
man zugleich feftzufeßen, daß jede Ver- 
legung derfelben und jede Kahrläffig- 
feit in Beziehung auf die politifche 
Aufficht über die entlaffenen Sträflinge 
und Züchtlinge von dem Kreisamte 
mit einer angemeffenen Geldftrafe zu 
Handen des Drtsdarmeninftitufes un— 
nachfichtlich geftraft werden wird. 

Bon diefer Verordnung haben die 
Kreisämter die fammttlichen unterfte- 
henden Aemter und Magiftrate zur 
ſtrengſten Darnachachtung in die Kennt- 
niß zu feßen, felbft aber über deren ges 
naue Handhabung forgfältig zu was 
hen und jede Verletzung derfelben nad 
dem 7. Abfage unnachfichtlich zu beftra- 
fen. (Bdg. des böhm. Bub. v.6. März 
1834 3. 7174. Prov. ©. ©. für 
Böhmen vom I. 1834 Nr. 64. Diefe 
Verordnung wurde den Ortsbehörden 
republicirt mit den Verordnungen des 
böhm, Gub. v. 13. Juli 1837 Zahl 
29661 und 24. Nov. 1837 Zahl 
57748.) 

Sträflinge. Die kak. Hfkjl. hat 
mit Deer. vom 7. Anguft 1834 Zahl 
19662 das Gubernium zu der Verfü: 
gung angewiefen, daß die aus einer 
Strafanftalt zurückkehrenden Gemeinde: 
gliederauh dur die Mitwirkung 
der betreffenden Ortéſeelſor— 
ger zu einem befferen Lebenswandel 
angeeifert werden. Demzufolge hat die 
Landesftelle die Einleitung getroffen, 
dab von Fall zu Fall die an die poli- 
tifhen Obrigkeiten gelangenden Aus: 
funftstabellen , aus welchen nicht nur 
das Verbrechen oder Vergehen, welches 
die Beftrafung und Einfpertung zur 
Folge hatte, fondern auch die Auffüh- 
rung und die in dem erhaltenen Reli- 
gionsunferricht gemachten Foriſchritte 
während der Strafzeit zu erfehen ift, 
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in Abfchrift den betreffenden Ortäfeel- 
forgern zur Keuntniß über die Indivis 
dualität des rücdgelehrten entlaffenen 
Sträflings und hiernach zur forgfamen 
entfprehenden Hinwirfung auf die 
wahre Befferung desfelben mitgetheilt 
werden. (Bdg. des böhm. Bub. v. 30. 
Auguft 1834 3. 39328. Obent, 1. 
Bd. ©. 343 und 344.) 

Sträflinge. Das mit a. h. Entſchl. 
vom 20. Juni (Hfvdg. v. 9. Zuli 1835) 
für ſämmtliche Brovinzial-Strafanftal- 
ten vorgezeichnete Ausmaß der täg- 
lihen Brotportionen für die 
Sträflinge mit einen Pfunde hat 
zwar allerdingd als Regel zu gelten, 
dies kann jedoch nicht hindern, daß 
ausnahmaweife einzelnen Sträflingen, 
die nah dem einzuholenden gewiflen- 
baften ärztlihen Ausſpruche mit jenem 
Brotausmaße ohne Abbruch ihrer Ge: 
fundheit ſchlechterdings nicht auskom— 
men fönnen, eine höhere Brotportion 
zugeftanden werde. Es find daher die 
Individuen, die aus erheblichen Grün— 
den darum bitten follten, jedesmal ein- 
zeln einer genauen ärztlichen Unterfu- 
hung zu unterziehen, ed darf aber nie 
mals dem allgemeinen, von einer grö— 
Bern Zahl von Sträflingen Ddiesfalls 
geftellten Begehren, ohne vorläufiges, 
gehörig motivirtes ärztliches Parere 
hinſichtlich jedes einzelnen eine Folge 
gegeben werden. (Hffzl. Decr. vom 10. 
Dct. 1835 3. 86637, n. 6. Rggs. Vdg. 
v. 17. Det. 1835 3. 57723. An. ©. 
Bdg. vom J. 1835 Nr. 83.) 

— — Deren genaue Ueber 
wahung betreffend. In Folge 
einer allerhöchſten Entfhließung vom 
31. Dec. 1835 wurde an die unterfte- 
benden politifchen und polizeilichen Lo— 
cal-Behörden die ermeuerte Weifung 
erlaffen, über die aus Criminal-, Inqui— 
fitiond- und Strafpäufern entlaffenen 
Individuen, befonderd aber über jene, 
die nah bekannt gewordenen Daten 
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von gefährliher Beſchaffenheit erfcheis 
nen, eine angemefjene nah Umftänden 
mehr oder minder firenge Auffiht zu 
führen. Zur befferen Erreichung diefes 
Zwedes wird es auch entfprechend fein, 
wenn die Drtöbehörden durch Die ge- 
eigneten Mittel ſich die Kenntniß der 
von folden Individuen zum redligpen 
Ermwerbe ihres Lebensunterhaltes ge- 
wählten Befhäftigung zu verfhaffen 
und zu erhalten, auch ihnen nöthigen- 
falld den Weg hiezu durch angemeffene 
Einwirkung dann nah Thunlichkeit zu 
erleichtern fuhen, wenn diefelben un- 
geachtet ihres bezeigten guten Willens 
zur Arbeit doch beſonders Anfangs und 
wegen des gegen ihre Perfonen vor- 
herrſchenden Mißtrauens dabei große 
Schwierigkeiten finden. Es verfteht fich 
übrigens von felbft, daß bei ſolchen 
Einwirkungen der Behörden jeder wie 
immer geartete Zwang gegen dritte 
rechtliche Perfonen und Familien, for 
wie jede unbefugte directe Einmiſchung 
in deren Privat » Berhältniffe ausge— 
fhloffen bleiben müffe, und immer nur 
eine umfichtige geeignete Vermitt- 
lung nah Zuläffigkeit der Umftände 
dabei eintreten dürfe. (Hfkzl. Deecr. v. 
21. Jaãn. 1836 3. 1202 an fümmtl, 
Länderftellen Bdg. dern. 6. Reg vom 
13. Februar 1836 3. 8541. Pol. ©. 
©. 64. Bd. Nr. 16. Prov. G. S. 18. 
Bd. Nr. 24.) 

Sträflinge. Die mit Hfkzld. v.21. 
Jan. 1836 3. 1202 fämmtlihen Län— 
derftellen befannt gemachte a. b. Ent: 
ſchließung vem 31. Dec. 1835 wegen 
genauer Ueberwachung der entlaffenen 
Sträflinge wurde den Kreisämtern mit 
dem Auftragebefannt gemacht, hiernach 
die entfprechende Weifung an die polis 
tifhen und polizeilichen Localbehörden 
zu erlaſſen, und die Amtsvorfteher für 
die genaue Befolgung derjelben verant« 
wortlich zu erflären. Mit diefer Kund— 
mahung hat das Kreisamt auch zur 
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gleich die Erneuerung der Bub. Cire. 
Vdg. vom 6. März 1834 3. 7174 zu 
verbinden, und den Amts- und Drtd- 
vorftehern der betreffenden Localbehör— 
den, bezüglich der denfelben durch das 
k. k. Hfkzl. Decr. auferlegten Verpflich— 
tung, ſich die Kenntniß der von ſolchen 
Individuen zum redlichen Erwerbe ihres 
Unterhalts gewählten Beſchäftigung zu 
verſchaffen, und ihnen den Weg hiezu 
zu erleichtern, zu bedeuten, daß ſelbe 
die Mittel hierzu größtentheils ſchon 
in den Auskunftstabellen der Straf— 
hausverwaltung, welche ihnen über die 
nad überftandener Strafzeit aus dem 
Strafhaufe zu entlaffenden Sträflinge 
mit dem leptern jedesmal durch das 
Kreisamt zufommen, finden, indem diefe 
nicht nur eine genaue Schilderung des 
Betragend und der Aufführung des 
Sträflings während der Strafzeit, fon- 
dern auch die Befchäftigungsart und 
das Gewerbe, welches derfelbe während 
feiner Haft in der Strafanftalt erlernt 
hat, fo wie auch deſſen Ueberverdienft, 
welcher oft bedeutende Beträge nach— 
weifet, enthalten. Nachdem übrigens 
die Erfahrung leider lehrt, daß ſich die 
Orts- und Amtsvorftcher die genaue 
Befolgung der diepfälligen Vorfchrif: 
ten nicht mit jenem Eifer angelegen 
fein laffen, weldyen die Wichtigkeit die- 
ſes Gegenftandes für das Allgemeine 
erfordert und diesfalls die Einführung, 
einer Art Controlle nothwendig wird; 
jo haben die f. Kreisämter allen Amts— 
und Ortsvorſtehern aufzutragen, 1. je— 
den nad überftandener Strafe in feine 
Heimat aus der Strafanftalt zurückge— 
kehrten Jurisdizenten dem betref- 
fenden Geelforger mit den 
nöthigen Notizen namhaft zu 
madhen, damit audh von dieſem 
nah der ibm von Seite des Conſi— 
ftoriums zufommenten Weifung auf 
die Befferung des Zurückgekehrten ein- 
gewirkt werde, und 2. nah Berlauf 
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von 3 Monaten nah dem erfolgten 
Eintreffen des Sträflings über die 
Aufführung desfelben und feinen ent: 
weder felbft gewählten oder ihm zuge- 
wiefenen Nahrungserwerb dem Kreis— 
amte die Anzeige zu erftatten, weldes 
fi von der Wahrheit des Angezeigten 
durch die Kreiscommiffäre bei Gelegen- 
beit ihrer Gefchäftsreifen die Ueber: 
jeugung zu verfchaffen hat. (Decr. des 
böhm. Gub. vom 25. Februar 1836 
3. 7268. Prov. G. ©. für Böhm. 3. 
1836 Nr. 56.) 

Sträflinge. Die Ueberverdienft- 
gelder der Sträflinge find von Kund— 
mahung gegenwärtiger Borfehrift an 
nur den Berbrechern felbft, nicht ihren 
Erben, mithin nur jenen Sträflingen, 
weldhe das Ende ihrer Strafzeit erle- 
ben, zu verabfolgen, und wenn künftig 
ein Verbrecher während der Strafzeit 
ftirbt, für die Caſſe der Strafanftalt 
einzuziehen. (Hflzl. Decr. v. 4. März 
1836 3. 5501. Vdg. der n. ö. Reg. 
v. 21. März 1836 3. 16089. Prov. 
®. ©. 18. Bd. Nr. 76.) 

— — Behandlung derfelben 
in Fällen begangener fhwerer 
Polizei» Mebertretungen. Die 
von denSträflingen begangenen ſchweren 
Pol. Uebertretungen, die ohnehin immer 
als gleichzeitige grobe Berlegungen der 
Hausordnung und Disciplin erfcheinen, 
find in den Strafanftalten nad) den für 
diefelben beftehenden Disciplinar-Bor- 
fhriften zu behandeln, und von der 
Strafhaus-Berwaltung in dem Bereiche 
jenes Wirkungsfreifed zu beftrafen, 
welder durch die für die Provinzial: 
Strafanftalten ohnehin erfloffenen, auf 
Locale und Provinzial » VBerhältniffe 
berechneten Berwaltungs-Inftructionen 
und Hausordnungen beftimmt if. 
(Ofkzl. Decr. vom 19. Auguft 1836 
3.21362 an fämmtl. Länderft. Vdg. d. 
n. ö. Reg. v.4. Sept. 1836 3.51579.) 

— — Den nah erfolgter Abftra- 
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fung in ihren Zuftändigfeitsort abg:- 
fdobenen Verbrechern find für die Zur 
funft wenigftend durch längere Zeit 
feine Päffe mehr auszjufertigen, um 
über fie die fo nothwendige Polizei— 
Auffiht pflegen, und fih von ihrer er- 
folgten Befferung überzeugen zu fön- 
nen, oder um, falls diefe nicht zu hof: 
fen wäre, oder feine genügenden Be- 
weife hierüber vorliegen follten, ihnen 
doch wenigſtens die Rüdkehr an ihren 
früheren Aufenthaltsort möglihft zu 
erfchweren, und dadurch zu verhindern, 


daß fie ihre frühere Lebensart nicht ſo 


leicht wieder anfangen, und ihre frü- 
heren Berbindungen wieder anknüpfen 
fönnen. (Bdg. dern. 6. Reg. vom 19. 
Auguft 1837 3. 47101. Prov. 8, ©. 
19. Bd. Nr. 170.) 

Sträflirge. In den an das Straf: 
baus mit den Sträflingen abzugebenden 
Auskunftstabellen ift in der 9. Rubrik 
eine beftimmte Charakteriſtik des 
Gemüthszuftandes und der größeren 
oder minderen Bedenklichkeit des abge: 
urtheilten Verbrechers einzufchalten. 
(Bdg. der n. 6. Reg. v. 19. Dct. 1837 
3. 59209. Prov. G. ©. 19. Bd. Rr. 
223.) 

— — Ueberwahung der aus 
den Strafanftalten entlaffe 
nen Individuen. Aus Anlaß des 
von Seite des böhmischen Appellations— 
gerichtes an die oberfte Juſtizſtelle für 
das Jahr 1838 vorgelegten Ausweiſes 
über die in Böhmen unterfuchten Ber: 
brechen wird das k. k. Kreisamt in 
Folge Hoflanzlei = Decretes vom 21. 
Juni 1839 3. 17022 angewiefen, den 
Dominien eine ftrenge Ueberwachung 
der aus den Strafanftalten entlaffenen 
Individuen, fowie den Eltern, Vor— 
mündern und Derwandten, eine gleiche 
Dbforge für die ihrer Obhut unterfte- 
henden, bereits ftrafgerichtlih behan— 
delten Angehörigen wiederholt einzu« 
fhärfen, und zugleid die Aemter an« 
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zumeifen, die Einleitung zur Unterbrin« 
gung in Arbeitsanftalten für jene nad 
überftandener Strafe rückkehrenden In— 
dividuen zu treffen, deren fernere Sub» 
filteng nicht genügend nachgewieſen ift, 
und deren Befferung nicht mit voller 
Beruhigung nah ihrem obwaltenden 
Lebenswandel vorausgefeßt werden 
fann, und überhaupt die erforderlichen 
Borſichtsmaßregeln zu treffen, daß auf 
die Derminderung der Verbrechen ein« 
gewirkt werde. (Decr. des böhm. Bub. 
vom 1. Zuli 1839 3. 36554. Prov. 
G. ©. für Böhmen, 21. Bd. Wr. 
193.) 

Sträflinge. Verbeiferung der 
Auskunfts-Tabellen über die 
abgeurtheilten Berbreder — 
Das k. E. n ö. Appellationd- und Eris 
minalsDbergericht hat nad der Eröff- 
nung vom 20. Dec. v. 3. zum Behufe 
der leichteren Ausforfhung der Thäter 
bei vorfommenden Verbrechen im Ein« 
verftändniffe mit der Landesitelle zu 
verordnnen befunden, daß Fünftig in 
den vorgefchriebenen Criminal» Aus: 
tunfts-Tabellen, welde den Strafhaus— 
Verwaltungen umd Polizei» oder poli— 
tifhen Behörden zu übergeben find, in 
der 3. oder 4. Rubrik nebft der gejeb- 
lihen Benennung des Verbrechens oder 
der ſchweren Polizeislebertretung, wor- 
über der Sträfling früher bereitd uns 
terfucht und beftraft wurde, Rubrik 3, 
und worüber das legte Urtheil erfloß, 
Rubrik 4, durch kurze Beiſätze näher 
und fpecieller zu bezeichnen fein, als 
z. B. bei dem Diebftahle: Wilddieb- 
ftahl, Saddiebftahl, mit Einbruch, an 
Betruntenen, Schlafenden, in Markt: 
hütten und Auslagen, bei Unterjtands- 
gebern, in Wirthehäufern u. dgl., oder 
beim Betruge: durch Berfälfhung öffent: 
liher Urkunden, durch fälſchliche An— 
nahme des Characterd eines öffentli— 
hen Beamten, durh Herauslockung 
werthooller Sachen von Kindern und 
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dergleihen, und auf gleihe Art ift 
auch bei andern Verbrechen durch derlei 
kurze Beifüge die Thatbefhaffenheit 
näher und fpecieller anzudeuten. (Vdg. 
der m. ö. Reg. vom 2. Jänner 1840 
Zahl 74657. Prov. G. ©. 22. Bd. 
Nr. 3.) 

Sträflinge. Um den bisherigen 
fogenannten Handbetheilum- 
gen an Sträflinge, welche aus 
dert... n.6. Provinzial-Straf 
anftalt treten, eine zweckmäßigere 
Richtung zu geben, und eine ſolche 
Vorkehrung zu treffen, daß diefe Gel- 
der dem Wohle der Sträflinge entſpre— 
hend verwendet werden, findet die Re— 
gierung für die Zukunft als Regel feft- 
zufegen, daß feinem auetretenden 
Sträflinge ein baares Geld auf die 
Hand gegeben werden fol. Die k.k. 
n. ö. Provinzial» Strafhaug: Verwal: 
tung erhält daher die Weiſung, dieſes 
Geld, deſſen Betrag übrigens von der 
Berwaltung ſtets mit Rückſicht auf die 
früher von derjelben genau zu erheben- 
den individuellen Berhältniffe der zu 
Betheilenden berechnet, und bei der 
Haudcommiffion beantragt werden muß, 
rücfichtlich derjenigen Sträflinge, welche 
ſich einem beftehenden Schutzvereine 
unterwerfen, der diesfälligen Direction 
zur ftatutenmäßigen Verwendung, ohne 
fie jedoh hierin zu befchränfen, zu 
übergeben, rückſichtlich derjenigen Sträf: 
linge aber, welche fih einem Schuß: 
pereine nicht unterwerfen oder in foldhe 
Zuftändigfeitsörter abgeben, wo fein 
folder Schußverein befteht, den dies— 
fülligen Betrag der betreffenden Orts— 
obrigfeit zur zweckmäßigen Berwen- 
dung für den Betheilten zu überſenden 
und nur denjenigen Sträflingen, welche 
mit gebundener Marfchroute nad Haufe 
abgeben, und kein Meberwerdienft oder 
eigenthümliches Geld haben, womit fie 
die Neife beftreiten fönnen, einen ans 
gemefjenen Betrag zur Beftreitung der 
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Reiſekoſten ausfolgen, während dies 
bei den mit Schub abgehenden nicht 
nothwendig ift, da fie ohnehin unent- 
geltlih nah Haufe gebracht werden. 
Für diejenigen nah Wien zuftändigen 
Sträflinge, melde fih dem Wiener 
Schutzvereine nicht unterwerfen wollen, 
oder die von dem Schußvereine nicht 
übernommen werden, ift der Diesfällige 
Betrag der k. k. Bolizei-Dber-Direction 
zur zweckmäßigen Verwendung für den 
Entlaffenen, der ohnehin unter der 
Polizei » Aufficht zu ftehen kommt, zu 
übergeden. Die f. f. Provinzial-Straf- 
haus» Verwaltung wird zugleich ange: 
wiefen, die Geldbetheilungs » Sourna- 
lien von Ball zu Fall mit den Em— 
pfangsbeftätigungen der betreffenden 
Vereins » Directionen und Ortéobrig— 
feiten, oder rückſichtlich der k. k. Po— 
lizei⸗Ober⸗Direction gehörig zu bele— 
gen, und bei den Hin- oder Rückſchrei— 
ben vom flachen Lande fid der Auf- 
ſchrift, ex offo: in Prov. Straf: 
haus: Angelegenheit zur Bermei« 
dung des Poſtportos zu bedienen. 
Uebiigen® wird ſchon dermal für eine 
befjere Bekleidung der Sträflinge bei 
ihrem Austritte aus der Strafanftalt 
nach Maß des Bedarfes geforgt, was 
auch Fünftighin zu gefchehen hat, da 
gerade diefe zu dem Fortkommen der 
Ausgetretenen im bürgerlihen Leben 
unumgänglich nothwendig ift. (Deer. 
der. n. ö. Reg. vom 5. März 1845 3. 
6566.) 

Sträflinge. Ueber die Anfrage der 
k. kan. d. Prov. Strafh. Verwalt. v. 23. 
März d. I. 3.334 hinſichtlich der 
Berabreihungvon Geldbetbei- 
lungen an austret. Sträflinge 
wird derfelben Folgendes erwidert: 

1. Für den Fall, als ein zur Ab- 
ſchiebung beftimmter Sträfling in Folge 
obrigfeitliher Ermächtigung unter Auf: 
hebung des Schubes von feinen Ael— 
tern oder Angehörigen, deren Identi— 
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tat übrigens daher gehörig zu confta- 
tiren ift, bei dem Austritte übernom— 
men wird, ift derfelbe ebenfo, wie ein 
mit gebundener Marfchroute austre- 
tender Sträfling zu behandeln, und 
fohin von der ihm zuerfannten Geld» 
betheilung feiner Hebernehmer nad) der 
bhierortigen Berordnung vom 5. März 
dv. I. 3. 6566 nur ein mit Rüdficht 
auf die Entfernung des Drtes ange: 
mefjenes Reifegeld gegen Empfangsbe- 
flätigung von der f. k. n. ö. Provin- 
jial-Strafhaus-Berwaltung zu überge— 
ben, dagegen der hiernach noch ver: 
bleibende Reſt feiner Geldbetheilung 
an feine Zuftändigkeits - Obrigkeit ge: 
gen Empfangs » Beftätigung zu über: 
fenden. | 

2. Wenn nah Wien zuftändige 
Sträflinge bei ihrem Austritte von 
eltern, Berwandten, Freunden oder 
Dienftgebern übernommen werden, was 
ohnehin nur nad vorläufiger ftrenger 
Prüfung der Berbältniffe der Ueber: 
nehmer, erhobener Berläßlichkeit der: 
felben, und nach deren protocollarifcher 
Erklärung geſchehen darf, fo Kann diefe 
Uebernabme dennoch die angeordnete 
Uebermittlung ihrer Geldbetheilung an 
die k. k. Poliz. Ob. Direct. deshalb 
nicht beirren, weil es ſodann von dem 
Ermeſſen derſelben abhängen wird, ob 
ſie dem Uebernehmer vermöge ihres in— 
dividnellen Characters die Verwendung 
dieſes Geldbetrages für den entlaſſenen 
Sträfling anzuvertrauen, oder aber 
denſelben zum Beſten des entlaffenen 
Sträflings ſelbſt zweckmäßig zu ver 
wenden für gerathen findet. 

3. In das Ausland zuftändige, bei 
ihrem Austritte dahin abzufchiebende 
Sträflinge mit Geldbetheilungen aus 
dem n. ö. Strafhaus - Betheilungs:- 
fonde zu unterftügen, erfcheint im All 
gemeinen deshalb nicht angezeigt, weil 
fie bei ihrer Abfchiebung bis an die 
Gränze ohnehin mit allem Nöthigen 
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verfehen werden, von der Einbruchs— 
ftation angefangen aber das Ausland 
für fie zu forgen hat. Wird deffenun- 
geachtet in befonderen Fällen ſolchen 
Sträflingen bei dem Austritte und be- 
ziehungsweiſe bei ihrer Abfchiebung 
eine Geldbetheilung bemilligt, ſo ift 
diefelbe zur Vermeidung überflüffiger 
Gorrefpondenzen mit dem Auslande von 
der f. f. n. 6. Strafhaus-Berwaltung, 
nebft der übrigen eigenen Baarfchaft 
den Effecten und Prätiofen der abzu: 
ſchiebenden Sträflinge an den Wiener 
Magiftrat zu übergeben, welder fo- 
dann fiir die weitere Beförderung ohne- 
bin die vorfchriftsmäßige Amtshand- 
lung zu pflegen hat. In Betreff jener 
abzufchiebenden Sträflinge, welche 
öfterr. Untertbanen find, hat es bei 
dem bisherigen Verfahren, wornad ihr 
baares Geld, ihre Effecten und Prätio- 
fen von der k. k. n. ö. Provinzials 
Strafhaus-Berwaltung an den Wiener 
Magiftrat zur weiteren Beförderung an 
ihre Zuftändigfeits » Obrigkeit überge- 
ben worden find, zu verbleiben, weil 
e8 immerhin gleihgiltig ift, ob die 
Seldbetheilung von der f. f. n. ö. Pro— 
vinzial= Strafhaus: Verwaltung abge 
fondert oder unter Einem mit der übri- 
gen Baarfchaft von dem Wiener Ma- 
giftrate an die Zuftändigkeits » Dbrig- 
feit der abzufchiebenden Sträflinge be- 
fördert wird, durch diefes Berfahren 
aber der Gefhäftsgung der f. k. n. ö. 
Prov. Strafhaus-Verwaltung weſent— 
lich erleichtert, und viele Correſpon— 
denzen mit den verſchiedenen Zuſtän— 
digkeits-Obrigkeiten vermieden werden. 
(Deer. der ka f. n. ö. Reg. v. 15. Apr. 
1845 3. 22200.) 

Sträflinge. Die Nothwendigkeit 
einer Ueberwahung der nach überftan- 
dener Strafe entlaffenen Gefegübertre- 
ter, befonder& der gemeinen Berbrecher, 
der Verleger der Eigenthums - Sicher» 
heit, der Bagabunden von Profeffion 
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2c. bat die a. b. Entſchließung vom 
31. Dec. 1835 hervorgerufen, mit 
welcher die feit lange diesfalld beftan- 
denen Borfshriften neuerdings in Erin: 
nerung gebracht werden. Hiernach hat 
die k. k. n. 6. Regierung mit Decret 
vom 13. Februar 1836 3. 8541 nad 
Weifung der beftandenen E. E. Hoffanz- 
lei angeordnet, daß derlei Indivivuen 
ftrenge beauffichtigt werden, umd durch 
geeignete Mittel fih die Kenntniß der 
von ihnen zum rechtlichen Erwerbe ih» 
red Lebensunterhaltes gewählten Be: 
ſchäftigung verfchafft, auch ihnen nö— 
thigenfalls der Weg hiezu erleichtert 
werde. Dieſe Beaufſichtigung iſt jetzt 
noch dringender angezeigt, als fie es 
in früheren Jahren war, ſie beſteht 
überall, und ſelbſt in Frankreich müſ— 
fen gefährliche Subjecte nach abgebüß— 
ter Strafe für ſo lange zur Verfügung 
der politiſchen Behörde geſtellt werden, 
als dieſe es für nothwendig erachtet, 
und die für die Sicherheitsbehörden 
im lomb. venet. Königreiche aufgeſtell— 
ten „discipline per una rigorosa ser- 
veglianza sui precellali piü perico- 
losi“ ſchreiben vor, daß dergleichen 
Individuen einer ganz befonderen un: 
unterbrodhenen genauen Invigilirung 
unterzogen, mit eigenen Büchelchen 
über ihr Thun und Treiben verſehen, 
ſtrenge controllirt, zum Beimbaufeblei- 
ben vom abendlichen Ave Maria bis zu 
den Frühftunden verhalten, und zu 
diefem Zwecke von Zeit zu Zeit bei 
Naht in ihren Wohnungen Bifitatio- 
nen vorgenommen werden müffen. Nach— 
dem die eigenthümlihen Verhältniffe 
der Refidenz gebieterifch erheifchen, daß 
Subjecte diefer Art, die als hieher zu: 
ftändig, oder aus anderen Gründen 
nicht abgefchafft werden können, un— 
unterbrochen fharf im Auge gehalten 
werden, gleichwohl aber die befondere 
Ueberwadhung eines jeden Einzelnen 
berfelben durch eigene Agenten nicht 
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wohl thunlih und auch nicht geradezu 
nothwendig ift, fo wird den k. k. Be— 
zirfs «= Commiffariaten in Uebereinftim- 
mung mit der angezogenen a. b. Ent- 
ſchließung mitgegeben, daß: 

1. Das Verzeichniß der im Bezirke 
befindlichen derlei Individuen mit aller 
Genauigkeit geführt und jede Ueber— 
fiedlung eines derfelben in einen an— 
deren Bezirk dem betreffenden Polizei- 
Commiſſariate fogleih befannt gegeben 
werde. 

2. Diefe Subjecte angewiefen wer- 
den, den jedesmaligen Wechſel ihres 
Aufenthaltes allfogleih dem Commiſ— 
fariate ihres Domicild anzuzeigen, 
außerdem jede Woche, oder nad Er: 
forderniß aud öfter vor dem Bezirke: 
Gommiffariate zu erjcheinen und nadı- 
zuweifen: 

a) ob fie eine Befchäftigung oder Er- 
werb haben, 

b) worin diefer beſteht, 

c) ob fie die verfloffene Woche hin— 
dur fortwährend bei Haufe waren 
oder wo fie jih aufgehalten hatten 
und ob fie 

d) alle Nächte regelmäßig zu Haufe 
zubrachten, und ihnen ein für allemal 
bedeuten, daß, wenn über die einzu: 
leitenden Nahforfhungen und Erhe— 
bungen bervorfäme, daß ihre Anga- 
ben nicht wahrbeitsgetreu feien, fie 
ohne Nahficht ins Zwangsarbeitshaus 
abgegeben werden. 

3. Bei etwaiger Entfernung von 
Wien der Reifezwed und das Reifeziel 
genau nachgewiefen erfcheine, und 

4. diefe Beſchränkungen nur in fo 
lange fortzudauern haben, als fi 
feine ernftliche Befferung des Subjec- 
tes erwarten läßt. Wenn eines diefer 
Individuen ohne eigene Schuld und 
ungeachtet eined quten Willens nicht 
vermögend wäre einen Erwerb zu fin— 
den, fo ift ihm biebei, den a. h. Abſich— 
ten gemäß, nah Möglichkeit vermit- 
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telnd an die Hand zu geben. Eine all- 
gemeine Ueberwachung im gewöhnlichen 
Wege wird durch diefe Maßregel nicht 
als überflüffig erklärt. (Deer. der k.k. 
Stadth. vom 21. Mai1851 3. 9828/ 
1501.) 

Sträflinge. Die weitere polizei- 
lihe Berfügung mit dem von Geite 
der hiefigen f. E. Bezirks-Ge— 
tihte Berurtheilten nad erftredter 
Strafe hat der E. f. ſtaatsanwaltſchaft⸗ 
lihe Functionär einzuleiten. Solche 
Abgeurtheilte find, fofern fie der 
perfönliden oder der Eigen 
thumsſicherheit gefährlich er- 
ſcheinen, nach vollſtreckter Straſe, 
ohne Unterſchied, ob ſelbe hieher zuſtän— 
dig ſind oder nicht, zu dem betreffenden 
Polizei-Bezirks-Commiſſariate, von 
welchem die Anzeige oder Einlieferung 
erfolgt iſt, zur weiteren polizeilichen 
Verfügung zu ſtellen. Zu dieſem Ende 
bat ter ſtaats anwaltſchaftliche Func— 
tionär am Schluſſe jeder Verhandlung 
nah dem angefchloffenen Formulare 
eine AusfunftssTabelle nach den ange: 
deuteten Rubriken bis auf die Rubrik 
„polizeilide Verfügung“ aus: 
jufertigen und dem betreffenden Boli- 
zei» Sommiffariate zu übergeben, von 
wo aus nad Beifeßung der eingeleite- 
ten polizeiliden Verfügung die frag- 
liche Auskunfts-Tabelle unverweilt der 
PolizeisDirection zum weiteren Amts- 
gebraude vorzulegen fein wird. (Deer. 
der Bol. Dir. vom 11. Jänner 1852 
3. 494/32.) 


Bormulare. 

Austunfts- Tabelle. 
ausgefertiget von dem bei dem. k. Be: 
zirks⸗Gerichte verwendeten 
Staats anwalts⸗Subſtituten. 

Name des Unterſuchten. 
Nationale. 

Unterſuchte Uebertretung. 
Urtheil. 
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Ende der Strafzeit. 
Polizeiliche Verfügung. 
Kt. Pol. Bez. Comm. 
Wien am 


Sträflinge. Bei der Entfcheidung 
über die politifhe Verfügung, welde 
nunmehr die hierortige Central⸗Er— 
bebungs -» Commiffion mit den 
aus dem Provinzial » Strafhaufe, fo 
wie aus den Strafanitalten des Lan— 
desgerichtes und der Bezirfögerichte der 
inneren Stadt entlaffenen Individuen 
zu treffen hat, fommt ed wefentlih auf 
die Gonftatirung ihrer Zuftändig- 
feit an. Die hiezu erforderlihen Da- 
ten laffen Ach aber Häufig aus den von 
den Gerichten mitgetheilten Unterfu- 
hungsacten um fo weniger entnehmen, 
weil das betreffende Bezirks - Commif- 
fariat verfäumt bat, bei der Einliefe- 
rung des Inquiſiten an die Straf: 
bebörde, deſſen Heimatſchein oder 
fonftige Ausweife mitzugeben. Diefer 
Documente bedarf ſchon der Unterſu— 
hungsrichter zum Belege der Angaben 
des Inquifiten über die Generalien 
und da fie bei den Acten aufbehalten 
werden, dienen fie zugleich als Grund— 
lage des weitern Borganges mit dem ent: 
laffenen Sträflinge. Ebenfo nothwendig 
it die Einbringung der trans 
portablen Effecten, fo wie die Si- 
herftellung und inventarifche Aufzeich- 
nung der übrigen Habjchaften des Ber- 
hafteten. Effecten und Inventarium 
follen glei bei .der Einlieferung des— 
felben dem Richter zukommen; denn 
abgefehen davon, dag es fih im Zuge 
der Unterfuhung felbft um die voll: 
ftändige Kenntniß der Gegenftände, in 
deren Befige fih der Inquifit befindet, 
um die Nahmeifung ihrer Provenienz 
und der Erwerbungsart derfelben han— 
deln kann, it die Ausmittlung des 
Beſitzthums eines entlaffenen Sträf 
lings nad) der Hand manden Schwir- 
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rigkeiten unterworfen, es ergeben fid 
öfters Anſtände gegen die Hereinbrin- 
gung feiner Effecten oder es werden 
von feiner Seite Neclamationen erho— 
ben, deren Grundhältigkeit fih dann 
nicht immer mit Sicherheit beurthei- 
len läßt. Die Bezirksleiter werden 
daher angewiefen, fid diefe Anordnun- 
gen rüdfichtlih der Beifhaffung der 
Ausweife und Einbringung der Effec- 
ten bei allen Einlieferungen von Arre— 
ftanten an die Gerichte gegenwärtig zu 
halten. Hierdurdy wird auch die Ma- 
nipulation in jenen Fällen, wo es ſich 
um Entfernung der entlaffenen Sträf- 
linge mittelft Schubes handelt, erleich— 
tert und befchleunigt werden, indem 
man eimerfeitö nicht noch in der legten 
Zeit mit der Hereinbringung und Aus- 
mittlung ihrer Habſeligkeiten aufge: 
halten ift; amdererfeits aber denn doch 
diefen Individuen der gewöhnlide 
Borwand der Reverſion benommen 
wird, welchen fie von der Notywendig- 
feit, ihre zurücgelaffenen Effecten zu 
reflamiren, bervorzuholen pflegen. — 
(Deer. der Bol. Dir. v. 18. Febr. 1852.) 
Sträflinge. Die Polizei» Bezirks: 
Gommiffariate haben jede wie immer 
geartete Veränderung im Stande der 
entlaffenen Sträflinge, jo wie den Um— 
ftand, wenn fih ein folder der Evi— 
denz zu entziehen wußte, unverweilt 
dem Evidenz: Bureau der Bol. Dir. 
befannt zu geben. (Bdg. der Bol. Dir. 
vom 18. Jän. 1853 3. 280 E. B.) 
— — Die mit Hofd. v. 30. Nov. 
1821 Nr. 1818 der Juſt. Geſetzſamml. 
ertheilte Borfchrift wegen Angferti- 
gung der ftrafgerihtlihen Aus: 
kunfts-Tabellen und weiterer Be— 
handlung derfelben wird mit mehreren 
Abänderungen neuerlich kundgemacht. 
Nachdem fib über die Kortdauer der 
Wirkſamkeit des Hofdecretes vom 30. 
Nov. 1821, Nr. 1818 der Juſtiz-Ge— 
fegfammlung, in den Kronländern, in 
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welchen die Strafprocef-Drönung vom 
17. Jän. 1550 im Wirkfamkeit if, 
Zweifel ergeben haben, und um die 
Borfchriften dieſes Hofdecreted mit der 
veränderten Berfaffung der Berwal- 
tungs- und Gerihtsbehörden, fowie 
mit der Strafproceß⸗ Drdnung vom 
17. Jän. 1850 in Einklang zu brin- 
gen, hat das Minifterium der Juſtiz 
im Einvernehmen mit dem Minifterium 
des Innern und der oberiten Polizei— 
Behörde Nachftehendes zu verordnen 
befunden: 

$. 1. Die Unterfuhungsrichter an 
den Bezirks » Eollegial» und Landes- 
gerichten haben am Schluſſe der Bor- 
unterfuchung für jeden eines Berbre- 
hend oder Vergehens Befchuldigten 
eine Zabelle nah dem Mufter A zu 
verfaffen, die Rubriken 1,2, 3,4, 8 
und 9 auszufüllen und die mit ihrer 
Fertigung verfehene Tabelle den Bor- 
unterfuhungsacten beizulegen. Iſt der 
Angeſchuldigte fofort eines Verbrechens 
oder Vergehens jchuldig erfannt und 
zu einer Strafe verurtheilt worden, fo 
bat mit dem Eintritte der Nechtöfraft 
des Strafurtheils, der Borfigende des 
Serichtes, welches in erfter Inſtanz er- 
fannt bat, und foferne er abmefend 
oder verhindert wäre, der erite Beifiger 
die Nubriten 5, 6 und 7 der Tabelle 
durh den Schriftführer ausfüllen zu 
laffen, dieſe zu unterfertigen, und nebft 
einer beglaubigten Abſchrift des Straf 
urtheils dem Staatsanwalte, der die 
Vollſtreckung desfelben anzuordnen hat, 
ungefäumt mitzutbeilen. 

In die 1. Rubrik der Tabelle ift 
nicht nur der eigentliche Vor- und Ge- 
ſchlechtsname des Angeichuldigten, fons 
dern auch der falfhe Name, welden 
er fih allenfalls beigelegt hat, oder 
der Spitname, unter dem er fonft be 
kannt ift, deutlich einzutragen. Iſt fein 
Geburtsort nicht eine allgemein ber 
kannte große Stadt, fo ift zur nähe: 
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ren Bezeichnung der politifhe Ber- 
waltingd« oder Gerichtöbezirf, der 
Kreis, die Delegation, der Regierungd- 
bezirt, der Diftriet, das Kronland, 
worim der Geburtsort liegt, zugleich 
anzumerken. Das Alter oder die Zahl 
der Lebensjahre ift, wenn ein Geburts— 
fein erhoben wurde, mit Anfekung 
des Geburtstages, Monates und Jah 
res, außerdem nad der Angabe des 
Angeſchuldigten auszudrücken. War er 
noch in Berforgung der eltern oder 
Berwandten, oder unter Vormund— 
ſchaft oder Euratel, fo find auch der 
Name, Stand und Wohnort der erfte- 
ren oder der Vormünder oder Curato- 
ren anzugeben. Die Religion ift nad 
Berfchiedenheit des Glaubensbefennt: 
niffes zu benennen. Hinfichtlich des 
Standes ift anzumerken, ob der Ange: 
ſchuldigte ledig, verheiratet oder- ver: 
witwet fei und Kinder habe, und wie 
viele, in welchem Kalle ihr Alter und 
Gefhleht anzugeben if. In Betreff 
der Befhäftigung oder Erwerbsart ift 
anzuführen, ob der Angefchuldigte Bes 
fier von Realitäten und von welcher 
Gattung, ein Taglöhner, Gewerbs— 
mann, Künftler, Rentier (Gapitalift), 
ehemaliger Beamter, Soldat u. f. w., 
oder ein Menſch ift, der feinen ordent- 
lihen Nahrungszweig audzumeifen 
vermodte. Der Rubrik unter Nr. 1 
ift eine genaue Befchreibung der Per: 
fon und Kleidung des Angefchuldigten 
einzuſchalten. 

In der 2. Rubrik iſt die zu— 
ſtaͤndige Heimatsgemeinde des Ange 
ſchuldigten nad Namen und Rage in—⸗ 
nerhalb des zu bezeichnenden politi— 
[hen Bezirkes, Kreifes, der Delega- 
tion, des Regierung - Bezirkes, Di- 
ricted und Kronlandes, und foferne 
fie im Auslande gelegen wäre, in ähn⸗ 
licher Art zu bezeichnen. Der legte 
Wohnort des Angefchnuldigten wird 
ebenfo wie der Geburtsort näher bes 
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zeichnet, und von blos zeitlichen Auf: 
entbaltsorten, welche lediglich für vor- 
übergebende Zwecke gewählt werden, 
unterfhieden. Laͤßt fi weder einer 
noch der andere nachweiſen, fo ift das 
geführte herumfchweifende (Vagabun— 
den=-) Leben anzumerken. 

In der 3. Rubrik ift auf Grund— 
lage der gemachten Erhebungen zu be- 
merfen, ob der Rebenswandel des An- 
gefhuldigten vorher tadellos, oder in 
welcher Hinfiht tadelhaft oder verdäch⸗ 
tig war. Iſt er bereits früher in ftraf- 
gerichtlicher Unterfuchung geftanden, fo 
ift beftimmt anzııgeben, wann, wo, und 
wegen welder ftrafbaren Handlung die 
vorige Unterfuhung geführt und wie 
fie erledigt wurde. Die Art der ſtraf—⸗ 
baren Handlung ift auf die unten an— 
gedeutete Weiſe mäher zu bezeichnen 
und die Art der Erledigung durch die 
Aufnahme des dispofitiven Theiles des 
Beſchluſſes oder Erfenntniffes erſicht⸗ 
lid zu maden. 

An der d. Rubrik find die ftraf« 
baren Handlungen, weldhe den Gegen- 
ftand der geführten Borunterfuhung 
bildeten, mit der gefeßlihen Benens 
nung und mit kurzen diefelbe näher 
und fpecieller bezeichnenden Beifägen 
anzuführen, als z. B. bei dem Dieb» 
ftable: Wilddiebftahl, Tafchendiebftahl, 
Diebftahl mit Einbruch, an Betrunke— 
nen, Schlafenden, in Markthütten und 
Auslagen, in Wirthshäuſern u. f. w., 
oder beim Betruge: durch Berfälfhung 
öffentlicher Urkunden, durch fälfchliche 
Annahme des Characters eines öffent. 
lihen Beamten u. f. w. Iſt eine oder 
die andere ftrafbare Handlung wirklich, 
oder, fo viel befannt, ohne Mitfchul: 
dige oder Theilnehmer verübt worden, 
fo wird diefes bemerkt. Im entgegen- 
gefegten Falle find die der Mitfhuld 
oder Theilnahme Angefhuldigten mit 
Beziehung auf die ihre Perſon betrefe 
fenden Tabellen zu benennen. 
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In der 5. Rubrik ift der diepo— 
fitive Theil des Strafurtheils mit An- 
gabe des erfennenden Gerichted und 
des Datums der Urtheilsſchöpfung an: 
zuführen. Iſt die wider dad Urtheil 
ergriffene Berufung oder Nichtigkeits- 
beichmwerde verworfen, oder das Urtheil 
im Berufungsmwege beftätiget oder ab- 
geändert, oder das Strafurtheil vom 
Gaffationshofe geſchöpft worden, fo ift 
dies genau anzuführen, die Gattung 
der Strafe nach der geſetzlichen Benen- 
nung, ihre Dauer und die allenfalls 
damit verbundene Berfhärfung genau 
audzudrücen. Insbefondere muß, wenn 
nah Maßgabe des Strafgeſetzes auf 
Landesverweifung oder aufAbfchaffung 
ans einem Orte, aus einem Kronlande, 
oder aus fümmtlichen Kronländern des 
öfterr. Kaiſerſtaates nah ausgeftande- 
ner Strafe erfannt wurde, diefes aus— 
drücklich angeführt werden. 

In der 6. Rubrik ift der Tag, 
an weldem der Vollzug des Urtheils 
zu beginnen hat, mit Buchftaben an- 
zumerfen, wenn auch die Ablieferung 
an entferntere Straförter fpäter er- 
folgt. 

Su der 7. Rubrik find das 
Jahr und der Tag anzuführen, an wel: 
chem die Strafjeit, welche von dem 
Tage des beginnenden Vollzuges des 
Strafurtheild nah dem Kalender zu 
berechnen ift, endiget. 

In der 8. Rubrik ift alles anzu— 
merken, was über die körperliche und 
ſittliche Beſchaffenheit des Angefhul- 
digten wahrgenommen wurde. Es 
fommt daber anzuführen, ob er gefund 
oder mit Leibesgebrechen und mit wels 
chen er behaftet befunden worden, ob 
er, wenn er nad dem Gefeke mit kör— 
perlider Züchtigung geftraft werden 
kann, biezu nah Arztlihem Befunde 
geeignet, ferner ob er gutmüthig, reu— 
müthig, bösartig, hartnädig, wider: 
fpänftig u. ſ. w. ift. Ueber feine Ge- 
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müthäbefhaffenheit ift überhaupt eine 
Beichreibung zu liefern. In Bezie— 
bung auf den Bildungsgrad ift anzu- 
geben, ob derAngefhuldigte des Lefens 
und Schreibens, oder nur des Einen oder 
des Anderen kundig fei, ob er eine ge 
werbliche oder Höhere Ausbildung befikt. 

Sun der 9 Rubrik iſt Alles 
fonft etwa auf die Behandlung des An- 
gefhuldigten Einfluß Rehmende aufzu- 
neben, im&befondere, ob er wegen 
früher verfuchter oder vollbrachter Ent: 
weichung mit vorzügliher Sorgfalt zu 
bewachen ift, ob er des Religions⸗Un— 
terrichte® bedarf, u. f. w. 

$. 2. Die Staatdanwälte an den 
Bezirks⸗Collegial- und Landesgerichten 
werden bei Anordnung der Vollſtre— 
Aung jener Strafurtheile, durch welche 
mehr als eine Gmonatlihe Freiheits- 
ftrafe verhängt wird, die Tabelle nebft 
der beglaubigten Abſchrift des Straf: 
urtheiles der, dem Orte der Aburthei— 
lung vorgefegten politiſchen Behörde 
mittbeilen, damit durch diefe Behörde 
die Nblieferung des Berurtheilten nad 
dem gefeglih beftimmten Straforte 
veranlaßt werde. 

8. 3. Die Berwaltung jenes Straf: 
ortes hat die ihr gleichzeitig mit dem 
Berurtbeilten zufommende Tabelle in 
ihr mit gleihen Rubriken angelegtes 
Stammbuh mit Bemerkung der den 
Sträfling treffenden Zahl und des Ta- 
ges feiner Uebernahme genau einzutra- 
gen, vor dem Ende der Strafzeit in 
der zehnten Rubrif der Tabelle die Be- 
merkung über das Betragen des Sträf— 
lings während der Strafzeit einzuſchal⸗ 
ten, dieſe zu umterfertigen und fofort 
die Tabelle an Orten, wo fih eine Po— 
lizei-Direction oder ein felbftfländiges 
Polizei-Commiſſariat befindet. diefen, 
fonft aber der politifhen Bezirks» Be- 
börde, in deren Bezirke fie ſich befin- 
det, in folder Zeit zu überfenden, daß 
duch diefe Behörden noch vor dem 


Sträflinge. 


legten Tage der Strafdauer beftimmt 
werde, ob der Sträfling unbedingt 
oder mit weldhen Borfihten aus dem 
Straforte zu entlaffen,, oder ob er vor 
diefelben zu ftellen ſei. 

$. 4. Diefe Polizei und ruͤckſichtlich 
politifhe Behörde hat, wenn nicht 
ſchon im gerichtlichen Erkenntniſſe die 
Landesverweifung oder die Abfhaffung 
audgefprochen wäre, die fie jedenfalle 
in Bollzug zu feßen hat, zu beftimmen, 
was mit dem Sträflinge nah andge- 
ftandener Strafe zu gefchehen habe, ob 
derfelbe in der Gemeinde des Strafs 
ortes belaffen werden könne, oder ob 
derfelbe in feine Heimatsgemeinde oder 
nah Maßgabe der befonderen Verhält— 
niffe in eine andere Gemeinde gemwie- 
fen und ob er dahin frei entlaffen oder 
mittelft gebundener Marfchroute oder 
mittelt Schubes befördert werden foll. 
Diefe Behörde hat, wenn die Gemeinde 
des Straforted zugleich die zuftindige 
Gemeinde des zu entlaffenden Sträf- 
lings ifi, die Tabelle aufzubewahren, 
fonft aber der Polizei-Behörde, melde 
in der zuftändigen Gemeinde des Sträf: 
lings ihren Siß hat, in Abgang einer 
folden aber der politifchen Bezirke: 
Behörde, in deren Bezirke die zuſtän— 
dige Gemeinde liegt, zur Kenntniß und 
Aufbewahrung mitzutheilen. Sollte der 
Sträfling in eine andere als feine zu: 
fändige Gemeinde entlaffen werden, fo 
ift, wenn fich in erfterer eine Pelizei— 
Behörde befindet, diefer, in Abgang 
einer ſolchen aber, ımd wenn die zum 
Aufenthalte angewiefene und die zu- 
ftändige Gemeinde im Bezirke verſchie— 
dener politifchen Bezirfs-Behörden lie: 
gen, der politifchen Bezirka - Behörde, 
in deren Bezirke die zum Aufenthalte 
angewiefene Gemeinde liegt, eine Ab» 
fhrift der Tabelle zu überfenden. 

$. 5. Die Polizei- und rückſichtlich 
politifhe Behörde, in deren Bezirke 
die zuftändige oder zum Aufenthalte 
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angewiefene Gemeinde des zu entlaf- 
fenden Sträflinges liegt, werden diefe 
Entlaffung und die vorausgegangene 
Verurtheilung dem Gemeindevorfteher 
feines Wohn» oder Fünftigen Aufent- 
baltsortes, fo wie auch dem betreffen- 
den Gensd'armerie-Flügel-Commando 
befaunt geben, und beiden dag, über 
die Gemüths« und fittlihe Beſchaffen— 
beit des Entlaffenen, feinen früheren 
Lebenswandel und die Art feiner Be- 
auffihtigung zu wiffen Nöthige mit: 
theilen. Ueberhaupt wird es den 
Polizei: und politifden Be 
börden zur firengftien Pflicht 
gemacht, nah Maßgabe der be- 
ſtehenden Borfhriften die poli- 
zeiliheAufficht über entlaffene 
Sträflinge zu pflegen. 

8.6. Die Verwaltung des Straf: 
ortes hat im Beginne jedes Quartales 
ein alphabetifh geordnetes, mit den 
Rubriken der Tabelle verfehenes Ver— 
zeichniß aller mit Ende des Quartales 
aus dem Straforte zu entlaffenden 
Sträflinge dem Statthalter des Kron- 
landes, in welchem fih die Strafans 
ftali befindet, vorzulegen. 

8. 7. Die Staatsanwälte an den 
Bezirks: Gollegialgerichten und Landes» 
gerichten haben auch bei der Anord- 
nung der Vollſtreckung aller übrigen 
im $. 2 nicht begriffenen Strafurtheile 
wegen Berbrehen und Vergehen, die 
ihnen zugefommene Tabelle und ebenfo 
die Bezirkögerichte bei Bollftredung 
der wegen Uebertretungen ergangenen 
Strafurtbeile die von ihnen nach dem 
Mufter I auszufertigende Tabelle, wenn 
am Orte ded erfennenden Gerichtes 
eine Polizei» Behörde befteht, diefer, 
fonft aber der politifchen Bezirkd - Be- 
hörde, in deren Bezirke fih das Straf: 
gericht befindet, mitzutheilen. Ausge— 
nommen bievon find jene Fälle, in wel- 
hen Strafurtheile wegen folder Ber: 
gehen gegen die Sicherheit der Ehre, 
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die nur auf Anlangen des Beleidigten 
verfolgt werden können, und feine Frei— 
beitöftrafe von 6 Monaten zur Folge 
hatten, oder wegen Webertreiungen, 
welche weder aus Gewinnfucht entftan« 
den, noch die öffentliche Sittlichfeit 
oder die öffentliche Ruhe und Ordnung 
verlegen, noch eine Freiheitsſtrafe von 
6 Monaten nah fi zogen, ergangen 
find. 

8. 8. Die Polizei» und rückſichtlich 
politifhen Behörden haben die am 
Schluffe des 8. 3 erwähnte Beftim- 
mung zu treffen, diejelbe den Staats— 
anwälten und rückſichtlich den Bezirks— 
gerichten mitzutheilen, und mit den Ta— 
bellen auf die unter den $. 4 u, 5 an— 
geführte Weife vorzugehen. 

8.9. Wenn ein wegen eines Per: 
brechens, Vergehens oder wegen einer 
in die Auskunfte: Tabelle aufgenommer 
nen Webertretung Berurtheilter aus fei- 
ner zuftändigen oder ihm zum Aufent: 
halte angewiefenen Gemeinde in eine 
andere Gemeinde überfiedelt, fo ift von 
der Kolizei-Behörde, wenn eine ſolche 
an dem früberen Wohn- oder Aufent- 
halteorte beftebt, in deren Abgang 
aber von der politifchen Bezirke - Be- 
hörde an die Polizei Behörde der Ge- 
meinde, in welche die Ueberſiedlung 
geſchieht, oder wenn fich dafelbft eine 
ſolche nicht befindet, an die betreffende 
politifhe Bezirke» Behörde eine Ab: 
{hrift der Tabelle zu fenden. In allen 
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Fällen der Ueberſiedlung eines ſolchen 
Berurtbeilten von einer Gemeinde in 
die andere, ift der Vorfteher der Ge- 
meinde, in welche überfiedelt wird, und 
nach Beſchaffenheit der Umftände auch 
das Gensd'armerie-Commando, wel: 
chem dieſe Gemeinde zugewieſen iſt, 
von der vorausgegangenen Verurthei— 
lung des Ueberſiedelten in Kenntniß 
zu ſetzen. 

$. 10. Die Tabellen über die feit 
der Wirkſamkeit der Strafproceß-Ord— 
nung vom 17. Jän. 1850 gefhöpften 
Strafurtbeile, infoferne fie nicht be— 
reits in Gemäßheit des Hofdecretes 
vom 30. Nov. 1821 Nr. 1818 der 
Juſtiz-Geſetzſammlung, verfaßt und 
übergeben wurden, find nach diefen 
Borfchriften nachträglich in fürzefter 
Zeit auszufertigen, und den in den 
früheren Abſätzen bezeichneten Behör— 
den zu überfenden. 

8. 11. Die Polizei- und rüdfihtlid 
politiihen Behörden haben die an fie 
gelangenden Tabellen zu fammeln, mit 
fortlaufenden Zablen der Reihenfolge 
nad zu verfeben, hierüber einen alpha— 
betifchen Inder zu führen und auf An: 
langen der Sicherheitöbehörden, Ge- 
rihte und Staatéanwaltſchaften aus 
denjelben Auskünfte zu ertheilen. (Vdg. 
des Min. der Juft. v. 5. März 1853, 
giltig für alle Kronländer, in welden 
die St. P. O. vom 17. Jan. 1850 in 
Wirkfamkeit if. R. ©. B. Nr. 44.) 
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Sträflinge, politifhe Verfügung 
mit den Sträflingen nad tiberftander 
ner Strafzeit, ſ. Abfchiebung. 

— — Peförderumg anf Eiſenbah— 
nen, f. Arreftanten, Eifenbahn: 
Betriebs-Ordnung. $. 10. 

— — Perein zum Schuße und zur 
Unterftügung ausgetretener Sträflinge 
in Wien und Prag, f. Schugverein. 

— — Taalia für die Einbringung 
eines Criminal-Sträflinge, f. Taglia. 

— — deren Ueberwadhung, f. Ba: 
gabunden. 

— — Beſtimmung hinſichtlich des 
Erſatzes der Verpflegskoſten für aus— 
ländiſche Inquiſiten und Sträflinge, 
ſ. Verpflegskoſten. 

Strafnorm für Beſchädigungen 
der fortificakoriſchen Werke und Pflan— 
zungen, ſ. Ingenieur-Reglement. 

Strafrecht der Volizei-Vebörden, 
ſ. Polizei-Behörden, Wirkungs— 
kreis $. 27. Politiſche Obrigkeiten, 
Polizei-Uebertretungen. 

— — der politiſchen Behörden in 
Gewerbsſachen, ſ. Gewerbe. (Vdg. 
v. 14. Juni 1851. 

Strafverfahren, Verſtändigung 
des Amtévorſtehers bei Einleitung des— 
felben gegen Beamte und Diener, ſiehe 
Beamte. (Nda. vom 5 Nov. 1851.) 

— — über Forftübertretungen, f. 
Forſtfrevel. 

Strappler. Aus Anlaß eines in 
Wien vorkommenden fpeciellen Kalles 
ift die Rrage zur Sprache aefommen, 
ob der hieſigen fonenannten Strappler— 
Eompagnie deren Beſtimmung nach dem 
$. 130 der allgemeinen Holzaeftätten« 
Ordnung v. 25. Oct. 1793 eigentlich 
darin beftebt, daß die erwähnten 
Struppler das anf der Fadengeftätte 
in Wien anfommende Bauholz aus dem 
Maffer bringen, das Recht zuftebe, alle 
fremden Arbeiter, die nicht zur erwähns 
ten Strappler =» Compagnie gehören, 
von der Strappler-Arbeit in Wien aud- 
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zuſchließen? Die Regierung hat diefe 
frage verneinend beantwortet, umd die 
in diefem Geiſte geſchöpfte Entſchei— 
dung des Wr. Magiſtrats (vermöge 
welcher den fremden Inſaſſen aus Hei— 
ligenſtadt, Nußdorf nächſt Wien ꝛc. ꝛ⁊tc. 
ſowie überhaupt aus allen fremdherr— 
ſchaftlichen Ortſchaften außer den Li— 
nien Wiens bei Verrichtung von 
Strappler-Arbeiten inner den Linien 
Wiens kein Hinderniß in den Weg zu 
legen ſei) zu beſtätigen befunden, da 
die hiefige ſogenannte Strappler-Com— 
pagnie fein Befugniß, kein Privilegium, 
keine Urkunde und keine Verordnung 
nochzuweiſen vermaa, aus welchen der: 
felben das Recht zuftande, alle fremden 
Arbeiter, die nicht zur erwähnten 
Strarpler - Compagnie gehören, von 
der Strappler » Arbeit in Wien auszu— 
fhließen. Nur ift jenen fremden Indie 
viduen, Sowie überhaupt allen jenen, 
welche die Stroppler » Arbeit in Wien 
verrichten, zur Pflicht zu machen, ſich 
in das gemeinfhaftlibe Strappler- 
Protocol in Wien rüdfihtlih ihrer 
Benükung bei Maffergefahren eintra» 
aen zu laffen,, worüber das magiſtra— 
tifhe Solzfeker » Amt, ſowie au die 
magiftratifhen Bauholz. Geftätten- In« 
fpicienten gehörig zu wachen baben. 
(Bra. der n. 6. Reg. vom 13. Sept. 
1837 3. 43429. R. 6. Prov. ©. ©. 
19. Bd. Nr. 191.) 

Strappler, f. Schifffahrt. 

Straſchak ift ein Hazardfpiel, f. 
Spiele. 

Straßen, auf, oder nahe an den- 
felben Kothfänge zu errichten, ift ver— 
boten, f. Kothfänge, Hausladen. 
— — auf freien, in offenen oder in 
leeren Hütten, oder unter Thormegen 
Schlafende, find auf die Seite zu ſchaf— 
fen. (Bol. Ord. fir Mähren vom 12. 
Sum 1786. Krop. Gef. Iof. 10. Bd. 
S. 278.) 

— — auf, wird den Kutjchern das 
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Abfüttern und Führen der Pferde nahe 
an den Häufern, wo die Leute geben, 
verboten. (Pol. Drdn. für Mähren v. 
12. Juni 1786. Krop. Gef. Joſ. 10, 
Br. ©. 274) 

Straßen, auf, follen keineFeuerherde 
geduldet werden, und ift das Arbeiten 
mit Quedjilber, Blei u. dgl. [hädlichen 
Mineralien in der Gaffe mit Kohlfeuer 
ernftlih einzuflellen; auch wurde den 
biefigen bürgerlichen Gürtlern nicht ge— 
ftattet,, ihre Feuerherde auf offener 
Straße zu halten. (Hffzl. Decr. v. 15. 
Jan. 1807. Krop. Gef. Franz. 23. 
Bd. ©. 22.) 

— — Wegen Bauführungen 
an Straßen. 

1. Mit feinem Gebäude, Mauer 
oder Planke darf in Zukunft näher als 
zwei Klafter vom Abzugdgra- 
ben der Straße vorgerüdt werden. 

2. Kein Bau, Ueberbau,, Zubau, 
feine Einplanfung darf an einer era: 
rial » Straße ohne fhriftlihe Bewilli- 
gung der Drtsobrigkeit geführt werden. 
Die Ortsobrigkeiten werden aber unter 
Feſtſetzung einer Strafe von fünfzig 
Gulden Silbergeld verpflichtet, 
vor Ertheilung einer Bau-Bewilligung 
an einer Nerarial-Straße jederzeit das 
Einvernehmen mit dem betreffenden 
Straßen » Eommiffariate zu pflegen, 
und nur über fhriftlihe Zuftimmung 
desielben kann der Bau zugeftanden 
werden. Wenn das Dominium dad 
Recht des Unterthans gefährdet glaubt, 
ift der Begenftand der Entfcheidung des 
Kreisamtes zu unterziehen. 

3. Bon der Regel, daß 2 Klafter 
neben der Straße, von der äußern 
Kante des Straßengrabens an gered- 
net, frei bleiben ſollen, fann nur in 
fhon bewohnten Orten, wo die Loca— 
lität das Zurüdrüden mit dem Ges 
baude durchaus micht geftattet, und 
au in diefen Fällen nur über die Zu: 
flimmung des Straßen-Gommiffärs eıne 
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Abweichung Statt finden. (Kundm. 
der n. ö. Reg. vom 30. Mai 1826 8. 
25081. Krop. ©. ©. 52. Band. 
Nr. 121.) 

Straßen. Um Befhädigungen 
der öffentlichen Kunftftraßen 
abzuwenden, wird das Ablenken 
von der Fahrbahn, und vorzüglich das 
Befahren der nicht gepflafterten Ban- 
kets, den Fall der Nothwendigkeit beim 
Ausweihen ausgenommen, unter einer 
zu Handen des Straßenfondes zu erle— 
genden Geldftrafe von 2 fl. E. M. ver: 
boten. Den Fubrleuten wird ferner das 
Ueberfabren der Kanapees und Bor: 
rathahaufen, das Anhängen ſchwingen— 
der, das Ausweichen erfchwerender 
Hemmſchuhe an der Seite der Wägen 
und das die Beſchotterung auflocdernde 
Nahichleppen der Hemmſchuhe ftreng 
unterfagt und angeordnet: daß, nach— 
dem die Straßen häufig Durch das ftete 
Befahren ein und desfelben Geleiſes 
verfchlechtert werden , das Geleife auf 
Anforderung des durch das an der 
Kopfbedeckung befeftigte Wappenfchild 
zu erfennenden Straßeneinräumers um 
fo gewiffer zu wechfeln ſei, als im Falle 
der Weigerung der für das Befahren 
des Bankets feftgefekte Strafbetrag zu 
entrihten wäre. Den Wemtern und 
Magiftraten wird übrigens die Bub. 
Bdg. vom 10. Juli 1828 3. 26563, 
welder zu Folge den Straßenbau- 
Beamten und Straßeneinräumern nad 
erhaltener Anzeige  vorgefommener 
Uebertretungen der Straßen » Polizeir 
Vorſchriften fogleih Aſſiſtenz zu leis 
ften und ftreng das Amt zu handeln 
ift, in Erinnerung gebracht. (Vdg. des 
f, k. böhm. Bub. v. 27. Febr. 1829. 
Wagners Zeitfhr. 3. 1529. N. B. 
©. 99.) 

— — Das Treiben ded 
Viehes auf den an den Nerarialftra: 
Ben befindlihen Neben» oder Seiten« 
wegen, wenn fie vom Regen erweicht 
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find, wird allgemein verboten, und auf 
die hieraus erfolgte Beſchädigung der- 
felben neben der Reiftung des vollen 
Schadenerfaßet , eine Geldftrafe von 
4 fl. C. M. feitgefebt, von welder der 
3. Theil dem Anzeiger oder Ergreifer 
des Uebertreters, das Uebrige aber dem 
Aerarium zuzufallen bat. Die Orts: 
Behörden haben zur Aufrehthaltung 
diefes Verbotes dem Straßenperfonale 
die fräftigfte Affiftenz zu geben, fo wie 
die Straffälligen, wenn fie im Drte 
ihrer Ergreifung nicht befannt find, zu 
verhalten, den Strafbetrag und den 
deranfihlagten Schadenerfag bei den 
nächſten Straßenbeamten oder der 
Ortsbehörde felbft zu erlegen, oder doch 
fiher zu ftellen. (Girc. des mähr. fchlef. 
Gub. v. 18. Juli 1834. Wagn. Ztichr. 
3.1834. ©. 322.) 

Straßen. Bezüglich der Hew 
ftellung und Erhaltung der die 
Ortſchaften durchziehenden ära— 
riſchen Straßenſtrecken u. dar— 
auf befindlichen Brücken wurde 
mit a. h. Entſchl. vom 2. Juli 1835 
folgendes Verfahren genehmigt: 

1. Die Wegführung des von der 
Fahrbahn abgeräumten oder in den 
Seitengräben ausgehobenen Kothesé, 
dann die Schneeabräumung liegt den 
Gemeinden auch auf den Ararifchen 
Durchfahrtſtraßen ſchon aus Rückſich— 
ten der Orts-Polizei ob. 

2. Die Koften der Herftellung und 
der Erhaltung der Ararifchen Durch: 
fabrteftraßen bat der Straßenfond nur 
in Dem Betrage zu leiften, welcher für 
die Herftellung und Erhaltung der dicht 
an die Durchfahrtſtrecke anftopenden, 
im Freien befindlichen ärarifhen Stra— 
pen entfällt. Die mehreren Koften aber, 
welde bei der Herftellung oder Erhal— 
tung fh blos aus Ruͤckſicht für die 
Ortsbewohner deswegen ergebeu, weil 
die GSeitengräben oder die Fahrbahn 
ſelbſt gepflaftert, darunter Ganäle ger 


292 


Straßen. 


führt oder andere Vorrichtungen in 
einer koftfpieligen Gonftructiongart an» 
gebracht werden müſſen, die bei freier 
Lage der Straße entbehrlih fein wür— 
den, find von den Gemeinden des 
Durchfahrtsortes zu tragen. 

3. Ganz gepflafterte Durchfahrts— 
fireden werden den Gemeinden zur 
eigenen Beforgung überlaffen, und den- 
felben aus dem Straßenfonde die Per: 
gütung in jenem Betrage jährlich er- 
folgt werden, weldyen die Durchfahrts— 
ftraßen in einem blos hauffeemäßigen 
Zuftande nah dem Beifpiele der an— 
ftoßenden offenen Staatöftraßen koſten 
würde. Es verſteht ſich von felbft, daß, 
wenn die Gemeinden die gehörige Er: 
haltung der Pflafterung ungeachtet der 
an fie erlaffenen Ermahnungen vernad: 
läffigen , die Pflaftererbaltung von 
Seite der ärariſchen Straßenverwal- 
tung beforgt, und der dafür entfallende 
Koftenbetrag von den Gemeinden für 
den Straßenfond eingebradht werden 
foll, und daß folde von den Gemein- 
den vernachläſſigte Durchfahrtsſtrecken 
auch gänzlich in die Staatsregie gegen 
einen angemeſſenen Betrag der Gemein— 
den eingezogen werden können. 

4. Zum Behufe der Ausmittlung 
der von den ärariſchen nicht ganz ge— 
pflafterten Durchfahrteſtraßen von den 
Drtsgemeinden dem Straßenfonde und 
bei den gepflafterten von dem Straßen: 
fonde den DOrtögemeinden zu leiftenden 
Vergütung find von den Baubehörden 
doppelte Ueberfchläge 

a) nad der vollflommeneren Con— 
ſtructionsart dur den Ort und 

b) nad der gewöhnlichen im Freien 
zu verfaffen und den Gemeinden zur 
Einfiht mitzutheilen; wegen des Wed. 
ſels der Preife ift diefe Berechnung in 
Anfebung der Erhaltungskoften immer 
nur nah fünfjährigen Durchſchnitten 
vorzunehmen und zu erneuern, die Bes 
träge aber jährlich einzuholen. Diefe 
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Borfhriften haben dermalbei 
den ärarifhen Straßenftreden 
inner den Linien Wiens nod 
nihtin Unwendung zu fommen. 
(Hfkzl. Dect. v. 26. Sept. 1835 3. 
24127, an ſämmtl. Länderft. der deut« 
jhen Prov. Kundgemacht in N. Deft, 
mit Rgas. Eirc. vom 7. Det. 1835 3. 
55521; in Steierm. am 11., in Tirol 
am 16., in Böhm. am 17. 3. 48893, 
in Galizien am 31. Dct.; im Küften- 
lande am 7.; in Mähren am 9. Nov. 
1835. Pol. ©. ©. 63. Bd. Nr. 158.) 

Straßen, Erläuterung der 
Borfhrift wegen Herftellung 
und Erhaltungderdie Drtfhaf- 
ten durchziehenden ärariſchen 
Straßenſtrecken. Zu den Koſten, 
welche die Durchfahrtsgemeinden dem 
ätariſchen Straßen-Fonde bei der Er— 
haltung der die Ortſchaften durchzie— 
henden ärariſchen und nicht gepflafter- 
ten Straßenſtrecken nach dem Hofkanzl. 
Decr. v. 26. Sept. 1835 zu vergüten 
haben , ift der bloße Verbrauch viner 
größeren Quantität des Befchotterungs: 
Materials, als für die anftogenden im 
Freien gelegenen Straßenftreden erfor: 
derlich ift, nicht zu zählen, fondern nur 
diejenige Auslage, welche fih aus einer 
toftipieligeren Gonjtructiond-Art diefer 
Straßenftreden ergibt, weldhe blos aus 
Rüdfiht für die Ortsbewohner durd 
Pflafterung der Straßengräben, Errich— 
tung von Ganälen umd andern Vor— 
richtungen veranlaßt wird, und als 
entbehrlich unterbleiben würde, wenn 
die Straße fih im Freien befände. 
Hinfihtlih der Frage, ob bloß die 
Drts-Infaffen oder Untertbanen, oder 
auch die Dominien unter dem im Hof: 
Decrete v. 26. Sept. 1835 gebraud)- 
ten Ausdrude: Gemeinde, begriffen 
find, ift fich gegenwärtig zu halten, daß 
diefes erlaffene neue Normale blos das 
Verhältniß der Beitragspflicht zwiſchen 
dem Straßen-Konde und den Privaten 
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zu regeln die Abficht hatte, ohne in den 
Berpflibtungen der legten unter ein- 
ander eine Aenderung in der bisherigen 
Berfaffung vorzunehmen, und die Bei: 
sragsleiftung blos den Drtsgemeinden 
oder Unterthanen zumeifen zu wollen, 
wenn Obrigkeiten oder Jemand ander 
rer zur Erhaltung der Straße ganz al- 
lein, oder zum Theile nach der Lan— 
desverfafjung bisher verbunden find. 
(Hffzl. Decr. v. 24. Nov. 1336 Zahl 
30199, an ſämmtl. deutſche Länderſt. 
Circ. der n. ö. Reg. v. 12. Dec. 1836 
3. 71211. Pol. ©. ©. 64. Bd. Wr. 
150. R. ö. PBrov. ©. ©. 18. Band. 
Nr. 254.) 

Straßen. Mitwirfung der 
Gemeinden der von Nerarial 
Straßen durchzogenen Orte zu 
den Koſten der Straßenbau— 
VerwaltungbeidenDurchfahrt— 
ſtrecken. Die k. k. vereinigte Hofkanz— 
lei bat über die bei der Ausführung 
der mit dem k. E. Hfkzl. Decr. v. 26, 
Sept. 1835 eröffneten a. h. Entihl., - 
wie die Mitwirkung der Gemeinden der 
von Merarial - Straßen durchhzogenen 
Drte zu den Koften der Straßenbau— 
Verwaltung bei den Durchfahrtſtrecken, 
vom Verwaltungsjahre 1337 zu regu— 
liren kommen, vorgebrachten verſchiede— 
nen Zweifel und Anſtände, nachſtehende 
Belehrung zur künftigen genanejten 
Darnachachtung zu ertheilen gefunden: 
Das auf dieſer a,b. Entſchl. berubende, 
mit dem Hfkzl. Deer, vom 26. Sept. 
1835 vorgefchriebene Berfahren,, bei 
der Herftellung und Erhaltung der die 
Drticharten durchſchneidenden Aerarial: 
Strafen, gebe von dem Grundſatze aug, 
den Gemeinden, durch deren Ortſchaf— 
ten Merarial » Straßen führen, feine 
neuen, ihnen nicht zuftändigen Laſten 
zum Bortheile des Straßen « Bondes 
aufzubürden, dagegen aber auch dem 
Straßen » Konde feine Auslagen zuzu— 
weifen, welche ihm vermöge feiner Des 
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fimmung nit zufommen. Hieraus 
folgt, daß nach dem erwähnten Hfkzl. 
Decr. vom 26. Sept. 1835, $. 1, die 
MWegführung des von der Fahrbahn 
abgeräumten, oder aus den Straßen: 
graben gehobenen Straßenkotbes, dann 
die Schneeabräumung von der Stra- 
Benbahn dem Straßen « Fonde ebenfo 
in den Gemeinde « Durchfahrtstreden, 
wie auf den Straßenbahnen in den 
Straßengräben außer den Ortfchaften 
obliegt; daß daher auch die Gemeinden 
folder Drifchaften, durch welche Aera- 
rial-Straßen führen, nur aus Rüdficht 
der Orts-Polizei, infofern ihre Verbin— 
dung unter ſich, ihr gegenfeitiger Ver— 
ehr und öffentliche Sanitätszwecke es 
nothwendig machen, gleich allen andern 
Gemeinden, durch deren Wohnorte die 
Aerarial-Straßen nicht durchziehen, in 
Anſpruch zu nehmen find. Der unmit- 
telbar folgende zweite Paragraph der 
mehrerwähnten Hfkzl. Vdg. vom 26. 
Sept. 1835 diene als Erläuterung des 
vorausgeaangenen erften Baragraphes. 
Die unbedingte Reinhaltung der Durch— 
fahrtöftreden, die Wegſchaffung des 
Straßenfothes und Schnees, erjcheine 
für diejenigen Ortſchaften, die es be— 
trifft, auf dem flachen Lande insbefon- 
dere, wo die Drtfchaften nicht felten 
von großer Ausdehnung, von ungün— 
fliger Lage, und wo die Bewohner oft 
mittellos und ohne die erforderliche 
Beipannung find, als eine empfindliche 
Belaftung , und um fo drückender, ale 
die Anforderung der Nerarial-Straßen: 
Polizei weit größer, als jene der Orte- 
Polizei auf dem flahen Sande, die 
Handhabung der erfteren daher aud 
bei weitem foftfpieliger iſt. Diefer 
zweite Baragrapb des Hof-Decretes v. 
26, Sept. 1835 ſei Daher bei der 
practifhen Anwendung dahin zu ver« 
ftehen, daß der Straßen: Fond nämlich 
die Koften der Herftellung und Erhals 
tung der Nerarial»-Durdfahrtsftreden, 
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infoweit diefe fih auf Abräumung und 
Wegführung des Straßentothes und 
Schnees beziehen, in dem Betrage zu 
leiften hat, welcher für die Erhaltung 
und Herftellung der, außer den Durch» 
fahrtöftreden zunächftgelegenen öffent- 
lihen Straßenftreden von gleiher Dir 
menfion und Grundbefchaffenheit vom 
Straßenfonde bezahlt wird. Hinfidht- 
lih der übrigen Paragraphe fand die 
k. k. Hoffanzlei eine nachträgliche Be- 
lehrung nicht erforderlih , fondern es 
wurde der Regierung überlaffen,, im 
alle, ala fich bei der Anwendung des 
einen oder des andern doch noch ein, 
nicht ohnehin durch den Wortlaut und 
den Sinn der Beftimmungen des Hfkzl. 
Decr. vom 26. Sept. 1835 von felbit 
zu behebender Zweifel oder Anftand 
ergeben follte, jedesmal von Fall zu 
Fall die abgefonderte Anzeige zu ere 
jtatten, und die Weifung der k. k. Hof- 
fanzlei einzuholen. (Hfkzl. Deer. vom 
28. Febr. 1841 3. 2521. Vdg. der 
n. ö. Reg. vom 6. März 184i Zahl 
16207. Brov. &. ©. 23. Bd. Nr. 41.) 
Straßen. Broviforifhe Be 
fimmungenüberdie Erhaltung 
landartiger Straßen. In Folge 
der mit dem a. b. Patente v. 7. Sept. 
1848 ausgefprodenen Aufhebung des 
Unterthansverbandes ift ein neues, den 
Berhältniffen der Jetztzeit entſprechen— 
des Gefeg über die Concurrenz zur Er— 
haltung jener Straßen, bei welden 
die Erhaltungstoften nicht aus dem 
Staatsfhage beftritten werden, ein 
dringendes Bedürfniß. Da jedoch der 
ſehr verwahrlofte Zuftand der meiſten 
landartigen Straßen eine augenblick— 
liche Vorkehrung nothwendig macht, 
fo wurde das Gubernium vom Herrn 
Minifter des Innern, laut Erlaß vom 
13, Dct, 1849 3. 19714, ermächtigt, 
nachitehende einftweilige Berfügungen 
zu erlaffen, weldye daber zur Darnach— 
achtung bekannt gemacht werden: 
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1. Bid zum Erſcheinen eines neuen 
Gefeßes find zur Erhaltung der land» 
artigen Straßen jene Gemeinden umd 
in dem Maße verpflichtet und zu ver: 
halten, als fie von der herzuftellenden 
Straße einen unmittelbaren oder mit: 
telbaren Nußen ziehen. 

2. Haben von den verpflichteten 
Gemeinden alle Steuerpflitigen ohne 
Unterfihied nah Maßgabe ihrer jührlie 
den directen Steuerſchuldigkeit zu con— 
curriren. 

3. Die Concurrenzpflicht ift der 
Sache nad für Alle gleich, daher fein 
Theil der Erhaltungskoſten insbefon- 
dere, auch nicht die Kojten der Straßen 
einräumer, die Bezahlung der Brofef- 
fioniften u. f. w. der einen oder der an- 
deren Claſſe der Steuernden zugewieſen 
oder vorzubehalten iſt. 

4. Dort, wo Mauthbezüge beſtehen, 
ift deren Reinertrag ausjchließlich zur 
Erleichterung aller Goncurrenzpflichtis 
gen zu verwenden und ıbre Xeiitung 
darf nur jenes umfaſſen, was durch den 
Mauthertrag nicht gededt iſt. 

5. Die Art der Leiſtung der Con— 
currenzbetrage ob in natura oder ob im 
Gelde wird dem lebereinfommen der 
Keiftenden nach Gemeinden unter fich 
überlaffen. | 

6. Die durch die gegenwärtige provi- 
forıfche Norm nicht abgeanderren Direce 
tiven über die Art und Weiſe des Stra— 
Benbaues, ſowie ber die techniſche 
Ausführung der Arbeiten bleiben bis 
zum Erſcheinen eines neuen Straßen» 
baugefeßes in ihrer Wirkſamkeit. 

7. Die Bertheilung der Concurrenz— 
pfliht auf die Gemeinden und auf die 
einzelnen Glieder derjelben, fo wie die 
Leitung der Arbeiten. liegt den politie 
fen Aemtern mit Zuziebung eines Bes 
vollmächtigten aus jeder Gemeinde ob. 

8. Gegen Nenitenten haben die po» 
litifhen Behörden nur nad jenen Vor— 
ſchriften einzuſchreiten, welche für Die 
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Eintreibung öffentlicher Verpflichtungen 
und Stagtslaſten beſtehen. 

9. Recurſe der Concurrenzpflichtigen 
haben keinen hemmenden Einfluß auf 
die Vollführung der zugetheilten Lei— 
ftungen. (Circ. des böhm. Gub. v. 20. 
Oct. 1849 3. 59706. Eine gleiche 
Vorſchrift wurde für Mähr. u. Schleſ. 
in Folge Miniſt. Auftr. vom 25. Jan. 
1849 3. 255 durch das Hub. Cire. 
v, 14. Febr. 1549 3. 4362 erlaffen. 
R. ©. B. Nr. 415.) 

Straßen, Baumpflanzungen an 
denjelven, f. Alleen, Bäume. 
öffentliche Kunſtſtraßen, 
Bauführungen an denfelben, j. Bau— 
Ordnung für Böhmen. $. 55. 

— — perjtellung der Verbindungs— 
fragen an den Staats-Eifenbahnen, ſ. 
Eiſenbahn. 

— — Vorſchrift über dad Auswei— 
chen der Wägen, ſ. Fahrordnung. 

— — deren Aufſchriften betreffend, 
ſ. Gäffen. 

— — Beſtimmung der Concurrenz— 
pflicht der Juden zu dem Bezirké— 
Straßenbau, ſ. Juden. 
Beſtimmungen über die 
Schneeſchauflung auf Reichsſttaßen, ſ. 
Schneeſchauflung. 

— — Ausſtellen der Verkaufsge— 
genſtände, Abladen der Wägen, ſiehe 
Stände. 

— — die Strafgelder in Straßen— 
Polizei-Uebertretungen ſind an das 
Armen-Inditut abzuführen, ſ. Stra: 
ßen-Polizei-Uebertretungen. 

— — Errichtung der Wegweifer, 
ſ. Wegweiſer. 

— — Aufſpritzen mit dem Waſſer 
aus dem Wienfluſſe, ſ. Wienfluß. 

— — ſ. Bezirksſtraßen. 

— — ſ. Fuhrwerk, Radſchuh, 
Straßenreinigung. 

Straßenbeleuchtung. Die k. k. 
Bezirks-Commiſſariate werden aufge— 
fordert, unverzüglich Tabellen über die 
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in ihrem Bezirke befindlihen Straßen- 
Taternen und über die Zeit, wie lange 
fie zu brennen baben, ſich zu verfchaf: 
fen, durch die ihnen zugetbeilte Wach— 
‚mannfchaft, welce gehörig zu inftruie 
ren ift, bei den Nachtpatrouillen die 
Straßenlampen controlliren laffen, und 
die diesfälligen Napporte des anderen 
Tages dem betreffenden Gemeinde 
Bezirfd-Borftande zur weiteren Amts— 
handlung zu überfenden. Lebterer wird 
hiedurch in die Lage geſetzt werden, ge— 
gen den Beleuchtungspächter das Pö— 
nale, welches im Contracte auf das 
zu frühe Erlöſchen oder ſchlechte Bren— 
nen der Lampen geſetzt iſt, verhängen 
zu können. Der Erfolg dieſer Maßre— 
gel iſt wahrzunehmen und von Zeit zu 
Zeit zur hierortigen Kenntniß zu brin— 
gen. (Decret der k. k. Stadthaupt— 
mannſchaft vom 13. Anguſt 1851 3. 
16958/3426.) 

Straßenbeleuchtungs:Fond. — 
Das k. k. Gubernium bat ſich bewogen 
gefunden, bei den Städten die Eröff: 
nung und Benüßung mehrerer Ein- 
nahmsquellen zur Bildung eines 
Beleuchtungs-Fondes zu geneh- 
migen, und zwar: | 

1. Bei Ertheilung des Bürgerrehtes 
an Einheimische oder Fremde 2 bis 
10 fl. C. M. Wird mit dem Bürger: 
rechte zugleich das Meifterreht oder 
ein Gewerbes » Befugniß verliehen, fo 
fann eine Gebühr von 3-—12 fl. E.M. 
abgenommen werden, 

2. Bei Ertheilung des Gewerbes 
Befugniffes ohne das Bürgerrecht 1— 
5 fl. C. M. 

3. Für den Conſens zu einer neuen 
Bauführung 1—5 fl. E. M. 

4. Für die Grtheilung des Befug— 
niffes zu einer gemifchten Waarenhand— 
lung 2—10 fl. C. M. 

5. Für die Ertheilung der Licenz 
zum Krämerhandel oder als Marktfies 
sant I—4 fl. C. M. 
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6. Für die Ertheilung eines Schank⸗ 
Befugniffes 1—5 fl. C. M. 

7. Für jede in dem Stadtbezirke er— 
theilte Bewilligung zu einer Tanzmuſik 
10—30 fr. C. M. 

8. Für die Ertheilung eines Haufir- 
paſſes 10—30 fr. C. M. 

9. Für die Verleihung einer jüdi- 
ſchen Familienſtelle 2—40 fl. C. M. 

10. Für die den Iſraeliten ertheilte 
Bewilligung zur Miethung von Woh— 
nungen oder Handlungsgemwölben in 
Ehriftenhäufern 2—10 fl. C. M. Bei 
Bemeffung und Abnahme diefer Beträge 
haben die Magiftrate die Vermögens— 
und Erwerbeverhältniffe der in An— 
fpruch genommenen Individuen genau 
zu berücfichtigen, und es find dieſe 
Beiträge auch genau zu verrechnen. 
Nebit diefen Beiträgen haben die Ma- 
giftrate auch noch jede ſich ihnen dar- 
bietende Gelegenheit, dem Beleuch— 
tungsfonde anderweitige Zuflüffe im 
Wege der gütlihen Aufforderung, Sub- 
feription oder Sammlung bei den ver: 
mögenderen Stadtbemohnern zu ver» 
haften, thätigſt und eifrigft zu benuͤ— 
ben. (Bdg. des böhm. Gub. v. 13. Dct. 
1836 3. 47866. Obent. 4. Band. 
©. 219.) 

Straßen = Befprigung in den 
Vorſtädten Wiens Um die fo 
nothwendige Beiprikung fämmtlicher 
Hauptftraßen der VBorftädte Wiens nicht 
weiter mehr dem Zufalle, der Willfür 
und dem Eigenfinne einzelner Haus 
eigentbümer Preis zu geben, findet die 
Negierung von der Verordnung, wor 
nach nur in jenen Borftädten, mo die 
Auffpriganftalt allgemein eingeführt 
ift, und fi auf den größten Theil 
des Grundes erſtreckt, die damit ver- 
bundene Auslage als eine Gemeindelaft 
angefegt und präliminirt werden darf, 
während auf jenen Borftadtgründen, 
wo die Auffprikanftalt im Wege des 
freiwilligen Uebereinkommens, nur auf 
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einige Gäffen oder auf die Hauptftraße, 
oder auch nur auf einen Theil derfelben 
allein befchränkt iſt, diefe Auslage in 
das diesfällige Präliminare nicht einbe- 
zogen werden darf, fondern nur von 
denjenigen geiragen werden foll, weldje 
fih hiezu freiwillig vereinigen, infofern 
abzugeben, daß von nun an die Be— 
fprigung ſämmtlicher Hauptftra- 
Ben der Wiener Borftädte als eine 
Gemeindelaft zu betrachten und zu bes 
handeln fein wird, folglich die Koften, 
die fie verurfachen, in den Jahres: Präz- 
liminarien der betreffenden Vorſtadt— 
Gemeinden aufgenommen werden ſollen. 
(Bdg. dern. ö. Reg. v. 19. Juni 1828 
3. 27458, Prov. ©. ©. Band 10. 
Rr. 147.) 

Straßen » Befprigung, ſ. Auf: 
fprigen, Wienfluß. 

Straßenbettelei, ſiehe Betteln, 
Bettler. 

Straßen:Gebrehen. Aus Anlaf 
eines fpeciellen Falles hat die f. En. 
d. Straßenbau » Direction anher eröff- 
net, daß ed in allen jenen Fällen, wo 
es ſich um ſchnelle Abhilfe eines Ge- 
bredens in Bezug auf die Straßen: 
ftredden innerhalb der Linien Wiens 
handelt, unbezweifelt am zweckdienlich— 
ften wäre, wenn die Pol. Bez. Dir. im— 
mer gleich unmittelbar mit dem Wiener 
Straßenbau: GCommiffariate die nöthige 
Rückſprache im kürzeften Wege pflegen. 
Dies wird der Bol. Bez. Dir. hiermit 
zur Wiffenfhaft und Darnachachtung 
mit dem Auftrage befannt gegeben, daß 
fie in allen derlei Fällen auch alljo- 
gleich die Anzeige davon anher zu ma— 
hen habe. (Pot. Db. Dir. Eirc. v. 22. 
Febr. 1832 3. 514.) 

— — ſ. GEanal:Deffuungen. 

Straßengräben. Die Anfüllung 
derfelben im Allgemeinen ergibt ſich 
entweder durch bejondere Elementar- 
Zufälle, oder durch befondere Unfüge, 
namentlich durch das verbotene Auss 
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fhütten allerlei Unrathes in dieſelben. 
Im erften Falle muß unbedingt derjes 
nige, der die Straße felbit herzuſtellen 
und auszubefjern hat, aud die Sciten- 
gräben räumen. Im zweiten Falle ift 
dazu lediglich der Hausbefiker, vor dei- 
fen Haufe ein folder Unfug in den 
Strafengraben angetroffen wird, der— 
geftait zu verhalten, daß, weil wegen 
Berbindung mit den Straßen-Arbeiten 
die Straßenbau » Direction felbft die 
Reinigung der Gräben bewerfftelligen 
laßt, ihr der Regreß an den betreffenden 
Hausherren bevorjtebe, und die erforder: 
lihe Afftitenz gegen den Hauéherrn 
unfehlbar und fchleunig jederzeit gelei— 
ftet werde. Des Hausbefigers eigenes 
Interejfe und der Gemeinde = Beforger 
Pflicht iſt es übrigens, durch fleipige 
Nachſicht diefen Unfügen Einhalt zu 
thun. Die diesfalld beftehenden Bor: 
ſchriften, fowie die gegenwärtige Ver: 
ordnung ift allen Hausbefigern und 
rückſichtlich Parteien bekannt zu ma» 
chen, und über ihre Vollziehung zu 
wachen. (N. ö. Rggs. Vdg. vom 16. 
Juni 1810. Krop. Gef. Franz. 27. 
Bd. ©. 537 u. 538.) 

Straßengräben. Ueber die Rein 
haltung und Gonfervirung der Stra« 
Bengräben enthalten die Straßenbau— 
Patente vom 9. April 1776 und vom 
17. März 1778 nachſtehende Beitim- 
mungen: 

1. Zäune, Heden oder Berplanfun« 
gen müſſen hinter die Straßengräben 
gefept fein. 

2. Die Straßen dürfen durch Ein- 
aderung, Berfhüttung der Gräben, 
oder durch nah und nad erfolgende 
Vorrüdung der Einfriedungsmittel 
nicht gefhmälert, und müffen dort, wo 
dies etwa gefchehen fein follte, auf ihre 
vormalige Breite erweitert werden. 

3. Niemand darf im die Seitengrä« 
ben oder Kanäle der Straßen Holz, 
Steine, Mift, Erde oder was immer 
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ſonſt für ein Materiale legen, werfen 
oder fchütten, um das Waffer auf Wie- 
fen oder auf andere Orte zu leiten. 
Ingleihen ift verboten, die Straßen- 
gräben zu befhädigen, Vieh in denfels 
ben zu meiden, die Seitengeländer 
wegzunehmen, oder ſchadhaft zu machen. 

4. Diejenigen, welche von der Straße 
auf ihre Felder oder fonftige Beſitzun— 
gen fahren, oder Bieh treiben, find ver- 
pflihtet, über den Straßengraben eine 
folhe Brüdung auf eigene Kojten an— 
zulegen und zu erhalten, durch welche 
dem Graben an feiner Breite nichts be— 
nommen, und aud fonft fein Schaden 
verurfacht wird, 

5. Der Abflug aus den Seitengrä- 
ben darf von Niemandem verjtopft wer: 
den, und jeder Eigenthümer ift verbun— 
den, die Herftellung der erforderlichen 
Rinnfäle zur Ableitung des Waſſers 
und Schlammes aus den Seitengräaben 
geihehen zu lajjen. 

6. An jenen Stellen, wo Baufelder 
längs der Straße liegen, und feine 
Berzaunung dazwifchen befteht, müffen 
die Vorhäupter der Felder wenig tens 
drei Klafter breit in Die Quere geprlügt 
und geeggt werden. 


7. Zn der Entfernung von 2 Klafe 
tern von dem Rande der Straße darf 


fein Baum von was immer für einer 
Gattung neu gepflanzt werden, und 
alle Bäume, welde ſich innerhalb die: 
fer Diftanz bereits befinden, find umzu— 
bauen und wegzufchaffen, mit Aus— 
nahme der Obftbäume, welche, wenn 
fie dobh drei Schuh von dem Rande 
der Straße entfernt ftehen, nicht umge: 
bauen, jondern nur an der Seite der 
Straße, jedoch nie im Frübjahre oder 
Sommer, jondern nur im Spätherbſte 
oder Winter abgeäjtet werden follen. 
Zäune, Heden und Berplanfungen dir: 
fen zwar nur eine Klajter von dem 
Straßenrande entfernt ftehen, allein 
fie dürfen nie höher als fünf Schuh 
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fein; einzelne Stauden find aber auf 
die erwähnte Diftanz von 2 Alaftern 
ganz auszurotten. 

8. Was immer für Gebäude dürfen 
ohne eine biezu eigend erhaltene Be- 
willigung an der Straße nicht aufge- 
führt werden. Ebenſo ift es verboten, 
die Dächer beftehbender Gebäude in der 
Art vorfpringen zu machen, daß der 
vorgedadhte Raum, der zwiſchen der 
Straße und dem Gebäude frei zu blei- 
ben bat, zum Theil oder ganz bedeckt 
werde. Alle Dachvorſprünge der er 
wähnten Art, welche nicht zur Bedeckung 
der Gebäude, fondern lediglih um Wä— 
gen oder Güter unterftellen zu können, 
bergejtellt wurden, find wegzuſchaffen. 

9. Warfferleitungen, Ausgüſſe von 
den Häufern und Ausflüffe aus Stäl— 
len, Dunggruben und Lacken über oder 
neben der Straße werden nicht gedul- 
det, ſondern müſſen befeitigt oder fonft 
abgejtellt werden, und 

10. darf ein Unrath, ſo wie zur 
Winterszeit der Schnee, und zwar Die: 
fer um daſelbſt liegen zu bleiben, aus 
oder von den Häanfern auf die Straße 
nicht geworfen werden, und bei den 
Wirthehaufern foll, wo immer möglich, 
die Fütterung des Viehes neben und 
nicht auf der Straße Statt finden; wo 
aber dies unthunlich iſt, dort find die 
Wirthe verpflichtet, den vor ihren Häue 
jern entftandenen Unrath- täglıh ab— 
raumen und auf die Seite fhaffen zu 
laffen, und ebenfo it der Eigenthümer 
eines Gebäudes, von dejjen Bedahung 
der Schnee auf die Straße abgeſchau— 
felt, oder aus demſelben auf foldhe 
herausgeworfen wurde, verbunden, die 
ſogleiche Wegſchaffung des Schnees 
auf eigene Koſten zu beſorgen. (Obent. 
4. Bd. ©. 310.) 

Straßen-PBatronillen, Vornahme 
derjelben durch die Gensd’armerie, ſ. 
Geusd’armerie. (Bog. v. 18. a 
1550, $. 34—37.) - 


Straßen-Pflafler. 


Straßen: Pflafter. Um jeder Sper- 
rung oder Erſchwerung der Paflage 
vorzubeugen, bat der Magiftrat die 
Einleitung zu treffen, daß an den Wo- 
henmarftstagen, nämlıh am Dien- 
ftage, Freitage und Samſtage 
jede Ausbefferung des Pflafters vor 
12 Uhr Mittags in nachbenannten 
Gäſſen der Stadt, und zwar am Dien- 
ftage u. Freitage in der Weihburggaife, 
am Franciscanerplag, in der Filzgaſſe, 
Himmelpfortgaffe , Rauhenſteingaſſe, 
Singerftraße, auf der eigentlihen Sei— 
lerftätte, dann am Samjtage im tiefen 
Graben, am Haidenfhuß, in der 
Strauchgaſſe, auf der Freiung und in 
der Renngaſſe ganz unterbleive, und 
dag die Handhabung diefer Anordnung 
firenge überwacht werde. (Vdg. der n. 
ö. Reg. v. 1. Aug. 1528 3. 41799. 
Prov. G. ©. Bd. 10. Nr. 189.) 

Straßenpflafternng, ſiehe Bau— 
Orduung für Böhmen. $. 44. 

Straßen = Polizei = Uebertre: 
tungen. Das Juſtizminiſterium findet 
zu beftimmen, daß alle jene wegen 
Straßen = Bolizei: Hebertretungen ver: 
bängten Strafgelder, welde ın Gemäß— 
beit der bejtehenden befonderen Anord— 
nungen bisher in den Straßenfond ein— 
zuflichen batten, künftig an das Xocal> 
Armen » Inftitut jener Gemeinde abzu- 
führen feien, in welcher die Uebertre- 
tung begangen wurde. (Bdg. des Juſt. 
Minift. vom 20. Jän, 1852 für jene 
Kront., in denen das Str. G. B. vom 
3. 1803 wirkſam iſt. R. ©. 3. Nr. 28.) 

Straßenpolizeis:Bergehen, fiche 
Fuhrwerk. 

Straßenreinigung. Um Saubere 
keit und Reinlichteit in Wien umſomehr 
ju befördern, werden: 

1. Die offnen Ausläufe und Rinnen 
aus den Häuſern überhaupt abgeftellt, 
wober jedoch folgende Ordnung zu hals 
ten: Jene Hausinhaber, von welchen 
die Möhtungen durch Schläuche in 
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Hauptcanäle bereits geführt worden 
find, müffen innerhalb des Hausthores 
an einem anftändigen Orte einen mit 
einem eifernen Gitter verfehenen Ab» 
lauf verfertigen laffen, um fomit den 
Unratb und das Regen-, auch hintan 
gejhüttete Brunnenwafler unter der 
Erde, durch gemauerte oder allenfalls 
hölzerne Schlaude in den Hauptcanal 
leiten zu machen: Jene Hausınhaber 
hingegen, die wegen der auf die Gaſſen 
berausgehenden Keller oder ihrer Mit— 
tellojigfeit halber die Möhrungen durch 
Schlauche in die Hauptcanäle zu füh— 
ven, bisher nicht vermögend gewejen, 
follen zu ihrer Erleichterung blos alleın 
innerhalb des Haujes ein Loch mit ei» 
nem eng überlegten Gitter verfehen, 
eine Rinne ın den Hauptcanal zur 
Dabhinleitung fowohl des unreinen, als 
auch des Regen- und des Brunnenwaſ— 
jers führen laſſen, und fi wegen Dies 
fer in den Hauptcanal gejchehenen Une 
tatheeinleitung mit dem Magiſtrate mıt 
etwas Wenigem abfinden. Außerden 
aber iſt es bei jenen Haufern, wo die 
Hauptcanale ermangeln, oder ober» 
wähnte Borftellungen oder Vorkehrun— 
gen die Lage nicht gejtattet, bei den 


bisherigen Auslaufen und Rinnen fer 


ners zu belaffen, dieſe Haufer aber 
nebjt Beijegung der Urjachen anzu— 
zeigen. 

2. Sind ingleichen die bei verfchies 
denen Häuſern heraus auf der Gaſſe 
ftehenden Brummen, ohne mindejite 
Ausnahme, abzuftellen, und daher ın 
jenen Orten, wo es thunlich ijt, ſelbe 
inwendig, in die Häujer hinzuſetzen, 
und das hievon ablaufende Waſſer auf 
vorbefagte Art in die Hauptcanäle zu 
führen. Bei jenen Häujern aber, wo 
der Haumbdie Brunnen hinein zu ftellen 
nicht gejtattet, find joldye gänzlich zu be— 
feitigen, wo übrigens zu beforgen, damit 
bei den künftig zu erbauenden Haus 
fern die zu errichtenden Brunnen jedes« 
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mal innerhalb des Haufes zu fichen 
fommen. 

3. Nicht minder find die noch theile 
in Orten außer den Häufern vorfindi- 
gen Miftgruben abzufchaffen. 

4. Iſt gegen alle mit Ausfchüttung 
des Unraths und Ausgiefung des 
unflätigen Waffers betretene Perfonen 
nah den ergangenen Generalien und 
der darin vorgeſchehenen Abftrafung 
nah nohmalig vorläufiger Warnung 
der Hausinhaber unverſchont vorzuge- 
ben, wobei die Hausinhaber nahdrud- 
famft zu warnen find, da fie dieſe Un— 
flatsausleerung weder ihren eigenen 
Dienftleuten, noch ihren Inleuten, für 
welche ſie ebenfalls zu ftehen haben, 
um fo gewiffer nicht mehr gejtatten 
jollen, als im widrigen diejelben mit 
gleichmäßiger Beftrafung angeſehen wer— 
den würden. 

5. Nicht minder ift dahin zu forgen, 
dag alltäglih auf den gewöhnlichen 
Feilſchaftplätzen nad geendigter Markt— 
zeit der Unrath zuſammengekehrt und 
von dem Stadtſäuberer hinweggebradht 
werde, weldes auch gleihmapig auf 
den mindern und abfeitigen Verkaufs: 
örtern zu beobachten ift. 

6. Zur Errihtung einer feiten und 
dauerhaften Bflafterung ift von nun 
an die ſchon vormals eingeführt gewes 
jene Pflafterung durch die ganze Breite 
der Gäffen wiederum vorzunehmen, 
und zu dem Ende die zu pflafternde 
Gaffe jedesmal mit Ketten zu fperren, 
hiernächſt die größten Steine, damit 
jolde bei darüber fahrenden fchweren 
Wagen nicht fo leicht verrückt werden 
fönnen, durch die Pflafterarbeiter in den 
Boden ſtark zu verftoßen, undnihtmit 
purer &rde, wiedermalen, fon 
dern mit Beinen Steinen auszufüllen, 
fodann in der Höhe mit Schieferfteinen 
ſtark zu verzwicen, und zu verfchlagen. 
Dem Pflaftermeifter ift aber bei fonft 
nicht zu überfommen habendes Bezabs 
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lung fcharf zu verbieten, die neue Ar⸗ 
beit vor der Befihtigung mit Schotter 
zu überziehen, ald darauf der ſchon 
eigens aufgeftellte und beeidigte Ueber- 
geher bei Berlufte feines Dienites ber 
fonders zu jeben bat. (Bdg. vom 30. 
Aug. 1755. Krop. Gel. M. Theref. 3. 
Br. ©. 219.) 

Straßenreinigung. Die Haus 
meister umd Dienftleute, auch andere 
Perſonen follen den Kehricht, unfläti— 
ges Waſſer und verſchiedene andere 
Unſauberkeiten in der Stadt auf offenen 
Gaſſen und Plätzen nicht ausleeren, 
und dahinſchütten; auch ſollen die von 
dem Holzhacken und Holzſchneiden ab— 
fallenden Scheiter (Späne) und Holz— 
miſt auf der Gaſſe nicht liegen gelaſſen 
noch zur Winterszeit Schnee und Eis 
aus den Häufern in die Gaſſe hinaud- 
geworfen werden; ingleichen find die 
Miftgruben vor den Häuſern auf der 
Gaſſe nicht überhäuft angerüllt zu laf- 
fen, jondern auf Veranjtaltung der 
Haudinhaber von Zeit zu Zeit auf den 
Grund zu räumen; endlich haben auch 
die Standelparteien nah geendigtem 
Markte den, von ihren Waaren adfals 
lenden Unrath an einen abfeitigen Ort, 
wo folder durch die Stadtjäuberer ſo— 
gleich alltäglih, und ohne mindeften 
Zeitverluft weiter hinwegzubringen üft, 
zufammen zu kehren, als im Widrigen, 
jowohl die Hausinhaber ald Standel« 
parteien nach Umjtanden mit einer ger 
mefjenen Geldftrafe ohne Annahme ei— 
ner Entfguldigung, daß joldyer Unrath 
nicht von ihren Haueleuten dahin ge— 
ſchüttet worden, jedoch salvo regressu, 
wenn fie den Thäter namhaft machen, 
angejehen, auch der Unrath auf ıhre, 
des Hausinhaberd, und  refpective 
Ständler eigene Koften durch das 
Stadt Wiener Unterfanmeramt hinweg— 
gebracht , die Hausmeifter und übrigen 
Dienftleute hingegen alſogleich bei Be— 
tretung unnachſichtlich zum Berhafte 
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gebracht, und am Leibe auf das em- 
pfindlicfte beftraft werden würden. 
(Vdg., Bien am 12. Dct. 1770. Krop. 
Gel. M. Thereſ. 6. Bd. ©. 287.) 

Straßenreinigung. Da die mei 
ften Straßen in den Vorftädten fich in 
einem mehr oder weniger verwahrloften 
Zuftande befinden , indem der flüffige 
Koth felten abgezogen, und die Anſchot— 
terung fo wie die Hinwegführung der 
zur Seite geſcharrten Kothhaufen ver- 
nadläfftet wird, fo wurde auf aus— 
drüdlichen Befehl der k. k. Polizeihof— 
ftelle fammtlihen Bez. Dir. erinnert, 
diefem Gegenftande ihre Aufmerkſam— 
feit zu widmen, die Girumdgerichte zur 
Erfüllung der ihnen diesfalls obliegen- 
den Pflihten anzjueifern, obmwaltende 
Gebrehen nah Umſtänden entweder 
der Ortsobrigkeit, oder anber anzuzei— 
gen, furz dafür Sorge zu tragen, daß 
die Straßen volllommen bergeftellt und 
erhalten werden. (Bol. Ob. Dir, Eirc. 
v. 9. Dec. 1824.) 

— — €&8 findet der Unfug Statt, 
dab der Schnee von den Fußwegen 
und aus den Häufern länge den 
Hauptitraßen auf diefe letzteren nieder: 
gelegt, und daſelbſt Liegen gelaffen 
werde, wodurch die Ab- und Zufahrt 
beirrt ,„ inäbefondere zur MNachtzeit 
leiht Unglücdsfälle herbeigeführt, und 
die Straßen felbjt dem Verderben aus— 
geſetzt, auf jeden Fall aber die Koften 
der Reinigung derfelben anf eine un: 
geziemende Meife erhöht werden. Die- 
ſem Unfuge ift auf die wirffamfte Art 
zu begegnen. (MR. 6. Rage. Bdg. vom 
30. Jan. 1827 3. 5510. R. 6. Prov. 
G. ©. 9. Bd. Nr. 38.) 

— — Reinhaltung der Gaf: 
fen, Straßen und Pläße in 
Wien. Der Wiener Magiftrat , wel- 
dem als Local⸗Obrigkeit die Berpflich- 
tung obliegt, für die Reinhaltung der 
Gaffen, Straßen und Plätze zu forgen, 
hat, da dieſe Neinhaltung ſowohl auf 
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den Gefundheitszuftand der Bewohner, 
ald auch auf die Berfchönerung der 
Stadt Wien einen wefentlihen Einfluß 
hat, mit Bewilligung der Regierung 
mit Kundmahung vom 14. Jan, 1831 
Folgendes anzuordnen befunden: 

1. Muß fih vom Ausgießen des 
unreinen Waſſers, Blutes, dann Able- 
aung des Unrathes, Kehrichts oder 
Miftes vor den Häufern auf die Gaſſen 
und Pläße enthalten werden. 

2. Sind die vor den Käufern auf 
der Gaſſe beftehenden Dunggruben, 
in fo lange fie noch zu beftehen haben, 
nicht zu überfüllen,, fondern die Aus— 
räumung derfelben muß von Zeit zu 
Zeit in der Art vorgenommen werden, 
daß die Fallthüren diefer Gruben im- 
mer, und zwar aus der Urfache gehörig 
in ihren Stod eingreifen, weil der 
Mift bei Ueberhäufung desfelben, und 
bei aufftehbenden Kallthüren, nicht nur 
in den Gaffen zerftreut wird, und Un— 
fauberfeit verurſacht, fondern aud 
durch die aufftehenden Fallthüren leicht 
Jemand verunglücen könnte. 

3. Iſt mit der Aufladung des Dün- 
gers auf Wägen feine Zeit zu verfäu- 
men, ſondern derlei mit Dünger bela- 
dene Wägen find im Sommer, d. i. von 
Georgi bis Michaeli, längftens bis 8 
Uhr, im Winter aber, namlih von 
Michaeli bis Georgi, auf das fpätefte 
bis 9 Uhr früh aus der Stadt hinaus 
zu bringen. Auch find diefe Wägen 
mit Dünger nicht zu überladen, damit 
nicht durch den im Fahren zerftreuten 
Mift die Straßen verunreinigt werden. 
Ebenfo ift bei den Fuhren der Möh— 
rungräumer darauf zu fehen, daß die 
Unrathfäffer genau gefchloffen werden. 
Zugleich ift der Unfug auf das Strengfte 
zu vermeiden, bei Räumung der Senkgru— 
ben den Kotb auf Meder, in Gärten, oder 
wohl gar in Straßenrinnfale zu leeren. 

4. Hat zur Winterszeit jeder 
Hauseigenthbümer den Schnee 
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oder das etwaige Eis auf feine Koften, 
und in vollfommen aefhloffenen Wä— 
aen aus den Häuſern wegſchaf— 
fen zu laffen; und fein Hausinha— 
ber, Sequefter oder Adminiftrator foll 
fih beigehen laffen, den Schnee aus 
den Haushöfen auf die Gaffe hinaus— 
zubringen, oder von dem Dache dahin 
berabzufchaufeln. 

5. Bird nur in dem Kalle, wo in 
einem Haufe fein Hof vorhanden ift, 
folalih. der Schnee von dem Dade 
dahin nicht binterlegt werden Fann, 
war die Hinterlegung desfelben auf 
die Gaffe heraus geftattet, allein wäh— 
rend des Herabwerfens vom Dache ift 
Jemand auf der Gare zur Warnung 
der Borübergehenden bei ſcharfer Ahn— 
dung und Schadloshaltung des allen» 
fall® Beihädigten auszuſtellen, der 
Schnee und das Eid aber unverzüglich 
durch eigene Wägen vor die Stadt aufdie 
angewielenen Geftättenpläße zu führen. 

6. Werden fämmtlihe Hausinhaber 
und derfelben Einwohner angewiefen, 
daß fie für die gebörige und unverzüg— 
lihe Hinwegbringung des tod» 
ten Biebes aus den Häufern genaue 
Sorge tragen, dasſelbe nicht auf die 
Gaſſen und Strafen ablegen, weil 
dutch die Faulung desfelben ein widri« 
ger, der Gefundheit ſchädlicher Ges 
ftanf verbreitet, und felbft zur Verun— 
reinigung Beranlaffung gegeben wird. 

7. Da aud dur die Verlegung 
und VBerftellung der öffentli- 
hen Straßen die Unreinlichfeit der 
Stadt Wien befördert wird, wozu vor— 
üglih die Hinterlegung des 
Schuttes bei vorgebenden Baufüb- 
rungen oder Abänderungen beiträgt, jo 
dürfen jene Hausinhaber, die gerätt« 
mige Höfe befiken, den Schutt nit 
eber auf die Gaffe binausbringen, be- 
vor er nicht wirflih zum Wegführen 
beftimmt ift; follte aber Jemandem der 
Plak zur Hinterlegung des Schuttes 
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auf feinem eigenen Grunde mangeln, 
fo ift die Erlaubniß zur Ablequng des— 
felben auf öffentliben Pläßen oder 
Gäſſen bei dem Unterfammeramte münd« 
lich anzuſuchen, und foldes nur infos 
weit zu geftatten, als hierdurch die 
Straßen und Gaffen nicht verenat, 
folalih der Weg weder für Fahrende 
noch Gehende gehemmt wird; auch muß 
nah vollendetem Baue eine vollkom— 
mene Gäuberung und Räumung der 
Gaſſe oder des Platzes von dem Bau- 
führer auf eigene Koften vorgenommen 
werden. 

8. Damit fih aber die Webertreter 
diefer Anordnung nicht mit der Unwif« 
fenbeit entfhuldigen fönnen, fo haben 
fammtlibe Hausinhaber, Sequefter und 
Adminiftratoren ihren Einwohnern und 
derfelben Dienftleuten, dann den Haus— 
meiftern, für melde fie verantwortlich 
find, gegenwärtige VBorfchrift nicht nur 
dermalen, fondern mwenigftens jährlich 
einmal fund zu machen oder ihren Ein» 
wohnern zur Durchleſung mitzutheilen, 
damit diefe Verordnungen für die Zur 
funft nicht fo leicht dem Gedädhtniffe 
entfallen können. Alle jene hingegen, 
die fi) eine Hebertretung diefer Bor: 
fhrift zu Schulden kommen laffen, 
werden mit einem Pönfalle von 5 fl. 
belegt, nach Beichaffenheit der Um- 
ftände aber aud noch ftrenger beftraft 
werden. (N. 6. Rggs. Vdg. vom 31. 
San. 1831 3. 4691, n. ö. Prov. ©. 
©. 13. Tb. Nr. 20.) 

Straßenreinigung. — Gaſſen— 
fauberungd»-Drdnung für die 
Hauptftadt Prag. 

8. 1. Das Ausgießen des unreinen 
Waſſers, des Blutes und anderer flüf- 
figer Unreinigfeiten wird nur in die 
Ganalöffnungen, oder, wo diefe nicht 
befteben, in die Gaffenrinnen geftattet. 
Die Auslegung ded Unrathes, des 
Kehrichts oder des Miftes vor 
den Häufern auf den öffentlichen 
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Gäſſen umd Plätzen wird gänzlich un— 
terfagt, und den Dienftboten nur ges 
ftattet, dak fie den in den Wohngebäu— 
den aefammelten Kebricht oder ähnliche 
Abfälle nur zu jener Zeit auf die Gaffe 
bringen, wenn die Gaffenfehrer und 
Führer, die ſich durch ein Glocken— 
zeichen ankündigen, ſich in der Nähe 
der Häufer befinden, in welchem Zeit: 
puncte fie daber die Abfälle und den 
Kebricht unmittelbar in die Fuhren zu 
ſchütten haben. 

8. 2. Die Perunreinigung der öf- 
fentlichen Straßen durch Befriedigung 
natürlicher Bedürfniffe iſt eben fo ver- 
boten. E83 befteben au diefem Ende 
mebrere in allen Stadtbexirfen vorge— 
richtete fogen. Anſtandéwinkel, 
welhe auf Koften der Stadtgemeinde 
täglich rein achalten werden, und es 
erfordert die öffentliche Achtung, fo wie 
die Rückſicht auf Anitand und Bildung, 
daß Jedermann diefe Verleßungen der 
öffentliben Sittlichfeit vwermeide umd 
diefe natürlichen Bedürfnifle in den 
Wohngebäuden verrichte. Insbeſon— 
dere wird die Verunreinigung der Fuß— 
wege und der Trottoirs umterfaat, die 
Gigenthümer von Gaſt-, Schanf» und 
Kaffeehäufern aber vorzüglich verpflich- 
tet, unter ftrenger Verantwortung dar— 
auf zu fehen, daß alle ſolche Unan— 
ftändigkeiten unterbleiben; die leßteren 
aber haben ftrenge dafiir zu foraen, 
dak in dem Innern folder Häufer An— 
ſtandswinkel vorgerichtet, Ablaufrinnen 
angebracht und durch diefe der Ablauf 
in die Canäle zugeführt werde. Aus 
diefer Urſache wird von nun an Nie: 
mandem die Bewilligung zur Führung 
einer Saft: und Schanfnabrung in ſol— 
hen Hänfern, wo ähnliche Anſtands— 
winfel nicht befteben, oder in fo lange 
fie nicht bergeftellt find, ertbeilt wer: 
den; auch ift jeder Gaſt- und Schanf: 
wirth bei der Ueberfiedlung in ein ans 
deres Locale verpflichtet, ſolche An— 
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ſtandswinkel herſtellen zu laſſen, wi— 
drigens ihm die Ausübung der Schank— 
nahrung eingeftellt werden wird. Soll 
ten demohngeachtet ſolche Berunreini« 
aungen vor den Häufern Statt finden, 
fo find die Haudbefiker, vorzüglich 
aber Gaitwirtbe und Schänfer ver: 
pflichtet, dDiefe Geaenftände der Verun— 
reiniqung jeden Morgen längftens bie 
7 Uhr in den Sommermonaten, und 
bis 8 Uhr in den Wintermonaten ber 
feitigen zu laffen. 

8.3. Das Ausführen desDün- 
gers aus den Düngergruben, fo 
wie das Ausführen anderer Unreinig« 
feiten aus den Häufern muß zur Ver— 
meidung des dadurd bervorgehenden 
Uebelftandes in den Sommermonaten 
bis 8 Uhr, in den Wintermonaten 
aber länaften& bis 10 Uhr Vormittags 
beendigt fein. Damit jedoch durd das 
Ausführen des Düngers und ded Strob- 
miftes die Gäffen und Pläße nicht ver— 
unreinigt werden, fo darf der flüffige 
Dünger nur in folben Wägen wegge— 
führt werden, deren Seitenbretter voll- 
kommen eingepaßt find und fchließen, 
zur größeren Sicherheit aber ſowohl an 
den Seiten ald auch an der Oberfläche 
mit etwas Stroh bedeckt werden müf- 
fen. Der Strobmift darf nur auf keiter- 
ter» oder Wirtbfhaftswägen, welche 
entweder mit leichten Brettern oder mit 
Korbflehten verfeben find, aus den 
Häufern geführt werden, und es bleibt 
die Pflicht der Vecturanten, daß der 
Dünger oder Mift nicht höher geladen 
werde, als die Bretter reihen, damit 
der Strohmift von den Wägen nicht 
berabfallen könne. 

8.4. Bei Bauführungen oder 
Baureparaturen muß der Bau 
ſchutt oder die ausgehobene Erde in 
jenen Häufern, welche geräumige Höfe 
und Einfahrtsthore haben, deponirt, 
fomit gleich aus den Haushöfen mit 
Wägen abgeholt und auf die öffentli« 


Straßenreinigung. 


chen Abladungsplaätze verführt werden. 
Aus jenen Häuſern, welche mit einem 
Haushofe, aber mit feinem Einfahrts- 
tbore verjeben find, darf der Schutt 
oder die Erde nur dann auf die Straße 
gebracht werden, wenn die zur Abfüh— 
rung beftimmten Wägen bereits vor 
dem Haufe ftehen, fomit die Aufladung 
unmittelbar auf die Wägen Statt fin 
den kann. In Bezug auf jene Häufer 
aber, welden im Innern der Raum zur 
Unterbringung fehlt, haben fih die 
Hauseigentbümer an das betreffende 
f. k. Polizei» Bezirks: Gommiffariat zu 
verwenden, damit ihnen durch dieſes 
im Einverftändniffe mit dem Magiftrate 
der Plaß zur Deponirung diefer Ge- 
aenftände, jedod immer nur unter der 
Bedingung angewiefen werde, daß der 
herausgeführte Schutt und Erde täg- 
lich von den Gaffen wieder weggeführt 
und am Samftage einer jeden Woche 
weder Baufhutt noch ausgehobene 
Erde vor den Häufern gefunden werde. 
In jenen Fällen, wo trodener Schot— 
ter zur Ausfülung der Rohr- und 
Dahböden vorbehalten werden muß, 
diefer aber in dem Innern der Ge 
bäude nicht verwahrt werden fann, 
haben fich die Bauführer aleihfalls an 
das E. k. Polizei-Bezirks-Commiſſariat 
zu verwenden, Damit ihnen eben fo 
ein angemefjener Plaß auf eine be— 
fchranfte Zeit angewieſen werde, bin- 
nen welder die Wiederabräumung 
Statt finden muß, welch letztere fo 
viel möglich zu befchleunigen ift. Die 
Ausmittlung eines ſolchen Plakes zu 
diefer Deponirung fann auch bei der 
gefeglih beftimmten Baucommilfion 
angefuht und der Plak dazu Amtlich 
angemwiejen werden, bei welcher ohne— 
bin auch gefeglich beftimmt ift, daß je- 
der Bauführer den erforderlihen Platz 
zur Deponirung der Baumaterialien 
fih ämtlih ausweifen laffe, daher aud) 
jeder Bauführer und Baumeifter der 
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gefeklihen Strafe unterliegt, wenn 
die Grenzen diefed ausgewiejenen Pla— 
ges überfchritten werden. 

$. 5. Bei kleineren Reparaturen, bei 
Dachausbeſſerungen, beim Schneiden 
des Holzes auf der Gaffe, welches über: 
dies dort nur dann, wenn fein dazu 
geeigneter Hofraum vorhanden ift, ges 
fhehen darf, und ohne unnüße Aus— 
breitung und PBerftellung der Gaffe 
möglichſt beſchleunigt werden muß, find 
die Haugbefiger oder die betreffenden 
Wohnparteien, fo wie in allen Fallen, 
wo aus ähnlichen Anläffen eine außer: 
gewöhnlihe Gaffen « Berunreinigung 
Statt findet, gehalten, die Reinigung 
der Saffenftrede fogleich bewerkitelligen 
zu laffen. Immer werden die Haus— 
eigentbümer und insbefondere die Lä- 
denbefiger aufgefordert, während den 
heißen Sommertagen die Trottoire 
und Gehwege mit Waſſer be 
fprigen zu laffen, indem duch 
diefe Vorfehrung die Bewohner nicht 
nur von dem läftigen und der Gefund- 
heit nachtheiligen Staube befreit, fon- 
dern auch der Durch den Staub verur— 
ſachten Berunreinigung der Möbeln, 
der Waaren und Wohnungen begegnet 
wird. 

8. 6. Das Mbfütitern der 
Pferde und des Zugviehes auf 
den öffentlihen Straßen und Plätzen 
ift ohnehin durch die beftehende Poli 
zei-Ordnung verboten, dieſes Verbot 
wird daher zur Bermeidung der Gaſſen— 
verumreinigung nicht nur erneuert, fon- 
dern es dürfen auch mach derfelben 
Borfchrift befpannte Wägen ohne Auf: 
fiht und unbefpannte Wägen auf der 
Gaſſe nicht belaffen werden ; ebenfo ift 
Jedermann, welcher Waaren oder an: 
dere Gegenftände auf Frachtwägen auf: 
laden oder abpaden läßt, verpflichtet, 
diedadurd entftandene Berunreinigung 
fogleih nah vollbrachter Arbeit beheben 
und diefen Unrath wegbringen zu laffen. 
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Die Fiaker find verpflichtet, in 
den Morgen-, Mittags» und Abend» 
flunden ihre gemwöhnliden Stand: 
pläße rein abzufehren, mit reir 
nem Waſſer abzufpülen und den zu: 
fammengefehrten Dünger in den näch— 
ſten abjfeitigen Winkel zu deponiren, 
aus weldhem derfelbe dur die ein- 
fpännigen Gaffenfäuberungsfuhren täg- 
lih abgeholt werden wird. 

Diefelde Anordnung gilt für die 
öffentlihen Marftpläße, welde 
unter der Gontrolle der Polizeiaufficht 
durch die Kehrweiber jogleich nad vor— 
übergegangener Marktſtunde rein ab« 
gekehrt werden müffen. Ebenfo haben 
für die Reinigung der Lauben -Durd- 
gänge, wo noch Kramitellen befteben, 
deren Beſitzer nah Wegräumung der 
Staudpläße insbefondere an Samfta- 
gen zu forgen. Uebrigend unterliegen 
aber die Laubengänge, wie alle öffent- 
lihen Gäffen, der allgemeinen Säu- 
berung. 

8. 7. Die Neinhaltung der öffent: 
lihen Straßen und Plätze kann nur 
dann einen günftigen Erfolg haben, 
wenn aud die Neinhaltung der innern 
Näume aller Wohngebäude mit diefer 
in Einklang gebracht wird; die allge: 
meine Berpflihtung zur NReinhals 
tung aller Wohnungsbeſtand— 
theile und der Hofräume beruht 
in dem Beweggrunde, dadurch die Ber 
quemlichkeit, Ordnung und Sicherheit 
zu erhöhen, fie ift durch die Rückſichten 
für die öffentlihe Gefundheirspflege 
bedingt und die fortfchreitende Bildung 
und Eultur macht es nothwendig, daß 
andy in diefer Beziehung jene Vorkeh— 
rungen gehandhabt werden, welche zur 
Berftönerung des Lebens und des 
äußeren Anftandes der Wohnungen 
dienen. Im diefer Beziehung werden 
alle Hauseigenthümer und Bewohner 
diefer Hauptjtadt aufgefordert, mit als 
ler Strenge darauf zu ſehen, daß die 
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Bohnungen, Gewölbe, Abtritte, Gänge 
und Zreppen jederzeit rein gehalten 
werden; fie werden verpflichtet, darauf 
zu fehen, daß die Hofräume ebenfo ger 
fäubert und aller Unrath aus denfelben 
wenigftend an den Kehrungstagen aus 
den Häufern gebracht und auf die Gaf- 
fenfäuberungsfuhren gefchüttet weıde; 
jedoch können diefe nur den fogenann- 
ten Kehricht aufnehmen. Abfälle grö- 
berer Art, Refte von Reparaturen, 
Defen und ähnliche Gegenftände find 
auf Koften der Hausbefiger felbit zu 
befeitigen. Aus Sanitäts-Rüdfihten 
wird die unterlaffene Reinigung der 
Haushöfe eben fo wie die Berunreini- 
gung der öffentlichen Gäffen und Pläpe 
beftraft werden. 

$. 8. Ale Düngergruben in 
dem Innern der Wohngebäude 
müffen gehörig ausgemauert und mit 
Fallthüren von ftarken Pfoften verfe- 
ben und diefe in den Thürftod fo ein- 
gepaßt werden, daß fie mit der Erd- 
flähe gleih, dem Fußgeher Feine Un- 
bequemlichleit verurfachen. Diefe Dün- 
gergruben dürfen nie überfüllt werden, 
und es ift daher deren zeitweife Räu— 
mung nicht nur zur gehörigen Zeit zu 
veranlaffen, fondern ed muß auch nad 
ihrer Räumung der Plaß ebenfo, wie 
die Hofränme überhaupt, ordentlich 
abgekehrt werden. 

8.9. Nah den fhon beftehenden 
Anordnungen muß jeded Haus, von 
welchem der Unrath nicht ſchon durch 
die beitehenden Ganäle abgeleitet wird, 
mit einer ordentlihen ausgemauer- 
ten Senfgrube verfehen fein. Diefe 
Sentgruben müffen dem Bedürfniffe 
der in dem Haufe befindlichen Parteien 
angemeffen errichtet werden, es darf 
aus denfelben feine Ableitung auf die 
Gäffen oder öffentlihen Plätze Statt 
finden; auch müffen fie vor einer Ueber: 
füllung durch die hiezu beftimmten Ab- 
decker vollftändig geräumt werden. So 
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oft es daher die Nothwendigkeit er- 
heifcht, haben fi die Hausbefißer um 
diefe Räumung zu verwenden, wobei 
zur unnachſichtlichen Befolgung feftger 
ſetzt iſt, daß das Ausführen des 
Unrathes aus den Genfgruben in 
den Sommermonaten nie vor 
der eilften, in den Wintermo— 
naten aber nur nah der zehn— 
ten Abendftunde bewirkt werden 
dürfe, wobei den Abdedern zur ftren« 
gen Nachachtung vorgezeichnet ift, daß 
die hiezu verwendeten Fäfler rein ge 
halten und gehörig gefhloffen werden, 
und daß fie diefen Unrath nur auf den 
biezu beftimmten Blägen auslaffen 
dürfen. 

8. 10. Die Pfliht der Hauseigen— 
thiimer und der Bewohner überhaupt 
ift es ferner, für die ſchleunige und 
gehörige Entfernung aller Gattungen 
des in den Häufern abgeftandenen Vie— 
bes und aller jener Gegenftände Sorge 
zu tragen, welche durch das Aufbe— 
wahren in den Häufern und deren Röu« 
men in Berwefung oder in eine Fer— 
mentation übergeben können, deren 
Ausdünftung der menfhlichen Gefund: 
heit machtbeilig ift. Bei den erfteren 
Gegenftänden ift fi gleihfall® an die 
Mafenmeifter wegen der Fortſchaffung 
zu verwenden, die Letzteren aber find 
auf Koften der Hausbeſitzer unverweilt 
auf die gewöhnlichen Abladungspläße 
zu bringen. 

8. 11. Bei jenen Häufern, welde 
noch nit mit Ablaufs-Ganälen verſe— 
ben find, fo wie bei jenen, aus wel: 
hen das Spülih und das Waſchwaſſer 
dur die gemöhnlihen Ablauferinnen 
auf die Gaffe oder in die Strafengrä- 
ben geleitet wird, müffen dieſe Ablaufs- 
rinnen ftet rein gehalten, daher durch 
die Dienftboten öfter mit reinem Waſſer 
abgefpült werden, und unter keinerlei 
Borwande darf dur diefe Ablaufs- 
rinnen itgend ein Unrath auf die Gaſſe 
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oder in die Straßenrinnen geleitet wer: 
den, weshalb aud die Hauseigenthü— 
mer verpflichtet find, unterirdifche Ab- 
lanfscanäle in jenen Bäffen, wo deren 
Herftellung bei den beftehenden Haupt: 
canälen thunlich ift, fo wie die Dad» 
rinnen und Wafferabfalldröhren und 
deren Einmündung in die Canäle un« 
verweilt herftellen und die ſchadhaften 
immer fogleih an&beffern zu Taffen. 

8. 12. Das Abwerfen des 
Schnees von den Dächern aufdie 
freien Gäffen und freien Pläge wird 
nur umter der Borfiht des auszuhän— 
genden Schneewurfzeichen® geftattet. — 
Diefes Abwerfen muß jedoch nur zu 
einer Zeit gefcheben, in melder die 
öffentlichen Plätze und Gäffen weniger 
begangen find, und es ift die Pflicht 
der Hauseigentbümer, dieſen berabge- 
worfenen Schnee auf die gewöhnlichen 
Abladungspläße fogleich führen zu laf- 
fen. Der im Innern der Häufer befind- 
lihe Schnee und das angehäufte Eis 
darf jedoch auf feinen Fall auf die 
Baffe ausgeworfen werden, fondern 
muß in gehörig verwahrten Wägen 
gleichfalls auf Koften der Hauseigen- 
thümer unmittelbar aus den Wohn 
bäufeın auf die Abladungspläke ge: 
Tchafft werden. 

8. 13. Bei eintretendem Glatt« 
eife ift es die Pflicht der Hauseigen— 
thümer und Hausverwalter, die Fuß— 
wege in der ganzen Ausdehnung ihrer 
Realität, mworunter auch die Garten» 
mauern 2c. zu rechnen find, in der 
Trottoirbreite oder, wo fein ſolches be- 
fteht, in einer Breite von 4 Schub mit 
Afche, Sand oder Sägefpänen zu be 
freuen. 

$. 14. Alle diefe Vorſchriften haben 
feinen anderen Beweggrund als: die 
Bequemlichkeit und Sicherheit fämmt- 
liher Bewohner diefer Hauptftadt zu 
befördern, fie find in dem Beifte der 
nothwendigen Drdnung, Sicherheit 
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und in der Nüdficht feitgeftellt, daß 
das MWohlfein der einheimifhen Bes 
wohner und der Fremden, fowie die 
Gefundheitsverhältniffe in einer ans 
fehnlihen Hauptftadt aufrecht erhalten 
und vervolllommt werden follen; fie 
find ferner durch die Rückſicht bedingt, 
daß die Gemeindeanftalten vorzüglich 
dur die anfaffigen Hauseigenthümer 
aus der Urfahe unterftüßt werden müſ— 
fen, weil in einer geordneten Stadt: 
gemeinde die einzelnen Glieder zur Auf- 
rehthaltung öffentlicher Vorſchriften 
weſentlich verpflichtet find, und weil 
endlich ohne diefe Mitwirkung der Be— 
wohner und Hauseigenthümer auch bei 
der thätigften Einwirkung der Ger 
meinde-Säuberungsanftalten die noth- 
wendige Berbefferung in diefen Vor— 
fehrungen felbft bei Erhöhung der 
Baffenfäuberungsbeiträge nicht erzielt 
werden kann. Im der Ueberzeugung 
daher, daß die für alles Gute und 
Nügliche fo fehr empfänglichen Bewoh- 
ner diefer Hauptftadt in diefen Anord- 
nungen nur ihren und den allgemeinen 
Bortheil unbezweifelt erfennen werden, 
erwartet man auch eine genaue Befol- 
gung diefer vom Tage der Kundma— 
bung verbindlihen Anordnungen, zu 
deren Ueberwahung die k. k. Polizei: 
Bezirfd-Commiffariate und der Prager 
Magiftrat mit der Weifung verpflichtet 
find, daß fie über alle Uebertretungen 
diefer Gaffenfauberungs » Borfährift die 
Unterfuchung zu veranlaffen, und ge: 
aen die Uebertreter und Schuldtragen- 
den dieſer Webertretung angemeffene 
Strafen zu verhängen haben. 

8. 15. Diefe Strafen werden nad 
dem Berhältniffe der fhon in der Pol. 
Didnung beftehenden Borfchrift umd 
nad dem Mafftabe des größeren oder 
minderen Nachtheiles auf den Betrag 
von 110 fl. E.M. zu Handen des 
Local» Polizeifondes feitgefegt, und bei 
wiederholten Uebertretungsfällen ver 
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doppelt, in jenen Fällen aber, wo 
folhe den Grad der ſchweren Polizei- 
Uebertretung erreichen, nach dem Straf: 
geſetzbuche 2. Theild zuerkannt werden, 
weshalb die Gaffenfäuberungs - DOrd- 
nung nicht nur für alle Hauseigenthü- 
mer verbindlich ift, fondern durch diefe 
allen Einwohnern zur Nachachtung mit: 
zutheilen ift. Zurfeinhaltung der 
Gäſſen inden Landftädten find 
nach der Berordnung v. 16. März 1789 
die Hauseigenthümer anzumeifen, wö— 
hentlih oder bei anhaltendem regne— 
riſchem Wetter zweimal in der Woche 
die Gaffe vor ihren Häufern bis in die 
Mitte faubern, und den Kehricht in die 
Höfe tragen zu laffen; auch foll den 
Haudeigenthümern und ihren Dienft- 
boten das Ausfhütten und Ausgießen 
zerbrochener Gefäße oder anderer Un- 
reinigfeiten unter Arreft- oder Geld» 
ftrafe ernftlich unterfagt werden. (Vdg. 
des böhm. Bub. v. 25. Mai 1838 3. 
22871. Prov. ©. ©. für Böhmen. 
3. 1838. Nr. 134.) 

Straßenreinigung. Stadtreinis 
gungs-Ordnung für Klagenfurt wurde 
kundgemacht mit Vdg. des Laibacher 
Guberniums vom 19. October 1838 
8. 23890. 

— — Der hieſige Magittrat und 
die übrigen Ortsobrigkeiten inner den 
Linien werden unter ihrer Derantwors 
tung angewiefen, aflfogleich mit allem 
Nachdrucke die Einleitung zu treffen, 
daß die öffentlihen Straßen, Pläße 
und Gaffen in den Vorftadtbezirken je: 
derzeit fleißig und ohne Verzug vom 
Kothe gereinigt und derfelbe fohin un« 
mittelbar entfernt, und an die hiezu 
beftimmten Orte gejhafft werde. Zur 
Ueberwahung und Controllirung ber 
Straßenreinlichfeit ift die Pol. Ob. 
Dir. vorzugsweife berufen, und die— 
felbe wird daher beauftragt, dieſem 
Gegenftande ihre unausgefepte Auf 
merkfamfeit zu widmen, und den Be 
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zirks-Directionen die Weiſung zu er 
theilen, daß fie jede Unterlaffung der 
Straßenreinigung , jedes Liegenbleiben 
der Kothhaufen, unverweilt der ein⸗ 
ſchlüſſigen Ortsobrigkeit zur Amtso⸗ 
handlung anzuzeigen, und wenn diefe 
Anzeige ohne Erfolg bleiben follte, die 
Meldung an die k.k. Polizei⸗ Ober ⸗ Dir 
rection zu erſtatten haben, welche ver- 
pflichtet ſein würde, Fäle dieſer 
Art zur hierortigen Kenntniß zu brin⸗ 
gen, worauf die Regierung gegen die 


Saumfeligen mit aller Strenge ver- P 


fahren wigd. (Decr. der k. k n. d. Reg. 
vom 19. März 1842 3. 17217.) 

Straßenreinigung. Das Auf- und 
Abladen des Düngers und der fonftigen 
Abfälle inden Gaffen und Straßen diefer 
t. k. Provinzial» Hauptftadt, fowie das 
MWegführen desfelben muß ſtets am 
früheften Morgen, und zwar: vom 
1. April bis Ende October bis läng- 
ſtens Früh 6 Uhr, und in den andern 
Monaten bis fpäteftend Früh 8 Uhr 
beendet fein, auch darf fein derlei Uns 
rath auf der Straße vor den Häufern 
fiegen oder gar Düngerwägen auf der 
Straße audgefpannt ftehen gelaffen 
werden; endlich ift beim Ausführen des 
Düngerd darauf zu fehen, daß die 
Straße nicht verunreinigt werde. Die 
diefer, zur Erhaltung der Öffentlichen 
Reinlichkeit und aus Sanitäts-Rüd- 
fihten erlaffenen Anordnung zuwider 
Handelnden werden der geſehlichen Be⸗ 
fitafung unterzogen werden. (Circ. des 
f. k. tirol. Landesgub. vom 25. Dit, 
1844 Nr. 25649/3677. Beitfhr. für 
d. R. N. B. 3. 1845. ©. 49.) 

— — Nach einer an die f. f. nied. 
öfterreichifche Statthalterei gelangten 
Anzeige der n. d. Landesbau⸗Direction 
werden von den Ärarifhen EGontrahen- 
ten der Abfuhr des Straßenfothes oft 
Schwierigkeiten erhoben, weil auch Roth 
von den Nebenplägen, Schutt, Schnee, 
Kehricht u. dgl. aus den Häufern an 
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die Strafe gelagert wird, fomit fein 
Strafenabraum if. Das Bezirks⸗ 
Commiſſariat wird in Folge Statthal⸗ 
tereirDecreted vom 29. Jänner 1853 
3. 47260 angewiefen, mit allem 
Ernfte dahin zu wirkten, daß dieſem 
auch in anderen Beziehungen nicht zu 
duldenden Unfuge der Straßen-Berun- 
reinigung begegnet werde. Auch ift je 
der Saumfeligkeit in der Wegführung 
des Straßenfothes und Unrathes mit 
allem Nachdrucke zu fteuern. (Dect. der 
ol. Dir. vom 1. Februar 1853 3. 
2133/291 und vom 20. Mai 1853 
8. 10599/1341.) 

Straßenreinigung Der Br. Ra 
giftrat hat mit Note v. 10. Nov. 1853 
3. 91373 mitgetheilt, daß feit 1. Nov. 
1853 fämmtliche ftädtifhe und Ge« 
meindeftraßen in den biefigen fieben 
Borftadt- Gemeindebezirken den betref: 
fenden Gemeinden refp. den Gemeinde. 
Bezirks « Vertrauensmännern zur Bu 
forgung im eigener Regie übertragen 
worden find, daher von den Polizei⸗ 
Bezirks⸗Commiſſariaten bei etwa vor— 
kommenden Anſtänden der ſchnelleren 
Abhilfe wegen gleich unmittelbar mit 
dem betreffenden Vertrauensmanne das 
Einvernehmen zu pflegen iſt. (Deer. 
der Bol. Dir. vom 16. Dec. 1853 8. 
29181/8353.) 

— — Mafregeln wegen Reinigung 
der Straße bei einem Schneefalle und 
Glatteife, f. Glatteis. 

— — f. Polizei-Ordnung. 

Strafenverftellung, die, durch 
Fuhrwägen, melde von Hunden be⸗ 
wacht werden, iſt durchaus nicht zu 
geſtatten. (N. ö. Rggs. Bdg. vom 24. 
Febr. 1809. Krop. Gef. Franz. 26. Bd. 
©. 241.) 

— — Da indbefondere in den Bor: 
ftädten an jenen Plägen, wo Bauma— 
terialien, aufbewahrt liegen, und Stra: 
Gencanäle hergeftellt werden, die im 
Folge des $. 176 2. Thl. des St. ®. 
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angeordnete Aufftelung der Warnungs- 
zeichen zur Nachtzeit mangelt, und da— 
durd leicht Unglücksfälle herbeigeführt 
werden fönnen, fo wurden über An- 
ordnung der k. k. Polizei » Hofftelle 
fämmtlihe Bezirks » Directionen hier- 
auf aufmerkfam gemacht, und denfelben 
die genaueite Handhabung der zur Be— 
feitigung derlei wefentliher Polizei— 
Gebrechen beftehenden Anordnungen 
aufgetragen. (Bol. Ob. Dir. Eirc. vom 
3. Aug. 1822.) 

Straßenverftellung. Da die Ber- 
ftellung der Straßen durch Kiften, Fäf- 
fer ꝛc. und insbefondere durch das 
lange Berweilen der Bierwägen auf den 
Straßen, beim Abladen der Bierfäffer, 
wodurd die Paſſage auf eine, den Fuß. 
gehern Gefahr drohende Art vorfhrifts- 
widrig gehemmt oder verengt wird, 
wieder überhand nahm, fo wurden die 
Bezirks » Directionen zu Folge aus- 
drüdlicher Weiſung der hoben Polizeis 
hofſtelle zur thätigen Erfüllung der in 
Bezug auf Gaffenauffiht ihnen oblie- 
genden Prlichten mit dem Beifage an- 
gewiefen, daß fie diefem Gegenftande 
um fo mehr die fhuldige Aufmerkfam- 
feit zu widmen, und über den genauen 
Bollzug diefer Anordnung zu wachen 
haben, ald die Mängel in Handhabung 
der öffentlihen Polizei zu fehr in die 
Augen fpringen, umd fie von felbft auf 
die Befeitigung ähnlicher Gebrechen 
fortwährend ihr Augenmerk zu richten 
haben. (Bol. Ob. Dir. Eirc. v. 2. Apr. 
1825.) 

— — Ueber die gemachte Bemer- 
fung, daß der Unfug des Berftellend 
der Straßen, befonderd der Trottoird 
durd Equipagen und Wägen aller Art 
fehr überhand nimmt, erhielten die Bes 
zirke-Directionen den Auftrag, der Be- 
feitigung diefes Unfuges ihre Aufmerf- 
famfeit zu widmen, und durd öftere 
Batrouillen und Bezirfd-Revifionen das 
Aufftellen der Wägen an Drten, wo 
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dadurch die perſönliche Sicherheit und 
Bequemlichkeit der Fußgeher gefährdet 
oder die Paſſage überhaupt gehemmt 
wird, möglihft zu verhindern. (Bol. 
Db. Dir. Eirc. v. 27. Dec. 1825.) 

Straßenverftellung. Die Ber 
ftellung der öffentlihen Straßen durd 
Wägen vor den Wirthshäufern ift ein 
häufig worfommender Unfug. Das St. 
®. 8. 2. Thl. 88. 174—177 enthält 
zwar gegen die Aufftellung von Wägen 
auf öffentlihen Straßen und Pläßen 
bereitö infofern Beftimmungen, als 
diefes zur Nachtszeit gefhieht, und ala 
Borübergehende Dadurch befhädigt wer- 
den können. Da indeſſen die Aufftel- 
lung von Bägen befonders vor Wirth» 
bäufern auf der Straße felbft, und 
zwar zwifchen den beiderfeitigen Stra, 
Bengräben auch aus der Rückſicht der 
Hemmung oder doch Erfhwerung und 
Berengung der Paſſage, als ein Un— 
fug fi darftellt, den eine wohlgeord- 
nete Straßen-PBolizei nicht ungeahndet 
dulden darf; fo wird Nachſtehendes 
feftgefeßt: 

1. Die Aufftellung von Wägen auf 
der Straße felbft, zwifchen den beider« 
feitigen Straßengräben befonders vor 
Wirthehäufern, wird aus dem Titel 
der Hemmung oder doch Erfhwerung 
der Baffage ſowohl zur Tags- ald aud 
zur Nachtzeit auf das Strengfte un 
terfagt. 

2. Die Uebertreter dieſes Verbotes 
machen fich eines Polizei » Bergehens 
fhuldig, das von num an mit einer 
dem Armeninftitute des Orts zufallen- 
den Geldftrafe von 1—4 fl. C. M. 
verpönt wird. 

3. Wird den Local » Behörden zur 
Pflicht gemacht, darauf zu fehen, und 
hiernach das Geeignete vorzufehren, 
daß auch außerhalb der Fahrſtraße 
durch die vor den Wirthöhäufern ftehen 
bleibenden Wägen, die für die Tußge- 
her erforderlihe Paffage nicht beittt 
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werde. Damit aber durch die Vorſorge 
für angemefjene außer der Straße ge 
legene Pläge, dem Unfuge der Verftels 
lung öffentliher Straßen vermittelft 
der vor Wirthshäufern aufzuftellenden 
Wägen vorgebeugt werde, wird ver- 
ordnet: 

4. Muß bei einfam umd abfeitig von 
den Ortſchaften gelegenen Wirths häu⸗ 
ſern in dem Falle ihrer Errichtung oder 
Umbauung auf eine angemeſſene größere 
Entfernung derſelben von der Straße 
gedrungen, und daher der Gewerbe— 
und Baubewilligung die Bedingung 
eingefchaltet werden, daß vor dem 
Wirthshauſe ein zureihender Raum 
außerhalb der Straße zur Aufftellung 
von Wägen vorbehalten bleibe, welchen 
die Localbehörde mit Rückſicht auf die 
RocalsBerhältniffe und den Zwed, zu 
dem diefer Raum dienen ſoll, in einem 
beftimmten Flächenmaße Fall für Fall 
feitzufegen bat. 

5. Muß feftgehalten werden, daß 
bei Wirthehäufern, welde neben an- 
dern Häufern in einer Reihe liegen, 
bei welchen alfo eine größere Entfer- 
nung von der Straße als jene der an- 
dern mit ihnen im gleicher Flucht fte- 
henden Häufer nicht gefordert werden 
fann, bei welden aber auch die im 
Allgemeinen für alle Gebäude übers 
haupt feftgefegte Normal « Entfernung 
von den Straßengräben nod feinen 
zureihenden Raum für die Aufftelung 
von Wägen vor dem Wirthégebäude 
darbieten dürfte, im Falle ihrer neuen 
Errihtung, Ueberfegung oder Umbau— 
ung der Vorbehalt eines zureichenden 
Raumes für die Aufftellung von Wägen 
entweder hinter oder neben dem Wirths— 
gebaude als Bedingung der Gewerbs— 
oder Baubewilligung gefeßt werde. 
(Hftzl. Decr. vom 7. März 1834 3. 
4555, am ſämmtl. Länderft. der alt 
conjerib. Prov. Eirc. der n. d. Reg. 
v. 23. Mär; 3. 15628; des ſteierm. 
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Bub. v. 26. März 3. 4462; des tirol. 
Bub. v. 27. März 3. 6365; des Laib. 
Sub. v. 27. März 3.5984; des mähr. 
Gub. vom 11. April 3. 10744; des 
galiz. Gub. v. 16. April 3. 19247 u. 
der ob der ennj. Reg. vom 18. Sept. 
1834 3. 20486. Bol. G. ©. 62. Br. 
Rr. 37.) 

Straßenverftelung. — Die an 
ſämmtliche Länderftellen der alt con- 
feribirten ‘Provinzen ergangene Hifi. 
Vdg. v. 7. März 1834 3. 4555 wurde 
vom Gubernium in Böhmen mit fol 
genden Bemerkungen befannt gemacht: 

a) Die in dem erwähnten Hoffanzlei: 
Decrete ausgefprochene Geldftrafe kann 
nur den Schuldtragenden, ſomit nady 
der Analogie des $. 174 und 175 des 
Str. ©. B. II. Thl. nah Umftänden 
bald den Fuhrmann, bald den Gaſt⸗ 
with treffen. 

b) Die Gubernial-Eircular-Berord« 
nungen v. 21. April 1809 3. 12035, 
und v. 21. Mai 1813 3. 1708, bin» 
fihtlih der Beltrafung des Stehen: 
lafjens von Wägen vor den Wirther 
bäufern, erſcheinen durch die gegenwar- 
tige Entſchließung der Hofkanzlei als 
behoben. 

c) Die Normalentfernumg von der 
äußern Kante der Straßengräben bie 
zu den an den Straßen zu bauenden 
Häufern wird bei gewöhnlihen Wohn» 
gebäuden auf 1 bis auf 1'/, Klafter, 
bei andern Gebäuden aber, welde aus 
Öffentlichen Rückſichten von der Straße 
weiter gehalten werden follen, auf 3 
bis 4, auch 5 Klafter beftimmt. 

d) Nebftbei find derlei Gebäude ven 
Stein feuerfeft herzuftellen, das Ber: 
bindungsbrüdel über die Straßenter- 
rafje zu dem Haufe ift gleichfalls von 
Stein zu erbauen, ftets im guten Stand 
zu erhalten, und die Bauunternehmer 
haben fi jeder Verunreinigung der 
Straße umd jeder Beihädigung der 
Zerrafje zu enthalten, endlich zus Gis- 
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cherſtellung des Stiapenbau + Fondes 
mittelft eines grundbücherlich einver- 
leibten,, den Baubewerber amd alle 
Hausbefißer verbindenden Reverſes ji 
zu verpflichten, daß fie den vorgezeidh- 
neten Bedingungen geran und auf ei- 
gene Koften nahfommen werden. 

e) Die Geſuche zur Ertheilung der 
Baubewilligung an Chauffeen find mit 
den Bauacten gehörig zu belegen und 
bei den Kreisämtern einzubringen, 
welche im ale der Nothwendigkeit 
eine vorläufige Localerhebung mit Zur 
ziehung der Intereffenten und eines 
Straßenbau-Beamten vornehmen, und 
fodann hierüber nach der Gub. Vdg. v. 
13. April 1827 3. 7553 entjdeiden 
werden, wobei es fih von jelbft ver- 
Rebt, daß bei Wirthshäufern vorzüglich 
auf einen zuxeihenden Raum zur Auf— 
ſtellung der Wägen Rüdjicht zu nehmen 
fei, und die ad ce angegebene Entfer— 
nung nicht ald allgem. Mapjtab die- 
nen könne. (Bdg. des böhm. Bub. v. 
14. März; 1835 3. 11189. Prov. G. 
©. für Böhm. vom J. 1835 Nr, 75.) 

Strafenverftellung und Berun- 
veinigung. Die Beftrafung derjenigen 
Individuen, die fi durch Verunreini⸗— 
gung, Berengung und Berftellung der 
Sttagen und Gäffen, die Uebertretung 
der Straßen » Polizei» Borfhriften als 
Bolizeis Vergehen zu Schulden fommen 
laffen, ift dem Magiftrate zu überlaffen. 
(Rage. Decr. vom 14. Mai 1835 3. 
12454, an die k. f. Pol. Ob. Dir.) 

— — lieber eine von der k. k. 
Pol. Db. Dir. über die Straffälligkeit 
des Aufftellens der Wägen auf den 
Straßen Wiens geftellte Anfrage wird 
Nachftehendes bedeutet: Es handelt 
fih in dem vorliegenden Falle um die 
Entfheidung folgender Fragen: 

1. Hat die Rggs. Vdg. v. 23. März 
1834 3. 15628, welche das Aufftellen 
der Wägen auf deneigentlihen Straßen, 
das ift zwifchen den beiden Stragengrä- 
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ben verbietet, auch auf die Reſidenz ihre 
Anwendung? 

2. Soll die Verantwortlichkeit der 
Wirthe hiefür nah der Analogie de 
$. 175 II. Thls. des Str. ©. B. aub- 
geſprochen werden? 

3. Welcher Behörde, ob nämlich der 
f. t. Pol. Ob. Dir. oder dem Magi- 
firate gegen jene, welde des Polizei« 
Vergehens der Straßenverftellung oder 
Berengung im Allgemeinen und indbe: 
fondere der Uebertretung des Rggs. 
Circ. v. 23. März 1834, fih ſchuldig 
machen, das Strafverfahren in diefen 
Fällen zuftehe. 

ad 1. Daß die Rggs. Eirc. Vdg. 
vom 23. Mär; 1834 3. 15628 aud 
auf die Refidenzftadt Wien Anwendung 
finde, und daß daher jene, welche die 
Straße mit Wägen vor den Wirthi- 
und Gafthäufern bei Tage verftellen, 
mit der in diefem Eirculare beftimmten 
Gelditrafe von 1 bis 4 fl. C. M, zu 
beitrafen find, unterliegt feinem Zwei. 
fel, wenn auf den Zweck und die Abficht 
des Gefepes gefehen wird, denn dieſe 
Berordnung bezweckt offenbar, die Paſ— 
fage offen zu halten und nit zu er— 
fhweren, und wenn diefes daher auf 
den Straßen außerhalb den Linien 
Wiens nothwendig erkannt, und das 
Berbot durch beftimmte Strafen dajelbit 
aufrecht zu erhalten geſucht wird, fo 
liegt diefes gewiß innerhalb den Linien 
Wiens und vorzüglid in der innern 
Stadt, wo die Paſſage weit lebhafter, 
fomit ihre Dffenhaltung weit nothwen⸗ 
diger ift, noch mehr in der Abficht des 
Geſetzes. Eben fo wenig kann es 

ad 2. bezweifelt werden, daß Gaft- 
wirthe wegen Befolgung diefer Rggs. 
Circ. Bdg. nad der Analogie des 11. 
Thls. des Str. ©. B. $. 175 verant- 
wortlih find und verantwortlid ge- 
macht werden können, weil, wenn gleih - 
dadurch, daß Wägen auf der Straße 
bei Tage vor ihrem Gafthaufe nit aufe 
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geftellt werden dürfen, dem Gaftwirthe 
wirkliche Nachtheile zugeben, kein Gaft« 
wirth berechtigt it, Vortheile durch 
Verletzung offentlichet Rückſichten ſich 
zuzuwenden, ſondern vielmehr dafür zu 
forgen bat, die nöthigen Rocalitäten für 
jene Wägen, ohne die Paflage auf der 
Straße zu beirren,auszumitteln,diein feir 
nem Gaftbaufe Unterkunft finden wollen. 

Was die ad 3 in Frage geftellte 
Eompetenz betrifft, fo iſt fidh bereits 
unterm 14. Mai 1835 3. 12454 da- 
bin ausgeſprochen worden , daß, nach— 
dem eine Berhandlung wegen fchärferer 
Beſtimmung der Örenzen des Wirkungs- 
freifes der f. E. Bol. Ob. Dir. und des 
Magiftrates im Zuge ift, bis zur Her« 
ablangung der h. Schlußfaffung bier- 
über die bisher bejtandene Uebung 
aufrecht zu erhalten fei, fomit dem 
Magiftrate noch fortwährend die Ber 
firafung jener Individuen überlaffen 
bleibe, die fi durch Verunreinigung, 
Verengung und Berftellung der Stra: 
Ben und Pläße der Uebertretung der 
Straßen-Bolizeis-Borfhriften ala Poli— 
zeivergeben fchuldig gemacht haben. 
Durdy diefe Regierungs » Entfheidung 
ift die Competenz jener Behörde, welche 
gegen die Webertreter der Straßen: 
Polizei » Vorfchriften im Allgemeinen, 
fomit auch gegen die Uebertreter des 
Rage. Circ. v. 23. März 1834 derzeit 
ftrafend vorzugehen hat, demgemaͤß bes 
reits ausgeſprochen, und die Umftände 
baben fich im der Zwifchenzeit nicht fo 
geändert, um, bevor über den Wir 
kungskreis der f. E. Bel. Ob. Dir. und 
des Magiftrats böhern Orts entſchie— 
den fein wird, etwas anderes zu verfüs 
gen, (Deer. der k. k. n. 5. Reg. v. 14. 
Juli 1841 3. 30513. Bol. Ob. Dir. 
3. 17178/2886.) 

Straßenverftellung durch Ger 
wölbsauslagen und Verkaufs » Gegens 
Hände, ſiehe Gewölbs = Auslagen, 
Stände. 
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Straßenverſtellung durch Bau⸗ 
ſchutt, ſ. Straßenreinigung. (Vdg. 
v. 31. Jän. 1831 $.7 u. Vodg. v. 25. 
Mai 1838 $. 4.) 

— — ſ. Baufand. 

— — f. Polizei:Ordnnng. 

Strazzenfammler. DieHadern- 
oder Stragzenfammlung tft fo- 
wohl den Papiermüllern, als auch Je— 
dermann aller Drten, mit Aufbebung 
der ehehin den Papiermüllern angemie- 
fenen Diftricte, geftattet. Hofd. v. 24. 
Dct. 1785.) 

Dies hindert Doch keineswegs, daß 
von jenen Individuen, welche fih da- 
mit befaffen, umd unter denen aller: 
dinge auch nicht felten gefährliche 
Menſchen ſich befinden; um fo ftrenger 
die pünctlide Ausweifung über ihre 
Perfon und Beihäftigung gefordert, 
dann, daß gegen jene, welde diefer 
Forderung zu entſprechen nicht vermö— 
gen, mad der beftehenden Borfchrift 
vorgegangen werde. E83 verfteht ſich 
von felbft, daß die gewöhnlichen von 
den Bapiererzeugern ausgeftellten Zeug+ 
niffe für jene Ausweifung keineswegs 
zurcichend anzufehen find, fondern daß 
die Strazzenſammler eben fo wie an« 
dere Reifende und Wanderer mit ordent« 
lihen Päſſen ihrer competenten Obrig— 
feiten verfehen fein müffen. (MR. ö. 
Rggs. Vdg. v. 7. Juli 1815. Barth. 
9. u. G. Gef. 4. Bd. ©. 68.) 

— — denfelben ertheilt das Hreit- 
amt die Paäffe; übrigens bleibt dem 
Wiener Magiftrate deren Ausfertigung 
in feinem ortsobrigfeitlihen Bezirke, 
fo wie der Haufirpäffe vorbehalten. 
(R 5. Rggs. Decr. v. 16. Juni 1821 
3. 24261; n. ö. Brov. ©. ©. 3. BP. 
Nr. 204.) 

— — Polizeiliche Rüdfihten mas 
hen es nothwendig, daß jene Indivi— 
duen, welche Strazzen fammeln, in ges 
böriger Evidenz gehalten, nnd ihnen 
zu diefem Behufe Licenzſcheine audge« 
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fertigt werden. Damit jedoch einerfeits 
duch diefe Maßregeln der fragliche, 
für die inländifche Papierfabrication 
immerhin wichtige, durch das Hofdeer. 
vom 24. Det. 1785 als frei erklärte 
Zweig diefer Befchäftigung keinerdings 
belaftet, amdererfeitd aber aud hierin 
ein gleihförmiged Berfahren in den 
Provinzen beobachtet werde, bat man 
aus Anlaß einer von der f. k. Come 
merz- Hofcommiffion gemachten Eröff- 
nung feitzufeßen befunden, daß derlei 
Licenzfheine von den betreffenden Db- 
tigfeiten, ohne Stempel, und unent- 
geltli Jedermann von gutem Wohl: 
verhalten audgefertigt, und von dem 
betreffenden Kreisamte vidirt werden, 
(Hflzl. Decr. vom 20. Febr. 1823 2. 
5070. Bdg. der n. ö. Reg. vom 16. 
März 1823 3. 12395, n. ö. Pr. ©. 
Rr. 38.) 

Strazzenfammler. Aus Beranlaf- 
fung einzeln vorgefommener Anfragen 
wurde um bie Belehrung angeſucht, in 
wiefern ſich das Hfkzl. Decr.v. 20. Febr. 
1823, welches die Ausitellung der Li- 
cenzicheine an Strazzenſammler befiehlt, 
mit der Hofverordnung vom 3. April 
1815, worin von Ausfertigung der 
Erwerbfteuer » Scheine an Strazzen- 
fammler erwähnt wird, vereinbaren 
laſſe. Es erfolgte daher von der Regie— 
rung folgende Erläuterung: Strazzen— 
ſammler, welche dieſe Beihäftigung 
ſelbſtſtändig, und auf eigene 
Rechnung treiben, unterliegen auch noch 
fernerhin der Entrichtung der Erwerb- 
fteuer nad der legten Elaffe der Haus 
firer, mit einem Betrage von 5 fl. Eben 
jo haben auch jene, welche diefe Samm— 
lung nicht auf eigene Rechnung, ſon— 
dern zu Hauden der Papier: Kabrican- 
ten betreiben, ſich vorher um einen Li— 
cenzihein hiezu bei der betreffenden 
Obrigkeit zu bewerben, von welcher, im 
Halle fein Anftand dagegen obwaltet, 
derfelbe umentgeltlih zu erfolgen ift. 
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(Hflzl. Decr. vom 20. Juni 1823 3. 
18596, n. ö. Rggs. Deer. v. 9. Juli 
1823 3. 31120,.n.5.Pv.®.©. 5.80. 
Nr. 123.) 

Strazzenfammler. Bei Ertheilung 
der Päffe u. Licenzen an Strazzenſamm⸗ 
ler fol, den beftehenden Vorſchriften 
gemäß, auf die Moralität der Impetran— 
ten vorzügliche Rüdfiht genommen und 
überhaupt fehr vorfihtig vorgegangen 
werden. (Hflzl. Decr. v. 7. Jän. 1826 
3.859, n. ö. Rggs. Bdg. vom 7. Mär; 
1826 3. 10817, n. ö. Prov, ©. ©. 
8. Bd. Nr. 6.) 

— — Die Licenzfheine für Hadern« 
und Strazjenfammler find künftig von 
Seite der Gemeinde » Borftände jedem 
Gemeindegliede vom guten Wohlver: 
halten unentgeltlih und abgefondert 
von dem Heimatfcheine auszufertigen, 
und dann von dem betreffenden Bezirkö- 
hauptmanne zu vidiren. (Erl. des Min. 
des In. v. 8. Jän. 1851 3. 26751. 
Bdg. dern. ö. Sth. v. 24. Jän. 1851. 
8. G. 3. Nr. 18, der fleierm. Sth. v. 
13. Jan. 18518. G. B. Nr. 9, der mähr. 
Sth. v. 14. Jän. 189518.6.B Nr. 16, 
der böhm. Sth. v. 14. Jän. 1851. X. 
G. B. Nr. 5, der n.ö. Sth. v. 11. Jän. 
1851 3. 793 8. ©. 3. Nr. 43.) 

Strazzenfammlungs = Licenzen 
find in Anfehung des Stempel wie 
Reifes Urkunden zu behandeln. (U. h. 
Bat. v. 9, Febr. 1850. T. P. 96. R. 
®. 8. ©. 569.) S. NReife-Urfunden. 

Streifungen. — Inftruction, 
wie die Landgerichts-Verwal— 
ter in diefem Erzherzogthume 
Defterreih unter der Enns, ſich 
fowohl bei den General: und 
PBarticular » Bifitationen, als 
auch in Schub und Verſorgung 
der Armen, Aufhebung der Muͤ— 
Biggänger und Hintanhaltung 
ausländifherBagabundenund 
Vettlerzuverhalten haben. 

1. Soll die allgemeine Landes ⸗Viſi⸗ 
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tation, fo oft man diefelbe ausſchreiben 
wird, vorgenommen, und dabei die im 
Jahre 1723 in vier Viertel des Landes 
gemachte Eintheilung und Drdnung, 
wie auch diefe gegenwärtige Inftruction 
beobadhtet werden. 

2. Weil die Wirkung folder Gene: 
ral-Bifitation größten Theils von der- 
ſelben Verſchwiegenheit abhängt, fo ſol⸗ 
len diejenigen Landgerichte-Verwalter, 
welchen derlei Viſitations-Befehle zn« 
gefertigt werden, bis auf den letzten 
Zag vor der angeordneten Hauptftrei- 
fung Niemandem das Geringfte ent» 
deden, nod einige äußerliche Zubereis 
tung machen, fondern allererjt den vor- 
hergehenden Abend die an ihm ange: 
wiefenen Randgerichte, Herrfchaften und 
Drte ohne Kundmachung der Urfadhe, 
mit alleiniger Bedeutung, daß er auf 
Befehl der n. öfterr. Regierung fich mit 
ihnen zu vernehmen hätte, vor fid for- 
dern, ihnen den erhaltenen Befehl vor: 
lefen, und wie fie das Streifungswerf 
zu verrichten haben, auf Art und Weife, 
wie hernach folgt, deutlich au die Hand 
geben. 

3. Iſt bei Bornehmung der Bifitas 
tion felbft vor Allem auf die gute Drd- 
nung zu fehen, und von denjenigen 
Berwaltern, welchen die n. öfterr. Re: 
gierung die Ober» Infpection diesfalls 
auftragen, und die Befehle zuſchicken 
wird, die Veranftaltung dahin zu ma- 
hen; daß noch felbigen Abend ein jeg- 
liches Landgericht und Herrſchaft ihren 
Beamten und Richtern, dieſe aber den 
unterhabenden Gemeinden allfogleid 
anfagen, fodann noch felbigen Abend 
die Kirchen und Klöfter, aud Pfarr: 
und Freithöfe, damit fih Niemand da— 
hin flüchten möge, wie nicht weniger 
die an der Donau und jonft befindliche 
Ueberfubren mit zulängliher Mann- 
ſchaft befegen, injonderheit aber in dem 
Städten und übrigen verfchloffenen 
Diten die Thore zeitlich verſchließen, 
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umd alles Uebtige im eine ſolche Dereit- 
ſchaft ftellen follen, damit des folgen- 
den Tages fowohl die herrichaftlichen 
Deamten, Jäger und Bedienten, als 
aud von einem jeglichen Haufe wenig» 
ftens eine mannbare oder wehrhafte 
Berfon früh Morgens bei anbrechendem 
Tage, entweder vor des Richters Haus 
oder wohin es die Herrſchaft beftimmen 
wird, unfehlbarlih erjcheinen mögen; 
wornach fodann das ſämmtliche aufge: 
botene Landvolk (welchem zuvor alle 
Erzeffe und Unordnungen bei ſchwerer 
Leibesftrafe zu unterfagen find) unter 
Anführung eines beiheidenen Beamten 
und des Richters, anfänglich den Det 
ſelbſt, und zwar alle Häufer, Keller, 
Böden, Ställe und andere verdüchtigen 
Schlupfwinkel auf das genauefte viji- 
tiren, fodann nad dem angewiejenen 
Rendezvous duch alle ihnen vorkom— 
menden Abwege, Auen und Waldungen 
abſichtiglich fortſtreifen; auch die etwa 
unterwegs ihnen vorfallenden Ort⸗ und 
Dorifhaften ; infonderheit aber alle 
abjeitigen Schäferhöfe, BZiegelöfen, 
Wirths⸗, Schenk⸗ und Abdederhäufer 
auf das genauefte durchſuchen, umd 
mithin im guter Ordnung gegen den 
Rendezvous-Platz anrüden follen. 

4. Öleihwie aber ſolche Viſitation 
zu nichts anderm, als zur Ausrottung 
des ſchädlichen Gefindes, hingegen 
Berforgung der wahrhaftig und würdi« 
gen Armen, mithin zur Säuberung des 
Landes abyefehen it, jo wird ein jeg- 
liches Landgericht den unter dasjelbe 
gehörigen und mit der Streifung ge: 
benden Grund-Obrigkeiten mitzugeben, 
diefe aber den Richtern einzubinden 
haben, daß fie all und jedes in folder 
Bijitation etwa antreffendes verdächtig 
und müffiggehendes Gefinde, ald abge- 
dankte Soldaten, Bettler, Pilger, va- 
girende Geiſtliche, wie auch Die nirgends 
angeſeſſenen Bildel-, Bändel- und an⸗ 
dere Krämer von kurzer Waare, zuför 
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derſt aber die feiernden Halter und Ab⸗ 
decker, Schergen und Dienersleute un— 
verſchont anhalten, und zu dem vorbe⸗ 
fagten Rendezvousd- oder Sammlungs- 
Blake wohlverwahrt liefern follen. 
Da aber 

5. hierinfalls einige Nachläſſigkeit 
oder gefiffentlihe Konnivenz wider 
alles Verhoffen unterlaufen, und zur 
Erfparung der wenigen Unkoſten, ein 
oder anderer Bettler oder Müffiggeher 
frei und durchgelaſſen würde, in ſolchem 
Falle wird gegen den fchuldtragenden 
Berwalter, Richter oder Beamten neben 
der zu Ende ausgeworfenen Geldbuße 
nach geftalten Dingen mit Entjeßung 
des Amtes oder wohl gar empfindlicher 
Zeibeöftrafe fürgegangen , und derent: 
wegen an allen Orten eine befondere 
Erkundigung und Nachforſchung gehal- 
ten werden; wobei jedoch Behutjamteit 
und ein befcheidened Maß zu gebraus 
hen ift, damit den Reifenden und pro— 
fejfionirten Perſonen, fo ſich durch ihre 
bei ſich habenden authentifhen Paß— 
Briefe und beglaubte Urkunden zur 
Genüge legitimiren, und auf der gera— 
den Landſtraße fich befinden und weder 
des Bettelns noch Müffiggehens und 
auch anderwärts im geringften verdäch- 
tig find, feine Hinderniffe zugefügt 
werden. 

6. Wenn nun das ſämmtliche Etreis 
fungsvolk auf dem Rendezvous » Plaß 
eingetroffen , jollen vor Allen die in 
Berhaft gezogenen Berfonen dem aufr 
geftellten Director übergeben, und von 
ihm denjenigen Landgerichten, in deren 
Bezirke fie betreten worden, überant- 
wortet werden, welde mit denjelben 
ferner zu verfahren haben. 

7. Nachdem die Mannfhaft zuläng- 
lih ausgeraftet, wird ſich dieſelbe im 
eben der Ordnung, wie fie dahin ges 
rückt, hinwieder zurück und nah Haufe 
zu begeben, im Rüdwege aber hinwies 
derum zu ftreifen haben. Wobei die 
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berrfchaftlihen Beamten, Richter und- 
Borjteher vornehmlich zu forgen haben, 
damit während der Bifitation, mithin 
fowohl bei der Hin» ald Zurüdijtreifung 
alles muthwillige Schießen und Getöfe, 
fonderlih in der faiferlih- und landes- 
fürftlihen Wildbahn, aud andere In- 
jolenze und Raufbändel oder was jonit 
zu einer gefährlichen Folgerung Anlaß 
geben könnte, vermieden bleibe, auch 
allenfalls die Urheber und Nädelsfüh- 
rer zur empfindlichen und öffentlichen 
Beitrafung alfogleih, und in instanti 
um ihnen einen Ernſt zu zeigen, und 
andern zur künftigen Warnung gezogen 
werden, 

14. Betreffend aber die Par— 
ticulars oderfog. Monats-Viſi— 
tation, muß diefelbe von allen Rand- 
gerichten wenigſtens alle 4 Wochen ein: 
mal vorgenommen, und daß ed gefchehen 
fei, an die Regierung berichtet, ſolchem 
Berichte aber auch beigerückt werden, ob 
wohl ein gleiches von den umliegenden 
Landgerihten gefchehe ? weil auch bei 
gedachter n, öfterr. Regierung ein eige« 
nes Regifter, in weldes man die von 
Monat zu Monat einlangenden Bifita: 
tiond » Berichte ordentlich verzeichnen 
wird, gehalten, und mithin diejenigen 
Landgerichts » Berwalter, fo diefe Mo- 
nat» Streifung entweder gar nicht vors 
genommen, oder ihren Bericht darüber 
zu erftatten unterlaffen haben, mit der 
zu Ende ausgezeichneten Beftrafung 
unnadläjfig belegt, auch nebjtbei, wie 
bereits die Borjehung gefchehen, von 
allen vier Vierteln des Landes die ver 
läßliche Kundſchaft von Zeit zu Zeit 
eingeholt werden folle, ob die in den 
eingelangten Berichten erwähnte Viſi— 
tation im der That wirklich geſchehen, 
aud ob dabei der zu einem fo gemein: 
nüßig und wichtigen Werke erforder: 
lihe Fleiß, Obfiht und Eifer bezeigt 
worden jei. Sollte fih nun aus den 
eingeholten Nachrichten das Widerfpiel, 
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und diefes ergeben, daß man die Regie 
rung ohngleich berichtet, und nur zur 
Entgehung der Strafe eine Schein-Re- 
lation eingereicht, oder die Vifitation 
nur obenhin vorgenommen habe, würde 
gegen einen ſolchen widerfpänftigen 
Berwalter, welcher die landesfürftliche 
hohe Obrigkeit mit Unmwahrheit zu be— 
richten ſich nicht entfärbet, und die fo 
beilfamen Geſetze zu illudiren fucht, 
nad der Schärfe verfahren, nicht weni- 
ger fih auch diejenigen Landgerichtsin— 
baber, Grund: und Dorf » Obrigfeiten, 
die fi folder alle vier Wochen, oder 
fo oft es die Noth erheifcht, vorzuneh- 
menden Viſitation entzogen und zufolge 
diefed landesfürftlihen Gebotes ihr 
Amt nicht gehandelt baben, nicht nur 
auf Begehren der unter folder Zeit 
etwa beleidigten Bartei, fondern aud 
ex officio Nobili zur Berantwortung 
gezogen, summariter verhört, und nad) 
Befund der Sachen zur Schabdener- 
fegung angehalten, und aud nad be- 
wandten Dingen noch mit befonderer 
Geld» oder anderer Strafe angefehen 
werden. 

15. Solde Monats: Streifung aber 
befteht vornehmlich in dem, daß ein jeg« 
liher Landgerichts » Berwalter den feis 
ner Obſorge anvertrauten Bezirk all» 
monatlih einmal vifitire, und zu ſol— 
chem Ende auf einem ihm beliebigen, 
und den Unterthanen nit etwa allzu 
befhwerlih fallenden Tage: erftlich 
die herrſchaftlichen Beamten, Jäger und 
Schüpen, fodann auch die hierzu ertwa 
weiters benöthigte Maunfchaft von den 
unter das Landgericht gelegenen Dorf 
fhaften und Drten (welche jedoch in 
feiner fo großen Anzahl, als bei vor- 
gehender General » Bifitation , beftehen 
darf) jählings zu ſich beftelle, oder den 
Det, wo fie fi einfinden follen, in als 
ler Geheimniß beftimme, fodann aber 
mit folder Mannſchaft den völligen 
landgerichtlichen Diftrict auf eben die 
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Art und Weife, wie oben hei der Gene- 
ralvifitation Meldung gefhehen, auf 
dad genauefte durchſuche, dabei alles 
verdächtig, müſſig- und bettelngehendes 
Geſinde alfogleih anhalte, und dass 
felbe zur fernern weitern Eraminir- und 
Nahforfhung zu dem Landgerichte 
liefern laffe; wornah der Verwalter 
die etwa einfommende Perfon nad der 
fhon oben gefegten Richtſchnur gütlich 
zu befragen, ihre Ausfagen jammt den 
etwa mithabenden Pak und Urkunden 
der Regierung einzuſchicken, und die 
darüber ergebenden Berordnungen ſelbſt 
zu erheben, vorher aber Niemanden, 
bei fonft auf fi} ladender ſchwerer Bers 
antwortung, zu entlaffen hat. 

16. Da im Fall aber auch unter der 
Zeit wegen berumftreifenden oder in 
der Nähe fih aufbaltenden Zigeuner-, 
Dieb: und Räubergefindes der Auf er 
ſchallte, oder, daß in felbiger Gegend 
ein Raub, Diebftahl oder Plünderung 
geſchehen, die Nachricht einliefe, follen 
unverzüglich, umd ohne erft bei der Re- 
gierung anzufragen, jedoch in der höch⸗ 
ften Stille, einige Landgerichte zufam- 
menfteben, die nächſt einquartirte Faifl. 
Miliz, als an welche von dem faiferl. 
Hoffriegsrathe eine General-Drdre bes 
reits erlaffen worden, um die nöthige 
Affiftenz und Handbietung erfuchen, 
und wenn fie fi alfo mit einander 
vereiniget haben, die Vifitation in in- 
stanti und einverftändlich vornehmen, 
mithin die beargwohnten Böfewichte in 
Berhaft zu bringen, fi möglihft an« 
gelegen fein zu laffen. Wobei allein 
diefes zu merken ift, daß ein jegliches 
Landgericht, wenn es dergleichen ge 
fährlichen Aufenthalt oder vorbeigegan« 
gene Straßenraub, Diebftahl und Plün- 
derungen in Erfahrung bringt, folches 
den umliegenden Landgerichten durch 
eigens abſchickende Boten unverweilt 
fund zu machen, und daß fie fih mit 
ihr vereinigen und Gircular-Streifung 
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vornehmen möchten, fie zu erfucdhen 
bat. Da hingegen aud ein jegliches, 
alfo requirirtes Landgericht hilfliche 
Hand zu bieten, und mit allen Kräften 
beizufpringen, fchuldig und verbunden 
ift. Infonderheit aber ift in Anfehung 
der ungarifchen Grenzen, als an wel- 
hen fi das landverderbliche Zigeuner- 
und Räubergefinde größtentheild aufr 
hält, und in dieſes Erzherzogthum 
Defterreich hereindringt, die Berftänd- 
nig mit dem Faiferl, Hofkriegsrathe 
dahin gepflegen worden, daß im Falle 
dergleihen fhädliche Diebsrotten und 
bannifirted Zigeunergefind an dortigen 
Landgrenzen died« oder jenfeits fich 
verfpüren ließe, die erftere Anzeige der 
kaiſ. Miliz und nächftgelegenen Dffi- 
ziere gefchehen, mit demfelben fodann 
die Art und Weife, wie man fidh die- 
fes Volks am füglichften bemächtigen 
tönnte, wohl überlegt, und fodann 
unter Direction und Anführung des 
gedachten Dfficiers, dieſes ſchädliche 
Geſind in aller Stille aufgeſucht, und 
dem nächſten Landgerichte zur patent— 
mäßigen Verfahrung überliefert werden 
folle. Wie man dann aub ein oder 
anderm Landgerichts » Verwalter, der 
ſich in feinem diesfälligen Dienfteifer 
vor andern diftinguirt, je zumeilen ein 
Prämiumauszumwerfen gefinnt ift. (Pat. 
vom 13. Apr. 1724. Cod. aust. 4. Bd. 
©. 176.) 


Streifungen. — $.1. Bei der 
Hausvifitation ift überall der gewöhn- 
liche Diftriet zu beobachten. 

8.2. Die Bifitationd » Befehle find 
von den Directionen fo lange als mög— 
lich zu verfchweigen, und dann den zus 
getheilten berufenen Obrigfeiten münd- 
li zu eröffnen. 

$. 3. Den Unterthanen ift der Bift- 
tationd- Befehl erft den Abend bevor 
befannt zu machen, fodann find alle 
Paffagen und Zufluhtsörter zu befe- 
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gen, und den folgenden Tag die Viſt⸗ 
tation genan vorzunehmen. 

8. 4 u. 5. Kein Verdächtiger foll 
unangehalten bleiben, fein Unverdäch— 
tiger aber gehindert werden. 

8.6. Das eingebradhte Gefindel ift 
auf dem Sammelplage dem Director 
und von legterem dem Randgerichte zu 
übergeben. 

$. 7. Bon dem Sammlungsplape 
wird wieder zurücgeftreift, dabei aber 
alle Ercefie , befonders das Schießen 
verboten. 

8. 8. Das eingebrachte Geſindel ift 
zu befragen um den Geburtsort, Alter, 
den Stand," Aufenthalt und das ge- 
fammelte Almofen, oder den befomme- 
nen Unterfchleif, ob fie ſchon einmal 
angehalten worden, an was für Gren- 
zen die Fremden in das Land gedrun— 
gen find; abgedanfte Soldaten aber 
find um ihre Regimenter und Abfchiede 
zu befragen, 

$. 9. Ueber die Vifitationen haben 
die Obrigkeiten binnen 14 Tagen an 
das Kreisamt zu berichten, und ift 
Niemand vor erhaltenem Beſcheide zu 
entlaffen. 

8. 10. Die Bifitations « Gehrechen 
find von dem Pifitations » Director bes 
fonderd mit Beilegung der Verzeich— 
niffe der überfommenen und weiters 
gelieferten Schubperfonen anzumerken. 

8. 11. Der kreisämtliche Beſcheid 
wagen Berfihiebung hat längftens bin- 
nen 14 Tagen zu erfolgen. 

8. 12. Die erwachſenen Schubper- 
fonen find täglich mit 4, die Kinder 
aber mit 2 fr. zu verpflegen. Hierzu 
haben die in dem Randgerichte befind« 
lihen Obrigfeiten und Burgfrieden, 
nad Tandgerichtlich verfaßter und von 


. dem Kreidante approbirter Repartition 


beizutragen. 

8. 13. Verbrecher werden landge- 
richtlich proceffirt. 

8. 14. Auch monatlige Viſitatio⸗ 
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hen find vorzunehmen, und darüber 
an das Kreisamt zu berichten. | 

8. 15. Dabei ift wie bei den Haupt» 
vifitattonen vorzugeben. 

8. 16. Zigeuner und Diebsrotten 
find mit vereinten Kräften und mit mi« 
litärifcher Affiftenz aufzuheben ; die hier: 
infalls nadhläffigen Beamten find zu 
beftrafen, die durch ihren Eifer fich 
hervorthuenden aber zu belohnen. 

8. 17. Bei jähen Plünderungen ift 
mittelft Anſchlagung der Glocken, und 
Schießen die wehrhafte Mannfhaft zus 
fammenzuzieben, doch unter Strafe 
fein Lärm zu machen. 

8.18. Das verdächtige Geſindel ift 
auch außer der Bifitationgzeit aufzu— 
heben. 

$. 19. Und ift damit nah Borfchrift 
des 9. u. 12. Artikels vorzugehen. 

8. 20. Die den PBettlern Unter: 
ſchleif gebenden Unterthanen, ingleichen 
die nachläffigen Richter, find zu be: 
ftrafen. 

8. 21. Eigenmächtige Verſchiebun— 
gen find verboten. 

8.22. Die Schubperfonen find, nad 
Einlangung des Freisämtlihen Schub» 
pafles, mit Lebergebung desselben und 
der etwaigen Urkunden des Schüblings 
an einen ficheren Geleitämann dem 
nächſten Randgerichte, gegen Recepiffe, 
weldhes dem Kreisamte einzufenden ift, 
zu überliefern. 

8. 23. Und find fodann von Land— 
gericht zu Landgericht, mittelft des in 
jedem Orte zu unterfertigenden Schub: 
paſſes, gehörig abzuſchicken. 

8. 24. Selbe find auch bei allen 
Behörden anzunehmen, doch die all» 
fälligen Bedenken bei dem Kreisamte 
anzubringen. 

8. 25. Der Geburtsort ift bei Nicht» 
geftehung,, allenfall® mit fchmaler 
Apung oder Anlegung der Eifen zu 
erforfhen. Bei unmwahrhaftem Borge: 
ben Hingegen und erhobener Urſache 
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des Läugnens, die Sache dem Kreid- 
amte jur Beftrafung anzuzeigen. 

$. 26. Die fhon einmal Derfchobe- 
nen find vom Betteln und der Flucht 
mittelft Abnehmung der etwa haben» 
den Urkunden abzuhalten. 

8. 27. So aber ein ohne Urkunde 
flüchtig gewordener Bettler betreten 
würde, ift er zur empfindlichen Beftra- 
fung zurückzuſchicken. 

8. 28. Auf den Grenzen haben die 
nächſt angelegenen Randgerichte wohl 
zu inpigiliren, und find fremde Bettler 
ohne Anfrage außer Land zu fchieben. 
(Schubnormale für Steierm. vom 26. 
Febr. 1750, kundgem. dur Eirc. vom 
20. Apr. 1750. Krop. Gef. M. Ther. 
1.3. ©. 136.) 

Streifungen. Wegen befferer Be- 


« foraung der Landes» Sicherheitd-Bor- 


fallenheiten wurden nachfolgende Maß— 
regeln zur genaueften Richtſchnur er: 
laffen: 

1. Soll und muß einem jeden Land: 
gerichte, die in Randesficherheitsfachen 
den 13. April 1724 in Drud ergan- 
gene, und im Fahre 1749 wiederholte 
Haupteinrihtungs-Inftruction, ſowohl 
wegen Bornehmung der General» und 
Particular-Bifitation, als auch wegen 
Schiebung und Verforgung der Armen, 
dann wegen Aufhebung der Müffig- 
gänger und Hintanhaltung fremder 
dienftlofer, verdächtiger und gefähr- 
licher Lente und Bettler, wie auch 

2. das unterm 6. Juni 1727 durch 
ein kundgemachtes Patent darauf er- 
folgte perpetuirlihe Schubſyſtem, und 
die dabei gemachten Vorfehungen, wo: 
bei es noch ollezeit fein unabänderlis 
ches Bewenden bat, beftens befannt 
fein, weil nach deutlichem Inhalte fol- 
her höchſter Tandesfürftlicher Anord- 
nungen ein jedes Landgericht mit den 
darunter gehörigen Stadt-, Markt-, 
Dorf und Grumd - Obrigfeiten, wie 
au allen Inwohnern, ohne Unter 
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bruch allezeit gehorſam nachzuleben 
verbunden iſt; wie dann 

3. in Folge dieſer Haupt: Landes: 
fiherheitd + Berfaffung nebft mehreren 
feither ergangenen Generalien Wir erft 
neuerlich unterm 18. Juni diefes 1751. 
Jahres Unfere ernftlihe Willensmei— 
nung allen Landgerihten haben zu— 
fommen, und darin mit Mehrerem an- 
führen laffen, wie ohne Ausnahme Je 
dermann fhuldig fer, die dem ganzen 
Lande und einem jeden Infaffen infon- 
derheit fehr nußbare Sicherheitseinrich- 
tung bei fonft auf ſich ladender Ber- 
antwortung und Strafe auf das Ge- 
nauefte zu befolgen. Demnach müffen 
alfo 

4. die an einem fiheren Tage in 
allen deutfchen Erblönigreichen und 
Ländern audgefhriebenen, und jedes- 
mal befonders zugeftellten General-Bi- 
fitationen mit der in obiger Einridh- 
tungsform vorgefehenen Behutſamkeit 
dergeftalt verauftaltet und vorgenom— 
men werden, daß nicht nur alle Städte, 
Märkte, Dörfer und einfhichtige Häu— 
fer, fondern auch nebft den Randitragen 
‘alle Seiten: oder Abwege, Wälder, 
Gebüſche, Gräben, und fonft wegen 
Verbergung der verbächtigen Leute ger 
fäbrlihen Orte mit aller Sorgfalt 
durchſucht; zu dem Ende aber die Vi— 
fitattongleute wohl zertheilt oder abge: 
fondert werden, und nicht fchaaren- 
weife an den Hauptftraßen verfammelt 
bleiben ; worauf 

5. der General-Bifitations-Director 
an dem beftinnmten Berfammlungsplage, 
ein jeder dahin auch zu fommen haben» 
der Landgerichtöverwalter aber hinge- 
gen Sorge zu tragen, und an die in 
Landesficherheitsfachen verordnete Hof— 
commiffton zu berichten hat, ob alle 
Herrfhafts: Beamte, Jäger, Richter, 
Rathebürger oder Geſchworne und Un- 
terthanen ſelbſt perfönlid oder doch 
durch wehrhafte Leute dabei erſchienen, 
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und bis zu Ende der General» Pifitar 
tion geblieben feien. Diefes Nämliche 
bat aud 

6. ein jeglicher Landgerichts » Ver: 
walter bei den vornehmenden monat: 
lihen, oder fonft urplößlihen Parti— 
cular-Bifitationen auf das Genauefte 
zn befolgen, und weil 

7. die General: Bifitationen wegen 
allzu weitfhichtig nöthiger Beranftals 
tung, mit der erwünfchten Verſchwie— 
genheit nicht wohl möglih aller Orten 
veranftaltet werden fönnen, fo will 
eben deswegen erforderlih fein, daß 
durch die von den einfhichtigen Land⸗ 
gerihten veranftaltenden monatlichen 
oder urplößlichen Particular-Viſitatio— 
nen unverſehens öfters, befonders aber 
an jenen Orten in aller Verfchwiegen- 
heit auch nur mit weniger Mannfchaft 
vorgenommen werden, wo der Verdacht 
oder die wirflihe Aufhaltung müffiger 
und gefährlicher Leute fih äußern 
möchte. Bei allem dem jedoch müffen 

8. die ausgefchriebenen General-⸗Vi— 
fitattionen keinerdings vernachläſſigt, 
ſondern nach der ergangenen Richt— 
ſchnur jedesmal gehörig beſorgt wer— 
den, da unerachtet aller dabei unter: 
laufenden Berlautbarung durch felbe 
aleihmwohl der Endzweck erreiht wer: 
den kann; befonderd wenn der Direc 
tor mit allen übrigen Landgerichtöver- 
waltern feine fchuldige Obliegenheit 
beobachtet, weil fomit im ganzen Lande 
die verdächtigen und gefährlichen Leute 
fi) nirgends zu verbergen vermögen, 
fondern aller Orten ausfindig gemacht 
werden fönnen. 

9. Sind fowohl in den General- als 
Barticular-Bifitationen alle betretenen 
Bettler, dienftlofen, müffigen oder 
verdächtigen, und befonders gefähr- 
lihen Leute von aller Gattung anzu— 
halten, fodann in dasjenige Landge— 
richt, wo fie handfeft gemacht worden 
find, ad Examen zu überbringen. In 
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den General » PBifitationen aber muß 
auch ein jeder Director eine umſtänd— 
lihe Anmeifung aller zu einem jeden 
Landgerichte eingelieferten ſolchen Leute 
in feinem abgehenden Berichte beilegen, 
um daraus zu erfehen, ob die einzelnen 
Landgerichte über alle ihnen zugefom- 
menen Leute die @ramen aufgenommen, 
und diefelben dem Berichte beigefchlof- 
fen haben. 

10. Muß ein jeder Borfteher, Be- 
amter, Richter und Gemeinde, auch 
außer den vornehmenden Bifitationen 
wegen Anhaltung der in ihrem Bezirke 
antreffenden, müffigen und all andern 
obbenannten Reute, befonders bei den 
Mafferanläanden oder Ueberfuhren eben 
dasjenige beobachten, was die Land» 
gerichte in den Pifitationen zu tbun 
ſchuldig find. Weswegen eine jede Ge— 
meinde die in ihrem Umkreiſe beirete- 
nen derlei Reute, befonders aber alle 
Bettler an den Andahtsorten und auf 
den Kirchfahrtsſtraßen täglich anzuhal— 
ten und in das Landgericht zum Ber: 
hör und hierüber zu erftattenden Be— 
richte zu überbringen hat; wo fonft 

11. diejenige Gemeinde, welche eine 
alddann anderweitig einfommende, bet- 
telnde, müffige oder verdächtige Per- 
fon, ohne fie angehalten zu haben, in 
ihrem Bezirke geduldet hat, nebft Er- 
feßung der Atßzungskoſten in eine noch 
befondere Strafe verfallen würde. 

12. Erftredt fih diefe Anhaltung 
hauptſächlich auf die fremden mit fei- 
nen Päffen oder anderen glaubwürdi- 
gen Urkunden verfehenen Leute, wie 
dann auch die mit Päffen verfehenen 
Pilger, wenn fie außer den Spitälern, 
Klöftern oder Pfarrhöfen öffentlich bet- 
teln, in das Landgericht zu liefern 
find. Auf gleihe Weife müffen alle 
mit fremden Sammlungs- Patenten oder 
Urkunden betretenen Leute ohne Aus— 
nahme aller Drten angehalten werden, 
und alfe ift hierlandes Riemandem das 
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Almofenfammeln oder Betteln erlaubt; _ 
es fei denn, daß Wir dur Unfer Di« 
rectorium in Publieis et Cameralibus 
oder durch die n. ö. Repräfentation und 
Kammer Jemandem hiezu die fchriftliche 
— ertheilt hätten. Dahingegen 
ſind 


13. alle mit Kundſchaftszetteln ver- 
febenen Handwerksgeſellen und Knechte 
ohne einiger ihnen machenden Hinder- 
niß fortwandern zu laffen. Wenn aber 

14. diefe Handwerksburſche mit kei— 
ven Kundfchaftszetteln verfehen wä- 
nen, oder auch mit den bei fi haben- 
den Kundſchaften ım öffentlichen Bet— 
teln und anderen verbotenen Dingen 
betreten würden, in beiden diefen Fal- 
len müffen diefelben gleich den Müſſig— 
gehern angehalten und in das Land— 
gericht überbracht werden. 

15. Können nad deutlihem In— 
halte voriger Generalien die nächſt an 
den Grenzen diefed ganzen Landes 
beiretenen Bettler und fonft unver 
dächtigen Müffiggänger das erſte Mal 
forohl von den Landgerichten ald Ge: 
meinden auf die Grenze der anrainen« 
den Landſchaften mit dem nahdrudia- 
men Bedeuten zurüdgeführt werden, 
daf fie bei wiederholter Zurüdkehrung 
geziemend abgeftraft, und mit dem 
Hauptihube fodann aus diefem Lande 
verfchafft werden würden. (Pat. v. 30. 
Dct. 1751. Cod. aust. 5.Bd. S.589.) 

Streifungen, allgemeine. Wenn 
die Griminalgerihte felbe nöthig fin- 
den, haben fie fih mit der politiſchen 
Stelle und mit dem Kreisamte einzu: 
verfteben. (Hfd. v. 9. Mai 1785. Kp. 
Gef. Iof. 9. Br. ©. 847.) » 

— — {In jedem einzelnen Drte ift 
jede abfeitige Wohnung und einzeln 
gelegenes Wirthshaus von der Orté— 
obrigkeit beftändig im Geſichte zu ha— 
ben, und von Zeit zu Zeit, wegen Auf: 
enthalt des verdädtigen Gefindes, 
darin nachzuſehen. 
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Insbefondere aber find in den Städ- 
ten öftere Nachſuchungen von den Po— 
lizeivorftehern und Magiftraten, und 
auf dem Lande von den Kreisämtern, 
an gemeinfhaftlih beftimmten Tagen, 
Streifungen gegen einander vorzuneb: 
men, um das allenfalls gegen alle Bor: 
fiht eingefhlihene unnüße und böfe 
Bolk aufzuheben. Die Kreisämter ha— 
ben jährlich längftens bis Ende Sep- 
tember fih über die richtige Vollzie— 
bung und den Erfolg diefer Streifun- 
gen auszuweiſen. 

Bei ſolchen Nachfuchungen und 
Streifungen find, als Landftreicher 
und verdächtiges Gefind, auch alle die- 
jenigen aufzuheben, welche fih dur 
ordentlihe Päſſe, Kundſchaften vder 
fonjt glaubwürdige Zeugniffe hinläng— 
lich zu rechtfertigen nicht vermögend 
find. 

Sowohl die in den Drtfchaften über 
gefchehene Anzeige eingebrachten, als 
bei den Nahfuhungen in Verhaft ge: 
nommenen Bettler oder Landftreicher 
find an die Kreisämter einzuliefern, 
von welchen über jeden Kopf eine fum- 
marifche Ausfage aufzunehmen ift. Die 
bei Streifungen Eingebradhten aber 
find von den Kreißcommiffären, welhe 
der Streifung vorftehen, fogleih auf 
dem Sammelplage fummarifh zu bes 
fragen. Die allgemeinen ragen diefer 
Ausfagen find: 

1. über ihren Geburtsort, 

2. wenn fie fremd find, wo fie her» 
eingefommen, 

3. wo fie die legten Tage vor ihrer 
Einbringung etwa Almefen gefammelt, 

4. wo fie fi feit diefer Zeit auf 
gehalten und Unterftand gefunden, 

5. ob fie ſchon bei einer Grundherr- 
haft in Verpflegung geftanden, und 
ob ihnen diefe gehörig entrichtet wor: 
den. (Bat. für Gal. v. 3. Nov. 1786. 
Krop. Gef. Iof. 6. Bd. S. 500.) 

Streifungen. Ueber die zur 

Baleisty, Handb. d. Pol. ef. UL 
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Aufhebung der Landftreider 
von den fteirifhen Werbbezir- 
fen vorzunehbmenden Unterju- 
Hungen. Da die zur Ausrottung 
müffiger und ſchädlicher Perfonen bis: 
ber von den Landgerichten vorgenom— 
menen Unterfuchungen wegen zu gro= 
pen Umfangs mehrerer Landgerichte 
der Abficht nicht genügfam entſprechen 
fonnten, dem Staate aber daran gele- 
gen ift, daß diefe nüßliche Anftalt auf 
eine zweckmäßige Art in Ausübung 
gebracht werde, fo haben Se. Maje- 
ftät angeordnet, daß die Landesvifi- 
tationen künftig nicht mehr von den 
Landgerichten,, fondern von den Werb- 
bezirfen vorgenommen und dabei fol— 
gende Borfcriften beobachtet werden 
follen: 

1. Haben die Vifitationen in jedem 
Werbbezirke monatlih, und jährlich 
jwei Hauptvifitationen zu gefchehen. 

2. Die monatlichen Bifitationen oder 
Streifungen find von dem Werbbezirks— 
Commiffär an einem willtürlihen Tage 
des Monats, von den Hauptvifitatios 
nen aber eine im Winter und die an— 
dere im Sommer, wozu die Tage all» 
zeit dur die ka k. Kreisämter werden 
ausgefchrieben, zu gleicher Zeit im gan« 
zen Lande, in den Nachtſtunden vorzus 
nehmen; damit aber foldhe nicht ſchon 
im Voraus dem verdäcdhtigen Gefinde 
befannt werden, und felbes ſich zu ver: 
bergen Zeit gewinne, fo haben 

3. die Werbbezirfs » Sommiffäre die 
Behutfamkeit zu gebrauchen, daß fie 
die Gemeinderichter, um ihnen die Di: 
fitationsftunde zu eröffnen, zur Ber: 
meidung des Aufſehens einzeln, und 
nicht alle auf einmal einberufen. In 
diefer Abficht ift auch den Gemeinde- 
rihtern über die vorftehende Biflta- 
tiongzeit die ftrengfte Berfhwicgenbeit, 
unter Bedrohung eines 24ftündigen 
Arreftes bei MWaffer und Brot einzu- 
binden. 
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4, Inderdemnad beftimmten Stunde 
bat jeder Gemeinderichter mir feinen 
Knechten und einigen vertrauten Män- 
nern aus der Gemeinde zu dem erften 
Haufe feines Drts oder der Gegend 
fih in aller Stille zu verfügen, zuerft 
die Scheunen, Stallungen und andere 
Nebengebäude mit geböriger Behut- 
famfeit wegen des Lichts, ſonach das 
Wohnhaus nach leifer Erwedung der 
Bewohner zu durhfuchen, und fo von 
Haus zu Haus, befonders bei jenen 
Häufern fortzufahren, die wegen Auf: 
enthalt des müffigen Gefindeld and 
nur den mindeften Berdacht ermeden. 

5. Aus den fhon durchſuchten Hän— 
fern hat der Gemeinderichter zur Ver: 
ſtärkung feiner Wache einige Reute, fo 
viel er nöthig findet, mit fich zu neh: 
men, umd mit jolchen, umd Durch ges 
ſchickte Austheilung derjelben die zur 
Gemeinde gehörigen Waldungen, Ge: 
ftrippe und Felder durchzuftreifen, und 
dabei fein einfam liegendes Haus un- 
befucht zu laffen Doch hat immer die 
Borficht einzutreten, daß nach geendig- 
ter Streifung der Ort wenigſtens durch 
eine halbe Stunde, wegen der in dem 
nächſten Dorfe etwa noch nicht vollen: 
deten Unterfuhung, obne allen Lärm 
beobachtet werde, damit auch die etwa 
aus dem benachbarten Bezirfe oder 
Dorfe entwichenen Berfonen angehal- 
ten werden können. 

6. Haben die Werbbezirks-Commiſ— 
füre die Eintheilung unter den Ger 
meinderichtern mit folcher Vorſicht zu 
treffen, daß die ftreifenden Vifitationen 
nicht zufammenftoßen, und feine Ge: 
gend oder fein einfamed Haus unbe: 
ſucht bleibe. 

7. Die Dbliegenheit der Werbbe— 
zirfs-Commiffäre und derfelben Beam: 
ten ift, fih in die größeren und ver- 
dächtigeren Gegenden felbft zu verfü- 
gen, um dort die Bifitation zu leiten. 

8. Werden mn im einem Haufe 
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oder freien Felde im geringften ver- 
dächtige oder unbekannte Perfonen, 
Bettelleute, unbefugte Krämer, After 
ärzte oder fonft berrenlofes Gefinde 
angetroffen, fo find folde in dem 
Haufe, wo fie ergriffen wurden, bewa- 
chen zu laffen, dahin dann auch die in den 
übrigen Häufern oder im freien Felde 
aufgefundenen Perſonen zu bringen 
und von vertrauten Männern abwech— 
felnd zu bewachen. 

9. Nah den von fammtlihen Ge: 
meinderichtern vollendeten Streifungen 
find die ergriffenen Berfonen Tags 
daranf mit gleicher Sicherheit in die 
Werbbezirfs-Herrfchaft zu überbringen, 
von wo die weitere Ablieferung an das 
Landgericht, wo der Werbbezirf nicht 
zugleich ſelbſt Landgericht ift, zu wei— 
terer Amtshandlung dergeftalten zu ge: 
Iheben bat, daß der Werbbezirfe-Gom- 
mifjär über jede abgelieferte Perſon 
eine Auweifung mit der Benennung 
des Haufe, wo fie angetroffen wor: 
den, mitzugeben hat. Diefe Anweifun- 
gen oder Kieferungsfcheine hat das 
Landgericht fodanı mit feiner Unterfer: 
tigung zu beftätigen, und dem Werb— 
bezirts « Commiffariate zurüdzufenden. 

10. Somohl über die monatlichen 
als halbjährigen Bifitationen haben die 
Werbbezirke ihre Berichte mittelft der 
den Werbbezirken ohnehin vorgeſchrie— 
ben viertljährigen, in Rüdfiht der 
Städte und Märkte aber monatlichen 
PVolizei-Rapporte an das Kreisamt zu 
weiterer Begleitung abzugeben, und 
ſowohl die PBerfonen, die in dem mit 
dem Werbbezirke vereinigten Landge— 
richte zur Amtshandlung verbleiben, 
anzuzeigen, als aud über die an 
fremde Landgerichte Adgelieferten die 
Beicheinigungen den Rapporten beizu— 
legen. 

11. Desgleihen haben die Land: 
gerichte über die zur Amtshandlung 
von den Werbbezirken übernommenen 
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Berfonen ihre Rapporte an die Appel: 
lationsftelle zu erftatten, und wenn fich 
foldhe darunter ‚befinden, wegen deren 
fhon eine Beihreibung oder ein Sted- 
brief vorausgegangen wäre, fo haben 
die Landgerichte dieſes der Bolizei-Di- 
rection nad der ſchon beftehenden Bor- 
ſchrift fogleih unmittelbar anzuzeigen. 
Man verfpriht fih übrigens aus der 
eigenen Ueberzeugung der Werbbe: 
zirfd-Gommiffare, daß fie dieſe ihrer 
Leitung anvertrauten Vifitationen nicht 
nur, fo viel es an ihnen liegt, jeder- 
zeit pflihtmäßig beforgen, fondern auch 
die Gemeinrichter und jene Untertha- 
nen, die fie zur Mitwirkung gebrau- 
hen, zur pünctlichften Befolgung ver: 
mögen werden, indem es hauptſächlich 
darauf anfommt, ihnen zweckmäßig vor- 
zuftellen, daß es jedes Unterthand 
Pflicht fei, ‚zu einer fo gemeinmügigen 
Anftalt nah allen Kräften mitzuwirken, 
und daß ed zu jedes einzelnen Unter— 
thanen eigenem Beiten gereihe, von 
Landftreihern und verdächtigem Ge: 
findel, das auf eine oder andere Xrt 
immer jur Plage ded Landmannes 
wird, befreit werden; wie denn zu ge 
wifferer Erreihung diefed Endzweckes 
au auf den ausländifchen Grenzen 
an die Mauthämter und Gordoniften 
der höchſten Hofftelle Befehl zu glei- 
her Zeit ergangen ift, alles herum- 
irrende Gefinde der Art von den Gren- 
zen mit ftets wacher Auffiht abzuhal— 
ten. (Hfd. vom 3..Mai 1793, an das 
fteierm. Gub., fundg. von demfelben 
am 19. Juni 1793. Bol. ©. ©. 2.2. 
Nr. 62.) 

Streifungen. In jenen Gegenden, 
welche der Boftwagen befährt, und die 
des Aufenthaltes von Räubern und 
anderem Tiederlihen Geſindel verdäch— 
tig find, „hat das Militär mit Dazwi- 
ſchenkunft der politifhen Behörden öf- 
terd und im ungewiffen Beitpuncten 
Streifungen vorzunehmen. (Hfkzl. Dec. 
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v. 22. Mär; 1808. Bol. ©. ©. 30.2. 
©. 157.) 

Streifungen. Zuc mehreren Si- 
herung der Reifenden auf der Heecr- 
ftraße ift befonder# bei außerordent- 
lien Berhältniffen für militäri- 
[hen Beiftand in der Art zu for: 
gen, daß an gewiffen Stationen, und 
befonderde an gefährlihen Buncten 
Militär-Piquets aufgeftellt, umd 
von denfelben ein fortwährender Pa— 
trowillendienft unterhalten werde. Die 
Drte der ‚Aufftellung find von den 
Kreisämtern nadhzumeifen und die Mi: 
litärsAffifteng in der nöthig befundenen 
Ausdehnung von der Regierung zu er— 
wirken. (Hflzl. Dec. vom 18. Nov. 
1815. Barth. adm. Bol. 1. Bd. 
©. 460.) 

— — Sn der Folge ift von der 
Polizei» Bezirk Direction die Noth— 
wendigfeit einer außerhalb der Linie 
und des Bezirkd » Bereiches vorzuneh- 
mende Streifung von Fall zu Fall mit 
befonderem Bericht nachzumeifen, und 
diefelbe erft nad erfolgter hierortiger 
Bewilligung vorzunehmen. (Circ. dr 
t. £. Bol. Ob. Dir. v. 26. Nov. 1839. 
3. 17191.) 

— — Das. f. Kreisamt hat rück⸗ 
fihtlih der außer den Linien Wiens 
gelegenen zum Polizei » Bezirke Wien 
gehörigen Dxtfchaften den betreffenden 
Dominien aufgetragen, fowohl die 
vorfehriftmäßig monatlihen, ald aud 
alle außerordentlihen Sireifungen nur 
immer im genauen Einvernehmen mit 
der k. k. Polizeir-Bezirfd-Direction, die 
es betrifft, vorzunehmen, und der hier: 
über anher gleichzeitig gemachten Mit- 
theilung noch beigejigt: Es verfteht 
fih von felbft, daß infofe: ae die k. k. 
Bolizeis Ober» Direction oder die Be- 
zirks-Directionen in ihrem Bezirke 
Streifungen veranlaffen wollen, die 
Dominien und Ortögerichte verpflichtet 
find, den diesfälligen Aufforderungen 
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unverweilt Genüge zu leiften. (Note 
des kak. Kreisamtes des V. U. W. W. 
vom 5. Sept. 1844 3. 16822/2793. 
Circ. der f. k. Bol. Ob. Dir. vom 30. 
Sept. 1844 3. 15534/2650.) 

Streifungen, Bornahme derfelben 
durch die Gensd’armerie, ſiehe Gens: 
d'armerie. Ddg. vom 18. Jan. 1850 
88. 13, 20 u. 34.) 

— — Requirirung eines Militär 
Commando's zu Streifungen, f. Mi- 
litär-Affiftenz. 

— — ſ. Polizei-Behoͤrden, Wir- 
kungskreis $. 15. 

Stroh. Das aus den Militärfpie 
tälern abgelegte Bettſtroh darf nicht 
veräußert werden, fondern ift mit der 
nöthigen Vorſicht gegen Feuersgefahr, 
wenn ed aus dem Gebrauche kommt, 
fogleich zu verbrennen. (A. h. Entſchl. 
v. 25. Aug. 1819. Hffmr. Decr. vom 
6. Det. 1819 3. 31395. Vdg. des 
böhm. Bub. vom 23. Det. 1819 3. 
48626. Obent. 4. Bd. ©. 327.) 

— — Verbot des Strohverkaufes 
im ?. k. allg. Krantenhaufe, f. Kran: 
Fenhaus. (Bdg. v. 2. Dec. 1797.) 

Strohdächer. Nah der beftehen- 
den Bauordnung follen alle Strohein- 
deckungen nad und nad befeitigt wer: 
den, und um died möglichft zu befchleu: 
nigen, ift jede bei Strohdächern noth- 
wendige größere Reparatur, wenn die 
Gebäude Tafhen oder Preißen zu tra- 
gen nicht im Stande find, jedesmal 
mit Schindeln auszuführen. Man hat 
aber die unangenehme Wahrnehmung 
gemacht, daß diefe Anordnung beinahe 
überall außer Acht gelaffen wird, und 
Strohdahungen unter dem ſeichten 
Vorwande, daß eine Taſchen- oder 
Preipeneindedung nicht ausführbar 
wäre, ungeſcheut mit Stroh audgebef- 
fert werden. 

Die k. k. Kreisämter erhalten daher 
den Auftrag, die Außeradtlaffung der 
Bauordnung mit aller Umfiht und 
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Strenge abzuftellen. (Bdg. des böhm. 
Bub. vom 25. Juni 1835 3. 24946. 
PBrov. G. ©. für Böhmen. 3. 1836. 
Rr. 178.) 

Stroheindedungen der Häufer, 
f. Banordnnng für Böhmen, $. 63. 

Stroh: u. Heubehältniffe müffen 
gewölbt fein, fiehe Feuerlöſch-Ord⸗ 


er 

troh: u. Heuhandel ift frei, da 
jenes nur ein Nebenproduct des Ge— 
treides, dieſes ale ein rohes Product 
der landwirtbfchaftlihen Induftrie an- 
zufehen fommt. (U. h. Entfhl. vom 
5. Nov. 1818. Hfkzl. Vdg. vom 27. 
Nov. 1818, n. 5. Rggs. Int. vom 20. 
Dec. 1818. Barth. H. u. ©. Gef 4, 
Bd. ©. 45 u. 46.) 

Stroh: u. Heumarkt- Ordnung. 
Die Erfahrung lehrt es täglih, dag 
auf dem biefigen Heumarkte, befonders 
durch das Umladen und Wiederaufrid- 
ten der Heufuhren, durch das foge: 
nannte Spiden mit gutem Heue, und 
durch das Nepen fehr viele Unfüge und 
Bevortheilungen von den Heuhändlern 
ausgeübt, und die im Jahre 1771 er- 
laffene und fundgemadhte Heumarkt— 
Ordnung ganz außer Acht gelajjen 
werde, ja fo zu fagen in Bergeffenheit 
gefommen fei. Es wird daher nachſte— 
hende Ordnung für den biefigen Heu- 
markt zu Jedermanns Wiffenfchaft hie 
mit neuerdings befannt gemacht und 
verordnet, daß fi 

1. Jedermann des Heu: und Strob: 
vorfaufs inner dem Bezirke von 4 Meiz 
len um Wien, und um fo mehr der 
Ablöfung inner dem Linien, oder in 
den biefigen Wirthshäufern, um mit 
demfelben einen Wiederverkauf zu treis 
ben oder um ſolches auf Speculation, 
und zur Abwartung höherer Preife zu 
ſammeln, bei wirklicher Confiscation 
des vorgefauften oder zurüdbehaltenen 
Heues enthalten folle. 

2. Weder den Heubarern, noch den 
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faufenden Parteien foll in Hinkunft 
geftattet fein, blos nad dem Gefichte 
das Heu auszuhandeln, fondern da es 
der Gefeggebung zufommt, die Bevor» 
tLeilungen, welche durch die Annahme 
des Wagengewichtes nah dem Augen- 
fheine um fo leichter ausgeübt werden 
fönnen, ald der größere Theil der Be— 
wohner Wiens feinen Heubedarf nicht 
felbft faufen fann, wo nicht ganz ab- 
zuftellen, doch fo viel möglich zu ver: 
hindern und zu erſchweren, fo wird ver- 
ordnet, dab das Heu nur nach dem 
wahren Gewichte gekauft, und demnach 
Jedermann, der ein angefauftes Heu 
inner den Linien abladet, gehalten 
fein folle, den leeren Heumwagen zurück⸗ 
wägen zu laffen, um deflen Gewicht 
von jenem des Heues verläßlich abzie- 
ben, und darnach die Bezahlung des 
wirfliben Heubetraged berechnen zu 
können. Zur gehörigen Beförderung 
und zuverläffigen Bedienung der Par» 
teien werden nicht nur nebſt den be- 
reita beftehenden, in der Nähe des 
Heumarftes befindlihen zwei großen 
Heumwagen eigene Eleinere Wagen zur 
Zurüdwägung der leeren Heumägen er- 
richtet, fondern wird auch die Anftalt 
getroffen werden, daß in dem Wag- 
jettel der Betrag des Heumagendge- 
wichtes mit Buchſtaben eingefchrieben, 
und nicht wie vorhin mit Ziffern, die 
leicht verfälfcht werden können, ange 
merft werde. Um fich aber aud die 
richtige Befolgung diefes Geſetzes we— 
gen Zurückwägung der leeren Wägen 
zu verfihern, wird bei der Heumage 
über die Nüdwägung des leeren Wa- 
gend nebft dem Wagzettel nod cin be 
fonderes Gertificat jedem Heubauer ab- 
gereidht werden, welches er bei den Li— 
nien im NRüdwege abzugeben haben 
wird. Sollte fih eine oder die andere 
Partei weigern, entweder nad dem 
Gewichte das Heu zu kaufen, oder den 
leeren Wagen zurüdwägen zu laflen, 
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fo ift der Uebertreter fogleich dem auf 
dem Heumarktsplaße eigens angeftell- 
ten Marktrihter oder fogenannten 
Dolmetfher befannt zu machen, ber 
die weitere Anzeige an den Magiftrat 
zur gehörigen Unterfuhung und all 
fälligen gemeffenen Beftrafung des 
Uebertreterd unverzüglih zu machen 
haben wird. Im Kalle aber 

3. das Heu geſpickt oder verfälfcht, 
das heißt, wenn unter demfelben Un- 
rath oder fchlechtes, oder gar verborbe- 
nes und fhädliches Heu verdeckt anzu« 
treffen wäre, welche Gebredhen von 
dem Käufer vor Abladung des Heues 
nicht beobachtet werden könnten, fo 
wird dieſes auf ſolche Art verfälſchte 
Heu nicht allein dem Heubauer unnadh- 
fihtlih confiscirt, fondern aud der 
diesfalld DBetretene feines überwiefe- 
nen, vorfäglich verübten Betruges und 
des hieraus für den Käufer entfprin- 
genden Schadens wegen, mit einer 
Geldftrafe von 6 Rihlr., oder im Kalle 
der Unvermögenheit, diefe Geldftrafe 
zu leiften, mit unfehlbarer Arreftftrafe 
angefehen werden. Gbenfo wird dem- 
jenigen, welcher 

4. das Heu meßet oder begiehet, 
dasfelbe confiscirt. Nicht minder wird 

5. auch mit der Eonfldcirungsftrafe 
derjenige Heubauer oder Strohhändler 
belegt werden, welcher fein Heu oder 
Stroh, weil er euf dem Marfte feine 
eingebildete Rechnung nicht gefunden 
bat, vom Plage weggeführt und an» 
derweitig auf Speculation und zur 
Abwartung höherer Preife einfeht. 
Daher haben die Heu- und Stroh: 
bauern, im Kalle der Markt fo fehr 
überführt wäre, daß ihr hieher ge: 
brachtes Heu oder Stroh an ſelbem 
Markttage nit hätte an Mann ge 
bracht werden können, folhes auf dem 
Marktplage zur Sicherheit einzufegen, 
und vom nädhfttommenden Markttage 
wieder zum Berfaufe audzuftellen. 
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Ferners ift 

6. biemit allen mit Stroh handeln- 
den Parteien eınftgemeffen verboten, 
ihre Strohfchäbe falfch zu binden, oder 
ihre Strohladungen zur Bevortheilung 
des Käufers inwendig mit Pleineren 
Schäben zu vermengen. Jeder bei einem 
ſolchen Betruge betretene und überwie— 
fene Händler wird unnaächſichtlich mit 
einem Pönfalle von 4 Rthl. geftraft 
werden. Mit allen vorftehenden Stra— 
fen wird 

7. gegen diejenigen, die etwa zur 
Ausübung ein fo Anderer dieſer er- 
wähnten Unfüge und Bevortheilungen 
auf was immer für eine Art die Hand 
bieten, mit aller Stenge vorgegangen 
werden. Endlich 

8. wird allen mit Hen oder Stroh 
handelnden hiefigen Gewerbsleuten auf 
das fhärffte eingebunden, im Sommer 
vor 10 Uhr, und im Winter vor 
11 Uhr auf dem Heumarkte nicht zu 
erfcheinen. Ebenfo ift ihnen nad der 
allgemeinen Marktordnung verboten, 
den den Heumarft befahtenden Par: 
teien entgegen zu geben, ihnen vorzu- 
paffen, und überhaupt inner oder vor 
den Rinien, es fei unterwegs, in Häu— 
fern oder Wirthöhäufern, das Heu 
vorzufaufen, und felbes dem Marft- 
plape zu entziehen, alles dieſes bei 
Strafe unfehlbarer Confiscirung in 
jedem Betretungsfalle. Uebrigend wird 
fih auch insbefondere 

9. auf das wegen der Träger auf 
dem Getreidemarkte unterm 30. März 
1792, und auf das, wegen der auf 
der Seilerftatt arbeitenden Tagwerker 
und Zragerweiber unterm 3. April 
1792 erlafjene, und auch auf dem Heu- 
markte kundgemachte Circulare bezo- 
gen, und biemit wiederholt alen Tag- 
löhnern und Helfern auf dem Heu— 
markte fchärfeft unterfagt, den hieber- 
kommenden Marktparteien auf den 
Straßen oder in Hänfern anfzulauern, 
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fie im Wirth - oder andere Häufer zu 
führen, und überhaupt entweder jelbft 
vorzufaufen oder zu Mäcklereien und 
Borkäuflereien als Unterhändler ſich 
gebrauchen zn laffen, im die Behand- 
lungen zwifchen Käufer und Verkäufer 
ſich einzumengen, wie auch irgend einem 
Unterſchleife Hand zu bieten. Der dies⸗ 
fällige Uebertreter in ein und dem ans 
derem wird nicht nur unnäachſichtlich 
von dem Matkte abgefhafft, fondern 
auch nach Mafgabe der Umftände noch 
mit körperlicher Züchtigung beftraft wer- 
den. Nach diefen in vorſtehenden neun 
Puncten enthaltenen Anordnungen ift 
fih bei Vermeidung der feffgefeßten 
Strafen genaueft zu achten, und Je 
dermann, der ein fo anderen Unfug 
entdeckte, oder fich durch derlei Bevor⸗ 
theilungen befchwert fände, hat ih an 
den auf diefem Marktplatze beftimmten 
Marktrichter oder Dolmetfcher, welchem 
auch die ftrengfte Aufficht ind Wach— 
famfeit gemeffenft eingebunden wird, 
zu verwenden, der fodann die weitere 
Anzeige zur Unterfuhung und gehöri— 
gen Beftrafung an den Magiftrat zu 
erftatten hat. (Hfd. für N. Ofter. v. 
5. Dct. 1792, kundg. durch den Wr. 
Stadt - Magiftrat den 18. Juni 1793. 
Krop. Gef. Franz. 1. Bd. ©. 435— 
440) _ 

Stroh: u. Heumarkt, ſ. Markt: 
Polizei: Auffichtsanftalt der Stadt 
Wien $. 93. 

Strohverkauf. Um den vielen Un: 
zufömmlichkeiten der ſchwankenden 
Preiebeftimmung bei dem nach einer 
uralten Gewohnheit nah Schoden von 
ungleihen Gebünden in Böhmen übli— 
hen Strohverfaufe zu begegnen, findet 
das f. f. Gubernium anzuordnen, daß 
das Stroh auf den hierländigen Märk— 
ten von num an immer nur nad dem 
Gewichte verkauft, und hiernach der 
Strohpreis notirt und certificirt werde, 
(Org. des böhm. Gub. vom 7. Dkct. 
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1841 3. 51376. Prov. G. S. für 
Böhmen. J. 1841. Nr. 280.) 

Strom - Polizei: Ordnung. — 
Strompolizei- u. Pflanzungs— 
Drdnung für Öalizien und die 
Bukowina. In Erwägung des wich 
tigen Einfluffes, welchen die Schiff— 
und Floßfahrt auf den Nationalwohl- 
ftand äußert, und der Nothwendigfeit 
zweckmaßiger Weidenpflanzungen für 
die Regulirung des Laufes der Klüffe, 
fand die h. Hofkanzlei fi beftimmt, 
die auf die Strom- Polizei und Wei— 
denpflanzungen in Galizien und der 
Bulowina fi beziehenden Geſetze und 
Vorschriften forgfältig prüfen, die zer— 
ftreuten Anordnungen über diefe Ge- 
genftände in flare Beflimmungen zu: 
fammenfaffen, die Lücken derfelben 
ergänzen, und die Art des Verfahrens 
dabei vorzeichnen zu laffen. Nachdem 
der Entwurf der diesfalld zu erlaſſen— 
den Beftimmungen mit dem Decrete 
vom 21. Jän. 1842 die Genehmigung 
der h. Hoffanzlei erhalten bat, fo wer- 
den Ddiefelben hiemit zur allgemeinen 
Nachachtung bekannt gemacht. 

Sie umfaſſen die Anordnungen. 

I. binfihtlih der Bauführungen an 
Strömen und Flüffen ; 

2. in Betreff der Aufftellung der 
Schiffmühlen; 

3. rückſichtlich des Verhaltens der 
Fiſcher; 

4. über das Verhalten der Schiffer 
und Flößer; 

5. über die Reinigung und Reinhal— 
tung der Flüſſe; 

6. in Betreff der Weidenpflanzun: 
gen, und 

7. wilfihtlih der Handhabung der 
in den vorhergehenden Abfchnitten ent: 
haltenen Beftimmungen. 

1. Abſchnitt. Bon Baufub: 
rungenan Strömenu. $lüffen. 

$. 1. Ohne Bewilligung des Kreid- 
amtes ift Niemand befugt, in oder an 
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Flüffen wie immer Namen babende 
Wafferbaue oder durch Waffer zu be- 
treibende Gewerbe neu anzulegen, oder 
fhon beſtehende umzuſtalten, zu über- 
tragen oder zu verfeßen. Wer derlei 
beabfichtigt, ift verbunden, durch feine 
politifche Dbrigfeit bei dem Kreisamte 
unter Beilegung des Planes und einer 
umftändlihen Befchreibung des Werkes 
oder der vorzunehmenden Beränderung 
desfelben um die Bewilligung einzu: 
fchreiten. Das Kreisamt wird hierüber 
eine Rocalerhebung durch den Waſſer— 
bau-Ingenieur mit Beiziehung ded Bau— 
führers und der Anrainer einleiten, und 
unter Vorbehalt des Necurfes entfchei- 
den. 

$. 2. Ohne vorläufige Bewilligung 
des Kreisamtes darf feine Verände— 
rung des Gerinnes, Ein» oder Ablaf- 
jes, Fachbaumes, einer Wehre, Schleuße 
oder eines Merkpfahles, einer Mühle 
oder eine Umftaltung derfelben in ein 
anderes Gewerke vorgenommen, und 
fein Mühlgraben aus einem Bache oder 
Tluffe geführt werden. 

8. 3. Jede gegen Diefe Borfchriften 
unternommene eigenmächtige Handlung 
wird mit einer der Größe der Gefahr 
und des Schadens angemefjenen Geld- 
ftraje zu Gunften des Wafferbau- yon: 
des vom f. k. Kreisamte beftraft wer— 
den. Erwächſt hiedurch seinem Nachbar 
ein Schade; fo liegt dem eigenmächti— 
gen Bauunternehmer überdies nod) der 
Schadenerfaß ob, welchen der Beſchä— 
digte im Rechtswege geltend zu machen 
hat. 

$. 4. Jedes eigenmächtige und für 
fhadlih anerfannte derlei Bauwerk 
muß nad Aufforderung des Kreisam— 
tes in der beftimmten Friſt umgeändert 
oder weggeihafft werden, widrigend 
diefes von Amtswegen und auf Kofen 
des Schuldtragenden, ohne feinem et- 
waigen Recurfe eine einhaltende Wir: 
fung einzuräumen, würde bewerfftelligt 
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werden. MWeberdies hat derfelbe eine 
Geldſtrafe zu erlegen, welde das 
Kreisamt von Fall zu all nah den 
Umftänden bemeffen wird. 

I. Abfhnitt. Von der Auf- 
ftellung der Schiffmühlen. 

8.5. Schiffmühlen dürfen nur mit 
Bewilligung des Kreisamtes an folden 
Puncten beftehben, wo jelbe weder der 
Schifffahrt, noch der Flößung hinder- 
lid, und auch nicht den Ufern nach— 
theilig find. 

8.6. Wird durch eine Veränderung 
des Fahrwaſſers der Standort der 
Schiffmühlen in obiger Beziehung nad: 
theilig, fo ift den Eigenthümern vom 
Kreisamte nah Einvernehmung des 
Waflerbau-Ingenieurd ein anderer an- 
gemeffener Standpunct anzumweifen. 

$. 7. Will eine Schiffmühle neu an- 
oder umgeheftet werden, fo muß zur 
Befeitigung aller etwaigen fpäteren 
Anftände der Eigenthümer des Heft: 
plaßes früher um feine Zuftimmung 
angegangen und mit demfelben ſowohl 
bierwegen, als im Betreff der Geftat- 
tung des Zu: und Abfahrtäweges das 
Einvernehmen gepflogen, und über die 
mit ihn getroffene Ausgleichung der 
Beweis beigebracht werden. 

8.8. Wer eigenmädtig eine Schiff- 
müble ans oder umheftet, unterliegt 
einer Strafe von 12 Ducaten. 

$. 9. Zum befferen Betriebe der 
Schiffmühlen darf keine der Schiff- 
fahrt, der Flößung oder dem Ufer 
ſchädliche Vorrichtung, ale Zäune, 
Schwellen, Bretter u. dgl. in Flüffe 
eingebaut oder eingelegt werden. 

II. Abſchnitt. Bon dem Be 
nehmen der Fiſcher. 

8. 10. Zäune, Graben, Steinauf- 
würfe find oft die Veranlaſſung, daß 
Flüffe ihre Richtung ändern, in meh— 
tere Rinnfäle getheilt und oft verhee- 
rend für die Ufer werden. In Flußbee— 
ten darf daher von den Fifchern feine 
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wie immer geartete Borrichtung zum 
Fifhfange eigenmächtig hergeftellt wer- 
den. Wo diefes jedoch wegen des perio- 
difhen Fifchfanges durchaus nothwen- 
dig wird, fönnen derlei Einbaue mit 
Bewilligung der Grundobrigkfeit und 
im Falle diefe felbft diefe Vorrichtun— 
gen vornehmen will, des Kreisamtes 
bergeftellt, müffen aber nad vollende- 
tem Fifchfange fogleih wieder heraus— 
gefhafft werden. Der Eigentbümer 
des Fiſchwaſſers bleibt diesfalls zu- 
nächſt und auch für alle hieraus etwa 
entitebenden Nachtheile verantwortlid. 

8. 11. Wird wahrgenommen, daß 
derlei für den Fifhfang bewirkte Bor: 
richtungen über die nöthige Zeit hin— 
aus im Flußbeete bleiben, fo veran- 
laßt das Kreisamt deren Befeitigung 
auf Koften des Schuldtragenden. Xeb- 
terer hat überdies eine Strafe von 10 
—25 fl. EM. zu entridten. 

IV. Abfhnitt. Vom Berhal- 
ten der Schiffer und Flößer. 

8. 12. Schiff- und Floßeigenthü- 
mer haben ihre Fahrzeuge und Flöße 
gehörig zu bemannen, und fidh mit den 
erforderlihen Eigenfhaften zur Len— 
fung und Anlandung, nämlich: Seilen, 
Haden, Schiffftangen u. dgl. zu ver: 
ſehen. 

8. 13. Schiffführer ſind unter ſtren— 
ger Verantwortung verpflichtet, ſich vor 
dem Beginnen der Fahrt und vor der 
Ladung zu überzeugen, ob das Schiff 
oder Floh fih im guten Zuftande ber 
finde, damit die Leute und Fracht wäh: 
rend der Fahrt Feiner vermeidlichen 
Gefahr ausgefegt werden. Nach einge 
tretener Dämmerung, bei ſtarkem Ne— 
bel, beftigem Winde, bei Stürmen 
und Schaummwellen muß die Fahrt un: 
terbrochen werden, und zwar an dem 
nächften paffenden Landungspuncte. — 
Nah jedesmaliger Landung, befon- 
ders in den Nachtſtationen, müffen 
die Schiffe unterfuht, und die fid 
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jeigenden leden Stellen ausgebeſſert 
werden. 

8. 14. Sciffern oder Flößern ift 
jede Handlung verboten, wodurd an 
ftehenden Bafferbauten, an Ufern und 
Treppelwegen, Schaden verurfacht wird; 
darunter gehört insbefondere das An— 
landen an Faſchinenwerken, Uferbe— 
fpreutungen und Gteindämmen, das 
Einfhlagen der Pflöde auf den— 
felben, um Schiffe und Flöße daran 
zu befeftigen, das Anzünden von Feuern 
nabe an Wafferbaumerfen oder gar auf 
denfelben, ferner das Ausreißen der 
Pflöcke oder Faſchinen aus foldhen 
Werken und die Beihädigung der 
Weidenpflanzungen, Pflöde zum An: 
halten der Fahrzeuge und Flöße längs 
brühigen Uferftellen müffen durchaus 
zwei Klafter von dem Uferrande land- 
wärts eingefhlagen werden, damit, 
wenn felbe zu nahe am Ufer ftehen, 
diefes nicht durch die Bewegung der 
Fahrzeuge und Flöße erfchüttert umd 
theilweife lodgeriffen werde. Der da: 
wider Handelnde wird mit einer Geld- 
firafe von 5—10 fl. C. M., und im 
Falle der Zahlungsunfähigkeit mit 8— 
10tägigem Arrefte beftraft. 

V. Abſchnitt. Von der Reini- 
gung und Reinhaltung der 
Flüſſe. 

8. 15. Zur Sicherung und Beför- 
derung der Schifffahrt und Flößung 
ift die Reinigung und Reinhaltung 
der Flußbeeten ein unerläßliches Be: 
dingniß. 

$. 16. An Grenzflüffen und im In— 
nern des Landes am Dniefter, San 
und Dunajec bewirkt der Staat die 
anfanglide und foftfpieligfte, das ift 
die Hauptreinigung. Die ferner nö— 
thige minder koftfpielige Rachhilfe gebt 
auf dieDominien und Gemeinden über, 
infomweit ihre Grenzen reichen. Erftere 
beforgen die Reinigung der Flußbeeten, 
legtere jene anf den Sandbänten. An 
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den übrigen floßbaren oder in der Folge 
duch Kunft floßbar zu mahenden Ge— 
wäfjern bewirken Dominien und Ge— 
meinden, die anfänglihe Reinigung 
und fofortige Reinbaltung; und zwar 
jene der Flußbeeten die Dominien, und 
jene der Sandbänfe die Gemeinden. 

8. 17. Die Koften der Aufſicht über 
diefe Reinigung, da felbe vom Waffer- 
bau-Perfonale beforgt wird, übernimmt 
der Staat. 

$. 18. Sollten in der Folge Ufer: 
gelder oder Wafferzöfle eingeführt wer: 
den, fo wird binfichtlich der Beftrei- 
tung der Koften der Flußreinigung die 
weitere angemeffene Berfügung hierüber 
getroffen werden. 

8. 19. Benn in den oben &. 16 be» 
zeichneten großen Flüſſen nad der er- 
ften auf Staatsfoften bewirkten Reini- 
gung oder an den übrigen dafelbft er- 
wähnten Flüſſen wann immer durch 
Eisgänge, Hochwäſſer oder andere An- 
läffe herabgetriebene Bäume, Baum- 
ftöcde mit Wurzeln, oder geftrandete 
Schiffe, die Schiffe oder Floffahrt 
gefährden, und dieſe über Aufforde- 
rung der Wafferbau » Beamten von den 
Uferdominien und Gemeinden nicht ſo— 
gleich befeitigt werden, fo wird das 
Kreitamt nad erhaltener Anzeige die: 
ſes auf Koften der Saumfeligen be: 
wirken laffen. 

$. 20. Wird durch die verzögerte 
Hinwegräumung dieſer Hinderniffe 
Fahrzeugen oder Flößen ein Schade 
zugefügt, fo ift der Befchädigte von 
dem Schuldtragenden zu entfchädigen, 
und hat der erfte den Betrag des Scha- 
dens im Rechtswege geltend zu machen. 
In jedem folden Kalle muß aber die 
Nachläffigkeit des zur Reinigung Ver 
pflichteten, nämlich die Nichtbefolgung 
des diesfälligen Auftrages der Waffer- 
bausBeamten erwiefen fein. 

8. 21. Zur möglichſten Befeitigung 
aller Unglüdsfälle für Schiffe und 
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Flöße, fo wie zur Verminderung der 
Reinigungstoften überhaupt, fönnen 
nah Hochwäſſern im Flußbeete felbit 
oder auf den Sandbänfen abgelagerte 
Bäume und Baumſtöcke von Jeder— 
mann als berrenlofe Sache ſogleich 
fortgefchafft werden, nur muß die An- 
meldung hierwegen bei dem betreffenden 
Ufereigenthümer oder dem Ortövor- 
ftande entweder vorher oder ſogleich 
darnach gemacht werden. 

8. 22. Aus den Ufern in das Fluß⸗ 
beet ragende Bäume, welche oft nad 
Uferbrüchen ſichtbat werden, und der 
Schiff- und Floßfahrt ſehr gefährlich 
ſind, können von Jedermann abgeſägt 
und das Holz für ſich genommen wer— 
den, wenn diefes der Eigenthümer des 
Ufergrundes nicht thut. 

8. 23. In Strömen und Flüffen 
und an den Ufern befonders bei Ueber: 
ſchwemmungen aufgefangenes Scheiter- 
und Bauholz jeder Battung, Fahrzeuge, 
Flöße und Beſtandtheile zerftörter 
Brüden, überhaupt Effecten jeder Gat— 
tung, welde vorausfichtlich fremdes 
Eigenthum find, und nicht in den nädhft 
vorhergehenden zwei $$. ausgenommen 
wurden, bleiben dem Eigenthümer vor— 
behalten, weil nah den $$. 388 und 
403 des allgemeinen bürgerl. ©. B. 
Niemand berechtigt ift, fi ein Strand- 
recht anzumaßen. 

8. 24. Jeder Waldeigenthbümer am 
brüchigen Ufer ift gehalten, einen fünf 
Klafter breiten Raum vom Flußufer 
landwärts von allen Bäumen u. Baum: 
wurzeln infolange frei zu halten, bie 
nicht die Ufer vom Stromanfall, alfo 
weiterem Abbruche , befreit oder fonft 
geihüßt find. Wird Ddiefes über die 
von den Kreisämtern oder den Waffer- 
bau» Beamten gefhehene Aufforderung 
nicht befolgt, fo find die Kreisämter 
berufen, die Auslichtung in der ange: 
deuteten Breite auf Koften des Wald: 
eigenthümers bewirken zu laſſen. 
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$. 25. Die Borfchrift des nädhftvor- 
hergehenden $. gilt auch hinſichtlich 
der ſchon beſtehenden oder kuͤnftighin 
für den Schiffzug ſtromaufwärts anzu— 
legenden Treppelwege, indem auch auf 
dieſen in der Breite von drei Klaftern 
vom Ufer die Bäume weggeräumt wer- 
den müffen. Dem Schiffzuge darf über: 
haupt bei Strafe von 5—10 fl. C. M. 
fein Hindernig in den Weg gelegt 
werden. 

$. 26. In Beziehung auf die Rein- 
haltung der Flüffe ift Niemandem ge: 
ftattet, aus Fafchinenwerfen u. Schlid- 
zäunen Faſchinenpflöcke oder Weiden- 
ruthen heranszureißen, aus Steinwer- 
ten und Uferpflafterungen Steine her⸗ 
auszufhlagen, überhaupt Waſſerbau— 
anlagen zu befhädigen. linter die letz— 
teren gehören auch die vom Staate oder 
von Privaten bewirften und in Benü- 
gung ſtehenden Weidenpflanzungen. 
Die Straße von dergleihen Beſchädi— 
gungen ift eine den Umftänden auge- 
meſſene Geld- oder Arreftftrafe, über: 
dies tritt auch die Derbindlichkeit zum 
Schadenerfage ein. Werden Weiden: 
pflanzungen oder Faſchinenwerke durch 
Vieh bejhädigt, fo ift für jedes dabei 
betretene Stüd Vieh eine Strafe von 
24 1. CE. M. an den Straßen- oder 
Waſſerbau-Fond oder kei Privatwerken 
an den Erbauer derfelben zu entrichten, 
wovon ein Drittel ald Apprehendenten- 
Antheil demjenigen gebührt, welder 
das Vieh betreten hat. Das betretene 
Vieh ift der Ortsobrigfeit zu überlie— 
fern, welche den Strafbetrag einbebt. 
BZahlungsunfähige Frevler können ftatt 
der für ihr Bieh zu entrichtenden Geld: 
flrafe pr. Stüd zu drei Tagen Hand- 
arbeit bei Pflanzungen nder im der 
Nähe auszuführenden Waſſerbauwerken 
(deren Entfernung aber nicht über 
eine Meile betragen darf) verhalten 
werden. 

$. 27. Ueber die Strafgelder jo: 
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wohl, ala die Strafarbeitstage führen 
die betreffenden Dominien und Magi- 
ftrate Berzeichniffe, welche fie mit jedem 
Solarjahre abzufhließen, und imfofern 
die Geldftrafen m den Straßen: oder 
Waſſerbaufond einzufließen haben, mit 
dem Geldbetrage dem Straßenbau- 
- Commiffär oder Wafferbau - Ingenient 
zu übergeben, zu jeder Zeit aber ihnen 
die Einfiht derfelben zu geftatten 
baben. 

8.28. Wo man Erhöhungen des 
Terrains oder Berlandungen beabfich- 
tigt, ift das Schottergraben an den 
Ufern der Flüffe und im Flußbeete un- 
terfagt. Da die Schottergenben in der 
Regel mur zur Cönfervirung der Aera- 
rial- und Kreisftraßen angelegt werden, 
haben die Straßenbau-Commiffäre und 
Kreid » Ingenieure diejenigen Stellen, 
wo ohne Nahtheil gegraben werden 
fann, anzugeben. 

8. 29. Eigenthümet von Steinbrü- 
chen oder Ziegelbrennereien, dann Bau⸗ 
unternehmer dürfen den Schutt nicht 
in der Geftalt vorfpringender Haufen 
oder fogenannter Sporen in die Fluß- 
beete ſchütten, fordern find gehalten, 
von dem Wafferbau: Beamten die Wei- 
fung einzuholen, wo und wie diefes 
ohne Nachtheil für die Schiff: u. Fluß— 
fahrt gefhehen könne. 

6. Abſchnitt. Bon Weiden- 
pflanzungenund Bedeichungen. 

$. 30. Weidenpflanzungen dienen 
ſowohl zur Berwahrung der Ufer vor 
den Anfüllen des Stromes, al& zur 
Erzielung eines geregelten Laufes des- 
felben. Ohne Unterftüßung durch Pflan- 
jungen find oft die zweckmäßigſten, mit 
vielen Koften bewirkten Uferfchußanfa- 
gen ein vorgeblides Bemühen. Durch 
Weidenpflanzungen wird auferdem 
Materiale zu Faſchinen, alfo zu neuen 
Uferfchugwerken vorbereitet. Endlid 
werden duch Weidenpflangungen be: 
deutende Streden wüftliegende Ter- 
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rains nutzbringend gemacht, alſo für 
die Landescultur gewonnen. 

8. 31. Nachdem im Allgemeinen 
Weidepflanzungen nur zum Schutze der 
Ufer oder eines Waſſerbauwerkes, und 
wegen der Regulirung der Flöße ange: 
legt werden, und der Nutzen, weichen 
fie außerdem dur die Beurbarung 
öder Gtreden und die Erzielung von 
Material zu Fafhinen für Waſſerbau— 
werfe gewähren, nur eim Rebenportheil 
ift, jede Weidenpflangimg ſomit als ein 
Schutzwerk angefehen werden kann, fo 
tritt auch bei der Anlegung derfelben, 
wie bei jedem andern Wafferbaumerfe, 
nad dem Wafferbau » Eoncurrenz«Ro:« 
male (Kreisfchreiben v. 2. Dec. 1830 
3. 73000) gegen diejenigen, welde 
fih meigern, ſolche anzulegen, ein 
Zwang ein, oder fie werden vom 
Staate ftatt der betreffenden Parteien . 
bewirkt. 

8. 32. Jeder Eigenthümer von Fluß: 
uvferftreden, Anfhwemmungen oder An⸗ 
wücfen (Alluvionen) und durch Berän- 
derungen des Rlußbeetes troden geleg- 
ter Grundftüde, von Infeln, Sand» 
oder Schotter : Bänken ift verpflichtet, 
felbe mit Weiden zu bepflanzen. 

8. 33. Dem Eigenthümer der be- 
pflangten Strede bleibt die Benützung 
derfelben überlaffen. 

$. 34. Weigert fi Jemand, die ihm 
gehörigen Sandbänfe und verlaffenen 
Flußbeete zu bepflangen, fo können die— 
felben, wie bereits erwähnt wurde, ent: 
weder auf Staatsköſten bepflanzt, oder 
einem Andern ind nad Umſtänden 
ganzen Gemeinden zu diefem Behufe 
und zur fofortigen Benuͤhßung überge- 
ben werden, jedod unter den gehörigen 
Vorſichten, damit Fünftigen Streitig- 
feiten vorgebeugt werde, oder es if 
eine den Umftänden angemeffene Geld» 
ftrafe gegen den ſich weigernden Eigen» 
thämer zu verhängen. 

$. 35. Wie weit gegen das Fluß 
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beet, ohne Unordnungen zu veranlaffen, 
oder gegenüber liegende Ufer zu beein- 
trädhtigen, gepflanzt werden darf, hat 
der Wafferbau » Beamte den Bartcien 
anzugeben. 

$. 36. Sind von Flußftreden Pläne 
vorhanden , fo ift die zu bepflangende 
Strede hiernach zu beftimmen, außer: 
dem nad dem Localbefunde. 

8. 37. Sind ältere derlei künſtlich 
bewirkte oder von felbft entflandene 
Pflanzungen in obiger Beziehung fchäd- 


li, fo werden felbe, nachdem die Noth- 


wendigkeit ihrer Hinwegräumung durch 
eine vom Kreidamte mit Beiziehung 
des WafferbausIngenieurs und der Ei— 
genthümer einzuleitende Erhebung dar- 
gethan worden ift, gegen eine den Letz— 
teren nach $. 365 des bürgerl. Geſetz⸗ 
Buches zu leiftende Entfhädigung ex 
causa publica audgerottet werden. 
Doch ſteht dem Eigenthümer gegen 
diefe Entfheidung vorläufig der Re— 
cursweg offen. 

$. 38. Bewirkt der Eigenthümer 
nach vorläufiger Aufforderung und nad 
genauer Bezeihnung der Grenze der 
binwegzuräumenden Pflanzungsftrede 
diefe Ausrottung nicht binnen der vom 
Kreisamte derfelben beftimmten Frift, 
fo bewirkt dasfelbe diefe Arbeit auf 
Koften des Schuldiragenten, und ftraft 
denfelben überdies mit 10 fl. C. M. 

$. 39. Weidenpflanzungen auf fris 
her unbenügten Streden find durd 20 
Jahre fleuerfrei. 

$. 40. Es kann fi der Fall erge- 
ben, daß bereits bepflanzte Flächen in 
der Folge der Zeit dergeftalt erhöht 
werden, daß das Geflrippe zum gedeib- 
lihen Kortlommen nicht mehr hinläng- 
lihe Nahrung findet, oder ökonomiſche 
Rüdfichten dem Eigenthümer eine Ver- 
inderung der Gultursgattung, d. i. die 
Umftaltung der Pflanzung in Aecker, 
Biefen u. dgl. wünfhenewerth maden. 
Diefes bleibt dem Eigenthümer unbe» 
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nommen, muß aber im Einverftändniffe 
mit dem Bezirks » Wafferbau - Beamten 
geſchehen. 

5. 41. Zu welchem Wirthſchafts- 
zweige der Pflanzungseigenthümer das 
Holzerträgniß verwenden wolle, bleibt 
feiner Willkür überlaffen, damit jedoch 
Pflanzungen durch eine frühzeitige oder 
unregelmäßige Abftodung nicht zu 
Grunde geben, ift fih im Allgemeinen 
an die Borfhriften der Waldordnung 
zu halten. 

$. 42. In der Regel ift die Abſto— 
dung bei einem drei» bis vierjährigen 
Beftande geftattet. Bei bedeutenden 
Pflanzungsftreden muß eine Einthei- 
lung in Schläge vorgenommen werden, 
worauf ein verftändiger Landwirt ſei— 
nes eigenen Bortheild willen achten 
wird. 

8. 43. Dur Unachtſamkeit der 
Viehhirten wird die größte Verheerung 
der Weiden » Pflanzungen veranlapt. 
Eine derlei Nahläffigkeit der Hirten 
ift demnach von den Grundobrigkeiten 
mit einer dem Schaden und der Be- 
fhaffenheit derfelben angemeffenen kör- 
perlichen Strafe und im Wiederho- 
lungsfalle mit größerer Strenge zu 
ftrafen. 

8. 44. Um jedoch muthwilligen Be- 
[hädigungen möglichft zu begegnen, 
follen Pflanzungen wenigftend von der 
Landfeite mit Einzäunungen verwahrt 
werden. 

$. 45. Die Koften der Ueberwachung 
der Pflanzungen trägt der Staat, die 
Koften jener Amtshandlungen aber, 
welche aus Unfolgfamkeit und Nachläſ— 
figfeit der Parteien entftehen , tragen 
die Leptern. 

$. 46. Beſtehende Bedeichungen, 
deren Heritellung und Erhaltung bie 
nun ‚den Dominien oblag, müfjen an 
jenen Stellen, wo fih Durchbrüche wie: 
derholen, aufs forgfältigfte befeftigt und 
bepflangt werden. Mo Eommunicationd« 
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wege darüber führen, muß die beider- 
feitige Bedeihungsböfhung immer mit 
der Krone gleich gehalten werden. Jede 
Durdgrabung zum Ablaufe des Bin- 
nenwaffers ift nach erreichtem Zwecke 
fogleih wieder mit Erde auszufüllen 
und feftzuftampfen,, wo die Nothwen— 
digkeit micht gebietet, eigene Schleußen 
anzulegen. Werden in der Folge für 
das allgemeine Beſte oder für die An- 
rainer unter Einwirkung des Staates 
Bedeihungen ausgeführt werden, fo 
wird die Concurrenz hiezu nad dem 
Verheerungsfreife in Gemäßheit der 
für Wafferbauten beftehenden Vorſchrif— 
ten eingeleitet werden. 

7. Abſchnitt. PVorfhriften 
über die Handhabung der in den 
vorhergehenden Abſchnitten 
enthaltenen Beſtimmungen. 

$. 47. An Flüſſen wohnende Do: 
minien, Gemeinden und Private, vor— 
züglih aber Schiffer und Flößer, als 
nächte Beobachter der durch Elemen— 
tar-Ereigniffe entftandenen Flußgebre⸗ 
hen, haben bei einer außerdem von den 
Kreisämtern zu verhängenden, den Um— 
fänden angemeffenen Geldftrafe, und 
zwar die Dominien unmittelbar , die 
Gemeinden und Parteien aber mittelft 
der Lepteren hievon die Anzeige dem 
nächften Wafferbau » Bezirks » Beamten, 
dem Kreisamte oder der Provinzials 
Baudirection zu machen. 

$. 48. Dominien, längs deren Grün: 
den an Grenz- oder ſchiffbaren Flüffen 
auf Koften des Staates und der Con— 
currenz =» Parteien Wafferbaue ausge— 
führt wurden, haben auch über deren 
(Erhaltung zu wachen, indem fie zunächſt 
in der Lage find, Beihädigungen zu 
bemerfen und anzuzeigen. 

8. 49. Privat: Wafferbaue d. i. jene, 
welche zwar mit Zuftimmung der Negie- 
rung, aber ohne Beitrag der Letz— 
teren bergeftellt wurden, find von der- 
jenigen Bartei zu beauffichtigen, welche 
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den größten Beitrag geleiftet, folglich 
den größten Bortheil davon hat. Ber 
Ihädigungen an dergleihen Werfen 
find fogleih auszubeffern, und hinficht« 
li der Beiträge zu ſolchen Herftellun- 
gen umd bei einer etwaigen Weigerung, 
felbe zu leiſten, ift fih nad dem Waſ— 
ferbau-Goncurrenz-Rormale v. 2. Der. 
1830 3. 73000 zu benebmen. 

8. 50. Gemeinde-Wafferbauten find 
von den betreffenden Dominien zu 
überwachen; diefe haben auch an min« 
der bedeutenden Flüffen dafiir zu for 
gen, daß kein dem Nachbar ſchädlicher 


Einbau bewirkt, die beftehenden fhäd- 


lichen derlei Werke aber befeitiget wer: 
den, wozu indbefondere eingegangene 
Wehren und Schlickzäune gehören. 

8.51. Kür jede Bernadhläffigung 
der Aufficht , infomeit felbe von den 
Dominien nah den obigen Beftimmuns 
gen gehandhabt werden foll, find fie 
zunächft verantwortlich. (Verord. umd 
Kundm. des k. k. galiz. Land. Gub. v. 
2. März 1842. Krop. G. ©. 68. Bd. 
Nr. 31.) 

Strudel und Wirbel in der Donau, 
Abänderung des Standpunctes der 
Warnungsfahne, f. Donau. 

— — Vorfihten bei den Fahrten 
durch den Strudel auf der Donau, f. 
Donau: Schifffahrt. 

Struvefhe Mineralwäfler. — 
Die Einfuhr der Struve'ſchen fünftli- 
hen Mineralwäffer ift allgemein verbo— 
ten. (U. h. Entſchl. v. 27. Febr. 1834. 
Hfkzl. Deer. vom 9. März 1834 Zahl 
5843, an fämmtl. Länderft. Rundgem. 
in N. Defterr. mit Rage. Circ. v. 22. 
März 1834 3. 16031, in D. Defterr. 
am 28. März, in Steiermarf am 2,, 
in Illyrien am 3., in Böhmen am 6., 
in Mähren am 11., in Tirol am 18. 
April 1834. Pol G. S. 62. Band. 
Nr. 38.) 

Stübih, f. Kohlen : Ausmaß, 
Kohlenverfauf, Maß. 


Studien. 


Studien, Beziehung der katholi- 
fhen Kirhe zum öffentlichen Uaterricht, 
f. Kirche. 

— — ſ. Ausländer, Frequen: 
tations⸗Zeuguiſſe. 

Studien-Ordnung für die Uni— 
verſitaͤten, ſ. Studirende. 

Studirenden iſt alles Spielen in 
öffentlichen Kaffee- und Gafthäufern 
verboten, und der Polizei aufgetragen, 
die Uebertreter dieſes Verbotes dem 
Studien-Director, unter welchen ſie 
gehören, anzuzeigen; der Director und 
die Profeſſoren aber ſind angewieſen, 
bei Ertheilung der Zeugniſſe über Sit- 
ten darauf Rüdfiht zu nehmen. (Hof: 
Decr. vom 8. Mai 1803. Krop. Gef, 
Franz. 17. Bd. ©. 176.) 

— — Man hat beobadhtet,, daß 
junge Leute vom Aus- und Inlande 
unter dem Borwande des Studirend 
nad Wien kommen, fi in diefer Ab- 
fiht bei den Profefforen einfchreiben 
laffen, die Schulen oder Collegien nur 
felten oder gar nicht beſuchen, nod 
weniger aber ſich den vorgefchriebenen 
Prüfungen unterziehen. Da nun folde 
flühtige und muͤſſige Jünglinge nir— 
gende geduldet werden dürfen, fo find 
die Studien- und Fakultäts-Direftoren 
anzumeifen, daß fie nach jeder Seme- 
ftral » Prüfung ein Berzeichniß diefer 
Jünglinge mit ihrem Alter, Geburts: 
orte, Studienfahe und mit dem Cha- 
racter ihrer Eltern oder DBormünder 
der Bolizei-Direction mittheilen, welche 
fodann diejenigen Ausländer, die fidh 
nicht über eine andere ehrliche und ers 
laubte, zu ihrem Unterhalte hinreichende 
Beihäftigung ausmweifen können, fo: 
gleich aus den k. f. Staaten abzuſchaf— 
fen, die Inländer aber ihren Eltern 
und DBormündern zuzumeifen haben 
wird, damit diefe ihre Söhne oder 
Mündel, denen es an Talenten oder 
Kuft zum Studiren gefehlt haben mag, 
auf einem anderen Wege zu guten und 
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nuͤtzlichen Staatsbürgern erziehen und 
ausbilden können. Die auf dieſe Art 
vom Studiren ausgeſchloſſenen Jüng— 
linge find den Studien-Directoren wie⸗ 
der nambaft zu machen, damit fie aus 
der Matrikel und den Schulkatalogen 
gelöfcht werden. Die Anzahl derfelben 
aber ift am Ende der BVerzeichniffe, 
welche der Landeschef Sr. Maj. jähr- 
li über die abfolvirten Humaniften, 
Philofophen, Mediciner, Juriften und 
Theologen unmittelbar einzufenden bat, 
bloß fummarifh anzumerken. (Hfkzl. 
Deecr. v. 28. Dec. 1804, an fämmtl. 
Länderft. Krop. ©. ©, 19. Br. ©. 
657. Bdg. der n. ö. Reg. v. 24. Jän. 
1805. Krop. ©. ©. 20. Br. ©. 35.) 

Studirende,, welde wegen Ber: 
brechen aus der Matrifel gelöſcht wer: 
den, fönnen nad ausgeftandener Strafe 
wieder eingetragen werden. (Hflzl. D. 
vom 31. Dec. 1812, Borſchitzky, Hdb. 
©. 204.) 

— — den, ‚find geheime Vereine 
auf das ftrengfte unterfagt. (Decr. der 
Bol. Hofft.v.,6. April 1820.) 

— — Der Unfug nimmt feit eini- 
ger Zeit ſehr überhand, daß Studi- 
rende während der Ferienzeit, lediglich 
mit Studien= Zengniffen verſehen, von 
einer Provinz des Kaiferftaates in die 
andere, und felbft in das Ausland ſich 
begeben. Da nun Studien » Zeugniffe 
in feinem Falle ala legale Päſſe oder 
fonftige Reife » Documente angeſehen 
werden können, und fein Grund vor: 
handen ift, eine Ausnahme von den für 
alle f. k. Untertbanen gleich verbindli- 
hen Paßvorſchriften eben bei der ftudi- 
renden Jugend, deren Thun und Laffen 
ftetö der forgfältigften Ueberwahung 
bedarf, eintreten zu laflen; fo findet 
fih die Regierung veranlaft, anzuord- 
nen, daß jeder reifeluftige Studirende 
in Zufunft verhalten werde, fih um 
einen Paß zu bewerben. Unter Einem 
werden die Borfteher der Lehranftalten 
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angewiefen, am Schluffe reines jeden 
Schuljahres den Schülern zu bedeuten, 
daß diejenigen, welche während der Fe— 
rien reifen wollen, ſich mit Beobachtung 
der vorgefchriebenen Formalitäten, und 
unter Beibringung des fchriftlichen 
Conſenſes von Seite des betreffenden 
Studien » Directord, worin der Zweck 
der Reife und die Unbedenflichkeit der 
Perſon genau ausgedrüdt fein muß, 
um einen Paß im ordentlichen Wege 
fich zu bewerben haben. (Deer. der Bot. 
Hofft. v. 29. Sept. 1822. Vdg. der 
1. 6. Reg. v. 22. Det. 1822 3. 51477. 
N. ö. Prov. G. ©. 4. Bd. Nr. 234.) 
Studirende. Für die Zufunft ift es 
an feiner öffentl. Lehranſtalt geftattet, 
Feierlichkeiten für die Directoren, Pro— 
fefjoren und Lehrer von Seite der 
Schüler durch Ehrenbezeugungen und 
Auszeihnungen mittelt Mufiten, ge: 
malter oder in Kupfer geftochener Por: 
traits, und dergleichen zu veranftalten. 
(Studienhofcomm. Decr. v. 3. März 
1823. Krop. Gef. Franz 48. Band. 
©. 152.) 
— — Aus. Beranlaffung einiger 
vorgefommenen Fälle, und mit Hin- 
weifung auf das Girculare vom 21. 
März 1825, hat die medicinifche Fa— 
cultät an die Doctoren der Medicin 
und an die Chirurgen die Weifung er: 
gehen laffen, bei Austellung von Kranf- 
heits = Zeugniffen für Studirende, wo 
nicht eine größere Strenge in der Be: 
urtheilung der Fähigkeit, ſich während 
der Krankheit oder unmittelbar nad 
derfelben, auf die Studien zu verlegen, 
doch die genaue Beftimmung des Zeit: 
raumes, wie lange die Krankheit ge: 
dauert, dann ob und inwiefern fie das 
betreffende Individuum gehindert habe, 
die öffentlichen Vorlefungen zu beſu— 
hen und fib den Studien zu widmen, 
fih angelegen fein zu laffen; indem bei 
ſolchen Erkrankungs » Zeugniffen , wie 
diefelben gewöhnlich ausgeftellt wer: 
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den, ohne Beſtimmung des Anfanges 
und des Endes der obgewalteten Krank—⸗ 
beit, von den Vice-Directoren nicht be 
urtheilt werden kann, ob der Schüler 
nicht dennoch Zeit genug gehabt hätte, 
fih der zur gefeßlichen Zeit angeord- 
neten Prüfung zu unterziehen. (Rggs. 
Vdg. vom 20. Nov. 1826 3. 57588. 
Bm. ©. B. 3. 1526. ©. 210 u. 211.) 

Studirende. Zu Folge a. b. Entſchl. 
vom 4, April 1827 bezieht fih das 
Verbot, Ausländer auf inländische 
Lehranftalten aufzunehmen, auf alle 
Individuen ohne Ausnahme, welde 
die Vorlefungen am polytehnifhen In— 
ftitute befuchen wollen, und daher in 
jedem Kalle ordentlih aufgenommen, 
und immatriculirt werden müffen, ohne 
Unterfchied, od fie fi der öffentlichen 
Prüfung unterziehen, oder ſich blos 
mit einem- Frequentationg = Zeugniffe 
begnügen wollen, oder jelbfi auch ein 
folhes Zeugniß nicht verlangen. Nur 
auf folche Individuen, welche nur durch 
einige Tage einzelnen Borlefungen als 
Bäfte beimohnen wollen, was aber audh, 
der Ordnung wegen, ohne vorläufige 
Meldung bei dem Profeffor nicht ge: 
ftattet fein fol, dann auf folde, die 
blos die durch einige Wochen dauern» 
den Vorlefungen über einen einzelnen 
Zweig der fpeciellen Chemie 3. B. Sei- 
fenflederei zu hören gedenken, bat fid 
jenes Berbot nicht zu beziehen. (Stud. 
Hof: Comm. Decr. v. 14. April 1827 
3. 1817. Bdg. dern. ö. Reg. v. 27. 
April 1827 3. 23062. Prov. ©. ©. 
9, Bd. Nr. 130.) 

— — In Betreff der Baifen, welde 
mit Gnadengaben zur Fortfeßung der 
Studien betheilt wurden, wurde mit a. 
b. Entſchließung vom 26. Jän. 1830 
beftimmt, daß bei Gnadengaben ledig- 
lih darauf zu fehen fei, daß die Be- 
dingungen, unter weldhen fie verliehen 
worden find, bei jedem Individuum 
unter Berluft der Gnadengabe, genau 
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erfüllt werden. Da nun mit Verleihung 
der Gnadengaben an Waifen zur Fort: 
fegung ihrer Studien die Bedingung 
eines fortwährenden guten Fortganges 
in den Studien und eines fittlichen 
Betragens, dann die Verpflichtung ver: 
bunden iſt, fih darüber in jedem Jahre 
mit den Prüfungs» Zeugniffen bei der 
betreffenden Caſſe auszumeifen; fo hat 
die Landesſtelle diese Bedingung nicht 
allein den Berleihungs - Decreten mit 
dem Beifage: unter Verluſt der 
Gnadengabe, jedes Mal beizufü- 
gen, fondern auch darauf zu fehen, daß 
die erwähnten Bedingungen genau er: 
füllt werden. (Hfkzl. Decr. v. 5. Febt. 
1830, an fammtl. Länderft. Adminftr. 
u. Dir. Bol. G. ©. 58. Bd. Nr. 18.) 

Studirende. Zur Beurtheilung, ob 
Studirende auf die zeitliche Befreiung 
von der Stellung zum Militär Anfpruch 
haben, find ſtets die Studien: Zeugniffe 
des legten Jahres oder Semefters zum 
Anhaltspuncte zu nehmen; jedoch wird 
bewilligt, daß den Studirenden. welche 
während ihrer Prüfungen im Zuge find, 
dem Militärftande gewidmet werden, 
geftattet werde, die noch abgängi: 
gen Prüfungen nadhzutragen, wie auch, 
wenn fie glei nad der Affentirung 
beurlaubt werden, während des Urlau— 
bes die Studien fortzufegen, im Falle 
fie fih zur Fortſetzung im der vorge: 
fhriebenen Zeit melden, und während 
der Kortfeßung fih allen academifchen 
Porfhriften genau unterziehen umd 
Folge leiften. (U. h. Entſchl. vom 23. 
Aug. 1830. Stud. Hofcomm. Deer. 
v. 10. Sept. 1330, an fämmtl. Lan: 
derſt. mit Ausnahme von Tirol, Mai- 
land, Benedig u. Dalmatien. Bol. ©. 
©. 58. Bd. Nr. 92.) 

— — audländifche, welche ſich be- 
denklich darftellen und ſchlecht betra- 
gen, find zu Folge a. h. Entſchließung 
v. 9. Nov. 1830 von den k. f. Univer- 
fitäten und Studien » Anftalten zu ent: 
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fernen, und inſoweit es nach den beſte—⸗ 
benden Gefegen gefhehen kann, ift auch 
ihre Hinwegmweifung aus den f. f. 
Staaten zu bewirken. (Rggs. Präf. 
Bdg. vom 13. Dec. 1830 3. 2354. 
N. 6. Prov. G. ©. 12. Thl. Nr. 336.) 

Studirende. Um für die Zukunft in 
den Berzeichniffen der von einer Lehran— 
ftalt ausgefhloffenen Studirenden die 
nöthige Genauigkeit für die Frage über 
die Identität der Berfon zu erzweden, 
ift es notbwendig befunden worden, 
für dieſe Verzeichniffe folgende Rubri— 
fen vorzufchreiben : 

a) Zauf: und Zunamen des Ausge- 
fchloffenen, 

b) Baterland und Geburtsort, 

c) Alter und Religion, 

d) Studium und Jahrgang, in dem 
er fih befand, als ihn die Ausſchlie— 
Bung traf, 

e) Urſache der Ausfhliegung. 

Die Landesftelle wird die Directoren 
der Lehranftalten auffordern, fih in 
den Verzeichniffen für die gegenfeitigen 
Mittheilungen an alle Lehranftalten, 
genau hieran zu halten. (Studien: 
Hofcomm. Decr. vom 25. Aug. 1832, 
an fammtl. Länderft. Pol. ©. ©. 60. 
Bd. Nr. 117.) 

— — Mit höhfter Entſchließung 
v. 24. Juni 1837 baben Seine E. £, 
Maj. genehmigt, daß die aus öffentli- 
hen und politifhen Rüdfihten wün- 
fhenswerthen, in den Artikeln IV und 
IX des Protocolld der deutfchen Bun: 
desverfammlung aus ihrer Sitzung v. 
13. Nov. 1834 $. 546 angedeuteten 
Mittheilungen wegen jener Studiren- 
den, welde von einer Univerfität im 
Folge grober Bergehungen weggemiefen 
werden, fowie die Mittheilungen über 
entdeckte politifhe Verbindungen der 
Studirenden gegenfeitig zwiſchen den 
Regierungen des deutfchen Bundes und 
den zu diefem Bunde gehörigen öfter: 
veihifhen Provinzen im gefandtidaft- 


Studirrabe. 


Uden Wege zu gefhehen haben. Mit 
Beziehung auf den bierortigen Auftrag 
v. 15. Nov. 1823 wird daher die Lan— 
desftelle angewieſen, die vorfommenden 
Entlaffungen und Beftrafungen an den 
inländifchen Univerfitäten u. Lehranftal- 
ten, infoweit ſolche den Bundesregic- 
rungen zu wiffen nöthig find, jährlid 
und zwar bald nach Ablauf eines jeden 
Schuljahres hieher anzuzeigen. (Stud. 
Hofcomm. Deer. v. 3. Juli 1837 3. 
4035, an fammtl. Länderft. mit Aus- 
nahme von Mailand, Venedig und 
Dalmatien. Pol. G. ©. 65. Br. Rr. 
100. Bdg. der n. ö. Reg. v. 13. Juli 
1837 3. 39826.) 

&tudirende. Es hat ſich wiederholt 
der Fall ergeben, daß Studirende mit 
ſchlechten Sitten oder bedenklichen po— 
litiſchen Geſinnungen, ja ſelbſt ſolche, 
welche aus einer dieſer beiden Urſachen 
eine Lehranſtalt verlaſſen mußten, an 
einer andern aufgenommen und ohne 
befondere Auffiht belaffen wurden, 
weil deren förmliche Ausſchließung noch 
nicht ausgeſprochen und verlautbart, 
oder die Bedenklichfeit des Schülers 
nicht bekannt war. Zur Vermeidung 
bierand möglicher Weife entitehender 
Nachtheile, und in Vollziehung der 
wiederholten a. h. Weifungen zur forg- 
faltigften Aufrehthaltung der Sitten- 
reinheit an den Tchranftalten, ift ſämmt— 
lihen Studien-Directoraten die größte 
Borfiht bei Aufnahme aller von andern 
Lehranftalten zur Fortſetzung der Stu: 
dien ſich meldenden Studirenden,, fie 
mögen nun im Laufe des Schuljahres, 
oder mit deffen Beginn ſich melden, zu 
empfehlen, und ihmen zur Pflicht zu 
machen, ſich ftet® , jo weit ed nur im« 
mer möglih ift, allenfalls felbft im 
Gorrefpondenz » Wege mit dem betref- 
fenden Studien » Directorate, über die 
Urfahe der Entfernung des Schülers 
von der verlaffenen Lehranftalt und 
über fein Benehmen an derfelben in 

Baleiöty, Hanpb. d. Polij. Geſ. IL 
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allen Beziehungen vollftändige Ueber- 
zeugung zu verfchaffen, bei ſich erge- 
benden Bedenken aber, wenn die Auf: 
nahme gefeglich nicht werweigert wer⸗ 
den kann, den aufgenommenen Schüler 
der ftrengften Aufficht zu unterziehen. 
(Stud. Hofcomm. Decr. vom 26. Mai 
1838, an fämmtl. Länderft. 3. 2861. 
Bdg. der n. ö. Reg. v. 15. Juni 1838 
Zahl 33970. Pol. &. ©. 66. Band. 
Nr, 63.) 

Studirende. Die Bice-Directorate 
baben dem Anfinnen der k. k. Pol. Ob. 
Dir. jederzeit mit möglichfter Befchleu» 
nigung zu entſprechen, feinen hieher 
nicht zuftändigen Studirenden zu im« 
matriculiren oder ald Schüler zuzu- 
laffen, der nicht von Seite der k. k. 
Pol. Db. Dir. mit der vorfhriftämaäßi- 
gen Aufenthaltsfarte verfehen ift, fo- 
wie auch nad Ablauf des erften Stu» 
dienmonates ein Berzeichniß jener nad 
Wien nicht zuftändigen Schüler der 
Pol. Db. Dir. vorzulegen, welche fi 
nicht mit einer neu ausgeftellten oder 
verlängerten Aufenthaltsfarte ausge: 
wiefen haben. (Vdg. der n. ö. Reg. v. 
28. Juni 1839 3. 35627. An. ©. 8. 
3. 1839. Rt. 43.) 

— — Künftighin ift jede gegen ei- 
nen bierortigen Studirenden wegen 
einer ſchweren Volizei-Uebertretung ein» 
geleitete Unterfuchung von den betref: 
fenden Unterfuhungs « Behörden von 
Amtswegen dem betreffenden. Studien- 
Bicedirectorate unmittelbar alfogleidh 
bekannt zu geben, und fo ift auch das 
erfolgte Urtheil demfelben zu eröffnen. 
(Deer. der f. ka n. 6. Reg. v. 26. Jän. 
1842 3. 3765.) 

— — Geine k. f. Majeftät haben 
mit a. h. Entſchl. v. 27. Jän. 1846 
allergnädigft zu beftimmen gerubt, daß 
die mit a. h. Entſchl. vom 23. Sept. 
1827 angeordnete Befanntmachung der 
an den einzelnen Lehranftalten vorfom: 


menden Ausfchliegungen der Studiren: 
22 


— — 


Studirende, 


den an alle betreffenden Lehranftalten 
der Monardie, nur auf jene Fälle be- 
ſchränkt werde, in welchen über einen 
Studirenden die gänzlihe Ausſchlie— 
gung von allen Lehranftalten der Mon: 
archie wegen Schwere des Disciplinar- 
Vergehens, oder wegen Gefahr der 
Berfüihrung, von dem Studien-Director 
mit Beiziehung der Profefforen der be- 
treffenden Rehranftalten verhängt wurde, 
daß es aber bei jenen Ausſchließungen, 
welche wegen fchlehten Fortganges er- 
folgen, oder wo bei minderen Sittlich- 
feitö- oder Disciplinar » Vergeben die 
bloße Dimiffion von einer Rehranftalt 
(vonsilium abeundi) ausgefproden 
wurde, gemüge, daß derlei Ausfchlie- 
ßungen oder Entlaffungen in den Ca— 
talogen angemerft und ausgewiefen 
wurden. (Stud. Hofcomm. Dect vom 
3. Bebr. 1846, an fämmtl. Länderſt. 
Krop. ©. ©. 72. Bd. Nr. 16.) 

Studirende. Nachdem die beftehende 
Vorſchrift, weldhe den Inländern das 
Studiren im Auslande unterfagt, mit 
dem bereits Allerhöchft ausgefprocdhenen 
Principe der Lernfreiheit im Wider: 
ſpruche ift, fo kann dem Wunfche Ein» 
zelner, an auswärtigen Studien » Ans 
ftalten zu fludiren, aus dem Stand- 
puncte des Minifteriums des öffentli- 
hen Unterrichtes nicht entgegengetreten 
werden. Die Vorſchriften über die 
Reifen in das Ausland erhalten übri- 
gend durch den vorliegenden Grlaf 
feine Aenderung. (Schreiben des kak. 
Minift. des Unterr. v. 14. Juli 1848, 
an fämmtl. Länderh. Pol. &. ©. 76. 
Bd. Nr. 95.) 

— — Eine gänzliche, öffentlich be— 
fannt zu gebende Ausfhliefung von 
den Studien bleibt der Genehmigung 
des Minifteriumsd des öffentlichen Un— 
terrichtes vorbehalten, (Erl. des Unter: 
richte « Mmift. v. 14. Jan. 1849. N. 
G. B. Nr. 85.) 

— — Betreffend die Behand— 
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lung der Studirenden hinſicht— 
lich der Recrutirung. Im Folge 
einer a. b. Entfhließung Sr. Maj. v. 
7. Mai 1848 ift von dem Minifterium 
des Innern einverftändlid mit dem 
Minifterium des öffentlichen Unterrichts 
den Studirenden die Begünftigung er— 
theilt worden, daß in Hinfiht auf Mi— 
litärpflihtigkeit und Stipendienbezug 
für das Schuljahr 1847—1848 den 
Frequentationd = Zeugniffen Ddiefelbe 
Wirkung eingeräumt werde, welde 
nad den beftehenden Geſetzen den Bor- 
zugszeugniffen zulommt. Da nun nad 
dem neuen Recrutirungd- Patente v. 5. 
Dec. 1848 $. 31, im Betreff der zeit 
lihen Befreiung von der Militärftellung 
die Borfhriften vom Jahre 1827 zu 
gelten haben, fo unterliegt es wohl 
feinem Zweifel, daß die den Studenten 
im Sabre 1848 ausnahmdweife bewil- 
ligte Begünftigung mit dem Ablaufe 
des Jahres 1848 aufgehört bat, umd 
daß diefelben von nun an und big zum 
Erſcheinen eines definitiven Wehrge— 
ſetzes hinſichtlich der zeitlichen Militär: 
befreiung nur nach den Recrutirungs— 
Vorſchriften vom J. 1827 behandelt 
werden können. Infofern aber Studi« 
rende höherer Abtheilungen in Folge 
der eingeführten Lernfreiheit fih im J. 
1848 feinen Prüfungen unterzogen 
haben, fann denfelben die zeitliche Mi— 
litär« Recrutirung nur in dem Falle zu 
ftatten fommen, wenn fie mit Studien« 
Zeugniffen des Studienjahres 1846 
bis 1847 fih über erhaltene Vorzugs— 
claffen in Sitten, in der Religion und 
in den andern Rehrgegenftänden auds 
zuweifen im Etande find. (Erlaß des 
Minift. des Inn. v. 26. Jän. 1849, 
an fämmtl. Lind, Präf. mit Ausnahme 
Nied. Defterr. R. G. B. Nr. 102.) 
Studirende. Seit einer Neihe von 
Jahren wurden die inländifhen nicht 
nah Wien zuftändigen Studirenden im 
bierortigen Fremdenamte in einer [pe 
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zielen Evidenz gehalten, deren Päffe 
dafelbft repidirt und ihnen auf Grund 
diefer, fowie der beigebradhten Suften- 
tationd- und Aufnahme = Berzeichniffe 
die üblichen Aufenthaltsfarten fir die 
Dauer eined Eurfes ausgefertigt. Durch 
die Reorganifirung des Anzeigewefend 
in Verbindung mit der ohnehin pflicht- 
gemäßen Führung der Gataloge von 
Seite der betreffenden Brofefforen fann 
jedod der jedesmalige Wohnort eines 
Studirenden aufgefunden werden, und 
eben fo ift durch die Gliederung des 
hiefigen Polizei » Rayons in mehrere 
und kleinere Bezirke die Beaufſichti— 
gung der Studirenden binfichtlid ihrer 
Suftentation und ihrer politifhen und 
moralifhen Haltung ermöglicht. Aus 
diefen Gründen und weil überdies die 
erwähnte Gentralifation fih auch von 
anderen Gefihtspuncten aus, als min 
der entfprehend erwiefen bat, findet 
die Stadthauptmannfhaft fih be— 
flimmt, diefelbe vom 1. k. M. aufzu— 
löfen. Demzufolge wird unter Einem 
mit der Zumeifung der einfhlägigen 
Papgefhäfte an das hierortige Pap- 
amt, das Bezirfd-Commiffariat beaufs 
tragt, auf die genauefte Gvidenzhals 
tung der in deffen Amtebereiche woh— 
nenden Studirenden, das fchärffte 
Augenmerk zu halten. (Deer. der k.k. 
Stadth. v. 27. Mai 1851 3. 10908.) 

Studirende. — Angehörige 
fremder Staaten fönnen an öfterr. 
Univerfitäten immatriculirt werden, 
wenn fie nad dem Urtheile des imma- 
trieulirenden Decans im Allgemeinen 
denjenigen Grad von Borbildung be: 
fiken, welcher von den öfterr. Stubdi- 
enden bei ihrer Immatriculation ge- 
fordert wird, oder falle fie von einer 
auswärtigen Univerfität fommen, ein 
genügendes Univerfitäts-Zeugniß vor: 
weifen. Sie haben übrigens den Ge- 
feßen über den Aufenthalt Ausmwärti- 
ger in Defterreih zu genügen. Die 
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Evidenzhaltung der ordentlihen und 
ußerordentlihen Hörer der Univerfität 
ift Sache der Quäftur. Wenn ein Stu: 
dirender feine Wohnung mwechfelt, fo 
bat er die neu gewählte Wohnung der 
Quäſtur anzuzeigen. Es ift den öfterr. 
Staatsangehörigen, welche die gefeß- 
lihen Eigenſchaften befiken, um an 
einer öfterr. Univerfität immatriculirt 
zu werden, geftattet, ſolche nicht 
öfterr. Univerfitäten, an welden 
Lehr» und Lernfreiheit beſteht, zu bes 
ſuchen, und es foll ihnen die an den« 
felben zugebrachte und ausgewieſene 
Studienzeit ebenfo angerechnet werden, 
als wäre fie an einer öflerr. Univerfität 
zugebradt. Sie unterliegen dabei den 
allgemeinen Gefegen und Verordnun— 
gen, welche fih auf das Reifen und 
den Aufenthalt im Auslande beziehen. 
Das Privat - Studium im Sinne der 
bisherigen Anordnungen ift infofern 
aufgehoben, daß ein Studium ohne 
Befuh der öffentlihen Borlefungen 
fünftig weder zur Ablegung einer ſtren— 
gen Prüfung, no zur Beftehung einer 
Staatsprüfung, welche ein Facultäts- 
ftudium vorausfeßt, befähigt. ($$. 11, 
30, 38, 46, 50 u. 51 der in Kolge 
a. h. Entfhl. v. 29. Sept. 1850 mit 
Erl. des U. Min. vom 1. Det. 1850 
befannt gemachten Anordnung über die 
Facultätsftudien der Univerfitäten. R. 
G. B. Nr. 370.) 

Studirende. So wie die imma: 
triculirten Hörer der Br. Fa— 
cultätd- Studien fih als folde 
bei dem betreffenden Bezirks » Polizei« 
Gommiffariate zu melden, und wäh- 
rend des Semefterd nur mit Zuftims 
mung ihres jeweiligen Decans 
von dort aus die Bewilligung zur Ab- 
reife zu erhalten haben, fo find in Ge— 
mäßheit höherer Weifungen nunmehr 
auch die Studirenden der Phar- 
macie verpflichtet, fich in ihrer Eigen» 
(haft mit den Ba für das 

7" 


Studirende, 


pbharmacentifhe Studium bei dem Be 
zirf& « Polizei » Commiffariate ihres 
Mohnortes gehörig zu melden, ſonach 
aber diefelben vidiren zu laffen, 
und darf ihnen von dort aus auch nur 
mit Borwiffen ihres Decans, mäh- 
rend des Semeſters die Bewilligung 
zur Abreife von Wien ertheilt werden. 
(Decret der Bol. Dir. vom 19. Juni 
1852 3. 2086/Pr.) 

Studirende. Ausländer dürfen in- 
ländifhe Lehranſtalten befuchen , fiehe 
Ausländer, (Bdg. v. 25. Juni 1848.) 

— — an einer nit öfterr. Univer 
fität, f, Frequentatious-Zeugniſſe. 

— — Beftimmung binfihtlih der 
Militär-Befreiung, f. Militär: Be: 
freiung. 

— — f. Militär -Recrntirnng. 
(Inft. v. 3. 1827. Abf. VI. $. 11.) 

— — müſſen fih bei Reifen mit 
ordentlihen Päſſen verfehen, ſ. Päſſe. 

— — ſ. Militärftellung. 

Sturz-Träme über den Rauch— 
mantel » Gewölbungen in den Küchen, 
f. Küchen. 

Stumwer, Abfperrung des Praters 
bei Feuerwerken, |. Feuerwerk. 

Südfrüchte, Haufirer mit Süd— 
früchten, f. Gotfcheer-linterthanen. 

Sumpfhahnenfuß. Diefe Pflanze 
wird auch Gifthahnenfuß, Geis— 
blume, Waſſereppich, Froſch— 
pfeffer, genannt. Sie wächſt an Tei— 
chen und Waſſergräben, hat eine aus 
vielen weißen Faſern zuſammengeſetzte 
Wurzel, dicke, weiße, inwendig hohle 
Stengel, dem Zelleri ähnliche Blätter, 
kleine, blaßgelbe Blumen, auf welche 
Samen folgen, die ein längliches Köpf— 
chen vorſtellen. Alle dieſe Theile, die 
Wurzel ausgenommen, beſitzen eine 
aͤtzende Schärfe, die nicht nur die em— 


pfindlichen Theile des Körpers durd. 


die Berührung ſchmerzhaft zu "entzün« 
den, jondern auch den ganzen Körper 
in Unordnung zu bringen vermag. Dies 
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thut fie nicht nur innerlih genommen, 
fondern auch äußerlich aufgelegt. Zwar 
hat diefe Pflanze nichts an ih, was 
zu ihrem Genuffe anloden könnte, in 
welhem Anbetracht fie auch gefährlich 
werden würde; weil jedoch von Einigen 
angerathen wird, daß man, um das 
kalte Fieber zu heilen, die Blätter auf 
die Daumen legen foll, fo ift bier nö» 
thig zu erinnern, daß davon nicht nur 
ein äußerſt fchmerzhaftes und hartnä— 
ckiges Gefhwür entftehen, fondern auch 
eine gefährliche und den Brand dro- 
bende Entzündung über den ganzen 
Arm ſich zu verbreiten. endlih aud 
noch, nebft dem beftigften Fieber, Ir— 
rereden und fogar die Hirnwuth fid 
einzuftellen pflege, weöwegen man ſich 
vor derlei Eurart hüten muß. Wenn 
jedoh Jemand aus Verſehen Ddiefe 
Pflanze genoffen hat, fo verurfadht fie 
den heftigſten brenneuden Magen- 
ſchmerz, ſchmerzhaftes Schluchzen, kal⸗ 
ten Schweiß, Verdrehung der Augen, 
unwillfürliches Lachen, heftige Fraifen, 
dem Allen der Tod ein Ende madt, 
wenn nicht fchnelle Hilfe verfchafft wird. 
Diefe beftebt darin, dag man laued 
Waſſer, Milh, Del, zerlaffene Yutter 
in großer Menge darreiche, durch deren 
Wirkung die fonft tödtende Schärfe 
des Giftes entfräftet werden möge. 
Auch wenn im Außerlihen Gebrauche 
die oben angezeigten Wirkungen diefes 
fo fharfen Giftes ſich zu zeigen an« 
fangen werden, kann das Wafchen und 
Baden des verlegten Theiles mit lauem 
Waſſer oder Mil, und desfelben Be- 
ftreihung mit ölichten und fetten Din— 
gen die fehlimmeren Kolgen abzumwen« 
den dienlih fein. (Krop. Gef. Joſ. 
17. Bd. ©. 394.) 

Sumpfwiefen, |. Reisban. 

Superintendenten find von den 
Strafen gegen evangelifhe Geiftlidye 
in Kenntniß zu fegen, f. Geiftliche. 
(Bdg. v. 14. Febr, 1852.) 


Snppienten. 


Supplenten, ſ. MilitärsStell- 
vertrefung. 

Surrogat:Kaffee. Die Erzeugung 
des Surrogat-Kaffee's aus Cichorien, 
Erdmandeln u. dgl. ohne Bewilligung 
der Behörde ift bei Confiscationsſtrafe 
des betretenen Vorrathes unterfagt. 
Auch darf derfelbe nicht anders als in 
Päckchen verkauft werden, welde die 
Gattung des Surrogates, ferner den 
Bor: und Gefhlehtönamen, wie aud 
den Wohnort, und in Städten die 
Hausnummer ded Erzeugers zur Auf: 
fhrift haben. (Bdg. des böhm. Gub. v. 
26. Juli 1804. Hfkzl. D. v. 20. Det. 
1810 3. 31547.) 

— — Alle im Handel befindlichen 

Kaffee - Surrogate follen öfter unver- 
muthet unterfucht werden, um fi zu 
überzeugen, daß diefelben feine ande- 
ren, als die bei der erften Unterfuchung 
angegebenen oder nachträglich bewillig« 
ten, der Gefundheit unfchädlichen Be: 
ftandtheile enthalten. (Hffr. Vdg. vom 
11. Aug. 1812, n. 6. Rage. Deer. v. 
9. Sept. 1812.) 
— — Bei Verleihung der Befug- 
niffe zum Ausſchanke desselben foll aus 
Polizei» und Sanitäts » Rüdfiht mit 
befonderer Borfidt zu Werke gegan- 
gen werden. (N. 6. Rggs. Bdg. vom 
23. Oct. 1817.) 

— — Bon dem Berbote ded Ge- 
brauches der Zwetfchfenferne zur Sur: 
rogate Kaffee » Erzeugung kömmt es ab, 
da diefe Kerne in gehörig geröftetem 
Zuftande der Gefundheit nicht ſchädlich 
und daher zur Verwendung bei der 
Erzeugung von Surrogat-affee zuläf- 
fig find. (Hfkzl. Deer. vom 28. Juli 
1836 3. 19302, n. ö. Rggs. Circ. v. 
8. Aug. 1836 3. 45427. An. ©. U. 
3. 1836. Rr. 55.) 

— — Benn gleich den Bädern nicht 
verwehrt werden fann, geröftete oder 
gebrannte Berfte im ungemalenen 
Zuftande, in einem beliebigen Maße, 
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und allenfalls unter der einfachen An⸗ 
fündigung: Gebrannte Gerfte zu ver- 
kaufen und auch anzufündigen, fo ift die« 
ſes doch bei der gemalenen (geriebenen) 
Gerfte, wo fie ald Surrogat- Kaffee 
feilgeboten wird, unzuläffig. Es darf 
demnach fein derlei Surrogat- Kaffee, 
ohne dazu ertheiltes Befugniß, zum 
Berfaufe erzeugt, und es muß jeder 
ohne ein foldhes Befugniß getriebene 
Handel mit einem Kaffee «- Surrogate 
ald unberechtigt betrachtet werden. Es 
kann daher den Bädern nicht geftattet 
werden, bie gebrannte Gerfte im ge- 
malenen Zuftande in Päden oder 
Schachteln unter Bignetten und Devifen 
als Kaffee» Surrogat zu verkaufen. 
Sollte aber einer oder der andere von 
ihnen diefes beabfichtigen; fo hätte er 
hierzu ein eigenes Befugniß im gehö— 
rigen Wege zu erwirfen. (Berordnung 
der n. d. Regier. vom 24. Mai 1837 
3. 28579, n. d, Prov. &. ©. 19. Bd. 
Nr. 107.) 

Surrogat: Kaffee. Die k. k. allg. 
Hofkammer nimmt im Einverftändniffe 
mit der k. k. ver. Hoffanzlei feinen An- 
ftand zu geftatten, daß die Erthei— 
lung der Befugniffe zur Er 
jeugung von Kaffee-Surrogas 
ten jedoch nad Analogie der mit dem 
Eommerz.Hofcommiffiond-Decrete vom 
29. Juli 1822 bekannt gemachten Ent- 
ſchließung vom 23. Juli 1822 nur 
unter der Bedingung an die gewerbe- 
verleihenden Ortsbehörden überlaffen 
werde, daß diefen Lepteren zur Pflicht 
gemacht wird, vor Ertheilung folder 
Befugniffe das Gutachten über die Un— 
fhädlichkeit der betreffenden Erzeug- 
niffe nicht von einzelnen Privat» oder 
öffentlich angeftellten Aerzten, ſondern 
von der medic. Facultät einzuholen. 
(Hftmr. Deer. v. 10. April 1846 3. 
13707, an das k. k. Land. Gubern. in 
Böhmen. Pol. ©. ©. 74. 3. Rr. 51, 
Deer. des böhm, Bub. vom 25. April 


Surrogal-Faffee. 


1846 3. 23362. Prov. G. ©. für 
Böhmen 3. 1846. Nr. 138.) 

Surrogat = Kaffee, Die Einfuhr 
des ausländifhen Surrogat- Kaffee's 
ift verboten, und die inländifhen Er: 
zeuger haben die Päde ihres Erzeug- 
niffes gehörig zu bezeichnen, ſ. Gicho: 
rienwurzel-Kaffee. 

— — f. die Erzeugung und Ber- 
Außerung des Eichelfaffee's ift fein den 
Apothekern ausfhliegend zufommen- 
des Recht, ſ. Eichelfaffee. 

Surrogat=Kaffeefhänker dürfen 
erlaubte Zeitungen halten, ba 
alle Schankbefugte vermöge einer un- 
vordenklihen, von den Behörden nie- 
mals beanftändeten Uebung biezu be: 
fugt find. Dagegen wurde ihnen die 
Geftattung von Kartenfpielen ver- 
weigert. (Hfzl. Deer. vom 17. Sept. 
1835 3. 24260, n. ö. Rggs. Vdg. v. 
25. Sevt. 1835 3. 52919. Prov. ©. 
©. 17. Bd. Nr. 315.) 

Es ift fein binreichender 
Grund vorhanden, die Berleihung von 
Surrogatkaffee-Schanfsbefugniffen uns 
bedingt einzuftellen. Dagegen unter: 
liegt e8 feinem Anftande, was zwar 
ohnehin gefhieht, bei Verleihung 
von ſolchen Befugniffen mit 
gehöriger Würdigung der all- 
gemeinen Drtd-, jo wie der per- 
fönlihen Verhältniffe der zu 
Betheilenden vorzugehen. Der 
Wr. Magiftrat und die Dominien inner 
den Linien werden daher angemiefen, 
bei vorfommenden Geſuchen fid in Hin- 
funft jedesmal wie bei anderer Befug- 
niß» Verleihung mit der betreffenden 
Polizei-Bezirks-Direction, ob dem Be: 
fugnigwerber feine Hinderniffe in polis 
zeiliher oder perfönlicher Hinficht ent- 
gegenftehen, in das Einvernehmen zu 
fegen. Ebenſo wird die Schließung 
diefer Kunſtkaffee-Schankslocalitäten 
mit der 10. Abendftunde angeord- 
net, und es find gegen Webertreter die: 
fes Anordnung diejenigen Strafen in 
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Anwendung zu bringen, welde gegen 
andere Schankbefugniffe im gleichen 
Falle Plap greifen. Das Anjuchen des 
Mitteld der Kaffeefieder um Zuziehung 
bei den Verhandlungen über Berlei« 
bung von Kunft » Surrogat » Kaffee- 
Schanfsbefugniffen hingegen, wird als 
unftatthaft zurückgewieſen, weil diefe 
Schänfen durchaus nichts verabreichen, 
was mit den Kaffeeſchankgewerben in 
Verbindung fteht. Das mweiterd ange- 
fprochene Verbot, Zeitungen halten zu 
dürfen, ift eben fo unguläffig, da die 
hohe Hoffanzlei fih bereits mit Decret 
vom 17. Sept. 1835 dahin ausge 
fprodhen bat, daß den Surrogat-flafe 
feefhänfern, wie allen Schanf-Befug- 
ten diefes Necht zuftebt, daher dieſem 
Anſuchen Feine Folge gegeben werden 
fann. Was endlich den Antrag des 
Wr. Magiftrats hinſichtlich der Schilde 
und Auffchriften betrifft, fo wird dem 
biefigen Magiftrate und Dominien in- 
ner den Linien aufgetragen, darüber zu 
wachen, daß diefe Zeichen jedesmal 
diefe Schänfer ald Kunft: und Surro- 
gat-Kaffeefhänfer ausdrüdlich bezeich- - 
nen, wodurd dann die angeblichen Be— 
ſchwerden gegen die ohnehin zahlreichen 
Surrogatkaffee » Localitäten behoben 
werden. (Deer. der E. k. n. ö. Reg. v. 
22. Dec. 1841 3. 69261.) 

Surrogat » Kaffeeihänfen. Be: 
ftinnmung der polizeilichen Sperrftunde, 
ſ. Offenhalten. 

Suspenſion der Beamten, ſiehe 
Beamten-Suspenfion. 

— — der Bolizei » Beamten und 
Diener, f. Polizei-Behörden, Orga- 
nifation $. 14. 

Synagoge ‚I. Suden : Bethaus. 

Spphilitifche Kranke, ſ. Kran: 
fenhaussBerpflegsgebühren, Luft: 
ſeuche. 

— — kranke Freudenmädchen, ſiehe 
Freudenmädchen. 

— — Schüblinge, f. Luſtſeuche. 
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Tabak an Säfte, oder über die 
Gaſſe in Päckchen oder theilweife zu 
verfaufen, ijt den Wirthen und Kaffee 
fiedern verboten. (N. ö. Rggs. Vdg. v. 
2. Mai 1805. Arop. ©. S. 20. Br. 
©. 345.) 

— — ſ. Tabakverſchleiß. 

— — Gebrauch desſelben in der 
Zwangsarbeitsanſtalt, ſiehe Zwangs: 
arbeitsanſtalt. 

Tabakbau. Nach einer Mittheilung 
der k. k. Tabak⸗- und Stempelgefällen« 
Adminiſtration vom 27. Aug. 1829 
hat die k. k. allgemeine Hofkammer 
über eine bei ihr vorgekommene An— 
frage: ob den Apothekern nicht zu er— 
lauben wäre, zum Arzneimittel » Ge- 
brauche felbft Tabakpflanzen anzubauen, 
dann melde Vorſichtsmaßregeln dabei 
angewendet werden dürften, um dad 
Tabafgefäll vor Beeinträhtigung zu 
fhüßen, mit Decret v. 1. Aug. 1829 
3. 29482, entjchieden, daß biezu um 
fo weniger ein binreihender Grund 
vorhanden fei, ald eines Theils der 
Gebraud des Tabafs zu Arzneimitteln 
im Allgemeinen immer mebr in der Ab— 
nahme begriffen ift, und andern Theils 
den Apothekern, wenn anders auf be= 
fondere Verfchreibung eines Arztes ein 
Tabafblatt zu Arzneimitteln verwendet 
werden muß, unbenommen bleibt, fidh 
den nöthigen Bedarf aus den f. k. Ta- 
bafverfeleiß » Niederlagen, in welchen 
Blättertabaf im tarifmäßigen Preife zu 
baben ift, zu verſchaffen, oder aber in 
jo weit Apotheker zu Arzneimitteln un— 
präparirte Tabafblätter bedürfen, zu 
deren Einfuhr den vorgefchriebenen Paß, 
gegen Entrihtung der feſtgeſetzten Paß— 
Zare zu löfen. Demzufolge hat es auch 
noch fünftighin bei der wegen des un« 
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befugten Tabakbaues in dem lombar- 
difch » venetianifchen Königreihe am 
23. Juli 1811 erlaffenen und auch fort- 
während in voller Kraft beftehenden 
Borfhrift, rüdfihtlihd der mit dem 
Selbftanbaue der Tabakpflanzen betre- 
tenen Apotheker zu verbleiben, weldhes 
Verbot au in den übrigen Provinzen 
der öjterr. Monarchie, in welchen der 
Anbau der Tabakpflanzen ohne befon- 
dere Licenz nicht geftattet ift, noch 
fortan befteht. (N, 5. Rggs. Vdg. vom 
4. Sept. 1829 3. 48294. Bm. ©. V. 
%. 1829. ©. 443 u. 444. Decr. der 
ob der ennf. Reg. vom 1. Sept. 1829 
3. 24672, 0. ö. Pv. G. S Nr. 213.) 

Tabafrauchen. Unterm 19. Det. 
1798 wurde verordnet und allgemein 
befannt gemacht, daß Jedermann in 
Holz: und Heulagen, Stallungen, Hauds 
böden, auf Baugerüften, Zimmerplä- 
ben, Brenn» und Baubolzgeftätten, 
Brüden, zwifchen den Marftpütten, in 
Magazinen, Scheunen, aud in andern, 
mit feuerfangenden Waaren und Ger 
räthfchaften belegten Gemölben, und 
endlich auf öffentlichen Spaziergängen, 
fih des Tabafraubens um fo gemiffer 
zu enthalten habe, als widrigenfalle 
derjenige, der dabei betreten würde, in 
Berhaft genommen, und nah Beſchaf— 
fenheit der Umftände mit empfindlicher 
Reibes- oder Geldftrafe unnahfichtlid 
belegt werden wird. 

Unter gleicher Strafe wird verboten, 
auf die Heuböden, in die Stallungen, 
Heu-, Holz- oder audere mit feuerfan- 
genden Waaren und Geräthichaften bes 
legten Behaltniffe, mit bloßem Lichte 
ohne Laterne fich zu begeben, Licht oder 
Koblenfeuer zu Marktzeiten in den Hüts 
ten zu unterhalten, oder fogar an ein 
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oder anderen beſagten Dertern Tabak 
zu rauchen; endlich wurde auch der Ge— 
braud der Windlihter (Badeln), fo- 
wohl zu Jahrmarktzeiten auf den Plä- 
ben wo Hütten aufgejtellt find, als auch 
in den Vorftädten diefer Haupt» und 
Refidenzftadt unter was immer für 
einem Borwande, auf das Strengfte 
unterfagt. Diefe Borfchrift wurde nicht 
nur nah ihrem ganzen Inhalte er— 
neuert, fondern auch anbefohlen, daß 
in allen Werkftätten, wo leicht zimd- 
bare Geräthe find, fi des Tabakrau- 
hend um fo gewiffer zu enthalten fei, 
widrigend jener Meifter, der dieferwe- 
gen angezeigt würde, mit einer anges 
mefjenen Geldftrafe, die Gefellen hin« 
gegen mit empfindlichem Polizeihaus— 
arrefte unnachſichtlich werden belegt 
werden. (Vdg. des Wr. Magiftrats v. 
4. Dec. 1801. Krop. Gef. Franz. 15. 
Br. ©. 625.) 

Tabakrauchen. Auf den Gäffen 
und Straßen und auf den öffentlichen 
Beluftigungsorten der Städte und Ort⸗ 
[haften ift das Tabakrauchen unter 
Strafe von 10 Rthl. verboten. (Ddg. 
für Böhmen v. 5. Juli 1798. Diefes 
Berbot wurde erneuert, und kann an— 
ftatt der Geldftrafe auch eine angemef- 
fene Arreftftrafe verhängt werden. (Vdg. 
des böhm. Bub, vom 19. März 1802. 
Dbent. 2. Bd. ©. 180.) 

— — Das Berbot des Tabakrauchens 
ift nicht nur bei den Aemtern, fondern 
auch in den Schanfftuben der Wirthe- 
häuſer öffentlich aufzuheften, fowie aud) 
deſſen Ueberwahung den Dorfrichtern 
und Schänfern obliegt. (Bdg. vom 
20. Mai 1802. Obent. 2.8. ©. 180.) 

— — das, ift den Bäderjungen in 
den Badftuben verboten. (Brotbeſchau⸗ 
Inftruction v. 27. Juli 1804. Barth. 
9. u. ©. Gef. 7. Bd. ©. 433 u.434.) 

— — Da die in dem Geſetzbuche 
über ſchwere Polizei⸗Uebertretungen, in 
dem Feuerpatente und in den Eircular- 
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Verordnungen vom 19. Oct. 1798, 
vom 4. Sept. 1801 und v. 24. Juni 
1806 beſtimmt ausgedrückten Verbote 
des Tabakrauchens an feuergefährlichen 
Orten immer mehr übertreten wer— 
den, und da im gleichen Grade das 
Tabakrauchen auch auf den Straßen, 
und auf jenen öffentlichen Spaziergän- 
gen, wo dasfelbe niemals geftattet war, 
überhband nimmt, fo wurden die Ber- 
bote des Tabakrauchens in Stal— 
lungen, Scheuern, Holz- und 
Heulagen,aufHausböden, Bau- 
gerüften, Zimmerplägen, Brenn 
und Bauholzgeftätten, auf Brü— 
den, zwifhen Markthütten, in 
Waarenlagern, Magazinen mit 
feuerfangenden Materialien 
oder Serätbfhaften, in Werk— 
ftätten, auf den Straßen und an 
öffentlihen Plätzen, befonderd 
aber auf den befuchteren Spazier— 
gängen, namentli auf der Baftei, 
in der zum Luſthaus führenden 
Allee des Praterd, im Augar- 
ten, und überhaupt an allen jenen 
Drten, wo darüber befondere Tafeln 
ausgeftellt find, auf das Exrnftefte wie- 
derholt. Wem eigenes Anſtändigkeits— 
gefühl und eigene Ordnungsliebe nicht 
eine pünctlihe Befolgung diefer Der: 
ordnungen zur Pflicht machen, der hat 
es nur ſich zuzufchreiben, wenn er von 
den ausgeftellten Wachen verhaftet und 
nah Befchaffenbeit der Umftände ber 
ftraft wird. Zugleih wurde aud das 
Berbot des Gebrauches der Windlich— 
ter, und überhaupt aller offenen, durch 
feine Laterne verwahrten Lichter, und 
der Kohlenfeuer auf offener Straße 
und an feuergefährlihen Orten auf das 
Strengfte und unter verhältnigmäßiger 
Strafe erneuert. (Rundm. v. Br. Ma- 
giftrat vom 4. Mai 1810. Erneuert 
mit Kundmachung vom 5. Mai 1824.) ' 

Tabakrauchen, das, ift den Ge- 
fellen der Chirurgen in den Officinen 


Tabakrauchen. 


verboten, (Wr. Grem. Ordn. vom 24. 
Dct. 1812. Barth. 9. u. G. Gef. 5. 
Bd. ©. 97.) 

Tabakrauchen. Man hat wieder: 
holt wahrgenommen, daß die Holz 
hader beim Spalten und Schneiden des 
Holzes auf der Safe, felbft im Innern 
der Stadt Tabak rauhen, wodurd es 
leicht geſchehen kann, daß ein Funke 
aus der Tabakspfeife zwifchen das be- 
reitd gefpaltete Holz oder die Säge 
fpane fällt, mit diefen in den Keller 
oder auf den Boden getragen wird, 
und duch Rortglimmen die Urſache 
einer Feuersbrunft werden kann. Da 
nun bier der nämlihe Grund eintritt, 
aus welchem durch die Keuerlöfh-Drd- 
nung vom 22. April 1818 $. 6 unter 
Androhung der gefeglichen Strafe, das 
Zabafrauhen in Werkftätten, wo in 
Holz gearbeitet wird, in Holzlagen, 
auf Brenn- und Bauholzſtätten unter- 
fagt ift, fo wurde fämmtlichen Bezirfe- 
Directionen zur Verhütung eines fol« 
hen Unfalles aufgetragen, ftrenge dar- 
auf zu fehen, daß fein Holzhauer wäh- 
rend der Arbeit Tabak rauche und mit den 
Betretenen nad Borfchrift des erwähn- 
ten Baragraphes der Fenerlöfch » Ord- 
nung das Amt zu handeln. (Pol. Ob. 
Dir. Circ. vom 19. Aug. 1825.) 

— — Das Tabafrauden auf den 
Bäffen, öffentlihen Pläen und Spa- 
ziergängen der Stadt Brünn und 
deren Borftädte hat feit einiger 
Zeit fo überhand genommen, daß es 
eben fo fehr tie Sicherheit des Eigen— 
thums gefährdet, ald ed das Publicum 
auf den vorbenannten Orten beläftiget. 
Die k. k. Landesftelle findet fi veran- 
laßt, ihre diesfalls mit den Gubernial- 
Gireularen vom 16. Mai 1818 und 
3. April 1828 erlaffenen Verbote zu 
ernenern, und hiemit das Tabakrauchen 
an allen, in den fo eben erwähnten 
Gircularen angeführten und dann über: 
haupt an allen jenen Orten, wo dar« 
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über Warnungstafeln ausgeſtellt find, 
auf das Strengſte zu verbieten. Wem 
ſchon nicht das eigene Gefühl des An— 
ſtandes und die Liebe zur öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit die pünctliche 
Befolgung diefec Anordnung zur Pflicht 
machen, der bat es nur ſich felbft zu⸗ 
zufchreiben, wenn ihm, wie es in den 
obenerwähnten Eircularen befannt ges 
macht wurde, von den Militär- nnd 
Givilmahen die Pfeife abgenommen 
und er nah Befchaffenheit der Um— 
ftände überdies auch noch nad der 
Strenge des Geſetzes beftraft wird. 
(Fire. des ka k. mähr. fhlef. Gub. vom 
5. April 1833 3. 9595. Prov. ©. ©. 
für Mähren. Nr. 35.) 
Zabafrauden. Berordbnung 
für Böhmen. Das Tabakrauchen 
wird entweder zur Hintanbaltung einer 
Feuersgefahr, oder aus Rüdficht für 
die öffentliche Anftändigkeit unterfagt 
Die Uebertretungen der erfteren Art’ 
nämlih Handlungen, bei weldhen Je” 
dermann eine Feuersgefahr leicht vor: 
ausfehen kann, bezeichnet das St. G. 
11. Thl. $. 202 als ſchwere Polizei- 
Mebertretungen, und feßt dafür die 
dort angegebenen Strafen feft. In der 
zweiten Beziehung wird das Tabal- 
rauchen auf allen Plätzen, Straßen und 
Bäffen der Hauptftadt ohne Ausnahme 
fowie vor einer Militär» oder Polizei- 
wache, dann auf den befonders ſtark 
befuchten Beluftigungsorten in der 
Stadt und deren Umgebung, wo näm- 
ih die obrigkeitliche Auffihtsbehörde 
oder der Eigenthümer des betreffenden 
Erbolungsorted® das Tabakrauchen 
durch eigene Tafeln oder auf eine an- 
dere deutliche Art unterfagt, als eine 
die öffentliche Anftändigkeit verlegende 
Handlung erklärt. Uebertretungen die- 
fer Art werden ald mindere Polizei— 
Bergehen, mit Rüdfidht auf die per 
fönlihen Berhältniffe des Uebertreters, 
und die obwaltenden Umftände, im ar⸗ 
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biträren Wege mit Geldftrafen von 1 
bis 20 fl. C. M. zum Armenfonde oder 
mit einer angemeffenen Arreftftrafe nad 
dem Grade und der öfteren Wiederho- 
lung diefes Vergehens geahndet; zu— 
gleih find alle Militär- und Polizei: 
wachen angewiefen, die bei dem min- 
deren Polizeivergeben des Tabakrau— 
hend Betretenen an das bdiesfällige 
Berbot zu erinnern, bei verweigerter 
Bolgeleiftung aber, oder im Falle einer 
unanftändigen Behandlung der Wache, 
dem Uebertreter die Tabakspfeife oder 
die brennende Cigarre abzunehmen und 
derlei Individuen vom Eivilftande zum 
nächſten Polizei - Gommiffariate oder 
Polizeiwache, oder wenn fie zum Mili— 
tärftande gehören, zu der nächſten Mi- 
litärbehörde zum Behufe der weiteren 
Amtshbandlung zu ftellen, wobei be- 
merkt wird, daß, wenn dabei eine wört- 
lihe oder thätlihe Beleidigung der 
Civil» oder Militärwache eintreten 
follte, diefe nah tem St. ©. beftraft 
werden würde. Gollte der unbekannte 
Thäter, weldhem die Tabaköpfeife oder 
das Cigarrenmundſtück abgenommen 
worden ift, flüchtig werden, und fich 
während eines Monates bei der k. k. 
Stadthauptmannfhaft nicht ftellen, fo 
wird diefes abgenommene Geräthe ämt- 
lich in Verfall gefprochen, und zu Han— 
den des Armenfondes veräußert wer- 
den. (Vdg. des f. f. böhm. Bub. vom 
14. Aug. 1834 3. 31630. Prov. ©. 
©. für Böhmen. Nr. 248.) 
Tabakrauchen. Sämmtlihen Do- 
minien ift das ohnehin beftehende, aber 
nicht gehörig aufrecht erhaltene Verbot 
des Tabakrauchens in den Drt- 
[haften und in den nädften 
Umgebungen derfelben mit dem 
Beilage in Erinnerung zu bringen, daß 
fie für die aufmerkfane Handhabung 
desfelben auf das Strengſte verant- 
wortlid gemacht werden, umd gegen 
die Uebertreter unnahfihtlih Amt zu 


346 


Tabakrauchen. 


handeln haben. (Dect. der n. ö. Reg. 
v. 16. Nov. 1834 3. 61038. Wagn. 
Ztſchr. 3. 1834. N. B. ©. 415.) 

Tabakranchen. Das zuletzt am 
3. Mai 1832 kundgemachte Verbot 
des Tabakrauchens auf offener Gaſſe 
in der Stadt, iſt zwar ſchon im Allge— 
meinen in den älteren Verordnungen 
vom 19. October 1798, 4. Dec. 1801, 
24. Juni 1806 und 5. Mai 1824 ent: 
halten, welche das Tabakrauchen auf 
den Straßen, Pläben und an feuer: 
gefährlihen Orten überhaupt unterfa- 
gen. Es treten aber bei diefem Verbote 
für die Refidenz nebft den Rüdfichten 
der Feuersgefahr auch jene des öffent- 
lihen Anftandes eın, und da es deſſen 
ungeachtet nicht gehörig beachtet wird, 
fiebt man fi veranlaßt, dasfelbe in 
Gemäßheit des erhaltenen hohen Auf- 
trages namentlich für die innere Stadt 
insbefondere in Erinnerung zu bringen. 
Demnah wird das Tabakrauchen auf 
den Gäffen, Plägen in der innern 
Stadt mit Einfhluß der Stadtthore 
und Brücden, neuerdings und ausdrück— 
lih unterfagt. Wer diefer beflimmten 
Verordnung zumwiderbandelt, hat es 
nur fih ſelbſt zuzufchreiben, wenn 
er, weſſen Standes er immer fein mag, 
von den aufgeftellten Wachen nad 
fruchtlofer Abmahnung angehalten, vor 
die Behörde geftellt, und mit einer an— 
gemefjenen Geld» oder Arreftftrafe un- 
nachfihtlich geahndet wird. (Kundm. 
des Wr. Mayiftr. vom 11. Juli 1837 
3. 1845/P.) 

— — Das Verbot des Tabafrau- 
hend wurde mit Rüdfiht auf den Um— 
ftand, daß dasfelbe in der neueren Zeit 
durh den Gebraud der Gigarren fo 
häufig übertreten wird, neuerdings vom 
Wr. Magiftrate unterm 7. Apr. 1842 
republicirt. 

— — Da das Tabakrauden im 
Polizeibereiche der Stadt Brünn in 
legterer Zeit befondere dur den ®e- 
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braud der Eigarren wieder auf eine, 
theil® die Feuerſicherheit fehr gefahr: 
dende, iheild den öffentlihen Anftand 
verlegende Art überhand nimmt, und 
die diesfalld mit den Gubernial⸗Circu— 
laren vom 16. Mai 1818, 3. April 
1828 und 5. April 1833 erlaffenen 
Verbote in Bergeffenbeit gerathen zu 
fein feinen, fo findet fih das k. k. 
Bubernium veranlaßt, das diesfällige 
Berbot in Erinnerung zu bringen und 
das Tabafrauhen überhaupt an allen 
Diten, wo dasfelbe fhon durch den 
$. 3 lit. k der Feuerlöfh-Drdnung für 
Brünn vom 28. Sept. 1838, dann 
das Strafgefehbud als unzuläffig er- 
klärt ift, jowie auf den Gäffen und 
Plätzen der innern Stadt mit Einfhluß 
der Stadtthore, endlich an. jenen öf- 
fentlihen Orten, wo darüber War: 
nungstafeln ausgefegt find, neuerlich 
firenge zu verbieten. Wer diefer be- 
flimmten Verordnung zuwider handelt, 
hat ed nur fih felbft zuzuſchreiben, 
wenn er, weſſen Standes er immer 
fein mag, von den aufgeftellten Wachen 
angehalten, vor die Behörde geftellt 
und mit einer angemefjenen Geld» oder 
Arreſtſtrafe unnahfihtlih geahndet 
wird. (Bdg. des mäbr. ſchleſ. Gub. v. 
9. Zuli 1842 3. 17409. Po. ©. ©. 
für Mähren v. 3. 1842, Nr. 51.) 

Tabakrauchen. Ueber das Ber- 
botdes Tabakrauchens fürganz 
junge Leute. Die offenbar ſchädli— 
hen Wirkungen, welche das Tabafrau: 
hen auf das zarte Alter nimmt, und 
felbft die Feuergefährlichkeit, womit 
das Tabakrauchen bei Knaben verbun- 
den ift, veranlaffen das Gubernium, 
zur Abftellung diefes feit einiger Zeit 
eingeriffenen Infuged des Tabakrau— 
hend ganz junger Leute folgende Be- 
fimmungen zu erlaffen: 

1. Allen Knaben, weldye die Trivial- 
und Normalſchulen, den Wiederho: 
lungsunterricht, ſowie Gymnafial-Glaf- 
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ſen beſuchen, iſt das Tabakrauchen 
förmlich unterſagt. — Die Lehrer, 
Schulen⸗Oberaufſeher, Profeſſoren und 
Präfecte haben darüber zu wachen, daß 
das Verbot befolgt werde; gegen die 
Widerfpänftigen ift nah Umftänden mit 
angemefjener Ahndung vorzugehen. 

2. Die Meifter, Lehrherren und Fa— 
briksbeſitzer follen von den Obrigkeiten 
beauftragt werden, den Lehr: und Fa- 
britsjungen das Tabakrauchen als eine 
feuergefährlihe, und ihrer Gefundheit 
nachtheilige Handlung zu unterfagen, 
und darauf zu halten, daß fie unter- 
bleibe. Die Obgenannten find über 
ſolches Vergehen ihrer Jungen von der 
Obrigkeit zur Rede zu ftellen, auch zur 
etwa geeigneten Berantwortung zu zie— 
ben, und die Jungen mit Hinweifuug 
auf die betreffenden 88. im zweiten 
Theile des St. G. und jene der Feuer- 
löfch » Ordnung unnahfihtlih zu be 
ftrafen. 

3. Damit endlih auch jene Kinder 
und Knaben, welde der Schuljudt 
nit unterliegen, vom Tabakrauchen 
abgehalten werden, find die Weltern 
und Vormünder über die Keuergefähr- 
lichkeit und Schädlichkeit desfelben für 
die Gefundheit von den Seelforgern 
und den Werzten bei jeder fhidlihen 
Gelegenheit zu belehren, und es ihnen 
and Herz zu legen, daß fie ihren Kin— 
dern das Tabakrauchen nicht geftatten, 
und die etwaigen Mebertretungen ange: 
meffen ahnden. (Eirc. des k. k. Land. 
Gub. für Tirol und Vorarlberg vom 
10. März 1843. Zeitfehrift für ö. R. 
J. 1843, N. B. ©. 375.) 

Tabakrauchen. Wegen des in die 
fer Provinzial-Hauptftadt immer mehr 
überhandnehmenden, fhon lang ver: 
botenen Rauchens der Gigarren, das 
in einer Stadt, wo faft beftändig Wind 
berrfcht, und die Gebäude noch gro— 
Bentheils aus Holzwerk beftehen, um 
jo fenergefährlidher erfheint, als Rau- 


Tabakrauchen. 


her die noch brennenden Cigarrenſtum⸗ 
pfen wo immer blos wegjufchleudern 
pflegen, findet ſich die k. k. Polizeis 
Direction zur Abwendung von Feuers» 
gefahr veranlaßt, die in Bezug des 
Tabakrauchens beftehenden und wieder: 
holt bekannt gemachten Borfähriften 
neuerdings allgemein in Erinnerung zu 
bringen. 

1. Das Tabakrauchen aus Pfeifen 
ohne Dedel, und das Rauchen der Ci— 
garren außer den Zimmern ift, fowie 
das Ausleeren noch brennenden Tas 
baks oder glühender Aſche durchaus 
verboten. 


2. Bei ſtarkem Winde iſt das Ta— 
bakrauchen außer den Zimmern über— 
haupt, ſelbſt aus verſchloſſenen Pfeifen 
verboten. 

3. Die Tiſchler, Zimmerleute, Mau— 
rer, Handlanger, Holzhacker und alle 
bei brennbaren Materialien befchöftig- 
ten Arbeitsleute dürfen bei ihrer Arbeit 
niemald Tabak rauchen. 


4. Ber in einem Stalle, in einem 
Heu: oder Strohgemwölbe, oder in einer 
Scheuer (Stadel) Tabak raucht, wird 
auf der Stelle verhaftet und nad dem 
St. ©. beftraft. 

5. Aus Sanitäte- und Sicherheits- 
Rücdfihten wird Anaben im unmündis 
gen Alter das Tabakrauchen freng ver: 
boten, und die eltern, Vormünder, 
Lehrherren werden unter eigener Der: 
antwortung hiemit aufgefordert, diefen 
Unfug nicht zu dulden, 

6. Schließlich wird auch noch in Er— 
innerung gebracht, daß das Rauchen 
in der Nähe der k. k. Militärmagazine 
und vor den Militar-Schildwahen bei 
Bermeidung aljogleiher Arretirung 
gleichfalls verboten fei. Die Uebertre: 
ter der vorfichenden Borfchriften von 
1 bis 3, dann 5 u. 6 werden polizei- 
lich mit Geld» oder Arreftitrafe geahn- 
det. (Kundm. der k. k. Pol, Dir. zu 
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Innsbruck v. 10. Juli 1844. Ztſchr. 
für 6. R. 3. 1844. N. B. ©. 448.) 

Tabakrauchen, das Verbot des- 
felben, f. Fenerloͤſch-Ordnung für 
Wien 8. 6 k. 

— — ift den Lohnkutſchern unter- 
fagt, f. Lohnkutſcher-Ordnung für 
Gratz $. 31. 

Tabak-Traſikanten, Verſchleiß 
des Tabaks an Sonn- und Feiertagen, 
f. Sonn: u. Feiertagsheiligung. 

Tabakverſchleiß an Sonn- und 
Feiertagen, Normal-Borfhrift, ſiehe 
Sonn: und Peiertagsheiligung. 
(Bdg. v. 9. Juni 1849.) 

— — an Sonn: und Feiertagen in 
Ungarn, f. Sonn: u, Feiertagshei: 
ligung. (Vdg. vom 19. Febr. 1851 
u. 1. Jän. 1852.) 

— — an Sonn: u. Feiertagen am 
Lande, Abänderung der Normalvor- 
fhrift vom 9. Juni 1849, f. Sonn⸗ 
u. Feiertagsheilignng. (Big. vom 
3. April 1852.) 

— — an Sonn: u. Feiertagen, f. 
2otto:Golleetur-2aden. 

Tabak-Verſchleißhütten hat die 
Drtsobrigfeit, nicht aber die Tabak— 
gefällen « Adminiftration zu bemwilligen. 
(Reggs. Bong. vom 24. April 1798. 
Barth. H. u. G. Gef. 7.3. ©. 175.) 

Tabellen, Austunfts-Tabellen über 
Sträflinge, ſ. Sträflinge. 

Tables d’hötes, fiehe Speife: 
jetteln. 

Tabor:Linie, Palfiren der Wägen, 
f. Linien. 

Zafelgelder. Der Bezug der Ta- 
felgelder ift einzuftellen, wenn der das 
mit Betheilte über 3 Monate von ſei— 
nem Dienftpoften abwesend ift, und es 
findet eine Bewilligung der Tafelgelder 
an die Stellveriretenden der Abwefen- 
den nit Statt, weil fie auch den mit 
der gefammten Repräfentation verbuns 
denen Geldaufwand nicht zu tragen 
haben. (Hflzl. Präſ. Eröffn. v. 3. Juni 


— — — 


Tafeln. 


1828 3. 12454, in Folge einer a. h. 
Entfhließ., n. 6. Prov. ©. ©. 9. Bd. 
Nr. 126.) 

Tafeln zur Bezeihnung der Orts⸗ 
namen, f. Ortstafeln. 

Taglia. Um die Deferteur- 
Zaglia if fih binnen 2 Monaten 
nad Einlieferung des Deferteurs und 
hierüber von dem Militär-GCommando, 
welches felben übernommen hat, erhal« 
tener Beftätigung um fo gewiſſer zu 
melden, als folde nad diefer Frift 
nicht mehr bezahlt wird, und diejeni- 
gen, aus deren Nadhläffigkeit die Taglia 
nicht zur Zahlung gebradht worden, 
dafür aus Eigenem zu haften fhuldig 
find. (Hfd. vom 5. Mai 1770.) 

— — die, für Rettungsfälle der 
in das Waffer Gefallenen ift 
auf 25 fl, feitgefegt, melde aus dem 
Aerario dem Erretter zu bezahlen ift. 
(Bdg. vom 17. Juli 1781. Krop. Gef. 
Joſ. 1. Bd. ©. 342.) 

— — für Rettungsfälle der 
in das Waſſer Gefallenen. Bei 
den diesfalls aufzunehmenden Conſtitu— 
ten iſt umſtändlich aufzunehmen, wie der 
Gerettete in das Waſſer gefallen und 
daraus gerettet worden ſei; ferner muß 
unterſucht werden, ob für den in das 
Waſſer Gefallenen ſowohl, als für den 
Erretter wirkliche Todesgefahr geweſen 
ſei, denn ohne dieſe verdient der Er— 
retter keine Belohnung. Wenn bei 
einem Rettungsfalle mehrere Zeugen 
gewejen find, müflen wenigitens zwei 
derjelben an Eidesjtatt abgebört wer- 
den, und bat der Erretter wenigftens 
binnen 4 Wochen den Fall anzuzeigen 
und über das Factum ſich auszuweifen. 
(Hfd. vom 8. April 1782. Krop. Gef. 
of. 1. Bd. ©. 352.) 

— — die, fürdie Einbringung 
einestandesausfpähers ift4äfl. 
und für falfche Werber 100 Duc. welche 
Zaglia aus der Kriegscaffe bezahlt 
wird. (Bdg. vom 3. Aug. 1782. Krop. 
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Gef. Joſ. 3. B. S. 204.) Für Aus— 
reißer von der Landwehr während der 
Dienftleiftung ift eben jener Betrag 
zu entrichten, welcher für die Linien- 
Truppen vorgefchrieben ift. (Hfkzl. D. 
vom 1. Jän. 1814. Krop. Gef. Franz. 
34. Bd. ©. 1.) 

Zaglia für die Einbringung 
einer Räuberbande von wenigftend 
3 Berfonen ift 50 Duc., für einen ein« 
zelnen Räuber 30 fl. (Hfd. v. 8. Oct. 
1785. Krop. Gef. Iof. 8.Bd. ©. 263.) 

— — füreingebradte Defer 
teure. Im Falle, wo der Deferteur 
nur von einem Soldaten und einer Eis 
vilperfon gemeinfhaftlih eingebracht 
wird, ift die Taglia ohne Unterſchied 
des Standes zwifchen Beide in gleiche 
Theile zu theilen. (Hfd. vom 12. Juni 
1786. Kp. Gef. Iof. 11.8. ©. 47.) 

— — Bei Beftimmung derfelben 
find beiRettungsfällen aus dem 
Waffer alle Mittel anzuzeigen, welche 
zur Rettung angewendet worden find. 
(Hfd. v. 23. März 1793. Krop. Gef. 
Branz. 2. Bd. ©. 253.) 

— — KRüdfihtlih der Defer- 
teurd-Auslieferung wird mit Bes 
ziehung auf das diesfäbige Hauptpatent 
v. 26. Mai 1749 und das Hofd. vom 
16.Apr. 1759 der Auftrag nahdrüdlichft 
erneuert, daß Jedermann fich angelegen 
fein laffen foll, die Deferteurd, wofür 
jeder einzeln betretene, mit feinem 
authentiſchen Abſchiedspaß oder Urlaub: 
zettel oder Drdre verfehene Soldat zu 
erkennen, ohne weiterd auzuhalten 
und dem nächſten Militär - Commando 
einzuliefern fei, wofür die gefeßliche 
Belohnung oder Taglia, welche für 
die Aufbringung und Einlieferung eines 
Deferteurd von der Infanterie oder 
auch von der Gavallerie, wenn er fein 
Pferd mehr hat, mit 24 fl., für einen 
Reiter aber, der noch mit einem Pferde 
verfeben, mit 40 fl., und für einen 
Fuhrweſensknecht mit 6 fl. ausgemeſſen 


Taglia. 


iſt, dem Einlieferer unaufgehalten im 
bisherigen Wege wird verabfolgt wer— 
den. Uebrigens find die Deferteurs 
von den Gerichten derjenigen Ortſchaf— 
ten, in welchen fie aufgebradht werden, 
an das nächſte Militär-Stations-Com- 
mando mittelft gewöhnlichem Kiefer: 
ſcheins gegen Empfangsfchein oder Re- 
cepiffe ded Commandanten gehörig zu 
übergeben. Unter obbefagten Beloh— 
nungen find jedoch die Transport- und 
alle übrigen, bis zur wirklichen Aus— 
lieferung an das Militär fih ergeben- 
den Unkoften begriffen. (Hflzl. Dec. v. 


22. Jän. 1808, kundg. in Ob. u. R. 


Defterr. am 21., in Steierm. u. Kärnt. 
am 24., in Böhmen am 25., in Mähr. 
am 26., in Galizien am 27. ebr., in 
Krain u. Görz am 14. März 1808. 
Pol. G. ©. 30. Bd. ©. 8.) 

Zaglia, die, für die Einbringung 
eines Räubers ift auf 25 fl. EM. 
feftgefegt. (Hfkzl. Deer. vom 29. Febr. 
1510. Krop. Gef. Franz. 43. Bd. 
©. 107.) 

— — Die aufgeftellten ragen 
wegen Erfolglaffung der für die Ein- 
bringung eines Räubers audge- 
fprohenen Belohnung werden dahin 
erledigt: 

In der Regel kann diefe Belohnung 
nur foldhen Individuen ertheilt wers 
den, die nicht ſchon aus Amtepflicht 
zur Erforfhung und Ergreifung ſtaats— 
gefährlicher Menfchen verbunden find. 
Die Taglia kann folglich in der Regel 
weder den Gerichts: noch Polizeidie- 
nern bewilligt werden, weil ed ohnehin 
eine ihrer wefentlihen Pflichten ift, ſich 
die Aufbringung der Verbrecher über: 
haupt angelegen zu halten. Bon die- 
fem allgemeinen Grundſatze kann je 
doch billig in außerordentlichen Fällen 
eine Ausnahme gemacht werden. So 
wird z. B. ein Gerichtödiener, der bei 
Ergreifung eines Räubers offenbar das 
Leben gewagt, hierbei bedeutend ver: 
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wundet wurde, oder einen außeror- 
dentlihen Muth oder eine befondere 
Tapferkeit an Tag legte u. f. w., aller- 
dings geeignet fein, daß wegen Be- 
theilung mit der Taglia für ihn höhe: 
ren Ortes eingefhritten werde. Der 
Beweis, daß der den Gerichten über- 
lieferte Menfh ein Näuber ift, fann 
entweder fhon vorhanden fein, wenn 
nämlich ein Räuber gerichilich verfolgt, 
und der Eingebradte dafür erfannt 
wird oder fich felbft dazu bekennt; oder 
es kann diefer Beweid aus der Unter— 
fuhung hervorgehen, wenn der Einge- 
bradte des Verbrechens des Raubes 
überwiefen wird. In allen diefen Fäl- 
len wird die Abfiht der Regierung er- 
reicht und ein gefährlicher Verbrecher 
unfhädlih gemacht; daher in dieſen 
Fällen auch die Erfolglaffung der 
Taglia feinem Anftande unterliegen 
fann. Es gebührt folglich mit Aus: 
nahme jener Berfonen, denen aus Amte- 
pfliht die Ergreifung der Verbrecher 
obliegt, Jedermann die Taglia, der 
einen Menfhen den Gerichten einlie- 
fert, welcher fi des Verbrechens des 
Raubes fhuldig gemacht hat. Hat der 
Räuber eigenes Vermögen, fo kann es 
wohl feinem Anftande unterliegen. dap 
er verhalten werde, dem Staatsſchatze 
die Taglia wieder ald eine Auslage 
zurück zu vergüten, melde er durch 


‚fein Verbrechen veranlaßt bat. Jedoch 


verfteht fich biebei von felbft, daß der 
Staatsfhag allen Anfprühen der Ber 
fhädigten zurückſtehen müſſe. Wegen 
der frage, ob der Räuber die Taglia 
felbft bezahlen könne? ift die Erfolg- 
laffung an den Ergreifer nicht zu ver« 
jögern, fondern nur dafür zu forgen, 
daß von dem betreffenden Griminals 
Gerichte in ſolchen Fällen der gehörige 
Bedaht auf den Rüderfaß genommen 
werde. (Hflzl. Decr. vom 7. September 
1820. Arop. Gef. Franz. 44. Band. 
©. 15.) 


Taglia. 


Taglia, die, für die Einbrin— 
gung eines Deſerteurs iſt in CM. 
im gleichen Nennwerthe zu bezahlen. 
(GGofkzl. Deeret vom 16. April 1821 
3. 10885, ı. 6. Rggs. Circ. v. 1. Mai 
1821 3. 19650. Krop. Gef. Franz. 
45. Bd. ©. 261.) 

— — Künftig ift die Belohnung 
von 25 fl. für Die Rettungin offen- 
barer Todesgefahr ſchwebender 
Berfonen, unter den bisherigen Bor- 
fihten, mit dem vollen Betrage in EM. 
ex camerali zu bezahlen. (Hffmr. Decr. 
vom 10. Nov. 1821 3. 40722, n. ö. 
Rggs. Decr. vom 24. Nov. 1821 3. 
54213, n. ö. Prov. G. S. 3. Band. 
Nr. 359.) 

— — Bei Fällen, wo die Bezirks— 
Directionen nah dem Rettungs- ir: 
culare vom Jahre 1803 8. 22 (fiehe 
Scheintodte) für diejenigen Indivis 
duen, welde fih bei einem Rettungs— 
geſchäfte zwar in feiner wirklichen To- 
desgefahr befinden, aber dabei fich thi- 
tig und mit Erfolg verwenden, auf 
eine angemeffene Belohnung antragen, 
geſchieht es feit Kurzem öfters, daß 
diefe Amtshandlungen in den Tagrap- 
porten ganz kurz, nur mit dem Ans 
trage auf eine Belohnung angezeigt 
werden. Da man fi aber um die Be 
lohnung dieſer Lebensretter an die h. 
Laundesſtelle verwenden, und die von 
den Bezirkö-Direcrionen gemachten An« 
träge begründen muß, um eine günftige 
Entiheidung zu bewirken, fo wurden 
die Bezirks-Directionen angewiefen, in 
Zufunft derlei Fälle jedesmal in einem 
befonderen Rapportc, mit Anführung 
aller näheren Umftände in Bezug auf 
jene Individuen, welche ſich durch eine 
tbätige und nüßliche Hilfeleiftung aus— 
zeichnen, anber anzuzeigen. (Bol. Ob. 
Dir. Citc. vom 6. Juli 1822.) 

— — die, für die Einbringung 
einer Räuber» Rotte von wenig: 
ſtens 3 Köpfen ift auf 50 Duc. in Gold 
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feftgefeßt. (Gfkzl. Decr. vom 28. Nov. 
1822, an das galiz. Laud. Gubern. 
Krop. Gef. Kranz. 47. Bd. ©. 482.) 

Zaglia für die Rettung eines 
Scheintodten. Richt blos für Die 
Rettung eines in das Waffer gefallenen 
Menfhen, fondern auch für die Ret— 
tung von jeder anderen Art des Scheins 
todes ift dem Retter, wenn er da— 
bei fein eigenes Leben in Ge 
fahr geſetzt hat, die Taglia von 
25 fl. zu erfolgen, und bei jeder Ret- 
tung eines Menfchenlebend, wenn es 
erwiefen ift, daß der Netter und der 
Gerettete in offenbarer Lebensgefahr 
war, von der Landesftelle anzumeifen. 
(GHfkzl. Decr. vom 15. Jänner 1823. 
Krop. Gef. Franz. 48. Bd. ©. 35.) 

— — Die Taglia für die Ein 
bringung der Deferteurd von 
Seite der Eivil-Barteien, und zwar von 
der Infanterie oder auch von der Ca— 
vallerie, wenn der Deferteur fein Pferd 
mebr bat, in 24 fl., für einen Reiter aber, 
der noch mit einem Pferde verfehen ift, 
40 fl., und für einen Fuhrweſensknecht 
in6fl.E.M, ift auch für die in den 
wieder erworbenen ob der ennfifchen 
Provinztheilen und in Salzburg aus— 
gedehnt worden. (Hofkzl. Decr. vom 
22. Rov. 1824. Krop. Gef. Fran;. 
49. Bd. ©. 1079.) 

— — in Fällen von Reben 
rettung aus Keuersgefahr. Die 
für die Rettung eines Menfhen mit 
eigener Lebensgefahr aus dem Waſſer 
feſtgeſetzte Taglia ift auch demjenigen 
zu verabfolgen, weldher Jemanden mit 
eigener Lebensgefahr aus dem Feuer 
rettet. Uebrigens find dabei alle jene 
gefeßlihen Bedingungen und Borichrif: 
ten zu beobadten, unter denen die 
Zaglia für die Rettung aus dem Waffer 
verabfolgt werden darf. (U. h. Entſchl. 
vom 7. April 1826. Hfkzl. Deer. vom 
17. April 1826 an fämmtl. Länderft. 
Kundgem. in N. Defterr. u. Steierm. 
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am 6., in Defterr. ob d. Enns am 11., 
in Galiz. am 17. Mai 1826. Pol. ©. 
©. 54. Bd. Rr. 26.) 

Zaglia für Lebensrettungen. 
Zur Erzielung einer Gleihförmigkeit 
bei Behandlung der vorkommenden 
Fälle in Lebensrettungen und dafür 
ausgefprohene Belohnungen wurden 
folgende Beftinnmungen befannt ge- 
madt: 

8. 1. Nach dem Patente v. 1. Juli 
1769 und der a. h. Entſchließung vom 
7. April 1826 wird für die Rettung 
eines Menfhen aus dem feuer oder 
Waſſer eine Belohnung von 25 fl. EM. 
aus dem Staatöfhage bewilliget. 

$. 2. Gleihe Belohnung gebührt 
laut Patent vom 1. Juli 1769 denje- 
nigen, welche den aus was immer für 
einer Urfache der Gefahr dee Erſti— 
ckens preiggegebenen Menſchen ihr Le— 
ben erhalten. 

8. 3. In jedem dieſer Fälle von Le— 
bensrettungen iſt jedoch nach Vorſchrift 
der Hofkanzlei-Verordnung v. 26. Mai 
1787 und der Hofkammer⸗Verordnung 
vom 1. April 1813 erforderlich, daß 
die wirkliche Lebensgefahr nicht nur des 
Geretteten, fondern auch des Netters 
durh unzweideutige Beweife außer 
Zweifel gefegt werde. 

8. 4. Wenn mehrere in offenbarer 
Lebensgefabt ſchwebende Menfchen 
durh Einen oder mehrere Menfchen 
gerettet worden find, fo gebührt laut 
HoffanzleisBerordnung vom 25. Jän. 
1827 dem Retter oder den Rettern, 
voraudgefeßt, daß die in $. 3 enthal- 
tenen Bedingniffe eintreffen, die gefeß- 
lihe Belohnung fo vielmal, als in 
einen oder mehreren Vorgängen Mens 
ſchen gerettet worden find. 

$. 5. Befikt der Gerettete ein eigen- 
thümliches Bermögen, fo ift er in Ges 
mäßheit der Hoffanzlei-Berordnung v. 
31. Mat 1783 verbunden, die Be: 
lohnung für feine Lebensrettung, welche 
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einftweilen aus dem Gameralfonde vor⸗ 
geſchoſſen wird, dem Staatsfhage zu: 
rüdzuerfeßen, und ift demnad in je- 
dem vorkommenden Kalle die Erhebung 
bierüber einzuleiten, und wo es thuns 
lich ift, aus dem Bermögen des Geret- 
teten der Rückerſatz einzubringen. 

8. 6. Ebenfo ift auch nad der Hfkzl. 
Berordn. vom 2. Jänner 1783, wenn 
Kinder oder Pflegebefohlene aus Sorg- 
lofigkeit der Aeltern, Bormünder oder 
anderer Berfonen, denen die Auffiht 
über diefelben aus natürlicher oder über: 
nommener Pfliht obliegt, in Rebend» 
gefahr gerathen, von diefen Letzteren 
aus ıhrem eigenen Bermögen die ge 
feglihe Belohnung für die Rettung 
diefer Kinder und Pflegebefohlenen 
dem Aerarium zurüczuvergüten, und 
es haben die in $. 5 angeordneten Er: 
bebungen einzutreten. Das gefegliche 
Berfahren wegen Unterlaffung der ſchul⸗ 
digen Aufficht wird Dadurd nicht beirrt*). 

8.7. Ber eine Belohnung für Les 
bensrettung anfprehen will, muß die: 
felbe nach dem Patente vom 9. Sept. 
1750 längftens binnen 4 Wochen, vom 
Tage der vollbradten Rettung an ge: 
rechnet, bei der politifhen Obrigkeit 
nachſuchen. Nah Berlauf diefer Fall: 
frift ift der Anfpruch auf die gefegliche 
Belohnung erlofhen. (Hfkzl. Decr. v. 
9. März 1827 3. 5295, an fümmtl. 
Känderft. mit Ausnahme von Mailand, 
Benedig u. Dalmatien. Kundg. in Tis 
rol am 24., in Illirien am 29., in 
Galizien am 30. März, in R. Defterr. 
mit Reggs. Circ. vom 31. März 3. 
15540, in Steiermarf am 31. März 
3.6317, in Böhmen und im Küften- 
lande am 3., in Defterreih ob der 
Enns am 5. Apr. 1827. Bol. ©. ©. 
55. Bd. Rr. 31, n. 6. Prov. ©. ©. 
9. Bd. Nr. 33.) 

) Bon den Beftimmungen der $$. 5 u. 


6 ift es abgefommen, f. Taglia. Verordn. 
v. 11. Juni 1833, 
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Taglia für die Lebensret— 
tung. In Anſehung der in k.k. Miti- 
tärdienften ftehenden Inländer, welche 
mit eigener Lebensgefahr einem Aus- 
länder in fremden Staaten das Leben 
retten, werden jene Anordnungen, die 
in den öfterr. Staaten wegen Beloh— 
nung der Rettung aus der Lebendge- 
fahr beftehen, in dem Falle angewen- 
det, wenn nicht in dem betreffenden 
Staate auch ein Rettungs » Douceur 
eingeführt ift, oder der Netter von dem 
Geretteten oder feiner Obrigkeit feine 
befondere Belohnung erhält. (U. h. 
Entſchl. vom 18. Sept, 1828. Hfkzl. 
Der. vom 12. Det. 1828 3. 23809, 
an ſämmtl. Länderſt. Bdg. der n. 6. 
Reg. vom 22. Det. 1828 3. 58938. 
Pol. ©. ©. 56. Bd. Nr. 10.) 

— — Belohnung für die Ein— 
bringung eines entwidhenen 
Eriminal-Sträflinge. Se. Maje- 
ftät baben mit a. b. Entſchließung v. 
21. April 1829 fämmtl. Ränderftellen 
zu ermächtigen gerubt, für die Einbrin— 
gung eines entwichenen Griminal-Sträfr 
lings eine den Umftänden angemeffene 
Belohnung, welche jedoch den Betrag 
von 30 fl. EM. nicht überfteigen darf, 
aus dem Eriminal- Konde anzumweifen. 
Bei der Bemeffung diefer Belohnung 
it ſtets die größere oder geringere 
Schwierigkeit der Einbringung und die 
größere oder mindere Gefährlichkeit 
des Verbrechens, wegen welden der 
Entwichene zur Strafe verurtheilt 
wurde, zu berücfihtigen (Hofkanzl. 
Decr. vom 25. April 1829 3. 9537, 
an fämmtl. Länderft. Rundg. in Steier- 
marf am 7., in Mähren u. Schlef. am 
8., in Böhmen und Tirol am 15., in 
Defterreih ob der Enns am 16. Mai 
1829. Pol. G. ©. 57. Bd, I. Abth. 
Nr. 44. In N. Defterreih, wo fein 
Criminal Fond befteht, werden diefe 
Belohnungen aus dem Staatsfhake, 
jedoh nur dann angewicfen, wenn dem 

Zakisty, Handb, d. Polis. Bei. IL, 
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Criminalgerichte nicht etwa ſelbſt die 
offenbare Schuld der Entweichung zur 
Laſt fällt, in welch leßterem Falle das— 
felbe die Belohnung zu bezahlen haben 
wird. (Bdg. der n. 6. Reg. v. 10. Juli 
1829 3. 37442. PBrov. ©. ©. 11.2. 
Nr. 101.) 

Taglia für die Einbringung 
eines Räubers. Ueber die Anfrage, 
ob den Gerichtödienern für die Ergreis 
fung und Einbringung eines Räuberd 
die gefegliche Taglia gebühre? wird be— 
deutet: daß, da die Handhabung der 
Polizei-Auffiht, und insbefondere die 
Ergreifung befchriebener oder fonft ver- 
dächtiger Perfonen unter die Amts- 
pflihten und Obliegenheiten der Ge— 
tichtsdiener gehören, und diefe zu einer 
folden Ergreifung fohin fhon von 
Amtswegen verpflichtet find, die Ge 
richtsdiener auf die Taglia für die Ein- 
bringung eines Räubers in der Regel 
feinen Anfprud haben, und diefes nur 
bei fveciellen befonderen Fällen aus— 
nahmsweiſe Pla greifen könne. (Hfkzl. 
Deer. vom 21. Mai 1829, an das 
fteierm. Gub. Krov. G. ©. 55. BP. 
Nr. 93.) 

— — fürdieEntdedungvon 
Brandlegern ift im Allgemeinen 
feine Taglia feftgefegt, doch geftatten Se. 
f. k. Majeftät, daß in jenen befonde- 
ren Fällen, wo fi die Brandlegungen 
in einer Provinz mehr häufen, von 
den Fänderftellen, im Einverftändniffe 
mit den Appellationd » Gerichten , zeit» 
weilige Belohnungen für die Entdeder 
der Brandleger feitgefeßt werden, wor- 
über jedes Mal die Anzeige an die 
vereinigte Hoffanzlei, und beziehungs— 
weife die oberfte Juſtizſtelle zu erftat- 
ten ift. (Hofkzl. Deer. vom 20. Jänner 
1830 3. 1334, an fämmtl. Länderft. 
Pol. G. ©. 58. Bd. Nr. 13.) 

— — Der Grenzwache gebührt 
für die Einbringung der Deferteure 
nur die Militär-Taglia von Sfl. 

23 
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ohne Abzug für Transport- und 
fonftige Koſten. (Hofkmr. Decr. vom 
9. Jän. 1832 3. 1579, an fämmtl. 
Länderft. und Gefälldverwalt., n. 6. 
Rggs. Vdg. vom 20. Jänner 1832 
3. 3146. Pol. G. ©. 60. Bd. Nr. 4.) 

Zaglia für Lebensrettungen. 
©e. f. f. Majeftät haben mit a. h. 
Entſchließung vom 31. Mai 1833, in 
Beziehung auf die durch das Hoffanz- 
leis-Decret vom 9. Mär; 1827 3.5295, 
wegen der Kebendrettungss 
Zaglien erlaffene Vorſchrift zu ver: 
ordnen gerubt, daß ed von den in den 
88.5 u. 6 diefer Vorſchrift enthalte- 
nen Beftimmungen, wegen des Rider: 
faßes diefer Taglien an das Aerar, ab- 
zufommen, und daß hinſichtlich der im 
8. 6 bezeichneten Fälle, wegen Unter- 
laffung der fhuldigen Aufficht auf Kin- 
der und Pflegebefohlene, lediglich das 
allgemeine geſetzliche Verfahren einzu— 
treten habe. (Hfkzl. Deer. v. 11. Juni 
1833 3. 13635, an fämmtl ‚Länderft. 
mit Ausnahme von Mailand, Venedig 
und Zara. Kundg. in Steiermark am 
17., in Mähren am 21., in Rieder: 
öfterreich mit Rage. Circ. v. 22. Juni 
1833 3. 32691, in Tirol am 24., in 
Defterreih ob der Enns am 25., in 
Illirien am 27. Juni, im Küftenlande 
am 5., in Böhmen am 11. 3: 27052, 
und in Galizien am 12, Juli 1833. 
Bol. &. ©. 61. Bd. Nr. 100.) 

— — Befimmung der Tag— 
lien der Befällenwahe für die 
Einbringung von Militär-De- 
jerteurs. Aus Beranlaffung eines 
vorgefommenen Zweifels wird der Ea- 
meral» Gefällen = Berwaltung bedeutet, 
daß, da nad dem $. 60 der Gefällen- 
wach « Verfaffung binfihtlich des An- 
fpruches auf Taglien, die mittelft der 
allgemeinen Vorſchriften feſtgeſetzten 
Beſtimmungen, und die fir die Grenz— 
wache erlaſſenen beſonderen Verord— 
nungen auch auf die Gefällenwache Ans 
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wendung finden, auch die Zaglia der 
Individuen diefer Wachanftalt bei der 
Einbringung von Militär - Deferteurs 
nad Maßgabe der Hofderrete vom 5. 
Februar 1831 und 9. Jänner 1832 
in 8 fl. ohne Abzug zu beftehen bat. 
(Hoffmr. Deer. vom 17. Febr. 1837. 
an fammtl. Cameral: Gefällen-Berwals 
tungen und Gameral- Magiftrate. Bol. 
G. ©. 65. Bd. Nr. 22.) 

Zaglia. Die Tagliavon 10Fr. EM., 
welche mit dem BolizeisHofftell-Decrete 
vom 15. April 1819 den Bolizeifolda- 
ten für die Betretung und Ein- 
btingung von auffihtslos auf 
öffentliher Gaffe gelaffenen, 
befpannten Wägen oder unan« 
gefpannten®Bferden bewilligt wor: 
den ift, wird in Zukunft auch auf das 
Givil-Dienftperfonale, nämlih: auf die 
Amts» und PBolizeidiener, dann auf die 
Individuen der Civil: und Grundwache 
in den Borftädten mit dem Beifaße 
ausgedehnt, daß diefe Taglia für jede 
Zuftandebringung auffihtelofer Pferde 
mit oder ohne Beipannung, und zwar 
ohne Unterfchied, ob den Vecturanten 
biebei ein Verſchulden zur Laſt falle 
oder nicht, bewilliget, in jenen Fällen 
aber, wo das Anhalten der Pferde mit 
befonderer Schwierigkeit und Gefahr 
verbunden war, wie 3. B. bei ſcheu 
gewordenen Pferden, nah Mafgabe 
der Umftände auf eine Erhöhung die- 
fer Belohnung angetragen werden 
dürfe. (Deer. der Pol. Hofft. vom 21. 
Suni 1837. Circ. der f. k. Pol, Ob. 
Dir. vom 29. Juni 1837 3. 8347/ 
1351.) 

— — für Lebensrettungen. 
Im Einvernehmen mit dem Minifterium 
des Innern wird die Statthalterei er: 
mächtiget, div Taglia fiir Lebensrettun- 
gen auch in den durch Abfallen in Ab- 
gründe eintretenden Unglücksfällen im 
eigenen Wirkungsékreiſe zu bemilligen, 
wenn die gefeßlihen Bedingungen hie— 
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zu vorhanden find, und namentlich die 
Lebensgefahr des Retters ſowohl ala 
des Geretteten zweifellos erwiejen vor: 
liegt. (Erl. des Finanzmin. v. 22. März 
1850 an den Statth. von Tirol. 8. 
®. 2. für Tirol. Nr. 55.) 

Zaglia für eingebradte Ber 
brecher. Weber die Frage, aus wel- 
her Caſſe die Taglien und Prämien 
für die Zuftandebringung von ftraffäl- 
ligen Individuen aus dem Eivilftande 
zu bezahlen feien, findet das Minifte- 
rium des Innern, einverftändlich mit 
dem Finanzminifterium zu -beftimmen, 
daß bezüglih der Taglien für einge 
brachte Verbrecher für die Zukunft im— 
mer die Eigenfhaft des ergrei- 
fenden Individuums ald maßge— 
bend und bezeichnend anzunehmen fei, 
fo daß für einen durh Civilperſo— 
nen zu Stande gebrachten Uebertreter 
in den Fallen, wo aus diefem Anlaſſe 
das betreffende Individuum auf eine 
Pramie (Taglia) nach den in Kraft be- 
ftehenden Borfhriften Anfpruh hut 
und ihm dieſe zuerkannt wird, foldhe 
das Gameral » Yerar auf die Rubrik 
„politifhe Verwaltung” (bezüglid der 
Bond zur Beftreitung der Auslagen 
für die öffentliche Sicherheit) und für 
einen dur die Gensd’armerie oder 
duch die Militär-Polizeiwache 
Eingebrachten in den Fällen, wo ihnen 
hiefür eine Pramie (Taglia) gebührt, 


ſolche der bezügliche Fond zu tragen 


hat. Militär-Deſerteurs-Taglien wer— 
den auch fernerhin vom Militär-Aerar 
beſtritten. (Erl. des Min. des Inn, v. 
29. Juli 1851, wirkſam für alle Kron— 
länder, R. ©. 3. Nr. 226 ) 

— — Das f. f. Minifterium für 
Handel, Gewerbe und öffeutlihe Baus 
ten findet auf die Ausfindigma- 
hung und Zuftandebringung 
von boshaften oder muthwilli— 
gen Befhädigern der Telegra 
fenleitungen in den f. f. Kronlän- 
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dern eine Belohnung von2— 10fl. EM. 
auszufegen, welche dem betreffenden 
Anzeiger oder Zuftandebringer durd 
diejenige Poftdirection, in deren Amts: 
bezirke fih die Beſchädigung ergeben 
hat, nah Größe der Lebteren dann 
zuerfannt werden wird, wenn in Folge 
der Anzeige oder BZuftandebringung 
gegen den Schuldtragenden das ftraf- 
gerichtliche Berfahren eingeleitet und 
deffien Schuld conftatirt worden ift. 
Die Zumweifungen diefer Belohnungen, 
welche aus dem Staate » Telegrafen- 
fonde zu beftreiten find, werden von 
Seite der f. f. Poftdirectionen zu ver: 
anlaffen fein. (Exl. des Handelöminift. 
vom 1. Mai 1852 3. 7509. Deer. der 
n. d. Statth. vom 25. Mai 1852 3. 
16554.) 

Zaglia. Den Amtsdienern der Po— 
lizeie Direction und den Mitgliedern 
der Civil-Polizeiwache (Gommiffariats- 
und Bolizeidiener) fammtlicher Polizei: 
Directionen und Gommiffariate darf 
für die Ergreifung von Defer 
teurs die Militär-Taglia von EA. EM. 
als ſyſtemmäßige Gebühr felbft dann 
erfolgt werden, wenn die genannten 
Volizeidiener die Deferteure binnen 
24 Stunden nah Erlaß des Arreti— 
rungsbefehles einbringen. Dieſe Ta— 
glien werden nicht aus Dem Fonde für 
öffentliche - Sicherheit, fondern vom 
Militär-Merar beftritten, und den Ein- 
bringern gegen ihre, von dem Militär: 
Unterfuhungsrichter beftätigte Quit— 
tung nad friegscommiffariatliher Bi- 
dirung bei den betreffenden Kriegs-, 
Regiments: oder Corpscaſſen ausbe— 
zahlt. (A. h. Entſchl. v. 7. Aug. 1852. 
Erl. der oberft. Bol. Beh. v. 2. Sept. 
1852 3. 3530/343. VI. Deer. der n. 
ö. Stattb. vom 12. September 1852 
3. 32197.) 

— — für die Einbringung von 


Bettlern, ſ. Bettler:Taglia. 
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Zaglia für die Einbringung eines 
Emiffärs, ſ. Emiffär. 

— — für die Einbringung der De: 
ferteurs, |. Gensd’armerie. (Bdg. v. 
3. Mai 1851.) 

— — Ausmaß für die Gensd’ar: 
merie, |. Gensd’armerie. 

— — für die Erlegung fhbadlicher 
Naubthirre, |. Jagdweſen ð. 7, Raub: 
thiere. 

— — für eingebradhte Militär-De: 
ferteure, f. Militär-Deferteure. 

— — Für die Einbringung von 
Deferteurs oder deren mitgenommenen 
Pferden können Gensd'armen, Polizei: 
diener und überhaupt alle obrigkeitli- 
hen Berfonen und Diener, fofern in 
ihrer Dienftobliegenheit die Wachſam— 
feit auf alle verdächtigen Individuen 
liegt, feine Prämie anfprechen, ſ. Mi: 
litärzDefertenrs-Gartelle. 

— — für eingebradte Deferteure, 
f. Militär-Polizeiwache. 

— — für lebensrettung. |. Schein: 
todte. 

— — für einen Ausfpäher, Werber 
oder Menfchenräuber, ſ. Spionerie. 
(Vdg. vom 10. Oct. 1821 $. 15.) 

Taglöhner, Vorſchrift in Betreff 
der Entrihtung der Krankenhaus-Ver— 
pflegsgebühren, fiebe Kranfenhans: 
Berpflegsgebühren. 

— — follen feine Wanderbücher, 
fondern Päſſe ausgefertigt erhalten, f. 
MWanderbücer. 

— — f. Stämpel. 

Tagſchreiber, die Verwendung als 
Tagſchreiber hat nicht ale Anftellung 
zu gelten und fomit auch nicht die Ein- 
ziebung der Invalidengebühr zur Folge, 
f. Militär - Invaliden. (Bdg. vom 
5. Dec. 1845 u. 9. Nov. 1852.) 

Zanz, ſ. Wirbeltan;. 

Tänze auf dem Theater, |. Thea: 
ter, Theatertänge. 

Tanzhütten müſſen mit geböriger 
Vorſicht beleuchtet, und mie ohne bes 
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fondere Wache fein, und find allemal 
der Polizei anzuzeigen. (Pol. Ordn. 
für Mähren vom 12. Juni 1786. Kp. 
Gef. Iof. 10. Bd. ©. 278.) 
Zanzhütten. Es ift zur Kenntniß 
der Regierung gefommen, daß in ver- 
ſchiedenen Ortichaften des flachen Lan— 
des an den font gewöhnlich abgehal— 
tenen Kirchweibfeften, die fhon nad 
der beftehenden Vorſchrift nur am 3. 
Sonntage im Monate Dctober eines 
jeden Jahres abgehalten werden follen, 
unter eigens errichteten Tanzhütten, 
Tanzmuſiken abgehalten werden, ja 
daß felbft hie und da unter freiem Him— 
mel getanzt wird. Erſteres it durch die 
dem Kreisamt befannt gemadhte Hof: 
entſchließung vom 9. Juli 1787 aue- 
drüdlih unterfagt, und Lebteres im 
Folge diefer Hofentfhliefung von feibit 
verboten; ja auch in Polizeihinſicht 
nicht zu geftatten, weil durch diefe im 
Freien abgehaltenen Tangmufifen die 
nächtlihe Ruhe der Nachbarſchaft weit 
umber geftört wird, weil dabei die 
öffentlihe Sittlichkeit mehr gefährdet 
ift, indem in den verfchiedenen Win- 
feln diefer Gärten, durch das Dunfel 
der Nacht begünftiget, die Gelegenheit 
zu Ausfhweifungen und Unfittlichkei- 
ten micht ganz befeitigt werden kann, 
endlich weıl diefes Tanzen im Freien 
dem öffentlihen Gefundbeitszuftande 
nachtheilig ift, indem die Nächte ge- 
wöhnlich fühl, und die erhigten Tän- 
zer beiderlei Geſchlechtes unvorfictig 
genug find, fih der plößlichen geſund— 
heitsſchädlichen Abkühlung im Freien 
nad jedesmal geendigtem Tanze rück— 
ſichtelos zu überlaffen. und ſich dadurd) 
Krankheiten und ein frübes fieches Leben 
zuzieben. (Bdg. der n. ö. R. v. 24. Spt. 
1822 3. 47823, an die 4 k. k. Kreis— 
ämter.) 
— — f. Kirchweihtage. 
Tanzlehrer, |. Tanzmeifter. 
Zanzmeifter. Da es vorgefommen 
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iſt, daß ſowohl ſehr viele Tanzmeiſter 
unter dem Deckmantel einer Tanzſchule 
ordentliche Muſiken halten, und ſich 
von den Gäften 10, 12u. 17 fr. für den 
Eintritt zahlen laſſen, auch wohl felbe 
mit Getränken und Speifen verfehen, 
als auch überhaupt ſehr viel mufikhal- 
tende Perfonen das Muſikimpoſt zu 
verkürzen, und fich den von der zu hal: 
teuden Muſik zu entrichtenden Abgaben 
zu entziehen ſuchen, fo wurde nicht 
nur allein der Polizei-Ober-Direction 
aufgetragen, über diefe Mebertretungen 
der den Tanzmeiſtern verliebenen Be- 
fugniffe zu wachen, und den Unfug, fo 
viel ed das Vergangene betrifft, den- 
felben zu verbeben, fondern aud 
dem hiefigen Stadt » Magiftrate mit- 
gegeben, mittelft eines eigenen Gircu- 
lares die diesfalld beftehenden höchſten 
Berordnungen in Abfiht auf den Mu- 
fifimpoft zu wiederholen, und fomit 
die betreffenden Parteien vor der im 
Betretungefalle unausbleiblihen Geld: 
ftrafe zu warnen. (N. ö. Rggs. Vdg. 
vom 4. Febr. 1791. Krop. Gef. Leop. 
3. Bd. ©. 155.) 

Tanzmeifter, Die Landesftelle er— 
fennt volllommen die von der Polizei- 
Dber: Direction dargeftellte Wichtigkeit 
der ftrengften Aufſicht über die ſchon 
fo ſehr angewachſene Zahl der Tanz: 
meifter, und durchaus nöthige 
außerfte Behutſamkeit bei Er- 
thbeilnng dergleihen Befug- 
niffe, umd diefelbe hat deshalb dem 
Magiftrate zur Richtſchnur feiner dies- 
fälligen Amtshandlung in dem hier bei: 
liegenden Tecrete alle jene Borfichten 
vorgefchrieben, welche die Sache wirk— 
lich erfordert. Gleichwie die wachfame 
Auffiht, weiche bei jeder Verfammlung 
mehrerer PBerfonen der Polizei pflicht- 
mäßig obliegt, bei den Tanzſchulen 
insbeſondere nod möthiger wird, fo 
verfiehbt man ſich, die Polizei⸗Ober— 
Direction werde die untergeordneten 
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Bezirfsleitungen ununterbrodhen ver- 
halten, diesfalls ihr Amt mit aller 
möglichen Genauigkeit zu handhaben. 
(Decr d.n. ö. Reg. v. 31. März 1794 
3. 3725 an die Bol. Ob. Dir. Bol. Ob. 
Dir. 3. 1608.) 

Abfchrift des Regierungs— 
Decretedganden Wr. Magiftrat 
vom 31. März 1794. Die Regierung 
findet rüdfihtlih der Ertheilung der 
Tanzmeifter-Befugniffe Folgendes dem 
Magiftrate zur Richtſchnur zu ver 
ordnen: 

1. Obgleich in mehreren Rüdfichten 
nicht wohl thunlich ift, eine gewiſſe Zahl 
der Tanzmeifter unwandelbar und für 
immer zu beftimmen ; fo ift doch nöthig, 
daß diefelben wegen des Müffigganges, 
den fie, und zwar gerade unter der 
Slaffe der Dienftboten und Arbeits- 
leute begünftigen,, auch der nicht gleich« 
giltigen Unterfchleife, zu denen fie durch 
die Berfammlungen mehrerer Menſchen 
beider Geſchlechter Anlaß geben, fo viel 
möglich vermindert werden, weshalb 
ein derlei Befugniß nie andern als fol- 
hen Perfonen zu eriheilen ift, welche 
zu beweifen vermögen, daß fie die 
Zanzkunft wirklich erlernt haben, und 
aus diefen vorzüglich jene zu wählen, 
die nicht im Stande find, auf eine au— 
dere Art ſich binlänglichen Unterhalt 
zu verfchaffen. 

2. Iſt aber auch bei diefen das Per— 
ſönliche, die Sittlichkeit im Lebens— 
wandel und die Rechtſchaffenheit ein ſo 
weſentliches Bedingniß, daß der Ma— 
giftrat feinem das Tanzmeiſter-Befug— 
niß ertheilen ſoll, der ſich nicht durch 
ein günſtiges Zeugniß der Pol. Ob. 
Dir. über feine perfönliche Verläſſigkeit 
und tadelfreie Lebensart ausgewieſen 
hätte. 

3. Macht auch alle mögliche Borficht 
bei Ertheilung des Tanzmeiſter-Befug— 
niffes Doc keineswegs cine ununter: 
brochene Aufficht über die Art der Aus— 
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übung und die ftrengfte Wachſamkeit 
entbebrlih, um das Einfhleihen des 
Mißbrauches zu verhindern. Diefe Auf: 
fit wird zwar pflihtmäßig von den 
Polizei - Directionen geführt, und der 
Magiftrat von jedem ahndungéwürdi— 
gen Kalle, der entdedt wurde, benach— 
tichtiget werden; weil aber bei der gro- 
Ben Reichtigkeit, weldhe der Vorwand 
der Zanzfihulen zu fittenwidrigen oder 
fonft bedenklichen Unterfchleifen dar: 
bietet, die Auffiht nie genug verviel- 
fältigt werden kann; fo hat der Magi- 
ftrat diefelbe auch allen Grundgeridhten 
zur Pflicht zu mahen, und in der 
Stadt hierzu einige Mitglieder des 
äußern Rathes zu beftimmen. 
Tanzmeiſter. Durch wiederholte 
Beſchwerden hat es ſich gezeigt, daß durch 
viele Tanzſchulen dem Müffiggange und 
der Unfittlichfeit unter der gemeinften 
Volksclaſſe die nächte Gelegenheit dar: 
geboten werde. Es ift daher Pflicht 
der öffentlihen Verwaltung, diefelben 
mehr zu befchränfen und unter eine 
firengere Aufficht zu bringen. Da es 
nun dermal vorzüglich in den Wir— 
fungsfreis der Bolizei-Ober-Direction 
gebört, über Ordnung und Sittlichkeit 
zu wachen, der hiefige Stadtmagiftrat 
auch ohnehin mit fo vielen Geſchäften 
überhäuft ift; fo will man ihn biemit 
von der unterm 26. Dec. 1793 ihm 
anbefohlenen näheren Aufficht über die 
Tanzmeiſter entheben, und diefe wieder 
an die Bolizei-Ober-Direction mit dem 
Befugniffe übertragen, nach den ihr 
hierwegen zu ertbeilenden Directiv: 
Regeln, TZangmeifter und Tanz— 
fhulen mit Borwiifen der Po— 
lizeibofftelle zu geftatten oder auf: 
zubeben, wo es demnad von der dem 
Magiftrate damals eingeräumten Be: 
fugniß gänzlich abzufommen hat. (Des 
cret dern. ö. Reg. vom 5. Inli 1796 
3. 10803. Bol. Ob. Dir. 3. 2730.) 
— — Der ®Bolizei-Dher-Direction 
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wurde bereit mit der Verordnung v. 
5. Juli 1796 die nähere Auffiht fo- 
wohl über die beftehenden Tanzmeifter 
al® Tanzfhulen unmittelbar und aus: 
fließend, wie fie folde ſchon früher 
hatte, übertragen. BZuglei wird bei 
dem gänzlihen Mangel an Nußen, den 
derlei Tanzschulen hervorbringen 
können, und bei derfelben erwiefener 
Schädlichkeit in Bezug auf Ordnung und 
Sittlihfeit ald Grundfaß hierorts an- 
genommen, daß zwar die Pol. Ob. Dir. 
einzelnen untadelhaften Indi— 
piduen, die die Zanzfunft ordentlich 
erlernt haben und fi ohnehin befugter 
Weiſe bier aufhalten, wie z. B. die 
Tänzer vom Hoftheater u. dgl., die 
Bewilligung zur Ertheilung 
der Tanzlectionen in den Häu— 
fern bei einer Geige allerdings auch 
fünftig foll verleihen fönnen, hingegen 
die Beftattung einerXZanzfchule 
oder der Befugniß, daß Jemand meh- 
reren Parteien bei fi auf einem Tanz- 
boden Unterricht ertheilen dürfe, von num 
an gänzlich aufzuhören habe, 
in welcher Gemäßheit fi demnach die 
Polizei-Dber-Direction in Zukunft zu 
benehmen bat. (Decr. der n. ö. Reg. 
vom 28. Febr. 1797 3. 3725. Pol. 
Db. Dir. 3. 1164.) 

Zanzmeifter. In Erledigung eines ’ 
von der Polizeihofftelle auf a. h. Be 
fehl erftatteten a. u. Vortrages, wer 
gen Hintanhaltung der dur den der— 
maligen öffentlihen Tanzunterricht all» 
gemeines Aergerniß erregenden Sitten- 
verderbniß, haben Se. f. k. Majeftät zu 
entfchließen gerubt: Es fei dafür zu 
forgen, daß bei dem von den hiefigen 
Tanzmeiftern in ihren Wohnungen zu 
ertheilenden Unterricht die Geſchlech— 
ter jederzeit mur abgefondert zugelaf- 
fen, und das gegenfeitige Zuſehen 
bintangehalten werde ; eben fo wollen 
Se. Majeftät, daß den Tanzmeiftern 
ausdrücklich verboten werde, an Sonn⸗ 
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und Feiertagen im Tanzen Unterricht 
zu geben. Jene Zanzmeifter, die ſich 
nit genau nach diefer Borfchrift be: 
nebmen würden, feien das erfte Mal 
mit einer angemefjenen Geldftrafe zu 
betrafen, und das zweite Mal der Be- 
fugniffe, ferner Unterricht im Tanzen 
zu geben, ohne weiters für verluftig zu 
erklären. Die Polizei habe Sr. Maje- 
ftät für die genaue Befolgung diefer 
Anordnung zn haften und die Polizei: 
Hofftelle eheftend anzuzeigen, wie viel 
Zanzmeifter-Befugniffe dermal bier be- 
ſtehen, und ob nicht mehrere derfelben 
nah und nad eingehen zu laffen nüß- 
li wäre, wo indeffen bis auf weiteren 
a. h. Befehl keine derlei Befugniffe 
mehr zu ertheilen feien. (Decr. der Bol. 
Hfſt. vom 31. Juli 1803. Bol. Ob, 
Dir. 3. 3326.) 

Tanzmeifter. Der in einem fpe- 
crellen Falle der nachgeſuchten Bewilli- 
gung zum Privat- TZanzunter- 
rihtein Häufern von der Polizeis 
Dber-Direction in ihrem Berichte vom 
28. April 1833 3. 548 auf Grund 
der Verordnung vom 31. Juli 1803 
geftüge Antrag der Abfonderung 
der Geſchlechter bei Ertheilung des 
Tanzunterrichtes, wurde in diefem Falle 
nicht genehmigt, da diefe vorfichtsweife 
Beichränfüng der Abjonderung der Ge- 
ſchlechter ih nur auf Zanzfhulen 
bezieht. (N. ö. Rggs. Vdg. v. 12. Juni 
1833 3. 30908/2235.) 

— — Schon wiederholt wurden in 
den hiefigen Tageblättern die von meh: 
reren Tanzmeiſtern in ihren Wohnun— 
gen regelmäßig veranftalteten Tanz— 
übungen befprodhen, daß hierüber aud 
bereits eine Verhandlung eingeleitet 
worden ift. Da jedoch durch derlei res 
gelmäßig Statt findende Tanzübungen 
eigentlih die Haltung der durch a. h. 
Anordnung verbotenen Tanzichulen be- 
gründet wird, andererfeits ſich die Ber: 
muthung aufdringt, daß diefe Tanz- 


359 


Tanzmeifter. 


unterhaltungen auch zu den verbotenen 
Zeiten gegeben werden, was auch noch, 
abgejehen von den obigen Bedenken, 
gegen die Heiligungsvorfchriften verfto- 
pen würde, fo haben die Bezirks-Di— 
rectionen wegen Abftellung diefes Un- 
fuge& unverweilt das Geeignete zu ver- 
anlaffen und die Ueberwachung fofort 
in den entiprecbenden Wegen fortan zu 
unterhalten. (Eirc. der k. k. Bol. Ob. 
Dir. vom 19. Dec. 1846 3. 1934/P.) 

Tanzmeiſter. Aus Anlaß des von 
einem hieſigen bef. Tanzlehrer gegen 
das Berbot der Abhaltung gemeinfchaft- 
liher Tanzübungen feiner Schüler, bei 
der hohen PolizeirHofftelle eingebrach— 
ten und durch Erlaß vom 25.2. M. 
3. 5702 abweislich erledigten Recur— 
ſes wurde unter Einem eine firenge 
Auffiht in diefer Beziehung mit dem 
Bedeuten angeordnet, daß das Verbot 
der Abbaltung folder Tanzübungen 
den betroffenen Individuen neuerlich 
zur Darnachachtung eingefhärft, und 
jeder Tanzlehrer, der ſich in der Folge 
eine derlei Uebertretung zu Schulden 
fommen lafjen follte, feiner Befugniß 
zum Zanzunterrichte verluftig werde. 
(Deer. der E. k. Bolizei-Ober-Dir, vom 
7. Zuni 1847 3 9416/1778.) 

— — Nah einer hierortd vorge: 
fommenen Anzeige erlauben fih meh— 
rere hierortige befugte Tanzlehrer den 
Schülern beiderlei Geſchlechtes gleich- 
zeitig Unterricht zu ertheilen und fie an 
den TZanzübungen gemeinſchaftlich Theil 
nehmen zu laffen. Nachdem dieſe Ein- 
führung den diesfalls beftchenden Bors 
ohriften entgegen ift und nicht geduls 
det werden darf, fo wird den k. f. Bes 
zirks-Commiſſariaten aufgetragen, dies 
fen Unfug, da wo er Statt findet, for 
gleich abzuftellen und den Tanzlehrern 
einzufchärfen, fidh die in Bezug auf den 
Unterricht im Tanze aufgeftellten Die 
rectiven bei Bermeidung fonft zu ges 
wärtigender ftrenger Ahndung gegen- 
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wärtig zu halten, daher nicht nur die 
gemeinf&haftlihen Uebungen beiderlei 
Geſchlechter, fondern auch die Unter: 
richtöertheilung an Sonn- und Feier- 
tagen, dann die Verabreihung von 
Erfrifhungen forgfältigft zu vermeiden. 
Gegen die Dawiderhandelnden ift vor: 
ſchriftsmäßig mit Einftellung des Un- 
terrichte8 vorzugehen. (Decr. der k. f. 
Stadth. v. 25. Juli 1851 3. 15293.) 

Zanzmeifter. Die Pol. Dir. hat in 
dem Berichtev.13. Dec.1853 3.28014/ 
5097 , welder aus Anlaß der von 
mehreren hiefigen Tanzlehrern geftellten 
Bitte um die Erweiterung ihrer Befug- 
niffe zum Zanzunterrichte auf förmliche 
Tanzſchulen, dann über die Befugniß- 
überfchreitung, welde fi mehrere 
Zanzlehrer in neuefter Zeit erlaubten, 
an dien. d. Etatthalterei erftattet wor: 
den ift, die Anſicht ausgefprocen, daß, 
obgleich von ftreng polizeilihem Stand: 
puncte die Aufrehthaltung der bezüg- 
lich des Tanzunterrichtes bisher gelten: 
den Normen gerechtfertiget erfcheint, es 
doch in Rüdfihten der Billigkeit ge: 
gründet fein dürfte, hierin einige Er: 
leichterung eintreten zu laffen, welche 
fon durd die Natur diefes Unter: 
richtszweiges bedingt zu fein feheint, 
daß aber der gemeinfchaftlide Unter: 
richt beider Gefchledhter und noch mehr 
die Haltung förmlicher Tanzschulen und 
Tanzübungen (eigentlih Tanzunterhals 
tungen) unzuläffig fei und felbft die 
ausnahmeweife Bewilligung zum Tanz: 
unterrihte in der Wohnung des Tanz: 
lehrers ſtets mit der Fefthaltung des 
Grundfages, daß je nur ein Geſchlecht 
unterrichtet und dabei feine fremden 
Zufhauer und fonftige Beſuche gedul: 
det werden, nur bei beſonders berückſich— 
tigungswürdigen Competenten,, welde 
im Befige eines dazu geeigneten Loca— 
les find, deren Moralität und loyale 
Haltung außer Zweifel ift, und welche 
die diesfalls nothwendigen materiellen 
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und moralifchen Garantien zu bieten 
vermögen, Plaß greifen und von Fall 
zu Fall von dem Ergebniffe der, über 
den Competenten yepflogenen Erhe— 
bungen abhängig gemadht werden 
dürfte. Die f. k. n. ö. Statth. hat in 
Erledigung des obenerwähnten Berich- 
tes mit Decret vom 24. Dec. 1853 
3. 7123/U.A. Nachſtehendes bedeutet: 

In Betreff der von den Tanzlehrern 
angeſuchten Erweiterung ihrer Befug- 
niffe auf förmlibe Tanzfchulen wird 
die Anficht der k. k. Polizei» Direction 
gut geheißen und beigefügt, daß der- 
lei Schulen nur ſolchen Competenten 
anzuvertrauen find, deren Moralität 
und loyale Haltung außer Zweifel ift, 
und welche die diesfalld nothwendigen 
materiellen und moralifchen Garantien 
zu bieten vermögen, und ihre vollkom— 
mene Befähigung für diefes Unterrichts 
fah nachweiſen. Ein weiterer nicht 
minder zu beadhtender Grundfag muß 
aber hier feftgehalten werden, daß der- 
lei Tanzſchulen nicht über das Bedürf— 
niß überfegt, und dabei die polizeiliche 
Beauffihtigung erfchwert werde, wo— 
bei der k. k. Polizei-Direction übrigens 
auch die Regierungs-Verordnung vom 
12. Juni 1833 3. 30908, zur nothi— 
gen Berüdfihtigung gegenwärtig ge 
halten werden muß, der zufolge die 
Berordnung vom 31. Juli 1803 wer 
gen Abfonderung der Geſchlechter bei 
Ertheilung des Tanzunterrichtes fich 
nur aufeigentlihe Tanzfhulen 
befhränfen und auf den Brivatuns 
terriht feine Anwendung finden 
könne. Die f. k. PolizeirDirection hat 
daher die diesfälligen Gefuche zur vors 
läufigen Beibringung der erforderlichen 
Nachweise verzubefcheiden, jedes diefer 
Geſuche in abgefonderte Berhandlung 
zu nehmen, und nah Maßgabe der 
hierüber eingeleiteten Erhebungen ihre 
wohlerwogenen Anträge zu erftatten. 
Um jedoch den benannten Tanzlehrern 
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den gegenwärtig gelegenheitlichen Er- 
werb nicht zu hemmen, übrigens aber 
auch den vorausfichtliben Anforderuns 
gen des Publicumd zu genügen, bat 
die k. k. PolizeisDirection den gedach— 
ten Bittftellern zu eröffnen, daß ihnen 
die Ausübung ihrer Befugniffe inner: 
halb der Schranken derfelben unbe- 
nommen bleibt, jelbe ſich jedoch big zur 
Entfheidung ihrer vorliegenden Ge— 
fuche jeder Ueberfchreitung und jeden 
Unfugs bei Berluft ihrer Befugniffe 
zu enthalten haben; in welcher Bezie- 
bung übrigens die k. k. Polizei-Direc⸗ 
tion die geeigneten Maßregeln zu treffen 
bat, damit jeder Anmaßung und neuer: 
lihen Unfügen von Seite der Tanz: 
lehrer mit dem gehörigen Nachdrucke 
geftenert werde. Die Bezirkd-Commif: 
fariate werden bievon mit der Weifung 
in die Kenntniß geſetzt, ſich einerfeits 
die bier feitgeftellten Grundfäße bei all- 
fälligen Berichtserftattungen über die 
diesfälligen Competenz⸗Geſuche gegen- 
wärtig zu halten, andererſeits aber jede 
Ueberfchreitung des Befugniffes von 
Seite der Tanzlehrer mit Nahdrud 
bintanzubalten, und gegen die allfälli- 
gen Gontravenienten das geſetzliche Amt 
zu handeln und bievon die Anzeige ans 
her zu erftatten. (Decr. der Bol. Dir. 
vom 15. Jän. 1854 3. 98/20.) 

Tanzmuſiken aufdem flachen Lande, 
in Städten und Märkten, find an Werk: 
tagen durch die Kreitämter auf das 
Schärffte zu verbieten, die an Sonn 
und Feiertagen gehaltene Muſik aber 
foll fo befchränft werden, daß niemals 
die Mitternacht überfehritten wird. (M. 
d. Rggs. Bdg. vom 31. Aug. 1802. 
Krop. Gef. Franz. 18. Bd. ©. 84.) 

— — Die jüdifhen Purimsbälle 
jollen von feinem chriſtlichen Stadt- 
bewohner beſucht werden. (Vdg. des 
böhm. Guberniums vom 2. März 1820 
3. 10227, an die Prager Stadthanpte 
mannfchaft.) 
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Zanzmufifen. Parteien, melde 
ſolche geben wollen, find verpflichtet, 
bei der betreffenden Bezirfd- Direction 
die Meldung zu mahen, welde, wenn 
der Ausführung des Vorhabens feine 
Polizeirückſichten im Wege ftehen, die 
Partei mittelft einer gedruckten unents 
geltlih zu erfolgenden Bollete vor 
Allem an den Magiftrat zur Bezahlung 
des Muſikimpoſtes anzumeifen hat, 
kann fi die Partei über die geleiftete 
Zahlung ausweifen, dann erft hat die 
Polizei = Bezirfsdirection die Bewilli— 
gung zur Abhaltung der Muſik zu er 
theilen und refpective auszufertigen. 
Die Polizei hat den ohne Bewilligung 
abgehaltenen Bällen nachzufpüren, und 
die entdedten dem Wiener Magiftrate 
anzuzeigen. (MR. ö. Rggs. Vdg. vom 
31. Dec. 182}. 3. 61125.) 

— — Bei Hausbällen, wo 
blos im Familienkreiſe. unter Haus— 
freunden, bei einfachen Inftrumenten, 
weldhe von Familiengliedern oder Be- 
fannten gefpielt werden, nnd ohne Ein— 
tritt oder zufammengefchoflenem Leg: 
gelde getanzt wird, ift feine Polizeis 
tare einzubeben. (Vdg. d. böhm. Bub. 
vom 15. März 1822 3. 11504 umd 
von 12. Nov. 1825 3. 35569.) 

— — Die Abhaltung jüdischer Fa- 
ihingsbälle während der hriftlichen Fa⸗ 
ftenzeit ift zu Prag unterfagt. Hofkzl. 
Deecr. vom 18. Dec. 1823. Vdg. des 
böhm. Gub. vom 17. Jän. 1824, f.a. 
Suden-Ehen. 

— — Nah Inhalt der a, h. Ent- 
fhliefung vom 20. d. M. ift es der 
Wille Sr. Majeftät, daß in Abficht auf 
das Abhalten von Bällen und Tanz— 
mufifen die Kirchengebote genau beob- 
achtet werden, und daß die Polizei- 
Dber = Direction die beftehenden umd 
nicht aufgehobenen Geſetze und Ber: 
ordnungen fich gehörig bekannt machen, 
und auf deren Vollzug fireng wachen 
fol. Rachdem nun das in der gedach⸗ 
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ten Hinfibt hierüber einvernommene 
biefige fürfterzbifhöflihe Confiftorium 
in feiner abgegebenen Erläuterung ſich 
beftimmt dahin geäußert hat, daß im 
Beifte der Kirchenſatzungen während 
der fog. heil. Zeit (tempore sacrato) 
das Abhalten aller Gattungen öffent- 
liher und Privat-Luftbarkeiten, näm— 
lich der Bälle mit oder ohne Masten, 
dann der Tanzmufiten, fo wie felbft die 
Begehung feierlicher Hochzeiten verbo- 
ten fei, dann daß die geheiligte Zeit 
des Advents vom erften Advent:-Sonn- 
tage bis einfchließig zum Feſte der heil. 
drei Könige oder der Erſcheinung des 
Herrn, und die geheiligte Zeit der 
Dftern vom Tage der Afchermittwoche 
bis zum weißen Sonntage einfhliehig 
dauert, fo wird die Polizei-Ober-Di- 
rection von nun an während der gan— 
zen Dauer diefer beiden heil. Zeiten 
nicht nur felbft feine Bewilligungen zu 
Abhaltung der bemeldeten Erluftigun- 
gen dur Bälle und Tanzmuſiken zu 
ertheilen, fondern auch auf die dies- 
fälligen Uebertretungen fowohl der öf— 
fentlihen Saal» und Tanzmufithälter, 
als der Privat: Ball» und Zanzgeber 
forgfamft zu wachen, und gegen die 
Uebertreter unnachſichtlich dem beftehen- 
den DBerordnungen gemäß das Straf: 
amt zu handeln haben. (Pol. Hfftdecr. 
vom 4. Jän. 1825. Pol. Ob. Dir. 8. 
179.) 

Tanzmuſiken. Um die genaue Be— 
obabtung der a. h. Entſchließung vom 
19. Aug. 1826 (fiehe Luftbarfeiten) 
überhaupt, befonders aber in Anfehung 
der Tanzmufifen zu fihern, wurde mit 
a. b. Entſchließung vom 5. Mai 1827 
Folgendes angeordnet: 

I. Abſchnitt. Bon der Bewil- 
ligung, Zanzmufit zu halten. 

$. 1. Redouten, öffentlihe Bälle 
und Tanzmufiten dürfen nicht ohne 
Bewilligung der Polizei-Behörden ge 
halten werden. Auch Hausballe 
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find in den Städten vorläufig bei der 
Polizei-Bebörde zu melden. 

$. 2. An Feiertagen, an welden 
Tanzmufiten nicht verboten find, dür- 
fen ſolche erft Eine Stunde nad dem 
nachmittägigen Gottesdienfte anfangen 
und müffen in jedem Kalle in den Pro— 
vinzial-Haupt- und Kreisflädten um 
12 Uhr, in allen Eleineren Orten und 
auf dem Lande um 10 Uhr Nachts ger 
fchloffen fein. Die Dauer der Redou- 
ten und öffentlichen. Bälle wird von 
der Polizei Behörde von Fall zu Kal 
beftimmt oder genehmigt, jedoch müffen 
au Redouten und fomohl öffentliche als 
Hausbälle, am Borabende des Tages, 
worauf ein Normas, Feſt⸗ oder Fafttag 
fallt, um 12 Uhr Nachts geendet werden. 

8. 3. Die PolizeisBehörden werden 
bei Ertheilung der Bewilligungen auf 
die Beichaffenheit des Drted und der 
Unternehmer die gehörige Rüdficht 
nehmen, 

1. Abfhnitt. Bon Beftrafung 
der llebertreter. 

8. 4. Wer in verbotenen Zeiten Bälle 
oder Tanzmuſiken halt, oder die im 
$. 1 enthaltenen Berordnungen nicht 
befolgt oder die für die Bälle und Tanz: 
mufiten vorgefchriebene Dauer über: 
ſchreitet, macht ſich ftraffällia. 

8. 5. Gewerbtreibende und Unter— 
nehmer find auch für die gute Ordnung 
bei ihren Tanzmuſiken und Bällen ver- 
antwortlib. Wenn Unordnungen vor- 
fallen, die der Unternehmer felbft zu 
heben nicht vermag, oder wenn auf 
feine Erinnerung zur gehörigen Zeit 
vom Tanze nicht abgelaffen wird, hat 
er dem zur Aufficht beftellten Beamten 
oder Drtövorfteher die Anzeige zu 
machen. 

8.6. Strafbar machen fih auch jene 
Zanzgäfte, die auf die Erinnerung des 
Wirthes oder Unternehmers zur vorges 
fpriebenen Zeit vom Tanze nit ab» 
laffen. 
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8. 7. Ferner find auch firafbar die 
Spielleute, welche fi zur verbotenen 
oder über die vorgefchriebene Zeit zu 
Tanzmuſiken gebrauden laffen. 

8. 8. Die Strafe der Uebertretung 
oder Unterlaffung der, in dem Hfkzl. 
Deer. v. 24. Aug. 1826 3. 24337 (f. 
Luftbarfeiten) und in der gegenwärti- 
gen Berorduung, binfichtlich der Redou- 
ten, öffentlicher jowohl als Hauebälle 
und Tanzmuſiken enthaltenen Vorſchrif⸗ 
ten, ift für den Unternehmer öffentlicher 
Bälle und Wirthe das erfte Mal 5 big 
50 fl., das zweite Mal das Doppelte 
der früher bemeffenen Strafe, das dritte 
Mal die perfönlihe Unfähigkeit, ferner 
Bälle und Tanzmufſiken zu halten oder 
zu unternehmen. Für jene, weldhe Haus- 
bälle geben, von 10—100 fl.; für 
Tanzgäſte 2—10 fl., für Spielleute 
ein Arreft von 3—24 Stunden, wel- 
cher in wiederholten Uebertretungsfäl⸗ 
len auf 2— 3 Tage verlängert werden 
kann. 

8. 9. Die Geldftrafen find in E.M. 
zu entrichten und haben dem Armen- 
fonde des Ortes zugufließen. 

IU. Abſchnitt. Bon den Be 
börden, weldedieBewilligung 
zu ertbeilen, die Auffiht zu 
pflegen, und inllebertretung sd 
fällen die Strafe zu bemeffen 
haben. 

$. 10. In den Städten, wo Por 
ligei-Directionen oder Bolizei-Gommif- 
fariate fih befinden, haben diefe, in 
allen übrigen Orten nnd auf dem Lande 
die politifchen Obrigfeiten die diesfäl« 
ligen Amtshandlungen zu pflegen. 

8, 11. Die Auffiht über die bewil- 
ligten öffentlihen Bälle oder Tanzmus 
fiten werden diefe Behörden entweder 
ſelbſt oder durch ihre Unterbeamten 
oder durch Gemeinde oder Ortövorfte- 
ber ausüben. 

$. 12. Die auf perfönliche Ueber- 
zeugung gegründeten Anzeigen diefer 
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Unterbeamten oder Gemeinde» und 
Drtövorfteher haben als vollftändige 
Beweife zu gelten. 

$. 13. Das Berfahren ift fumma- 
rifh und befteht lediglich in der Pro— 
tocolirung des erhobenen und dem 
Beihuldigten, um feine allfälligen 
Einwendungen, vor zwei Zeugen 
vorgehaltenen Thatbeftandes, und in 
dem hierüber gefhöpften Erkenntniffe. 

8. 14. Strafen über 10 fl. auf 
dem Lande und im Allgemeinen außer 


der Hauptftadt find vorläufig dem 


Kreisamte, über 5Ofl. in den Provin- 
zial-Hauptftädten der Tandesftelle zur 
Betätigung vorzulegen. 

$. 15. Das Kreisamt oder die Lan⸗ 
desftelle fann ein foldes Straferfennt- 
niß beftätigen, mildern oder auf Los— 
fprehung des Beihuldigten abändern. 
Gegen beftätigte oder gemilderte Er- 
kenntniſſe findet feine andere Berufung 
(Recurs) Statt. Gegen Straferlennt: 
niffe, die feiner höheren Prüfung von 
Amtöwegen ($. 14) unterliegen, kann 
außer der Hauptftadt bei dem Kreid- 
amte, in der Hauptfladt aber bei der 
Randesftelle, jedoch nicht weiter, — 
hilfe geſucht werden. 

$. 16. Die Berufung oder das * 
ſuch um Abhilfe iſt bei der erſten Be- 
hörde mündlich oder ſchriftlich binnen 
3 Tagen anzubringen, widrigens aber 
abzuweiſen. (Hfkzl. Decr. v. 12. Mai 
1827 3. 13112, an ſämmtl. Länderſt. 
Kundg. in Steierm. am 26. 8.114661, 
in Galizien u. Zirol am 28. Mai, in 
R.Defterr. mit Rggs. Eirc. v. 29. Mai, 
3.28921, in Mähren am 1. 3. 17696, 
im Küftenlande am 3., in Böhmen am 


7. 3. 27086, in —— am 
8. Juni 1827. Pol. G S. 55. Bd. 
Nr. 60.) 


Tanzmuſiken. Die Abhaltung 
von Tanzmuſiken in Schankkel— 
lern ift nicht geſtattet. Da der 
Kellerſchank blos den — des 
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Meines zum Zwede hat, und dahin 
auch die Beflimmungen der Keller- 
fhanf-Drdnung abziclen, fo läßt fid 
die Abhaltung von Zanzmufifen in 
Schankkellern mit der Beftimmung des 
Kellerſchankes und mit den dafür befte- 
benden Borfhriften ſchon an und für 
fih nicht vereinigen, und eben fo wenig 
find die Keller-Rocalitäten in öffentlichen 
Beziehungen und inebefondere in Sa- 
nitäts-Nücdfichten hiezu geeignet. Auch 
erfcheint die Gewährung von Ausnahmen 
in einzelnen Fällen nicht gerechtfertigt, 
weil es überhaupt dem Publicum an 
geeigneten anftändigen Rocalitäten zu 
Tanzmuſiken nicht gebricht. (Hfkzl. D.v. 
29. Oct. 1829 3. 25123, n. 6. Rggs. 
Vdg. vom 8. Nov. 1829 3. 61289, 
n. ö. Prov. Gef. 11. Thl. Nr. 272.) 

Tanzmuſiken. Die Ertheilung aus- 
fchließender Berechtigung auf Tanzmu— 
fit für beftimmte Wirthshäuſer oder für 
beftimmte Zeiten und Tage findet nicht 
Statt, und es fann in jedem Wirth: 
haufe während der überhaupt erlaub- 
ten Zeit gegen jedesmalige Erwirfung 
der obrigkeitlihen Bewilligung Tanz- 
muſik abgehalten werden. (Hflzl. Deecr- 
vom 24. Juli 1834 3. 18514. Bdg. 
der n. 6. Reg. vom 1. Aug. 1834 3. 
41775, n. ö. Prov. G. ©. 16. Br. 
Nr. 179.) 

— — ©. f. f. Majeftät haben mit 
a. h. Entſchließung vom 12. Jänner 
1837 zu geftatten gerubt, daß im 
Wien während der Carneval— 
Zeit auch an Samftagen ınden 
Abendftunden bis zur Stunde 
der Mitternacht Tanzmufifen 
und Bälle veranftaltet und abgehal- 
ten werden dürfen. Hiernach wurde 
von der k. k. Polizeir und Genfure: 
Hofftelle die Verfügung getroffen, daß 
von Seite der hiefigen Bolizei-Ober- 
Direction das bisher beftandene Ber: 
bot, zu Folge deffen an Samftagen 
feine Tanzmufifen geftattet werden 


364 


Tanzmufiken. 


durften, nunmebr im Bereiche 
des Wiener Polizei - Bezirkes 
während der Dauer der Carneval-Zeit 
nicht ferner gehandhabt, im Uebrigen 
aber die genaueſte Befolgung der a. h. 
Vorſchrift vom 19. Aug. 1826 (fiehe 
Luftbarkfeiten) ftreng überwacht werde. 
(Hfkzl. Deer. vom 28. Jän, 1837 3. 
2086. Bdg. dern. ö. Reg. v. 31. Jän. 
1837 3. 4697. Prov. &. ©. 19. Bd. 
Nr. 18.) 

Zanzmufifen. Tanzmufiten 
beiHochzeiten, fobald fie an öffent: 
lihen Orten abgehalten werden, unter: 
liegen gleih andern öffentlihen Tanz: 
mufifen oder Bällen der vorläufig zu 
ihrer Abhaltung einzuholenden Bewil- 
ligung der Ortsobrigkeit und müffen 
jene, die darım anfuchen, für die Be— 
willigung zu ihrer Abhaltung die in 
der Regierungs - Circular » Verordnung 
vom 11. Jän. 1830 (f. Tanzmufif: 
Lirenz-Gebühren) feftgefeßte Gebühr 
zum Armeninftitute bezahlen. Dagegen 
find für Hochzeit - Mufiten, die in Pri— 
vathäufern abgehalten werden, und 
eigentlihe Hausbälle find, fo wie die 
häaäuslichen Tanzbeluftigungen zu be 
handeln, daher fie als foldhe keinen 
der obigen mur für Tanzmuſiken an 
öffentlichen Orten vorgefchriebenen Be: 
fhränfungen unterworfen find, und es 
binreicht, derlei häusliche Tanzmufiken 
der Drtsobrigfeit, oder bei zu großer 
Entfernung dem Ortögerichte zu mel- 
den. (Vdg. der n. ö. Reg. v. 13. Sept. 
1537 3. 51010. Pv. ©. ©. 19. Br. 
Nr. 192.) 

— — mit Lotterien verbunden, ſ. 
Bälle, Lotterie. 

— — Gebühren für die Infpection, 
ſ. BalleInfpectionsgebühren. 

— — dirfen von der Schuljugend 
nicht befucht werden, f. Kinder. 
Verbot der Abhaltung der: 
felben in der beil. Zeit, f. Zuftbar- 
keiten, 


Tanzmufiken. 


Zanzmufifen bei Kirchenfeften, f. 
Märkte. 

— — Beiftellung der Militärmann- 
ſchaft, ſ. Militärmannfchaft. 

— — f. Polizei:Behörden, Wir- 
fungsfreis $. 19. 

— — Abnahme eined Betrages für 
den Local» Polizeifond bei Ertheilung 
der Bewilligung, |. Polizei-Taxen. 

— — Imn Unfehung der Abhaltung 
derjelben gibt es feine befonderen Be— 
rechtigungen der Schankbefugten, fiebe 
Schanfredt. 

— — ſ. Mufifimpoft, Rorma- 


tage. 
Zouzmuft:Supot, ſ. Muſik⸗ 


— 

anzmuſik-Licenzen. Die Geſuche 
um Tanzmuſik-Licenzen ſind in Anſe— 
hung der Stempelpflicht wie 
Geſuche um Befugniſſe zum Betriebe 
von Gewerben u. ſ. w. zu behandeln, 
ſie unterliegen daher dem Stempel 
von 30 fr. für jeden Bogen. Die ämt— 
lihe Ausfertigung über ein folches Ge- 
fuch it ftempelfrei. (M. h. Bat. vom 
9. Febr. 1850. T. P. 96. R. G. 8. 
©. 570.) 

Tanzmufik = 2icenz = Gebühren 
für Mahren. Für jede Bewilligung 
zu Zanzmufifen und Bällen ift in den 
fönigl. Städten, Kreisftädten und 
Städten, die eine Volkszahl von 3000 
Seelen enthalten, der Betrag von 
2 fl. C. M., in den übrigen Städten 
und Märkten von 1 fl., endlich in Dör- 
fern von 30 fr. C. M., für die Bewil- 
ligung, Wirths- und Kaffeehäufer über 
die gefeßliche Zeit offen zu halten, nach 
der erwähnten Abftufung. ein Betrag 
von 30 Er., 20 fr. u. 10 Fr. EM. zu ent- 
richten. Diefe Tare hat in das betreffende 
Armeninftitut einzufliegen ; die Art der 
Verrehnung bleibt diefelbe, welde in 
Anfehung der Armen: Inftitute Statt 
findet. Zwifchen öffentlihen und fol- 
hen Privat : Gefellichafts - Bällen, an 
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welchen man nur gegen einen beftimm« 
ten Preis oder gegen gemeinfchaftliche 
Beftreitung der Koften Theil nehmen 
fann, fie mögen in einem Privat» oder 
in einem öffentlichen Haufe abgehalten 
werden, kann Fein Unterfchied gemacht 
werden, nachdem auch dieje Tanzbelu— 
fligungen in die, wegen der öffentlichen 
Luftbarkeiten erfchienene Hofkanzlei— 
Verordnung vom 12. Mai 1827. GSu— 
bernial-Eirc. vom 1. Juni 1827 (jiche 
Tanzmuſiken) aufgenommenen und be 
ftimmten Borfchriften unterzogen wor— 
den find. Inwiefern hingegen gymna- 
ſtiſche Vorftellungen, Schaufpiele, mit 
Rückſicht auf die Local» und andere 
Berhältniffe mit angemejfenen Beträgen 
zu belegen find, dafür hat jene Be— 
hörde, welde die Bewilligung biezu 
ertbeilt, gehörig vorzufehen. (Hikil. 
Dect. vom 28. Juni 1827, an das 
mähr. fchlef. Bubernium. Kundgem. am 
20. Zuli 1827. Krop. G. ©. 53. Bd. 
Nr. 159.) 

Tanzmufil = Kicenz » Gebühren 
auf dem Lande, in N. Deiter 
veih, mit AUsnahme der zudem 
Wiener Polizei-Bezirke gehö— 
rigen Ortſchaften. Zur Erzielung 
eines gleichförmigen Verfahrens iſt fünf: 
tig für die Bewilligung zur Abhaltung 
einer Tanzmuſik auf dem Lande, mit 
Ausnahme der zum Wiener Polizei— 
Bezirk gehörigen Ortfchaften, eine Ge- 
bühr von If. C. M. für jede Tanz— 
mufit in Städten und Märkten, und 
von 40 fr. E. M. in Dörfern, und 
zwar für die Armen » Inftitute jener 
Ortſchaften, in welchen diefe Tanzmuſi— 
fen Statt haben, abzunehmen. 

Diefe Gebühr ift durch die Drte- 
obrigkeiten, welche die Bewilligung zur 
Abhaltung einer Zanzmufik zu ertheilen 
haben, gleich bei Ausfertigung der Be- 
willigungen von jedem Unternehmer 
einer Tanzmuſik abzunehmen und mo- 
natlich an die Local» Armen Injtitute 
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mit Beifügung eines Gegenſcheines ge: 
gen Empfangsbeftätigung abzuführen. 
Für diefe Bewilligung, fo wie für die 
Polizei» Aufficht bei folden Tanzbelu— 
fligungen darf aber weder ein Abzug 
von diefer bemeffenen Gebühr noch 
fonft eine befondere Entrichtung Statt 
finden, weil die Drtöobrigleiten zur 
unentgeltlihen Beforgung der BVolizeis 
Auffiht verpflichtet find. Rüdfihtlih 
der Stadt Wien und der zu dem Br. 
Polizei-Bezirke gehörigen Ortſchaften, 
für welche die Bewilligungen zur Ab» 
haltung von Tanzmufifen von der k.k. 
Polizei:Dber-Direction ertheilt werden, 
hat es bei den gegenwärtig ſchon be- 
ftehbenden, bereits befonderen Zweden 
gewidmeten Gebühren, welche aus die— 
fen Anläffen abgenommen werden, zu 
verbleiben. Da übrigens der Ort Wäh- 
ring, obgleich derfelbe zu dem biefigen 
Pol. Bezirke gehörig ift, doch nicht auch 
zugleih zum biefigen Armen-Inftituts- 
Hauptbezirfe gehört, fo ift es der Bil- 
ligkeit angemeffen erfannt worden, daß 
die dafelbft für die Tanzmuſiken wäh 
rend des Faſchings zu leiftenden, 
und für die Armen gewidmeten Gebüh— 
ven, die zwar im denfelben Beträgen 
wie jebt einzubeben find, von der f. f. 
Polizei-Dberdirection in Zukunft nit 
mebr, wie es bisher geſchah, zum hie- 
figen Armenfonde eingefhidt, fon- 
dern mit einem Gegenſcheine unmittel- 
bar den Armen-Inftituts-Vorftehern zu 
Währing überfendet werden. (Hofkzl. 
Decr. vom 12. Nov. 1829. Eirc. der 
n. 6. Reg. v. 11. Jän. 1830 8.421, 
n. ö. Po ©. ©. 12. Thl. Rr. 2. Für 
das Land ob der Enns wurden die 
Gebühren für die Tanzmuſik-Bewilli— 
gungen in gleihem Betrage und zu 
demfelben Zwecke bereits mit dem hob. 
Hoflanzleis-Decrete v. 26. Jän. 1827, 
fundg. in D. Deft am 6. Febr. 1827, 
mit dem Beiſatze beftimmt, daß es in 
den Städten Binz und Salzburg bei 
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den ſchon beftehenden, bereits befonde- 
ren Zweden gewidmeten Zaren, welche 
aus ſolchen Anläffen abgenommen wer: 
den, zu verbleiben habe. (Krop. ©. ©. 
53. Bd. Nr. 26.) 

Zanzmufil = Licenz = Gebühren. 
Die Taren für die Abhaltung der Tanz— 
mufifen und Bälle, dann für das läns 
gere Dffenhalten der Wirths⸗ und Kaf— 
feebäufer in Böhmen find nad dem 
für Mähren erlaffenen Hofkanzlei- 
Decrete vom 28. Juni 1827, kundge: 
macht mit der Eircular-Berordnung v. 
20. Juli 1827, zu beftimmen. (Hftjl. 
Decr. vom 14. Jän. 1830 3. 27612. 


Bdg. des böhm. Bub. vom 30. Jän, 


1830 3. 3500. Krop. Gef. ©. 56. 3. 
Rr. 12. Prov. ©. ©. für Böhmen. 
12. Bd. Nr. 19.) 

— — lieber eine Anfrage, wie ſich 
bei Abnahme der Muſik⸗Licenz⸗Gebüh— 
en auf dem flachen Lande zu benehmen 
fei, wenn die Tanzmuſik durch einige 
Tage fortdauert, wurde angeordnet, 
daß der in der Regierungs - Circular: 
Verordnung vom 11. Jän. 1830 3. 
421 enthaltene Ausdrud: daß für jede 
abgehaltene Tanzmuſik eine Gebühr 
von 1 fl. Metall» Münze in Städten 
und Märkten des flahen Landes und 
40 fr. Metall-Münze in Dörfern abzu- 
nehmen und dem Drtd-Armen:Inftitute 
zuzuführen fei, dahin zu verftehen ſei, 
daß die Gebühr mit 1 fl. oder 40 fr. 
in Metall-Münze für jeden Tag bezahlt 
werden muß, als mit obrigkeitlicher 
Bewilligung auf dem flachen Lande 
eine Zanzmufit abgehalten werden 
darf, mithin es feinem Zweifel unter 
liege, daß, wenn durch 2 Tage die 
Tanzmufit Statt findet, die Gebühr 
doppelt und für fo viele Tage bezahlt 
werden muß, ale getanzt wird. (Vdg. 
der n. 6. Reg. vom 14. Nov. 1838 
3. 64671. Pıov. G. ©. 20. Band 
Nr. 266.) 

— — Diet. k. Polizei » Hofftelle 
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hat im Einvernehmen mit der k. k. ver- 
einigten Hoffanzlei und der allgemei- 
nen Hoffammer die k. k. Polizei-Ober- 
Direetion mit Decrete vom 3. Aug. 
1843 ermächtigt, von nun an im hie— 
figen Bolizei-Bezirte den Gaftwirthen 
die Bewilligung zur Beranftaltung von 
Zangmufiten, und den Kaffeefiedern 
die Erlaubniß, an Balltagen die ganze 
Naht hindurch offenhalten zu dürfen, 
nur über [chriftliche, mit dem Flaf- 
fenmäßigen Stempel von 30 fr, verſe— 
bene Gefuhe, und zwar während 
des Faſchings für die ganze 
Dauer desfelben, anßer der Car— 
nevalszeit aber für dDieganze erlaubte 
Zeit, d. i.vom Sonntage nad 
Dftern bis zum Advente, gegen 
dem zu ertheilen, daß bei der betreffen- 
den Bolizei-Bezirkd-Direction jede ab- 
zubaltende Tanzmuſik vorläufig münd— 
lich gemeldet, und nah Erlag der wei- 
ter unten feftgefeßten Gebühr, der fpe 
cielle gedruckte Licenzfchein für jede 
einzelne Zanzunterhaltung behoben 
werde. Eben fo wurde bewilligt, daß 
die außer der Garnevalszeit befte- 
bende Abftufung der Muſikconſens⸗-Ge— 
bühren auch auf die Faſchingszeit aus- 
gedehnt werde, wornach in Zukunft 
für jede während des Faſchings zu vers 
anftaltende Tanzmuſik (mit Ausnahme 
der gewöhnlihen Hausbälle, welde 
unter Freunden und Bekannten ohne 
Entgeld Statt finden) zu Gunften des 
biefigen Armenfondes die nachſtehend 
angedeutete Tare abzufordern fein wird, 
und zwar: 

I. Kür jede Tanzmufif 

a) in Gafthäufern 1. Claſſe 2 fl., 

b) in Gafthäufern 2. Glaffe 1 fl. 
15 fr., 

ce) in Gafthäufern 3. Claſſe 45 fr. 
Conv. Münze. 

II. Für jeden Gefellfhaftsball, Eh— 
tentag oder andere Privatfeierlichkeit, 
die in einem beftimmten Gafthaufe ab» 
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gehalten wird, wenn eine Tanzmuſik 
damit verbunden ift: 

a) in Bafthäufern 1. Elaffe 6 fl., 

b) in Bafthäufern 2. Elaffe 3 fl., 

e) in Gafthäufern 3. Glaffe 45 fr. 
Conv. Münze. 

Endli II. für jeden Geſellſchafts— 
ball in einem Privathaufe, wenn die 
Theilnehmer ein Eintrittögeld bezahlen, 
oder wenn denfelben jedermann gegen 
diefes Eintrittögeld beimohnen kann, 
3f.e.M. 

Diefe hohe Berordnung wird den 
Bezirkd-Directionen zur Berftändigung 
fammtliher Tanzfaalinhaber und Gaſt— 
wirthe und zwar zur genaueften Dar« 
nachachtung mit dem Auftrage befannt 
gegeben, daß jede derfelben die im 
ihrem Bezirke befindlihen Tanzſäle 
und Gafthäufer nah den Beftimmune 
gen der a. h. Entfhl. vom 25., Bel. 
Hfft. Deer vom 29. Dec. 1825 (fiebe 
Polizei-Taxen) rückſichtlich der abzus 
nehmenden Zaren zu claffificiren, und 
nach diefer Glaffification, welche ſowohl 
während der Faſchingszeit ald außer 
derfelben den Maßſtab des Tarbetrages 
begründet, ein vollftändiges Verzeich⸗ 
niß derfelben anher vorzulegen hat. 

Rüdfihtlihd der Ausfertigung 
derkicenzen fürdie einzelnen 
Tanzmuſiken im Faſching iſt ſich 
übrigens ganz im der Weiſe zu beneh— 
men, wie biöher bei Tanzmuſiken außer 
der Sarnevaldzeit vorgegangen wurde, 
und find hiebei diefelben Jurten zu ges 
brauchen, nur hat die Abführung der 
während der Faſchingszeit eingehobe- 
nen für den Armenfond beftimmten 
Taren fortan an das hierortige Gentral« 
Amt zu gefhehen. 

Da endlid die Tanzmufif-Unterneh- 
mer für die ganze Dauer des Faſchings, 
außer der Garnevalszeit aber für die 
ganze erlaubte Zeit immer nur mit 
einem Geſuche um die Erlaubniß zur 
Abhaltung von Tanzmufiten bei der 
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betreffenden Bezirks » Direction ein- 
fchreiten, während ihnen diefe Bewil- 
ligung nur von Fall zu Fall ertheilt 
oder nah Beihaffenheit der Umftande 
auch verweigert werden kann, fo ver- 
ſteht es fih von felbft, daß auch der 
bewilligende Beſcheid auf das jedes- 
malige Gefuch nur dahin lauten könne, 
daß Bittfteller jede einzelne Tanzmuſik 
vorläufig bei der Bezirkd-Direction zu 
melden, und fi) gegen Erlag der Tare 
um den fpeciellen Licenzſchein zu be: 
werben habe. Die Kaffeefieder hingegen 
erhalten die genehmigende Erledigung 
ihrer Geſuche um die Bewilligung, an 
Balltagen die ganze Naht hindurch 
offen halten zu dürfen, für die ganze 
Faſchingszeit wie bieher, durd die 
Ausfertigung des gewöhnlichen Er: 
laubnißſcheines. Hiedurd hat ed von 
der bieher für die ganze Dauer des 
Faſchings ohne Unterfhied und Rüd: 
fiht auf die Zahl der während desſel— 
ben gegebenen Tanzmuſiken, eingehobe- 
nen Mufit » Eonieng » Gebühr pr. 4 fl. 
30 fr. fein Abkommen. In Anfehung 
der Kaffeefieder verbleibt es bei der, 
mit h PolizeisHofftelleDecret vom 29. 
Dec. 1825 erlaffenen Anordnung, wors 
nach fie für die ihnen ertheilte Bewil- 
ligung, an Balltagen im Faſching die 
ganze Nacht hindurch offen halten zu 
dürfen, in der Stadt 10 fl. und in 
den Borftädten 5fl. zu bezahlen haben. 
Die früher fowohl von den Kaffeefie- 
dern ald den Gaſtwirthen entrichtete 
Gameral»Zare pr. 45 fr. ift in Folge 
des neuen a. b. Tar- und Stempel» 
Patentes aufgehoben. (Eirc. der k. k. 
Pol. Db. Dir. vom 13. Auguft 1843 
3. 11688/2082 und Kundmachung der 
f. k. Pol. Ob. Dir. vom 21. Dec. 
1843, in Folge Hoffanzlei » Decretes 
vom 22. Dct. 1843 3. 25766 und 
Rggs. Vdg. vom 4. Nov. 1843 3. 
62179.) Dermal find fowohl die Taren 
von den Kaffeefiedern als aud die Li- 


368 


Tanzfäle. 


cenz.Gebühren für Tanzmufifen außer 
der Fafhingszeit von den Bezirke- 
Gommiffariaten an die k. k. Polizei- 
Hauptcaffe abzuführen, während die 
für Tanzmuſiken in der Faſchingszeit 
eingebobenen Gebühren dem Armen- 
fonde zufallen, daher aus dem, zum 
Wiener Derforgungsfonde einbezogenen 
Commiffariatd » Bezirken und Ortſchaf— 
ten zur weiteren lebergabe an den Ma- 
giftrat der Stadthauptmannfchaft ein- 
zufenden, für jene Gemeinden außer 
den Rinien aber, die nicht zu dem ge— 
dachten Verforgungsfonde gehören, den 
dortigen Armen = Inftitutd » Borftänden 
unmittelbar zuzuführen find. (Kundm. 
der Wr. Stadth. v. 26. Aug. 1851.) 

Zanzmufil = Licenuz = Gebühren, 

f. Polizei:Taren. 

anzfäle. In Betreff der Erbaur 
ung vonTanzfälen wurden ſämmt— 
liche Dominien inner den Linien Wiens 
angewiefen, von nun an in allen Fäl— 
len, wo in Wien Wirthe oder andere 
Bittfteller um die Erlaubniß anlangen, 
einen Zanzfaal berzujtellen, und wo 
die Befchaffenheit des Baues fo gear- 
tet ift, daß er nicht ohnehin mit dem 
Bauplane der Landesftelle zur Erwir: 
fung des Bau = Confenfed vorgelegt 
werden mußte, die Dominien jedesmal 
zur diesfälligen Verhandlung oder zum 
Bauaugenfcheine die k.k. Polizei-Ober— 
Direction einzuladen haben. weil es 
dabei fehr viel auf die Beſchaffenheit 
des Saales, der erbaut wird, auf die 
perfönlihen Eigenfchaften des Wirthes 
und auf die Localität und Umgebung, 
wo der Tanzfaal errichtet werden foll, 
anfommt. (N. 5. Rggs. Decr. vom 
19. Sept. 1822, 3. 45427, n. ö. Pr. 
®. S. 5. Bd. Nr. 194.) 

— — Die Bezirfd-Directionen, in 
deren Bereiche fih größere Tanzfäle 
befinden, erhalten den Auftrag, die 
Inhaber diefer Localitäten darüber zu 
belehren, daß fie im Interefje der öf— 
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fentlichen Ordnung und zu ihrem eige— 
nen Vortheile verbunden ſind, bei je— 
dem veranſtalteten Balle, es ſei denn 
eine geſchloſſene Tanzunterhaltung, für 
welche der Eintritt in Civilkleidung auf 
dem Anſchlagzettel ausdrücklich zur Be- 
dingung gemacht wird, die nöthige Mir 
litäar-Mannfhaft gegen die gewöhnliche 
Bezahlung von Seite des k. k. Militär- 
Plag - Commando abzuverlangen, wis 
drigend diefe Wahen von Seite der 
Bezirfd-Direction und auf Koften des 
betreffenden Saalinhabers ex ofio her« 
beigefhafft werden würden. (Circ. der 
k. k. Bol. Ob. Dir. v. 10. Nov. 1837 
3. 15372), f. Militärmannfchaft. 

Zanzfchulen, ſ. Zauzmeifter. 

Zanzunterhaltungen, j. Bälle, 
Zanzmufiken, 

Tarife der Speifen und Getränke, 
f. Speifezettel. 

— — der Eifenbahnunternehmung, 
f. Eifenbahn - Betriebs: Ordnung 
88. 4, 66, 77. 

Zarifzllebertretungen, ſ. Sa: 


hund. 
artelfpiel wird verboten, fiche 
Spiele. (Bra. v. 17. Febr. 1795.) 

Zafıhenfpieler, ſ. Schauproduc- 
tionen. 

Tauben, Die Regierung hat befun- 
den, jenen Theil der Regierungs:Eir- 
cular Verordnung vom 3. Febt 1803, 
welcher den freien Ausflug der Tauben 
in der Stadt und den Borftädten 
Wiens bei einer Strafe von 50 Rthl. 
nicht geftattet, ganz außer Wirkſamkeit 
zu fegen, weil die Umftände und Ber: 
bäaltniffe, welche diefes Verbot damals 
hervorgerufen haben, nicht mehr die 
gleihen find. (Vdg. der n. ö. Reg. v. 
7. Mai 1834 3. 23399. Pr. ©. ©. 
16. Bd. Nr. 109.) 

Taubftumme (im Betteln betre- 
tene) wenn ihr Geburtd= oder Aufent- 
haltsort nicht eruirt werden fann, find 
vonder Bolizeibehörde für das Zwangs— 

Zaleiöty, Handb. d. Pol. Gef. II. 
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arbeitshaus zu notioniren, außerdem 
aber, wenn ſie arbeitsfähig ſind, in die 
freiwillige Arbeitsanſtalt zu weiſen. 
(R. 5. Rggs. Deecr. v. 23. Jan. 1818 
3. 3196, f. Bettelmufif-Licenzen. 
Zanbftumme, Aus Anlaß eines 
vorgefommenen Zweifels über die Z u: 
rechnungsfähigkeit der nit 
unterrihteten Taubftummen bei 
ſchweren Polizei » Uebertretungen oder 
minderen Bergehen, wird bedeutet, daß 
die TZaubftummen bei ſchweren Polizei— 
Uebertretungen und minderen Vergehen 
nit abfolut ftraflos angefehen wer- 
den fönnen, weil ihre phyſiſche Unvoll« 
fommenheit mit der Blödigkeit oder 
Beraubung des Berftandes, welde 
jede Zurehnung ausſchließt, nicht im— 
mer verbunden ift, Der Richter hat da- 
ber in jedem befonderen Kalle die Zu- 
rehnungsfähigkeit der Taubftummen 
und den Grad der Strafbarkeit einer 
von ihnen verübten gefeßwidrigen 
Handlung nah Map der Einwirkung 
der phyſiſchen Eigenfchaft des Thäters 
auf fein Erfenntnigvermögen und über- 
haupt der größeren oder geringeren 
Entwicklung feiner geiftigen Fähigkei— 
ten zu beurtheilen. (Hfkzl. Deer. vom 
28. Aug. 1828 3. 20493. Vdg. der 
n. ö.Reg. v. 6. Sept. 1828 3. 50793. 
Prov. ©. ©. 10. Band. Nr. 211.) 
— — Zaubftumme und Blödfinnige, 
weldhe ausweislos in der Provinz Nie: 
deröfterreich aufgegriffen werden, und 
deren Heimatsverhältniffe nicht ausge— 
mittelt werden fönnen, find, wenn 
felbe wirflid wegen erwiefe 
ner&rwerbsunfähigkfeitin eine 
öffentliheDerforgungsanftalt 
aufgenommen werden müffen, 
auf Koften des Kreifes, in welchem die 
Aufgreifung gefchieht, zu verpflegen, 
und es hat die Hereinbringung der Ver: 
pflegsfoften nah der Analogie desje- 
nigen Verfahrens, welches hinſichtlich 
der im öffentlichen Krankenauſtalten 
21 
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aufgenommenen, im Orte fremden In— 
länder Platz greift, im Wege der Kreis— 
Repartition zu geſchehen. (Hfkzl. Deer. 
v. 5. Febr. 1835 3. 2652. Vdg. der n. ö. 
Reg. vom 18. Febr. 1835 3. 8750. 
Prov. ©. ©. 17. Bd. Nr. 35.) 

Taufbuch. In dasfelbe ift jedesmal 
der Name der Hebamme einzufchreiben. 
(N. 5. Rggs. Deer. v. 1. Apr. 1797. 
Ferros ©. 2. 1. Thl. ©. 242.) 

— — In das Taufbuh ift allemal 
auch der Name der Hebamme einzu— 
fhalten, welche die Entbindung vor- 
nahm. Werner wird dem öffentlichen 
Sanitäts -Perfonale die Einfiht der 
Taufbücher nicht nur geftattet, ſondern 
es wird ihnen zur Pflicht gemacht, ſich 
von Zeit zu Zeit aus Ddenfelben die 
Ueberzeugung zu verfchaffen, ob After- 
Hebammen bei Geburten gebraucht 
wurden, und hiernach die vorſchrifts— 
mäßige Anzeige zu erftatten. (9. h. 
Entſchl. vom 25. Juni 1825. Hofkzl. 
Deer. vom 2. Juli 1825 3. 20248, 
0. d. Rggs. Decr. vom 19. Juli 1825 
3. 17343, o. ö. Pr. ©. ©. Nr. 97.) 

— — Aus Anlaß eines vorgefom:- 
menen alles, in welchem von Seite 
des katholiſchen Pfarrers die Eintra- 
gung eines Kindes, deffen Eltern fich 
zum freichriftlihen (dentſchkatholiſchen) 
Glauben bekennen, in das Taufbuch 
verweigert wurde, hat dad Minifterium 
des Cultus und Unterrichtes unterm 
5.8. M. 3. 47 der Landesftelle eröff- 
net, daß, infofern das Taufbuch zu— 
gleich ein Geburtsbud ift, die Geburt 
eines Kindes, deifen Eltern nicht einer 
gefeglih anerfannten Kirche und Reli 
gionsgefellfhaft angehören, in dasſelbe 
von dem betreffenden Pfarrer eingetra« 
gen werden muß, auch daß fih darnach 
in den vorfommenden Fällen fowohl 
die Fatholifhe ala auch die evangelifche 
Geiſtlichkeit augsburgifcher und helve- 
tifher Gonfeffion zu benchmen hat. 
(Decr. der n. d. Reg. vom 26. Sept. 
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1849 3. 41879, der f. k. Stadth. v. 
16. Det. 1849 3. 18811/4665.) 

Tanfbuch der akatholifhen Seel: 
forger, fiehe Afatholifen. (Wdg. vom 
30. Jan. 1849.) 

Taufe, vor empfangener, verftor- 
bene Kinder fönnen auf den Gottesäckern 
begraben werden. (Hfd. v. 28. April 
1785. Rp. Gef. Joſ. 8. Bd. ©. 677.) 

— — ift bei falter Witterung im 
gebeizten Zimmer, auch in der Woh— 
nung der Eltern vorzunehmen. (Rage. 
Decr. vom 23. Juni 1798. Ferros 
©. 2. 2. Thl. ©. 14.) 

— — Ueber einen vorgefommenen 
Fall, wo es fih um die Beantwortung 
der Frage handelte: in welchen Reli: 
gionsgrundfäßen das von einem fatho- 
liſchen Bater mit einer gleichfalls ledi— 
gen afatholifhen Mutter außer der Ehe 
erzeugte Kind getauft und erzogen wer— 
den foll? geruhten Se. f. k. Majeftät 
mittelft böchfter Entſchließung vom 21. 
März 1821 anzuordnen: dag fih in 
dergleichen Fällen nad der beſtehenden 
Toleranz = Borfhrift unabweichlich zu 
benehmen fei; daher, fowie das che: 
liche, auch das uneheliche Kind der Re- 
ligion des Vaters, wenn er katholiſch 
ift, zu folgen habe; follte die Mutter 
aber katholiſch fein, fo fei ſich des— 
wegen ebenfalld genau nah den ge 
daten Toleranz » VBorfchriften zu bes 
nehmen. Wenn aber die Eltern das 
unehelihe Kind zu ernähren und zu 
erziehen, alfo ihrer Pflicht hierin nach— 
zufommen unvermögend find und, zu 
deren Erfüllung angehalten, ſich erflä« 
ten follten, fie nicht erfüllen zu können, 
fo fei das Kind vom Siaate zur Erzies, 
bung in der fatholifihen Religion zu 
übernehmen. (Hfkzl. Decr. v. 9. Jän. 
1823. Rggs. Int. v. 6. April 1823. 
Krop. Gef. Franz. 48. Bd. ©. 22.) 

— — Vorſchrift bei Taufen der 
Akatholiken, wobei der Paſtor nicht 
functioniren fan, f. Afatholifen. 
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Taufe, wegen der Nothtaufe bei 
von jüdifhen Hebammen bei hriftlichen 
Frauen vorgenommener Geburtshilfe, 
f. Hebammen. 

— — der jüdifhen Kinder, f. Iu: 
den⸗Taufe. 

— — ſ. Beerdigung, Deutfch: 
fatholifen, Rothtaufe. 

Zauf : Matrifen, Führung von 
Seite der akatholifhen Seelforger, f. 
Akatholiken. 

— — Vorſchriften in Betreff der 
Eintragung vor der Verehelichung der 
Eltern erzeugter Kinder als eheliche in 
das Tauf-Protocoll, ſ. Kinder. 

Tauffcheine. Kraft der herabge- 
langten a. h. Entſchließ. kann die Er- 
theilung der Difpenfe von Beibringung 
der Tauffcheine zur Eingehung einer 
Ehe in feinem Falle ala ein Polizeiges 
ſchäft angefehen, folglih der Bol. Ob. 
Dir. nicht überlaffen werden, fondern 
fie ift eine Amtshandlung der polit. 
Behörde. In Folge diefer a. h. Entſchl. 
wird hiemit beftimmt, daß die Ertheilung 
der Difpenfen vom Beibringen der Tauf— 
fheine nicht mehr bei der Polizei« 
Dber-Direction, fondern bei diefer Lan— 
deöftelle gehörig anzuſuchen fein wird. 
Hiebei haben nah der oberwähnten 
a. h. Entihliegung die betreffenden 
Parteien zur Warnung vor jeder uner- 
laubten Umgehung der Gefepe ſich ge- 
genwärtig zu halten, daß die Difpens 
von Beibringung des Tauffcheines die 
gefeglihen Einmwilligungen bei Minder: 
jährigen nicht entbehrlih made, viel- 
mehr, daß ein, nad voransgegange- 
ner Difpend vor Beibringung des 
Taufſcheines gefhloffener Ehevertrag, 
wenn nad der Hand hervorfommt, dap 
die für großjährig gehaltene, deswe- 
gen difpenfirte, und ohne die gefegmä- 
Bigen Einmwilligungen getraute Perſon 
zur Beit der gefhloffenen Ehe noch 
minderjährig war, ungiltig fei, meil 
es vermöge der DBerordnung vom 
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2. Jänner 1795 gar nie auf eine po— 
litifhe Difpend von der Minderjäh- 
tigkeit ankommen kann, die Difpens 
von Beibringung ded Tauffcheines kei— 
neswegs als eine Difpend von der 
Minderjährigkeit, fondern lediglich als 
eine legale Erklärung, daß die Groß- 
jährigfeit einer Berfon auch ohne Taufe 
fhein dur andere Beweismittel er- 
probt fei, betrachtet werden muß; in 
dem Falle aber, daß fih nad der Hand 
zeigte, die difpenfirte Perſon fei zur 
Zeit der ertbeilten Difpend vor Bei- 
bringung des Tauffcheines und vor der 
darüber gefchloffenen Ehe noch nicht 
großjährig gewefen, diefe Ehe eben fo 
ungiltig wäre, ald wenn eine Berfon 
nach Beibringung des, ihre Großjäh- 
rigfeit erweifenden Tauffcheines ehelich 
getraut worden wäre, nad der Hand 
aber entdedt würde, daß der Tauf- 
ſchein uneht und die getraute Berfon 
damals noch minderjährig war. (Hofd, 
vom 21. Jän., fundg. von dem fleier- 
märkifch » färntnerifhen Gubern. den 
15., von der Ef. k. Yandesregierung im 
Erzherzogthume Defterreih unter und 
ob der Enns den 18., von dem mähr. 
fhlef. Bub. den 19. Febr., von dem 
böhm. Landesgub. den 4. März 1808. 
Kp. Gef. Frz. 24. Bd S.100—102.) 

Zauffcheine. Mit a. h. Entfclie- 
fung vom 5. Dec. 1826 wurde in An— 
fehung der Ertheilung der Difpenfen 
von Beibringung der Taufjcheine den 
politifhen Behörden folgende Richt: 
ſchnur ertheilt:: 

1. Eine ſolche Nachſicht darf nur in 
der Regel von der Landesftelle, wenn 
aber eine beftätigte nahe Todesgefahr 
feinen Berzug geftattet, vom Kreis— 
amte, oder wenn die Nahfiht auch von 
diefem nicht mehr angefucht werden kann, 
von der Drtsobrigkeit gegeben werden. 

2. Diefe Nachſicht ſoll nur dann er» 
theilt werden, wenn es überhaupt, oder 
doch binnen der Zeit, über welde hier 

24” 
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aus die Schliefung der Ehe nicht ver- 
Ihoben werden kann, unmöglich ift, 
den Zauffchein beizubringen. 

3. Die Rabfiht von Beibringung 
des Tauffcheines ſoll auch in diefen 
Fällen nur dann ertheilt werden, wenn 
fih die Behörde vom Dafein deffen, 
was in Abfiht auf eine giltige Ehe 
durch den Zaufichein bewiefen werden 
foll, ala: Nationalität, Alter, Reli: 
gion, auf anderm Wege die volle Ueber: 
zeugung verſchafft hat. 

4. Durch welche Urkunde, Einver« 
nehmung von Behörden und Zeugen: 
erhebungen, ſich die Heberzeugung zu 
verfhaffen, bleibt dem Eugen Ermef: 
fen der Behörde, melde die Nahficht 
des Taufſcheines ertheilen fol, mit 
Nüdfiht auf die jeden Fall begleiten- 
den Umftände überlaffen. 

5. Bittfchriften um Nahfiht von 
Beibringung des Tauffcheines find in 
Verhandlung zu nehmen, fie mögen 
bei der Landesſtelle oder auch bei einer 
untergeordneten Bebörde eingereicht 
werden. In dem lepteren Kalle haben 
diefe Behörden fogleih die angemeffe- 
nen Erhebungen zu pflegen, und wenn 
fie nicht laut $. 1 felbft über die Nach— 
fiht zu erfennen berufen find, den Ge— 
genftand gutächtlic zur höheren Ent: 
ſcheidung vorzulegen, 

6. Wenn es den politifchen Behör— 
den nicht möglich ift, bei Abgang des 
nicht beibringlihen Tauffcheines vom 
Dafein eines gefeglihen Ehehindernif- 
fe& zur Ehe fich zu überzeugen, welcher 
Fall rüdfihtlih der Volljährigkeit ein- 
treten kann, fo find die Parteien an 
die betreffende Gerichtöbebörde zur 
Amtsbandlung zu weifen. (Hofd. vom 
22. Dec. 1826. J. G. ©. Nr. 2242. 
Bdg. der n. ö. Reg. v. 2. Jän. 1827 
3. 65028, n. 6. Pr. ©. S. 8. Th. 
Nr. 324.) 

Taren. Die von der Polizei-Ober- 
Direction für ämtliche Ausfertigungen 
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und Licenzen bisher in Wiener: MWäp- 
rung eingebobenen Zaren follen in 
Eonv. Münze entrichtet werden. (Hfkzl. 
Decr. vom 2. März 1820. Krop. ©. 
Franz. 43. Bd, ©. 110.) 

Zaren. Die mit Befoldungen, Ruhe: 
gehalten, Benfionen, Gnadengaben oder 
andern derlei Bezügen betbeilten Berfos 
nen find eben fo wenig, als die in dem 
Befige eines Gewerbes u. dgl. ftehen- 
den Perfonen in die Categorie derje- 
nigen Berfonen zu flellen, denen zu 
Folge der beftehenden Dorfchriften we— 
gen erwiefener Dürftigfeit oder Er- 
werböunfähigfeit in ihren unter ämt— 
liher und unentgeltliher Vertretung 
eined Rechtsfreundes zu führenden 
Rectöftreitigkeiten die Bormerfung 
der Gerichtsgebühren bewilligt werden 
kann. (Hfeme. Deer. v. 3. März 1827 
3. 4760, Rggs. 3. 13667. Prov. ©. 
©. 9. Bd. Nr. 74.) 

— — Die f. f. Landesftelle bat 
beihloffen: daß von nun an bei Ber- 
leihung von Handlungs» und Ges 
werböbefugniffen jede Abnahme von 
Verleihungs- und Zuftellungs- Zaren, 
Schreibgebühr oder Botenlohne, uns 
ter Strafe des 4fachen Rüderfages un: 
terfagt und zugleich beftimmt wird, daß 
von den Berleibungs » Behörden blos 
allein die Vergütung für den claffen- 
mäßigen, zur Ausftellung der Berlei- 
hungsurfunde verwendeten Stempel 
von dem Einwerber abzunehmen jei. 
Uebrigens verfteht es fih von felbft, 
daß das mit einem Gewerbe betheilte 
Individuum verbunden bleibt, die in 
den Zunftsgeneralien vom 5. Jänner 
1739 und in den bei der Zunft beite- 
benden befonderen Innungsartifeln 
feftgefeßten Gebühren an die Lade zu 
entrichten, (Eirc. des mähr. fchlef. Gub. 
vom 26. März 1830 3. 7067. Prov. 
®. ©. für Mähr. u. Schlef. 3. 1830. 
Nr. 33.) 

— — Seht. Majeftät haben über 
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den erhobenen Zweifel, ob die abſicht— 
(ide Abnahme ungefeßlicher oder über- 
mäßiger Taren und Gebühren der Ge- 
genftand einer Eriminal-Unterfuchung 
fein könne, mit a. h. Entſchließung 
vom 3. April 1838, für künftig ſich 
ergebende Fälle zu beftimmen befunden, 
daß dur jene Verfügungen, welde 
auf die Abnahme ungefeglicher oder zu 
hoher Taren und Gebühren Geldftra- 
fen verhängen, die Beurtheilung und 
Beftrafung des Factums als Verbre— 
chen, inſofern dasſelbe ſich nach dem 
Strafgeſetze als ſolches darſtellt, nicht 
ausgeſchloſſen werde, daß aber die 
Geldſtrafe in den Fällen nicht einzu— 
treten habe, in welchen gegen denſel— 
ben Beſchuldigten auf eine Criminal— 
Strafe erkannt wird. (Hfkzl. Decr. v. 
21. Juni 1838 3. 15017, an fämmtl. 
Länderft., fundg. mit Circ. der n. d. 
Neg. vom 12. Juli 3. 39098, des 
fteierm. Gub. v. 11. Juli 3. 11348, 
des böhm. Gub. vom 14. Juli, des 
küſtenl. Gub. vom 15. Juli, des gal. 
Bub. vom 16. Juli 3. 48027, des 
tirol. Gub. vom 18. Juli 3. 16104, 
des laib. Sub. v. 19. Zuli 3. 16629, 
des mähr. fchlef. Gub. vom 10. Aug. 
3. 25394 und der ob der ennf. Reg. 
vom 14. Aug. 1838 3. 21026. Pol. 
G. ©. 66. Bd. Nr. 79.) 

Zaren. In Gemäßheit des Hof- 
fanzlei» Decreted vom 31. Dec. 1846 
3. 37801 wird der einer gefeßlichen 
Grundlage entbehrende Bezug von Er: 
pedits- und Zuftellungsgebühren bei 
Verleihung von Gewerben, fo wie der 
Bezug von Gewerböverleihungs-Taren 
eingeftellt. (Circ. des f. k. mähr. ſchleſ. 
Randesgub. vom 21. Jänner 1847. 
Ztſchr. für 6.R. ©. 3.1847. ©. 67.) 
Auch in Böhmen wurde in Folge des 
obigen Hflzl. Decr. den Dominien und 
Städten der Bezug der Gewerbäver- 
leihungs-Taren eingeftellt. (Decr. des 
böhm. Bub. vom 7. Febr. 1847 8. 
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5290. Prov. G. S. für Böhmen. J. 
1847. Nr. 36) 

Taren für Localaugenſcheine bei Ab⸗ 
theilungen von Baugründen in Wien, 
ſ. Bau: Augenfchein-Gebühren. 

— — bei Aufnahme der Findlinge 
in die Findelanftalt, ſ. Findelanftalt, 
Findlinge. 

— — für die eigenen Gräber, f. 
Gräber, Leichenhöfe. 

— — für die Errihtung eihes Eis 
fengitterd auf den Leichenböfen in 
Mien, f. Leichenhöfe. 

— — für die Ausfertigung der 
Aufenthaltsfarten für Fremde, ſ. Päſſe. 
(Bdg. v. 3. Mai 1853 $. 11.) 

— — für die Abhaltung von Tanz- 
mufifen und Bällen, dann für das län- 
gere Dffenhalten der Wirths- u. Kaf— 
feehäufer, |. Polizei-Taren, Tanz— 
muſik⸗Licenz⸗Gebühren. 

— — für die Productionen der 
Künftler aller Art in Oberöfterreich,, f. 
Polizei⸗Taxen. 

— — für Schau-Productionen auf 
dem flachen Lande, ſiehe Schan:Pro- 
ductionen. 

— — für öffentlihe Productiohen 
find vor der Ausfolgung der Erledi- 
gungen einzubeben, f. Schau = Pro: 
ductionen, (Vdg. v. 19. Dct. 1886.) 

— — bei Ueberfommung der Wan— 
derbüchet, ſ. Wanderbücer. (Bdg. 
v. 16. Mär; 1830.) 

— — f. Ehe- Berfündigungss 
fcheine, Fremden » Behandlung, 
2 ei⸗Taxen, Tanzmuſik⸗-Licenz⸗ 

ebühren. 

Zarordnungen, Uebertretung der- 
felben, ſ. Satzung. 

Tarenrüdftände. Der hieſige Ma- 
giftrat hat zur fchnelieren und ficheren 
Realifirung feiner Tarausftände in Ge— 
mäßheit des mit h. Regierungd-Decrete 
vom 17. Jän. d. 3. 3. 2440 befannt 
gemachten h. HoffanzleisDecretes vom 
7. desfelben Monats Zahl 550 feit 
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1. April d. 3. den ganzen magiftratis 
[hen Jurisdictiong » Bezirk in fieben 
Rayons abgetheilt, und für jedes der 
fieben tareinhebenden Individuen einen 
offenen General-Auftrag mit der Er- 
mädhtigung ausgefertigt: gegen jede 
mit einer Tare und einem Porto im 
Rückſtande haftende Partei, nachdem 
fie fhon einmal zur Zahlung erinnert 
wurde, ohne Abwartung eines befon- 
deren Erecutiond-Auftrages, den allge: 
meinen Tarvorfchriften gemäß, den er: 
ften Erecutionsgrad, nämlich die Pfän- 
dung und allenfällige Trandferirung 
vorzunehmen. Hievon wurde mittelft 
Note vom 8/26.v.M. 3. 25739 an- 
ber die Mittbeilung gemacht und das 
Anfuchen beigefügt, daß den dortſei— 
tigen Gericht&dienern, welche fi mit 
dem erwähnten offenen General: Auf: 
trage ausweiſen, die mündlich nachge— 
fuchte Affittenz ungefäumt geleiftet wer- 
den wolle, wozu biemit die Bezirke: 
Directionen angewiefen werden. (Eirc. 
der ?. f. Bol. Db. Dir. vom 2. Juli 
1847 3. 11392/2128.) 

Zar = Webertretungen, ſ. Sa— 


wi. 

echnifche Inftitute, Zulaffung 
von Privat-Docenten, ſ. Privat-Do⸗ 
centen, 

Teich-Polizeis: Vorschrift für Ga- 
lizien, genehmigt mit Hffzl. Decr. vom 
17. Sept. 1835 3. 22767; fundg. 
mit Bdg. des galiz. Gub. v. 23. Det. 
1835 3. 59439. Prov. ©. ©. für 
Galiz. 3. 1835. Nr. 238. 

Teufelöbeere, ſ. Tollkraut. 

Telegraphen. Bei der Wichtigkeit, 
welche telegraphiſche Verbindungen fuͤr 
die öffentliche Verwaltung haben, fin— 
den Sich Se. k. k. Majeſtät laut a. h. 
Cabinetſchreibens vom 16. Jan. 1847 
zur Anordnung beftimmt, daß von nun 
an, ohne vorher von Sr. Majeftät 
felbft erwirfte Erlaubniß, feinem Pri- 
vaten, weder einem Einzelnen no einer 
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Geſellſchaft geftattet fein ſoll, Tele 
graphen zu errichten. Diefe a. h. Be- 
ſtimmung wird der Landesftelle mit dem 
Auftrage bekannt gegeben, Ddiefelbe 
alfogleih in geböriger Art mit dem 
Beifage allgemein Fund zu machen, daß 
im Falle der Uebertretung alle für die 
Einrichtung getroffenen Vorbereitungen 
und bergeftellten Apparate von dem 
Unternehmer felbit oder auf deflen Ko- 
ften von der Staatöverwaltung in un» 
brauchbaren Zuftand verfeßt werden 
würden. (Hflzl. Decr. vom 25. Jän. 
1847 3. 2521/185, an fämmtl. Län« 
derftellen. Bol. G. ©. 75.2. Nr. 9. 
Kundg. in N. Defterr. mit Rggs. Eirc. 
v. 28. Jän. 1847, in Böhm. mit Gub. 
Decr. vom 6. Febr. 1847 3. 6534, 
in D. Defterr. mit Rggs. Kundm. v. 
30. Jän. 1847 3. 2957.) 
ZTelegraphen. Die provif. Be 
fimmungenüberdieBenüßung 
der Staatd-Telegrapben von 
Seite des Publicums. Um einer- 
feits dem Publicum die Benügung des 
Zelegraphen dur Ermäßigung der Ge- 
bühr zu erleichtern, andererfeit® die 
öfterr. Tare für telegraphifde Depe- 
fhen mit der in den angrenzenden 
deutfhen Staaten beftehenden mehr 
in Einklang zu bringen, hat man das 
unterm 14. Dct. 1849 kundgemachte 
Reglement nebft Tarif einer neuerlichen 
Revifion unterzogen, und es gelten da— 
her für telegraphifhe Privat » Corre- 
fpondenz nadfolgende Beftimmungen: 
8.1. Es können vorläufig nur die 
Telegraphen - Stationspuncte Wien, 
Gratz, Laibach, Trief, Linz, 
Salzburg, Brünn, Olmütz, Prag 
und Dderberg in allen Richtungen 
für die Privat » Correfpondenz; benüßt 
werden. Der Anfangs-Termin ift auf 
den 15. Februar 1850 feftgeftellt. Die 
Verbindung mit auswärtigen Plätzen 
auf der Linie von und nah München, 
der Verkehr mit den preußifhen umd 
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ſächſiſchen Staatölinien 2c. ſteht näch— 
ſtens bevor. 

8. 2. Nur auf den genannten Tele: 
graphen:Stationen fünnen vorerft Pri— 
vat-Depefchen aufgegeben werden, 

$. 3. Dagegen findet die Beförde- 
rung auch nah Orten Statt, wohin 
feine telegraphifche Verbindung bejteht. 
Sole Depefchen werden von der leß- 
ten Zelegraphen-Station gehörig cou= 
vertirt und mit dem Amtsfiegel ver: 
ſchloſſen, der Poftanftalt vom Zelegra- 
phenamte zur Beförderung zugeftellt. 
Die Beförderung fann nah Begehren 
des Aufgebers mitteljt Eftaffette oder 
mittelft der Briefpoft erfolgen; Eftaf- 
fetten find vorläufig nur nach den im 
Anhange benannten SHauptorten zu— 
laffig. 

$. 4. Die Benüßung des Telegra- 
phen fteht Jedermann ohne Ausnahme 
zu, fie fann jedoh von Seite des 
Publicums nur infoweit Statt finden, 
als die Beförderung von Staatd-De- 
pefhen und die Benüßung des Tele 
graphen zum Eifenbahn Betriebe dies 
zuläffig machen. 

$. 5. In der Regel hat weder hin- 
fihtlih der Korm, nod in Betreff des 
Inhaltes der Depeſchen eine Befchrän- 
kung einzutreten. Doch werden folde 
Mittbeilungen ausgefchloffen, welde 
gegen die Gefeße verftoßen oder aus 
Rüdfihten der Politit oder des öffent: 
lihen Wohles zur Verbreitung auf dies 
fem Wege nicht geeignet erachtet wer- 
den. Die Entfheidung fteht dem Bor: 
fteber der ZTelegraphen = Station zu, 
doch faun gegen Ddiefelbe der Recurs 
an die Telegraphen-Direction in Wien, 
und zwar gegen Bezahlung der Ge- 
bühren auch auf telegraphiſchem Wege 
ergriffen werden. 

$. 6. Eine jede zu befördernde De- 
peſche muß ohne Abkürzung und deut: 
lich gefchrieben fein, fo wie Bor- und 
Zunamen, Character und Wohnung 
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fowohl des Abfenders, als des Adref- 
faten enthalten. Bei denjenigen De- 
peihen, welche von der legten Tele: 
graphen-Station bis zu ihrem Beſtim— 
mungsorte durch andere Mittel weiter 
befördert werden müffen ($. 3), hat der 
Abſender in der Depeſche genau anzu— 
geben, ob er ſie mittelſt der gewöhn— 
lichen Poſt oder durch Eſtaffette weiter 
geſendet haben wolle. 

8. 7. Um die Benügung des Staats— 
Zelegraphen möglihft vielen Corte: 
fpondenten zugänglich zu machen, darf 
eine telegrapbifche Depefche nicht mehr 
ale 100 Worte enthalten. Mehrere 
Depefhen eines und desfelben Abſen— 
ders hinter einander dürfen nur in Dem 
alle befördert werden, wenn die Ap- 
parate, fei ed auf der Station felbft 
oder auf den übrigen Stationen der 
Linie, nicht von anderen Eorrejpon« 
denten in Anfpruch genommen werden. 

$. 8. Die Telegraphenämter find 
dem Publicum zu jeder Zeit geöffnet. 
Die Zeit von 7 Uhr Morgens bis 9 
Uhr Abends wird als Tages- und die 
Zeit von 9 Uhr Abende bis 7 Uhr 
Morgens als Nachtzeit beftimmt. Die 
Uhren aller Telegraphenämter find nad 
der Wiener Zeit gerichtet. 

$. 9. Die Anmeldung der abzufen- 
denden Depefche gefhieht bei dem Vor— 
fteher der Telegraphen » Station oder 
deffen Stellvertreter. Derfelbe veran— 
laßt fofort, daß die nah dem Tarife 
zu erbebende Beförderungsgebühr be: 
rechnet, von dem Übfender erhoben, 
und in einem dafür befonders anzule— 
genden Einnabmsjournale verbucht, fo 
wie daß dem Abfender die gefchehene 
Aufgabe und die erfolgte Gebühren- 
berichtigung befcheinigt werde. Gleich: 
zeitig mit der Beförderungs - Gebühr 
werden noch: 

a) Die Manipulationd « Gebühr mit 
2 fl. für jede Depeſche, 

b) die Zuftellungs » Gebühr ($. 15), 
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ce) bei den von der lekten Telegra- 
phen-Station mittelft Eftaffetten weiter 
zu befördernden Depefchen ($. 3), die 
Gftaffettengebühr, 

d) in den Fällen, als die Depeſche 
collationirt werden ſoll ($. 13), die 
Eollationirungd-Gebühr erhoben. 

8. 10. Der Berechnung der Beför- 
derungsgebühr liegt die Wortzahl und 
Entfernung zu Grunde. Man entrichtet 
für 1—20 Worte 5 fr. pr. Meile Te- 
legraphenlettung, für 21—60 Worte 
10 fr. pr. MI. Telegrapbenl., für 61 
— 100 Worte 15 fr. pr. MI. Telegrar 
phenleitung. Nach welchen Anſätzen der 
Tarif berechnet ift. 

Adreffe, Unterfchrift und Datum wer: 
den mittarirt. Jede aus 5 oder weni— 
ger Ziffern beftebende Zahl wird als 
ein Wort gerechnet; bei ungewöhnlich 
langen Worten wird die Anzahl von 
je 20 Buchſtaben als ein Wort und 
der verbleibende Reſt ebenfalld als ein 
Wort gerechnet. Für Depefhen von 
weniger als 20 Worten ift dennod 
die für 20 Worte entfallende Gebühr 
und für Depefhen, welde zur Nacht— 
zeit ($. 8) aufgegeben werden, die 
doppelte Beförderungsgebühr zu ent- 
richten. 

8. 11. Die Beförderung der tele— 
graphiſchen Mittheilungen geſchieht 
nach der Reihenfolge, mit Berückſichti— 
gung der Zeit ihrer erſten Aufgabe bei 
der Telegraphen-Station. 

Vorausbeſtellungen werden nicht 
berückſichtiget. Wenn in verſchiedenen 
Richtungen telegraphiſche Mittheilun— 
gen erfolgen, ſo findet für den Privat— 
verkehr ein Richtungswechſel in der 
Weiſe Statt, daß eine Depefche 5. 2. 
von Wien nah Trieft, eine andere 
von Trieft nah Wien, dann wieder 
eine von Wien nah Trieft u. f. f. 
folgt. In derfelben Richtung haben die 
von den Anfangs: und Endpuncten der 
Linie abgehenden Depefchen den Bor- 


376 


Celegraphen. 


rang dor den auf den Zwifchenftatior 
nen aufgegebenen. 

8. 12. Alle Telegrapben = Beamten 
find zur ftrengften Geheimhaltung der 
telegraphifhen Depeſchen verpflichtet. 
Fremden Perſonen ift der Zutritt zu 
dem Arbeitszimmer der Telegraphiften 
nur mit ausdrüdlicher Erlaubniß der 
Direction oder des betreffenden Amts» 
vorftehere oder deſſen Stellvertreters 
und au nur dann geftattet, wenn 
nicht telegraphint wird. 

8. 13. Auf Begehren der Parteien 
wird jede Depefche collationirt, d. 5. 
die Station, welde die Depeſche ab— 
fendet, bat von der Station des Be— 
flimmungsortes den Inhalt der De- 
pefche, wie er von leßterer verftanden 
wurde, zurüctelegraphirt zu erhalten, 
wofür von dem Abfender die ganze ein« 
fache Tare ohne Manipulationsgebühr 
als Collationirungs » Gebühr zu ent: 
richten iſt. 

$. 14. Jede telegraphifche Depefche 
wird fogleih nah ihrer Ankunft von 
dem betreffenden Telegrapbenamte deut: 
lich geſchrieben, gehörig couvertirt und 
mit dem Siegel desfelben verſchloſſen 
durch einen vereideten Telegraphen- 
boten oder durch die Bermittlung der 
Poftanftalt an die Adreſſe befördert. 
Der Empfänger hat die richtige Zu- 
ftellung mit Angabe der Zeit, zu wel- 
cher diefe Statt gefunden hat, in einem 
ihm vorzulegenden Abgabsbuche, oder 
nach Umftänden dur eine befonders 
gefhriebene Empfangsbefcheinigung zu 
beftätigen. 

8. 15. Für die Zuftellung einer te- 
legraphirten Depeſche von der letzten 
Telegraphen-Station an die Partei im 
Stationsorte, oder an die Poſt ift 
vom Aufgeber der Depefche eine Zu- 
ftellungs » Gebühr von 24 fr. zu ent- 
richten. 

8. 16. Wenn Störungen in der Te 
legraphenlinie eintreten follten, fo wird, 
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im Falle der Einſender nicht abzuwar⸗ 
ten geſonnen iſt, die erlegte Taxe für 
die noch nicht beförderte Depeſche zu- 
rüdbezahlt. Uebrigens übernimmt die 
Regierung bezüglich der Beförderung 
der Depefche Feine wie immer geartete 
Haftung. 

$. 17. Die Gtaatöverwaltung be 
hätt fih vor, den Telegraphen für die 
Beförderung von Privat » Gorrefpon: 
denzen, wenn es die Umftände erheifchen, 
ganz zu fperren. (Erl. des H. Min. v. 
6. Febr. 1850. R. G. B. Nr. 68.) 

Zelegraphen. Beftimmungen 
bezüglih der Abgabe und Be 
förderungdmweife telegrapbi- 
fher Staatd-Depefden. 

Art. 1. Zur Abgabe der Staats- 
Depeſchen find ermädhtiget: die Chefs 
der oberften Hofämter, die Borftände 
der Minifterien, der Behörden und 
Aemter; alle in felbftftändiger Dien- 
ftesfunction begriffenen Organe diefer 
Stellen, Seneralprocuratoren, Staats— 
anmwälte, Regierungd- und Kreis-Prä- 
fidenten, Diftricts » Dbergefpäne, end» 
lich Militär-Stations-Commanden und 
Gommandanten der auf dem Marſche 
befindlihen Truppentörper und Trans— 
porte. 


Art. 2. Bei jeder Staats-Depeſche 
muß die Förderung des öffentlichen 
Intereffes, die Dringlichkeit des Ge 
genftandes, und die Nothwendigkeit 
der Benügung dieſes Gommunicationd- 
mittels zur Erreihung des Zwedes 
nachweisbar fein. 

Art. 3. Es haftet der Aufgeber von 
Staatd-Depefben für den Inhalt und 
den ämtlihen Character der Mitthei- 
lung. 

Art. 4. Alle Staatd-Depefhen fol- 
len möglichft kurz und bündig abge 
faßt fein und fein Wort enthalten, 
das nicht zum völligen Berftändniffe 
notbwendig üft. Diefelbe Rückſicht fin- 
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det bei Abfaffung der Adreffe Statt. 
Zitulaturen follen binwegbleiben. 

Art. 5. Staatd-Depefhen, welche 
mehr als 100 Worte enthalten, find 
durch Striche im Terte fo abzutheilen, 
daß fein Theil mehr ala 100 Worte 
enthält. Im Falle die Beförderung 
folder Depefhen mit der anderer 
Staats - Depefhen collidirt, wird die 
Abtelegraphirung unterbrochen, und es 
folgt die Fortfeßung oder ver Schluß 
erft nach Abgabe der collidirenden De- 
peſche oder ihres entfprechenden Thei- 
led. Für ſolche Bälle ift zur Berftän- 
digung der Empfangsftation vom Auf- 
geber die Bemerkung beizufügen, ob 
und wie der erfte Theil der Depeſche 
für ſich ſogleich erpedirt und befördert 
werden foll, oder erft die vollftändige 
Depeſche. 

Art. 6. Ungewöhnliche höchſte 
Dringlichkeit einer Staats⸗Depeſche iſt 
auf dieſe ſelbſt zur Darnachachtung des 
Telegraphenamtes mit „höchſt drin— 
gend“ zu bezeichnen. Eine Staats— 
Depefche mit diefer Bezeichnung, wel: 
her übrigens die Unterfchrift des Auf- 
gebers beigefekt fein muß, unterbricht 
jede andere Depeſche. 

Art. 7. Nur in Fällen von höchſter 
Dringlichkeit ift fi der Telegraphen 
der Betriebeftationen zu bedienen. Im 
Kalle die Depefhe nidht den im $. 2 
bezeichneten Character tragen jollte, 
baftet der Aufgeber außer der diesfäl— 
ligen fpeciellen Berantwortlichkeit no 
überdies mit dem Erfaße der tarifmä- 
higen Gebühr. 

Art. 8. Tritt Unterbrehung wäh: 
rend des Abtelegraphirend einer De- 
peſche ein, fo hat die Station, welche 
die Depefche telegraphifch nicht weiter 
befördern fann, dieſes dem Aufgeber 
der Depefche telegraphifch zurüchzumel: 
den, im Uebrigen aber nach den Beftim- 
mungen des deutſch öſterreichiſchen Te 
legraphen ⸗Vereines vorzugehen. Sollte 
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die Weiterbeförderung mittelſt Eſtaffette 
zu veranlaſſen ſein, ſo iſt dieſes der 
Station, von welcher ab die Weiter— 
beförderung unthunlich iſt, vom Auf— 
geber telegraphiſch mitzutheilen. 

Art. 9. Sollten Depeſchen im In— 
tereffe anderer Staaten von inländi— 
[hen Behörden aufgegeben werden, fo 
ift in Bezug auf Vergütung Recipro- 
cität zu beobachten, und deshalb jede 
folhe Depeſche mit den Worten „für 
Rechnung der... .. [hen Regierung” 
zu bezeichnen. 

Art. 10. In der Stunde von 2— 
3 Uhr Rahmittags follen die ämtlichen 
Mittbeilungen über Coursnotirungen 
den Rang vor den Staats» Depefchen 
haben, wenn legtere nicht nachweislich 
hochwichtig und äußerſt dringend find. 
(Erl. des H. Min. vom 2. Mai 1851. 
R. G. 2. Nr. 121.) 

Zelegraphen. Die kak. oberfte 
Polizei » Behörde hat mit Erlaß vom 
2. Zuli 1852 3. 812/110 im Inter— 
effe der Schonung des Aerars aufge: 
tragen, nur in Fällen der unabweis- 
baren Nothwendigkeit fih mit änıtli- 
hen Depefhen an die Telegraphen— 
ämter der Kaiſer-Ferdinands-Nordbahn, 
dann der Wien-Bloggniker-Eifenbabn- 
Geſellſchaft, dagegen zur Bewerfftelli- 
gung folcher Mittheilungen, wo Staats: 
Zelegraphenämter aufgeftellt find, ftets 
an diefe zu wenden, da bei erfteren die 
Beförderung der Depefche durd die 
Betriebs⸗Organe geſchieht und die hie- 
für bedungene tarifmäßige Gebühr von 
den betreffenden Minifterien, im deren 
Reſſort die Staats » Depefchen gehö— 
ren, vergütet werden muß. Bei den 
zur Beförderung dur die Betriebe: 
Drgane der Privat » Eifenbahn aufge: 
gebenen Depefhen, wenn fie eine die 
Polizei oder Gensd’armerie betreffende 
Angelegenheit zum Gegenftande haben, 
ift foldes durch die ausdrückliche Be— 
zeichnung: „Telegraphiſche Depefche in 
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Polizeir beziehungsweife Gensd’ar- 
merie =» Angelegenheiten” anzudeuten. 
(Dee. der Bol. Dir. vom 7. Juli 1852 
3. 13732/1617. Bdg. der n. 6. Sıth. 
vom 15. Juli 1852 3. 23789.) 

ZTelegraphen. Laut Erlafjes der 
k. k. oberften Bolizeibebörde vom 21. 
l. M. Nr. 607/Pr. II. wurde die Wahr: 
nehmung gemadt, daß in telegraphi- 
[hen Mittheilungen Detaild aufge 
nommen werden, welde wohl den Ge- 
genftand eines Berichtſchreibens bilden 
fönnen, aber die Grenzen einer tele 
graphifchen Depeſche weit überfchreis 
ten. Mit Bezug auf den Art. 4 des 
Handeld-Minifterial-Erlaffes v. 2. Mai 
1851 (Mr. 121 des R. G. B. ©.389) 
wurde daher angeordnet, dag nur ſehr 
dringende und wichtige Mittheilungen 
zum Gegenftande telegraphiſcher 
Mittheilungen genommen werden ſol— 
fen umd bei der Abfaffung derfelben, 
mit Hinweglaffung alles Ueberflüffigen, 
die größtmöglihe Kürze um fo mehr 
zu beobachten fei, ald durch lange De: 
peſchen oft fehr wichtige von der fo- 
gleihen Beförderung zurückgehalten 
werden. Bon diefer hohen Berordnung 
werden die Bezirfäleiter zur genaueften 
Darnachachtung in vorfommenden Yal- 
len hiemit in Kenntniß gefeßt. (Deer. 
der Pol. Dir. vom 24. Febr. 1853 
8. 647/Pr.) 

— — Mit dem Erlaffe der f. k. 
oberften Polizei-Behörde vom 1. d. M. 
3. 306/Pr. 11. fam der Polizei⸗Direc— 
tion die Weifung zu, ſich bei Abfen- 
dung von telegraphifchen Depeſchen po— 
lizeilihen Inhaltes ausſchließlich des 
Zelegraphenamtes der oberften Poli— 
zei-Behörde zu bedienen. Hievon wur— 
den die Bezirfsleiter mit dem Bedeu— 
ten verftändigt, dag in der Regel alle 
derlei Depeſchen zur Veranlaffung der 
Erpedition im vorgezeichneten Wege 
der Pol. Dir. vorzulegen find. Nur 
ausnahbmsweife wurde geſtattet, 
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daß die in den hiefigen Bahnhöfen er» 
ponirten Gommifjäre zur Abfertigung 
von Depefchen in beſonders drin: 
genden Fällen fih unmittelbar der 
dafelbft beftehenden Telegraphenanſtalt 
bedienen, wovon jedoch jedesmal nad. 
träglih die Anzeige zu erftatten fein 
wird. (Decr. der Bol. Dir. v. 7. Febr. 
1853 3 376/Pr.) 

Zelegraphen. Jene telegraphifchen 
Depeſchen, welche zwar von einer faif. 
Behörde an eine andere gerichtet, bei 
denen aber eigentlih Privat— 
Perfonen die betheiligten Auf- 
geber find, umd welde in ihrem In— 
tereffe telegrapbirt werden follen, wo- 
für ſonach die Lepteren die entfallenden 
Gebühren zu entrichten und die Be— 
börden nur zur Autorifirung des In— 
haltes zu interveniren haben, find 
jederzeit beim Gentral- Tele 
graphenamte und nicht beim Tele: 
graphenamte der oberften Polizei- Be: 
hörde mit Angabe des Umftandes, daß 
die Depefche gebührenpflichtig fei, zur 
Aufgabe zu bringen. (Erl. der ob. Pol. 
Beh. v. 26. Apr. 1853 3. 1445/P. II. 
Deer. der Bol. Dir. vom 5. Mai 1853 
3. 1485/Pr.) 

Zelegraphenleitungen, Beihädi- 
gungen derfelben, ſ. Taglia. 

Tempus sacratum, f. Zuftbar: 
keiten. 

Teppiche, fiche Hanfir-Patent, 
8.17c. 


Termine, bei Berichtserftattungen 
an höhere Behörden müffen genau zu— 
gehalten werden, f. Berichtserftat- 


ar 
eftamente, gerichtliche, können 
bei jedem Bezirksgerichte aufgenommen 
werden, f. Gerichtsbarkeit. (Bat. v. 
20. Nov. 1852 8. 92.) 
Teufelsbeere, ſ. Tollkraut. 
Thatbeſtands-Erhebungen, ſ. 
Berggericht. 
Theater. Es wird Jedermann zu 
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wiſſen gemacht, dag nicht nur das Pfei- 
fen auf was immer für eine Weiſe, und 
zwar wiederboltermalen, jondern auch 
das Stampfen mit Füſſen, Stofen 
und Schlagen mit Stöden auf den 
Fußboden, Bänken und Wänden aller 
Drten in Theatern von nun an derger 
ftalt verboten fei, daß der Entgegen: 
bandelnde nah Umftänden und Be— 
fund fogleih an der Stelle von der 
vorhandenen Wache angehalten und 
aus dem Theater abgefchafft, oder wohl 
gar gefänglich eingebracht, und wider 
felben die fchärffte Beftrafung verhängt 
werden fol, da dem Publicum ohne— 
bin frei fteht, feinen Beifall durch Hän⸗ 
deklatſchen, das Misfallen aber durch 
allgemeines Stilfhweigen an den Tag 
zu legen. (Bdg. vom 9. Mai 1775.) 

Theater dürfen auf dem Lande 
nicht ohne Erlaubniß der Kreisämter 
errichtet, und in diefen nur von diefer 
Behörde gut geheifene Stüde aufge: 
führt werden. Pofjenfpiele und ertem- 
porirte Stüde find durchaus verboten. 
Uebrigens find der allzu großen Schau- 
ſpielſucht Schranken zu feßen. (Vdg. in 
Böhmen v. 24. Febr. 1786. Arop. Gef. 
of. 10. Bd. ©. 186.) 

— — aufdem Lande. Die de 
willigung hiezu ſoll fih blos auf grö- 
Bere, mit einem Magiftrate verfehene 
Städte und Märkte erftreden, und da- 
mit ſich das Kreisamt verfihern könne, 
dag nur cenfurirte Stücke aufgeführt 
worden feien, haben die Obrigfeiten, 
in deren Bezirk die Schaufpieler- Ge- 
ſellſchaft VBorftellungen gegeben hat, in 
ihren monatlihen Polizeiberichten die 
aufgeführten Stüde zu bemerken. Zur 
Bermeidung ded Ertemporirend und 
aller willfürlihen Zufäße der Schau: 
fpieler follen fi die Ortsobrigkeiten 
die Stüde vor der Vorftellung überrei— 
ben laffen, und im Einverſtändniß mit 
dem Pfarrer die unfittlihen und uns 
pafjenden Stellen abändern. (Bdg. für 
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Defterr. ob d. Enns v. 23. Febr. 1793. 
Kopetz polit. Gef. K. I. Thl. ©. 452.) 

Theater. Se. Majeftät haben zu 
befehlen gerubt, daß in den Theatern 
der Provinzen fowohl, ald der Bor- 
ftädte Wiens alles vermieden werde, 
was die guten Sitten beleidigt oder 
gefährlihe Grundſätze in Rüdficht auf 
die gute Ordnung oder das Wohl des 
Staates verbreiten fönnte; auch ift dad 
Ertemporiren und zweidentige Geber: 
denfpiel bei ſchwerer Ahndung verboten. 
(Hofd. v. 13. Febr. 1795, an ſämmtl. 
Känderft. Bol. G. ©. 6. BP. ©. 104.) 

— — Es maltet fein Anftand ob, 
die Bewilligung zu Schaufpieler- Ge- 
fellfchaften denjenigen Bittwerbern zu 
ertheilen, deren moralifher Character 
befannt ift, und von welden fomit 
nichts Nachtheiliges beforgt werden 
fann; nachdem es jedoch immer noth- 
wendig ift, daß die Randesftelle derlei 
Gefellfhaften kenne und ihren Werth 
beurtheilen fann, fo wird den Kreis— 
ämtern aufgetragen, über dergleichen 
Geſuche, die nicht etwa gleich vor der 
Hand abzumweifen find, an die Ne 
gierung zu berihten, und nit nur 
den Unternehmer, ſondern auch alle 
feine Mitglieder namentlich anzuzeigen. 
(N. ö. Rggs. Bdg. v. 30. Aug. 1796. 
Barth. admin. Pol. 2. Bd. ©. 565.) 

— — Die Aufbewahrung eines 
Nothkaſtens in jedem der fünf Thea: 
ter Wiens, fo wie in den f. k. Redou- 
tenfälen, die Bereithaltung eines eige- 
nen Zimmers zur Behandlung der 
gählings Erkrankten, und die Aufftel- 
lung beflimmter zum wechjelweifen Be- 
ſuche verbundener Aerzte wurde geneh- 
migt. (R. 6. Rggs. Deer. v. 10. März 
1804.) 

— — Der Bolizei-Dber-Direction 
wird zu Folge Hofkanzlei-Decretes v. 
12. April 1804 erinnert: Se. Maje: 
ftät haben, um allen Zweifel zu bebe- 
ben, was für Gattungen der Specta- 
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feln die Unternehmer der Thea- 
ter in den hieſigen Vorftädten 
eigentlih aufzuführen berechtigt find, 
die bisher geduldete Beobachtung nun— 
mebr formlih dahin zu beftätigen ge 
ruht, daß die Theater-Uinternehmer in 
der Leopoldftadt umd an der Wien zu 
allen deutſchen zu recitirenden Stüden, 
dann zu deutfchen Opern jeder Art 
und mufifalifhen Academien zu auto: 
rifiren, dagegen zu jedem zu recitiren- 
den Schau- und jedem Singfpiel in 
fremder Sprade, fo wie zu Ballets 
und Bällen unberechtigt zu erklären 
feien. Der Unternehmer des Joſeph— 
ftädter Theaters Hat nebſt dem 
obenerwähnten Befugniffe für feine 
PBerfon, auch bei der bisherigen Er- 
laubniß und befonderer Begünftigung 
auf Ballets, Pantomimen und fleine 
declamatorifhe Stüde zu verbleiben. 
(Decr. der n. ö. Reg. vom 24. April 
1804 3. 7177. Decr. der Bol. Hofft. 
vom 20. April 1804. Bol. Ob. Dir. 
3. 1700.) 

Theater. Se. Majeftät haben in 
Erledigung des Bortrages der Polizei- 
Hofftelle unterm 19. Juli 1804 zu ent- 
fließen gerubt, daß den zwei Bor- 
ftadtthbeatern an der Wien und 
in der Leopoldftadt wie bieher 
freigelaffen werde, nebit den ihnen zu— 
gewiefenen Battungen Spectafeln, au & 
PBantomimen aufzuführen. (Decret 
der Pol. Hofft. vom 20. Juli 1504, 
Pol. Db. Dir. 3. 3246. Hfkzl. Decr. 
vom 1. Aug. 1804. Bdg. der n. ö. 
Reg. vom 14. Aug. 1804 3. 14751. 
Pol. Db. Dir. 3. 3791.) 

— — Die Gewohnheit, von den 
Plafonds und den Galerien der Thea- 
ter Gedidhte und andere fliegende Blät- 
ter unter das Publicum auszumerfen, 
bat von nun an gänzlib aufzubören. 
(Pol. Hofft. Decr. vom 6. Juli 1805. 
Pol. Db. Dir. 3. 3369.) 

— — Ge. Majeftät haben auf eine 
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unterm 11. Sept. 1806 erftatteten Vor⸗ 
trag zu entfchließen gerubt: 

1. daß auf den fänmtlichen Theatern 
bei Gefechten niemals mehr, weder aus 
größern, noch aus kleinern Gefhüpen 
gefeuert, 

2. auf denfelben feine pyrotechnifche 
Darftellung, durch welche auch nur von 
ferne eine Gefahr herbeigeführt, oder 
das Publicum mit PBulverdampf belä- 
ftiget werden fönnte, geftattet; 

3. der Gebraud der Pferde auf dem 
Theater zwar geduldet, jedoch foll 
im Galloppe weder gefahren 
noch geritten werden. 

In diefer Hinfiht follen ſelbſt ältere 
von der Genfur bewilligte Spectafel- 
ftüde nur dann zur Reproduction zus 
gelaffen werden, wenn fie nad diefer 
Directivregel abgeändert, und von der 
Polizei-Hofftelle revidirt find. Worüber 
dem Inſpections-Commiſſär die ger 
nauefte Auffiht zur Pfliht gemacht 
wird, (Pol. Hfft. Decr. vom 5. Det. 
1806. Bol. Ob. Dir. 3. 5387.) 

Theater. In Spectatelftüden find 
Ganonaden und beftiges Gewehrfeuer 
verboten. (Bol. Hfft. Decr. v.20. Aug. 
1806.) 

— — Das Theater an der Wien 
erhält das Befugniß zu allen deutfchen, 
zu recitirenden Stücken, zu deutfchen 
Dpern jeder Art, muſikaliſche Acade- 
mien und Bantomimen, mit dem Bei- 
faße, jährlih einmal zum Beften der 
MWohlthätigkeitsanftallen eine Vorftel- 
fung zu geben. bei welcher weder reis 
bilfeten no Abonnements Plaß;greifen. 
(Hfd. v. 2. Jän. 1807, n. ö. Rage. 
Deer. v. 8. Jän. 1807.) 

— — in den, foll der Schamlofig- 
feit der Ruftdirnen durch verfchärfte Auf- 
fiht gefteuert werden. (Pol. Ob. Dir. 
Circ. v. 27. Dct. 181.) 

— — Ge. Majeflät haben laut einer 
von dem Präfidium der Bol. Hfit. er: 
haltenen Eröffnung v. 20. Febr. 1812 
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zu entfchließen befunden, daß auf der 
Bühne das Schießen aus großen und 
kleinen Gewehren, zur Borftellung förm- 
licher Gefechte, noch ferner verboten 
bleibe, daß hingegen nicht ſtark fnal- 
lende, einzelne Schüffe aus Piftolen und 
Flinten, in guten Stüden, wo es mit 
der Handlung wefentlih verbunden ift, 
von nun an wieder gejtattet werden 
können. (R. ö. Reggs. Vdg. v. 4. März 
1812 3. 5790. Krop. Gef. Kranz. 31. 
B. ©. 165.) 

Theater. Die Bol. Ob. Dir. hat 
zu wachen, daß die Theater in der be- 
ftimmten Zeit pünktlich geöffnet werden. 
(Bol. Hfft. Decr. v. 21. März 1813.) 

— — das Abbrennen der Raketen 
zwifchen den Gouliffen, fowie ein Feuer⸗ 
regen bat zu unterbleiben. (Bol. Ob. 
Dir, Decr. v. 23. Juni 1813.) 

— — Die Polizeicommiffäre wer: 
den angemwiefen, daß die Bedienten und 
Stubenmädhen des Theaterperfonals, 
innöthigen fällen, (welches von der 
Beurtheilung der Gommiffäre abhängt, 
da bei jedem Theater eigene Ankleid- 
und Ausziebzimmer fi befinden) zwar 
auf dem Theater hinter den Gouliffen 
geduldet werden fönnen, das Dienft- 
perfonale fih jedoch nicht vordränge, 
fondern fih weit zurückhalte, damit es 
von feiner Seite vom Auditorium ges 
feben werde; übrigens iſt zu wachen, 
daß es fih ruhig und anftändig be- 
trage. (Bol. Hfſt. Deer. v. 1. Dec. 
1814.) 

— — In jedem Theater in Bien 
ift zur Nachtzeit eine Feuerwache auf: 
zuftellen, und die PolizeirBezirkd-Di- 
rection bat die gefhehene Aufftellung 
zu überwaden. (Bol. Ob. Dir. Lirc. v. 
15. Juni 1816 3. 2386.) 

— — (in der Leopoldftadt). Nebft 
der gewöhnlichen zmweimaligen Bifita- 
tion nach jedem Spectafel iſt in dem 
LeopipftädtersTheater nah Mitternadt 
eine beftändige Feuerwache durch ver- 
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läglihe Theaterleute zu halten. (Bol. 
Ob. Dir. Deecr. v. 28. Juni 1816.) 

Theater. Da es unſchickſam ift, und 
ſich mit den beftebenden Verordnungen 
nit verträgt, daß ein in Staatsdien- 
ften ftebender Beamter auf der Bühne 
öffentlich erfcheine, jo wird der Polizei- 
Ober⸗Direction aufgetragen, ſämmtli— 
chen Unternehmern oder Directoren der 
hieſigen Vorſtadttheater einzuſchärfen, 
und die Theaterinſpectione-Commiſſäre 
darüber ftrenge wachen zu laffen, daß 
nicht nur kein bei einer Randesitelle die: 
nendes Individuum auf einer Öffentlis 
chen Bühne ald Schaufpieler auftrete, 
fondern, daß auch fein Verfaſſer eines 
Theaterftücdes , wenn er ein Staats— 
beamter ift, und vom Bublicum bervor- 
gerufen wird, vor demfelben erfcheine. 
Jeder Fall diefer Art ift mit genauer 
Brzeihnung des Beamten, und der 
Stelle, bei welcher er dient, zur gehöri- 
gen Verfügung anzuzeigen. (Bol. Hff. 
Decr. v. 12. Aug. 1818. Bol. Ob. 
Dir. 3. 4125, f. Beamte. Bdg. vom 
27. März 1845.) 

— — Fernerhin ift fein Theater: 
ftü zur Aufführung zuzulaffen, deſſen 
Stoff aus dem alten oder neuen 
Zeitamente entlehnt ift; denn nad 
der in der jüngften Zeit gemachten Er: 
fabrung trägt die Art und Weife, wie 
die Iheaterdichter gemöhnlid den aus 
den heiligen Büchern gefhöpften Stoff 
bearbeiten, mehr dazu bei, der echten 
Neligiöfität zu fhaden, als zu nüßen. 
Ueberdieß wird der Begriff von dem 
Wertb und Ginne der biblifhen Ges 
fhichte, befonders bei der Jugend und 
untern Volksclaſſe, dur foldhe Dar: 
ftellungen verwirrt, und die Gefahr her: 
beigeführt, die heiligften Sachen herab» 
gewürdigt zu fehen. Es ift daher in 
Zukunft dafür zu forgen, und fortan 
nur zu geftatten, daß die bisher bereits 
aufgeführten Stüde, deren Inhalt aus 
den heiligen Büchern genommen ift, 
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noch ferner gegeben, neu vorfommende 
derlei Stüce aber zur Aufführung nicht 
zugelaffen werden. Wohl aber können 
auch fünftig biblifhe Gegenftände zu 
Dratorien, wie bidher, auf eine zweck— 
mäßige Art benüßt werden. (R. ö. 
Reggs. Vdg. v. 1. Det. 1818. Krop. 
Be, Franz. 40.Bd. ©. 408.) 

Theater, Theaterſtücke aufden Thea- 
tern zu Wien in franzöfifher Sprade 
zu geben, ift in der Regel verboten. 
(Bol. Hfſt. Deer. vom 19. Aug. 1819. 
Krop. Gef. Franz. 42. B. ©. 233.) 

— — Anden, für die Wohlthätig— 
feitö-Anftalten beftimmten Normatagen 
follen in feinem der hiefigen Theater 
Borftellungen von was immer für einer 
Art gegeben werden, fondern es follen 
diefe Tage ganz ausfchließend den 
Wohlthätigkeits-Anftalten vorbehalten 
bleiben. (Hfkzl. Decr. v. 1. Jän. 1820. 
Krop. Gef. Kranz. 43. Bd. ©. 2.) 

— — So oft von einem Unterneh— 
mer eine PVorftellung zu einem wohl- 
thätigen Zwecke gegeben wird, fol je: 
desmal ein Beamter des n. ö. Provin- 
zial-Zahlamtes zu der Eaffe abgeordnet 
werden. (N. ö. Reggs. Vdg. vom 24. 
April 1820 ) 

— — Ge. Majeftät hat mit aller: 
höchſter Entſchließung vom 14. Juni 
1821 zu befehlen geruht, daß die be— 
ſtehende Vorſchrift, daß au Rorma— 
tagen die Theater geſchloſſen, und 
öffentliche Luſtbarkeiten eingeſtellt fein 
ſollen, und nur ausnahméweiſe die Er— 
laubniß zu muſikaliſchen Academien ern⸗ 
ſter Gattung, und auch dieſe nur für 
wohlthätige Zwede ertheilt werden 
dürfe, genau beobachtet, und keines— 
wegs auch Zableaur, Declama- 
tionen, nob weniger Dpern, 
Schaufpiele und Tänze aufgeführt 
werden. (Bol. Hfft. Decr. v. 30. Juni 
1821. Pol. Ob. Dir. 3. 3669.) 

— — Auf Haustbeatern, fo mie 
überhaupt auf dem Theater zu fpielen, 
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iſt den ka k. Beamten und allen Ge— 
werbsleuten verboten. (Bol Hfſt. Decr. 
v. 7. Juli 1821. Pol. Ob. Dir. 3. 
3654.) S. Hanstheater. 

Theater. Dert.t. Bol. Ob. Dir. wird 
zur Pfliht gemacht, daß fie die befte- 
bende Borfchrift , nach welcher es den 
Borftadttheatern unterſagt iſt, theatra- 
liſche Vorftellungen, als Opern u. dal. 
in andern als der deutfhen Sprache, 
oder auch nur Scenen aus denfelben 
im Goftunte aufzuführen, genau im 
Auge balte, und fo lange nicht von der 
Polizeihofftelle eine Ausnahme bewil— 
ligt worden, ftrenge handhabe. (Pol. 
Hfft. Decr. vom 30. Aug. 1821.) 

— — im, ift der Unfug, daß den 
auf den Theatern erfcheinenden Künft: 
lern, zur Bezeugung des Beifalls, 
Kränze und Gedichte auf die Bühne 
geworfen werden, ftrenge zu ahnden. 
(Bol. Hfft. Deer. v. 21. Mai 1823.) 

— — Ruheſtörer, weldhe durch ver- 
abredete Zeichen von Beifall und Miß— 
fall das Stüd zu heben oder fallen zu 
machen fuchen, find vom Theater abzu- 
fhaffen, nöthigenfalls ſelbſt anzubal- 
ten und hierüber Rapport zu erftatten, 
(Bol. Hfft. Decr. vom 25. Aug. 1823.) 

— — Die Erfahrung bat ed be- 
währt, Daß die feit einiger Zeit vorzüg— 
lid auf den Schaubühnen zur Hervor- 
bringung des fogenannten rothen 
Feuers benüßte Maffe, auch in genau 
verfchloffenen Gefäßen, befonders, wenn 
fie trocknet, fih leicht von felbft ent- 
zündet, und in diefem Zuftande die 
Feuerſtücke um ſich fhleudert. Da bei 
einer folhen Eigenfhaft die Feuerge— 
fährlichfeit diefer Maffe erwiefen vor- 
liegt, und da zugleich durch das Er— 
kenntniß der Kunftverftändigen darge— 
than ift, daß felbft bei Anwendung 
aller erdenklihen Vorfichtsmaßregeln 
die Möglichkeit einer Erplofion diefer 
Maffe, und das Verbreiten dieſes 
Beuerd ganz zu befeitigen nicht ver- 
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bürgt werden fann, fo findet fi die 
Landesregierung beftimmt, fowohl das 
Erzeugen, als den Verkauf und Ge- 
brauch dieſes Materiales, mit dem Bei- 
faße allgemein zu verbieten , daß jeder 
Uebertreter diefes Verbote nah Maß 
der Umftände mit Geld- oder förperlis 
hen Strafen belegt werden wird. (R. ö. 
Reggs Eirc, vom 5. Dec. 1823 Zahl 
57407, n. d. Brov. ©. ©. 5. Bd. 

Theater. E83 ift die Pflicht der Po— 
lizei Ober-Direction zu wachen, daß auf 
der Schaubühne die bisher gebrauchten 
grünen. blauweißen Feuermaſſen nicht 
frei abdämpfen, fondern nur in einer 
geichloffenen, mit einem Schlaude ver- 
fehenen Röhre gebraucht werden, und 
hat diefelbe, im Falle eine Theaterdi- 
rection diefer Weifung nicht Folge lei- 
ften follte, die weitere Amtshandlung 
gegen diefelbe einzuleiten, (N. 5. Rggs. 
Deer. v. 5. Dec. 1823.) 

— — In Gemäßheit des Polizei— 
Hofftelldeeretes vom 7. Nov. 1821 
hatte die k. k. Polizei-Ober⸗Direction die 
Aufführung der Kinderballete 
in dem Theater an der Wien einzuſtellen, 
und zugleich ſämmtlichen hieſigen Vor— 
ſtadttheatern mittelſt Cirenlare kund zu 
machen, daß „Se. Majeftät die Ver— 
wendung der Kinder in größerer Anzahl 
bei Balleten und Pantomimen unbedingt 
zu unterſagen finden, daß daher die Ver— 
wendung der KinderbeiBalle— 
ten und Bantomimen nur zuunent— 
bebrlihen Gruppirungen, aber auch dann 
blosin verhältnigmäßig geringerer Zahl 
und auf eine Art, die ihnen weder in mos 
ralifcher noch phyfifcher Hinfiht auch nur 
im geringften fchädlih werden kann, 
erlaubt ſei.“ Da das Kinderballet im 
Theater an dir Wien aus vielen Kin- 
dern, und aus Kindern von verfchiede: 
nem Alter beftanden hat, deren gänz- 
liche und ungefäumte Abfhaffung man- 
hen Hinderniffe unterlag , welche den 
Theaterunternehmern verſchiedenat tige 
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Porwände kiehen, um ihren Bortheil 
bezielend, die oberwähnte allerhöchite 
Anwendung zu umgehen, jo entitand 
bieraus derlinfug, daß durd die fernere 
Berwendung einer größeren Zahl klei— 
nerer oder halberwachſener Kinder, ſo— 
wohl in Balleten und Bantomimen, als 
in Opern und fonjtigen Spectafelftü- 
den der vorangedachten allerhöchſten 
Willendmeinung häufig zuwider gehan- 
delt wurde. Um diefem Mißbrauche 
wirkfam zu fteuern, und damit zur Er» 
reihung der allerhöchiten Abfiht fo ge- 
naue als beſtimmte Nachachtungs-Maß— 
regeln den Behörden vorgezeichnet wür« 
den, haben Se. f.f. Majeftät über einen 
diesfalls erftatteten allerunterthänigften 
Bortrag unterm 8. Jän. d.%. folgende 
allerhöchfte Entfcheidung zu erlaffen ge- 
ruht: „auf dem Verbote, Kinder zum 
Theaterdienfte, fei es in Balleten. Pan— 
tomimen oder anderen Spectafeln auf: 
zunehmen oder zu verwenden, ift allge- 
mein und ftreng zu halten; und mur 
geftattet, daß Kinder folder Indivi— 
duen, welche ald Schaufpieler, Sänger, 
Tänzer oder Pantomimen an einem 
Theater angeftellt find, an dem nämli- 
hen Theater, an welchem die Neltern 
Dienfte leiften, möthigenfalld als Ge— 
nien, Amoretten u. dgl. verwendet wer— 
den, ohne jemals Hauptrollen oder an— 
ftrengende Tanzſtücke zu übernehmen. 
Um jeder willfürlihen Auslegung vor: 
zubengen,, foll von num an weder bei 
Balleten (ſei es ald Tänzer oder Figu— 
rant) noch bei Bantomimen ein Mäd- 
hen vor gänzlich zurücgelegtem fünf: 
zehnten, und ein Jüngling vor zurück— 
gelegtem ſiebzehnten Jahre verwendet 
werden, und bat diefes nicht nur fir 
die Theater Wiens, fondern auch für 
die fümmtlihen Provinzial-Theater zu 
gelten.” Indem die Bolizei-Dber-Di- 
rection von diefer allerhöchſten Ent— 
fhliegung zu ihrer genaueften Darnad)- 
achtung und zur ungejäumten Berftän: 
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digung der Directionen fänmtlicher hie⸗ 
figer Borftadttheater, dann der Bad» 
tunge:Adminiftration des k. f. Kärnt- 
nerthortheaters in die Kenntniß gefegt 
wurde, ift diefelbe dafür, „daß jede wie 
immer geartete Eludirung diefer aller 
höchſten Anordnung forgfältigft und 
ohne die geringfte Ausnahme zu dul— 
den, bintanzuhalten, fohin die Berwen- 
dung anderer, als der eigenen Kinder 
wirklicher Mitglieder des betreffenden 
Theaters, und in einer andern als der 
vorgezeichneten Art, dann die Erſchei— 
nung von Tänzern und Tänzerinnen 
oder Figuranten und Figurantinnen, 
welche nicht erwiefener Waßen das oben- 
beftimmte Alter erreicht haben, niemals 
zu geftatten, vielmehr jede Ueberſchrei— 
tung derfelben fharf zu ahnden,“ um 
fo ftrenger verantwortlih als die Er- 
fahrung lehrt: daß die Theaterunter: 
nehmer unabläffig allerlei Mittel an- 
wenden , um die diesfällige weife und 
väterlihe Anordnung Sr. Majeſtät 
durch die Täufhung der Aufſichtsbehör— 
den zu eludiren. In dieſer legtern Bes 
ziebung wird der Pol. Db. Dir. ins— 
befondere aufgetragen , von jeder der 
vorerwähnten Theaterdirectionen „ein 
genaues und vollftändiges Verzeichniß 
aller Kinder, dann der Figuranten und 
Figurantinnen, Statiften und Statis 
flinnen, Tänzer und Tänzerinnen ꝛc. 2c., 
welche bei pünktlicher Vollziehung der 
vorliegenden beftehenden höchſten Be- 
ftimmungen beibehalten und verwendet 
werden dürfen, unter richtiger Auffüh— 
tung der zur Controllitung des Boll 
zugs jener Beltimmung erforderlichen 
Daten verfaffen zu laffen, fi von der 
Wahrheit des Juhaltes diefes Verzeich— 
niffes in allen ihr zu®ebot ftehenden We⸗ 
gen allenfalls felbft durch Einſicht ın die 
Zauffcheine der betreffenden Indivi— 
duen volle Ueberzeugung zu verfhaffen 
und die diesfälligen Verzeichniffe mit 
ihrem gutächtlihen Berichte hierüber 
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vorzulegen.“ (Bol. Hfſt. Decr. vom 12. 
Yan. 1824.) 

Theater. Die mit Bol, Hfſt. Deer. 
vom 12. Jän. 1824 befannt gemachte 
a. h. Entſchließung v. 8. Jän. 1824 
wegen Entfernung der Kinder vom 
Theater wurde den k. f. Kreisämtern 
mit dem Auftrage mitgetheilt, rüdfiht- 
lich der in ihren Bezirken beftehenden, 
oder zeitweilig erfcheinenden Schaufpie: 
lergefellihaften auf die Handhabung 
diefer a.b. Entfhliegung in geeignetem 
Wege ftrenge zu wachen, damit jede wie 
immer geartete Eludirung diefer a. h. 
Anordnung forgfältig bintangehalten, 
in vorfommendem Falle aber mit vor— 
fpiegelnder Strenge geahndet werde. 
(N. 6. Rggs. Bdg. v. 15. Jan. 1824 
3. 2183, n. d. Prov. ©. ©. 6. Br. 
Rr. 9.) 

— — Ge. Majeftät haben dem Ge: 
fuche des Inhabers des Jofepbftädter 
Theater Privilegiums, um deffen Aus: 
dehnung auf feine Erben, nicht zu will- 
fahren und zu erklären gerubt, daß das 
ihm verliehene Privilegium nad den 
allgemeinenBorfhriften, welde 
in Anſehung perfönlider Ge: 
werbs- oder Unternehmung 
Befugniffe, fomwohl während der 
Lebensdauer der Befugten, ale nad 
dım Tode derjelben rückſichtlich ihrer 
Witwen beftehen, zu behandeln fei. (U. 
b. Entſchl. vom 6. Febr. 1824. Hfkzl. 
Dect. v. 10. Febr. 1824.) 

— — Seit einiger Zeit nimmt der 
Unfug fehr überhand, daß die Bedien- 
ten, welde ihre Herrfchaften in den 
t. k. Hoftheatern abholen , befonders 
am Abende, wo italienifhe Opern ge- 
geben werden, fih in die Gänge zum 
eriten Barterre, und zu den Logen im 
erften, zweiten und dritten Stodwerfe 
eindrängen, und dort nicht nur Unrube 
verurfahen und das Vergnügen der Zu— 
börer ftören, fondern felbft dem Heraus 
treter aus der Loge binderlich find. Die 

Zaleiöty, Handb. d. Pol. Geſ. UL 
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Infpectiond-Gommiffäre wurden daher 
auf den $. 5 der Theaterordnung auf 
merkfam gemacht, nach welchem die Dies 
nerfchaft ihre Herrſchaften in der Halle 
des Theaters erwarten, und fih ruhig 
verhalten, feinedwegd aber auf den 
Treppen, weiche in die Stockwerke füh— 
ren, verweilen fol. Zur Hintanbaltung 
des obenerwähnten Unfuaes iſt daber 
öfters, befonders bei vollen Häiufern, 
genen das Ende der Borftellung in den 
verfhiedenen Gängen zu den Logen 
und zum Parterre nachzuſehen, die dort 
fih aufhaltenden Bedienten find zu ent— 
fernen, und auch jene, welche in der 
Halle fih lärmend betragen, zur Ruhe 
zu vermweifen, und falld Einer oder der 
Andere diefer Ermabnung nicht Folge 
leiftet, ift fich des Namens, Dienftortes 
des Widerfpänftigen auf verläßliche Art 
zu verfichern, oder nad Umſtänden auch 
die Anhaltung desfelben auf der naben 
Bahftube bis zum Schluffe der 
Borftellung zu veranlaffen. (Bol. 
Db. Dir. Citc. v. 27. Mai 1824.) 

Theater. In Anfehung der unbe 
fugt auf dem Sande berumziehen- 
den, oft felbft in Märkten und Dör— 
fern ihr Unmefen treibenden Comö— 
dianten-Truppen foll dasjenige, 
was die beftehenden wiederholt erlaſſe— 
nen Borfhriften zur Hintanhaltung 
dieſes Unfuges anordnen, mit aller Auf— 
merffamteit ftrenge gehandhabt wer: 
den. (Erl. der Bol. Hfft. v. 31. Mai 
1824, n. ö, Rggs. Decr. v. 26. Jumi 
1824.) 

— — Bei dem fehr Maren und be— 
ftimmten, nunmehr mit aller Strenge zu 
vollziebenden Wortlaute der wegen Ent— 
fernung derfindervomTheater 
erfloffenen a. b. Anordnung, fann nuꝛ 
denjenigen, melde feit Jahren her im 
TIheaterdienfte herangewachſen find und 
gegenwärtig ſich ſchon hei Mädchen dem 
15., beiJünglingen dem 17. Japre als 
dem a. h. vorgezeichneten Normal Alter 
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bercits dergeftalt nähern, daß ihnen 
nur einige wenige und höchſtens drei 
Monate hievon abgehen, ausnahms— 
weife bewilligt werden, im Theater: 
dienfte zu bleiben. Alle andern Kinder 
aber, welche dad Normalalter noch 
nicht erreicht haben, und demfelben in 
dem oben angedeuteten Maße fih noch 
nicht nähern, und welche überdies nicht 
folhen Eltern angehören, die bei dem 
namlihen Theater, wo die Kinder auf- 
treten follen, als Schaufpieler, 
Sänger, Tänzer und Bantomi- 
men wirklich angeftellt find, 
müffen von der ferneren Verwendung 
auf der Schaubühne durchaus und 
unbedingt entfernt bleiben. Da die 
Ehorfänger in der weitern Bedeutung 
des Wortes zu den Sängern, und die 
Statiften eben fo zu den Bantomimen, 
fofern diefelbe als mitwirkende Mit: 
glieder bei der betreffenden Bühne 
förmlih engagirt find und auf felben 
wirklich erfcheinen, füglic gezählt wer- 
den fönnen, fo darf auch mit befon- 
derer Rüdfiht auf den Bedarf der 
Theater-Direction die Berwendung der 
Kinder von Chorfängern und Stati- 
ften an dem nämlichen Theater, wo 
die Eltern als ſolche wirklich Dienfte 
leiften, mit der biebei erforderlichen 
Borficht geftattet werden. Die Kinder 
der Theater » Billeteurs, der Orcheſter⸗ 
Mitglieder, der Garderobeleute und 
anderer im Dienfte verwendeten Indi« 
viduen ähnlicher Art aber find von 
der Berwendung auf dem Theater 
firenge und unfehlbar auszufchließen. 
Uebrigens ift hiebei immer auf die ge— 
nauefte Beobachtung der a. h. Anord- 
nung, damit auch die zur Verwendung 
auf dem Theater belaffenen Kinder nur 
nötbigenfalld alde Amoretten, Ge 
nienund zuGruppirungen, fei- 
neswegs aber in Hauptrollen 
undanftrengenden Tanzſtücken 
verwendet werden, unabänderlid 
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feft zu halten. Auf den Fall, daß 
einige Theater » Directionen, wenn 
fämmtliche bei einem Theater befind- 
lihe Schaufpieler, Sänger, Tänzer 
und Pantomimen feine Kinder haben 
und felbe auch zum Theater verwenden 
wollen, dadurch in Verlegenheit gera- 
then würden, fann durchaus Feine Rück— 
fiht genommen werden. Die P. O. D. 
bat hiernach ihr Amt firenge zu han— 
deln, und felbe wird. wiederholt und 
ausdrücklich für jede wie immer gear: 
tete Außeradhtlaffung und Umgehung 
diefer Anordnung mit der Weifung 
verantwortlich gemacht, daß fie bei je- 
der neuen Aufnahme von Kindern für 
den Theaterdienft die hiebei ftetd zu 
beforgenden Umtriebe der Theater Di- 
restionen zur Vereitlung gegenmwärtiger 
Anordnung forgfältigft zu überwachen, 
fohin zu diefem eine ſcharfe unabläffig 
bandzuhabende Controlle einzuführen 
und hiedurch jede. Eludirung der died- 
falld beftehenden a. h. Vorſchrift mit 
rücfichtlofer Strenge hintanzuhalten 
babe. (Bol. Hfit. Deer. vom 23. Spt. 
1824.) 
Theater. Es ift zwar geftattet, daß 
die Milttärmannfhaft zur Aushilfe bei. 
theatralifhen Vorftellungen verwendet 
werde, doch ift nicht erlaubt, daß felbe 
in Uniform und Montur, wie folde in 
der f. k. Armee und in andern fremden 
europäifhen Armeen eingeführt ift, er- 
fheine, noch weniger aber, daß Sol- 
daten auf dem Theater, fo zu fagen, 
zu Tänzern verwendet werden, ed wäre 
denn, daß ſolche ganz verkleidet und 
obne Gewehr und Rüftung erfcheinen. 
(Bdg. des böhm. Bub. Präf. v. 3. Jan. 
1825 3. 21 an die Prager Stadth.) 
— — Beder die Aufführung bib- 
ifher Dramen überhaupt, noch die 
Wiederaufführung der ehedem aufge 
führten, inzwifchen aber vom Repertoir 
verfhwundenen, und eben deshalb nad 
den Theater» Genfurs Borfchriften der 
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Recenfirung unterliegenden Theater: 
ſtücke bibliſchen Inhaltes ift geftattet. 
(Bol. Hfſt. Decr. vom 24. Kebr. 1825 
3. 113.) 

Theater. Die Aufführung böhmi- 
fher Schau» und Singfpiele ift an 
Sonn» und Feiertagen um die vierte 
Nachmittagsftunde in Prag erlaubt, in 
der Faftenzeit und am Allerbeiligen- 
Tage aber ift die Abhaltung des böh— 
mifhen Theaters in den Nachmittags: 
ftunden nicht geftattet. (Vdg. des böhm. 
Bub. Präf. vom 28. Dec. 1826 2. 
72630, an die Prager Stadth.) 

— — Fahrordnung. Um jede 
Unordnung bei den Theaterabfahrten 
zu vermeiden, haben die jedesmaligen 
Theater » Snfpectiond » Commiffäre bei 
der Abfahrt perfönlich gegenwärtig zu 
fein und für die Erhaltung der Drd- 
nung dabei zu wirken. (Vdg. der Bol. 
Db. Dir. v. 28, April 1827.) 

— — 68 unterliegt feinem An— 
ftande, daß das mit dem LKeopoldftäd- 
ter Theaterhaufe verbundene Theaters 
Befugnig an den Käufer diefes Thea- 
ters überiragen, und ihm die Aus- 
übung dann geftattet werde, wenn 
erdarum anſucht, und nad Ein- 
vernehmen der Polizei: Be 
hörde hiezu geeignet befunden wird. 
(A. h. Entfhl. vom 17. Aug. 1827. 
Hfl;l. Decr. vom 21. Aug. 1827.) 

— — Ge. Majeftät haben mit a. h. 
Entfhließung vom 14. Nov. 1828 
die Berleihbung von Theater 
Befugniffen, oder die Hebertragung 
derfelben inderHaupt- und Refi- 
denzftadt jederzeit fi vorzubehalten 
befunden. (Hflzl. Deer. vom 19. Nov. 
1828 3. 26808. Vdg. der n. ö. Reg. 
vom 3. Dec. 1828 3. 67010, n. ö. 
Prov. ©. S. 10. Bd. Nr. 268.) 

— — Nach einem ausdrüdlichen 
a. 5. Befehle Sr. Majeftät ift ftrenge 
darauf zu halten, daß in den Bor 
ſtadttheatern in Wien weder Pro» 
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ductionen in einer andern ald der deut» 
[hen Sprade, noch bei den Opern 
oder PBantomimen Tänze von irgend 
einer Art, fohin weder Solo» nod 
Enfemble» Tänze zur Beeinträchtigung 
der diesfälligen, dem E. f. Hoftheater 
nächſt dem Kärntnerthore ausſchließend 
eingeräumten Befugniß gegeben werden. 
(Bol. Hoff. Decr. v. 7. Aug. 1830.) 
Theater. Vorſchriften in Be: 
treff der Theater-Borftellun- 
gen auf dem Lande. Da mit.a. h. 
Entihließ. v. 5. Dec. 1835 befoblen 
wurde, daß in Bezug auf die Ertheis 
lung von Bewilligungen öffentlicher 
Productionen auf dem Lande mit aller 
Borfiht und Strenge vorzugehen fei 
(. Schau: Productionen), fo findet 
das Landes: Prafidium rüdfihtlid der 
theatralifhen Vorftelungen in Bezug 
auf die Drte, wo ſolche Vorftellungen 
Statt finden follen, auf die Rocalitä- 
ten, in denen gefpielt werden foll, auf 
die Ueberwahung der Scaufpielers 
Geſellſchaften, und die zur Aufführung 
zu dringenden Stüde folgende Normen 
feftzufeßen. Das Landes - Prafidium 
wird nur für beitimmte, namentlich bes 
zeichnete Orte die Bewilligung zu thea— 
tralifhen Borftellungen ertbeilen und 
zwar für folde, wo der GSiß einer 
Obrigkeit ift, und wo die Ortsverhält: 
niffe, die Zahl und der Wohlftand der 
Einwohner zur Annahme berechtigen, 
daß eine Theater » Gefellichaft wenig: 
ftend durch Einen Monat fi dafelbit 
erhalten kann. Die Kreishauptleute 
haben daher ein Verzeichniß folder 
Drtfchaften der Kreife zu verfaffen und 
vorzulegen. Die Drtdobrigkeiten wer- 
den darüber zu wachen haben, daß von 
den Theater » linternehmern nur folde 
Rocalitäten genommen werden, weldhe 
biezu vollfommen geeignet find, und in 
Bezug auf Feftigkeit und Feuerſicher— 
heit den beftehenden Vorfhriften ent— 
ſprechen. Die Unternehmer haben fih 
25° 
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bei der Ortsobrigkeit mit dem Erwerb: 
fteuerfcheine audzumeifen und find fo- 
wohl fie, als die Mitglieder ihrer Ge- 
fellfichaft, im Allgemeinen nad den für 
Fremde beftehenden polizeilichen An— 
ordnungen zu behandeln, in&befondere 
aber rückfichtlich ihres anftändigen, mo» 
ralifhen Betragend zu überwachen. Um 
den Ortsobtigkeiten die Aufficht über 
dieſe Gefellfhaften zuerleichtern, wird 
das Landes - Prafidium fich jederzeit 
von den Bewerbern um diesfällige Be- 
willigungen auch ein Berzeihniß der 
Mitglieder der Gefellfhaft, ihres Ge- 
burtsortes, Alters, Religion und Stan- 
des vorlegen laffen, und diefes Ver— 
zeihnig den Ortsobrigfeiten zufommen 
machen. Es dürfen nur ſolche Theater: 
ſtücke aufgeführt werden, welche bereits 
in einer Provinzial» Hauptftadt cenſu— 
rirt und zur Aufführung zugelaffen 
worden find. Die Unternehmer werden 
fih daher beglaubigte Abfchriften von 
den bereit® cenfurirten Eremplaren der 
aufzuführenden Stüde zu verfhaffen 
und fich mit diefer Abfchrift, bevor ein 
Stüd zur Aufführung kommt, bei der 
Ortsobtigkeit aus zuweiſen haben. Diefe 
Abſchriften müſſen gebunden, paginirt 
und mit dem Siegel der Behörde, 
welche ſie beglaubigt hat, verſehen 
ſein. Die Obrigkeiten jener Ortfchaf- 
ten, welche wegen ihrer Eignung in 
das eben erwähnte Verzeichniß aufge 
nommen werden, find anzumeifen, fo- 
wohl diefe Normen, ala aud alle fon» 
ftigen fpeciellen in Bezug auf das Thea- 
terwefen beftehenden Vorſchriften ſich 
immer genau gegenwärtig zu halten 
und deren Beobachtung ftrenge hand— 
zubaben. Die oben angedenteten Ber- 
fügungen in Bezug auf die Ortſchaf— 
ten, wo Theater» Gefellfchaften geftat- 
tet werden, und auf die von diefen 
Gefellfhaften vorzulegenden Ausweiſe 
über die Zuftändigfeit der einzelnen 
Mitglieder haben auch auf andere Ge— 
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ſellſchaften, welche in den Kreifen die 
Bewiligung zu öffentliden Productio« 
nen erhalten, 3. B. Seiltänzer-, Reiters 
gefellfhaften u. f. w. die volle Anwen: 
dung, da bei diefen Gefellfhaften der- 
felbe Grund diefer fi ald nothwendig 
darftellenden Berfügungen vorhanden 
ift. (Bdg. des n. 5. Rggs. Präf. vom 
17. März 1836 3. 450. Prov. ©. 
©. 18. Bd. Nr. 87.) 

Theater. Ueber Anordnung der 
f. E. Polizei» und Genfurg - Hofftelle 
darf fein Theaterftüd auf einem der in 
der Provinz Niederöfterreih außer 
Wien beftehenden Theater gegeben wer: 
den, welches nicht bereits zur Auffüh— 
rung auf einem der Theater Wiens 
bewilligt worden ift. Dur diefe An— 
ordnung erhält das Rggs. Präf. Decr. 
vom 17. Mär; 1836, womit die auf 
dem flahen Lande aufjuführenden 
Theaterftüce auf jene befchränft wur— 
den, welde bereits in einer Provin- 
ztal-Hauptftadt cenfurirt und zur Auf- 
führung zugelaffen worden find, in 
diefer Beziehung eine weiter befchrän- 
fende Modificirung; der andere Inhalt 
verbleibt jedoch in voller Wirkſamkeit. 
(N. 5. Rage. Präf. Decr. v. 15. Juni 
1838 3. 1634) 

— — BerbotderProduction 
reißender Thiere inSchaufpiel- 
bäaufern. Abgefehen davon, daß die 
Schaubühne bei ihrer auf-die mora= 
lifche und die Geſchmacksbildung des 
Publicumsd berechneten Beftimmung 
überhaupt nicht der Drt für die, weder 
den einen noch den andern dieſer 
Zwede fördernden Productionen wil« 
der Thiere ift, fo können hiebei nicht 
alle die vollftändige Sicherheit des 
Publicumd verbürgenden Borfidhts: 
maßregeln, welde bei der Schanaus—⸗ 
ftellung von wilden Thieren in Mena- 
gerien in Vollzug gefeßt werden, bei 
der freien Production derfelben in 
einem Schaufpielhaufe angewendet wer 
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den; es iſt ſomit bei einer ſolchen Produe⸗ 
tion feine vollkommen hinreichende Ga- 
rantie gegen jede Verhütung möglicher 
Gefahren und Unglüdsfälle, welche, den 
gemachten Erfahrungen zu Folge, auch 
bei noch fo fehr gezähmten ſolchen 
Thieren durch das Scheumerden der: 
felben berbeigeführt werden könnten, 
vorhanden, und es kann ſonach die 
Production reigender oder wilder Thiere, 
wenn aud im gezähmten Zuftande, auf 
Schaubühnen nicht geftattet werden. 
Da die oben angeführten, in dem Be- 
reiche des Wirkungskreiſes und der 
Berantwortlichkeit der Polizeir Behör- 
den liegenden Motive, welche die vor: 
ftebende Verfügung begründen, über- 
all, wo die Production von wilden, 
reißenden Thieren in einem Schaufpiel- 
baufe oder fonft im freien, die Sicher- 
heit des Publicums nicht vollftändig 
verbürgenden Zuftande bezielt wird, 
volle Anwendung finden; fo ift das 
umbedingte Verbot folder Productio- 
nen auf dem flachen Lande in allen 
vorkommenden Fällen zu handhaben 
und der genaue Vollzug dieſer Anord— 
nung zu überwachen. (Decr. der Bol. 
Hofft. vom 30. Aug. 1839. Präf, Vdg. 
der n. ö. Reg. vom 30. Det. 1839 
3. 2599. Prov. G. ©. 21. Band. 
Nr. 192.) 

Theater. Da es beidem immer mehr 
zunehmenden Andrange von Schaus 
fpiel » Unternehmern auf dem flachen 
Lande der Provinz Niederöſterreich 
nöthig erfcheint, denfelben Schranken 
zu feßen, fo hat die f. E. Polizei» und 
Eenfurs » Hofftelle unterm 21. Nov. 
1839 zu genehmigen befunden, daß in 
Zukunft die Bewilligung zu 
theatralifhen Borftellungen 
auf dem Lande nür für folde 
Drte, wo Theatergebäude be 
fteben, zuertheilen, das Herum— 
ziehen der Schaufpiel - Gefellichaften 
aber im andern Orten durkaus und 
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jwar um fo mehr abzuftellen fei, als 
diefelben an ſolchen Orten feinen hin- 
reichenden Erwerb finden, aus dieſem 
Grunde aber den Einwohnern Ddiefer 
Drte in jeder Rüdfiht zur Plage wer- 
den, und deren Ueberwahung in Po— 
lizei- und Genfurd-Rüdfichten von den 
Drtsobrigkeiten nicht in dem Grade, 
wie ed nothwendig erſcheint, gepflegt 
werden könne, welche Ueberwachung 
ſelbſt an manchen mit Theatergebäu— 
den verſehenen Orten vermißt werden 
dürfte. (N. ö. Rggs. Präſ. Vdg. vom 
28. Nov. 1839 8. 2822. Prov. G. 
©. 21. Bd. Rr. 206.) 

Theater. Künftighin ift jedesmal, 
fo oft eine theatraliſche Vorftel- 
lung zu wohltbätigen Zweden 
gegeben werden fol, auf dem diesfälli- 
gen Antündigungszettel die Beftim- 
mung ausdrücklich beizufügen, ob die 
ganze oder halbe oder welcher Theil 
der Einnahme mit oder ohne Abſchlag 
der Koften den wohlthätigen Zwecken 
jugewendet werden fol. (Pol. Hoff. 
Decr. vom 10. Suli 1840. Bol. Ob. 
Dir. 3. 10062/1572.) 

— — (8 ift der Fall vorgefommen, 
dag von einer Ortsobrigkeit einem 
Schaufpiel- Director, der fih mit kei— 
ner Präfidial - Bewilligung ausweifen 
konnte, nicht nur geftattet wurde, thea- 
tralifche Borftellungen zu geben, fon- 
dern demfelben ungeachtet des befte- 
benden Verbote, nicht einmal unter: 
fagt wurde, ſich zu den fcenifchen Dar- 
ftellungen der Schulfinder des Ortes 
zu bedienen. Aus diefem Anlaffe wird 
es fämmtlihen Ortsobrigkeiten zur 
firengften Pflicht gemaht, Niemanden, 
der fih nit mit einer auf den Dirt 
ſelbſt lautenden Vräfidial-Bewilligung 
zu theatraliſchen Vorſtellungen, deren 
Zeit noch nicht abgelaufen iſt, auswei— 
ſet, zu geſtatten, derlei Productionen 
zu geben; diejenigen Ortsobrigkeiten 
aber, innerhalb deren Bezirk ſich Ott⸗ 
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ſchaften befinden, in welden eigene 
Theatergebäude beftehen, für welde 
nach den diesfälligen Vorfchriften Be— 
willigungen zu theatralifhen Borftel- 
lungen ertheilt werden, haben ftrenge 
darauf zu halten, daß zu denfelben 
Kinder von den Unternehinern nur uns 
ter den, in dem Regierungs » Decrete 
vom 15. Jänner 1824 geftatteten Be- 
dingungen verwendet werden, jede ans 
dere Intervenirung der Kinder ift 
ftrenge unterfagt, und es find im Nicht» 
befolgungsfalle die weiteren Borftelluns 
gen fogleih einzuftellen. (Präf. Vdg. 
der n. 6. Reg. vom 14. Sept. 1840 
3. 2184. Prov. ©. ©. 22. Band. 
Nr. 161.) 

Theater. Der Gebraud der foge- 
nannten SKartufhen und romaniſchen 
Richter auf der Bühne wird verboten. 
(Deer. der Pol. Db. Dir. v. 24. Nov. 
1840 3. 8900.) 

— — Gelegenheitlich der Erhebuns 
gen, welche ſchon vor mehreren Jahren 
über einige bei den hieſigen Borftadt- 
theatern beftehende Unzukömmlichkei— 
ten eingeleitet wurden, und in folge 
der hierüber zur Kenntniß der f. f. 
PolizeisHofftelle gebrachten Verhand— 
fung bat dieſelbe Nachſtehendes erin— 
nert: 

1. Es iſt ſorgfältig darüber zu wa— 
hen, und es find die Amtsvorſteher 
der betreffenden Polizei-Bezirkd-Direc- 
tionen ftrenge dafür verantwortlich zu 
machen, daß die Borfchrift, welche den 
ZutrittaufdieBühne eines Thea— 
ters während der Borftellung allen 
nit dahin gehörigen Perfonen unter« 
fagt, allgemein ftreng gehandhabt, und 
der Aufrehthaltung der Sittlichkeit 
und der Decenz unter dem Theater 
Perfonele die gehörige Aufmerkfamteit 
zugewendet werde, fo daß Fünftigbin 
ähnliche Unfüge und umfittlihe Ver— 
bhältniffe, wie fie bei den hiefigen Bor: 
fadttheatern mehrfach befanden haben, 


390 


Thealet. 


nicht wieder geduldet, ſondern, ſobald 
fie Platz greifen, baldigſt wahrgenom- 
men und ſogleich wirkſam abgeſtellt 
werden. 

2. Was die vorfhriftwidrige Ver— 
wendung von Kindern bei den 
biefigen Borftadttheatern anbelangt, 
ein Unfug, der fih nad und nad all- 
gemein eingefhlihen und gegen den 
mit Polizei = Hofftell- Decrete vom 
12. Jänner 1824 befannt gemachten, 
feitdem mehrmals ernenerten a. h. Be 
fehl fo weit um fi gegriffen bat, daß 
bei den biefigen Vorftadttheatern Kin- 
der nicht nur in übermäßiger Anzahl, 
in dem zarteften Alter und zu förm— 
lihen Tänzen, fondern aud folde Kin- 
der verwendet wurden, deren Eltern 
nicht ald Schaufpieler, Sänger, Tän- 
jer und Bantomimen überhaupt, oder 
doch nicht an dem nämlichen Theater 
angeftellt find, fo feien die noch der- 
malen in voller Kraft beftchenden, 
obenerwähnten a. h. PBerordnungen 
firenge und vollftändig handzuhaben, 
und es müffe jeder durch deren Außer: 
achtlaſſung eingeriffene Unfug unnach— 
fihtlih abgeftellt werden. 

In diefer Hinfiht hat fi die Be 
zirks-Direction dem vorliegenden bob. 
Hofdecrete gemäß Perzeihniffe über 
alle bei der in ihrem Bezirke beftehen- 
den Bühne verwendeten Kinder vorle- 
gen zu laffen, diefe Verzeichniſſe mit 
Rückblick auf die a. h. Norm gehörig 
zu revidiren, und in beftändiger Evi— 
den; zu halten, im vorkommenden 
Zweifel in die Tauffcheine Einfiht zu 
nehmen, überhaupt aber forgfältig 
darüber zu wachen, dag nur folde 
Kinder und junge Leute beiderlei Ge— 
ſchlechtes, deren Verwendung für das 
betroffene Theater der Wortlaut der 
a. h. Beftimmungen zuläffig erkennt, 
und nur in der darin vorgezeichneten 
MWeife dabei verwendet werden. Die 
Bezirks⸗Direction hat fih in allen bier 
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berührten Puncten genau nach der in 
Rede ſtehenden Bolizeishofftelle-Ber- 
ordnung zu benehmen, in deren Sinne 
insbeſondere jede Außerachtlaſſung der 
a. h. Norm bezüglich der Verwendung 
von Kindern zum Theaterdienſte alfo- 
gleich abgeftellt und erfpiegelnd geahn- 
det werden foll. (Decr. der Bol. Hfit. 
vom 31. Jan. 1845. Decr. der E. f. 
Pol. Ob. Dir. vom 18. Febr. 1845 
3. 2790.) 

Theater. Mittelft Decreted vom 
5.0. M. 3. 11898 hat die hob. E. k. 
Polizei und Genfur-Hofftelle anher be 
deutet: 

Die hiefigen Borftadttheater find 
rücfichtlih der theatralifhen und fon- 
ftigen Productionen, die in denfelben 
zur Aufführung gebradt werden dür- 
fen, fo wie rüdfihtlih der Zeit, zu 
welchen diefelben Statt fiiden können, 
an die Grenzen gebunden, welche dies- 
falls jedem einzelnen derfelben durch 
das betreffende Theater » Privilegium 
vorgefhrieben werden und namentlich 
die Zeit der zugebendenBorfellungen auf 
die Mbendftunden befchränten. Was 
insbefondere das Theater an der Wien 
betrifft, fo ift dem Eigenthümer des— 
felben mit der a. h. Entſchließung vom 
2. Aug. I. 3. vorläufig auf die Dauer 
Eines Jahres die Bewilligung, in dem 
gedachten Theater theatralifche Borftel- 
lungen zu geben, ertheilt worden, und 
ed dürfen fonah in dem Theater an 
der Wien, felbit abgefehen von dem 
Umfange des Privilegiums der frühe: 
ren bezüglichen Theater-Directionen, in 
der Regel feine andere als eigentliche 
theatralifhe Productionen Statt fin 
den. Aus diefem Grunde eben wurde 
nur ausnahmsweiſe in Berückſichti— 
gung des bedeutenden Rufes, welder 
einem Tondichter vorausging und wer 
gen der Seltenheit einer derlei Pro— 
duction demfelben die erbetene Erlaub- 
niß, an einigen Sonntagen in der Mit- 
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tagsſtunde in dem Theater an der Wien 
Eoncerte veranftalten zu dürfen, ertheikt, 
im Uebrigen aber auf die Eingangs 
erwähnte Weifung zur künftigen Dar- 
nachachtung bingedeutet. Demnach wird 
die f. k. Pol. Bez. Dir. zu ihrer Wif- 
fenfhaft und mit dem Auftrage dies- 
falls in die Kenntniß gefegt, bezüglich 
der Leitungen des betreffenden Vor— 
ftadttheaters fi die oben ausgeſpro— 
henen Grundfäge zur Richtſchnur zu 
nehmen, von weldhem künftighin nur 
dann abgewichen werden kann, wenn 
es ſich um die Unterſtüßung wohlthä— 
tiger oder gemeinnütziger Anſtalten 
durch den ihnen zugewendeten Ertrag 
folder Leiftungen handelt. (Decr. der 
et. k. Bol. Ob. Dir. v. 9. Dec. 1845 
3. 21491/4268.) 

Theater. Für das Theater an der 
Wien wurde eine neue Fahr- und Wa- 
genaufftellungs » Drdnung vorgefchrie- 
ben. (Decr. der Bol. Ob. Dir. v. 22. 
Mai 1846.) 

— — an der Wien. Die Verhält— 
niffe des im Jahre 1818 vom Grafen 
Ferdinand Balffy errichteten Benfions- 
Inftitutes für Mitglieder des Theaters 
an der Wien wurden mit a. h. Ent« 
fhliefung vom 9. Mai 1846 geregelt. 
(Decr. der Bol. Db. Dir. v. 30. Mai 
1846 3. 9126.) 

— — ander Bien. Se. Maje 
ſtät der Kaifer haben dem biefigen 
Theater- Director Kranz Boforny die 
perfönlide, mithin unveräußer- 
liche und unvererblihe Befugniß 
für das hiefige Vorftadt-Theater an der 
Wien, in dem nachſtehenden bezeichne: 
ten Umfange und unter der Bedingung 
zu verleihen gerubt, daß Franz Po: 
forny zu Gunften des von dem Gra- 
fen Ferd. Balffy gegründeten Theaters 
Penſions⸗Vereines diemitdera.h. Ent- 
fhließung vom 9. Mai 1846 dem Lep- 
teren zugeftandenen jährlichen zwei 
Benefize» Borftellungen in dem gedach⸗ 
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ten Borftadt » Theater leifte. Die ber 
fagte Theater-Befugniß beftebt, der 
a. h. Willensmeinung St. k. k. Maje- 
ftät zu Folge, in dem Rechte, „alle 
Battungen des deutfchen zu recitiren- 
den Schaufpielesd und deutfhe Opern, 
ferner mufifalifche Academien und Pan— 
tomimen, die leßteren mit ſolchen Tän— 
zen, weldhe aus dem Gebiete der nie: 
deren Tanzfunft und Gymnaſtik ent- 
lehnt oder lediglih Enfemble-National« 
Zänze find, zur Aufführung zu brin- 
gen. Bon der Befugniß für das Thea— 
ter an der Wien ausdrüdlih aus— 
gefhloffen bleiben. alle zu reci- 
tivende Schaus, dann Gingfpiele 
in einer andern als in deut 
[ber Sprade, Bälle und Bal- 
let&, fo wie die Beigabe von 
was immer für Tanzenzu dem 
Schaufpieleund zu Opern, in 
fofern nicht die k. k. Bolizei-Hofitelle 
in folhen Fällen, wo die Anlage eines 
Schaufpieles oder einer Oper die Ein- 
fhaltung eines von mehreren Indivis 
duen audgeführten einfahen Tanzes 
erheifht, dazu von Fall zu Fall aus— 
nahmsweiſe die Bewilligung ertheilt, 
endlih bei Bantomimen die bal- 
letartigen und Solo-Tänze.“ 
Die Bewilligung zur Production 
befonderer Spectafel, denen aud die 
Production von Taſchenſpieler- und 
Seiltänzer » Künften beizuzählen iſt, 
liegt nit unbedingt in der Befugniß 
für das Theater an der Wien, fondern 
ift von Fall zu Fall bei der Polizei- 
Behörde nachzuſuchen. Indem die f. f. 
vereinigte Hoffanzlei von der vorfte- 
henden a. h. Entſchließung unter Einem 
zu dem Ende in die Kenntniß gefegt 
wird, Damit diefelbe die Ausfertigung 
der dem Franz Pokorny von Seiner 
k. k. Majeflät a. g. verliehenen Theater: 
Befugniß veranlafje, wird die f. k. Po- 
ligei- Ober» Direction beauftragt, den 
genannten Theater-Director bievon zu 
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verftändigen, ihres Orts aber und 
durch den Eenfur » Infpectiond « Com- 
miffär fo wie durch die betreffende Po— 
lizei-Bezirfd-Direction aufmerkfam dar» 
über zu waden, dag Fran; Pokoruy 
die oben angedeuteten Grenzen feiner 
Iheater- Befugniß in jeder Beziehung 
genau einhalte, indbefondere fi nicht 
erlaube, Schaufpiele oder Opern mit 
Zangen der oben bezeichneten Gate: 
gorie ohne vorläufig dazu erhaltene 
bierortige Bewilligung zu geben, übri— 
gend die ihm vorgezeichnete Bedingung 
der Reiftung von jährlichen zwei Ber 
nefice = Borftellungen zu Gunften des 
gräflich Palffyſchen Theater: Pen: 
fiong:Bereines pünctlih erfülle, und 
allen rüdfihtlih der hiefigen Theater 
beftebenden Polizei» und Genfur-Bor- 
Schriften die genaueſte Folge leiſte. 
(Deer. der k. k. Bol. Hfft. v. 22. Febr. 
1848 3. 3758/650.) 

Theater. In Gemäßbeit der a. h. 
Entſchließung v. 14. Nov. 1.3. wird 
folgende Theater «» Drödnung 
fammt der an die Statthalter 
erlaffenen Inftructionüber die 
Handhabung der Theater-Ord— 
nung fundgemadt: 

Theater-DOrdnung. 

8.1. Theatralifhe VBorftellungen je- 
der Art dürfen in der Regel nur in 
Iheatergebäuden oder in biezu befon- 
ders conceffionirten Räumlichkeiten von 
mit perfönlicher Befugniß verjehenen 
Unternehmern zur Aufführung gebracht 
werden. 

8.2. In Abfiht auf die Errihtung 
von Theatergebäuden und auf die Er- 
langung von Befugniffen zu Theater 
Unternehmungen bleiben die beftehen- 
den Borfchriften und die einzelnen Ans 
ftalten ertheilten Privilegien in Kraft. 
Ausnahmsweife Bewilligungen zu ein— 
zelnen Borftellungen von Dilcttanten 
ertheilt der Bezirtshauptmanı (Comi— 
tats» Borfland, Delegat, Präfeet zc.), 
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und in Städten, wo Bolizei-Directio- 
nen beftehen, der Polizei-Director oder 
Stadthauptmann. 

8. 3. Jede wie immer Namen ha— 
bende Bühnen» Production bedarf vor 
ihrer erſten Darftellung der Auffüh— 
rungs« Bewilligung von Seite des 
Statthalterd, und es ift der Unterneh— 
mer oder der, der Behörde angezeigte 
Stellvertreter (Director) dafür verant- 
wortlih, daß fein Bühnenwerk ohne 
diefe ertheilte Genehmigung des Statt- 
halterd zur Aufführung gebracht, umd 
daß fih bei den Darfiellungen genau 
an diefe Genehmigung gehalten und 
von derjelben in keinerlei Weife abger 
wichen werde. 

$. 4. Die erlangte Aufführungs- 
Bewilligung ift nur fiir den Unterneh: 
mer und für die Bühne giltig, die aud- 
drüklih in derfelben genannt find. 
Bühnenwerke jedoch, welche mit er- 
langter Bewilligung bereits auf einer 
Bühne der Kronlandes-Haupiftadt zur 
Darftellung gefommen find, bedürfen 
zu einer weiteren Aufführung auf einer 
anderen Bühne desfelben Kronlandes 
feiner nenerlihen Bewilligung. | 

8.5. Die ertheilte Aufführungs- 
Bewilligung kann aus Beweggründen 
der Öffentlihen Drdnung jederzeit zur 
rückgenommen werden. 

$. 6. Der Staats - Sicherheitäbe- 
hörde (Stadthauptmannfhaft, Polizei» 
Direction, Bezirkshauptmannſchaft 2c.) 
liegt ob, darüber zu wachen, daß die 
Borftellungen nur mit erlangter Auf- 
führungsbewilligung und im Ueberein— 
flimmung mit derfelben ftattfinden, dann 
daß die Art der Aufführung (Inſceneſe— 
kung, Softiimac.) nichts Anftögiges und 
den öffentlihen Anftand Berlegendes 
enthalte. DieSicherheitäbehörde iſt über: 
haupt berufen, für die Aufrechthaltung 
der Ruhe, Ordnung und des Anftandes 
während der Darftellung zu wachen, 
und alle Störungen des öffentlich en 
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Bergnügend ferne zu halten. Wenn 
dringende Rückſichten ed erfordern, kann 
fie die Aufführung eines Bühnenwer- 
fed gegen nachträglich einzuholende 
Genehmigung des Statthalter ganz 
oder theilweife unterfagen, und felbft 
die Fortſetzung einer bereits begonne— 
nen Darftellung einftellen. In außer— 
ordentlichen Fällen ift fie ermächtiget, das 
Gebäude räumen und fchließen zu laffen. 

8. 7. Gegen die Entfheidung des 
Statthalters fteht dem Theater-Unter- 
nehmer der Necurs an den Minifter dee 
Inn. gegen die Berfügungen der Sicher: 
heits-Behörde an den Statthalter zu. 

Strafen. 

8. 8. Jede MUebertretung der Be- 
ſtimmungen diefes Geſetzes ift als ein 
Bergeben mit einer Geldbuße von 50 
bis 500 fl. C. M. und bei erfchweren- 
den Umftänden überdies mit Arreft bie 
zu drei Monaten zu beftrafen, unbe- 
ſchadet der gerichtlihen Derfolgungen, 
wozu die aufgeführten Stüde ihrem 
Inhalte nach Anlaß geben könnten. 

$. 9. Einzelne anftößige Abweihun- 
gen von dem genehmigten Terte eines 
Bühnenwerkes (Ertemporafionen) find 
nad Maßgabe der aus dem Inhalte 
derjelben hervorleuchtenden üblen Ab» 
fiht an dem Schuldtragenden von der 
Sicherheitsbehörde mit einer Ordnungs— 
ftrafe von 5—50 fl. zu ahnden, in 
foferne nicht eine ftrengere Strafe nad 
dem gegenwärtigen Gefeße oder nad 
den allgemeinen Strafgefepen dadurd 
verwirft wurde. 

Inftruction an dig Statthal- 
ter derjenigen Kronländer, in 
welden die Theater-Drdnung 
tn Wirkſamkeit tritt, die Hand— 
habung derſelben betreffend. 

Durch die beiliegende, von St Ma: 
jeftät mit der a. h. Entſchließung vom 
14. Nov. d. 5. genehmigte Theaters 
Drdnung wird die Aufführung von 
Bühnenwerkten im Bereiche des Kron« 
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landes von der Bewilligung des Statt- 
balters abhängig gemacht. Um bei der 
Handhabung der dur dad Geſetz dem 
Statthalter eingeräumten Befugniffe 
von dem richtigen Gefihtspuncte aus— 
zugeben, werden Sie ſich nadhfolgende 
Grundſätze als Richtſchnur gegenwär- 
tig halten: 

Das Theater als ein mächtiger He- 
bel der Volksbildung darf in feinen 
höheren Zweden der Pflege und Ber- 
vollkommnung der auf demfelben thä- 
tigen Künfte niht nur nicht beirrt, 
fondern muß vielmehr auf das Wirk: 
famfte unterftüßt werden. Die Mittel 
der Stantsverwaltung, die Kunft- 
jwede zu fördern, liegen vor Allem in 
einer vorfihtigen Auswahl der Perſo— 
nen, denen die felbftftändige Reitung 
von Bühnen anvertraut wird, dann in 
der umfichtigen Benügung jenes Ein- 
fluffes, der rückſichtlich einzelner grö- 
Berer Kunft-Inftitute dem Staate aus 
Beitragsleiftungen aus den öffentlichen 
Geldern oder aus dem Schuße befon- 
derer Privilegien oder Begünftigungen 
erwächſt. Bon folden Inftituten kann 
mit Recht in Anfpruch genommen wer: 
den, daß fie ih als Pflanzſchulen hö— 
herer Leiſtungen bewähren, und daß 
durch fie einer verderblichen Geſchmacks⸗ 
richtung entgegen gearbeitet werde. Bei 
Löſung dieſer Aufgabe werden E... 
des Beirathes ſachverſtändiger Männer 
nicht entbehren können. Ueber die Art 
und Weiſe, dieſen Beitath zu benützen, 
und über den ganzen Organismus, 
unter welchen die Einflußnahme der 
Regierung in dieſer Richtung zu brin- 
gen wäre, läßt fih im Allgemeinen 
nichts feftfeßen. Es muß dies abhän- 
gig gemacht werden von den localen 
Berhältniffen, von den verfügbaren 
Mitteln, ven der Wichtigkeit und der 
Kunftftufe, die die einzelnen im Krons 
lande befindlihen Bühnen erreicht ha- 
ben, dann von den vorhandenen Kräf- 
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ten und ihrer Bereitwilligkeit, die 
Staatéverwaltung in Förderung der 
Kunſtzwecke zu unterftüßen. 

Ich erwarte hierüber ihre befonde- 
ren Borfhläge. Bei Ausübung des 
Ihnen vom Gefege in Abfiht auf das 
Bühnenwefen eingeräumten Wirkungs— 
freifed haben Sie die Pfliht der 
Staatsverwaltung ind Auge zu faſſen, 
Uebertretungen der Strafgefeße hintan— 
zuhalten, Religion, Moral und Ehre 
vor Angriffen zu ſchützen und Ruhe 
und Drinung vor Störungen zu be 
wahren, 


Hiernach ift von der Darftellung auf 
der Bühne unbedingt ausgefchloffen: 


1. Wodurch ſich der Darfteller einer 
nah den allgemeinen Strafgefeßen 
verpönten Handlung ſchuldig machen 
würde; 

2. was mit den Gefühlen der Loya— 
lität gegen das Staatsoberhaupt, ger 
gen das allerhöchſt regierende kaiſerl. 
Haus und gegen die beftehende Staats— 
verfaffung unvereinbar oder was die 
Baterlandsliebe der Bürger zu verle 
ben geeignet ift; 

3. was nad den jeweiligen Beitwers 
bältniffen gegen die Rüdfihten für die 
Öffentlihe Ruhe und Drdnung ver 
ftößt, Gehäffigkeiten zwifhen den Na- 
tionalitäten, Glaffen der Gefellfhaft 
und Religionsgenoffenfhaften oder Tu⸗ 
multe und unerlaubte Demonftrationen 
während der Darftellung hervorzurus 
fen geeignet ift; 

4. was den öffentlihen Auftand, 
die Schambaftigkeit, die Moral oder 
die Religion beleidigt, daher insbe— 
fondere weder die Darftellung kirchli— 
cher Gebräuche und gottesdienitlicher 
Handlungen anerkannter Religions 
genoſſenſchaften, noch der Gebraud 
der den Dienern derjelben eigenthüm— 
lichen geiftlihen Ornate auf der Bühne 
zu geftatten iſt. Eben fo wenig ift der 
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Gebrauch öfter. Amtakleider oder Uni⸗ 
formen auf der Bühne ;zuläffig; 

5. ebenfo ift nicht geftattet, Perfo- 
nen, die noch am Leben find, und nos 
torifhe Verhältniſſe des Privatleben 
zum Gegenftande von Bühnenvoritel- 
lungen zu maden. 

Die Zuläffigleit eines Bühnenwer— 
fes ift theilmeife von den allgemeinen 
Verhältniffen und von der Epoche ab- 
bängig, in der die Aufführung Statt 
finden fol. In manchen Fällen ftellt 
auch erft die Darftellung eine früher 
nicht vorhergefebene Wirkung auf das 
Bublicum heraus. Es ift deshalb dem 
Statthalter durch das Geſetz das Recht 
gewahrt, die ertheilte Aufführungs- 
Bewilligung zu jeder Zeit ganz oder 
theilweife zu widerrufen. In dringen- 
den Fällen ift felbft den Staatsfidher- 
heitsbehörden die Vollmacht ertheilt, 
die weitere Aufführung eines, der öf— 
fentlihen Ruhe gefährlihen Stüdes 
zu unterfagen. 

Dem Tacte der öffentlichen mit die- 
fer Bollmadht befleideten Drgane muß 
es überlaffen bleiben, von diefer Be- 
fugniß mit aller Umfiht, und der den 
bei einer Theater » Unternehmung ber 
theiligten Intereffen gebührenden Scho- 
nung Gebraud zu machen. Ueber die 
eingereichten Bühnenwerke ift mit mög- 
lichfter Beſchleunigung zu entfheiden. 
Um diefer Pfliht nahfommen zu kön. 
nen, und nicht dur eine Ueberhäu— 
fung der Behörde mit Manuferipten 
eine Perzögerung in den Gefchäfts- 
gang zu bringen, iſt genau darauf zu 
halten, daß tie Bewilligung nur von 
Theater =» Unternehmern angeſucht wer— 
den könne, und daß aud die Bewilli— 
gung nur für den Unternehmer und 
die Bühne gültig if, für die fie ertheilt 
wurde. Den Theater-Unternehmern ift 
zur Pflicht zu mahen, wur ſolche 
Stüde, die fie auch wirklich zur Auf: 
führung bringen wollen, zu überreichen, 
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und nicht etwa erft ihre Wahl nad er- 
baltener Bewilligung treffen zu wollen. 
Bon einem umfichtigen und kunſtlie— 
benden Theater-Director fann mit Recht 
erwartet werden, daß er dasjenige, 
was dem Publicum vorgeführt werden 
fönne, zu prüfen und zu beurtheilen 
verftehe, und daß er mit unzuläffigen 
oder werthloſen Erzeugniffen, ohne 
Wahl und ernftlihe Abſicht, fie zur 
Aufführung zu bringen, die Behörde 
nicht behelligen werde. Im eine allge 
meine Beurtheilung der Zuläffigkeit 
eines Stüdes überhaupt, ohne daß ein 
beftimmter Unternehmer für eine bes 
flimmte Bühne darum anfucht, ift fi 
in feinem Falle einzulaffen. Der Statt« 
halter ift berechtiget, die angefuchte 
Aufführungs- Bewilligung, wenn er es 
für angemeffen findet, ohne Angabe 
der Gründe einfach zu verfagen. In 
foferne jedoch die Hinderniffe, welche 
der Bewilligung entgegenftehen, nicht 
ſowohl in der ganzen Tendenz des 
Bühnenwerkes, ala vielmehr in einzel- 
nen einer Abänderung fähigen Theilen 
desfelben beruhen, fo können dem Uns 
ternehmer im kurzen Wege die erfor- 
derlien Erinnerungen gemacht wer: 
den, um ihn in den Stand zu feßen, 
durch paſſende Umarbeitungen dieſe 
Bedenken zu beſeitigen. Die Manu— 
feripte, Programme 2c. der beabfichtig- 
ten Darftellungen find in der Regel in 
zwei gleihlautenden Abfchriften dem 
Statthalter zu überreihen, wovon 
eines in Amtshänden zurüdbleibt, das 
andere aber paraphirt und mit der Er- 
ledigung verfehen den Unternehmern 
zurüdgefteflt wird. Der Statthalter iſt 
ermäcdhtiget, vertrauenswerthe Diree— 
tionen, beſonders im Amtéſitze der 
Statthalterei, von der Beibringung 
einer zweiten Reinfchrift zu entbinden. 
Soll ein Bühnenwerk, das bereits mit 
erlangter Bewilligung auf einer Bühne 
der Kronlandes » Hauptjtadt gegeben 
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wurde, auf Grundlage diefer Bewilli— 
gung auf einer anderen Bübne desfel- 
ben Kronlandes zur Darftellung ge 
bracht werden, fo ift die Sicherheits. 
behörde zu verlangen berechtigt, daß 
das mit der urfprünglichen Bewilli— 
gung vwerfehene Manufeript oder eine 
vidimirte Abfchrift desfelben beige- 
bracht werde, um fih von der Leber: 
einftimmung der Darftellung mit der 
erhaltenen Bewilligung überzeugen zu 
können. Die Staate-Sicherheitäbehörde 
ift berechtiget, nicht nur den Auffüh- 
zungen, fondern auch den Gencral« 
Proben beizuwohnen, um über die In— 
feenefegungen, Belleidung, Tänze, 
Gruppirungen und Mufifweifen zeitge- 
mäß die erforderlihen Erinnerungen 
machen zu fönnen. (Bdg. des Min. des 
Inn, vom 25. Nov. 1850, wirffam 
für alle Kronländer mit Ausnahme des 
lomb. venet. Königreihee. R. ©. B. 
Nr. 454.) 

Theater. Ueber die Haltung der 
Theater umd über etwaige das öffent: 
lihe Intereffe berührende Mipftände 
find regelmäßig vierteljährige Berichte 
an die Statthalterei zu erftatten, be- 
ſonders auffallende Erfheinungen und 
Anſtoß oder Aergerniß gewährende 
Borfälle hingegen fogleih dahin zu bes 
richten. (Deer. der n. ö. Statth. vom 
29. Nov. 1850 3. 4539/P. und 21. 
März 1851 3. 580/P. Pol. Dir. 3. 
22501 u. 5906.) 

— — Gefhäftd- Drönung 
zur Handhabung des Theater 
geſetzes. 

8. 1. Das inſtructionsmäßig in 
einer Doppelabſchrift vorzulegende Ma—⸗ 
nufeript des zur Aufführung beſtimm— 
ten Bühnenmwerfes ift von den Direc- 
tionen der Vorftadtiheater und der in 
den Ditjchaften des Wiener Polizei- 
Rayons befindliden Bühnen bei der 
k. k. Stadthauptmannfchaft einzu— 
reichen. 
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8.2. Wird befunden, daß die Bor- 
lage nit von einer beflimmten Thea- 
terunternehmung und für eine beftimmte 
Bühne ausging, fo ift die Hebernahme 
des Stüdes zu verweigern, oder wenn 
fie erfolgt das Manufcript ohne Ber: 
zug mit Hinweifung auf die Beftim: 
mungen des Theatergefeßed und der 
Inftruction zurüczuftellen. 

8. 3. Die Stadthauptmannfhaft 
bat dur einen zu diefem Zwecke be— 
flimmten Beamten dad zu perafirende 
Manufeript einer genauen Prüfung 
vorzugsweile vom politifhen und po- 
lizeilihen Standpuncte aus zu unter: 
ziehen, ein möglichſt gedrangtes Pro- 
gramm zu verfaffen und das Gutachten 
beizufügen, ob und welde Bedenken 
gegen die angefuhte Aufführungs-Be— 
willigung vorliegen oder nicht. Im er- 
fteren Falle find die beanftändeten 
Stellen nach Seite und Zeile bezeich— 
net oder die bedenflihe Tendenz im 
Allgemeinen anzuführen. Sind die an: 
geregten Bedenken der Art, daß felbe 
durch paffende Umarbeitungen, Abän- 
derungen oder Auslaffungen leicht be- 
hoben werden können, fo bat fih die 
Stadthauptmannfchaft im Furzen Wege 
mit der Theater » Unternehmung ins 
Einvernehmen zu feßen. Diefe hat die- 
jenigen Wenderungen, zu welden fie 
fih über die von ihr ald gegründet 
erfannten Bedenken des fladthaupt- 
mannfchaftlihen Beamten freiwillig 
herbeiläßt, in dem Manuferipte anzu: 
bringen, bezüglih der Stellen aber, 
auf deren unveränderte Beibehaltung 
fie befteben zu follen erachtet, eine 
motieirte Erklärung abzugeben, welche 
dem Einbegleitungs-Berichte der Stadt- 
hauptmannſchaft beizufchließen ift. 

$.4. Zu diefer Prüfung und Ber 
gutachtung und fohinnigen Einfendung 
des Stüdes an die Statthalterei wird 
eine Zeitfrift von 3 Tagen eingeräumt, 
welche nicht zu überfchreiten ift. 
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8. 5. Zur Beurtheilung der an die 
Staithalterei von der Stadthaupt— 
mannfchaft überreihten Stüde wird 
die Mitwirfungder Beiräthe in der Art 
in Anſpruch genommen, daß die ein- 
zelnen Stüde nah Mafgabe des Um- 
fanges und der Beichaffenheit des Stü- 
ed, dann mit Rüdfiht auf die Wich— 
tigfeit der etwa bereit .von.der Stadt: 
bauptmannfchaft erhobenen Bedenken 
in der Megel zweien, oder nöthigen« 
falls ſämmtlichen Beiräthen, zur 
Einſicht und Beifügung des Gut— 
achtens im kurzen Wege übermittelt 
werden. 

8. 6. Bei der Zuweiſung der ein 
zelnen Stüde am die Beiräthe wird in 
Anfehung der Reihenfolge ein beſtimm— 
ter Turnus beobachtet, oder felbe er— 
forderlihenfald zu commiffionellen 
Beivrehungen eingeladen, in minder 
wichtigen Fällen aber über das 
Gutachten der Stadthauptmannfhaft 
und Eined Beirathes fogleih ent: 
ſchieden. 

8.7. Die Herren Beiräthe haben 
fih nebft der allgemeinen Würdigung 
des ihnen zur Begutachtung vorliegen: 
den Stüdes vor Allem die genaue Prü- 
fung und Erwägung zur Aufgabe zu 
machen: ob dasfelbe in Bezug auf Re— 
ligion, Sittlihkeit und Anftand, und 
anf die gegenwärtigen bürgerlichen und 
focialen Berhältniffe vollkommen un» 
anftößig erſcheine. — Auch fteht es 
ihnen zu, die von der Stadthaupt- 
mannfchaft angeregten polizeilichen und 
politifhen Bedenken einer Würdigung 
zu unterziehen und hierüber ihre Mei— 
nung unummwunden abzugeben. Das 
Butachten ift mit kurzen Worten, ohne 
weitläufige Begründung, von jedem 
der Herren Beiräthe auf demfelben Bo- 
gen, auf welchem die Bemerkungen der 
Stadthauptmannſchaft enthalten find, 
in fortlaufender Reihenfolge beizufeßen, 
und das Werk, im alle es nichts ger 


397 


Theater. 


gen die Beftimmumngen und den Geift 
des Theatergeſetzes und der Inftruction 
enthält, als zur Aufführung zuläffig 
zu erklären. Kalle ſich Bedenken erge— 
ben, find diefelben individuell anzu— 
führen, und dabei ausdrüdlich zu bes 
merfen, ob wegen offen vorliegender 
ſchlechter Tendenz; oder wegen gänz- 
licher Werthlofigkeit des Productes eine 
unbedingte Zurüdweifung angezeigt fei, 
oder ob fich eine Umänderung und an 
welcher Stelle ald zuläffig darftelle. 
Aenderungen find jedoch niemals felbit 
vorzunehmen, 

8.8. Die im $. 3 beftimmte Zeit- 
frift zur Beifiigung des Gutachtend 
und zur Weiterbeförderung des Stü— 
ckes gilt auch für jeden der Herren Bei« 
räthe. 

8. 9. Die von den Beiräthen für 
nöthig erachteten und von dem Statt- 
halter als gegründet erfannten Abän— 
derungen find in der Regel dem Thea- 
tersUinternehmer durch die Stadthaupt« 
mannfchaft anzudeuten, befonders wenn 
fih felbe blos auf Auslaffungen ein» 
zelner Stellen beziehen. Handelt es 
fih aber um eine umfaffende Aende— 
rung und Umarbeitung wegen nicht zu- 
läffiger Tendenz 2c., fo behält fi die 
Statthalterei vor, den Beamten oder 
denjenigen der Herrn Beiräthe zu be 
flimmen, mit welchem fi der Unter» 
nehmer diesfalld ind Einvernehmen zu 
fegen bat. 

8. 10. Die auf Grundlage der vor: 
liegenden Gutachten zu entwerfende 
Erledigung muß jederzeit längftens 
innerhalb 10 Tagen vom Tage der 
Einreihung des Stüdes gerechnet er 
folgen und ift nad) der Approbirung 
f&leunigft an die Stadthauptmann- 
ſchaft unter Anfchluß der Manufcripte 
zu erpediren. 

8. 11. Ein Eremplar des Manu— 
feriptes ift von der Stadthanptmann« 
fhaft unter Berufung auf die im obi— 
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gen $. erwähnte Statthalterei-Etledi⸗ 
gung mit der Aufführungs - Bewilli⸗ 
gungeclaufel zu verfehen und der Thea: 
ter-Unternehmung zujufenden; das 2. 
GEremplar aber bei der Stadthaupt: 
mannfchaft behufs der genauen Ueber- 
wachung der Aufführung zurüdzube 
halten. 

8. 12. Die Stadthauptmannfhaft 
bat die Zurüdtellung des Manuſcripts 
fogleich zu bewirken. 

8. 13. Ueber die zur Einholung der 
Aufführung » Bewilligung eingebradh- 
ten Bühnenwerfe find fowohl bei der 
Stadthauptmannfchaft ala auch bei der 
Statthalterei verläßlihe Verzeichniſſe 
zu führen. (Erl. der n. 6. Statth. vom 
21. März 1851 3. 580/P. Pol. Dir. 
3. 5906.) 

Theater. Aus Anlaß vorgekomme— 
ner Anfragen, welcher Behörde die 
Fällung von Straferfenntniffen nad 
8.8 der a. h. fanctionirten Theater- 
Drdnung v. 14. Nov. 1850 (Mr. 454 
des R. ©. 3.) zuftehe, wird von den 
Miniftern des Innern, des Krieges 
und der Juftiz erklärt, dag die Faͤllung 
diefer Straferfenntniffe im Sinne des 
Geſetzes jener Staats » Sicherheitäbe- 
Görde unter Freilaffung des Necurfes 
an den Statthalter (Ban von Eroatien 
und Slavonien, Landes: Militär-Com- 
manden in der Grenze) zuftehe, der die 
Ueberwahung der Darftellung,, wor 
durh das Vergehen verübt wurde, 
oblag. (Bdg. des Min. des Inn, des 
Kr. u. der Juſt. vom 21. Dec. 1851, 
wirffam für das ganze Reich mit Aus— 
nahme des lomb. venet. Königr. R. ©. 
BL. Nr. 260.) 

— — Um jede Unzukömmlichkeit 
und Störung im k. k. Hoftheater nächſt 
dem Kärntnerthore zu befeitigen, wird 
biemit zur allgemeinen Wiffenfhaft und 
Darnachachtung befannt gemacht: 

1. Jedermann bat beim Eintritte in 
die Zufhauer-Räume die Kopfbede- 
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ung abzunehmen und fo lange er dort 
verweilt, unbedeckten Hauptes zu 
bleiben. 

2. Jede wie immer geartete unan⸗ 
fändige und tobende Bezeigung des 
Beifalld oder des Mißfallens ift un— 
terfagt. 

3. Die Wiederholung einzelner Rum: 
mern einer Dper: oder Ballet» Borftel: 
lung, fo wie eines Orcheſterſtückes darf 
mit Ausnahme des letzten Abends einer 
Saifon weder verlangt werden, nod 
Statt finden. 

4. Die dauernd oder für eine Opern⸗ 
faifon engagirten darftellenden Künft- 
ler und Künftlerinnen, dann Compo— 
fiteure, Balletmeifter und Maler dür- 
fen nur in den Zwifchenacten und nad 
der Borfellung, und aud dann nicht 
öfter ald dreimal gerufen werden und 
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Die SicherheitsOrgane find ange— 
wieſen, auf die genaue Beobachtung 
dieſer Beſtimmungen ſtrenge zu halten. 
(Kundm. v. 24. Dec. 1853, in Folge 
Vdg. der ob. Pol. Beh. vom 27. Nov. 
u. 15. Dec. 1853 3. 5234/P. II. und 
5735/P. II. Bol. Ob. Dir. 3. 28728 
und 30092.) 

Theater. Berbot des Etſcheinens 
der Staatsbeamten auf öffentlichen 
Bühnen, ſ. Beamten. (Bdg. vom 27. 
März; 1845.) 

— — Borfhrift in Betreff des Ab» 
brennens des bengalifhen Feuers, f. 
bengalifches Feuer. 

— — Verbot des Ertemporirens, 
f. Ertemporiren. 

— — Mafregeln zur Abwendung 
der Feuersegefahr, f. Feuerlöfh:Ord: 
nung für Wien $. 9, 

— — die Haltung von Hausthea— 
tern betreffend, ſ. Haustheater. 

— — Berwendung der k. k. Hof. 
fHaufpieler auf Privatbühnen, fiehe 
Hofſchauſpieler. 
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Theater. Verſchlichung der Theater 
in der heiligen Zeit und an den hohen 
Feſttagen des Jahres, ſiehe Luſtbar— 
keiten. 

— — An den Hofnormatagen ha— 
ben nur die Hoftheater geſchloſſen zu 
bleiben, ſ. Normatage. (Bdg. vom 
12. Mai 1835.) 

— — Behandlung der am Lande 
berumziebenden Schaufpieler-Truppen, 
f. Schau:-Productionen. (Bdg. vom 
6. Dec. 1802, 13. Juli 1819.) 

— — Gebühren » Einhebung für 
theatralifhe Borftellungen am Lande, 
f. Schau: Productionen. (Bdg. vom 
19. Dct. 1836 u. 22. Oct. 1836.) 

— — Beflimmungen wegen Bes 
willigung tbeatralifher Borftelungen 
dur herumziehende Individuen, ſiehe 
Schau:Productionen. (Bdg. vom 6. 
Jän. 1836.) 

Theater Auffiht, ſ. Theater: 
Snfpection. 

Theatercoftüm. Auf das Theater 
dürfen nicht nur feine Perfonen irgend 
eines hriftlichen Eultus gebracht wer— 
den, fondern es ift überhaupt darauf 
zu fehen, daß fein theatralifher An- 
zug mit der Amté-, Drdend- oder Kir⸗ 
chenkleidung derfelben einein die Augen 
fallende charakteriſtiſche Aehnlichkeit 
habe. (Inftr. für Theater-Genfur-In- 
fpectiond » Commiffäre vom 5. Dec. 
1803.) 

— — Auf dem Theater fin? die 
Uniformen des k. f. Militärs micht zu 
dulden; und ift fich Diesfalld nach der 
Inſtruction für die Theater » Genfur- 
Commiffäre vom 5. Dec. 1803 zu be— 
nehmen. (Bol. Hfft. Dec. v. 8. Sept. 
1815.) | 

— — Das Eoftüm eines Eremiten 
oder Waldbruders ift durchaus verbo- 
ten, und jedes Theaterftüd, in welchem 
derlei Rollen vorfommen, ift künftig in 
fo lange nit zur Aufführung zuzulaf- 
fen, als felbes nit diefem Berbote ge- 
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mäß — (Pol. Hfſt. Decr. 
v. 19. Mai 1821.) 
Theaterdbecorationen. Durch diefe 
darf das Aeußere oder Innere einer 
Kirche, einer Gapelle, oder eines Klo- 
fterd, ein Erucifir, oder ein Heiligen- 
bild nicht vorgeftellt werden, und über: 
haupt ift fein leichtfertiger oder leicht: 
finniger , offener oder verſteckter Aue: 
fall auf religiöfe Gegenftände oder Ber- 
fonen zu dulden. (Inftr. für die Thea— 
ter-GenfursInfpectioneg-Gommiffäre v. 
5. Dec. 1803.) 
Theater:Fahrordnung nächſt dem 
Kärntnerthore. Die k. k. Bolizei-Hof- 
ftele hat auf hierortigen Antrag mit 
Decret vom 22. v. M. in Bezug auf 
das bisher beftandene Verbot, wodurd 
die Fiaker bisher von der Abfahrt bei 
den kak. Hoftheatern, insbefondere bei 
dem nächſt dem Kärninertbore ausge: 
ſchloſſen waren, anher verordnet: es fei 
den zum Abholen aus dem Kärntner 
thortheater beftellten Fiakern zu ge 
ftatten, fi dort, wo die Reihen ber 
Herrfhaft-Equipagen aufhören, mithin 
nah Umftänden entweder am Joſephs— 
plag oder in der Auguftinergafie an der 
Seite der Kirche, oder am Lobfomip- 
ylaß, oder in der Spiegelgaffe an der 
Seite des Berfagamtes aufzuftellen, 
und am Hauptthore des Theater vor 
zufahren, fobald die Abfahrt der Herr- 
ſchaft- oder Stadtlohnwagen gänzlid 
vorüber ift. Sollte es fih fügen, daß 
durh ein allerdings möglichft zu ver- 
hütendes Verſehen des Auffihtsper- 
fonales ein Fiafer ohne Hindernig in 
der Reihe der Herrfhaftwägen bie 
zu dem Einfteigeort am Haupithore 
gefommen, fo fei derſelbe nur dann 
megzumeifen, wenn die abzuholende 
Partei nicht fogleih zugegen wäre; 
widrigenfall® aber vielmehr das Ein» 
fteigen der Letzteren und deffen Weiter- 
beförderung zu beſchleunigen. Ein fol» 
her Ball ift jedoch ſtets mittelft Rap« 
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portes anzuzeigen, um nach Umſtänden 
gegen den Fiaker oder das ſchuldtra— 
gende Auffihts: Individuum das Amt 
bandeln zu fönnen. Eben fo hat die 
hohe Hofitelle mit Decret v. 24, v.M. 
die Weiſung anher erlaffen, daß zur 
Erleichterung der Abfahrt beim Kärnt- 
nertbortheater ftillfihweigend zu geftat- 
ten fei, daß fih einige Wägen in den 
zwei großen Bürgerfpitalshöfen Ar. 1 
und 5 aufftellen können, welche Wägen 
jedoch jederzeit durh das Thor am 
Lobkowitzplatze ohne mindefte Beirrung 
der Fußgänger abzufahren haben, daß 
aber in den drei kleineren, dem Theater 
zunächſt gelegenen Höfen des Gebäus 
des, welche blos zur Sicherheit der 
Fußgeber dienen follen, durchaus kein 
Wagen zu dulden fei. Die Infpec- 
tiond:Commiffäre wurden von diefen 
hohen Anordnungen zur genauen Dar- 
nachachtung mit dem Beifage in Kennt: 
niß gefeßt, Daß felbe jederzeit befonders 
in den Bürgerfpitalahöfen fich perfön- 
lich zu überzeugen und dafür zuforgen 
haben, daß diefe hohen Weifungen 
pünktlich befolgt werden. (Pol. Ob. 
Dir. Eirc. v. 16. Juli 1823.) 


Theater: Fahrordnung für das 
f. k. Hofburgtheater. Zur Hintanhal: 
tung des Wagenandranges, welder am 
Michaelerplage während der Theater: 
zeit die Paffage beengt und die per: 
fönlihe Sicherheit gefährdet, wurden 
für die Aufftellung der Wägen nächſt 
den k. k. Hofburgtheater und rückſicht— 
lid der Abfahrt von dort, im Einver: 
nehmen mit den betreffenden hoh. k.k. 
Hofbehörden, folgende Verfügungen 
feftgefeßt: 

1. Mit dem Anfange der Theater: 
zeit haben die längs der k. k. Hofteit- 
ſchule ftebenden Fiafer fih insgefanmt 
am Bogelmarkte aufzuftellen. 

2. Die Theaterwägen behalten 
den bisherigen Standplag an derRüd- 
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feite des Theatergebäudes gegen den 
Michaelerplatz. 

3. Außer den Theaterwägen iſt die 
Aufſtellung in der Nähe des Theater— 
thores ausjchließend nur den Equi— 
pagen der vier Oberftbofämter 
und der Abonnenten jener fee 
Parterre-Logen geftattet, welde 
fih auf der rechten Seite des Theaters 
befinden. 

4. Diefe Equipagen haben fi längs 
der k. k. Hofreitihule, nöthigenfalls 
in doppeltet Reihe, aufzuſtellen. Die 
Abfahrt nehmen fie gegen den Kohl— 
markt oder nad der Herrngafle. 

5. Für die Equipagen der erwähn- 
ten Abonnenten werden eigene Kar- 
ten, mit der Logennummer bezeichnet, 
hinausgegeben. Die Kutfcher find ver: 
pflihtet, auf Verlangen der Polizei— 
aufficht die Karte vorzumeifen. 

6. Kein Fiaker darf fih am 
Franzensplatze (innern Hofburg- 
plaße) aufftellen. Daher haben die 
beftellten Fiaker ebenfalls ihren Stand» 
ort am Bogelmarkte zu nehmen, von 
dort zum Theaterthore am Midaeler- 
plaße vorzufahren und nad dem Kohl» 
marfte oder nad der Herrngaffe abzu— 
fahren. Den Wachen und Auffihts- 
Drganen, melde mit dem Vollzuge 
diefer Anordnungen beauftragt find, 
ift, bei Vermeidung ftrenger Beftrafung, 
ohne Weigerung Folge zu leiften. (Kdm. 
der Wr, Stadtb. v. 4. Febr. 1852.) 

Theater: Infpections:Commif- 
färe follen bei ihrer Dienftleiftung im- 
mer in Uniform erfheinen. (Bol. Hfft. 
Meif. an die Pol. Ob. Dir, vom 28. 
Jan. 1823.) 

Theater:Infpection. Es ift zum 
Behufe eines regelmäßigen und gleichs 
förmigen Verfahrens ein gleihes Sy— 
ftem ber Theater » Juſpectionen einzn« 
führen. Es war den Grundfügen der 
Gerechtigkeit und Billigkeit gemäß, daß 
die mit einer ſolchen außerordentlidhen 
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Leiftung beauftragten Polizei » Beams 
ten eine entiprechende Vergütung um 
fo mehr zu erhalten hätten, als ihnen 
dabei das Tragen der ‚Uniform zur 
Pfliht gemacht wird. Laut Erlaffes 
des Civil» und Militär-General-Gous 
pernemente v. 2. Juni 1850 3.4656, 
wurde befchloffen, daß ſolche Verguͤ— 
tungen von nun an von den betref- 
fenden TheatersRegien zu verabfolgen 
find, und daß die Entrepreneurg oder 
Gefellihafts - Directoren den entſpre— 
chenden Betrag bei den Aemtern für 
die öffentlihe Ordnung, welchen die 
mit ſolchen Inſpectionen beauftragten 
Beamten zugetheilt find, zu erlegen 
haben. Der Bergütungsbetrag für je- 
den der mit der Infpection am Gran 
Teatro la Fenice beauftragten Beamten 
ift auf 6 Lire aust., für den am Lan- 
dungsplatz diefes Theaters functioni- 
renden Beamten auf 3 Lire aust., für 
alle übrigen Theater in Benedig und 
in den venetianifhen Provinzen aber 
auf 3 Lire aust. feftgefeßt. (Cire. der 
Statth. in Venedig v. 10. Juni 1850, 
8. ©. 2. für Venedig. Nr. 184.) 
Theater = Infpection. Rüdfiht- 
lich der Beftreitung der Koften für die 
Beauffihtigung der dramatiihen Vor— 
ftellungen unterliegt es feinem An— 
ftande dort, wo es bisher gebräuchlich 
war, den mit der Theater» Infpection 
betgauten Organen der Sicherheits— 
behörde und der Wachkörper für ihre 
diesfällige Verwendung von den Thea— 
ter » Unternehmungen Pemunerationen 
zuguwenden, diefe Gepflogenheit auf- 
recht zu erhalten, ja es erfcheint er- 
wünfht, diefe Einführung gelegen 
beitlih von Gonceffiong » Ertheiluns 
gen,. von Erneuerung der Pachtver— 
träge u. dgl. möglihit auszubreiten, 
da es billig ift, daß die durch ein auf 
Gewinn berechnetes Unternehmen bers 
vorgerufenen befonderen Dienftverrich- 
tungen von den Unternehmern dem da— 
Baleisty, Handb. d. Polig. Gef. IL 
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ait ER Dienfiperfonale ange⸗ 
meſſen vergütet werden. (Vdg. der ob. 
Vol, Beh. v. 3, Mai 1853 3. 4985/ 
565, an fämmit, Stattb.). 

Theater-Jnſpectionszimmer. — 
Die angetragene Einleitung, um in jer 
dem der zwei Stadt- und drei Borfladt« 
theater , jo wie in den k. k. Redouten« 
falen einen Nothkaſten aufzubewahren, 
ein eigenes Zimmer zur Behandlung 
der gählings Erkrankten in Bereitfchaft 
zu halten, und von dem zum wechfel« 
weifen Beſuche gedachter Schaufpiel« 
bäufer gewählten Nerzten und Wunds 
ärzten die bezielte Hilfe leiften zu laſ⸗ 
fen, ift genehmigt worden. (Rage. D. 
vom 10. März 1804. Ferros ©. Vog. 
2. Thl. ©. 284.) 

Theater:Drdnung für die bei— 
den Hoftheater in Wien. 

8. 1. Zum k. f. Hoftheater 
nähftder Burg haben alle Wägen 
über den Michaelerplatz aufzufahren, 
am Theaterthore unter dem Schwibbo— 
gen ihre Herrfchaften abzufegen, und 
dann nicht mehr den nämlichen Weg 
zurück, ſondern über den E. k. Burg— 
platz abzufahren, oder ſich dort in Reihe 
aufzuſtellen, um ihre Herrſchaften ab⸗ 
zuwarten. Während die Zufahrt in das 
Theater geſchieht, wird Riemandem ges 
ſtattet, von dem k. k. Burgplatze ber- 
ein durch den Schwibbogen gegen den 
Kohlmarkt zu fahren, ſondern die War 
hen haben den Befehl, alle dieſe Wä- 
gen an die andern Thore zu weifen. 
Da das kleine Theatertbor am Michae- 
lerplaße einzig der Zu: und Abfahrt 
des Theaterperfonals gewidmet ift, fo 
wird Niemandem geftattet, da zus oder 
abzufahren, und hat die Wache den Bes 
fehl, alle Wägen von da wegzuweiſen, 
welche nicht mit einem eigenen von der 
kak. oberften Theater Hofdirection er 
iheilten Zeichen verfehen find (f. Thea⸗ 
ter⸗Fahrordnung.) 

8. 2. Zur Abfahrt aus dem. 
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Hoftheater naͤchſt der Burg haben fich 
alle Wägen auf dem k. k. Burgplatze 
zu verſammeln, aber nicht mehr durch 
den Schwibbogen von dem Kohlmarkte 
her, ſondern durch die Schauflergaſſe 
aufzufahren. Auf dem Platze haben 
fih die Wägen in Reihen zu ordnen, 
und fo, wie fie gerufen werden, unter 
den Schwibbogen vor- und von da ge 
gen den Kohlmarkt abzufahren. Zur 
Erhaltung der guten Drdnung kann 
nicht geftattet werden, daß fih aud 
Wägen auf dem kleinen Plage zwifhen 
dem Bogen und dem Gudenufifhen 
Haufe anftellen, außer jenen der Herren 
Botſchafter und jenen, welche eigends 
biezu befugt find; daher alle andern 
Wägen von da abgefchafft werden. Zur 
Zeit der Abfahrt vom Theater ift Nies 
mandem erlaubt, durch den Schwibbo- 
gen vom Kohlmarkte gegen das Burg- 
thor zu fahren, und haben deswegen 
die Wachen den beftimmten Auftrag, 
alle Wägen zurüd zu weifen. 

8.3. Jene, welde durch Tragfeffel 
ins Theater fi bringen laffen, haben 
ihren Eingang durch das Thor am Jo— 
feföplaßge über die fog. Sommerreit- 
ſchule zu nehmen, weil den Seffelträ- 
aern der Pla beftimmt in der k. k. 
Sommerreitfhule angewiefen ift, und 
fie fonft nirgend am Theater geduldet 
werden; daher aud das Nahhrufetra- 
gen durch den nämlihen Weg zu ge- 
ſchehen hat. 

8.4. Die Läufer haben zur Ber 
meidung der Feuersgefahr und wegen 
Verbreitung des üblen Geruches ihre 
Fadeln vor dem Thore des Schaufpiel- 
haufes rein auszulöfhen und felbe bei 
der Abfahrt ihrer Herrfhaften nur an 
dem biezu eigends& beftimmten Orte an« 
zuzünden, fodann alfogleih vor den 
Bagen vorzutreten. 

8. 5. Da wegen Enge des Raumes 
der Dienerfhaft, welche ihre Herrſchaf⸗ 
ten vor geendigtem Schaufpiele erwar- 
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tet, kein eigenes Zimmer angewieſen 
werden kann und felbe in der Halle des 
Theaters ſich aufhalten muß, fo wird 
derfelben nahdrüdlih geboten, fi 
rubig zu verhalten, und ja nicht auf 
den Treppen, die in die Stodwerke 
führen, zu verweilen. Uebrigens follen 
die Bedienten den Herrfhaften die Wä- 
gen zwar anfagen, aber fi alddann 
fogleih berabbegeben und auf ihre 
Herrfchaften warten. 

8.6. Obſchon es geftattet ift, Ier 
manden in das Theater zum Platzhal⸗ 
ten zu ſchicken, um fpäater nah Be 
quemlichfeit das Schaufpiel befuchen zu 
können, fo wird do zur Vermeidung 
alles Unglückes verboten, Kinder unter 
16 Jahren zu diefem Endzwecke in das 
Theater zu Schicken. 

$. 7. Da ohnehin Niemandem der 
Eintritt in das Theater ohne Bezab- 
lung des Leggeldes offen ſteht, fo kön— 
nen Kinder, wenn fie auch von einer 
erwachſenen Perfon geführt werden, 
keineswegs davon ausgenommen fein. 
Ueberhaupt aber follen kleine Kinder 
unter 4 Jahren nit in das Schau- 
fpiel mitgenommen werden, weil da— 
durch leicht die Ruhe und Aufmerkſam— 
feit der Zuſeher unterbrodhen und 
manchmal unangenehme Auftritte ver- 
urfacht werden. 

8.8. Wird nicht geftattet, Daß man 
auch bei der größten Bolfeverfamm- 
lung fih einen Seffel oder Schemmel 
von wem immer reichen laffe. 

8. 9. Wird bei wirklicher Abmwei- 
fung verboten, Hunde von was immer 
für einer Art in das Theater mitzu- 
nehmen, 

$. 10. Iſt Niemandem erlaubt, un- 
ter was immer für einem Borwande 
auf die Bühne felbft oder in die An- 
Fleidezimmer zu geben; es ift der 
Befehl erlaffen, jeden, welder nit 
dahin gehört, ohne Unterfchied des 
Standes von da abzufhaffen. 
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8. 11. Obſchon ed Jedermann un— 
benommen iſt, in die Theater-Zu— 
derbäderei zu geben, und da Er— 
frifhungen zu fi zu nehmen, fo find 
noch zur größeren Bequemlichkeit des 
Publicums eigene Aufwärter (fog. Nu— 
meri) beftellt, weldhe nach Verlangen 
die gewöhnlichen Erfrifhungen zu reis 
hen haben; allein damit die Ruhe und 
die Aufmerkfamkeit der Zufeher nicht 
geitört werde, fo ift denfeiben ſchärfeſt 
verboten, während der Zeit, als die 
Stücke vorgeftellt werden, in dem Par 
terre oder Stockwerken herum zu ge— 
ben, fondern fie haben jedesmal die 
Zeit abzuwarten, bis der Borhang ger 
fallen ift. 

8. 12. Wenn Jemandem im Thea: 
ter eine Krankheit oder Unpäßlichkeit 
zuſtöht, fo ift geforgt, daß auf der 
Stelle alle ärztliche Hilfe geleiftet wer- 
den kann. Damit dem Leidenden ſchnell 
beigeftanden werden könne, hofft man 
von der Menfchenliche derjenigen, die 
fi in deffen Nähe befinden, dag aus 
ihnen fih Jemand zu dem Eingange 
des Parterrenoble begebe und den Po— 
lizei- Infpectiong - Commiffär heraus: 
rufen laffen werde, welder ſodann 
nach feiner Pflicht alfogleih das Noth- 
wendige veranlaffen wird. 

8. 13. In dem k. k. Hoftheater foll 
ein fittlihes und dem Drte anſtändi— 
ges Betragen beobachtet werden. Sollte 
jedoh Jemand gefränft, beleidigt, oder 
auf was immer für eine Art befchädigt 
werden, fo ift fih deswegen an den 
Inſpections-Commiſſär zu wenden, wel: 
her fodann nah den Umfländen die 
Sache beilegen oder die Parteien ver- 
beiheiden wird. Sollte fih ein Fall 
ereignen, der ein weiter ämtliches Ver: 
fahren nothwendig macht, fo wird zu 
Folge einer von Sr. f. k. Majeftät er: 
laffenen Normal-Vorſchrift diefer ohne 
Unterfchied der Perſon bei der k. f. 
Polizei⸗Ober⸗Direction unterfucht und 
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entſchieden, daher der Beleidigte mit 
ſeiner Klage ſich dahin zu wenden hat. 

8. 14. Jedermann ſoll bei dem Eins 
tritte in das Nobleparterre des k. f. 
Hoftheatere, (ed mögen Ihre k. f. Mar 
jeftäten oder Jemand von der f. k. Fa- 
milie anmwefend fein oder nicht) den 
Hut abnehmen. Sollte diefes nad der 
allenfälligen Erinnerung des Infpec« 
tiond - Gommiffärs unterlaffen werden, 
fo wird der Uebertreter diefer Berord- 
nung ohne weiterd aus dem Theater 
abgefhafft, und aud wegen der da— 
durch verurſachten Ruheſtörung in 
einem öffentlichen Orte nach Umftän- 
den beſtraft. 

8. 15. Wenn Ihre k. k. Majeftäten 
oder die a. 5. £. ?. Familie im Theater 
erfcheinen, fo haben au alle Männer 
im zweiten Barterre und den übrigen 
Stockwerken des Schaufpielhaufes die 
Hüte abzunehmen. 

$. 16. Uebrigens wird erwartet, daß 
Jedem das Wohlfiandagefühl felbft fa- 
gen werde, daß er den Hut abnehme, 
wenn dadurh ein anderer Zufeher in 
Ausnehmung der Borftellung gehindert 
würde. 

8. 17. Es ift zwar nicht verboten, 
den Beifall über ein Stüd im Theater 
zu äußern, jedoch muß auch biebei immer 
der wahre Anftand beobachtet und alles 
Lärmen und Getöfe vermieden werden. 
Um fowohl die Sänger und Gänge: 
rinnen nicht zu fehr zu ermüden oder 
die Vorftellung über die gewöhnliche 
Zeit zu verlängern, wird verboten, 
etwas wiederholen zu machen, fo wie 
in den Balleten ferner die Wiederho- 
lung eines Tanzes zu verlangen. 

$. 19. Das dreimalige Applaudiren 
ift blos eine Ehrenbezeugung des Bus 
blicums gegen den a. b. Hof; dasfelbe 
wird daher gegen das Theaterperfonale 
unterfagt. Da übrigens allen Mitglie— 
dern des ka f. Hoftheaters verboten ift, 
nad geendigtem Stüde unter was im- 
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mer fin einem Vorwande noch einmal 
anf der Bühne zu erſcheinen, noch we— 
niger eine Art von Dank oder Anrede 
an das Publicum zu halten; fo if 
alles fogenammte Hervorrufen oder Her« 


ausklatſchen als eine vergeblihe, und 


auf der andern Seite nur unangeneh⸗ 
mes Getöſe verurfahende Handlung 
zu witerlaffen. Nur dann, wenn ein 


Iheatermitglied das t. Mal die Bühne 


betritt, und fih um den Beifall des 


Publicums verdient gemacht hat, kann 


ſelbes bervortreten und fih noch ein- 
mal zeigen *). 

8. 20. Da die Bezahlung des Ein: 
trittägeldes Niemandem ein Recht ge- 
ben kann, eime unanfländige Handlung 
zu begehen, fo: wird das Pfeifen, 
Zifhben, Stoßen mit den Stöden 
und Füßen u. dgl., als ein Zeichen 
ded Mipfallens, welches öfters die 
Wirkung einer Laune oder Eabale ift, 
bei wirklicher Arretirung- und Beftra- 
fung verboten, da ohnehin allgemeines 
Stilfhweigen das Mißfallen hinrei: 
hend zu. erkennen geben wird. 

$. 2%. Alles, was bisher im Allges 
meinen von dem E, f. Burgtheater 
geſagt wurde, bat auch in dent kak. 
Theater. nähft dem Kärntnerthore 


feine volltommene Giltigkeit. Nur muß: 


in-Rücdficht des Drtes, dann der Ab» 
und Zufahrtbemerft werden: Die Wä— 
gen, welde zum k. k. Hoftheater nächft 
dem Kärntnerthore auffahren, haben 
den: Weg: vom Bürgerfpitale ber. zu 
nehmen und durch die Straße gegen 
das Kärninerthor abzufahren. 

$. 21. Jene Wägen, die zur Abr 
fahrt ihrer Herrfchaften ſich verſam— 
meln, haben ebenfalld von dem Bür— 
gerfpitale ber zu fommen, fih an dem 
Bürgerfpitale in Reihen: anzuftellen, 


) Die Beftimmungen der $$. 15 bie 19 


wurden — 1- Theater, Vdg. vom 


24 Dec. 1853; 


— 
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und dann einer nach dem andern, wie 
fie gerufen werden, vors und endlich 
gegen das Kärntnertbor abzufahren. 
Da es zur Bermeidung aller Unglüdd« 
fälle und Unordnungen unumgänglid 
nothwendig ift, daß alle Wägen durch 
die Straßen gegen das Kärntnerthor 
abfahren, fo wird auf das Schärfſte 
verboten, aufwärts gegen die Augus 
flinergaffe zu fahren. Im Falle, ale 
der eine oder andere Kutfcher ed den- 
noch wagen follte, gegen die Auguſti— 
nergaffe den Weg zu nehmen und auf 
Zurufen der aufgeftellten Wachtpoſten 
nicht zu achten, fo wird dieſes ala eine 
Widerfegung gegen die Wache betrach- 
tet und nad den Geſetzen unnadhficht- 
li beftraft. 

8.23. Da das fog. Komödiengäß- 
den nur für die Wägen der Hofſchau— 
fpieler- Gefellfhaft und für die Fußge— 
ber beftimmt ift, fo darf auch fein Wa- 
gen im felbes fahren, der nicht mit 
einem eigenen Zeichen von der k. k. 
oberften Theater» Hofdirection verſe— 
ben ift. 

$. 24. Zur Erhaltung der guten 
Ordnung kann nicht geftattet werden, 
daß Jemand in ſeinem Wagen an der 
Seitenthüre des Theaters, welche ge— 
gen die Straße zum Kärntnerthore 
führt, einfteige. Wenn ein Wagen da— 
bin vorfahren follte, fo wird er ohne 
weiterd durh die Wache abgeſchafft 
werden. 

8. 25. Eben fo wenig wird ein Wa- 
gen bei’ dem Ausgange auf der Baftei 
geduldet, weil diefer einzig für den 
a. b. Hof beftimmt: ift. 

8. 26. Die Tragfefleln haben ihren 
beftimmten Standort am Eleinen Thore 
gegen das Bürgerfpital und fie werden 
an feinem andern Drte zugelaffen. 

8. 27. Zur größeren Bequemlichkeit 
der Fußgeher aus dem Theater ift die 
Einleitung getroffen, daß die Thore 
des Bürgerfpitals‘, and wenn das“ 
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Schaufpiel erſt nad 10 Uhr geendigt 
werden jollte, noch offen gehalten wer: 
den, damit man ungehindert durch fel« 
bes abgehen könne. Die Höfe dieſes 
Gebäudes dürfen jedoh von feinem 
Kutfcher, der da feine im Theater bes 
findlihe Herrſchaft abwarten wollte, 
verftellt werden. (A. h. fanctionirte 
Theater» Ordnung v. 1. Febr. 1800.) 

Thester-Drduung, allgemeine, f. 
Theater. (Vdg. v. 25. Nov. 1850.) 

Theater Proben, Se. Majeſtät 
haben mit a. h. Entſchl. vom 7. April 
1822 zu befehlen gerubt, daß die Zur 
laffung zu General- u. Sperial-Thea- 
terproben von Individuen, welche nicht 
einen pofitiven Einfluß auf das Thea- 
terwefen ald Dirertoren, oder in poli— 
zeilicher oder anderer Hinficht haben, 
allgemein zu verbieten fei, und daß, 
wenn ein Theater » Director wünfct, 
daß Kunftverfländige und Tonkünſtler 
einer Provinz einer Probe der Beur— 
theilung wegen beimohnen, diefelben 
mit Einlaßfarten von der Polizei: Dis 
tection verſehen werden müſſen. (Hfkzl. 
Dect. vom 16. Apr. 1822. Decr. der 
n. 6. Reg. vom 26. April 1822 3. 
20090, der o. ö. Reg. vom 28. Apr. 
1822 3. 366% des böhm. Gub. vom 
2. Mai 1822. Krop. G. ©. 46. Bd. 
©. 338.) 

— — Da die Abhaltung von Thea- 
ter: Proben an Sonn» und Feiertagen 
mit den landesfürftliben und kirchli— 
hen Geſetzen nicht vereinbarlich ift, 
indem dadurch das beichäftigte Perſo— 
nale, insbefondere Kinder, vom Got: 
tesdienfte abgehalten werden, und es 
auf die religiöfe und fittlihe Ausbil- 
dung diefer Elaffe von Künftlern einen 
fehr nachtheiligen Einfluß haben muß; 
fo wird diefe Abhaltung von Proben 
an Sonn: und Feiertagen für die Zus 
funft unterfagt, und die Abjtellung 
angeordnet. (Bol. Hfft. Decr. v.2. Mai 
1824, Bol. Ob. Dir. 3. 2543.) 
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Theater-Tänze. In den ſämmt⸗ 
lichen Vorſtadttheatern Wiens ſind 
durchaus keine dem Ballete vorbehal— 
tene Tanzſtücke ernſterer Gattung, fie 
mögen als pas de deux, ale Solo— 
tänze oder inChören u. dgl. Statt fim 
den, zu dulden, fondern nur die Aus— 
führumg der mit Bantomimen gewöhn- 
lih verbundenen komiſchen Tänze nie 
derer Gattung zu geftatten, und über 
haupt die betreffenden Theater-Direr- 
tionen ftrenge in den Schranken ihres 
Befugniffes zu halten. (Deer. der f. k. 
ob. Bol. u. Eenf. Hfft. vom 19, Febr. 
1829, an die k. k. Bol. Ob. Dir. P. 
D. D. 3. 296/P.) 

— — In Erledigung des Beridh- 
tes, welchen die k. k. Polizei» Dber- 
Direction über eine bei der h. Bolizei- 
und Eenfurshofftelle von der Admini» 
ftration des k. k. Hoftheaters nächſt 
dem Kärntnerthore überreichte Be— 
fhwerde wegen einiger im Theater an 
der Wien zur Aufführung gefommener 
Tanzftüde erflattete, hat diefelbe 
Folgendes zu verordnen befunden: 

Nahdem nachgewieſen fei, daß ge— 
wiffe Tänze der gemeinen Gattung und 
insbefondere diefer Eategorie angehö- 
rende Enjemble» Tänze in den Panto- 
mimen der biefigen Borftadttheater au 
der Wien und in der Reopoldftadt von 
je ber eingeflochten waren, und nachdenf 
diefe Hebung laut Hofdeeretesv. 20. Juli 
1804 (f. Theater) von St. Majefät 
infofern fanctionirt worden ift; als den 
gedachten Vorftadttheatern die Auffüh- 
rung von Bantomimen in den bie da- 
bin Statt gehabten Weife freigelaffen 
wurde, fo lajfe ih wohl nie in Abrede 
ftellen, daß diefen Theatern das Recht 
äuftebe, Tänze, welche der vorerwähn— 
ten Battung angebören, in den dafelbit 
gegebenen Bantomimen zur Aufführung 
zu bringen. 

Diefe Tänze können aber, nachdem 
diefen beiden Vorftadttheatern - ihren 
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Privilegien zufolge ausdrüdli unter: 
fagt fei, Ballete und Divertiffements 
mit Tanz zur Aufführung zu bringen, 
und das Recht biezu nur dem k. k. Hof: 
theater an dem Kärntnerthore und dem 
Sofeftädter Theater eingeräumt fei, 
offenbar nur folche fein, welche nicht 
in das Gebiet der eigentlihen Tanz— 
funft gehören. Es dürfe daher den 
gedachten Borftadttheatern nichts ans 
ders geftattet werden, ald daß in den 
dafelbft zur Aufführung gebrachten Ban» 
tomimen Tänze aus dem Gebiete der 
niedern Tanzkunft und Gymnaſtik, fo 
wie Enfemble: und Rationaltänze durch 
ihre Pantomimen-Perſonale mit Aus: 
ſchluß aller Solotänze gegeben werden. 
Demgemäß fei auch dafür zu forgen, 
daß auf dem Theaterzettel des Thea- 
ters an der Wien und in der Leopold» 
ftadt zur Ankündigung balletartiger 
Tänze oder der Aufführung von Tän- 
zen dur ein Ballet: Perfonale, wel» 
ches diefen Theatern nicht zufteht, un— 
terbleibe, und daß auch auf den Theas 
terzetteln des dermal mit dem Theater 
an der Wien vereinigten SJofefftädter 
Theater die Erwähnung und Mitwir- 
fung eines Ballet: Berfonales des Thea- 
terd an der Wien nicht Statt gegeben 
werde. Bon diefen b. Beftimmungen 
wird die Bezirkd-Direction zur genauen 
Darnahahtung in die Kenntniß ges 
feßt. (Deer. der P. k. Pol. Ob. Dir. 
v. 11. Nov. 1845 3. 18969/6896.) 

Theater = Borftellungen,, warn 
diefelben nicht Statt finden dürfen, f. 
Luftbarkeiten. 

Theaterzeit, während derfelben 
dürfen feine Conzerte an öffentlichen 
Orten Statt finden, ſ. Muſikaliſche 
Productionen. 


Theaterzettel. Das Erfcheinen 


des a. h. Hofes in einem Borftadt- K 


Theater darf nur dann, wenn die a. h. 
Herrfhaften den Beſuch des Theaters 
am Tage zuvor anfagen, oder wenn 
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am nämlichen Tage, anſtatt des be 
reit® angekündigten Theaterftüces, 
ein anderes Stüd auf allerhöchites 
beftimmtes DBerlangen gegeben wird, 
dem Bublicum auf dem Theaterzettel, 
in weldem das aufzuführende Thea- 
terftüct felbft angekündigt wird, mit 
den Worten: „Auf allerhöchſtes, 
oder höchſtes Verlangen“ bekannt 
gemacht werden. Diefe Belanntma- 
hung bat aber in dem Kalle nicht 
Statt, wenn ein Theaterftüd bereits 
Bormittags nach der eigenen Wahl der 
Theater-Direction angefündigt worden 
ift, und wenn die a. h. Herrfchaften 
lediglich zum Beſuche eben diefes an- 
gekündigten Theaterſtückes anr nämlis 
hen Tage, an dem felbes gegeben wird, 
fi) anfagen laffen. (Pol. Hofft. Decr. 
vom 27. Apr. 1825. Pol. Db. Dir. 
3. 2494.) 

Theatralifche Borftellungen, ſiehe 
Normatage. 

Thee zum Berkaufe zu fieden oder 
zu verkaufen, fteht Niemandem als den 
Kaffeefiedern zu. (Wr. Inn. Ordn. v. 
6. Jän. 1750. Barth. 9. u. ©. Gef. 
4. Bd. ©. 560.) 

Theeforten, welche ald bloße Ge- 
ſchmackgetränke bereitet werden, zu füh— 
ren, ift den bürgl. Handeldleuten er- 
laubt, dagegen ab r ift der Verkauf 
aller jener Sorten, die ald Arznei un: 
ter was immer für Namen, einfach 
oder zufammengefeßt, verfauft werden, 
als Eibiſch, Bruftthee, fpanifcher Thee, 
zu führen verboten. Nah welden 
Grundfägen fih die Bolizei-Ober-Di- 
rection in fünftigen Fällen in Rückſicht 
der Theeforten zu benehmen bat. (Rgs. 
Dect. v. 3. Juli 1802. Fertos ©. V. 
2. Thl. ©. 202), f. Dürrfräntler. 

Theologifche Doctorswürde, ſiehe 


irche. 
Theologifcher Unterricht, fiehe 
Kirche. 
Theriak. Der Triefter Thetiak ge» 


— 


Thierarznei-Inflitut. 


hört eben fo wie der wirklich auslän— 
difhe unter die außer Handel gefeß- 
ten Artikel, daher er nur nad erlang- 
ter Bewilligung der Landeöftelle gegen 
Paß und gegen Entridtung der vorge: 
fhriebenen Gebühren eingeführt, da- 
gegen der Denetianer Theriaf im gan— 
zen Umfange der Monarchie innerhalb 
der Zoll-Linien zollfrei bezogen werden 
darf. 

Diefer Bezug des Benetianer The— 
rials ift jedoh aus Sanitäts-Rückſich— 
ten nur den Apothefern geftattet, und 
diefe dürfen denfelben nur gegen Bor- 
weifung eines ärztlihen Receptes an 
Private verfaufen. (Hffmr, Decr. vom 
14. März 1824 3. 8645, n. ö. Rggs. 
Circ. v. 5. Apr. 1824 3. 15482. Kp. 
Gef. Franz. 49. Bd. ©. 297), fiehe 


Arzneien. 

Fhierargnei: Inftitnt. Laut der 
mit dem St. Hufcommiffiond- Decrete 
vom 17. Juni 1843 3. 3988 eröffne- 
ten a. h. Entfohliefung vom 6. Juni 
1843 haben Se. f. f. Majeftät die 
Uebertragung der Geſchäfte des n. 6. 
Zandes » Thierarzted an das hiefige 
TIhierarzneisInftitut in den der Haupt⸗ 
ftadt Wien zunähft gelegenen Sani- 
tät3-Diftrieten von Wien, Brud an der 
Reitha, Korneuburg und Großenzerd- 
dorf vor der Hand verfuchsweife zu 
bewilligen gerubt. Demgemäß hat 

1. das Thierarznei-Inftitut die Bes 
handlung aller in den vier Diftricten 
vorgefallenen Epizootien zu überneh- 
men, zu weldhem Ende 

2. die betreffende Ortsobrigkeit je- 
den derlei Ausbruch dem vorgefeßten 
Kreisamte und zugleich auf das Schleu- 
nigfte aud der Inftituts-Direction an- 
zuzeigen hat, 

3. Bon Seite der Iuftituts - Direc- 
tion ift zur Gonftatirung der Seuche 
überhaupt und zur Einleitung des er- 
orderlihen erften Heilverfahrend ein 
—* abzuordnen. 
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4. Die erecutiven und propbylactis 
ſchen Maßregeln hat derfelbe gleich un. 
mittelbar der Ortsobrigkeit zur weite⸗ 
ren Bolljiehung mitzutheilen, zugleich 
aber auch hievon das Kreidamt in 
Kenntniß zu fegen, damit auch von 
dort aus nad Umftänden die getroffes 
nen Einleitungen fanctionirt, von der 
vorgefegten politifhen Behörde unter- 
fügt und die Erecutirung überwacht 
werden. 

5. Die weitere Behandlung der 
Seuche ift fodann von einem Corre— 
petitor fortzufeßen, der ebenfalls die 
weiteren Anzeigen und Mittheilungen 
an die Drtsobrigkeit und an das Kreis- 
amt zu machen bat. 

6. Zur Legitimirung bei der Dris- 
obrigfeit und dem DOrtsgerichte ift dem 
Abgeordneten des Inftituts von der 
Direction ein eigenes Decret auszufer- 
tigen, welches er vorzumweifen bat. 

T. Die DOrtsobrigkeiten und Richter 
haben in allen Seuchen» Angelegenbei« 
ten dem Abgeordneten der Inftituts- 
Direction Folge zu leiften, wie in al« 
len übrigen Sanitäts-Angelegenheiten 
dem Diftrictd- und Kreisarzte. 

Sollte die Obrigkeit die Ausfüh- 
rung einer oder der anderen Maßre- 
geln außer ihrem Wirkungskreiſe glau- 
ben, fo ift diefes zur Kenntniß des 
Kreisamtes zu bringen und von da die 
weitere Weifung zu erwarten. Die 
Stellung und das Verhältnig der Ins 
ftitut8-Direction gegen den Landthier- 
arzt bezüglih der Seudebehandlung 
in diefen 4 Bezirken ift diefelbe, welche 
gegenwärtig zwiſchen dem Landthier- 
arzte und dem Diftrictd- oder Kreit- 
arzte, der die Seuche behandelte, bes 
fteht. Der Landesthierarzt hat nänt- 
lih im Wege der Landesftelle die von 
der Inftituts » Direction eingefendeten 
Hauptzufammenftellungen und Berichte 
zu dem Behufe zu erhalten, um dar 
aus den Haupt-Sanitätsbericht zu vers 
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faffen; in eine Beurtheilung des Ger 
fhehenen hat fich der Landesthierarzt 
nicht einzulaſſen. Uebrigens verfteht 
es fi von felbft, daß eine Vergütung 
der diesfälligen Reife nur der abge- 
ordnete Profeffor oder Gorrepetitor, 
keineswegs aber die ihn zur Belehrung 
begleitenden Schüler, die fih auf ihre 
Koften erhalten müffen, anſprechen 
fönnen. Die Diäten find nah dem 
Normale zu bemeffen, und bezüglid 
der früheren und fonftigen Modalitä- 
ten haben die bezüglich der Reifen des 
Zandesthierarztes bisher Statt gehab- 
ten Beftimmungen Platz zu greifen. Rück⸗ 
fihtlih der thierärztlihen Praris der 
nad dem neu bewilligten Lehr-Schema 
gebildeten Gemeinde-Thierärzte hat es 
bei der für diefe Claſſe von Thierärz- 
ten urfprünglich feftgefeßten Beſchrän— 
fung zu bewenden. (Decr. der k. f. 
n. 6. Reg. vom 19. Juli 1843 3. 
39367.) 

Mit Rückſicht auf die in diefem De— 
erete vorkommenden Beftimmungen 
wurden nach der neuen politifhen Or— 
ganifirung der Behörden und der Sa— 
nitäts-Bezirke auf dem flachen Rande 
die dermaligen vier Sanitätd =» Bezirke 
der Bezirfshauptmannfhaft Brud an 
der Leitha, Wr, Neuftadt, Großenzers— 
dorf und Poisdorf, dem k. k. Thiers 
arznei- Inftitute zu Wien zur Beſor— 
gung der thierärztlichen Geſchäfte über- 
tragen und geregelt. (Erl. der n. 6. 
Stth. vom 14. Nov. 1850.82 ©. 2. 
Nr. 94.) 

ThierarzneisInftitut. Beobach— 
tung der wuthverdächtigen Hunde, 
Zrangportirung der Hunde» Eadaver, 
f. Hunde. 

— — Beftimmung der Berpflegs: 
foften für eingefangene Hunde, fiehe 
Hunde. 

— — in Bien, die unentgeltliche 
Abgabe des Schafpoden » Impfitoffes, 
ſ. Smpfftoff. 
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ThierarzneisInftitute, Anfprüde 
des Waſenmeiſters hinſichtlich folder 
Thiere, melde im k. k. Thierarznei- 
Inftitute fecirt wurden, aber nicht dort 
umgeftanden find, f. Wafenmeifter. 

— — f. Hunde, Landes-Thier— 
er Thierfenche. 

hierärzte. Die Inftruction für 
die Randes-Thierärzte wurde mit Hofe 
fanzlei:Decret vom 31. Det. 1819 3. 
34829 genehmigt. 

— — Da bei Thieren oft fhnell 
gefährliche, ja tödtlich werdende Krank: 
heiten eintreten, welde auch fehr 
ſchnelle Hilfe fordern, und daher dem 
Thierarzte, fo wie dem approbirten 
Curſchmide der nöthigfte Arzneivor— 
rath fogleih bei der Hand fein muß, 
fo muß auch den Thierärzten und Eur: 
fhmiden die in ſolchen Fällen nöthi— 
gen Arzneiftoffe bei der Hand zu ha— 
ben nicht nur erlaubt fein, fondern die 
Regierung findet es fogar für noth- 
wendig, fo wie dies auch bei den Land— 
Wundärzten in Betreff eines Noth« 
apparates für Menſchen vorgefhrieben 
ift, bei den Thierärzten und Curſchmi— 
den die Haltung eines Nothapparates 
anzuordnen. In diefen ald Nothappar 
rat dienenden Vorrath müffen demnach 
die in dem beiliegenden Berzeichniffe 
namentlich aufgeführten, von dem k.k. 
Thierarznei » Inftitute als dringend 
notbwendig erflärten Arzneiftoffe auf- 
genommen werden, die jeder Thierarzt 
und Curſchmid zu halten verpflichtet 
wird. Da es übrigens auch richtig ift, 
dag die thierärztliche Hilfe von dem 
Landmanne nur dann könne und werde 
nachgefucht werden, wenn die Koften 
der Eur mit dem individuellen Werthe 
des kranken Thieres und den Vermö— 
gensumftänden des Eigenthümers nicht 
im Mißverhältniffe ftehen, diefes Miß— 
verhältniß aber bei den meiften Krank— 
heiten eintreten müßte, wenn der Thier« 
arzt und der Curſchmid gezwungen 
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wäre, alle feine Arzneiftoffe aus der 
Apotheke abzunehmen, und nad der 
allgemeinen Arzneis Tare zu bezahlen, 
fo wird geftattet: 


1. daß die Tierärzte und Cur— 
ſchmide eben fo, wie diefes auch den 
Land » Mundärzten durh $. 16 der 
Inftruction für Wundärzte vorgefchrie- 
ben ift, einfache ihnen befaunte in ihrer 
Gegend wachfende Arzneikörper, ale: 
Blumen, Kräuter, Wurzeln und Sa— 
men felbft fammeln und zu diefem 
Zwecke verwenden können; 


2. daß fie auch die einfachen Arznei— 
mittel (simplieia), welche die Materia- 
liften zu führen beredhtiget find, von 
diefen im Großen erfaufen dürfen; 


3. daß fie ferner auch jene, zugleich 
auch ald Arzneimittel anwendbaren 
hemifchen Präparate, welche den Far 
briten hemifcher Producte zu bereiten 
und zu verkaufen erlaubt ift, aus 
felben beziehen können. 

Bei diefen Begünftigungen wird es 
demnach den Thierärzten und Cur— 
fhmiden möglih gemakt, die Me- 
dicamente für Thiere verhaltnigmäßig 
unter der allgemeinen Arznei-Taxe zu 
dispenfiren, Jedoch wird den Thierärz« 
ten und Eurfhmiden bei Strafe, als 
fhwere Polizei » Uebertreter nach dem 
$. 109 des zweiten Theiled des Str. 
Geſetzb. behandelt zu werden, verbo- 
ten, von ihrem Arzneivorrathe auch 
nur das Mindefte für Menfchenheilung 
abzugeben oder unter diefem Borwande 
für felbe zu verſchreiben. 

Bon diefer Anordnung find ſewohl 
fämmtliche Thierärzte und Curſchmide 
als auch Die Apotheker in Kenntniß zu 
ſetzen. (Rggs. Vdg. vom 22. März 
1827 3. 14634. Bm. S. B. 3.1827. 
©. 273, 274 u. 275.) 
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Berzeihniß 
der zu einem Notbapparate für Thier— 
ärzte und Curſchmide erforderlichen 

Arzneikörper. 

Roher Salpeter, 
Roher Weinſtein, 
Glauber⸗ 
Koch⸗ 
Bitter⸗ 
Doppel» 
Gemeine Salzfäure, 
Eibifch- 
Enzian: 
Baldrian- 
Angelifa- 
Alant⸗ 
Kalmus—⸗ 
Kampfer, 
Spaniſche Fliegen, 
Lorbeer, 
Gemeines Terpentin— 
Stinkendes Hirſchhorn— 
Schwefel, 
Schwefelleber, 
Roher Spießglanz, 
Brechweinſtein, 
Verſüßtes Quedfilber, 
Künſtlicher Zinnober, 
Weiße Nießwurzel, 
Stinkender Aſand, 
Gemeine Kreide, 
Lebendiger Kalk od. Kalkwaſſer, 
Gemeine Kamillen, 
Aromatiſche Kräuter. 

Thierärzte. Die ſämmtlichen Land— 
Apotheker in Nieder-Defterreih haben 
gegen die Regierungs» Verfügung vom 
22. März 1827 3. 14634, wonit 
den Thierärzten und geprüften Cur— 
fhmiden die Haltung eines Nothap- 
parates für Thierkrankheiten aufgetra- 
gen wurde, eine Vorftellung bei der 
Zandesitelle überreicht, die fie theils 
durch die hiedurch herbeigeführte Ge— 
werbs : Beeinträchtigung und zugleich 
mit der Beforgnig zu begründen fuche 
ten, daß die geftatteten Arzneien in 


Salz, 


Wurzel, 


Del, 
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dem Nothapparate der Thierärzte und 
geprüften Eurfhmide nur zu Mißgrif— 
fen und fhädlihen Wirkungen Beran- 
laffung geben. Die Regierung findet 
jedoch, über Einvernehmen der medic. 
Facultät, diefe von den Land-Apothe— 
fern vorgebradhten Gründe gehaltlos 
und bei der nachgewiefenen Nothwen- 
digkeit zur Haltung eines Nothappa— 
rates für Thierärzte und geprüfte Eur: 
fhmide die obige Verfügung mit der 
einzigen Modification aufrecht zu er- 
halten, daß das verſüßte Queck— 
filber und derBrehweinftein aus 
dem Berzeichniffe des den Thierärzten 
und geprüften Gurfchmiden in dem 
Nothapparate zu führen erlaubten. Arz« 
neienvorrathes wegzulaſſen und diefel 
ben anzumeifen find, diefe beiden Arz- 
neisArtifel, fo wie alle im gedachten 
Berzeichniffe nicht enthaltenen Arzneien, 
aus den öffentlichen Apothefen zu ver- 
fhreiben. (N. ö. Rage. Bdg. vom 
24. Jän. 1828 3. 3542. Bm. ©. V. 
3. 1828. ©. 297 u. 298.) 

Thierärzte. Um dem allgemein ges 
fühlten Bedürfniffe der Bildung von 
Ihierärzten, welche mit den nöthigen 
Kenntniffen über die Behandlung der 
Krankheiten aller nußbaren Hausthiere 
ausgerüflet find, zu entfprechen, wer: 
den im thierärztlichen Unterrichte fol: 
gende Reformen als eine proviforifche 
Maßregel eingeführt: 

In Zukunft werden nur 3 Claſſen 
thierheiltundiger Individuen beftehen 
und gebildet werden, nämlich: 

a) Magifter der Thierheilkunde, 

b) Thierärzte, 

ce) Eurfhmide (Pferdeärzte). 

Die Elaffe der Gemeinde-Thierärzte 
bat aufzuhbören. 

Hinfihtlih der Magifter der 
Thierheilfunde und der Cur— 
fhmide bat e8 bei den im Organi— 
fations-Plane des Thierarznei » Infti« 
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tutes für diefe Glaffen enthaltenen Be⸗ 
flimmungen zu verbleiben. 

Die Claffe der Thierärzte um— 
faßt jene thierärztlihen Individuen, 
weldhe nad einem dreijährigen Lehr— 
curfe zur Ausübung der Praris im 
den Krankheiten aller nußbaren Haus» 
thiere befähigt werden, 

Zur Aufnahme in den Lehrcurs für 
Thierärzte find nur folde Individuen 
geeignet, welde 

a) entweder gelernte Schmiede find 
oder eine Anwartfchaft auf ein Bauern» 
gut oder eine Gemeindebeftallung bar 
ben oder fih der Landwirthſchaft wid— 
men; nebſtbei aber 

b) die dritte Mormalclaffe mit gu— 
tem Fortgange zurückgelegt haben. 

Die Thierärzte erhalten nah Zur 
rüdlegung des Zjährigen Lehreurfes 
und nah Ablegung einer practiihen 
Prüfung über einen curativen, opera» 
tiven und gerihtlihen Fall ein Patent 
mit der Befugniß zur Ausübung der 
Praris bei allen Hausthiergattungen. 

Außerdem können auch abfolvirte 
Semeinde-Thierärzte und Curſchmide, 
welche fih mit dem Zeugniffe über die 
Zurücklegung der dritten Normalclaffe 
ausweiſen, durch Anhörung eines drit- 
ten Jahrganges fih zu Thierärzten 
ausbilden. (A. h. Entſchl. vom 9. Jän. 
1849. Erl. des U. Min. v. 16. Jän. 
1849. R. ©. B. Rr. 91.) 

Thierärzte. In Betreff der Befä- 
bigung von Thierärzten, welche nicht 
Magifter der Xhierheillunde werden, 
wurde verordnet, daß der um das Pa- 
tent ala Thierarzt fi bewerbende Can— 
didat fih an dem k. k. Thierarznei-In« 
fitute in Wien einer Schlugprüfung 
unterziehen müfle, welche in drei Abs 
theilungen zerfällt, und nur wenn er 
in jeder der drei Prüfungen gemügt, er 
das Patent als Thierarzt erhält. (A. h. 
Entjhl. vom 7. Juli 1850. Bdg. des 
Unt. Min. vom 14. Juli 1850, wirk« 
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fam für den ganzen Umfang des Reichs. 
R. G. B. Nr. 311.) 

Thierärzte. Erftattung des Vete— 
rinät-Hauptberihtes, ſiehe Landes: 
thierarzt. 

— — f. Landesthierarzt. 

— — f. Schmidgewerbe. 

Thiere. Das Herumziehen fremder 
Leute mit wilden Thieren ald: Bären, 
Affen, Nurmelthieren wird neuerlich ver- 
boten und angeordnet, daß Menſchen 
mit felben gleich an der Grenze zurüd: 
gewiefen, oder bei dem Betreten im 
Lande fogleich über die Grenze gewie- 
fen werden follen. Jedoch kann von die: 
fem Berbote bei befonderen und ſehens— 
würdigen Thieren, welde in Haupt: 
und größeren Provinzial-Städten un— 
ter den nöthigen Borfihten und in Kä- 
figen verfperret zur Schau ausgeſtellt 
werden, nad Umftänden eine Ausnahme 
geftattet werden. (Hflzl. Decr. vom 
5. Aug. 1824 3. 23779, an fämmtl. 
Länderft., mit Ausnahme von Mailand, 
Denedig und Dalmatien. Krop. Gef. 
Branz. 49. B. ©. 800.) 

— — Da dad Herumziehen mit 
wilden reißenden Thieren den beftehen- 
den Vorſchriften zuwider ift, fo werden 
diefe in Erinnerung gebracht, damit die 
genaue Beobahtung derfelben über: 
wacht werde. (Bdg. der n. ö. Reg. v. 
27. Zuli 1827 3. 42423. Prov. ©. 
©. Bd. IX. Nr. 218.) 

— — reifende, Berbot der Produc— 
tion in Theatern, ſ. Theater. 

— — ſ. Jagdgeſetz, Sagdwefen, 
Schanproductionen, 

Zhiergärten. Schwarzwild darf 
nur in gut geficherten Thiergärten ges 
halten werden, f. Sagdwefen $. 3 

—- — Die Jagdgerechtigfeit in ges 
ſchloſſenen Thiergärten bleibt aufrecht, 
ſ. Jagdgeſetz 8. 4. 

Thieriſcher Magnetismus, ſiehe 
Magnetismus. 

Thierquälerei. Die Abſtellung 
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der bei dem Transporte des 
Stechviehes tatthabenden Un— 
füge betreffend. Um dem Unfige 
zu begegnen, der bei dem Transporte 
des Stechviehes, namentlich der Kälber, 
vorzüglich im Unterinnthale Statt hat, 
findet das Gubernium Folgendes zu 
beſchließen: 

a) Der bisher üblich geweſene Un— 
fug, Kälber in der Art zu transporti— 
ren, daß ſolche an den Füßen gebunden 
mit den Köpfen abwärts auf Wügen 
geladen in Städte und andere Drte 
überliefert werden, wird allgemein ab» 
geftellt. 

b) An die Stelle diefer ſanitäts- und 
polizeiwidrigen Berladung haben Wä- 
gen zu treten, oder es find die bisher 
benügten fo einzurichten, daß fie am 
Saume eingezäumt find und die Kälber 
in dem Mittelraum ohne Gefahr, durch 
Herausfallen oder Heraushüpfen ſich 
zu bejhädigen, flehen oder liegen 
fünnen. 

c) Auch ift jeder Transportwagen 
mit einer Dede oder Plache zu verſe— 
ben, um das eingepferhte Vieh gegen 
große Hitze, anhaltende Regengüffe und 
erftarrendes Schneegeftöber zu ſchützen. 

d) Bis Mitte Juli d. I. hat diefe 
Anordnung in den Kreifen Unter» und 
Oberinnthal, in den übrigen Kreifen 
aber, wo diefer Mißſtand gleichfalls be— 
ftünde, an jenem Tage in Vollzug zu 
treten , den das betreffende Kreisamt 
biezu zu beftimmen finden wird. 

e) Die gefammten Obrigfeiten, denen 
die Aufrechtbaltung der polizeilichen 
Ordnung obliegt, haben über den Voll- 
zug diefer Anordnung zu wahen, und 
Hebertretungen derfelden Fall für Fall, 
fo wie jede andere Thierquälerei polis 
zeilih abzuwandeln. (Kundm. d. k. k. 
Landes-Gub. für Tirol und Borarls 
berg v. 3. Juni 1842. Ztfhr. für ö. 
N. Jahrgang 1842. N. B. ©. 351.) 

Thierquälerei, Die 0. d. ennf. Reg. 
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hat zur Abſtellung der Thierquä— 
ferei an die k. f. Kreisämter und die 
Drdinariate unterm 15. Jänner 1846 
3. 9845 eine Verfügung erlaffen und 
im Wefentlihen auf das Unangemef: 
fene der Thierquälerei aufmerkffam ges 
macht und empfohlen, derfelben durch 
entfprechenden Unterricht in den Volks— 
fhulen, durch Bildung des religiöjen 
Gefühle und Beredlung der Sitten, 
durch Verbreitung angemefjener Jugend» 
ſchriften, durch Aufklärung der Erwach— 
ſenen, ſowie durch Bildung von Pri— 
vatvereinen entgegenzuwirken, ohne da= 
bei imperativ oder zwangéweiſe vorzu— 
gehen. In dieſer Verfügung wurden 
folgende Gattungen der Thierquälerei 
hervorgehoben: | 

1. Der Transport der Kälber 
und des Stichviehes von Seite der 
Biehhändler und Fleifhhauer auf Wär 
gen in der Art, daß ſolche an Füßen 
gebunden abwärts geladen werden, wo— 
bei es geſchieht, daß die Kälber mit 
ihren Köpfen auf die Räder oder gar 
auf die Erde herabhängen und dadurch 
auf cine empörende Weife gemartert 
werden. Diefe Transportart wurde in 
Zirol ſchon im 3. 1842 abgeftellt und 
angeordnet, daß die hiezu verwendeten 
Wägen fo eingerichtet werden follen, 
daß die Kälber auf denfelben ohne Fef- 
felung frei liegen oder ftehen können. 

2. Die Berfendung der Kälber auf 
Schiffen bei beengtem Raume zu 4 big 
5 Stüden gebunden auf einander ge 
legt. 

3. Das Knebeln der Lämmer und 
Biegen an den Füßen, dag Echleppen 
derfelben in weiten Streden mit herab: 
hängenden Köpfen, das Hegen der Rin- 
der, der Kälber und des Stechviches 
beim Triebe derfelben mit Bilfigen 
Hunden. I 

4. Die Ueberladung der Wägen im 
Berhältnig der Zugfräfte der vorge 
fpannten Zugthiere, jo wie das, rohe, 
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übermäßige Antreiben und Mißhandeln 
mit Schlägen, die Verwendung der 
Hunde zum Ziehen der Karren, zum 
Treiben der Räder oder das graufame 
Schlagen diefer Thiere. 

5. Das abfibilihe Blenden der 
Vögel. Diefe Berfügungen der ob der 
Enns’jhen Reg. wurden mit Hflzl. D. 
vom 8. Dec. 1845, 3. 42996, den 
Landesjtellen zur geeigneten weiteren 
Verfügung mit dem Bemerken mitge- 
theilt, dag für den Fall, als fih Pri— 
vatvereine gegen Thierquälerei bilden 
wollten, die Landesſtelle hinfichtlich der— 
felben nach den beftehenten Vereinsdi— 
rectionen das Amt zu handeln habe. 
(Bdg. des fleierm. Gub. vom 21. Jän. 
1846, 3. 1306 Prov. ©. ©. für 
Steierm. Nr. 6.) 

Thierguälerei. Die von der ob 
der Enns'ſchen Regierung mit Vdg. v. 
15. Jänner 1846, 3. 9845 zur Ab— 
ftellung der Thierquälerei an die Kreis— 
ämter und die Drdinariate erlaffene 
Berfügung wurde der Pol, Db. Dir. 
zur Begutachtung mitgetheilt. (Vdg. 
dern. ö. Rgg. vom 20. Jän. 1846 
3. 3695, Eirc. der Bol. DS. Dir. 16. 
Febr. 1846, 3. 2446/9526. 

— — Die Landesftelle hat mit Res 
gierungd-Decrete vom 18. September 
1846 3. 45263 Nachfolgendes be 
deutet: Ueber die zur Hintanhaltung 
der Thierquälerei gemadten Anträge 
bat die. k. Hoffanzlei mit Decret vom 
2. Juli 1846 3. 20501 eine Eircu- 
lar-Vorſchrift dermalen zur allgemeinen 
Kundmahung nicht geeignet befunden, 
fondern abzuwarten befohlen, welden 
Erfolg der in der Bildung begriffene 
biefige Verein gegen Thierquälerei au 
bezüglich des Transportes des Stech— 
viehes nah Wien äußern werde. Unter 
Einem wurde angeordnet: Es fei die 
Sanitätsbefhau bei dem Stechviehe 
firenge bandzuhaben, und wenn das 
Fleiſch des auf die gewöhnliche Weiſe 
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nad Bien gefhafften Stechviehes wirt: 
lih ungefund befunden wird, mit aller 
Strenge dad Amt zu handeln, was die 
Viehhändler au ohne ein Verbot zur 
Abſtellung des gegenwärtig dem Thiere 
qualvollen Traneported® auffordern 
dürfte. Endlich feien alle auffallen 
denundöffentlihes Mergerniß 
erregenden Mißhandlungen der Thiere 
nach dem Geifte der öfterreichifchen Ge: 
feßgebung als ein Bolizeiverge- 
ben mit angemeffener Strafe vonden 
Polizei-DObrigkeitenzuahnden. 

Es liege jedoch in der eigenen Wirk: 
famfeit der Regierung, fo wie es in 
andern Provinzen ſchon gefchehen ift, 
noch vor der Bildung und Konſti— 
tuirung des in Frage fichenden Pri— 
vatvereines gegen Thierquälerei allfäl: 
lige Mafregeln in angemefjenent Wege 
anzuempfehlen, durch welche die beffere 
Behandlung der Thiere überhaupt und 
insbefondere der auf dem Trangporte 
anlangenden für den menfchlichen Ges 
nuß beftimmten Thiergattungen zu bes 
wirfen geeignet fein dürfte. Wenn das 
ber zur legislativen Einwirfung gegen 
TIhierquälerei gegenwärtig fein genü— 
gender Anlaß vorhanden ift, fo wurde 
der Regierung doch vorbehalten, die 
Wirkungen der von ihr zu empfehlen: 
den Maßregel fo wie die Kortfihritte 
des beftehenden Privatvereined gegen 
Thierquälerei zu beobachten, die hier: 
aus ſich durch die Drgane der Fleifch- 
befhauer, der Thierärzte, der Polizei- 
behörden 2c. ergebenden Wahrnehmun— 
gen zu beurtheilen, ob es nothwendig 
fein wird, dießfalld noch beftimmtere 
imperative Beftimmungen zu erlaffen. 
Um demnach diefem h. Auftrage ent: 
ſprechen, die erforderlihen Maßregeln 
anordnen und die fich ergebenden Wahr: 
" nehmungen beurtheilen zu können, wird 
die Pol. Ob. Dir. aufgefordert, die den⸗ 
felben vorfömmenden Fälle genau zu 
beobachten und’ die gemachten Wahr: 
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nehmungen der Landesftelle anzuzeis 
gen. Die Bez. Directionen haben daher 
diefem Gegenftande in allen von der 
Landegftelle angedeuteten Beziehungen 
eine befondere Aufmerkſamkeit zu wid» 
men. (Girculare der f. k. Pol. Db. Dir. 
vom 5. Dct. 1846. 3. 17895/3651.) 

Thierquälerei. Die Statuten des 
Bereined gegen Mifhandlung der 
Thiere in N. Defterreih wurden ges 
nehmigt. (Bdg. dern. ö. Reg. v. 24. 
Febr. 1847, 3. 10917 und v. 1. Dec. 
1847, 3. 62803.) | 

— — Mit Beziehung auf die 
bierortigen Circulare vom 16. Fer 
bruar 1846 3. 2446/126 und vom 5. 
October 1846 3. 17895/3651 wird 
der Bez. Direction nachſtehende mit dem 
Regierungd = Decret vom 15. October 
1847 3. 42033 berabgelangte, das 
polizeilihe Einfhreitengegen 
die Thierquälerei betreffende Weis 
fung zu ihrer Wiffenfhaft und genauen 
Darnahadtung befannt gegeben. Da 
mit dem Hofkanzlei-Decrete vom 2. 
Suli v. J. 3. 20501, welches der f. f, 
Polizei-Dber-Direction mit Regierungs- 
Berordnung vom 18. September v. 3. 
3. 45263 befannt gegeben worden ift, 
zwar die Erlaffung eines Circulares 
zur Hintauhaltung der Thierquälerei 
nicht gutgeheißen, jedod der Regie 
rung anheimgeftellt worden ift, nad 
dem Beifpiele in anderen Provinzen 
geeignete Mafregeln im angemefjenen 
Mege zu empfehlen, fo wird die f. f. 
Pol.⸗Ober-Direction aufgefordert, fi 
im Sinne der von der k. k. ob d. ennf. 
Regierung den dortländigen Behörden 
bekannt gegebenen, der E. f. Pol. Ob. 
Dir. mit RegierungsdsDecret vom 20. 
Jänner v. 3. 3. 3695 mitgetheilten 
Erinnerungen thätigft angelegen fein 
zu laffen, der Thierquälerei in allen zur 
läffigen Wegen entgegen zu wirken, ohne 
jedoch, wie gleichzeitig der f. f. Pol, 
D. Dir, bemierft wiirde, imperativ oder“ 
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zwangsweiſe vorzugehen. Jedoch müf- 
fen nah dem b. Hoffanzlei « Auftrage 
die Amtshandlungen in Bezug auf die 
Fleiſchbeſchauer bei dem Stechvieh mit 
aller Strenge vorgenommen werden, 
was die indirecte Folge haben dürfte, 
daß die Handler die Qualen der Thiere, 
wodurch deren Geſundheit leiden könnte, 
zu vermeiden fuchen werden. ferner iſt 
nicht aus dem Auge zu verlieren, daß 
nad dem Ausfpruche der k. f. vercin- 
ten Hoffanzlei alle auffallende 
und öffentlihes Wergerniß er- 
regende Mifhandlungen der 
Thiere im Geifte der öfterreichifchen 
Befeßgebung als ein Polizeiver 
gehen mit angemeffenen Stra- 
fenvonden Polizei» Dbrigkfei« 
ten zu abnden feien. Diefen letz— 
teren liegt daher ob, fobald fie durch 
Anzeigen oder eigene Wahrnehmun— 
gen in die Kenntniß fo gearteter Miß- 
bandlungen von Thieren gelangen. un: 
vermweilt das entfprehende Amt zu ban- 
deln. Unter Einem wurden die 2 hier- 
ortigen Drdinariate aufgefordert, die 
Einleitungen zu treffen, damit auch von 
Geite des Kurat⸗-Clerus und der Volks— 
fhulen auf die Verminderung und Ab- 
ftellung der Thierquälerei eingemirkt 
werde. Die Erfolge der vorftebend an- 
gedeuteten Beifungen, fo wie die die 
Wirkſamkeit der in Wien bereits befte- 
henden und der etwa noch ind Reben 
tretenden Bereine gegen Thierquälerei 
find fortan zu beobachten, und wenn 
fih hieraus Anläffe zu weiteren fach: 
dienlihen Verfügungen ergeben follten, 
wären Ddiefelben unter gehöriger Be— 
gründung bierorts in Antrag zu brin— 
gen. (Circ. der ff. Pol. Ob. Dir. v. 
26. Dct. 1847. 3. 19276/3556. 
Thierquälerei. Mit dem Erlaffe 
der n. ö. Statthalterei vom 8. Dech. 
1851 3. 38150 wird die in den Re- 
gierungsdecreten vom 18. Sept. 1846 
8. 45263 und vom 15. Det. 1847 3. 
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42038 enthaltene Anordnung in Er— 
innerung gebracht, daß alle auffallen« 
den und Auffehen erregenden Mißhand— 
lungen der Thiere im Geifte der öfter- 
reihifhen Geſetzgebung als ein Poli: 
zeivergehen (jet einfache Polizei - Mes 
bertretung) mit angenieffenen Strafen 
von den Polizeiobrigfeiten, fobald fie 
hievon dur Anzeige oder eigene Wahr» 
nehmungen in die Kenntniß gelangen, 
zu ahnden feien. Die Bezirks » Com 
miffariate werden daber unter Bezie- 
bung auf das diesfällige hieramtliche 
Gireulare vom 26. Det. 1847 3. 
19276/3556 zur entfprehenden Ber: 
fügung und Thätigkeit mit dem Bemer- 
fen angewiefen, die ſich ergebenden 
Strafamtshandlungen im eigenen Wir« 
fungsfreife zu pflegen, und biebei wie 
in den übrigen zur Kompetenz der Be: 
zirks-Commiſſariate gehörigen Uebertre— 
tungsfällen vorzugehen. (Dec. d. Stdh. 
v. 16 Dec. 1851 3. 25450/2050. 
Thierquälerei. Verbot der An: 
wendung der Hunde ald Zugpieh. 
S. Hunde. Bdg.v. 18. Det. 1851. 
Thierfeuche. Borfiht bei dem 
Eintriebe des mit der Mund- 
und Klauenfeuhe befallenen 
Schlachtviehes nah Wien. Die 
f. k. Thierarznei = Inftituts » Directton 
hat über die Frage, ob das mit der 
Mund- und Klauenfeude befal- 
lene Schlachtvieh zur Gonfumtion ohne 
Nachtheil für die Geſundheit verwen- 
det werden könne, fih dahin ausgefpro« 
hen, daß die Ausfchrottung des von die: 
fem Uebel wirklich ergriffenen Schladt- 
viehes nicht geftattet werden fönne, 
weil die Ausfchrottung eines in einem 
krankhaften Zuftande befindlichen Thie— 
red der nadtheiligen Veränderungen 
feiner Körperbeftandtbheile wegen den 
fanitätspolizeilihen Vorſchriften ganz 
entgegen fein würde und auf die menfdh- 
fihe Geſundheit einen nachtheiligen 
Eindrud nehmen könnte. Indem ed 
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auch möglich wäre, daß das erfranft 
gewefene Schlachtvieh, welches auf dem 
Diener Plage zum Verkaufe vortömmt, 
zwar noch Spuren des vorgemwefenen 
Uebels in fi trage, obwohl das Thier 
ſelbſt vollkommen gefund ift, in welchem 
Kalle der Genuß des Fleiſches von fol- 
hen Thieren als unfhädlih für die 
menſchliche Geſundheit nicht beanftändet, 
wohl aber die Befeitigung und Bertil- 
gung der franfgefundenen Theile ver- 
fugt werden müßte, das Erkenntniß 
einer ſolchen Krankheit des Hornviehes 
aber eine geübte thierärztlihe Kennt: 
niß vorausfeßt, fo hat die k. k. Thier- 
arzneisInftitutd-Direction nothwendig 
befunden, jedes bei den Linien Wiens 
vorfommende und mit dieſem Uebel 
fheinbar behaftet geweſene Hornvieh 
anzuhalten und der Unterfuhung durd 
zwei Profefforen des Thierarznei- Ins 
flitutes zu unterziehen, damit in Folge 
diefes von Sahverftändigen abgegebe: 
nen Barere über die Schlachtbarfeit des 
unterfuchten Hornviehes und über den 
Genuß des Fleifhes und der übrigen 
Theile deffelben das Weitere verfügt 
werden fönne. Der Wiener Magiftrat 
hat fi daher nah diefem Gutachten 
zu benehmen, die unterftehenden Fleiſch⸗ 
beihauer anzumeifen und die weiteren 
Berfügungen zu treffen. (Bdg. d. n. ö. 
Reg. 0.7. Dec. 1832 3. 68479 Prov. 
®. ©. 14. Thl. 272.) 

Thierſeuche. Im Nachhange zu der 
von der Regierung unterm 13- Det. 
19834 Zahl 55284 erlaffenen Beleh- 
rung zur Behandlung der Viehſeuchen 
und einem zwedmäßigen diätetifchen 
Berfahren mit dem gefunden und Eran- 
fen Dieb (f. Rinderpeft) wird weiter 
befannt gemadt, daß die PBaragrafen 
35 bis 42 und 102 des alten Unter: 
richtes über die Thierfeuchen vom Jahre 
1809 nod fortan neben dem neuen Un 
terrichte in Wirffamkeit zu bleiben ha— 
ben. (Hoffanzlei-Decret vom 30. April 
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18353. 9491, Eirculare der n.d. Reg. 
vom 23. Mai 1835 3. 28040, Vdg. 
der ob der Enns'ſchen Reg. vom 22. 
Mai 3. 15296, des mähr. fchlef. Gub. 
vom 25. Mai 3 21805, des böhm. 
Bub. vom 27. Mai 3. 24644 und des 
fteierm Gub. vom 2. Juni 1835, 3. 
8306 An. ©. V. v. J. 1835 Nr. 39.) 


Thierfeuche. Die Reg.findet fi durch 
den Antrag eines k. k. Kreisamtes zu 
der Beitimmung bewogen, daß fih der 
Thierarzt, oder der zur Behandlung 
einer Viehfeuche verwendete Arzt und 
Wundarzt, bevor er eine Epizootie für 
beendigt erklärt, dur perfönlihe Un— 
terfuhung des ganzen Viebftandes von 
Stall zu Stall von der Gefundpeit 
deffelben überzeugen foll. (Vdg. der n. 
d. Reg. v. 9. Dec. 1837 3. 66821. 
Prov. ©. ©. 19. Bd. Nr. 254.) 


Thierfeuche. Da fi der Fall oft 
ergab, daß zu dem Abledern und Ber- 
ſcharren der ineiner anſteckenden Krank: 
heit gefallenen Rindes, auswärtige, 
fremde, ja verftandlofe Individuen ver» 
wendet werden, wodurd die Verſchlep— 
pung der Seuche befonders begünftigt 
wird, fo wird nachträglich zu dem $. 
37 des neuen Piehfeuchen-Unterrichtes 
verordnet (f. Rinderpeft), in Hinkunft 
zur Bermeidung der Berfchleppung des 
Seuhenftoffes bei dem Abledern und 
Verſcharren der gefallenen oder ols 
ſeuchenverdächtig erfhlagenen Rinder 
feinen fremden, auch nicht den Abdecker 
des benachbarten Ortes, fondern nur 
einheimifhe Individuen, nämlih Ein» 
wohner des Ortes, in welchem die Vieh— 
ſeuche ausgebrochen ift, zu verwenden, 
welche ohnehin unter ämtliher Auffiht 
geftellt, die unerläßlibe Reinigung der 
Perſon und der Kleider vorzunehmen 
verpflichtet find, bevor fie zur Wartung 
der gefunden Thiere wieder zugelaffen 
werden. (Bdd. des k. f. mähr. ſchleſ. 
Bub. v. 8. April 1837, 3. 13624. 


dyierſeuche. 
Zeitſch. f. d. R. Jahrg. 1838 N. B. 
©. 149.) 


Thierfeuche. Da in Folge a. b. 
Beflimmungen die k. k. Thierarznei— 
Direction angewieſen iſt, bei allen Vieh— 
krankheiten und Epizootien, welche das 
Einſchreiten der dazu oerufenen Be— 
hörde innerhalb der Linien Wiens und 
in einigen Sanitätédiſtrikten des V. 
U. M. 2. erfordern, als Kunftbehörde 
zu interveniren, und die Regierung hei 
den in jüngfter Zeit ereigneten Ausbrü- 
hen der Ninderpeft einen geregelten 
Gefhäftsgang und Gefhäftszug gänz- 
li vermißte, und es fomit im Intereffe 
diefer Gefhäftsabtheilung nothwendig 
erfcheint, den Gefhäftsgang und Ger 
ſchäftszug in Epizootie-Angelegenheiten 
zu regeln, fo werden diesfalls folgende 
Punkte zur Darnahadhtung vorge— 
zeichnet: 

1. Wenn die Affiftenz des k. k. 
Thierarznei⸗Inſtitutes in Viehfeuchen: 
Angelegenheiten von der Behörde oder 
den Privaten verlangt wird, hat das 
zur Unterfuhung abgeordnete Indivi— 
duum feinen Bericht oder den Befund 
und die zur Unterdrüdung der Thier— 
feudhe für nothwendig befundenen ver 
terinär » polizeilichen Maßregeln unter 
Anſchluß der Rapportstabelle, auf dem 
Lande der betreffenden Ortsobrigkeit, 
inner den Linien Wiend aber der be= 
treffenden Polizei = Bezirks » Direction 
unverzüglich zu überreichen. 

2. Iſt die Epigootie bedenkliher Ra- 
tur, z. B. die Rinderpeft, Wilzbrand 
u. ſ. w., fo ift fogleih von dem Vete—⸗ 
rinär» Berichte sub 1 eine Abfchrift zu 
verfaffen, und diefelbe unter Einem 
fammt dem Rapportsprotofolle an die 
Thierarznei > Inftituts » Direction zu 
leiten. 

3. Bei Viehfrankheiten von minder 
tem Belange wird eine kurze Anzeige 
an die Thierarznei-Inftituts-Direction 
genügen, der umftändliche Bericht aber 
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sub 1 an die genannten Behörden zu ers 
ftatten fein. 

4. Ueber den bei den Drtsobrigkeis 
ten auf dem flahen Sande eingelangten 
Beterinär-Bericht des vom Thierarzneie 
inftitute abgeordneten Individuums ift 
von Erjteren ungefaumt binfichtlich der 
zur Unterdrüdung der Viehſeuche in 
Ausführung gebrachten veterinär » polis 
zeilihen Maßregeln an das betreffende 
Kreisamt unter Anfhluß ſämmtlicher 
BVerhandlungs » Arten Bericht zu er- 
ftatten. 

5. Diefe einlangenden Berichte hat 
das ka k. Kreisamt auf das genauefte 
dur das Kreisfanitätsperfonale prü— 
fen zu laffen, nad den allfälligen Be: 
merkungen des letzteren, allfogleich das 
Geeignete an die Drtsobrigfeit zu ers 
laffen, und fodann mit diefen bereits 
getroffenen Berfügungen oder den al: 
lenfall® noch zu treffenden verfehen, 
an die Landesftelle ungefäumt einzubes 
richten. 

6. Die freisämtl. Einbegleitungsber 
richte find vom k. k. Kreidarzte zum 
Beweiſe, daß die Verhandlungsacten 
vom Leßtern geprüft und deſſen Anträge 
auh in Ausführung gebradht worden 
feien, mit zu unterfertigen. 

7. Bei längerer Dauer der Epizootie 
ift von 8 zu 8 Tagen bis zu ihrer Ber 
endigung mit der Berichtserftattung 
fortzufahren und im Falle fih die Epi- 
zootie über mehrere Ortſchaften des 
Kreifes verbreitet haben follte, der Vieh» 
jtand fo wie die Zahl der epizootifch 
erfranften Thiere von allen von der 
Viehſeuche ergriffenen Ortſchaften in 
eine Rapportstabelle zufammen zu ftel« 
len und über den Stand, Gang und 
Ausbreitung der Epizootie ein gemein- 
fhaftlicher refumirender Bericht zu er 
ftatten. 

8. Bon der Durchführung der für 
nothwendig erfannten vweterinär « poli« 
zeilihen Maßregeln ift nicht früher in 
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einer von der Viehſeuche befallenen Ort⸗ 
ſchaft abzuſtehen und die Viehſeuche für 
beendet zu erklären, bis nicht der zur 
Behandlung der Viehſeuche abgeord- 
nete Kunftverftändige über die Beendi- 
gung der Epizootie die Erklärung ab- 
gegeben und ſich durch perfönliche Un» 
terfuhung des ganzen Biehftandes von 
Stall zu Stall von der Gefundheit 
überzeugt hat. 

9. Ueber die innerhalb den Linien 
Wiens an die Polizei-Bezirfs:Direction 
einlangenden Veterinär =» Berichte der 
Kunftverftändigen der ThierarzneisIns 
ftitut3:Direction ift ebenfo wie sub 4 
von den Drtsobrigkeiten ungefäumt an 
die f. k. Pol. Ob. Dir. Bericht zu er- 
ftatten, welche die letzteren jedoch ohne 
weitere Prüfung mit thunlichfter Ber 
fhleunigung an die Regierung einzube- 
gleiten bat, f. Rinderpeft. 

10. Die sub 2 und 3 bei der k.k. 
Thierarznei » Inftituts = Direction von 
ihrem Abgeordneten eingelangte Ve— 
terinär⸗Berichts⸗Abſchrift oder Anzeige 
hat die k. k. Thierarznei » Inftitutd-Dis 
rection zu prüfen und nah Befnnd, 
mit den erforderlihen Bemerkungen 
verfehen, unverzüglich an die Landes— 
regierung einzubegleiten,, von welder 
fodann die weitere Erledigung der Bes 
terinär«- Berichte einhellig an alle Unter— 
behörden erfolgen wird. (Decr. derk.k. 
n.d. Reg. vom 1. Nov. 1844 Zahl 
65239.) 

Thierfeuche. In Folge eines Prä- 
fidial:Erlaffes der kak. vereinigten Hof: 
Tanzlei vom 19. Februar 1845 erhal- 
ten die vier ka k. Kreisämter bezüglich 
des flahen Landes und die k. f. Poli: 
zeisÖber-Direction, der Wiener Magi— 
ftrat, die k. £, Thierarznei-Inſtituts— 
Direction für Wien den Auftrag , die 
mit der Leitung der Gefchäfte bei Thier- 
ſeuchen ſich befaffenden Organe anzu— 
weiſen, daß fie für den Fall des Wie— 
dereintreteng der Rinderpeft bei fidh er: 

Zaleiöty, Handb. d. Pol. Gef. IL. 
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gebender Gelegenheit, durch Beiziehung 
von Aerzten, die in der pathologiſchen 
Anatomie bewandert find, genaue Sec— 
tions⸗Daten zu fammeln und diefelben 
mit ihren Bemerkungen über die Natur 
und Beihaffenheit der Rinderpeft der 
Landesſtelle zur weiteren Beranlaffung 
anzuzeigen haben. (M. ö. Rggs. Vdg. 
v. 1. März 1845 Zahl 12966, Prov. 
®. ©. 27. Bd. Nr. 25.) 
Thierfeuche. Die Straf-PBara- 
grapbe des alten Thierſeuchen— 
Unterridtesv. 3. 1809 verbleis 
ben auch neben dem neuen Un 
terrihte in Wirkfamfeit*). Im 
Nachhange zu der, von der Negierung 
im Jahre 1834 erlaffenen Belehrung 
zur Behandlung der Biehfeuchen und 
einem zwedmäßigen diätetifchen Ber: 
fahren mit dem gefunden und franfen 
Dieb und in Kolge der hoben Hoffanz: 
fei-Berordnungen vom 30. April 1835 
und vom 15. Juni 1837 wird, mit 
Beziehung auf das Regierungs-Circu— 
lar vom 23. Mai 1835 , weiters be: 
kannt gemacht, daß die Straf-PBara- 
graphe des alten Unterrichtes über die 
Thierfeuchen vom Jahre 1809, wie fie 
mit den, in Uebereinftimmung mit dem 
neuen Thierfeuchen-Unterrichte gemach— 
ten Aenderungen nachfolgen, noch fort: 
an neben dem neuen Unterrichte in 
Wirkfamkeit zu bleiben haben, nämlich: 
8.31. Jedes aus einem fremden Drte 
angefaufte Stück Melt-, Zug- oder 
Schlachtvieh darf, zumal wenn im Drte, 
woher ed fommt, oder in derlimgegend 


*, Mit dem Hflyl. Decr. v. 13. Nov. 
1834 3. 27250 (Krop. ©, ©. 60. Band 
Mr. 183) wurde ein neu verfaßter Unter- 
richt über die Behandlung der Thierfeu- 
hen, fo wie über ein zwedmäriges diäte— 
tiſches Verfahren mit dem Vieh fämmtli» 
ben Länderftellen mitgetbeilt. Die Aus» 
züge aus dieſer febr umfangreichen Ver— 
ordnung murden unter die betreffenden 
Shlagworte: Rinderpeft, Rob, Wurm: 
krankheit, Hundswuth ir 
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irgend eine Viehkrankheit herrſcht, von 
dem Eigenthümer, unter Strafe der 
Eonfiscation des Stüdes, nie fogleich 
zu dem ſchon vorhandenen Vieh in den 
Stall geſtellt, nod viel weniger aber 
auf die Gemeindeweide geſchickt werden, 
fondern es foll in irgend eine abgefon- 
derte Schupfe, oder in den leeren Stand 
eines Pferdeftalles eingeftellt, und durch 
zehn Tage lang beobachtet werden, um 
fih won der bleibenden Gefund heit und 
Unverdächtigfeit desfelben genau zu 
überzeugen. Jeder Drtseinwohner, der 
ein fremdes Stück Rind in den Ort 
bringt, wenn es auch zum unverzüg— 
lihen Abſchlachten beflimmt wäre, ift 
verpflichtet, unter obiger Strafe zuvor 
den Drtsvorftehern, oder den aufge: 
ftellten Fleiſchbeſchauern, wenn fi 
welche in dem Drte befinden, davon die 
Anzeige zu machen, zugleich den Tag 
der Ankunft des Stüdes, den Dirt, 
woher foldhes bezogen, den Stall, wo 
es indeſſen eingeftellt worden, anzu— 
geben, und die Beſichtigung desſelben 
zu verlangen. Es darf daher kein frem— 
des Stück Rind weder zum eigenen 
Hausgebrauche, noch zum öffentlichen 
Gebrauche geſchlachtet, oder noch leben— 
dig in einen andern Ort käuflich hint— 
angegeben werden, bevor dasjelbe 
durh den Ortsvorfteher und einen 
Fleiſchbeſchauer, oder anftatt letzterem 
durch zwei als verftändige und recht: 
fhaffene Männer anerfannte Ortsein- 
wohner befihtigt und als innerlich 
aefund befunden wurde. Eine aleiche 
Befihtigung und Gefundheits - Erflä- 
rung muß Statt finden, wenn ein 
fremdes oder neu eingebradhtes Stüd 
Rind nah Verlauf der zehn Tage aus 
der Sperre in dem abgefonderten Rocale 
entlaffen, unter das Gemeindevieh ge- 
bracht, aufdie Schlachtbank geführt, oder 
in einen andern Ort verfauft werden fol. 

$. 32. Der Viehhirt (Halter) 
eines Ortes darf eben fo wenig unter 
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einer koörperlichen Strafe aus einem 
Haufe ein erft neu eingebrachtes Stüd 
Rindvieh in die Gemeindeheerde auf: 
nehmen, bevor nicht der Ortsvorſteher 
hierzu nach vorher ausgeftandener Con⸗ 
tumazsZeit im abgefonderten Xocale, 
und nad vorheriger Beſichtigung die 
Einwilligung gegeben hat. Wäre bin- 
gegen der Hirt wider feinen Willen ge 
zwungen worden, ein neu eingebracdhtes 
Stüd ohne diefe nöthige Borfiht in 
die Gemeindeheerde aufzunehmen, fo 
muß er dem Ortövorfteher fogleih von 
dem BVorgefallenen die Anzeige machen, 
und diefer hat zum Vortheile der Ge: 
meinde dieſes eingefhmwärzte Stüd fo: 
gleich zu confisciren. Eben fo ift jeder 
Viehhirt verbunden, fobald er bei der 
Heerde ein innerlich krankes Stüd be- 
merkt, es unverzüglich dem Eigen— 
thümer und dem Drtövorftande anzu— 
zeigen, damit Erfterer ed von diefer 
Zeit an zu Haufe behält, und Xepterer 
den Eigentbümer dazu unter feiner 
eigenen Auffiht verhalten kann. Jeder 
Drtsvorfteber ſoll deßwegen aud von 
Zeit zu Zeit die ausgetriebene Heerde 
unterfuhen, um ſich zu überzeugen, 
daß er von dem Hirten nit hinter. 
gangen werde. Jeder Hirt, der ein kran— 
kes Vieh verheimlicht, ift des Dienites 
zu entlaffen, und nach Umftänden auch 
mit körperlicher Zühtigung zn beftrafen. 
Endlib bei der Aufnahme der 
Biebbirten, und in den Meierhöfen 
der Oberknechte oder Meier, muß zur 
Bedingung ihres Dienfted gemacht 
werden, daß fie fih in andern Drt- 
[haften niemal®, unter feinem Bor: 
wande, felbft wenn fie auch gerufen und 
verlangt würden, mit der Heilung der 
Biehkranfheiten abgeben wollen, und 
wenn fie auch nur einmal gegen dieſe 
Vorſchrift handeln, fo follen fie ſogleich 
nicht nur des Dienftes verluftig erklärt, 
fondern nad Umftänden auch noch kör— 
perlich beftraft werden, 
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8. 35. Die Ueberſiedlung der 
Pächter mit ihrem Viehe von 
einem Drte zum andern, oder auch aus 
einem Haufe in das andere, ift nur unter 
der Bedingung zu geftatten, wenn fie 
fih zuvor von zwei benachbarten Do: 
minien ihr Dieb genau unterfucdhen 
liegen, und über den vollkommen gefun- 
den Zuftand desfelben von beiden ein 
Zeugniß erhalten haben, welches fie 
dann dem Kreisamte, in deffen Bezirke 
fih das gepachtete Gut befindet, das 
fie mit dem Viehe beſetzen wollen, vor: 
legen müffen. Derjenige Pächter, wel- 
her dieß zu thun unterläßt, foll nicht 
allein mit einer Strafe von 12 Ducaten 
belegt, fondern auch verhalten werden, 
den verurfachten Schaden, welcher durch 
die Uebertragung einer Seuche mittelft 
der Ueberfiedlung feines Viehes fich 
ergab, zu erfeßen. In Wirths- und Ein- 
kehrwirthshäuſern endlich ift es auch 
den Wirthen ſtrenge verboten, ihr 
eigenes Rindvieh aus denſelben Ge— 
ſchirren zu tränken, aus welchen fremde 
Zugochſen und anderes Rindvieh beim 
Durchtreiben u. dgl. getrunken haben, 
oder ihm Futter zum Aufzehren zu geben, 
das etwa von dieſem übrig geblieben iſt. 

8. 36. Wird unter dem einheimi— 
fhenPieheinesDrtesein Stüd 
innerlih krank, ohne daß weder im 
Drte felbft, noch in der Nachbarſchaft 
desfelben, die Löſerdürre herrfchet, 
oder fonft ein Verdacht auf felbe ge. 
ahnet werden könnte; fo hat der Be- 
fiter des franfen Stüdes nur dem 
Drtövorfteber allein die Meldung zu 
machen, und ſelbes mit dem Gemeinde» 
vieh fo lange nicht austreiben zu laffen, 
bis es vollfommen wieder hergeftellt 
ift. Wäre aber innerhalb zehn Tagen 
nach der Erkrankung des erften Stüdes 
in demfelben ein zweites oder drittes 
auch plötzlich ohne eine befannte Ur: 
ſache frank geworden, oder wäre ein 
fremdes, neu eingebradhtes Rind ohne 
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Befihtigung heimlich geſchlachtet, oder 
auch wieder verfauft worden, und bin: 
nen zehn Tagen darnach, von der Ein» 
ftellung desfelben an gerechnet, in dem 
Stalle das Erkranken erfolgt, fo ift die 
Krankheit ſchon verdächtig, und es muß 
alfogleih von dem Eigenthümer des 
erkrankten Viehes dem Drtövorfteher 
auf der Stelle nicht nur das wirklich 
erkrankte, fondern auch alles noch ge— 
fund fheinende Rindvieh aus diefem 
verdächtigen Haufe hinweggeführet, in 
den Notbftall überfeßt, und da 
von aller Semeinfchaft mit den Orts— 
einwohnern und dem Drtöviehe ganz 
ausgeſchloſſen, und gut verfperrt gehal- 
ten werden, bis von Seiten der Obrig- 
keit durch Kunftverftändige die genaue 
Unterfuhung, ob die Erkrankung nur 
blos zufällig, oder wirfli durch eine 
verdächtige Anſteckung entflanden ift, 
angeftellt, und das Weitere dann ver— 
fügt werden ift. Wäre das Letztere der 
Fall, fo muß das fanmtliche verdäch— 
tige Hausvieh fo lange im Notbitall 
durch eigene Wartleute verpflegt wer— 
den, bis durch volle zehn Tage an dem— 
felben gar feine Spur eines kränklichen 
Zuftandes zu bemerken ift. Die Wider 
feglichfeit gegen diefe Mafregel, oder 
die Bernadhläffigung derfelben ift nad 
dem $. 154 des II. Theild des Geſetz— 
buches über Verbrechen und ſchwere 
Polizei-Uebertretungen unnaächſichtlich 
zu beftrafen. 

8.37. Hat die Löferdürre in 
einem benadhbarten Orte, in dem Um— 
freife einer Stunde, oder wohl gar in 
der angrenzenden Gegend wirklich 
eingeriffen, fo müffen die Orts— 
obrigkeiten, nachdem fie dıe gehörige 
Anzeige davon erhalten haben, diefe 
Nachricht auf der Stelle in den noch 
gefunden Ortfchaften auf eine Stunde 
im Umfreife, den Vorftehern und Be- 
wohnern derfelben bekannt machen, 
und den gemeinen Mann a eine über: 
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zeugende Art von der faſt gänzlichen 
Unheilbarkeit und Tödtlichkeit dieſer 
Krankheit, von ihrer fürchterlichen 
Eigenfhaft, fih dur mannigfaltige 
Anſteckung leicht auszubreiten, belehren; 
vor der großen Gefahr, die durd ihre 
Nähe dem ſämmilichen Biehftand drohet, 
warnen, und fie daher zur genauen 
Befolgung der zur Abwendung derfelben 
nothwendigen, obfhon läftigen Verfü- 
gungen auffordern, und ftreng anhalten. 
Zur Unterftüßung diefer obrigkeitlichen 
Belehrung follen die Seelforger in den 
Gemeinden, theild von der Kanzel, 
theils in Privat» Gefpräden beitragen, 
und auch durch Neligonsgründe auf 
das Herz und den Berftand der Zu— 
hörer zu diefem Zwecke wirken. Zugleich 
find den Gemeinden die Strafgefeße, 
welche gegen Uebertreiung der Vor— 
ſchriften bei Viehſeuchen beftehen, und 
befonders die 88. 153, 154 und 155 
des 11. Theild des Geſetzbuches über 
Berbrehen und fchwere Polizei» Ueber: 
tretungen vorzulefen. 

$. 38. Bor allen darf dann eine 
Stunde im Umkreife von dem verpe- 
fteten Orte unter 50 Ducaten für die 
Dominien, und unter Reibesftrafe für 
die Biehhändler kein Rindvieh— 
markt gehalten, und ed muß aller 
Umgang und Berkehr mit den Einwoh— 
nern des angeftedten Ortes, wenn er 
nicht von der dringendften Art und für 
den ganzen Drt umentbehrlih ift, auf 
fo lange unterfagt und aufgehoben 
werden, bid wieder freisämtlich die 
gänzlihe Befreiung des mit der Vieh: 
peft heimgeſuchten Ortes von diefem 
Uebel angezeigt ift. Dur den ange: 
ftedten Ort darf gar fein Rindvieh für 
andere Ortſchaften durchgeführt, und 
den Schlachtochſen, die fonft durchzu— 
paffiren pflegten, muß von Seite des 
Kreisamtes ein anderer Richtungsweg 
angewiefen werden. Sollten aber doch 
einige Einwohner aus der Nachbarſchaft 
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nothwendiger, eigener, oder öffentlicher 
Geſchäfte wegen den sngeftedten Ort 
beſuchen müffen, fo dürfen fie feines» 
wegs mit vorgefpannten Rindern fahren, 
fih nicht unnöthigerweife dort länger 
verweilen, in feinen Rindviehſtall gehen, 
und fih überhaupt Nichts mit dem 
Rindviehb zu thun geben. Bei ihrer 
Nahhaufekunft müffen fie ſogleich die 
auf der Reife gebrauchten Schuhe und 
Kleider wechfeln, fih Hände und Ge- 
fiht waſchen, und etlihe Tage lang 
nicht zu ihrem einheimifhen Viehe 
gehen. Den Drishirten und Meier: 
knechten aber fei ed unter gar feinem 
Borwande erlaubt, eine mit der Rind» 
viehpeft heimgefuchte Ortſchaft zu be— 
treten. 

$. 39. Als ein Hauptvergehen gegen 
die Wohlfahrt und Sicherheit des Ortes 
ift ed den Einwohnern in den gefunden 
Ortſchaften auf das ftrengfte verboten, 
heimlich oder öffentlich krankes Vieh, 
Fleiſch, Milch, Butter, Häute, Unſchlitt, 
oder was immer für andere Theile des 
Rindviehes, ſei es nun von geſunden 
oder kranken, von geſchlachteten oder 
gefallenen Stücken aus verdächtigen 
Orten einzukaufen, einzuſchwärzen, und 
in nicht angeſteckte Ortſchaften zum 
Verkaufe, oder zum eigenen Gebrauche 
einzuführen. Ein ſolches Vergehen iſt 
nach den ſchon öfters citirten Para— 
graphen des Geſetzbuches über Ver— 
brechen und ſchwere Polizei-Uebertre— 
tungen mit aller Strenge zu beſtrafen. 
Eben ſo wenig darf den, von einem, 
mit der Viehſeuche angeſteckten Orte 
herkommenden Menſchen weder in Pri— 
vat- noch Einkehrwirthshäuſern ſich 
aufzuhalten geſtattet, noch weniger 
ihnen der Zutritt zum einheimiſchen 
Rindvieh in einem gefunden Orte er- 
laubt werden, Weßwegen dann auch 
befonders auf fremde Fleiſch- und Vieh: 
händler, deßgleihen noch vorzüglich 
auf berumfhweifende Arzneikrämer, 
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Waſenmeiſter und ihre Knechte u. ſ. w. 
ein wachſames Auge gehalten werden 
muß. Sie ſind beim Betreten ſogleich 
zu arretitren, und entweder in ihren 
Wohn» und Aufenthaltsort, oder über 
die Grenze abzufhaffen. Endlich jedes 
Stück Rind, das in einem Orte, in 
defien Nahbarfhaft die Rinderpeft 
herrſchet, an einer Krankheit ftirbt, muß 
geöffnet, und in demfelben der Löfer 
unterfucht werden, und wenn ſich dabei 
die im $. 29 des neuen Thierfeuchen- 
Unterrihtes aufgezählten Zeichen finden, 
fo muß man das Thier ald an der Löfer- 
dürre gefallen, und den Ort für einen 
fhon mit der Rinderpeſt angeftedten 
erklären. 

$. 40. So lange fih in einem Orte 
felbft noch feine Rindviehſeuche außert, 
fo kann das Austreiben des 
Rindviehesnod unter der Befhrän- 
fung geftattet werden, daß das ausge: 
triebene Bich nicht nur allein den Grund 
und Boden der angeſteckten angrenzen- 
den Ortſchaften nicht betrete, fondern 
auch fo weit ald möglih von ven 
Grenzen derfelben entfernt, und wo es 
thunlich ift, lieber in einer ganz ent- 
gegengefeßten Gegend geweidet werde, 
damit es ja nicht von dem aus den 
angeftedten Ortſchaften kommenden 
Winde getroffen werden möge. Aus 
eben dieſer Urfache fol in einem Um— 
freife von einer halben Stunde von 
dem verpefteten Drte an gerechnet, 
feine Roboth= oder Frohnfuhre mit 
Zugochſen, nod weniger aber in das 
Gebiet des verpefteten Ortes felbft, 
geleiftet werden, Zugleich aber muß die 
Drtsobrigfeit allen Viehbeſitzern des 
Ortes nahdrüdlih auftragen, daß fie 
fih mit einem Futtervorrathe für ihr 
Rindvieh wenigftend auf ſechs Wochen 
verfehen follen, damit im Falle die 
Seuche dennod im Orte ausbricht, die 
hernach zur Hemmung ihrer Ausbrei- 
tung nothwendige allgemeine Stall: 
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fperre vorgenommen, und das einge— 
fhloffene Vieh gehörig genähret werden 
fönne. Dominien, die eine Roboth 
befehlen, oder fih eine Vernachläſſigung 
diefer letzten Mafregel zu Schulden 
fommen laffen, find um 50 Ducaten 
zu beftrafen. 

8.41. Wenn die Löferdürre 
wirklich fhon in dem nädften 
angrenzenden Drte herrſchet, 
fo find alle bisher verordneten Map- 
regeln mit doppelter Gewiffenhaftig- 
feit und Strenge zu befolgen, und 
jedes, wie immer erkrankte Rindvieh 
ſoll fogleih abgefondert in den Roth» 
ftall abgegeben, und hier entweder bie 
zum erfolgten Tod, oder bis zur gänz- 
lichen Wiederherftellung, und noch 10 
Tage darüber verpflegt werden. Werner 
müffen einige kluge und zuverläffige 
Männer aus der Gemeinde ausgewäh— 
let und zu Wächtern auf die Grenze ge- 
ftellt werden, die von hieraus ſowohl 
das einheimifhe ald Das dem angefted- 
ten Orte gehörige Vich, wie aud alle 
Fuhren mit Ochfenbefpannung , wo fie 
berfommen, wieder zurüdweifen; auf 
alle hin- und hergehende Menſchen, und 
das, was fie etwa mit fi führen oder 
tragen, aufmerffam fein; aled, was 
ihnen verdächtig vorkömmt, anhalten 
und abfhafen follen. Als verdächtig 
aber müffen alle aus einer angeftedten 
Drtfchaft fommenden Menjhen ange: 
fehen werden, welche von da Rindvieh 
führen oder treiben, oder Fleiſch, Häute 
und andere Rindtheile bei fih haben. 
Sollten diefe auf die Ermahnung zus 
rückzukehren, nicht achten und mit Ge- 
walt über die Grenze feßen, fo foll fie 
einer der Wächter bis zum Orte beglei- 
ten und fie da dem Drtsvorfteher anzeis 
gen und überliefern, welder dann fo» 
gleich auch mit Gewalt das lebendige 
Vieh in den abgelegenen Biehftall ver» 
fperren, auf Rechnung des Beflgers in- 
deffen füttern laſſen, die Perſonen felbft 
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aber ſammt den etwa mithabenden Rind⸗ 
viehtheilen, Hunde u. ſ. w. an die 
Ortsobrigkeit und dieſe an das Kreis— 
amt zum ferneren Verfahren abzuliefern 
hat. Wird das verſperrte Vieh binnen 
10 Zagen an der Rinderpeft krank, oder 
zeigt es fich bei der mit ihm gepfloge- 
nen Unterfuhung, daß die mitgebrache 
ten Rindviehtheile von heimlich gefchlach- 
teten Franken Stüden herrühren, fo 
find die ergriffenen Perſonen als fchwere 
PolizeisUebertreter nach den bereits ci— 
titten $$. 153, 154 und 155 des 
U. Theiled des Geſetzbuches über Ver: 
brechen und fchwere Polizei > Hebertre- 
tungen zu beftrafen, fonft aber nur 
wegen gewaltjamer Störung der öffent: 
lihen Ordnung und Sicherheit zur Ber: 
antwortung zu ziehen, und dann gegen 
Erfag aller Koften fammt ihrem Biehe 
zu entlafjen. 

8. 42. Iſt die Löſerdürre aber 
in einem Drte felbft wirflid 
ausgebrodhen, was aus den in dem 
8. 28 des neuen Thierfeuchen - Unter» 
richte8 angegebenen Kennzeichen diefer 
Krankheit beurtheilt werden kann; fo 
ift wohl das Todtfchlagen der erften 
franfen und verdächtigen Thiere das 
beſte und ſicherſte Mittel, der anfangen 
den Rinderpeft ein ſchnelles Ende zu 
machen. Sobald daher in einer Ge 
meinde ein Stück Rind peſtkrank ift, 
muß es fogleih an einen abgelegenen 
Ort gebracht, getödiet und unabgehäus 
tet nach den unten anzuführenden Vor: 
Ihriften verfcharret werden. Auch alles 
mit demfelben in einem gemeinfchaft- 
liden Stalle geftandene Rindvieh, 
wenn es nicht über einige Stüde be: 
trägt, follte ebenfalls getödtet und 
wie wirklich angeſtecktes behandelt wer- 
den, find es aber mehr ald 3 bis 4 
Stüde, fo follen fie nad ihrer Ans 
zahl in mehrere Haufen von 10 zu 10 
Stücken vertheilt und in befondere 
Ställe oder eigend umzäumte Weider 
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plätze gebracht, damit, wenn gleich die 
Pet unter einem Ddiefer Haufen aus— 
bricht, doch wenigftens die übrigen dann 
vielleicht verfhont bleiben, der ange- 
ſteckte Haufen aber ſogleich wieder ge 
tödtet werden könne. Um aber diefe 
Mapregeln mit aller Strenge ausführen 
zu können, muß dem Eigenthümer des 
todt gefchlagenen Rindviehes, da er 
fein Eigenthum der Sicherheit und der 
Erhaltung des übrigen Biehftandes auf: 
opfert, fein Berluft nach den beftehen- 
den hohen Berordnungen, wenn er feine 
Schuld an dem Ausbruche der Seuche 
trägt, nad einer unparteiifhen Schä- 
bung im baaren Gelde vergütet werden. 
©. Keule. 

$. 43. Uebrigend, ed mag bei der 
in einem Orte ausgebrochenen Löſer— 
dürre das Todtſchlagen der impeſtirten 
Stücke vorgenommen werden können 
oder nicht, fo muß von dem Drtdvor: 
fteher der Ortsobrigkeit und von diefer 
dem Kreisamte mit Abfendung einer 
Fuhre unter 20 Ducaten Strafe aljos 
gleich Davon die Anzeige gemacht werden, 
damit felbes dann den angeftedten Ort 
zur Warnung der Nachbarſchaft öffentlich 
befannt machen, und über das Nöthige, 
dem Uebel in Zeiten Einhalt zu thun, 
verfügen fan. In dem angeſteckten 
Drte felbft aber find, ohne die Ankunft 
des freisärztlihen Perfonales oder an— 
derer freisämtlihen Perfonen und Ber- 
ordnnungen abzumarten, aufdas Schleu- 
nigfte die im neuen Thierfeuchen-Unter: 
richte vorgefchriebenen Verfügungen zu 
treffen. Jeder Ortsvorſteher, der, wenn 
wei oder drei Stüde Rindviehes von 
Woche zu Woche in einem Stalle oder 
im Orte überhaupt erkranken, die nös 
thige Anzeige an das Dominium zu 
machen unterläßt, fol fogleih abge» 
fegt, auf immer zu diefem Amte für uns 
fähig erklärt, und bei erfchwerenden 
Umftänden noch überdied nad dem $. 
154 des U. Theiled des Geſetzbuches 
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über Verbrechen und ſchwere Polizei— 
Uebertretungen beſtraft werden; jedes 
Dominium aber, das ſich einer gleichen 
Nachläſſigkeit gegen das Kreisamt ſchul⸗ 
dig macht, ſoll eine Geldſtrafe von 50 
Ducaten erleiden, indem es den ſaͤmmt— 
lihen Gutsbefigern von jet an zur 
unnachläßlichen Pfliht gemacht wird, 
ftetö und bejonders, wenn die Löferdürre 
in den benahbarten Drtfchaften fhon 
ausgebrochen wäre, auf die erfte Ent- 
ftehung diefed Uebels in jedem Orte 
ein wahjamed Auge zu haben. Sie 
find daher dafür verantwortlich, wenn 
aus Unwiſſenheit oder Saumfeligkeit 
diefe Landplage in ihrem Bezirke Wur- 
zel faſſet, und den benachbarten Ort— 
ſchaften und Gegenden daraus Nachtheil 
erwähit, um fo mehr, da es ausge 
macht ift, daß die Rinderpeft gewiß nicht 
weit um fich greifen wird, wenn anders 
die gefeglihen Vorſchriften gegen die 
Anftedung genau befolgt werden. 

$. 102. Iſt außer einem Hunde ein 
anderes nüßliched Hausthier von einem 
wüthenden Hunde oder einem andern 
wüthenden Thiere gebiffen,, oder fonft 
mit deffen Geifer, Blut u. f. w. befu- 
delt worden, jo hat der Eigenthümer 
deffelben unter ſchwerer Verantwortung 
es fogleih der Ortsobrigkeit anzuzei— 
gen und ſelbes von einem Kunſtver— 
ſtändigen unter genauer Obhut behan— 
deln zu laſſen. Wäre aber bei dem ge— 
biſſenen Thiere die Wuth ſelbſt wirklich 
ausgebrochen, ſo hat die Ortsobrigkeit 
die nämliche Tödtung und Verſcharrung 
des Thieres vornehmen zu laſſen, wie 
ed im $. 55 des neueſten Thierfeuchen« 
Unterrihtes in Hinfiht auf gebiffene 
und mwüthige Hunde befohlen wurde, 
ohne bei den Pferden und dem Horn— 
vieh vor der Berfcharrung die Haut abs 
zuziehen und felbe zu irgend einem Ge- 
brauche zu verwenden. Wer aber das 
Bleifh, was immer für eines, von einem 
wüthenden Thiere gevifjenen Viehes, 
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wenn gleich bei demſelben die Wuth 
noch nicht ausgebrochen iſt, genießt, ans 
dern Menſchen oder anderem Viehe zum 
Genuſſe gibt; an der Wuth gefallenes 
oder todtgeſchlagenes Vieh ausſchrot— 
tet, ausgräbt u. dgl. iſt nach dem 
8. 155 des II. Theiles des Geſetzbu— 
des über Berbrehen und ſchwere Po— 
lizeiübertretungen unnachſichtlich zu bes 
firafen. Weil aber das zahme Vieh 
aller Gattung von einem andern wuͤ— 
thenden Thiere gebiffen oder begeifert 
werden kann, ohne daß der Eigenthümer 
des Viches etwas davon weiß; fo fol 
felber ftetd auf die Kennzeichen der 
berannahenden Wuth aufmerkfam fein, 
und jobald ihm fein Vieh in dieferHin« 
fiht verdächtig wird, felbes fogleih von 
dem andern Biche abfondern, und bei 
voller Ueberzeugung des Uebels unter 
fhwerfter Berantwortung die unver- 
weilte Anzeige an die Ortsobrigkeit 
mahen, damit felbe mit der Tödtung 
und Verſcharrung desfelben laut Vor— 
ſchrift verfahren könne. (Hflzl. Decr. 
v. 15. Juni 1837 3. 14192. Eire. d. 
n. 6. Reg. v. 7. Juli 1837 3.73251, 
der ob der Enns'ſchen Reg. v. 1. Juli 
3. 20103, des laib. Gub. v. 6. Juli 
3. 15550; des tirol. Gub. vom 7. 
Juli 3. 14516, des fteierm. Gub. vom 
10. Juli 3. 10947, des mähr. ſchleſ. 
Bub. vom 14. Juli 3. 24737; des 
galiz. Gub. vom 11. Juli 3. 42329 
und des böhm. Bub. v. 17. Juli 1837 
3. 31803, n. ö. Prov. G. S. 19. Bd. 
Nr. 117.) 

Thierfeuche. Ueber die Anwendung 
der Keule bei der Ninderpeft, jiehe . 
Keule. 

— — Reinigung der Stallungen 
nach anftedenden Pferdekrankheiten, |. 
Pferde. 

— — Reinigung der Häute der 
am Rotze oder Wurme umgeſtandenen 
Pferde, ſ. Pferdehäute. 

— — Die bei dem Ausbruche des 
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Rinderpeſt zu betreffenden Borkehrun- 
gen, ſ. Rinderpeft. 

Thierfenche. Vorgang und Ge 
ſchäftszug bei vorfallenden Rindviehfeu- 
chen innerhalb der Linien Wiens, fiehe 


Rinderpeft. 

— — f. Hundswuth, Rinder: 
peit, Rotz, Sanitätsauslagen, 
Zhierarznei = Inftitut, Wurm: 
krankheit. 

Thore, ſ. Hausthore. 


Thurmwächter. Auf dem St. Ste 
phansthurme, den Verbindlichkeiten bei 
Feuersbrünſten, ſ. Feuerlöſchord— 
nung für Wien $. 14. 

Tirol. Das a. h. Auswanderungs- 
patent vom 24. März 1832 beftimmt 
im $. 14: „Jeder Unterthan, der aus 
dem Staate geht, ohne mit einer nad 
den polizeilihen Berfügungen einges 
richteten ordentlichen Paſſe, oder einer 
Bewilligung verfehen zu fein, oder der 
fi im Auslande über die in feinem 
Paſſe feftgejegte Zeit aufhält, wird im 
Zujtande der unbefugten Abwejenheit 
angejehen.“ Um den Grenzbewohnern 
der Provinz Zirol und Borarlberg, 
welche an jo vielen Punkten auswär— 
tige Staaten unmittelbar berührt, den 
Verkehr mit dem Auslande nad der 
Abfiht Sr. Majeftät fortan zu fihern, 
ohne fie den Folgen des angeführten, 
und den Strafen des 25. $. des Aus- 
wanderungspatentes bloszuftellen, hat 
die £, f. vereinte Hoffanzlei mıt Ber: 
ordnung vom 29. October d. J. 3. 
26756, genehmigt, daß die beftehenden 
allgemeinen Polizeimaßregeln zu Guns 
jien der Grenzbewohner durch nachite- 
bende vier Bejtimmungen abgeändert 
werden. 

1. Die Landgerihte der Grenzbe— 
zirte Trols und Vorarlberg werden 
ermächtiget, den Bewohnern derfelben 
Legitimations- und Paffirfcheine aus— 
jufertigen, wodurch legteren die Uebers 
jretung der Grenze zum Behufe des 
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aus ihren befonderen Berhältniffen ent» 
fpringenden Verkehrs mit dem benadh- 
barten Auslande unter der Bedingung 
geftattet wird, dag fie dafeldft nicht 
länger als einen Monat ununterbrochen 
verweilen. Die Ausfertigung dieſer 
Scheine hat unentgeltlih und gemäß 
erhaltener Zuftimmung der k. k. allg. 
Hofkammer ftempelfrei zu gefchehen. 
Ihre Gültigkeit wird auf die Dauer 
eines Jahres beſchränkt, nach deffen 
Ablauf fie erneuert werden müffen. 

2. Wenn fih Bewohner der Grenz- 
bezirke auf eine längere Zeit zur Er 
werbung ihres Unterhaltes in das Aus: 
land begeben wollen, fo genügt eben: 
falls die Bewilligung des betreffenden 
Landgerichtes; doch darf von demfelben 
fein längerer als ein fehsmonatlicher 
ununterbrochener Aufenthalt im Aus— 
lande zugeftanden werden. 

3. Die Ermädhtigung, ſolche Reife 
bewilligungen zu ertheilen, wird den 
politifhen Obrigkeiten überhaupt hin- 
fihtlih ihrer Unterthanen, die Liegen» 
haften oder Gcwerbsunternehmungen 
in den benahbarten Staaten befigen, 
und fi in Gefchäften, die hierauf Be- 
zug nehmen, dahın verfügen, zuge— 
ftanden. 

4. Ueber die von ihnen nach $.2. und 
3 ertheilten Reiſebewilligungen haben 
die Landgerichte halbjährig Ausweiſe an 
das kak. Kreisamt vorzulegen, worin die 
Eigenschaft der Berfon, der Grund der 
Reife und die Dauer des Paſſes er- 
ſichtlich zu machen find. (Circ. dest. k. 
tirol. vorarlb. Gub. v. 15. Nov. 1833. 
Zeitſch. f. 6. R. 1833 R. B. ©.441. 

Tirol, KA in Betreff 
des ae . Hanfirpatent. 


Ller- Binder- und Wagner: 
holz fol in gemauerten, mit Ziegeln 
gededten Schupfen und nicht in Höfen 
oder öÖffentlihen PBlägen aufbewahrt 
werden, f. Beuerlöfhordnung. 


Citel, 


Titel. Se. k. k. Majeftät haben 
mit a. b. Entf. vom 18. Mai 1842 
für die Zukunft den öfterreichifchen Un- 
tertbanen zu unterfagen gerubt, von 
auswärtigen Regierungen Zitel anzu= 
nehmen, welche fremde Dienfte bezeich- 
nen. (Hffzl. Decr. vom 28. Mai 1842 
3. 12262 an fämmtl. Länderft. Eirc. 
der n. ö. Reg. v. 8. Juni 1842 Zahl 
34021. Bdg. desmähr. Gub. vom 16. 
Juni 1842 3. 24559. Bol. G. ©. 
70. Bd.Rr. 66. Decr. des böhm. Bub. 
vom 27. Juni 1842 3.32007. Prov. 
®. ©. für Böhmen Nr. 182.) 

— — lieber die von der k. k. ver: 
einigten Hoffanzlei im Einvernehmen 
mit der k. k. oberften Juftizitelle erör- 
terte Frage: „ob nicht bezüglich der 
gefeglihen Beftimmungen über den 
Gebrauch des Titels: „Herr“ oder 
„Frau“ in gerichtlichen Ausfertigungen 
und der Geftattung eined Sitzes vor 
gerichtlichen Gommiffionen mit Rüdficht 
auf die, ſeit dem Zeitpunkte, in welchem 
jene gefeglihen Borfhriften erflofjen 
find, geänderten Berhältniffe eine ent— 
ſprechende Abänderung und beziehungs- 
weife Erweiterung des Gebraudyes der 
gedachten Vorzüge einzutreten hätte,“ 
bat das hohe Minijterium des Innern 
zu Folge Erlaffes vom 3. Juli d. J. 
3. 1352 ım Einverftändniffe mit dem 
Suftigminifterium beftimmt, daß in Zur 
funft die erwähnten Vorzüge anßer dem 
Adel, den Beamten und der Seelforges 
Beiftlichkeit, im Allgemeinen auch allen 
jenen Berfonen einzuräumen  feien, 
welche nad dem Orts- oder ihren per- 
ſönlichen Berhältniffen einen ſolchen 
Grad von Anfehen genießen, daß be 
züglich derfelben dieſes Zugeftändniß 
angemefjen erfcheint. (Decr. d. n. ö. 
Regierung vom 12. Juli 1848 Zahl 
33285.) 

— — deren Berluft, ſ. Beamte. 
Pag. v. 6. Nov. 1851.) 

— — deren Annahme von fremden 
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——— ſ. ansländifche Ehren: 
steil. 

Zitel der mebdiatifirten reiheftän- 
diſch gräfliden Familien, f. media: 
tifirte Familien. 

— — Dienjte von fremden Höfen 
anzunehmen , ift ohne landesfürftliche 
Genehmigung nicht geftattet. (Hfd. v. 
27. Det. 1743. Krop. Gef. Mar. 
Theref. 1.2. ©. 13.) 

Zitulatur, f. Titel, 

Todesfälle. Hinfihtlih der An- 
jeige wegen felben ift angeordnet, daß 
in Rüdfiht derjenigen Perſonen, die 
außer ihrem Wohnorte plößlih oder 
in Folge eines Unglüdefalles , oder 
fonjt auf eine verdächtige Art todt ge- 
funden werden, vorzüglich bei Selbit: 
morden, wo die politifhen Behörden 
die Erhebung und die Befchau vorzu- 
nehmen haben, bei jtrenger Verant⸗ 
wortung,, ohne alle Verzögerung und 
baldmöglihft die Anzeige an die Abs 
bandlungsbehörde zu machen fei. (Hfd. 
vom 19. Auguft 18522. Rggs. Intim. 
vom 15. Sept. 1822.) 

— — Die Seelforger haben jeden 
in ihrem Pfarrbezirke fih ergebenden 
Todesfall der Drtsobrigkeit und dieſe 
der competenten Abhandlungsbehörde 
bei Berantwortung für den aus der 
Nichtbefolgung diefer Vorſchrift entſte⸗ 
benden Schaden anzuzeigen. (NM. ö. 
Rage. Decr. vom 9, März 1825.) 

— — Tabellen über Trauungen, 
Geburten und Sterblichkeit, ſ. Leichen 
befhan. Vdg. vom 21. Februar 
1784. 

— — Behörde zur Behandlung der 
Anzeigen über Todesfälle oder Ders 
wundungen, ſ. Anzeigen. 

— — verdädtige, Pflicht der Sa- 
nitätsperfonen zu deren Anzeige, fiebe 
Wundärzte. 

Zodtes Vieh auf den Straßen, ſ. 
Straßenreinigung. 

Todte, ſ. Keichen, 


Todtenbeerdigung.” 


Tobdtenbeerdigung, f. Leichen: 

begängniffe. 
odtenbeſchau in den Klöftern 
der Klofterfrauen, ſ. Klofterfranen. 

Zodtenbefchaner, Inftruction für 
diefelben, |. Leichenbeſchau. 

Todtenbefhan, fiehe Leichen: 
beſchau. 

Todteneröffnungen, ſ. Zeichen: 
eröffnungen. 

Zodtengräber jollen den Todten 
feine Haare abſchneiden und den Haar- 
händlern und Perückenmachern verfau- 
fen. (R. 6. Rggs. Vdg. vom 13. Aug. 
1799. Krop. Gef. Franz. 13. Bd. ©. 
382.) 


— — Dienftordnung. Zur Erw 
haltung der nöthigen Ordnung auf den 
Leihenhöfen von Wien werden für das 
Benehmen der Todtengräber nachſte— 
hende Borfriften feftgefegt: 

$. 1. Der Zodtengräber hat einen 
gefitteten und ruhigen Kebenswandel 
zu führen; die Befehle des über die 
Leichenhöfe die unmittelbare Aufſicht 
führenden Sanitäts » Perfonals genau 
zu befolgen, nicht nur dieſem Perſonal 
allein, fondern überhaupt Jedermann, 
der den Leihenhof befucht, mit Achtung 
zu begegnen, und wenn von ihm über 
die Grabftelle eines Berftorbenen Aus— 
fünfte verlangt werden, dieſe bereit- 
willig und mit Beſcheidenheit zu er- 
theilen. 

$. 2. Dasfelbe gilt auch von den 
duch den Todtengräber aufgenomme- 
nen Gehülfen, und der Todtengräber 
ift überhaupt für jede Ausartung diefer 
Lepteren verantwortlich, fowie er über- 
haupt für die genaue Befolgung gegen- 
mwärtiger Dienftordnung unmittelbar zu 
haften hat. 

$. 3. Dem Todtengräber ift nur er’ 
laubt, entfernt von den Gräbern, an 
feiner Wohnung einige blos zur Ber 
hattung und Erholung dienende 
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Bäume, jedoch Feine Obftbäume zu 
pflanzen. Das Sepen aller Gattungen 
Bäume und Gefträudhe bei Gräbern 
bleibt verboten, und die ohne fchrift- 
lide Bewilligung der Landesftelle bis- 
her gefegten find auszurotten, 

$. 4. Dem Todtengräber ift bei firen» 
ger Ahndung verboten, mit Ausnahme 
der Hunde und Katzen, was immer für 
eine Gattung Vieh zu halten. Die 
Wahhunde aber find an Ketten zu vers 
fihern, und fo weit die Kette reicht, 
mit einem Schraufen zu umgeben, da— 
mit Niemand von denfelben beſchädigt 
werde. 

$. 5. Zur Errichtung eined Ertra- 
Grabes oder eines bleibenden Denk: 
males, wozu auch fleinerne odereiferne 
Kreuze gehören, ift eine befondere Ber 
willigung der Landesftelle nothwendig, 
die von den Angehörigen des Berftors 
benen eigens angejucht werden muß, 
Ale bewilligten Denkmäler müſſen an 
der Leihenhofmauer, fo lange noch 
Raum dazu vorhanden, angebracht 
werden. Nur in Ermanglung eines fol» 
hen Raumes, oder mit bejonderer Bes 
willigung der Landesftelle dürfen freis 
ftehende Denkmäler in einem feſten noch 
unbelegten Grunde errichtet werden. 
Von dem Todtengräber darf jedod die 
Errichtung eines eigenen Grabes oder 
folden Denkmales nur gegen Beibrin« 
gung der von dem Über » Infectiond- 
Wundarzte und der ftollbeziehenden 
Pfurre gefertigten Anmweifnng vorge 
nommen werden, welche Anweifungen 
der Zodtengräber zu fammeln, und von 
Monat zu Monat an den Ober⸗In— 
fectiond » Wundarzt abzugeben hat. 

$. 6. Den Barteien ift außer einfa« 
hen Kreuzen aus weichem Holze, und 
von höchſtens zwei Schub Höhe, keine 
andere Bezeihnung der Grabhügel ge 
ftattet und darf der Todtengräber, 
wenn die Partei die Anfhaffung und 
Aufſtellung des Kreuzes ſelbſt beforgt, 


Todtengräber. 


nicht die mindefte Bezahlung in Ans 
ſpruch nehmen. 

8. 7. Ein Schacht darf nicht mehr 
und nicht weniger ald 6 Schub lang, 
4 Schub breit und 6 Schub tief, von 
dem anderen 3 Schub weit entfernt, 
und mit einem 2 Schub hoben Grab- 
bügel bededt fein; ein Ertragrab muß 
6 Schuh lang, 2 Schuh breit und 4 
Schuh tief und von dem daranftoßen- 
den Grabe 2 Schuh weit entfernt fein, 
und mit einem 1 Schub hohen Grab- 
hügel bededt werden. 

8. 8. In einem Schacht dürfen nicht 
mehr ald 5 große Särge oder 4 große 
und 2, höchſtens 3 Kinderfärge gelegt 
werden. Die Zahl der in einen Schacht 
zu legenden Spital-Leihen ohne Särge 
darf nie 10 überfchreiten. Einzeln über: 
brachte Spitalsfeichen können aud in 
die nicht vollzählig mit Särgen beleg- 
ten Schachte und zwar ftatt eines Sar— 
ges zwei Spital» Leihen eingetheil 
werden. 

8. 9. Die in den Reihenhof gebrad- 
ten Leichen müffen immer noch am 
Abende desfelben Tages in das Grab 
gelegt und wofern die oben beſtimmte 
Zahl nicht voll wäre, die in das Grab 
gelegten Särge einftweilen mit Erde 
überdecdt, am andern Tage die abgän- 
gigen Leichen beigelegt und das Grab 
fogleidh zugeworfen werden. Wenn aber 
Spital-Leichen des Nachts überbradt 
werden follten, find diefelben gleich bei 
Anbruc des Tages ungefäumt zu beer- 
digen. 

8. 10. Siernah bleibt auch das 
willtürlihe Beifegen der Leichen in der 
Todtenfammer durch längere Zeit ftrenge 
verboten, außer ed würde der Zodien- 
gräber hierzu einen befonderen fhrift« 
lihen Befehl von Seite der Behörden 
oder des Sanitätd-Magifters erhalten. 

$. 11. Bei Unlegung der Schadhte 
und Ertragräber hat fi der Todten- 
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gräber genau nad der Anmweifung des 
Ober: Infectiong » Wundarzted zu be— 
nehmen. Die Ertragräber find, wo es 
thunlich ift, im Umkreiſe des Leichen- 
hofes an der Leihenhof - Einfriedung 
anzubringen und zu diefem Ende ein 
angemeffener Raum frei zu laffen. In— 
nerhalb diefes für die Ertragräber be- 
ſtimmten Umtreifes find die nöthigen 
Schachte in fortlaufender Ordnung zu 
bereiten underft, wenn fürneue Schachte 
fein Raum mebr übrig ift, können die 
alten Schadhte wieder eröffnet werden. 
Sollte ſich aber der Todtengräber in der 
Nothwendigkeit befinden, Schachte zu 
eröffnen, die noch nicht zehn Jahre alt 
find, fo hat er dem Dber - Infectiong: 
Wundarzte davon bei Zeiten die An— 
zeige zu machen. Uebrigens find die in 
den alten Schachten vorgefundenen 
Knochen nicht zu fammeln, fondern in 
die neuen Schadhte mit zu begraben. 

$. 12. Leicheneröffnungen auf dem 
Leihenhofe find Niemanden geftattet, 
außer ed würde der Todtengräber hier« 
zu eine jchriftlihe Anweifung des Sa— 
nitätd-Magifters erhalten, die er forg- 
fältig aufzubewahren hätte. Nach been« 
digter Section muß die Leihenfammer 
ordentlich gereiniget und immer in dies 
fem Zuftande erhalten werden. 

$. 13. Ohne Bewilligung der Lane 
desjtelle oder einen Befehl des Eri- 
minalgerichtes darf fein Schacht oder 
Ertragrab geöffnet und eine Leiche her— 
ausgenommen werden. 

$. 14. Außer einem eigenen Befehle 
von Seite der Behörden wegen Vers 
dates des Scheintodes darf der Tod» 
tengräber bei f<hwerer Ahndnng feinen 
Sarg eröffnen, Die Beraubung eines 
Todten würde nah dem GStrafgefeß- 
buche ftrenge beftraft werden. 

$. 15. Der dem Todtengräber bes 
meffene Arbeitslohn befteht in Yolr 
gendem; 


Eodtengräber. 
GM. 
fl. Er. 

1. Für eine in einen Schadt zu 
begrabende Leiche — 30 
2. Kür ein Kind . . . — 15 
3. Für jedes Ertra-Grab . 1 — 
4. Für das Ausgraben einer 
Reihe aus einem gemeinen 
Shhäle. . - . . » 
5. Für das Ausgraben einer 
Reihe aus einem Grtra- 
Grabe — — 
6. Für jede derſelben, wenn ſie 
wieder in ein Ertra- Grab 
gelegt werden . .. . 1 


Die sub 1 und 2 bemeffene Tare 
wird gelegenheitlih der zu entrichten« 
den Stollgebühr von dem betreffenden 
Pfarrer eingehoben, wo fie der Todten— 
gräber monatlich abzuholen bat. Die 
übrigen Taren werden von den Par- 
teien unmittelbar an den Todtengräber 
entrichtet. Dem Todtengräber ift unter 
fhwerer Ahndung, und felbft unter 
Dienfted-Entlaffung verboten, über den 
hier bemefjenen Arbeitslohn etwas von 
den Parteien zu verlangen. 

$. 16. Jedermann ift berechtigt, bei 
Entdedung eines diefer Dienftordnung 
entgegen laufenden Unfuges davon der 
nächſten £. k. Polizei» Direction oder 
dem Magiftrate die Anzeige zu machen. 
Die Außerachtlaſſung der hier gegebe- 
nen Borfchriften würde an dem Tod» 
tengräber nicht nur mit perfönlicher 
Strafe, jondern au nöthigenfall® mit 
dem augenblicklichen Dienftverlujte ges 
abhndet werden. 

$. 17. Bon diefer Dienftordnung 
werden die nöthigen Eremplare der 
k. k. Polizei» Ober: Direction und den 
k. 8. Polizei-Bezirks-Directionen, der 
k. k. Krankenhaus» Directtion, den 
fämmtlihen ftolbeziehenden Pfarrern, 
den beiden Stadtphufitern, den Poli— 
zeisBezirksärzten und dem Ober» Ins 
fections » Wundarzte zur Wiſſenſchaft 
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und Aufrehthaltung der Ordnung zu⸗ 
geftelt. Der Todtengräber hat ein 
Eremplar davon an die Thür der Tod- 
tenfammer von außen anzubeften und 
wohl zu verfihern, ein zweites Erem- 
plar aber für fih in feiner Wohnung 
aufzubehalten. (N. d. Rggs. Vdg. vom 
9. Auguft 1826 3. 37956. Bm. ©. 
B. 3. 1826. ©. 158 bis incl. 164.) 

Todtengräber, f. Findlinge. 

— — f. Reichenhöfe. 

Fodtenfammer, ift im Kranfen- 
hauſe der barmherz. Schweitern zu er 
richten, f. Kranfenhans. (Bdg. vom 
3. Mai 1832.) 

— — f. Leihenfammer. 

Todtenkopf, |. Mutterforn. 

Todtenmahle haben zur Zeit der 
Epidemie zu unterbleiben, f. Bred: 
durchfall-Epidemie. (Vdg. v. 6. Juli 
1836 $. 28.) 

Todtenmahlzeiten, f. Hochzeit⸗ 
mahlzeiten, Seihenbegängsife. 

Todten-Protofoll, deren Führung 
für Zeraeliten, |. Juden-Matrikeln. 

Todtenfcheine, ſiehe Leichenbe: 


au. 

Todtentruhen find wohlſchließend 
zu verfertigen und mit Pech verrinnen 
zu machen. (Vdg. v. 13. Juli 1780. 
Krop. Gef. M. Ther. 8. B. ©. 483.) 

Todtenwägen, ſ. Leichenwägen. 

Todtenzettel. Der Sanitätsmagi-— 
ſtet in Wien hat eine vollftändige Lei— 
denlifte der Regierung monatlih zu 
überreichen. (N. 6. Rggs. Decr. vom 
10. Oct. 1793. Ferros S. V. 1. Thl. 
©. 20.) 

— — Die Regierung findet es für 
nothwendig, daß dem öffentlichen Sa— 
nitätd-Beamten die Ueberfiht der Mor: 
talität in der Hauptftadt Durch die Mit: 
theilung der täglichen, in Druck er- 
fheinenden Todten = Verzeichniffe ver- 
fhafft werde. Es ift daher die Veran— 
ftaltung zu treffen, daß fowohl dem 
erften Stadtarzte, ald auch jedem Po- 


Codtenzeitel. 


TigeirBezirksarzte täglih ein Todten- 
zettel zugeftellt werde, (Rggs. Bdg. v. 
24. Dec. 1810 3. 37688. Guld. ©. 
V. 3. Bd. ©. 209.) 

Todtenzettel, deren Austellung 
betreffend, |. Todten-Zeugniſſe. 

Todten= Zeugniffe. Künftig foll 
fein Recept in eine Apotheke abgeſchickt 
und kein Todtenſchein audgefertigt 
werden, ohne daß der Ausfteller, er 
fei num Arzt oder Wundarzt, nebft 
Unterzeihnung feines Namens, aud 
die Eigenfhaft, welheihm zur 
biefigen Prarid die Befugniß 
gibt, beftimmt und deutlich beirüde, 
nämlih N. R. medicinae Doc- 
tor oder chirurgiae Doctor, 
Stabsarzt, Dberarzt, Regir 
mentsarzt, chirurgiae Magi- 
ster, bürgl. Wundarzt; und find 
die hiefigen Apotheker, fo wie die Po— 
lijei-Ober-Direction, dann die Bezirks⸗⸗ 
Directionen angewiefen,, jede ihnen 
vorfommende Hebertretung anzuzeigen. 
(Rggs. Decr.v.21. Mai 1803 3.6220. 
Ferros S. V. 2. Thl. S.230— 232.) 

— — Den Sterbeſchein kann nur 
dasjenige ärztliche Individuum aus— 
fertigen, welches den Verſtorbenen, 
gleichviel, berechtigt oder unberechtigt, 
behandelte; daher ſowohl die Doctoren 
und die Magiſter der Chirurgie als 
auch die bürgerlichen Wundärzte nad 
dem Wirkungskreiſe der ihnen einge- 
raumten Heilpraris mitunter in die 
Lage kommen müffen, Sterbefceine 
augzufertigen, für deren Richtigkeit 
fie ftetö ſtrenge verantwortlich bleiben. 
Durch die Geftattung zur Ausferti- 
gung von Öterbefcheinen werden die 
wundärztlihen Individuen aber feines- 
wegs zur Behandlung rein innerlicher 
Krankheiten berechtigt, vielmehr wird 
durh die Ausfertigung der Sterbe— 
feine von Geite der betreffenden 
wundärztlihen Individuen die befte 
Controlle gegen felbe hergeſtellt, ob 
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fie fich nicht mit der Behandlung inner: 
liher Krankheiten befaffen, zu der fie 
gefeßlih nicht berechtigt find, daher 
auch mit der Regierungs-Verordnung 
vom 21. Mai 1803 8. 6220 aus: 
drüdlih anbefohlen wurde, daß jedes 
ärztlihe Individuum, welches einen 
Sterbefhein ausfertiget, nicht blos 
feinen Namen, fondern aud feinen 
Character, ald: Doctor der Medicin, 
der Chirurgie oder Magifter der Chi— 
rurgie oder bürgl. Wundarzt beifüge. 
(N. 5. Rggs. Bdg. vom 4. Nov. 1830 
3. 59817, an den Wr. Magiftr. Kn. 
©. V. 7. Bd. ©. 26.) 

Todten = Zeugniffe. Berechti— 
gung der Bundärzte zur Aus 
fellung von Todtenſcheinen in 
Folge äußerlider Krankheiten. 
Die Regierungs- Verordnung v. 29 Aug. 
1838 (ſ. Eurpfufcherei) jagt, daß, 
wenn Wundärzte ſich erlauben follten, 
Todtenfcheine überhaupt, oder Krank: 
heits-Zeugniffe über innerlihe Kranf- 
heiten ausjuftellen, diefe Documente 
zur weiteren Inculpirung binreihen 
werden. Diefe Beftimmung im Ein- 
Fang mit der Regierungs-Verordnung 
vom 4. Nov. 1830, wo die Ausftel- 
ung von derlei Zodtenzetteln den 
MWundärzten zugeftanden wurde, Tann 
nach der Natur der Sache nur dahin 
verftanden werden, daß die Wundärzte, 
weil fie zur Behandlung innerer Krank: 
heiten nicht berufen find, in ſolchen 
Fällen auch feine Todtenzettel ausſtel— 
Ien dürfen, daß ihnen diefes aber dann, 
wenn es fih um äußerlihe Kranfhei- 
ten handelt, in deren Folgen der Er- 
krankte ftarb, füglih und ohne Beein- 
trähtigung ihres Befugniffes, nicht 
verwehrt werden kann. Sollten übri- 
gend von Wundärzten Todtenzettel, 
innerlihe Krankheiten betreffend, vor: 
kommen, fo wären diefelben von dem 
controllirenden Stadtarzt auszufhei- 
den und dem Wr. Magiftrat zur geſetzli⸗ 


Tollkirſche. 


hen Amtehandlung zu übergeben. (Vdg. 
der n. 6. Reg. vom 15. Mai 1839 3. 
25756. Br. ©. ©. 21. Bd. Nr. 93.) 

Tollkirſche,, ſiehe Belladonna, 
Tollkraut. 

Tollkraut, giftiges, Beſchreibung 
deſſelben. Die Pflanze, ſo wegen ihrer 
vorzüglichen Wirkung dieſen Namen 
hat, anders auch Waldnachtſchat— 
ten, tödtlicher Nachtſchatten, 
Tollkirſche, Schlafbeere, Teu— 
felsbeere genannt wird, wächſt in 
gebirgigten, fehattigen, aud in ſum— 
pfigen Waldungen, dauert den Winter 
dur, ihr Stengel ift dünn, drei bie 
vier Schuhe hoch, dunkelroth und äftig ; 
mit langen, fpikigen, theil® dunfel«, 
theils hellgrünen haarigen Blättern bes 
feßt. Im Mai und Junimonate erfchei- 
net die Blume, fe ift groß, glodenför- 
mig, geftreift, inwendig purpurroth und 
behaart. Hierauf folgt einerunde Frucht, 
die auf einem Fleinen Blatte auffikt, 
und wenn fieim Juli- und Auguftmo- 
nate zur Reife gelangt, bie Geftalt einer 
ſchwarzglänzenden Beere, von der Größe 
einer gemeinen Kirfche erhält, die im 
Innern durch eine Scheidewand getheilt, 
einen füßfäuerlihen Saft nebft mehre 
ren kleinen Samenförnern erhält. Diefe 
fo betrügliche Aehnlichkeit diefer Frucht 
mit andern unfhädlichen Früchten, und 
der lieblihe Geſchmack macht fie un- 
wiffenden und genäfchigen Kindern ge- 
fährlih, indem fie dadurd zum Genuß 
anreizet, von dem aber jene meiftend 
die fhredlihften Wirkungen, nicht fel- 
ten auch den Tod zu leiden haben. All- 
gemein bat die Erfahrung gelehrt, daß 
der Genuß diefer giftigen Beere fol: 
gende jchredliche Wirkungen zu machen 
pflege. Gleich bald nah dem Genuffe 
befällt eine Art Trunkenheit, diefer folgt 
Irrereden, heftiger Durft, und vergeb- 
lihe Neigung zum Brechen, welche Zu: 
fälle bald in eine wahre Wuth mit 
Zähnefnirfhen und Fraiſen übergehen, 
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wobei die Augen ftarr und unbeweglich, 
der Mund gefperrt, das Schlingen ver- 
hindert zu fein pflegt, unter melden 
fhredlihen Zufällen der Tod folget, 
wenn micht gleich Anfangs audgiebige 
Hilfe verfhafft wird. Diefe befteht darin, 
daß man allfogleih dur die Kunft 
Erbrechen errege, welches am gefchmwin- 
deiten, ehe der Mund gefperrt ift, durch 
das Kikeln des Schlundes, mittelft 
einer in Del getauchten Feder von Je— 
dermann bewirkt werden fann, und fo 
oft wiederholt werden muß, bie die ges 
noffenen Beeren ausgebrochen find, 
welches dadurch erleichtert wird, wenn 
zwifchen dem Erbrechen öfters Waſſer 
mit Eſſig gemifht zu trinken gereicht 
wird. Um aber die Hilfe wirffamer zu 
machen, kann, wo im Drte ein Wund— 
arzt ift, oder aus der Nähe herbeigeholt 
werden fann, das fo müßliche als nö- 
thige Erbrechen durh den im Waſſer 
aufgelöften Brechweinſtein befördert wer- 
den. Nah alfo wollendeter Ausleerung 
diefer tödtlihen Beeren, ift umdie durch 
felbe im Körper angerichtete Zerrüttung 
wieder berzuftellen, weiter dienlidh, daß 
man den Abfud der Camillenblümdhen, 
mit Effig und Honig gemifht, öfters zu 
trinten gebe, auch in wiederholten Cli— 
ftiren beibringe, und damit fo lange 
fortfahren, bis die im Körper hergeftellte 
Aube wegen der tödtlihen Wirkun— 
gen des eingenommenen Giftes Sicher: 
beit gewährt. Diefem muß hier noch die 
Anmerkung beigerüct werden, daß alle 
Drtsobrigkeiten ſich angelegen fein laffen 
follen, den fogenannten Kräutelweibern 
den Verkauf diefer gedörrten Beere ein- 
zuftellen, weldhe die Knechte bei Hoch— 
zeiten den Pferden, um fie muthiger zu 
maden, unter das Futter zu geben pfle- 
gen. Sie verurfahen den Pferden eine 
Art Naferei, wodurd manchmal die 
Hochzeitsgäſte umgeworfen werden, fidh 
Hals und’ Beine brechen. (Krop. Gef. 
Sofeph. 17. B. Seite 385 bis 388.) 


Tonkünfller. 


Tombola, f. Lotterie. 

Zonfünftler, deren Goncerte be: 
treffend, f. Goncerte. 

Töpfer, die gute Glafirung der Eß— 
und Trinfgefhirre betreffend, f. Ges: 
ſchirre. 

Toposcop, auf dem St. Ste— 
phansthurme in Wien zur Be— 
zeichnung der Orte, wo Feuers— 


brünſte ſich ereignen. In Folge 


U. h. Anordnung iſt durch den Director 
der Wiener Sternwarte ein Inſtrument 
zur Bezeichnung der Orte, wo eine 
Feuersbrunſt entſteht, Toposcop ge— 
nannt, auf dem Thurme der St. Ste 
phanskirche aufgeftellt worden. Daffelbe 
befteht aus einem Fernrohre, daß fi 
rechts und linfs aufs und abwärte be: 
wegen läßt. Um die Verrückung diefes 
Fernrohrs fowohl in der einen, als in 
der andern Bewegung wiffen zu fönnen, 
find am Juftrumente zwei getheilte 
Kreife, der eine horizontal, der andere 
vertical angebracht. Auf jedem diefer 
beiden Kreife gebt zugleich mit dem 
Fernrohre ein Zeiger hin und wieder, 
So entfprechen jeder Stellung des Fern- 
rohrs zwei Zahlen, die eine am horizonta— 
len, die andere'am venticalen Kreife, und 
man fann das Fernrohr durhaus nicht 
verrücden, ohne nicht wenigſtens eine 
diefer Zahlen zu verändern. Zu zwei 
gewiffen Zahlen geht alfo immer ein be- 
ftimmter Ort und es kann der Fall nicht 
eintreten, daß diefelben zwei Zahlen 
auf dem Inftrumente fländen, wenn 
- das Fernrohr auf irgend einen andern 
Drt gerichtet ift. Kennt man alfo diefe 
beiden Zahlen, welche einem gewiſſen 
Drt entfpreben, fo fann man, wenn 
man 3. B. bei der Nacht (mo man den 
Ort nicht ausnimmt) durch eine Feuerd- 
brunft, auf welche man das Fernrohr 
richtet, auf jene beiden Zahlen ftoßt, 
jenen gewiffen Drt als den brennen- 
den angeben. Es handelt fih dann 
nur darum, von jedem Orte der Bor: 
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ftädte und Umgebungen Wiens jenes 
Paar von Zahlen zu kennen. Diefe 
Angaben der Zahlen mit ihren Orten 
find nun in eigenen Regiftern aufge 
nommen, die an vier enftern des Stes 
phansthurmes befeftigt find. 

Wenn alfo die Thurmwächter ein 
Teuer bemerfen, fo haben fie nur das 
Fernrohr darauf zu richten, die beiden 
Zahlen, die das Inftrument in diefer 
Stellung angibt, abzulefen umd mit 
diefen Zahlen im Regifter nachzuſchla— 
gen, um fofort den brennenden Ort 
anzeigen zu fönnen. Um nun den 
Zwed diefed Inftrumentes durch deffen 
gehörigen Gebrauch zu erreichen, müſ— 
fen die Thurmwächter, welchen die 
Beobahtung mit diefem Inftrumente 
übertragen ift, und die aus Ddiefem 
Grunde au über deffen Anwendung 
practifch belehrt und eingeübt wurden, 
mit einer furzen Inftruction zum Ges 
brauche des Toposcops und über die 
Art der Avifirung des Feuers verfehen 
werden. 

Hinfihtlih der Art der Noifirung 
des Feuers wurde Folgendes feftgefebt: 

a) Bei Wahrnehmung eines Feuers 
aibt der Thurmmächter, mweldher das 
Toposcop an das Beobadhtungsfenfter 
bringt, dem Meßner mittelft der in def- 
fen Wohnung gehenden Glode das 
Zeihen, damit derfelbe zum Fortlau— 
fen fih bereite. Der Meßner verftän- 
digt den Thurmwächter ebenfalls durch 
die von dem Meßner in die Thurm—⸗ 
wächterwohnung gehende Glode, daß 
er das Zeichen gehört habe; der Thurm- 
wächter ftellt num die Beobachtung und 
fhreibt den Meldzettel. Diefer letztere 
muß zwei Rubriken enthalten, umd ift 
in Druck zu legen, um ſtets vorberei- 
tet zu fein und nur ausgefüllt werden 
zu dürfen. In die erfte Rubrik fommt 
der Drt, wo feuer ausgebrochen, in 
die zweite die Linie, welche zu paſſi— 
ren ift. 


Toposcop. 


Um dieſen Meldzettel am ſchnellſten 
und ſicherſten in die Wohnung des 
Meßners zu bringen, muß 

b) von der Beobachtungshöhe des 
Thurmes in die Meßnerwohnung eine 
hinlaͤnglich weite Röhre von Blei an— 
gebracht werden. In dieſe Röhre hat 
der Thurmwächter den Meldzettel mit— 
telſt einer metallenen Kapſel, in die 
dieſer Zettel zu verſchließen iſt, in die 
Meßnerwohnung zu ſenken. Sobald 
der Thurmwächter die Kapſel in die 
Röhre bringt, gibt er durch die Glocke 
dem Meßner das zweite Zeichen, der 
dieſes Zeichen erwiedert, um damit den 
Empfang der Kapſel anzuzeigen. Er— 
folgt dieſes zweite Gegenzeichen nicht, 
ſo muß ſich der Thurmwächter ſogleich 
ſelbſt in die Meßnerwohnung begeben, 
um die Meldung des Feuers auf die 
unten angedeutete Art zu betreiben. 

c) Der Meßner hat, fo wie er den 
Meldzettel erhalten, ſogleich auf die 
Hauptwahe am Peter ſich zu verfügen 
und dort die Meldung zu maden, da- 
mit augenblidlich eine reitende Drdon: 
nanz in die faiferlihen Stallungen mit 
dem Meldzettel abgefendet werden fönne. 
— Bon da begibt ſich der Meßner 
zur k. k. Polizei» Ober: Direction und 
fodann zum Unterfammeramte mit der 
Feuermeldung. Auf der Rückkehr macht 
er noch die Feuermeldung bei der 
Hauptwache am Hof. 

Die hier sub a, b, e enthaltenen Be- 
flimmungen haben nur bei Meldungen 
von Feueräbrünften auf dem flachen 
Lande in der Umgebung Wiens einzu« 
treten, daher es bei den Meldungen 
der inner den Linien audbrehenden 
Feuersbrünſte bei der bisherigen Art 
zu verbleiben hat. 

d) In den ohnehin Außerft feltenen 
Fallen, wo die Thurmmwächter über den 
Drt des Brandes inner den Linien in 
Zweifel wären, müßten fie felben eben» 
falls mit Hilfe des Toposcops aus: 
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mitteln und beſtimmen. (Hflzl. Deer. 
vom 24. Sept. 1835 3. 25404, n. 5. 
Road. Bdg. vom 8. Detober 1835 2. 
54469. Pv. ©. ©. 17. B. Nr. 326.) 

Toscana, f. Auslieferung. 

Trabanten = Leibgarde. Stif— 
tungsepläge beim großen Armenhaus 
für Witwen derfelben, f. Armen-In— 
ſtitut. Unterricht 8. 3. 

Trächtiges Vieb; Verbot der 
Schlachtung; ſiehe Fleiſch. (VBdg. vom 
25. Juni 1802.) 

Tragantwaaren,, das Bemalen 
derſelben, f. Zuckerbäcker. 

Trachten, auffallende, ſiehe Ab: 
zeichen. 

Tragbetten zur Transeportirung 
der Kranken, Gebühren für die Benü— 
gung, ſ. Krankenhaus. (Rggs. Vdg. 
vom 30. März 1837. 8. 23.) 

— — Aufftelung in den Borftadt- 
bezirken Wiens, f. Kranken-Trag: 
betten. 
aa, f. Kranfen:Trag- 

en. 


Zragfeflel, ſiehe Kranken-Trag⸗ 

etten. 

Tragſeſſel-Ordnung, ſ. Seffel: 
trager⸗Ordnung. 

Trains, deren Zufammenftellung, 
f. Eifenbahn: Betriebs: Ordnung 
88. 25—31. 

Traiteur bat den Gäften auf ihr 
Berlangen Sapungsgebäde vorzules 
gen und dafür Feine andere als die 
fagungdmäßige Bezahlung zu verlan, 
gen. (N. 6. Rage. Vdg. vom 6. Febr. 
1812. Barth. 9. u. ©. Gef. 4. Br. 
©. 510 u. 511.) 

— — Benn e3 die Rothwendigkeit 
oder die Bequemlichkeit des Bublicums 
erheifcht, fann ihr Befugnig, Wein an 
figende Gäfte zu ſchänken, au auf die 
Gaſſenſchank ausgedehnt werden. (Hofe 
kanzlei-Verordnung v. 11. Juni 1819. 
Barth. 9. u. ©. Gef. 4.23. ©. 540.) 

— — bei dem, follen die Fupfernen 
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Trint- und Eßgeſchirre wohl verzinnt 
fein, worauf die Polizei-Dber-Direc- 
tion forgfamft zu wachen hat, f. Ge— 
ſchirre. 

Traiteur, Verpflichtung zur Hal— 
tung von Speiſezetteln, ſ. Speife: 
zettel. 

Transport-Gewerbe, Competenz 
des Magiftrates und der Polizei- Dis 
rection, |. Lohnfuhrwerf, Stellfuhr: 
Licen;. 

Trauben, ſ. Moft. 

Traumbüchel find überhaupt und 
insbefondere bei den KRotto-Eollectan- 
ten verboten. (Hofrefer. vom 1. März 
1755. Krop. Gef. Mar. Ther. 3. Bd. 
©. 173.) 

— — oder was immer für Namen 
habende Büchel, welche vom Lotto: 
fpiel handeln, dürfen weder gedrudt 
noch verkauft oder eingeführt werden. 
(Hftzl. Deer. vom 19. Febr. 1801. 
Krop. Gef. Franz. 15. Bd. ©. 56.) 

Traunlfpiel. Es ift hierort® die 
Anzeige vorgefommen, daß das verbo- 
tene Hazardfpiel Traunl in mehreren 
Wirthé häuſern gefpielt, und das ſolches 
auch auf öffentlichen hiefigen Märkten 
verkauft wird; felbes befteht darin, daß 
dur einen Schneden eine Kugel auf 
ein mit numerirten Vertiefungen ver— 
fehenes Spielbrett läuft, und auf die 
Nummern gefeßt und gewonnen oder 
verloren wird. Da das Spiel, mithin 
alfo aud die Verfertigung und der öf— 
fentlihe Verkauf desfelben nicht zu ger 
ftatten ift, fo wurden die k. k. Polizei— 
Bezirks⸗Directionen zur nöthigen Auf 
merffamfeit mit dem Auftrage ange: 
wiefen, in den Wirthahäufern, wo der— 
lei Spiele vorhanden find, ſolche ab» 
zunehmen, und nicht nur den hiefigen, 
fondern aud den fremden hier anwe— 
fenden Marktparteien den Verkauf und 
die öffentlihe Auslage desfelben zu 
verbieten. (Bol. Ob. Dir. Eirc. v. 24. 
Apr. 1818.) 

Baleiöty, Handb. d. Pol. Geſ. UL. 
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Zrannlfpiel. Es ift bereits im 
verfloffenen Jahre den Polizei⸗Bezirks⸗ 
Direchionen, mitteljt Circulars befannt 
gemacht worden, daß es nothwendig 
fei, den öffentlihen Verkauf des foge- 
nannten Traunlfpieles abzuftellen, da 
diefes unter die Zahl der verbotenen 
Spiele gehört, und durch den Berfauf 
desselben nur Gelegenheit zur Ueber: 
tretung diefes Verbotes gegeben, aud 
bei Bielen die Meinung hervorgebracht 
wird, daß, da dieſes Spiel in den 
Spielereiniederlagen, und zu Zeiten 
der Jahrmärkte in den Marfthütten 
Öffentlich verkauft wird, ſolches auch 
nicht verboten fein könne. Sämmtliche 
Polizei » Bezirks » Directionen in der 
Stadt wurden erinnert, in Gemäßbeit 
des früheren Eirculares vom 24. April 
1818, denjenigen Marftparteien, welche 
Spielereimaaren in ihren Marfthütten 
führen, zu bedeuten, dieſes Traunl« 
fpiel nicht als Verkaufswaare auszu— 
legen, ſich auch des Verkaufes zu ent- 
halten, und in Zukunft feine folden 
Spiele mehr hieher zu bringen oder zu 
liefern, widrigens ihnen diefe Waare 
confiscirt werden würde. Auf die Be: 
folgung diefer Verfügung haben die 
Bezirks +» Directionen zu wachen. (Pol. 
Ob. Dir. Circ. vom 31. Dct. 1819.) 

Trauungen, Tabellen über Trauun: 
gen, Geburten und Sterblichkeit, fiehe 
Leichenbeſchau. (Vdg. vom 21. Febr. 
1784.) 

Trauungsbücher, deren Führung 
für Seraeliten, f. Iuden-Matrifeln. 

Trespe, ſiehe Schwindelhaber, 
Sommerkohl. 

Treubruch, Beitrafung derjenigen, 
weldbe Militär » Perfonen zum Treu: 
bruche verleiten, ſiehe Militär:Ber: 
breden. 

Trichter von Meffing oder Kupfer 
find verboten, ſ. Geſchirre. 

Trieft, ſ. Krankenhaus in Trieft. 

Trink: u. Eßgeſchirre follen ge» 

28 
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hörig verzinnt und glafirt fein, ſ. Ges 
ſchirre. 

Trinkgeſchirre mit ſchädlichen Zu— 
fügen haben Polizei⸗Bezirksärzte ſtrenge 
zu überwachen, und im Entdeckungs— 
falle die Anzeige an die betreffende 
Bezirkd-Direction zu erftatten. (Inftr. 
für Bol. Bezirksärzte v. 4. Juli 1813 
$. 15.) 

— — f. Gefdirre. 

Trinkſtuben zu ebener Erde dür- 
fen Kellerfchenter außer den zum Keller 
unmittelbar gehörigen, und im Kel— 
lerhalfe befindliben Behältniffen 
nicht halten, f. Kellerfchanf = Ord- 
nung. 

Trödelmarkt. Unbefugte einfchich- 
tige Trödelmärkte find bei Confiscation 
der Waaren und Geräthſchaften gänz« 
li verboten. (Rgas. Vdg. v. 20. Fer 
bruar 1742. Barth. H. u. ©. Gef. 
5. Bd. ©. 250.) 

— — Auf felbem dürfen keine 
neuen Eifen-, Stahl- und Schuhma- 
cherwaaren verkauft werden. (Hfv. vom 
18. Mai 1791. Rggs. Bdg. v. 24. Apr. 
1818. Barth. H. u. G. Gef. 5. Br. 
©. 237—238.) 

— — in Bien. Da es zur Her 
ftellung der Ordnung auf dem allge 
meinen Trödelmarkte höchſt erwünſchüch 
ift, den Berfauf aller neuen Waa— 
ven dafelbft aufzuheben, fo hat der 
Magiftrat ed nah Thunlichkeit dahin 
einzuleiten, daß die mit neuen Waaren 
handelnden Gewerbsleute von dem 
allgemeinen Trödelmarkte nach und nach 
gänzlich entfernt werden. (Bdg. der n. 
d. Reg. vom 21. Febr. 1827 3.8335, 
n. d. Prov. ©. ©. 9. Bd. Nr. 58.) 

— — in Bien. Dem Magiftrat 
wurde unterfagt: 

1. Zrödelmarkthütten und Befug- 
niffe an bereit® mit einem Gewerbe ver- 
fehene Stadt» oder Borftadt- Trödler 
zu vergeben, es fei denn, daßzſolche 
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ihre Stadt» oder Vorftadigewerbe an- 
beimfagen; 

2. zuzugeben, daß dergleihen Hüt- 
ten von andern bürgerlichen Gewerbs— 
leuten und zum Berfaufe anderer als 
der Trödelmaaren benüßt werden mö— 
gen; vielmehr ift nach Thunlichkeit da- 
bin zu wirken, daß ohne eine gewalts 
fame Maßregel darum zu ergreifen, 
der Verlauf neuer Waaren auf dem 
Trödelmarkte baldmöglichſt eingeftellt 
werde. (Bdg. der n. ö. Reg. v. 7. März 
1827 3. 11603. Prov. G. ©. 9. Br. 
Nr. 78.) 

Trödeln. Weil es nur allzuwohl 
befannt ift, daß gar viele und verfchie- 
dene Perfonen fih auf das Handeln 
und Zandeln verlegen, hiedurch aber 
aud den bürgerlihen Trödlern großen 
Nahrungs-Abbruh und Schaden ver— 
urfaben, fo wurde allen folden Nego— 
tianten und unbefugten Trödlern, den 
Juden, den Störern und Haufirern das 
Trödeln in und vor der Stadt ganz 
eingeftellt und verboten und den bürgl. 
Stadttrödlern, wenn vorher folden 
unbefugten Trödlern die gehörige Ein- 
fage gefhehen, die nöthige gerichtliche 
Affittenz ertheilt und letzteren die Waa- 
ren abgenommen werden. (Wr. Inn. 
Drdn. v. 8. Apr. 1761, $. 12 u. 13.) 

— — Das Trödeln ift den Juden 
verboten. (Vdg. vom 13. Juli 1787, 
vom 4. Juli 1788, vom 21. Novem⸗ 
ber 1788.) 

— — Der Judenfhaft wurde da- 
ber ernftlich bedeutet, daß ihre Glau— 
bensgenoffen ſich des Kaufes und Ver— 
faufed verfhiedener Kleidungsftüce 
und allerhand Waaren auf öffentlicher 
Straße bei wirklicher Arreftirung und 
fonft weiterer Beftrafung, ganz unfehl⸗ 
bar enthalten, mithin felbe, da man 
dergleihen unbefugtes Trödeln nir- 
gends länger zu dulden gefinnt fei, 
hiernach nahdrudfamft gewarnt wer« 
den follen. Der Wr. Magiftrat, dem 
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die Polizei zur Vollziehung der hoͤhe⸗ 
ren Aufträge ohnehin an Handen ftebt, 
wurde demnach beauftragt, zur Abftel- 
lung des gedachten, ſowohl zum em- 
pfindligen Abbruche der bürgl. Tröd- 
ler, als aud zur allgemeinen Unbe— 
quemlichkeit und Aegerniß aller Bor- 
übergebenden von Juden und Chriften 
anmaßenden Trödelnd die ftandhafte 
Maßnehmung zu treffen, und wider 
die im unbefugten Kaufe und Verkaufe 
betretenen jüdifhen und chriftlichen 
Individuen mit wirklicher Arreftirung, 
und nah Befchaffenheit der Umftände, 
mit andern Leibftrafen vorzufchreiten, 
fomit gegen die nicht weitere Sanım- 
lung erwähnter unbefugter Händler auf 
einer öffentlihen Straße fortan das 
forgfältigfte Augenmert zu tragen. 
(N. d. Rggs. Vdg. v. 16. Det. 1789. 
Rage. Eirc. v. 1. März 1790. Diefe 
Beranlaffung wurde wiederholt gut ger 
heißen mit Hofverordnung v. 13. Mai 
1792. Rggs. Int. v. 25. Mai 1792.) 

Trödeln. Es foll mit allem Ernfte 
und Nahdrud auf die gänzliche Ab- 
ftellung des von Juden und Chriften 
im Zandeln auf öffentlichen Gaſſen und 
Straßen fih angemaßten Unfuges, fefte 
Hand gehalten werden. Da nun die 
fer Unfug bereit durch mehrere Ver— 
ordnungen und unter andern auch durch 
das den 1. März 1790 in Drud er- 
fhienene und öffentlih angeſchlagen 
geweſene Circular mit der Bedrohung 
der wirflihen Arreftirung diefer muth— 
willigen Uebertreter, und daß nad) Be- 
fhaffenheit der Umftände aud mit an- 
dern Leibesftrafen wieder fie vorge: 
gangen werden würde, verboten wor« 
den ift, fo wurde das Publicum wie— 
derholt davon verftändigt, und da man 
in Erfahrung bradte, daß obbemel- 
dete Juden und Chriften nicht allein, 
das ſich angemaßte Tandeln mit Klei- 
dungsftüden und andern Waaren in 
verfhiedenen Häufern und Gemwölben 
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heimlich fortzufeßen, fondern au noch 
überdies die Häufer und Wohnungen 
in und vor der Stadt Wien, der Scha- 
herei Willen, mehr als jemals zuvor 
abzuftappeln und haufiren zu geben, 
fomit die diesfalls erlaffenen Berord» 
nungen zu vereiteln, unterfangen; fo 
wurde verordnet: daß Niemand, er fei 
wer er wolle, befonders die Gewerbe 
treibenden Individuen, diefen mit Tarıs 
dein fi) abgebenden Juden und Chri— 
ften einen Unterftand oder Unterfchleif 
in ihren Gewölben, Zimmern oder wo 
immer, um fo weniger geftatten follen, 
ale im Widrigen derjenige, welcher 
einen ſolchen Unterftand geftattet, das 
erfte Mal um 2 Rthlr. zur Hausarmen« 
bürgerlade, das zweite Mal um 4 Rthl. 
und das dritte Mal um 6 Rhtlr. nebft 
24ſtündigem Arrefte; die tandelnden 
Juden und Ehriften, dann die Juden, 
weldhe die Wohnungen und Häufer 
durdhftreihen, das erfte Mal mit 24» 
flündigem, das zweite Mal mit 24ftün« 
digem Arrefte nebft einer Geldftrafe 
von 4 Rthl., un das dritte Mal mit 
gänzlicher Abfhaffung von Wien ganz 
unverfhont werden abgeftraft werben, 
jumal man einem wie dem andern fidh 
etwa anmaßenden Uebertreter allent- 
halben mit unnahfichtliher Strenge 
nachſpähen zu laffen, den Befehl er- 
laffen hat. (Aggs. Bdg. vom 25. Mai 
1792.) 

Trödeln. Sämmtlichen Obrigfei- 
ten der Borftadtgründe in Wien ift 
aufgetragen, in Erwägung, daß durch 
das unbefugte Trödeln die befugten 
Gewerbsleute äußerft gefränft werden, 
und Ddiefer Unfug auch aus Polizei- 
Ruͤckſichten ſeht ſchädlich iſt, weil da— 
durch zum Verkaufe und Verpaſchung 
der geſtohlenen Effecten und Waaren 
Gelegenheit gegeben wird, auf die 
unbefugten mit Trödeln ſich abgeben— 
den Perſonen durch ihr Grundgericht 
genaue Obſicht tragen, und ſich ange⸗ 
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legen fein zu laffen, diefen Unfug ohne 
Meiterem wirkfamft abzuftellen. (Rggs. 
Dda. vom 3. Aug. 1792.) 

Trödeln. Ueber das von den Bor: 
ſtehern und bürgl. Borftadt » Tandiern 
eingereichte Gefuh um Affiftenzgerthei- 
lung wider diejenigen Chriften, welche 
im Zandeln auf der Gaſſe allbier be- 
treten werden, wenn fie nicht mit or- 
dentlihen Haufirpaffen verfehen find, 
und welche gleich den Juden behandelt, 
eingezogen und beftraft werden follen, 
ift verordnet worden, daß diefen Zand- 
lern, einverftändlih mit den Grund: 
gerihten, die angeſuchte Affiftenz zu 
leiften, und mit den Betretenen 
gleih den Juden zu verfahren fei. 
(N. 5. Rggs. Vdg. v. 17. Juli 1796. 
Krop. Gef. Franz. 8. Bd. ©. 113.) 

Trödler dürfen weder Bruch- noch 
Fadenfilber führen. (Pat. v. 14. Der. 
1708. Barth. H. u. ©. Gef. 5. Br. 
©. 235.) 

— — dürfen feine Monturen von 
Deferteuren kaufen. (Aggs. Bdg. vom 
20. Sept. 1745. Barth H. u. ©. 
Gef. 5. Bd. ©. 243) fiepe- aub Mon: 
turſtücke. 

— — Denſelben iſt — mit 
Kupferarbeit Handel zu treiben und 
das zerbrochene Kupfer aufzukaufen 
und wieder zu verkaufen. (Wr. Inn. 
Drdn. vom 10. Dec. 1745. Barth. 
9. u. ©. Gef. 6. Bd. ©. 565.) 

— — dürfen keine Eivilfleidungs- 
ſtuͤcke an gemeine Soldaten verkaufen. 
(Cire. Bdg. v. 5. Jän. 1782. Barth. 
H. u. G. 6ef.5.3.6 | 

— — Denſelben iſt der Verkauf 
und aller Handel mit Militaͤr⸗Geweh— 
ren unterfagt. (Hfd. v. 8. Jän. 1800, 
n. d. Rggs. Vdg. v. 21. Jän. 1800. 
Barth. H. u. G. Gef. 5. Bd. ©. 342.) 

— — Ge. Moajeftät fanden fid 
fon im Jahre 1804 bewogen, den 
Handel mit Büchern allen jenen Per— 
fonen zu unterfagen, die folden nicht 


436 


Trödler. 


ordentlich erlernt haben, und darauf 
nicht eigens befugt find. In diefer Hin- 
fit wurde ſchon damals den Bolizeis 
Behörden die Sorge übertragen, dar: 
auf zu wachen, daß fi die Tandler 
niht mit dem Buchhandel abgeben. 
Die Wiener Stadttandler wurden da- 
ber mit ihrem Geſuche um den Ein- 
und Verkauf der alten Bücher abgewie— 
fen. (N. 5. Rays. Präf. Vdg. vom 6. 
April 1811.) 

Trödler. Bei neuen Trödler-Be- 
fugniß = Ertheilungen ift in den hier— 
über auszuftellenden Decreten des Ber: 
botes, Bücher zu verfaufen und der 
darauf gefegten Strafe ausdrüdlic zu 
erwähnen. (Hfkzl. Decr. vom 10. Dec. 
1812, n. d. Rggs. Dog. v. 24. Der. 
1812. Barth. 9. u. ©. Gef. 5. Bd. 
©. 241.) 

— — As fih demnach mehrere 
Trödler erlaubten, wie man aus den 
Auslagen bei ihren Verſchleißgewöl— 
ben fab, Bilder und Bücher zu 
führen, zu deren Berlauf fie 
doch nicht berechtigt find, fo 
wurde dem Wr. Magiftrate aufgetra- 
gen, deshalb die nöthigen Unterfuchun- 
gen zu pflegen, und diefe Unfüge auf 
das Nachdrücklichſte abzuftellen. (N. ö. 
Rggs. Decr. vom 6. Sept. 1814.) 

— — Der vormals den Trödlern 
eingeräumte Handel mit alten Büchern 
ift ihmen nämlih nach der inzwifchen 
erfihienenen Buchhandel⸗Ordnung nicht 
mehr zugeftanden, und es muß fid 
diesfalls, fo wie in Hinfiht des Ku- 
pferftih- und Bilderhaudeld nah den 
neuen hierüber erlaffenen Vorſchriften 
benommen werden. (Hfkzl. Bdg. vom 
19. Juni 1817, n. d. Rggé. Intima- 
tion vom 13. Juli 1817.) 

— — Ungeadtet den Trödlern mit 
Patent vom 18. März 1806, Regie 
rungs-Präfidial-Berordnung v. 6. Apr- 
1811, Regierungs-Decret vom 6. Sept. 
1814 und Hoflanzlei-Berordnung vom 
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19. Juni 1817 der Handel mit Buͤ— 
chern verboten, und den Behörden mit 
Hofkanzlei Berordnung vom 10. Dec. 
1812 zur Pflicht gemacht worden it: 
bei neuen Trödler » Befugnißertheiluns 
gen in dem darüber audzuftellenden 
Deerete des Berbotes Bücher zu ver- 
kaufen, und der darauf gefekten Stra⸗ 
fen, ausdrüdlih zu erwähnen, fo 
nimmt diefer Unfug doch feit Kurzem 
wieder ſehr überhand, und die dies— 
fall® betretenen Trödler fuchen fih ge- 
wöhnlich mit der Ausfluht zu entſchul⸗ 
digen, daß ihnen das hierüber befte- 
hende Berbot nicht befannt fei. Aus 
diefem Anlaffe hat die k. k. Polizei- 
Hofftelle ander verordnet, den Magi- 
ftrat zu erfuchen, den faämmtlihen Tröd» 
lern das in Bezug auf Bücherverfauf 
beftehende Verbot wieder in Erinne 
zung zu btingen. Indem man unter 
Einem den hiefigen Stadtmagiftrat von 
diefer hohen Weifung in Kenntniß 
feßte, erhielten die Bezirks » Directio- 
nen den Auftrag, auch ihrerfeits zur 
Hintanhaltung diefes gefepwidrigen Un⸗ 
fuges mitzuwirken, und die bei Tröd- 
lern vorgefundenen Bücher in Beſchlag 
zu nehmen und dem Magiftrate einzu: 
liefern. (Pol. Ob. Dir. Eirc. vom 25. 
Suni 1825.) 

Trödler. Die Entſcheidung der Re— 
gierung, daß den Stadt: und Borftadt- 
Zrödlern in Wien die Berechtigung 
zum Handel mit neuen oder alten Bil 
dern, Gemälden und Kupferftihen nicht 
zuftehe, wird mit dem Bemerken beftä- 
tigt, daß es der Regierung überlaffen 
fei, über allfällige Gefuche einzelner 
bürgerlicher Trödler nach dem Hofkam⸗ 
mer» Decrete vom 10. Aug. 1831 3. 
27825 (f. Bilderhandel = Befug- 
nifle) das Amt zu handeln. (Hfkzl. D. 
vom 20. Nov. 1843 3. 35705, n. ö. 
Rage. Vdg. vom 20. Nov. 1843. 3. 
68348, n. ö. Prov. G. ©. 25. BP. 
3. 1843. Rr. 190.) 
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Trödler dürfen nicht mit Büchern 
handeln, f. Buchhändler. (Pat. vom 
18. Mär; 1806 $. 13.) 

— — f. Eifenwaaren, Hödler. 

ZTrödlergewerbe. Die Verleihung 
derfelben ſoll nicht übertrieben werden, 
und nur an folde Leute gefchehen, 
welche fi fonft gut verhalten, jedoch 
Alters- oder anderer Gebrechlichkeiten 
halber zu einem weitern Berdienfte 
nit wohl geeignet fein mögen. (Hfv. 
vom 9. Jän. 1795, n. ö. Rage. Int. 
vom 19. Febr. 1795. Barth. H. u. ©. 
Gef. 5. Bd. ©. 227.) 

— — follen nit ohne befondere 
Nothwendigkeit vermehrt werden. (Hfo. 
vom 13. März 1798. Rggs. Int. vom 
20. März 1798. Barth. H. u. ©. Gef. 
5. Bd. ©. 227.) 

— — Die Trödlergewerbe find nur 
an verläßliche, in ihrer Moralität ımd 
Nechtlichkeit bewährte Individuen zu 
verleihen, die beftehenden einer fteten 
Auffiht von Seite der Ortspolizei zu 
unterziehen, und ſowohl auf den Märf- 
ten, welche ju beſuchen fie berechtigt 
find, als auch in ihrer Heimat öfters 
unvermutbet zu überfallen und zu un- 
terfuchen. Es ift ihnen dabei unter Ge- 
werböverluft zu verbieten, von Unmüns 
digen, von gemeinen Soldaten, von 
Unbefannten oder von verdächtigen 
Leuten, überhaupt verdächtige Sachen 
zu kaufen oder zur Verhehlung geſtoh⸗ 
lener Sachen Gelegenheit zu geben. 
Auch haben die Orts + Polizeibehörden 
darüber zu wachen, daß die Trödler 
ordentlihe Bücher über die angefauf- 
ten und veräußerten Waaren führen, 
die der Anſteckung unterworfenen Bett- 
und Kleidungzftüde reinigen und nö— 
thigenfalls vertilgen. Uebrigens können 
fie mit ihren Waaren die Märkte befu- 
hen. (Hflzl. Dect v. 22. Dec. 1814. 
Dog. des böhm. -Gub. vom 15. Jän. 
1815 3. 1817. Obent. 4. B. ©. 443.) 

— — — Br Erlangung derfelben 
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foll nicht eher von der Polizei-Behörde 
eingerathen werden, als bis nicht die 
unzweideutigfte Rechtlichkeit des Bitt- 
ſtellers dargethan ift. (Bol. Hofft. Weif. 
an die Pol. Ob. Dir. vom 24. Sept. 
1821.) 

Zrödlergewerbe. Die Moralität 
der Bittfteller ift auf das genauefte zu 
erheben. (Polizeihofſt. Weif. an die 
Bol. Db. Dir. vom 17. März 1822.) 

— — Zum Behufe der Ertheilung 
der Befugniffe zum Handel mit alter 
Wäſche, Kleidern, Zrödlerwaaren hat 
fih der Prager Magiftrat ſtets mit der 
k. k. Stadthauptmannfhaft bezüglich 
der polizeilihen Derläßlichleit der Bes 
fugnißerwerber in das Einvernehmen 
zu ſetzen. (Vdg. des böhm. Gub. vom 
9. Kebr. 1827 3. 7245. Obent. 4. B. 
©. 443.) 

Trödlerftände find im Innern der 
Stadt Wien zu caffiren, f. Stände. 

Trottoir. Den Hödlern ift unter 
fagt, ihre Waaren auf dem Trottoir 
auszuſtellen, fowie ed auch verboten ift, 
mit Schieblarren darüber zu fahren. 
(Bdg. des böhm. Gub. vom 22. Nov. 
1825. Obent. 4. Bd. ©. 444,) 

— — Dad Berbot des Fahren 
auf den Trottoirs für alle Gattungen 
von Fuhrwerken wurde mit dem Bei- 
faße erneuert, daß die Uebertreter die 
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zeiwachen anzubalten, fondern auch der 
k. k. Polizeis Direction zur Beftrafung 
vorzuführen, und mit einem 3—bflün- 
digen Arrefte, oder nah Zulaß der 
-Erwerböverhältniffe der Vecturanten 
‚auch mit einer Geldftrafe von 1fl.E.M. 
zum Armenfonde zu beftrafen find, im 
Wiederholungsfalle aber diefe Strafe 
zu verdoppeln iſt. (Bdg. des böhm. 
Bub. vom 21. Jan. 1831 3. 677. 
Republicirt mit Kundmachung des Pra- 
ger Magiftrates vom 23. Febr. 1852 
3. 9270. Die Uebertreter diefed Ver: 
‚botes find von der Polizeiwache, be- 
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fonders wenn fie auf die ergangene 
Aufforderung mit ihren Wägen das 
Trottoir nicht verlaffen, zu dem näch— 
ften Bezirks - Commiffariate zu ftellen, 
von wo fie entweder unmittelbar an 
den Prager Magiftrat abzuftellen, oder 
nah Sicherſtellung ihrer Perfon dahin 
anzuzeigen find. (Decret der Prager 
Pol. Direct. vom 23. April 1852 
3. 17563.) 

Trottoir, Reinigung und Be 
ftreuung desfelben bei einem Schnee 
rg und Glatteife, f. Eis, Blatt: 
eiß, 

— — das Fahren auf demfelben 
ift verboten, f. Fahren. 

— — VBerftellung desfelben, fiebe 
Gewölbsauslagen. 

— — Befprigung desfelben und der 
Gehwege mit Wafler in den Sommer» 
tagen, f. ——————— 

Zeile! Shmämme. 

Trunkene find von der Fahrt auf 
Eifenbahnen ausgeſchloſſen, f. Eiſen⸗ 
bahn⸗Betriebs-Ordnung $. 9. 

Trunkeunheit, Beftrafung derfelben 
bei Sciffsleuten, f. Donau: Schiff: 
fahrt. (Pat. vom 20. Jänner 1770 
8. 7, 8u. 9.) 

— — der Schiffer, deren Verbot, 
ſ. Donauſtrom⸗Polizei⸗Vorſchrift 


— — ift bei Lohnkutſchern zu bes 
ftrafen, f. Lohnkutfcher = Ordnung 
für Graz $, 32. 

Truppen, Beförderung auf der 
Eifenbahn, f. Eifenbahn. (Hoftijl. 
Decr. v. 30. Juni 1838 $. 8 g) und 
Eifenbahn = Betriebs = Ordnung 
8. 5 3 5 —— AH 

uchmacher, f en 

Tumulte, ſ. Militlar⸗ei Afiſteng 

Türkei, nach der, in Geſchäften 
reifende Öfterreichifche Unterthanen ha⸗ 
ben fih mit einem Paſſe von der Faif. 
königl. Hof: und Staatsfanzlei zu ver⸗ 
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ſehen. (Hoflanzleiverordg. v. 21. Au— 
guft 1813. Barth. 9. u. ©. Gef. 2. 
B. ©. 481.) 

Türkei, Laut einer von dem. k. 
Herrn Internuntius in Eonftantinopel 
an die f. k. Hof- und Staatskanzlei 
gelangten Anzeige hat die Pforte den 
Befehl ertheilt, daß von nun an jeder 
Reifender, wer er auch immer fei, bei dem 
Eintritte in das ottomanifhe Gebiet 
mit einem befonderen türfifhen Paſſe, 
Teskere genannt, verfehen fein müffe, 
und ihm ohne einen folhen Paß die 
Bortfegung der Reife in ihren Staaten 
nicht erlaubt werden. Es wurde aber, 
damit die f. f. Eouriere, welde von 
diefer Berfügung gleichfalls nicht aus— 
genommen find, fowie die Privatreifen- 
den feinen tractatenwidrigen Aufent- 
halt zu erleiden haben, von dem Reichs⸗ 
Effendi auf die ihm von dem f.f. In- 
ternuntius bierwegen gemachten Bor» 
ftellungen nachträglich die Zuficherung 
ertbeilt, daß ſämmtliche ottomaniſche 
Obrigkeiten längs der f. k. Gränze be: 
reits die gemeſſenſten Befehle erhiel- 
ten, in Folge derer die f. f. Unterthanen 
und Eouriere bei Ausfolgung der Tes- 
kere nit den geringften Anftand oder 
Berzögerung erleiden würden. Diefe 
Berfügungen der ottomanifhen Pforte 
werden biemit zur öffentlihen Kennt- 
niß gebracht, damit die f. f. Unter 
thanen, welche ſich auf türfifhes Ge- 
biet begeben, fih nah diefen Ver— 
fügungen richten fönnen, und ihnen 
jede Beanftändigung oder fonftiges Hin» 
derniß dadurch erfpart werde. Goſkzl. 
Dect. v. 25. Febr. 1822 an ſämmtliche 
Ränderftellen. Kundgemacht in N.⸗Oſter⸗ 
reich am 4., in Öfterreih ob der Enns 
und in Jllirien am 3., in Steiermarf 
und Kärnten am13. Mär; 1822. Krop. 
Bel. Franz. 46. B. ©. 163 bie 164.) 

— — lieber die Frage wegen An- 
wendung des Auswanderungs-Patentes 
v. 24. März 1832 auf die in der Türkei 
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ſich befindenden öfterreihifchen Unter: 
thanen wurde beflimmt, daß die in 
der Türkei fih aufhaltenden k. k. öfterr. 
Unterthanen, auch wenn fie nicht mit 
inländifhen Päſſen verfehen find, fo 
fern fie fih nicht vor oder bei ihrer 
Entfernung aus den öfterreihifchen 
Staaten einer dieſer Borausfeßung ent- 
gegenftehenden Gefegübertretung ſchul⸗ 
dig gemacht haben, als befugt Ab» 
wefende anzufehen find. In Ans 
fehung Derjenigen, die ſich erft fünf: 
tig nach der Türkei begeben, gelten 
jedoh die allgemeinen Paßvorſchrif—⸗ 
ten und es wird zur erforderlichen 
Evidenzhaltung diefer legteren öfterr. 
Unterthanen die Landesftelle angewie- 
fen, der 8. k. Internuntiatur in Con— 
ftantinopel monatlih ein Berzeihniß 
der dahin verabfolgten Päffe auf dem 
gehörigen Wege zuzuſenden. (Hoftzl. 
Decr. v. 4. Juni 1835 3. 13010, an 
fämmtl. Länderft. Pol. G. ©. 63 Br. 
Nr. 80. Vdg. der n. 5. Reg. v. 4. Juli 
1835 3.36138. Prov. G.S. 17.22. 
Nr. 189.) Mit Hoflanzleidecret vom 
25. Septbr. 1835 3. 25399 wurde 
jedoch beftimmt, daß ftatt allmonatlicher 
Ausweife oder Fehlanzeigen in Fällen, 
wo mehrere Bäffe zugleich an öfterr. Un» 
tertbanen nad der Türkei ertheilt wor« 
den find, der k. k. Internuntiatur in 
Gonftantinopel directe gehörig aud- 
gefüllte Berzeichniffe eingefendet, fonft 
aber diefelbe von der gefhehenen Paß⸗ 
ertbeilung von Kal zu Kal und zwar 
ebenfalld unmittelbar in Kennt» 
niß gefeßt werde, Prov. G. S. 17.2. 
Nr. 328.) 

Türkei. Nach einer Eröffnung der ff. 
geheimen Hof- und Staatskanzlei hat 
der £. k. Internuntius angezeigt, daß 
zu Gonftantinopel häufig öſterreichiſche 
Untertbanen und insbefondere ausge. 
tretene k. k. Dffiziere erfcheinen, welde 
diefe Reife in der Abſicht unternehmen, 
um in der türfifchen Armee Anftelluns 
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gen zu erhalten. Da fie num bei der 
großen Schwierigkeit, womit europäifche 
Dffiziere in der ottomanifhen Armee 
Unterkunft finden, ihren Wunſch nicht 
erreichen und meiftend von allem Gelde 
entblößt find, fo fei die kak. Internuns 
tiatur öfter in der unangenehmen Rage, 
eine Eollecte bei den dortigen öfterrei- 
chiſchen Unterthanen zu veranftalten, 
um den erfteren Mittel zur Rüdkehr 
zu verfchaffen, da fie bei ihrem länge: 
ren Aufenthalte zu Conftantinopel durch 
Entbehrungen und Noth leicht verleitet 
werden könnten, zum mohamedanifchen 
Glauben zu übertreten. Das Landes— 
Präfidium hat daher die Einleitung zu 
treffen, daß nach dem Wunfche der k.k. 
geheimen Hof und Staatskanzlei fol: 
hen Leuten Reife-Päffe nad) der Türkei, 
wenn nicht befonders rüdfihtswürdige 
Umftände obwalten, nicht ertheilt wer- 
den. (Hflzl. Decr. v. 16. März 1842, an 
f. 888. Präf. Pol. G.S.70. Bd. Nr. 40.) 

Türfei. Nach einer der h. Hofkanzlei 
von dem Herrn Präfidenten der k. f. 
allgemeinen Hofkammer mitgetheilten 
Anzeige, pflegen öfterreichifche Glas— 
arbeiter, Weber u. dgl. mit den von 
den auswärtigen Unternehmern beftell- 
ten Mäcdlern und Unterhändlern Ber: 
träge abzuſchließen, welche fie zur Der: 
wendung ihrer Kräfte und Kenntniffe 
für die in der Türkei entftehenden Fa— 
briten und fonftigen Etabliffements un- 
ter lodenden Bedingungen verpflichten, 
und auf deren Grundlage die Erfolgung 
von Päffen und Wanderbühern von 
den Behörden in Anſpruch genommen 
und auch gewöhnlich anſtandslos erfolgt 
werden. Bei der größtentheild unred- 
lihen Erfüllung der in den ohnehin 
undeutlich gefhloffenen Verträgen ent: 
baltenen Bedingungen gerathen indeß 
die Leute nach ihrer Ankunft in die trau« 
tigften Verhältniffe, wobei fie nach den 
Bemerkungen des Herrn Präfidenten 
den widerlichſten Ereignirfen Preis ger 
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geben find, die felbft mit den dortigen 
Rocalbehörden zu langwierigen Erör- 
terungen Beranlaffung geben. Um die: 
fem für die öfterreihifchen Unterthanen 
jederzeit läftigen Zuftande zu begegnen 
und fie vor der Willfür feiler Unter- 
händler möglichft zu ſchützen, wird die 
Polizei-Dber-Direction in Folge Hof- 
fanzlei-Präfidial-Decretes vom 29, Mai 
1846 aufgefordert, im geeigneten Wege 
das Erforderliche zu veranlaffen, damit 
bei vorfommenden Begehren von Päſſen 
oder Wanderbüdhern nad dem Driente, 
die in der bemerkten Lage befindlichen 
Perfonen auf die Gefahren, welchen fie 
ihre Zukunft Preis geben und denen fie 
nad der Erfahrung entgegengehen, nad 
Thunlichkeit aufmerkffam gemacht und 
fie gehörig gewarnt werden. (Deer. der 
te. nö. Reg. vom 15. Juni 1846 
3. 1460/P.) 

Türkei. Kür die in den osmaniſchen 
Kändern ſich aufhaltenden oder fih in 
ausgewiefenen Gefchäften dahin bege- 
benden k. k. Staatsangehörigen dürfen, 
wenn nicht befondere Bedenken in Con— 
feriptionshinficgten entgegentreten, die 
diepfälligen Paßurkunden auf 3 Jahre 
ertheilt werden. (Exl. des Min. des Inn. 
v. 21. Febr. 1849 3. 3880. Decr. des 
böhm. Land. Präf. v. 22. März 1849, 
böhm. 2. ©. B. Nr. 44.) 

— — Das k.k. Minifterium des 
Innern hat die Einleitung angeordnet, 
dag Individuen von ſchlechtem Aufe 
und folden, welden die nöthigen Sub- 
fiftenzmittel fehlen oder die feinen in 
der Türkei gangbaren Erwerbszweig 
betreiben, insbefondere aber Perſonen, 
welche bereit aus dem ottomanifchen 
Gebiete abgefhafft wurden, Reifepäffe 
dahin nicht ertheilt werden. (Erl. der 
Banalreg. v. 22. Aug. 1850. Croat. 
8. G. ©. Nr. 56.) 

— — Behandlung der dahin zur 
Erfhleihung der mit der türkifchen 
Unterthanfhaft verbundenen Vorrechte 
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ausgewanderten Jeraeliten. ſ. Juden 
(Rggs. Bdg. vom 10. Jänner 1838.) 

Türkei. Borfhriften in Betreff des 
Conſularſchutzes u. Paßweſens in der Le— 
vante, ſ. Päfle. (Vdg. v. 6. Debr. 1846.) 

Türkiſche Juden. Wenn fie zu kk. 
Unterthanen aufgenommen werden, hat 
es in Anfehung ihrer lediglich bei dem 
fein Berwenden, was im Allgemeinen 
wegen ihrer Aufnahme befteht. (Hof. 
Vdg. v. 8. April 1796. Barth. H. u. 
G. Gef. 7. Bd. ©. 298.) 

— — Zur Herftellung einer legalen 
Nahmweifung über die Geburtd-, Traus 
ungs- und Sterbefälle der in Wien fi 
aufhaltenden türkifhen Juden wird 
die Einführung von Geburts», 
Zrauungd- und Gterbe-Regi- 
fern auch für diefe Juden mit Berück— 
fihtigung der von ihren Vertretern bei 
der kik. Bolizei-Dber-Direction unterm 
14. März 1843 abgegebenen Proto- 
collar-Erklärung hiermit angerodnet: 
Diefe Regifter find nach den vorgelegten 
Bormularien in deutfcher Sprache, ſo— 
wohl bei der k. k. Polizei-Dber-Direc- 
tion, als auch unter Aufficht der Aus: 
ſchüſſe durch den Borbeter der gedach— 
ten Juden vom 1. März 1846 an mit 
aller Genauigkeit zu führen. Zu diefem 
Behufe werden die Hausväter und näch— 
ften Angehörigen bei einer an die Ar— 
men⸗Caſſe der türkifhen Juden abzu- 
führenden Strafe von I fl. EM., deren 
Berfügung der k. k. Bolizei-Dber-Direc- 
tion in erfter Inftanz zufteht, verpflich- 
tet, die Anzeige dervorlommen- 
den Geburten binnen 24 Stunden 
nad der Ramengebung oder Befchnei- 
dung der k. k. PolizeirsDber-Direction, 
und zwar der Kremden-Gommiffion, zu 
madhen; außerdem find die Hebammen 
verpflichtet, jeden Fall der Geburt eines 
folden Judenkindes unverweilt ebenda» 
felbft anzuzeigen. Was die Trauun— 
gen anbelanget, fo hat der Religions» 
lehrer mit zwei Beiftänden binnen drei 
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Zagen nad deren Vollzug bei der k. k. 
Polizei-Oberdirection zu erfcheinen und 
die nöthigen Daten unter feiner und 
der Zeugen Fertigung anzugeben. Die 
Todesfälle find dur den Israeli— 
ten-Spitald-Berwalter binnen 3 Tagen 
zur Kenntniß der k. k. Polizei- Ober: 
Direction zu bringen. Beide Eremplare 
der Regifter find zur Eontrolle von Zeit 
zu Zeit, und zwar wenigfteng nad) Ber- 
lauf eines jeden Quartals, zu verglei« 
hen, und ohne Eorrecturen im Wege 
der Anmerkung richtig zu fielen. Nur 
den von der f. k. Dber-Direction ge- 
führten Regiftern und den von ihr aus— 
geftellten ämtlihen Auszügen aus den— 
jelben über die feit ihrer Einführung 
vorgefommenen und in diefelben einge- 
tragenen Geburten, Trauungen und 
Todesfälle ift voller Glauben beizu- 
meffen. In der Rubrit „Anmerkung“ 
des Trauungsbuches ift auch der Voll» 
zug des Aufgebotes erfihtlich zu machen. 
Dieſes Aufgebot wird bei den Ehen der 
türfifhen Juden, wie bisher auf Eines, 
jedoch ohne weitere Dispens, befchräntt. 
Auch follen diefelben zur Beibringung 
der Ehe-Eonfenfe ihrer vaterländifchen 
Behörde nit gehalten fein; bei ge— 
mifhten Ehen jedoch zwiſchen k. k. und 
türfifchen Unterthanen find die für die 
Ehen der Erfteren beftehenden Vor— 
fohriften zu beobachten. Diefe Regifter 
haben feine rückwirkende Beweistraft, 
doc wird geftattet, bei der Geburt eines 
Kindes von fhon früher getrauten El—⸗ 
tern anmerken zu laffen, daß die Els 
tern nad der Angabe des Borbeters 
oder der Ausſchüſſe in der Ehe leben. 
Eine folde Anmerkung foll nur den 
Deweid der gefhehenen Angabe, aber 
nicht jenen der vorausgegangenen Traus 
ung der Eltern herftellen. Um jedoch 
den türkifhen Juden die Erforfhung 
früherer Familien-Berhältniffe zu ers 
leihtern, und felbft einen Leitfaden zur 
leihteren Auffindung der Beweife zu 
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verfhaffen, find für das Vergangene 
abgefonderte Regifter zu errichten, und 
ed wird geftattet, im diefelben die den 
neuen Regiftern vorausgegangenen Ge- 
burten und Zrauungen der bier noch 
lebenden türfifhen Juden binnen Jah— 
zeöfrift, vom Tage der gegenwärtigen 
Berordnung, mit der Beftätigung des 
Borbeters, der Ausſchüſſe oder der be- 
treffenden noch lebenden Zeugen ein« 
tragen zu laffen. Die k. k. Bolizei-Ober- 
Direction bat hiernach die Verftändi- 
gung der fih bier aufhaltenden türki- 
fhen Juden einzuleiten und dafür zu 
forgen, daß aud die von Zeit zu Zeit 
neu anfommenden türkifhen Juden von 
diefer Verfügung Kenntniß erhalten. 
In Bezug auf die Anzeigen von Beburts- 
und Sterbefällen hat diefelbe auch den 
Hebammen und dem Spitald:Berwalter 
die entfprechende Weifung zu ertheilen. 
Zur Ausführung diefer, in Gemäßheit 
der a. h. Entſchießung vom 8. Novem» 
ber 1845 erlaffenen Verordnung, hat 
fofort die k. k. Polizei-Dber-Direction 
dad weitere erforderliche einzuleiten. 
(Hflzl. Dect. v. 17. Nobr. 1845 3. 
38432 Rggs. 3. 71872. n. d. Rogge. 
DBdg: v. 21. Jän. 1846 3.1754. n. ö. 
Prov. ©. S. 27. Bd. Nr. 217.) 
Türkiſche Iuden. In Folge viel 
fältiger bierorts gepflogenen und den 
hoben und höchſten Behörden unterbrei- 
teten Berhandlungen wurde a.h. Orts die 
Einführung von Geburtd-, Trauungs- 
und Sterbe-Regiftern für die hiefige tür- 
tifhe Judenfhaft angeordnet und der 
Zermin zur Gröffnung diefer Bücher 
mit dem Regierungs-Decrete vom 21. 
Jänner 1846 3. 1754, auf den 1. f. 
Monats feftgefegt. Durch diefe neue 
Einrihtung wird die nad den älteften 
hohen Berordnungen für die Hebammen 
und Geburtöhelfern beftehende Ber- 
pflihtung der Anzeige von in israeli- 
tiſchen Familien vortommenden Gebur- 
ten in der Art ausgedehnt und modifi- 
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cirt, daß vom 1. k. Mid. angefangen, 
derlei Anzeigen mittelft der gewöhnli- 
hen längft üblichen Blanquette aud 
bezüglich der türkifchrisraelitifhen Fa— 
milien binnen 24 Stunden, und zwar 
der hierortigen Fremden » Commiffion 
dem mit der Führung der Matrikel be- 
auftragten Commiſſär zu erftatten fein 
werden. (Eirc. der ka k. Pol. Ob. Dir, 
v. 7. Febr. 1846 3. 1580/139 F. C. 

Türkiſche Juden, wegen Erlans 
gung des Bürgerrechtes und in Betreff 
des Uebertrittes zur k.k. Botmäßigkeit, 
f. Türkiſche Unterthanen. (Vdg. v. 
28. Juli 1806 D.) 

— — f. Iuden-Mattrifel. 

Türkiſche Unterthanen haben die 
Aufnahme zu k. k. Untertbanen beim 
Landrechte anzufuchen, welches fi) mit 
der Randesftelle diepfalld ins Einver- 
nehmen zu feßen bat. (Hofdecr. v. 16. 
Jänner 1786. Erop, Gef. Jof. 11.2. 
©. 633.) 

— — griehifhen Glaubens, die in 
den öfterreihifchen Staaten » Verband 
getreten find, erhalten die volllommenen 
Rechte eines jeden Staatsbürgers fei- 
ner Religion. (Hof-Bdg. vom 8. April 
1796. Barth. H. u. ©. Gef. 7. Bd. 
©. 36.) 

— — find vom Landrechte die Päffe 
audzufertigen. (Hofdeer. v. 19. Bebr. 
1796. Barth. H. u. ©. Gef. 2.20. ©. 
528 u. Hfljl. Decr.v. 23. März 1817.) 

— — Da der Handel der türfifchen 
und griehifhen Handelsleute aus dem 
Geleiſe der gefeglihen Ordnung getre- 
ten ift, und hierüber feit geraumer Zeit 
vielfältige gegründete Klagen von Seite 
der Handlungs Gremien, des nieder: 
öfterr. Merfantil- und Wechſelgerichtes 
und der Randesitelle felbft anhergelangt 
find, e8 fi daher vorzüglich darum hans 
delt, damit einerfeits den hierbei einge 
ſchlichenen Mißbräuchen gefteuert und 
vorgebeugt, amdererfeits aber in Anfe 
bung des für die öfterreihifchen Erb» 
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ftaaten fo wichtigen Levantiner Handels 
mit möglichfter Schonung und Borfidt 
und mit genauer Rüdfiht auf die mit 
der Pforte gefchloffenen Verträge und auf 
die hierüber ſchon beftehenden VBorfchrif- 
ten, indbefondere aber auf die hierüber 
unter dem 8. April 1796 erlaffenen a. 
h. Entſchließung vorgegangen werde; 
fo bat man folgendes Syftem zur ge: 
naueften Nachachtung feftzufegen be- 
funden: 

Diefes Syftem hat fi 

a) auf die neu eintretenden 
türfifhen Handelsleute, 

b) auf bereits feit mehreren 
Jahren bier in der Hauptftadt 
und inden kik. Erbländern über- 
baupt den Handel treibenden 
türfifhen Unterthanen, 

e) aufdieindieZahlderf.f. 
Unterthbanen übertretenden oder 
bereits übergetretenen türfi- 
fen und griehifhen Handels 
leute, endlich 

d) aufdie türfifhen Juden zu 
beziehen. 

A. In Rüdfiht der neu ein 
tretenden türfifhen Handels 
leute findet man Folgendes ald unab- 
weichliche Regel feftzufegen: 

1. Jeder türkifche Unterthan, welcher 
in die keik. Staaten eintreten will, muß 
mit einem, von der türkiſchen Obrigkeit 
ausgeftellten Erlaubnißfcheine verfehen 
fein, in welchem fein Name, fein voriger 
Aufenthaltsort, fein Stand, Charakter 
oder bisherige Beſchäftigung, und die 
Abfiht feiner Reife genau ausgedrückt 
fein muß. 

2. Nah Borzeigung und gefchehener 
Unterfuhung diefes Scheines erhält 
derfelbe von dem E.f. Grenz. Commando 
einen Paß, der niemals auf eine längere 
Beit, als auf fehs Monate, beftimmt 
auf jene Provinz, wo er feinen Handel 
zu treiben gedenket, ausgeftellt werden 
darf, und außer den in dem türkiſchen 
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Erlaubnißſcheine (auf den ſich zu beru⸗ 
fen ift) angeführten Umftänden eine 
möglichſt genaue Beſchreibung der Per 
fon des Eintretenden enthalten muß. 

3. Sobald der türkifhe Unterthan 
die Provinz, wo er feinen Handel zu 
treiben willens ift, erreicht hat, muß 
derfelbe, wenn er die Hauptftadt einer 
Provinz befucht, bei der Landeöſtelle, 
wenn er hingegen einen Dit zum Aufs 
enthalte wählet, bei dem Kreisamte ſich 
melden, und den Paß, im Falle feine 
Dauerzeit noch nicht verftrichen ift, zur 
Bidirung vorlegen. Damit jedoch die 
Zandesftelle in der nöthigen Ueberſicht 
der im Inlande handelnden türkifchen 
Unterthanen erhalten werde, haben die 
Behörden von dergleihen vorgenom— 
menen Bidirungen, mit Beirückung nö— 
thiger, aus dem Paffe auszufchreiben- 
der Umftände, der Landesftelle die 
Anzeige zu machen, welde fodann aus 
diefen Anzeigen und aus den ebenfalls 
von ihr felbft eingefehenen vidirten Päf- 
fen ein Berzeichniß zu verfaffen, und 
jederzeit die Randrechte des Landes da- 
von in die Kenntniß zu feßen umd mit 
derfelben gemeinfhaftlid und einver- 
ftandlich vorzugehen haben wird, Diefe 
Vorſchrift ift jedoch keineswegs auch 
auf die öfterreihifhen Seehäfen aus- 
zudehnen. Das Gubernium von Trieft 
wird daher zur Befolgung jener Bor» 
ſchriften bloß in Rüdficht der zu Lande 
dahin fommenden türkifchen Uutertha- 
nen mit dem Beifaße angewiefen: daß 
feinem türkifhen Unterthane die Reife 
aus dem Hafen in die übrigen Erblän- 
der zu geftatten fein wird, wenn er 
niht mit dem Erlaubnißfheine und 
Paſſe verſehen ift. 

4. Ein folder mit der gehörigen 
Bidirung verfehener Paß berechtiget den 
türfifhen Unterthan für den im Paſſe 
ausgedrudten Zeitraum zum Handel, 
ohne daß er einen Fond auszumeifen, 
eine Birma einzulegen oder ein bes 
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fonderes Befugniß zu erwirken nöthig 
hätte. 

5. Sind die Gefhäfte des türfifchen 
Unterthans nicht geendigt und der Zeit- 
raum, für welchen der Paß ausgeftellt 
wurde, ift verftrichen, dann muß derfelbe, 
wofern er feinen Aufenthalt in den k.k. 
Staaten verlängern will, bei derfandes- 
ftelle um einen neuen Paß anhalten, und 
diefe ift fodann berechtigt, jedoch immer 
einverftändlich und gemeinſchaftlich mit 
den kak. Landrechten, einen neuen Paß 
auf weitere ſechs Monate auszuftellen. 

6. Weder für die Ausftellung, noch 
für die Bidirung der Päſſe darf irgend 
eine Taxe, unter was immer für einem 
Zitel, angenommen werden. 

T. Bei dem Uebertritte eines türki— 
fhen Unterthanes aus einer Provinz 
in eine andere, wird ſich ebenfalld nad 
den bier gegebenen Borfchriften zu be- 
nehmen fein. 

8. Das Handlungsreht der türfi- 
fhen Unterthanen dehnet fih auf die 
Einführung und Veräußerung der auf 
eigentlichen türfifhen Baaren im Gro— 
en, dann die Ausfuhr der inländifchen 
Produkte und Fabrifate und auf den 
Zranfito » Handel von und nad der 
Zürfei im ausgedehnteften Sinne aus. 
Ein mehr umfaffendes Befugniß ift der 
türfifhe Untertdan zu erhalten nicht 
geeignet. 

9. Da es dem türkiſchen Unterthane, 
fo Tange er der türkiſchen Botmäßigkeit 
unterworfen bleibt, allerdings jederzeit 
freifteht, ungehindert mit feinem Ver— 
mögen in die Türkei zurückzukehren, fo 
kann derfelbe auch bei einem längeren 
Aufenthalte in den k. k. Staaten nie 
mals als eigentlich anfäffig angefehen 
werden, dennoch ift nothwendig, einen 
Unterfhied zwifchen denjenigen beftehen 
zu laffen, welche nur zufällig und auf 
kurze Zeit die k. k. Erblande, um ein- 
zelne Speculationen auszuführen, und 
jenen, die zur Betreibung eines fortge- 
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fegten Handels einen oder den andern 
Drt in der öfterreihifchen Monardhie zu 
ihren bleibenden Aufenthalte wählen. 
Zur Elaffe der Letzteren ift jeder türfis 
fe Unterthan zu zählen, der länger 
als ein Jahr fih in den k. k. Erblän— 
dern befindet, und diefer muß fodann 
feine Firma, feine Gefellfhafter und 
Gefellfhaftsverträge in den deutſchen 
Erbftaaten bei den Landrechten der Pro— 
vinz mit Wiffenfchaft der Landesftelle 
anzeigen, welche fodann von diefen Ans 
fäffigen und Befugten das Merkantil- 
und Wechfelgericht zu verftändigen hat, 
und worüber eine genaue Bormerkung 
zu führen fein wird. Erft wenn diefes 
Bedingniß erfüllt worden iſt, kann dem 
türfifhen Handeldmanne ftatt der Er- 
neuerung feines Paffes ein Befugniß 
zum Handel im Großen mit türfifchen 
Produkten, zur Ausfuhr inländifher 
Erzeugniffe nnd zur Betreibung des 
Zranfito-Handels auf unbeftimmte Zeit 
von der Landesftelle ausgeftellt werden, 
mit welchem verfehen er fodann frei 
und ohne weiterem Anftande den ihm 
geftatteten Handel forttreiben kann, nur 
muß er zu diefem Ende noch insbefon- 
dere ordentlihe Handelsbücher nach den 
Geſetzen der Handlung genau und redlich 
führen. Dießfällige Uebertretungen wer- 
den nad der Strenge der beſtehenden— 
Vorſchriften zu beftrafen fein. 

10. Diefe langer in den k. k. Erb- 
ländern fi aufhaltenden türkiſchen Un- 
terthanen find verbunden, durch jähr: 
lihe Vorweiſung der Karatfchzettel ſich 
über die richtig emtrichtete türkifche 
Steuer auszuweiſen. 

11. Kein türfifcher Unterthan kann 
zu dem Befige liegender Güter gelan« 
gen, fo lange er der türfifchen Bot— 
mäßigfeit unterworfen bleibt. 

12. Die türfifchen Unterthanen dür— 
fen für jene Waaren, über welche es 
die beftebenden Zollvorfchriften unter« 
fagen, feine befondere Magazine halten, 
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ſondern ſie müſſen ihre Waaren in den 
öffentlichen Magazinen ablegen, und 
überhaupt alle Zollgeſetze genau beob- 
achten. 

13. Das einem folden türfifchen 
Unterthan ertheilte Befugniß geht nicht 
auf feine Kinder über, fondern es müf- 
fen diefelben, fie mögen auf f. k. oder 
auf türkiſchem Gebiete geboren fein, zur 
Borttreibung des Handels neue Befug- 
niffe anſuchen. 

14. Die Landredte bleiben zwar 
die Berfonal-Inftanz der türkifhen Un— 
terthanen, die Aufficht über ihren Hans 
del aber ift von den Landrechten nur 
einverftändlich mit der politifchen Lan 
desbehörde zu führen, welche in den 
Fällen, wo es dienlich oder erforderlich 
fein wird, das Merkantil: und Wechfel- 
gericht ebenfalls zu vernehmen hat. 

B. Bon den bereitsinden.f, 
Erbftaaten dur längere Beit 
fi befindenden und Handel 
treibenden türfifhen Unter 
tbanen kann dasjenige nicht mehr 
gefordert werden, was in Nüdficht der 
neu Eintretenden von 1 bis einihlüffig 
7 vorgefhrieben worden ift. Die übri« 
gen bier gegebenen Vorſchriften find 
allerdings auch für die, durch längere 
Zeit in den k. k. Erbländern ſich befin- 
denden türkifchen Unterthanen anmwend- 
bar und nachträglich zu erfüllen. Da— 
gegen ift ihnen nun ohne weiteren Ans 
ftand das Befugniß zum Tranfito-Han- 
del mit türfifhen Waaren im Großen 
und mit inländifhen Producten und 
Tabrifaten ind Ausland, nad der oben 
in 8 angeführten Ausdehnung auszu— 
fertigen. Ausgedehntere Befugniffe fön- 
nen aud diefe, fo lange fie unter der 
türkifhen Botmäßigfeit bleiben, nicht 
erhalten. Die Ausftellung der foge- 
nannten trodenen Wechfelbriefe aber 
fann ihnen nicht verfagt werden. 

C. Bas jene türfifhen und 
griehbifhen Handelsleute be 
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trifft, welche in kak. Botmäßig- 
keit treten, oder ſich in dieſelbe be— 
reits begeben haben, ſo hat 

a) der allgemeine Grundfaß noch fer—⸗ 
ner zu gelten, daß fie ala k. k. Unter 
tbanen den nämlihen Handel während 
ihrem Leben fortzufegen berechtiget ſiad, 
den fie als türfifche Unterthanen aus— 
geübt haben Da indeffen 

b) Bein f. k. Unterthan irgend inen 
Handel ausüben darf, ohne einer. ber 
flimmten Fond auszumeifen, fo hat der 
in die k. k. Botmäßigfeit übergetretene 
türfifhe Untertban einen Fond, für 
Wien von 10000 fl., für die Provinzen 
aber von 5000 fl. auszumeifen, und 
man beftimmt diefe Summe aus dem 
Grunde, weil der Handel der griehifchen 
Kaufleute größtentheils auf rohe Pro» 
ducte fich befchränkt; folglich jenem der 
Materialiften am nächſten fommt, und 
mit ſolchem am füglichſten verglichen 
werden fann. Gegen Ausweiſung diefes 
Fondes ift den in die Zahl der ka k. 
Unterthanen übergetretenen türkifchen 
Unterthanen die Beftätigung des per- 
fönlihen Befugniffes zum Handel und 
zu Ausftellung der Wechfelbriefe von 
Seite der Randesftelle zu ertheilen. Es 
verſteht fih aber dabei 

e) daß diefelben zur Einlegung ihrer 
Firmen und Gefellfhaftsverträge ver- 
bunden find und jede Veränderung ans 
geben müffen, melde fih dießfalld er: 
giebt, fowie fie dann ihre Handelsbücher 
entweder in deutfeher oder in italienis 
fher Sprade führen müffen. 

d) Dergleihen tügfifche Unterthanen, 
die in die Reihe der k. k. Unterthanen 
eingetreten find, übernehmen alle Ber- 
bindlichkeiten, und erhalten alle Rechte 
der Lepteren. Sie werden geeignet, 
Großhandlungs-, Fabriks- und an— 
andere Befugniſſe zu erhalten, wenn 
fie übrigens die dazu nöthigen Eigen— 
ſchaften beſitzen und den beſtimmten 
Bedingniſſen Genüge leiſten. Jenen türs 
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fifhen Unterthanen, welche ſchon feit 
längerer Zeit zu dem k. k. Scepter ge 
ſchworen haben, ift ein in dem Maße 
ausgedehntes Handelsrecht zu ertheilen, 
in welchem ihr Handel felbft ausgedehnt 
ift, und wird bei diefen Verleihungen 
nur über den fonft erforderlihen Bes 
weis der erlernten Handlung hinaus- 
zugeben fein, weil einen folden Beweis 
zu führen diefen Handelsleuten mei- 
ftend unmöglich fein dürfte, und ein 
durch viele Jahre gut geführter Handel 
an deffen Stelle treten kann. 

e) Erhält nun ein folcher zum k. k. 
Untertban gewordener türfifcher Unter- 
than eine bürgerliche oder andere Groß. 
bandlung, oder ein anderes der befte- 
henden Handelsrechte, fo ergibt fi 
fhon aus dem sub d) Angeführten von 
felbft, daß er den diepfalld nöthigen 
Fond ausweifen müffe, und es unter- 
liegt alddann feinem Anftande, denfel- 
‚ ben jenem Gremium einzuverleiben, zu 
weldhem die Handlung, die er führt, 
gehört. 

f) Wenn ein türkifcher Unterthan 
fi der ka k. Botmäßigkeit unterwerfen 
will, fo bat er ſich dießfalld bei feiner 
Behörde, den Ef. Landrechten zu mel« 
den, die Urkunden, in deren Gemäßheit 
ihm der Aufenthalt und Handel in den 
t. t. Staaten geftattet war, vorzulegen, 
und über fein biöheriges tadellofes Be— 
nehmen glaubwärdige Zeugniffe beizu- 
bringen. Das f. k. Landrecht wird die 
Anzeige hierüber an die Landesftelle zu 
maden und diefe das Wechſelgericht zu 
vernehmen haben, in deffen Gemäßheit 
fodann dem Bittfteller feinem Geſuche 
zu gewähren oder zu verfagen fein wird. 
Im Gewährungsfalle nird dem Bitt: 
fteller nicht nur ein eigener Handlungs- 
eid abzunehmen, fondern aud der Na— 
tionalifirungs-Urkunde die ausdrückliche 
Klaufel einzufhalten fein, daß diefelbe 
überall, ald nur nicht in der Türkei zu 
gelten habe, und daß, wofern fich ein 
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dergleihen Naturalifirter unter was 
immer für einem Titel oder Vorwand, 
ohne befondere Erlaubniß, über Jahr 
und Tag dafelbft aufhielte, folder da— 
durh an und für fih nicht mehr für 
einen ?. k. Unterthanen anerkannt und 
des bis dahin genoffenen Schußes, fo- 
wie der Vorrehte und Handlungsfrei- 
beiten der ?. k. Unterthanen verluftig 
fein follte. 

g) Da fih nicht felten der Fall er- 
eignete, daß dergleichen türkifche Unter: 
thanen nur zum Scheine dem öfterrei« 
hifhen Scepter huldigten und dann 
mit dem in den f. ?. Staaten gefammelten 
Bermögen in ihr Vaterland zurückkehr— 
ten und dafelbft verblieben, oder mitihrer 
Familie und mitihrem Bermögen nurzum 
Scheine, nur zum Theile fi im Lande 
anfäffig machten, oder doch mandherlei 
Inconfequenzen unter dem Schube des 
öfterreihifch. Nationalifirungs-Patents 
die kak. Internuntiatur, dann die öfter« 
reihifhen Confuln und Agenten in 
große Berlegenheit verfegen, fo wird. 
um diefen Unordnungen vorzubeugen, 
jeder türfifhe Untertban, der in die 
f. k. Botmäßigkeit übertreten will, eine 
angemeffene Gaution auf eine verläß- 
liche Art fiher zu ftellen haben, welche 
auf den Ball, daß derfelbe ohne Erlaub- 
niß die k. k. Erblande verlaffen oder 
über die in feinem Paffe beftimmte Zeit- 
frift ausbleiben follte, dem Fiscus zu: 
fallen wird, ſowie audy in diefem alle, 
wie bereit sub f) fejtgefeßt worden, 
ohnehin Ddiefelbe Nationalifirung ala 
aufgehoben anzufehen ift. Zugleich wer: 
den die Landrechte über die den nas 
tionalifirten türkiſchen Unterthanen aus— 
zuftellenden Päffe zur Reife in die Tür- 
fei allemal mit der Landesftelle das 
Einverftändniß zu pflegen haben, und 
dergleihen Päffe nie auf eine längere 
Zeit, als auf ein Jahr zu ertheilen fein. 
Die Erneuerung eines Paffes kann nur 
auf Einſchreiten des kik. Internuntius, 
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an welchen fi der in der Türkei befin« 
dende nationalifirte türfifche Unterthan 
zu wenden haben wird, gefhehen. Auch 
werden die Behörden bei Ausftellung 
folder Päffe etwas ftrenge vorzugehen 
haben und zu deren Ertheilung ſich nur 
dur wichtige Gründe bewegen laffen. 
Uebrigend wird den dergleichen türki— 
{hen Handelsleuten ald guter Rath 
und als die ihmen vorbehaltene Hilfe, 
um nicht länger in den türkifchen Pro: 
pinzen perfönlih verweilen zu müffen, 
dur die Behörden zu empfehlen fein, 
ihre verwidelteren Gefhäfte in der 
Türkei durch ordentlih ernannte Sach— 
walter, die aus der Zahl der dafelbft 
lebenden ?. f. Unterthanen zu wählen 
wären, fchlichten zu Taffen. 

h) Eben fo muß jeder türfifhe Un- 
terthan, der fih dem öſterreichiſchen 
Scepter unterwerfen und an den Red 
ten der ka k. Untertbanen Antheil neh— 
men will, fhon vorläufig fein Weib und 
feine Rinder aus der Türkei in die k.k. 
Erbländer gezogen haben, worauf die 
Behörden genau und frenge zu fehen 
haben werden. 

i) Aud wird derfelbe nah feinem 
Uebertritte in die öfterreichifche Unter: 
thanfhaft alle Steuern und Gaben, 
denen die andern öfterreichifchen Unter: 
thanen unterliegen, insbefondere auch 
das Abfahrtögeld bei vorfommenden 
Fällen, zu entrichten haben. 

D. Bas die türfifhen Juden 
betrifft, fo wird, da die Traftaten, welche 
mit der Pforte, in Abfiht auf das Hans 
delsrecht der beiderfeitigen Unterthanen 
befteben, feine Ausnahme machen; alles 
jenes, was überhaupt für die griechi— 
{hen Handelsleute feftgefeßt worden 
ift, auch für die türfifhen Juden zu 
gelten haben, mit dem Vorbehalte je- 
doch, daß hierdurch keineswegs die in 
den öfterreihifchen Erbländern für diefe 
Glaubensgenoſſen beitehenden Berfaf- 
fungen aufirgend eine Art verlegt werden 
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dürfen, daher diefe ottomanifchen Un« 
terthanen, wenn fie Juden find, nie 
gegen die für Juden beftehenden Geſetze 
zum ordentlichen Bürgerrechte gelangen 
fönnen, fowie auch deren Mebertritt und 
Annahme zur k.ak. Botmäßigkeit nur 
defto mehr gute Gründe fordert, und 
fo leicht nicht zu gewähren fein wird, 
Der Randesftelle wird es hiermit zur 
befonderen Pflicht gemacht, alle voran- 
geführten Borfchriften auf das Genau— 
efte handzuhaben und hiernach ſowohl 
den Magiſtrat, als auch den Stadt— 
hauptmann, die Fabriken-Inſpection 
und das Merkantil- und Wechſelgericht. 
endlich auch die Bolizei-Dber-Direction 
ausführli zu belehren. (Hfkt. Decr. v. 
28. Juli, kundgemacht von dem böh- 
mifchen Landes-Gubernium den 9., von 
dem galizifhen Gubernium den 10,, 
von dem mähbrifh-fhlefifhen Landes— 
Gubernium den 23. Dftober 1806. 
Krop. ©. ©. 21. Br. ©. 467.) 

Türfifche Unterthbanen. Rajas, 
d. i. türfifche Unterthanen, melde nicht 
der mahomedanifhen Religion zuge: 
than find, hinſichtlich ihrer Nationali» 
firung in den öfterr. Staaten, welde 
von der Hofkanzlei abhängt, ift ſtets 
vorläufig die Rüdfprache mit der k. f. 
Hof» und Staatskanzlei zu pflegen. 
(Gfkzl. Deer. v. 30. Nov. 1815. Bth. 
H. u. ©. Gef. 1. Bd. ©. 172.) 

— — Auf die Berleihung der öfter 
reihifhen Staatsbürgerfchaft für die 
türfifchen Unterthanen, welche ih nicht 
zur mahomedanifhen Religion befen- 
nen (fog. Rajas) ift nur dann von der 
Zandesftelle der Antrag zu machen, 
wenn über das Vermögen die Erwerbs: 
fähigkeit und das fittliche Betragen des 
Anſuchenden verläßlihe und volltom- 
men befriegende Ausfünfte vorliegen. 
(Hfkzl. Deer. vom 19. März 1823. 
Barth. Ergänzungsb. S. 25.) 

— — Diejenigen türfifhen Unter- 
thanen,.die nicht blos auf kurze Zeit 
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bie ka k. Erbftaaten zur Vornahme ein- 
zelner Handels - Speculationen, fon- 
dern die zur Betreibung eines fortges 
feßten Handela einen bleibenden Auf: 
entbaltsort wählen, follen gehalten 
fein, fi vorerft bei der Randesftelle 
um eim zeitlihes Befugniß zur Aus- 
übung des ihnen zuftehenden Handels 
im Großen zu bewerben, und nad Er- 
langung desfelben bei dem Mercantil- 
und MWechfelgerichte die Protocollirung 
ihrer Firmen und Gefellfhaftsverträge 
anzuſuchen. (Hffmr. Decr. v. 22. Aug. 
1827 3. 32499. PVdg. der n. 6. Reg. 
vom 4. Sept. 1827 3. 49680, n. 6. 
Prov. G. ©. 9. Bd. Nr. 236.) 


Türfifche Unterthanen. — Bei 
Paßbewerbungen türf. Unter: 
tbanen wurde folgender Vorgang 
vorgezeichnet: 

1. Jeder türfifhe Untertfan muß 
bei Bewerbung um einen Reifepaß un- 
ter Zurüclegung feiner Aufenthalts- 
arte perfönlih vor der Polizei— 
Dber » Direction erfiheinen, und fi 
mit der empfangenen Paßanweiſung 
aleihfalld perfönlidh an die Regie— 
rung wenden, wo zu folge der getrof- 
fenen Berfügung der Paß nur von 
dem Paßwerber felbft nad vorläufl- 
ger eigenhändiger Unterfchrift behoben 
werden kann. Es bat demnach Fünftig 
von dem bieher üblihen, dur die 
Dolmetfhe mit der Perſonsbeſchrei— 
bung ausgefüllten Paßgeſuch abzukom— 
men; dagegen aber bleibt es bei der 
fhon feit dem Jahre 1826 eingeführ- 
ten Anordnung, daß fih der Bafwer: 
ber (früher blos der Dollmetfch) mit 
der polizeiämtlihen Paßanmeifung, 
auch im Commerz-Departement einzit- 
finden babe, indem es der Dienft er- 
fordert, daß die Vormerkung über die 
von bier abreifenden türfifhen Han- 
delaleute fortgefeßt werde. 


2. Kann der türkifhe Unterthan 
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durch feine Sprachkunde von der Po- 
figei-Ober-Direction und beiRegierung 
fih verftändlid madhen, und feine 
Sade felbft vertreten, fo bleibt es 
demfelben freigeftellt, fi bei der Be- 
werbung und Behebung des Pafles 
einen Begleiter zu wählen oder nicht, 
er ift jedoch in diefem Kalle nicht ver- 
pflihtet, einen ſolchen Begleiter zu 
nehmen. Iſt aber der türfifche Unter- 
tban unfähig, fi ohne einen Bermitt- 
ler felbft zu vertreten, dann muß er 
einen von den beeideten orientali- 
fen Dollmetfhen zur Begleitung wäh- 
len, und es kann nicht jeder Begleiter 
ohne Unterſchied zugelaffen werden, 
weil nur die Verdollmetſchung der 
eigens hierzu von dem Staate ange 
ftellten und in Eid genommenen Indis 
viduen die erforderlihe Bürgfchaft 
leiftet. 

3. Als Marimum der Gebühr, welde 
der von einem fürkifhen Unterthan 
bei Bewerbung und Erhebung eines 
Paſſes verwendete Dollmetſch, für feine 
Mühewaltung anzufehen bereitigt fein 
foll, und welches nie überfchritten wer: 
den darf, wird der Betrag von 2fl. EM. 
dergeftalt feftgefekt, da die Dollmetſche 
bei mittellofen Individuen ſich aud 
mit einem verhältnigmäßig geringe 
ren Betrag zu begnügen, bei ganz 
armen Parteien aber, da fie ohnehin 
eine Befoldung vom Staate beziehen, 
ihre Dienfte unentgeltlich zu leiften 
haben. Damit diefe Verfügung fo viel 
als möglich unter den türfifhen Un- 
tertbanen befannt werde, bat die Po— 
Tigei - Ober - Direclion bievon in jeder 
für türfifche Unterthanen audgeftellten 
Aufenthaltsfarte die geeignete Mel— 
dung, wo möglih in einer den tür- 
tifhen Unterthanen verftändlichen 
Sprache zu machen, und darin zugleich 
zu bemerken, welche Stempel» Gebüb- 
ren diefelben bei Bapbewilligungen zu 
entrichten haben. (Bdg. der n. 9. Reg. 
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vom 21. Febr. 1828 3. 5676. Prov. 
G. ©. 10. Bd. Nr. 35.) 

Türkiſche Unterthanen. Bon der 
Bruderfhaft der in Wien handelnden 
Griechen und türfifhen Unterthanen 
zu St. Georg ift Sr. Majeftät unterm 
9. Juli 1829 eine alleruntertbhänigfte 
Borftellung überreiht worden, welde 
folgende Puncte umfaßt: 

a) Daß von den Bittftellern den be» 
ftehenden Tractaten gemaß fein höhe— 
rer ale ein 3"/, Zoll vom Werthe der 
Waaren und zwar nur einmal, eutwe— 
der bei der Ein» oder Ausfuhr, abge: 
nommen werde; 

b) daß fie von allen Steuern und 
Stempels:Taren befreit werden; 

c) daß ihnen der allgemeine freie 
Handel in den k. k. Staaten geftattet 
werde; " 

d) daß fie in allen ihren Angelegen» 
heiten das k. k. n. 6. Landrecht als 
ihre Privat-Inſtanz wie früher wieder 
erhalten; — 

e) daß die Abgabe von 25 fl. für 
jede Grabflätte in dem ihnen ale Got: 
tesacker angewieſenen Platze aufgeho— 
ben werde; 

f) daß ihnen geſtattet werde, das 
Haus in Wien, in welchem ſich ihre 
Kirche befindet, auf den Namen der 
Bruderfchaft zu befigen, und endlich 

g) daß fie für ihre Kiche Geſchenke 
und Legate von ihren Glaubensgenof- 
fen, aub wenn diefelben k. k. Unter: 
thanen find, annehmen dürfen. 

Ueber dieſe Bitten ift nun in folge 
a. bh. Entihliegung vom 9. Det. 1533 
im Einverftändniffe mit der k. k. allge— 
meinen Hofkammer Folgendes zur Ber: 
ftändigung der Bittfteller erinnert wor: 
den: 

Mas den Punct ad a betrifft, fo ift 
für die Bittfteller um fo weniger ein 
Grund zu einer Beihmwerde vorhanden, 
als die f. k. Unterthanen bei der Eins 
und Ausfuhr ihrer Waaren gleichen 

Baleiölyg, dandb. d, Poli, Geſ. II. 
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Zöllen unterliegen und die Bittfteller 
wohl ein Recht auf den tractatmäßigen 
Schuß, feineswegs aber auf größere 
Begünftigungen einen Anfpruch haben 
ala den k. £. Unterthanen felbft geftat: 
tet find, 

ad b) Muß bemerft werden, daß in 
fofern die Bittfteller Sefhäfte in den 
k. k. Staaten eingeben, für welche nicht 
blos die Ef. Ef. Untertbanen, fondern 
auch alle Fremden, die fih in den k.k. 
Staaten in ſolche Geſchäfte einlaffen, 
beftimmte Gebühren zu entrichten ha— 
ben, diefelben den diesfalls für Jeder: 
mann ohne Unterfhicd beitehenden 
Vorſchriften unterliegen. Mas aber die 
directen Steuern anbelangt, fo find die 
türkifhen Untertbanen von der perſön— 
liben Erwerbſteuer ſowohl nach dem 
Geſetze als befreit angeſehen als in der 
Uebung darnach wirflih bebandelt, 

Rückſichtlich der Realfteuern im All: 
gemeinen aber würden die türkiſchen 
Untertbanen, felbit wenn fie Realitä— 
ten befigen fönnten, feine Ausnahme 
von der gefeglichen allgemeinen Steuer: 
pflichtigfeit anſprechen fönnen, da diefe 
Steuern nur auf das Object Beziegung 
haben, und dabei die Eigenihaft des 
Beſitzers nicht in die Betrachtung 
föümmt. Nur in Anfehung der Gebäudes 
feuer beftehen nad der eigenthlümli: 
hen Widmung ter Gebäude einige ge: 
feglihe Befreiungen, welche Se. Ma» 
jeftät mit einer neuerliben a. h. Ent: 
fhlichung vom 4. Mai 1833 aud 
auf die Baftors- Wohnungen, dann auf 
die Bet: und Schulhänfer im Allge: 
meinen unter gewiffen Beichränfungen, 
infofern nämlich die betieffenden Ge— 
bäude nicht für diefe Zwecke gemiethet 
find, oder Theile der eigenthümlichen 
Gebäude vermietbet oder für andere 
Zwecke benüßt werden, auszudehnen 
gerubten. 

ad c) Sind die Bittfteller lediglich 
auf die rüdjichtlich des ne 
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bes der türfifhen Unterthanen befte- 
benden befonderen Borfchriften zu ver- 
weifen, 
ad d) Haben Se. Majeftät laut a. b. 
Entſchließung über einen Vortrag der 
f. k. oberſten Juftizftelle allerhöchſt an- 
zuordnen gerubt, die bisher von dem 
k. kan. ö. Randrechte beforgte Ausfer- 
tigung der Päſſe für türkiſche Unter: 
thanen an die Regierung und die Han— 
dels⸗- und Wechfelftreitigfeiten, woran 
türfifhe Unterthanen als Kläger oder 
Beklagte Theil nehmen, an das n. ö. 
Mercantils und Wechfelgericht zu über- 
tragen, daher die Bittfteller auf diefe 
a. h. Entſchließung zu verweifen find. 
ad e) Der Befhwerdepunc wegen 
der Grabftell-Gebühren für die Reichen 
der Bruderfhafts-Mitglieder ift durch 
die von der k f, Regierung der Bru— 
derichaft ertheilte Belehrung, daß die 
gedachten Gebühren jenen für die Lei- 
hen der Katholiken ganz gleich gehal- 
ten find, als behoben zu betrachten. 
In Betreff der gegen die Erhöhung 
der Reinigungs » Tare geführten Ber 
fhmwerde endlih finden noch weitere 
Berhandlungen Statt, daher die Er- 
ledigung hierüber fo wie über die obi- 
gen Geſuchspuncte ad f und g nad» 
folgen wird. (Hfkzl. Deer. v. 5. Nov. 
1833 3. 3803, n. d, Rggs. Bdg. v. 
3. Dec. 1833 3. 65072. ®v. ©. ©. 
15. Bd. I. 1833. Nr. 222.) 
Zürfifche Unterthanen. Die Ge 
fuche türkifcher Untertanen um Er 
theilung der öfterr. Staatsbür, 
gerfhaft, denen die Randesftelle zu 
willfahren gedenft, find mit der An- 
zeige der erhobenen Verhältniffe des 
Bittftellers vorläufig der Hoffanzlei 
einzufenden, und hierüber die Eröff- 
nung des NRefultates der mit der k. k. 
geh. Hof» und Staatskanzlei gepflo- 
genen Rückſprache abzuwarten. Wird 
ſonach dem Bittfteller die öfterr. Staats— 
bürgerfhaft ertheilt, fo wird demfel« 
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ben doch befonderd und zwar bei der 
Ablegung des Unterthaneneides proto- 
collmäßig zu bedeuten fein, daß er in 
dem Kalle feiner Rückkehr in die Tür 
fei dort auf die gefeßlichen Vorzüge, 
Freiheiten nnd Schußgenoffenfhaften 
der übrigen öfterr. Unterthanen, folg» 
lich auch auf den Schuß der k. k. öfter 
reihifchen Agenzien und Behörden in 
Folge der zwifchen dem f. k. öfterr. 
Hofe und der ottomanifhen Pforte bes 
ftehenden Staatsverträge keinen An- 
fpruch zu machen habe. (Hflzl. Deer. v. 
10. Apr. 1834 3. 7405, an fämmt!l. 
Ränderftellen. Bol. ©. S. 62. BP. 
Nr. 47.) 

Türkifche Unterthanen, — In- 
firuetion für die Bebandlung 
und Evidenzbaltung der anfäf- 
figen türfifhen Unterthanen 
in Wien. 

Die Untertbanen der Pforte genie— 
gen während ihres Aufenthaltes in den 
t. f. Staaten verſchiedene Vorrechte 
und Begünftigungen, die fi zwar mei« 
ftend nur auf ihre Eigenfhaft als Han— 
delsleute beziehen ; fie bilden aber auch, 
vom Standpuncte der Polizei-Behörde 
aus betrachtet, eine, durch die Art der 
für fie vorgefchriebenen Behandlung, 
von den Webrigen ganz abgelonderte 
Elaffe von Fremden. Die diesfälligen 
Grundfäße und Normen find ſowohl 
in den zwifchen der k. k. öfterr. Regie 
rung und der ottomanifchen Pforte 
geihlofienen Friedens» und Handels» 
Zractaten, namentlich jenen zu Car—⸗ 
lowiß im Jahre 1699, zu Paſſarowitz 
im Jahre 1718, zu Belgrad im Jahre 
1739, und zu Siftov im Jahre 1790, 
als auch in den nadfolgenden darauf 
fih gründenden erlaffenen Berordnuns 
gen enthalten. Nah dem Inhalte dies 
fer Berordnungen lag feit jeher die 
Evidenzbaltung des PBerfonalftandes 
der türfifchen Untertbanen ſowohl, als 
jene ihrer mercantilifhen Verhältniffe 
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in dem Intereſſe der Regierung. Zu 
verfhiedenen Zeiten und in verſchiede— 
nen Provinzen der ka k. Staaten wur— 
den verfähiedene Anordnungen erlaffen, 
und bald wurde diefe, bald jene Bes 
börde zur Auffiht und Behandlung 
diefer Claſſe von fremden beftimmt. 
Doch aus Allem fpricht fih der Geift 
der öfterr. Staatsverwaltung Bar und 
deutlih aus, der nur dahin ftrebt, eben 
fo die ottomanifchen Untertbanen wäh- 
rend ihres Aufenthaltes im Bereiche 
der Monarchie in dem ungeftörten Ge- 
nuffe ihrer tractatmäßigen Rechte zu 
fhügen, als aud die k. k. Untertha- 
nen gegen jede Beeinträchtigung ihrer 
Gerechtfame , dur eine widerrechtliche 
Ausdehnung der Begünftigungen jener 
Fremden mit Nachdruck zu verwahren. 
Was num zunähft das Kronland Nie: 
deröfterreih und vorzugsweiſe den hie- 
figen Plaß betrifft, fo find nah den 
legten noch giltigen gefeßlihen Anord» 
nungen die competenten Behörden der 
türfifhen Unterthanen: 

1. Die k. k. n. ö. Landesregierung 
mit den untergeordneten Kreisämtern, 

2. das k. k. n. ö. Landrecht, 

3. das k. k. n. ö. Mercantil- und 
Wechſelgericht. 

4. Die kak. Polizei-Dber-Direction. 

Die BolizeisOber-Direction hat die 
doppelte Verpflichtung auf fi, die im 
Allgemeinen vorgefchriebene Fremden» 
auffiht über die türkiichen Untertha— 
nen zu pflegen, und gegenüber der Re— 
gierung und Hoffammer eine genaue 
Evidenzhaltung ihres Perfonalftandes 
und ihrer mercantilifhen Verhältniffe 
mittelft eigens dazu vorgefchriebener 
Protocolle zu führen. Dieſer letztere 
Theil der polizeilihen Amtswirkfam- 
feit begründet auch eine demfelben ent» 
fprebende Modification der Behand— 
lung diefer Fremden und die Beobach— 
tung einer befonderen Manipulation, 
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welche die Gegenftände diefer Inſtrue⸗ 
tion find, 

Bor allen Andern begründet der 
längere oder fürzere Aufenthalt der 
tütkiſchen Unterthanen allhier eine ver⸗ 
fhiedene Behandlung derfelben und 
diesfalld dringt fih die Hauptabtheis 
lung derfelben in die hier Anfäffis 
gen und in die geitweife bier Ans 
wefenden oder nur Durdreifen- 
den auf. 

1. Bon der Behandlung und 
Evidenzhaltungderbieranfäf 
figen türfifhen Unterthanen. 

8.1. Für die Evidenzhaltung die 
fer ift ein fortlaufender Hauptausweis 
oder das fogenannte Grundbuch eröff- 
net. Bereits in den Jahren 1823 — 
1825 wurde auf höheren Befehl ein 
foldhes, die hier anwefenden Kaufleute 
der ottomanifhen Nation umfaffendes 
Grundbuch aufgelegt und im J. 1833 
neu regulirt. Zur Erleichterung der 
Ueberfiht hat man die Berzeichniffe 
nad der Berfchiedenheit der bei diefen 
Fremden vorkommenden Glaubens» 
befenntniffe als des griechifchen, iöraes 
Titifhen, armenifhen und mohameda⸗ 
nifchen abgetbeilt. 

8. 2. In diefed Grundbuch find 
alle jene türfifchen Unterthanen auf« 
zunehmen, welche entweder gleich bei 
ihrer Ankunft fich erflären, für immer 
oder für längere Zeit hier bleiben zu 
wollen, oder welche, nahdem fie ein 
Jahr bindurd fih aufgehalten haben, 
diefe Abſicht zu erfennen geben, wobei 
zu bemerken fommt, daß nad) den bes 
ftehenden Vorſchriften jeder bier hans 
deltreibende türfifhe Unterihan nad 
Berlauf eines Johres des hiefigen Aufs 
enthalted® angewiefen werden mußte, 
um die Verleihung des tractatenmäßis 
gen Handelsbefugniſſes bei der hohen 
Landesſtelle einzuſchteiten, nah Er— 
langung desſelben ſeine Firma beim 
Mercantil- und Wechſelgerichte proto— 
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colliren zu laffen und ſich bierorts mit 
dem erhaltenen Rathſchlage diesfalls 
aus zuweiſen. 

8. 3. Das diesfalls vorhandene 
Formular war urſprünglich nur zum 
Gebrauche der Grenz-Behörden be— 
ſtimmt. 

$. 4. Die in der vorletzten Rubrik 
angebrachten Zahlen beziehen fih auf 
die in der hierämtlichen Regiftraturs: 
Abtheilung vorfindigen Referate. In 
den Referaten muß die jedesmalige 
Abreife oder Zurückkunft, jede Aufent: 
baltsverlängerung, Wohnungsverlän- 
gerung, Erlangung des tractatmäßi- 
gen Handels -Befugniffes, gefchebene 
Firma» Protocolliruug, jeder Crida— 
oder Sterbefall, überhaupt jedes we- 
fentlihe Ergebniß einer ämtlihen Be- 
obadhtung genau eingetragen werden, 
um jederzeit in der Lage zu fein, über 
die türfıfhen Untertbanen die anbes 
fohlenen oder gewünfchten Austünfte 
geben zu können. 

$. 5. Da nad den beftehenden a. 5. 
Berordnungen die Unterthanen der 
Pforte, obne ausdrüdliche Verleihung 
der Staatsbürgerfhaft nie nationalis 
firt werden, fie mögen auch nod fo 
lange ihr Domizil in den k. f. Staa: 
ten gehabt haben, fo find fie als fort- 
während fremd zu betrachten und mit 
Aufenthaltsfarten zu verfeben. Diefe 
Karten, die nach den beftehenden Bor- 
fhriften unentgeltlih ausgegeben wer: 
den, wurden in früheren Zeiten auf 
die Dauer der Firma, der Condition 
oder einer fonftigen Bedienftung er- 
theilt, werden aber in den neueren 
Zeiten nur von Jahr zu Jahr ertheilt. 

8. 6. Außer diefer genau handzu— 
habenden Evidenz der hier domiziliren- 
den türkifhen Untertdanen liegt es in 
der allgemeinen Amtswirffamfeit der 
Polizei» Ober» Direction, diefelben in 
politifher und fonftiger polizeilicher 
Beziehung zu überwachen, und alle 
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Rüdfihten der Premdenbehandlung 
überhaupt im Auge zu behalten. 

$. 7. Bas die eigentlih kaufmän— 
nifhen Berbältniffe und das mercan- 
tilifche Treiben der anfäffigen ottoma— 
nifhen Unterthanen auf diefem Platze 
betrifft, fo bejteht feine Verordnung, 
die die Polizei-Dber-Direction zu einem 
ämtlihen Einfchreiten in diefer Bezie- 
bung bei wahrgenommenen lnfügen, 
bei Einfhleichen von Mißbräuchen oder 
bei vorgefommenen Beichwerden von 
Seite k. f. Unterihanen ohne höhere 
fpecielle Aufträge verpflidtet. Hier 
tritt die allgemeine Verpflichtung der 
Polizeibehörde ein, Alles zu überwa- 
hen, genau zu beobadten, Erfahrun- 
gen und Notizen zu fammeln, und dies 
felbe bei paffender Beranlaffung oder 
über geforderte Aeußerung zur Kennt: 
niß der höheren Behörden zu bringen. 

8. 8. Was endlich fonftige polizei 
lihe Amtshandlungen gegen türfifche 
Untertbanen, als Unterfuhungen, 
mündlibe Verhandlungen aus dem 
Gebiete der Amtéwirkſamkeit der Be- 
zirksCommiſſariate betrifft, fo unter: 
fteben diefelben den competenten Bes 
zirks-Commiſſariaten, mit Ausnahme 
fpecieller Fälle, in denen der Bol. Ob. 
Dir. eine befondere Zutheilung an ein 
abgefondertes Departement für gut 
findet, wie diefes in früheren Zeiten, 
wo ein Beamter der Fremdencommif: 
fion mit diefem Gefhäfte ausſchließend 
betraut war, fih nicht felten ergab. 
Es find daher alle jene türfifchen Un- 
terthanen, die mit etwaigen Anzeigen, 
Beichwerden u. dgl. ſich in der Mei- 
nung, als hätten auch fie in polizei 
lihen Verhandlungen ein eigenes Fo— 
rum, an das Fremdenamt wenden — 
ohne Rüdfihten an das competente 
Bezirkd-Commiffariat zu weiſen, und 
diefes ift ohnehin angemwiefen, zur Ber: 
vollftändiguna der hierämtlihen Evi- 
denz der türfifhen Unterthanen jedes 
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gegen diefelben vorgefommene erbeb- 
lihe Geftum mittelft befonderen Bes 
richtes zur bierortigen Kenntniß zu 
bringen. 

U. Bon der Behandlung der 
jeitweife hier befindlihen tür. 
fifhen Untertbanen. Auch bier 
gilt der Grundfaß der möglichſt ge 
nauen Evidenzhaltung, da die Verhält— 
niffe der türkiſchen Fremden meiſtens 
mercantiliſcher Natur, daher ſtetiger 
als die der übrigen Fremden ſind, und 
die ämtliche Erfahrung lehrt, daß oft 
nad Jahren von den Ober» oder den 
Juſtizbehörden Ubifationg » Auskünfte 
und fonftige Aufflärungen über die 
Beweiſe der türfifhen Untertbanfchaft, 
Beihäftigung u. f. w. gefordert wer: 
den 


8. 1. Zu diefer Evidenzhaltung die: 
nen vorzugemeife die Paſſanten-Pro— 
tocolle mit den ihnen entfprecdhenden 
Referatsbögen, deren beider Formu— 
lare ganz fo wie die für die Behand- 
lung der übrigen Fremden beftimmten 
verfaßt find. 

8. 2. Als tinfifcher Unterthan wird, 
nah Maßgabe der beftehenden Normen, 
in der Regel derjenige ankommende 
Fremde anerkannt, welcher entweder 
mit einem türfifchen Heimatd- (Teskere) 
oder Conſulats-Paſſe verfeben ıft oder 
in deffen fonft legaleın Paſſe einer f. f. 
öfterreichifchen oder ausländifchen Ber 
börde die türfifche Unterthanſchaft aus— 
drüdlich bemerkt ift, oder der ein Zeug: 
niß des hieſigen Gefchäftsträgerd der 
Pforte über feine Eigenfchaft als Dtto- 
mane beibringt. Iſt der fremde außer 
Stande, eines diefer Beweismittel zu 
produciren und beſteht er dennoch auf 
feiner Angabe, fo kann wohl nad 
genauer, allenfalls protocollarifcher 
Gonftituwirung über feine Provenienz 
und fein Domizil, in Verbindung mit 
dem fih daraus ergebenden Refultate, 
den Ddiesfälligen Beftätigungen von 
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Seite einer hieſigen türfifhen Ge— 
meinde oder eines der größeren foliden 
Handlungsbäufer, von denen zu ver: 
mutben ftebt, daß fie wegen indivi« 
duellen Rückſichten fib nicht gegemüber 
der Behörde compromittiren werden 
— allerdings Glauben beigemeffen 
werden, ohne daß es deshalb den 
fremden, in&befondere den länger bier 
Rerweilenden erlaffen fein würde, im 
Berlanfe der Zeit legale Beweiſe fid 
zu verfchaffen. 

8.3. Der Name jedes anfommen« 
den türfifchen Untertband, er fei ein 
neu Anfommender oder ein von einer 
Reife zurückehrender hier Anfäffiger, 
ift in die Tabelle der Fremden einzu« 
tragen. Der legten Rubrik wird zur 
Erleichterung der Nachſchlagung die 
entiprehende Referatsnummer mit Nus 
ben beigefügt werden. 

8. 4. In der Regel melden fih die 
türfifhen Untertbanen, aud die aus 
den höchſten Ständen, durchgehende 
in den nächſten Tagen und erfcheinen 
meiſtens perſönlich. Sollte dieſes denn 
doch hin und wieder nicht der Fall 
ſein, ſo ſind bisher, außer den ge— 
wöhnlichen Quellen des Anzeigeweſens 
und den ſonſtigen der Fremdencommiſ— 
ſion bei Eruirung der Fremden zu Ge: 
bote ftehenden Mitteln, die Ausfünfte 
verfchiedener, lange bier domiciliren- 
den Compatrioten benügt worden, 
welche nach dem gleichen Stande, Ge- 
fhäftsbetrieb oder bereits vorliegenden 
Prioren mit den neu Aukommenden in 
Berührung ftehen dürften. Der Erfolg 
diefer Art von Erhetungen war bie« 
ber meiftens ein entſprechender, da die 
türfifche Bevölkerung allbier ein Gan— 
zes bildet, und man bei einiger Erfah— 
rung in den Berfonal » Verhältniffen 
nicht leiht um Anhaltepuncte der Nach— 
forfhungen verlegen jein wird. 

8. 5. Erſcheinen num die Fremden 
zur Behandlung, fo werden ihre Na« 
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men aus der Tabelle der Fremden in 
das gewöhnliche Baffanten - Protocol 
nah den Rubriken desfelben übertra- 
gen. Die Bäffe der hier Anfäffigen 
werden nad ihrer Zurückkunft in das 
betreffende Referat, bei dem auch ihre 
Ankunft zu bemerken ift, hinterlegt, 
und dafür die Aufenthaltsfarten wie 
der binausgegeben. 

8. 6. Bei der Behandlung der zeit 
weife bier anwefenden türkifchen Uns 
tertbanen treten im Allgemeinen die 
bei der Kremdenbehaudlung zu beob- 
achtenden Grundfäge ein. Ein genü- 
gender legaler Ausweis über den Zwed 
der Anweſenheit und über den Befik 
hinlänglichet Subfiftenzmittel ift auch 
bier die unerläßlihe Bedingung zur 
Geſtattung eines längeren Aufenthal: 
ted und muß es, wenn auch dieſe Elaffe 
von fremden in politifher Beziehung 
minder bedenllih erfheint, doch aus 
dem Grunde nicht weniger fein. weil 
fih der Aufenthalt derfelben gewöhn— 
lich auf eine längere Zeit als bei den 
übrigen Fremden ausdebnt, ferner des 
ren Beihäftigung nicht felten mit Ten 
mercantilifhen Intereffen der k. k. Uns 
tertbanen in Gonflitt fömmt, die Po— 
lizeibehörde fi über die frühere Ubi- 
cation und fonftiaen Verbältniffe nicht 
fo leiht eine Auskunft verfhaffen 
fann, wie diefes bei vielen andern 
Tremden der Kall ift, endlich aud die 
Reifedocumente derfelben, minder als 
jene der übrigen Ausländer, geeignet 
find, eine volle Berubigung über die 
Provenienz der Inhaber zu verfchaffen. 

8. 7. In Betreff der beizubringen- 
den Zeugniffe und Garantien ift es 
wohl nicht leicht möglich, daß die tür: 
fifhen Unterthanen nah den bier für 
die übrigen fremden beftehenden Nor: 
men behandelt werden, und daß fie nur 
von E, E. Unterthanen ausgeftellte 
Bürgfhafts-Documente beibringen fol 
len, fondern man muß fi meiftens 
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mit Beugniffen von hier anfäffigen 
Glaubensgenoſſen begnügen, und die 
weitere Beruhigung von der Loyalität 
diefer Freniden und von dem Refultate 
ihrer Beauffihtigung erwarten. Dod 
wird es gut fein, in allen Fällen, wo 
es möglich ift, auf Zeugniffe von k. k. 
Untertbanen und vorzüglih bei den 
von Jsraeliten gemadten Einfäufen, 
auf Befätigungen von hiefigen Fabri— 
fanten zu dringen, auch fih von Zeit 
zu Zeit durch die, bezüglich der türfis 
[hen Unterthanen zu pflegende Einficht 
der zollämtlichen Regifter die Ueberzeus 
gung von dem reellen und tractatenmäs 
Bigen Geſchäftsbetrieb diefer Ftemden 
zu verfbaffen. Das Gemiht der von 
türfifhen Handlungshäufern ausge— 
ftelten Zeugniffe fann nur nad dem 
Grade des Credits der verſchiedenen 
Häufer in der mercantilifhen Welt, 
nach der längeren oder fürzeren Dauer 
der Firma, und nah dem mehr oder 
weniger "bedeutenden Gefchäftsbetriebe 
der Genannten bemeflen werden. 

8. 8. Ueber jeden vorfommenden 
türkiſchen Untertban, der einige Zeit 
ſich hier aufhält, iſt ein Referat, ganz 
nad der Form der fonftigen Fremden- 
böger zu verfaffen, und ad registralu- 
ram zu legen. Nur ift bei diesfälliger 
Manipulation zu bemerken , daß unter 
den Nummern des Neferatsbogens der 
Beiſatz: „griechiſch-türkiſches Protocol“ 
angebracht werden muß, und die Päffe 
nach Herablangung der Referatsbögen 
in denfelben aufbewahrt und in das 
legte Referat inımer die etwa vorhan- 
denen Prioren eingelegt werden. 

8. 9. Die Karten werden, wie ſchon 
im 1. Theil $. 5 bemerkt worden, un— 
entgeltlih audgefertigt, und bei ale 
unbedentlih anerfannten Individuen 
in der Regel auf einen längeren Ter— 
min als bei den übrigen Fremden auds 
geftellt, jedod nie über die Dauer der 
Biltigfeit des Paſſes, indem nad Ber: 
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lauf diefer Frift jeder länger zu ver- 
weilen wuͤnſchende türfifhe Unterthan 
ein Gefuh bei der LRandesftelle um 
Berlängerung feines Paſſes einzurei- 
hen bat. 

8. 10. Ueber die Termine der Auf— 
enthaltöfarten wird eine Evidenz ge- 
führt, welde mit Ende jeden Monate 
controllirt wird. 

8. 11. Ueber das Paffanten:Proto- 
coll wird ein Inder geführt, wobei zu 
bemerken fommt, daß die etwaigen 
Prioren in der Vormerkung des Paf- 
fanten: Prorocolld mit Beziehung auf 
die vorfommende neuefte Protocolle> 
nummer, im Inder aber ohne diefe Be- 
ziehung einfach durchſtreichen werden. 

$. 12. Bei der Ubreife eines tür. 
tifhen Unterthans, es fei ein Anfäf- 
figer oder ein zeitweife Anmwefender, 
find ebenfalld alle für die übrigen 
Fremden vorgefhriebenen und allge 
meinen polizeiliben Rückſichten, fo wie 
die beftehenden Paßvorſchriften über: 
haupt zu beobachten. Bezüglich der 
Manipulation ift zu bemerken, daß die 
Abreife im Allgemeinen im PBaffanten- 
Protocoll, fohin mit Bemerkung der 
etwa in polizeilider Hinfiht erhebli- 
hen Umftände, im Referatäbogen, und 
endlih in der Fremden-Tabelle vorge: 
merkt werden muß. 

8. 13. Zu Ende jeden Monats ift 
nah den beftehenden Normalien das 
Verzeihniß der bier angelommenen 
und von bier abgereiften Untertbanen 
der Pforte mittelft einer kurzen Einbe- 
gleitungsnote an das k. E. nm. ö. Rand» 
recht einzufenden. 


Anhang. 

Bonden Befuhen umdie Ber 
leihung des tractatenmäßigen 
Handlungsbefugniffes. Jeder 
fih bier aufhaltende handeltreibende 
türfifhe Unterthan ift, wie fhon im 
I, Abfchnitte $.2 bemerkt worden, nad 
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Berlauf eines Jahres anzumeifen, bei 
der Randeöftelle um die Berleibung des 
Befugniffes zum tractatenmäßigen Hans 
del all’ in grosso von und nad der 
Zürfei einzufchreiten, von welder Ber 
hörde dann diefes Gefuh zur Berichts» 
erflattung der Polizei-Dber-Direction 
berabgegeben wird, oder, in meuerer 
Zeit, meiftens im Wege des f. k. Han- 
delögerichtes zur Aeußerung anber ges 
langt. Für die Art und Weife derfel- 
ben beiteht zwar fein beftimmtes Nor- 
male, doc dürften, nad den verſchie— 
denen diesfälligen Erledigungen und 
Entfheidungen der Dberbehörden das 
bei nachſtehende Puncte berückſichtigt 
werden: 

1. Ob die Eigenſchaft des Bittſtel⸗ 
lers als türkiſcher Unterthan legal dar— 
gethan iſt? 

2. Ob derſelbe ſchon großjährig fei? 

3. Ob er ſich über die zu entrich— 
tende jährliche Kopfſteuer an die tür— 
kiſche Regierung mit dem Charadid: 
Zettel, oder mit einem dasfelbe fuppli- 
renden Zeugniffe des biefigen ottoma= 
nifhen Gefchäftsträgerd ausmweifen 
fönne? 

4. Ob er bisher ald Commis, Gorre- 
fpondent, Reifender u. f. w. gedient, 
oder ob er felbitfländig und auf eigene 
Rechnung Handelsgefchäfte betrieben 
habe, ob dieſe bedeutend und tracta— 
tenmäßig gewefen, und in welder Gat- 
tung vom Handel fie beftanden ſeien? 

5. Ob der Bittfteller fih in polizei- 
licher und moralifcher Beziehung eines 
tadellofen Wandels befliffen habe, und 
aud als Kaufmann eines foliden Ru— 
fes genieße, der aud für die Zufunft 
der Behörde Beruhigung verfchafft ? 

Bon den Nationalifirungd 
Geſuchen der türfifhen Unter 
tbanen. Bon der Behandlung der 
Geſuche türkifher Untertbanen um die 
Berleihung der k. k. öfterr, Unterthan⸗ 
fihaft handeln die beftehenden Normar 
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lien und über die Form ihrer Erledi- 
gung geben die im Allgemeinen in 
Betreff der Berichtserftattung über Ein- 
bürgerungsgefuhe von dieſer Poliz. 
Db. Dir. feit Jahren befolgten Bor: 
fohriften die nöthige Rihtfhnur. (Ins 
firuction für die Fremden Commiffion 
der Bol. Ob. Dir. v. 8. Apr, 1835.) 

Türkiſche Unterthanen, deren 
Neıfepäfie betreffend. Diet. k. 
Snternuntiatur, und die ihr unterfte- 
benden Gonfulate in der Levante, die 
beiden Agentien in den Fürftenthümern 
Moldau und Wallahei, das galiz. 
Beneral-Commando und die vier Örenz- 
General-Gommanden wurden angemier 
fen, die Beftimmungen der Normal- 
Vorſchrift vom 28. Juli 1806 ftrenge 
handzuhaben, wonad jeder türkifche 
Untertban, der bei feinem Eintritte in 
die öfterr. Staaten mit einem von der 
betreffenden türfifchen Dbrigfeit aus— 
geflelten Erlaubnißicheine verfehen fein 
muß, von der betreffenden öfterr. Grenze 
behörde einen Paß zu erhalten hat, der 
niemals auf längere Dauer als auf 
6 Monate befiimnit auf jene Provinz, 
wo derfelbe feinen Handel zu treiben 
gedenkt, ausgeflelit werden darf (Hfkzl. 
Decr. vom 14. März 1535 3. 5017. 
Hffmr. Decr. vom 24. Apr, 1835 3. 
17140. Vdg. der n. ö. Neg. v. 2. Mai 
1835 3. 23546, n. ö. Prov. ©. ©. 
17. Bd. Nr. 127.) 

— — Bebandlung der nad 
der Türkei audgemanderten 
Juden, hinſichtlich der Dul— 
dung in den öfterr. Staaten. 
Die in neuerer Zeit eingeriffenen und 
immer mebr um fich greifenden Umtriebe, 
die fi mehrere in Wien nicht tolerirte 
Jeraeliten eriaubten, um unter den 
Namen türkiſche Untertbanen fih ın 
der Nefidenz aufhalten zu fonnen, ha— 
ben vorlängft die Aufmerfjamfeit der 
Behörden auf fih gesogen. Es hat 
ſich nämlich gezeigt, daß die fraglichen 
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Individuen theild nach erhaltener Aug: 


'wanderungs- Bewilligung, theild aud 


ohne diefeibe, von den türfifchen Be— 
hörden die Anerfennung als türkifche 
Unterthbanen und mit einem Charadfch- 
Zettel verfehen eintrafen, wo fie in die— 
fer Eigenfchaft mit Umgebung der To: 
leranz« und Steuergeſetze das Recht Tee 
Aufentbaltes und unbefteuerten Han— 
dels anfpreben. Um gegen dieſe be- 
denflihen Unfüge eine kräftige Abhilfe 
zu treffen, bat man im Einverftänd- 
niffe mit der f. f. geheimen Hof- und 
Staatskanzlei, der k. k. vereinigten 
Hoffanzlei und der f. k. Polizei-⸗Hof— 
ftelle beſchloſſen, jenen nad der Türkei 
ausgewanderten und wieder nah Wien 
zurüctehrenden Jeraeliten, bei melden 
mit Grund zu vermutben ift, daß fie 
die Auswanderung blos zur Erſchlei— 
hung der türkiſchen Unterthanſchaft 
und der damit verbundenen Begünftis 
gungen unternommen haben, den Auf: 
enthalt in Wien zu verweigern. 

Es wird fomit folhen aus der Türfei 
hierorts einlangenden Individuen in 
Zukunft nur ein zeitweiliger nah Um: 
ftanden zu erneuernder Aufenthalts- 
Termin von 6 Wochen zur Beforgung 
allfälliger Geſchäfte in Wien ertheilt 
werden, nad deffen Berlaufe obne 
Weiterem ihre Wegmeifung von bier 
erfolgen wird, falls fie nicht ala uns 
befugte Auswanderer zu bebandeln 
fein werden. Zur Ausführung diefer 
Mafregel ift es nun nöthig, daß alle 
israel. Auswanderungemwerber durch 
ihre unmittelbar vorgelegten politiſchen 
Dbrigfeiten, bei denen aber ihre Aug: 
wanderungs > Angelegenheit verhandelt 
wird, mittelft eines zu fertigenden Pro: 
tocolls aufmerkfam gemacht werden, daß 
von nun an fein ieraelitifcher Aus— 
wanderer darauf rechnen könne, fich 
durch die Erlangung der türkifchen Uns 
terthanſchaft das Necht zur förmlichen 
Etablirung in den £, k. Staaten zu 
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fihern, fondern nur einen kurzen zeit 
weifen Aufenthalt zu gewärtigen habe, 
und dann ohne Nachſicht nach der Tür: 
fei zurüd, oder fonft ins Ausland ſich 
begeben müffe. Das k. k. Landesgu— 
bernium hat diefe Beftimmung den Un: 
terbehörden ald Norm für den Bor: 
gang in vorfommenden Fällen vorzur 
zeichnen. Da ferner zur Handhabung 
obiger Mapregel die Kenntniß aller 
an Yeraeliten überhaupt ertheilten 
Auswanderungs-Bewilligungen unents 
bebrlih ift, fo hat das ff. Landes— 
gubernium der k. k. Polizei: Hofitelle 
vierteljährige Ausweiſe über dieſe Auge 
wanderungs» Bewilligungen einzufen- 
den. (Hikmr. Decr. vom 7. Spt. 1837 
3 36462, an die Yänderftellen in N. 
Deiterr., Böhmen, Mähren u. Shlef. 
u. Öalizien. Bdg. dern. 6. Reg. vom 
26. Sept. 1837 3. 539416. Pol. ©. 
©. 65. Bd. Nr. 132.) 

Zürfifche Unterthanen. Da von 
der E, E. allgemeinen Hoffammer von 
den Ausweifen über den Stand der 
hier domicilirenden türkfifchen Unter: 
thanen fein weiterer Gebrauch gemacht 
wird, fo wird die k. k. Polizei-Ober⸗ 
Direction non der periodiſchen Einſen— 
dung diefer Ausweile an die Regie 
rung hiermit für die Zukunft bis auf 
Weiteres erhoben, jedod ift die Evi- 
den; über den Stand der hier befind- 
liben türfifhen Untertanen von der 
f. k. Rolizei-Dber-Direction in der bis— 
herigen Art no fernerhin aufrecht zu 
erhalten. (Wdg. der n. ö. Reg. vom 
13. Jan, 1638 3. 2024, n. ö. Prov. 
G. ©. 20. Bd. Nr. 14.) 

— — Laut einer von der f. E. ge 
heimen Haus-, Hof: und Staatskanzlei 
der kak. Polizei- und Genfurs » Hof: 
ftelle, und von diefer unterm 2. Sept. 
1833 gemachten Eröffnung bat die 
ottomaniſche Piorte fi veranlaßt ge— 
funden, in Zufunft ihren in das Aus: 
land reifenden Unterthanen in franzö- 
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filher Sprache ausgefertigte und mit 
der Berfonsbefchreibung des Paß-In— 
babers verfehene Reifepäffe zu ertheis 
len, und mit der Xctivirung diefer 
Maßregel bereits begonnen. (Vdg. der 
n. ö. Reg. v. 9. September 1538 3. 
51558. Prov. ©. ©. 20. Br. Nr. 
223, f. a. Päfle. Vdg. vom 31. Juli 
1552.) 

Türfifche Unterthanen. — Br 
bandlung der Berlajfenfhaf- 
ten türfıfher Unterthbanen in 
den öfterr. Staaten. Mit Bezie- 
bung auf den Firman der ottomanijchen 
Pforte von 1761, auf die entſpre— 
chende Neciprocitäts- Verordnung der 
k. k. oberften Juftizitelle vom 23. Dec. 
1775 und auf die jpäteren Berordnuns 
gen, wornah die türfifhen Un- 
tertbanen jeden Religionsbekennt— 
nıffes von dem Beſttzeund Eigen: 
tbum unbeweglider Güter in 
denöfterr. Staatenausgefdlof: 
fen find, dann auf den Paſſarowitzer 
Handels- und Schifffahrts - Vertrag v. 
27. Juli 1718 $ 5 u.6 wird in Rück— 
fit der in den öfterr. Staaten befind- 
liben, aus beweglihen Gütern 
beftehenden Verlaſſenſchaften türfifcher 
Untertbanen, weldhe in den öjterr. 
Staaten mit oder ohne legtwillige An: 
ordnung fterben, in Felge a. b. Ent» 
ſchließung vom 23, Juni 1840, Fol— 
gendes erflärt: 

1. In fofern öfterr. Unterthanen 
durch legtwillige Anordnungen oder 
durch das Geſetz zu diefen Verlaſſen— 
haften oder zu einem Theile derfelben 
oder zu Bermächtniffen berufen find, 
haben die öfterr. Gerichtsbehörden da- 
für zu forgen, daß den öjterr. Unter: 
thanen jened Vermögen eingeantwor« 
tet werde, welches ihnen nad den ot— 
tomanischen Gefegen zufommen würde, 
wenn fie türfifche Unterthanen wären. 

2. Bei jenen Berlafienfhaften, auf 
welche öfter, Unterthanen feinen An« 
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ſpruch haben, müffen die öfterr. Ge- 
richtsbehörden für die einftweilige fihere 
Verwahrung derfelben Sorge tragen 
und fie im gehörigen Wege der otto- 
manifhen Gefandtfchaft oder dem näch— 
ſten ottomanifhen Gonfulate über: 
geben. 

3. Daher fann der all der Einzie- 
hung einer ſolchen Berlaffenichaft dur 
den öfterr. Fiscus nur ın fofern ale 
erblos eintreten, als die oben erwähn— 
ten ottomanifchen Beamten den Nadı- 
laß nicht übernehmen und aud feine 
türfifhen oder fremden Unterthanen 
darauf ein Recht ald Erben oder Lega- 
tare ausmweifen follten. (Hfkzl. Deecr. 
vom 10. Juli 1840 3. 20760, an 
fammtl. Länderft. Kundg. in N. Deft. 
und in Defterr. ob d. Enns am 21., 
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in Mähren u. Schlefien am 22., in 
Steiermark am 23., in Tirol am 26., 
in Illytien am 31. Juli, im Külten- 
lande am 8. Auguft, in Galizien am 
2. Sept. 1840. Eirc. der n. ö. Reg. 
vom 21. Juli 1840 3. 41509. Bol. 
®. ©. 68. Bd. Nr. 79.) 

Zürfifche Unterthanen. Beband- 
lung des Nachlaſſes, ſ. Gerichtöbar: 
feit. (Bat. v. 20. Nov. 1852. $. 52.) 

— — neue Form der Päſſe für die 
nah Defterreih reifenden türkischen 
Untertbanen, f. Päſſe. (Bdg. v. 31. 
Juli 1852.) 

— — wegen Ausfertigung der Päſſe 
für diefelben, f. Päſſe. 

— — ſ. Moldan. 

Typographie, |. Privilegien. 


U. 


Üeperfahren, f. Fahren. 

Ueberfuhren. Den an der Donau 
gelegenen Dominien ift aufgetragen, 
daß alle Fahrzeuge, deren die Inwoh— 
ner zum Ueberfahren ſich bedienen, zur 
Verhütung der fo häufigen Schwär- 
zungen, jederzeit Abende mit einer 
Kette angehängt, und mittelft eines 
Schloſſes bis zum Anbruche des Tages 
von Seite der Ortsobrigkeit angefchlof- 
fen, auch auf dergleihen Schiffen die 
Nanıen der Drte und der Perfon, wel- 
her fie gehören, entweder eingebranmnt 
oder mit einer haltbaren Delfarbe an— 
gemerkt werden follen. (Hofentichl. v. 
31. März; 1783. Krop. Gef. Jof. 
1. Bd. ©. 231.) 

— — DBezüglih der Ueberfuhren 
wurde folgendes feftgefegt: 

1. Daß die Ueberfuhrs » Tarife fo: 
wohl died- als jenfeits des Ufers auf 
einer Tafel ausgehängt, 


2. daß diefelben ferner aud in den, 
der Ueberfuhr nächft gelegenen drei Dr- 
ten, welche ſich ſowohl auf der rechten 
als linfen Seite des Fluffes befinden, 
und zwar in den Wirthshäufern öffent: 
lich zu Jedermanns Einfiht angebeftet 
fein follen. 

3. Iſt den Ueberfuhrsknechten ſchärf— 
ſtens verboten, zu jener Zeit, wo das 
Eis bricht oder ver Eiéſtoß im vollen 
Schube ift, jemanden zu überführen. 

4. Iſt ein Waflerpfahl mit Zuzie— 
bung eines Wafferbauverftändigen zur 
gehörigen Andeutung der verfhiedenen 
Waſſerhöhen entfprehend zu errichten 
und auch zu unterhalten, was insbe— 
fondere ein zweckmäßiges Regulativ bei 
inundirten Terraing gibt. 

5. Iſt den Ueberführern die Ans 
nahme der Ueberfuhrsgebühren ſchärf— 
ften® unterfagt, weldhe ein eigenes Ins 
dividuum am Ufer einzunehmen hat. 
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(Ddg. des böhm. Gub. vom 24. Juli 
1800. Dbent. 4. Bd. ©. 446.) 

Weberfuhren. Bei den Ueberfuhren 
über dıe Donau follen beftimmte und 
verläßlihe Sciffleute von der Drte- 
obrigfeit vorgemerkt werden. Allen 
übrigen ıft das Ueberführen bei Strafe 
verboten. Den Pächtern der Heberfahrt 
in Donau-Canale wird dad Ueberfüh— 
ren bei ftarfem Winde und Eife einge: 
ftellt; aud haben diefelben immer nur 
eine angemeffene Zahl von Menſchen 
und Bagage aufzunehmen und die als 
gut befundenen und mit einem Gelän- 
der verjehenen Fahrzeuge nur des Fah— 
rend fundigen Leuten anzuvertrauen. 
Die Schuldtragenden bei einem Un— 
glüctsfalle in Ueberfuhren follen nad 
dem St. ©. beftraft werden. (R. ö. 
Rgge. Vdg. vom 10. März 1808 3. 
2886.) 

— — In Anfehung der Sicherftel- 
lung der nöthigen Sciffleute zur Ueber: 
fahrt über die große Donau bei Wien, 
beieinem Eisgange odereiner 
Ueberfhwemmung iſt Folgendes 
zu beobachten: 

1. Die Schiffmeifter find zu verhal- 
ten, alle Vıertljahr bei der gewöhn- 
lihen Handwerksauflage der Schiff: 
knechte, das Protocoll, welches fie über 
felbe führen, genau zu berichtigen und 
evident zu halten, damıt man jederzeit 
die Zahl und die Ubication ihrer 
Knedpte zu wiffen im Stande fei. 

2. Gleih beim Eintritte des Win- 
ters find fie mit diefem Protocolle vor: 
zuladen und zu verhalten, diejenige 
Anzahl von Knechten, welche das Waj- 
ferbauamt zur Ueberfahrt benöthigt, zu 
beftimmen. 

3. Ein jeder Schiffmeifter hat für 
die ihm zugetheilte Anzahl von Knech— 
ten dergeftalt zu haften, daß er, wenn 
diefelben ſich nicht ftellen oder fpäterhin 
von der Ueberfahrt wegbegeben follten, 
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ohne weiterem mit Bolizeihausarreft 
beftraft werden würde. 

4. Weil aber dad Wafferbauamt 
nit lauter Schiffknechte zur Ueberfahrt 
bedarf, fondern fib auch anderer des 
Fahrend kundiger Menfhen bedienen 
fonn, und den Swiffmeiftern für die 
Befahrung des fo wichtigen Peſther 
Marktes einige zurüdgelaffen werden 
müffen, fo ift zugleich eine Anzahl von 
Strappler und Holzſcheiber dem Waf- 
ferbauamte zuzugeben, um feinen gan— 
zen Bedarf zu beladen, zu welchem 
Ende 

5. die Ddiesfalligen Grundaerichte 
über die Schiffleute und die Wr. mas 
giftratifchen Holzfeper über die Strapp- 
ler und Holzfheiber die Verzeichniſſe 
zu machen, und den Behörden zu üder: 
geben haben. 

6. Damit in Anfehung diefer Ber: 
zeichniffe fowohl bei den Schiffmeiftern 
ale den Grundrichtern fein Unterfchleif 
vorgehe, hat man fich durch perfönliche 
Borrufung der zur Ueberfahrt beftimms 
ten Leute von ihrer nöthigen Eriftenz 
zu überzeugen, 

7. Einem jeden diefer Beftimmten 
ift im Voraus zu bedeuten, daß er zur 
Ueberfahrt gewidmet ift, und daß, ſo— 
bald ihm zur Erſcheinung bei der Ueber: 
fahrt eingefagt ift, er fih auch unver: 
züglich zu ftellen habe, da er für jedes 
Ausbleiben, dafern er feine gegründete 
Entfhuldigung anzugeben hat, das 
erfte Mal mit Stoditreihen, und das 
zweite Mal mit verdoppelten Stod- 
ftreihen und mit Berluft der Erlaubnig 
zu fahren, beftraft werden würde, 

8. Dafür muß aber ihr Lohn, wels 
hen fie bei der Meberfahrt erhalten, 
immer ihrer flarfen Anjtrengung bin: 
länglid angemeffen und fo geartet fein, 
daf fie nicht wegen eines 'beffern Loh— 
nes anders wohin zu gehen, angelodt 
werden. 

9. Um das Ein- und Zurüdziehen, 
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befonders lediger Schifffnechte, melde 
nicht Urfahe haben, nah Haufe zu 
geben, zu vermeiden, hat das Waffer- 
bauamt Beraquen, wenn die Weber: 
fuhr am Zabor ift, bereit zu halten, 
wo die Schifffnechte ihren Unterftand 
über Nacht finden. Endlich 

10. bat die Polizei: Ober: Direction, 
weldhe fih mit dem, was unmittelbar 
Handwerksgebrauch ift, nicht bemengt, 
ſowohl den Behörden ald den Grund- 
gerichten und Sciffmeiftern, es fei in 
Wien oder in Nußdorf, wenn ihr Re— 
nitenten mit ihrem Wohnorte angezeigt 
werden, jedesmal nad den hier vor- 
ausgegangenen Beftimmungen die Aſ— 
fiſtenz zu leiften (Hifzt. Bdg. vom 22. 
Juni 1810, n. 6. Rggs. Int. vom 13. 
Aug. 1810.) 

Ueberfuhren. In Gemäßbeit des 
Hofkanzlei-Decretes vom 9. Jän. 1840 
3.13 wird erinnert, daß, in fofern 
Ueberfubren zum allgemeinen Gebrauche 
beftimmt, und damit Ueberfuhr- Ge- 
bühren verbunden find, folglich dabei 
öffentlihe Rückſichten eintreten, die 
Bewilligung zur Grridtung der Ueber: 
fuhr und der Ueberfuhr-Gebühren der 
hohen Hoffanzlei vorbehalten ift. (Vdg. 
des fteierm. Bub. vom 23. Jan. 1840 
3. 1008. Prov. ©. ©. für Steierm, 
3. 1840. Nr. 9.) 

— — auf der Donau, f. Donan: 
Schifffahrt. (Bat. vom 20. Jänner 
1770 $. 13.) 

— — f. Edifffahrt. 

— — SHerftellung derfelben bei 
einer Ueberſchwemmung, fiehe Ueber: 
ſchwemmung. 

Ueberladen der Wägen, ſ. Holz: 
a0 Siegelmwägen. 

eberreiten, j. Fahren. 

Ueberfhwemmung. — Den bei 
Ueberſchwemmungen fih auszeichnen: 
den Individuen ift eine Belohnung zu— 
geſichert. (Gfkzl. Decr. vom 17. März 
1784.) 
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Ueberfhwemmung durch Flüſſe, 
Bäche. Sobald Flüſſe, Bäche ꝛc. an- 
ſchwellen, iſt auf die Verwahrung der 
Brücken und Stege Bedacht zu neh— 
men, das Fahren und Gehen an den 
gefährlichen Orten durch Wachen ein- 
zuſtellen, die Paſſanten zu warnen, 
nächtlicher Weile wach zu bleiben, und 
es iſt zu ſorgen, daß bei wachſender 
Gefahr in niedern Gegenden wehnende 
Parteien, ſo wie Kranke, Gebrechliche 
und Kinder, wie auch das Zug- und 
Melkvieh an ſichere Orie gebracht wer: 
den. Wenn die Gegend dann wirklich 
unter Waſſer gefegt wird, fo muß für 
die Communication geforgt werden, dar 
mit man den Leuten Nahrung, und ın 
Nothfällen Hilfe aller Art zuführen 
fönne. Wo nicht Fabrzeuge in Ber 
reitibaft find, müſſen Treppen aus— 
helfen. Uebrigens geben hier Ortslage 
und Umftände die Mafregeln an die 
Hand, melde bei einem ſolchen Unfall 
am ficherften zu wählen find, nur liegt 
daran, daß dies bei Zeiten geſchehe. 
(Unterriht für die Poligeileitung in 
Municipalftädten und Märkten, funds 
gemacht mit Vdg v. 23. Nov. 1784. 
Kanka 1. Bd. ©. 132.) 

— — Vorſchriften zur Au 
trodnung und Bewohnbarmas 
chung überſchwemmt gewefener 
Wohnungen. In Folge Hofkanzlei— 
Decretes v. 20. Febr. d. J. 3. 4691, 
werden die mit dem Regierunge + ir- 
culare vom 25. Febr 1799 gegebenen 
Vorihriften zur Reinigung übers 
ſchwemmt gemwefener Wohnungen fols 
gender Maßen mit einigen Abanderuns 
gen erneuert: 

1. Die Winde und Fußböden über- 
ſchwemmt gewefener Wohnzimmer, Kü— 
hen, Holzlagen und der zur Aufbes 
wahrung von Pictualien (Gfmwaaren) 
beftimmten Pocalıtäten (Speifefam= 
mern), dann aud die in den Wohn- 
gimmern während der Ueberfhwen- 
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mung zurückgebliebenen hölzernen Meu— 
beln, als: Käſten, Stühle, Bänke, 
Tiſche, Bettſtätten 2c. find nach Ablauf 
des Waſſers mit einem friſchen Brun— 
nenwaſſer abzuwaſchen, und dieſes 
Abwaſchen iſt, wenn nach dem erſten 
Male ſich abermals ein feuchter ſchlam— 
miger Ueberzug zeigt, zu wiederholen. 
Nach Ueberfhmemmungen, die im Wins: 
ter jih ergeben, wenn fie nicht zu lange 
anhalten, ift es hinreichend, einmal die 
Wände abzuwaſchen. Wo ein Kreid- 
oder Bezirksarzt zugegen ift, hat die: 
jer zu beflimmen, ob das Abwaſchen 
wiederholt werden müffe. 


2. Das Austrocknen ift fodann durch 
Heizen der Defen zu befördern. Hat die 
Überſchwemmung mehrere Tage gedauert, 
oder beftcht die Wohnung aus mehreren 
Zimmern, fo ift ed nöthig, mehrere De— 
fen hineinzuftellen und zu heizen, und 
die Bebeizung den ganzen Tag bin« 
dur zu unterhalten. Defen von Eifen: 
bleh find hierzu am beften geeignet, 
weil fie die Hitze ſchnell von fich geben 
und leiht an jene Orte der Wohnung 
bingeftellt werden können, wo die Hike 
am nöthigften ift. Je größer die Hiße 
ift, die fie verbreiten, defto ſchneller 
wird die Austrodnung erfolgen. Wäh- 
vend des Beheizens follen die Fenſter 
und Thüren von Zeit zu Zeit geöffnet 
werden, um den Dünften Ausgang zu 
verfhaffen. Nur müffen mit dieſer 
Mafregel zugleich die nöthigen Por: 
fihten zur Abwendung einer Feuers— 
gefahr verbunden, daher die Raud- 
röhren in einen rein gefegten Rauch— 
fang geleitet, und die Defen felbft von 
allen feuerfangenden Gegenftänden ent: 
fernt gehalten werden. Räucherungen 
mit Roblenfeuer find fchädlich. 

3. Der Luftzug, die Sonnenftrab- 
len befördern die Austrocknung umd 
Reinigung der Zimmerluft von ſchäd— 
lichen Dünften, daher bei heiterer tro— 
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ckener Witterung Fenſter und Thüren 
offen gehalten werden follen. 

4. Das Ausweißen darf erft geſche— 
ben, wenn fhon alles audgetrodnet 
und noch fo viel Zeit übrig ift, daß 
auch der Kalkdunft vor dem Bezichen 
der Wohnung fi verlieren fann. Bei 
naffer Witterung im Herbfte und Wins: 
ter, wo die Wohnungen nah dem Be- 
ziehen wegen Kälte nicht offen gehalten 
werden fönnen, ift das Weißen durd: 
aus ſchädlich, und foll daher big zur 
günftigeren Jahreszeit verfhoben wer- 
den. 

5. Das Aufreißen der Fußböden ift 
nur dann nötbig, wenn die Lage des 
Hanfes und der unter dem Erdgefchoße 
befindlihe Grund fo beihaffen ift, das 
das Waſſer unter dem Boden lange 
oder gar nicht eingefaugt werden fann, 
Die Beurtheilung dieſer Umpftände 
hängt von dem Erfenntniffe der Bau— 
verftändigen und des Phyſicus ab, 

6. Befondere Aufmerkfamfeit erfor» 
dert das durch Ueberſchwemmung ver- 
dorbene Brunnwaſſer. Die Brunnen: 
reinigung foll bald möglihft vorge: 
nommen werden. Das verdorbene Waſ— 
fer muß ganz audgefhöpft, dann der 
Schlamm und andere Berunreinigung, 
welche fih zu Boden gefegt haben, 
auch hinausgefhafft werden. Wenn 
fodann das zufließende Waller noch 
trübe und unrein ſich zeigt, ift das 
Ausfhöpfen fo lange zu wiederholen, 
bie das Waffer gang Par, rein umd 
ohne fremden Gefhmad hervorkommt; 
dann erit kann ed wieder zum Genuffe 
dienen. Wo Aerzte zugegen find, ift ihr 
Urtheil abzuwarten. 

Beim Bezieben einer uüberſchwemmt 
gewefenen Wohnung, befonders wenn 
zur Unwendung obiger Austrocknungs— 
und Reinigungsvorichriften die Zeit 
zu kurz war, und Familien nothge— 
drungen einziehen müſſen, find fol: 
gende diätetifcheNegeln fo viel möglid 
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zu beobachten, um ſich von jenen oft 
langwierigen und ſchwer zu heilenden 
Krankheiten zu bewahren, welche durch 
die mactheilige Einwirkung naffer 
Wohnzimmer auf den menfhlichen Kör- 
per entfteben: 

a) Man halte den Kopf und den 
ganzen Körper mit binlänglih warmer 
Kleidung bedeckt und beforge nad 
Thunlichkeit den Wechſel mit gut ge— 
trockneter Leibes- und Bettwaͤſche. 

b) Man genieße mehr warme als 
kalte Koſt und eine mäßige Gabe von 
Wein oder Branntwein nach Verſchie— 
denheit des Alters und der vorigen 
Lebensweiſe der Familien. Zu dieſem 
Behufe dienen auch warme Weine, 
Biere, Fleiſch- oder Einbrennſuppen mit 
Kümmel, der Aufguß von Hollunder— 
blüthen, Kamillen, Meliſſen oder Mär— 
zenktaut ein paar Mal des Tages ge— 
nommen. 

c) Wenn diefes nothgedrungene zu 
frühe Bewohnen überſchwemmt gewefe- 
ner Zimmer im fpäten Herbfte, im 
Winter oder im fühlen Krühlinge Statt 
findet, fo find am Tage die Defen zu 
heizen und ift eine Thüre oder ein Ken: 
fter einige Stunden lang offen zu hal— 
ten, um die gänzliche Austrodnung zu 
befördern. Am fpäten Abende aber vor 
dem Schlafengehen bei gefchloffenen 
Thüren und Fenſtern wäre es höchſt 
ſchädlich einzuheizen. 

d) Die Einrihtungsftüde, die Bett: 
fätten müffen von den Mauerwänden 
wenigftend 1 Schub entfernt geftellt 
werden, um die Ausdünftung und 
Zrofnung der Mauer nicht zu verhin— 
dern, und um felbft diefe Geräthſchaf— 
ten nicht dem Berderbniffe Preis zu 
geben. Die Betten mit Porhängen 
(Himmelbetten) find mehr fhädlich ala 
nüßlich. 

e) Auch Eßwaaren: Mehl, Brot, 
Hülfenfrüchte, Erdäpfel, Fleiſch ac. ver- 
derben und werden der Geſundheit 
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ſchädlich, wenn ſie in naſſen Orten auf⸗ 
bewahrt werden. (Circ. der n. ö. Reg. 
vom 20. März 1823. Bdg. des böhm. 
Bub. v. 31. Mai 1823 3. 25881 *). 

Ueberſchwemmung. — Maßre— 
geln bei Ueberſchwemmungen 
für die Hauptſtadt Linz. Die 
Stadt Linz und ihre Umgebungen find 
durch die Rage an der Donau vielfältig 
der Ueberfhwemmung ausgefeßt. Um 
nun durch gehörig geordnete und zweck⸗ 
mäßig geleitete Vorkehrungen der Ge 
fahren bei Ueberfhwemmungen mög- 
lichft zu begegnen und diejenige Vor— 
fibtamaßregel zu ergreifen, wodurch 
die Rettung der Menſchen, fo wie ih— 
red Eigenthums erzielt und Unglüd 
verhütet werden fann, findet fi die 
Regierung beftimmt, die diesfällige, 
einftimmige, auf die Localitäts- Ber- 
bältniffe der Stadt berechneten An- 
träge der zur Wirkſamkeit in derglei- 
hen Fällen berufenen Behörden zu ges 
nehmigen, und biernad folgende Ins 
ftruction zu erlaffen: 

3. 1. Um von dem Herannaben 
einer Ueberſchwemmungsgefahr fobald 
wie möglich unterrichtet zu werden, ift 
die Beranftaltung zu treffen, daß Er» 
eigniffe, die gemöhnlih das Austreten 
des Stromes herbeiführen, wie 3. 2. 
das Abgehen des Eitftoßes, ſchon aus 
der Ferne ber, wenn fie alldort früher 
wahrzunehmen find, durch Signal« 
fhüffe angefündigt werden. Wenn bie 
durd die Waffergefahr für die Haupt» 
ftadt angedeutet wird, find die Be 
wohner der bedrohten Bezirke auf das 
Schleunigſte auf fie aufmerkjam zu 
machen. Diefes hat in Margarethen, 
an der Galvarienwand und abwärts 
bis zur 8. k. Wollenzeugfabrik, dem 
Reidihofe und dem Lazarethe durch 


*) Republicirt: in Böhmen mit Gub. Bdg. 
vom 30. März 1845 3. 19441. PBrov. ©. 
©. für Böhmen. 27. Bd. Nr. 87.) 
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Ausruf mit Trommelſchlag, in den 
übrigen entfernten Orten und einzel» 
nen Häufern aber vermittelft der Ge— 
meindegerichte ebenfalld durch münd— 
lihe Berlautbarung zu gefchehen. 

8.2. Unter Einem find die Leute 
in diefen Bezirken aufzufordern, ſich 
für einige Zeit mit den nothwendigen 
Lebensmitteln zu verfeben. 

8.3. Parteien, deren Wohnungen 
dem Andrange des Waſſers ausgeſetzt 
find, vorzüglih daher Wohnparteien 
in den Erdgefchoffen, find zu verhal- 
ten, diefelben zu räumen, und einft- 
weilen eine andere Unterkunft zu ſu— 
hen. Der Haudeigenthümer und die 
Miethleute find verpflichtet, ihnen bie: 
bei an die Hand zu gehen, und fie, in- 
foweit es der Raum immer zuläßt, in 
die dem Waſſer nicht auegeſetzten Woh- 
nungen des Haufes aufzunehmen. Den- 
jenigen Parteien, die deffen ungeachtet 
feine Unterkunft finden, ift fie von den 
Behörden auszumitteln. Hiezu find 
erforderlihen Falles für die Parteien 
aus der oberen Gegend, das Capuzi— 
ner-Klofter, für die übrigen aber das 
Stadtbrauhaus, das k. k. Fabriks— 
gebäude, das Prünnerſtift und das 
Carmeliterkloſter in Anſpruch zu neh— 
men. Die Behörden haben ſich hier- 
wegen mit den Eigenthümern, Bor: 
fländen oder Verwaltungen diefer Ge- 
bäude in das Einvernehmen zu feßen. 
Kranke Berfonen, für die ed an einem 
ihrem Zuftande angemeffenen anderen 
Zufluhtsorte fehlt, find in die Krans 
fenanftalt der Barmberzigen oder der 
Elifabethinerinnen, oder aud in das 
Razaretb aufzunehmen, wozu ihnen 
der k. k. Kreidarzt oder der Stadt» 
oder Bolizeiarzt die Anmweifung zu er- 
theilen hat. Gerätbichaften, welche die 
Parteien, die ihre Wohnungen verlaf- 
fen müffen, nicht mit fi nchmen fön- 
nen, find in dem Garmeliter » Klofter, 
und wenn dieſes nicht zureicht, auch in 
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dem Caplanhofe aufzubewahren. Das 
Vieh iſt in die nächſten Bauernhöfe, 
unter Beobachtung der nöthigen Vor— 
ſichten einzuſtellen. 

8. 4. Zur Erhaltung der Verbin— 
dung mit den Straßen und Gaffen, die 
übernommen werden, find für die Fuß» 
geher dort, wo es erforderlih und 
thunlich ift, vorzüglich aber 

a) vom Hauptthore bie zur Donan— 
brüde, 

b) vom Gleihfifherhaufe bie zum 
Rüftenegger- Garten, 

ce) vom Prünnerftifte bie zum Fürft 
Schwarzenberg’fhen Garten, feſte 
Stege aufzurichten, und in fo lange 
zu unterhalten, al® es der Wafferftand 
nothwendig macht und ohne Gefahr 
geftattet. 

8. 5. Die Schiffmeifter zu Linz find, 
fobald die Nothwendigkeit eintritt, ſich 
auf eine Ueberſchwemmung vorzuberei- 
ten, von dem Magiftrate vorzurufen 
und zu verhalten, 20 größere und kleis 
nere Zillen, 6 Plätten und 36 Schiff⸗ 
leute dergeftalt in Bereitfchaft zu fe- 
gen, daß fie auf Verlangen der Be- 
börden in jedem Augenblide zu Ge— 
bote ſtehen. Bon diefen Schiffen und 
Skhiffleuten, welche nit nur zum 
Berkehre in und mit den unter Waller 
gefepten Stadttheilen, fondern aud 
zur Hinwegbringnng und Rettung von 


Menſchen und ihres Eigenthums be 


flimmt find, müffen an folgenden Buncs 
ten aufgeftellt werden: 

a) in Margarethen 1 Bille mit 2 
Schiffern, 

b) an der Calvarienwand 2 Zill. mit 
3 Schiffern, 

ce) am obern Wafferthor 2 Zifl. mit 
3 Schiffern, 

d) am Haupthor 1 Zill. mit 2 Sch., 

e) am Sighartnerhaufe 1 Zille mit 
1 Schiffer, 

f) bei der Mollgaffe 1 Zille mit 1 
Schiffer, 
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g) an der Ludl gegen den Reidlhof 
und das Lazareth 2 Zill. mit 2 Sch., 

h) in der Fabriksſtraße 2 Zill. mit 
2 Schiffern, 

i) in der Gegend des Scherthofes, 
für deffen Umgebung und für die Ger 
gend unter der Fabrik, und bei dem 
Fiſcher in Gries 1 Plätte und 1 Zille 
mit 4 Schiffern, endlich 

k) in der Gegend der Hühnerfteige 
für diefen Theil der untern Vorſtadt 
2 Zillen und 2 Plätten mit 8 Schiffern. 

Die Schiffe und Schiffleute, die 
nach diefer Bertheilung von der gan— 
zen in Bereitfchaft zu feßenden Anzahl 
noch erübrigen, find für unvorgefehene 
Fälle vorzubehalten. 

In den der Ueberſchwemmung aus— 
gefegten Gegenden der Gemeinde St. 
Peter, Ziegelau und Kleinmünchen find 
zu demfelben Zwede von den alldort 
vorhandenen Schiffen u. Schiffleuten, 
fo viel ihrer benöthiget werden, zu 
verwenden. Den Sciffleuten ift von 
dem Magiftrate für diefe Dienftleiftung 
ein angemeffener Lohn zu verabfolgen. 
Hingegen dürfen fie von dem Publis 
cum, das fich ihrer bedient, feine Be— 
zablung fordern, aud kein Geſchenk 
anſprechen. 

8.6. Die während eines Hochwaſ— 
ſers auf der Donau befindliben, an 
der obern Land angelegten Fahrzeuge, 
welche, wenn fie losgeriffen werden, 
großen Schaden, befonders der Brüde 
verurfahen fönnen, müffen zur rechter 
Zeit auf ihren Stardpläßen wohl ver: 
fihert werden, Da hiezu das Anhän— 
gen an die gemwöhnliben Haftitöde 
nicht genügt, fo find an den höheren 
Puncten des Ufers mehrere ftarke Haft- 
ftöde anzubringen und an diefe die 
Fahrzeuge mit doppelten hinlänglich 
ftarfen Seilen oder Ketten gut zu bes 
feftigen. 

Die Borkehrungen zu treffen, die 
fonft noch erheifcht werden, um die 
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Donaubrücke vor der Gewalt des Stro— 
mes nah Möglichkeit zu fhüßen, iſt 
die Sache der ?. f. Landed-Baudirec- 
tion, der hierbei die übrigen Behördeu 
den thätigften Beiftand zu leiften ha- 
ben. Eben fo ift ohnehin beftimmt, daß 
die Verbindung zwifchen beiden Ufern 
durh die Errigtung einer Leber 
fuhr hergeftellt werde, wenn die Brüde 
zerftört oder ihr Gebrauch der Gefahr 
wegen dur längere Zeit unzuläffig 
wird. 

8. 7. Während der Ueberſchwem— 
mung, und fhon von dem Zeitpuncte 
an, als die Nothwendigkeit eintritt, 
fih auf fie vorzufehen, muß 

a) in den Stadttheilen, welche ihr 
unterliegen, die Straßenbeleud: 
tung verftärft werden; 

b) ift darauf zu denken, daß die 
Feuerlöfhgerätbe nöthigenfalls 
auch an denjenigen Orten, die wegen 
des Waſſers nicht wie fonft zugängig 
find, obne Zeitverluft hingeſchafft und 
in Anwendung gebracht werden fönnen, 

e) ift fih einer hinlänglihen Anzahl 
aller jener Gewerbsleute, die unter 
folden Umftänden oft plöklih erfor 
derlib werden, 3. B. Zimmerleute, 
Maurer ꝛc. fo zu verfichern, daß fie je— 
derzeit ohne Verzug zu haben fin». 

d) müffen Aerzte und Wundärjte 
mit dem bereit gehaltenen Rettung: 
Apparate fletd zur Hand fein. 

$. 8. So lange die Ueberſchwem— 
mung dauert, find die von ihr erreich— 
ten Gebäude fortwährend im Auge zu 
bebalten, zumal die minder foliden, 
damit nöthigenfalls Vorkehrungen zu 
ihrer Erhaltung getroffen, und in dem 
Maße als es die Borficht gebietet, Die 
Parteien aus denfelben entfernt werden. 

8. 9. Nah dem Zurüdiritte des 
Waſſers ift fogleih der Bauzuftand 
aller auf dem überſchwemmt gewefenen 
Terrain befindliben Gebäude durch 
eine Commiſſion des Magiftrated und 
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der k. k. Polizei-Direction mit Zuzie— 
hung von Bauverſtändigen zu unter— 
ſuchen. Werden an einem Gebäude 
Gebrechen entdeckt, die den Aufenthalt 
darin gefährlich machen, ſo iſt ſeine 
Bewohnung nicht eher zu geftatten, ala 
bis die Gebrechen abgeftellt find. Bei 
Einwendungen gegen den Befund hat 
die Revifion durch die Landes-Bau— 
Direetion im fürzeften Wege einzutres 
ten. Die Unterſuchungs-Commiſſion 
hat ohne Verzug über die gefundenen 
Baugebrechen mit Beifügung der Bor: 
fhläge zur Abftelung derfelben und 
mit der Anzeige des von ihr felbft etwa 
Berfügten an die Behörde, die es be- 
trifft, Bericht zu geben, damit von die- 
fer fogleich dasjeniae, was ferner noth- 
wendig ift, vorgekehrt werde. 

$. 10. Die Wohnungen, in 
welche Waffer eingedrungen war, find, 
fobald dasfelbe abgelaufen ift, durch 
Küften, Heizen, Räuchern und indbe- 
fondere durch das Aufwafhen der Fuß— 
böden und durch Abtreiben und Abwa— 
fhen der naßgewordenen Wände gut 
zu reinigen. Ihre Beziehung ift erft 
dann zujulaffen, wenn die zu ihrer 
Unterfuhung von dem Magiftrate und 
der k. k. Polizei » Direction abzuord— 
nende Commiffton, der ein Arzt beizu— 
geben ift, es für zuläffig erfennt. Eben 
fo müffen die überſchwemmt geweſenen 
Baflen, Pläke und Hofräume umver: 
weilt forgfältig gefäubert werden. 

Der Genuß des Wafferd von 
überſchwemmt gemefenen Brunnen ift 
in fo lange zu unterfagen, bie es von 
Sahoverftändigen unterfucht und für 
unfhäadlih erfannt worden ift. Die 
Brunnen felbft find, wenn es noth— 
wendig oder räthlich gefunden wird, zu 
räumen, oder ihr Waſſer ift durch an— 
dere, von Sahverftändigen an die 
Hand zu gebende Mittel zu reinigen. 

8. 11. Die Behörden und das Sa- 
nitäts-Perfonal haben nach der Ueber: 

Zaleisty, Handb. d. Pol. Gef. UL 
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ſchwemmung noch durch geraume Zeit 
dem Geſundheitszuſtande der Menſchen 
und Thiere, mehr oder gewöhnliche 
Aufmerkſamkeit zu widmen, damit wenn 
ſich Krankheiten zeigen ſollten, denſel— 
ben ſogleich thätig entgegengewirkt und 
ihrem Umſichgreifen in rechter Zeit vor— 
gebeugt werde. 

8. 12. Die Reitung aller An— 
ftalten, die auf die Ueberſchwemmung 
fih beziehen, fteht zunächſt dem Magis 
ftrate ald Ortsobrigkeit zu. Derfelbe 
bat fi jedoch hiebei mit der f. f. Po— 
lizei - Direction ftet® im Einvernehmen 
zu halten. 

Bon beiden Behörden find Beamte 
zu beftimmen, welde in den verfcie: 
denen Bezirken der Stadt die Ausfüh— 
rung, Unterhaltung und Ueberwachung 
der zu nehmenden Maßregeln im Des 
tail zu beforgen, über den Stand der 
Dinge die Meldungen zu eritatten und 
bei Ergebniffen, welche neue Vorkeh— 
rungen, oder die Erweiterung oder 
Abänderung der ſchon beſtehenden ver— 
langen, dieſelben entweder ſogleich zu 
treffen, oder ſie bei der Behörde in 
Antrag zu bringen haben. In gleicher 
Abſicht iſt ein Beamter des Magiftrats 
in die der Ueberſchwemmung unterlie— 
genden Gegenden der Gemeinden St. 
Peter, Ziegelau und Kleinmünden ab» 
zuordnen, der dort in fo lange zu vers 
bleiben bat, als die wegen der Waffer: 
fluth ergriffenen Anftalten im Gange 
erhalten werden müſſen. 

Endlih haben der Maagiftrat, die 
k. k. BoligeisDirection, die ka k. Lan— 
des⸗Baudirection und das k. k. Kreis— 
amt zur Zeit einer Ueberſbhwemmung 
täglich einmal nah Umftänden aud 
öfter zufammen zu treten, um fi die, 
über die Rage der Dinge gemachten 
Wahrnehmungen und eingezugenen 
Nachrichten mitzutheilen, über die zu 
nehmenden Mafregeln und die Mittel 
zu ihrer Ausführung fi zu berathen 
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und die gefaßten Beſchlüſſe auf dem 
fürzeften Wege mit jener Schnelle, von 
der der Erfolg fo fehr abhängt, in Aus— 
führung zu bringen. (Kundm. der ob 
der ennf. Landesreg. v. 28. Mai 1826. 
Krop. ©. S. 52. Bd. Nr. 119.) 

Ueberſchwemmung. Verfahren 
zur Berhbütung der Anſchop— 
pungen des Eiſes aufden Flüſ— 
fen zur Zeit des eingetretenen 
Thanwetters. Um die Anfchoppun- 
gen des Eiſes auf den Flüffen zur Zeit 
des eingetrelenen Thauwetters mög: 
licht zu verbüten, oder doch deren 
nahtheilige Folgen zu verringern, hat 
die Landesſtelle befchloffen, in der ge- 
genmwärtigen, jur genauen Nachachtung 
allgemsin kund zu machenden Verord— 
nung das Verfahren beſtimmt vorzu— 
zeichnen, welches in derlei Fällen Statt 
zu finden hat. 

Es iſt durch vielfältige Erfahrun— 
gen bekannt, daß in den Flußkrüm— 
mungen oder ſcharfen Windungen, 
dann in Serpentinen, wo der Strom 
in ſeinem Abfluſſe gehindert wird, fer— 
ner in denjenigen Flußprofilen, welche 
eine normalwidrige Breite haben, am 
erſten Eisanſchoppungen entſtehen, weil 
an den Letztern gewöhnlich ſehr ver— 
ſchiedene Flußtiefen Statt finden, wo— 
durch ſich bei dem immer geringeren 
Gefälle wegen des verzögerten oder 
gehemmten Stromlaufes Sand- und 
Schotterbänke erzeugen, über welche 
die Eismaſſen ſich nicht fortwälzen kön— 
nen, mithin liegen bleiben, ſich zu 
einer bedeutenden Höhe übereinander 
Idieben und das ganze Flußbett in 
der Art ausfüllen, das die Wafferflus 
then über die befonders niedrigen Ufer 
fodann audtreten. Hiedurch entjteht 
nun ein doppelter Nachtheil: 

1. daß das Eis in dem Bette des 
Hauptflromes wegen Mangel des zur 
Seite abfliegenden Waſſers nicht ge- 
hoben und fortgetragen werden kann, 
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und 2. daß die nachkommenden Eid: 
maffen endlich felbft über die angren- 
enden Ufergründe ihren Zug nehmen, 
die umliegenden flächen bededfen, das 
gute lockete Erdreih abgraben, Grus 
ben auswühlen und auf folde Art 
fehr große Berheerungen anrichten. An 
jenen Orten der Flüſſe, wo fih Infeln 
befinden, melde den Fluß in mehrere 
Arme theilen, entſtehen gewöhnlich auf 
Anfhoppungen von Eismaſſen, welche 
den Austritt des Waſſers und fhäd- 
lihe Ueberfhwemmungen herbeiführen 
und dies zwar aus dem Grunde, weil 
das Waffer zwifchen den Infeln in den 
Tlußarmen bei einem niedrigen Waffer- 
ftande an vielen Stellen oft bis an den 
Grund zufammenfriert, dad Eid dann 
an ſolchen Streden beim eintretenden 
Thauwetter fehr langfam bricht und 
fi ablöft, folglich auch die herabkom— 
menden Eisfhollen zwifhen den Ins 
feln in ihrem Abfluſſe gebemmt, ſich 
zufammendrängen und förmlihe Eis: 
mauern bilden. Endlich ergeben fid 
auch ähnliche ſchädliche Eisanſchoppun— 
gen bei den Brücken und deren Eis— 
brechern, beſonders wo deren Oeffnun— 
gen beſchränkt find, in welchen daher 
der Eidgang gehemmt wird. 

Um den bier angeführten Anſchop— 
pungen des Eiſes auf den Flüſſen 
möglihit zu begegnen, ift das Auf: 
eifen der Eisdede das einzige Abhilfs- 
mittel, wenn es zur rechten Zeit und 
an folhen Stellen, wo es die Notb- 
wendigfeit erheifcht, zwedmäßig ange- 
wendet wird, nämlid da, wo die Ei: 
verftopfungen am meiften zu beforgen 
find. Das Aufeifen der Eisdecke ift 
gleih bei Beginn des Thaumetterd zu 
einer folhen Zeit, wo gewöhnlich der 
Aufbruch des Eifes nach mehrjährigen 
Beobachtungen zu geſchehen pflegt, mit 
einer binlänglihen Anzahl Arbeiter 
unter geböriger Leitung und Aufjicht 
in allen Gegenden zu gleiher Zeit auf 
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das Schleunigſte zu bewerkftelligen, 
ehe Regen eintreten, die dieſes Unter- 
nehmen nicht nur fehr erfchweren, fons 
dern oft auch gefährlich machen. 

Die Aufeifung felbft hat zu geſchehen: 

a) bei den Flußbauwerken der Pri— 
vaten; 

b) bei jenen des Aerars und 

ce) in dem übrigen Flußgebiete. 

ad a) Alle Müller, alle Fabriksinha— 
ber, Befiger von Holzrechen, fo wie 
überhaupt alle jene Private, fie mögen 
einzelne Individuen oder moraliſche 
Perſonen und Körperfhaften fein, des 
ren eigenthümliche Werke am Wluffe 
oder in demfelben fih befinden, find 
verpflichtet, die Aufeifung nad) der vor« 
gefhriebenen Art auf die diesfällige 
Aufforderung der vorgefeßten Aemter 
oder Magiftrate, oder auch der diefe 
Arbeit beauffichtigenden Individuen 
vorzunehmen, indem alle diefe Werke 
ein natürliche® Hinderniß des Eisab— 
ganges bilden und die Anſchoppung 
befördern, die Eigenthümer daher ver— 
pflichtet find, diefe Hınderniffe zu be- 
feitigen. Diefe Pflicht liegt den Mül: 
lern in Bezug auf alle Wehren ob, de— 
ren Befland zu ihren Gunften dient. 
Da wo die Erhaltung diefer Wehren 
den Obrigkeiten zu eigenem oder zu 
Gunften der Müller obliegt, find die 
Obrigkeiten ald Eigenthümer, wofern 
im legteren Falle zwifchen ihnen und 
den Müllern keine andere Uebereinkunft 
befteht, zur Befolgung diefer Maßre— 
gel gehalten. Inébeſondere gebören 
bieher and jene Ueberfuhrs - Befiger 
oder Pächter, welde die Eisitraßen 
künſtlich bergeftellt und die Eisdecke 
wie immer feiter gemacht haben; viele 
find verpflichtet, die Aufeifung zu bes 
wirken. Wenn einer oder der andere 
von diefen Privaten zu der von dem 
Amte oder Magiftrate beitimmten Zeit 
die Aufeifung vorzunehmen unterlaffen 
follte, fo ift die betreffende Behörde 
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berechtiget und ſelbſt verpflichtet, dieſe 
Arbeit gleichzeitig mit der allgemeinen 
Aufeiſung auf ſeine Koſten ausführen 
zu laſſen. Bei dieſem Anlaſſe ſind die 
geſetzlichen Vorſchriften, welche die nor— 
malwidrige Sperrung der Mühlwehren 
und Erhöhung der Schweller verbie— 
ten, dann die Aufſtellung der Normal: 
zeichen bei allen Zlußwerfen und Bes 
zeihnung aller der Eidanfhoppung 
und Ueberfhwemmung vorzüglich aus— 
geſetzten PBuncte anordnen, zu über 
wachen und handzuhaben. 

ad b) Bei Aerarial-Baumwerfen ift zu 
unterfcheiden, ob fie ausfchließend dem 
Fondszwecke dienen oder zualeih aus 
Rüdfihten des allgemeinen Beften und 
der Landesficherheit beftehen. Die Auf: 
eifung bei den Erftern, ale z. B. Aeras 
rial-Fabrifen und Mühlen, zur Schif— 
fahrt dienenden Goncentrirungswerfen, 
wird der betreffende Fond wie biöher 
zunächſt durch die hiezu berufenen An- 
geftellten und Bedienfteten, und wenn 
deren Kräfte nicht zureihen, durch 
Dingung nöthiger Arbeitsleute die Auf- 
eifung zu bemerkftelligen. Bei den 
Zweiten, z. B. bei allen Uferfhugbau- 
ten, allen, die öffentlihe Communica— 
tion berftellenden Brüden und Stegen 
ohne Rüdfiht, ob fie einer Mauthbe— 
rihtigung unterliegen oder nicht u. dgl., 
ift die Aufeifung eben fo wie 

ad ec) jene auf dem offenen Fluſſe 
mit den allgemein aufgebotenen Kräf- 
ten jener Dominien und Städte, die 
an den Fluß grenzen, und deren Ges 
meinden nicht über zwei Stunden ent: 
fernt find, vorzunehmen. Die bei die 
fer Aufeifung erforderlihen Leiſtun— 
gen, welche fait ausfchliegend in Hand- 
arbeiten beſtehen, find, infofern hiemit 
feine baaren Auslagen verbunden find, 
von. den nad der obigen Andeutung 
hiezu berufenen Dorf» und Städter 
bewohnern in natura zu vollziehen; 
follte ein oder der ee Bers 
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pflichtete insbeſondere von den Städte 
bewohnern ftatt feiner einen gedun— 
genen Lohnarbeiter ftellen wollen, 
fo bleibt ihm dies unbenommen. Die 
bei diefen Aufeifungs - Arbeiten zur 
Beauffihtigung und Mithilfe zuge 
theilt werdenden obrigfeitlihen und 
ftädtifhen Beamten haben ihre Dienfte 
unentgeltlich zu verrichten. Soll aber 
die Aufeifung den zu gemärtigenden 
allgemeinen Nutzen haben, und follen 
die hierauf verwendeten Koften und 
Arbeitskräfte nicht verloren gehen, fo 
muß diefelbe 

1. durch möglichft gleichzeitiged Zu- 
fammenwirfen aller hiezu berufenen Ars 
beitöfräfte in Ausführung gebracht und 

2. nicht blos auf die Flußbauwerke 
und hauptſächlich bedrohten Buncte be= 
ſchränkt, fondern fo viel es möglich ift, 
auf das ganze Stromgebiet ſchiff⸗ und 
flögbarer Flüſſe ausgedehnt, ja felbft 
auf eine bedeutendere Strede der nicht 
flößbaren Flüffe an deren Ausmün— 
dung in Anwendung gebradht werden. 
Es haben fid) demnad 

3. bei eintretendem Thauwetter, wenn 
felbes auf den Eintritt des Eidganges 
fließen läßt, alle Kreisämter, deren 
Bezirte etwas bedeutendere Flüſſe 
durchſtrömen, in ein gemeinfhaftliches 
Einverftändniß zu dem Ende zu feßen, 
daß diefelben zu möglichft gleicher Zeit 
alle Dominien, deren Gemeinden und 
Städte in einer Entfernung von zwei 
Stunden an diefen Flüſſen gelegen 
find, anmweifen, die Aufeifung auf die 
oben bezeichnete Art vorzunehmen, hie: 
bei aber zu beobachten, daß diefe Ar— 
beit ftets ftromaufwärts, und vor allem 
auf den am merften bedrohten Buncten 
ausgeführt und unter Einem auch alle 
natürlihen Hinderniffe des Eisabgan- 
ges, ale z. B. der eingefrornen Aeſte 
und Wurzeln von den am Ufer ge- 
pflanzten Bäumen oder Strauchwerk 
befeitigt werden, 
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4. Da der Bedarf der Arbeitskräfte 
von örtlichen Verhältniffen abhängt, fo 
ift die NRepartition derfelben den bes 
treffenden Dominien zu überlaffen. 

5, Alle Arbeiten jeder Gemeinde 
müffen von dem betreffenden Dorfridhs 
ter oder Gefhmwornen, da diefelben 
biezu im Allgemeinen nad der Guber- 
nialsBerordnung vom 17. Juni 1830 
3. 22951 verpflichtet find, auf den 
von dem Amte angemiefenen Plaß ge 
führt und bei der Arbeit angeleitet 
werden. 

6. Bei allen an folden Flüffen ge 
legenen Ortſchaften muß die Einleis 
tung getroffen werden, daß dieſelben 
den Eintritt des Eisganges, das Stei- 
gen des Waffers den Fluß abwärts 
liegenden Gemeinden auf die fchnellfte 
Art mittheilen. 

7. Damit aber auch die Aufeifun- 
gen bei den ärarifhen Baumerfen 
gleichzeitig vorgenommen würden, fo 
find diejenigen Aemter und Magiftrate, 
in deren Bezirke E. k. Straßen- Com» 
miffäre, Wafler: Baubeamte, Straßen: 
meifter, Einräumer und Flußwächter 
wohnen, zu verpflichten, diefelben je- 
desmal über die vorzunehmende Auf: 
eifung in die Kenntniß zu feßen. Hin: 
fihtlih der mit dem Eisgange etwa 
eintretenden Ueberſchwemmung und der 
biebei vorzunehmenden Maßregeln zur 
Verhütung allenfälligen Unglüds find 
die Aemter und Magiftrate auf die in 
diefer Beziehung beftehenden Polizei: 
Borfhriften v. 25. Juni 1787, Hf. 
vom 10. Det. 1789, Hfd. v. 30. Apr. 
1823 3. 11368, Gub. Bdg. vom 17. 
uni 1830 3. 22951, und auf deren 
Handhabung jedes Jahr bei der dieß— 
fälligen Aufeifunge « Anordnung von 
Eeite des k. Kreisamtes zu erinnern, 
und es ift vorzüglich die Sorge des 
Herrn Kreisbanptmannes, im ganzen 
Kreife (infoweit diefe Verordnung nad 
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Anwendung findet) die erforderlichen 
Dispofitionen wegen der Vornahme 
der Aufeifung genau zu treffen, in die 
fer Hinfiht die Dominien gehörig zu 
überwachen und diefelben gehörig zu 
verhalten, die mit der Berordnung 
vom 24. Jän. 1797 angeordnete Be: 
jeihnung der den Eidanfhoppungen 
und Ueberfhwemmungen ausgefeßten 
Buncte auf eine bleibende und auffal- 
lende Weife ind Werk zu feßen. Damit 
aber die Landesftelle die Gewißheit er- 
lange, daß die hinſichtlich der Auf- 
eifung der Flüffe zu erlaffende Verord⸗ 
nung allgemein beobadtet, und von 
Eeite der f. Kreisämter gehörig über: 
wacht werde, haben die betreffenden 
Aemter jeded Jahr nah beendigtem 
Eisgange einen umftändlihen Bericht 
an das Kreisamt zu erftatten, und 
darin nebft dem ordentlihen Verlaufe 
diefer Begebenheit alle befonderen Um: 
fände und hauptfählid alle etwa an 
den Ufern und Wafterbaumerfen, Brü— 
den ꝛc. entftandenen Beihädigungen ° 
möglihft genau und in ihrer Ausdeh— 
nung anzuführen. Das Kreisamt hat 
fodann einen Hauptberiht unter Bei- 
legung der ämtlihen Berichte anher zu 
erftatten. (Bdg. des böhm. Gub. vom 
7. Febr. 1839 3. 3397. Prov. ©. ©. 
für Böhmen. 21. Bd. Nr. 41.) 

Ueberſchwemmung. Zur Tro- 
Eenlegungdervom Hochwaſſer 
feuhtgewordenen Wohnungen 
find nachſtehende Vorſichtés— 
maßregeln erforderlid: 

1. Das vorzüglihfte Mittel aus 
Allem ift, die Mauern und Böden 
gleih nah dem Zurückziehen des Waſ— 
ferd mit friſchem Bach- und Brunnen- 
wafler zu wafchen, weil dadurd der 
zurüdgebliebene Schlamm und die den 
Böden und Mauern anhängende kleb— 
zichte, ſchäͤdlihe Feuchtigkeit am fidher- 
ſten weggeſchafft wird. 

2. Dieſes Waſchen, wenn nach eini— 
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ger Zeit ſich wieder eine ſolche klebrigte 
Feuchtigkeit oder Schimmel an den 
Mauern und Boden zeigt, zu wieder- 
holen, was nad Umftänden drei oder 
viermal gefchehen kann, indem, fo wis 
derfprechend es auch ſcheint, nichts fo 
fehr das Austrodnen der vorher über- 
fhwemmten Wohnungen, wie die Er- 
fahrung lehrt, befördert, als das Was 
ſchen mit klarem frifhen Wafler. 

3. Sind die Mauern, fobald fie ihre 
erfte Räffe verloren haben, mit Kalt 
zu beftreihen und dies bejonders an 
einem trodenen Tage. 

4. Sind die Wohnungen ſogleich zu 
heizen, aber e8 muß zum Trodnen nur 
eine gelinde Wärme unterhalten wer 
den, da eine ftarfe Hige unter diefen 
Umftänden nur fhadlih wird. 

Iſt weder mit Holz; noch Stroh, 
mit einem Worte mit Nichts, was 
raucht, ein offenes Feuer in der Woh— 
nung zu maden, da der Rauch die 
Feuchtigkeit der Mauern vermehrt. 

6. Iſt der freien Luft fo viel als 
möglich Durdzug zu machen, und Licht 
und Sonne in die Wohnung hineinzus 
bringen. 

7. Sind die Betten fowohl als die 
übrigen Hausgeräthe von den Mauern 
entfernt zu halten. 

8. Iſt es räthlich, die Naht über 
Strohmatten von Rohr oder Binfen 
oder wenigftens Bretter gegen Die 
Mauer zu legen, und fie beim Tage 
an der Quft wieder zu trodnen. 

9. Schaͤdlich ift es, Speifen oder 
Brot in den noch durch die Weber: 
ſchwemmung feuchten Wohnungen auf 
zubewabren, da fie fiber verderben. 

10. Iſt den Inwohnern zu empfeh— 
len, den Kopf gut bededt, den Leib 
gut bekleidet, und die Füße troden 
und warm zu halten, weßwegen «6, 
wenigftens im Anfange, in lepterer 
Hinſicht ſehr räthlich ift, nad geſche— 
hener Waſchung des Bodens denſelben 
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mit Strohſäcken oder noch beſſer mit 
Kotzen zu belegen. 

Um aber auch Viehſeuchen, die oft 
als Folge der Ueberſchwemmungen ent— 
ſtehen, nach Möglichkeit vorzubeugen, 
ſind mehrere der obigen Vorſchriften, 
als die Reinigung durch Waſchen, die 
gehörige Lüftung, das Beſtreichen der 
Mauern mit Kalk, auch für die 
Stallungen anzuwenden, vor Allem 
aber iſt es nothwendig, die Dünger— 
haufen aus denſelben zu entfernen. 
(Kundm. der k. k. ob d. ennſ. Landes— 
regierung vom 31 Juli 1840. Ztſchr. 
für 6. Rea. 3. 1840 N. B. ©. 464.) 

Ueberſchwemmung. Vorſchrif— 
ten über das Berhalten vor, 
während und nach einer Ueber— 
ſchwemmung der Vorſtädte 
Wiens. 

Vor der Ueberſchwemmung. 

8§. 1. Die Erhaltung der zur Siche— 
rung der Vorſtädte errichteten Damme 
und Waſſerwerke iſt das beſte Schup- 
mittel gegen Ueberſchwemmungen. Die 
k. kane ö. Landes-Baudirection wird 
demnach über dieſe Damme und Waſ— 
ſerwerke eine ununterbrochene Aufficht 
führen, und nebſt der jeden Jahres 
im Monate April Statt findenden all— 
gemeinen Unterfuchung, in&befondere 
nad jeder fih ereigneten Ueberſchwem— 
mung eine genaue Befihtigung diefer 
Schutzwerke vornehmen und die Befei- 
tigung der entdedten Befhädigungen 
fogleih nad ihrem Wirkungskreiſe ein- 
leiten oder beantragen, und von dem 
Refultate der Befihtigung und der 
hierüber getroffenen Verfügung die 
Statthalterei fogleih in die Kenntniß 
ſetzen. 

8. 2. Auf den Dammböfhungen und 
auf der Krone der Dämme, fowie zu« 
nädft an den Ufern find weder Plan— 
fen noch Bäume zu dulden, und es 
wird Niemanden geftattet, eigene Ufers 
Berfiherungen oder Einbaue in den 
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Strom, Fluß oder den Bächen ohne 
Erlaubniß der Statthalterei hetzu— 
ſtellen. 

8. 3. Die Eigenthümer der an der 
Wien befindlichen Mühlen find verbun— 
den, bei hohem Waffer ihre Abläffe zu 
ziehen, und es iſt ihnen ftrenge verbo— 
ten, weder die an der Mien befindlichen 
Wehren, noch die Polfterbaume ihrer 
Mühlen über den feitgefeßten Haim— 
fo zu erhöhen. Der Magiftrat und 
die ſtadthauptmannſchaftlichen Bezirks: 
Commiſſariate find berufen, auf die 
Uebertretungen, welche ſich gegen diefe 
Anordnung ergeben, anfmerkffan zu 
fein, und die Beftrafung der Ueberkte— 
ter zu veranlaffen. 

$.4. Um über die Beendigung der 
Schifffahrt auf der Donau, die durch 
die Bıldung des Fioöſtoßes eintritt, 
verläßlihe Nachrichten aus den obern 
und untern Donaugegenden zu erhals 
ten, find die politifchen Behörden umd 
das Navigationd- Perfonal beauftragt, 
bievon unverzüglich, und zwar Erftere 
an die Statthalterei und Letzteres an 
die Landes-Baudirection durch Stafet- 
ten die Anzeige zu machen. 

$. 5. Die Stadthauptmannfhaft 
und die Landes » Baudirection haben 
jährlich zu jener Zeit, wo wegen eines 
bevorftehenden Eisſtoßes nach den im 
$. 4 einlangenden Anzeigen die Schiff: 
fahrt auf der Donau aufhört, einver« 
ftändlich einen Tag feftzufeßen, bie zu 
welchem alle im Wiener Donaucanale 
befindlichen Schiffe entweder abgeführt 
oder an die dazu beftimmten Pläße 
ausgewunden, in Reihen aufgeftellt 
und doppelt mit guten Seilen angebef- 
tet oder zerfchlagen, die Flöfe aber 
ausgeftreift werden müffen. Die Waſch— 
flöße der Gewerbsleute und die unter» 
halb der Ferdinandsbrücke aufgeftellten 
Fifhbebälter find hievon augenom— 
men; jedoch müſſen erftere auf jedes» 
maligen obrigkeitlihen Auftrag aus 
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dem W.r Donaucanale herausgeſchafft 
und letzteren wird erforderlichen Falles 
ein anderer Standpunct angewieſen 
werden. 

8. 6. Die Stadthauptmannſchaft 
und die Landes-Baudirection haben ſich 
im gemeinſchaftlichen Einvernehmen zu 
überzeugen, ob die Eigenthümer der 
Schiffe und Flöße binnen des einge: 
räumten Termins den Anordnungen 
nahgefommen find, Nach Verlauf des- 
felben werden alle im Wiener Donaus 
canale noch angetroffenen Schiffe und 
Flöße von der Stadthauptmannfhaft 
dem Magiftrate angezeigt und von dies 
fem von Amtswegen in Beihlag ge: 
nommen, und anf Koften der Eigen: 
thümer auf die oben berührte Art be- 
feitigt werden. 

$. 7. Bur felben Zeit, wenn die 
Hinwegfihaffung der Schiffe aus dem 
Wiener Donaucanale Statt findet, ha- 
ben die Holzhändler die vorgefchrieber 
nen Eisfänge an allen jenen Pläßen 
auf ihre Koften zu errichten, mo es die 
k. E. n. ö. Landes » Baudirection für 
nothwendig finden und ihre Herftellung 
von dem Magiftrate im Einvernehmen 
mit der Landes» Baudirection und der 
k. k. Stadthauptmannfchaft angeordnet 
werden wird. Auch haben die Holz: 
händler, die am linken Ufer des Wr. 
Donaucanales in der Brigittenau und 
am rechten Ufer in der Spitelau auf: 
geftellten Brennhölzer, in foferne fie 
nicht auf die Holzlegftätten nächft dem 
neuen Thore und der Rofau gänzlich 
abgeführt werden können, dann, wenn 
ed von dem Magiftrate auf Verlangen 
der Landes » Baudirection angeordnet 
werden wird, in der von der Landes» 
Baudirection anzugebenden Reihenzahl 
2—3 Klafter hoch aufzufchlichten ; eine 
gleiche Auftaftlung hat auch auf allen 
an dem Wiener Donaucanale gelege: 
nen Holzlegpläßen Platz zu greifen, 
fobald fie von dem Magıftrate auf Ber- 
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langen det Landes » Baudirection als 
nothwendig angeordnet werdet follte, 

8. 8. Die bierortigen Schiffknechte, 
dann die übrigen des Waſſerfahrens 
fundigen Leute, als: Strappler, Holz: 
ſcheiber u. dgl., find in der Regel jähr- 
lih mit Ende der Monate Mai ind 
November dur die k. k. Stadthaupt— 
mannfhoft gemeinschaftlich mit der f. f. 
Landes-Baudirection und mit Zuzie— 
bung des Wr. Magiftrates unter An— 
gabe des Tauf- und Zunamens und 
des Wohnortes nebft der Anzahl der 
Schiffe zu configniren, von welder 
Eonfignation dem Statthalter eine Ab- 
Ichrift vorzulegen ift. Diefe Configna- 
tion fann aber auch außerdem, wann 
immer im Jahre, fo oft e& namlich die 
Nothwendigkeit erheifcht, eintreten. Kir 
die richtige Stellung der Schiffknechte 
auf allmaliges Verlangen, haben die 
Schiffmeifter zu haften. Die Schiffe 
find mit der fortlaufenden Zahl, mit 
dem Namen der Borftadt und der Gaſſe, 
wohin fie gehören, zu bezeichnen, mit 
den erforderlichen Geſchirren, ale: Ru« 
der, Seßen, Haden, Sigbretter ıc. und 
am Kranzel mit einer roth und weißen 
Fahne zu verfehen. Die für jedes ein- 
zelne Schiff zugleich zu beftimmende 
Bemannung ift mit Armfhildern zu 
betheilen, auf welchen die Nummer des 
Schiffes erfihtlih ift. Diefen Schild 
ift jeder Schiffknecht verpflichtet, für 
die Dauer feiner Berwendung am Arme 
zu tragen. 

$. 9. Da ei einer Weberfchwem- 
mung durch den Eisftop auch die Brü— 
den beſchädigt werden fönnen, fo bat 
die Stadthauptmannſchaft gemeinſchaft⸗ 
lich mit der Landes-Baudirection dafür 
zu ſorgen, daß ſchon bei der im 8. 8 
angeordneten Eonfignirung der Schiff: 
fnechte eigene verläßliche Leute für die 
Ueberfuhr, welche die Randes-Baudi- 
rection mit ihren Schiffen und Geſchir— 
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werden, um fie im Falle ihres Bedar- 
fes fogleich verwenden zu können. 

8. 10. Die fowohl zu den Commu— 
nicationen in den Vorſtädten, als zur 
Ueberfohrt zu verwendenten Leute und 
Knete, haben ſich auf Verlangen der 
Sciffmeifter und Grundgerichte ohne 
Verzug oder Weigerung zu ftellen, da 
fonft die Widerfpänftigen mit den ge- 
feglihen Zwangsmittein hiezu würden 
verhalten werden. Bei Ausfindigma- 
hung, Stellung und Beftrafung der 
felben haben die Stadthauptmannſchaft 
und beziehungsweife die ftadthaupt- 
mannfhaftlihen Bezirkd-Commiffariate 
ihr Amt vorfhriftmäßig zu handeln. 

$. 11. Jeder der Ueberſchwemmung 
ausgeſetzte Polizei « Bezirk ift für die 
Dauer derfelben in nachbenannte Ab— 
theilungen und Gectionen einaetheilt 
und in Letzterer wird von der Commune 
zur Erhaltung der Communicationen, 
Zufuhr der Lebensmittel 2c. die beige: 
fegte Anzahl von Schiffen bereit gehal— 
ten werden. In jedem Polizei-Bezirke 
und rüdfihtlih des Bezirkes Leopold: 
Radt in jeder Abtheilung derjelben, hat 
eine aus Organen der Commune ge- 
bildete Commiſſion für Ueberfchwem- 
mungs-Angelegenbeiten für die Dauer 
des DBedarfes zu beftehen, am deren 
Spitze der Reiter des Polizei» Bezirkes 
oder der vom Stadtbauptmanne hiezu 
befiellte Commiffär zu ftehen hat. 


Polizei-Bezirk Leopoldftadt. 


1. Abtheilung. — Bon der 
Berdinandsbrüde aufmwärte 
fammt der Brigittenau, 

Anzahl 
Säit 

Section A. 
Donauftraße, von Haus Nr. 1— 
12 und von Haus Nr. 587— 
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ber 
Schiffe. 
Kleine Ankergaſſe, von Haus Nr. 
13— RE Wer ER | 
Sperlgaffe, von Haus Nr. 240— 
249 und NRr.612. . ..1 
Section B. 
Große Ankergaffe, von Haus Rr. 
18-30 .... 1 


Große Schiffgaffe, von Haus Nr. 
33—39 u. von Haus Nr. 43 
= ., 

Krumme Baumgafje, von Haus 
Nr. 40—42 u. das Haus Nr. 

11 1: Er ; 
Eection C, 
Kleine Schiffgaffe, von Haus Ar. 

59— 69 nnd das Haus Nr.77 2 
Schiffamtsgaffe, mit dem Haus 

Ne. 75, 76, 78,86 u.87 . 1 
Bıäuhausgaffe, mit dem Haus Nr. 

82, 83 u. 85, Haid, mit dem 

Haus Nr. 218—220, 621 u. 

> 1 TEN RE RE 

Section D. 

C hreigaffe, mit dem Haus Nr. 
84, 103—107 

Neuegaffe, von Haus Nr. 108— 
122 und das Haus Nr. 623. 

Section E. 

Neuegafle, von Haus Nr. 123— 
134, dann von Haus Nr. 94 
—102 . 2.2... ; 

Gection F. 

Donauftraße, mit dem Haus Nr, 
31, 32, 57, 58, 7074, 88 
—93, 135—138 und das 
Haus Rr.593 .... 

Section G. 

Donauftraße, von Haus Nr. 139 
— 150 und das Haus Nr. 614 1 

Augartenftraße, von Haus Nr. 
151—157 und das Haus Nr. 
597. 


U. Abtheilung. — Die mitt 
leren Gaſſen von der Tabor 
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ftraße aufwärts Bis zur 
Reuegaffe. 
Section A. 
Zaborftraße, von Haus Nr, 311 
—319 . . 


—— von Haus N Nr. 250 - 


Sega von "Haus Nr. 235 
239 i 


Section B. 
Zandelmarktgafje, von Haus Nr. 
26u—279. . 
Herrngaffe, von Haus Nr. 280 
— 254. 
Bapgaffe, von Haus Nr. 285 — 
— 288. 
Zaborfraße von Haus Nr. 289 


Section c. 
Badgaffe, von Haus Nr. 290, 
291 und 295. . . 
Rothe — Haus Nr. 292 
—294. 


Seragafe, von Haus Nr. 296 
—299. 

Große Pfarrgaffe, von Haus Nr. 
300—309 . . ; 

Section D. 

Zaborftraße, Haus Nr. 170 und 
171. 

Große Pfarrgaffe, von Haus Nr. 
172—178. 

Herrngafle, von Haus Nr. 179 
—182 . 

Kleine Pfarrgaffe, von Haus Rr. 
183— 190 

Augartenftrage, von Haus Rr. 
165— 169, dann Rt. 592, 610 
345 u. 346. 

Section E. 

Am Gottesader, Haus Nr. 79 
—8i. 

Strafhausgaffe, Haus Nr. 221, 
222 und von nr Rı. 231 
2341... i 
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 Haidgaffe, Haus Nr. 223 u. 224. 
Herrngaffe, von Haus Nr, 210 
— 216 und von Haus Nr. 225 
—230. 1 
Section F. 
Rauchfangkehrergaſſe, von Haus 
Nr. 191 -æ200 .. 
Augartenſtraße, von Haus Nr. 158 
— 164 und Haus Nr. 600 1 


Polizei-Bezirk Jägerzeile. 


Bon der Ferdinandsbrüde 
abwärts, fammt Prater 
Section A. 
Zaborftraße, von Haus Nr. 320 
— 326. 
Brunnengaffe, von Haus Nr. 455 
—458 . 1 
— von Haus Kr. 327 
— Haus Nr. 332. 
Kleine Hafnergaſſe, von Haus Nr. 
333—334. 
Section B. 
Zaborftraße, von Haus Nr. 335 
— 359. 
Am Zabor, von Haus Nr. 360 
— 366 a 
‚Section c. 
Große Stadtgutgaſſe, von Haus 
Rı. 357—378 u. 595. 
Im Prater, Haus Nr. 379 . 
Blodengaffe, Haus Nr. 33— 1 
386. 
Große Fuhrmannsgaffe, Haus 
Nr. 387. 


Bärtnergaffe, Haus Nr. 388 — 
391 u. 624. 
Kleine Stadtgutgaffe, Haus Nr. 
390— 395. 
Section D. 
Im Prater, Haus Nr. 396, 397 
u. 617. 
Praterftraße, Haus Nr. 398. 
Särtnergaffe, Haus Nr. 608 . A 
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Marokanergaſſe, 
—403. 
Praterſtraße, 

408. 
Marokanergaſſe, Haus Nr. 409 
3 


Haus Rr. 400 
Haus Nr. 404 — 


Praterftraße, Haus Nr. 414 u. 
415. 


Section E. 
Rothe Sterngaffe, Haus Nr. 416. 
Große Fuhrmannsgaſſe, Haus Nr. 
417—423, 598 u. 599. 
Rothe Sterngaffe, Haus Rr. 424 
—432 ud 611 . . 
Blodengaffe, Haus Rr. 433— 
441. 
Section F. 
Rothe Sterngaffe, von Haus Nr. 
141—449 u. 594 
Kleine Fuhrmannsgaſſe, Haus Nr. 
450, 451 u. 596. 
Schmelzgaffe, von Haus Nr. 452 
—454, 618u.619 . . . 
Große Hafnergaffe, von Haus Nr. 
460—465 u. 601. 
Schmelzgaffe, Haus Nr. 466 u. 
467. 


Kleine Fuhrmannsgaſſe, von Haus 
Nr. 468—470. 
Gection G. 
Große Fubrmannsg., von Haus 
Nr. 471 -478. 
Komödiengaſſel, Haus Nr. 479. 
Große Fubrmanndg., von Haus 
Nr. 481 —486 .. 
Schrotgießergaſſe, von Haus Mr. 
487—490 u. 602. 
Große Fuhrmannsgaffe von Haus 
Nr. 491—498 u. 598. 
Rothe Sterngaffe, Haus Nr. 616, 
Section H. 
— von Haus Nr. 499 
— von Haus Ar. 
504—510. 
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Praterſtraße, von Haus Nr. 511 
—518. 
Section I. 
Praterftraße, von Haus Nr. 519 
—522, 579—583, 523— 
535. . 
MWällifche Gaſſe, Haus Rr. 536. 


Gection K. 
Ezerningaffe, von Haus Nr. 537 
— 541, von 561—563 . 
Lihtenauergaffe, von Haus Nr. 

542—550, 556 u. 557. 
Hofenedergaffe, Haus Nr. 558. 
Branzensbrüden: Allee, Haus Nr. 

551 u. 552. 


Section L. 
An der Holzgeftätte, von Haus 
Nr. 559—577 i . 
Section MN. 
Branzensbrüden-Allee, von Haus 
Nr. 630— 607 
Franzensbrüden- Allee, von Haus 
Nr. 20—26. 
Am Schüttel, von Haus Nr. 12 
—19 . 
Para: von Haug Ar. 97 
Section N. 
Mayergaffe, von Haus Nr. 32 — 
42 
Praterfraße, 


emtneaft, von Haus Nr. 64 
—66. 


von "Haus Rr. 43 


Polizei:Bezirf Roſſau. 
Section A. 

Holsftraße, von Haus Ar. 1—5 

Servitengaffe, von Haus Nr. 82 

bis 90, 166, 157 und 163 . 

Kirhengaffe, Haus Nr. 165. 

Section B. 

Weiße Hahngaffe, von Haus Nr. 

6—17, 138, 158 u. 167. . 

Holzftraße, Haus Nr. 18—24 . 


Anzahl 
der 
Sch iffe. 
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Anzahl RAN 
shi. tif. 
Section C. Am Alſerbach, Haus Nr. 61 und 
Holzftraße, von Haus Nr. 29— 62, 
38u.139.. . . | Section C. 
Section D. 


Seegaffe, von Haus Nr. 143 u. 
DIBEN da zur u ar ai 2er 

Rothe Löwengaffe, von Haus Ar. 
39—43, 51—56 u. 142 | 

Judengaffe, von Haus Nr. 44— 3 
50, 148 u. 149 


Section E. 
Pramergaffe, von Haus Nr. 64d— 
78, 140—150 . . . 1 
Grüne Thorgaffe, von Haus Nr. 
79—82, 91, 145—147 . 2 
Section F. 


Porzellangaffe, von Haus Nr. 57 
—63, 162, 163, 129, 137, 
92u14. . : 3 

Section 6. 

Am Glacid, Haus Nr. 146, 155 
u. 159. 

Schmidgaſſe, von Haus Nr. 93 
—103, 151, 104— 111,144, 
153 u.154 ... 5 

Section H. 

Adlergafle, Haus Nr. 119 u. 120. 

Mohrengaffe, von Haus Nr. 112 
118, 121—128 . . 2 

Mohrengaffe, Haus Nr. 277, 278, 
292, 293, 2833—286. 


Polizei⸗Bezirk Liechtenthal. 
Section A. 
Große Schmidgaffe, von Haus 
Nr. 1—15, 16—21 u Er 
Große Schmidgaffe, von Haus 
N. 15166 .... dl 
Gection B. 
Zweifehhtergaffe, Haus Nr. 22, 
23, 35 u. 36. 
Zweifehtergaffe, von Haus Nr. 


101—105u.63 . . 1 
Simondentengaffe, von Haus Nr. 
24—34 D . . . . . 1 


Kirhengaffe, von Haus Nr. 63 
—72 


Fleckfie dergaſſe von Haus Nr. 73 
—78,58—60 . . 
Hauptftraße, von Haus Kr. 9 
—20. 
Section D. 
eu von Haus Nr. 21— 


— von n Haus Mr. 18, 
178—181. . . r 
Section E. 
Kirhengaffe, von Haus Nr. 44 
—61,64—81 . . 
Section F. 
Kleine Schmidgaffe, von Haus 
Nr. 86— 100, 105—125 
Section G. 
Badgaffe, von Haus Nr. 128 — 
145, 147—153 . 
una: Haus Nr. 137 und 


Section H. 
MWagnergaffe, von Haus Nr. 41 
—43, 82—85, 125—127, 
167—172. . 
Spitlangaffe, von Haus Rr. 173 
—177, 205 u. 206 . ; 
Spitlau, Haus Nr. 37. 


Polizei: Bezirk Weißgärber. 


Section A. 
Hauptftraße, von Haus Nr. 1— 
12, 25—35 . 

Seilergaffe, Haus Nr. 56 u. 57. 
Hebgaffe, Haus Nr. 37 und von 
Haus Nr. 2—45 . . 
Kirhengaffe, von Haus Nr. 50— 

56, von 58—61, dann — 

Nr. 108 .. 
Section B. 
Särtnergaffe, von Haus Nr. 13 

—16, von 82—90 u. 104 , 


1 
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— 
Shift. 
Rauchfangkehrergaffe, von Haus 
Ar. 92—96 u. 103. 
Gänsweide, von Haus Nr. 97— 
102. . 5. 
Section c. 
— von Haus Nr. 20— 


— Haus Nr, 24, von 
62— 70, 

Köwengaffe, Haus Nr. 72, 73, 
74 u. 77 1 

Bärtnergaffe, Haus Nr. 17—19 
und von I—8l . . . 1 

Section D. 

Kögelgaffe, Haus Nr. 38, 39, 40, 
von 105—107, dann 4 . 1 

Zandftrage, Canalgaſſe, Haus Rr. 
20—29 u. 549 

Landſtraße, Marrergafle, von Haus 
Nr. 550—552. 

MWeißgärber, Haus Nr. 46 u. 91 1 

Obere Bärtnergafie, Haus Nr. 46, 
48 u. 49. 

Brunngaffe, Haus Nr. 47, 75 u. 
J 


Polizei⸗Bezirk Erdberg. 


Section A. 
Gärtnergaſſe, von Haus Nr. 360 
—365 und 383—388 . . 2 
Rüdengaffe und Gärten, von Haus 
Nr. 349—352 . 2 
Beinfiedergaffe, Haus Rr. 398, 
399 


Aufwaihgaffe, Haus Nr. 382. 
Section B. 
Rüdengaffe, Haus Nr. 347 und 
348 


Bärtnergaffe, von Haus Nr. 366 
—377, von 379— 381 und 
401, dann Wällifh-Garten . 3 

Dietrichgaffe, Haus Nr. 344,378, 
408. 


Antonigaffe, Mauthhaus Nr, 343 1 
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Uebrigens if fürjede Abthei— 
lung eine Infpectiong - BZille 
zu ſtellen. 

$. 12. Der Magiftrat ift verpflich⸗ 
tet, dur fein Bauamt die zur Erhals 
tung der Communication in den Bor- 
ftadten nöthigen Treppen und Schrä- 
gen bei Zeiten dahin zu führen, fie im 
Einverftändniffe mit den ftadthaupt- 
mannfcaftliden Bezirks-Commiſſaria— 
ten aufzujtellen und einen binlänglichen 
Borrath für den Fall des Mehrbedarfes 
bereit zu halten. 

$. 13. Wo die Berbindung mit Trep- 
pen nicht hergeftellt werden kann, oder 
wo fie auch mit Treppen und Zillen 
nicht zureichend ift, find befpannte Leis 
terwägen zu gebrauden, welde der 
Magiftrat nach Bedarf beizuftellen hat. 

$. 14. Jeder Haudeigenthümer in 
den der Ueberſchwemmung ausgeſetzten 
Borftädten ift verpflichtet, fih mit den 
zur Erhaltung der Verbindung inner 
halb feines Haufes und mit den Trep- 
pen auf der Gaſſe erforderlihen Bret— 
tern und Schrägen zu verfehen. Eigen- 
thümer größerer Gebäude haben nebft- 
dem au Schiffe oder Flöße und zwar 
von derjenigen Gattung und in der 
Anzahl fih anzuſchafſen, wie es ihnen 
von der Stadthaupimannfhaft vorge: 
fhrieben werden wird. Leber den Bor- 
rath und den brauchbaren Stand dier 
fer Gerätbichaften haben fi die Haus: 
eigenthümer auf jedesmaliged Berlan- 
gen der ftadthauptmannfchaftlichen Bes 
zirtd - Gommifjariate und der Grund» 
gerichte gehörig auszuweiſen, welde 
dafür verantwortlich bleiben, daß fie 
wenigftens Einmal des Jahres zur ge- 
hörigen Zeit bierwegen Nachſicht pfle 
gen und die entdedten Mängel ihren 
Behörden anzeigen. 

$. 15. Die Namen der in jeder Ber 
zirks-⸗Abtheilung aufgeftellten Polizei«, 
Magiftrats- und Sectiond:Gommifläre, 
gu weld leßteren auch befaunt recht« 
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liche Gemeindeglieder gewählt werden 
können, werden bei einer durch den 
Eisgang zu beſorgenden Ueberſchwem— 
mung durch eine vorläufige Kundma— 
hung in jedem Polizei- Bezirke befannt 
gemacht werden, damit fih das Publi- 
cum in allen Angelegenheiten an felbe 
wenden fann und von ihnen die allent- 
halben nothwendigen Borkehrungen 
fchleunig getroffen werden, 

8. 16. Im jeder Bezirke: Abtheilung 
ift ein Rettungshaus zu beftimmen, in 
welhem nebft den polizeilihen und 
magiftratifben Gommiffären ein Wund— 
arzt mit dem Nothkaſten, eine Heb- 
omme, Rauchfangkehrer, Zimmerleute 
und die nöthige Polizei» Wahmann- 
fhaft gegenwärtig fein werden. Bei 
diefem Rettungshauſe werden zwei 
Schiffe mit der Auffhrift „Rettungs— 
ſchiff“ bezeichnet, dann mit den nöthi— 
gen Requifiten, als: Brecheifen, Haden 
und auf dem Kranzel mit einer roth 
und weißen Fahne verfehen, aufgeftellt 
fein. 

8. 17. Die Kranken und Gebrech— 
lichen find bei Zeiten aus den Erdge— 
ſchoſſen, entweder in die oberen Stock— 
werke oder zu ihren Berwandten und 
Bekannten, oder, wenn diefes nicht 
thunlich wäre, in das allg. Kranken: 
haus zu überbringen. Bei dringender 
Gefahr find auch die Gefunden aus 
den ebenerdigen Wohnungen in die 
oberen Stockwerke, oder anderswohin 
zu delogiren. Zu diefem Behufe find 
für diefelben nah vorläufig dur die 
- ftadtbauptmannichaftl. Bezirks - Com» 
miffariate vorgenommener Rocal: Unter- 
fuhung die erforderlihen Quartier 
Anmweifungs-Bolleten auszufertigen. 

8. 18. Nicht minder ift Sorge zu 
tragen, daß das Vieh noch zur gehöri« 
gen Zeit aus den Staflungen getrieben 
und in die gleichfalls fhon im Boraus 
ausgemittelten, auf den zu erfolgenden 
Anweifungs=Bolleten erfihtlihen Lo— 
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calitäten gebracht werde. Sollte das 
Elementar-Ereignip fo fchnell eintreten, 
daß es an Zeit gebräche, das Vieh un, 
mittelbar dahin zu bringen, fo find zur 
augenblicklichen Aufftellung desfelben 
nachſtehende Pläbe beftimmt: 

Für den MPolizeibezirt Jägerzeile 
aus den Häufern, welche von der fer: 
dinandöbrücde bis zur Taborlinie ab— 
wärts gegen den Prater liegen, das 
Blacis bei den Hauptmauth » Magazir 
nen und für jene, welche im Polizeis 
Bezirke Leopoldftadt aufwärts gegen 
die Brigittenau liegen, das Glacis 
zwifchen dem Schotten» und Neuthore. 
Für die Polizei » Bezirfe Roffau umd 
Liechtenthal das Glacid vor dem fo» 
genannten rotben Haufe und für die 
Polizei» Bezirke Weißgärber und Erd- 
berg der Pla vor der Auguftiner- 
Kirhe auf der Landftraße. An diefen 
Plägen werden fih Polizei-Commiſſäre 
befinden, die den Eigenthümern des 
Viehes, die allenfalls noch keine An- 
weifungs » Bolleten erhalten hätten, 
ſolche zu erfolgen haben. 

8.19. Noch bevor eine Ueberſchwem⸗ 
mungsgefahr eintritt, bat der Magi- 
ftrat mittelft feined Bauamtes und mit 
Beiziehung von Werkverftändigen die 
Häufer und insbefondere jene, deren 
ſchwacher Bauftand bereits befannt ift, 
genau zu unterfuhen, das Unterfu- 
hungs-Refultat der Stadthauptmann« 
[haft im fürzeften Wege mitzutheilen 
und unverzüglich die nöthigen Vorkeh— 
rungen zur Bermeidung aller Unglücks— 
fälle zu treffen. 

8. 20. Obgleich bei den gegenmwär- 
tig beflehenden Gommunicationd» Brü« 
en faum zu beforgen ift, daß die Ber- 
bindung mit der Reopoldftadt zeitweife 
ganz unterbrochen werden wird, fo ha— 
ben dennoh die in Anfehung ihrer 
Backhäuſer bedrohten Bäder der Leo» 
poldftadt aus ihren Borräthen eine 
binlänglihe Quantität Backmehls und 
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Holzes zu den barmh. Brüdern in der 
Leopoldftadt zu überbringen, um dort: 
ſelbſt die Verpackung vornehmen zu 
können. 

$. 21. So wie die Bäder und Flei— 
fer überhaupt gehalten find, den vor: 
aefchriebenen 4= und Zwochentlichen 
Borrath zu befiken, eben fo haben in 
den Borftädten Rokau, Althan, Thurn, 
Liechtenthal, KReopoldftadt, Jägerzeil, 
Weißgärber und Erdberg, auch die übri- 
gen Gewerbsleute, weldhe mit den er» 
ften Lebensbedürfniffen handeln, bei 
einem bevorftchenden Gisgange ſich 
wenigftend einen 14tägigen Borrath 
anzufchaffen, wovon fih die Stadt- 
bauptmannfhaft und der Magiftrat 
nah der diefen Behörden aud unter 
ten gewöhnlichen Umftänden vorge 
zeihneten Wirkfamkeit zu überzeugen 
haben. 

8. 22. Sämmtlihe Bewohner der 
der Ueberſchwemmung ausgefegten Bor: 
ftädte haben, fobald fie von der annä— 
hernden Gefahr des Eidganges Kunde 
erhalten, fi mit den unumgänglichen 
nöthigen Lebensbedürfniffen, wenigſtens 
für zwei Tage zu verfehen und find 
biezu bei dem Gintritte des Momentes 
der Nothwendigkeit durch Einfagen in 
den Häufern aufzufordern. 

8. 23. Die in der Reopoldftädter 
Reiterkaferne befindlibe Militär-Mann- 
ſchaft if bei zu beforgender Ueber: 
ſchwemmung umanfgehalten mit den 
nöthigen Einquartierungs-Billeten in 
die der Waffergefahr nicht ausgefekten 
Borftädte durch das ftädtifche Einquar— 
tirungsamt zu verfehen. 

$. 24. Da es von der größten Widh- 
tigkeit ift, bei Weberfhwemmungen, die 
duch das Abgehen des Eisftoßes zu 
beforgen find, fo ſchnell ald nur immer 
möglih von der annähernden Gefahr 
Kenntniß zu erhalten, fo find nächſt 
dem erponirten Strom-Aufſichtéperſo— 
nale ſowohl in der oberen als unteren 
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Donaugegend eigene Beamte der k.k. 
Landes-Baudirection in den benadhbar- 
ten Stationen zu erponiren und ihnen 
fowie jenen in den beftehenden Erpo- 
fituren, die erforderlihen Wächter und 
Boten beizugeben, um von dem Stei— 
gen des Waſſers und dem Beginnen 
des Eiéganges, von einer darauffol- 
genden Wiederfeſtſtellung des Gifes 
und von dem vollftändigen Abgange 
desfelben unverzüglich auf die unten 
bezeichnete Art Nachricht zu erhalten. 
Stationenderoberen Gegend: 
Zulln, Mucdendorf, Greifenftein, Höf— 
lein, Klofterneuburg (Kuchelau), Kah— 
lenbergerdörfel, Rußdorf. 
Stationenderunteren®egend: 
Hainburg, Regeldbrunn, Fiſchamend, 
Mannswörth, Simmeringer Haide, 
nähft der Ausmündung des Wiener 
Donaucanals. 

Die Beamten aller diefer Stationen 
haben die Nachrichten über das Stei- 
gen des Waſſers und über den Eie— 
gang mit größter Beſchleunigung durch 


erpreffe Boten der Landes» Baudirec- 


tion anzuzeigen. 

Das biefige Bublicum wird, falle 
aus den hiernach eingehenden Nachrich— 
ten eine Gefahr zu beforgen ſteht, durch 
einen Kanonenfhuß, bei fleigender 
Gefahr durh zwei Kanonenfhüfle 
und bei höchſter Gefahr durch drei 
Kanonenfhüffe von der Elendbaftei 
naht dem f. k. Militär » Stabsftod- 
baufe darauf aufmerffam gemacht wer« 
den, um fih und ihr Eigentbum auf 
dem vorgefhriebenen Weg in Sider: 
heit bringen zu fönnen. — Außerdem 
werden im Kalle einer Bewegung des 
Eisſtoßes Behufs der Einleitung der 
Abfverrung der beiden Donaubrüden, 
Pöller-Signale am Kablenberg und im 
Nußdorf gegeben. Der bei dem Avifo- 
poften in Wien beftellte Beamte der 
Landes» Baudirection wird die Ergeb: 
niffe der einlangenden Rapporte den 
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übrigen Aviſopoſten, der Stadthaupt⸗ 
maunſchaft und dem Magiſtrate und 
beziehungsweife den dort für die Ueber: 
ſchwemmungsvorkehrungen aufgeftell- 
ten Gommiffären derfelben fchleunigft 
zu übermitteln, umd gleichzeitig auch 
die Anzeige an den Statthalter, Milis 
tär-Gouverneur, Minifter des Innern 
und des Handels zu erftatten haben. 
Die auf die Avifo:Anftalt Bezug neh— 
menden Geſchäfte find von der Landes: 
Baudirection, fo lange nicht Gefahr 
am Berzuge ift, im Amtslocale, außer: 
dem aber durd einen auf der Baftei 
erponirten Beamten zu beforgen, Die 
Eignalgebung hat der betreffende Bau— 
Directiond- Beamte unmittelbar zu vers 
anlaffen, und es find Behufs des rich- 
tigen Berftändniffes diefer Signale 
einige Zeit vor dem zu beforgenden 
Eintritt einer Ueberfhwemmung die 
üblihen Rundmachungen vonder Stadt: 
hauptmannfhaft zu erlaffen und in 
den der Gefahr ausgefegten Bezirfen 
allgemein zu verlautbaren. Die für die 
Permanenz fowohl der Landes -Bau- 
direction ale auch der Stadthauptmann- 
fhaft und des Magiftrats, dann für 
die Artillerie- Mannfhaft nothwendi- 
gen Hütten fanımt Zugehör hat die 
Gommune beizufhaffen und für Die 
hinreichende Anzahl der mit dem Schrei- 
ben der Rapporte, dann der Zuftellung 
derfelben befchäftigten Berfonen Sorge 
zu tragen; — auch ift fich rechtzeitig 
an die Militär-Behörde um Abordnung 
der nöthigen Artillerie: Mannjhaft zu 
wenden. 

Während der Ueberfhwem- 
mung. Ä 

8. 25. Sobald die Ueberſchwem— 
mung eintritt, find unverzüglih alle 
vorbereiteten Anftalten nad Bedarf 
und Rocalität in Wirkfamkeit zu fepen. 

8. 26. Die in den Polizei⸗Bezirken 
und in deren Abtheilungen und Gec- 
tionen aufgeftellten Commiſſäre, die 
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zunächſt in der Lage ſind, die aus der 
örtlichen Ueberſchwemmung hervorge⸗ 
henden individuellen Bedürfniſſe zu er— 
kennen, ſind verpflichtet, ſo viel es nur 
immer in ihrer Macht liegt, dafuͤr zu 
forgen: 

a) Daß vor Allem die noch allen- 
falls in den Erdgeſchoſſen befindlichen 
Menfhen vor Lebensgefahr gerettet, 
und auf die in $. 17 angedeutete Art 
untergebracht werden; 

b) daß diejenigen Kranken, die nicht 
in das allgemeine Krankenhaus trand« 
portirt werden fonnten, ärztliche Hilfe 
und Medicamente erhalten; 

e) daß das nod nit in Sicherheit 
gebrachte Vieh und vorzüglih die 
Pferde und Kühe ungefäumt aus den 
Staliungen und in die nach dem $. 18 
ausgemittelten Kocalitäten geführt 
werden; 

d) daf die Communication fowohl 
auf den Straßen, als im Innern der 
Häufer ohne Verzug errichtet, und nad 
Map, ala die Ueberfhwemmung zu— 
oder abnimmt, auf die vorgefhriebene 
Weiſe dur Treppen, Schiffe oder Wä- 
gen fortwährend erhalten werde; 

e) daß dem Bublicum, weldes in 
der Lage ift, von diefen Communica- 
tionen Gebrauch zu mahen, von den 
Schiffen und Fuhrleuten feine Be: 
zahlung abgedrungen werde; 

f) daß in den fogenannten Rettungs⸗ 
häuſern die Wundärzte mit den Roth: 
fäften, dann die Hebammen, Rauch— 
fangkehrer, Zimmerleute und Polizei⸗ 
Wachmannſchaft gegenwärtig und die 
Rettungsfchiffe fammt Zugehör vor 
handen feien; 

g) daß, falls die Ueberſchwemmung 
bei Nachtzeit eintreten follte, nebſt der 
gewöhnlihen Straßenbeleuhtung in 
jedem Haufe mehrere Fenſter ſowohl 
auf die Gaffe ald im Innern der Hofe 
räume erleuchtet werden, um dadurch 
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die in Vollzug zu fekenden Sicher— 
beitämaßregeln zu erleichtern; 

h) dag den Armen, die ſich den im 
8. 22 erwähnten 2tägigen Vorratb an 
Rebendmitteln nicht beifhaffen konn— 
ten, die unumgänglich nothwendigen 
Bedürfniffe an Brot, Fleiſch, Salz xc., 
dann an Holz, Stroh u, dal. entweder 
infofern es die Verbältniffe aeftatten, 
von den Gewerbsleuten des Grundes 
oder aus andern nicht überfhwenmten 
Borftädten oder aus der Stadt verab: 
reiht werden. Den Gewerbeleuten 
find dafür einftweilen von ten aufge 
ftellten Commiſſären gefertigte Em— 
pfangsbeftätigungen zu erfolgen; 

i) daß den Bewohnern, wo die 
Prunnen unbrauhbar find, Trinkwaſſer 
in binfängliher Quantität zugeführt 
werde; 

k) daß, wenn wider alles Vermu—⸗ 
then dennohb Berunglüdungen an 
Menfhen Statt finden follten, die 
Reihen fogleih in das Rettungs haus 
oder in das allgemeine Krankenhaus 


verfhafft, und die Jdentität der Per- 5 


fonen erhoben werde; 

1) daß die etwa vorgefundenen Aeſer 
ohne allen Verzug bei Seite geihafft 
werden, und die Mafenmeifter ihrer 
diesfälligen Verpflihtung auf das Ge: 
naueſte nachfommen, worüber in&befon- 
dere der Magiftrat zu wachen hat, 
endlich 

m) daß, wenn während der Uebers 
fhwemmung die fernere Bewohnung 
von Gebäuden gefährlich werden follte, 
bierwegen fogleih die nöthigen Sicher: 
heitdmaßregeln ergriffen, oder nach Um: 
fänden die darin befindlichen Parteien 
delogirt werden. 

$. 27. Den Anordnungen der ex— 
ponirten Beamten, die eine weiße und 
rothe Cocarde zu tragen baden, hat 
Jedermann ohne Widerrede bei firen- 
ger Ahndung Folge zu Teiften. 

8.28. So wie ed der Stadthaupt- 
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mannſchaft obliegt, die in den Polizei— 
Bezirken aufgeſtellten Commiſſäre über 
die im 8. 26 vorgezeichneten Pflichten 
zu controlliren, eben ſo iſt es die 
Sache der Landes-Baudireckion, den 
Stand des Waſſers genau zu beobach— 
ten, ferner darauf zu fehen, ob etwa 
zur Vermeidung von Unglücksfällen die 
Sperrung der einen oder der andern 
Brüde nothwendig wäre, und ob nicht 
bie und da eine Stodung, Rüdichwel- 
fung oder Dammdurchbrechung ſich er- 
geben habe, und diesfalls eine Abbilfe 
möglich fei, welde fie entweder felbft 
fogleich zu treffen, oder in Antrag zu 
bringen, und von dem Einen, wie von 
dem Andern ſogleich die Anzeige an den 
Statthalter zu machen hat. 

8. 29. Den Bewohnern der über: 
fhwemmten Vorſtädte ift für den Fall, 
ald die Brunnen verdorben würden, 
das Trinkwaſſer aus den öffentlichen 
Brunnen zuzuführen, wozu der Magir 
ftrat durch Das Stadtbauamt die nö- 
thigen Wafferfäffer bereit zu halten 

at 


$. 30. Kalle die Hilfeleiftung von 
Seite des Militärd nothwendig befun- 
den werden follte, haben die Stadt: 
hanptmannſchaft, die Landes» Baudi- 
rection und die in den Bezirken aufge- 
ftellten Commiſſionen diefelbe unmits 
telbar von der Militär: Behörde anzu» 
ſprechen. 

$. 31. Wenn durch den Eisgang 
die Brüden am Tabor befhädigt wer: 
den, fo hat die Landes» Baudirection 
fiir die ſchnelle Errichtung einer Ueber: 
fuhr dort oder bei Nußdorf, je nad: 
dem e3 die Umftände erlauben, Sorge 
zu tragen. Zur Erhaltung der Drd- 
nung an beiden Ufern der Ueberfuhr 
bat die gedahte Direction wegen Ab: 
ordnung von Polizei-Commiffären u.ıd 
der erforderlihen Polizei» Wahmann- 
{haft fih unmittelbar an die Stadt: 
hauptmannſchaft zu wenden. 
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$. 32. Die Stadthauptmann— 
[haft im Einvernehmen mit der Lan— 
ded-Bandirectton führt die Aufſicht 
überdas Ganze, ihr ift die un— 
mittelbare Leitung übertra- 
gen. Die Dberleitung ift dem Statt: 
halter vorbehalten. 

$. 33. Die Stadthauptmannſchaft 
und die Landes» Baudirection haben 
täglich und nad Umftänden aud mehr: 
malen ded Tages Napporte an den 
Statthalter zu erftatten, und in drin— 
genden Fällen von demfelben die Wei- 
fungen im kürzeſten Wege einzuholen. 
Gleichzeitig find diefe Rapporte an den 
Minifter des Innern zu erftatten. 

Nah der Ueberfhwemmung. 

5. 34. Nah Ablauf des Waſſers 
hat der Magiftrat dafür zu forgen, 
daß die Gäffen und Das Innere der 
Häufer vom Schlamme und den etwa 
zurüdgebliebenen Eisfhollen gereinigt 
werden, und überhaupt jedes Hinderniß, 
wodurh die Communication gehemmt 
ift, befeitigt werde. Die Reinigung der 
Ufer und der Dämme ift von der Pro- 
vinzial-Baudirection zu bewerfftelligen. 

$. 35. Die öffentlihen Ganäle find 
von dem Stadtbauamte zu unterfuchen 
und die angetroffenen Befhädigungen 
auf Koften der Beitragspflichtigen 
herzuftellen. 

$. 36. Den Bauzuftand der über 
Ihwemmt gemwefenen Gebäude hat der 
Magiftrat fogleih unterfuchen zu laf- 
fen, und wenn ſich dabei ihre fernere 
Bewohnung als gefährlich zeigen follte, 
die Delogirung der Parteien unge 
faumt zu veranftalten, und auf die 
baldige Wiederherftellung der Gebäude 
zu dringen. Das alfogleihe Beziehen 
der feuchten Wohnungen ift firenge zu 
unterfagen und es ift darüber zu was 
hen, daß diefes Verbot genau gehand- 
habt werde. 

8.37. Rüdfihtlih der Stallungen 
ift gleichfalls zu beobachten, daß diefe, 

Buleisfg, Handb. d. Pol. Geſ. IL. 
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zur Vermeidung von Krankheiten des 
Viehes, nit früher wieder benügt 
werden, bis fie gehörig gereinigt find. 

8.38. Ueberhaupt werden die Stadt- 
bauptmannihaftd: und die Polizei⸗Be— 
zirfsärzte im Vereine mit dem Magi- 
ftrate und beziehungsweife dem Stadt: 
bauamte für die Durchführung der Be— 
ftimmungen des Regierungd-Circulare 
vom 20. März 1823, betreffend die 
Borfchriften zur Austrodnung und 
Bewohnbarmahung überfhwemmt ges 
wefener Wohnungen forgen. 

8. 39. Bis das Waſſer in den Haud- 
brunnen von den Nerzten als trinfbar 
und der Gefundheit unfhädlih aner- 
fannt worden ift, bat die im $. 29 
angeordnete Zuführung des Trinkwaſ— 
fer fortwährend ftattzufinden. 

8. 40. Der Berkauf der durch die 
Ueberſchwemmung verunreinigten oder 
gänzlich verborbenen Berzehrungs-Ar- 
tifeln und Arzneien, dann des uns 
brauchbar gewordenen Biehfutters ift 
firenge unterfagt, und es haben hier: 
auf die ftadthauptmannfhaftlicdden Be— 
zirfe:Commiffariate, der Magiftrat und 
die Grundgerihte das forgfältigite 
Augenmerk zu richten. (Erl. der Sth. 
von N. Deft. vom 22. Dec. 1851 3. 
42942. 8. ©. B. 3. 1852. Nr. 9.) 

Ueberſchwemmung, Borfihten bei 
Erbauung neuer Häufer in den der 
Ueberfhwemmung ausgefekten Bor: 
ftadtgründen, f. Bauordnung für 
Wien $. 22. 

— — Maßregeln zur Berhinderung 
von Unglüdsfällen bei Hochwäſſern der 
Donau an der Straße zwifchen Mar- 
garethen und Wilhering, dann zwifchen 
Wilhering und Eferding, f. Donau. 
(Bdg. vom 13. März 1847.) 

— — Maßregeln zu deren Befeiti- 
gung, f. Bauführungen. (Vdg. vom 
28. März 1835.) 

— — durch Austreten des Wien: 


fluffes, |. Wienfluß. 
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Ueberſchwemmung, ſ. Schiff⸗ 
pe: Schiffmühlen, Waflerban- 


nt. 

Ueberfiedlung. Die Bewilligung 
zur Meberfiedlung in confcribirte Rän- 
der ertheilen die Kreisämter im Ein- 
verftändniffe mit den Werb - Bezirkd- 
Gommanden, in unconferibirte Ränder 
aber fteht die Bewilligungs-Ertheilung 
allein der Regierung zu. (R. ö. Rggs. 
Bdg. vom 27. Jän. 1805. Krop. Gef. 
Franz. 20. Bd. ©. 36.) 

— — bei, find Aufnabmefheine 
nicht mehr erforderlich, ſ. Ehebewilli⸗ 
gung. 

— — nad Ungarn, f. Ungarn. 

Vebertretungen gegen die Baus 
ordnung, Beftrafung derfelben, fiehe 
Bauordnung für Wien, $. 30. Bau: 
ordnung für Böhmen $. 67. 

— — politifher Vorſchriften, Be— 
ſtimmungen wegen Umfeßung der Geld⸗ 
firafe von W. W. auf Conv. Münze, 
f. Geldftrafe. 

— — politifhe und polizeiliche, 
Beſtimmung rüdfihtlih der Berjäh- 
rung, f. Verjährung. 

— — einfadhe, f. Polizeislleber- 
tretungen. 

Ufer. Das Ufer vom Waſſer und 
tiefen Gräben muß mit einem Gelän— 
der verſehen ſein. (Pol. Ordn. für 
Mähren. Krop. Geſ. Joſ. 10. Bd. S. 
272-274. 

— — follen durch Schotterausfüh— 
ren nicht beſchädigt werden. (R. ö. 
Rggs. Vdg. vom 6. April 1819. Krp. 
Geſ. Franz. 41. Bd. S. 195, ſiehe 
Schotter. 

— — des Donaucanald, für deren 
Reinhaltung hat der Donaucanal-In- 
fpector zu waden, |. Donancanal. 

Uhren follen auf allen größeren 
Eifenbahnftationen vorhanden fein, f. 
Eifenbahn = Betriebs = Ordnung 


8. 40. 
Uhrmader, ſ. Meifterzeichen. 
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Umtauchen der Flöße, f. Donau: 
canal. 

Umtauchpläge, f. Donauftrom: 
Polizeivorfchrift $. 11 u. 12. 

Uneheliche Geburten, Mafregeln 
zur Hintanhaltung derfelben, ſ. Gitt: 
lichkeit. 

— — Kinder, f. Kinder. 

— — Linder, ſ. Sittlichfeit. 

Ungarifche Raftelbinder, f. Draht: 
binder. 

— — Behörden dürfen öfterr. Un— 
terthanen feine Wanderbewilligung er 
theilen, f. Wanderbüdher. 

Ungarn. Mit a. h. Entſchließung 
vom 4. Juni 1815 wurde bereits an- 
geordnet, daß erkrankte, in Wien be: 
findlihe Ungarn, nad den ganz glei- 
hen Bedingungen, wie andere Ein« 
wohner Wiens in das hiefige allgem. 
Krankenhaus aufgenommen werden. 
Da nun nah Berfiherung der königl. 
ungar. Hoffanzlei alle armen Unter- 
thanen aus ſämmtlichen deutfchen Pro- 
vinzen bei ihrer Erkrankung in Ungarn 
in den dortigen Spitälern unentgelt- 
lich verpflegt werden; fo müffen aud 
die in den deutfhen Provinzen erkrank⸗ 
ten mittellofen Ungarn auf gleiche Art 
behandelt werden. Nur in Anfehung 
jener Ungarn, welde in einen Wahn- 
finn verfallen, und fih an einem Drie 
nicht durch volle 10 Jahre aufgehalten 
haben und kein Vermögen befißen, 
tritt eine Ausnahme ein, weil in Un» 
garn feine Irrenanftalt befteht, folglich 
auch die Beobachtung der Reciprocität 
bier nicht Statt findet. Für diefe müf- 
fen die Berpflegsgebühren von den un- 
garifhen Behörden entrichtet werden. 
(Hflzl. Decr. vom 12. Juni 1828, an 
fämmtl. Länderft. mit Ausnahme von 
N. Defterr. und der ital. Provinzen. 
Pol. ©. ©. 56. Bd. Nr. 61.) 

— — Es darf der Wr. Jrrenan- 
ftalt nicht zur Obliegenheit gemacht 
werden, einen Wahnfinnigen aus Un: 


Ungarn. 


garn aufzunehmen, wenn nicht bei der 
Unterbringung desfelben die Abtragung 
der Berpflegsgebühren gehörig ſicher 
geftellt wird. (A. h. Entſchließung vom 
23. Jänner 1829; Hofkzl. Decr. vom 
12. Febt. 1829 3. 2051, n. ö. Rggs. 
Bdg. vom 7. März 1829 3. 10429. 
Geſetzſ. für Defterr. u. d. €. 11. Thl. 
Nr. 41.) 

Ungarn. — Berichtigung der 
Kranken: Berpflegsfoften. Mit 
a b. Entihließ. vom 19, Jän. 1834 
wurde beflimmt, daß fih bei allen 
Kranken⸗ und Irrenanftalten der deut⸗ 
fhen Provinzen in Abficht auf die Auf- 
nahme ungarifcher Unterthanen an jene 
Vorſchrift zu halten fei, welde in die- 
fer Beziehung bereits für die Wiener 
Kranken- und Irrenanftalt befteht und 
laut welder diefer Anftalt der volle 
Erfaß für jedes aufgenommene Indivi- 
duum geleiftet werden muß, auch dies 
felbe nit verbunden werden fann, 
einen Jrrfinnigen aus Ungarn aufju« 
nehmen, wenn nicht bei der Ueberbrin- 
gung desfelben die Abtragung der 
Berpflegskoften gehörig ſicher geftellt 
ift, es jedoch der k. ungar. Hoffanzlei 
überlaffen bleibt, zu beflimmen, wer 
oder welder Fond die Erfagkoften zu 
übernehmen babe, oder wie diefelben 
bereinzubringen feien. (Hflzl. Deer. v. 
6. Febr. 1834 3. 1316, an fämmtl, 
deutfche Länderft. Decr. der n. ö. Reg. 
vom 1. Mär; 1834 3. 10081. Pol. 
G. ©. 62. Bd. Nr. 19.) 

— — Bon diefer a. h. Anordnung 
wurden ſämmtliche Bezitks⸗Directionen 
mit dem Beiſatze verftändiget, daß von 
jedem ungar. Unterthan, welder in 
das k. k. allgem. Kranken- oder Irren⸗ 
haus abgegeben wird, falls nicht eine 
Innung oder ein Dienſtgeber zur Be- 
zahlung der Verpflegskoſten für felben 
verpflitet ift, die Anzeige hierüber 
mit Beifügung des richtigen Nationa- 
les und der fonftigen Berhältniffe an 
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die k. k. Polizei» Ober: Direction un- 
verzüglich zu erftatten if. (Eirc. der 
k. k. Bol. Ob. Dir. v. 14. März 1834 
3. 2435/995.) 

Ungarn. Bei Vorkommen eines 
ungar. Patienten, der in das k. k. allg. 
Krankenhaus abgegeben werden foll, 
find durch Befragen desfelben oder fei- 
ner Unterftandögeber die Daten in Be: 
treff des Namens, Geburtsortes, etwa 
fonft irgendwo vollſtreckten Decenniums, 
der Dauer des biefigen Aufenthaltes 
und der etwaigen zahlungspflidtigen 
Parteien genau zu erheben, und von 
den Päffen und Zeugniffen Einficht zu 
nehmen, kurz alle Notizen nah Mög: 
lichkeit beizufhaffen, aus welden die 
zur Beftreitung der Berpflegskoften 
verpflichteten Parteien oder Gemeinde 
ar erfihtlih wird. (Decret der k. k. 
Bol. Ob. Dir. vom 6. Nov. 1834 8. 
11470/4699.) 

— — Die f. ungar. Statthalterei 
hat unterm 12. Apr. 1836 3. 11062 
eröffnet, daß fie unter Einem fämmt: 
lihe Jurisdictionen angemiefen habe, 
fih inFällen, wo aus den öfterreichifch- 
erbländifchen Provinzen gebürtige Un: 
tertbanen nad Ungarn umfiedeln wol: 
len, nicht unmittelbar an die betreffen: 
den öfterr. Behörden, fondern an die 
Statthalterei zu verwenden. (Bdg. der 
n. 6, Reg. vom 14. Mai 1836 3. 
27646. Pr. ©. ©. 18. Bd. Nr. 145.) 

— — Berfabhren beidem Ein: 
[breiten um die Entlaffunge: 
oder Ueberfiedlungsd-Bemilli- 
gungnad Ungarn. Die f. f. ver: 
einigte Hoffanzlei hat im Einverftänd- 
niffe mit dem k. k. Hoffriegsrathe be- 
ſchloſſen, es bei Ueberfiedlungen nad 
Ungarn bei dem dortlandes üblichen, 
auf die urfprünglihen Militär - Eon: 
feriptiong « Vorfhriften gegründeten 
Berfahren, wornach die Ueberſiedlungs— 
oder Entlaffungs » Urkunden von der 
politifhen Landesſtelle ” dem Ge: 

1 ” 
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neral-Gommando contraſignitt werden 
müffen, zu belaffen. Zur Bermeidung 
jeder durch diefe Eontrafignirung mög» 
lichen Verzögerung ift jedoch, falls ſich 
nicht ohnedem dortlandes hiernach be- 
nommten würde, die Verfügung zu tref— 
fen, daß gleichzeitig mit dem kreis— 
ämtlihen Einſchreiten um die Weber: 
fiedlungs-Bemilligung auch die Ueber- 
fiedlungs-Urfunde vorgelegt und die 
felbe nach Pflegung des Einverneh— 
mens und der Gontrafignirung von 
Geite des General » Commandos aud 
von der politifhen Randesftelle ſogleich 
contrafignirt, und unter einem mit der 
Ueberfiedlungs » Bewilligung zurückge— 
ftellt werde, (Hftzl. Deer. v. 25. Sept. 
1837 3. 23373. an fämmtl. Länderſt. 
mit Ausnahme Mailand, Benedig und 
Dalmatien. Pol. G. ©. 65. Band. 
Nr. 137.) 

Ungarn. Se. t. t. Majeftät haben 
mit a. h. Entſchließung vom 28. Apr. 
1838 allergnädigft zu bemilligen ge: 
ruht, daß die gänzlich zahlungsunfä- 
higen Kranfen aus Ungarn in den 
Kranfenanftalten der deutfchrerbländi- 
fhen Provinzen unentgeltlih behan— 
delt werden, und dab diesfalls voll- 
fommene Reciprocität Statt zu finden 
babe. Was jedoh die Irrfinnigen be 
trifft, fo hat e8, bei dem Umftande, 
daß in Ungarn nirgends eine förmliche 
Serenanftalt befteht, bei den, mit dem 
hierortigen Decrete vom 6. Februar 
1834 mitgetheilten, durch a. b. Ent: 
fhliefung vom 19. Jän. 1834 feſtge— 
fegten Beftimmungen and in Zufunft 
zu verbleiben, umd es ift in diefer Be— 
ziebung die k. ungar. Hoffanzlei von 
St. Majeftät beauftragt worden, das 
Erforderliche zu veranlaffen, damit die 
Berpflegstoften für die ung. zahlungs— 
unfähigen Irren, welche aus Bolizei- 
oder Sanitätd » Nüdfichten in die Ir— 
renanftalten aufgenommen werden, im 
foferne diefe Individuen zur Claſſe der 


484. 


Ungarn. 


Eontribuenten gehören, und kein ande: 
ver Fond zur Deckung der genannien 
Koften vorhanden ift, aus den Dome- 
ftical-Claffen der betreffenden Juris— 
dictionen beftritten werden. (Hfkzl. D. 
v. 12. Mai 1838, an fämmtl. deutfche 
Länderft. 3. 10743. Bdgn. dern. ö. 
Reg. vom 6. Juni 1838 3. 31280. 
Vol. G. ©. 66. Bd. Nr. 57.) 

Ungarn. Die Regierung ift mit 
dem Ef. E. Hofkanzlei-Decrete vom 26. 
Sept. 1838 ermächtigt worden, über 
die Verpflegsgebühren, welche bei der 
Krankenanftalt für Ungarn im Rüd: 
ftande haften, wenn die Zahlungsum- 
vermögenheit der betreffenden Partei 
zweifelfrei nachgewiefen ift, die Ab- 
fhreibung im Geifte der a. h. Ent- 
fhliegung vom 28. Apr. 1838 felbft 
zu verfügen. (Hflzld. v. 26. Spt. 1838 
3. 24486. Vdg. der n. ö. Reg. vom 
8. Det. 1838 3. 560884, n. 6. Br. @. 
©. 20. Bd. Ar. 240.) 

— — 68 wird für die Zukunft zur 
Richtſchnur feftgefekt, daß diejenigen 
Individuen, welche fib in Ungarn 
aufhalten, und um die Umfiedlungs- 
Bewilligung dahin das Anſuchen ftel- 
len. immer bei dem nädften Werb— 
bezirts : Gommando fid einer militär- 
ärztlichen Unterfuhung zu unterziehen 
haben. (PWdg. der n. ö. Reg. vom 23. 
Dct. 1842 3. 62510. Prov. ©. ©. 
24. Bd. Nr. 197.) 

— — 6e. ?. k. Majeftät haben 
mit a. h. Entſchließung vom 20. Apr. 
d. 3. zu befehlen gerubt, daß jene zah⸗ 
lungsunfähigen ungar. Untertbanen, 
welche aus Bolizei-Rückfihten und ohne 
Anfuchen ihrer Familien oder Gemein: 
den, alfo nicht gegen Zahlungszuſiche⸗ 
rung in Irrenanſtalten, welde als 
Staatsanftalten aus dem Staatefhape 
die Bedeckung ihrer Abgänge erhalten, 
aufgenommen werden, in denfelben 
unentgeltlih zu verpflegen find, und 
daß die von folden Fällen noch rüd: 
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ftändigen Verpflegungsbeträge nun gänz⸗ 
lich abzuſchreiben find. (Hfkzl. Deer. 
vom 24. April 1844, an ſaͤmmtl. Län—⸗ 
derftellen mit Ausnahme Mailand, Bes 
nedig u. Dalmat. Pol. ©. ©. 72.2. 
Rr. 51.) 

Ungarn. Das Minifterium des In: 
nern findet zu beftimmen, daß zum Be- 
hufe der Berehelihung in Ungarn, Sie— 
benbürgen, Croatien und Slavonien, 
in der ferbifhen Woimodfhaft und 
dem Banate der Bräutigam, welcher 
der Gemeinde eines der übrigen Kron- 
länder angehört, und feine bisherige 
Zuftändigkeit beibehält, den von der 
politifhen Behörde feiner Heimats- 
gemeinde ausgeftellten oder doch beftä- 
tigten Eheconſens beizubringen babe, 
wornach, falls fonft fein gefekliches 
Ehehinderniß eintritt, die Trauung in 
den genannten Ländern ohne Anftand 
ftattzufinden bat, und es nicht noth— 
wendig ift. die Beibringung eines Ent: 
lapfheined aus dem biöherigen Ge— 
meindeverbande zur Bedingung der 
Berehelihung zu machen. In Betreff 
der Ueberfiedlung und Entlaffung mir 
(itärpflitiger Angehörigen anderer 
Länder des Reiches nach Ungarn, Sie 
benbürgen, Groatien und Slavonien, 
dem Temefcher Banate und der ferbi- 
fhen Woimodihaft hat es bis auf 
Weiteres bei dem bisher vorfhriftmäßi- 
gen Verfahren zu verbleiben. (Erl. des 
f. k. Minift. des Inn. vom 21. Dec. 
1851.28. ©. 2. für Mähr. Nr. 37.) 

— — Zuftändigkeitsnahweifung 
der dahin abzufdhiebenden Individuen, 
ſ. Abſchiebung, Schub. 

— — Beſtreitung der Heilungsko— 
ften für die dafelbft paßlos ergriffenen 
Untertanen der confcribirten Provin— 
zen, f. Krantenhans:Berpflegsge- 
bühren. (Bdg. vom 4. Oct. 1832.) 

— — wegen Berpflegung ungar. 


Unterthanen in den Irrenanſtalten, f. 


Irrfinnige. 
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Ungarn, Behandlung der wegge⸗ 
wiefenen Individuen, fiche Baga: 
bunden. 

— — fiehe Krankenhaus: Ber: 
pflegsgebühren, Päfle, Schüblinge. 

Ungsziefer, ſ. Schüblinge. 

Unglüdsfälle. Den über felbe zu 
erftattenden Rapporten ift jederzeit eine 
Abſchrift des arztlihen Parere beizu- 
fließen. (Poliz. Hofft. Weif. an die 
Pol. Db. Dir. in Erledig. des Comm. 
Prot. vom 17. Aug. 1820 und 15. 
Sept. 1820 u. 7. März 1821.) 

— — bei dem Bergmwerfebetriebe, 
f. Berggeridt. 

— — auf der Donau, f. Donan. 

— — bei Eifenbahnfahrten, fiche 
Eifenbahn = Betriebs = Ordnung 
8. 17 u. 18. 

— — Geldftrafe gegen einen Bund- 
arzt wegen unterlaffener Anzeige eines 
Unglüdsfalles, ſ. Geldftrafe. 

— — Borkehrungen zur Hilfelei- 
fung und Rettung, f. Scheintodte. 
(Bdg. vom 15. Juni 1803.) 

— — Berpflihtung des Stadtarz- 
tes bei einem Unglücksfalle, ſ. Stadt: 
ärzte, Inftruction für den zweiten 
Stadtarzt, II. Abſchn. $. 7. 

— — melde eine ſchwere Verwun— 
dung oder den Tod eines Menfchen 
zur Folge haben, find von den Aerz— 
ten, Wundärzten, fo wie den Zodten- 
befhauern ungefüäumt der Polizei-Be- 
hörde anzuzeigen, f. Wundärzte. 

— — [.Polizei-Bezirks:WBund: 
— Unrathöcanäle, Ziegelde- 


er. 

Uniform, ſ. Beamten-Uniform. 

Univerfitäten. Der $. 447 des 
Protocolld der am 5. Nov. 1835 ab- 
gehaltenen Sigung des deutjchen Bun» 
destages enthalt den Beſchluß, dab 
die Regierungen, in deren Staaten 
Univerfitäten beftehen, vom 1. Jänner 
1837 an die Annahme der Acten in 
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Polizei» und Griminalfahen zum 
Spruche unterfagen. Wenn nun gleich 
von inländifhen Gerichten eine Ver— 
ſchickung folder Acten an Facultäten 
zum Spruche gar nicht Statt findet 
und eine Gorrefpondenz inländifcher 
Univerfitäten mit auswärtigen Behör- 
den und Corporationen im Allgemei- 
nen obne höhere Bewilligung eben- 
falld nit Statt zu finden hat, fo hat 
doch die Randesftelle der Univerfität 
noch ausdrüdlih die Weifung zu er- 
theilen, daß fie und ihre Facultäten 
bundesfhlußmäßig vom 1. Jän. 1837 
an fi der Annahme von Acten vom 
Auslande ber zur Fällung von Urthei— 
len in Eriminal: und Bolizei-Saden zu 
enthalten habe, und habe diefelbe, wenn 
eine joldhe Anforderung an felbe kom— 
men follte, bei der Nemittirung der Ac 
ten insbefondere noch die Anzeige hie 
von an die Randesftelle und diefe an 
die Studien » Hofcommiffton zu erftat- 
ten. (Stud. Hfcom. Decr. v. 10. Jän. 
1836 3. 7956, n. d. Rggs. Vdg. vom 
9. Febr. 1836 3. 7828. Pol. ©. ©. 
64. Bd. Nr. 9, n. 6. Prov. ©. ©. 
18. Bd. Nr. 14.) 

, Univerfitäten, Beftimmung hin— 
fihtlidy der Disputationen, f. Dispu— 
tationen. 

— — ausländiſche, Geltung der 
daſelbſt erlangten Doctors-Diplome, 
ſ. Doctors:Diplome. 

— — Beſtimmung wegen Giltig- 
keit der von einer deuiſchen nicht öſter— 
reihifhen Univerfität ausgeftellten Fre— 
quentationd-Zeugniffe, f. Frequenta⸗ 
tions-Zeugniffe. 

— — Anordnungen über die Fa— 
eultätsftudien der Univerfitäten, ſiehe 
Studirende. 


— — in Bien, f. Serir:Anftalt, 


Anatomie:Diener. 

Univerfitäts:Päfle werden in den 
k. k. Staaten nit refpectict, |. Päffe. 
(Vdg. v. 11. Febr. 1852.) 
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Unmündige, Erlangung derStaats- 
bürgerfhaft, f. Staatsbürgerſchaft. 

Unrath, f. Straßenreinigung, 
Unrath3-Ganäle. 

Unraths:Ganäle, Die Räumung 
der Senfgruben und Mehrungen ger 
reiht bei warmer Witterung zur gro- 
Ben Ungemächlichkeit, daher follen felbe 
vormals in der Stadt Wien und den 
Borftädten nur in den 6 Wintermona- 
ten, d. i. vom 1. Det. bis legten März 
geſchehen, es wäre denn, dag foldhes 
die Außerfte Noth erforderte. (Hofent- 
ſchließung v. 6. Juni 1752.) 

— — (3 wird angeordnet, daß 
die Berführung des Unrathes in guten 
und haltbaren Fäffern oder Butten zu 
gefchehen habe, und daß, in Folge 
eines unterm 25. April 1778 erlaffe- 
nen Regierungsbefcheides, ein jedes 
neue Faͤßchen auf 5'/, Eimer verfertis 
get, und bei einer daran vorzunehmen 
den Berbefferung der Bedacht genom- 
men werden foll, daß die Nachbindung 
nicht mehr als ein Viertel an der Maß— 
hältigkeit benehme, folglich ind künf— 
tige jedes ſolche Fäßchen immer 5 Ei- 
mer halte, wovon zugleich eines zur 
beftändigen Richtſchnur bei dem Unter: 
fammeramte aufbehalten wird. Bor 
vielen Jahren fonnten die Nachtführer 
wirflih in der Donau oder in dem 
Wienfluſſe den Senfgruben-Unrath ab- 
leeren; allein feit der Zeit ald mehr 
für die Gefundheit der Bewohner Wiens 
geforgt und jede ſchädliche Ausdün- 
ftung befeitigt wird, ift ihnen nur die 
Donau, und zwar an derfelben nur 
zwei Ausleerftellen, nämlich eine am 
Althan, bei dem Einfluß des Alfer- 
baches, und die andere bei der Gänfe- 
weide angewiefen. Don feinem Nacht⸗ 
führer fol übrigens einiger Unrath 
auf dem Glacis ausgeleert werden. Die 
diesfalld Betretenen find fogleih an— 
zubalten, und es ift hierüber die unge« 
fäumte Anzeige an die Regierung zu 
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machen, wo fodann ein folder Nacht⸗ 
führer mit einer Strafe von 6 Rthlr. 
belegt werden foll, wovon zu mehrerer 
Auffiht auf die Reinlichfeit der Stra- 
fen 2 Rthlr. dem betreffenden Wäch— 
ter zu verabfolgen kommen: (R. 
Rggeé. Decr. vom 6. März 1789.) 

Unrath3- Eanäle. Nicht nur ur- 
alte Geſetze, fondern aud neuere Ber- 
ordnungen beftimmen aus mannigfal- 
tigen Sanitäts » Rüdfihten, daß mit 
den Räumungen zur Winterdzeit erft 
um 11 Uber, und im Sommer 
um 12 Uhr Nachts angefangen wer- 
den darf, und folde noch vor An- 
bruch des Tages beendigt werden müf- 
fen, und daß der dagegen Handelnde 
mit 6 Rthlr. beftraft werden fol, Zur 
teten Handhabung und Aufrehthals 
tung diefer Vorſchriſt find die an den 
Ausleerftellen liegenden Grundgerichte 
mit dem Beifaße angewiefen, daß, um 
den übertretenden Nachtführer beftra- 
fen zu können, fie jeden zu unerlaubs 
ten Stunden ausleerenden Knecht ar- 
reftirlih anhalten und die Anzeige an 
den Magiftrat machen follen, welches 
auch zu gefchehen hat, wenn der Un- 
rath nicht in die fließende Donau, fon« 
dern an dem Ufer ausgeleert wird. Als 
nun vernommen wurde, daß hin und 
wieder die Senkgruben und Canäle 
an einigen Orten am hellen Tage ge- 
räumt worden find, fo wurde der Wr. 
Magiftrat angemwiefen, diefen Unfug 
den Mehrungsräumern fchärfeft und 
unter Strafe, den Hauseigenthümern 
aber bei 5 Rthlr. Pönfall für jede 
Mebertretung zu verbieten. (Rage. D. 
vom 10. Sept. 1796.) 

— — Künftighin find nur bei jenen 
Canälen, wo es unumgänglich noth— 
wendig ift, bei Tage, bei allen übrigen 
Sanälen aber befonders auf den Plä- 
gen und in größeren Straßen die Räu— 
mungen zur Rachts zeit vorzunehmen. 
Der ausgeſchlagene Unrath ift fogleih 
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binwegzuführen, oder wenn diefes nicht 
möglih wäre, an einem Orte, wo er 
die Vorübergebenden und nahe Woh— 
nenden am wenigften Unangelegenbeit 
verurſacht, aufzubewahren; jedoch muß 


ö. felbft in diefem Kalle die Hinwegfüh- 


zung desjelben fobald möglichft bewerk⸗ 
ftelligt werden. Daher wird der Unfug, 
die Ganäle außer dem größten Roth: 
wendigfeitöfalle bei Tage zu räumen, 
nit nur den beftellten Möhrungsräu— 
mern, fondern au allen andern damit 
fi abgebenden Hausmeiftern und Ars 
beitern bei fharfer Strafe für die Folge 
unterfagt, den Haudeigenthümern aber 
die Beobahtung gegenwärtiger Ber: 
ordnung bei einem Bönfalle von 5 
Rthlr. für jeden Uebertretungsfall ein- 
BI (Bdg., Wien am 29. Nov. 


nzaths-Ganäte. Zur Verhütung 
von Unglüdsfällen bei Mehrungsrän- 
mungen werden folgende Vorſichts⸗ 
maßregeln feftgefeßt: 

1. Eine lange nicht geräumte, eng 
verfehloffen gehaltene Mehrungsgrube 
muß immer einige Stunden, bevor die 
Räumung unternommen wird, geöffnet 
werden, damit die Stidluft ausſtrö— 
men fann. 

2. Bor dem Anfange der wirklichen 
Räumung haben die Möhrungsräumer 
den Verſuch mit Licht und Flammen 
feuer vorfihtig zu machen. Es wird 
nämlih von der Deffnung oder dem 
Spunde der Senkgrube ein Licht oder 
ein in einem Topfe angebrachtes Flam⸗ 
menfeuer aus Papier, Stroh oder Holz- 
fplittern bis an die Dberflähe des Un- 
rathes hinabgelaffen; wenn diefes fort« 
brennt, kann die Räumung angefan- 
gen und die Grube beftiegen werden, 
widrigend aber muß diefe Arbeit fo 
lange verfhoben werden, bis durch das 
brennend erhaltene Licht der Beweis 
von der ganz befeitigten Stidluft her— 
gefiellt ift. Im ſolchen Fällen kann und 
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muß die Grube bis auf die folgende 
Naht offen bleiben, jedoch iſt fie in— 
zwiſchen vor dem Butritte gut zu ver- 
wahren. 

3. Der Nachtarbeiter, welcher die 
Senkgrube rüdfichtlic der völligen Ge— 
fabrlofigkeit ihres Beſteigens zuerft zu 
unterfuhen bat, ift in diefelbe in einem 
aus Leder oder Spagatgurten verfer- 
tigten, und an einem Stride gut befe- 
ftigten Korbe nad der Leiter hinabzu— 
laffen. Wäre die Stickluft noch zu drü— 
end, oder ſtieße ihm fonft aus einer 
Urſache einlebelwerden oder eine Ohn— 
macht zu, ſo kann er dann von den 
ihn beobachtenden Mitarbeitern augen- 
blicklich durch Schnelles Heraufziehen 
die nöthige Hilfe erhalten, und ſein 
Einſteigen, wobei ihm nichts wider— 
fährt, gibt den übrigen Arbeitern den 
Beweis, daß fie das Gleiche ohne Ge- 
fahr thun können. 

4. Zur mehreren Verwahrung gegen 
dad Einathmen mepbitifher Dünfte 
haben die Arbeiter immer au in Effig 
getauhte Schwämme fi um den 
Mund und die Nafe zu binden. 

5. Die Bauart der Senfgruben in 
engen Räumen zwiſchen verbauten 
Stellen, wo Luft und Licht nur wenig 
wirken können, erzeugt gewöhnlich die 
Stickluft. Es find daher bei den Ab- 
orten, vorzüglih wo diefe im Innern 
der Häufer und dur mehrere Stod: 
werke angebracht find, Lichtfänger oder 
Schläuche bis unter die Hausdäder zu 
führen, um die in den Möhrungen fich 
fammelnde Stidluft ausftrömen zu 
maden. 

6. Bei neuen Bauführungen oder 
bei Umftaltung von Möhrungen ift 
eine Stiege zu dem unterften Boden 
der Senkgrube anzubringen, um das 
Hinabfteigen zu erleichtern. 

7. Die Nachtarbeiter, welche ſich 
ein Vergehen gegen dieſe Anordnung 
zu Schulden kommen laſſen, ſind nach 
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dem $. 89 des St. G. 11. Theils zu 
behandeln, wenn ſich aber die Ueber- 
tretung zur Anwendung diefed Para- 
graphen nicht eignen follte, fo ift ſolche 
als ein Polizeivergeben zu ahnden, 
welches Strafverfahren auch bei Unter- 
laffung der umverzüglihen Anzeige 
eines gefhehenen Unglüdöfalles zu be: 
obachten ift. (Bdg. des fleierm. Gub, 
vom 27. Juli 1825 3. 18611. Prov. 
®. ©. für Steierm. 3. 1825.) 

Unraths-Ganäle. Um eine gleich- 
mäßige Behandlung bei Räumung der 
Canäle in dem ganzen Bezirke von 
Wien in Ausübung zu bringen, haben 
die Dominien allen in ihrem ortsobrig« 
keitlihen Bezirke befindlichen Haus— 
eigenthümern fund zu geben, daß alle 
Ganalräumerarbeiten nur von ber 
rechtigten Gewerbsleuten über- 
nommen und verrichtet werden dürfen. 
(Bdg. der n. ö. Reg. vom 27. Febr. 
1828 3. 9724. Prov. G. ©. 10. Br. 
Rr. 41.) 

— — Beftimmung wegen Rei— 
nigung derfelben im Innern 
der Stadt Wien. Die Berhandiuns 
gen wegen Abftellung der Räumung 
der Straßen-Unrathscanäle in der ins 
nern Stadt zur Tagszeit, bat die 
Ueberzeugung herbeigeführt, dag Die 
Bauart der Eanäle, jo wie die Privat: 
Sicherheit des Eigenthums in Bezug 
auf Entwendungen und Feuersgefabr, 
nicht minder aber auch die perjönliche 
Sicherheit der Canalräumer es nicht 
durchgehende zuläſſig machen, alle Gas 
näle der innern Stadt lediglih zur 
Nachtzeit zu räumen, und daß über- 
haupt während der Wintermonate die 
Ganalräumung nur bei Tage geſchehen 
fönne, indem die Arbeiter bei der ſtren— 
gen Kälte zur Nachtzeit nicht aus— 
dauern könnten. Es erübriget daher 
nichts anders, ald dahin zu wirken, 
daß die Räumung der Unrathe-Ganäle 
im Innern der Stadt zur Nachtzeit jo 
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viel ald möglich ausgedehnt werde, 
und daß in Beziehung auf die Canal» 
räumung überhaupt ſolche Maßregeln 
genommen werden, damit das Läftige, 
was damit verbunden ift, möglichft 
vermieden werde. In der erfteren Be- 
ziehbung hat der Wiener Magiftrat er- 
Märt, außer denjenigen Ganälen, des 
ren Räumung ſchon dermal bei der 
Naht gefhieht, noch mehrere zur 
Nachtzeit räumen zu machen, fo daß in 
Zukunft die Zahl der Canäle, die bei 
der Naht geräumt werden, 51 beträgt, 
und dagegen die Zahl der nod ferner 
zur Tagszeit zu räumenden auf 30 
berabgefeßt wird; wobei es fih von 
felbft verfteht, daß in den Monaten 
December, Jänner, Kebruar 
und März, und überhaupt bei ein« 
tretender frenger Kälte die Räumung 
fämmtliher Ganäle im Innern der 
Stadt zur Tageszeit vorgenommen 
werden dürfe. Was die Deftimmunrg 
der Maßregeln betrifft, um das Käfige 
der Canalräumung zu vermindern, fo 
erfheint das bisher beobachtete Ver— 
fahren, daß der aus den Canälen her- 
ousgehobene Unrath dort, wo es die 
Localverhältniffe nur  einigermaffen 
möglih machen, fogleih und ohne erft 
auf der Straße hinterlegt zu werden, 
auf die zur Wegführung beftimmten 
Wagen geladen und ohne Berzug weg: 
geführt werde, zwedmäßig, und es 
wird darüber freng zu wachen fein, 
daß diefes Berfahren überall, wo es 
ausführbar ift, genau beobachtet werde, 
wenn die Räumung eines öffentlichen 
oder Privat» Ganales auf der offenen 
Straße zur Tags oder Nachtzeit vor: 
genommen wird, In Rücficht der Räu— 
mung der Haus⸗Unrathscanäle 
durh die Hauseigenthümer wird aber 
angeordnet: daß in jenen Säffen, wo 
die Räumung des Haupt-Unrathscana- 
led am Tage gefhehen darf, aud die 
Räumung der Hauscanäle am Tage 
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dürfe unternommen werden; dagegen 
in jenen Gäſſen und auf jenen Plätzen, 
wo die Haupt» Unrathscanäle zur 
Nachtzeit zu räumen find, jene Haus— 
eigenthümer, derer Häufer Durch— 
gangshänfer find, oder welche den 
Unrath auf die offene Baffe brin« 
gen müffen, die Ränmung ihrer Haus- 
canäle ebenfalls zur Nachtzeit veran- 
alten müffen, wenn nicht dagegen 
Feuerpolizei » Rüdfichten, oder wenn 
nicht dadurd die Eigenthums » Sicher: 
heit gefährdet wird. Im denjenigen 
Hänfern, weldhe feine Durchgangs häu— 
fer find und welche den Unrath in dem 
Hofraume hinterlegen, bleibt es dem 
Willen der Hauseigenthümer überlaf: 
fen, ob fie die Räumung beim Tage 
oder bei der Nacht veranftalten wollen. 
(Bdg. der n. 6. Reg. v. 2. Juli 1828 
3. 34758. Prov. ©. ©. 10. Bd. 
Nr. 157.) 

Unraths:Ganäle. Abſchließun— 
genderMündungenderHanpt- 
canäle und Ausfertigung von 
Arbeitsfheinen für die Ar— 
beitslente der Ganalräumer. 
Da miederholt der Fall vorgefommen 
ift, daß in den Hauptcanälen Leute 
angetroffen werden, die nicht im Dienfte 
eines berechtigten Canalräumers fte- 
ben, und daß dieſe ſich mit offenem 
Lichte auch in die Hauscanäle wagen, 
um darin das Berlöthungsblei abzu— 
baden; fo bat ſich der Magiftrat ver 
anlaßt gefunden, die Abfchliefung der 
Ausmündungen der Haupfcanäle mit 
eifernen Gittern einzuleiten, zugleich 
aber au zur weiteren Verhinderung 
der Räumung der Canäle durch unbe— 
techtigte Leute den in feinem Bezirke 
befindlihen Eanalräumern die Ausfer— 
tigung von Arbeitszetteln an ihre Ar— 
beitsleute anbefohlen, um welche Maß— 
regel übrigend die Ganalräumer felbft 
mit dem Beifaße gebeten haben, daß 
fie die Druckkoſten der Arbeitsjcheine 
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beftreiten wollen. Diefe vom Magi- 
firat getroffenen Verfügungen erhalten 
die Zuftimmung der Regierung und es 
wurden auch die übrigen Dominien 
Wiend angemwiefen, wegen Ausferti» 
gung der Arbeitsfheine ohne Verzug 
den erforderlihen Auftrag an die in 
ihrem Bezirke befintlihen Canalräu- 
mer zu erlaffen, ferner aber auch auf 
die Abſchließung der Mündungen der 
Hauptcanäle nah Thunlichkeit zu wir- 
ten, da diefe Mafregel in polizeilicher 
Hinfiht allerdings fehr wünſchens— 
werth erfcheint, indem fie zur Siche⸗ 
rung des Privat -Eigenthums wefent- 
li beiträgt. 

(Kormular.) 

Arbeitsfhein. 

Für den Möhrungsräumer-Befellen 
oder Knecht N. N. auf (bier folgt die 
Anzahl der Zage, wie lange die Arbeit 
dauert) das ift von .... bis .... 
d. J., daß derfelbe in dem Haufe Nr. 
... (Rame des Hauseigenthümers) ar- 
beiten könne. 

Wien, den... 

Unterfhrift des Arbeitögebers. 
(N. 5. Rggs. Bdg. v. 29. Dec. 1829 
3. 70811, n. 5. Prov. ©. S. 11. Th. 
Rr. 317.) 

Unraths = Ganäle. Der Unfug, 
daß die Ganäle in den gamgbarften 
Straßen zu jeder Tagesftunde in der 
Haupt» und Refidenzftadt fomohl als 
in deren Borftädten geräumt werden, 
wodurh das Publicum beläftigt und 
die Luft verpeftet wird, was zu mans 
hen Krankheiten disponirt, ift abzu— 
ftellen. (R. 5. Rggs. Vdg. v. 25, Mai 
1835 3. 28277. Kn. ©. Bde. v. 3. 
1835. Nr. 44.) 

— — Vorſchrift fürdie Räu— 
mung der Unraths-Canäle und 
der Senk- und Düngergruüben 
in Wien. In Bezug auf die Zeit und 
die Art der Räumung der Unraths— 
Canaͤle und auf die Einführung einer 
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zweckmäßigen Controlle wurden fol- 
gende Vorſchriften erlaſſen. 

1. Zur Räumung der Haupt- und 
Gommunal-Unrathe» Canäle wird mit 
Berüdfihtigung ihres Gefälles eine 
beftimmte nicht zu überfchreitende Frift 
feſtgeſetzt. 

2. Dieſe Räumungsfriſt wird fol—⸗ 
gendermaßen beſtimmt: 

a) Jene Haupt: und Communal— 
Unrathe-Canäle, die pr. Current: Klaf- 
ter ein Gefäll von 1 Zoll oder darüber 
haben, müffen im Jahre einmal; 

b) jene, die nicht 1 Zoll aber au 
nicht weniger als einen halben Zoll 
haben, müffen im Jahre zweimal, 
endlich 

c) jene, welche weniger als einen 
halben Zoll haben, müffen im Sabre 
viermal geräumt werden. 

3. Nahdem die verfhiedenen Ge: 
fälle der Hauscanäle in der Stadt 
und in den Borftädten noch nicht erho- 
ben worden find, fo kann die Frift zur 
Räumung der Hauscanäle derzeit noch 
nicht beftimmt werden. Um aber ſchon 
derzeit die Räumung der Hauscanäle 
nicht ganz dem freien Willen jener, 
welchen diefe Verpflichtung obliegt, zu 
überlaffen, wird 

4. feftgefebt, daß die Hauscanäle 
in den Monaten März, April, Mai, 
Juni, Juli, Auguft, September und 
Dctober alle Monate einmal, in den 
übrigen Monaten aber alle Monate 
zweimal geräumt werden. 

5. Die Räumung der Haupt- und 
Communal » Unrathscanäle zu befor- 
gen, liegt den bürgl. und bef. Canal: 
räumern ob, und fie werden daher da- 
für verantwortlih gemacht, daß die- 
felbe mit Rüdfiht auf die Frift aud 
wirflih und gehörig veranlaßt werde. 
Auch haben fie nach jedesmaliger Räu—⸗ 
mung der Haupt» und GCommunal« 
Unrathöcanäle diefe durch Einlaffung 
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von Brunnen» oder anderm reinen 
Waſſer gehörig auszufpülen. 

6. Die Hauseigenthümer werden 
verpflichtet, die Räumung der Haus- 
canäle an denjenigen bürgerlichen oder 
befugten Canalräumer zu überlaffen, 
welchem die Räumung des Haupt- oder 
Communal-UInrathscanald, in weldhem 
der Hauscanal einmündet, zu beforgen 
obliegt, und weldyer daher für die gute 
Räumung der Hauscanäle in den bes 
flimmten Friften und zwar von feinem 
Anfange bis zu feiner Ausmündung, 
weiters für die Ausfpielung desfelben 
nad jedesmaliger Räumung durch Ein- 
laffung von Brunn oder anderm reinen 
Waſſer, dann für die Einleitung des 
Spul-, Brunn» oderandern Waſſers in 
den Hauscanal zu forgen und für die 
Räumung der Hauscanäle eben fo wie 
für jene der Haupt» und Communal— 
Unrathscanäle zu haften hat und da- 
für verantwortlich gemacht wird. 

7. Jedem Hauseigenthümer bleibt 
überlaffen, fih mit dem betreffenden 
Ganalräumer über den jährlihen Be— 
trag für die Räumung zu vereinigen. 
Können fie fih darüber nicht vereini- 
gen, fo wird dann die betreffende 
Obrigkeit einfchreiten und in Berüd- 
fihtigung der Lage und der Beſchaf— 
fenheit des Hauscannled fo wie der 
übrigen Umftände den Betrag audfpre- 
hen, mit dem fih der Ganalräumer 
dann zufrieden ftellen muß. 

8. Die Berpflihtung, die mit Räu— 
mung der Unrathscanäle nach den auf: 
geftellten Grundfägen verbundenen Ko- 
ften zu tragen, liegt dem Eigenthümer 
ded Ganales ob, folglih rückſichtlich 
der Haupt» und Communal-Unrathe- 
canäle dem a. h. Hofe, dem f. k. For— 
tificatorium, der Stadt Wien, den ver- 
fhiedenen Gemeinden und endlih aud 
mehreren öffentlihen Anftalten und 
einzelnen Hauseigenthümern, welden 
das Eigenthum der auf ihre Koften 
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bergeftellten Unraths-Ganäle zufteht, 
rüfihtlih der Hauscanäle aber den 
betreffenden Hauseigenthümern. 

9. Die hin und wieder noch befte- 
benden Senkgruben find dort. wo 
es möglich ift, fogleih zu caffiren und 
die Haudeigenthümer zur Herftellung 
von Hauscanälen und Einzapfung der- 
felben in den beftehenden Haupt» und 
Communal » Unrathscanal unnadficht- 
li zu verhalten. 

10. Dort, wo die Rocalverhältniffe 
die alfogleihe Caffirung der beftehen- 
den Senkgruben nit erlauben, find 
ſolche rüdfihtlih der Räumung wie 
die Unrathscanäle zu behandeln, folg- 
(ih die Räumungsfrift von der betref- 
fenden Obrigkeit mit Berückſichtigung 
der fich zeigenden Local- und andern 
Berhältniffe feftzufeßen. Hiebei ift der 
Hauseigenthümer zu verpflidten, die 
Räumung der Senfgrube durch einen 
bürgerlichen oder befugten Canalräus 
mer beforgen zu laffen und die pünct- 
lihe Beobadhtung der übernommenen 
Berpflichtungen zu überwachen. 

11. Zur möglichen Reinhaltung der 
Haudcanäle wird bei dem Baue neuer 
Häufer dem Bauführer zur Pflicht ge: 
macht, das von dem Dache abfließende 
Regen: und Schneewaffer mittelft der 
zur Aufnahme desfelben dort felbft 
einzubringenden Schläuche zu ſammeln 
und in den Hauscanal einzuleiten. 
Diefe Mafregel muß aud im Allge- 
meinen bei allen fchon beftehenden Häu— 
fern der innern Stadt, wo died mög« 
lich ift, unter Feftfeßung eines 1jähri« 
gen Termines zur Ausführung gebracht 
werden. Um die bei Räumung der 
Haupt-Communal- und Haue-Unrathe- 
canale feftgefegten Grundfäße auch 
wirklich befolgt zu fehen, findet die 
Regierung eine entfprechende Controlle 
einzuführen nothwendig, deren Ten» 
denz dahin gerichtet fein fol, fih von 
deren Befolgung die Ueberzeugung zu 
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verfhaffen. In diefer Beziehung wird 
feſtgeſetzt: 

12. Die Controlle und Aufſicht, daß 
ſowohl die ſtädtiſchen und Communal— 
als auch die Haus » Unrathscanäle im 
derinnern Stadt nah den aufge: 
ftellten Grundfäßen geräumt werden, 
wird dem magiftratifhen Unterfammer: 
amte und insbefondere dem ftädtifchen 
Bau-Infpector übertragen, welchem zu 
diefem Behufe ein magiftratifcher Bau— 
übergeber und ein mit den zu dieſem 
Gefhäfte nöthigen Local» Kenntniffen 
verfehener magiftratifcher Nachſteher zu⸗ 
jumeifen ift. 

13. Diefe dem Bau» Infpector bei- 
gegebenen Individuen find anzumeifen, 
bei ihren Früh- und auch fchriftlichen 
Rapporten an das Unterfanmeramt 
nicht nur die magiftratifhen Canal— 
fireden, fondern au die Communal⸗ 
und Hauscanäle mit Anmerkung der 
Baffen und ob die Räumung derfelben 
bei Tage oder bei der Nacht unternom- 
men wird, anzugeben. 

14. Diefe Rapporte find auch der 
k. k. Polizei» Ober» Direction von dem 
magiftratifchen Unterfammeramte br. m. 
mitzutheilen, damit der Ganalräumer 
auch von diefer Seite überwacht, und 
wenn den übernommenen Berpflichtun: 
gen nicht entfprocdhen werden follte, dag 
Unterfammeramt, um die nöthige Ab- 
hilfe zu treffen, von diefer Seite hie- 
von ſogleich unterrichtet werden kann. 

15. Die Eontrolle und Aufficht über 
die Riumung der in den Vorſtäd— 
ten befindlichen Haupt-Gommunal: und 
Haus⸗Unrathscanäle wird an die be 
treffenden Grundgerichte und die k. k. 
Polize ie Bezirks » Directionen in eben 
der Art wie in der innern Stadt an 
das Unterfammeramt und die kak. Po— 
lizei- Ober: Direction übertragen, daß 
nämlih dem Gemeindebeforger ein in 
diefem Geſchäfte bewandertes, mit den 
Local⸗Verhaͤltniſſen befanntes Indivi- 
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dumm zugewiefen ift, welches demfel- 
ben täglich alle Ganalftreden mit An- 
merfung der Gaffen und ob die Räu- 
mung bei Tage oder bei der Nacht ge- 
ſchieht, fhriftlih anzuzeigen bat, wel— 
her Rapport von dem Gemeindebefor- 
ger der betreffenden Polizei - Bezirkd- 
Direction im kurzen Wege mitzuthei- 
len ift, um die vorfchriftsmäßige Räu— 
mung aller Unraths-Canäle in dem 
Gemeinde und Polizei⸗Bezirke gehörig 
überwachen zu können. 

16. Bon diefer Controlle und Auf: 
fiht find jedoch die unter der Obforge 
des f. Ef. Hofbauamtes und der Pf. f. 
Hortificationd » Diftriets » Direction ſte— 
benden Haupt- und Haus - Unrathe- 
canäle ausgenommen, weil bei diefen 
vorausgefegt werden kann, daß von 
diefer Seite die gehörige Aufſicht über 
die vorfchriftömäßige Räumung gepflo- 
gen werden wird. 

17. Bei dem Umftande, daß viele 
der beftehenden Unraths-Canäle Wiend 
ein Privateigenthum find und jene, die 
die Räumung derfelben zu veranlaffen 
und die Koften derfelben zu tragen ver- 
pflichtet find, die Räumung in der be- 
ftimmten Frift unterlaffen können, fo 
wird noch feftgefegt, daß der Magiftrat 
oder die betreffende Obrigfeit bei Ver— 
nachläffigung diefer Verpflichtung die 
Räumung anf deffen Gefahr und Ko- 
ften ohne weiterd zu veranlaffen, und 
die dadurch verurfachten Koften im 
Weigerungsfalle durch Anwendung po— 
litifher Erecutionsmittel hereinzubrin- 
gen haben wird. Die Eigenthümer von 
Haupt- oder Communal-Unraths⸗Ca⸗ 
nälen werden überdies aud noch ver— 
pflitet, die mit dem Ganalräumer 
wegen Räumung des Unraths⸗Canales 
abgefhloffenen Gontracte, für deren 
genaue Erfüllung diefelben ſtrengſtens 
verantwortlid gemadht werden, dem 
Magiftrate oder der betreffenden Obrig- 
feit zur Einſicht vorzulegen. 
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18. Den Hauseigenthümern wird 
bei diefer Gelegenheit wiederholt zur 
Pfliht gemacht, wie diefes mit der 
Berordnung vom 3. Juni 1813 ohne 
dies fchon anbefohlen worden ift, die 
Düngergruben in dem Innern der Hält: 
fer fo wie jene auf den Straßen nicht 
zu überfüllen, fondern, wenn folde 
voll find, zu leeren und mit Fallthüren 
wohl zu verfchließen, als fonft die 
Außeradtlaffung diefer Berorbnung an 
dem Haudeigenthiimer mit Vorbehalt 
des Regreſſes an den hievon Schuld: 
tragenden von Fall zu Fall durd die 
Abnahme von 2 fl. C. M. beftraft wer: 
den wird, (Hflil. Deer. vom 3. Det. 
1835 3. 26055. Rage. Bdg. v. 16. 
Nov. 1835 3. 57652. Prov. ©. ©. 
17. Bd. Nr. 337.) 

Unraths - Ganäle. Zur Befeiti- 
gung von Unglücsfällen ift zu forgen, 
daß diejenigen Perfonen, melde zur 
Räumung der Ganäle und Senfgruben 
verwendet werden, wenn fie fich in die 
Tiefe derfelben begeben, ſtets mit einem 
um den Leib befeftigten Strict verfehen 
feien, um im Kalle der Nothwendigkeit 
denfelben fhleunige und wirkſame Hilfe 
leiften zu können. (Ddg. der n. ö. Reg. 
vom 2. Mai 1836 3. 25096. Pr. ©. 
©. 18. Bd. Nr. 137.) 

— — Der Antrag wegen einft- 
weiliger Suspendirung der in der 
neuen Ganalräumungs » Borfhrift für 
Wien enthaltenen Beftimmung, ver 
möge welcher die Hausinhaber verpflich- 
tet werden, die Räumungen ihrer Hau: 
Unrathecanäle dur diejenigen Canal» 
räumer zu bewirfen, denen die Räu— 
mung der vorbeiführenden öffentlichen 
Ganäle übertragen wird, wird gegen 
dem genehmigt, daß auf die genaue 
Zuhaltung der feftgefegten periodifchen 
Räumungsfriften gehörig gewacht und 
fi zur Räumung der Hauscanäle nur 
berebtigter Sanalräumer bedient werde. 
(Hftzl. Decr. vom 5. Nov. 1836 3. 
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29022. Bdg. der n. 6. Reg. vom 11. 
Nov. 1836 3. 64405. Prov. ©. ©. 
18. Bd. Nr. 270.) 

Unraths-Ganäle. Beftimmung 
der Zeit zur Räumung der Un— 
rathscanäle. Das Räumen der Un— 
rathscanäale ſoll als eine ekelhafte, die 
menſchliche Geſundheit benachtheili— 
gende Beſchäftigung immer zu einer 
Zeit vorgenommen werden, in welcher 
die hieſigen Bewohner ſo wenig als 
möglich dadurch beläſtigt werden. Um 
dieſen Zweck mit Rüdfihtenahme auf 
die Jahreszeit und fonftigen Verhält— 
niffe zu erreichen, und da in diefer Ber 
ziehung eine allgemeine Norm inner- 
halb der Linien Wiens noch nicht bes 
fteht, findet fi die Regierung beftimmt, 
für die Hinkunft feftzufegen, daß das 
Räumen der Unrathscanäle in den 
8 Jahreämonaten: April, Mai, Juni, 
Juli, Auguft, September, Dctober und 
November nur zur Nachtszeit, und 
war von 10 Uhr Abends bis 5 Uhr 
Krüb; in den übrigen 4 Monaten: 
December, Jänner, Februar und März 
aber bei Tage Statt finden, jederzeit 
aber mit der gleichzeitigen alfogleichen 
Wegführung des Unrathes verbunden 
werden foll. — Bei jenen wenigen Ea- 
nälen jedoch, welche der eintretenden 
Rocalverhältniffe wegen, nämlich ent- 
weder wegen Feuersgefahr oder wegen 
Befährdung des Eigenthums oder des 
Lebens der Menfhben, bei Naht nicht 
geräumt werden können, wird die Räu« 
mung au in diefen 8 Monaten bei 
Tag zu veranlaffen fein; wobei jedoch 
firenge darüber zu wachen fein wird, 
daß der Unrath nit auf den Straßen 
hinterlegt, fondern fogleih auf Wägen 
geladen werde, welde die Stadt auf 
fürzeftem Wege zu verlaffen haben. 
(Bdg. der n. ö. Reg. vom 23. Juni 
1842 3. 28204. Br. G. S. 24. BP. 
Mr. 116.) 

— — Mit Berüdfihtigung der der- 
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maligen Sanitäts-Berhältniffe, bei wel- 
her die Verftopfung der Unrathscanäle 
durch Ueberfüllung der Senkgruben 
den Bewohnern fehr gefährlich werden 
kann, hat die k. k. Statth. mit Vdg. v. 
2. Juli 1850 3. 27242 geftattet, daß 
ausnahmsweiſe, fo wie ed fhon in 
vorigen Jahren angeordnet worden if, 
die Räumung der verftopften Unrathe« 
canäle überall, wo fie ſich derart drin- 
gend darftellt, unter der Bedin- 
gungaud bei Tage vorgenom— 
men werde, daß diefelbe unausge— 
fegt bei Tag und Nacht fortgefeßt und 
der Unrath nicht auf der Gaffe oder 
auf freiem Plage liegen gelaffen, fon» 
dern unverzüglich in gefhloffenen 
Wägen fortgefhafft werde. (Deecr. der 
k. k. Stadthptm. vom 5. Juli 1850 
8. He 

Unraths:Ganäle. Jeder zur Ber: 
führung des Unrathes beftimmte Wa- 
gen muß mit einem gut fehließenden 
Dedel verfehen fein, damit der Unrath 
nicht herabtropfe und die Straße ver- 
unreinige, (Erl. der n. 6. San. Comm. 
v. 3. Aug. 1850 3. 592.) 

— — Der Br. Magiftrat hat, um 
den Uebelftänden, die bei den Ganal- 
räumungen in fanitätd-polizeilicher Be- 
ziehung hervortreten, zu begegnen, die 
Räumer neuerlich wieder auf die bes 
ftebenden Vorſchriften unter Andro- 
bung unnahfihtlih ftrenger Strafen 
und mit dem Auftrage aufmerkfam zu 
machen, auch ihre Arbeits» und Fuhr⸗ 
leute vor jeder Außerachtlaſſung ernft- 
li zu warnen und daß nebft dem Ar⸗ 
beitögeber auch diefelben die Strafe 
treffen wird und dafür zu forgen, daß 
der abgeleerte Unrath auf den Ablee- 
rungsplägen nicht angehäuft, fondern 
in das fließende Waffer gebracht werde. 
Endlih wurde das Stadibauamt gleich» 
zeitig beauftragt, die Canalräumer vor 
Uebertretung diefer Verordnungen bei 
jeder Gelegenheit zu warnen und felbe 
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zu überwachen. (Erl. der n. ö. Statth. 
vom 19. Juni 1851 3. 20421. Deer. 
der ?. k. Stadthauptmannfhaft vom 
23. Juni 1851.) 

Unrathd:Ganäle. Nah den vom 
Wr. Magiftrate der Bolizei- Direction 
mitgetheilten Pachtbedingniffe für die 
Beforgung der ftädtifhen Ganalräu- 
mungsarbeiten, die fih auf die dies— 
falld normirende Regierung » Berord- 
nung vom 23. Juni 1842 3. 28204 
gründen, dürfen die Pächter die Räu- 
mung der Ganäle in den Monaten 
December, Jänner und Februar oder 
bei eintretender ftrenger Kälte auch zur 
Tagszeit, in den übrigen Monaten 
aber nur zur Nachtzeit vornehmen und 
in den furzen Sommernächten diefe 
Mrbeit nicht vor 10 Uhr Abends be— 
ginnen und nit nah 4 Uhr Morgens 
fortfeßen. Der aus den Ganälen aus» 
gehobene Unrath darf weder bei Tage 
noch bei Nacht neben die Canalöffnung 
gelegt, fondern muß gleich mittelft der 
fogenannten Zugihöpfer auf Wägen 
gebradht, und wenn der Wagen voll 
it, alfogleih an den beftimmten 
Ableerungsplaß verführt werden. Je—⸗ 
der zur Berführung des Unrathes be— 
ftimmte Wagen muß mit einem gut 
fhliegenden Dedel verfeben fein. 

Die Bezirks: Commiffariate werden 
von diefen Beftimmungen, welde auch 
rüfichtlich der Unrathscanäle im Ins 
nern der Häufer zu gelten haben, mit 
der Weifung in die Kenntniß gefegt, 
die Canalräumungsarbeiten, in foferne 
fie innerhalb der Grenzen der vorge: 
zeichneten Bedingungen verrichtet wer: 
den, nicht grumdlos zu beirren, vor 
fommende Ausfchreitungen aber und 
etwaige Straßenverunreinigungen fo- 
gleich abzuftellen und dem Magiftrate 
unvermweilt zur Beftrafung der Schuldis 
gen die Anzeige zu machen. (Bdg. der 
Pol. Dir. v. 22. Jän. 1854 3. 1461/ 
364.) 
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Unraths = Ganäle, f. Bauord⸗ 
nung für Böhmen $. 44. 

Unſchlitt. Dem Br. Magiftrate 
wird bedeutet, daß der Verbrauch des 
am Feuer gefhmolzenen Unfchlittes peft- 
kranker Rinder zu Kerzen und Seife in 
Sanitäts-Rüdfihten feinem Anftande 
unterliegt, indem das im Unſchlitte 
allenfalld vorhandene Contagium der 
Rinderpeft durch den Proceß des Schmel⸗ 
zens felbft vollkommen zerftört wird. 
(Erl. der n. d. Reg. vom 28. Februar 
1839 3. 8581. Prov. G. S. 21. Bd. 
Nr. 37.) 

Unflitt-Behältniffe dürfen nicht 
mit offenem Lichte betreten werden, ſ. 
Benerlöfchordnung für Wien. 

Unſchlittkerzen mit Sped oder 
Schmere zu vermifchen, ift den Seifen- 
fiedern bei 12 Rthl. verboten. (Vdg. v. 
27. Dec. 1776. Krop. Gef, M. Ther. 
7.32. ©. 605.) 

— — Beftimmung des Gewichtes 
für den Verkauf, f. Kerzen. 

Unſchlittſchmelzen ift Jedermann 
in feinem eigenen Haufe geftattet, fiehe 
Seifenfiederei. (Wdg. vom 6. Aug. 
1812 8. 5. 

Unfchlittwaaren, Freigebung der 
Erzeugung und des Verkaufes, f. ei: 
fenfiederei, Sagung. 

Unfittliche Gemälde, Zeihnungen 
und Kunftgegenftände, Berbot des Ber- 
kaufes, f. Licitationen. 

Unfittlichleit. Weber Einverneh— 
men der k. k. Hofcommiffion in politis 
ſchen Gefegfahen, wird in Betreff der 
aus Gelegenheit einer an einem 10jäh- 
rigen Mädchen verübten Unzucht von 
der Regierung angetragene Einfchal- 
tung eines neuen, diefen ähnliche Fälle 
umfaffenden Geſetzes bedeutet, daß ein 


nachträgliches Gefeß in diefer Bezie- K 


bung nit Statt finden könne, da in 
dem wirklich beftehenden Geſetze das— 
jenige ſchon audgedrüdt ift, was als 
nothwendig eradhtet worden fei, daß 
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alfo gar fein Bedenken ſich äußere, 
wenn in vorfommenden Bergehungen 
gegen die öffentlihe Sittlichfeit, bei 
denen eine gleihe Größe des Aerger- 
niffes und Abſcheues mit den in den 
88. 246 u. 260 bezeichneten Uebertre- 
tungen fich ergibt, die politifhen Be— 
hörden eine gleihförmige Anwendung 
von den in den obgedadten Abfägen 
vorgefchriebenen Straforten eintreten 
laffen, wobei es fi von felbft verfteht, 
dag rücdfihtlih jener Handlungen, 
welche die fo eben bezeichnete Eigen: 
(haft nicht erreihen und als mindere 
Uebertretungen zu betrachten find, nad) 
dem Abſatze VII der Einleitung zu den 
Gegenftänden des Strafgefepes ſich zu 
benehmen fei. (Hfkzl. D. v. 16. Sept. 
1815 3. 16155, n. ö. Rggs. Vdg. v. 
30. Sept. 1815 3. 13292. Prov. ©. 
©. für Tirol vom 3. 1815.) 

Unfittlichfeit, Maßregeln zur Hint- 
anhaltung von Unfittlikeit, ſ. itt: 
lichkeit. 

Unterfammeramt. Die Inftrucs 
tion für den Wr. Stadt » Unterfämme- 
rer wurde genehmigt mit Decr. dern. 
ö. Reg. v. 20. Dec. 1832 3. 70197, 
n. ö. Brov. G. ©. 14. Bd. Nr. 282.) 

— — in Bien, darf nur in drin- 
genden, mit Gefahr auf dem Berzuge 
verbundenen Fällen mit den Behörden 
in unmittelbare Gorrefpondenz treten, 
und hat fi in allen übrigen Fällen an 
den Magiftrat zu wenden. (Vdg. der 
n. ö. Reg. v. 7. Apr. 1836 3. 18857. 
Brov. G. ©. 18. Bd. Nr. 116.) 

Unterricht für Dorfrihter in 
Polizei und Sicherheitsfahen, fiehe 
Polizei-Ordnung. 

— — Beziehung der katholiſchen 
Kirche zum öffentlichen Unterrihte, f. 
irche. 

— — ſ. Privatunterricht. 

Unterſchrift. Den k. k. Polizei— 
Directionen wird in Erinnerung ge— 
bracht, daß alle ämtlichen Erpeditio— 
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nen an Behörden oder Parteien, als 
Noten, Befcheide, Rathſchlääge, Vorla- 
dungen, Korramifirungen, Beftätigun« 
gen u. f. w., in foferne die Fertigung 
nicht diefer Polizei » Ober » Direction 
vorbehalten ift, jedesmal von dem De 
partements-Borftande oder dem dirigi— 
renden Rolizei-Ober-Gommiffär,, aud- 
nahmsweiſe aber in Abwefenheit oder 
Berhinderung des betreffenden Ober: 
beamten nur von dem zu deffen Stell: 
vertretung berufenen erften Departe— 
mente: Beamten oder Bolizei- Commif- 
fär zu unterfheiden find. (Girc. der 
f. k. Bolizei- Ober» Direction vom 18. 
Februar 1846 3. 2974.) 

Unterftandslofe Perfonen , deren 
Unterbringung in das k. k. allg. Kran- 
kenhaus, fiche Krankenhaus. (Rggs. 
Vdg. v. 30. März 1837 8. 18.) 

Unterthanen, wegen Befiß der 
Beuergewehre, f. Gewehre. 

— — öfterr., aus dem Auslande 
zurückkehrende, Beftreitung der Trand- 
portkoften, f. Polizeifond. 

— — öfterr., f. Titel. 

— — öfterr., dürfen ungar, Behör- 
den feine Wanderbewilligungen erthei- 
len, f. Wanderbücer. 

— — ſ. Militär-Affiftenz. 

— — f. türfifche Untertdanen. 

Unterthänigkeits:Berband, dei- 
fen Aufhebung, f. Verfaffungs : Ir: 
Funde. 

Unterthanseid kann von Unmün— 
digen nicht abgelegt werden, fiehe 
Staatsbürgerfchaft. 

Unzucht, f. Unfittlichkeit. 

Urinirpläge. Dem Wr. Magiftrate 
wurde die baldmöglichſte Herftellung 
ſchickſamer Nothdurftpläge im Innern 
derjenigen Häufer, in denen fid 
Wein, Bier-,Branntweinfhän: 
fen u. dgl. befinden, fo wie auch im 
Innern derjenigen Privatbäufer, wo 
dergleihen Stände, theils ald Servi- 
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tut, theild ala Obſervanz beſtehen, um 
fo mehr and Herz gelegt, als die Re— 
gierung von Seite der Polizeihofſtelle, 
wegen möglichfter Beſchleunigung die 
fer Anftalt angegangen wurde, und als 
die Regierung demnach im Falle, daß 
wider alles Bermuthen der Magiftrat 
fi über den Vollzug diefer Anordnun- 
gen nicht ausgewiefen haben follte, der- 
felbe hiezu mit Ernft verhalten werden 
und den hieran Schuldtragenden zur per- 
fönlihen Verantwortung ziehen müßte. 
Um übrigens auch nah geſchehener 
Herftellung der in der Frage ftehenden 
Nothdurftpläße die Abſtellung des 
mehr gedadten Uebelftandes für die 
Zukunft fügliher handhaben zu kön— 
nen, wurde ed dem Mr. Stadtmagi- 
firate zur Pfliht, umd derjelbe aud 
dafür verantwortlich gemacht, daß, fo 
oft derfelbe die Eröffnung neuerSchank-, 
Zrint» oder Kaffeezimmer in neuen 
oder alten Häufern geftattet, die Be— 
willigung hiezu immer an die vorher 
erfüllte Bedingung im Innern des Hau: 
ſes einen angewiefenen Nothdurftplak 
berzuftellen, und folden fortan zu— 
gänglich zu erhalten, als ein wefent- 
liches Erforderniß umerläßlich gefun- 
den werde. (N. 5. Rgs. D. v. 23. Feb. 
1820. Barth, Ergänz. Bd. ©. 244 
u. 245.) 

Urinirpläge follen nit auf der 
Baffe oder fo angelegt werden, daß 
die Borübergebenden Wergerniß neh— 
men können. (Bol. Hofft. Weif. an die 
Bol. Ob. Dir. vom 3. Juni 1822.) 

— — Die ?. k. Polizei» Hofftelle 
hat anher zu verordnnen befunden: es 
feien fämmtlihe Polizei» Bezirks - Di- 
rectionen aufzufordern, bei gutächtli— 
hen Meußerungen über Wein- und 
BDierfchant » Befugniffe befonders dar— 
auf zu feben, daß nur in jenen 
Häufern derlei Befugniffe ausgeübt 
werden dürfen, in welden ein geeig- 
netes Locale zum Uriniren, nämlich 
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nicht auf der Gaſſe, ſondern im 
Haushofe vorhanden iſt oder errichtet 
wird. Wovon die k.ak. Polizei⸗Bezirks⸗ 
Directionen mit dem Auftrage verftän- 
digt wurden, in vorkommenden Fällen 
ohne alle Rücdficht diefer MWeifung auf 
das genauefte nachzukommen. (Bol. 
Ob. Dir. Circ. vom 22. Det. 1822 
und vom 13. Aug. 1825.) | 

Urinirpläge. In Erledigung des 
Gommiffiong » Protocofles v. 3. d. M. 
hat die Polizei-Hofftelle bedeutet: 

Es ift von hieraus fhon wiederholt 
bemerft worden, daß die Errichtung 
von fogenannten Urinirfteinen nicht 
nur mwefentlich dazu beiträgt, die Un— 
reinigkeit der Straßen zu vermehren, 
fondern daß diefe Anftalt auch in ſani— 


täts-polizeiliher Beziehung unzuläffig $. 2 


erfcheine, wehmwegen der Auftrag beige: 
fügt ward, daß fi die Pol. Ob. Dir. 
bei jedem Anlaffe dagegen zu erflären 
babe; der Pol. Db. Dir. wird daher 
diefe Weifung mit dem erneuerten Ber 
deuten in Erinnerung gebracht, ſaͤmmt⸗ 
lichen Bezirks» Direetionen zur Pflicht 
zu machen, fich diefe Anordnung in vor— 
fommenden Fällen gleichfalls genau 
gegenwärtig zu halten. (Eirc. der k. k. 
Bol. Ob. Dir. vom 10. Kebr. 1838.) 

— — In Folge Erlaffes der f. f. 
oberften Polijei-Behörde vom 14. Aug. 
1852 Zahl 2831, hat die f. t.n. ö. 
Stattbalterei vom 30. Auauft 1852 
3. 29461 den Wiener Magiftrat aufs 
gefordert, jene Rinnfteine an öffentli- 
hen Pläßen zu befeitigen, welche in 
Sanitäts- und Sittlichkeits-Rückſichten 
anftößig find. Der Magiftrat hat laut 
Note vom 13. Sept. 1852 3. 74972 
diesfalls die Gemeinde» Borftände zur 
Beranlaffung des Geeigneten aufge 
fordert und ftellt das Anfuchen um 
Mitwirkung der polizeilihen Organe 
zu dem Ende, damit auf die Reinhal- 
tung der öffentlichen Pläbe ein befon« 
dered Augenmerk gerichtet werde. In« 

Baleiöly, Hands, d. Polly, Bef. IL 


497 


dem die Bezirk! » Kommiffariate zur 
Mithilfe dur entſprechende Inſtrui— 
rung der Batrouillen angewiefen werde, 
haben fie fih auch gegenwärtig zu hal» 
ten, daß, wenn es ſich einerfeit3 um 
die Gaffirung anftößiger Urinir-Anftals 
ten handelt, andererfeits, wenn es ſich, 
um dem unabweislihen Bedürfniffe 
abzubelfen, um die Greirung neuer, im 
Sanitäts- und Sittlichkeits-NRückſich— 
ten unbedenflichen derlei Vortichtun— 
gen handeln folkte, wohl fein Anſtand 
dagegen zu nehmen fein dürfte. (Deer. 
der ka k. Bol. Dir. v. 28. Sept. 1852 
8. 19350/2189.) 

Urinirplätze, deren Errichtung und 
Reinbaltung in Prag, f. Strafen- 
reinigung. (Bdg. v. 25. Mai 1838 

) 


— — ſ. Nothdurfts-Gabinete. 

Urinfammlern wird die diesfällige 
Sollectur in den Sommermonaten in 
der Frühe nicht länger ale bis 6 Uhr 
und Abends nicht vor 9 Uhr, im Win: 
ter aber nur bis 8 Uhr und Abends 
erft von 6 Uhr an geftattet. (Hfkzl. D. 
v. 23. Juli 1803. Krop. Gef. Franz. 
18. Br. ©. 268.) 

Urkunden. Das bh. k.ak. Miniſte— 
rium des Innern bat mittelft Erlaffes 
vom 28. April d. 3. 3. 8454/519 
verordnet, daß fünftighin allen in der 
flavifhen, romaniſchen und maghari- 
fhen Sprache verfaßten und für das 
Ausland beftimmten Documenten oder 
andern Schriften ſtets eine authen— 
tifche Ueberfegung in deutfcher Sprache 
beigefügt werden müſſe. (Erf. der k. k. 
Banalreg. vom 9. Mai 1851. Eire. 
ER. B. Nr. 67.) 

Urlaub für Polizei» Beamte, fiehe 
Polizei: Behörden. Grundzüge der 
Drganifation $. 13. 

— — f. Beamten-Urlaub. 

Urlauber, ſiehe Militär-Beur: 
laubte. 
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Vagabnnden ſind für diefes ihr Bere 
gehen des Bagabundirend körperlich zu 
züchtigen. (Bdg. vom 17. Mai 1751. 
DObent. 4. Bd. ©. 486.) 

— — die unter dem Vorwande der 
Mufit im Lande berumirren, ift fein 
Paß zu ertheilen. (Bdg. in Mähren v. 
9. Dec. 1780. Krop. Gef. Jof. 1. 2. 
©. 270.) 

— — Dei den ohnehin bereits be- 
ftehenden Anordnungen, daß die Va— 
gabunden, Müffiggänger und Bettler 
von den Dominien forgfältig aufge: 
ſucht und eingebracht werden follen, ift 
der weitere Befehl erfolgt; daß derglei- 
hen Leute nad ihrer Ginziehung den 
gehörigen Landgerichten fogleih über: 
geben, diefe aber mit denfelben die 
Berböre mit aller Vorfiht aufnehmen, 
hiebei bauptfählih den Geburtsort 
verläßlich erheben, alsdann aber ſolche 
Leute bei feinem vorkommenden land- 
gerihtlih zu beftrafenden Berbredhen 
ohne weiters in ihr Land, oder Ge- 
burts» oder vorfhriftmäßigen Berfor- 
gungsort gegen dem, dab die Land— 
gerichte in dem falle einer aus ihrem 
Berfchulden gefchehenen ordnungswi— 
drigen Abfchiebung, die den andern 
Landgerihten oder Dominien hierdurch 
verurfachten Koften zu vergüten haben, 
zurüdfchieben, und den Bolljug, nebit 
Beiſchließung der aufgenommenen Aus: 
fagen, an das betreffende Kreisamt ans 
zeigen fellen. (Hfd. v. 5. Febr., fundg. 
in R. Defterr. am 29. Mär; 1787.) 

— — (68 ift bei dem inner:öft. Gub. 
die Anzeige gefchehen, daß tur die 
große Anzahl der Bagabunden und 
Bettler auf dem Rande dem guten Fort- 
gange des Armeninftitutes ein fehr 
merkliher Abbruch gefchehe und die 
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für wahre Arme gutherzig gefinnten 
Leute von ſolchen Bettlern dergeftalt 
beläftigt werden, daß fie ihre Milde 
für das Armeninftitut durch liebevollen 
Beitrag audzuüben, außer Stand ge 
fegt werden. 

Da nun fhon dur mehrere a. h. 
Verordnungen allen Landgerichten und 


« Burgfrieden ernftgemeffenft aufgetragen 


worden, das Land von foldem müßi— 
gen geldausfaugendem Gefinde zu reis 
nigen und folhe Bagabunden und un» 
befugte Bettler an ihre Geburts oder 
Anfäffigkeitsorte zu verfdieben, fo 
wird allen Städten, Märkten und Orts» 
gerichten wiederholt anbefohlen, auf 
die Erfüllung der diesfälligen a. h. 
Verordnungen ein aufmerffamered Auge 
als bisher gefchehen, zu tragen, und 
fih ernitlih angelegen fein zu laffen, 
alle in ihrer Gerichtsbarkeit vorfindige 
unbefannte Bettler, Bagabunden und 
Müffiggänger auffangen zu laffen und 
felbe durch Schub alfogleih auf ihren 
Geburtsort, oder gar außer Land zu 
fhaffen, damit die Verforgung wahrer 
Nothleidenden durch foldes Gefinde 
nicht verfürzt werde. (Bub. Bdg. In- 
ner-Defterr. v. 11. Apr. 1787. Arp. 
Gef. Jof. 13. Bd. ©. 447—449 ) 

Bagabunden, Es find durd ein 
in der Gefeßfammlung für dad König- 
reich Sadfen Nr. 23 vom Jabre 1826 
publizirtes königliches Mandat vom 
22. September hinſichtlich der Legiti- 
mation der wandernden Diener, Ge- 
fellen und Mühlburſchen, fo wie der 
reifenden Jäger, Gärtner, Branntweins 
brenner und der nicht zünftigen Bräuer, 
folgende Beflimmungen erlaffen wor⸗ 
den: 

1. Allen vorgenannten Berfonen, 
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fie mögen Inländer oder fremde fein, 
ift das Umherziehen in den k. ſächſi— 
{hen Landestheilen, um einen Dienft 
oder Erwerb zu fuchen, ohne Paß nicht 
weiter erlaubt. 

2. Allen ausländifhen Handwerfs- 
gefellen, reifenden Jägern, Gärtnern, 
Branntweinbrennern und unzünftigen 
Bräuern ift das Wandern in den kön. 
fähfifhen Ländern in folgenden Fällen 
überhaupt nicht geftattet: 

a) wenn foldhe dur den Taf, das 
Manderbuch oder ein Zeugniß der Be— 
börde ihrer Heimat auf das Wandern 
innerhalb ihres Baterlandes beſchränkt 
find oder 

b) das 40. Lebensjahr bereits er- 
reicht haben oder 

c) bei dem Eintritte in das König— 
reih Sachſen mit einem Zehrgeld von 
wenigftend 3Thalern nicht verfehen find, 
oder 

d) durch erfolgtes arbeitslofes Um— 
herziehen während der nächſt vorherges 
gangenen 4 Wochen oder font den Ber 
dacht des Bagabundirend wider ſich er- 
regen. 

3. Mit Ausländern, welche fih we— 
gen der Ermanglung ihrer Wanderbüs 
her oder fonftigen Regitimationen nicht 
hinreichend zu rechtfertigen im Stande 
find oder durch die über fie einzuzier 
henden Erkundigungen nicht genügend 
gerechtfertigt werden, fol nad den we— 
gen Baganten beftehenden Borfchriften 
verfahren werden, 

Aehnliche Anordnungen befteben auch 
im Baiern und Preußen. 

Sämmtlihe Orts» Bolizeibehörden 
und Grenzzollämter werden von diefen 
Beftimmungen der k. ſächſiſchen Regie 
rung mit der Berpflihtung in die Kennt» 
niß geſetzt, um ein gleiches Verfahren, 
befonders an den Grenzen der erwähn- 
ten Nachbarftaaten gegen derlei aus— 
ländifche Individuen, welde die öfterr. 
Grenze zu überfchreiten Willens wären, 
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eintreten zu laſſen. (Bog. des böhm. 
Bub, vom 11. Sept. 1827 3. 38317. 
Dbent. 4. Bd. ©. 479.) 

Bagabunden. Kein aufgegriffener 
Bagabund, der ſich für was immer für 
einen Ausländer ausgibt, darf fogleich 
in feine Heimat auf den Schub gefekt 
werden, wenn nicht feine Ortsangehö« 
rigkeit dur einen legalen Paß, ein 
Wanderbuch oder andere legale Docu— 
mente außer allen Zweifel geſetzt ift. 
In Ermanglung folder Regitimations- 
Papiere ift er von der aufgreifenden 
Behörde in Berwahrung zu nehmen 
und über feine Heimatsverhältniffe um— 
fändlih und gründlich zu conftituiren. 
Das Refultat feiner Einvernehmung 
ift ſodann fchleunig durch das vorge 
feßte Kreisamt dem k. k. Yandesguber- 
nium vorzulegen, um die Sicherftellung 
der Wahrheit der diesfälligen Angaben 
einzuleiten und die Aufnahmszuſiche— 
rung der ausländifhen Behörden zu 
erwirfen, ohne welche fein ausweislo— 
fer Vagabund vom Schube von den- 
felben angenommen, fondern über die 
Grenze zurücgewielen wird. (Vdg. des 
böbm. Bub. vom 16. Juli 1834 3. 
26990.) 

— — Jeder Bagabund, namentlich 
jeder ausweisloſe im Mürfiggange, 
Betteln, Tiederlihem Leben, Zrunfen- 
beit und ähnlichen Bergehungen in 
Prag beiretene und aufgegriffene fremde 
Untertgan, wenn er fih nad den Di— 
rectiven der Gubernial » Verordnung 
vom 31. Mai 1833 Nr. 21297 zur 
Einfperrungin das Provinzial: Zwangs- 
arbeitshaus eignet, ift nah Weifung 
der Gubernial-Berordnung v. 19. Jän. 
1821 3. 676 von der k. f. Stadt: 
bauptmannfhaft nah vorläufiger Ab⸗ 
ftrafung an feine Grundobrigfeit abzu— 
fhieben, bei wiederholter Betretung 
ald Bagabund, jedoch auf Koften der 
Zurisdictiond = Behörde einftweilen in 
Verwahrung zu nehmen, a Einem 
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iſt aber von dem Kalle die betreffende 
Zurisdictiond » Behörde mittelft ihres 
vorgefehten Kreisamtes in die Kennt: 
niß zu fegen und dabei zugleich auf 
zufordern, ſich binnen 14 Tagen vom 
Tage der erhaltenen Berfländigung be— 
fimmt zu erklären, ob das im Sicher- 
heitäverhafte bei der Stadthauptmanns 
fhaft befindliche Individuum auf Ro: 
ften der Jurisdictiond «Behörde im die 
Provinzial Zwangsarbeitsanftalt zur 
Gorrection übergeben werden foll oder 
ob felbes von der eigenen Drtsohrig- 
feit nur in die einbeimifhe Aufficht 
übernommen werden wolle. Im erfies 
ren Kalle ift das ald Bagabund betre- 
tene und aufgegriffene Individunm von 
der ?. Stadthauptmannfhaft in das 
Provinzial » Zwangsarbeitshaus nad 
den für diefe ihre Amtshandlung befte- 
benden befonderen Directiven abzuge— 
ben. Im lepteren Falle hingegen ift 
ein folbes Individuum fogleih an das 
betreffende Kreisamt zur weiteren Weber» 
gabe desfelben an die Jurisdictions— 
Behörde abzufchieben, welche zur ftren: 
gen Auffiht, fo wie zur Bezahlung 
der inzwifchen aufgelaufenen Berpflege- 
foften verpflihtet, dann für alle aus 
einer vernadhläffigten Ueberwachung 
des Bagabunden entfpringenden Fols 
gen verantwortlich bleibt. 

Die Jurisdictiong «Behörden haben 
die oben amgedeutete Erklärung unter 
fonft zu gewärtigenden Geldftrafen 
ganz fiher in dem feftgefegten Termine 
von 14 Tagen bei der f. k. Stadt- 
hauptmannfhafl einzubringen. Sollte 
deffenungeadhtet die vorgeſchriebene Er- 
Härung binnen längftens i4 Tagen 
dafelbft nicht einlangen, fo hat die k. f. 
Stadtbauptmannfchaft dafür anzımehr 
men, daß das verwahrte Individuum, 
wenn felbes fonft nah den Directiven 
zur Aufnahme in das Provinzial: 
Zwangsarbeitshaus geeignet ift, mit 
fillfhweigender Zuftimmung der Ju⸗ 
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risdictions⸗Behörde in die Gorrection 
des Arbeitshaufes zu übergeben fei, 
was au unter Verftändigung der Jur 
riadictions-Behörde zu gefchehen bat. 
Wird der Vagabund von der leßteren 
in die einheimifhe Correction über- 
nommen, fo bat ihn felbe mit aller 
Sorgfalt in eine ſolche Lage zu verſe— 
ben, von welcher fih erwarten läßt, 
daß er zur Arbeit angehalten und ihm 
die Gelegenheit zum abermaligen Her— 
umvagiren und zu wiederholten dar- 
aus bervorgehenden Vergehungen fo 
viel möglih benommen werde. (Vdg. 
des böhm. Gub. vom 30. Jän. 1835 
3. 3558.) 

Bagabunden. Wenn Bagabunden, 
gleihviel, ob fie wegen Betteln® oder 
bloßen Müffiggangs oder fittenlofen 
und Tiederlihen Lebens aufgegriffen 
worden find, auf dem vorgefchriebenen 
Mege ihren Jurisdictiond - Obrigkeiten 
zugefendet werden, fo ift es diefer letz⸗ 
teren natürlihe, und durch die Guber- 
nial-Berordnungen v. 29. Mai 1767, 
16. September 1794 gebotene Pflicht, 
diefe Individuen zu einem ordentlichen 
Lebenswandel zu verhalten, zur Arbeit 
anzumeifen nnd ihnen die Rahrungss 
wege auf alle mögliche Art zu öffnen, 
damit derlei Reute nicht wieder ihre 
vagirende Lebensweiſe zur Beläftigung 
der Randeseinwohner oder zur Beein- 
träbtigung der öffentlihen und Pri— 
vatfiherheit einſchlagen. Die Außer: 
achtlaſſung diefer obrigkeitlichen Pflicht, 
wenn dadurch der abgefhobene Baga- 
bund nah dem Drte der Abfchiebung 
neuerdings zurückkehrt und daſelbſt 
wiederholt im Betteln, Müſſiggang 
oder liederlichem Leben betreten wird, 
unterliegt an den Amtsvorſteher einer 
Geldſtrafe von 10 Rthl. zu Handen 
des Polizeifondes und die Kreisämter 
find angewieſen, ftreng den Bollzug 
diefer Berordnung zu fiberwachen, wo⸗ 
bei in&befondere die Kreiscommifjäre 
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die ansdrüdliche Verpflichtung auf ſich 
haben, ſich davon gelegenheitlich ihrer 
Geſchäftsreiſen zu überzeugen. (Bdg. 
des böhm. Bub. vom 18. Sept. 1837 
3. 44437.) 

Bagabunden. In der Rückſicht, 
daß die den beftehenden Vorſchriften 
zuwider in Ungarn berummandelnden 
Sammler milder Beiträge und Almo- 
fen meiftens mit falfhen Zeugniſſen 
verſehen find, ihre eigentliche Heimat, 
wohin fie zurücdigewiefen werden aber 
und die Berfaffer der falſchen Zeug— 
niffe, weil fie gewöhnlich in denjelben 
ihre Ramen und Wohnörter nicht ger 
nau angeben, faum ermittelt werden 
fönnen; da es ferner ſich ergibt, daß 
befonders in bevölferten Städten und 
Dertern die Zahl der den Inwohnern 
zur Laft fallenden Bagabunden ſich da- 
durch vermehren, weil wegen Mangel 
hinlänglicher Aufficht über ihre Zurück 
weifung die von den betreffenden Der- 
tern abgewiefenen Judividuien nad kur— 
zer Zeit in diefe wieder zurückkommen, 
bat die k. ungar. Statthalterei zufolge 
Eröffnung der k. ung. Hofkanzlei ſich 
veranlaft gefunden, fämmtlichen Ge— 
richtöbarfeiten des Königreiched Un— 
garn zu befehlen, daß für die Zufunft 
die zuräczumweifenden Individuen mit 
ordentlihen, Die Zeit der Uebernahme 
und MWeiterbeförderung enthaltenden 
Schreiben verfehen, von den in dieſem 
Schreiben ebenfalls vorzumerfenden 
Gerichtsbarkeiten unter fiberer Bewa— 
hung auf ihre Orte geleitet, hierüber 
in allen Dertern eigene Brotocolle ges 
führt, endlich für die Fälle der Richt: 
beachtung diefer Vorſchrift die betref- 
fenden Borfteher der Verantwortung 
unterzogen werden. (Hilzl. Decr. vom 
14. Dct. 1845 3. 34779, an ſämmtl. 
Länderft. mit Ausnahme von Mailand, 
Benedig u. Dalmatien. Dect. der k. k. 
n. 6, Reg. vom 28. October 1845 
3.64406. Pol. 6.9.73.9. Nr. 131.) 
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Bagabunden, Abhaltung des Ein⸗ 
fhleihend der Bayabunden aus dem 
Auslande, f. Gefellen. (Bdg. vom 
8. Febr. 1838.) 

— — Maßregeln zur Hintanhals 
tung des Einwanderns erwerbälofer 
ausländischer Handwerksgeſellen, fiehe 
Gefellen. 

— — deren Aufgreifung, f. Ge- 
fellen. (Bdg. vom 22. Mai 1833.) 

— — Behandlung derjenigen, von 
welchen weder der Geburtsort, noch 
ein 10jähriger Aufenthalt in einem 
Drte erhoben werden kann, ſ. Schüb: 
linge. (Bdg. vom 30. April 1820.) 

— — Erfaß der Schubkoften, fiche 
Schubkoften. 

— — strenge Aufficht an der Grenze, 
f. Schüblinge. (Bdg. vom 16. Sept. 
1833.) 

— — teren Qufgreifung, ſiehe 
Streifungen. 

— — f. Abfchaffung, Abfdie: 
bung, Wrbeitsanftalt, Bettler, 
Bremde, Gefellen, Päffe, Schub, 
Streifungen, Zwangs = Arbeits- 
anftalt. 

Veneriſche Krankheiten, ſ. Luft: 
ſeuche. 

Verbindungen, unerlaubte, der 
Handwerksgeſellen, deren Abſtellung 
betreffend, f. Geſellen. 

Verbindungsftraße, Herftellung 
neuer, f. Eifenbahn. 

Verbotene Spiele, f. Spiele. 

Verbrechen, bei entdeckten, haben 
fih die Bezirke» Directionen nicht bloß 
darauf zu befchränfen, daß fie eine aufs 
genommene Perfonbefchreibung dem An« 
jeigeamte einſchicken, und die allenfalls 
auf die That Bezug habenden Gegen» 
ſtände der competenten Behörde übers 
fenden, fondern fie follen jedesmal zur 
Ausfindigmahung der Thäter das Nö« 
thige aus eigener Induftrie veranlaffen 
und die getroffenen Einleitungen jedes⸗ 
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mal — Wol. Hofſt. Deer. 
v. 9. Dec. 1 

can Behandlung der öfter: 
reihifhen, preußifchen und ruffifchen 
Unterthanen, die fih des Verbrechens 
des Hochverraths ſchuldig machen, f. 
Auslieferung. 

— — Behandlung der wegen 
eines Verbrechens beſchuldigten, bloß 
ab instantia losgeſprochenen Beamten, 
ſ. Beamte. 

— — gegen den deutſchen Bund, 
f. deutſcher Bund. 

— — wegen Penfionirung der 
Witwen und Waifen folder Beam- 
ten oder minderer Staat&diener, welche 
fih eines Verbrechens oder einer ſchwe⸗ 
ren Bolizeiübertretung ſchuldig gemacht 
haben, f. Beamte. 

— — Behandlung eines fatholifchen 
Geiftlihen, wenn er eines Verbrechens 
befhuldigt wird, f. Kirche. 

— — Competenz; der Criminal« 
gerichte hinfichtlih der wegen Ungil— 
tigkeit des Affentirungsartes entlaf- 
fenen Individuen, wenn fie während 
der Militärs Dienftleiftung ein Verbre⸗ 
den begangen haben, f. Militärges 
richtsbarkeit 

— Behandlung der wegen 
eines ſolchen in Unterſuchung fallen— 
den Penſioniſten oder Proviſioniſten 
in Hinficht ihrer Geuüſſe, ſ. Penſio⸗ 
niſten. 

— — Beſtimmung wegen Ver— 
luſtes der Orden durch Verbrechen, 
ſ. Orden. 

— — Vorgang der Polizei⸗-Be— 
hörde bei der Vorunterſuchung, ſ. 
Polizei-Behörde. 

— — Verfälſchung der Sanitäts- 
Paſſe, ſ. Sanitätspäſſe. 

— — von Sträflingen begangen, 
ſJ. — 

— — ſ. Beamte, Beamten: 
Alimentation, Beamten: Entlaf: 
fung, Poligei Uebertretung 
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Verbrecher. Da fhon mehrere 
Fälle vorgefommen find, wo die Sicher: 
heit und das Eigenthum dur Sträf- 
linge, die theils entlaffen worden, theils 
entwichen find, verlegt worden ift, wurde 
mit a. 5. Entfhliegung Zahl 10130 
u. 8500 durch die k. k. Bolizeibofftelle 
erinnert: Derbrecher können zwar ‚nad 
ausgeftandener Strafe nicht weiter ihrer 
Freiheit beraubt werden, wohl aber muß 
während ihres Arreftes alled mögliche zur 
Bewirtung ihrer Befferung vorgekehrt 
und auch feit darauf gehalten werden, 
daß die politifhen und Polizei-Behör- 
den dergleichen entlaffene Sträflinge in 
ftrenge Auffiht nehmen und möglichft 
forgen, daß fie durch Müſſiggang der 
bürgerliden Gefellfhaft nicht wieder 
fhädlih werden. (Bol. Hoff. Dect. v. 
20. Dec. 1808.) S. Sträflinge. 

— — Mit fehszehn Cantonen 
der Schweiz: Zürich, Bern, Lu— 
zern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Frei⸗ 
burg, Solothurn, Schaffhauſen, St. 
Gallen, Argau, Thurgau, Teſſin, Waadt, 
Wallis und Neuenburg, wurde ein 
Staatsvertrag wegen gegenſeitiger 
Auslieferung der Verbrecher unter'm 
14. Juli 1828 abgeſchloſſen, mwelder 
am 13. Septbr. 1828 ratificirt und 
mit a. b. Patente vom 4. Auguft 1828 
befannt gemacht wurde. Bol. ©. ©. 
56. B. Nr. 91. Nachträgli wurde 
befannt gemacht, daß die Cantone Baſel, 
Genf, Zug, Graubündten, Appenzell 
und Glarus dirfer Uebereinkunft zwar 
nicht beigetreten feien, daß jedoch au 
ihrerfeits dem Auslieferungsbegehren 
Öfterreichifcher Gerichte in Beziehung 
auf derlei Verbrecher keine Schwierigkeit 
entgegengeftellt werden würde, wenn 
nur ein ſolches Auslieferungsbegebren 
immer das Berfprechen der Gegenfeitig- 
keit enthalten wird, (Eirc. venet. Gub. 
v. 17. Rov. 1829, Benet. Prov. 8. ©. 
20. Bd. ©. 288.) 

Der Tractat 


— — 


zwiſchen 


Verbredier. 


Defterreih und Barma vom Jahre 1818 
wegen wechjelfeitiger Auslieferung der 
Verbrecher wurde auf weitere 10 Jahre, 
d. i. bis Ende 1839, erneuert. Hof: 
tanzlei:Decret vom 20. Nov. 1829 an 
fümmtlihe Länderftellen.. 3. ®. ©. 
Nr. 2441. Diele Convention wurde 
neuerdings auf 5 Jahre, und fofort von 
5 zu 5 Jahren erftredt, wenn nicht 
ſechs Monate vor dem Ablaufstermine 
von dem einen oder andern contrahi— 
renden Theile eine Aufkündigung er 
folgt. (U. 5. Entfhl. v. 19. Detbr. 
1839, Hfkzl. Deer. v. 20. Dec. 1839, 
n. ö. Rggs. Eirc. v. 25. Dec. 1839, 
3. ®. ©. Nr. 398. 

Berbrecher. Mit demKönigreiche der 
Niederlande wurde ein Staatsvertrag 
wegen gegenfeitiger Auslieferung der 
Verbrecher abgefhloffen unterm 28. 
Auguft 1852, R. G. 2. Nr. 207. 

— — Gtaatsverträge wegen Aus— 
lieferung, f. Auslieferung. 

— — Beitimmungen hinſichtlich der 

Ausforſchung durch die Gränz- und Ge- 
füllenwade, f. Gränzwache, Gefäl: 
lenwade. 
— den abgeftraften Berbre- 
hern ift die Ruͤckkeht an ihren frü— 
beren Aufenthaltsort möglihft zu er- 
fhweren, f. Sträflinge. 

— — entlaffene, deren Ueberwa— 
hung, f. Sträflinge. 

— — Verbefferung der Auskunfts— 
tabellen über die abgeurtheilten Ver— 
brecher, f. Sträflinge. 

— — Taglia für eingebradhte Ber: 
brecher, ſ. Taglia. 

Verbrennen, das, der Aeſer iſt 
verboten (n. 6. Rggs. Vdg. v. 13. Juli 
1818, Barth. H. u. ©. Geſ. 5.2. ©. 
185). 

— — Perbot des Berbrennens ver 
getabilifher Stoffe in der Nähe von Ort— 
ſchaften, ſ. Feuerlärm. 

Verdienſtkreuz, ſ. Civil-Ver— 
dienſtkreuz. 


— 
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Verehelichung, baierifher Unter: 
thanen, f. Ehe. 

Bereine. Die k. f. allgemeine Hof- 
fammer bat aus Anlaß einer vorge: 
fommenen Anfrage erinnert, daß es 
feinem Bedenken unterliegen könne, 
die bei einzelnen unzünftigen 
Beihäftigungen beftehenden 
PBrivat-Bereine, die fi unter der 
Dberauffiht gewählter Ausfhußmänner 
in der Abficht gebildet haben, oder in 
Zukunft no bilden dürften, um für 
die Verpflegung oder Verforgung vers 
armter oder verunglüdter Gefellen oder 
Lehrlinge zu forgen, und die zu diefem 
Ende gefammelten Aushilfsbeiträge zu 
verwalten, oder um in vorfommenden 
Fällen, wo von Seite der Behörden 
Auskünfte verlangt werden, foldye im 
Namen der übrigen Gewerbegenoffen 
abzugeben, noch fernerbin beftehen zu 
laffen und die zu diefem Ende gewähls 


ten Ausfhußmänner anzuerkennen; daß 


aber darauf gefehen werden müffe, daß 
denfelben auf feine Weife irgend ein 
Einfluß zugeftanden werde, deraufeinen 
Zunft: und Innungeverband, oder auf 
anderweitige Rerhältniffe des Innungs:» 
wefens hindeuten dürfte, oder den freien 
Betrieb der Gewerbe auf irgend eine 
Weiſe erfchweren könnte. (Hffmr.-Deer. 
v. 28. Mai 1831, 3. 17517, n. ö. 
Rggs. Vdg. v. 7. Juni 1831 3. 
30727, Prov. G.S. 13 Th. Nr. 113.) 

— — Bei Gelegenheit des vor- 
gekommenen Falles, daß Jemand einen 
Berein für den Ankauf von 
Staatspapieren zum Behufe der 
beſſern Fructificirung der Vereinsbe— 
trags-Quoten veranlaßte, ift die h. Pol. 
Hofftelle über die Zuläffigfeit der Grün— 
dung eines ſolchen Vereines mit der 5. 
k. k. vereinigten Hofkanzlei in das Ein» 
vernehmen getreten, in Folge welcher 
der gedachte Berein nicht als ein folder, 
welcher einer befondern obrigkeitlihen 
Conceſſion bedarf, fondern lediglich ale 
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ein privatrechtlich zu beurtheilender 
Gefellfhafts - Vertrag erklärt wurde. 
Die k. £. Polizeis und Genfur«- Hof: 
ftelle hat daher gegen die Zuläffigkeit 
der Statuten dieſes gefellfchaftlichen 
Bereined unter der Bedingung feinen 
Anftand genommen, daß in denfelben 
das darin gebraudte Wort Verein in 
vertragsmäßige Gefellfchaft ab— 


geändert und hierdurch jedes Mißver⸗ 


ftändnig vermieden werde, Hiermit 
ſtimmt auch die Entfheidung der h. k.k. 
n. d. Landesregierung v. 2. März 1843 
3. 10188 überein, welde aus Anlaf 
eines ähnlichen Falles an den Magiftrat 
erfloß, und laut welcher ein folcher le 
diglich eine Gewinn-Speculation beab- 
fihtigender Gejellfhafts-Bertrag einer 
höheren Genehmigung nicht bedarf. 
(Citc. der f. f. Bol. Ob. Dir. vom IY. 
Sehr. 1844 3. 19167/3430). 
Bereine, Verfaſſung undEin- 
fendung der Ausweife über die 
beitehbenden Privat: Bereine. 
Seine k. f. Majeflät haben mit a. h. 
Entihliefung vom 30. Mär; 1845 
gemäß HoffanzleisDeeretes vom 3. April 
1845 3. 11191 zu befehlen gerubt, 
von ſämmilichen Ränderftellen tabella- 
riſche Nahweifungen aller conceffionir- 
ten Bereine mit der Andeutung, ob bei 
denjelben ein landesfürftliher Gommif- 
für beftehe oder nit? dann mit den 
Bemerkungen, welche die Behörden zu 
machen finden, abzuverlangen und gut« 
ächtlich vorzulegen. Zugleich gerubten 
Se. E. f. Majeftät zu befeblen, die 
Einleitung zu treffen, daß ſolche tabel« 
larifhe Nachweiſungen mit Schluß 
eines jeden Solar-Jahres eingefendet 
und a, h. Orts vorgelegt werden. 
(Vdg des böhm. Gub. vom 17. April 
1845 ©. 3. 22349. Prov. ©. ©. für 
Böhmen, 27. Band Nr. 108.) 
In Bezug auf den 
Einfluß derpolitifden Behör— 
den binfihtlid jener Vereine, 
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welche fi in dem ſtadthauptmannſchaft⸗ 
lihen Rayon von und um Wien bes 
finden, hat die k. k. n. d. Statthalterei 
mit Erlaß vom 19. April 1851 3. 


' 12290: Nachfolgendes zu beftimmen 


befunden: In Bolge Erlaffes des hohen 
Minifteriums des Innern vom 9. April 


1851 3. 1595 umfaßt der Wirkungs- 


kreis der PBolizeibehörden, wie dies 
übrigend von hieraus immer verftanden 
und gehandhabt wurde, nicht nur die 
politifihen, fondern aud die nicht po» 
litifhen Bereine, und wenn auch im 
$. 10 des Wirkungstreifes der Bolizei- 
Behörden der nicht politifchen Bereine 
nicht ausdrücklich gedacht werde, fo fei 
das auch gar micht nöthig, weil der 
$. 1 und der $. 7 II. diefes Wirkungs— 
freifes wohl keinen Zweifel übrig laffen, 
daß der Polizeibehörde auch die Ueber: 
wachung aller nicht politifhen Bereine 
obliege. Zudem ift diefer Ueberwachung 
der Vereine (ohne Unterfdied) in $. 26 
der Grundzüge noch insbefondere ger 
dadıt. Der Umfang diefer Ueberwachung 
wird aber durch das Vereinsgeſeß näher 
beftimmt. Im Uebrigen ftehen die Ber- 
eind-Angelegenheiten verAmtöhandlung 
der politifchen Behörde zu, welche über 
die Zuläfjigkeit der fih bildenden Ver- 
eine mit der Bolizei-Behörde Rudiprade 
zu pflegen und diefelbe in einer fteten 
Ueberfiht der Vereine zu halten, end« 
li mit ihr in allen wichtigern Vereins— 
Angelegenheiten fi in das Einverneh« 
men zu ſetzen bat, damit fie die vor— 
ſchtiftemäßige Auffiht üben und die 
daraus bervorgehenden Amtshandluns 
gen, Entfcheidungen und Berfügungen 
einleiten und treffen könne. (Dect. d. 
t. k. Stdth. v. 4. Mai 1851 3.8352). 

Vereine. Die k. k. n. ö. Statt 
halterei hat mit h. Etlaſſe v. 29. v. M. 
3. 21858 eröffnet, daß mit Rückficht 
auf die Übergroße Anzahl von Wohls 
thätigfeitö-Bereinen es nöthig erſcheine, 
ein befondered Augenmerk darauf zu 


ni — 
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richten, daß nur jenen Bereinen der 
fernere Fortbeſtand zu geftatten wäre, 
hinſichtlich welchet ein thatſächliches 
Bedürfniß conſtatirt und deren Les 
bend- und Leiftungs» Bähigkeit durch 
ein langjähriges ungeftörted Wir- 
fen garantirt if. Das Bezirks - Coat 
wird hiervon mit Hinblid auf die im 
deffen Bezirke beftehenden gegenwärtig 
in Berhandlung befindlihen Wohl: 
thätigkeits» Bereine behufs Ergänzung 
der ſchon erflatteten, oder noch zu er- 
fattenden Berihte mit dem Beifage 
verftändigt, daß bei allen Vereinen zu 
erheben fein wird, ob fie fich verpflichten 
wollen, für jene Vereins⸗Mitglieder, die 
allenfalls in dieXage fommen, die Aufr 
nahme in eine öffentliche Krankenheils 
Anftalt beanfpruchen zu müſſen und die 
eigene Bahlungsunfähigkeit nadmeir 
fen, die Berpflegskoften zu berichtigen, 
da durch den ausgefprochenen Willen 
und das nahgemiejene Bermögen eine 
ſolche wechjelfeitige Verbindlichkeit zu 
übernehmen und derfelben, in Erman- 
gelung eines hierzu vorräthigen Fonds, 
durch Repartition unter alle Mitglieder 
zu entſprechen, fowohl der practiſche 
Nupen, als die Lebens: und Leiſtungs⸗ 
fähigkeit von derlei Bereinen vorzugs- 
weife garantirt erjcheint. (Decr. der 
Bol. Dir. vom 2. Juli 1852, 3. 
13190/1559.) S. Kranken = Unter: 
ſtützungs⸗Vereine. 

Bereine. Das Miniſterium des 
Innern hat zu beflimmen gefunden, daß 
der Anſchluß eines inländifchen an einen 
ausländifhen Verein unbedingt un- 
ftatthaft fei, dag aber der Anſchluß eines 
Inländers an einen ausländifhen Ver— 
ein, die gelehrten Vereine ausgenom— 
men, rücdjichtlic deren die beſtehenden 
Borfhriften im Wirkfamkeit bleiben 
(f. Academie), und mit Ausflug der 
geheimen Gefellfhaften, zu welchen der 
Beitritt in dem neuen Strafgejeße ohne⸗ 
bin für ftrafbar erklärtift, weder als unbe» 
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dingt verboten, noch unbedingt verſtattet 
angeſehen werden könne. Sollte daher 
der Beitritt eined Inländers zu einem 
ausländifchen mercantilen, induftriellen 
oder anderen Bereine aus irgend einem 
Anlaffe zur Kenntnig der Behörde fom- 
men, oder diesfalld um eine befondere 
Erlaubnig angefucht werden, jo müffen 
ſolche Fälle nach ihrer fpeciellen Eigen- 
thümlidpkeit mit Rüdfiht auf die ber 
ftehenden Gefege und vorzugsmweife vom 
polizeiliden Standpunkte aus gewür— 
Digt werden, und es hat dann nad Bes 
ſchaffenheit der Umjtände die Entſchei— 
dung zu erfolgen. (Erl. des M.d. Inn. 
v. 14. Juli 1852 3. 4142. Deer. der 
f. f. n. 6. Sattb, vom 30. Juli 1852 
3. 24951. Deecr. der Pol, Dir. vom 
12. Auguft 1852 3. 16025/1863). 

Vereine. In Gemäßheit des a. h. 
Gabinetfchreibend vom 20. Nov. 1852 
wird überall und ohne Ausnahme un- 
terfagt, daß die in den öfterreichifchen 
Staaten beftehenden Privatvereine, und 
insbefondere jene für Wohlthätigkeits— 
zwede, Anfuchen und Beiträge, Unter 
ftüßungen und dergleichen, auch an aus» 
wärtige Souveräne und Ölieder auswär⸗ 
tiger Regentenhäufer richten. (Bdg. d. 
M. des Jun. vom 23. Nov. 1852 an 
fämmtlihe Statth. und Ränder-Chefs. 
R. G. 2. Kr, 241.) 

— — Bei der Nothwendigfeit, 
die gefeglichen Beftimmungen über Vers 
eine, insbefondere in Anfchung des 
Berhältniffes der einen näheren Einfluß 
auf öffentlihe Intereffien nehmenden 
Bereine zur Staatöverwaltung in einer 
entiprechenden Weife zu regeln, wird 
wie folgt verordnet: 

8. 1. Die befondere Bewilligung der 
Staatsverwaltung iftzur@rrihtungaller 
Arten von Bereinen erforderlich, wenn fie: 

a) nach einer vorhinein verabredeten 
Geſellſchaftsregel (Statuten) in der Art 
eingegangen werden follen, daß der Ein» 
tritt in den Verein ohne Beſchränkung 
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auf die urfprünglichen Theilnehmer Je- 
dermann, der die feftgefeßten Bedingun- 
gen erfüllt und fi der gefellfchaftlichen 
Regel unterwirft, geftattet ift, die Ans 
zahl der Geſellſchaftsglieder mag vorn- 
hinein beflimmt fein oder nicht; 

b) wenn fie Actienvereine, d. h foldhe 
Bereine find, bei welchen das erforder: 
liche durch Actien, d. i. Durch beftimmte, 
mittelft der Erwerbungsarten des bür: 
gerlihen Rechtes übertragbare Theilbe: 
träge an dem gejellfhaftlihen Unter: 
nehmungefonde, auf welde fih die 
Haftung der Theilnehmer befchränft, 
aufgebracht werden follen; 


c) wenn der Berein, um deffen Er- 
richtung es fi handelt, nad feiner Be- 
fhaffenpeit unter die Anwendung einer 
befonderen Vorſchrift fällt, welche die 
vorläufige Einbolung der Bewilligung 
der Staatsverwaltung anordnet. 


$. 2. Insbefondere iſt eine ſolche 
Bewilligung zur Errihtung von Ver— 
einen für folgende öffentlihe und ge— 
meinnügige Zwede erforderlich: 

a) für die Beförderung der Wiffen- 
[haften und Künfte; 

b) für die Ermunterung und Bele— 
bung der Landwirthſchaft, des Berg- 
und Forſtweſens, des Gewerbefleißes, 
des Handel oder anderer Zweige der 
Production in ihren allgemeinen Be— 
ziehungen ; 

e) für die Unterhaltung einer regel: 
mäßigen Transportöverbindung zwi— 
[hen zweien oder mehreren Drten zu 
Waſſer oder zu Rande überhaupt, für 
Dampfihifffahrte- Unternehmungen ing: 
befondere; 

d) für den Bau oder die Erhaltung 
von Eifenbahnen, Brücken-, Land» und 
Waſſer⸗Straßen; 

e) für Bergwerks⸗-⸗Unternehmungen; 

f) für Golonifirungen; 

g) für Eredits: Anftalten ; 

h) für Berfiherungs-Anftalten; 
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i) für allgemeine Berforgungs» und 
Renten» Anftalten; 

k) für Sparcaffen; 

I) für Bfandleip-Anftalten (Berfap- 
Anftalten) ; 

m) für Ausdehnung eines mit Ber 
willigung beftebenden Bereined auf Er» 
rihtung von Filialen deffelben. 

$. 3. Die Bildung von Bereinen, 
welche fih Zwede vorfegen, die in den 
Bereich der Gefeßgebung oder der öf- 
fentlihen Berwaltung fallen, ift unter: 
fagt. 

$. 4. Die Bewilligung der im $.2 
unter a), b), f), g), i) aufgeführten Ber- 
eine, dann der Verein zu Eifenbahn- 
und Dampficifffahrts - Unternehmun- 
gen, ferner aller Gefellfchaften, bei 
weldhen ed fih um eine befondere Be- 
günftigung oder um Abweihungen von 
den allgemeinen Vorfchriften, dann der 
im $. 2 unter lit. m) bezeichneten Aus- 
dehnung giltig beftehenden Bereine 
handelt, bleibt Uns vorbehalten. Die 
bezüglichen Anträge find von dem Mi- 
nifterium des Innern zu erftatten. 
Das Minifterium des Innern ertheilt 
die Bewilligung zur Erridtung der in 
dem $. 2 unter c), d) (mit Ausnahme 
der Eifenbahn- und Dampfſchifffahrts⸗ 
Unternehmungen), dann e), h), k), 1) 
angeführten Vereine, dann jener Ver- 
eine, deren Unternehmungsfond ganz 
oder zum Theile duch Actien aufge 
bracht werden foll, oder deren Wirk: 
famteıt fih auf das Berwaltungsgebiet 
zweier oder mehrerer Aronländer zu er— 
fireden hätte. Das Miniſterium des 
Innern bat jedoch rückſichtlich aller, den 
Wirkungskreis eines andern Minifte: 
riums berübrenden Bereind-Angelegen- 
heiten vorläufig mit diefem und ftete 
mit der oberiten Polizei⸗Behörde fid in 
das Einvernehmen zu jeßen, und bei 
einer fih ergebenden Meinungsverfcier 
denheit von Fall zu Fall die a. h. Ente 
ſchließung einzuholen. 


bereint. 


8.5. Bergbau⸗Unternehmungen auf 
Grundlage des Gewerkichafts-Berban- 
des, die Gewerkenfammern, Bruderladen 
und Kuappfchaftscaffen find, wie bisher, 
nad den beftehenden Berggefeßen von 
den durch diefelben beflimmten Behör- 
den zu behandeln. 

8. 6. Rüdfihtlih aller anderen in 
dem $. 4 nicht erwähnten Bereine fteht 
die Bewilligung der politifchen Lan— 
desftelle desjenigen Aronlandes, in 
welchem der Berein gebildet werden 
foll, mit befonderer Ruͤckſicht auf den 
dem Randeschef zuftehenden Wirkungs- 
Preis und die ihm auferlegte Verant— 
wortlichkeit zu. Die politifche Landes» 
ftelle bat fih in allen Fällen, welche 
den Wirkungsfreis anderer Behörden 
des Kronlandes berühren, mit Ddiefen 
in das Einvernehmen zu ſetzen und bei 
einer fih etwa ergebenden Meinungs- 
verfchiedenheit die höhere Entfheidung 
einzuholen. 

$. 7. Die Geſuche um die zu erthei« 
lende Bewilligung eines Vereines find 
bei der politifchen Landesſtelle desjeni- 
gen Kronlandes einzureichen, in wel 
chem die Direction oder wie immer be- 
nannte Oberleitung des Bereines ihren 
Siß haben fol. Ein ſolches Anſuchen 
kann entweder a) die Genehmigung zur 
Errihtung des Vereines felbit, oder 
b) die Ermächtigung zu den vorberei- 
tenden Maßregeln bezielen. 

8.8. Das Gefuh um die Bewilli- 
gung zur Errichtung eines Vereines 
muß den Blan des Unternehmend mit 
möglichfter Bollftändigkeit darlegen und 
mit allen hierzu nöthigen Behelfen, wor 
zu indbefondere die Gefellichafts-Ber- 
träge und Statuten gehören, belegt 
fein. 

$. 9. Der Plan des Unternehmens 
oder nah Umftänden die denfelben ent« 
haltenden oder ergänzenden Berträge, 
Statuten u. dgl. müflen deutlich und 


beftimmt erfihtlih machen: 
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a) den Zweck des Bereined und die 
Mittel zu deffen Erreihung überhaupt, 
fowie zur Aufbringung des erforder: 
fihen Aufwandes inebefondere: 

Bei Dereinen, welche in die Lage 
fommen können, außer den zum Be 
triebe ihres Unternehmens erforderlichen 
Greditirungen, Darleihen aufzunehmen, 
ift auch anzugeben, ob, in welchen Fäl—⸗ 
len, in welcher Art und mit weflen Bei» 
flimmung eine folde Darleihend-Auf- 
nahme geftattet fein fol; 

b) die Art, wie der Berein ſich bilden 
und erneuern foll; 

ec) die Geihäftsführung und Leis 
tung in ihren wefentlihen Grund« 
jügen; 

d) die Rechte und Pflichten der Ber- 
einsglieder als folder; 

e) wer den Verein gegenüber dritter 
Perfonen und gegenüber den Behörden 
zu vertreten habe; in welcher Art rechts— 
giltige,für den ganzen Berein verbindliche 
Beſchlüſſe gefaßt und wie zur Schlid- 
tung der aus dem Bereind-Berhältniffe 
entipringenden Streitigkeiten vorgegan- 
gen werden foll; 

f) die Beftimmungen über die Auf: 
löfung der Gefellfhaft, und bei Ber 
einen, welche auf eine beftimmte Zeit 
geihloffen werden, die Dauer derfelben. 

8. 10. Bei Bereinen, welde für all 
mälig audjuführende Bau⸗Unterneh— 
mungen beftinmmt find, ift auch der Zeit- 
punft feſtzuſetzen, wann das Unter 
nehmen begonnen, in weldhen Haupt: 
Abſchnitten fortgefept und beendet wer- 
den foll, 

8. 11. Vereine, welche fih auf Un— 
ternehmungen beziehen, deren Ausfüh— 
zung am befondere gefeglihe Beftim« 
mungen gebunden ift, wie 3. B. Eijen- 
bahnen, Sparcaffen, Bergwerks-Unter—⸗ 
nebmungen und andere haben auch 
allen in diefen Geſetzesvorſchriften ent— 
haltenen Anordnungen, welche fortan in 
ihrer Wirkfamfeit verbleiben, in dem 
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Plane des Unternehmens Genüge zu 
leiften. 

$. 12. Bei Actien-Bereinen darf: 

a) feine Borausbezahlung unter was 
immer für einem Vorwande gefordert 
werden, bevor die Bewilligung hierzu 
erwirkt worden ift. Ohne diefe Bewil: 
ligung dürfen auch über allenfalls freis 
willig geleiftete Einzahlungen feine 
in den Verkehr zu feßenden Interims— 
[heine ausgefertigt werden. In dem 
Plane ift ausdrüdlih zu beftimmen, 
wann und wo nach erhaltener Gench- 
migung die Einzahlungen gefhehen 
follen. 

b) Die in Formularien beizulegenden 
Interimsfcheine und Mctien-Urkunden 
dürfen nicht an Ueberbringer, fondern 
fie müffen immer auf beftimmte Namen 
lauten. Diefe Urkunden find in der Art 
abzufaffen, daß dem Unfuge falfcher 
Borfpiegelungen und des Spieles auf 
den Gewinn von Goursfhwanfungen 
für den micht eingezahlten Theil der 
Einlagen möglichſt vorgebeugt werde. 

e) Auf jedem Interimsfcheine muß 
indbefondere erfihtlih fein, wie viel 
auf denfelben bereit# eingezahlt ift, und 
nur in diefem Betrage darf er in Ver— 
kehr gebradht werden, Würde er ohne 
die darauf erfichtliche Beftätigung des 
eingezahlten Betrags in Verkehr gefept, 
fo ift ein ſolcher Bertrag als rechtsun— 
wirkſam zu betrahten umd der behan- 
delte Betrag dem Armenfonte des Dr 
ted, wo die Webertretung begangen 
wurde, verfallen, nah Umſtänden aber 
auch von dem Strafgerihte wegen eines 
betrugerifchen Borganges das weitere 
Amt zu handeln. 

d) Es ift ausdrücklich feitzufeßen, 
daß der Actionär, welcher die erfte Ein- 
zahlung geleiftet hat, wenn er den ere 
haltenen Interimsjchein veräußert, der 
Geſellſchaft noch für die jerneren Raten- 
zahlungen in fo lange verantwortlich 
bleibt, bis diefelbe ihn von diefer Haf- 
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tung durch Umfchreibung des Interims. 
fheines auf den Namen des neuen Bes 
ſihers lodgezählt hat. Diefe Haftungss 
Entbindung darf übrigens nur mit Zu: 
ftimmung des Bereines felbft, oder von 
einem Ausſchuſſe ertheilt werden, wels 
her die Ermächtigung der Geſellſchaft 
zu ſolchen Acten erhalten hat. 

e) Der Bertrag oder die Statuten 
müffen über das den einzelnen Actio— 
nären zuftehende Stimmenrecht unzwei— 
deutige Beſtimmungen enthalten; 

f) nebft der zur Gefhäftsleitung be- 
flimmten Direction kann aud ein Aus: 
ſchuß der Bereinsmitglieder aufgeftellt 
werden, welcher die Aufgabe bat, fort 
während in die Gebarung der Direction 
Einfiht und auf die Gefhäftsführung 
jenen Einfluß zu nehmen, der in den 
Statuten näher zu beflimmen iſt. 
Endlich 

g) kann bei jedem Actienvereine Ein- 
mal in jedem Jahre eine General-Ber- 
fammlung der ActieneInhaber gehalten 
werden, damit denfelben über die Ge- 
fhäftsführung und den Stand des Uns 
ternehmens ein ausführlicher Bericht 
erftattet, wie auch über die Gebarung 
Rechnung gelegt und das Ergebniß ders 
felben am Schluffe jeden Jahres oder 
in fürzeren Zeiträumen veröffentlicht 
werde, worüber die entfprehenden Ber 
fimmungen in den Statuten vorzu— 
zeichnen find. Würde jedoh zufolge 
lit. f) diefes Paragraphes fein Aus— 
fhuß zur Prüfung der Gebarung der 
Rechnungen 2c. beftellt, fo muß wenig- 
fteng Einmal in jedem Jahre eine foldye 
General-Berfammlung der Actien: Ins 
baber zu den bemerkten Zweden abge 
halten werden. 

8. 13. Bei Vereinen, welche widti- 
gere öffentlihe Zmwede oder gemein- 
nügige Anftalten zum Gegenflande har 
ben, ift nebft einer Direction aud ein 
Ausſchuß aufzuftellen und das Geba- 
rungsrefultat in angemefjenen Zeit 
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räumen ($. 12, lit. g) zu veröffent« 
lichen. 

8. 14. Die Bewilligung zur Errid- 
tung eined Bereines kann nur dann er 
theilt werden, wenn: 

a) der Zweck des Pereines erlaubt 
ift und nad dem Gefeke der Gegenftand 
eines Vereines fein darf; 

b) die Bewilligungswerber, nad ihren 
perfönliden Berhältniffen, und wo es 
nötbig ift, auch nad ihren Vermögens— 
Umftänden, fir die aufrechte Ausfüh- 
rung des Unternehmens Beruhigung 
gewähren oder wenigftens fein gegrün« 
detes Bedenken wegen Verfolgung un: 
erlanbter Nebenzwecke obmwaltet, umd 

ec) wenn der Plan des Unternehmen® 
und deſſen Belege den gefeklichen An- 
forderungen ($$. 8-—13) und den ein- 
tretenden öffentlihen Rückſichten ent— 
fprechen. 

8. 15. Das Einfchreiten un die Er— 
mädtigung zu den vorbereitenden Maß- 
regeln für die Dilduna eines Bereines 
($. 7, lit, b) muß flattfinden, wenn 

a) die Perſonen, welche die Errich- 
tung des Vereines unternehmen wollen, 
zur Auffindung von Theilnebmern öf« 
fenilihe Aufforderungen oder Befannt- 
machungen zu erlaffen die Abſicht haben, 
oder 

b) das Unternehmen von folder Be- 
fchaffenbeit ift, daß es Vorbereitungen 
erbeifcht, durch melde die Rechte dritter 
Verfonen berührt werden, z. B. Bers 
meflungen, NRivellirungen, oder welde 
die Geftattung, Bermittelung oder den 
Beiftand öffentlicher Behörden voraus⸗ 
fegen. Außerdem kann die vorläufige 
Bewilligung zur Bildung eines Verei— 
nes nachgefucht werden, wenn die Un— 
ternehmer jelbft nicht beabfichtigen, den 
Berein fogleih in Wirkfamkeit treten zu 
laſſen. 

8. 16. Den Behörden ſteht zu, bei 
der Ertheilung der vorläufigen Bewil— 
ligung zur Bildung eines Bereines die 
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Bedingungen zur bezeichnen, unter denen 
ſolche ftattzufinden hat. Diefe Bewilli⸗ 
gung Tann aänzlich verfagt werden, 
wenn die Berfönlichkeit der Gefuchfteller 
und der Plan des Unternehmens nicht 
den Anforderungen des $. 14, lit. b) 
und c) volltommen entfpreden und der 
Zweck des Bereines nicht die dort unter 
lit, a) erwähnten Gigenfhaften hat. 
Der Eingabe um die vorläufige Bewil- 
ligung braudt der Plan des Unter 
nehmens und der Entwurf der Status 
ten nur in den weſentlichſten Beftim« 
mungen beigelegt zu werden. 

8. 17. Insbeſondere ift bei jenen 
Bereinen, melde im Wege öffentlicher 
Aufforderungen oder Privat-Subferip- 
tionen gebildet werden follen, darüber 
zu wachen, daß fhon in den Programs 
men oder fonftigen Beitrittd-Aufforde- 
zungen ausdrücklich beftimmt werde, 
wer die Intereffen des Vereines bis zu 
feiner definitiven Conftituirung zu ver- 
treten und die Rerantwortlichkeit rück— 
fibtlih der Voreinleitungen zu über 
nehmen babe, und daß fi jeder Theil- 
nebmer, fhon dur feinen erflärten 
Beitritt, dem befannt gegebenen Pro: 
gramme ımd Statute, ihrem vollen In« 
halte nach zu fügen habe. 

8. 18. Bei Ertheilung der vorläufi« 
gen Bewilligung zur Bildung eines 
Bereines find jederzeit die Bedingungen 
auszudrücken, nad deren Erfüllung die 
Genehmigung des Vereines felbft an- 
aefucht werden fann. Für dieſes Ein- 
ſchreiten haben fodann die Beftimmuns 
gen der 88. 8—14 in allen auf die bes 
treffenden Bereine Anwendung findenden 
Buncten zur Richtſchnur zu dienen. 

$. 19. Aus der erhaltenen vorläufis 
gen Bewilligung zur Bildung eines Ber: 
eines kann no fein Recht auf die Bes 
willigung zur Errichtung des Bereined 
felbft hergeleitet werden. 

8. 20. Aber au die Bewilligung 
zur Errichtung eines Vereines hat nur 
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die Bedeutung einer Conceffion oder 
Zulaffung und fließt keineswegs die 
Erklärung in fih, daß die Staatäver: 
waltung die Einrihtung des Unterneh: 
mens und die zur Erreichung des beab— 
fihtigten Zweckes gewählten Mittel ent: 
fprehend finde, oder daß das Unter— 
nehmen die davon erwarteten Bortheile 
gewähren werde. Es ift Sade der 
Theilnehmer, ſich hiervon felbft die er 
forderlihe Ueberzeugung zu verfchaffen. 

8. 21. Menderungen der genehmig« 
ten Gefellihaftsregeln (Statuten u. 
dgl.) und überhaupt der durch Bewilli— 
aung des Vereines vorgezeichneten Be— 
ftimmungen bedürfen, um Wirkfamteit 
zu erlangen, der Genehmigung, die 
denfelben Anordnungen unterliegt, wie 
die urfprüngliche Bewilligung. 

8. 22. Auch alle anderen in den 
88. 1 und 2 nicht begriffenen Vereine 
unterliegen der Aufſicht der Staatöver: 
waltung. Es bleibt derfelben vorbehal—⸗ 
ten, in die Gefhäftsgebarung jedes 
Bereines Einfiht zu nehmen, über die 
Beobachtung der bei Genehmigung des 
Vereines, oder durch allgemeine Bor: 
fhriften angeordneten Beſtimmungen 
zu wadhen, und wenn es nothwendig 
erachtet wird, dem Bereine einen von 
der hierzu berufenen Behörde zit bes 
ftimmenden (andesfürftlihden Commiffär 
beizugeben. Diefer bat darauf zu fehen, 
daß der Berein die Grenzen der ihm 
ertheilten Bewilligung und die Beftim- 
mung der genehmigten Gefelfchaftsregel 
nicht überfchreite. 

$. 23. Kür die freiwillige Auflöfung 
von Vereinen haben im Allgemeinen 
die in den bürgerlihen Gefeßen und in 
den geſellſchaftlichen Statuten enthal» 
tenen Beflimmungen zu gelten. Bei 
Vereinen, welche einen öffentlichen ge» 
meinnüßigen Zmwed verfolgen und die 
nicht auf eine beftimmte Zeit gefhloffen 
find, mit deren Ablauf die Gefellichaft 
von ſelbſt erlifht, muß die beabfichtigte 
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Auflöfung vorläufig zur Kenntniß der 
Behörde, welche bei Ertheilung der Be- 
willigung zur Errichtung eingefchritten 
ift, gebracht werden. 

8. 24. Die NAuflöfung eines Vereis 
nes und die Einftellung aller Verſamm— 
(ungen oder allfälligen Boreinleitungen 
eines erft zu bildenden Vereines ift 
von den politifchen Behörden von Amts- 
wegen zu veranlaffen, wenn diefelben: 

a) fi ohne die erforderliche Bemilli« 
gung gebildet, oder nachdem ihnen diefe 
wieder entzogen wurde, ihre Wirkſam—⸗ 
feit fortgefeßt haben; 

b) wenn ihnen nadh bereits erhalte» 
ner Genehmigung Ueberfchreitungen der 
Gefellibaftsregeln oder der ihnen von 
der Behörde bei und durd die Bewilli— 
nung des Vereines vorgezeichneten Be— 
flimmungen in wefentliben Beziehun- 
gen zur Laft fallen ; 

ce) wenn die Bedingungen, auf deren 
Pernadhläffigung die Zurücknahme oder 
das Erlöfhen der Bewilligung aus— 
drücklich vorausbeſtimmt wurde, in der 
Sache oder in der Zeit ohne eine er- 
wirfte Frift » Erweiterung nicht gehörig 
erfüllt wurden, oder 

d) wenn folhe Umftände eintreten, 
unter welden nad den Gefeßen, oder 
aus öffentlihen Rüdffihten, die Zurüd 
nahme eines Befugniffes zur Ausübung 
einer Befhäftigung oder Unternehmung 
aud bei einzelnen Privaten fattfindet. 

8. 25. Das Erkenntniß über die 
Auflöfung eines Bereines fteht überall 
der politifchen Randesftelle zu, welde 
jedoch, wenn die Auflöfung aus einem 
der im $. 24 unter b), c), d) aufgeführ⸗ 
ten Gründe erfolgen foll, zwei Juſtiz⸗ 
räthe beizuziehen hat. Gegen diefen 
Ausſpruch bleibt der Recurs an das 
Minifterium des Innern zwar offen, 
doch Hat derfelbe vorläufig in Bezug 
auf die verhängte Einftellung der Wirk: 
famteit des zur Auflöfung beantragten 
Bereines Feine auffhiebendeWirkfamteit. 
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8. 26. In Fällen, wo die politiſche 
Landesftelle zu Folge $. 25 auf die 
Auflöfung eines Bereines erkennt, hat 
diefelbe zu veranlaffen, daß in Bezug 
auf das PBereindvermögen die ange— 
meffenen Vorkehrungen im geſetzlichen 
Wege eingeleitet werden. 

8. 27. Mit der Wirffamkeit diefer 
neuen Bereinsdirectiven werden die zu 
Folge der a. h. Entſchließung Unferes 
erlauchten Vorgängers in der Regie 
rung vom 19. October 1843 erlaffenen 
Directiven für Bereine, dann Unfer 
Batent vom 17. März 1849 über Der: 
eine und Verſammlungen, ihrem vollen 
Inhalte nah, endlih alle jene Be— 
flimmungen des ungarifhen Geſetzes 
über Actien-Bereine vom Jahre 1840, 
weiche mit den in diefem Geſetze ent» 
baltenen nicht im Einklange fteben, 
außer Kraft gefeßt. 

8. 28. Auf die fhhon beftehenden 
Bereine haben die in diefem Geſetze 
enthaltenen Directiven ihre volle An— 
wendung zu finden, mit der Beftim- 
mung, daß ſolche Vereine, welche nad 
diefem Gefege einer befonderen Bewil- 
ligung vorbehalten find und ohne felbe 
beftehen, fih binnen drei Monaten vom 
Zage der Kundmahung diefes Patentes 
um diefe Bewilligung im vorfchrifte- 
mäßigen Wege zu bewerben haben, wir 
drigens fie nah $. 24 lit. a) Ddiefes 
Geſetzes zu behandeln find. (Kaif. Bat. 
vom 26. Nov. 1852, wirffam für das 
ganze Reih mit Ausnahme der Milis 
tärgrenze. R. G. B. Nr. 253.) 

Vereine. Aus dem bereits kundge— 
machten a. h. Patente über Vereine 
vom 26. Nov. 1852 ift zu entnehmen, 
in welcher Weife fih Se. k. f. apoft. 
Majeftät beftimmt gefunden haben, die 
gefeglihen Beftimmungen über Vereine, 
insbefondere in Anſehung des Berhält- 
niffed der einen nähern Einfluß auf 
Öffentliche Intereffen nehmenden Ber: 
eine zur Staatöverwaltung zu regeln. 
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Hiernach haben die in dem neuen Ger 
feße enthaltenen Directiven auch auf 
die fhon beftehenden Bereine, und 
zwar in der Art ihre Anwendung zu 
finden, daß ſolche Vereine, welche nad 
dem neuen Gefeke einer befonderen 
Bewilligung vorbehalten find und bis— 
ber ohne foldhe beftehen, fih in Folge 
des Erlaffes des h. Minifteriumd des 
Innern vom 1. Dee, 1852 binnen 3 
Monaten vom Tage der Kundmachung 
diefed Geſetzes, um diefe Bewilligung 
im vorfhriftsmäßigen Wege zu bewer- 
ben haben, widrigens fie ald ohne die 
erforderlibe Bewilligung beſtehende 
Bereine behandelt würden. Diefe Ber» 
eine werden daher aufgefordert, ſich 
binnen des anberaumten Termines ent: 
weder aufzulöfen oder im vorgefchrie- 
benen Wege in die Regel zu feken und 
zu dem Ende ihre diesfälligen Gefuche 
unter Anihluß der Bereineftatuten umd 
zwar auf dem Lande an die betreifen- 
den k. f. Bezirkshauptmannſchaften, in 
Wien oder rüdfihtlih in den zum Wr. 
PolizeisBezirfe gehörigen Ortſchaften 
aber an die biefige k. f. Bolizei-Direc- 
tion längftens bis 28. Sehr. 1853 zu 
überreichen. (Kundm. der n. ö. Statth. 
vom 30. Dec. 1852 3. 43794.) 

Bereine. Diet. .n.ö. Statthalterei 
bat mittelft Auftrages v. 11. Februar 
1853 3. 4264 anzuordnen befunden, 
daß bei allen Gelegenheiten, in wel- 
hen es fih um die Erridtung neuer 
Bereine handelt, jedesmal auf die Bei- 
bringung von 2 Eremplaren der Ber: 
einsftatuten zu dringen ift. (Bdg. der 
Bol. Dir. vom 15. Februar 1853 3. 
2962/417.) 

— — Aus Anlaß eines fperiellen 
Falles hat die k. k. n. ö. Statthalterei 
mittelft Grlaffes vom 18. Mär; 1853 
8. 7349 zu beftimmen befunden, daß 
Vereine, welche ihren legalen Beſtand 
durch eine bereitd vorangegangene be- 
hördliche Genehmigung nachzuweiſen 
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im Stande find, zu ihrer ferneren 
Wirkſamkeit in Folge des a. h. Ber 
eindgefeßes vom 26. Nov. 1852 feiner 
abermaligen Bewilligung bedürfen, um 
welche fih nach 8. 28 dafelbft nur jene 
Bereine zu bewerben haben , die biöher 
factifh, jedoeh ohne behördlihe Ge— 
nehmigung befteben, daß es fich übri- 
gend von felbft verfiehe, wie im Aus: 
nahmszuſtande die Wirkfamkeit jedes 
Bereined nur mit Zuflimmung der Mi- 
litärbehörde Statt finden dürfe. Hier: 
and ergibt fi, daß Bereine, melde 
im Ausnahmszuſtande, jedoch noch vor 
dem Erfcheinen des a. h. Patentes v. 
26. Nov. und der Kundmachung vom 
30. Dee. v. 3. mittelfl hohen, im Ein» 
vernehmen mit dem f. k. Militär-Gonr 
vernement erfloffenen Statthalterei- 
Erlaſſes conceffionirt oder reconceffio- 
nirt wurden, einer ferneren Bewillis 
gung durchaus nicht bedürfen. (Vdg. 
der Bol. Dir. v. 25. März 1853 3. 
5999/768.) 

Bereine. Laut Mittheilung der kek. 
n. ö. Statthalterei v. 30. Mai 1853 
3. 19660 bat das Minifterium des 
Innern angeordnet, daß für die Ber- 
handlungen zur Bildung neuer Ver— 
eine in allen jenen Fällen, in welchen ger 
drudte oder lithographirte 
Statuten vorhanden find, immer 
feh& Eremplare der Statuten vorge 
legt werden müffen. (Deer. der Pol. D. 
vom 3. Juni 1853 8. 11638/1446.) 

— — Das Minifterium des Innern 
fand fih laut Erl. vom 9. Det. 1853 
8. 6988 beftimmt, im Einvernehmen 
mit der ER. f, oberften Polizeibehörde 
anzuordnen, daß alle jene Bereime, 
denen ein eigener landesfürftlicher Com— 
miffär beigegeben ift, ihre abzuhalten» 
den Berfammlungen der Sicherheits: 
bebörde vorläufig unter Borlegung des 
Programms anzuzeigen haben. 

Die Statthalterei erachtet es in Folge 
erhaltener Ermächtigung für nothwen⸗ 
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dig, diefe Anordnung des: h. Minifte 
riums auch auf alle übrigen Vereine 
auszudehnen, fomit anzubefehlen, daß 
die Dereine ohne Unterfhied 
verpflichtet feien, und zwar in 
Wien und feinem Polizei-Rayon der 
k. E. Polizei-Direction rüdfichtlich den 
k. k. Boligei-Commiffariaten, auf dem 
Lande aber den k. k. Bezirkahaupt- 
mannfhaften, ihre Berfammlun 
gen jederzeit vorläufig anzu 
zeigen. Da diefe Anzeigen nun den 
Zweck haben, die Ueberwahung der 
Vereine und deren Borgänge zu ermög— 
lihen, fo genügt es im Allgemeinen, 
von folchen Anzeigen lediglih Wiſſen— 
haft zu nehmen, daher in der Regel 
die Abhaltung der Bereind -Berfamms 
lungen an feine förmliche Bewilligung 
zu binden ift. (Vdg. der n. ö. Statth. 
v. 26. Det. 1853 3. 39724. Bd. d. 
Vol. Dir. v. 31, Dct. 1853 3.25299 
u. 28394.) 

Vereine. Laut Erlaffes der k. k. 
n. ö. Statthalterei vom 29. v. M. 3. 
4394 bat die oberfte Bolizeibehörde 
die Notbwendigkeit ausgeſprochen, 
firenge nah dem a. h. Pereindgefege 
vom 26. Nov. 1852 darüber zu wa- 
den, 

1. daß fein Verein ohne Conceffion 
und Statuten gebildet werde, 

2. daß das Benehmen der conceffio- 
nirten Affociationen im Allgemeinen 
und insbefondere in ihrer Geldgebah— 
zung der gefeglihen Aufſicht umterzo- 
gen und daß 

3. vorzüglich die vielen Reichen- und 
Kranken » Unterftügungs » Bereine im 
Wien, weldhe mitunter eine fehr bedeu- 
tende Anzahl von Mitgliedern zählen, 
genau controlirt werden. Das. f. 
Bezirks - Commiffariat wird daher an« 
gewiefen, diefer Verpflichtung genau 
nachzukommen. (Bdg. der Pol. Dir. v. 
2. Nov. 1853 3. 25560/2916.) 

— — wegen Aufnahme der Aus 
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länder zu Mitgliedern inländifcher Acar 
demien, ſ. Academie. 

Bereine. Beltimmung wegen Bei 
trittes eines Inländers in eine auslän- 
difche gelehrte Geſellſchaft oder Acade— 
mie, f. Academie. 

— — umerlaubte, der Gefellen, f. 
Gefellen. 

— — Drganifirung der Gewerbo⸗ 
vereine, f. Gewerbeverein. 

— — homöopathifher Aerzte, ſ. 
Homöopathie. 

— — zur Errihtung von Kleiit- 
finderwart-Anftalten, f. Kleinkinder: 
wart-Anftalten. 

— — zur Beauffihtigung der Koft- 
kinder, ſ. Koſtkinder. 

— — für die Verpflegung erkrank— 
ter Handlungs-Individuen, f. Kranz 
kenhaus. (Bdg. v. 26. Oct. 1846.) 

— — Beſchränkung der Leichen- 
vereine auf ihre eigenen Pfarrfprengel, 
f. Zeichenvereine. 

— — gegen Mißhandlung der 
Thiere, Beftimmung wegen Theilnahme 
der Polizei » Beamten in diefem Ber: 
eine, f. Polizei-Beamte. 

— — jur Befferung verwahrlofter 
Jugend, f. Rettungshaus. 

— — zum Schuße und zur Unter 
ſtützung ausgetretener Sträflinge in 
Wien und Prag, ſ. Schugverein. 

— — zur Beflerung entlaffener 
Sträflinge, ſ. Sträflinge. 

— — gegen die Mißhandlung der 
Thiere, f. Thierguälerei. 

— — fiche Kranken » Unterftü: 
tzungsvereine. 

— — ſ. Academien, Leichen— 
vereine, Sparcaſſen. 

Verehelichung, ſ. Ehe. 

Verfälſchung öffentlicher Credits— 
papiere, f. Banknoten, Creditspa⸗ 
piere, Falſificate. 

Berfoffungs-Urfunde. Die Ber: 
faffungs » Urkunde vom 4. März 1849 
wurde außer Geſetzeskraft erklärt, je- 

Baleiäty, Handb. d. Pol. Bef. UL 
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doch die Gleichheit aller Staatsange— 
börigen vor dem Geſetze, fowie die Un— 
zuläffigkeit und die Abftellung jedes 
bäuerlichen Unterthänigfeitd- oder Hö- 
rigfeitö-Berbandes und der damit ver» 
bundenen Leiftungen ausdrüdlich be- 
ftätigt, ferner für die zunächſt wichtig. 
ften und dringendften Richtungen der 
organischen Geſetzgebung eine Reihe 
von Grundfägen feftgeftellt, bis zur 
Kundmahung der hiernach auszuarbei— 
tenten Geſetze aber die Beobadhtung 
der dermalen in Wirkſamkeit beftehen- 
den Gelege angeordnet. (Kaif. Bat. v. 
31. Dec. 1851, wirkſam für das ganze 
Reich. R. G. 3. J. 1852. Nr. 2.) 

Vergehen, Behandlung der katho— 
liſchen Geiftlihen, wenn fie eines Ver— 
gehens befhultigt werden, f. Kirche. 

Vergiftete, deren Rettung betref- 
fend, ſ. Scheintodte. 

Vergiftungen. Hinfihtlih des 
diesfalls zu erhebenden Thatbeftandee 
ift verordnet, daß in Zukunft hemifche 
Unterfuhungen wegen beigebradhten 
Biftes, wenn fie nicht im Drte der 
That vorgenommen werden müſſen, 
mit Beiziehung eines Apothekers in 
einer Apotheke angeftellt werden follen. 
(Hfd. v. 21. Jan. 1825. Rage. Int. 
vom 18. Kebr. 1825 3. 8900.) 

Vergleiche, bei der Polizeibehörde 
geihloffen, find zur Erecution geeig- 
net. (Hfkzl. Decr. vom 16. Jan. 1801. 
Krop. Gef. Kranz. 15. Bd. ©. 27. 
Juſt. Hfd. vom 8. Juni 1816. Krop. 
Gef. Franz. 36. Bd. S. 459.) 

— — Ge k. k. Majeftät haben 
mittelft a. b. Entfhließ. vom 1. Juni 
1832 zu erflären gerubt, daß die vor 
politifhen Magiftraten ord— 
nungsmäßig gefhloffenen, protocollir= 
ten und ausgefertigten Vergleiche, eben 
fo wie jene, die vor Polizei-Direc— 
tionen und obrigfeitliben Wirth— 
ſchaftsämtern gefchloffen werden, 
geeignet feien, hierauf —— 


Vergleiche. 


Erecution anzufuchen und ertheilen zu 
können. (Hfkzl. D. v. 22. Juni 1832 
83. 13350 an die Ränderft. in Oeſter— 
reich, Steiermarf, Tirol, Illirien, Mäb: 
ren u. Schlefien. Kundgem. in Tirol, 
Steiermark am 14., in Ob. Defterr. 
am 15., in Mähren, Illirien umd im 
Küftenlande am 20., in N. Defterreich 
mit Rggs. Circ. vom 21. Juli 1832 
3. 38541, in Böhmen am 21. und in 
Galizien am 30. Juli 1832. Bol. ©. 
©. 60. Bd. Nr, 79.) 

Vergleiche. Aus Aulaß eines fpe- 
ciellen Falles, dag bei einer Bezirke: 
Direction zwifchen 2 Parteien über den 
Betrieb einer f. k. Tabaktrafit im Ber: 
gleichswege ein förmlicher Bachtvertrag 
abgefchloffen und protocollirtt wurde, 
wornah die Tabaktrafif von der mit 
der diesfälligen Berechtigung verfehe- 
nen Partei an eine hiezu nicht berech— 
tigte Perfon auf 3 Jahre überlaffen 
worden ift, „während doch die Berech— 
tigung zum Betriebe einer Tabaktrafik 
höchſt perfönlih, und jede Abtretung 
derfelben verboten ift, erhalten die Be- 
zirfs- Directionen den Auftrag, über: 
haupt bei Abſchließung und Bro- 
tocollirung von Vergleichen, 
wodurch förmliche Verträge ftipulirt 
werden, ſehr vorſichtig zu Werke 
zugeben, in zweifelhaften Fällen die 
Parieien an die competenten Gerichte: 
bebörden zu weifen und fich bei ähn- 
lihen Amtshandlungen fowohl die po— 
litiſchen als auch die Borfhriften dea 
a.6. ©. B. genau vor Augen zu hal— 
ten, um ähnlichen unliebſamen Unzu— 
fömmlichkeiten zu begegnen. (Circ. der 
f. k. Bol. Ob. Dir. vom 24. Mär; 
1839.) 

— — ımterliegen in Anfehung des 
Stempeld, wenn der Gegenftand nicht 
ſchätzbar ift, der Stempelpflibt von 
15 fr. für jeden Bogen; in allen an: 
dern Fällen richtet fih der Stempel 
nah dem Werthe, worauf fich vergli— 
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hen wird. (A. b. Bat. v. 9. Kebruar 
1850. T. P. 105.R. ©. B. ©. 578.) 

Bergleiche. Aus Anlaß des Zweifels 
über die Wirkung der vor den 
kak. Bolizeibehörden gefhlof- 
fenen Vergleiche findet das Juftiz« 
minifterium im Einvernehmen mit der 
k. k. oberjten Bolizeibehörde zu erklä— 
ven, daß nachdem die k.k. Polizei— 
behörden (Polizei » Directionen, Poli— 
zei-Bräfeeturen, Bolizei-Commiffariate) 
nah ihrem Wirkungsfreife zur Bor- 
nahme der Bergleihsverhandlungen 
in Streitfahen der Parteien berufen 
find, auf die vor denfelben zu Stande 
gekommenen und von ihnen beurfun- 
deten Bergleihe, wie auf gerichtliche 
Bergleihe, nah Maßgabe der in jedem 
Kronlande wirffamen Civilprozeß-Ord— 
nung, die gerichtliche Erecution zu er— 
theilen, beziehungsweife in jenen Kron— 
ländern, in welden das Patent vom 
28. Juni 1850 Nr. 254 des Reihe: 
gefegblattes, noh Wirkſamkeit hat, für 
die Dauer diefer Wirkfamfeit von dem 
Bezirfögerichte, in deſſen Sprengel zu: 
erft eine Erecution vorgenommen wer: 
den fol, die Vollftredungs - Glaufel 
beizufeßen ift. (Bdg. des Juſt. Din. v. 
18. Juni 1853, wirffam für fünmtt. 
Kronländer, mit Ausnahme der Mili- 
tärgränze. R. ©. B. Ar. 114.) 

Vergleichs = Protocolle unterlie- 
gen der Stempelgebühr für die darin 
enthaltenen Vergleiche, ſ. Vergleiche. 

Bergolden, ſ. Münzen. 

Vergütung des Feuerſchadens an 
Beamte, j. Feuerſchaden. 

Berhaftete, deren Trangportirung: 
f. Arreftanten. 

Berhaftung, Verfahren der Gens: 
d’armerie bei Verhaftungen, f. Gens: 
d'armerie. 

— — Behandlung der Kinder ver— 
hafteter aus dem Armenfonde betheil— 
ter Perſonen, ſ. Krankenhaus. (Re: 


Verjährung. 


gierungs « Verordnung von 30. Det. 
1836.) 

Verjährung. Ueber den Antrag, 
zur Verjährung der Strafe bei einfa- 
hen Bolizeis:Bergehen die Zeit von 3 
Monaten zu beftimmen, haben Se. k.k. 
Majeftät mit höchſter Entſchließung v. 
16. März 1833 zu beftimmen gerußt: 

„Da es in der Ratur der Sache 
liegt, daß für politifche und polizei: 
lihe Vergeben feine längere Berjäh- 
rungszeit, jedoh nur in Anfehung 
der Unterfuhung und der Strafe, in 
Anwendung kommen, als die fürzefte, 
welche für Schwere Volizei-Uebertretuns 
gen geſetzlich beſtimmt und auf 3 Mo: 
nate feſtgeſetzt ift, fo ift dieſes feſtzu— 
feßen und allgemein fund zu machen.“ 
(Hfkzl. D. v. 19. Mär; 1833 3.6474, 
an ſämmtl. Länderſt. Circ. der n. 6. 
Meg. vom 29. März 1833 3. 17800, 
de? fteierm. Gub. vom 30. März 3. 
4879; des tirol. Gub. vom 1. April 
3. 7008; des illir. Gub. vom 4. Apr. 
3. 6638; des böhm. m. mähr. ſchleſ. 
Gub. v. 5. April 3. 13924 u. 9790, 
der ob der ennſ. Reg. und des gali;. 
Bub. v. 14. Apr. 1833 3. 9063 u. 
19942. Bol. & ©. 61. BP. Nr. 41.) 

— — Wenn der Richter aud was 
immer für einem Grunde über die ihm 
nad Borfchrift des Geſetzes zur Kennt: 
niß gefommene ſchwere Polizei» Ueber: 
tretung feine Erhebung einleitet und 
fo viel Zeit verftreichen läßt, ale das 
Geſetz zur Berjährung einräumt, fo 
hat ter Thäter das Recht, die Verjäh: 
rung geltend zu machen und der Rich— 
ter die Pflicht fie anzuerkennen, meil 
es die Sache der Oberbehörden ift, dem 
Mangel an Beamten dur Zutheilung 
Underer abzubelfen oder Verhinderte 
durch Andere zu fubftituiren oder nach— 
läffige Richter zur Ordnung und Strafe 
zu bringen. (Hfkzl. Deer. v. 26. Juni 
1829, an das mähr. fchlef. Land. Bub. 
Krop. ©. ©. 55. Bd. Nr. 126. Allg. 
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Juſtiz-Geſetzſammlung vom 3. 1829 
Nr. 2414.) ' 
Verjährung. Zur Verjährung der 
ſchweren Bolizet- Uedertretungen gegen 
die Sicherheit der Ehre ift die geleiftete 
Erftattung durch Widerruf, Abbitte, 
oder auch durch wirkliche Erfakleiftung 
nicht nothwendig und es hat diefe Er- 
läuterung auch für die einfahen Po— 
lizeivergehen, für welche mit der 
a. h. Entfhließ. vom 16. März 1833 
eine Berjährungszeit von 3 Monaten 
feftgefeßt wurde, zu gelten. (Hfkzl. D. 
vom 24. Dec. 1836 3. 32162, an 
fämmtl,. Länderft. Kundg. mit Eire. 
der n. ö. Reg. vom 20. Jänner 1837 
3.3975; der ob der ennf. Reg. vom 
22. Jan. 3. 2128; des mähr. fchlef. 
Bub. vom 28. Jän. 3. 2559; des 
tirol. Bub. vom 30. Jän. 3. 1669; 
des illir. u. böhm. Bub. vom 4. Febr. 
3.1898 u. 3384 und des gal. Bub. 
vom 14. Febr. 1837 3. 4508. Bol. 
G. ©. 64. Bd. Rr. 164.) 
Beftimmung über die 
Berjährumgszeit des Lohnes 
des Dienftgefindes. Se ff. 
Majeftät haben mit a. b. Gabinete- 
fhreiben vom 22. Jän. 1839 nach— 
ftebende Beflimmung fanctionirt: 

Die in dem $. 1480 des aub. G. B. 
feftgefeßte Zjährige Verjährung findet 
auf den Lohn des Dienftgefindes Feine 
Anwendung. Bon dem Tage der Kund— 
mahung der gegenwärtigen Berord- 
nung angefangen, bat jedoch die ge 
feglihe Vermuthung der erfolgten Zah— 
fung zu gelten, wenn nad der Ber: 
fallözeit des dem Dienftgefinde ſchul— 
digen Lohnes ein Zeitraum von 3 Jah— 
ren verfloffen ift und der ®läubiger 
im gehörigen Wege zu bemweifen nicht 
vermag, daß die Zahlung nicht erfolgt 
fei. Diefe Borfchrift gilt aud für den 
früher verfallenen Lohn, wenn ein Zeit: 
raum von 3 Jahren nad der Kund- 
machung verfloffen if. ir Der. v, 


Derjäh rung. 


10. April 1839 3. 11322, an ſämmtl. 
Länderft. Kundgem. in N. Defterr. mit 
Circ. vom 25. Apr. 1839 3. 23367, 
in Steiermarf am 23.; im Küftenlande 
am 25 , in Tirel am 28. April, in 
Mähren und Sclefien am 2., in Illi— 
rien am 4., in Böhmen am 10., in 
Galizien am 20. Mai 1839. Pol. ©. 
©. 67. Bd. Nr. 39.) 

Verjährung. In Folge a. h. Ent: 
fhliegung vom 30. Jän. 1841 wird 
erklärt, daß bei den politiichen und 
polizeilichen Webertretungen oder Ber: 
gehen, für welche laut a. h. Entidl. 
v. 16. März; 1833 eine Verjährungs> 
frift von 3 Monaten beftimmt worden 
ift, die Erfüllung von feiner der im 
U, Theile des Strafgeſetzbuches be— 
flimmten Bedingungen erforderlich fei. 
(Hfkzl. Deer. vom 17. Febr. 1841 3. 
4104, an fämmtl. Länderſt. Eirc. der 
n. 6. Reg. v. 4. März 1841 3.12370, 
des fteierm. u. galiz. Gub. v. 10. März 
3. 3946 u. 16860; des laib. und 
mäbr. ſchleſ. Sub. vom 12. Mär; 
3. 5706 u. 9622; des böhm. Bub. v. 
18. März 1841 3. 12050; der ob d. 
ennf. Reg. vom 18. März 1841 3. 
6094. Pol. G. ©. 69. Bd. Nr. 21.) 
der Uebertretungen des Waf- 
fen» Batentes, f. Waffen. 

Berjährnungsfrift der Hauszind- 
Verheimlihungs- Strafen, f. Haus: 
zins. 

Verkäufliche Gewerbe, ſiehe Ge: 
werbe. 

Verkaufsgewölbe, Verbot des 
Aushängens von Waaren, ſiehe Ge: 
wölbsauslagen. 

Verkaufsſtände, Regulirung der— 
ſelben im Innern der Stadt Wien, ſ. 
Stände. 

— — f. Zebzelter, Stände. 

Berlaffenfhaften, Berfahren mit 
den Berlaffenfchaftserfecten der im Wr. 
Krankenhauſe Berftorbenen, f. Kran: 
kenhaus. (Bdg. vom 15. Dec. 1842.) 
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Berlaffenfhaften, Verbot dee 
Verkauſes anftößiger oder unfittlicher 
Gemälde, Zeihnungen und Kunſtge— 
genftände, f. Liritationen. 

— — türkiſcher Unterthanen, de: 
ren Behandlung, ſ. türkiſche Unter: 
thanen. 

Verlaſſenſchafts-Abhandlung, 
zuſtändiges Gericht, ſ. Gerichtsbar— 
keit. (Patent vom 20. Nov. 1852 
$. 77) 

Berlegungen, Pfliht der Sani- 
täts-Perfonen zu deren Anzeige, fiche 
Wundärzte. 

— — f. förperliche Berlegungen- 

Bermiethung von Wohnungen, 
ſ. Wohnungsmiethe. 

Bermögen der Ausgewanderten, 
deffen Sequeftrirung, f. Answande: 
rungspatent 88. 11—15, 29, 39. 

Bermögenszengniffe, ſiehe Zeug: 
niffe. (Bdg. vom 30. März 1850.) 

Verordnungen. Alle Berordnun: 
gen, wenn fie auh nod fo alt 
find und noch befteben, follen, ohne 
erft einer Nepublication zu bedürfen, 
genau beobadtet werden, und ba» 
ben die Behörden, fo lange felbe nicht 
aufgehoben find, über deren Befolguug 
gehörig zu wahen. (U. h. Cabinete- 
Schreiben v. 4. Dec. 1824. Hfkzl. D. 
v. 5. Jän. 1825.) 

— — Rundmahung derfelben, |. 
Kundmachung. 

Berpachtung der Perfonal » Ges 
werbe ift verboten, f. Gewerbe. 

Verpackung von Giftwaaren, fiehe 
Arfenik. 

Berpfändung der Armentäfelchen 
ift verboten, fiehe Armenbetheilung. 
(Vdg. vom 1. Juni 1841.) 

— — der Zahlungsbögen der Be: 
amten, ſ. Zahlungsbögen, Befol: 
dungsbögen. 

— — f. Berfagamt. 

Verpflegsgebühr für die in das 


Derpflegskoften. 


Zwangsarbeitshaus Rotionirten, fiehe 
Zwangsarbeitsanftalt. 

Berpflegskoften für auslän- 
difhe Inquifiten und Sträf: 
linge. Bon der Forderung des Er- 
ſatzes der Berpflegskoften für anslän— 
difhe Inquifiten und Sträflinge, und 
ebenfo von der Eorrefpondenz zwifchen 
den Criminal» Gerichtöbezirfen im In— 
nern der Monarchie in diefer Abficht, 
hat es abzufommen, wenn der Inquifit 
oder Sträfling feine Verpflegung aus 
eigenem Vermögen zu beftreiten außer 
Stande ift. 

Was übrigens Sträflinge betrifft, 
die aus ihrem competenten Straforte 
aus was immer für Gründen in einen 
andern Strafort überfeßt werden, fo 
bat es bei der mit Hoffanzlei » Decret 
vom 4. März 1821 ertheilten Weifung 
zu verbleiben. (Hfkzl. D. v. 20. Juni 
1826, an fämmtl. Ränderft. Bol. ©. 
©. 54. Bd. Nr. 41.) 

— — für kranke Arreftanten, deren 
Einbringung, ſ. Ingnifiten-Spital. 

— — Beftimmung binfihtlich der 
Entrihtung an das k. f. allgem. Kran» 
kenhaus, f. Krankenhaus. 

— — für Arreftanten, wegen Ber: 
gütung derfelben zwifchen Militär- und 
Eivil-Behörden, f. Militär = Arre: 
ftanten. 

— — f. Arreftanten. 

— — ſiehe Krankenhaus = Ber: 
pflegsgebühren. 

— — ſ. Militär-Defertenre. 

Verpflegung der Arreftanten 
im Rayon von Vrag. Ruckſichtlich 
der Verpflegung der bei den Bezirke: 
Commifjfariaten im Prager Polizei— 
Rayon zur Haft fommenden Indivi— 
duren hat man der k. f, Kreisregierung 
Prag folgende Grundzüge mitgetheilt: 
Die Koften der nothwendig geworde- 


nen Verpflegung eines Arreftanten bat 


diejenige Gemeinde zu tragen, inner: 
halb deren Bereich er aufgegriffen wor- 


517 


Derfammlungent. 


den ift. Zu verabreichen ift diefelbe je— 
doch ftetd von jener Gemeinde, in der 
das Bezirfd-Commiffariat, dem der Ar« 
reftant eingeliefert worden ift, feinen 
Sitz hat. Hinfihtlich der Verabreihung 
der Verpflegung fteht e8 dem Vorftand 
des leßtern zu, mit einem Wirthe des 
Drted das Uebereinfommen zu treffen, 
welch leßterer fodann über Anweiſung 
des Bezirfd-Commiffariates die nöthi— 
gen Berpflegd- Portionen zu liefern und 
fih darüber mit dem Gemeinde » Bor- 
ftande zu berechnen haben wird. Die 
Commiffariate haben monatlich ein Ber: 
zeichniß jener Arreftanten, welche im 
Bereiche der andern Gemeinde ald wo 
das Commiſſariat feinen Sik hat, auf: 
gegriffen und von der letztern verpflegt 
wurden, dem Vorftande diefer zu dem 
Ende mitzutheilen, um ihn in die Rage - 
zu fegen, den gebührenden Erfaß die- 
fer vorgefhoffenen Koften von den an- 
dern Gemeinden hereinzubringen. Die 
Prager k. k. Kreisregierung bat laut 
einer Note vom 3. Dec. 3. 16026 
diefen Anträgen vollkommen beigepflich- 
tet, und die ka f. Bezirfahauptmann- 
[haften Karolinenthal und Smichow 
gleichzeitig angemwiefen, die Berpfle- 
gung der an die Polizei-Bezirkd-Com- 
miffariate abzugebenden Arreftanten und 
zwar, fo weit leßtere andern Gemein- 
den angehörig find, vorſchußweiſe von 
der betreffenden Gemeinde beforgen zu 
laffen. Daß die Berpflegstoften übri- 
gens durch eine fchleunige Behandlung 
der Arreftanten auf ein mögliches Mi- 
nimum zu befchränfen find, wird fih 
das Bezirks - Sommiffariat ftets gegen- 
wärtig zu halten haben. (Eirc. der Bol. 
Dir. in Prag vom 7. Dec. 1851. 3. 
52161.) 

Berrufserflärungen der Gefellen, 
f. Innungsmißbräude. 

Berfammlungen der Mitglieder 
der neuen evangelifhen Secte, fiehe 


evangelifche Kirche. 


Vrrfammlungen. 


Berfammlungen ver Bereine find 
der Sicherheits-Behörde anzuzeigen, f. 
Vereine. (Bda. v. 26, Dct. 1853.) 

Verſatzamt. Es kann zwar ohne 
Nachtheil des öffentlichen Credites 
Niemandem verboten werden, aufein 
Kauftpfand Geld zu leiben. Allein 
da fich feit mehreren Jahren Specu- 
lanten bervorgethan haben, welche aus 
den Geldausleiben auf Pfänder ein 
eigene® Gewerbe machen, ordentliche 
Verſatzämter errichtet haben, Pfänder— 
bücher führen 2c. und überdies noch 
ungeheure in kurzer Zeit den ganzen 
Werth des Pfandes verfchlingende Zin- 
fen abnehmen; fo werden bei den un: 
verfennbaren Bortheilen, welde das 
Publicum bei dem biefigen Verſatzamte 
genießt, auf a. b. Befehl alle hier be: 
ſtehenden Winfelverfagämter, welche 
auf Pfänder auszuleihen pflegen, und 
dieſes Geſchäft als ein eigenes Ge— 
werbe treiben, von nun an gänzlich 
abgeſtellt, und es wird zu Folge Hof: 
beicheides vom 22. Aug. d. 3. hiemit 
verordnet, daß: 

I. Die Eigentbümer derlei Winfel: 
verſatzämter von nun an gar fein neues 
Pfand mehr annehmen, die in denfel: 
ben bereits befindlihen Pfünder aber 
binnen einen Zeitraume von 2 Mona: 
ten gegen Berichtigung des Pfand» 
Schillings zurüdzugeben, dann die 
nah Berlauf diefes Termines unberich- 
tigt gebliebenen Pfänder ordentlich be— 
ſchreiben und den betreffenden Grund: 
gerihten zur Aufbewahrung bis zur 
Ausfindigmahung der diesfälligen Ei- 
genthümer oder öffentlichen Berfteige- 
rung derfelben übergeben werden follen, 
und daß 

2. Jeder Uebertreter dieſes wohl— 
thätigen a. h. Befehles im erſten Be— 
tretungsfalle mit der unentgeltlihen 
Zurüdgabe der angenommenen Pfäu— 
der an die Eigenthümer, im zweiten, 
nebft der unentgeltlichen Zurückgabe 
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der Pfänder, auch mit dem Erlage ded 
auf diefe Pfänder dargeliehenen Be- 
trages, und in wiederholten Betre- 
tungsfällen nebft dem noch mit em— 
pfindlichem Arrefle beftraft werden foll. 
(Bdg. der n. 6. Reg. vom 3. Dctober 
1801. Pol. G. ©. 16. Bd. Nr. 60. 
Diefe Berordnung wurde ſämmtlichen 
Länderftellen mitgetheilt und zur Ans 
wendung vorgefchrieben. (Hofd. vom 
20. Jan. 1802 3. 2009. Pol. ©. ©. 
17. Bd., fiehe übrigens $. 485 des 
St. ©.) 

Berfapamt. Ein von einer biefi- 
gen Gerihtsbehörde oder von einer Po— 
lizei- Direction zum Behufe einer vor— 
gefallenen Unterfuhung mit Verbot 
belegtes Pfand, welche Verbotslegung 
jedoh immer nur [hriftlich dem 
Berfagamte zu notificiren ift, muß fir 
die Zukunft eben fo wie bisher von 
dem Berfagamte fo lange zurückbehal— 
ten werden, bis das darauf gelcgte 
Verbot wieder aufgehoben worden iſt 
und dasfelbe darf daher, bevor dicfe 
Aufhebung gefchehen ift, weder der mit 
einem Pfandzettel zur Auslöfung fi 
meldenden Partei auggefolgt, noch zur 
Berfallzeit, wenn das Berbot bie da— 
hin nicht aufgehoben ift, veräußert wer— 
den, Da jedoch das Perfaßamt, gegen 
welches nah dem Paragraphe 12 des 
Patentes vom 1. Februar 1785 feine 
Vindication Plaß greift und das auch 
ohne Wiffen und Willen der Eigen: 
thümer verpfändete Sachen nur gegen 
vollftändige Entſchädigung herauszu— 
geben verpflichtet iſt, von ſeinem Rechte 
nichts vergeben kann und die Schätz— 
meifter demſelben über die Verfallszeit 
für die Einbringlichfert der Forderung 
nicht mehr zu haften verbunden find, fo 
bat künftig in dem Falle, daß das auf 
ein im Berfagamte befindliches Pfand 
von einer der obgenannten Behörden 
gelegte Verbot nicht vor der Verfallzeit 
wieder aufgehoben werden ſollte, für 
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den Schaden, der aus der Aufbewah— 
rung desfelben über die Verfallzeit ent: 
fiebt, dem Verſatzamte diejenige Bes 
hörde erga regressum gegen diejeni— 
gen, durch deren Schuld zu jenem Ber: 
bote Anlaß gegeben wurde, zu haften, 
welche dieſes Verbot angefuht bat. 
(R. 5. Rogge. Dect. v. 17. Apr. 1821. 
Pol. Ob. Dir. 3. 15240.) 

Berfagamt. Der Unfug, daß foge- 
nannte Berfeßerinnen abwechslunge- 
weile von den Effecten » Bfänder » Ber: 
wahrer-Schägmeiftern als Hilfsarbeite- 
rinnen gebraucht werden, daf fie von 
den Parteien zum Einfegen überbrachte 
Pfänder auf umd zubinden, umd den 
Effecten » Bfänder - Verwahrern zur Re: 
vifion der Beftandtheile und zur Anz 
bindung des Pfandzetteld Hbergeben, 
fann eben fo wenig, als der weitere 
ordnungsmwidrige Borgang geduldet 
werden, daß die Verlegerinnen in dem 
Vorzimmer, Gänge und Stiegen des 
Amtes die Parteien erwarten, um von 
ihnen die Pfänder zum Berfegen zu 
erbalten, und daß durch das Ein: 
ſchwärzen der Pfänder von den Berfe: 
berinnen die übrigen Barteien gezwun— 
gen werden, längere Zeit in dem Amte 
zu verbleiben und fih daher auch ver: 
anlapt feben, ihre Pfänder lieber den 
Verfegerinnen zur Beforgung zu über- 
geben, und fich einer bedeutenden Die: 
cretion zu unterzieben, als ſich Stun— 
den lang im Amte aufzubalten. Durch 
diefe ordnungsmwidrigen Vorgänge umd 
Unfüge wird das Anfchen des Amtes 
berabgewürdigt, das Zutrauen, weldes 
das Bublicum in die Amtsbandlungen 
der Berfagamts » Beamten fegen muß, 
geſchwächt, unnöthigen Prellereien und 
Gelderpreffungen Preis gegeben, ja 
fogar die Sicherheit des Eigenthums 
ſowohl für die Barteien ala des Am: 
tes felbit gefährdet. 

Diefer Uebelftand iſt demnach ohne 
allen Verzug und mit größtem Nach— 
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druck abzuftellen und es iſt durchaus 
und unter feinem Vorwande mehr zu 
dulden, daß Perfonen, die nicht zum 
Amteperfonale gebören, auf irgend 
eine Art und bei was immer für einem 
Geihäfte verwendet werden. Uebrigens 
wurde den Berfaßamts - Dberbeamten 
bei eigener Dafürbaftung die genaue 
Handhabung Ddiefer Anordnung zur 
Pfliht gemacht und es find die er- 
wähnten Unfüge der Berfegerleute ab- 
zuftellen und diejelben überhaupt zu 
entfernen. (NR. 6. Rggs. Decr. vom 
22. März; 1822 3. 10661.) 

Berfagamt. Zur Auffiht und Er— 
haltung der Ruhe und Ordnung unter 
den Parteien in dem hiefigen Berfap- 
amte ift täglich ein Polizeidiener von 
Geiten der Polizei-Ober-Direction in 
das Verſatzamt abzufhiden, der fo- 
wohl während der gewöhnlichen Amti— 
rung, al® auch bei der verfaßämtlichen 
Ricitation anwesend ift und den An: 
ordnungen der Berfaßamts-Dberbeam: 
ten Folge leiften muß. (NR. ö. Rage. 
Vdg. v. 10. Mai 1822 3. 21157.) 

— — ©e. f. f. Majeſtät haben mit 
a. h. Entfhließ. vom 2. Auguſt 1845, 
in Bezug auf die Concurrenz 
für das Pfandleihgeſchäft und 
die Herabſetzung der Zinſen 
bei den Pfandleih-Inſtituten allergnä— 
digſt zu beſtimmen geruht: 

1. Daß die Herabſetzung des Zins— 
fußes bei den einzelnen Leihanſtalten 
dann und in demjenigen Maße zuläſſig 
ſei, wann und wie es die mit dem Be— 
ſtande derſelben nothwendigen Verwal— 
tungs-Auslagen geſtatten. Der Lan— 
desjtelle ſteht zu, die hiebei eintreten» 
den Umſtände zu beurtheilen und nach 
Einvernehmung der Localbehörden dem 
Zinsfuß angemeſſen zu reguliten. Ins— 
beſondere wird die Landesſtelle darauf 
einzuwirken haben, daß bei Leihanſtal— 
ten, wo nod höhere Zinfen als jene 
beftehen, weiche felbft nach den Be— 
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fimmungen des a. b. ©. 3. bei Dar- 
leben gegen Bfänder genehmigt find, 
diefe Zinfen nah Thunlichkeit auf das 
geſetzliche Zinſenmaß zurüdzuführen 
und höhere Zinſen nur für den Fall 
und in ſo lange abgenommen werden, 
als es die öconomiſchen Verhältniſſe 
der Anſtalt unvermeidlich machen. 

2. Wenn eine Concurrenz für das 
Pfand-Darleihengeſchäft in den größ— 
ten Orten beſonders dort, wo keine 
oͤffentlichen Leihanſtalten beſtehen, fi 
deshalb als erwünſchlich darſtellen 
ſollte, um dem Nothſtande Unterſtü— 
Bung zu gewähren und dem Wucher zu 
begegnen, ſo ſeien Privat-Leihan— 
ſtalten zwar zuläſſig, jedoch nie 
über den wirklichen Bedarf zu vermeh⸗ 
ren. Zur Errichtung derfelben feien 
aber nie Privat» Pfanddarleiher zu ber 
rechtigen, fondern die Gründung fol: 
her Unternehmungen hätte dort, wo 
das Bedürfniß hiezu ſich herausftellt, 
mit Bewilligung der Landesſtelle durch 
Gemeinden oder Vereine ftattzufinden 
und e3 hätten diefe Unternehmungen, 
wo nicht unter der unmittelbaren Lei— 
tung, doch wenigftens unter der Auf 
fiht und dem Schuße der Staatäver- 
waltung zu ftehen. 

3. Sei das den Trödlern im lom— 
bardifch » venetianifchen Königreiche zur 
geftandene Befugnig zur Haltung von 
Pfandleih-Inftituten den Zrödlern der 
übrigen Ränder nicht einzuräumen. 

4. Habe es in Bezug auf die hin— 
fihtlich des Pfandleihgefchäftes in die- 
fen brigeu Provinzen bejtehenden ge 
feglihden Beftimmungen, nämlih das 
mit der Berordnung v. 3. Dct. 1801 
für Niederöfterreih erlaffene und mit 
dem Hoftecrete vom 20. Jan. 1802 
3. 2009 aud auf andere Ränder aud- 
gedehnte Verbot der Winkel - Verfaß« 
ämter, fo wie das Wucher⸗Patent vom 
2. Dec. 1800, da diefe Beflimmungen 
nach gepflogenen Erhebungen genü— 
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gen, das Bewenden umd entfalle daher 
die Nothwendigkeit, in diefer Bezie- 
bung neue gejeglihe Anordnungen zu 
erlaffen. (Hfkzl. Deer. vom 22. Aug. 
1845 3. 27073. Rggs. Vdg. vom 
19. Sept. 1845 3. 53490. Prov. ©. 
©. 27. Bd. Nr. 162. Deer. des böhm. 
Bub. v. 18. Sept. 1845 3. 53346. 
Prov. ©. ©. für Böhm. 27. Br. 
Nr. 260.) 

Berfagamt. Da der dermalige 
Stand des Haushaltes im k. k. Ber- 
fagamte es zuläfjig macht, den Par- 
teien eine Zinfenerleichterung für die 
erhaltenen Darlehen zu gewähren, fo 
werden die gegenwärtig für die Effec- 
ten mit 6 PBerc. berechneten Intereflen, 
vom 1. Jänner 1846 angefangen, auf 
5 Perc. herabgefegt. Die Zinfen für 
Darlehen auf Prätioſen-Pfänder hin- 
gegen find wie bisher mit 6 Bere. zu 
entrichten. (N. ö. Rggs. Circ. vom 3. 
Dec. 1845 3. 78329. Prov. ©. ©. 
27. Bd. Nr. 227.) 

— — Nachricht üder das im 
t. k. Wiener Berfaßamte be- 
ftehbende Verfahren bei Ber 
pfändung und Auslöfungen. 

Das hiefige, unter der Oberleitung 
der nm. ö. Landesregierung ftehende 
Verſatzamt leiht auf alle beweglichen 
Habjchaften, mit Ausnahme von Pelz- 
wert, Meubels, Bildern, Büchern, der 
zum Militärdienft gehörigen Gegen» 
ftände und der controllpflichtigen oder 
außer Handel gefepten Waaren. Die 
Pfandintereffen, welche nah Tagen 
berechnet werden, find für Prätiofen 
auf 6, für Effecten auf 5 Bere. ber 
flimmt worden; außer diefem Inte— 
treffe ift feine wie immer Namen ha— 
bende Gebühr zu bezahlen. 

Das Berfegen und Auslöfen 
geſchieht an allen Werktagen mit Aus- 
nahme der Samftage, von 8 Uhr Früh 
ununterbrohen bis 2 UhrRadhmittags. 
Es ſteht Jedermann frei, entweder 
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felbft unter fremdem Namen zu verſe— 
gen, oder durch andere unter fremdem 
Namen verfeken zu laffen. Jedes Ef: 
fectenpfand muß in einem reinen Em— 
bindtuch, jede Prätiofenpoft in einer 
verihloffenen Schachtel zum Einfchä- 
ben übergeben werden. 

Bei dem Einſchätzen hat jede 
Partei das Recht, die von dem Schäß- 
meifter ausgefprochene Darleihens- 
fumme, wenn felbe ihre Bedürfniffe 
überfteigen follte, zu ermäßigen, wel« 
bes in den Amtsbüchern angemerkt 
wird, um, im Kalle die Partei fpäter 
ein höheres Darleiben bedürfen follte, 
dasfelbe bis zur erfhöpfenden Schä- 
Bungsfumme ergänzen zu können. Alle 
PBfandpoften, mit Ausnahme der aus 
Zub und Wolle beftehenden, können 
umgefeßt, d. b. fie können gegen 
Bezahlung der bie zum Umfeßtag auf: 
gelaufenen Intereffen auf weitere 14 
Monate mit dem früheren Darleihen 
verlängert werden, wenn nicht der 
Schäßmeifter, was befonders bei Klei- 
dungsftücden der Fall fein fann, die 
früher dargelichene Schäßungsfumme 
bei der Umſetzung zu hoch finden würde, 
in dirfem Falle wäre die Partei bemü— 
Bigt, ihr Pfand gänzlih audzulöfen 
oder eine Abichlagsjahlung auf das 
frühere Darleihen zu leiften, 

Zur Grleihterung des Auslöſens 
ift jeder Partei geftattet, theilweife 
Abſchlagszahlungen auf das frü- 
ber erhaltene Darleiben zu leiften, je- 
doch darf die zu leiftende Abſchlags— 
frmme nicht unter 1 fl. beiragen. Bei 
diefen Abfhlagszahlungen, die belie— 
big wiederholt werden können, ftebt es 
der Partei frei, wenn ihr Pfand theil- 
bar ift, einen der Abſchlagsſumme ent— 
fprehenden Theil heraus zu nehmen. 

Der Berfalle » Termin für 
Pfänder jeder Gattung ift auf 14 Mo— 
nate feftgefeßt, im 15. Monate wer- 
den die bis dahin umberichtigt gelaffer 
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nen PBfänder in öffentlicher Verſteige— 
rung verkauft. Was nach Abſchlag der 
Darleibungsfumme der augftändigen 
Intereffen und der 5percentigen Lici— 
tationsgebühr ale Reſt von dem Kauf— 
ſchillinge noch erübrigt, ift Eigenthum 
der Partei und kann gegen Abgabe des 
Pfandzettel® nach beendigter Kicitation 
im Amte abgeholt werden, jedoch müf: 
fen diefe Ueberfihußbeträge binnen 3 
Jahren vom Tage der fattgehabten 
Ricitation behoben werden, widrigend 
fie ala verjährt angefeben werden und 
dem Amte anheimfallen. 

Bei den monatlih abzjubaltenden 
Berfaamts- Licitationen wer- 
den auch andere, nicht verjeßte Gffec- 
ten und Prätiofen gegen Entrichtung 
einer Hperc. Licitationsgebühr ver: 
fauft, jedoch müſſen diefe Gegenftände 
8 Tage vor der Licitation, wie es die 
jedesmalige Kundmahung veröffent- 
licht, zur Ueberfhäßung in das Amt 
gebracht werden. 

Ale verlorenen oder als ge— 
ftoblen abhanden gefommenen 
Pfandzettel können vorge: 
merkt werden, wenn die bejchädigte 
Partei die Nummer oder wenigftene 
den Tag der Einlage und eine genaue 
Beihreibung der verfeßten Gegen- 
ftande anzugeben vermag, daher es 
von Wefenheit ift, daß jede Partei ſich 
eine Abſchrift ihres Pfandicheines ver- 
fhaffe, um im Falle eines PVerluftes 
das Amt in die Lage zu feßen, ihr zu 
ihrem Eigenthume zu verhelfen, Zur 
Vergrößerung des verfaßämtlichen Be— 
triebs : Gapitald werden von Privaten 
gegen 4perc. Verzinfung und Ausſtel— 
lung öffentliher, von der n. ö. Lan— 
desregierung gefertigter Obligationen, 
Gelder jedoh nicht unter 25 fl. auf 
genommen, deren Intereſſen in halb— 
jährig verfallenen Raten bezahlt wer- 
den. Diefe Obligationebeträge werden 
auf Berlangen des Gläubigerd nad 
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einer Zmonatlichen Aufkündzeit im baa— 
ren Betrage von dem Amte wieder zu— 
rücderftattet. (Kundm, des f. k. Verſatz— 
amtes in Wien vom 1. Nov. 1847. 
Beitfchrift für 6. R. G. C. 3. 1847. 
©. 244 u. 245.) 

Berfchleiß pyrotechniſcher Gegen: 
fände, f. Feuerwerkskörper. 

Verſchleißhütten, hölzerne, follen 
auf den Gaffen und Pläßen nicht ge 
duldet werden, f. Stände. 

Verſchleißrecht der Fabrikanten 
und Commerziah-Gewerbsleute, ſiehe 
Fabrikanten. 

Verſchwender, zuftändiges Gericht 
für die Beſtellung der Curatel, ſiehe 
Gerichtsbarkeit. (Pat. v. 20. Nov. 
1852 8. 83-86 

Berfchwiegenheit eine Pflicht der 
Beamten, f. Amtsgeheimniß, Be: 
amte (Bdg. vom 30. Jänner 1823), 
Beamten:Eorrefpondenz. 

Berfepen der Armentäfelhen ift 
verboten, ' Armenbetheilung. (Bde. 
vom 1. Juni 1841.) 

re Anſtalten, ſiehe 
Bereine. 

— 8-Geſellſchaften, 
auswärtige, ſ. Agentien. 

Berforgungsanftalten, denfelben 
fallen erwerbsunfähige Bettler zur Laſt, 
und fie müffen entweder mit Bfründen 
betheilt oder dahin hbernommen wer: 
den. (Hflzl. Decr. v. 15. Apr. 1817.) 

— — Bevor Bettler, Stumme da- 
bin abgegeben werden, follen Aerzte 
lediglih ihr Parere dahin abgeben, 
ob diefe Individuen gefund und ar- 
beitsfähig find. (Rggs. Decr. vom 23. 
Jän. 1818.) 

— — des Staates, die Zöglinge 
derfelben müffen geimpft fein, ſ. Im— 
pfung. (Hffzl. Decr. v. 9. Juli 1836. 
1. 8. 13 lit. f.) 

— — f Bereine. 

Berforgungsfond, |. Armenbe: 
theilung. 
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Berforgungshäufer, — Bettler, 
welche vermöge ihrer förperlihen Ge— 
brechen und ihres Siechthumes oder 
eines ekelhaften Anblickes zur Auf 
nahme dahin geeignet find, find ohne 
Weiteres dahin zu verfchaffen. (Rage. 
Weif. an die Bol. Db. Dir. v. 6. Febr. 
1805.) 

— — in die, bat die Polizei-Ober: 
Direction ohne Weiteres jene Bettler 
abzugeben, welche vermöge ihrer körper: 
lihen Gebrehen und ekelhaften An— 
blicks dahin geeignet find. (Rggs. Der. 
v. 14. Febr. 1805.) 

— — Die Berilligung zur Auf- 
nahme dürftiger und erwerbsunfähiger 
Berfonen in diefelben auf Koften des 
Hoffpital » Kondes ift der n. 6. Re 
gierung überlaffen. (Hfkzl. D. v. 11. 
Mai 1832 3. 9558. Rggs. Vdg. vom 
20. Juni 1832 3. 32249. PBrov. ©. 
©. 14. Th. Nr. 102.) 

— — Die Berforgungsbäufer find 
feine Koftorte, fondern in diefelben 
follen nur ſolche Individuen aufge 
nommen werden, die entweder an 
unbeilbaren Krankheiten leiden oder 
mit efelerregenden förperliben Schä- 
den behaftet find, oder endlih ſolche 
Individuen, die ganz erwerbsun— 
fäbig und von aller anderweitigen 
Unterftüßung ihrer Angehörigen oder 
Anverwandten enrblößt, fih, wenn 
fih die öffentliche Auffiht ihrer nicht 
annehmen würde, dem Gaffenbetteln 
ergeben müßten. (Rage. Bdg. vom 21. 
Det. 1535 3. 75296. An. S. Vdg. 
v. 3. 1835. Nr. 87.) 

— — Aufnahme in diefelben, fiebe 
Armen-Inftitut. (Unterricht für die 
Vorſteher $. 14 u. 15.) 

— — f. Zandfpitäler. 

Berfteigerungen verbotener Drud- 
fhriften oder anftößiger und unſittli— 
her Kunftgegenftände, fiehe Licita— 
tionen, 

— — f Liritationen. 
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Berftorbene im Wiener allgemei— 
nen Krankenhauſe, Abhandlung der 
Verlaſſenſchaft, ſ Krankenhaus. (Vdg 
v. 15. Dec. 1842.) 

Verſtümmlung, fiehe Selbftver: 
ftümmler. 

Berunglüdte, ſ. Scheintodte. 

Verunreinigung der Straßen, f. 
Straßenreinigung, Straßenver: 
ftellung. 

Berwiefene Fremde, Führung des 
Berzeichniffes derfelben, f. Fremde. 

— — Individuen aus andern Staa- 
ten ift der Webertritt über die f. f. 
Grenze nicht zu geftatten, f. Fremde. 

Verwundungen. Behörde zur Ber 
handlung der Anzeigen über Todesfälle 
u. Berwundungen, f. Anzeigen. 

— — Pflibt der Sanitäts-Perſo— 
nen zu deren Anzeigen, fiehe Wund— 
ärzte, Aerzte. (Berordn. v. 21. Juli 
1851.) 

Verwundungen, fiebe Leichen: 
befchan. 

Berzehrungsftener- Pächter dür: 
fen den £. k. Adler auf dem Aushäng- 
ſchilde führen. (Hfkzl. Decr. v. 7. Juni 
1831, an fämmtl. Yänderft. mit Aus: 
nahme von Mailand, Venedig u. Zara. 
Pol. G. ©. 59. Br. Nr. 38.) 

— — f. Juden. (Bdg. v. 27. Apr. 
1830.) 

Berzeichniß der verwiejenen und 
abgefchafften fremden, f. Fremde. 

Verzierungen ober den Dachge— 
fimfen zu errichten, ift in der Regel 
nicht geftattet, f. Banordnung für 
Wien 8. 19. 

Berzinnung der fupfernen Brannt: 
wein: Deftillir- Apparate betreffend, f 
Branntwein. 

— — der Kochgeſchitre der Fleiſch— 
felher, ſ. Geſchirre. 

— — der kupfernen Eß-, Trink— 
und Kochgeſchitre ſ. Geſchirre. 

Veterinär-Bericht des Landes: 
Thierarztes, ſ. Landesthierarzt. 
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Bictualien, Haufiren mit denfels 
ben, f. Haufiren. 

Bictualien-Befhau, |. Markt: 
Polizei : Auffichtsanftalt für die 
Stadt Wien $$. 53—55. 

Bictnalienhandel. Um die Ge- 
fege über den Berfehr in Anfehung 
jener Keilfhaften, welche im allgemei- 
nen Leben unter der Benennung: Vic— 
tualien begriffen find, worunter auch 
folde Nahrungs: Gegenftände verftan- 
den werden, Die zum unmittelbaren 
Benuffe ohne befondere techniſche Vor— 
bereitungen beftimmt find, mit den feft- 
gefegten Beftimmungen über den Ge- 
treidehandel in Einklang zu bringen, 
wurde 

1. das beriits beitebende Ausfubr: 
verbot aller Victualien erneuert, und 
auf deffen Aufrechtbaltung ſtreug zu 
wachen anbefoblen, dagegen aber wur— 
den 

2, alle, den inneren Victualienhan— 
del befchränfenden oder erfchwerenden 
Gefeße, mit Ausnahme der Markt— 
ordnungen und der auf diefe Markt: 
polizei fih beziehenden Verfügungen 
ale aufgehoben und unwirkfam er: 
klärt. Endlich wurden 

3. die Juden, dort, wo und in fofern 
fie bis jet von diefem Victualienhan— 
del ausgefhloffen waren, auch nod 
ferner hievon audgefchloffen. 

Uebrigend wurden die Behörden, 
die es betrifft, für die ftrenge Hand» 
babung der in ihrer Wirkfamkeit ver: 
bleibenden Marktordnungen, alsbloße 
Polizei-Mapregel, verantwort: 
lich gemacht. (Hftzl. Bdg. vom 18. 
Febr. 1813. Rggs. Eirc. v. 13. März 
1813. Barth. 9. u. ©. Gef. 4. Bd. 
©. 43 u. 44.) 

Bickualienhändler. Die Fragner 
und Greißler haben zur Vornahme der 
Unterfuhungen gegen Bictualienhänd- 
ler, die befchuldigt find, Kragnerartifel 
zu führen, die Bewilligung des Magi— 
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ftrates mündlich nachzuſuchen und bie- 
bei Folgendes zu beobachten: 

1. Hat die Unterfuchungs -Gommif- 
fion nur aus zwei rechtlichen und bes 
fheidenen Innungsgliedern zu befte- 
ben, welchen zur Affiften; in den Bor: 
ſtädten eine Grundgerichteperfon, in 
der Stadt aber ein magiftratifcher Be- 
amter beizugeben ift. 

2. Die Unterfuhung fann nur in 
Gegenwart des Rictualienhändlers, ſei— 
ner Ehewirthin oder einer andern zur 
Familie gehörigen, großjährigen Per: 
fon Statt finden und hat fih blos 
auf das Verſchleißgewölbe und die Ne— 
benbehältniffe, feineswegd aber auf 
Käften, Betten, Geldlädchen oder fon: 
flige offenbar zum häuslichen Ge- 
brauche beftimmte Gegenftände auszu— 
dehnen. 

3. Die vorgefundenen, des Verſchlei— 
Bes wegen angehäuften Fragnerartifel 
find im Verzeichniffe aufzunehmen und 
foldhe von den Commiſſions-Gliedern 
fowohl als von dem betroffenen Bic- 
tualienhändler oder deffen Stellvertre- 
ter zu unterfertigen;; endlich 


4. ift der ganze Vorgang unter An« 
ſchluß des Verzeichniſſes, mit Beifü- 
gung ded Namens und Wohnortes des 
Unterſuchten, der Ortsobrigkeit anzu— 
zeigen. (N. 6. Rggs. Vdg. v. 23. Det. 
1818 3. 41527.) *) 


Bictnalienhändler. Bei der gänz— 
lihen Freigebung des PVictualienhan- 
dels it Niemandem verwehrt, zu dem- 
jelben auch mehrere Veiſchleißorte, wie 
es feinem Intereffe convenirt, zu bal- 
ten, folde mögen fih in dem Haufe 
feines Wohnfiges oder außer demfelben 


*) Die weiteren Beflimmungen diefer Re- 

ierungd-Berordnung, welche von der Be: 
— der einer Gewerbſtörerei ſich ſchul⸗ 
dig machenden Victualienhändler handeln, 
— durch fpätere Verordnungen aufge 
hoben. 
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befinden. (Aggs. D. v. 2. Nov. 1819. 
Hl. D. v. 16. Mär; 1820.) 

Birtualienhändler. Die in dem 
Rage. Decr. v. 23. Dct. 1818 3.41527 
gegen renitirende Victualienhändler an 
gedrobte Strafe der Gemölbsfperre 
fand die Hoffanzlei dem Vergehen nicht 
angemeffen und ed wurde verordnet, 
daß die Unfolgfamkteit eines Bictua- 
lienhändlers, welche allerdings geahn- 
det werden müffe, durch Gonfiscation 
der Waare, durch Geldftrafen oder Ar: 
reft beftraft werden könne. (Hfkzl. D. 
v. 28. Sept. 1821 3. 27261. Vog. 
der n. ö. Reg. vom 10. Dct. 1821 
3. 46711. Prov. G. ©. Rr. 313.) 

— — BZufolge a. h. Entfhließung 

vom 4. März 1833 haben Se. Maje: 
tät anzuordnen gerubt, daß die den 
Victualienhandel als freie Beſchäfti— 
gung betreibenden Individuen unter 
der gehörigen Auffiht zu halten umd 
gegen Jene, melde fih dabei Ord— 
nungs- und Gefeßwidrigkeiten zur 
Schuld kommen Iaffen, auch mit Be 
Ihränfung Liefer Freibeit vorzugehen 
fei. (Hftzl. D. vom 7. März 1833 3. 
5477, n. 6. Rage. Der. v. 26. März 
1833 3. 16353.) 
Den Bictualienhändlern 
wird der Berfchleifartitel von Klee- 
famen, da felber zu den rohen 
Ratur » Producten gehört, und der 
Haarlinfenfuden, die in dem Ber- 
zeihniffe der Greißlerartifel nicht vor— 
fommen, bewilligt. (Hflzl. Deer. vom 
9. Mai 1834 8. 11128. Vdg. d. n. 6. 
Reg. vom 21. Mai 1834 3. 27304. 
Kn. ©. 8. 3. 1834. Nr. 33.) 

— — Verzeichniß der in Folge 
Hoffanzlei - Verordnungen v. 23. Oct. 
1817 und vom 9. Mai 1834 den 
Vietualienhändlernzumfreien 
Verkaufe, fo wie den beredtig- 
ten Greißlern und Fragnern 
zum Berfaufe ausſchließend zu— 
ſtehenden Artikel, weldes zur 
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Wiffenfhaft des faufenden Bublicume 
mit dem Wuftrage bekannt gemacht 
wird, daß diefes Verzeichniß bei Ver: 
meidung des $. 74 des II. Theiles des 
Strafgefeges beftimmten Strafe in den 
Verſchleißläden unbefhädigt angebeftet 
gehalten werde. 

1. Folgende Artikel find dem Die 
tualienbändler zur Führung erlaubt: 

Alle Gattungen der Mildproducte, 
als: Butter, Schmalz, Käfe jeder Gat- 
tung, Eier, Mil. Alle Gattungen des 
frifben oder geräucherten Stechvich- 
fleiſches, Schweinſchmalz, Schmeer, 
Speck. Alle Gattungen Mehles, daher 
auch Bohnen- und Haarlinſenmehl, 
Gries, gerollte Gerſte, gelbe und 
braune Kleien, Reis, alle Gattungen 
Hülſenfrüchte, Ziferl, Kuttelkraut. Alle 
Körnergattungen, daher auch Kümmel. 
Haarlinſen, Leinzelteln, Haarlinſen— 
kuchen, Majoran, Kürbis- und Plützer— 
kerne, Haferkerne, Wachholderbeeren, 
Vogeldotter, Hanf, Kleeſamen. Friſche 
und gedörrte Zwiebel und Knoblauch, 
Gurken, rothe Rüben, friſches, dann 
ſaures Kraut und Rüben, Erdäpfel. 
Alle Gattungen Unſchlittwaaren, alſo 
auch Seifen, Kerzen, gedörrtes und 
friſches Obſt jeder Art. Brennholz je— 
der Gattung, daher auch Kinn, Wach— 
holderholz u. dgl. Zündhölzer, Schwe— 
felfäden, Schuhwichſe. Endlich auch 
Heu, Stroh und Häderling. Stroh—-, 
Baft- und Rohrwaſcheln, Zinnfraut, 
Schachtelhalm, Sägefpäne. 

2. Außer allen jenen Artikeln, die 
oben enthalten find, und Gegenftände 
des freien Verkehrs ausmachen, fteben 
den beredhtigten Fragnern nnd 
Greiplern nahftebende Feil- 
ſchaften dergeftalt zu, daß die 
Bictualienbändler zu deren 
Führung nicht berechtigt find; 
fie beftehen in folgenden: 

Alle Seilerwaaren, Beitfchenftöde 
aller Gattung, Wald» und Berchtolde— 
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gadner Beſen, weißer und ſchwarzer 
Reibfand, wie auch Bogelfand, Kran: 
zeln, gelbe und weiße Strigeln und 
Laibeln, Schreib- und Putzkreide, Kien— 
ruß, Brankfurter Schwärze, Schwefel: 
feuerfteine, Schwamm, jteinerne Au: 
geln und Ballen, blecherne Löffel, alle 
medicinifchen Meblgattungen, Hollun- 
derblüthe, Ramillen, Häringe u. Stod: 
fiihe, alle Bürftenbinderwaaren, groß: 
und kleine Robrdeden, Schwingen und 
Zöger, Kohlen, weißes und ſchwarzes 
Beh, Baumöl und Leinöl, Effig, alle 
Gattungen Nägel, alleBerhtoldsuadner 
Mauren, Kalk, Riemerpeitfchen, Feder: 
fücher und Federwiſche. (Vdg. dern. ö. 
Reg. v. 31. Aug. 1837 3. 48149 u. 
v. 29. Sept. 1837 3. 54790. PBrov. 
G. ©. 19. Bd. Nr. 179 u. 205.) 
Bictnalienhändler. Unter den 
Artikeln, deren Berkauf den Greißlern, 
Fragnern und Bictualienhändlern mit 
dem Regierungs«Decrete vom 31. Aug. 
1837 3. 48149, geftattet wurde, ift 
das Maculatur-Papier durchaus 
nicht begriffen und jeder unter diefem 
Titel bei denfelben zum Borfchein 
fommende Berfauf von Büchern, Bro: 
fhüren 2c. darf als geſetzwidrig nicht 
geduldet werden. Den genannten Bes 
werbs⸗Categorien ift daher einzuichärs 
fen, daß denfelben nur die Anfhafung 
jener Quantität von Maculatur » Ba- 
pier, die fie zu ihrem eigenen Gewerbs— 
betriebe bedürfen, geitattet fei, daß das 
letztere nicht in gebefteten Büchern oder 
ganzen Brofhüren, fondern nur in eins 
zelnen getrennten oder zerfähnittenen 
Bögen und Blättern beftehen dürfe 
und daß fie fih von jedem Detail-Ber: 
faufe diefed Maculaturs Papiers oder 
Auskramung desfelben zum leßteren 
Behufe um fo fihherer zu enthalten 
haben, als fonft nad der Berordnung 
vom 3. Juni 1795 und des $. Gl 
2. Th. des St. ©. B. die Eonfisca- 
tion diefes Artikels und die fonft da- 
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mit verbundene Abſtrafung erfolgen 
würde. Die Greißler, Fragner u. Vic— 
tualienhändler ſind hievon im ange— 
meſſenen Wege in Kenntniß zu ſetzen 
und es iſt die Befolgung dieſer An— 
ordnung durch die betreffenden Markt— 
Aufſichts-Organe ſtreug überwachen 
zu laſſen. (Vdg. der n. ö. Reg vom 
21. Sept. 1842 3. 47606. Prov. ©. 
©. 24. Bd. Nr. 172. Dieje Berfü- 
gung wurde mit Hoffanzlei»Decret v. 
6. Dec. 1844 3. 35831 genehmigt. 

Birtnalienhändler. Zur Herftel- 
lung eines gleihmäßigen Berfahrens 
bei der Beftrafung der bei einer 
Bewerbsftörung betretenen 
Bictualienhändler wird von der 
Regierung nahftchende Verfügung ge- 
troffen: 

Durh das Regierungs-Decret vom 
31. Auguft 1837 3. 48149 und das 
weitere Negierungs-Decret v. 29. Spt 
1837 3. 54790 wurde genau feftge- 
fegt, welche Artifel den Pictualien- 
bandlern zum freien Verkaufe zuftehen, 
fo wie auch, welche Artikel den Greiß- 
leın und Kragnern ausſchließend zu 
führen zufommen. Diefe Berzeichniffe 
müffen in den Berfchleigläden der be- 
treffenden Bictualienbändler, fo wie 
der Greißler und Fragner angeheftet 
gehalten werden. Sonach befteht fein 
Grund, warum die Bictualienhändler 
in dem erften Falle einer Gewerbsſtö— 
rung nur mit einer bloßen Warnung 
anzufeben waren. 

Die Strafe der gänzlihen Sper- 
rung des Berfchleikortes eined wegen 
Gewerbsſtörung wiederholt betretenen 
Bietualienhändlers ift gleichfalld dem 
Vergehen nicht angemeffen, und folg- 
lich fernerbin unguläffig. Somit zeigt 
fih, daß die an die damalige Stadt: 
bauptmannichaftergangene Regierungs- 
Verordnung vom 23. Det. 1818 3. 
41527, welde obiges Strafverfahren 
feftfegt, im ihres urfprünglichen Faf- 
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fung nicht mehr den dermaligen Ber- 
bältniffen anpaffend ift. Es find dem- 
nah in Zukunft die Bictualienbändter, 
wenn fie fih durch den Berfauf von 
Artikeln, wozu fie nicht berechtigt find, 
Gewerböftörung erlauben, ohne jedoch 
gemeinfhädlihen Mißbrauch zu ma— 
hen, in welchem Falle fie als Ueber: 
treter der Markt» und Sanitäts » Bolir 
jeir Berordnumgen zu behandeln jein 
würden, in der Art zu beitrafen, daß 
diefelben zuerſt mit Gelditrafen von 
2 bis 100 fl. C. M. belegt werden. 
wobei fi mit voller Umficht zu bemeb- 
men ijt und die Geldftrafen fo viel als 
möglih den Bermögensverhältniffen 
der zu beftrafenden Individuen anzu— 
paſſen find; fo wie auch die Bedeuten- 
heit der Gewerbeftörung und die An: 
zahl der allenfalls ftattgehabten Ber 
ftrafungen gehörig zu berüdfidtigen 
it. Die Strafe der Confiscation der 
unerlaubt geführten Waarenvorräthe 
ift, als gar fehr in dad Eigenthum 
und in den Nahrungsjtand der Bar: 
teien eingreifend, nur mit Borficht und 
erft dann in Anwendung zu bringen, 
wenn die gefeßlich eingeräumten mil: 
deren Strafmittel, als welche in Ab- 
fiht auf Gewerbeftörereien angemej- 
fene Geldftrafen ericheinen, fib als 
ganz unwirffam darftellen. Als letztes 
Strafmittel ift fodann unter den ober» 
wähnten Rückſichtsnahmen die Arreft- 
ftrafe anzuwenden. Durch diefe An: 
ordnung werden alle früheren Berfü- 
gungen in Hinficht der Beitrafung der 
Bietualienhändler, ald Gewerbftörer, 
insbefondere aber die Regierungs-Ver— 
ordnung v. 23. Oct. 1818 3. 41527 
außer Wirkſamkeit geſetzt, wogegen ed 
in Betreff des Verfahrens bei der Un- 
terfuhung der Verſchleißorte der Vic 
tualienbändler im alle einer enge: 
zeigten Gewerbeftörung bei den bie: 
berigen Anordnungen zu verbleiben 
hat. (N. ö. Rgge. Dog. vom 1. März 
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1843 3. 11070, n. ö. Prov. ©. ©. 
25. Bd. J. 1843. Nr. 33.) 

Birtnalienhändler. Es ift wahr: 
genommen worden, daß der Inhalt 
der Regierung: Berordnnung v. 1. März 
1843 3. 11070, betreffend die Ab- 
ftrafung der gewerbftörenden 
Bictnalienhändler, dahin aufge 
faßt wurde, als feien die Strafen der 
Gonfiscation und der zeitlichen 
Gemwölbefperre gänzlich aufgeho: 
ben worden, Um diefen Irrthum zu 
heben, werden nachträglich zu jener Re— 
gierungs » Verordnung die Straf: 
Gradationen, wie fie gegen gewerb- 
ftörende Victualienhändler auf einan- 
der’zu folgen haben, mit Nachſtehen— 
dem beftimmt umd zur genanen Be: 
folgung bekannt gegeben: 

a) Bictualienhändler, wenn fie ih 
durch den Berfauf von Artikeln, wozu 
fie nah den jeweiligen Berzeichniffen 
der ihnen zum freien Berfaufe zuſte— 
henden Artikel micht berechtigt find, 
Gewerbeftörungen erlauben, ohne je: 
doch einen gemeinfhädlichen Mißbrauch 
zu machen, in welchem Falle jene ale 
Uebertreter der Markt: und Sanitäte- 
- Bolizei: Ordnungen nad dem St. ©. 
zu behandeln fein werden, find nad 
Maßgabe der eingetretenen erichweren- 
den oder mildernden Umſtände mit 
Geldftrafen von 2—100 fl. zu 
belegen; wobei fih jedech mit voller 
Umficht zu benehmen ıft, und die Geld- 
ftrafe fo viel ala möglich den Vermö— 
gensverhältniffen anzupaffen find, fo 
wie auch die Bedentenheit der Gewerb— 
förung und die Zahl der allenfalls 
bereitd ftattgehabten Beftrafungen ge: 
hörig zu berückſichtigen ift. 

b) Unter die milderen Strafmittel 
muß aber nach neuerlihen Erfahrun— 
gen nicht nur die Geld-, fondern aud 
die einfahePolizei-Arreftitrafe 
gerechnet werden und zwar um fo mehr, 
als in dem Falle, wenn ein Bictualien: 
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händler mit Rückſicht auf die Bedeu: 
tendheit feiner Gewerböftörerei oder 
auf eine wiederholt ftattgefundene 
Uebertretung zu einer größeren Geld» 
itrafe verurtheilt wird, und diefelbe 
nicht bezahlen kann, fohin nur die Um— 
wandlung derfelben in eine entipre- 
chende Arreititrafe angemeffen erfcheint. 

ce) Die Strafe der Confiscation 
der umerlaubt geführten Waarenvor- 
räthe int, als zu fehr in das Gigen- 
thum und den Rabrungsftand der Per— 
fonen eingreifend, nur mit befonderer 
Vorfiht und erft dann in Anwendung 
zu bringen, wenn die gefeßlich einge- 
räumten milderen Strafmittel, nämlich 
Beldftrafen und Arreſt, fih als ganz 
unwirffam oder unanmwendbar dar— 
ftellen. 

d) Die Bewölbfperre hat zwar 
die Regierung in ihrer Verordnung v. 
1. März 1843 nicht ausédrücklich als 
Strafe ausgefprohen, jedoeh darauf 
bingewiefen, daß, wenn dieje Indivi— 
duen durch den Verkauf von Artikehr, 
wozu fie nicht berechtigt find, einen 
gemeinfhäadlihen Mißbrauch ma- 
hen, gegen fie als Uebertreter der 
Markt» und Santtäts-PBolizei-Berord- 
nungen nach dem St. &. vorgegangen 
werden kann; daß fonah auch in der 
genannten Beziehung einer Beſchrän— 
fung ihrer Freiheit eintreten fann, 
worunter aud die Gewölbſperre fubs 
fummirt werden muß. Die Regierung 
bat diefe Beihränfung der Freiheit der 
Victualienhändler, gemäß der Hofkil. 
Bdg. vom 28. Sept. 1821 3. 27261, 
Rays. Bdg. vom 10. Det. 1821 3. 
46711, nur auf den erwähnten Wall 
des Verkaufes gemeinfhädlidher 
Maaren befhränkt. Diefe Verord— 
nung bat aber durch die der Regierung 
mit Hofkzl. Decr. vom 7. März 1833 
3. 5477 eröffnete a. h. Entihlichung 
vom 4. März 1833 (Ngge. Decr. vom 
26. Mär; 1833 3. 16353) eine Nen- 
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derung erhalten, indem nad dieſer 
a. h. Entſchließung gegen die den Vic- 
tualienbandel ale freie Beichäftigun- 
aen betreibenden Individuen, melde 
fih dabei Ordnungs- und Geſetzwi— 
drigkeiten zu Schulden kommen laffen, 
auch mit der Beſchränkung diefer reis 
. beit vorzugehen fei. Es unterliegt das 
ber feinem Zweifel, daß gegen Pictua- 
lienbändler, welche ſich Gemerbäftö- 
rungen erlaubeı, auch aus diefem 
Anlaffe im Allgemeinen mit der Ber 
ſchränkung ihrer Gewerbsfreiheit und 
fomit aud mit der Gemwölbfverre vor- 
gegangen werden kann. Hiernach wird 
die zeitlihe Beſchränkung dieſer 
Freiheit der Victnalienhändler mittelft 
der Semwölbfperre, wo fodann 
derlei Bictualienhändlern nur geftattet 
bleiben fann, auf öffentliden 
Märkten Handel zu treiben, als letz— 
ter und fchwerfter Strafgrad beftimmt, 
welcher daher erft, nachdem die milde: 
ren Strafen insgeſammt nit wirf- 
fam waren, mit Umfiht in Anwendung 
zu bringen fein wird. Alle diefe Straf- 
gradationen find jedoch mit möglich 
fter Schonung der Privat: und Fami— 
lieneIntereffen und gegen Offenlaffung 
des Necurfes anzuwenden. (Hfkzl. D. 
v. 3. Febr. 1845 3. 1904. Vdg. der 
n. ö. Reg. vom 26. Februar 1845 3. 
9579, n. ö. Prov. &. ©. 27. Bant. 
Ar. 16.) 

Bictualienhändler, Kragner umd 
Greißler dürfen Brot verfhleißen, f. 
Bäder. 

— — den Brotverfchleiß derfelben 
betreffend, ſ. Brotverfchleiß. 

— — Borfhriften in Betreff des 
Eſſigverſchleißes, ſ. Effig. 

— — die bloße Anzeige wegen Er— 
werbſteuerbemeſſung berechtiget noch 
nicht zum Betriebe, ſ. Freie Beſchäf— 
tigung. 

— — Berbot der Berebfolgung 
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von Geſchenken an ihre Kundſchaften, 
ſ. Geſchenke. 

Victualienhändler find hinſichtlich 
des an Sonn- und Feiertagen zugeſtan— 
denen Gebäckverkaufes ven Brotſitzern 
gleich zu halten, ſ. Sonn- u. Feier: 
tagsheiligung. (Vdg. vom 16. Juli 
1852.) 

— — den Berfhleiß ihrer Artikel 
an Sonn- und Feiertagen betreffend, 
f. Sonn: u. Feiertagsheiligung. 

— — ſ. Greißler. 

Victualien-Märkte in Bien; Re: 
gulirungder Marktgebühren, ſ. Markt: 
gebühren. 

— — in Bien, f. Markt : Oxb: 
nung. 

— — in Bien, f. Marft:Poli- 
zei- Auffichtsanftalt in Wien $. 53 
—59. 


— — auf der Seilerftätte, ſiehe 
Seilerftätter Marft. 

Berfauf. 

Bietualienfände, ſiehe Markt: 
MolizeisAuffichtsanftalt der Stadt 
Wien, 88. 58 u. 59. 

Bidiruug der Wanderbücher, ſiehe 
Wanderbücher. 
Bidimirungen kann jedes Bezirks— 
Gericht vornehmen, ſ. Gerichtsbar⸗ 
keit. (Pat. v. 20. Nov. 1852 $. 92.) 

Vieh, Weiden deffelben in der Nähe 
der Gifenbabn, f. Eifenbahn: Be: 
trieb8:Ordnung $. 97, 100. 

— — dad Weiden des Viehes auf 
fortificatorifhen Gründen, f. Inge: 
nieur-Neglement $. 58. 

— — todtes, ſ. Straßenreini⸗ 
gung, ? Befenmeißer, 

Schlachtvieh. 

Bicheustrich ift an Sonn: und 
Feiertagen geftattet, f. Sonn: und 
— 

Viehbeſchau am Lande in Nieder: 
Deiterreich, ſ. Fleiſchbeſchau. 
— ſiehe Markt-Polizei— 
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Anffihts: Anftalt für die Stadt 
Wien. 88. 13—34. 

Biehbeſchau, ſ. Schweinbefchan. 

Biehcaſtriren. Die k. k. vereinigte 
Hofkanzlei hat unter'm 5. Febr. 1839 
eröffnet, daß in Folge einer im diplo- 
matifhen Wege erhaltenen Auskunft, 
nad einem im Jahre 1826 publicirten 
Mandate, allen Ausländern im König— 
reihe Sachſen das Biehcaftriren unter: 
fagt fei. Es ift daher feinem mit dieſem 
Erwerbe ſich befchäftigenden Individuum 
fünftighin ein Reifepaß zur Ausübung 
diefes Erwerbed nah Sachſen zu er 
theilen. (Hofkzl. Decr. v. 5. Febr. 1839 
3. 3870. Bdg. der n. ö. Rgg. vom 
14. Febr. 1839 3. 9051. Prov. ©. 
©. 21. Bd. Rr. 24.) 

Bieheintrieb in Waldungen, f. 
Borfigefeg $. 60, 63—66. 

Biehhirten. In den meiften Thei- 
len des Landes wird das Weiden des 
Biehes derart betrieben, daß die einzel- 
nen Gemeindeinfaffen ihr Bieh abge: 
fondert zur Weide treiben und hierzu 
Kinder ald Hirten verwenden, welcher 
Mißbrauch nebft dem, daß er Feldſchä— 
den begünftigt, auch zur Berwilderung 
der Jugend und Demoralifation des 
Volkes im Allgemeinen beiträgt. Eine 
folde Berwendung der Kinder entzieht 
diefelben der Schule, fie gewöhnt fie an 
Müßiggang und erzeugt alle die trauri- 
gen Folgen des letzteren. Zugleich ift 
die übermäßige Anzahl unter keiner 
Auffiht ftehender Hirten deshalb nach⸗ 
theilig, weil zwiſchen ihnen häufig 
Miffethäter Unterftand finden und fi 
den Rachforſchungen der Behörden ent» 
ziehen. Es wird demnad zur Befeiti- 
gung diefer Mißbräuche Folgendes an- 
geordnet: 

1. Jede Gemeinde ift verpflichtet, 
ihr Bieh nad Bedarf und örtlichen Um— 
Händen in Herden einzutheilen und die 
Herden unter die Aufficht eigens hierzu 
gedungener Hirten zu ftellen. Die Ge— 

Zaleidty, Handb. d. Pol. Geſ. UL 
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meinde-Borftände haben zu beftimmen, 
wie viele Herden zu bilden feien, wo die 
Weide flattzufinden und welder Herde 
jeder Gemeinde» Infaffe fein Vieh ein- 
zuverleiben habe. Es ift nicht geftattet, 
daß einzelne Gemeindeglieder ihr Vieh 
nah Willkür zur Weide treiben, fon: 
dern fie find gehalten, dafjelbe dem von 
dem Gemeinde» Borftande bezeichneten 
Hirten anzuvertrauen. 

2. Die Aufnahme der Hirten, die 
Feſtſetzung ihres Lohnes und die Be- 
flimmung der Beiträge von den einzel- 
nen Gemeindegliedern hierzu hat der 


-Gemeindes-Borftand zu beforgen. Je: 


dem aufgenommenen Hirten ift zu feiner 
Legitimation ein Paß auszuſtellen, wel- 
hen die Hirten jederzeit bei fidh zu tra- 
gen haben. 

3. Ausweislofe Hirten find bei ihrem 
Betreten anzubalten, und wenn fie nicht 
befannte Gemeindeglieder wären, nad) 
den beftehenden Paßvorſchriften zu be- 
handeln. 

4. Den vormaligen Grundherrſchaf⸗ 
ten, welche eigene Herden befißen, iſt 
geftattet, ferner eigene Hirten zu halten, 
diefe müflen jedoch aud durch den Bor: 
ftand der Gemeinde in Evidenz gehalten 
und mit dem vorgefchriebenen Hirten: 
Paß verfehen werden. 

5. Kür jedes Stüd Hornvieh oder 
Pferd, welches einzeln und nicht unter 
der Auffiht des angemwiefenen Hirten 
zur Weide getrieben wird, hat der Ei- 
genthümer desfelben in den 3 erften Fäl⸗ 
len jedesmal 1 fl. EM., für jeden fpate- 
ren Webertragungsfall aber das Dop- 
pelte ald Strafe zu entrichten. Für das 
kleinere Vieh ift die Hälfte diefer Strafe 
einzubringen. Dieſe Strafgebühr ge- 
hört zur Hälfte in die Gemeinde⸗Caſſe, 
die andere Hälfte dem Angeber oder 
Ergreifer, und ift ungefäumt durch den 
Gemeinde-Borftand einzutreiben. Diefe 
Berordnung ift in allen Gemeinden zu 
veröffentlihen und für — genaue 
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Handhabung find die untergeordneten 
Drgane verantwortlich zu machen. (Vdg. 
des faif. Civil, Comm. für Ung. vom 
14. Mai 1850. Ung. L. G. B. Nr. 106.) 

Biehhirten, Verpflichtung derſel— 
ben bezüglich der Hintanhaltung von 
Biehfeuchen, f. Rinderpeft, Thier: 
ſeuchen. 

— — ſ. Gemeindehirten. 

Viehmärkte dürfen in Gegenden 
wo Viehſeuchen herrſchen, nicht abge: 
halten werden, ſ. Rinderpeft, Thier: 
feuchen. - 

— — MAbftellung der Unfüge bei 
dem Hepen der Ochfen, ſ. Schlachtvieh. 

— — f. Schladhtviehmarft. 

Biehſeuchen, Borgang und Ge- 
Ihäftszug bei Rindviehſeuchen innerhalb 
der Linien Wiens, f. Rinderpeft. 

— — Mafregeln zur Verhinderung 
der Einfhleppung dur die Ein- und 
Durchtriebe des polnifhen Schlacht: 
viches in Mähren, ſ. Biehzutrieb. 

— — f. Landesthierarzt, Rin- 
derpeft, Thierſeuchen. 

Viehſeuchen⸗Unterricht,ſ. Thier⸗ 
ſeuchen. 

Viehzutrieb. Zur Verhinderung 
der Einfchleppung der Hornviehſeuche 
durd die Ein- und Durchtriebe des pol- 
nifhen Schlahtviehes wurden für die 
Provinzen Mähren und Schlefien um— 
faffende Normen feftgefeßt mit Hofkzl. 
Decr. vom 21. März; 1839 3. 8351, 
kundgemacht mit Eirc. des mähr. Bub. 
vom 6. Nov. 1839 3. 26380. Dbent. 
5. Bd. S. 191— 203. 

— — Für die Hauptftadt Prag 
beftebt in der Abſicht, um allen Ums 
glüdsfällen, welche fi bei dem Ein- 
triebe des Hornviches ergeben können, 
nah Thunlichfeit vorzubeugen die Anz 
ordnung, daß das Hornvich zu feiner 
andern Zeit und Stunde eingetrieben 
werden darf, als früh von 6 bis 8 Uhr, 
in den längeren Tagen noch zeitlicher, 
Rahmittags aber von 3 bie AUhr. Ju 
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den übrigen Stunden, wo die Gäffen 
mit Menfhen und Wagen gefüllt find 
und daher durch den Biehtrieb mande 
Unglücdefälle angerichtet werden können, 
wie dieſes auch wirklich geſchehen ift, 
darf unter unnachſichtlicher Strafe von 
10 Reichsthalern fein Hornvieh nad 
Prag eingetrieben werben. (Vdgn. des 
böhm. Bub. v. 6. Juni und 9. Detbr. 
1788, 29. Auguft 1793 und 1. Dee. 
1825, Obent. 5. Bd. ©. 189.) 
Bichzutrieb, Es ift die Verfügung 
getroffen worden, daß die im Lande ver: 
theilte Gensd’armeric-Mannfhaft, fo 
oft fie auf ihren inftructionsgemäßen 
dienftlihen Bereifungen einem Doms 
viehtriebe unterwegs oder auf einer 
Futter⸗Station begegnet, ſich durch 
Einſicht des von dem Eigenthümer des 
Viehtriebed oder dem fogenannten 
Schafferabzuverlangenden Eigenthumed: 
und Gefundheits-Certificates und Ent: 
gegenhaltung desfelben mit der Zahl, 
Farbe und dem Brandzeichen der be- 
treffenden Viehſtücke, von der Identität 
des betretenen und des in dem produ— 
cirten Zeugniſſe bezeichneten Biehtrie: 
bes, und darüber die Ueberzeugung ver- 
fhaffe, daß jeder in dem betreffenden 
Biehtriebe durch Abkauf oder auf eine 
andere Art unterwegs eingetretene Ab- 
gang auf die vorgefchriebene Art do— 
cumentirt, dann daß die Biebherde 
auf jeder früheren Yutter- und Ruhe— 
Station von Seite der Ortsobrig— 
feit umd eined Sanitäts-Indivi— 
duums, wenn fich ein foldhes im Orte 
befindet, unterfucht und diefer Umftand 
auf dem vorliegenden Zeugniffe beitä- 
tigt werden jei. Gleichzeitig ift die 
Sensd’armerie- Mannfhaft angewieſen 
worden, jeden Viehtrieb, rückfichtlich def: 
fen den vorgedachten Bedinguugen des 
ungebinderten weiteren Fortzuges nicht 
entfprochen ift, fogleich angubalten, der 
nächften Ortsobrigfeit zur vorläufigen 
weiteren Ueberwachung im dienftlihen 
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Wege zu übergeben und von dem Ber 
funde, fo wie von der getroffenen Ein» 
leitung dem Kreidamte, im der Folge 
dem betreffenden Bezirkshauptmanne 
ohne dem geringften Verzuge eine ums 
ftändlihe Anzeige zu erftatten. Das 
Kreisamt hat fodann unter Beigebung 
eines vertrauendwürdigen und in der 
Erkenntniß der Seuchen der Hausthiere 
practifch bewanderten Sanitätd-Indi- 
viduums eine commiffionelle Unter: 
fuhung des Falles au Drt und Stelle 
einzuleiten und diefer Gommiffton, der, 
wo ed nur immer thunlic ift, auch eins 
zelne erfahrene Landwirthe beigezogen 
werden follen, die Entfcheidung über 
den Gefundheitäzuftand des angehalte- 
nen Biehtriebes und darüber, ob der: 
felbe nah Befchaffenheit der Umftände 
den affgemeinen gefundheitspolizeilichen 
Rücfihten ungefhadet gleich weiter ge- 
trieben werden darf, oder aber ald ein 
verdächtiger der 2Otägigen Contumaz— 
Periode zu unterziehen fei, anheimzu— 
ftellen. (Erl. des gal, Gub. vom 10. 
Januar 1851, gal. 2. G. B. Nr. 20.) 

Biehzutrieb, ſ. Schlachtvieh, 
Straßen. 

— — ſ. Sonn- u. Feiertags⸗ 
heiligung. 

Bierzehnerlu. Da das Kartenſpiel 
„Vierzehnerln“ als ein Glücksſpiel an— 
zuſehen iſt, welches in der Weſenheit mit 
dem bereits verbotenen Färbeln über— 
einſtimmt, ſo wird ſelbes allgemein als 
ein verbotenes Spiel erklärt, worauf 
die Beſtimmungen des $. 266 U. Thls. 
ded Strafgeſetzes Anwendung finden. 
(Hofkzl. Deer. vom 13. Dctbr. 1828 
3. 23892, ob der ennd’fhe Rggs. Vdg. 
v. 23. Dcibr. 1828 3. 29354. Prov. 
Geſetzſamml. für Oberöfterreih vom 
J. 1828.) 

Bigil⸗-Tage, ſ. Luftbarkeiten, 
Maria⸗Geburt. 

Viſitationen, die, der Effecten eines 
Inquifiten find zufolge Weifung der 
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ft. f. Polizei und Cenſur-Hofſtelle 
jederzeit von einem Beamten vorzu— 
nehmen. (Eirc. der k. k. Polizei⸗Ober⸗ 
Direction vom 10. April 1830.) 


Bifitationen durd die Cameral: 
Behörde, f. Affiftenz. 

— — nah Peuergewehren, fiche 
Gewehre. 

— — Bornahme derfelben durch die 
Finanzwache, f. Grenzwadhe, Ge: 
fällenwade, Finanzwache. 

— — der Wohnungen find ftets 
dur Beamte vorzunehmen, f. Haus: 
durchſuchungen. 

— — der Herbergen, ſ. Herbergen. 

— — im Hofgebäuden, ſ. Hofge— 
bãude. 

— — Vornahme derſelben, ſiehe 
Streifungen. 

— — f. Hausdurchſuchungen, 
Häufer-Revifionen. 

Bließ, das goldene, ift den Gold— 
und Silberarbeitern nachzumachen vers 
boten, ſ. Ordensdecorationen. 

BDögel. Im Nachtrage zu der Gu— 
bernial-Berordnung vom 30. Detbr. 
1819 3. 43947, mittelft welcher auf: 
getragen wurde, ſämmtliche Kreisbe— 
wohner auf den Nachtheil aufmerkfam 
zu machen, welcher durch das häufige 
Schießen und Fangen der Singvögel 
im Frühjahre, vor oder während der 
Brutzeit, für die Landwirtbfchaft und 
indbefondere der Waldeultur binficht- 
lich der fih hierdurch fortpflanzenden 
ſchädlichen Inſecten erwächſt, wurde 
verordnet: daß von nun an alle ge— 
ſchoſſenen und gefangenen Vögel, welche 
in den Monaten März und April 
auf dem Markte oder ſonſt wo zum 
Verkaufe ausgeboten werden, von der 
Markt: und Polizei⸗Aufſicht zu confis- 
ciren, im wiederholten Betretungsfalle 
aber der Verfäufer mit einer angemef- 
fenen Geldftrafe zu belegen fei. (Bdg. 
des böhm. Gub. vom 8. Septbr. 1827 
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8. 40860. Prov. ©. S. für Böhmen 
%. 1827 ©. 426.) 

Bögel. Die wegen Schonung der 
Bögel feit Jahren erlaffenen Verord⸗ 
nungen, indbefondere jene vom 30. 
Dctbr. 1819 find zu republiciren und 
haben die Aemter und Magiftrate über 
die Befolgung derfelben genau zu wa- 
hen und nicht nur gegen diejenigen, 
die dagegen handeln, und vorzüglich 
auch gegen diejenigen, welche die in dem 
nachfolgenden von der k. k. patriotifch- 
dconomifhen Gefellfhaft verfaßten 
Berzeichniffe genannten Vögel jedes 
Jahr in der Zeit vom 1. März bis Ende 
Auguft durch Schießen, Bangen oder 
Ausnehmen ihrer Nefter beunrubigen, 
mit angemefjener arbiträrer Geld- oder 
Arrefiftrafe vorzugehen, fondern felbft 
auch auf den Märkten, wo derlei Bögel 
ın der genannten Zeit entweder todt 
oder lebendig verkauft werden, leßtere 
fogleich zu confisciren und die Berfäu- 
fer auch nebſtbei dafür arbiträr zu be- 
ftrafen. 

Berzeihniß aller jener Bögel, 

welche fowol im Frübjahre als 

im Sommer gefhont werden 
follen. 

* Lanius exeubitor, der große Neuen» 
tödter; Lanius ruripes, der rothköpfige 
MNeuentödter; * Lanius coiluris, der 
Dorndreber; * Corvus glandarius, der 
Nußhäher; * Corvus corax, der Kohl« 
rabe; * Corvus cornix, die Nebelfrähe; 
Corvus monedula, die Dohle; Corvus 
rugilegus, die Staatkrähe; * Corvus 
cariocatactes, der Nußfnader; Sturnus 
vulgaris, der Staar; Furdus vistivo- 
rus, die Mifteldroffel; Furdus musicus, 
die Singdroffel; Furdus illiacus, die 
Weindroffel; Furdus pilaris, Krammets- 
vogel; Furdus torquatus, Ringdroffel; 
Furdus merula, die Amfel; Furdus 
saxatilis, die Gteindroffel; Saxicola 
oenanthe, der große Steinſchwätzer; 
Saxicola rubicola, das Schwarzkehl⸗ 
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den; Saxicola rubetra, dad Braun» 
fehlen; Sylvia phoenicurus, der 
Waldrothſchwanz; Sylvia suecica, das 
Blaukehlchen; Sylvia Luscinia, die 
Nachtigall; Sylvia rubecula, das Roth: 
brüfthen; Sylvia trochilus, der Weiden: 
jeifig ; Sylvia sibilatria, der Laubfän- 
ger; Sylvia arundinacea, der Teid- 
fänger; Sylvia nisoria, dergroße Dorn» 
reich; Sylvia currea, die Grasmüde; 
Sylvia einerea, die graue Gradmüde; 
Sylvia hortensis, die Gartengragmüde; 
Sylvia atricapilla, das Schwarzplättel; 
Cinelus aquaticus, die Wafleramfel; 
Motacilla alba, die weiße Bachſtelze; 
Motaeilla sulfurea, die Gebirgsbad- 
ftelje; Motaeilla flava, die Wieſenbach⸗ 
ftelje; Anthus aquatlicus, der Waſſer⸗ 
Pieper; Anthus pratensis, der Wieſen⸗ 
Pieper; Anthus arboreus, der Baum» 
Pieper; Anthus campestris, der Brad: 
Pieper; Alauda alpestris, die Alpen» 
lerhe; Alauda cristata, die Hauben- 
lerhe; Alauda arborea, die Heiden- 
lerhe; Alauda arvensis, die Feldlerche; 
Accentor alpinus, der Alpenflurvogel ; 
Accentor modularis, der große Zaun: 
fönig; Emberiza miliaria, der Grauam- 
mer; Fringilla coclebs, der Buchfinke; 
Fringilla montifringilla, der Quäler; 
Fringilla domestica, der Sperling; 
Fringilla campestris, der Feldſperling; 
Parus cristatus, die Haubenmeife; Pa- 
rus palustris, die Sumpfmeife; Parus 
ater, die Tannenmeife; Parus major, die 
Kohlmeife; Parus caeruleus, die Blau: 
meife; Parus caudatus, die Schwarz- 
meife; Parus barbatus, die Bartmeife, 
Parus pendulinus, die Beutelmeife; Sila 
europaea, der Kleder; Certhia familia- 
ris, der Baumläufer; Troglodites par- 
vulus, der Zaunſchlupfer; Oriolus gal- 
bula, der Pirol; Regulus flavicapillus, 
Regulus ignicapillus, das Goldhähn: 
hen; Musicapa parva, Musicapa luc- 
tuosa, Musicapa grisola, der fliegen: 
fänger; Hirundo riparia, die Ufer 
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ſchwalbe; Hirundo urbica, die Haus» 
ſchwalbe; Hirundo rustica, die Rauch— 
fhwalbe; Cypselus apus, die Mauer» 
ſchwalbe; Caprimulgus europaeus, die 
Nachtſchwalbe; Coracias gerulus, die 
Rade; Cuculus canorus, der Kufuf; 
Pieus martius, der Schwarzfpecht; Pi- 
cus major, großer Bunifpedht; Picus 
medius, mittlerer Buntſpecht; Picus 
minor, fleiner Buntfpedht; Picus viri- 
dis, Grünfpeht; Jynx torquilla, der 
Wendehald; Upupa Epops, der Wieder 
bopf; Vespertilio, die Fledermaus. 

Anmerkung. Die mit * bezeichneten 
Bogelarten find foldhe, deren Nugen und 
Schaden, den fie verurfachen, in einem ge 
raden Berhältniffe fteben, daher follen fie 
mit ar a verfolgt werben. (ob: des 
böhm. Gub. vom 15. Juni 1837 3.25235.) 

Bögel. Die Landesftelle fieht fid 
aufgefordert, das bereitö unterm 1. Juli 
1804 3. 11398 erlaffene allgemeine 
Verbot des Bogelfangs außer der Herbft- 
zeit zu erneuern, dasfelbe aber auch 
noch auf das Ausnehmen der Eier und 
jungen Bögel auszudehnen. 

Die firenge Handhabung diefes Ber: 
botes wird den faämmtlichen Ortsobrig- 
feiten zur befonderen Pflicht gemacht, 
und es wird denfelben überlaffen, gegen 
die Hebertreter mit angemeflenen poli- 
zeilichen Geld» oder Arreftftrafen un— 
nachfichtlich vorzugehen. (Bdg. der n. ö. 
Reg. vom 6. Februar 1839 3. 6152. 
Brov. ©. ©. 21. Bd. Nr. 27.) 

— — Das mit Gubernial-Eurrende 
vom 16. Juni 1838 3. 14164 er 
neuerte Verbot, Eier und junge Vögel 
aus den Neftern zu nehmen, und die 
kleinen Wiefen- und Waldvögel wäh: 
rend der Brutzeit, d. i. vom Monate 
März bis einfhliefig Auguft, auf was 
immer für eine Art zu fangen oder zu 
fbießen, fo wie während diefer Zeit 
Bögel zum Verkaufe zu bringen, wird 
hiemit wiederholt kundgemacht. Die 
dawider Handelnden find von den Ber 
zirka » Obrigkeiten mit angemeffenen 
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polizeilihen Strafen zu belegen. Den 
Bezirt3-Dbrigkeiten wird aufgetragen, 
die Befolgung des Verbotes zu über 
wachen und die Seelforger und Schul- 
lehrer insbefondere zur Belehrung und 
Abmahnung der Jugend von diesfälli- 
gen Uebertretungen aufzufordern. (Cur⸗ 
rende des f. k. illir. Gub. v. 22. März 
1841. Ztfhr. für d. R. I. 1841. N. 
B. ©. 230.) 

Bögel. Die Landesregierung findet 
im SIntereffe der Obftcultur folgende 
Beftimmungen zu erlafjen: 

8. 1. Das Fangen der Fleinen Wie- 
fen: und Waldvögel wird während der 
Zeit vom 1. Jän. bis 1. Det. gänzlich 
verboten, 

8. 2. Insbefondere wird auch das 
Ausnehmen der Eier und jungen Bö- 
gel diefer Gattungen aus den Neftern, 
fo wie das Berftören der Refter ſtrenge 
unterfagt. 

$. 3. Als Uebertreter diefer Berbote 
find zu behandeln: 

a) Diejenigen, welde den Bogel- 
fang für fi oder für Andere zum Bor- 
theile oder Bergnügen betreiben. 

b) Diejenigen, welche denfelben in 
ihrem Jagdbezirke Anderen entgeltlich 
oder unentgeltlich geftatten oder wif- 
fentlih dulden. 

ce) Diejenigen, welche zu den ver- 
botenen Zeiten derlei getödtete Vögel 
verkaufen, und 

d) Diejenigen, welche fi das Aus- 
nehmen der Bogelnefter oder das Zer- 
ftören derfelben erlauben. 

8. 4. Die Uebertreter diefer Vor— 
fhrift find das erfte Mal und zwar die 
8. 3 sub a) Bezeichneten mit Abnahme 
des Fangzeuges und der gefangenen 
Bögel, jene sub c) mit Abnahme der 
Bögel und des Erlöfes aus den fhon 
gefchehenen Verkäufern, jene sub b) d) 
mit Ausnahme der unter den Letztern 
befindlihen Schuljugend, mit einer 
Geldftrafe von 1—5 fl. EM. und die 
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Zahlungsunfähigen mit Arreſt von 
12 Stunden bid 3 Tagen, im Wieder- 
bolungsfalle die Uebertreter sub a) u. 
e) nebſt der Gonfiscation des Fangzeu— 
ges mit einer Geld- oder Arreftitrafe 
nah Maßgabe der eben erwähnten Be- 
flimmungen, die Uebrigen mit verdop— 
pelten Strafen zu belegen. Gegen die 
Schuljugend, welche Vogelnefter aus— 
nimmt, ift nah den Schuldisciplinar- 
Vorſchriften vorzugehen. 

$. 5. In Anfehung des Gerichts- 
flandes und der in gewiffen Fällen nö: 
thigen Uebertragung der Unterfuhung 
oder auch der Unterſuchung und Ent- 
jheidung zugleich, haben die bei Poli- 
zeivergehen beftehenden Grundfäße zu 
gelten. Rur wird das Berfahren gegen 
die Schuljugend in allen Fällen der 
Verletzung der Bögelbruten denjenigen, 
welde jonft zur Bollziehung der Schul— 
gefeße berufen find, zugewiefen. 

$. 6. Die abgenonimenen Yang: 
zeuge find von der die Unterſuchung 
vornebmenden Obrigkeit zu vertilgen. 
Die confiscirten getödteten Vögel find 
zu veräußern, wovon der Erlös dem 
Zocal » Armeninftitute zuzufließen bat, 
jedoch wird auch geftattet, den Anzei- 
gern folcher Vergeben ein Drittel des 
Erlöfes oder Strafbetrages auf Ver— 
langen gegen Empfangsbeftätigung zu: 
kommen zu laffen. Die lebenden Vögel 
bingegen find ihrer natürlichen Frei— 
beit wieder zu geben. 

$. 7. Nachdem übrigens das Aus— 
nehmen und Zerftören der Vogelnefter 
und jungen Brut hauptjählic von den 
Schulfnaben verübt zu werden pflegt, 
fo find zugleih die Schullehrer und 
Satecheten in den Volksſchulen befon- 
ders anz.ıweifen, die Jugend über die 
Grauſamkeit und Schädlichkeit diefer 
Handlung zu belehren, und durd Er- 
wedung des befferen moralifdhen Ge 
fühles davon abzuhalten. Es werden 
auch das fürfterzbifhöflihe und bi- 
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ſchöfliche Conſiſtocium aufgefordert, 
zur Erreichung dieſes Zweckes mitzu— 
wirken, weil nebſt den Schullehrern 
und Katecheten auch insbeſondere die 
Pfarrer in der Lage find, durch ver— 
ftändige Belehrungen und Ermahnun- 
gen einen günftigen Erfolg herbeizufüh- 
ren, Die polit. Obrigkeiten, die Ma- 
giftrate, I. f. Pfleggerihte und Di— 
ftrictö-Gommiffariate haben gegenwär— 
tige Verordnung fogleich allgemein fund 
zu machen, die Befolgung derfelben zu 
überwachen, und gegen die Uebertreter 
ohne Nachſicht das vorgefchriebene Ber- 
fahren einzuleiten. Die f. k. Kreisäm- 
ter haben befonders ihre Aufmerkſam— 
feit dahin zu richten, daß die diesfälli- 
gen Uebertretungen der Jagdeigenthü- 
mer in ihren eigenen politifchen Bezir- 
fen ficher entdeckt werden, und bei Be- 
tretung ſolcher Fälle ift mit verfhärf- 
ter Strenge dad Amt zu handeln. 
(Eirc. der ob der ennf. Reg. v. 8. Juli 
1841 3. 11182. Prov. ©. ©. für 
Db. Defterr. 3. 1841. Nr. 128.) 

Bögel. In Folge Hoffanzlei - Ber: 
ordnung vom 30. März d. 3. 3.9036, 
werden die am 27. März 1839 3. 
3970, behufs der Verminderung der 
Raupen hierorts getroffenen Berfügun: 
gen zur Befchränfung des Fanges der 
kleinen Sing: und Waldvögel noch 
ferner, fo lange fih das Beduͤrfniß 
zeigt, mit Ausdehnung des Fangver— 
botes auf alle Zeiten des Jahres und 
auf den Gebrauch der Falle, indgemein 
Spring oder Schlaghäufel genannt, 
aufrecht erhalten, und die Obrigkeiten, 
Seelforger und Lehrer wiederholt aufs 
gefordert, zu dem beabfichtigten Zwecke 
thätigft mitzuwirken , indbejondere von 
dem ganz unzuläffigen Ausnehmen und 
Zerftören der Nefter diefer Vögel auf 
das Nachdrücklichſte abzuhalten, (Eur: 
rende des f. f. fteierm. Landesgub. v. 
8. April 1842 3. 6200. Prov. G. S. 
für Steierm. 24. Bd. ©. 137.) 


Vögel. 


Bögel. Die für die Jahre 1841— 
1844 erlaffenen Beitimmungen der Re: 
gierungsfundmadhung v. 8. Juli 1841 
3. 11182 wegen Befhränfung des 
Fanges der kleinen Wiefen- und Wald» 
vögel, haben fih in ihren Kolgen fo 
bewährt, daß die Regierung ſich ver- 
anlaßt findet, diefelben ohne Befchrän- 
fung der Dauer ihrer Wirkſamkeit fort: 
an als aefeklich verbindend zu erklä- 
ren. (Kumdm. der o. d. Reg. v. 2. Aug. 
1845 3. 20555. Prov. ©. ©. für 
D. Deft. v. 3. 1845. ©. 142.) 

— — Da nah den gemachten 
Wahrnehmungen gewiffe Gattungen 
der Vögel, weldhe durch die Bertilgung 
der Injecten am meiften müßen, ganz 
verfhmwinden, andere zum Schaden der 
Wald, Obft:, Garten: und Feldeultur 
immer feltener werden, fo findet das 
Bubernium zu verordnen, daß alle jene 
Bögel, welche in dem, der Gubernial- 
Verordnung vom 15. Juni 1837 3. 
25235 beigefhloffenen Berzeichniffe 
aufgeführt erfcheinen, vom 1. Kebruar 
bie . September jeden Jahres mit 
Leim, Negen, Schlingen, Kloben, mit 
der Falle, dem Spring» oder Schlag- 
bäufel nicht gefangen werden dürfen, 
und daß auch das muthwillige Aus— 
nehmen der Eier und jungen Wögel 
aller obgenannten Gattungen aus den 
Neftern verboten wird. Rückſichtlich der 
Behandlung derliebertreter diefer Dor- 
fohriften wurden die Beftimmungen des 
oben angeführten Circulars der ob der 
ennf. Regierung vom 8. Juli 1841 3. 
11182 aud für Böhmen in Wirkfam- 
feit gefeßt. (Bdg. des böhm. Gub. v. 
21. Ian. 1847 3. 80457. Prov. ©. 
©. für Böhmen I. 1847. Nr. 20.) 

— — Der große Schaden, welder 
für die Obfteultur und für die Baum 
zucht des Kronlandes durch die Raupen 
erwächſt, erheifht eine Vorkehrung, 
welche diefem Uebel fiherer und dau— 
ernder abzubelfen geeignet ift, ale es 
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die biäher erlaffenen diesfälligen Anz 
ordnungen im Stande waren. Die 
Hege und Schonung der infectenfeind« 
lihen Bögel wirft der Vermehrung 
der Raupen am ausgiebigften entge« 
gen. Die in den befagten Anordnun— 
gen feſtgeſetzte Schonzeit vom 1. Febr. 
bis Ende Auguft erfheint nicht wirk— 
fam genug, da es im der übrigen Zeit 
des Jahres geftattet ift, die eifrigften 
Infectenvertilger, welche auch im Win— 
ter hier bleiben, allmälig immer mehr 
auszurotten. Demnach wird das befte- 
hende, bisher auf die Zeit vom 1. Be 
bruar bis Ende Auguft befhränft ge 
wefene Verbot des Nefterausnehmeng, 
des Fangens, Schießens und Verkau— 
fens der Vögel bezüglich der nachfte- 
hend’ verzeichneten einheimifchen inſec⸗ 
tenfeindlichften Bögel auf das ganze 
Jahr ausgedehnt. 

Die Gattungen und Arten der gänz- 
lich zu fhonenden Vögel find folgende: 

1. Die Meifenarten, nämlid: 
die Haubenmeife, die Sumpfmeife, die 
Zannenmeife, die Kohlmeiſe, die Blau: 
meife, die Schwarzmeife, die Bart- 
meife, die Beutelmeife. 

2. Die Kinkenarten: Der Buch— 
finte, der Quäfer. 

3. Die Spedtarten, nament- 
li: der Schwarzfpeht, der große 
Buntfpeht, der mittlere Buntſpecht, 
der Meine Buniſpecht, der Grünfpedt. 

4. Die Orasmüdenarten, na- 
mentlih: Die gemeine Grasmücke, die 
graue Grasmüde, die Gartengras- 
müde 
5. Das Rothkehlchen, 

6. das Schwarzkehlchen, 

7. das Braunkehlchen, 

8. das Blaukehlchen, 

9, der Rothſchwanz, 

10. das Schwarzplatil, 

11. die Nachtigall, 

12. der Baumlaufer, 

13. das Goldhähnchen. Bebufs der 


Dögel. 


firengen Durchführung diefer Anord- 
nung, wozu die betreffenden Behörden 
und Berwaltungsorgane unter Einem 
angewiefen werden, wird zugleich ver- 
ordnet, daß in der Zeit vom 1. Sept. 
bis Ende Jänner, während weldher die 
im obigen Berbote nicht enthaltenen 
Bögel zum Berkaufe gebracht werden 
fönnen, legtere nur in dem Zuftande 
zu Markte oder zum Verkaufe gebracht 
werden dürfen, wobei ed den Auffichts- 
organen möglich ift, zu erfennen, daß 
die zum Verkaufe gebrachten Bögel 
nicht ſolche find, welche dem vorftehen- 
den Berbote unterliegen. (Bdg.d. böhm. 
Statth. vom 15. Auguft 1851 Zahl 
6560/P. 8. ©. B. Rr. 217.) 

Bögel. Ueber mehrere Anzeigen, 
dab das Berbot des Fangens nnd 
Schießens der kleinen Bögel während 
der Brufzeit wieder häufig übertreten 
werde, wird unter Beziehung auf das 
legte dagegen erlaffene Gubernial-Cir- 
cular vom 27. April 1838 3. 8125 
— 1090 dasfelbe hiemit ernenert. Hier- 
nad ift es ftrenge verboten, Eier und 
junge Bögel von den Neftern auszur 
nehmen, und die kleinen Wiefen- und 
Waldvögel während der Brutzeit, d. i. 
vom Monat März bis einſchließlich 
Auguft, auf was immer für eine Art 
zu fangen und zu fhießen, und es find 
die Uebertreter dieſes Verbotes un. 
nachſichtlich mit angemeſſenen polizei 
lichen Strafen zu belegen. Hinſichtlich 
der competenten Strafbehörde im ber- 
lei Fällen fand aber das hohe Mini» 
ſterium des Innern laut Erlaffed vom 
13. Juli d. 3. 3. 15341—580 im 
Einvernehmen mit dem Juſtizminiſte— 
rium bis zur gefegliden Regelung des 
gemeindepolizeilichen Strafrechtes und 
Verfahrens Folgendes zu beftimmen: 

Diefe Uebertretung wird wie bisher 
der Competenz der mit Handhabung 
der Local: Polizei beauftragten Organe 
überlaffen, und es werden daber die 
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Strafen in Städten, wo eigene Poli- 
jeis Behörden find, von dieſen, font 
aber von dem Gemeindevorfteher aus- 
geſprochen und zwar innerhalb des im 
8. 122 des proviforifhen Gemeinde 
gefeßes vom 17. März 1849 feftgefeh- 
ten Ausmaßes ohne BZulaffung eines 
Recurfes. Die öffentlien Sicherheits: 
Drgane und insbefondere die Gens— 
d’armerie find zunächſt dazu berufen, 
die Befolgung dieſes Berbotes zu über- 
wachen. (Bdg. der Statth. von Tirol 
vom 15. Sept. 1851.28. G. B. für 
Zirol Rt. 252.) 

Bögel. Im Intereffe der Landes- 
cultur findet fih die k. k. n. d. Statt- 
balterei beftimmt, das fhon in den 
älteren Borfchriften und zwar in den 
Regierungd - Decreten vom 1. Juli 
1804 3. 11398 und v. 6. Febr. 1839 
3. 6152 begründete Berbot, Eier und 
junge Bögel von den Reftern ausdzu- 
nehmen oder die Fleineren Wiefen- und 
Waldvögel während der Brutzeit, d. i. 
vom 1. April bis 1. Sept., auf was 
immer für eine Art zu fangen oder zu 
ſchießen, hiemit zu ermeuern. Die da- 
wider Handelnden find unnachfichtlich 
mit angemeffenen Geldftrafen bis zu 
10 fl. oder mit Arreftftrafe bis zu drei 
Zagen zu belegen. Eben fo ift durch 
thätige Handhabung der Marktpolizei 
dafür zu forgen, daß in dem obigen 
Beitraume derlei Bögel nicht zum Ver⸗ 
kaufe gebracht, im Betretungsfalle aber 
den unbefugten Verkäufern weggenom- 
men werden. Au haben die Bezirke 
hauptmannfhaften duch Rückſprache 
mit den Seelforgern, Schullehrern und 
Gemeindevorftehern dahin zu wirken, 
daß die Jugend von einer fo gemein- 
fhädlihen, von derſelben meift nur 
zum Zeitvertreibe oder aus Muthwil⸗ 
len umternommenen Derfolgung der 
Bögel auch im Wege der Belehrung 
rechtzeitig abgemahnt, und gegen dies 
felbe im Falle der Uebertretung des 


Dögelmearkt. 


Verbotes nah den Schul» Displinar- 
Vorſchriften vorgegangen werde. (Der. 


der n. ö. Statth. vom 15. Juli 1852 d 


3. 19998.) 


Bögelmarkt, ſ. Markt-Bolizei: 
Auffichtsanfalt für die En 
62 


$. 62. 

Bögel: u. Tanbenhändlerftände, 
f. Stände. 

Volks ſänger⸗Geſellſchaften. — 
Die Regelung des Bollsfän- 
gerwefend im Wiener Polizei- 
Rayon. Zur Erzielung einer wirt: 
ſameren Auffit über die fogenannten 
Bollöfänger » oder Harfeniftengefell- 
ſchaften im Wr. Polizei» Bezirke wer- 
den im Intereffe der öffentlihen Ord⸗ 
nung und Sittligkeit auf Grund der 
beftehenden Vorſchriften nachſtehende 
Anordnungen getroffen: 

1. Die Befugniß, als Mitglied 
einer fogenannten Volksſänger⸗ oder 
Harfeniftengefellfhaft einen Erwerb zu 
ſuchen, ift an den Befiß einer befon- 
deren Licenz gebunden. Solche Licen⸗ 
zen werden von der Stadthauptmann- 
[haft nur Berfonen ertheilt, welche im 
Br. PolizeirRayon zuftändig, zu einem 
anderen Erwerbe gar nicht oder in ge- 
ringerem Grade geeignet find, eimige 
muſilaliſche und fonfige Bildung be 
fipen und deren unbeſcholtene Haltung 
bekaunt if. 

2. Der Borftand oder Leiter einer 
ſolchen Volksſänger⸗ oder Harfeniften- 
gefellihaft muß wenigſtens das 30., 
jedes andere Mitglied aber wenigſtens 
das 20. Lebensjahr vollendet haben. 

3. Keine folde Geſellſchaft darf mit 
Einfluß des Gefellfhaftsleiters aus 
mehr als höchftene 4 mit Gefang und 
Inſtrumental ⸗Muſik mitwirkenden Mit: 
gliedern beſtehen. 

4. Die Mitwirkung weiblicher Indi- 
viduen bei den Broductionen der Volks⸗ 
fänger wird in der Regel nicht gedul⸗ 
det. Um fo weniger kann Berfonen 
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weiblihen Geſchlechtes die Leitung 
einer derlei Gefellfhaft bewilligt wer« 
en. 

5. Der Gefellfchaftsleiter darf kein 
Mitglied verwenden, das nit mit 
einer befonderen Licenz von der k. k. 
Stadthauptmannfchaft verfehen ift, bei 
welcher er auch die Aufnahme und den 
Austritt der Mitglieder feiner Gefell- 
ſchaft, — Erftere vor der Berwendung 
bei einer Production anzuzeigen ver- 
pflichtet ift. 

6. Die Mitglieder der Gefellfchaft 
haben jede Beränderung ihrer Woh- 
nung binnen 3 Tagen der k. k. Poli⸗ 
zeibehörde zu melden. 

7. Bon der Licenz darf nur derjes 
nige, auf deffen Namen fie lautet, Ge- 
brauch machen, daher jede Meberlaf- 
fung derfelden an Jemand Anderen 
verboten ift. 

8. Der Gefellfepaftsleiter hat jede 
einzelne Production unter Borweifung 
feiner Licenz und des Programms mit 
Bezeichnung der Localität bei dem Be- 
zirks⸗Polizei-Commiſſariate, in deffen 
Bereich Leptere gehört, vorläufig zu 
melden und die befondere Bewilligung 
hiezu einzuholen. 

9. In das Programm dürfen nur 
jene Stüde aufgenommen werden, die 
von der Stadthauptmannfhaft nad 
genauer Durhfiht und Prüfung der 
Terte zuläffig befunden worden find. 

10. Jede Abweihung von den vor- 
gelegten Programmen und den geneh- 
migten Terten ift verboten, und wird 
fowohl an dem verantwortlichen Ger 
ſellſchaftsleiter als an den Mitglie- 
dern, welche diefe Abweichung fi er- 
laubten, geahndet. 

11. Scenifhe Darftellungen mit 
Berfleidung find unterfagt. 

12. Die Productionen dürfen nur 
in Gafthäufern und Gafthausgärten 
oder in befonders conceffionirten Be 
Iufligungsorten, und zwar in der Re- 


Volksfänger-Befellfdhaften. 


gel nicht länger als bis 11 Uhr Nachts 
Statt finden, 

13. Bei jeder Production muß der 
Gefellfhaftsleiter mit feiner Licenz 
und dem genehmigten Programme nebft 
den Texten der darin aufgeführten 
Stüde, fo wie jedes mitwirkende Mit- 
glied mit der vorfhriftsmäßigen Li« 
cenz verfehen fein, um ſich bei den re- 
vidirenden Organen der Sicerheitd- 
behörde ausweiſen zu fönnen, widris 
gend bei Abgang diefer Nachweiſung 
die Production eingeftellt wird. 

14. Die Licenzen find nur auf die 
Dauer Eines Jahres giltig, nach deffen 
Berlauf die Berlängerung bei der 
Stadthauptmannfchaft anzuſuchen ift. 

15. Uebertretungen der angeführten 
Anordnungen, fo wie anftößiges Be- 
nehmen bei den-Productionen, werden 
mit Arreft bis zu 8 Tagen und nad 
Umftänden außerdem mit zeitweifer 
oder gänzlicher Einziehung der Licenz 
beftraft. 

16. Die Entziehung der Licenz fin— 
det auch dann Statt, wenn der Inha— 
ber wegen eined Verbrechens, Verge— 
hens oder einer Uebertretung, wodurd 
die bürgerlihe Achtung oder die Ber: 
trauenswürdigkeit verwirft wird, in 
eine Strafe verfällt. 

17. Gaftwirthe und ähnlihe Ge- 
werböleute, welche in ihrem Rocale Pro— 
ductionen von Volksſängern dulden, die 
mit feiner Licenz verfehen find, unterlie- 
gen einer Strafe von 5—50 fl. 

18. Diefe Borfhriften finden auch 
Anwendung, wenn einzelne Berfonen 
an Öffentlihen Orten durch Gefang 
mit Begleitung von Inftrumentalmufit 
einen Erwerb zu fuchen beabfichtigen. 

19. Die Licenzfheine werden nad 
dem von der Stadthauptmannſchaft 
entworfenen Formulare ausgefertigt 
werden, es wird denfelben der wefent- 
liche Inhalt obiger Vorſchrift zur Bes 
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lehrung des Licenz » Inhabers beige: 
druckt jein. 

20. Die Stadthauptmannfhaft hat 
von jeder Ertheilung einer Licenz an 
einen Gefellfhaftsleiter oder an die 
im $. 18 erwähnten Perfonen immer 
der betreffenden Steuerbebörde behufs 
der Bemeffung der Erwerbfteuer die 
Mittheilung zu machen. (Exl. der Sth. 
von R. Deft. vom 29. Dec. 1851 3. 
30225. 2. ©. 8. 3. 1852. Nr. 19.) 

Bolksſänger-Geſellſchaften. — 
Rückſichtlich der Berlängerung der 
Volks ſänger-Licenzen, welche nach Ab- 
lauf der Ein Jahr dauernden Giltig- 
feit derfelben, nah $. 14 der hoben 
StatthaltereisBerordnung v. 29. Der. 
1851, von hieramts ertheilt wird, fin- 
det man zu beftimmen, daß die Volks— 
fänger und Bolfafänger » Gefellfchafts- 
mitglieder ihre Licenzen behufs der 
Berlängerung bei den Bezirks » Com- 
miffariaten ihred Domizils zu überrei- 
hen haben, von welchen die Licenzen 
ungefäumt mit der auf einem Um— 
ſchlagsbogen erfihtlihen Bemerkung, 
ob gegen die Verlängerung ein Beden- 
fen obwaltet, unmittelbar an das Gen: 
tral-Amt I. einzufenden find. Die ver- 
längerten Licenzen werden den Be 
zirts « Commiffariaten wieder zur Aus— 
folgung zurüdgemittelt. (Deer. d. Bol. 
Dir. vom 21. Febr. 1853 3. 3734/ 
472. C. A. 1.) 

— — ſ. Mufifanten. 

Bolksfchulen, Anordnungen in Be— 
zug auf die Volksſchulen der Juden, f. 
Juden-Schulen. 

— — Organiſitung derſelben, ſ. 
Schulverfaſſung. 

— — ſ. Schulbücher, Schulen. 

Volksſtimmung, Wahrnehmung 
derſelben, ſ. Polizeibehörden, Wir— 
kungskreis $. 8, 

Vollſtreckung der Erkenntniffe po⸗ 
litifcher Obrigkeiten und der Polizei: 
Behörden, f. politifche Obrigfeiten. 


VDorbehalls-Imvaliden. 


wm Snvaliden, f. Mi- 
litär:Invaliden. 

Borfanf. Laut der mit hohem Hof- 
fanzleis Decrete v. 19. Februar 1842 
3. 5034 der Regierung befannt gege- 
benen a. b. Entfhliegung vom 12. 
Februar 1542, haben Se. f. f. Maje- 
ftät dem Antrage zur Aufhebung des 
Borkaufsverbotes auf den Viectualien— 
märften, gemäß der beftehenden Marft- 
ordnungen, feine Folge zu geben be- 
funden. (Deer. der k. . n. 5. Reg. v 
27. Bebr. 1842 3. 11797.) 

— — Verbot desfelben, ſ. Markt: 
Drdnung. 

Borladungen. Ueber die Art, in 
welcher die VBorladungen in Straffa- 
hen an Beamte und Diener gewiffer 
Dienſtzweige zu volljiehen feien, fiehe 
$. 117 der St. P. DO. vom 29. Juli 
1853. 

— — der Gensd’armerie ald Zeu— 
gen vor die Eivil-Strafgerichte, fiehe 
Gensd’armerie u. $. 121 der St. 
P. D. 9.29. Juli 1853.) 

— — der Grenz= und Gefällen: 
wache, f. Grenzwache u. $. 117 der 
St. P. O. v. 29. Juli 1853. 
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Borladungen der Militär- Polizei: 
wache vor die Eivil: Strafgeridhte. f: 
Militär: Polizeimache u: $. 121 der 
Et. P. D. v. 29. Juli 1853. 

— — der im Amtögebiete der poli« 
tifhen Obrigkeiten und Polizeibehör— 
den befindlichen Berfonen, ſ. politifche 
Obrigfeiten. 

— — gerihtlihe, des Sanitäts- 
Berfonals, f. Sanitäts:Perfonal. 

Bormund, Vorſchrift über die Be- 
ftellung der Bormünder für Findlinye 
und Waifen, f. Findlinge. (Brg. v. 
12. Sept. 1822.) 

Bormundfhaft, zuftändiges Ges 
richt für die Beftellung, f. Gerichts: 
barkeit. (Bat. vom 20. Nov. 1852 
$. 83.) 

Borfpann, ſ. Militär-Einguar: 
tierung. 

Borfiabtlohnkutfiher, f. Fiafer: 

Borftadttheater, ſ. Theater. 

Vorſteher der Handwerker, ſ. Ge: 
fellen, Herbergen, Iunungen. 

Borunterfuchung, polizeiliche, bei 
Verbrechen, ſ. Polizeibehörde. 


W. 


Waare, ſ. Grüne Waare. 

— — das Aufſtellen und Aushän- 
gen derſelben vor den Verkaufsgewöl— 
ben, f, Gewölbsanslagen. 

Wache. Gelegenheitlich der im Ein- 
vernehmen mit den betreffenden Hof- 
ftellen verhandelten Frage, ob die 
öffentliben Wahen gegen Berfolgte 
und Flüchtlinge, die auf dreimaliges 
Anrufen der Wache zum Haltmachen 
nicht ftehen bleiben, zu ſchießen beredy- 
tigt werden follen, haben Se. k f. Ma- 
jeftät mit a, 5. Entſchließung vom 11. 


Jänner 1833 ſich verneinend zu erflä- 
ren gerubt, mit dem Beifaße, daß man 
ſich in diefer Beziehung nad den Be 
ffimmungen des $. 284 I. Thle. des - 
Strafgefeßes zu benehmen habe. (Hfkzl. 
Decr. vom 15. Jän. 1833 3. 1050. 
Vdg. der n. d. Reg. vom 2. Februar 
1833 3. 6002, n. ö. Provr. ©. ©. 
15. Bd. 3. 1833. Nr. 11.) 
Wache, Errichtung eimer Gewoͤlb⸗ 
wache, ſ. Gewölbwache. 
— — das zum Forftfhupdienft bes 
eidete Perſonale wird als öffentliche 


Wadebeleidigungen. 
. angefehen, fiche Forſtgeſet 


" Bacebeleibigungen. — Es if 
nun ſchon wiederholt der Kal zur 
Kenntniß der Randesftelle gefommen, 
daß wörtliche und felbft thätliche Be— 
leidigungen einer Civilwache durch dem 
Umftand hervorgerufen worden find, 
dag der als Aſſiſtenz abgefendete Ge- 
richtsdiener oder ein fonftiges Indivi- 
duum, welches als Gerichtswache bei- 
gegeben worden, nicht mit der Amts⸗ 
fleidung und mit feiner fchriftlichen 
Weiſung verfehen war. Ferner laffen 
fi dergleihen Individuen leicht durch 
bloße Drohungen von dem Bollzuge 
ihres Auftrages abſchrecken und for- 
dern fodann die Beftrafung des Belei- 
digerd nad $. 72 des II. Thls. Da 
ein foldyes Benehmen der Ordnung 
überhaupt entgegen, und nicht geeignet 
if, das Anfehen der ausführenden Be- 
zirlsobrigkeit aufrecht zu erhalten, fo 
ſollen die Bezirksobrigkeiten zur Be⸗ 
feitigung dieſer Uebelftände die als Af- 
fiten; oder in Amtsgefchäften abgeord- 
neten Gerichtödiener anweifen, ihre 
Amtslleidungen anzuziehen oder den- 
feiben ſchriftliche gehörig audgefertigte 
Beifungen mitzugeben. (Bdg. des k. k. 
fteierm. Gub. vom 12. Apr. 1837 3. 
5386. Zeitfchrift für 5. R. I. 1838. 
R.B. ©. 156.) 

— — 68 wurde die Wahrnehmung 
gemacht, daß die Fälle ſchwerer Bolizei- 
Uebertretungen der Beleidigungen der 
Wade in Wien zugenommen haben 
und daß insbefondere die hiefigen 
Gaſtwirthe bei Gelegenheit der in ih- 
ren Schankslocalitäten vorfallenden 
Raufereien und fonftigen Vorſchrifts⸗ 
widrigkeiten, ſtatt die Wache in der 
Ausübung ihrer Dienſtpflicht zu un— 
terſtüßen, häufig gegen dieſelbe Partei 
nehmen, und dadurch die in Rede ſte—⸗ 
benden Bergeben herbeiführen oder 
wenigftend befördern. Das Präfidium 
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der Polizei= Hofftelle Hat fi demnad 
beftimmt gefehen, die Regierung ans 
zugeben, dahin zu wirken, daß in Bu- 
kunft jene Individuen, welche fi eine 
Beleidigung der Wade zu Schulden 
fommen laffen, insbefondere aber die 
in diefe Eategorie gehörigen Gaſt— 
wirthe, zum abſchreckenden Beifpiele 
für Andere, nad der vollen gefeplichen 
Strenge behandelt und beftraft wer- 
den, Letzteren aber überdies bei befon- 
ders erſchwerenden Umftänden ihre 
Schankgerechtigkeit wo moͤglich entzo- 
gen werde. Indem die k. k. Polizei 
Dber-Direction in Folge der gedachten 
h. Weiſung den Auftrag erhält, ſich 
felbe bei den allfälligen Unterfuhun- 
gen ähnlicher Fälle ſtets gegenwärtig 
zu halten, wird den Drtsobrigkeiten 
in Wien zugleich empfohlen, bei der 
Berleihung folder Gerechtigkeiten die 
Bertrauendwärdigkeit der Impetran- 
ten forgfältigft zu prüfen, ſohin nur 
dann erft, wenn diefe verläßlich nach⸗ 
gewiefen ift, dem betreffenden Indivi⸗ 
duum die Schanksgerechtigkeit zu er- 
theilen. (Deer. der k. k. n. ö. Reg. v. 
5. Sept. 1842 3. 52659.) 


Wadebeleidigung, ſ. Gefällen: 
wache. 

Wachpoſten, die bei den Linien⸗ 
ämtern aufgeftellten, haben fi) mit dem 
dem Publicum fehuldigen Anftande zu 
benehmen. Diejenigen aber, von denen 
fih ein folded Benehmen nicht mit 
Beruhigung erwarten läßt, find von 
diefen Poſten gänzlih zu entfernen. 
Eben fo ift das Betragen der Mauth- 
beamten bei den Linien Wiens thun- 
lichſt zu überwachen, und find die etwa 
entdeckten Bedrüdungen der Marft- 
parteien anher anzuzeigen. (Rggs. Dec. 
vom 15. Juni 1830 3. 38054, an 
die f. f, Pol. Ob. Dir.) 


Wachs. Der Handel mit Wachs in 
den Kirchen ift verboten. (Hfd. v. 25. 


Wads. 


März 1752. Ay. ©. M. Ther. 1. Bd. 
©. 352.) 

Wachs. Den Dienern der Kirche, 
folglih aud der Kirche felbft, ift aller 
Handel mit großen und kleinen Wachs⸗ 
terzen, dann Wachsfiguren aller Art 
unterfagt, und lediglih den Wachs⸗ 
zieher- und Lebzelter-Zünften geftattet, 
daß fie vor der Kirche in locis profa- 
nis die benöthigten Buden oder einen 
Stand zum Berlaufe großer und Bei- 
ner Wachskerzen und Dpferfiguren 
aufrihten und halten mögen. (Hfd. v. 
25. März. Vdg. in Böhmen vom 14. 
Sept. u. 28. Dee. 1781. Krop. Gef. 
Yof. 2. Bd. ©. 357.) 

— — f. Kirchen, Lebzelter, 

Wahsfiguren:Eabinete, Grund» 
füge in Betreff der zu ertbeilenden Be- 
willigungen zur öffentlichen Schauaus- 
ftellung von Badhöfiguren - Sabineten, 
f. Schanproductionen. 

Wachſtuben, j. Arreftanten. 

Waffen, geheime. Wer mit fpigen 
Meffern oder andern verbotenen ſchaͤd⸗ 
lihen Inftrumenten, ald: Zerzerolen, 
Piftolen, Stiletten und dergleichen 
verbotenen Gewehren betreten würde, 
fol im Betretungsfalle beftraft, auch 
fürhin von keinem Profeffioniften ohne 
obrigkeitlihe Erlaubniß, unter ſchwe⸗ 
rer Beftrafung, zweifchneidige Meſſer, 
Stilette, dreieckige Klingen oder folde 
Inftıumente, welche zu nichts Anderen 
ala zu einer unerlaubten That ge- 
braudt werden können, verfertigt und 
verkauft werden. (Bat. vom 23. Febr. 
1754 für R. Defterreih. Patent vom 
4. Rov. 1760 für Ob. Defterr.) 

— — Da feit geraumer Zeit der 
Gebraud der in Stöden fünftlid 
verborgenen Degen, Dolde m. 
fogar Windbüch ſen überhand zu 
nehmen beginnt, ſo ſoll, um dieſem 
ſowohl iu Bezug auf die Privat⸗, als 
nah Umftänden felbft auf die innere 
Öffentliche Sicherheit bedenklichen Un- 
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fuge zu feuern, zumal da die Tragung 
beimlicher Gewehre überhaupt ſchon 
vorlängft durch mehrere Hofverordnun⸗ 
gen ſchärfeſtens verboten ift, den Hand⸗ 
werfern, die fi mit deren DBerferti- 
gung abgeben, ohne jedoch eine öffent: 
liche Kundmachung zu veranlaffen, die 
fernere Fabricirung fireng unterfagt 
und ihnen, fo wie den damit Verſchleiß 
treibenden Haudelsleuten, bei unnad- 
fihtliher Gonfiscirung, Zudthaus- 
ftrafe, und nad Befund auch Berluft 
ihrer Befugniffe, zur Pfliht gemacht 
werden, von nun an fein foldes ver- 
borgened Gewehr, an wen immer hint« 
anzugeben, der micht mit einer aud- 
drüdlihen Erlaubniß von der Polizei 
fi) audzumeifen vermag. Diefer höch⸗ 
ften Willendmeinung zu Folge hat da- 
ber das k. Kreisamt fogleih die nd» 
thige Einleitung zu treffen, um den 
Drtövorftehern bierwegen die genauefte 
Wachſamkeit einzubinden, auf die Be- 
folgung aber ſelbſt nachzuſehen. (Ofd. 
vom 2. Sept. 1796. Kanka Handbuch 
S. 433.) 

Waffen. Das wegen Verfertigung 
und Tragung verborgener Degen und 
Stilette beſtehende höchſte Verbot, mit 
der auf deſſen Uebertretung geſetzten 
ſchatfen Strafen, iſt allgemein zu re 
publiciren und von den Dominien und 
Magiftraten die genauefte Wachſamkeit 
über die Beobachtung diefed wichtigen 
Berbotes zu tragen. (Hftzl. Decr. vom 
11. Aug. 1798 3. 13310. Bdg. der 
n.d. Reg. v. 15.0ct.1798 3.19734.) 

— — Nah einer der ?. }. Hoflanz- 
lei von der k. k. Polizei» Hofftelle ge- 
machten Eröffnung, nimmt das Berfer- 
tigen umd Tragen verbotener und ver- 
borgener Waffen, als: GStilette, 
Dolde, zweifhneidiger Mef- 
fer, vorgüglih aber der Degen 
ftöcfe neuerdings fehr überhand, und 
es machen Stilette und Degenftöde jo- 
gar einen Handeldartitel aus. Da nun 
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dem Berfertigen und Tragen die lin- 
fenntuig des Berboted zum Grunde 
liegen dürfte, indem das diesfällige 
Berbot ſich theild auf die Generalien 
vom 1. Dec. 1724, theils auf das Pa- 
tent vom 23. Febr. 1754 gründet und 
bei der feither nicht erfolgten Republi- 
cation diefer Vorſchriften desfelben 
füglid in Vergeffenheit gerathen fönn- 
ten, fo wird den k. k. Kreisämtern aufs 
getragen, ‚die in diefer Hinficht befte- 
henden Borfchriften zu republiciren 
und über. deren genauen Befolg zu war 
hen, daß fein Verkehr mit diefen die 
Öffentlihbe Sicherheit gefährdenden 
Waffengeräthen getrieben werde, in 
welder Beziehung daher gegen Ge 
werbö- und Handelsleute, die folde 
verfertigen oder veräußern, die gehörige 
Amtshandlung einzuleiten ift. (Hflzl. 
Decr. vom 21. Nov. 1815, an fämmtl. 
Länderſt. Bdg. des böhm. Gub. vom 
15. Dec. 1815 3. 53811.) 

Waffen. Die Erfahrung hat be- 
wiefen, wie wüglich und nothwendig es 
fei, in den Provinzen des lom— 
bardifhsvenetianifhen König- 
reiches das Verbot, meuchelmörde- 
riſche Waffen zu führen und zu halten, 
fortbefiehen zu laffen. 

Es wird demnach Folgendes ver- 
ordnet: ; 

1. Dolde, Stilette, Tafchen- oder 
mit feftem Heft verfehene Meffer, Mef- 
fer mit oder ohne Feder, deren Klinge 
an der Spige nicht gerundet if; in 
Stöden verborgene Stoßdegen und 
Stilette; jede Gattung von Feuerge- 
wehren und befonders kurze, mit breitem 
trompelenförmigen Rohr und feftem 
oder gelenffamem Schaft verfehene 
Blinten, Tromboin und Piſtoin ge 
nannt ; kurze Piftolen oder Terzerolen, 
fo wie Windbüchſen und alle mit Luft 
geladenen Gewehre; endlich jedes ver- 
borgene und meucdelmörderifche Werk: 
zeug, mit weldem ſchwere Verwun—⸗ 
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dungen. beigebracht werden koͤnnen, 
was ed immer für eine Benennung 
oder Geftalt haben mag, zu führen 
oder zu tragen, ift Allen und Jedem ver- 
boten. 

2. Eben fo ift die Einführung und 
die Fabricirung, der Berfauf und über 
haupt der Befik eben bemerfter Waf- 
fen unterfagt. 

3. Die Künftler, Handwerksleute 
und Andere, welchen das eine oder das 
andere der in dem Verbote begriffenen 
Werkzeuge zur Ausübung ihres Ge— 
werbes unentbehrlich fein follte, find 
folche nur während der wirklichen Aus— 
übung ihres Gewerbes zu tragen be- 
fugt. Den Landkutfchern und Fuhr— 
leuten ift es erlaubt, auf ihren Reifen 
die genannten Paßaccorde, jedoch mit 
der Bedingnig mitzunehmen, daß fie 
diefelben in einem verfchloffenen Schranf 
ihrer Kutfchen oder Wägen halten, und 
nur zu dem nöthigen Gebrauch ber: 
ausnehmen dürfen. 

4. Die politifhe Behörde iſt befugt, 
die Einführung, die Yabricirung und 
den Verkauf der gefpigten Meffer und 
anderer zum Betrieb der Künfte und 
der Gewerbe oder zum häuslichen Ge: 
brauch nöthigen Werkzeuge, jedoch mit 
der gehörigen Würdigung der moralis- 
fhen Eigenfhaften, der die Erlaubniß 
folde einzuführen, zu fabriciren oder 
zu verkaufen nachfuchenden Individuen 
und mit der Umfiht, daß jeder Miß— 
braud davon abgehalten werde, zu be 
willigen. 

5. Nur den ausländifchen Reifen- 
den ift es erlaubt, auf Reifen zu Pferd 
Piſtolen am Sattel, und auf Reifen 
in Rutfhen Feuergewehre zu ihrer Ber- 
theidigung bei ſich zu haben. 

6. Mit Ausnahme diefer Fälle ift 
ed verboten, Feuergewehre und Piſto— 
len ohne Erlaubniß der k. k. Delega- 
tionen zu tragen, und die Erlaubniß 
kann nur ſolchen Individuen ertheilt 
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werden, welche in dem Gebiete der k. 
Delegationen mit einem Grundbeſitze 
oder Gewerbe anfäffig find, und fih 
über ihre gute Aufführung mittelft 
eined Zeugniffes der Local» Behörde 
und zweier Örundeigenthümer des Dr- 
tes, in welchem fie anfaffig find aus— 
zuweifen vermögen. Diefe Bewilligun- 
gen werden unentgeldlih und auf 3— 
6 Jahre giltig ertheilt. Nah Verlauf 
diefer Zeit fönnen fie unter den näm— 
lihen Vorſichten erneuert werden. In 
der Regel find nur jene Biftolen zu er- 
lauben, welde wenigftend 6 mailän- 
difhe Unzen lang find. Sollte in Rück— 
ficht befonderer und ausgewiefener Um— 
ftände die Bewilligung, kürzere Piſto— 
len oder Terzerole zu tragen, ertheilt 
werden, fo muß diefes in der Bewilli- 
gung deutlich ausgedrüdt werden. 

Die k. k. Delegationen haben übri— 
gend nur mit vieler Umfiht und Zus 
rückhaltung von diefem Befugniffe Ges 
braud zu machen, 

7. Die Strafe der Uebertretung des 
1. u. 2. Art. des gegenwärtigen Ver— 
botes, mit Ausnahme der gewöhnlichen 
Feuergewehre, in deren Hinficht befon- 
dere Strafen werden feſtgeſetzt werden, 
ift Arreſt oder ftrenger Arreft auf eine 
Dauer zwifhen 3 Monaten und 3 Jah: 
ren, vereint in jedem Falle mit der Con— 
fiscation der verbotenen Waffen. Die 
Art des Arreftes in diefen beiden Fäl— 
len wird in den 88. 11 und 12 des 
St. G. B. 11. Thle. beftimmt. Sowohl 
der erfte ald auch der zweite Grad des 
Arreftes kann durch Faften und Arbeit 
und zwar leßterer durch ſchwere oder 
öffentliche Arbeit verfchärft werden. — 
Wenn aber der zu Beftrafende von ums 
befholtenem Rufe ift, kann anftatt des 
Arrefted des erften Grades Hausarreſt 
nah $. 25 St. ©. 3. II. Thle. ver: 
hängt werden. 

8. Bei der Beftimmung des Grades 
des Atreſtes und der Dauer der Strafe 
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‚find die befchwerenden und die Milde- 


rungsumftände zu berüdfichtigen. So— 
wohl die einen als die andern. gehen 
hervor: 

a) Aus den perfönlihen Eigenſchaf— 
ten. Wenn der Thäter noch im einem 
der Minderjährigkeit nahen Alter, wenn 
er eines untadelhaften Wandels, wenn 
er zur Webertretung verführt worden 
ift, Fann die Dauer der Strafe, jedod 
inner den von dem Geſetze vorgefchrie- 
benen Grenzen abgekürzt werden; aber 
verdächtige, müffige, von der Polizei— 
behörde ald Vagabunde anerkannte 
Individiren find immer mit dem Arrefte 
zweiten Grades und mit einer länge: 
ren Dauer, die nach Befinden des Rich— 
ters bis zur höchſten von 3 Jahren 
fann erſtreckt werden, zu belegen. 

b) Aus der Eigenfhaft der Waffe 
oder des Werkzeuges. Je gefährlicher 
und verborgener die Waffe oder das 
Werkzeug ift, defto fchärfer ift derjenige 
zu beftrafen, bei weldem die Waffe 
oder das Werkzeug vorgefunden wor: 
den ift. Mit dem Arrefte zweiten Gra— 
des, von längerer Dauer, ift derjenige 
zu betrafen, beiwelchem Stilette, Dolce, 
Stofdegen, in Stöcken verborgene 
Klingen, kurze Piſtolen oder Terzerole 
und gelenffame Piftoni vorgefunden 
werden. 

c) Aus den Umftänden der Zeit und 
des Drtes, in welden Jemand das 
Geſetz überfhritten hat, fann erhoben 
werden, ob die Hebertretung mit böfer 
Abſicht gefchehen fei. 

Wird der Thäter bei Nacht oder in 
einem verdächtigen Drte betreten, fo 
ift die Strafe immer der Arreft zweiten 
Grades, und wenn diefe beiden Um— 
fände zufammentreffen, muß die Strafe 
nach Befinden des Richters auch bie 
auf 3 Jahre verlängert werden. 

d) Aus der wiederholten Betretung, 
welche jedesmal mit dem Arrefte zwei- 
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ien Grades und mit verlängerter 
Dauer zu beftrafen ift. 

9. Wer ohne erhaltene Bewilligung 
gewöhnliche Feuergewehre trägt, un« 
terliegt dem Arreſte zwifchen einem 
und ſechs Monaten, welcher nah Um— 
ftänden auch verfchärft werden kann. 

10. Bei der Beftimmung der Strafe 
und Beurtheilung der Erſchwerungs⸗ 
oder Milderungsumftände find die Bor: 
fhriften der Art. 7 und 8 genau zu 
befolgen. 

11. Die k. Delegationen werden an- 
gewiefen, der General» Polizei» Direc- 
tion zu Mailand und zu Benedig mo- 
natlich die Verzeichniffe der vor ihnen 
zur Zragung der Feuergewehre ertheil« 
ten Bewilligungen zu überfenden. In 
diefen Verzeichniffen find das Domizil 
eines Jeden, welchem die Bewilligung 
ertheilt worden ift, und die Namen 
der zwei Grundbeſitzer, die das Zeug- 
nig für ihn ausgeftellt haben, anzu: 
führen. 

12. Den Polizeibehörden, der Gend- 
darmerie und den andern zur Handha- 
bung der öffentlihen Sicherheit fo- 
wohl in den Städten ald auf dem 
Lande aufgeftellten Wachen wird es 
zur Pflicht gemacht, über die Uebertre- 
ter dieſes Gefeßes zu wachen und die- 
felben den betreffenden Behörden an- 
zuzeigen. 

13. Diejenigen Behörden, welchen 
die Jurisdietion hinſichtlich der ſchwe— 
ren Bolizei-Uebertretungen zufteht, ha- 
ben auch mit Borbehalt des Recur- 
ſes über die angezeigten Bergehun- 
gen wider gegenwärtiged Berbot zu 
ſprechen. 

14. Die Decrete der vorigen Regie— 
rung vom 21. Rov. 1806 und 4. Aug. 
1810 werden hierdurch aufgehoben. 
(Gefeß über das Tragen verbotener 
Waffen. Kaif. Patent vom 18. Jänner 
1818, giltig für das lomb. venet. Kö— 
nigreih. Mail. Brov. ©. ©. I. 1818. 
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1.3d. ©. 45; venetianifche Prov. ©. 
©. 5. Bd. 1. Thl. ©. 107°). 

Waffen. Se. Majeftät haben über 
die Frage: wie der Eriminalrihter ih 
zu benehmen habe, wenn mit einem 
Berbrechen die Uebertretung des in dem 
Patente für das lombardifch - venetia- 
nifhe Königreih und Säd- Tirol vom 
18. Jän. 1818 enthaltenen Berbotes 
des Waffentragend zufammentrifft, in 
Folge a. h. Entſchließung v. 15. Juni 
1825 Folgendes angeordnet: 

„Nachdem dieliebertretung des Ber. 
botes in Tragung unerlaubter Baffen 
dur fein ausdrüdliches Gefek für 
eine ſchwere Polizei Uebertretung er: 
flärt worden ift, fo können aud die 
$$. 28 u. 29 I. Thle. des St. G. 2. 
auf derlei Fälle keine Anwendung fin- 
den, und ift vielmehr der Verbrecher, 
welcher zugleih wegen Uebertretung 
des Geſetzes wegen Tragung verbote- 
ner Waffen beinzihtigt erfcheint, nach 
ausgeftandener Griminalftrafe der zur 
Abftrafung oben genannter Webertre- 
tungen beftimmten Behörde zur weite: 
ren Unterfuhung zu übergeben, welde 
jebod in Bemeffung der gefeplich ver: 
wirkten Strafe nicht durch die Dauer, 
fondern aud die Strenge der von dem— 
felben bereits ausgeftandenen Crimi— 
nalftrafe zu berückſichtigen haben wird.“ 
(Iuft. Hofd. vom 2. Sept. 1825, an 
fämmtl. Appellationdgerichte Nr. 1228 
der I. G. ©.) 

— — Die Polizei: Auffihts - Be 
hörden wurden angewiefen, das Tra- 
gen, Verfertigen und die Einfuhr ver- 








*) Diefed a. b. Pat. wurde mit a. h. Ent- 
ſchließung v. 13., Hfkzl. D. vom 19. Zuli 
1818 8. 12378. Gub. Eirc. v. 4. —* 
1818, auch auf die beiden Kreiſe Süd» T 
told, Trient u. Roveredo, und mit a. b. Be- 
fehl v. 25. Febt. Hofkriegst. Bdg. vom 9. 
u. Hl. D. v. 6. Apr. 1820. (Rp. ©. 
©. 43. Band. ©. 207) auf die beurlaubte 
Mannfhaft in jenen Provinzen ausgedehnt. 


Waffen. 


545 


Waffen. 


borgener Waffen und unter diefen au »grifföwaffen haben diejenigen, welde 


der Bercuffionsftöde oder Stock⸗ 
flinten ftreng zu überwaden. (Hfkzl. 
Decr. vom 5. Febr. 1836 3. 2511. 
Vdg. des böhm. Bub. vom 25. Febr. 
1836 3. 8073. Obent. 3. Band. 
©. 424.) 

Waffen. Da einige Unterbehörden 
ausgefprodhen haben, daß nah $. 9 
des a. b. Waffen Patentes der allei- 
nige Befiß der gewöhnlihen Waffen 
aus dem Grunde feiner Strafe unter 
liege, weil im gedachten Paragraphe 
nur das Waffentragen unterfagt ift 
und derlei nicht gleihförmige Aus— 
fprüche einiger Unterbehörden Anlaß zu 
Zweifeln geben könnten, ob der Befik 
der Waffen ftrafbar fei, hat die hohe 
f. 8. vereinte Hofkanzlei mit Beziehung 
auf die mit Decret v. 19. Dec. 1828 
3. 23151, an die Randesftellen von 
Mailand und Venedig erlaffene und 
unterm 23. 3än. 1829 3. 1717 dem 
biefigen k. k. Gubernium mitgetheilte 
Erläuterung, in Folge deren das Ge- 
fe zwifchen dem alleinigen Befike der 
Tragung oder dem Gebraude der Waf- 
fen feinen Unterfhied macht, mit ho— 
hem Decrete vom 26. Febr. 1.9. 3. 
2326 anzuordnen gerubt, es folle zur 
allgemeinen Kenntniß kundgemacht 
werden, daß nicht nur allein das Waf— 
fentragen, fondern au ſchon der Be- 
fig der gewöhnlichen Feuergewehre dem 
vom $. 9 des Waffen PBatentes vorge 
fpriebenen Arrefte von 1—6 Mona» 
ten und der allfälligen Confiscation 
der Waffe unterliege, welches Hiermit 
zur genaueften Nachachtung kundgege— 
ben wird. (Hflzl. Deer. vom 23. Jän. 
1829 3. 1717, an das tirol. Gub., 
Vdg. des legteren v. 13. März 1831. 
Prov. ©. ©. für Tirol vom 3. 1831. 
Lug. 1. Thl. ©. 526 u. 527.) 

— — neu erfundene. Zur Befeiti- 
gung der Gefahr bei neu erfundenen 
Schießgewehren oder fonftigen An- 

Zaleidty, Handb. db. Pol. ef. IN. 


Gewehre oder Waffen von neuer 
Conſtruction zu verfertigen und in 
Handel zu fegen beabfihtigen, vor ih— 
rem Erfheinen im öffentlihen Ber- 
ſchleiße die Anzeige hievon bei der k. k. 
n. d. Randesregierung zu machen, da- 
mit die genaue ämtliche Unterfuchung 
binfihtlih ihrer Zuläffigkeit eingelei- 
tet werden fünne. (N. d. Rage. Eirc. 
v. 20. Dec. 1831. Krop. ©. 57. Br. 
Rr. 154.) 

Waffen. Verjährungderdies- 
fälligen Webertretungen. Ueber 
die Frage: ob und in weldhem Zeit: 
raume die Hebertretungen gegen das in 
Südtirol fundgemadte a. h. Waffen- 
patent vom 18. Jän. 1818 der gefep- 
lihen Verjährung unterliegen, wurden 
mit a. h. Entfhl. vom 14. Jän. 1834 
folgende gefeglihe Beftimmungen ge 
nehmiget: 

1. Nah den in der a. h. Entfihlie- 
Bung vom 16. März; 1833 enthalte: 
nen allgemeinen Beftimmungen (fiehe 
Verjährung) werden die Webertre- 
tungen des Patentes vom 18. Jän, 
1818 wegen der verbotenen Waffen 
in 3 Monaten verjährt. 

2. Bei dem Zufammentreffen folder 
Mebertretungen mit Verbrechen ift das 
dur die Kundmachung des Appella- 
tiond « Gerichte vom 29. Det. 1825 
vorgefchriebene Verfahren dahin abzu— 
ändern, daß zur Unterfuhung folder 
Vebertretungen nicht das Ende der Eris 
minal-Unterfuhung abzuwarten, fon- 
dern fhon während der Criminal» Un: 
terfuhung, infofern ed nad den Um— 
ftänden zuläffig ift, in jedem Falle aber 
nad erfolgter crimineller Aburtheilung 
der zum Berfahren gegen Hebertretuns 
gen des Waffenpatentes beftimmten 
Behörde die Gelegenheit zu verſchaffen 
ift, die Unterfuhung abzuführen, und 
ihren Spruch zu fhöpfen, wornad die 
Strafe, infofern fie Ben 
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ober Förperlihe Strafe ift, erft nad 
Bollendung der Criminalftrafe auszu— 
ftehen fein wird. 

3. Die Berjührungen der Uebertre— 
tungen des Patente vom 18. Jänner 
1818, infofern diefelben niht Thon 
duch die Amtshandlung der zur dies— 
fälligen Procedur beftimmten Behörde 
früher unterbrochen worden wäre, wird 
durch Einleitung der Eriminal-Unter: 
fuhung bis zu dem Zeitpuncte ges 
hemmt, wo der hiezu berufenen Be— 
hörde die Einleitung der Unterfuchung 
möglich wird. (Hfkzl. Decr. v. 22. Jän. 
1834 3. 1648, an das Tiroler Bub. 
Bdg. des Tirol. Gub. vom 28. Seh, 
1834 3. 3690.) 

Waffen. Obgleich die fogenannien 
Stodflinten unter die verdächtigen Ge- 
wehre gehören, von denen die Beſtim— 
mungen des $. 126 des II, Th. St. 
G. ohnehin gelten, fo findet ſich das 
Gubernium darnach durch die in letz— 
terer Zeit gemachten Wahrnehmungen 
bewogen, die Verfertigung und den 
Verkauf dieſer Gattung von Geweh— 
ren hiermit ausdrüdlih und allgemein 
zu verbieten. Gegen die Uebertreter ift 
nach den Beftimmungen des St. G.2. 
II. Thls. das Amt zu pflegen. (Kundm. 
des fteierm. Gub. v. 19. Nov. 1834 
3. 18647. Krop. ©. ©. 60. Band, 
Nr. 184.) 

— — Da fih die Beſorgniß er- 
gibt, daf die neu erfundenen, auf der 
lebten Leipziger Meffe häufig in Ber: 
fehr gebrachten fogenannten Percuf- 
fionsftöde oder Stodflinten 
in die kak. Staaten offen oder heimlich 
eingeführt und dafelbft veräußert, oder 
daß fie im k. k. Gebiete verfertigt wer« 
den Fönnten, fo werden die Geſetze, 
durch welche die Verfertigung fo wie 
der Verkauf und das Tragen von Sti— 
letten, Dolchen, zweiſchneidigen Meſ— 
fern, vorzüglih aber von Degenſtö— 
den, dann von anderen heimlichen und 
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verborgenen Waffen in den f. f. Staa- 
ten, in welche Gategorie verbotener Waf- 
fen die oberwähnten Percuffionsftöde 
oder Stodflinien ungezweifelt gehö- 
ren, vorlängft unterfagt wurden, neuer- 
ih in Erinnerung gebradht und es 
wird den f. k. Kreisämtern die ſtrengſte 
Handhabung diefes Verbotes, deſſen 
Giltigkeit fih auch auf die in Frage 
begriffenen Percuffionsftöde zu erjtre- 
en hat, zur befonderen Pflicht ges 
macht. (Hflzl. Decr. v. 5. Febr. 1836 
3. 2511. Weif. der k.k. oberft. Bol. 
u. Genf. Hofft. vom 26. Febr. 1836; 
fteierm. Gb. Vdg. vom 6. März 1836 
3. 3554; Vdg. des Laib. Gub. vom 
4. Mär; 1836 3. 506; Vdg. des 
böhm. Bub. vom 25. Febr. 1836 3. 
8073. Prov. ©. ©. für Böhmen vom 
3. 1836. Rt. 57.) 

Waffen. Um dem Mißbrauche mit 
Waffen und Munitiondgegenftänden 
wirffam zu fleuern, haben im ganzen 
Umfange des Reiches, mit Ausnahme 
des lombard.-venetianifhen Königrei- 
ches und der gefürfteten Graffchaft Ti- 
rol mit Vorarlberg, in welchen Län: 
dern eigene gefeklihe Beftimmungen 
über diefen Gegenftand theils ſchon 
befteben, theils noch erfolgen werden, 
dann der Militärgrenze vom 1. Jän. 
1853 angefangen, folgende Vorſchrif— 
ten in Wirkſamkeit zu treten: 

I. Abſchnitt. Bon der Erzeus 
gung von Waffen, von Muni- 
tiondgegenfländen und dem Ber 
fehre mit denfelben. 

$. 1. Die Beftimmungen diefes Pa- 
tentes beziehen ſich theils auf ſolche 
Waffen und Munitiondgegenftände, 
rücfihtlih welcher die Erzeugung, der 
Befiß und Gebrauch, wie aud der 


‚Verkehr damit in der Regel verboten 


ift, theils auf foldhe, welche unter den 
nachfolgenden Beſchränkungen erzeugt 
und in Verkehr geſetzt, befeffen und 
gebraucht werden dürfen. 
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8.2. Als verbotene Waffen werden 
erflärt: 

Dolche, Stilette und hohlgeſchliffene 
ftilettartige Meffer, dreifchneidige De- 
gen, Trombone, Xerzerole unter dem 
Maße von 7 Wiener Zollen, mit In- 
begriff des Schaftes und Laufes, Wind: 
bühfen jeder Art, Hand» und Glas. 
granaten, Betarden und Brandrafeten, 
endlich alle verborgenen, zu tüdifchen 
Anfällen geeigneten Waffen, was im- 
mer für einer Art, wie z.B. Stodflin: 
ten, Degenftöde u. dgl. Zu den ver: 
botenen Waffen find auch alle jene 
Merkzeuge zu rechnen, deren urfprüng- 
liche und natürlihe Form abſichtlich 
verändert erfcheint, um damit ſchwerer 
verwunden zu fönnen, fowie im Allge— 
meinen jedes verftedte, zu tüdifchen 
Anfällen geeignete Werkzeug, welches 
feiner Befchaffenheit nah weder zur 
Ausübung einer Kunft oder eines Ge— 
werbes, noch zum häuslichen Gebrauche 
beftimmt ift. 

$. 3. Als verbotene Munition mer: 
den die Schiefbaummwolle und ähnliche 
erplodirende Stoffe erklärt. 

$. 4. Außer den zur Anfertigung 
und zum Verkaufe von Waffen oder 
Munitionsgegenftänden befugten Ge: 
werbe- und Handelsleuten ift in der 
Pegel Niemand berehtiget, Waffen 
oder Munition von was immer für 
einer Art, auch nicht zum eigenen Ges 
brauche zu verfertigen oder gewerbe— 
mäßig zu veräußern. Verbotene Waf: 
fen und Munitionsgegenftände dürfen 
aber felbft ſolche berechtigte Gewerbs— 
und Handelsleute ($. 11) nur dann 
verfertigen und veräußern, wenn fie 
hiezu eine befondere Bewilligung er- 
halten haben. 

$. 5. Diefe Bewilligung ift bei der 
politiſchen Landesbehörde anzuſuchen, 
welche dieſelbe nur ausnahmsweiſe, 
aus rückſichtswütdigen Gründen, nach 
Vernehmung der landesfürſtlichen Si— 
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herheitsbehorde zu ertheilen hat, wos 
bei die Gattung und der Umfang der 
Erzeugung, dann des Verkehrs, genau 
zu beftimmen ift. 

8. 6. Die Erzeugung von erlaub« 
ten und felbft von verbotenen Muni- 
tionsgegenftänden kann ausnahme- 
weife in den chemiſchen Laboratorien 
der öffentlihen Lehranſtalten, jedoch 
auch dort nur in den zu wiſſenſchaftli— 
hen Zweden erforderlichen Quantitä- 
ten Statt finden. Eben fo ift jedem 
zum Tragen eines Feuergewehres Be- 
rechtigten geftattet, fi die Bleiladung 
felbft zu bereiten. 

8. 7. Die zur Erzeugung und zum 
Berfehre mit Waffen oder Munitions— 
gegenfländen berechtigten Gewerbe: 
und Handelslente dürfen diefe Ge— 
fhäfte nur in ihren Werkftätten und 
Verſchleiß-Localitäten betreiben. Sie 
werden demnach durch jede, außer die: 
fen Drten oder fonft heimlich betrie- 
bene Erzeugung oder Beräuferung von 
Waffen oder Munitiondgegenftänden, 
wie auch duch jede Berheimlichung 
ihrer derartigen Borräthe, welche ge 
genüber der fie zur Angabe derfelben 
auffordernden Behörde Statt findet, 
ftraffällig. 

1. Abſchnitt. Bon dem Beſitze 
von Waffen und Munitiondge- 
genſtänden. 

8. 8. Der Beſitz verbotener Waffen 
oder Munition iſt in der Regel nur 
Demjenigen geſtattet, welcher eine be— 
ſondere ſchriftliche Bewilligung dazu 
erhalten hat. 

8. 9. Die Bewilligung zum Befige 
einer verbotenen Waffe oder Mumition 
ift unter Nahmeifung rückſichtswürdi— 
ger Gründe, aus welchen die verbo- 
tene Waffe oder Munition benöthigt 
wird, bei der politifchen Landesbehörde 
anzufuchen. Die angefuhte Bewilli— 
gung ift, wenn fein Anftand dagegen 
obwaltet, nad — der lan⸗ 
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desfürfliben Sicherheits « Behörde 
fhriftlich zu ertheilen, und bderfelben, 
wenn es verlangt wird, noch eine be- 
fondere Bewilligung zum Ankaufe für 
den betreffenden Gewerbsmann beizu- 
fügen. 

8. 10. Inäbefondere kann eine der- 
lei Bewilligung an befugte Waffen- 
händler zum Kaufe und Berfaufe und 
an einzelne Perſonen zum Befibe, auch 
dann ertheilt werden, wenn es fih um 
alte oder außer Gebrauch ftehende ver- 
botene Waffen handelt, welche nur 
einen biftorifchen oder Runftwerth oder 
einen Werth der befonderen Vorliebe 
haben. 

8.11. Die an Gewerbd- und Han- 
delsleute ertheilte Bewilligung, verbo- 
tene Waffen und Munition verfertigen 
oder veräußern zu dürfen, ſchließt auch 
die Bewilligung in fi, ſolche Gegen- 
ftände zu befigen, gleihwie durd die 
den chemiſchen Laboratorien und öf— 
fentlihen Lehranftalten ertheilte Be- 
fugniß, der rechtmäßige Befik der dort 
erwähnten Munitionsgegenftände ge 
währt ift. Ebenfo bedürfen Diejeni- 
gen, welche zur Ausübung eines Ge- 
werbes oder Gefchäftes berechtigt find, 
wobei fie folder Werkzeuge, welche die 
BDefhaffenheit verbotener Waffen ha— 
ben oder verbotene Munition benöthi« 
gen, zum Befike dieſer Gegenftände 
feiner befonderen Bewilligung. Diefel- 
ben find jedoch ſtets nur in den biezu 
beftinmmten Gewerböräumen zu verwah— 
ren. Der Befig der in Rede flebenden 
Waffen und Munition darf jedoh nur 
in einer folden Anzahl und Menge 
geftattet werden oder Statt finden, 
welche den Berhältnifien des Beſitzers 
angemeffen ift und jeden gegründeten 
Verdacht eines Mißbrauches ausſchließt. 
Die mit der Bewilligung zum Verkaufe 
verbotener Waffen und Munition ver— 
ſehenen Gewerbd- und Handelsleute 
haben über dieſen Verkauf ein Bor- 
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merkbuch zu führen, in weldhem bie 
Perfonen, an melde, der Zeitpunct, 
wann folbe Waffen und Munition 
verfauft wurden, dann die Erlaubniß, 
gegen deren Borzeigung der Verkauf 
nur Statt finden darf, genau zu ver- 
zeichnen find. j 

8. 12. Der Befib anderer als der 
im $. 2 als verboten bezeichneten Waf- 
fen und Munitiondgegenftände ift zwar 
Berfonen, denen derfelbe nit vom 
Befepe oder von der Behörde ausdrüd: 
lich unterfagt ift, geftattet, jedoch darf 
auch erlaubte Waffen und Munitions- 
gegenftände Niemand in einer unver« 
bältnigmäßigen, gegründeten Verdacht 
eines Mißbrauches erregenden Menge 
befißen. Wer eine feinen perfönlichen 
Bedarf überfhreitende Menge folder 
Waffen und Munitiondgegenftände bes 
figt, bat hierüber der politifhen Lan— 
desftelle die Anzeige zu erftatten, von 
welcher das Geeignete diesfalle zu ver« 
anlaffen fein wird. Der Beſitz von Mi- 
litärmunition ift nur denjenigen ge 
flattet, welche entweder ihr Dienft da- 
zu bereiptiget, oder welche eine aud- 
nahmsweiſe befondere Ermädtigung 
zum Befiße folder Munitionsgegen- 
ftände erhalten haben. 

8. 13. Gewerbs- und Handele- 
leute machen ſich noch insbefondere 
einer ſtrafbaren Handlung ſchuldig: 

a) wenn fie verbotene Waffen oder 
Munition an Jemanden, ohne von ihm 
beigebrachte Ankaufsbewilligung, welche 
fie aufzubewahren haben ($. 9) ver: 
äußern; 

b) wenn fie über derlei verbotene 
Begenftände, die ihnen, ohne ausge: 
wiefene Bewilligung zu ſolchem Be: 
fipe, zut Beräußerung, Verſendung 
oder zu was immer für einem fonftigen 
Zwecke überbradht oder zugefendet wer- 
den, nicht fogleih an die Orts-Sicher- 
heitsbehörde die Anzeige erftatten und 
die verbotenen Waffen und Munitiond» 
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gegenftände, wenn es thunlich iſt, bis 
zur erfolgten weiteren Verfügung zus 
rückbehalten. 

II. Abſchnitt. Dom Waffen 
tragen. ö 

8. 14. Das Befugniß oder die Be- 
willigung, Waffen zu befißen, ſchließt 
dad Befugniß und die Bewilligung, 
Waffen zu tragen, nicht in fi. 

Rüdfihtli des kak. Militärd wird 
das Befugnig, Waffen zu befißen und 
zu tragen, durch die Militär-Borfchrifs 
ten beftimmt. Für andere Berfonen ift 
zum Waffentragen in der Regel eine 
befondere Bewilligung erforderlidh. 

$. 15. Ausnahmsweife find zum 
Waffentragen ohne Einholung einer 
befonderen Bewilligung befugt: 

a) alle Diejenigen, welche vermöge 
ihres Dienftes oder Characterd das 
Recht oder die Pfliht haben, Waffen 
zu tragen, jedo& nur jene Waffen, 
welde zur vorfchriftmäßigen Ausrü- 
fung oder zur Amtsfleidung gehören; 

b) Diejenigen, deren Gewerbd = oder 
Seihäftsbetrieb den Gebrauch der Waf- 
fen oder ihmen gleich gehaltenen Werk— 
jeuge auch außer dem Haufe nöthig 
macht, jedoch nur mährend der Zeit des 
wirflihen Gewerbs- oder Gefhäfts- 
betriebes; 

ce) diejenigen Eivilperfonen, bei wel- 
hen in einzelnen Kronländern Waffen, 
nad dem bisher beftehenden Herfom- 
men, ein Zugehör der dafelbft üblichen 
Landestracht bilden, infoferne ihnen 
dieſes Befugniß nicht in einzelnen Fäl- 
len entzogen wird, und nur bezüglich 
der zurfondestracht gehörigen Waffen; 

d) die Privatdienerfchaft, zu deren 
Uniform oder Livree Waffen üblich find, 
infoferne den einzelnen Individuen 
das Befugniß, Waffen zu tragen, nicht 
entzogen wird, und nur als Zugehör 
der Uniform oder Livree; 

e) ausländifhe Reifende, welche zur 
Uniform oder Landestracht Waffen tra 
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gen, fowie ihre Diener, in Bezug auf 
die Rivree unter den obigen Beihrän« 
kungen a), e) und d); endlid 

N) die Schüben eines ordentlich or- 
ganifirten, mit Bewilligung der Bes 
börden beftehenden Schießftandes, in 
foferne nicht Einzelnen das Waffen: 
recht entzogen wird, beim Befuche des 
Schießſtandes. 

8. 16. Wer das Befugniß beſitzt, 
Waffen zu tragen, iſt auch berechtigt, 
feine Waffen und feine Munitioné«— 
gegenflände durh feine Dienerfchaft 
an beftimmte Orte bringen zu laffen, 

8. 17. Jedermann, welcher nicht 
einen der in den 88. 15 und 16 an- 
geführten Ausnahmefälle für fih gel- 
tend machen kann, erhält das Befug- 
niß, Waffen zu tragen, nur mittelft der 
Ertheilung eines Waffenpaſſes, welcher 
nur an unbedenklihe Perfonen audge- 
fertigt werden darf. 

8. 18. Die Erfolgung eines Waffen- 
paffes ift bei den Behörden, welche hie- 
zu in jedem Kronlande nachträglich 
werden bezeichnet werden, anzufuchen. 

8. 19. Die Waffenpäffe find nad 
einem vorzufchreibenden Formulare 
audzufertigen. Sie gelten nur für jene 
Waffenſtücke, jene Perfonen, jenen 
Zweck und jene Zeit, auf weldhe fie 
lauten und müffen nah Ablauf der 


letzteren wieder erneuert werden. Die 


Waffenpäffe dienen zur Legitimation 
auch außerhalb jened Berwaltungs- 
Bezirkes, für melden fie ausgeftellt 
wurden. Weberträgt aber der Waffen» 
befißer mit einem noch giltigen Waffen- 
paffe feinen Wohnfig in einen andern 
Berwaltungs-Bezirk, fo hat er binnen 
6 Wochen nah dir flatigefundenen 
Ueberfiedlung den Waffenpaß von der 
zur Ausfertigung des Waffenpafles 
competenten Behörde des neuen Bes 
zirkes bei fonftiger Ungiltigkeit vidiren 
zu laffen. 

8. 20. Die BWaffenpäffe find auf 
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3 Jahre, oder auch zu beftimmten Zwe— 
den (z.B. auf Reifen) für fürzere Zeit 
auszuſtellen. 

S. 21. Für den Waffenpaß wird 
außer der Stempelgebühr von 30 Fr. 
feine andere Gebühr entrichtet. 

8. 22. Wenn ein Waffenpaß in 
Berluft geräth, fo kann die Partei um 
Ausfertigung eined Duplicates ein- 
ſchreiten. 

$. 23. Ausländiſchen Reiſenden, 
welche mit geſetzmäßigen Geleitsurfun- 
den verjehen find, iſt geftattet, die zu 
ihrem perfönlihen Schuhe vrforder- 
lihen, oder auch die zu ihrer Uniform, 
Landestracht oder zur Livree ihrer Die- 
nerſchaft gehörigen Waffen, nebft dazu 
beftimmter Munition mit fi zu füh— 
ver, welche aber, in foferne fie nicht 
ohnehin ſchon auf der Geleitsurkunde 
angemerkt ericheinen, auf eben dieſer 
bei dem Eintritte des Reifenden in die 
öflerr. Grenze, von der E. f. Sicher: 
heitsbehörde erfichtlich zu machen find. 

$. 24. Wer zum Waffentragen eines 
Waffenpaſſes bedarf, bat denfelben, 
wenn er Waffen trägt, bei ſich zu füh— 
ren, um fich erforderlichen Falles da— 
mit ausweifen zu können. 


$. 25. Wird Jemand bei geſetzwi— 


drigem Waffentragen betreten, oder be: 
fipt er zwar einen Waffenpaß, vermag 
er aber denjelben nicht vorzuweiſen, fo 
ift ihm in einem und dem anderen 
Falle die Waffe fogleih abzunehmen 
und er zu deren unmeigerlihen Ab» 
gabe verpflichtet. 

8. 26. Die Ueberlaffung des Waf- 
fenpafjes an einen Anderen ift verbo- 
ten. 

$. 27. Wer einen fremden Waffen: 
paß an fih bringt, oder ſich deſſen 
fälſchlich bedient, macht ſich, in foferne 
hierin nicht ein Mittel zur Verübung 
einer ſchwerer bedrohten ſtrafbaren 
Handlung liegt, einer Verlegung die— 
ſes Geſetzes fhuldig. 
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mungen. 

8. 28. Wer ſich bei Uebertretung 
dieſes Geſetzes einer der in den 88. 
335. 336 lit. ſ), 372, 431 und 445 
des allgemeinen Strafgefeßes bezeich— 
neten ftrafbaren Handlung fhuldig 
madt, ift nad den Beftimmungen des 
(eßteren zu behandeln. 

$. 29. Jede unbefugte Verfertigung 
von, wenn auch nicht verbotenen oder 
durch ihre Beihaffenheit verdächtigen 
Waffen, fo wie von Munitiondgegen- 
ſtänden, ift mit Urreft von 1—14 Ta— 
gen, jeder unbefugte Handel mit Waf- 
fen und Munitionsgegenftänden aber, 
worunter auch die Commiſſions- und 
Speditiond-Gefhäfte mit denjelben bes 
griffen find, mit Arreft von 3 Tagen 
bis zu Einem Monate, nebit dem Der: 
falle der vorgefundenen Gegenftände 
zu beftrafen. 

8. 30. Wer Waffen oder Munition 
unbefugter Weife in einer unverhält- 
nigmößigen, gegründeten Berdadt ei— 
nes Mißbrauches erregenden Menge 
erzeugt, beftellt, bezieht oder veräu- 
Bert, ift, infoferne er fich Hierdurch nicht 
einer ſchwerer verpönten ftrafbaren 
Handlung ſchuldig macht, nebft dem 
Verfalle der vorgefundenen Gegen: 
fände mit Arreft von 3 Monaten bis 
zu Einem Jahre zu beftrafen, 

$. 31. Bei der unbefugten Erzcu- 
gung von Pulver oder bei dem unke- 
fugten PVerfehre damit ift außer den 
obigen Strafen aud noch, fofern eine 
Gefälld-Uebertretung verübt oder ver: 
fuht wurde, wegen der legteren auf 
diejenigen Strafen von der competen: 
ten Behörde zu erkennen, welde in 
den hierüber beftehenden Vorſchriften 
insbejondere verhängt find. 

$. 32. Der unbefugte Befiß von 
Waffen und Munitionsgegenftänden ift 
mit einer Geldftrafe von 10 — 100 fi. 
oder mit Arreſt von 3 Tagen bis zu 
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Einem Monate, nebft dem Berfalle der 
vorgefundenen Waffen und Munition 
zu beftrafen. Bei eintretenden erfchwe- 
renden Umftänden fann auf eine Geld» 
ftrafe bis 500 fl, oder auf Arreft big 
zu 3 Monaten erfannt werden. 

8. 33. Wenn Jemand zwar erlaubte 
Waffen und Munitionsgegenftände, 
aber in einer unverhältnißmäßigen, 
gegründeten Verdacht eines Mißbrau— 
ches erregenden Menge befikt, ohne 
die Anordnung des $. 12 beobachtet 
zu haben, fo ift derfelbe, in fo ferne 
biebei nit eine ſchwerer verpönte 
ftrafbare Handlung eintritt, nebft 
dem Berfalle der vorgefundenen Ge 
genftände mit Arreft von drei Mo- 
naten bis zu Ginem Jahre zu be— 
ftrafen. 

8. 34. Wenn Gewerbs- oder Han: 
delsleute die in den 88. 7, 11 u. 13 
bezeichneten Webertretungen begeben, 
fo find fie nah den, in den 88. 283— 
33 enthaltenen Beftimmungen zu be 
ftrafen. Bei befonders erheblichen Er» 
fhwerungs-Umftänden kann denfelben 
auch ihr Gewerbs⸗ und Handelabefug- 
niß entzogen werden. 

8. 35. Gewerbs⸗ und Handels— 
leute, die das im 8. 11 vorgeſchrie— 
bene Vormerkbuch zu führen unterlaſ— 
fen, find das erfte Mal mit einer Geld- 
ftrafe von 10—50 fl., das zweite Mal 
bis 100 fl. zu belegen. Bei fernerer 
Wiederholung ift der Berluft des Ge- 
werbes zu verhängen. 

8. 36. Wer unbefugt und ohne er- 
wiefene Nothwendigkeit zur Abwendung 
einer drohenden Gefahr Waffen trägt, 
wird, nebft dem Berfalle der unbefugt 
getragenen Waffe, mil einer Strafe von 
5—15 fl. oder Arreft von Einem bis 
zu 3 Tagen belegt. 

8. 37. Treten aber dabei ($. 36) 
erfhwerende Umftände ein, fo ift die 
Strafe mit 10—300 fl. oder mit Ar- 
seh von 3 Tagen bis zu 3 Monaten 
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auszufprechen. Als ein folcher erſchwe⸗ 
vender Umstand ift in&befondere die 
Ueberlaffung des Waffenpaſſes an 
einen Anderen, oder die Anwendung 
eined für eine andere Perfon audger 
ftellten Waffenpaffes zu behandeln. 

8. 38. Infoweit die Ueberlaffung 
eines Waffenpaſſes an einen Anderen 


nit als ein erfchwerender Umftand 


bei der Beftrafung des unbefugten 
Waffentragens zu behandeln ift, fol 
diefe Ueberlaffung fowohl an demjeni- 
gen, der feinen Waffenpaß an einen 
Andern überlaffen hat, ald au an je- 
nem, der folden an fich gebracht hat, 
mit einer Strafe von 10—100 fl. ge 
ahndet werden. 

8. 39. Fällt Jemandem nichts wei- 
ter zur Laſt, als daß er fich gegen die 
Borfhrift des 8. 24 mit dem erforder- 
lichen Waffenpaffe bei feiner Betretung 
nicht auszuweiſen vermochte, fo ift ihm, 
wenn er diefen nachträglich beibringt 
oder im Kalle des Verluftes darzutbun 
vermag, daß er einen noch in Wirk: 
famteit ftebenden Waffenpaß befeflen 
habe, die abgenommene Waffe ($. 25) 
gegen Erlag eines, von der für die Aufs 
rechthaltung der öffentlichen Sicher: 
heit beftellten Behörde ohne Zulaffung 
einer Berufung auszufprechenden Straf- 
betrages von 1—5 fl. wieder zurüd- 
zuftellen. Diefe Strafe findet jedoch 
in einem erwiefenen Rotbfalle ($. 36) 
feine Anwendung. 

8. 40. In den Fällen, in denen ed 
ſich lediglih um die Anwendung der 
88. 36 u. 39 des gegenwärtigen Ger 
fees, rückſichtlich des Waffentragend 
handelt, und in denen weder erſchwe⸗ 
rende Umftände eintreten, noch die 
Außerachtlaſſung der Vorſchriften über 
das Maffentragen mit einer anderen, 
den Gerichten zur Entſcheidung zuger 
wiefenen ftrafbaren Handlung im Zus 
fommenbange ſteht, haben die politi— 
ſchen Bezirköbehörden das Berfahren 
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zu pflegen und die gefeklihe Strafe 
zu verhängen. In allen andern Fällen 
fiebt das Verfahren und das Straf- 
erfenntniß über die, dem gegenwärti- 
gen Batente zumiderlaufenden Hanlun- 
gen oder Unterlaffungen, den zur An- 
wendung des allgemeinen Strafgefeßes 
beftellten Gerichtöbehörden zu. 


V. Abſchnitt. Allgemeine Be 
ffimmungen. 

$. 41. Jedem, der wegen einer 
Uebertretung gegen dieſes Patent ftraf- 
fällig wird, kann das Befugniß zum 
Befige oder zum Tragen von Waffen 
entzugen werden. 

$. 42. Wenn die öffentlihe Sicher: 
beit es fordert, fo fönnen über Anord- 
nung des Statthalterd die in Anwen- 
dung Diefes Patentes zugeftandenen 
Befugniffe zum Befige oder zum Tra- 
gen von Waffen zeitweilig, örtlich oder 
auh in Bezug auf einzelne Indivi— 
duen, nah Maßgabe der erfannten 
Nothwendigkeit, Beſchränkungen un— 
terworfen oder ganz eingeſtellt werden. 

$. 43. Wenn eine zu verhängende 
Beldftrafe den Bermögend-Umftänden 
oder dem Nahrungsbetriebe des zu 
Berurtbeilenden, oder feiner Familie 
zum empfindlihen Abbruche gereichen 
würde, fo ift fie in eine verhältniß- 
mäßige Arrefiftrafe in der Art umzu- 
wandeln, daß: für je 5 fl. auf Einen 
Tag erkannt wird. 

$. 44. Die in diefem Patente ver- 
hängten Geldftrafen find zum Beften 
der Armen an dad Armen-Inftitut des 
Ortes, wo die Uebertretung begangen 
wurde, abzuführen. 

8. 45. Wenn Jemand wegen des 
Beſitzes oder des Tragens verbotener 
Waffen oder Munitionsgegenftände zur 
Berantwortung gezogen wird, hat die 
Behörde ftets zu erheben, woher diefe 
Gegenftände fommen, um nah Um— 
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ftänden auch deren Erzeuger und Ber- 
breiter zur Strafe ziehen zu fönnen. 

8. 46. Für verfallen erfannte Waf- 
fen find, wenn fie nicht zu militäri- 
fhen Zweden oder für öffentlihe Waf- 
fenfammlungen verwendet werden fün- 
nen, entweder als foldye, oder im falle 
fie fhon unbraudbar find, oder wegen 
ihrer Gefährlichkeit unbraudbar ge: 
macht werden müſſen, als Brucheifen 
und anderweitiges Materiale zu ver- 
äußern. Eben fo find verfallene Mu— 
nitiondgegenflände, wenn fie nicht zu 
Kriegszwecken verwendet werden fön- 
nen oder vertilgt werden müflen, zu 
veräußern, und der in einem und dem 
anderen Falle erzielte Erlös ift gleich 
den Geldftrafen ($. 44) zu verwenden, 


8. 47. Der Berfall der Waffen und 
Munitionsgegenftände fann nur aus 
fehr rüdfihtswürdigen Gründen in 
eine Geldftrafe verwandelt werden, wie 
z. B., wenn der Schuldige derlei Ge— 
genftände dringend zu feinem Schutze 
oder Geſchäfte benöthiget, und fi 
nicht leiht andere zu verfhaffen im 
Stande ift, oder wenn fi die verfal- 
lenen Gegenftände nicht mehr vorfin- 
den. — Die Geldftrafe ift im derlei 
Fällen mit billiger Berüdfihtigung 
des Werthes der verfallenen Gegen- 
fände von 2 fl. bis 500 fl. C. M. zu 
bemeffen. 

$. 48. Die Siderheitäbehörden, 
die Gened’armerie und überhaupt alle 
zur Aufrechthaltung der öffentlichen 
Sicherheit beftellten Organe, fowohl 
in den Städten als auf dem flachen 
Lande, find indbefondere verpflichtet, 
die genaue Befolgung diefer Beſtim— 
mungen zu überwaden, und die ihnen 
befannt werdenden ftrafbaren Hands» 
lungen der competenten Behörde ans 
zuzeigen. 

8. 49. Der Statthalter wird im je⸗ 
dem Kronlande einen angemefjenen 
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Zeitraum feftfeßen, innerhalb deſſen 
Jedermann in Bezug auf die in diefem 
Patente getroffenen Anordnungen fi 
zu benehmen hat. (Kaif. Patent vom 
24. Oct. 1852, wirkſam für alle Kron- 
länder, mit Ausnahme von Tirol, des 
lomb. venet. Königreiches und der Mi- 
litärgrenze. R. ©. B. Rr. 223.) 

Waffen. Bon den Minifterien des 
Innern und der Juftiz, im Einverneh- 
men mit der oberften PBolizei-Behörde, 
wird wegen Handhabung des a. 6. 
Batentes vom 24. Det. 1852 über die 
Erzeugung, den Verkehr und den Be- 
fit von Waffen und Munitionsgegen- 
ftänden die beiliegende Vorſchrift er: 
laffen. (Bdg. v. 29. Jan. 1853.) 

Borfhrift wegen Handha— 
bung des a. bh. Patentes vom 
24. Dct. 1852 über die Erzem 
gung. den Berfehr und den Be- 
fig von Baffen und Runitiond: 
gegenftänden. 

8. 1. Die Waffenpäffe ($. 17 des 
Waffengefekes) find nad dem beilie- 
genden Mufter auszufertigen, und find 
in den verfhiedenen Kronländern in 
jenen Landesſprachen abzufaffen, in de 
nen die Reife » Urkunden andgeftellt 
werden. 

8. 2. Gewerbs- und Handelsleute, 
welhe Waffenvorräthe oder Munition 
zum Behufe ihres Gewerbsbetriebes in 
Aufbewahrung haben ($$. 7 und 11 
des Waffengefehes) Haben der Polizei- 
oder fonftigen landesfürftlihen Si— 
herheitsbehörde des Ortes eine ge 
naue Beihreibung und Bezeichnung 
ihrer fämmtlihen Gewerbe - Localitä- 
ten zu überreihen. Die Behörde ift zu 
jeder Zeit berechtiget, daſelbſt Rachſchau 
zu pflegen, und ſich von der Menge 
und der Beſchaffenheit der daſelbſt auf⸗ 
bewahrten Waffen oder Munition die 
Ueberzeugung zu verſchaffen. 

8. 3. Die von den politiſchen Be— 
hörden erlaffenen Verfügungen, wo- 
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mit beftimmte Perfonen oder Gemein, 
den wegen Jagdfrevel oder anderem 
Mißbrauche entwaffnet wurden, blei- 
ben aud mit dem Imslebentreten des 
a. h. Waffenpatentes in folange im 
Kraft, als fie von der Behörde nicht 
ausdrüdlih zurüdgenommen werden. 

Solche Perfonen find daher im 
Sinne des $. 12 des Waffengeſetzes 
von dem Rechte des Waffenbefikes 
fortan ausgefchloffen. 


8.4. Zur Ausftellung der Waffen: 
päffe find bis zur definitiven Organi— 
firung der Kreisbehörden die Bezirks— 
bauptmannfchaften ermächtiget. 

8. 5. Die gefeplihen Beftimmun- 
gen über das Waffentragen finden ihre 
volle Anwendung auf den Transport 
von Waffen von einem Drte an den 
andern. 


8. 6. Ale Waffenfendungen im 
Staatögebiete haben demnah von 
einem ordnungsmäßigen Waffenpaffe 
begleitet zu fein, und es follen ohne 
einen folhen Waffenpaß, Waffen oder 
Munition von feinem Waarenführer 
oder Transport- Anftalt zur Berfradh- 
tung übernommen werden. 


$. 7. Zur Erleichterung der Ge» 
werbetreibenden wird jedoch eine Aus- 
nahme von der im vorhergehenden Pa⸗ 
ragraphe enthaltenen Anordnung das 
hin geftattet, daß geringere Waffen- 
mengen, und zwar nicht über 6 Stüde 
jeder Gattung auch ohne die Beglei- 
tung eines Waffenpaffes verfendet wers 
den dürfen. Diefe Erleichterung bezieht 
ſich jedoch nicht auf Waffenfendungen, 
die im Gebietstheile, wo noch der Ber 
lagerungsftand beſteht, bewerfitelliget 
werden. In diefem Falle muß jede, 
auch nur aus einzelnen Stüden bes 
ftehende Waffenfendung von einem 
MWaffenpaffe begleitet fein und es ift 
diefer Waffenpaß bei der innerhalb des 
Belagerungsrayons hiezu competenten 
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Behörde des Beflimmungsortes der 
Sendung anzufudhen. 

$. 8. Die zum Behufe der Berfen- 
dung ausgeftellten Waffenpäffe follen 
diefen Zweck und den Beftimmungsort 
der Waffen ausdrüclich bezeichnen, und 
auf einen der mutbmaßlihen Dauer 
des Transported entſprechenden Zeit 
raum ausgeftellt werden. ($. 20 des 
Waffengeſetzes.) 

8. 9. Erfolgt die Ertheilung des 
Waffenpaffes zum Behufe der Berfen- 
dung in das Ausland, fo fol der Waf- 


Beilage zum &. 1. 
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fenpaß von dem Austritts « Grenzjoll- 
amte eingezogen, und mit der Beftäti- 
gung über den volljogenen Austritt an 
die politifhe Behörde, von der er aus— 
gefertigt wurde, zurüdigefendet werden. 

8. 10. Als ein im $. 36 des Waf— 
fengefeges vorgejehener Nothfall if 
namentlich anzuſehen, wenn von Seite 
der politifhen Behörde zur Erlegung 
reipender Thiere Treibjagden oder fonft 
aus Sicherheitsrückſichten Streifungen 
oder Patrouillen unter Mitwirkung 
von Privatperfonen angeordnet werden. 


“ 


Baffenpaß. 


Bon St. }. f. apoftol. Majeftät. 


Kreisamt: 
wird dem 
wohnhaft zu 


die Bewilligung zum Waffentragen, und zwar: 


für den Zeitraum 
hiermit ertheilt. 
Datum. 


Audzug aus dem a. h. Patente 
vom 24. Det. 1852. 


Dieſer Waffenpaß gilt nur für jene 
Waffenſtücke, jene Perſon, jenen Zwed 
und jene Zeit, auf welde er lautet, 
und muß vor Ablauf derfelben wieder 
erneuert werden. Der Waffenpaß gilt 
zwar auch zurfegitimation auch außer: 
halb des Bezirkes, für welchen er aus— 
geftellt ift, überträgt aber der Waffen- 
befißer noch während der Giltigfeite- 
dauer diefed Paſſes feinen Wohnfig in 
einen anderen Berwaltungsbezirkt, fo 
ift der Waffenpaß bei fonftiger Ungil- 
tigkeit deafelben, bei der dafelbft com- 


Unterfchrift des Kreisvorſtehers. 


petenten Behörde binnen 6 Wochen 
zur Vidirung beizubringen. 

Kür den Waffenpaf wird außer der 
Stempelgebühr von 30 fr. keine ans 
dere Gebühr entrichtet. Geräth diefer 
Pag in Verluft, fo fann um ein Du— 
plicat desfelben eingefchritten werden, 
Der Inhaber dieſes Waffenpaffes hat 
denfelben, fo oft er Waffen trägt, ſtets 
bei fi zu führen, widrigens ihm im 
Betretungsfalle die Waffen fogleich ab- 
zunehmen, und er zu deren unweiger- 
lihen Abgabe verpflichtet if. — Die 
Ueberlaffung des Waffenpaffes an einen 
Anderen ift verbeten und wird fowohl 
an dem, der den Waffenpaß abtritt, ald 
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aud an dem, der ſich deſſen bedient, 
ala eine Patents-Uebertretung beftraft. 
(R. ©. B. Nr. 16.) 

Waffen. Ueber den Befik und das 
Tragen von Privatwaffen bei Mi- 
litärperfonen wird ale Norm feft- 
geftellt: 

1. Militär- Individuen find zu Folge 
des kaiſ. Waffenpatentes vom 24. Dct. 
1852 hinſichtlich des Befikes und des 
Tragens von Privatwaffen feiner Bes 
fhränfung unterworfen. 

2. Die penflonirten und mit Cha: 
racter quittirten Offiziere bedürfen, 
wenn fie nit in Uniform erfcheinen, 
zum Tragen von Privatwaffen eine 
Legitimation über ihre Eigenſchaft ale 
Dffiziere, welche ihnen von den Platz— 
commanden in der Form von Waffen- 
paflen auszufertigen find. 

3. Bei Daffenfendungen an ein: 
zelne Militärperfonen ift zur Siche— 
rung des Transportes in jenen Fällen, 
wo ſolche die Zahl Sechs jeder Gat- 
tung Waffen nicht überfchreiten, eine 
befondere Bewilligung nidht erforder: 
lih, fondern es fann bie zu diefer 
feftgejeßten Begrenjung jede Waffe frei 
bezogen und verfendet werten. Ueber« 
fteigt jedoh der Zrandport an eine 
Militärperfon, in feinen einzelnen 
Boaffengattungen, aus denen er be 
fteht, die beftimmte Zahl Sehe, fo 
ift zur Dedung desſelben eine militär- 
behördliche Bewilligung oder Beftäti- 
gung in Form eines Gertificates als 
Geleitſchein beizubringen, unberückſich— 
tigt, ob der Verſender eine Militär— 
oder Civilperſon iſt. Ohne einen ſol— 
chen Geleitſchein dürfen die verſchie— 
denen Aufgabsämter, Speditiond- und 
Frachtanſtalten feinen der genannten 
Waffentransporte zur Berfenduüng an— 
nehmen oder weiter befördern. Diefen 
Gertificaten, zu deren Ertheilung die 
felbfiftändigen Truppen» und Stationd« 
Commanden ermädhtiget werden, muß 
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ſtets das Dienftfiegel beigedrudt wer 
den. Jeder zur Ausfertigung diefer 
Certificate berufene Commandant bat 
dafür zu jorgen, daß er über den er: 
laubten Zwed des geftatteten oder bes 
ftätigten Waffentransportes in voller 
Gewißheit fei. Die in dienftlicher Weife 
über die erlaubte Inhaltsmenge abge: 
henden Waffentransporte find gleich— 
falle von der Behörde, welche die Auf 
gabe bewerkftelliget, mit Gertificaten 
als Geleitfcpeine zu verfehen. Die pen» 
fionirten und mit Character quittirten 
Dffigiere bewerben fi in dem vorge 
zeichneten Fällen bei den nächften Platz- 
oder Stationd » Commanden um die 
etwa benöthigenden Certificate zu Waf⸗ 
fentransporten. (Vdg. des Kr. Min. v. 
2. Apr. 1853. R. ©. B. Nr. 63.) 
Waffen. Der Herr Minifter des 
Innern bat im Nachhange zu der be: 
züglih des a. h. Waffenpatentes er- 
laffenen Bollzugsverordnung vom 30. 
Yan. 1853 3. 382 im Einvernehmen 
mit der hoben f. k. oberften Polizei« 
Behörde unterm 15. April d. 3. 8. 
1982 eröffnet, daß Kapfeln (Zünd- 
hütchen) zu den Munitiondgegenftän- 
den gehören, und daß demnach die Be 
flimmungen des a. b. Waffenpatentes 
vom 24. Dct. 1852, fo wie die, in 
der erwähnten Vollzugsvorſchrift ent- 
baltenen Beftimmungen in Betreff der 
Erzeugung des Berfchleißes, Verkau—⸗ 
fes und Befiges von erlaubten Munis 
tiondgegenftänden auch auf diefen Ars 
tifel Anwendung finden. (Bda. der 
n. ö. Statth. vom 27. Apr. 1853 3. 
14525, n. ö. L. R. B. II. Abtheil. 
Nr. 127.) 

— — Den privatgewerfihaftlichen 
Montan-Beamten ift dad Tragen der 
Seitenwaffe dort, wo diefe legtere nad) 
althergebradhter Gepflogenheit als ein 
Zugebör des Bergfleides betrachtet 
wird, mit der Beſchränkung geftattet, 
diefelbe nur bei folden Anläffen, we 
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fie, wie bei feierliden Gelegenheiten 
in ihrer vollen Berufsfleidung erfcheis 
nen, tragen zu dürfen. (Erl. des Min. 
des Innern vom 26. Sept. 1853 3. 
4927. Erl. der oberft. Pol. Beh. v. 
28. Sept. 1853 3. 13230/1048. Bdg. 
der n. ö. Statth. vom 13. Det. 1853 
3. 37724.) 

Waffen. Der Umgehung des $. 12 
des Waffenpatentes entgegen zu wir- 
fen und in diefer Beziehung ſowohl 
die Erzeuger und Berfäufer von Waf— 
fen und Munition als aud die Privat» 
perfonen einer forgfältigen Ueberwa— 
hung, nad Maßgabe der Umftände, zu 
unterziehen — wird anbeimgeftellt, 
zur Erleichterung der Gontrolle ($. 7 
des Waffenpatentes und $. 2 der Voll- 
zugsvorfärift), bei den Waffen» und 
Munitionserzeugern und Berfäufern 
im dortigen Amtögebiete die Führung 
befonderer Auffhreibungen über die 
verkauften Artikel einzuleiten in ähn- 
licher Weife, wie diefes in Betreff des 
Verkehrs mit Salpeter bereit vorge 
zeichnet worden ift. (Vdg. der n. ö. 
Statth. v. 25. Det. 1853 3. 37722.) 

— — Dem !. f. Berfagamte 
wird bedeutet, daß es feinem Anftande 
unterliegt, die verfegten erlaubten 
Waffen den Parteien zurüczuftellen 
und derlei Waffen aud in der Folge 
ala Pfänder anzunehmen. Die in dem 
Waffengeſetze vom 24. Det. 1852 8.2 
als verboten bezeichneten Waffen dür- 
fen jedoch nur dann als Pfänder an- 
genommen werden, wenn fidh der Be- 
figer mit einer authentifhen Bewilli- 
gungsurfunde auszumeifen im Stande 
ift. Kann fi der Befiker hiermit nicht 
ausweifen, fo ift derfelbe fammt der 
verbotenen Waffe der ?. f. Polizei-Di- 
rection zur weiteren Amtshandlung zu 
übergeben. (Bdg. der n. ö. Statth. v. 
10. Rov. 1853 3. 37107. Bdg. der 
Bol. Dir. vom 26. Nov. 1853 3. 
26892/4905.) 
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Waffen. Den Bezirkö-Bolizei-Coms- 
miffariaten wird aufgetragen, bei den 
Erhebungen über Bittfteler um Waf— 
fenpäͤſſe ſowohl ald auch um die Aus 
folgung von deponirten Waffen mit 
aller PBünctlihkeit und auf diefelbe 
Weiſe, wie bei Gewerbe» oder Einbür- 
gerungswerbern zu verfahren. Insbe— 
fondere find die früheren Ubicationen 
der Geſuchſteller mit befonderer Rück 
fiht auf die Jahre 1848 und 1849 
zu erheben, und im Berichte jene Po- 
ligei = Bezirks - Commiffariate namhaft 
zu machen, welde fi über diefelben 
noch zu äußern hätten. Die Waffen 
verbotener Gattung müffen einen Ge- 
genftand befonderer Erhebungen bil« 
den, ed muß der Gebrauch fowohl als 
die allfällig nachgewiefene Nothwendig- 
feit derfelben ausdrüdlich angegeben 
und nadhgewiefen werden. Bei Gefu- 
hen um Waffenausfolgung muß jedesd- 
mal der Erlagfhein beigefchloffen, 
oder wenn ihn der Eigenthümer der 
Waffen nicht beſitzen follte, diefer Um— 
ftand aufgeklärt werden. Die Waffen 
müffen möglihft genau befchrieben, bes 
fondere Kennzeichen derfelben angege- 
ben, die verbotenen ausdrüdlich be— 
zeichnet, und der beabfidhtigte Ge- 
brauch der Waffen angedeutet werden. 
Endlich haben ſich die Bezirks-Polizei— 
Commiſſariate in allen ähnlichen Fäl— 
len gutächtlich über die Zuläſſigkeit 
des Gefuches auszufprechen. (Bdg. der 
Pol. Dir. vom 21. Novemb. 1853 3. 
27520/4997.) 

— — Ueber die aus Anlaß eines 
fpeciellen Falles an das hochwürdige 
fürfterzbifchöflihe Conſiſtorium geftellte 
Anfrage, hat dasfelbe ander eröffnet, 
daß die Gefuhe von geiftliden 
Berfonen um Waffenpäffe zum 
Gebrauche der Schießwaffen auf Jag- 
den und Schießſtätten nicht zu bewillis 
gen feien, indem ein folder Gebraud 
von Schießwaffen fi für geiftlihe Per⸗ 
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fonen nicht gezieme, dagegen aber 
Fälle erwiefener Nothwendigkeit, näm⸗ 
lih zum Schuße der perfönlihen Si- 
herbeit immerhin eine gerechtfertigte 
Ausnahme machen. (Bdg. der Bol. Dir. 
v. 28. Dec. 1853 8. 30525/5511.) 

Waffen, wann der Gebraud der 
Waffen der Finanzwache geftattet ift, 
f. Finanzwache. 

— — von denfelben darf das Forft- 
perfonale nur im Falle gerechter Noth— 
wehr Gebrauch machen, ſ. Forſtgeſetz 
$. 54. 

— — inwiefern die Gensd’armerie 
von den Waffen Gebraud zu machen 
habe, f. Gensd’armerie. (Vdg. vom 
18. Jän. 1850 $. 46.) 

— — Anwendung von Seite des 
Militärs, f. Militär. 
deren Anwendung gegen 
Flüchtlinge, ſ. Wachen. 
zu den verbotenen, gehören 
die Windbüchſen, ſ. Windbüchſen. 

— — ſ. Gefällenwade. 

Waffengewalt, Grundfäge, nach 
welchen die aufgerufene Militär-Aſſi— 
ſtenz bei eintretenden Störungen der 
öffentlihen Ruhe rüdfihtlih der An- 
wendung der Waffengewalt fich zu beneh⸗ 
men bot, ſ. Militärs Affiftenz. 

Waffenpäffe. Zufolge Verordnung 
der Statthalterei vom 12. März 1853 
(Sandesregierungs= Blatt VII, Stüd, 
Nr. 69) wurden vor der Aufhebung 
des Belagerungszuftandes die Waffen- 
päffe zum Waffentragen im Belage- 


rungsrayon von Wien von der hieſi- V 


gen Rolizei- Direction und dem betref- 
fenden Bezirfshauptmannfhaften auf 
Grundlage der von dem k. f. Militär: 
Gouvernement ertheilten Bewilligun: 
gen zum Waffenbefite ausgefertiget. 
Infoferne nun ſolche Waffenpäffe ohne 


Beſchränkung auf eine beftimmte Zeit- fd) 


frift ausgefertigt worden find, wird 
biemit feftgefeßt, daß die Giltigkeit 
diefer Päffe fih in keinem Falle über 
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die in dem $. 20 des a. h. Waffen- 
patentes vom 24. Det. 1852 enthals 
tene Frift von drei Jahren vom 
Ausftellungstage zu erftreden hat. 
(Bdg. der n. d. Statth. v. 14. Nov. 
1853 8. 42553.) 

Woffenpatent, ſ. Waffen. 

Waffentragen, f. Waffen. 

Waffenübungen, ſiehe Militär: 
Waffenübungen. 

agen der Fleiſcher, ſ. Fleiſcher. 

— — meffingene, deren Gebrauch 
im Verkehre betreffend, f. meffingene 
Wagen. 

— — fiehe Brüdenwagen, Ge: 
wichte, Schnellwagen. 

Wägen, Herftellung und Erhaltung 
der Pläße für die Aufftellung der Wä- 
gen vor den Bahnhöfen der Gtaatd- 
eifenbahnen, f. Eifenbahnen. 

— — der Eifenbahnunternehmung, 
deren Beſchaffenheit, ſ. Eifenbahn: 
Betriebs:Ordnung $. 22— 24. 

— — Borfchrift über dad Auswei- 
hen auf den Straßen, f. Fahrord⸗ 
nung. 

— — Ladungsgewidt, f. Fuhr⸗ 
werk. 

— — Berbot des Ueberladene, |. 
Holzwägen, Ziegelmägen. - 

— — deren Baffiren dur die Li— 
nien Wiens, f. Linien. 

— — Abladen derfelben,, fiehe 
Stände. 

— — Aufftellung vor Wirthshäu— 
fern auf der Straße, fiehe Straßen: 
erftellung. 

— — befpannte, auffihtslo® auf 
öffentlicher Straße belaffene, |. Taglia. 

— — fiche Fradhtwägen, Fuhr- 
wert, Radſchuh, Stellmägen, 
Straßen, Trottoir. 

Wagſchalen, tupferne, ſ. Blei: 


et, 

Wagenzüge, Zufammenftellung. ſ. 
Eifenbahn = Betriebs = Ordnung 
8. 25—31. 


Wahnfinnige. 


WBahnfinnige, ſ. Irrenanftalt, 

rrfinnige. 

Wahrfagerei, ſ. Zauberei. 

Waiſenhaus. Inftruction für den 
Director und Vice» Director des k. f. 
Baifenhaufes in Wien. Genehmigt mit 
Hfkzl. D. v. 22. Mai 1831 3.12054, 
n. d. Rggs. Ddg. v. 13. Juni 1831 
3. 30638, n. ö. Prov. ®. ©. 13. Br. 
Nr. 110. 


Waifenhaus. Die Bewilligung zur 
Aufnahme in dasfelbe auf Koften des 
Hoffpitals Fondes ift der n. ö. Regie: 
tung überlaffen. (Hflzl. Deer, vom 11. 
Mai 1832 3. 9558. Rage. Vdg. vom 
20. Juni 1832 3. 32249. Brov. ©. 
©. 14. Th. Nr. 102.) 


— — Die Landesftelle finder fi 
bewogen, die Waifenhaus « Direction 
anzumeifen, alle hierortig zuftandige, 
unterftandslofe Kinder, weldhe dad Kor: 
malalter von 6-—- 14 Jahre haben, und 
von den f. k. BolizeirDirectionen, vom 
Br. Magiftrate und von den übrigen 
Srundobrigfeiten Wiens in das Wai— 
fenhaus sub spe rati geftellt werden, in 
dasselbe gegen nadhträglih zu erwir— 
fende Regierungs- Genehmigung auf: 
zunehmen, und auf Rehnung der Ars 
mencaffa zu verpflegen. Uebrigend wird 
der Magiftrat und die Bolizei-Direction 
angewiefen, genau die Zuftändigfeit 
folder Kinder zu unterfuchen, bevor 
fie in das Waifenhaus geitellt werden. 
(N. ö. Rage. Vdg. v. 10. Dec. 1840 
3. 67981. Eire. der Bol. Ob. Dir. v. 
9. Febr. 1841 3. 1935/264.) 


— — Aus Anlaß des vorgefommer 
nen Falles, daß eine Bezirfd-Direction 
über eine Anzeige eines Armenvaters 
zwei mit Armencaffegenüffen betheilte, 
und bei einer Berwandten in Pflege 
befindlihe Kinder unmittelbar in das 
t. k. Waiſenhaus abgegeben bat, hat 
die h. k. . nm. ö. Landes » Regierung 
mit Decret vom 12. Mär; 1842 3. 
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14146 Folgendes zu verfügen befun- 
den: 

Die Regierungs » Verordnung vom 
10. Dec. 1840 3. 67981, in Folge 
deren fi die k. f. Bezirks » Direction 
für ermächtigt hielt, die vermaiften 
Kinder unmittelbar in das k. k. Wai— 
ſenhaus abzugeben, geftattet eine ſolche 
Ausnahme gegen nahträgliche Geneh— 
migung nur bei hieher zuftändigen 
Eltern und unterftandlofen Kin- 
dern. Diefe zweite Bedingung der 
Unterftandslofigfeit ift nun bei jenen 
Kindern im vorliegenden Falle nicht 
vorhanden gewefen, indem beide Kin: 
der mit Armencaffegenüffen betbeilt, 
bei ihrer Stiefſchweſter fib in Unter: 
ftand und Pflege befanden. Der be- 
treffende Armenvater mar übrigens 
auch gar nicht berechtigt, für fi allein 
ohne Intervention der Armen » Inftie 
tuts⸗Vorſteher des Bezirkes, eine ſolche 
Abgabe der Kinder in das k. f. Wai- 
ſenhaus dur die k. k. Polizei - Der 
zirt& « Direction zu veranlaffen; die 
k. k. Bezirks-Direction hätte vielmehr 
die Sache an die Armen⸗Inſtituts-Vor— 
ſteher leiten, und letztere vorerſt ver- 
ſuchen ſollen, ob nicht dieſe beiden 
Kinder, gegen Bezug der Armencaſſe— 
genüffe oder einer höheren Betheilung, 
außer dem Waifenhaufe bei einer an— 
deren Partei unterzubringen gemwefen 
wären. Erft dann, wenn diefe ander: 
mweitige Unterbringung außer der An— 
ftalt nicht zu erzielen gewefen wäre, 
hätten die Armen-Inſtituts-Vorſteher, 
aber aub nur diefe allein um Auf: 
nahme der Kinder in das f. f. Wai- 
ſenhaus im vorgefhriebenen Wege ein- 
fhreiten foßen, und wenn fohon die 
k. k. Bezirks » Direction in irriger Ans 
wendung der Regierungs - Verordnung 
vom 10. Dec. 1840 3. 67981 fich zur 
unmittelbaren Abgabe der Kinder in 
das ?. k. Waifenhaus für berechtigt 
hielt, hätte fie doc unter Einem dafür 
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forgen follen, daß diefer Borgang un- 
ter gehöriger Rechtfertigung zur Kennt: 
niß der Regierung gelangt wäre. Hie— 
von werden fämmtlihe k. k. Bezirks: 
Directionen mit dem Auftrage verftän- 
digt, mac diefer h. Weiſung fih in 
Zukunft in derlei Fällen zu benehmen. 
(Eire. der f. k. Pol. Ob. Dir. vom 
30. März 1842 3. 4314/684.) 
Waifenhaus. Mit Beziehung auf 
die hierortigen Eirc. vom 9. Februar 
1841 3. 1935/264 u. 30. März 1842 
3. 4314/684 wird den Bezirks-Direc- 
tionen in Folge Regierungs » Berord- 
nung vom 30. März d. 3. 3. 16974 
in Bezug auf die Unterbringung von 
hilfebedürftigen Kindern in das k. k. 
Waifenhaus bedeutet, daß in jenen 
Fällen, wo zur unmittelbaren Abgabe 
folder Kinder, die durch das ober: 
wähnte Girculare feftgeftellten Bedin- 
gungen: Eiternlofigfeit, Unterftand3- 
lofigkeit und hierortige Zuftändigkeit 
feblen, und wo nicht erwiefener Maßen 
Gefahr am Verzuge ift, und die Kin- 
der nicht obdachlos und ohne alle Hilfe 
find, ihre Abgabe ind Waifenhaus nie 
ohne Vernehmung der betreffenden Ar: 
men » Inftituts = Vorfteher geſchehen 
dürfe, zu deren Aufgabe ed dann in 
der Regel gehört, für derlei hilföbe— 
dürftige Kinder, aud außer dem. f. 
Waifenhaufe thunliche Worforge zu 
treffen, und demgemäß die weiteren 
entfprehenden und directivmäßigen An: 
träge zu ftellen. Hiernach ift fih alfo 
in vorfommenden Fällen genau zu be: 
nehmen. (Eirc. der ka k. Pol. Ob. Dir, 
vom 6. Mai 1842 3. 4876/8326.) . 
— — Aus Anlaß des vorgefom- 
menen Falles, daß eine Bezirkd-Direc- 
tion zwei eheliche vaterlofe Kinder von 
11 und 12 Jahren wegen Erkrankung 
ihrer Mutter in das Findelhaus abge- 
geben hat, ift von der Landesſtelle mit 
Decret vom 4. Jän. 1843 3. 76383 
der Auftrag erfolgt, alle Bezirtd-Di- 
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rectionen zur Befolgung der diesfalls 
beftehenden, eine foldhe Unterbringung 
geradezu verbietenden Verordnungen 
anzumeifen. Es wird daher denfelben 
zur Pflicht gemacht, künftig gänzlich 
unterftandlofe ehelihe Kinder, welche 
bereits das zur Aufnahme in das Wai- 
fenhaus erforderliche Alter von 6 Jah— 
ren erreicht haben, in jenen dringenden 
Fällen, in welden wegen Gefahr am 
Verzuge die Aufnahme derfelben durch 
die Armen + Inftituts » Borfteher im or: 
dentlihen Gefhäftswege nicht bewirkt 
oder die Verfügung überhaupt nicht der 
Ortsobrigkeit überlaffen werden könnte, 
immer an die kak. Waifen-Direction zu 
weifen. (Circ. der ka f. Pol. Ob. Dir. 
vom 4. Febr. 1843 3. 827/130.) 

Waiſenhaus. Aus Anlaß der wie- 
derholten Abgabe unterftandslofer ehe- 
liher Kinder in das ?. k. Waifenhaus 
durch Die Polizei-Bezirkd-Directionen, 
ohne daß hievon der Wr. Magiftrat, 
welhem nunmehr die Gebahrung des 
allgemeinen Verforgungshaud » Fondes 
zufteht, in Kenntniß gelangt ift, wer: 
den die Polizei-Bezirks-Directionen in 
Folge hohen Regierungs-Decretes vom 
11. Juli 1843 3. 37272 biemit an» 
gemiefen, künftig in allen Fällen, wo 
die Aufnahme bieher zuftändiger, un— 
terftandalofer ehelicher Kinder, welche 
das Normal-Alter haben, in das k. k. 
Waiſenhaus wegen Dringlichkeit der 
Umftände unausweichlich nothwendig 
werden follte, von der gefchehenen Ab: 
gabe diefer Kinder in das k. k. Wai- 
fenhaus zugleich au den Wiener Ma- 
giftrat in Kenntniß zu fegen. (Circ. der 
f. k. Bol. Ob. Dir. v. 26. Juli 1843 
3. 10646/1908.) 

— — Es ift vorgefommen, daß die 
hiefigen k. k. Polizei-Bezirks-Directio: 
nen Kinder auf die Krankheits- oder 
Arreftdauer ihrer Eltern in das hiefige 
k. k. Waifenhaus wiefen, ohne der Di- 
rection derfelben die zu deren Auf 
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nahme erforderlihen Taufzeugniffe mit 
zu übergeben. Wenn nun gleich nicht 
vorgefhrieben werden fann, daß der- 
lei Kinder nit ohne Mitgabe der Tauf—⸗ 
zeugniffe in das f. f. Waifenhaus ab- 
gegeben werden dürfen, indem es fi 
in folgen Fällen um die fehleunige 
Unterbringung diefer Kinder handelt, 
welche dur die vorläufige Beifhaffung 
der TZaufzeugniffe zu deren Schaden 
häufig verzögert würde, fo findet die 
Regierung jedoch zu beflimmen, daß die 
f. k. Poliz. Bez. Dir. in jenen Fällen, 
wo es möglich ift, der k. k. BWaifen- 
baus-Direction unter Einem mit diefen 
Kindern auch die betreffenden Tauf- 
zeugniffe zu übergeben haben, dort 
aber, wo diefed, wenn auch augenblid- 
lih unmöglich, doch nachträglich thun- 
lih wäre, darauf einzuwirken, daß der 
k. k. Daifenhaus » Direction mit mög: 
lihfter Befchleunigung diefe Urkunden 
zukommen. 

Den k. k. BolizeirBezirks-Directio- 
nen iſt übrigens auf das Strengſte zu 
unterſagen, Kinder, die mit ſcrophu— 
löſen oder andern Krankheiten behaftet 
find, in das ka k. Waiſenhaus zu wei- 
fen, indem felbes feine Kranken «, fon» 
dern eine Erziehungsanftalt ift. Derlei 
kranke Kinder find von der k. k. Polis 
jei« Bezirks » Direction alfogleid dem 
biefigen Stadtmagiftrate zu übergeben, 
damit derfelbe zum Behufe ihrer zeit- 
weifen Berforgung das Entfprecdhende 
verfüge, Auch ift der Wr. Magiftrat 
jedesmal von der Abgabe der auf die 
Krankheits- oder Arreftdauer ihrer El: 
tern in das kak. Waifenhaus gewieſe— 
nen gefunden Kinder gleichzeitig mit 
deren Abgabe in dieKenntniß zu fegen, 
damit felber, infoferne diefe Kinder auf 
Koften des allgemeinen Verſorgungs— 
fondes verpflegt werden, wegen ihrer 
allenfallfigen anderweitigen Unterbrin- 
gung das Nöthige "verfügen könne. 
(Deer. der k. k. n. ö. Reg. v. 2. Juli 
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1845 3. 39444. Circ. der k. k. Bol. 
Db. Dir. vom 17. Juli 1845 Zahl 
11633/2316.) 

MWaifenhaus, Bei Zumweifung von 
Kindern auf Arreſt- oder Krankheits- 
dauer ihrer Eltern in das k. k. Wai- 
fenhaus find den diesfälligen, an die 
dortige Direction erlaffenen Mitthei— 
lungen nah Thunlichkeit die Taufzeug- 
niffe diefer Kinder anzufhließen, im 
Unmöglichkeitsfalle aber wenigftens die 
näheren Daten rüdfihtlih der Ge- 
burtsverhältniffe derfelben dahin mit: 
zutbeilen. (Eirc. der E. f. Pol. Ob 
Dir. vom 25. Aug. 1845 3. 14421 
u, 2828.) | 

— — finder, die aus Anlaß des 
Ablebens, der Erkrankung oder Verhaf— 
tung ihrer Eltern pfleglos geworden 
find, find nicht von den Bezirkd-Eoms» 
miffariaten unmittelbar in das Waifen: 
haus zu übergeben, fondern in das 
magiftratifhe Armen-Departement zur 
weiteren Berfügung zu ftellen, da nur 
über deffen Anweifung die Aufnahme 
in das ?. k. Waiſenhaus Statt finden 
fann. (Eire. der ?. f. Stadth. vom 
6. Juli 1851 3. 13996/1076.) 

— — Melde Kinder auf Koften 
der Armencaffe in das Waiſenhaus 
aufzunehmen find, f. Armen: Infti: 
tut, Unterricht für die Vorfteher des» 
felben $. 16, 17, 18. 

— — Die Zöglinge der Waiſen— 
häufer müffen vaccinirt fein, f. Im: 
pfung. (Hfkzl. Decr. v. 9. Juli 1836 
1. $. 13 lit. £.) 

— — Unterbringung früppelbafter, 
frankhafter oder ſchwachſinniger Kin: 
der des Waifenhaufes, fiehe Kinder. 
(Bdg. v. 27. Juli 1846.) 


ichen 
„Balade, Reifen dahin, f. Mol: 


Walachiſche Bücher, deren Ein— 
fuhr betreffend, f. Bücher. 


Waldbrände. 


Waldbrände, Mafregeln zur Ber 
bütung und Unterdrüdung derfelben, 
f. Bochgefeg $. 44—49. 

Waldbrüder oder Eremiten find 
aufgehoben. (Hofd. v. 12. Jan. 1782 
Krop. Gef. of. 2. Bd. ©. 263.) 

Wälder, Mafregeln zum Schupe 
des Waldeigenthumes, ſ. Forſtgeſetz. 

Waldfrevel, ſ. Forftfrevel. 

Waldnachtſchatten, fiche Toll: 
kraut. 

Waldordnung, ſ. Forſtgeſetz. 

Waldungen, ſiehe Forſtfrevel, 
Forſtgeſetz. 

Walifahrer, ſ. Wallfahrten. 

Wallfahrten. Da noch hie und da 
ein Haufe betender Perſonen unter der 
Begleitung eines beſonderen Vorbeters 
nach einem gewiſſen Orte zieht, und 
man glaubt, daß es, wenn nur der 
Seelſorger oder ſonſt ein anfuͤhrender 
Geiſtlicher nicht dabei erſcheint, keine 
wirkliche Proceſſion und daher unter 
dem Verbote der Proceſſionen nicht 
begriffen fei; fo haben Se. Majeſtät, 
um der Bereitlung des Geſetzes Schran- 
fen zu feßen, verordnet, daß alle Wall- 
fahrtözüge und Proceffionen, die ohne 
Begleitung des ordentlihen Seelfor- 
gers gehalten werden, von nun an 
überhaupt und ausdrüdlid zu 
verbieten feien, und daß, falls derglei- 
hen Wallfahrtszüge und Proceffionen, 
befonders mit Vortragung eines 
Kreuzes oder einer Fahne, oder 
unter Anführung eines Vorbe— 
ters vorgenommen wütden, — die— 
ſelben, und vorzüglid die Urhe— 
ber dergleichen unbefugten Wallfahrts- 
züge und Proceffionen mit einer von 
der Landesftelle nah Umftänden 
zu beftimmenden Strafe angefehen wer: 
den follen. (Hfd. für die f. f. Erblän« 
der vom 21. März 1784. Krop. Gef. 
30. 8. Bd. ©. 581.) Diefes Berbot 
wurde mit dem Beifake republicirt, 
daß die genauefte Obſicht zu tragen 

daleiöly, Handb. d. Pol. Geſ. IL 
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fei, daß dawider nicht gehandelt werde, 
(HP. vom 1. Aug. 1785. Krop. Gef. 
Joſ. 8. Bd. ©. 699.) 

Walfahrten. Se. Majeftät haben 
zu befehlen gerubt, daß die Wallfahr: 
ter nie mit Strenge abgehalten und 
zurückgeſchickt werden follen, fondern 
die Kreid- und Wirthfchaftsämter, dann 
der Euratclerus dahin zu trachten ha» 
ben, damit diefer tief eingemurzelte 
Mißbrauch bei ſchicklicher Gelegenheit 
durch gütliche Vorſtellungen geſchwächt 
und nach und nach vertilgt würde. 
(Hfd. vom 29. Nov. 1794 8. 2656. 
Krop. Gef. Franz. 4. Bd. ©. 617.) 

— — Dem erzbifhöflihen Confl- 
ftorium wurde bedeutet: Nachdem aber- 
mal mehrere Anzeigen über die diefes 
Jahr, theild mit, theild ohne Beglei- 
tung ihrer Seelforger oder anderer 
Geiſtlichen von einigen der hiefigen 
Borftadtgründe, wie nicht minder auch 
auf dem Lande, entgegen den beftehen- 
den Verordnungen, gehaltenen Proceſ⸗ 
fionen und Wallfahrtszüge hierorts vor« 
gekommen, und derlei der Religion und 
dem Staate gleih nachtheilige Reli- 
gionsübungen niemals geftattet wer⸗ 
den dürfen, die Gemeinden aber einzig 
und allein durch einen echten und zweck 
mäßigen Unterricht ihrer eigenen Seel- 
forger von ſolchen Uebertretungen lan—⸗ 
desfürftlicher Verordnungen am beften 
zuruͤckgehalten, und nur durch fie zur 
wahren Andacht geleitet und von dem 
Unnügen und Schädlichen der meiften 
Proceffionen, wenn fie auch aus den 
beften Abfichten geihehen, wahrhaft 
überzeugt werden können; fo wird fi 
das erzbifhöflihe Gonfiftorium ange: 
legen halten, der ihm untergeordneten 
Geiftlihkeit hiernah die Belehrung 
und Ermahnung zur gemauen Befol- 
gung der ihr obliegenden firengen 
Amtspflichten mit dem Beifage zu er— 
theilen, daß es bei dem ſchon beftehen- 
den Berbote der TE Gelegen⸗ 


Wallfahrten. 


heite und Wallfahrtsproceffionen fein 
unabänderlices Berbleiben habe, außer 
ed wäre diesfalld die vorläufige Er- 
laubniß beim Ordinariate nach der 
höchſten Vorfchrift v. 19. März 1791 
(f. Proceffionen) erwirkt, und hievon 
allemal an die Landesftelle die Anzeige 
zur weiteren Berftändigung des betrefien- 
den Kreisamtes gemacht worden. (R. ö. 
Rggs. Vdg. vom 3. Det. 1795. Krop. 
Gef. Kranz. 6. Bd. ©. 479.) 

Wallfahrten. Da die Grenzbe- 
wohner des Zloczover Kreifes die Ge 
wohnbeit haben, Wallfahrten in das 
Ausland zu unternehmen, jo hat das 
k. Bubernium das Zloczover Kreisamt 
anzuweifen, die Borfchriften von den 
Jahren 1779 u, 1789, dur welde 
derlei Wallfabrten verboten worden 
find, publiciren zu laffen, und den Do- 
minien die Berbindlichkeit anfzulegen, 
dafür zu forgen, daß kein Unterthan 
ohne Erlaubniß und Paß ſich über die 
Grenze in ein fremdes Gebiet verfüge. 
(Deer. der ver. Hfljl. v. 12. Jänner 
1812 an das galiz. Gub. Krop. Gef. 
Franz. 31. Bd. ©. 57.) 

— — Zu den Ballfahrten, 
wenn fie von Einzelnen oder auch von 
Mehreren zugleih, jedod ohne alle 
Feierlichkeit, mithin weder unter Glo— 
ckengeläute, noch unter Bortragung 
eines Kreuzes oder Fahne, noch aud 
mit Begleitung eined Geiftlihen in 
nicht zu weit entfernte Orte unternom- 
men werden, und den bierliber befte- 
benden a. h. Berordnungen nicht ge- 
radezu entgegen find, mwaltet gegen der= 
gleihen Bittgänge in dem Falle kein 
Anftand ob, wenn das erzbifhöflihe 
Drdinariat damit einverflanden und 
der Regierung bievon die vorläufige 
Anzeige gemacht worden ift. Dahin- 
gegen ift im Einverftändniffe mit dem 
Magiftrat gegen unbefugte Wallfahr- 
ten und Andachten jtets das Amt zu 
handeln. (Bdg. der n. ö. Reg. v. 6. Juli 
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1822 3. 14203. Pol. Ob. Dir. Eirc. 
vom 17. Juli 1822.) 

MWallfahrten. Den Borbetern ift 
verboten, Anreden religiöfen Inhaltes 
an die Wallfahrer zu halten, und find 
diejenigen, welche fi einen derlei Uns 
fug erlauben follten, ſtrenge zu beftra- 
fen. (Bdg. der n. ö. Reg. v. 7. Aug. 
1835 3. 43325. Prov. G. ©. 17.2. 
Nr. 279.) 

— — Durch das Hofdecret vom 
11. April 1772 find zwar alle Pros 
ceffionen außerhalb der Erbländer ver- 
boten; allein nah dem Hofdecrete vom 
29. Nov. 1794 follen die Wallfahrer 
nicht mit Strenge abgehalten und zu— 
vücgejchieft werden, fondern es haben 
vielmehr die Kreis» und Wirthſchafts— 
ämter, dann der Euratclerus zu trach— 
ten, und dahin zu wirken, daß der 
Mißbrauch der Proceffionen überhaupt, 
folglich auch an ausländifhe Gnaden- 
orte, bei allen ſchicklichen Gelegenhei- 
ten durch gütlihe Borftellungen ge- 
ſchwächt und nah und nad vertilgt 
werde. Demnach haben die Grenzdo— 
minien des Landes die Führer oder 
Borbeter der Wallfahrts:Proceffionen, 
weldhe ausländifhe Gnadenorte befu- 
hen, mit einem ämtlichen ungeftempel« 
ten Gertificate und mit der Angabe der 
Anzahl der männlihen und weiblichen 
PBerfonen nebft ihren Namen und je» 
nem ded Gnadenortes zu verfehen, und 
die erfteren zu verpflichten, ſich mit die- 
fem Gertificate fowohl bei dem Aus- 
tritte als Eintritte in das Land bei 
dem Grenzzollamte anzumelden. Zu- 
gleih wurde auch auf der Grundlage 
des Hofdecreted vom 29. Nov. 1794 
3. 2656 die Guratgeiftlichkeit an der 
Landesgrenze durh die Drdinariate 
wiederholt angewiefen, die verjährte 
Gewohnheit des Beſuches insbefondere 
ausländifher Gnadenorte bei fhidli- 
hen Gelegenheiten durch gütliche zwed: 
mäßige Borftellungen zu ſchwächen, un 
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auf deren allmälige gänzlihe Behe- 
bung hinzuwirken. (Bdg. des böhm. 
Bub. vom 31. Aug. 1837 3. 36998. 
Dbent. 5. Bd. ©. 301.) 

MWallfahrten. Bei Wallfahrte- 
Unternehmungen fommt es vor Allem 
darauf an, daß jede umlautere und 
nicht zu billigende Nebenabſicht, folg- 
lich jeder Mißbrauch und Unfug hints 
angehalten werde. In diefer Tendenz 
wurde bereits mit Regierungs-Decret 
vom 6. Juli 1822 3. 14203 verord- 
net, daß biezu jedesmal die Bewillis 
gung des Drdinariates erwirkt und die 
Anzeige an die Regierung erftattet 
werden foll. (Decr. der n. 6. Reg. vom 
21. Juli 1841 3. 39433. Gire. der 
Pol. Db. Dir. vom 5. Aug. 1841 3. 
10371/1685.) 

— — Aus den Berihten, welde 
die bierländigen Bezirkshauptmann» 
[haften in Betreff der Anwendung 
der Paßvorſchriften auf Wall: 
fahrer erftattet haben, wurde ent 
nommen, daß in der Regel die Löſung 
von legalen Reifeurkunden bereits all- 
gemein vorgezeihnet, größtentheils be- 
obachtet worden if. Hiernach findet 
man nur noch die Bezirtshauptmann- 
ſchaften zu verpflihten, daß ſich hier- 
nach zu benehmen, und dag hauptſäch— 
li darüber zu wachen ift, daß Perſo— 
nen, welche Wallfahrten außerhalb des 
eigenen oder des nächften Bezirkes oder 
wohl gar in ein anderes Kronland un: 
ternehmen, mit vidirten Heimathfcheinen 
oder fonft legalen Reifeurfunden ver: 
ſehen jeien. 

Die Bezirtshauptmannfhaften has 
ben übrigens darauf zu ſehen, daß 
nur verläßlide und unbedenf: 
liche Leute als Proceſſionsfüh— 
rer verwendet werden, welde im 
Stande find, nah Umftänden der Bes 
börde Auskunft über die Theilnehmer 
an der Wallfahrt zu ertheilen und de- 
ren Sache es fein wird, der nächſten 
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Auffihtsbehörde die Anzeige zu mas 
hen, wenn fremde bedenkliche Berfo- 
nen fihb dem Zuge anfchliegen oder 
einer der Wallfahrer ahndungswürdige 
Umtriebe fih zu Schulden kommen 
läßt. Daß die Handhabung der dies— 
fälligen Bolizei-Auffiht mit möglichfter 
Schonung des religiöfen Gefühles ge: 
fcheben müffe, ift bereits in dem Er- 
laffe vom 13. Apr. d. 3. 3. 1459/P. 
gefagt worden, und in diefem Sinne 
ift auch die Mitwirfung der Gens— 
dD’armerie nah Bedarf anzuſprechen. 
Uebrigens ergeht unter Einem dad Er» 
fuhen um gleihmäßige Verfügungen 
an die politifchen Rondesbehörden der 
angrenzenden Kronländer. (Bdg. des 
n. ö. Statth. Prüf. v. 22. Dec. 1853 
3. 3258/P. Deer. der Pol. Dir. vom 
23. Dec. 1853 3. 30857/3620.) 

Wallfahrten, Laut einer Mittheis 
lung der k. f. Statthalterei-Abtheilung 
in Dfen vom 3. I. M. 3. 4300 wurde 
für das dortige Berwaltungsgebiet bei 
Wallfahrtszügen im Inlande eine Col: 
lectivs2egitimation des Proceffionsfüh- 
ters in Folge einer vom dortigen Mis 
litär- und Eivil-Gouvernement im Ein— 
vernehmen mit der k. £. oberften Bolt: 
zeibehörde erlaffenen Verordnung für 
genügend erkannt. Die k. k. Polizeis 
Direction wird hievon im Nahhange 
zum 5. o. Erlaffe vom 22. v. M. 3. 
3258/P in Kenntniß gelebt. (Bdg. der 
n. d. Stutth. vom 23. Jän. 1854 3. 
712.) 

— — Die f. . oberfte Polizei— 
Behörde hat laut ihrer Erläffe vom 
29. Juni v. 3. 3. 8444 II. u. 17. Fe— 
bruar d. 3. 3. 2061 IT. über einge 
brachte Borftellungen für die nach Ma— 
riazell in Steiermark ziehenden 
Wallfahrer-Proceſſionen in 
paßpolizeilichet Hinſicht ausnahms— 
weiſe eine Erleichterung in der Art 
eintreten laſſen, daß zu Handen des 
Führers der Wallfahrer, u. jeden« 
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falls ein ganz verläßliher Mann fein 
muß, eine die einzelnen Theilnehmer, 
weldye im Orte, von wo aus die Pro- 
cefftion unternommen wird, feßhaft find, 
genau bezeihnende Gollectiv-Legitima- 
tion für die beftimmte Wallfahrt ver- 
abfolgt werde. Hievon wird die Poli: 
jei-Direction mit Bezug auf den bier 
ortigen Erlaß vom 22. Dec. v. J. 3. 
3258, an deffen Beftimmungen fi im 
Uebrigen zu halten ift, in die Kennt: 
niß gefeßt. (Bdg. der n. ö. Statth. v. 
27. Febr. 1854 3. 666/Pr.) 

Wallfahrten, ſ. Mariazell, Pro- 
ceffionen. 

Wallfahrtbilder. Se. Maojeftät 
haben durch Hofdecret vom 14. v. M. 
die Einfuhr der fremden Ehriftenlehre: 
Wallfahrtbilder, fie feien nun Holz» 
fehnitte oder Kupferftihe oder mit 
Zeug und Metallfolien ausgelegt, zu 
verbieten gerubt. (N. ö. Rggs. Eirc. 
vom 3. März 1801.) 

Wallfahrtörter, daſelbſt haben 
die Dominien die gefpanntefte Aufmerk- 
ſamkeit auf die Lieder und Bücherkrä— 
mer zu richten, damit religionsſchwär—⸗ 
meriſche Schriften nicht verbreitet wer- 
den. (MR. 5. Rggs. Bdg. vom 4. Nov. 
1817. Barth. H. u. ©. Gef. 5. Br. 
©. 286.) 

Wälſche Früchtenhändler, fiehe 
Hanfirer. 

— — Bürft- und Käfemader, fiehe 
Wurftmader. 

Wanderbewilligung, |. Wan: 
derbücher. 

Wanderbücher, deren allge 
meine Einführung betreffend. 
Um den manderlei Unfügen zu fleuern, 
weldhe durch die an Handwerkögefellen 
und Arbeiter audgeftellten Kundſchaf— 
ten, Zeugniffe und Wanderpäffe her- 
beigeführt werden können, wurde be 
ftimmt, daß in Zukunft die Ausftellung 
der erwähnten Urkunden für die ge: 
nannten Individuen nicht mehr Statt 
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finden, und daß auf diefelben, wenn 
fie dennoch beigebracht würden, Feine 
Rüdfiht genommen werden fol. An 
deren Stelle, und um den Gefellen und 
Arbeitern die Gelegenheit zu verſchaf— 
fen, über ihre Dienſte und über ihr 
Betragen zu jeder Zeit auf entfprecdhende 
Art fih ausweifen zu können, wurde 
befhloffen, im Umfange der ganzen 
Monarchie Wanderbücher einzuführen. 
Die Wanderbücher haben demnach den 
Zwed, einerfeits die Kundſchaften und 
Arbeitszeugniffe zu erfeßen, anderer» 
feits die Stelle der Päffe zu vertreten. 
Es find nämlich die mit der obrigfeit- 
lihen Betätigung verfehenen Zeug: 
niffe der Arbeitsgeber ſowohl, als die 
Bewilligungen der berufenen Behör— 
den, zu Reifen im In- und Auslande, 
in die Wanderbücher einzutragen. 

Die beftehenden Paßvorſchriften blei- 
ben vollkommen in ihrer Wirkfamteit, 
und diejenigen Behörden, welde bie- 
ber bei Reifebewilligungen und bei Aus- 
fertigung der Päffe für Handwerfäge- 
fellen und Arbeiter Einfluß genommen 
haben, find auch ferner dabei einzus 
fhreiten berufen. Die allgemeine Ein- 
führung der Wanderbücher hat mit 
1. Mai 1829 in Ausführung zu tres 
ten, dergeftalt, daß an diefem Tage 
jeder Handwerkögefelle oder Arbeiter, 
er fei Ins oder Ausländer, mit einem 
Wanderbuche verfehen fein muß. Iſt 
der die öfterr. Staaten betretende Aug: 
länder mit einem Wanderbuche verfe- 
ben, fo ift diefes hinreichend, außer- 
dem bat er fih ein Wanderbuch bei 
dem Eintritte an der Grenze zu ver: 
ſchaffen. 

Die Form der Wanderbücher und 
die Vorſchriften des Verfahrens mit 
denſelben, ſowohl in Beziehung auf 
die damit zu Betheilenden, als auf die 
einſchreitenden Behörden, werden durch 
ein beſonderes Citcular bekannt ges 
macht werden. (U. h. Pat. v. 24. Fe—⸗ 
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bruar 1827. Bol. ©. ©. 55. Bd. im 
Anhange. Hfkzl. Decr. vom 16. Det. 
1828 3. 22345, an ſämmtl. Länderſt. 
Eirc. der n. d. Reg. vom 3. Dec. 3. 
67011. Vdg. des fürnt. Gub v. 11. 
8. 27083, des böhm. Gub, vom 12. 
3. 54723, des fteierm. Gub. vom 13. 
3. 22183, des tirol. Gub. vom 13. 
3. 24795, der ob der ennf. Reg. vom 
20. Dec. 1828 3. 38416, des galiz. 
Bub. vom 7. Jänner 3. 85202, des 
mähr. Bub. vom 16. Jän, 1829 3. 
1333. Bol. ©. ©. 56. BP.) 

Wanderbücer. Ueber eine vorge: 
fommene Anfrage binfihtlih der neu 
eingeführten Wanderbüdher hat die 
f. k. vereinte Hoffanzlei mit Berüd- 
fihtigung der beftehenden Paßvorſchrif— 
ten Folgendes zur Richtfhnur ange 
ordnet: 

1. Die Verlegung diefer Wander: 
bücher nebft der deutfchen auch in der 
lateinifhen Sprache binfihtlih der 
Reifen nah Ungarn ift nicht noth— 
wendig, weil hiezu der Raum in dies 
fen Büchern gebricht, endlih nur wes 
nige Gefellen nah Ungarn wandern, 

2. Jft bei der Eintragung der Reife: 
bewilligung in dad Wanderbuch aud 
die Dauerzeit zu bemerken, indem Reis 
fepäffe auch nur auf eine beftimmte 
Zeit ausgefertigt werden dürfen und 
die Wanderbücher ganz deren Stelle zu 
erjegen haben. 

3. In den Fällen von Reifebewilli- 
gung& »Berlängerungen für abmwefende 
Handwerfögefellen, die von ihrer Herr: 
ſchaft, wohin fie unterthänig find, zu 
fehr entfernt find, haben diefe Gefellen 
fi wegen Erlangung gedachter Bewil- 
ligungen an die Obrigkeit ihres Auf: 
enthaltes zu wenden, welche für fie bei 
ihrer competenten Obrigkeit um die 
angefuchte Verlängerung einzufchreiten, 
und wenn von diefer die Zuftimmung 
erfolgt, foldpe in das Wanderbuch ein- 
äutragen hat. 
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4. Iſt die vorgefommene Beforgniß, 
daß, wenn die Wanderbücher von der 
Obrigkeit des Aufenthaltes eines Ge- 
fellen ausgefertigt werden, er hiedurch 
der Ueberficht feiner Obrigkeit, wohin 
er zur Confeription gehört, entgeht, 
ungegründet, indem die Obrigkeit, die 
das Wanderbuch audzufertigen bat, in 
dasfelbe nur die Documente aufzuneb- 
men bat, die ein ſolcher Gefelle beſitzt, 
mithin aud die Reife» oder Aufent- 
halts - Bewilligung feiner Conſcrip— 
tiond» Obrigkeit in dasfelbe aufjunch- 
men ift, und die dad Wanderbuch aus- 
fertigende Obrigkeit nie ſich beikommen 
laffen darf, einem fremden Unterthan 
aus eigener Macht ſolch eine Bemilli- 
gung zu ertheilen. 

5. Haben die Handwerkögefellen bei 
dem Gmpfange der neuen Wander, 
bücher ihre Documente nah Beftim- 
mung des Negierungsd-Circulared vom 
3. Dec. 1828 unmweigerlih abzugeben, 
indem diefe Maßregel in Bolizeihinficht 
unerläßlich erfcheint. Die Grenzbehör: 
den, die nah dem obigen Eirculare 
angemwiefen find, den aus dem Aus: 
lande zurückkehrenden Gefellen die 
MWanderbücher auszufertigen, haben für 
den Fall, ald fih ein ſolches Indivi— 
duum nicht mit einer Bewilligung über 
die Route und Dauerzeit feiner Reife, 
welche Umftände ohnehin in das Wan» 
derbuch eingetragen werden müſſen, 
auszumweifen vermag, dadfelbe unter 
Feftfegung einer angemeffenen Beit- 
frift, in dem Büchel zur Rückkehr zu 
feiner Obrigkeit, wohin er gehört, an- 
zuweifen. (Hfkzl. Decr. vom 5. März 
1829 3. 4566, n. ö. Rggs. Vdg. v. 
19. März 1829 3. 14120. Prov. ©. 
©. 11. Bd. Nr. 58.) 

MWanderbücder. Wenn die Dauer 
der Reifebewilligung des auf der Wan» 
derung befindlichen Handwerksgeſellen 
zu Ende gebt, ift der Gefelle verbun- 
den, diefen Umftand bei der Local- 


Wanderbücher. 


Behörde feines zeitweiligen Aufenthal- 
tes anzuzeigen und felbe um die Er— 
wirkung der gewünfchten Verlängerung 
des Conſenſes anzugehen, welche fo» 
dann für den Bittfteller bei feiner ei— 
gentlihen Obrigkeit einzufchreiten und 
wenn die Bewilligung derfelben ein« 
langt, den ertheilten Berlängerungs- 
Conſens, mit Anführung des Datums 
und der Zahl, in das Wanderbuch des 
Bittftellers einzutragen hat. (Hfkzl. D. 
vom 8. Sept. 1829, an fämmtl. Län— 
derft. Pol. ©. ©. 57. Bd. 2. Abth. 
Nr. 103.) 

Wanderbücher. Diefelben finden 
bei der Glaffe der Handlungsdiener 
feine Anwendung, da es bei Erlafjung 
des Geſetzes wegen Einführung der 
Wanderbücher nicht in der Abficht Tag, 
diefe Mafregel auf andere Individuen 
als auf Handmwerkägefellen, dann auf 
Arbeiter und Gebilfen von Fabriks— 
und Manufacturs » Unternehmungen 
auszudehnen. Für Handlungsdiener 
find demnach, wenn fie fi während 
der Eervirjahre zu ihrer Ausbildung 
oder um ein Unterfommen zu fuchen, 
auf Reifen begeben, die vorgefchriebe: 
nen Reiſepäſſe auszufertigen. (Hfkzl. 
D. vom 5. Nov. 1829 3. 25388, n. 
ö. Rggs. Vdg. v. 19. Nov. 1829 3. 
62855, n. 6. Prov. ©. ©. 11. Bd. 
Nr. 280. Vdg. des böhm. Gub. vom 
28. Nov. 1834 3. 47423.) 

— — Die Einführung der Wan— 
derbücer bei den Bergarbeitern ftatt 
der Abfchiede oder Naitfcheine wird 
mit der weiteren Weifung angeordnet, 
daß die k. k. Berggerichte oder die de: 
ren Stelle vertretenden Subftitutionen 
um jo forgfältiger die ihnen vermöge 
der Berggefege obliegenden Mann» 
fhaftsbücher fortzuführen haben, da- 
mit diefe Behörden in der fteten Ueber: 
fiht des gefammten Bergarbeiterftan- 
des erhalten und dadurh in den 
Stand gejegt werden, die von ihnen 
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gefordert werdenden Auskünfte jeder- 
zeit entfprechend erftatten zu können. 
(Hffmr. D. v. 8. März 1829 3.1764. 
Bdg. des böhm. Bub. v. 2. Apr. 1829 
3. 12798. Prov. G. ©. für Böhmen, 
11. Bd. Nr. 54.) 

MWanderbücher. Mit der Verlän- 
gerung und Erneuerung der in die 
Wanderbücher einzutragenden Wander» 
und Paßconfenfe ift es in folgender 
Art zu halten: 

Da nicht die Aufenthalts-, fondern 
nur die Perfonal»Behörde die Berlän- 
gerungs- und Erneuerungd » Bewilli« 
gung ertheilen kann, fo ift auf die 
nämliche Art, wie es früher in derlei 
Fällen mit den Wanderconfenfen und 
Päffen beobachtet wurde, vorzugehen. 
Demnah hat der abwefende Gefelle 
oder Arbeiter vor Berlauf der im Wan— 
derbuche beftimmten Wander: und Pap- 
zeit fih entweder unmittelbar oder 
mittelft feiner Aufenthaltsbehörde im 
ämtlihen Wege an feine Perfonal-Be: 
hörde um die Verlängerung der Auf- 
enthaltö-Bewilligung, oder, wenn dad 
den Paß vertretende Wanderbuh auf 
eine beftimmte Provinz lautet, und er 
in eine andere Provinz fi begeben 
will, um die diesfällige Abänderung 
bittlich zu wenden, wobei ed nicht nö- 
tbig ift, das Wanderbuch an die Per- 
fonaleBehörde feines Inhabers zu fen: 
den, fondern es genügt in diefen Fäl— 
len, daß die erneuerte Bewilligung 
von der Aufenthalts » Behörde in das 
Wanderbuh mit Beziehung auf das 
Datum und die Gefchäftszahl der von 
der Perfonal» Behörde ertheilten Ber- 
längerungs = Bewilligung eingetragen 
werde. (Vdg. des böhm. Gub. vom 26. 
März 1829 3. 12763. Prov. ©. ©. 
für Böhm. 11. Bd. ©. 74.) 

— — Don der f. preuß. Gefandt- 
[haft wurde darüber Befchwerde ge- 
führt, daß bei der Ertheilung von 
Wanderbühern an die aus Preußen 


Wanderbücher. 


einwandernden Handwerkögefellen nur 
wenige Ortsobrigkeiten den wefentlichen 
Inhalt der denfelben abgenommenen 
preußifhen Wanderpaffe eintragen, 
woraus fih die Folge ergebe, daß 
ſolche Gefellen bei der Rückkehr in ihr 
Baterland fi über ihre Heimatherechte 
nicht gehörig legitimiren fönnen. 

Aus diefem Anlaffe find die Grenz: 
obrigfeiten anzuweifen, bei Ertheilung 
von Wanderbüchern an fremde einwan- 
dernde Handwerkögefellen den Haupt- 
inhalt der abzunehmenden fremden 
Wanderpäffe mit Angabe der Ausftel- 
Tungebehörde, des Datums und der 
Zahl der Papausfertigung und der 
Paßdauer in die Wanderbücher gehörig 
einzufhalten. (Hflz;l. D. vom 3. März 
1830 3. 4827, an die Länderft. in 
Böhmen und Mähren. Pol. ©. ©. 
58. Bd. Nr. 28. Dog. des böhm. Bub. 
v. 17. März 1830 3. 10610. Prov. 
G. ©. für Böhm. 12. Bd. Nr. 51. 
Vdg. des mähr. Gub. vom 19. März 
1830 3. 9043. Br. ©. ©. für Mähr. 
Nr. 29.) 

Wanderbücher. Aus Anlaß einer 
bei der ka k. Hofkammer vorgefomme- 
nen Anfrage: ob nebft der bei Ausfer- 
tigung der Wanderbüder für die im 
Inlande oder in das Ausland reifen» 
den Handwerfögefellen vorgefchriebe: 
nen Taxe von 15 fr. und der Stempel- 
gebühr für die übrigen hiebei noch 
ftattfindenden ämtlihen Berhandlun- 
gen der politifhen Behörden eine weis 
tere Gebühr in Aufrechnung zu kom— 
men babe, ift im Sinne des a. h. Pa— 
tented vom 24. Bebr. 1827 entſchie— 
den worden: daß außer den hiernach 
feftgefeßten obigen Beträgen für münd: 
lie oder fchriftlihe Amtshandlungen 
bei dem Einfhreiten der Parteien um 
Erfolglaffung der Wanderbüdher, fo 
wie bei Ausfertigung derfelben, eben 
fo wenig als für die ſchriftlichen Zeug- 
niffe der Arbeitögeber, dann der mit 
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denſelben oder mit den Handwerks— 
geſellen über ihr mündliches Anſuchen 
um Ueberkommung der Wanderbücher 
aufgenommenen Protocolle eine wei— 
tere Nachtragegebühr abgefordert wer- 
den dürfe. (Hftir. Decr. v. 16. März 
1830, an das böhm. Landesgub. Kp. 
G. ©. 56. Bd. Nr. 65.) 

Wanderbüder, mittelft der, ift 
den Handwerfögefellen die Bewilligung 
zum ferneren Aufenthalte im Auslande 
zu ertheilen. (Hfkzl. D. v. 20. Apr. 1830 
3. 8952. Rggs. 3. 23882, n. d. Po. 
®. ©. 12. Bd. Nr. 123.) 

— — in die, ift nebft dem Ge- 
burtsorte, der Kreis, die Drtsobrig- 
feit und Pfarre einzufhalten. (Hftzl. 
Deer. vom 10. Nov. 1830, an fammtl. 
Länderft. Bol. Gef. 58. Bd. Nr. 105.) 

— — 68 ift der Fall eingetreten, 
daß die auf Reiſen befindlichen, aus den 
öfterr. Provinzen gebürtigen Hand- 
werfögefellen und Arbeiter, indem fie 
in die Rage fommen, den in ihren 
Wanderbüchern eingefchalteten Bewilli- 
gungen zum Aufenthalte im Auslande 
durh Erwirkung einer Verlängerung 
von Seite der berufenen Behörde eine 
neue Dauer zu verſchaffen, durch die 
Borlegung und Einfendung diefes ein- 
zigen in ihren Händen befindlichen Do— 
cumentes für eine Zeit jedes Auswei- 
ſes für ihre Nationalität beraubt wur- 
den. Um diefem Uebelftande zu begeg- 
nen, ift mit der geheimen Hof- und 
Staatskanzlei übereingefommen wor: 
den, daß in ähnlichen Fallen den öfterr. 
Profeffioniften und Arbeitern ihre 
Wanderbücher nicht abgenommen wer— 
den, fondern daß die im Wege der f. f. 
Gefandtichaften von Seite der Landes— 
ftelle erwirkten Bewilligungen zur Ber- 
längerung ihres Aufenthaltes im Aus- 
lande von den Gefandtfhaften mit Be- 
zeichnung des Datums im Namen der 
Randesftelle in das Wanderbuch einzu⸗ 
ſchalten kommen. Die k. k. geheime 
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Hof und Staatskanzlei hat fammtliche 
k. k. Gefandtfhaften und Confulate 
im Auslande hiernach angewiefen, die 
ihnen von öſterr. Handwerksgeſellen 
und Arbeitern zukommenden Gefude 
und Aufenthalts -Berlängerungen im 
Auslande ohne Beilage vorzulegen, 
und hiernach zu behandeln. (Hfkzl. D. 
vom 25. Mai 1832 3. 11363, an 
fammtl. Länderft. Bol. &. ©. 60. 2. 
Nr. 58.) 

Wanderbücder. Gemäß a. h. Ent- 
ſchließung vom 20. Nov. 1832 follen 
den reifenden ausländifhen Hand» 
werfögefellen und Arbeitern, welde 
nah den f. f. Staaten fommen, und 
wenn fie feine Wanderbücher ihrer Re— 
gierung mit ſich bringen, dieſe an der 
Grenze und zwar nad der dermaligen 
Vorſchrift gegen Einlegung ihrer hei— 
mathlichen Reiſepäſſe erheben müffen, 
die mitgebrahten Neifepäffe zurüdge- 
ftellt, zugleich aber auch die vorgefchrie- 
benen Wanderbücher erfolgt werden. 
Es iſt jedoh auf ſolchen Reifepäffen 
jederzeit die Bemerkung beizufepen, 
daß felbe ohme den gleichzeitigen Ber 
fiß des vorgefchriebenen Wanderbuches 
im Imlande feine Giltigkeit haben. 
(Hftzl. Decr. vom 15. Dec. 1832 3. 
27390, an fämmtl. Länderft. Ay. ©. 
©. 58. Bd. Nr. 282. Ddg. dern. ö. 
Reg. vom 31. Dec. 1832 3. 73064, 
n. ö. Prov. ©. ©. 14. Bd, Nr. 278.) 

— — {in diefelben find die Ar— 
beitözeugniffe für Handwerksgeſellen 
einzutragen, und follen von dem Ar: 
beitögeber bis zum Austritte des Ge- 
fellen aus der Arbeit in Aufbewahrung 
behalten werden. (Hfkzl. Dect. v. 27. 
Dec. 1832 3. 29440. Vdg. dern. 6, 
Reg. v. 9. Jän. 1833 3. 1337, n. 6. 
Prov. ©. ©. 14. Bd. Nr. 287.) 

— — Auch verheirathete Gefellen 
und Fabriksarbeiter müffen mit einem 
Wanderbuche verfeben fein. Die Fa— 
milien derfelben gehören jedoch nicht 
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in das Wanderbuch, da die Deftim- 
mungen und die Beweggründe des Ge⸗ 
ſetzes uber die Wanderbüher fi blos 
auf die Verfonen der Arbeiter beziehen. 
Die Kamilien der Arbeiter find daher 
in Fällen von Reifen gleih andern 
Glaffen des Publicums im Abfiht auf 
das Paßweſen zu behandeln. (Hfkzl. D. 
v.23. Febr. 1837 3. 4002 an die n. ö. 
Reg. Vdg. der n. ö. Reg. v. 2. März 
1837 3. 12403. Bol. &. ©. 65. 2. 
Nr. 28.) 

Wanderbücder. Ueber die Frage, 
wie in jenen ohnehin nur felten eintre= 
tenden Fällen, in welden ein Indipi- 
duum, dem die Ausfertigung eines 
Wanderbuches an dadfelbe nicht wohl 
vorenthalten werden fann, zur Berich⸗ 
tigung des diesfälligen Tar- u. Stem- 
pelbetrages gänzlich zablungsunvermö- 
gend ift, und in welcher der genannte 
Betrag auch nit von einer Innung, 
welder ein folhes ganz verarmtes In⸗ 
dividuum etwa angehört, erhalten wer- 
den kann, in Abfiht auf die unentgelt- 
lihe Erfolgung der Wanderbücher vor- 
zugeben fei? wird dem Wr, Magiftrate 
und den übrigen Dominien in Wien 
bedeutet, daß in den bezeichneten Yäl- 
len ſolchen gänzlih zahlungsunvermös 
genden Parteien gegen Beibringung 
legaler Armuthszeugniffe das geftem- 
pelte Wanderbuch aus dem diesfälligen 
Berlage der Obrigkeit unentgeltlich 
audzufolgen, umd fohin bei der Ab— 
fuhr der für die Wanderbücher einge: 
gangenen Gebühren an das k. k. n. ö. 
Gameral» Taramt das ämtlich auszu⸗ 
fertigende Verzeichnig derjenigen Indie 
viduen, welchen unentgeltlich ein Wan— 
derbuch ausgefertigt worden ift, unter 
Beilegung der betreffenden legalen Ar 
mutbhözeugniffe, gleichzeitig mit den be- 
fagten Geldbeträgen, dem f. k. n. ö. 
Gameral:Taramte zum Behufe der Ab» 
ſchreibung jener für die unentgeltlich 
ausgefolgten Wanderbücher vorgemerf- 
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ten Zar und Stempelbeträge einzu« 
fenden ift. (Bdg. der n. ö. Reg. vom 
7. Febr. 1838 3. 6703. Prov. ©. ©. 
20. Bd. Rr. 33.) 

Wanderbücer. Die in den Wanr 
derbüchern vorfommenden Daten der 
Zeit (folglih die Daten der Ausferti- 
gung, der Bidirungen, des Lebensal- 
ters, der Arbeitsdauer u. f. w.) find 
ftatt mit Ziffern künftig in Buchſta— 
ben auszudrücken. (Hflzl. Decr. vom 
15. Febt. 1838 3. 2963, an fümmtl. 
Länderft. Vdg. der n. d. Reg. vom 
12. Mär; 1838 3. 14556. Pol. ©. 
©. 66. Bd. Nr. 22.) 

— — Da feit einiger Zeit Fälle 
vorgelommen find, daB den wandern, 
den Handwerkögefellen die ihnen ers 
theilte Verlängerung der Manderungs- 
bewilligung wicht in deren Wanderbud 
aufgenommen werden konnte, da ihr 
Aufenthalt unbefannt war, fo ift den- 
felden bei Ertheilung von Wanderungs⸗ 
bewilligungen in dad Ausland zu er⸗ 
innern, daß fie dann, wenn fie über 
ein gemachtes Anfuhen um Wande- 
rungsd-Berlängerung die Entſcheidung 
von Seite ihrer Behörde zu erwarten 
haben, jederzeit die betreffende k. k. 
Geſandiſchaft von der Veränderung 
ihres Aufenthaltes vorläufig in Kennt: 
niß zu feßen haben, und es ift diefe 
Ermahnung derertheilten Wanderungs⸗ 
bewilligung beizufegen. (Hflzl. Deecr. 
vom 22. Febr. 1838 3. 4461. Rogge. 
3. 12699.) 

— — 68 ift bereitd mebrmal der 
Fall vorgefommen, daß blos vom Tag- 
lohn lebenden Arbeitern Wanderbücher 
ausgefertigt worden find, ungeachtet 
nad dem klaren Inhalt des a. h. Pa— 
tentes vom 27. Febr. 1827 und nad 
der, mit Rage. Bdg. vom 19. Nov. 
1829 befannt gemachten Erläuterung, 
diefe an die Stelle der vormaligen 
Kundſchaften und Arbeitözeugniffe ge- 
tretenen Urkunden nur für Handwerke- 
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gefellen, dann für Arbeiter und Ge- 
bilfen von Fabriks- und Manufacture- 
Unternehmungen beftimmt find. Es 
find demnach Wanderbücher nur Indi— 
viduen der zweiten Art zu ertheilen, 
allen übrigen aber wie bisher gewöhn— 
liche Päffe ausjufertigen, zugleich if 
aber auch ftrenge darauf zu ſehen, daf 
fein Individuum ein Manderbud und 
einen Paß zugleich befißt, da der gleich- 
zeitige Befiß mehrerer folder Urkunden 
leicht zu polizeiwidrigen Mißbräuchen 
Anlaß geben dürfte. (Bdg. der n. 6. 
Reg. vom 12. Juli 1838 8. 38018. 
Prov. G. ©. 20. Bd. Nr. 167.) 

Wanderbücder. Die k.k. Bolizei- 
Bezirks» Directionen erhalten die Wei: 
fung, in Zufunft alle von Parteien 
als gefunden erlegten Wanderbücher 
oder jonftige Reifeausweife unverzüg- 
lich und zwar unmitielbar an das Paß⸗ 
und Anzeigeamt einzufenden. (Eirc. d. 
k. k. Bol. Ob. Dir. v. 29. Jän. 1839 
3. 584/a-a ) 

— — Preußiſchen Unterthanen, 
in&befondere wandernden Handwerks: 
gefellen, welde zum Reifen und zum 
Aufenthalte außer den preußiſchen 
Staaten nit von ihrer Regierung le: 
gitimirt find, find feine Wanderbuͤcher 
(fo wie auch feine Päffe) zur Fortſe— 
gung ihres Aufenthaltes außerhalb der 
preußifhen Staaten andzufertigen, 
fondern diefelben find mit Ausnahme 
dringender Fälle, in welchen ihnen bis 
zur Beibringung vorfchriftsmäßiger 
Reifedocumente Interimspäffe ertbeilt 
werden können, an ihre Heimaths · Be⸗ 
hörden zu vermweifen. (Hflzl. Deer. v. 
26. Mai 1840 3. 8564. Vdg. des 
böhm. Bub. Präf. v. 9. April 1840 
3. 1973. Obent. 5. Bd. ©. 317.) 

— — Auf bierortiges Erfuchen hat 
die fönigl. ungar. Statthalterei laut 
Eröffnung v. 1. Dec. d. I. 8. 38151 
die königl. ungar. Behörden angemwie- 
fen, feinem Unterthan diefer Provinz 
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ein Wanderbuch oder Wanderbewilli- 
gungen zu ertheilen, fondern diefelben 
diesfalld an ihre betreffende öfterr. 
Obrigkeit zu weifen. (Decr. der k. k. 
n. ö. Reg. vom 26. December 1840 
3. 73886.) 

Wanderbücer. Die Landesitelle 
bat auf Anfuchen der kön. ungar. Hof- 
fanzlei im angemefjenen Wege die Ein- 
leitung zu treffen, daß in den Wander: 
büchern, welde in Folge der allgemei- 
nen Borfhrift vom 16. Det. 1828 
den Handwerfögefellen in den k. k. 
öfterr. Staaten audgefertigt werden, 
der betreffende arbeitgebende Meifter 
oder Zunftvorfteher bei dem Austritte 
des Handwerkögefellen aus der Arbeit 
verpflichtet werde, in dem der Obrig- 
keit zum Behufe der Fertigung vorzus 
legenden Zeugniffe auch anzugeben, 
ob der Gefelle in der Zwifchenzeit fei- 
nen Stand verändert habe, worauf die 
Obrigkeit bei Beftätigung des Arbeits- 
zeugniffes gehörige Rüdfiht zu mehr 
men, und die entfpredhende Bemerkung 
dem Wanderbuche beizufegen haben 
wird. (Hflzl. Dect. v. 20. Febr. 1846 
3. 2170, an fämmtl. Länderft. Pol. 
G. ©. 74. Bd. Nr. 23.) 

— — 68 ift hierorts der Antrag 
gemacht worden, damit der 7. Abſatz 
der hierortigen Circular-Berordnung v. 
12. Dec. 1828 3. 54723, vermöge 
weldher das Wanderbud bei dem Ein- 
tritt in die Arbeit von den Handwerks⸗ 
gefellen dem Arbeitgeber zur Aufbe- 
wahrung zu übergeben ift, dahin abge- 
ändert würde, daß die Wanderbücer 
vielmehr der Drtsbehörde übergeben 
und bei derfelben auch aufbewahrt wer: 
den möchten. Die Manipulation, daß 
die Wanderbücher der Handwerkögefels 
len nicht bei den betreffenden Meiftern, 
ald Arbeitsgebern, fondern bei der 
Drtsbebörde übergeben und aufbe— 
wahrt werden, wurde bei der Prager 
f. k. Stadthauptmannfhoft bereits im 
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Jahre 1830 in folgender Art einge 
führt: 

Ueber das von jedem nad) Prag zu- 
gereiften Gefellen am Stabtthore oder 
an einer der Linien Prags abgegebene 
Wanderbuch erhält derfelbe ein Mece- 
piffe. Letzteres enthält nebft der An- 
gabe der betreffenden Herberge, wo der 
einwandernde Gefelle übernachten fann, 
die Beftimmung, daß er fih binnen 
24 Stunden bei der k. k. Polizei: Di- 
rection zu melden babe. Die abgege— 
benen Wanderbücher werden aber eben 
fo wie die abgenommenen Päffe ander 
rer Reifenden Zmal des Tages mit den 
bezüglichen Thorrapporten eingefendet. 
Iſt der Gefelle gefonnen, feine Reife 
fortzufegen,, fo wird ibm das Wan- 
derbuh nah Zulaß der beftehenden 
Paßvorſchriften zur Weiterreife vidirt, 
will er aber hier in Arbeit verbleiben, 
fo wird ihm entweder über perfönliches 
Anmelden feines Arbeitsgeberd oder 
über eine beigebradhte, von Letzterem 
ausgefertigte Beftätigung eine Aufent- 
haltskarte ertheilt, auf welcher nebft 
der Angabe feines hinterlegten Wan 
derbuches der Arbeitsort und die Zeit« 
dauer audgedrüdt erfcheint, auf wel— 
he ihm diefer Aufenthalt bewilligt 
wird. Diefe Aufenthaltsfarte hat der 
betreffende Arbeitgeber, wenn der Ge- 
felle zugleih bei ihm wohnt, in Ber 
wahrung zu nehmen, und fie dem Ge- 
fellen, wenn er in eine andere Arbeit 
treten oder von Prag wegreifen will, 
mit der gehörigen Arbeitsbeftätigung 
verfehen, ausjufolgen oder mit dem 
Befellen perfönlidh bei dem ſtadthaupt⸗ 
mannſchaftlichen Kundſchaftsprotocolle 
zu erſcheinen. Wohnt der Geſelle nicht 
bei dem Meiſter, ſondern hat er eine 
eigene Wohnung inne, ſo behält er die 
Aufenthaltskarte zu ſeiner Legitimation 
bei Conſcriptionen, Reviſionen ꝛc. bei 
ſich, jedoch wird ihm ſein Wanderbuch 
nicht früher zur Wegreiſe vidirt, bis er 
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eine Beftätigung feines Meifterd bei- 
gebracht hat, daß er aus diefer Arbeit 
entlajfen ift. Für den Fall, wenn der 
Gefelle fein Wanderbuh zur Wegreife 
vidirt erheben will, muß er außerdem 
die Beflätigung des Zunftworftehere 
beibringen, daß er die betreffenden 
Zunftauflagen gehörig entrichtet habe. 
Wenn die Biltigkeit des Wanderbuches 
während der Dauer des Aufenthaltes 
und der Arbeit erlifcht, fo hat der Ge- 
felle fih um die Erwirkung einer Wan— 
derverlängerungs - Bewilligung bei fei- 
nem SJurisdictiondamte zu bewerben 
und in diefer Hinfiht entweder fein 
Wanderbuch zu beheben und es an fein 
Jurisdictionsamt zu fenden oder ſich 
dahin zu verwenden, damit ihm diefe 
Bewilligung in Form eined Beſcheides, 
eines Gonfenfes oder einer Zuſchrift 
ertheilt werde, welche fodann in fein 
bei der Stadthauptmannfhaft erlie- 
gendes Wanderbuch eingetragen wird. 
Will der Gefelle fein Wanderbud zur 
Erneuerung an fein Jurisdictiondamt 
fenden, jo wird ihm ſolches mit der 
Demerfung „zur Erneuerung ausge 
folgt," — herausgegeben und bis zur 
Einlangung des Wanderbuches eine 
Aufenthaltsfrift zur Fortfegung feiner 
Arbeit, in welcher er gemeldet wurde, 
ertheilt. 

Meldet fih der Gefelle mit dem an 
der Linie Prags erhaltenen Recepiffe 
und will derfelbe nicht fogleich wegrei- 
fen, fondern ſich bier eine Arbeit auf- 
ſuchen, fo wird ihm, wenn fonft kein 
Anftand obwaltet, eine kurze Nufent: 
baltafrift geftattet. Durch Vornahme 
von Bifitationen in den betreffenden 
Herbergen wird ſich die Heberzeugung 
verfhafft, ob ſich Gefellen über die ih- 
nen geflattete Aufenthaltöfrift arbeits- 
[08 dort aufhalten, und e8 werden der- 
gleihen arbeitslofe Gefellen im Betre- 
tungsfalle von Prag weggemiefen. 

Mebrigend wird dem Prager Magi- 
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ftrate refpective dem ftädtifhen Con— 
feriptiongamte von allen zugereiften 
und bier in Arbeit verbliebenen Hand- 
werfögefellen monatlih ein Verzeihniß 
mitgetheilt. Dur dieſes Berfahren 
erlangt die Ortsbehörde eine ftete Ueber— 
fit aller im Orte befindlichen Gefellen, 
ihrer Neifedocumente und der Giltig- 
feit derfelben; die Wanderbücher un« 
terliegen nicht fo leicht einem Berlufte 
oder einer Verwechslung und ed wird 
hierdurch dem grundlofen plößlichen 
Austreten der Gefellen aus der Arbeit 
und ihrer Entweihung infoweit vor- 
gebeugt, daß ein folder Gefelle ohne 
Reifedocumente fi bei einer genauen 
Auffiht aller politifchen und Polizei— 
behörden nicht weit herumtreiben und 
nach feinem bei der Behörde erliegen- 
den Wanderbucdhe verfolgt werden fann. 
Da diefe Mafregel aud in den Städ- 
ten und andern Drten des flachen Lan» 
des, wo Gefellen in Arbeit gehalten 
werden, ausgeführt werden kann, wenn 
eine nad den DOrtöverhältniffen mög- 
ihft genaue und firenge Controlle ge- 
bandhabt wird, wenn der Gefelle von 
dem Meifter ftetd nur unter Borlegung 
des Wanderbuches diefes Gefellen bei 
der Behörde gemeldet wird, und die 
legtere fih mit einer einfahen Mel- 
dung ohne gehörige Ueberzeugung von 
der Perfönlichkeit des Gefellen, dann 
von der Wahrheit und Giltigkeit fei- 
ner Legitimationsurfunde nicht begnügt 
und wenn bei Gelegenheit der Bifita- 
tionen in den Einfehr- oder Wirthe- 
bäufern und Herbergen jene Gefellen 
der Amtshandlung unterzogen werden, 
welche ſich bei den dortkreifigen Orts- 
behörden nicht bereit# gemeldet haben, 
fo hat das k. f. Kreisamt die dortkrei« 
figen Ortsbehörden anzuweifen, daß 
diefelben die zur Erreihung des beab⸗ 
fihtigten Zweckes erforderlihen Con- 
troflmaßregeln nad) den obigen Andeu- 
tungen fogleih einzuführen und ins 
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Leben treten zu laffen haben. Indem 
nun der 7. Abfak der hierortigen Cir— 
eular- Verordnung vom 12. Dec. 1828 
3. 54723 dahin abgeändert wird, daß 
die Wanderbüher von nun an nicht 
mehr bei den Arbeitägebern, fondern 
bei den Ortspolizeibehörden zu übers 
geben und bei diefen legteren aufzu— 
bewahren fein werden, wird das k. k. 
Kreisamt aufgefordert, die Einführung 
der bei der ?. k. Stadihauptmannfhaft 
binfichtlich der Wanderbücher beftehen- 
den Manipulation in den dortkreifigen 
Städten und Märkten unter Beachtung 
der individuellen Ortsverhältniffe und 
der hierdurd bedingten Abänderungen 
zu bewirken und die Durchführung dies 
fer Maßregel zu überwachen. (Bubern. 
Vdg. vom 18. Det. 1849. 8. ©. 2. 
für Böhmen. Rr. 171.) 

Wanderbüder. Die Bidirung 
der Manderbüder der Hand» 
wertögefellen betreffend. Eine 
Bidirung der Wanderbücher für Hand- 
werfögefellen hat fortan nur in folgen- 
den Fällen zu gefchehen: 

1. Beim Eintritte eined Handwerks: 
gefellen über die Reichsgrenze; 

2. wenn ein Handwerkögefell die 
Wanderung aus dem Kronlande Ober: 
öfterreih in ein anderes Kron— 
land fortfegen will; 

3. wenn der Handwerkögefell fi in 
der Landeshauptftadt aufgehalten 
bat oder auch nur diefelbe paſſirt; 

4. auf dem flahen Lande in allen 
Drten der Arbeitönahme; 

5. wenn der Inhaber eines Wander: 
buches die Bidirung ausdrüdlid 
anſucht. 

Die Vidirung hat in dieſen Fällen, 
und zwar: 

unter 1. von der betreffenden Grenz⸗ 
auffichtsbehörde, durch deren Amtsort, 
oder in deren Amtögebiete der Ueber: 
tritt über die Reichsgrenze ftattfindet; 

unter 2. von der Bezirföhauptmann- 
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haft, aus deren Amtögebiete der Hand» 
werfögefelle die Wanderung in ein an- 
deres Kronland fortfept; 

unter 3. von der hiefigen E. k. Polis 
jei-Direction ; 

unter 4A. von dem Gemeinde» Bor- 
flande des Ortes, wo der Handwerks— 
gefelle in Arbeit geftanden ift, oder wo 
er Arbeit gefucht hat; und 

unter 5. von der betreffenden Be- 
zirföhauptmannfchaft oder dem betref: 
fenden Gemeinde» Borftande, wo die 
Vidirung angefuht wird — zu ge 
ſchehen. 

In dem Falle unter 4 iſt überdies 
die Dauer der Arbeitsnahme, dann 
das Verhalten des Handwerkägefellen, 
oder der Umftand, daß derfelbe vergeb- 
lih Arbeit geſucht hat, von dem betref- 
fenden Meifter oder Innungs »Borfte- 
ber zu beftätigen, und in dem Falle 
unter 5 ift ſtets zu bemerken, daß die 
Vidirung auf ausdrüdlices Begehren 
des Handwerkögefellen erfolgt ifl. — 
Durch den gegenwärtigen Erlaß wer» 
den die beftehenden Borfhriften über 
die Vidirung der Heimathfcheine, der 
Reife» und insbefondere der Haufir« 
päffe nicht geändert. (Erl. der o. ö. 
Stth. vom 31. Jän. 1851 3. 1607. 
2. G. 3. Rr. 67.) 

Wanderbüher. In Folge eines 
mit dem proviforifhen Herrn Statt» 
halter von Ungarn und mit der k.k. 
Banal-Regierung in Agram gepfloge- 
nen Einvernehmens ift von diefen an 
die Unterbehörden in den Kronländern 
Ungarn und Eroatien die Weifung er- 
gangen, in Zukunft feine Wander- 
büdher ohne Befhränfung der 
Dauer ihrer Giltigkeit mehr 
auszuftellen, und die Zeitdauer, 
für welche die Wanderbewilligung er: 
theilt wird, im die Wanderbücher je 
desmal einzutragen. Die dermaligen 
Wanderbücher, in welchen eine beftimmte 
Biltigkeitsdaner noch nicht eingetragen 
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iſt, ſind jedoch nicht zu beanſtänden, 
ſondern die Beſitzer derſelben ſind an— 
zuweiſen, im Wege jener Behörde, in 
deren Bezirk fie ſich eben aufhalten, 
die nachträgliche Beifeßung der lau: 
fel hinfichtlich der Giltigkeitsdauer ih— 
rer Wanderbewilligung von der betref- 
fenden Heimathöbehörde einzuholen. 
(Exl. der fteierm. Statth. v. 28. März 
1851.28. ©. 3. Nr. 98.) 

Wanderbücher. Mit Rüdfiht auf 
die neuen adminiftrativen Einrichtun- 
gen und gefeglichen Beftimmungen wird 
das den Wanderbüchern vorgedrudte 
Signalement » Blanquet, und die in 
denfelben enthaltene Belehrung modi- 
ficirt. Auch dürfen in Zufunft nur je 
nen Ausländern, welche mit feinem 
Wanderbuche, fondern mit einem Paſſe 
verfehen find, auf Verlangen Wander: 
bücher ausgeftellt werden, wobei in 
dem Wanderbuche von der Ausſtellungs⸗ 
behörde der Umftand, daß das betref- 
fende Individuum auch einen Reifepaß 
befißt, unter näherer Bezeichnung des 
Paſſes erfihtlich zu machen ift. 


6 fr. Stempel Nr. 
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in Folge des a. h. Patentes v. 24. Fe⸗ 
bruar 1827 und den bezüglichen nad: 
träglihen Verordnungen. 


Bor: und Zuname 
Geburtsort 

im Bezirke 

des Kronlandes 
Geburtsjahr 
Heimathdgemeinde 
im Bezirke 

des Kronlandes 
Profeffion 

Stand 

Statur 

Geſicht 

Haare 

Augen 
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Naſe 

Mund 

Beſondere Kennzeichen 
Namensfertigung. 

Richtung und Dauer der Wanderber 
willigung. 


Alle in: und auslandifhen Behör— 
den werden erfucht, dem Vorweiſer die: 
ſes Wanderbuches das Wandern unbe: 
irrt zu geftatten, und ihm thunlichen 
Vorſchub zu leiften. 

(Name der Behörde, Amtefik, Be 

zirk, Kronland.) 


Belehrung in Betreffder®an- 
derbüder. 


1. Die Wanderbücher werden auf 
Grundlage des Heimathefheinee vom 
Bezirtöhauptmanne und an Drten, 
welche eigene Magiftrate haben, vom 
Magiftrate ausgefertigt. 

2. Bei der Ausfertigung ift der Ko— 
ftenbetrag für das Wanderbuch mit 
15 fr., dann die Stempelgebühr von 
6 kr. zu entrichten. 

3. Das Wanderbud ift beim Ein» 
tritte im die Arbeit dem Arbeitgeber 
zur Aufbewahrung zu übergeben. Beim 
Austritte aus der Arbeit hat letzterer 
mit dem Arbeiter und mit dem Wan- 
derbuche zum Gemeindevorftande fih 
zu verfügen, dort die Zeit, durch 
welche diejer in Arbeit geftanden, ge 
nau anzugeben, und wenn der Arbeiter 
geſchickt, fleißig und treu fih benom- 
men, diefe Eigenſchaften zu beftätigen. 
Beides hat der Gemeindevorfteher in 
das Wanderbuch einzutragen. Sollte 
das Zeugniß in Anfehung jener Eigen: 
fhaften nicht günftig ausfallen, fo ift 
nur die Arbeit3dauer, oder hinfichtlich 
des Zeugniffes über die wahrgenom- 
menen Eigenfchaften des Arbeiterd nur 
jened aufzunehmen, was diefem zum 
Bortheil gereicht. Der Arbeitögeber 
hat diefes Zeugnig mit feiner Namens» 


Wanderbücher. 


fertigung zu verſehen, und der Ge— 
meindevorfteher die Fertigung ämtlich 
zu beftätigen. 

4. Will ein Wanderbuch als Reife 
urfunde in ein anderes Kronland be— 
nügt werden, fo muß es dahin vom 
Bezirkshauptmanne vidirt werden, foll 
dasfelbe als Paß zur Reife ind Aus: 
land dienen, fo ift deffen Bidirung 
von Seite des Kreispräfidenten oder 
Statthalters nothwendig. Die Bidi- 
zung ded Wanderbuches an Orten, wo 
der Handwerfögefelle in Arbeit geftan- 
den ift, gefchieht, nachdem der Meifter 
die Arbeitszeit und das Verhalten des 
Gefellen ordentlich eingetragen hat, 
durh den Gemeindevorfteher, falls 
nit im Orte fi eine eigene Polizei— 
Behörde befindet. Wenn feit der letz⸗ 
ten Bidirung 6 Wochen verftrichen 
find, fo erfcheint das betreffende Indi- 
viduum nicht mehr hinlänglich legiti— 
mirt umd ift nach Maßgabe der befte- 
henden Polizeivorfchriften zu behan⸗ 
deln. Der Geſelle oder Arbeiter darf 
weder die Friſt der Wanderbewilligung, 
noch das Gebiet, für welches ſie ihm 
ertheilt worden iſt, bei fonftiger Ber: 
antwortung überfchreiten. 

5. Sollte in einem Wanderbuche 
fein Raum mehr erübrigen, fo ift dem 
Inhaber zu dem früheren Wanderbuche 
ein zweites audzuftellen, worin jedoch 
ausdrüdli zu bemerken ift, daß fels 
bes eine Fortſetzung des früher erhal- 
tenen ift, 

6. Geht ein Wanderbuch verloren, 
fo ift davon bei dem Bezirkshaupt— 
manne oder dem Magiftrate, in deffen 
Amtsbezirke fih der Berluft zugetra⸗ 
gen hat, die Anzeige zu machen, die— 
fer wird die Richtigkeit der Angabe ge» 
nau erörtern, und nach erlangter Ueber⸗ 
zeugung, daß der Berluftträger mit 
einem Wanderbuche verfehen war, dems 
felben die ämtlihe Beftätigung des 
Verluftes ausftellen, gegen welche dem- 
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felben ein Duplicat des urfprünglichen 
Wanderbuches mit der ausdrüdlichen 
Bemerkung, daß es ein Duplicat ift, 
von der dazu berufenen Behörde aus: 
gefertigt werden fann. 

7. Jede Berfälfhung eines Wan- 
derbuches oder Mißbrauch mit demſel⸗ 
ben wird nad; den beftehenden Geſetzen 
beftraft. (Erl. des Min. des Inn. vom 
26. April 1851 3. 6600 für fämmtl. 
Kronländer mit Ausnahme der Mili- 
tärgrenze. Erl. der n. ö. Statth. v. 
16. Mai 1851 3. 15040.) 


Wanderbücder. Die f. ?. Finanz- 
Landes-Direction II. Section hat un 
teım 21. Juni 1851 3. 13443 eröff- 
net, daß zufolge des vom h. Finanz— 
minifterium im Einvernehmen mit dem 
k. k. Minifterium des Innern gefaßten 
DBeichluffed vom 8. Juni 1851 Zahl 
17929 und 279 für Manderbücher 
nebft der Stempelgebübr aud 
der Koftenerfaß für das Wan: 
derbuch einzubeben fei. (Bdg. d. 
n. ö. Statth. v. 10. Juli 1851 Zahl 
21434.) 

— — Das k.k. Kriegsminifterium 
bat für die nächfte Auflage der Wan- 
derbüder in der Bf. Militär 
grenze das mit dem Erlaffe des Mi- 
nifteriums des Innern vom 26. April 
1851 3. 6606 für fämmtlihe Kron- 
länder vorgefchriebene Formulare der 
Wanderbücher mit jenen Aenderungen 
und Zuſätzen beftimmt, welche durch 
die beſonderen Verhältniſſe der Mili— 
tärgrenze geboten find. (Erl. des Min. 
d. Inn. v. 12. Oct. 1851 3. 22657. 
Vdg. der n. ö. Statth. vom 31. Oct. 
1851 3. 35364.) 

— — Die Koftenvergütung für 
Wanderbücher wird mit dem Betrage 
von 15 fr. pr. Stüd beftimmt. Vdg. 
des Kin. Min. v. 30. März 1652 3. 
14202, an fämmtl. Finanz» Landes- 
Behörden. Erl. des Minift. des Inn. 


Wanderbücder. 


v. 21. Apr. 1852 3. 9303/555, n. d. 
Statth. 3. 14202.) 

Wanderbücher. Der Minifter des 
Innern hat mit dem Erlaffe vom 30. 
Juni 1.3. 3. 25198/3969 beftimmt, 
dag die Ausfertigung der Wanderbi- 
her für die zur Stadtgemeinde Linz 
gehörigen Handwerfögejellen dem Bür- 
germeifter zu überlaffen fei. Die Vidi— 
rung der Wanderbücher der in der Ge— 
meinde in Arbeit geftandenen Hand» 
werfögefellen fteht" der Linzer Stadt- 
bauptmannfhaft zu. (Erlaß der o. ö. 
Statth. v. 10. Juli 1851 3. 11612. 
2. ©. 3. Nr. 272.) 

— — mit dem unbeflimmten Reife: 
zwede „um Arbeit zu fuchen“ find zum 
Eintritte in die öfter. Staaten genü— 
gend, f. Gefellen. (Bdg. v. 9. März 
1838.) 

— — Behandlung der in Wien 
ein- und auswandernden Gefellen, f. 
Gefellen. 

— — ausländifher Handmwerkäge- 
fellen, f. Gefellen. 

— — Abnahme der Heimathfcheine 
bei Ausftellung der Wanderbüder, f. 
Heimathfcheine. 

— — Wegen Evidenzhaltung der 
mit Wanderbücern verfehenen Beur- 
laubten, ſ. Militär-Beurlaubte. 

— — genaue Ausfertigung derſel— 
ben, ſ. Päfle. 

— — Bezug der Blanquetten, f. 
Paß-Blanquetten. 

— — für preuß. Unterthanen, de- 
ren Ausfertigung betreffend, ſ. pren- 
Bifche Unterthanen. 

— — Paßämtliche Behandlung der 
zureifenden Gefellen in Wien, f. Rei- 
fende. 

— — Stempel für felbe, f. Reife: 
‚ Urkunden. 

— — f. Gefellen, — — 
u ir Reiſende, Stämpel. 

anderpäfle, f. Wanderbüdher. 

Wanderprotocolle über die ein 
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und auswandernden Gefellen, dann 
über jene, welche in und aus der Ar—⸗ 
beit treten, find bei allen Zünften ein- 
und ordentlich fortzuführen. (Rggs. 
Beſch. vom 17. Jän. 1797. Hfkzl. D. 
vom 25. Mai 1815. Bdg. v. 14. Mai 
1816. Barth. 9. u. ©. Gef. 2. Bd. 
©. 70.) 

Wanderprotocolle, über die Ein- 
tragung in felbe, haben ſich Gefellen 
bei ihrer Aufnahme von Meiftern oder 
Befugten mit dem Einbringzettel aus— 
zuweifen, ohne welchen feiner bei ftren- 
ger Ahndung aufzunehmen ift. (Vdg. 
vom 14. März 1816. Barth. H. u. G 
Gef. 2. Bd. S. 83 u. 84.) 

— — Zur Eintragung in felbe ift 
jeder Austritt und jede Aufnahme 
eined Gefellen von dem Arbeitgeber 
an dem nämlichen Tage, als die Ver- 
änderung gefchieht, anzuzeigen. (N. ö. 
Rggs. Beſch. v. 21. Aug. 1816. Bth. 
u. ©. Gef. 2. Bd. ©. 80.) 

Wanderung. Mafregeln zur Hint- 
anhaltung des Einwandernd ganz er 
werb- und mittellofer ausländifcher 
Handwerkögefellen, ſ. Gefellen. 

Wanderungsverlängerung, ſiehe 
Wanderbücher. 

Wappen mit Schild und Helm iſt 
den Unadeligen zu gebrauchen verbo— 
ten. (Vdg. v. 19. Jan. 1765. Krop. 
Gef. M. Ther. 4. Bd. ©. 309.) 

— — (3 fann darüber fein Zwei: 
fel obwalten, daß nur derjenige ein 
adeliged Wappen (aus einem mit Hel- 
men oder Kronen gezierten Schilde) 
führen darf, welcher hiezu dur ein 
Adeld-Diplom , durch einen Wappen- 
brief oder fonft durch eine legale Ur- 
kunde berechtigt ift. Darüber beftehen 
in den altöfterr. Provinzen feit lange 
beftimmte Vorſchriften. Es wird hier 
nur auf das Patent des Kaiferd Fer— 
dinand I. vom 1. März 1631, weldes 
aud in dem Codice austriaco im Aus» 
zuge erfheint, und auf das Hof 
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Refeript vom 19. Jän. 1765 zurückge⸗ 
führt; welche Borfchriften, um der mit 
Hoflanzlei-Decrete vom 2. Nov. 1827 
befannt gemachten a. h. Entfhl. vom 
28. Nov. 1826 (f. Adelsanmaßung) 
zu genügen, genau zu handhaben find. 
Es verfteht fih aber von feldft, daß 
unter Wappen die Siegel oder einfa- 
hen Zeichen nicht zu verftehen feien, 
welche blos zur Bezeichnung eines Be- 
fißers einer Kunft, einer Befhäftigung 
(3. B. bei den Kaufleuten der Anter, 
ein Waaren»Ballot u. f. w.) dienen, 
und welche weder mit einer Krone noch 
mit einem Helme oder einem fonftigen 
Kennzeichen des Adels verfehen find. 
Was übrigens den Verkehr mit 
Wappen, er beftehbe in der Berferti« 
gung oder dem Berkaufe von grapir- 
ten, geftochenen, gezeichneten, gemalten, 
gefhnigten, gehauenen, gegoffenen oder 
wie immer verfertigten Wappen betrifft, 
fo fann diefer Verkehr keinem allge 
meinen Berbote unterzogen, und es 
fann den Wappen-Graveuren, Malern, 
oder wer fi immer mit Arbeiten die- 
fer Art abgibt, nicht unterfagt werden, 
Wappen aller Gattungen unter Beob- 
achtung der fonft in diefer Beziehung 
beftehenden Vorſchriften auf Beitellung, 
nad Angabe der Befteller, oder wenn 
diefer die Beftandtheile nicht angibt, 
fondern die Erfindung oder Zufam- 
menfeßung dem Sachverſtändigen über: 
läßt, zu verfertigen und den Befteller 
nad Wunſch zu befriedigen, nur wird 
der Berfertiger einer folchen Arbeit bei 
wiffentliher und abfichtliher Mitwir: 
fung, durch intellectuelle oder mate— 
rielle Beihilfe zu Wappenanmaßungen, 
auch ftraffällig. (Hfkzl. Deer. vom 26. 
Juli 1833 3. 13735, n. ö. Rggs. 
Vdg. vom 22. Aug. 1833 3. 45107, 
n. d. Prov. G. ©. 15. Bd. 3. 1833. 
Rr. 165. Vdg. des mähr. Bub. vom 
23. Aug. 1833 3. 27261, des böhm. 
Bub. vom 24. Aug. 1833 3. 37618, 
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der ob der ennf, Reg. vom 26. Auguft 
1833 3. 24503. Prov. ©. ©. für 
D. Defterr. Rr. 131.) 

Wappen. Es ift die Frage entftan- 
den, ob, wenn wahrgenommen wird, 
daß ein Miethlutfcher fih eines erfauf- 
ten Wagens unter Beibehaltung des 
darauf gemalten, adeligen Wappens 
des früheren Befigers bedient, die Be 
hörden recht daran feien, den Mieth— 
futfcher zur Befeitigung des Wappens 
zu verhalten. Mit'a. 5. Entſchl. vom 
5. Juni 1835 wurde befohlen, daß die 
Bolizei « Behörden in der Abftellung 
von dergleichen Unziemlichkeiten nicht 
zu beirren feien. (Hflzl. Decr. vom 6. 
Juni 1835 3. 12498, n. ö. Rogge. 
Bdg. vom 23. Juni 1835 3. 34699. 
Prov. ©. ©. 17. Bd. Nr. 191. Gal. 
Bub. Decr. vom 13. Aug. 1835 3. 
41401.) 

— — ſ. Adelsanmaßung. 

— — f. Hoflieferanten. 

Warburg’fhe Tinctur. Se. Maje⸗ 
ftät haben laut a. h. Entſchließ. vom 
30. Jän. 1847, intimirt durch hohes 
Hofkanzleis-Decret vom 2. Febr. 1847 
3. 3747, dem Doctor der Arzneikunde 
Carl Warburg, jedoh nur für feine 
Perfon, die Erzeugung und den Ber- 
fauf feiner Fieber » Tinctur mit dem 
Beifage allergnädigft zu geftatten ge 
ruht, daß auch den Materialiften der 
Berkauf diefer Tinctur im Großen, je 
doh blos an Apotheker und an zur 
Haltung von Hausapothelen bered- 
tigte Aerzte und Wundärzte unter ge 
nauer Ueberwachung der Sanitätd-Po- 
lizei erlaubt fein fol. (NR. ö. Rggs. 
Eirc. vom 10. Febr. 1847.) 

— — Tinctur. Der Med. Dr. Earl 
Warburg bat in Beziehung auf den 
ihm laut hohem Hoflanzlei-Deeret vom 
2. Februar 1847 3. 3743 mit a. b. 
Entſchl. vom 30. Jän. d. 3. bewillig- 
ten Berkauf feiner Fieber-Zinctur der 
Regierung die Anzeige erftattet, daß er 
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dieje Fieber- Tinctur mit einem Nach— 
laffe von 30%, von dem urfprünglich 
feftgefeßten Preis von 2 fl. 30 fr. EM. 
für ein Fläſchchen in der Art, dag von 
obigen 30%, 10 Procente den Arznei— 
Lieferanten zu Gute zu kommen haben. 
(Deer. der k. E. n. 6. Reg. v. 26. Aug. 
1847 3. 45349.) 

Warnungstafeln wegen Betreten 
der Eifenbahn, ſ. Eifenbahn. 

Warnungszeichen für die Dampf: 
ſchiffe unterhalb Grein, fiehe Dampf: 
ſchiffe. 

Wäſche, das Aufhängen derſelben 
iſt am Wr. Donaucanale nicht zu dul— 
den, f. Donaucanal. (Bdg. vom 10. 
uni 1811 $. 23.) 

— — der nad anftedenden Krank— 
beiten Berftorbenen, ſ. Infections: 
fperre, Infectionswäfche, Zeichen: 
beſchau. 

Wäſcheaufhängen am Donau— 
canal, f. Donancanal. 

Wäſcher, ſ. Jufectiouswäſche. 

Wäſcherleuten iſt geftattet, bis 
9 Uhr Früh an Sonn: und Feiertagen 
Wäſche in Butten zu tragen oder auf 
Schubfarren zu führen, f. Sonn: u. 
Beiertagsheiligung. 

— — iſt durchaus verboten, von 
Blatterfranfen Wäſche zur Reinigung 
zu übernehmen, umd ift die Reinigung 
derfelben nur den Infectionswäfhern 
vorbehalten, f. ISnfectionswäfdhe. 

Wäfhermädchen: Ball, Es ift 
hier die Ankündigung eines fogenanns 
ten „Wäfhermädchen » Balles“ vorge: 
fommen, wobei laut der Kundmachung 
fih eine Gefellfhaft von 30 Wäſcher— 
mädchen in ihrer Wäfchertracht einfin- 
den follten. 

Wenn au in früheren Jahren als 
lenfalls einmal im Faſching Tanzun: 
terhaltungen Statt gefunden haben, 
bei welden fih vorzugsmweife Wäfcher- 
leute betbeiligten, oder ſolche auch zu— 
nächſt zur Beluftigung diefer Gewerbs— 

Zaleisty, Handb. d. Pol. Geſ. II. 
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claffe veranftalteten; fo wurde mit der- 
lei Unterhaltungen dod niemals, gleich: 
fam wie mit einem befonderen Schau 
fpiele im Wege öffentliher Ankündi— 
gungen, vor dad Publicum getreten, 
und der Titel „MWäfhermädchen- Ball“ 
wurde nicht ald Aushängſchild gewinn- 
ſüchtiger Ballunternehmer gebraucht, 
welche biemit in auffallend unſchickli— 
her Art frivole Gäfte herbeizuziehen 
fuchen. Da diefer Mißbrauch im Ins 
tereffe der Sittlichkeit und des öffent: 
lihen Anftandes nicht geduldet wer- 
den darf, wurde die Befeitigung jener 
unzuläffigen Ankündigung der frag« 
lihen Tanzunterhaltung verfügt umd 
werden die Bezirks- Commiffariate ans 
gewiefen, ähnliche Ballarrangements, 
welche nur auf den Zuſpruch der Kris 
volität berechnet find, umd zu unfitt- 
lihen Unfügen Anlaß geben, aud in 
Zukunft nicht zu geftatten. (Deer. der 
t. k. Stadth. vom 26. April 1852 3. 
1018.) 

Waſchflöße im Wr. Donaucanale, 
f.Donaucanal, Ueberſchwemmung. 

Wafchgold, f. Gold. 

Wafhzillen, ſiehe Ueberſchwem⸗ 


in 

afenmeifter. Den Abdedern foll 
für die Berfeharrung des umgefallenen 
Viehes etwas Beftimmted abgereicht 
werden; jedoch hat das Bauern» und 
Maiergefinde fih von dergleichen Ver- 
fharrung zu enthalten, und es find 
biezu die Abdecker anzubalten. (Hof: 
refeript v. 22. Nov. 1749.) 

— — und Scharfrichter dürfen fein 
Schweinvieh bei Gonfiscation mäften. 
(Bat. vom 7. Mai 1761. Barth. 9. 
u. ©. Gef. 5. Bd. ©. 186.) 

— — Die Gebühren find den Ab- 
dedern für ihre Arbeit bei an der 
Seuche gefallenem Vieh in nadhftehen- 
der Art ausgemeffen. Wenn der Be: 
fhädigte die Haut behält, für die Aus: 
führung eines großen — mit 
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30 kr., fir die Ausführung eines klei— 
nen mit 15 ?r., für das Abhäuten eines 
kleinen 8 fr. Behält aber der Abdecker 
die Haute, fo zahlt er dem Beſchädig— 
ten für ein großes Stüd 2 fl., für ein 
2jähriges 1 fl. 30 fr., für ein einjäh— 
tiges 30 fr. (Bdg. für Böhmen vom 
6. Rov. 1772. Obent. 1.Bd. ©. 20.) 

Woafenmeifter. Den Waferimeiftern 
gebührt bei graffirenden Viehſeuchen 
die Haut des gefallenen Biches nicht, 
fondern die Unterthanen fönnen ihr 
eigenes gefallenes Vieh felbft abhäu- 
ten, auch die Haut und das Unſchlitt 

ch zu Nutzen mahen. Doch müflen 

I das Vieh fogleih in tiefe Gruben, 
unter Verantwortung des Dorfrichterd 
und der davon Wiffenfchaft tragenden 
Beamten, verfcharren. (Bdg. vom 17. 
Dec. 1773.) 

— — Dagegen gebührt die Abde- 
ung und Bertilgung des neu gefalle: 
nen Biehes außer den graffirenden Seu— 
hen nur den betreffenden Waſenmei— 
ftern. (Bdg. v. 5. Sept. 1777.) 

— — Die Bafenmeijter haben ihre 
Beſchäftigung nur auf dem ihnen zuge: 
wiejenen Standorte und Bezirke aus- 
zuüben, da® Herumziehen im Lande 
ift ihnen verboten. Herumziehende Ab- 
deder find anzuhalten und ala Baga- 
bunden zu behandeln. (Bdg. vom 29. 
Yan. 1787. Dbent. 1. Bd. ©. 21.) 

— — Gelben ift verboten, Anochen 
des umgefallenen Viehes in Flüſſe zu 
werfen, eben fo die Maftung der 
Schweine mit Aefern oder dem Fleiſche 
von gefallenem Biehe. (Hfd. v.24.Nov. 
1788. Kanka Hdb. ©. 536.) 

— — Die Wohnungen ter Wafen- 
meifter dürfen nicht in Ortfchaften oder 
ganz nahe an denfelben errichtet wer: 
den, und ed haben die Obrigkeiten die 
firengfte Pflicht auf fih, die Wohnuns 
gen der Abdeder öfter zu unterfuchen, 
das allda ſich befindende verdächtige 
und liederliche Grfindel einzuziehen und 
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gegen dasfelbe nach den beftehenden 
gefeklihen Vorſchriften vorzugehen. 
(Bdg. für Böhmen vom 16. December 
1797. Dbent. 1. Bd. S. 21.) 

Wafenmeifter. Den Wafenmeiftern 
ift die Gaärberei der Viehhäute und Zu- 
bereitung des Leders verboten. (R. ö. 
Rggs. Vdg. vom 26. April 1803.) 

— — 63 ift vorgefommen, daß 
Abdecker einen Schweinhandel treiben, 
die magern Schweine zufammen kau— 
fen laffen, und in der Fütterung 
und Maftung zu halten fid beige: 
ben laffen. Da nun allerdings zu ver- 
muthen fteht, daß diefe Maftung mit 
Hefern und dem Fleiſche gefallener 
Thiere geſchehe, ungeachtet ſchon durch 
diesſeitige Cireular-Verordnung vom 
5. Dec. 1788 dieſe ſo ekelhafte und 
der Geſundheit nachtheilige Fütterung 
auf das ſchärfſte verboten worden iſt, 
fo wurden die Kreisämter angewieſen, 
fogleih bei jedem Abdeder und Wa— 
fenmeifter ihres Bezirkes unvermutbete 
NRahforfhung anzuftellen, und wo ſich 
wer diesfalld etwas zu Schulden kom— 
men laſſen follte, ihn empfindlich zu 
beftrafen, auch fämmtlichen Magiftra- 
ten und Drtsobrigkeiten wurde aufge: 
tragen, daß fie auf dergleichen Unfüge 
aufmerffam fein, und die Hebertreter 
der obbemeldeten Eircular-Berordnnung 
ohne Nahficht zur Berantwortung umd 
Strafe ziehen ſollen. (Rggs. Deer. v. 
7. Mai 1803. Ferros S. 2. 2. Thl. 
©. 227.) 

— — Die Bafenmeifter find in 
ganz Defterreich ordentliche, jedoch un- 
zünftige Gewerbe, welche, wenn fie 
titulo oneroso von einem Betreiber auf 
den andern übergegangen find, als rar 
dicirt oder frei verfäuflich anzufehen 
find, wenn fie aber nicht durch läftige 
Titel erlangt werden, perfönlih find, 
in welchem legterei Kalle die Befegung 
der Wafenmeiftereien den Orts- oder 
Dorfobrigkeiten vorbehalten bleibt, 
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(Regierungs:Berordnung vom 6. Juni 
1805.) 

MWafenmeifter. Der Antrag, da 
ein Wafenmeifter auf keinen Fall für 
die Abhäutung und Wegführung eines 
Aaſes ih die Haut desfelben zueignen 
dürfe, fondern folde dem Eigenthümer 
des gefallenen Viehes belaffen werden 
müffe, und fi der Abdeder blos mit 
der bejtimmten Tare von 45 fr. zu 
begnügen habe, wird genehmigt. (Rggs. 
Decr. vom 12. Febr. 1807. Rggs. 3. 
4443. Guld. ©. B. 3. Br. ©. 4.) 

— — Sämmtlihe Gemeinden find 
für die gehörige Verfcharrung der 
Aefer verantwortlid ; und die Drtd- 
richter haben um fo mehr von Zeit 
zu Zeit au die Schindanger zu befu- 
hen, als bei einem ſolchen vorgefunde- 
nen Gebrechen jowohl der Waſenmei— 
fter, als auch der Drtsrichter beftraft 
werden wird. Zugleich follen die Kreis- 
ärzte auf die gehörige Verſcharrung 
der Aeſer in die Abdedergrube auf- 
merkffam fein, und bei Entdedung 
eines diesfälligen Gebrechens auf der 
Stelle den Drtsrichter hievon verftän- 
digen und eine Anzeige an das Kreid- 
amt machen. (MR. 6. Rggs. Vdg. vom 
3. Aug. 1807.) 

— — In der Abfiht, auf die Ver— 
befferung des fittlihen Zuftandes der 
MWafenmeifterelaffe, infofern es in dem 
Berufe der Staatsverwaltung liegt, 
einzuwirken, findet fi die Hoffanzlei 
beftimmt, den Behörden die genaue 
Handhabung folgender, zum Theile 
ſchon beftehenden Borfchriften zur 
Pfliht zu machen. 

1. If mit aller Sorgfalt über den 
Schulbefuh und Religionsunterricht 
der Kinder der Wafenmeifter zu was 
chen, und diefe Borforge allen hiezu 
gefeglih berufenen Berfonen einzu- 
ſchätfen. 

2. Den obrigkeitlichen Beamten, 
Seelſorgern, Schullehrern und Orts— 
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richtern iſt ein humanes Betragen ge— 
gen die Waſenmeiſter und ihre Ange— 
hörigen mit der Weiſung zu empfeh— 
len, nach Kräften zur Verhinderung 
alles deſſen zu wirken, was auf die 
Geringſchätzung dieſer Gattung Men— 
hen ihres Standes wegen Bezug ba: 
ben könnte. 

3. Sind von nun an zur Betrei- 
bung der Wafenmeifter-Gerehtigkeiten 
nur folde Leute zuzulaſſen, die fi 
über den genoſſenen Religiond- und 
Schulunterriht und über ihren mora- 
lifhen untadelhaften Lebenswandel be- 
friedigend ausweiſen. 

4, Iſt die Zahl der Wafenmeifter 
ohne Noth nicht zu vermehren, viel- 
mehr da, wo mit Rüdfiht auf die 
Umftände des Bedürfniffes eine Ber- 
minderung geftattlic wäre, auf foldhe 
Bedacht zu tragen. 

5. Iſt zu trachten, fo viel möglid 
die radicirten Wafenmeijterdgewerbe 
eingehen zu machen, und ſolche nad 
und nad in perfönliche umzuftalten. 

6. Sind den Drtöobrigfeiten die 
Anordnungen wegen firenger Polizei: 
auffiht und öfteren PVifitationen der 
in ihrem Bezirke befindlichen abgelege- 
nen Wohnftätten und Kocalitäten in 
Erinnerung zu bringen, und fi von 
deren Beobachtung die Ueberzeugung 
zu verfhaffen. (Hfkzl. Deer. vom 27. 
Febr. 1818, an ſämmtl. Länderft. Bol. 
®. ©. 3. 1818. Rr. 15.) 

Wafenmeifter. Die Abdeder ha: 
ben übrigens die Aeſer nicht zu ver- 
brennen, fondern diefelben in dem. 
mit einer Planke zu umfangenden Blake 
zu verfharren. (M. 6. Rggs. Vdg. 
vom 13. Juli 1818.) 

— — Auch für die Menagerie zu 
Schönbrunn, oder in was immer für 
einer andern Hinficht, darf das Aas— 
fleifh von Seite der Wafenmeifter nicht 
abgeliefert werden. (U. h. Eutſchl. v. 
2. Sept. 1818. Hfd. er 14. Sept. 
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1818. Rogge. Int. vom 13. October 
1818.) 

MWafenmeifter. Das Berbot des 
Bleifchverfaufes von Seite der Wafen- 
meifter ift ftrenge und ohne Ausnahme 
bandzubaben, wo übrigens den Jä- 
gern und jedem Privaten geftattet ift, 
Thiere unter den beftehbenden Sanitäts- 
Vorſchriften zu Schlachten. (A. h. Ent- 
ſchließung vom 24. Juni 1822. Hftzl. 
D. v. 1. Juli 1822 3. 17812,) 

— — Die in Folge Hofverordnung 
vom 9. Juli 1768 und Regierungs:- 
Decreted vom 14. Juli 1768 feftge- 
fegten Abdeder-Gebühren für die Hin- 
wegfhaffung der allhier gefallenen 
Thiere werden von Wiener Währung 
auf Sonventions- Münze umgefeht. 


Tabelle 


der von dem hiefigen Freimanne zu 
allen Zeiten, von allen Gattungen der 
Leute für große und fleine gefallene 
Thiere abzunehmenden Taren laut Hof- 
verordnung vom 9, Juli 1768. 


fl. Er. 
1. Soll der Eigenthümer 


eines gefallenen Pferdes, Och— 
fen oder Kub in der Stadt 
und auf den Burgfrieds-Grün- 
den (außer einer Seuche oder 
anftedenden Krankheit) an den 
Sreimann, nebft Ueberlaffung 
der Haut, für die Ausfuhr und 
Vertilgung nit mehr ald.. 2 9 
zu geben ſchuldig fein. Wollte 
aber 
2. der Eigenthümer des um- 
gefallenen Viehes die Haut für 
fi behalten, foll er dem Frei- 
manne geben 
3. Für Erhebung eines der- 
gleihen Viehes aus einer tie- 
fen Stallung (fie möge viel 
oder wenig Stufen haben) fol- 
len in der Stadt von dem 
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fl. fr. 
Eigenthümer, wenn er die Haut 
mit überläßt 
wenn er fie aber zu fi nimmt 
entrichtet werden. Hingegen 
follen 

4. aufden hiefigen Freigrün- 
den, wegen der öfters fehr wei« 
ten Entfernung von Grdberg, 
von dem Eigenthümer eines 
ſolchen gefallenen Viehes für 
Ausfuhr: und Bertilgungslohn 
nebft Zurüdlaffung der Haut, 
an den Freimann 
wenn aber der GEigenthümer 
die Haut für fih behalten 
wollte 
abgeführt werden. 

5. Sollen für die Hinmweg- 
bringung des Fleineren gefalle 
nen Viehes, als: Kälber, Fül« 
len, Schweine, Ziegen, Ziegen⸗ 
böde, Schafe, Hunde, Katzen 
u. dgl. ſowohl in der Stadt 
als auf den Burgfrieds- und 
Freigründen, von dem Eigen: 
thümer des Viehes dem Hin: 
wegbringer nebft Ueberlaffung 
der Haut für jedes Stud .. 
gegeben werden. Wenn aber 

6. ein allgemeiner Unfall 
unter den Pferden, Ochſen oder 
Kuͤhen entftünde, fo follen von 
dem Eigenthümer des Viehes 
für die Ausfuhr desfelben 30 Er. 
und für das Ausziehen 15 Er., 
zufammen alfo für jedes Stüd 
für jedes Stüd des Fleineren 
vorbenannt. Biehes aber 15 fr. 
und für das Ausziehen 8 fr., 
zufammen 
bezahlt werden. 

In diefem Falle, nämlich einer or⸗ 
dentlihen Seuche foll 

7. dem Eigenthümer frei fteben, die 
Haut des ihm gefallenen großen oder 
feinen Biehes an fi zu bringen oder 
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aber felbe dem Freimanne zu über: 
laffen. 

8. In Anbetraht der armen Leute 
aber, denen in oder außer einer Vieh— 
feuche ein großes oder kleines Thier 
umftünde, können felbe gegen Beibrin- 
gung eined glaubwürdigen Atteftates 
ihrer Armuth von ihrem Richter, von 
Abreihung einiger Zaren für bemeldt 
ihre gefallenen Thiere freigelaffen, und 
fann ihnen nebftbei, die Häute von dem 
ihnen umgeftandenen Viehe zu ihrem 
Nupen zu verwenden, geftattet werden. 
(R. ö. Rggs. Bdg. vom 2. Mai 1827 
3. 22253. Bm. ©. 2. 3. 1827. ©. 
280 bis incl. 283.) 

Waſenmeiſter. Hinfihtlich derfel- 
ben wurde beftimmt, daß, infoferne fie 
fih lediglih mit der Erzeugung des 
ordinären weißen Leders aus den Häu- 
ten gefallener Thiere und Berfertigung 
des geringeren Lederwerkes aus den- 
jelben befaffen, es bei diefer Hebung, 
da, wo fie bisher beftanden hat, zu 
verbleiben habe, daß ihnen jedoch das 
Gärben der Häute von umgeftandenen 
Thieren und die Berfertigung des or- 
dentlichen Xeders, dann die Erzeugung 
von ordentliden Riemerwaaren unter: 
fagt bleibe. (Gfkzl. D. vom 22. Juni 
1832, an die Länderft. in N. Defterr., 
Defterr. ob der Enns, Böhmen, Mäh— 
ren u Schlefien, Tirol, Steiermark u. 
Küftenlant. Pol. G. ©. 60. Band. 
Nr. 80.) 

— — Berbefferung bei dem 
Wafenmeifterbetriebein Bien. 
Die Polizeiauffiht über die für Wien 
beftehende Wafenmeifterei zu Kleder— 
ling wird der k. k. Polizei Ober: Di- 
rection und dem k. k. n. ö. Landes— 
thierarzte übertragen, und es hat der 
legtere alle Monate einmal in derfelben 
die Nachſicht zu pflegen, und über den 
Befund der k. k. Polizei: Ober : Direc- 
tion zu relationiren. Zur Abhilfe der 
erhobenen Uebelftände find fogleich fol« 
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gende Mafregeln in Ausführung zu 
bringen: 

a) hat der dermalige Abdeder oder 
Adminiftrator in der Abdederei zu 
Klederling entweder felbft zu wohnen 
oder ein verläßliches Individuum an- 
zuftellen und von dort aus über das 
ganze Wafenmeiftergefhäft entweder 
felbft oder dur den Stellvertreter die 
ftrengfte und ftete Nach- und Auffiht 
zu pflegen. 

b) Soll der Abdeder gehalten fein, 
zum Bertilgen der berrenlofen Hunde, 
zum Zuführen, Abhäuten, Bergraben 
der Thierleihen, Pflege der Karren⸗ 
pferde und andern häuslichen Gefchäfte 
wenigftend 8 Knechte zu halten, die 
möglihft größte Reinlichkeit überall 
zu- handhaben, und fein Aas über 
Naht umerpedirt und uneingeſcharrt 
liegen laffen. 

c) Muß über jede Aasſchichte ein- 
zelner (und nicht unmittelbar auf und 
übereinander zu legender) Aasftüde in 
der Aasgrube wenigftend 1 Zoll hoch 
jerftoßener oder an der Luft zerfalle: 
ner Kalt, und darauf 3 Schub hoch 
Erde aufgetragen und fo fortgefahren 
werden, zu weldhem Ende aud ftets 
eine hinlänglihe Menge Kalt vorrä- 
thig zu halten ift. 

d) Iſt der Erpedirplak und der Wa- 
fenmeiftereihof ftetö fo viel möglich rein 
zu halten, am erfteren jede unmäßige 
Subdelei von Unrath und Blut zu ver- 
meiden und im legteren dürfen weder 
frifhe Häute oder Flechſen mit ankle— 
benden Fleiſchportionen aufgehangen, 
am wenigften aber das Aadfleifch den 
Hunden in größeren Gtüden vorge- 
worfen werden. Damit das Trocknen 
der frifhen Häute und der Flechſen 
unter Dach Statt finden könne, hat 
der Wafenmeifter zur Gewinnung der 
biezu erforderlichen Localitäten am Bo- 
den entweder für den ſchnellen Abfak 
diefer getrockneten Gegenftände oder 
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für die Herftellung eines ordentlichen 
Schoppens auf eigene Koften zu forgen. 

e) Da die Häute der an anfteden- 
den Krankheiten umgeftandenen Thiere 
den beftehenden Borfchriften gemäß nad 
den Abledern ohne Verzug in eine 
eigene mit Kalk und Afchenlauge ge- 
füllte Bodungen gelegt, im diefer mit 
Steinen befhwert, darin 2 Tage ger 
laffen, fodann 8 Tage der freien Luft 
ausgefegt und abgefondert aufbewahrt 
werden müffen, und vor 4 Wochen nad 
beendigter Seuche nicht verkauft wer— 
den dürfen, und da die übrigen brauch— 
baren Abfälle 5.3. Unfchlitt, Hörner ꝛtc. 
ein befonderes Berfahren vor dem Ber: 
fchleiße erfordern, indem erſteres aus- 
gefhmolzen und in reinen Gefäßen auf: 
bewahrt, leßtere aber einige Tage in 
Salzwaſſer gelegt und fodann getrod- 
net werden müffen, fo bat der Wafen- 
meifter dafür unverzüglih zu fergen, 
daß die hiezu erforderliden Bodungen 
und Requifiten bergeftellt und fih all- 
feitig nach den beftehenden veterinär- 
polizeilihen Vorſchriften benommen 
werde. 

f) Rohes Aasfeti und Unfchlitt bleibt 
dem Abdeder zu verkaufen für immer 
verboten und es ift demfelben nur der 
Berfauf des über Feuer zerlaffenen 
Aaefettes und Unſchlittes geftattet. — 
Die k. k. Polizei: Ober: Direction hat 
unverzüglih auf den Vollzug diefer 
Mapregeln nah ihrer Amtswirkſam— 
feit zu dringen, umd der k. f. n. ö. 
Landesthierarzt bei feinen monatli 
an diefe Stelle zu erftattenden Rela- 
tionen auf die genaue Beobadtung 
diefer Puncte die gehörige Rückſicht zu 
nehmen. (R. ö. Rggs. Vdg. v. 3. Der. 
1835 3. 65913. An. ©. B. 3. 1835. 
Rr. 95.) 

Wafenmeifter. Den Beſitzern der 
biefigen Wafenmeifterei bleibt e8 unbe» 
nommen, ſich diejenige Anzahl Dienft- 
boten in Klederling zu halten, welde 
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zur gehörigen Ausübung ihres Gewer- 
bes erforderlih ift, widrigenfalld fie 
für die hieraus entftandenen Mängel 
baftungspflihtig bleiben. Der zum 
Trodnen der Haute und Sehnen be- 
ftimmte Trodnenboden zu Kiederling 
ift nicht zur Aufbewahrung ihrer Bor- 
räthe zu verwenden, fondern durch 
ſchnelle Wegſchaffung der bereits ge- 
trodneten Gegenftände frei zu erhal— 
ten, wobei es ihnen überlaffen bleibt, 
wo umd in weldyer Art fie für die Aufs 
bewahrung jener Borräthe forgen. 
(GHfkzl. D. v. 13. Juli 1838-3. 16354. 
Vdg. der n. ö. Reg. vom 24. Juli 
1838 3. 41905. Rn. ©. 3.3. 1838. 
Nr. 52.) 

Wafenmeifter. Nah den Regie 
rungsverordnungen v. 12, Mai 1804 
3. 5275 und vom 12, Febr. 1807 
3. 4443 find die Abdeder nit nur 
bei Epigootien, fondern aud bei fpo- 
vadifchen Viehumfällen verpflichtet, den 
Viehbeſitzern die Häute der gefallenen 
Thiere zurüczugeben. Hiernach wird 
das freisämtlihe Erkenntniß beftätigt, 
nad welchem ein Wafenmeifter verhal⸗ 
ten wurde, die Haut der durch Feuers— 
brunft zu Grunde gegangenen Kühe 
den Viehbefigern zurücdzuftellen oder 
zu erfeßen. (Bdg. der n. 6. Reg. vom 
29. April 1840 3. 21559. An. ©. 2. 
3. 1840. Nr. 19.) 

— — in Wien. Die vereinigte Hof- 
fanzlei hat dem hiefigen Waſenmeiſter 
die Anwendung ded Arfenifs zur 
Bertreibung der Ratten in der 
Aasgrube zu Klederling unter Beob— 
achtung der nachftehenden Beftimmun- 
gen, über deren Berfolgung ftrenge zu 
wachen ift, bewilligt: 

1. Hat der Mafenmeifter den Ar 
ſenik jederzeit perfönlih anzukaufen, 
denfelben mit Vorſicht in feine Abde- 
derei zu befördern, dafelbft den ganzen 
Borratb in einem wohlverwahrten 
Schrank aufzubewahren und fowohl zu 
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diefem, als zu dem für die Bereitung 
des vergifteten Köders und zu dem für 
die Berwahrung des hiezu gebrauchten 
Geräthes beftimmten Zimmer , welches 
in feiner Abweſenheit ebenfalld ver: 
fperrt fein muß, den Schlüffel bei fi 
zu tragen, imsbefondere hat derfelbe 
die Berwendung des bereiteten Giftes 
firenge zu überwachen, und bei ſchwe— 
rer Strafe weder von dem Arſenik noch 
von dem bereiteten Köder das Ge: 
ringfte Jemandem zu überlaffen oder 
davon außerhalb der Aasgrube oder 
in einer anderen Art zu verwenden. 

2. Iſt der Arfenif in gepulvertem 
BZuftande einzukaufen. 

3. Soll das zur. Bereitung der 
Salbe beftimmte Fett durch Beimen- 
gung von Kienruß 1 Theil auf 8 Theile 
fennbar gemacht werden. 

4. Iſt die Gebahrung mit dem Rat- 
tengifte in der Abdederei dur die 
k. k. Polizei: Bezirks - Direction Land» 
ftraße und durch den PBolizei-Bezirkd: 
arzt von Zeit zu Zeit zu unterfuchen, 
wad auch von dem Landesthierarzte 
bei feinen monatlih vworzunehmenden 
Unterfuhungen in der Klederlinger 
Aasgrube zu gefhehen hat. (Hfkzl. D. 
vom 28. Jän 1842 3. 1892, n. ö. 
Rggs. Vdg. vom 4. März 1842 3. 
8211. An. ©. 2. 3. 1842. Nr. 12.) 

Woafenmeifter. Hinſichtlich folder 
Thiere, welde im k. k. Thierarznei: 
Inftitute fecirt wurden, aber nicht dort 
umgeftanden find, ift ald allgemeines 
Regulativ für die Zukunft der unum« 
ſtößliche Grundfaß anzunehmen, daß 
der Eigenthümer eined umge 
ftandenen Thieres auch immer 
binder Eigenthümer der Haut 
bleibt, und demnächſt müffen zur 
Entfheidung der vorfommenden An— 
fprüde die Taren berückſichtigt werden, 
welche ald Entfhädigung für die Mühe- 
waltung des Wafenmeifterd mit Rggs. 
Vdg. vom 2. Mai 1827 3. 22253 
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feftgefeßt worden find. Fordert daher 
der Eigenthümer die Haut zurück, wozu 
er, den all einer Seuche ausgenom- 
men, allerdings beredhtigt ift, fo muß 
er auch dem Wafenmeifler die feftge- 
fegte Bergütung bezahlen. Wenn alfo 
Thiere in das f. k. Thierarznei » Infti- 
tut, die nicht dort gefallen find, aus 
Öffentlihen Polizei-Rüdfichten erſt zur 
Section überbradt werden, was wohl 
nur in einzelnen fporadifch vorfommen- 
den Fällen zur Conftatirung des. Cha- 
racterd der Krankheit geſchieht, fo muß 
ohne Zweifel, wenn der Eigenthümer 
des Thieres die Haut zurüdverlangt, 
er dem Wafenmeifter die Zare und fo 
auch dem Inſtitute die Ablederungs:- 
und fonftigen Auslagen vergüten. — 
Nimmt er aber die Haut, binfihtlid 
welcher ihm das Dispoſitions-Recht 
zufteht, nicht zurüd, fo tritt das In— 
ftitut, wenn der Eigenthümer zu Gun— 
ften desfelben feinem Rechte entjagt, 
an deffen Stelle, und der Wafenmeifter 
bat dann in diefem Falle feinen ander 
weitigen Anſpruch an das Inftitut ale 
auf die feftgefeßte Taxe, weil er aud 
bei der Ablederung keine Mühe hatte; 
überläßt jedoch der Eigenthümer die 
Haut dem Wafenmeifter, fo tritt dieſer 
in die Rechte und Berpflihtungen des 
Eigenthümerd, und da ihm der Bor 
theil der Haut zu Guten fommt, hat 
er, nämlich der MWafenmeifter, dem Ins 
flitute die Koften der Ablederung ꝛc. 
gleich dem Eigenthümer zu vergüten. 
Jedenfalld wäre ed zu weit gegans 
gen, wenn diedfalls der Polizei-Fond 
in Anfpruch genommen werden wollte, 
weil fonft diefer Fond auch die oben 
erwähnten Taren bezahlen müßte, was 
fon darum nicht zugegeben werden 
kann, weil diefe jedenfalld den Eigen- 
thümer treffen. An diefe allgemein feft 
gefegten Grundfäge hat fi die Inſti— 
tuts Direction fünftighin zu halten 
und da, wie bereitd erinnert worden 
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ift, die Fälle einer Ueberbringung fol- 
her außer dem Haufe gefallenen Thiere 
in das Inftitut nur felten vorfommen, 
fo unterliegt e& wohl durchaus feinem 
Anftande, von Fall zu Fall mittelft 
eines kurzen Protocolla die Erklärung 
des zur Dispofition berechtigten Eigen- 
thiimerd aufzunehmen, um nad deren 
Inhalt das Weitere verfügen zu kön— 
nen. (Bdg. der n. ö. Reg. v. 9. Febr. 
1842 3. 5441.) 

Um in derlei Fallen die Erflärung 
des zur Dispofition berechtigten Ei— 
genthümers zu Protocoll nehmen, und 
darnach das Weitere verfügen zu kön— 

‚nen, wurde von der Thierarznei = Infti: 

tuts-Direction mit Note vom 27. v. M. 
3. 137 das Anfuchen geftellt, daß für 
die Zukunft, wenn aus öffentlihen Po— 
lizei- Rüdfihten ein todtes Thier zur 
Section in das k. f. Thierarznei- In» 
ftitut überbracht wird, durch die betref- 
fende Polizei » Bezirks » Direction auch 
jederzeit der Eigenthümer des gefalle- 
nen und zur Section in das Thier- 
arznei» Inftitut überbrachten Thieres 
angewiejen und verhalten werde, in 
der Amtskanzlei des k. k. Thierarzneis 
Inſtitutes noch vor oder gleih nad 
der Section zuverläffig zu erſcheinen, 
um feine Erklärung zu Protocol neh— 
men und darnach das Weitere ohne 
Verzug verfügen zu können. (Circ. der 
t. k. Bol. Ob. Dir. v. 7. März; 1842 
3. 3319/519.) 

Wafenmeifter. Die k. k. vereinigte 
Hoflanzlei findet rüdfihtlih der Ent: 
[Hädigung des Wafenmeifters in Wien 
für die außerhalb des Thierarznei-In- 
fitutes gefallenen und da fecirten 
Zhiere zu verordnen, daß der Wafen: 
meifter die Haut in nalura oder die 
Entfhädigung hiefür von folden Thie- 
ren auch dann anfprechen könne, wenn 
feine Erklärung des Gigenthümers, 
wie er es damit gehalten wiſſen will, 
zu erlangen ifl, und daß auch dann die 
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Taren an den Wafenmeifter vom Eigen- 
thuͤmer und nicht vom Thierarzuei⸗In⸗ 
flitute zu entrichten find, wenn die 
Haut und Abfälle dem Inftitute blei« 
ben. Die Ausgaben des Thierarznei- 
Inftitutes beftehen in 24 fr. EM. fürd 
Abledern, 1 fl. 45 fr. EM. fürs Weg- 
führen und 45 fr. fürs Einfharren. 

Die Tare mit 45 fr. für das Ein- 
harten ift nad dem $. 82 des Drga 
nifirungsplanes des Thierarznei-Infti- 
tuted nur für die im Inſtitute gefalle- 
nen Thiere, und der MWafenmeifter be 
zieht für die Ausfuhr und Vertilgung 
der außerhalb vdesfelben gefallenen 
Thiere bereits die gefeglihe Tare, wo- 
gegen er aber auch die gefallenen Thiere 
in die entfernte Aasgrube zu Kleder- 
ling verführen muß, während er die 
jur Section im Inſtitute beftimmten 
Thiere dahin zu verführen bat. (Hfkzl. 
Decr. vom 9. Sept. 1842 3. 26902, 
n. d. Rogge. Vdg. v. 26. Sept. 1842 
3. 55106. An. San. Bdg. 3. 1842. 
Rr. 70.) 

MWafenmeifter. Im Nachhange zur 
Hofkanzlei- Berordnung vom 9. Sept. 
1842 3. 26902 (Regierungs - Decret 
vom 26. Sept. 1842 3. 55106) wird 
der Thierarznei-Inflitutd-Direction be 
deutet, daß die k. f. vereinigte Hof- 
fanzlei bei den dargeftellten Sadver- 
hältniſſen die von der Inftituts-Direc- 
tion geftellten Anträge binfidtlich der 
Bergütung der Auslagen des k.k. Thier- 
arznei- Inftituts für die im Imftitute 
fecirten, aber nicht dafelbft umgeftande- 
nen Thiere an den Wiener Wafenmei- 
fter, und zwar in Bezug auf die vom 
Thierarznei-Inſtitute zu übernehmen- 
den Vergütung des Mehrbeirages der 
an den Wafenmeifter in dem Falle, wo 
weder er noch der Eigenthümer die 
Haut und die Abfälle behält, zu lei» 
ftenden Vergütung zu genehmigen ber 
funden habe, wornach 

1. der Wafenmeifter, wenn er die 
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in der Tarordnung vorgefchriebene 
Zare bezieht, nicht noch die Einfhar- 
rungsgebühr von 45 fr. EM. für ob- 
bezeichnete Thiere zu fordern hat; 

2. da contractmäßig derlei fecirte 
Thiere in einen eigenen gedeckten Gas 
daverwagen aus dem Thierarznei⸗In— 
flitute geführt werden, fo ift dem Wa— 
fenmeifter, au in dem alle, wo ihm 
die Haut des fecirten Thieres nicht zu: 
fommt, von der in der Tarordnung 
ihm zugefprocdhenen höheren Zare von 
4 fl. 9 r., dann 5 fl. und 5 fl. 48 fr. 
Conv. Münze, die dem Inftituts - Ca- 
daverfuhr-Sontrabenten zu bezahlende 
Ausfuhrgebühr, dermalen von 1 fl. 
35 fr. vom Stüd in Abzug zu bringen; 

3. die Koften der Ablederung von 
24 fr, E.M. pr. Stüd für die zur 
Section in das Imftitut gebrachten 
Thiere bat das lektere ebenfo zu be« 
ftreiten, wie für die Ablederung der 
im Inſtitute ſelbſt gefallenen Thiere. 
Endlich 

4. bat das Inſtitut für den Fall, 
wenn die Haut und die Abfälle dem 
Snftitute bleiben, wenn mithin der 
Eigenthümer des Thieres nur die ge: 
ringe Tare von 2 fl. 9 kr., 3 fl. oder 
3 fl. 48 fr. dem Wafenmeifter entrich— 
tet, auch diefem jenen Mehrbetrag von 
2 fl.E. M. zu vergüten, welder aus 
der Differenz der vom Eigenthümer für 
diefen Fall zu leiftenden geringeren 
Zare und der vom Wafenmeifter zu 
fordernden höheren Tare entfteht. (Hof: 
fanzleis Decret vom 5. Jän. 1843 8. 
38630, n. 6. Rggs. Vdg. v. 14. Jan. 
1843. An. ©. B. 3. 1843. Nr. 1.) 

Wofenmeifter. Zur Berminderung 
der Beihädigungen der benachbarten 
Grundftüde durch die Ratien wird die 
zwedmäßige Begrenzung der ftäd- 
tifhen Aasgrube bei Kleder 
ling durch den Ankauf mehrerer Grund: 
ftüde bewilligt, wornach der ordent- 
liche - Eontractabfehluß einzuleiten ift. 
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Da es fich überdies nicht verfennen 
läßt, daß einerfeits eine allzu große 
Ausdehnung der Aasgrube bei Kleder- 
ling und Ueberfüllung derfelben mit 
Thierleihen auf Vermehrung der Rat: 
ten nur fehr günftig einwirken muß, 
anderfeit# aber bei der großen Entfer- 
nung mander Ortfhaften von dem 
Abdeckorte das Abholen der gefallenen 
Thiere mit vielen Unzukömmlichkeiten 
in ſanitäts-polizeilicher Hinſicht ver- 
fnüpft ift, fo findet fih die Landes: 
ftelle bewogen, die von dem Wr. Ma: 
giftrate in Antrag geftellte Ausſchei— 
dung mehrerer Orte naht Wien, von 
dem Wr. Bezirke der Wr. Wafenmei- 
fterei und deren Zutheilung zu näher 
gelegenen Wafenmeiftereien zu geneh— 
migen und fomit anzuordnen, daß die 
dem Wr. Abdederbezirk bisher einver- 
leibt gewefenen Drtfchaften Ober: und 
Unter-Sivering, Dber- und Unterdöb- 
ling, Gerfthof, Neuftift am Wald, Pötz— 
leinsdorf und Salmanusdorf dem Klo— 
fterneuburger Abdederbezirke, Ottakring 
dem St. Beiter, und Inzersdorf dem 
Keopoldedorfer Abdeckerbezirke zuge— 
wieſen werden, während bei der Wr. 
Waſenmeiſterei nur die nahe gelegenen 
Orte Hernhals, Neulerchenfeld, Wäh— 
ring und Simmering fernerhin zu ver— 
bleiben haben. (Hfkzl. Deer. v. 5. Dit. 
1843 3. 30302, n. d. Rogge. Vdg. v. 
19. Dct. 1843 3. 58969. An. ©. ®. 
3. 1843. Nr. 123.) 

MWafenmeifter in Klofterneuburg. 
Sowohl der regelmäßige Hundefang, 
als jede andere im Polizeidienft vor: 
kommende Berrihtung des Wafenmei- 
fterd in den zum Alofterneuburger Wa— 
fenmeifter » Bezirke gehörigen Ortfchaf- 
ten Nußdorf, Heiligenftadt und Grin: 
zing wurde dem Klofterneuburger Wa: 
fenmeifter übertragen. Nui dann, wenn 
er feine Obliegenheiten nicht vorſchrifts⸗ 
mäßig erfüllen, oder wenn im irgend 
einem alle eine ſolche Gefahr am Ber 
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zuge eintreten follte, daß die Requifi- 
tion des Klofterneuburger Waſenmei— 
fterd mit Ddienftwidriger Berzögerung 
verbunden wäre, ift der Wr. Wafen- 
meifter durh eine von Fall zu Fall 
ſchriftlich auszufertigende ämtliche Ver: 
fländigung in Verwendung zu nehmen, 
und foldhes der Polizei: Direction an- 
zuzeigen. (Deer. der E. k. Pol, Dir. v. 
8. Nov. 1852 3.23369/2553 an dad 
Polizei-Commiffariat Döbling.) 

afenmeifter zu St Beit nädft 
Wien, f. Hunde. 

— — Entfernung der Schindan- 
ger von den Drtfhaften, ſ. Schind⸗ 
anger. 

— — f. Yasfleifh, Hunde. 

Waſſer, ſ. Zaglia, Unglüds: 


e. 
Wäſſer, künftlihe, ſ. Mineral: 


— — Apfel, Apium palustre, 
Froſchwurzeln, find giftige Gewächſe. 
(Bdg. v. 8. April 1785. Krop. Gef. 
Joſ. 8. Br. ©. 216.) 

— — unflätiges, f. Straßenrei: 
nigung. 

afferbauten. Für die Be 
ftreitung der Koften der Waſ— 
ferbauführungen find die Grund- 
fäße in nachſtehender Art vorgezeichnet: 

1. Bor jedem Wafferbau foll der 
relative Nutzen desfelben im Berhält- 
niffe zu dem dazu erforderlichen Auf: 
wande mit Zuziehung der dazu gehö— 
rigen Intereſſenten ausgemittelt wer- 
den. Unter der Nüplichkeit eines Baues 
wird fowohl der pofitive Vortheil, der 
davon erwartet wird, als die Abwen— 
dung der Nachtheile, die aus der Un- 
terlaffung des projectirten Baues zu 
beforgen find, verftanden. Unter den 
Intereffenten iſt ſowohl das Aerarium, 
wenn es zu toncurriren berufen iſt, als 
die das Aerarium vertretenden Behör— 
den, wie auch die Privaten, deren In- 
tereffe in Berührung kommt, gemeint. 
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2. Ueber die Bollziehung eines pro- 
jectirten Waſſerbaues haben die dazu 
berufenen Behörden nah Maßgabe 
ihres Wirkungsfreifes zu entfcheiden. 

3. Zur Bededung des Aufwandes 
eines als nothwendig oder nüßlich er- 
fannten und gebörig befchloffenen 
Waſſerbaues find nah den weiter fol— 
genden Beſtimmungen der Staat und 
die Privat-Intereffenten berufen. 

4. Waflerbauten für reine Staate- 
zwede find ausſchließend auf Koften 
des Staatd-Nerars zu vollziehen. Da- 
bin gehören indbefondere alle Waffer: 
bauten, welche ausſchließend auf ven 
Zwed der Befahrung der Flüſſe mit 
Schiffen oder Flößen oder bei Grenz- 
flüffen gegen das Ausland oder Un: 
garn auf die Berfiherung der Ufer ala 
Staatd-Territorium gerichtet find. 

5. Waſſerbauten, welde nur allein 
zur Erreihung von Privatzweden un- 
ternommen werden, follen auch nur auf 
Koften derjenigen Privaten, denen dar: 
aus ein Bortheil zugeht, oder von de: 
nen dadurch ein Nachtheil abgewendet 
wird, getragen werden. 

6. Wenn ein Waflerbau, obgleich 
vorzugsmweife aus Staatszwecken un- 
ternommen, au Privaten zum Nutzen 
gereiht, oder wenn ein folder Bau 
für Privatzwecke zunächft berechnet, auch 
dem Staate directe und bereihenbare 
Vortheile gewährt, fo haben im erftern 
Falle auch die Privaten, und im leß- 
tern Kalle au der Staat zu den Ko- 
ften verhältnigmäßig beizutragen. 

7. Die gehörig berechneten Koiten 
eines befchloffenen Wafferbaues find, 
wenn dazu theild der Staat, theild 
Privatintereffenten beizutragen beru— 
fen find, vor Allem mit Zuziehung der 
Intereffenten von den dazu geeigneten 
Behörden von Fall zu Fall nad dem 
Berhältniffe des erwarteten Nutzens 
oder abgewendeten Schadens zwiſchen 
dem Staate und den Privat: Interef- 
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fenten jeftzufegen, in der Art, daß auch 
für die Leßteren vorläufig nur die auf 
fie im Ganzen ausfallende Summe mit 
dem Morbehalte der Subrepartition 
ausgemittelt wird. 

8. Die Subrepartition der Bauko— 
ften auf die Brivat- Intereffenten, diefe 
mögen mit dem Staate gemeinfchaftlich 
oder allein und ausſchließend concur- 
riren, ift jedesmal mit ihrer Zuziehung 
von der dazu berufenen Behörde durch 
geeignete Kunftverftändige auszumit: 
teln. 

9. Infofern die Privat » Intereffen- 
ten eines Fluß-Waſſerbaues vorzugs- 
weife aus den Flußanrainern beftehen, 
ift zu bemerken, da& darunter nur jene 
verftanden werden, deren Nealbefig- 
thum inner dem Inundationdgebiete 
des Fluſſes gelegen ift; daß aber diefer 
Begriff außer den unmittelbaren Grund— 
befißern aud) auf die Grund- und Ze 
beutobrigkeiten nach dem Berhältniffe 
ihres Nutzantheils an den bezeichneten 
Gründen und Realitäten auszudeh— 
nen fei. 

10. Unter den PBrivatsIntereffenten 
werden ferner auch jene öffentlichen 
Fonde verftanden, welche, obſchon fie 
unter der Verwaltung der Staatöbe- 
börden ſtehen, gleihwohl nah den 
Grundfägen des Privatrecht admini- 
ftrirt werden, welche Fonde daher in 
Beziehung auf Waflerbauten, bei wel: 
hen fie intereffirt find, genau wie ans 
dere Private zu behandeln find. 

11. Zum Mapftabe der Beitrags- 
leiftung hat der Capitalswerth zu die 
nen, um welden die Grundftüde oder 
Realitäten eines jeden einzelnen In— 
tereflenten entweder pofitiv durch Ver: 
mehrung desfelben oder negativ durch 
Vermeidung ihrer Abwerthung erhöht 
werden. | 

12. Jedem Privat: Intereffenten ift 
von der Behörde der Betrag, der auf 
ihn entfällt, und der Maßſtab, nah 
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welchem derfelbe berechnet worden ift, 
in einem gehörig verfaßten Ausweiſe 
befannt zu geben. Sollte ein Privat: 
Intereffent dur die von der Behörde 
ihm zugeftellte Berehnung feines Be: 
trages oder des Maßſtabes der Aus— 
mittlung ſich beſchwert finden; ſo ſteht 
es ihm frei, binnen einer Friſt von 
höchſtens 14 Tagen um eine gericht: 
liche Würdigung des auf ihn angewen- 
deten Maßſtabes anzufuchen, welche in 
jedem Falle zu bewilligen ift, und nad 
deren Ausſpruch fid zu benehmen 
kommt, o&ne einen weiteren Rechtszug 
oder Beſchwerde zujulaffen. Die Ko— 
ften der gerichtlichen Schäßung hat der 
Recurrent nur dann zu tragen, wenn 
die von ihm eingebradte Beſchwerde 
als ungegründet erkannt werden follte. 

"13. Wer nad Berlauf der feftgefeß- 
ten Frift von 14 Tagen das Anfuchen 
um eine gerichtliche Schäßung nicht ge- 
ftellt hat, ift zur Reiftung des ihm zu: 
getheilten Beitrages verpflichtet. 

14. Sollte Jemand es vorziehen, 
den Grund oder die Realität, für wel— 
den er einen definitiv ausgemittelten 
Betrag zu leiften hätte, lieber ganz auf: 
zugeben, als fih diefem Beitrage zu 
unterziehen, fo fteht ihm ſolches frei; 
nur muß die Erklärung darüber in 
einer Krift von 14 Tagen nach defini- 
tiver Feftftellung des Beitrages abge: 
geben werden *). 

Solche überlaffene Grundftüde oder 
Realitäten find zum Bortheile der Baus 
foften-Goncurreng im Wege der öffent- 
lichen Berfleigerung zu veräußern. 

15. Um die Vollziehung eines be- 
ſchloſſenen Wafferbaues nit aus Man- 
gel an den dazu erforderlichen Geld» 
mitteln ins Stoden zu bringen, ift 
fih nad der Befchaffenheit der Con— 


*) In welcher Art er von diefer Alterna: 
tive Gebrauch machen kann, wenn fein Recht 
der freien Dispofition befhräntt 'B. * 
ſtimmt das Hofdecret v. 22. Sept. 183 
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currenz darüber die vollkommene Si— 
cherheit zu verſchaffen, in welcher Be— 
ziehung folgende Beſtimmungen ſeſtge— 
ſetzt ſind: 

a) In den Fällen, wo der Staat 
den Aufwand allein zu beftreiten hat, 
fann die angemeffene Erfolglaffung 
der erforderlihen Summen mit Rüd: 
fiht auf die beftehenden Borfchriften 
ohnehin feinem Anftande unterliegen. 

b) In jenen Fällen, wo die Eoncur- 
renz zwiſchen dem Staate und den 
Privaten getheilt iſt, der Bau jedoch 
für jeden Fall aus Staatsrückſichten 
unternommen werden muß, ift der 
ganze Koftenbetrag aus dem Aerarium 
vorſchußweiſe zu berichtigen, und der 
auf die Privaten entfallende Antheil 
für das Aerarium gehörig einzubrin- 
gen. 

c) In allen andern Fällen ift den 
Behörden die Sorge überlaffen, die 
von den Privaten einzuzahlenden Sum- 
men gehörig ficher zu ftellen und ein- 
zubringen, ohne daß auf Aerarial-Bor- 
fhüfle gerechnet werden darf. (U. 5. 
Entſchl. vom 30. Det. 1830. Hfkzl. 
Dect. vom 10. Nov. 3. 25657. Vdg. 
des böhm. Gub. vom 19. Nov. 1830 
3. 49286. Pol. ©. S. 58. Band. 
©. 213.) 

Waſſerbauten, |. Bauführun⸗ 

en, Donau, Donau⸗Schifffahrt, 

ühl : Ordnung, Shifffahrt, 
Strompolizei = Ordnung, Ueber—⸗ 
ſchwemmung. 

Waſſerba uführungen, ſ. Waf- 
ſerbauten. 

Waſſerbauwerke, ſtädtiſche, in 
Prag, ſ. Schifffahrt. (Vdg. vom 21. 
April 1838.) 

Waſſerbehältniſſe, ſiehe Haus: 
lacken. 

Waſſerfäſſer. In Zukunft find die 
Fäffer aller Waflerhändler zur Berhü- 
tung des Hinabfallend und zur Befei- 
tigung einer jeder Förperlichen Beſchä⸗— 


588 


Wafferfchene. 


digung mit einer Spannkette auf den 
Waſſerwägen zu befeftigen. (Bdg. der 
n. 6. Reg. vom 17. Sept. 1834 3. 
49538. Pr. ©. ©. 16. B. Nr. 220.) 

Waſſerfäſſer. Wegen Numme- 
rirung der Wafferfäffer. Um 
die in fanitäts- und polizeiliher Hin- 
fiht unerläßlihe Auffiht auf die Waſ— 
ferführer in Wien pflegen zu Fönnen, 
findet fi die Regierung zur Anord» 
nung beftimmt, daß fünftighin die Ver- 
führung des Waſſers zum Berkaufe 
nur in folden Fäſſern gefcheben dürfe, 
welche an beiden Böden mit derjenigen 
Zahl bezeichnet find, unter welcher der 
mit der Zuführung des Waſſers fich 
befhäftigende Kleinfuhrmann zum 
Kleinfuhrwerke berechtigt ift. 

Die Nichtbeachtung diefer Vorſchrift 
wird im erften Betretungsfalle mit 
5 fl. E. M., im BWiederholungsfalle 
mit 10 fl. C. M., bei der dritten Be- 
tretung aber mit der Confiscation des 
Taffes beſtraft. Es haben demnad 
alle, mit der Zuführung des Waſſers 
ſchon dermal, oder erft fünftighin einen 
Grwerb juhenden Kleinfuhrleute ihre 
Wafferfäffer der k. k. Lohnwagen-Ge— 
fällscaſſe, unter Mitbringung ihrer 
Kleinfuhrwerks-Licenz zur vorſchrift⸗ 
mäßigen Nummerirung vorzuführen. 
Die außerämtliche Nummerirung der 
Waſſerfäſſer iſt bei einer Geldſtrafe von 
2 fl. C. M. verboten. Für die An— 
ſchreibung an den beiden Böden eines 
Waſſerfaſſes iſt die Gebühr von 12 kr. 
C. M. zu entrichten. (Eirc. der n. ©. 
Neg. vom 15. Febr. 1837 3. 3596. 
Prov. ©. ©. 19. Bd. Nr. 32.) 

MWafler-Körnermarft, |. Markt: 
Polizei-Auffichtsanftalt der Stadt 
Wien $. 61. 

Waſſerleitung, Verpflichtungen 
der Grundbeſihzer, durch deren Liegen⸗ 
ſchaften eine ee geführt 
wird, ſ. Hofgarte 

Waſſerſchen, Verfahren hinficht⸗ 


Wafferfcheue. 


li der der Waſſerſcheue verdächtigen 
Hunde, f. Hunde. 

Waſſerſcheue, Beftimmung über 
die Erfaßpflichtigkeit bei Bertilgung 
der von einer waflerfcheuen Perfon ge 
brauchten Effecten, f. Hundswuth. 
(Bdg. vom 7. Jan. 1841 u. 4. Det. 
1843.) 

— — Geftattung der Obduction 
der an der Wafferfcheu Verftorbenen, 
j.Hundswuth. (Bdg.v. 14. Mai1825.) 

— — Borfhrift in Bezug auf die 
Koften der Behandlung, |. Sanitäts- 
auslagen. 

— — f. Hundswuth. 

(erh — ſiehe Segen⸗ 


— ſ. Feuerſpritzen, 
Waſſerfäſſer. 

Waflerwehrdurchläffe, deren Öff 
— Prag betreffend, ſiehe Schiff⸗ 


Waſſerwerke, ſiehe Schifffahrt, 
Ueberſchwemmung. 

Weber. Nach der dermaligen Pra— 
xis ſtellen ſich folgende Categorien von 
Webern heraus: 

1. Leinweber, deren Beſchäfti— 
gung eine freie iſt, mit Beibehaltung 
ihrer Zunft, jedoch ohne Incorpora— 
tiond- Zwang, mithin als ein freiwilli— 
ger Innungs-Verein, der keineswegs 
das Recht und beziehungsmweife die Ber: 
pflihtung zur Aufdingung und Frei- 
ſprechung von Jungen in fi faßt. 

2. Baummwollwaaren- Erzeur- 
ger, deren Beihäftigung auf Befug- 
niffe befchränft; jedoch da ſchon feit 
dem Jahre 1755 feine neuen förmli- 
hen Innungen mehr entftehen dürfen, 
unzünftig iſt. 

3. Schafwollwaaren» Erzeu- 
ger, das ift Wollzeugmacher, deren 
Befhäftigung bei der im Jahre 1835 
vorgenommenen Gommercial-Gewerbes 
Revifion in das Berzeichnif der freige- 
gebenen Befhäftigungen aufgenommen 
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wurde, und durch feine nachträgliche 
Berordnung in ihrer Breiheit eine Be- 
ſchränkung erlitten hat. 

Es unterliegt feinem Anftande, daß 
die bisherige illegal beftandene Innung 
der Wollzeugmacher mit dem freiwilli« 
gen Innungs-Bereine der anderen Wes 
ber vereinigt werde, jedoch mit Aus- 
fhliegung eines jeden Zunfte-, Auf 
dingungsd- und Incorporirungd-Zwan« 
ged. Dem Wr. Magiftrate wird die 
Fefthaltung an die nunmehr richtig 
geftellten Begriffe der einzelnen Weber: 
Gategorien und zur Befeitigung von 
Irrungen die Vermeidung des generel« 
len Ausdrudes „Weber“ bei feinen 
ämtlihen&ingaben anempfohlen.(Hflzl. 
D. v. 20. Jän. 1844 3. 1185, n. ö. 
Rggs. Vdg. vom 31. Jän. 1844 3. 
4931. Prov. ©. ©. 26. Bd. J. 1844. 
Rr. 11.) 

Beil für durchgehende Eifen- 
bahnzüge, ſ. Eifenbahn Betriebs: 
Ordnung 8. 48. 

Wegmauthpächter, ſ. Mauth: 


pächter. 


Wegweiſer. Zur Realiſirung der 
ſchon mit Regierungs-Verordnung vom 
24. Nov. 1824 3. 56200 aufgetrage- 
nen Bezeichnung der von den Xerarials 
Straßen ausäftenden nicht wegfondli- 
hen Seitenftragen durch Wegweiſer, 
fowie auch zur gleihmäßigen Bezeich— 
nung derjenigen Sommunicationd>@eis 
tenmwege, die außer den wegfondlichen 
Straßen entfpringen und in das In— 
nere des Landes führen, findet die Re— 
gierung folgende Verfügung eintreten 
zu laſſen: 

1. Die Wegmweifer follen eine durch⸗ 
gängig übereinflimmende Form in der 
Farbe und Auffhrift, dann in der Höhe 
und Stärke haben, fomit nah dem 
auf Nerarial-Straßen aufgeftellten Mu- 
fter und zwar in der Art errichtet wer- 
den, daß diefelben eine Breite von 
12 Zoll und eine Höhe von 9 Schuh 
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von der Oberflähe der Erde aufwärts 
gerechnet zu befommen haben und übri- 
gene vollflommen in der mit Regies 
rungsd-Decret vom 24. Nov. 1824 3. 
56200 vorgezeichneten Art einzurichten 
find. 

2. Zur Ausführung diefer ſehr ge 
meinnügigen Anftalt wird den Domi- 
nien und Gemeinden ein Termin bis 
Ende Detober 1835 zugeftanden. 

3. Die Wegweifer follen in der Re— 
gel von Eihenholz angefertigt werben, 
für jene Gegenden aber, in weldhen das 
Eichenholz entweder zu koftfpielig oder 
gar nicht vorhanden ift, bleibt es den 
betreffenden Dominien überlaffen, ſolche 
Holzgattungen auszuwählen, welde 
die Dertlichfeit mit fih bringt, jedoch 
müffen diefelben dem Zwecke, zu dem 
fie beftimmt find, vollkommen entfpre- 
hen. 

4. Jene Seitenftraßen und wichti— 
geren Gommunicationswege, welche zu 
bemerfenswerthen DOrtfchaften führen, 
follen mit Wegweiſern verjehen wer: 
den, dagegen fönnen jene Wege, welche 
nur zu einzelnen Häufern oder zu 
ungefchloffenen Ortſchaften führen, von 
den Wegweifern freigelaffen werden. 
Die k. k. Kreisämter haben diefe Aus— 
fheidung durch die betreffenden Domi— 
nien zu bemwerfftelligen, jedoch wird die 
erwähnte Freilaffung im der den k.k. 
Kreisämtern mitgetheilten Ueberſicht 
erfihtlich zu machen fein, 

5. Die Ueberwahung. welche fo- 
wohl die Umftaltung der nicht in der 
vorgefchriebenen Form beftehenden, als 
auch die neue Aufftellung der erforder: 
lihen Wegweifer auf den von den Ae— 
tarial-Straßen ausäftenden, nicht weg- 
fondlihen Seitenftraßen erheifcht, fin- 
det die Regierung den Straßen - In- 
fpicienten mit dem Beifage zu über: 
tragen, daß fie diefe Invigilirung ge 
legenheitlich der ihnen ohnehin oblie— 
genden Begehung der Straßen zu be 
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forgen haben, und daß hiefür unter 
feinem Titel irgend eine Aufnehmung 
Plaß zu greifen habe. Was die Ueber: 
wachung derjenigen Wegweifer, welde 
auf den in das Innere des Landes 
führenden und nicht von den Nerarial: 
Straßen ausäftenden Seitenwegen er: 
richtet werden follen, anbelangt, fo 
ift diefelbe von den betreffenden Domi- 
nien und von den Kreisämtern zu über: 
nehmen. 

6. Die Koften, welche die Wegwei— 
fer erheifchen werden, haben die zu po- 
lizeilichen Borkehrungen berufenen De: 
minien zu tragen. (Vdg. der n. ö. Reg. 
vom 13. Aug. 1834 3. 42361. Brov. 
G. ©. 61. Bd. Ar. 193.) 

Wegweifer. Es gehört zu den 
Aufgaben einer wohlgeordneten Stra- 
Benpolizei, an Puncten, wo fih Stra- 
Benzüge tbeilen, Zeichen aufzuftellen, 
die über die Richtung der Straßen 
Auffhluß geben. Zu diefem Ende wird 
die Straßenbau. Direction beauftragt, 
die Einleitung zu treffen, dag an jenen 
Stellen, wo mehrere Staatsftraßen zu: 
fammentreffen, Wegmeifer in der Form 
der Meilenfäulen und mit der einfa- 
hen Bezeichnung des nächften wichti: 
geren Hauptorted, zu dem die Straße 
führt, aufgeftellt werden. 

Die Kreisämter aber haben dafür zu 
forgen, daß die Dominien an jenen 
Puncten der frequenteren GSeitenftra- 
Ben, wo fie mit Staatöftraßen zufam- 
mentreffen oder in mebrere Aeſte aus: 
laufen, derlei Wegweifer binnen einer 
feftzufeßenden und gehörig zu überwa— 
henden Frift errichten. Die Wahl der 
Form diefer Wegweifer fann den Do- 
minien überlaffen bleiben, wenn nur 
der Zweck erreicht wird umd die aufge: 
ftellten Zeichen nicht leicht Beſchädi— 
gungen oder der Zerftörung ausgeſetzt 
find. (Vdg. des gal. Hub. vom 7. Jän. 
1835 3. 78976. Prov. ® ©. für 
Galizien vom J. 1835 Nr. 3.) 


Wegweifer. 


Wegweifer. Die f. k. vereinigte 
Hofkanzlei hat einer Borftellung gegen 
die Regierungs-Verordnungen vom 13. 
Aug. 1834 in Betreff der Errichtung 
von Wegweiferfäulen in der Provinz 
N. Defterreih feine Folge gegeben. 
«Bei diefer Gelegenheit wird den k. k. 
Kreisäntern neuerdings aufgetragen, 
auf die baldige gänzlihe Ausführung 
der Herftellung diefer Wegweifer nun« 
mehr mit Nachdruck einzuwirken, da 
die Aufftellung derfelben noch an vie 
len Ausäftungspuncten der von den 
Herarial- Straßen abführenden Seiten: 
ftraßen unterblieben ift, eine Thatfache, 
die mit Grund darauf fließen läßt, 
daß au im Innern des Landes der 
erwähnten Negierungs » Verordnung 
noch nicht allenthalben Folge geleiftet 
wurde, Uebrigens ift auch auf die vor- 
gefchriebene Form und die Holzgattung 
diefer Wegfäulen das gehörige Augen: 
merk zu richten und eine Abweichung 
von erfterer gar nicht, von der zweiten 
jedod nur im Sinne der Verordnung 
vom 13. Auguft 1834 zujugeftehen. 
(Hflzl. Deer. vom 10. März 1836 3. 
6188. Vdg. der n. 5. Neg. v. 2. Apr. 
1836 3. 15320. ®Bv. G. ©. 19. Br. 
Nr. 82.) 

— — Die Kreisämter wurden ans 
gewiefen, bei den Dominien und 
Städten auf die Herftellung der dem 
guten Gejhmade angemefjenen Weg- 
weifer an den entfpredhenden Buncten 
der ihre Bezirke durchziehenden land» 
artigen Berbindungsftraßen beftens ein: 
zuwirfen, welche dem Zwede entipre- 
hend und in einer möglicht gefälligen 
Form bergeftellt werden follen. Zu 
diefem Zwede ift den Dominien und 
Städten empfohlen worden, die Korm 
einer runden oder auch dreifantigen 
Säule von etwa 6—7 Schuh Höhe 
mit einem eben auch dreifantigen Auf: 
fage, welcher die Bezeichnung des Dr- 
tes, wohin die Straße führt, genau 


591 


Wegweifung. 


und deutlich zu faſſen vermag, zu wäh- 
len und die Richtung der Straße ge- 
gen den benannten Drt dur die An: 
bringung eines mit der Spiße dahin 
gerichteten Pfeiles zu bezeichnen. Bei 
der Ausführung diefer landespolizei- 
lihen Maßregel haben die Aemter und 
Magiftrate vorzüglich darauf zu fehen, 
daß die Infchriften mit deutlihen, von 
der Straße felbft aus vollkommen gut 
lesbaren Lettern umd correct gefchries 
ben feien, und daß diefe in der eben 
genannten Art zweckmäßig verfertigten 
Wegweifer auch an den gehörigen 
Puncten fo aufgeftellt werden, daß 
über deren Deutlichkeit glei beim 
erften Anblicke nicht der geringfte Zwei— 
fel entftehen kann. Für diefen Zwed 
müffen die beiden vordern Flächen der 
Sänle mit den zufammentreffenden 
Straßen parallel zu ftehen kommen. 
Rücdfihtlih der Korm der Wegweifer 
ift es den Kreisämtern überlaffen wor: 
den, diefelben dur den k. k. Kreis- 
ingenieur aufzeichnen zu laffen, und den 
Dominien zur Benügung anzuempfeb: 
len, wozu der Kreidingenieur die ers 
forderlihen Dimenfionen und Maße 
beizufügen hat. Zur möglihen Er- 
leihterung und Unterflügung der Do: 
minien und Magiftrate in der Aus— 
führung diefer fo überaus nützlichen 
Maßregel find auch die Gtraßen- 
Commiffariate und Wegmeifter anges 
wiefen, denfelben über ihr Anfuchen 
ſowohl hinfihtlich der Wahl der Form 
als der Aufftellungspuncte, nah Zur 
laß ihrer fonftigen Dienftgefhäfte an 
die Hand zu geben, umd ihnen die 
verlangten Auskünfte und Anweifun- 
gen bereitwillig zufommen zu laffen. 
(Bdg. des böhm. Gub. Präſ. vom 14, 
Aug. 1837 3. 4580. Obent. 5. Bd. 
©. 346.) 

Wegweifung, Aufhebung derfel- 
ben, ſ. Abfchaffung. 

— — die Aufhebung der ausge: 


Wegweifung. 


fprohenen Hinwegmweifung ftebt den 
Unterbehörden zu, ſ. Reverfion. 

Wegweifung, ſ. Ausweifung, 
Reverfion. 

Wehrdurhläffe in Prag, deren 
Deffnung betreffend, ſ. Schifffahrt. 

MWehren, ſiehe Banführungen, 
Mühlordnung, Schifffahrt, Weber- 
ſchwemmung. 

Weibliche Kleidungen, deren Ber- 
fertigung betreffend. Das Ausbef- 
jern alter weiblicher Kleidungen, und 
jelbft die Verfertigung. neuer, infofern 
fih damit Weibsperfonen ohne Ge- 
bilfen befchäftigen, gehört zu den 
weiblihen Handarbeiten, wozu ein 
eigenes Befugnis nicht nothwendig 
it. (Hofkzl. Bdgn, vom 16. Sept. 
1813. Rage. Int. v. 29. Sept. 1813.) 

Da diefed Hofdecret das Ausbeffern 
alter, und Berfertigen neuer weiblicher 
Kleidungsftüde nur infofern für eine 
freie Befchäftigung erflärt, als fi da⸗ 
mit Weibeperfonen ohne Behilfen 
befhäftigen, fo ift der Ausdrud Ge 
bilfen von beiden Geſchlechtern zu 
verftehen. (Aggs. Bdg. vom 10. Aug. 
1815.) 


Wenn übrigens eine Mutter mit 
ihren Töchtern arbeitet, können letztere 
nicht als Gehilfinnen betrachtet wer: 
den. (Rage. Vdg. v. 26. Jan. 1816. 
Barth. H. u. ©. Gef. 4. Bd. ©. 10 
u. 11, f. Handarbeiten.) 

— — Lehr: und Erziehungsanftal« 
ten dürfen nur Frauenzimmern anvers 
traut werden, f. Privatlehranftalt. 

— — Arbeitfhulen, wegen Berfer- 
tigung weiblicher Kleidungsſtücke, fiehe 
Handarbeiten. 

— — Geſchlecht, ſ. Gewerbe, 

— — Straͤflinge, ſ. Züchtigung 

Weibsperſonen, die dem NMilitär— 
trausporte nachziehen, Behandlung der: 
ſelben, ſ. Militär⸗Trausporte. 
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Weiden des Viehes in der Nähe 
der Eifenbahn, fiehe Eifenbahn-Be- 
trieb8-Ordnung $. 97, 100. 

— — des Viehes auf fortifica- 
toriſchen Gründen, ſiehe Ingenient: 
Reglement $. 8. 

Weidenpflanzungen, Anordnun: 
gen in Betreff derfelben, f. Strom: 
polizei = Ordnung für Galizien $$. 
30—46. 

Weihnachtstag gehört zu den fo- 
genannten großen gefperrten Feſtta— 
gen, ſ. Sonn: u. Feiertagsheili- 
gung. 

— — ſ. Chriftnadt. 

Weinabſchlauchen, zum, find mef- 
fingene Pippen beizubehalten. (Rage. 
Der. v. 23. Webr. 1822 3. 61162. 
Buld. S. V. 5. Bd. ©. 250.) 


MWeinausfhanf, der Ausſchank 
des felbfterzeugten Weines ift den Pro- 
ducenten freigegeben, f. Leutgebredt. 


— — f. Leutgebrecht. 


Weine. Se. Majeftät haben zu 
beſchließen geruht: Es werde unter 
Confiscationsſtrafe verboten, inlän— 
diſche, durch künſtliche Zuberei— 
tung der fremden ähnlich ge— 
machten Weine für ausländiſche 
zum Verkaufe anzukündigen und dafür 
abzuſetzen; und ſollen die Uebertreter 
dieſer Anordnung überdies nach Um— 
ſtänden mit den auf die Getränkever— 
fälſchung im St. ©. verhängten Stra- 
fen belegt werden. (Hfkzl. Decr. vom 
7. Dee. 1811 3. 1834, an fämmtl. 
Länderft. Kundg. dur Vdg. d. n. 6. 
Reg. vom 21. 3. 39964, des böhm. 
Bub. vom 25., des mähr. Bub. vom 
27., des fleierm. Gub. vom 28. Dee. 
1811; des gal. Bub. vom 3. Jänner 
1812. Im Laibacher und Triefter Gou« 
vernement befannt gemacht in Folge 
Hflzl. Deer. vom 30. Apr. 1819 8. 
12668, fundg. durch erftered unter 


Weine. 


3.6178 und durch letztes am 26. Mai 
1819 3. 1061 *). 

Weine. Künftlich zubereitete 
Weine, wenn ſie als ſolche und 
nicht als ächte angekündigt 
werden, können verkauft wer— 
den; nur find die betreffenden Par— 
teien zum Verſchleiße diefer ünftlichen 
Weine in gehörig gefchloffenen Bou- 
teillen unter Beifügung von Etiquetten 
zur Angabe des Fabrikszeichens und 
Namens, dann des Fabriks- u. Wohn: 
ortes, vorzüglih aber der fünftlichen 
Qualität der Weine von Fall zu Fall 
ausdrüdlich anzuweifen, und von Seite 
der Behörden unvermuthete Nachfor⸗ 
ſchungen anguftellen, um fi von der 
ordnungsmäßigen Befolgung jener Weis 
fung zu überzeugen. (9. h. Entſchließ. 
v. 29. März 1824. Commerz-Hofdect. 
vom 15. April 1824 3. 1032, an 
fämmtl. Länderft. Bdg. der ob d. ennf. 
Reg. v. 24. Apr. 3. 9033, dern. ö. 
Reg. vom 27. 3. 18927; des fteierm. 
Bub. v. 28. 3. 9805; des tirol. Gub. 
v. 29. 3. 8292; des Mir. Gub. vom 
29. Apr. 3. 48; des gal. Gub. vom 
5. Mai 3. 25034, des böhm. Gub. v. 
9, Zuli 1824 3. 20913.) 

— — ausländifhe, Der Verſchleiß 
ausländifher Weine iſt ſowohl im 
Großen ald im Kleinen, ohne Be 
fhränfung auf ein gewiffes Maß, je 
doch unter genauer Beobachtung der 
binfihtlih der zollämtlihen Eontrolle 
über den Verkehr mit ausländifhen 
Deinen bereits beftehenden geſetzlichen 
Beſtimmungen, gegen Entrichtung der 
Erwerbfteuer, Niemandem zu verweh— 
ren. Es ift aber jedes, mit dem Groß— 
oder Kleinverfchleife des Ausländer 
Meines fih befaffende Individuum, 
zugleih bei Bemeffung der Erwerb— 


*) Diefe Verordnung wurde mit Dezies 
hung auf nachgemachte Champagner Weine 
republicirt mit Vdg. der n. 5. Meg. vom 
4. Men. 1846 3. 62319. 


änleiötg, Hanbb. d. Pol. Gef. UL 
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fteuer, jedesmal den betreffenden k. k. 
Eameral- Behörden von der Obrigkeit 
befannt zu geben. Uebrigens verfteht 
ed fh auch, daß mit diefem freien 
Verſchleiße des Ausländer Weines nicht 
auch das Recht zum Ausſchanke des- 
felben an ſitzende Gäfte verbunden ift, 
welcher leßtere wie bisher, auch ferner: 
bin durch die Erlangung eined ordent- 
lihen Schankbefugniffes bedingt if, 
(Hfkzl. Deer. vom 29. Jänner 1838 
3. 2089. Vdg. der n. ö. Reg. vom 
8. Febr. 1838 3. 7496. Prov. ©. 
©. 20. Bd. Rr. 27.) 

Weine, Berfauf im Großen, fiehe 
Kellerſchank-Ordnung $. 1. 

— — verfälfhte, zur Entdedung 
derfelben find jährlihe Keller Pifita- 
tionen angeordnet, ſ. Keller:Bifita- 
tionen. 

— — follen dur die Hahnemann’- 
fhe Weinprobe von dem Sanitätema- 
gifter und den Bezirksärzten von Zeit 
zu Zeit unterfucht werden, ſiehe Ge: 
tränfe. 

— — f. Bier, Eafferfieder. 

Weinfaßpippen von Meffing har 
ben alle Wirthe inner den Linien, wie 
aud Kellerfiger und Abzugfchänfer in 
ihren Kellern abzufchaffen, und ftatt 
deren hölzerne Pippen einzuführen, f. 
Geſchirre, Weinabſchlauchen. 

Weingärtenhüter. Um einerſeits 
die Weingärtenbeſiher in ihrem Eigen- 
thume angemeffen zu fügen, und um 
andererfeitd das Benehmen der Wein- 
gärtenhüter gegen das Publicum ges 
hörig zu ordnen, wird von der k. k. 
n. 5. Regierung Nachſtehendes für die 
Provinz Niederöfterreich feitgefegt: 

1. Die Hutzeit fängt mit 10. Aug. 
jeden Jahres an, und vom 8. Sept. 
bis zur Beendigung der Weinlefe blei- 
ben alle Fußwege und Raine zwifchen 
den Weingärten, welche nicht unmittel« 
bar zur Berbindung der Ortſchaften 
unter fih oder einzelner * mit 
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denfelben dienen, lediglih dem Ein- 
tritte der Meingärtenbefiger und des 
Jagdperfonals, umd zwar des leteren 
nur zum Nachſehen, nicht aber zum 
Jagen offen. 

2. Der Anfang der Hutzeit wird 
jährlich von dem k. k. Kreisamte dur 
die Wiener Zeitung befannt gemacht 
werden, und ift aud von den Domi— 
nien, in deren Bezirke Weingarten lie: 
gen, gehörig fund zu machen; auch find 
diefe Kundmahungen in den Ortſchaf— 
ten und indbefondere in den Gaſthäu— 
fern der MWeingegenden anzubeften. 

3. Die zu verfchlagenden Wege wer: 
den von den Drtögerihten und Bür— 
germeiftern, nad erfolgter Genehmi— 
gung der Ortdobrigkeit, mit Rückſicht 
auf die möglich geringfte Befchräntung 
der MWegfreiheit beftimmt. Am Anfange 
eines jeden während der Hutzeit zu 
fperrenden Weges find einfahe War—⸗ 
nungstafeln auf einer beiläufig ſechs 


Schuh hohen Stange mit der deut: 


lihen Auffhrift: „Berbotener Weg“ 
fo aufzuftellen, daß für Niemand ein 
Zweifel entftehen kann, welcher Weg 
eigentlih der allgemeinen Betretung 
entzogen werde. Diefe Zeichen find 
nah beendigter Leſezeit fammt der 
Stange abzunehmen und beim Drte- 
rihter aufzubewahren. Die einfachen 
Steige zwifhen den Weingärten, welche 
der Hauer blos zum Hineingeben be- 
nötbigt, find am Anfange und am 
Ende mittelft Reifergeftrippes oder 
mittelft der fonft üblichen Hüterfreuze 
fenntlih und baltbar zu verichlagen, 
um jeden Zweifel aegen die Unterfa- 
gung des allgemeinen Betretens zu be- 
feitigen. 

4. Die Weingärtenhüter find über 
den Borfhlag der Ortsgerichte umd 
der Bergmeifter von den Ortsobrigfei- 
ten aufzunehmen, und es hat von dem, 
rüffihtlih mehrerer Bezirke, bisher 
üblich gewefenen Einfhreiten an den 
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Magiftrat der k. k. Haupt» umd Reſi⸗ 
denzftadt Wien, um Beeidigung der 
Hüter, abzulommen. Die Hüter find 
von den Weingärtenbefißern nach einem 
getroffenen Mebereinfommen zu befol: 
den, es find ihnen befondere Decrete 
auszufertigen, welche fie zu ihrer Legi- 
timirung ſtets bei fi zu tragen haben, 
und in denen ihre Obliegenbeiten und 
Berechtigungen einzuſchalten find; fer- 
ner find fie mit einem Meffingichilde 
zu verfehen, welcher am Hute, am der 
Bruft oder am Arme gehörig fihtbar 
zu tragen und mit dem Namen der Ge— 
meinde bezeichnet ift, von welcher fie 
ale Hüter beftellt find. Sie haben 
überdies ein Horn zu führen, um im 
Notbfalle die Hilfe der benachbarten 
Hüter zu erlangen. Die Hüter, zu wel« 
hen nur befannt friedlihe, folide und 
nuͤchterne Individuen zu wählen find, 
haben die Erfüllung ihrer Pflichten bei 
der Drisobrigfeit anzugeloben. Das 
Tragen jeder Gattung von Waffen ift 
denselben bei Berluft des Dienftes und 
fonft angemeffener Ahndung unterfagt, 
jedoh fönnen fie fih mit einem ge 
wöhnlihen Stode verfehen. 

5. Diejenigen, welche verfhlagene 
Wege betreten, find von den Hütern 
mit Gelaffenbeit und Höflichkeit auf- 
merffam zu machen, daß fie fib auf 
einem von der Dbrigkeit dem Publi- 
cum unterfagten Wege befinden und 
denfelben zu verlaffen haben, fodann 
find diefelben auf den öffentlichen Weg 
zu geleiten, und wenn fie diefer Auf- 
forderung nicht Folge leiften, unter 
Mitwirkung der herbeizurufenden Nach» 
barhüter aus den verfchlagenen Wegen 
zu weifen. Nur demjenigen Individuen, 
welche mit einem, von der Ortsobrig— 
feit ausgeftellten fog. Baffirzettel, in 
dem ihr Name, Character und Wohn- 
ort genan anzugeben ift, verfeben find, 
ift die Begehung der, der allgemeinen 
Betretung entzogenen Wege geftattet. 


Weinhändler. 


6. Die Abnahme eined Pfandes 
oder Strafgelded von den auf einem 
verfhloffenen Wege Betretenen ift un- 
ter feinem Borwande geftattet. Wer 
bei Entwendung von Trauben oder 
Befhädigung der Weingärten betreten 
wird, it von dem Hüter, und im Falle 
einer MWiderfeglichkeit von mehreren 
Hütern zum Drtögerichte zu führen, 
Damit er fodann dem gefeglichen Ber: 
fahren von Seite der Drtsobrigkeit 
unterzogen werde, 

7. Diejenigen Weingärtenhüter, die 
fih nad der fhriftlih von der Orts— 
obrigkeit zu erhaltenden Inſtruction 
nit benehmen, find über eine einger 
hende und gegründet befundene Ber 
fhwerde fogleich des Hüterdienftes zu 
entlaffen und noch in&befondere nad 
Maßgabe der Thatumftände zu beftra- 
fen. (Eire. der E. f. n. ö. Reg. vom 


20. Zän. 1847. Btfhr. für 6.R. ©. & 


&. 3. 1847. ©. 33 u. 34.) 
Weinhändler, f. Effig. 
Weinhaus, Errichtung eines Po— 

lizei-Sommiffariates dafelbft, f. Po: 

lizei-Bezirk von Wien. 
MWeinhänfer, Abgabe an den Poli— 
zeifond in Prag, f. Polizeitare. 
Weinlager. Es ift vorgefommen, 
daß ſich mehrere Parteien den Unfug 
erlauben, aus Meinlager, das in 
Gährung gebracht wird, durch Beimi— 
ſchung von Waſſer oder wohl auch noch 
anderer Zuſätze, Wein oder Effig 
zu erzeugen. Da dur diefes Ber: 
fahren nicht mehr der urfprünglich mit 
den Hefen vermifhte Meinantheil, 
fondern felbft in dem Kalle, daß nur 

Waffer beigemifht würde, ein ganz 

verändertes, mit dem zugeſetzten Waffer 

mit einem Theile der Hefen, mit den 
in denfelben enthaltenen bitteren, her— 
ben, fauren Beftandtheilen vermifchtes 

Product erhalten wird, das der Ge- 

fundpeit nachtheilig ift, fo findet man 

fih Sefimmt, die Bereitung eines Weis 
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nes oder Eſſigs aus Weinlager für 
fitenge verboten zu erflären, und es 
ſoll diefes Gemiſch lediglich zum Brannt⸗ 
mweinbrennen verwendet werden dürfen. 
Hffzld.v. 25. Ian. 1821 3. 1850, an 
ſämmtl. Länderft., fundg. mit Bdg. der 
ob d. ennf. Reg. v. 6. 3. 2288, des 
fteierm. Gub. vom 7. 3. 2592, des 
böhm. v. 9. 3.5919, des mähr. Bub. 
v. 9. 3. 3434, des tirol. Gub. vom 
10. 3. 2480, der n. d. Reg. vom 12. 
3. 5021, des illir. Gub. v. 16. Febr. 
1821 3. 1398, dann Hflzl. Deer. v. 
5. April 1821 3. 8511, an das gal. 
Bub. Vdg. des legteren vom 8. Mai 
1821 3.21728. Pol. G. S. 3.1821.) 

Weinprobe, Hahnemann'ſche, fiehe 
Getränfe. 

— — Habnemann’she, ift in den 
Apotheken bereit zu halten, ſ. Gift: 
verfauf. (Bdg. vom 10. Dec. 1803 


. 18.) 
Weinſchank im Kleinen, f. Keller: 
ſchank⸗Ordnung. 
— — f. Specereiwaarenhänd— 
ler, Urinirplätze. 
Weinſchankgeräthe ſoll nicht von 
Kupfer oder Meſſing fein, ſ. Geſchirre. 
Weinſtein. Da die Cryſialliſitung 
des Weinſteines in kupfernen Gefäßen, 
wegen des dabei durch die chemiſche 
Einwirkung der überflüſſigen Wein— 
ſteinſäure entſtehenden weinſteinſauren 
Kupfers, aus Sanitäts » Nüdfihten 
nicht zuläffig eribeint, und diefe Cry— 
ftallifirung eben fo in hölzernen Ges 
fäßen ohne Nachtbeil für die Güte des 
Erzeugniffes geſchehen faun, fo ift den 
zur Weinftein-Eryflallifirung berechtig— 
ten Individuen der Bebraud der ku— 
pfernen, zinfenen, bleiernen, oder der 
mit Kupfer, Zink oder Blei legirten 
Gefäße zum Weinftein-Erpftallifiren mit 
der Bedrohung zu unterfagen, daß fie 
fünftig für den Fall einer wegen fhäd- 
liher Metallhältigkeit beanftändeten, 
von ihnen erfauften BI ſtreng⸗ 
8 4— 


Weintrauben, 


ften Berantwortung und Strafe wür— 
den gezogen werden. (Bdg. der n. ö. 
Reg. vom 18. Juni 1828 3. 30887. 
Prov. G. ©. 10. Bd. Ar. 143.) 

MWeintrauben, ſ. Moft. 

MWeinverfälfchung, f. Getränke, 
Keller-Bifitationen, Polizei-Be— 
zirksärzte, Juftruction $. 15. 

MWeinverlanf im Großen, fiebe 
Kellerſchauk-Ordnung $. 1. 

Weinwirthe, den Gebraud unver: 
zinnter oder meffingener Geſchirre be: 
treffend, ſ. Geſchirre. 

— — Einhaltung der polizeilichen 
Sperrſtunde, ſ. Offenhalten. 

— — ihren Gewerbsébetrieb an 
Sonn- u. Feiertagen betreffend, ſiehe 
Sonn⸗ u. Feiertagsheiligung. 

Weinzeiger, ſ. Gewölbfeide, 

childe. 

Werbung, unbefugte, ſiehe Emif: 
ſäre, Militaär-Verbrechen, Spio— 
nerie. 

Werkelſpieler ſind mit ihren Li— 
cenzen auf den Ort ihres Aufenthaltes 
beſchränkt, ſ. Muſikanten. 

Wetten um hohes Geld ſind an 
oͤffentlichen Orten verboten, f. Spiele. 

Wetterdächer, die niedern, über 
den Kaufmannsgewölben find zu erhö: 
hen, f. Gewölbsdäder, Schilde. 

MWetterläuten, f. Gewitterläu— 
ten. 

MWetterfchießen ift verboten. (Pat. 
v. 30. Juli 1773. Rp. Gef. M. Ther. 
6. Br. ©. 611.) 

Widmungsrollen, fiehe Militär: 
Stellung. 

Wieden, Beftellung eines Armen: 
wundarztes, |. Armenwundarzt. 

— — Anftellung eines Armenarz- 
tes, f. Armenarzt. 

— — Errichtung eined Kinderfpis 
tale, f. Kinderfpital. 

— — Eröffnung des Bezirks⸗-Kran— 
fenhaufes auf der Wieden, f. Kran: 
kenhaus. 
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Wieden, Beſtimmung der Gebuͤhr 
für Krankenträger in das Filial-Spital 
auf der Wieden, f. Kranfenträger. 

Wiederbelebung der Scheintod- 
ten, f. Scheintobte. 

MWiederbelebungsverfuche, ſiehe 
Sceintodte. 

MWiederholungsfchule. Se. Ma— 
jeftät haben zu befchliegen gerubt, daß 
überall, wo ein ordentliher Schulun« 
terricht in den Gegenftänden der deut: 
fhen Schulen gegeben wird, aud ein 
Wiederholungs + Unterricht für die der 
Säule entwahfene Jugend, fomopl 
Knaben ala Mädchen, ertheilt werden 
fol. Die Einholung diefes Unterrid- 
tes darf nicht von der Willfür abhän- 
gen, fondern wird zur Pflicht gemacht, 
und als die Zeit, im welcher die der 
Schule entwahfene Jugend ihn einzus 
bolen verpflichtet ift, wird das Alter 
von 12 Jahren bis zur Vollendung 
des 15. Jahres feftgefeßt. Doc wer- 
den davon aud in dem befagten Alter 
ganz befreit: 

a) Knaben, weldhe an einem Gym: 
nafium ftudiren; 

b) Knaben, welde an einer Haupt: 
fhule alle vier Claſſen vollendet haben 
und über die 4. Claffe ein Zeugniß der 
erften Fortgangsclaffe beibringen; 

c) die Söhne und Töchter der Ho— 
noratioren ,„ welche fortwährenden 
häuslichen Unterricht erhalten. Es ſoll 
bei den Zünften unter einer Strafe 
von 30 Reichöthalern kein Lehrjunge 
freigefprohen werden, der fih nicht 
mit einem Zeugniffe über den vorſchrifts⸗ 
mäßigen Befuh des Wiederholungs- 
Unterrichtes ausweiſet, wovon jedoch 
jene Lebrjungen ausgenommen find, 
die zu den Gattungen Knaben gehö— 
ren, die von dem Befuche des Wieder: 
bolungs-Unterrichtes losgezählt find. 
Auch follen für die VBernahläffigung 
des Beſuches diefer Schulen, wenn fie 
während eined ganzen Semeſters be: 


Wirderhölungsfchule. 


merft wird, von den Eltern und Bor 
mündern aus der gemeinen Volksclaſſe 
2 fl., und von den Eltern und Bor- 
mündern, welche Bürger einer Stadt 
oder eined Marktes find, 4 fl. bezahlt 
werden. Eltern und Bormünder, weldhe 
fich durch ihre Nachläſſigkeit diefe Strafe 
zuziehen, aber ganz mittellos und fie 
zu entrichten unfähig find, hat man 
mit einem eintägigen Arrefte zu bele— 
gen. (Stud. Hofcomm. Decr. vom 27. 
Sept. 1816, an ſämmtliche Länderſt. 
mit Ausnahme Galiz. Eirc. dern. ö. 
Reg. vom 2. Dec. 1816. Krop. ©. ©. 
37. Bd. Nr. 322.) 
Wiederholungsfhule. Nahträg- 
lih zu dem Eirculare vom 2. Decem⸗ 
ber 1816 wird die Verbindlichkeit zum 
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ziehung auf die zunftigen®ewerbe 
ift feine neue Verfügung nothwendig, 
weil das Lehrzeugniß und die Frei— 
iprehung von der Innung oder von 
dem Gremium ertheilt wird, und den 
Berfammlungen des Mittels eine Come 
miffion des Magiftrates vorjigt, die 
auf die Befolgung der beftchenden 
Verordnungen zu fehen hat. Eben fo 
ift bei den unzünftigen Bewerben 
in Beziehung auf die Borftädte Feine 
neue Berfügung nothwendig, weil der 
Pfarrer durch die im Fruͤhjahre vorzur 
nehmende Beichreibung der fchulfähi- 
gen Jugend auch in die Kenntniß der« 
jenigen Lehrjungen fommt, die zum 
Beſuche der Ehriftenlehre und des Wie- 
—— Unterrichtes verpflichtet 


Beſuche des Wiederholungs-Unterrich- find 


tes von Seite der Lehrjungen auf die 
ganze Dauer ihrer Profeſſions- oder 
Handmwerfs-Lehrzeit ausgedehnt, wenn 
gleich der Lehrjunge das 15. Jahr zu— 
rücgelegt hat. (N. 5. Rggs. Vdg. v. 
23. Jan. 1818. Krop. ©. ©. 40. BP. 
Nr. 17.) 

— — Die Lehrjungen find bis zum 
Ende ihrer Lehrzeit ohne Rüdfiht auf 
ihr Alter zum Wiederholungs- Unter- 
richte verpflichtet. Diejenigen Lehrjun— 
gen aber, welche bereits Thon einmal 
ein Handwerk ordentlich erlernt haben 
und freigefprochen wurden, find in dem 
alle, wenn fie zu einem andern Hand: 
werfe oder Gewerbe überireten follten, 
von dem Befuche der Wiederholungs— 
fhule und der Chriftenlehre frei, da 
fie dem Geſetze ſchon einmal Genüge 
geleiftet haben. (Stud. Hfem. D. vom 
2. Aug. 1823 3. 4951, n. ö. Rggs. 
Vdg. vom 15. Aug. 1823 3. 39194, 
n. ö. Prov. ©. S. 5. Bd. Nr. 161.) 

— — Maßregeln zur Control— 
lirung des Beſuches des Wie— 
derholungs-Unterrichtes und 
der Ehriftenlehre rückſichtlich 
der Lehrjungen in Wien. In Be 


Gs handelt fih demnach vorzüglid 
um die Löfung der Frage: wie die 
Pfarrer in der Stadt, wo feine folde 
Beihreibung vorgenommen wird, in 
die Kenntniß derjenigen Lehrjungen, 
auf welden die erwähnte Berpflich« 
tung haftet, gefebt werden können. Um 
diefes zu bewirken, findet die Regie 
rung anzuordnen, daß bei jedesmalis 
ger Eonferibirung aus den aufgenom- 
menen Liften von dem Magiſtrate Aus⸗ 
züge nah den Stadtpfarren gemacht 
und in diefe Auszüge die Lehrjungen 
aufgenommen werden. Diefe LKiften 
find dur das Eonfiftorium den Pfars 
rern zu übergeben, welche fie mit ihren 
Bormerfungen zu vergleichen, und die— 
jenigen Lehrjungen, welche die Chri— 
ſtenlehre und den Wiederholungs -Un- 
terricht beſuchen, zu bezeichnen haben. 
Gegen diejenigen Lehrjungen, die den 
Unterricht und die Chriſtenlehre nicht 
beſuchen, hat der Magiſtrat, an den die 
Liſten von den Pfarrern durch das 
Conſiſtorium zurückgeſtellt werden, das 
Amt zu handeln. 

Um eine entſprechende Ueberſicht des 
Beſuches der Chriſtenlehre und deq 
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Miederholungs » Unterrichtes herzuftel- 
len, find in Zufunft an der Stelle der 
bisher üblichen Chriſtenlehr-Täfelchen 
kleine, etwa Einen Bogen ftarfe Bü 
cheln einzuführen, welche für die ganze 
Lehrzeit zu dauern haben. Diefe Bü— 
chelchen find als die Urkunde anzufer 
hen; auf welche fih das pfarrliche 
Zeugniß zu gründen bat, umd ohne 
das feine Freifprebung ausgefertigt 
werden darf. Die Freifprehungsbriefe 
unzünftiger Gewerbe find zu ihrer vol- 
len Giltigfeit von dem Magiftrate 
amtlich zu vidiren. (N. 6. Rage. Vdg. 
vom 19. Jän. 1824 3. 31551, n. ö. 
Prov. ©. ©. 6. Bd. Rr. 12.) 
Miederholungsfchule. Durch die 
Einführung der Sonntagsjchulen find 
die Eeelforger von ihrer vorigen Amts» 
pfliht, an Sonn» und Feiertagen den 
nahmittägigen Gottesdienft und die 


Ehriftenlehren abzuhalten, feineswegs 


entboben. (Hffzl. D. v. 19. Februar 
1827 3. 4763, n. 5. Rage. Vdg. v. 
26. Febr. 1827 3. 11042. n. ö. Provp. 
®. ©. 9.3. Nr. 54.) 

— — Er. ?. f. Majeftät haben 
mit a. b. Entſchl. vom 3. Febr. 1838 
aus Anlap einer Borftellung wegen 
Berlängerung des für den Wiederho— 
lungs-Unterricht pflihtigen Alters vom 
15. bis zum 18. Lebensjahre, die all— 
gemeine Norm über die Verbindlichkeit 
der der Schule entwachſenen Jugend, 
dem Wiederholungs -Unterrichte beizu— 
wohnen, nicht zu ändern, jedoch zu 
befeblen gerubt, daß diefe Norm den 
Beſuch des Wiederholungs » Unterrich- 
tes Kindern, welche das 15. Lebens 
alter vollendet haben, nicht nur nicht 
verbietet, fondern daß, da Ddiefer Un- 
tertiht duch 3 Jahre zu dauern hat, 
derfelbe für Kinder, welche älter ala 
6 Jahre in die Schule ein» und älter 
ala 12 Jabre aus der Schule austre— 
ten, auch über ihr 15. Lebensjahr hin- 
aus geeignet und beftimmt ift. Uebri— 


598 


Wiener. 


gens ift mit aller Genauigkeit darauf 
zu halten, daß die der Schule entwach— 
fene Jugend den fonn- und feiertäg- 
lihen Kirchen» Catechefen gehörig beir 
wohne. (Stud. Hfem. D. v. 11. Yebr. 
1838 3. 863. Bodg. der n. 6. Reg. 
vom 5. Mär; 1838 3. 12357, n. ö. 
Prov. G. S. 20. Bd. Nr. 43.) 

MWiederholungsfchule, über die 
Berpflihtung zur Abhaltung und Bei- 
wohnung ſ. $.311 der Berfaffung der 
deutſchen Volksſchulen. 

— — Maßregeln zur Controllirung 
des Beſuches der Chriſtenlehre und der 
Wiederholungsſchule, ſ. Lehrlinge. 
(Bdg. v. 21. Febr. 1794.) 

— — Nusftellung der Zeugniffe 
über den Wiederholungs-Unterricht, ſ. 
Beugniffe. 

— — f. Chriftenlehre, Fabrik: 
finder, Lehrlinge, Zeugniffe. 

Miederholungsunterricht, fiche 
Wiederholungsfchule. 

Wiege, in diefelbe follen Kinder 
unter 5 Jahren gelegt werden, fiche 
Kinder. (Bdg. v. 14. Sept. 1784.) 

Wien, die Päſſe abgefhaffter Indi- 
piduen dürfen von den Obrigkeiten dee 
flahen Landes nie nah Wien audge- 
fertigt werden, ſ. Abſchaffung. 

— — Borfhrift wegen Ertheilung 
der Räffe dahin, f. erwerbslofe In: 
Dividuen. 

— — Vorſchriften für fremde Rei- 
fende nah Wien, f. Päſſe. (Bdg. vom 
28. Mai 1831 $. 7.) 

MWiener Donau - Canal, f. Do: 
nausGanal, Donau: Schifffahrt. 

— — Sahrmärkte, ſiehe Jahr: 
märfte. 

— — Magiftrat. Seine Majeftät 
haben zu Folge hoben Hoflanzlei-De: 
fretes vom 6. April 1844 3. 11393 
mit a. h. Entſchließung vom 6. April 
1844 zu genehmigen gerubt, dag im 
Umfange von Wien der Magiftrat vor« 
läufig als einzige Confcription®- 
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Behörde beftellt und ihm unter per: 
fönlidher Leitung des Bürgermeifters 
das Gefhäft der Rekrutirung für 
Wien überwiefen werde, wobei fich je- 
denfalld mit den Dominien Wiens ind 
Einvernehmen zu feßen fein werde. 
(Decr. d. EP. n. ö. Reg. vom 9. nen 
1844 3. 21285.) 

WienerMagiftrat. S.Maj. — ſo 
wie es růückſichtlich des Conſeriptions ⸗ und 
Rekrutirungs⸗-Geſchäftes in Wien ſchon 
früher geſchehen iſt, mit a. h. Entſchlie— 
ßung vom 12. Auguſt 1845 auch die 
Verhandlung und Leitung der Mili— 
tär-Einquartierungd- und Die— 
locirung&d-Angelegenbeiten, 
dann der Borfpannd- und Sub- 
arrendirungsd-Gefhäftein Wien 
an den Wiener Magiftrat in erfter In— 
fanz zu übertragen und anzuordnen 
geruht, dag künftighin hei der nieder- 
öfterr. Regierung fein eigener Stadt- 
bauptmann mehr zu beftehenhabe. (Hfkzl. 
Decr. vom 19. Dec. 1845 3. 37073, 
n. 6. Rage. Circ. v. 26. Dechr. 1845 
3. 79242, Prov. G.S. 27. Bd. 
Nr. 235.) 

— — Heimfallsrecht deffelben, ſ. 
Findlinge. (Vdg. v. 6. Sept. 1838.) 

— — deſſen Beredtigung zum Be: 
zuge des Tanz- und Mufifimpoftes, ſ. 
Mufitimpoft. 

— — deſſen Gompetenz bei Ueber: 
tretungen der Straßenpolizei-Vorſchrif— 
ten, ſ. Straßen-Berftellung. 

Wiener-Reuftadt, i. Eifenbahn: 
PolizeisAuffichtspoften. 

Wiener Zeitung. Wenn die Lan- 
desjtelle oder eine Unterbehörde die 
Einfhaltung öffentliber Kundmachun— 
gen in die Wiener Zeitung zu verans 
laffen nöthig findet, ift fih unmittelbar 
an das k. k. GeneralsHoftaramt zu 
wenden, und e& find an felbes die ge- 
hörig und namentlich gefertigten Kund— 
mahungs-Entwürfe ohne fonftige Ein- 
begleitung einzufenden. (Hflmr. Deer. 
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v. 15. Juni 1834, an jümmtl. Län- 
derftellen, Krop. ©. ©.6.Bd.Nr. 106.) 

Wiener Zeitung. Es faun au. 
ferner noch bei der früher beftandenen 
Uebung verbleiben, wonad diejenigen 
ämtlihen Kundmahungen, die fi auf 
irgend einen Zweig der Staatsverwal- 
tung beziehen und die in das Amtsblatt 
gehören, unmittelbar von der n. ö. Re 
gierung oder einer andern in Wien be- 
findlihen landesfürftlihen Stelle dem 
Zeitungs» Comptoir übergeben werden 
und die Kundmadhungen, welche von 
irgend einer landesfürftlihen Stelle in 
Nieder-Defterreich zum Behufe der Pri⸗ 
daten ämtlih in das Amtablatt der 
Wiener Zeitung eingerüct werden fol« 
len und für deren Einfhaltung das 
Aerar eine Tare bezieht, durch die be- 
treffenden Provinzial-Tarämter an das 
Zeitungs-Comptoit zu gelangen haben. 
Die nit in Wien befindlichen, 3. 2. 
Kreisämter, dürfen ihre Zufendungen 
der erften Gattung nicht durch die Poſt 
oder in anderer für die Zeitungs-Erpe- 
dition mit Koften verbundenen Weife 
beforgen. (Hffmr. Decr. v. 9. Auguft 
1834 3. 33829, n. ö. Rggs. Vdg. v. 
28. Aug. 1834, 3. 54444. Prov. 
G. ©. 16. Bd. Nr. 190.) 

— — f. Zeitung. 

MWienfluß. Zur Befeitigung der 
Beihädigung der Ufer des Wienfluffes 
wurde verboten: 

1) Die neugefeßten Geiträuche oder - 
das Ufer felbft, oder deffen Scarpirung 
zu betreten, oder auf immer was für 
eine Art zu befchädigen. 

2) Wird verordnet, weder in den 
Wienfluß, no auf deffen Ufer Unrath 
oder Mift auszuleeren. Hierunter wird 
aller Haus- und Kehrmiſt, Scherben, 
Glas, Ziegeltrüämmer, Schutt, die Ab» 
fälle von grüner Waare, altes Stroh 
und befonderd Urin und Koth aus 
Nachttöpfen verftanden. 

3) Bird befonders für die Nadht- 
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führer und Mebhrungräumer das ohne- 
hin beftehende Verbot hiermit erneuert, 
ihre Fäſſer nicht in den Wienfluß aus- 
äuleeren. 

4) Iſt dad Durdreiten und Fahren 
duch den Wienfluß außer den dazu ei- 
gend beftimmten und eröffneten Orten 
verboten. Jeder, welcher in einem fol« 
den Unfuge betreten wird, wird anger 
halten und mit körperlicher Züchtigung 
oder Arreft beftraft und nad Befchaffen- 
heit der Umftände zum Erſatze des ver- 
urfahten Schadens verhalten werden, 
Zur Handhabung diefer Verordnung 
werden zwar eigene Uferwächter aufge- 
ftellt, insbefondere aber alle Grund» 
Obrigkeiten, Dominien und Polizei— 
Bezirks⸗Directionen, welde nächſt dem 
Wienfluffe liegen, angewiefen, durch die 
ihnen unterftehbenden Baden die Auf- 
fiht zu führen, Diefe legtern haben 
jeden Uebertreter diefer Verordnung zur 
nächſten Polizei» Bezirkd- Direction zu 
ftellen, welche gegen denfelben das Amt 
zu handeln hat. (R. öft. Rggs. Bde. 
kundgemacht am 31. October 1815. 
Krop. Gef. Franz 35. 3. 9. 515.) 

Wienfluß. Zur Verminderung der 
Ueberſchwemmungsgefahr durch den 
Wienfluß wird angeordnet, daß inner 
den Linien Wiens kein Färber, Wäſcher 
oder anderer Gewerbömann eine Bor: 
rihtung zur Betreibung feines Ge- 
werbes in dem Wienfluffe ohne aus— 
drüdlihe Bewilligung des Wiener Ma- 
giftrates veranftalten dürfe, und daß 
der Magiftrat vor Ertheilung der Ber 
willigung einen Zocal-Augenfchein vor⸗ 
zunehmen und die Modalitäten der 
Conceſſion zu beitimmen habe. Derje— 
nige, welder die Modalitäten der Con» 
ceifion überfchreitet, fol mit einem zum 
ädtifhen Kammeramte zu erlegenden 
Betrage von 2 fl. EM. beftraft werden. 
Die Grundgerichte find verpflichtet, bei 
jeder eintretenden Ueberſchwemmungs⸗ 
gefahr das Hinwegfhaffen der Vorrich⸗ 
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tungen aus dem Fluffe einzuleiten, und 
wenn nicht fogleich Folge geleiftet wird, 
die Gegenftände auf Koften der Eigen- 
thümer hinwegſchaffen zu laffen. Dem 
Kreisamte U. W. W. wird aufgetragen, 
durh die Dominien, die es betrifft, 
gleihe Maßregeln bei diefem Fluſſe au- 
ber der Linie in Anwendung zu brin- 
gen. (Bdg. der n. 6. Rgg. v. 19. Nov. 
1828 3. 62977.) 

Wienfluß. In Folge der gepfloge- 
nen Rofal-Unterfuhung wegen der nö- 
thigen Berfiherung des Wienfluffes uns 
terbalb der Gumpentorfer-Wehre, um 
diefe gefährlihe Stelle für die folde 
befahrenden Wägen gefahrlos zu ma- 
hen, wird der Magıftrat angewiefen, 
an diefer Stelle fogleih auf beiden 
Ufern des Wienfluffes, und zwar bei 
den Einfahrten in denfelben Warnungs- 
tafeln aufzuftellen, damit jene, welde 
denfelben zu befahren haben, vor der 
Gefahr, weldhe ihnen droht, gewarnt 
und zur VBorfiht aufgefordert werden. 
Zugleih wird die k. k. Polizei⸗Ober⸗ 
Direction und der Magiftrat beauftragt, 
wegen zwedmäßiger Aufftellung und 
Erhaltung der anbefohlenen Warnungs⸗ 
tafeln das Nöthige zu verfügen. (R. ö. 
Rggs. Dect. v. 2. Jänner 1831 3. 
69350.) 

— — Bei der gepflogenen Ber 
handlung über die Frage: ob für die 
dem Magiftrate unterftehenden, der Ue—⸗ 
berfhwemmung des Wienfluf- 
ſes ausgefeßten Gemeinden Gumpen- 
dorf, Margarethen, Raimgrube, 
Magdalenengrund und Wieden 
noch ferner jene Zahl von Treppen und 
Schrägen in den Gemeinden felbft be 
reit zu halten nothwendig ift, melde 
mit Rggs. Vdg. vom 13. Juli 1826 
3. 34265 zur Herftellung der notb- 
wendigen Communication bereit zu 
halten, damals für nothwendig erkannt 
worden, ift übereinftimmend anerkannt 
worden, daß bei dem Umftande, wo bie 
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Ueberfhwenmungsgefahr bei diefen Ge⸗ 
meinden fich durch die theilweife Regu- 
lirung des Wienfluffes, durd die Her- 
felung der Grundſchleußen, an der 
Qumpendorfer Wehre, und dadurch 
bewirkte Bertiefung des Flußbodens, 
durch die Herftellung von Hauptunrathö- 
fanälen am rechten und linfen Ufer 
des Wienfluffes, endlih durch die Caſ⸗ 
firung der Schleußen, bei den zwei ftei- 
nernen Brücken ober denfelben ſich ber 
deutend vermindert und der Zuftand 
dieſes Fluſſes fich wefentlich verbeffert 
bat, jene ausgedehnten Borfihtsmaß- 
regeln gegenwärtig nicht nothwendig er- 
feinen, die im Jahre 1826 nothwen— 
dig erkannt worden find und daß daher 
die damals anbefohlene Bereithaltung 
einer beftimmten Zahl von Treppen 
und Schrägen in jeder, einzelnen magi— 
ftratifhen Gemeinde um fo unbedenf- 
licher aufgelaffen werden fann, als für 
den erften Augenblid die nörhıge Ver: 
bindung bei einer eintretenden Weber- 
ſchwemmung mit Bägen bergeftellt wer: 
den kann, und falls die Rothwendigkeit 
eintreten follte, Schrägen und Treppen 
zu bedürfen, diefe aus dem magiftra- 
tifhen Stadl in der Roffau, wofelbft 
zum Behufe der SHerftellung der 
Communication bei Ueberſchwemmungen 
der Donau immer ein zureichender Vor—⸗ 
rath im gutem Stande fi vorfindet, 
entnommen werden fann, welde der 
Magiftrat zu diefem Zwecke im Falle 
des Bedarfs zu überlafjen fih commif- 
fionaliter erklärt hat, welde in der für- 
zeſten Zeit an den Ort, wo foldye be- 
nöthigt werden, gefchafft werden können, 
und wo fomit feine zureichenden Gründe 
mehr vorhanden find, dem Magiftrate die 
mit nicht unbedeutenden Koften verbun- 
dene Herftellung und Erhaltung der im 
Jahr 1826 nothwendig erkannten 
Schrägen und Treppen anzubefehlen 
und aud eben fo wenig den betreffen- 
den Gemeinden zuzumuthen, zu deren 
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Aufbewahrung feuerfihere Magazine 
mit großen Auslagen zu erbauen. Der 
Magiftrat wird daher von Herftellung 
und Erhaltung der mit der Rggs. Vdg. 
vom 13. Juli 1826 3. 34265 vorge: 
[hriebenen Treppen und Schrägen für 
die ihm unterftehenden, der Gefahr von 
Ueberfhwemmung ausgefeßten Gemein- 
den Bumpendorf, Margarethen, Laim— 
grube, Magdalenengrund und Wieden 
gegen dem enthoben, daß die betreffen» 
den Gemeinden bei der Verpflichtung 
zur Stellung der erforderlihen Zahl 
Leiterwägen, wozu felbe bereits bei 
der am 11. Juli 1826 flattgehab- 
ten Verhandlung verpflichtet worden 
find, feftgehalten, und daß weiters, 
wenn zur Bewirfung der Verbindung 
in diefen Gemeinden bei einer eintre- 
tenden Ueberfhwemmung dennoch Trep- 
pen und Scrägen benöthigt werden 
follten, diefe ungefäumt aus dem magi- 
ftratifhen Stadl in der Roffau beige- 
ftellt werden. Hiervon wird die k.k. 
Volizei-Dber-Direction zu ihrer Wiſſen⸗ 
ſchaft mit dem Beifage verſtändigt, daß 
der Magiftrat unter einem auch ange: 
wiefen wird, für die alfogleihe Caſſi— 
rung der zur Aufbewahrung der Trep» 
pen und Schrägen in mehreren Gemein- 
den beftehenden polizeimidrigen Flug— 
dächer zu forgen. (Decr. d. n. ö. Reg. 
vom 17. Dechr. 1840 3. 70469.) 

MWienfluß. Da die Benügung des 
Waſſers aus dem Mühlbache des Wien- 
fluffes felbft zum Auffprigen auf den 
Straßen bereits mit Regierungs-Decret 
vom 28. Juni 1836 3. 27038 unter- 
fagt wurde und nah dem Ausſpruche 
der beiden Stadtärzte au das Wafler 
des Wienfluffes ſelbſt zum Befprigen 
der Straßen nicht anwendbar ift, fo 
wird für die Zukunft die Berwendung 
dieſes Waſſers hierzu ausdrüdlic vers 
boten. (R. ö. Rggs. Bdg. v. 22. Sept. 
1841 3. 51044. An, ©. 3. I. 1841 
Nr. 44.) 


 Wienfinf. 


Wienfluß, Benugung des Eifes 
aus dem Wienfluffe, f. Eis. 

— — dad Schwemmen der Pferde 
und Schweine, f. Schwenimen. 


Wild, f. Iagdgefeh, Jagdwe⸗ 
fen. 


MWilddiebftahl, Verbot der Auf- 
ftellung von Nachtgarnen und des 
Schlingenlegens, ſ. Schlingenlegen. 

Wildprethandel. Den Obrigkeiten 
fann gar nicht verwehrt werten, das 
kleine Wild, ald: Hafen, Repphühner 
und Kafanen, die fie felbft auf ibren 
Gütern abſchießen, fowie ganze Hirfche, 
Schweine und Rebe in ihren eigenen 
Häufern einzeln zu verkaufen; dahin- 
gegen kann ihnen auf feine Weife ge- 
jtattet werden, das größere Wildpret 
auszubauen und pfundmweife zu ver- 
faufen, welches ausfchliegend den Wild- 
prethändlern zuſteht. (Hofbefhl. vom 
5. Dechr. 1794. Rggs. Int. vom 23. 
Dechr. 1794.) 

— — Den Wiener Marktrichtern ift 
die Vorſchrift gegeben, daß fie beſonders 
aufmerkfam fein follen, daß der Handel 
mit Wildpret nur von berechtigten Par— 
teien ausgeübt werde. Daher ift fi 
jedesmal answeifen zu laſſen, woher 
das Wildpret gebracht wird. Die Wild- 
pretgattungen find gleich bei der An— 
funft auf dem Markte jedesmal von 
dem Marftrichter genau zu befihtigen, 
ob fie gut und nicht vielleicht, beſonders 
jur Sommerzeit, fhon in Faulung 
übergegangen feien, in welchem Falle 
ſolches ſogleich bei ſchärfſter Verant— 
wortung vertilgt werden müſſe. Ob— 
gleich dieſe Beſchau die magiſtratiſchen 
Fleiſchbeſchauer vorzunehmen angewie— 
ſen ſind, ſo haben doch die Marktrichter 
hierauf auch darum zu ſehen, weil Erſtere, 
bei ihrer verſchiedenen Dienſtleiſtung, 
nicht jedesmal ſogleich von der Ankunft 
des Wildprets Wiſſenſchaft erhalten. 
(Wr. Marktrichter⸗Inſtruction v. 6. Au- 
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guſt 1804 88. 30 bis 32. Barth. H. 
u. G. Gef. 7. Bd. ©. 415 u. 416.) 

Wildprethbandel. Das Jagd— 
Patent vom Jahre 1786 madht von 
Beibringung der Schußzetteln für 
das nah Wien kommende Bild- 
pret feine Erwähnung. Das f. f. 
DOberft-Fägermeifteramt wünſchte jedod, 
daß in Folge früheren diesfalls beftan- 
dener Berordnungen der Fortbeftand 
diefer Maßregel zur Hintanhaltung der 
Milddiebereien aufreht erhalten und 
hiervon eine befondere Kundmachung 
erlaffen werde. Da hierdurch die Zu- 
fuhr des Wildprets nach Wien erfhwert 
würde, ohne auf die Hintanhaltung von 
MWilddiebereien weientlih einzumirken n. 
fein zureichender Grund fich denten läßt, 
warum in Anfehung des Wildprets 
allein an den Linien über die Rechtmä— 
Bigfeit des urfprünglichen Bezuges ſich 
ausgewiefen werden follte, während bei 
der ungleich größeren Zahl aller übri- 
gen eingeführten Artikel dies nicht ge- 
fordert wird, fo hat die Hofkanzlei bei 
St. Majeftät darauf angetragen, e# bei 
dem Jagd-Patente vom Jahre 1786, 
aus welhem die Verbindlichkeit zur 
Beibringung von Schußzetteln ganz 
binweggelaffen wurde, ferner bewenden 
zu laffen, welden Antrag auch Se. Ma- 
jeftät unterm 30. März 1821 zu 
genehmigen gerubt haben. (Hfkzl. D. 
vom 7. Sept. 1822. Barth. Ergän- 
zungsb. ©. 184 bis 185.) 

Wildprethändler,Regulirung ihrer 
Berfaufshütten, f. Stände. 

Wildfchaden, Bergütung deffelben, 
ſ. Sagdwefen $. 17. 

Wildſchützen, Gebraud der Waf- 
fen gegen diefelben von Seite der Jär 
ger, ſ. Jagdweſen $. 24. 

MWildfchweine dürfen nur in ge 
fhloffenen Thiergärten gehalten werden, 
ſ. Sagdwefen $. 3. 

Willlommungbecher. Der bisher 
übliche Unfug mit demſelben umd dem 


Windbirchfen. 


Willkommungtrunke bei wandern- 
den Gefellen ift eingeftellt. (Hofdecret 
vom 23. Mai 1781. Barth. H. u. ©. 
Gef. 2.8. ©. 72.) 

Windbüchfen. Sämmtlichen Herr 
fhaften und Obrigkeiten wurde anbe— 
foblen, ihren Büchſenmachern und die 
etwa fonft Windbüchfen zu machen bes 
rechtigt find, ernſtgemeſſen anzubefehlen, 
daß fie ohne obrigfeitlihe Bewilligung 
den Leuten von minderer Gattung und 
dem Bauernftande feine Windbüchſen 
bei 24 Rthlrn. Strafe verfertigen ſol— 
len, da hiernächſt die Herrfchaften und 
Dbrigkeiten jene Profeſſioniſten, fo 
Windbühfen zu machen nicht berechtigt 
find, dennoch aber dergleichen zu ver- 
fertigen fi anmaßen, imBetretungsfalle 
mit ebenmäßigen24Rthlrn. Strafe zu be- 
legen, auch die in diefem oder im erften 
Balle verfertigten Bindbüchfen, wo ſolche 
immer angetroffen würden, wegzuneh- 
men hätten. (Bdg. für Defterreih ob 
der Enns v. 19. Febr. 1766. Krop. 
Ge. M. Iheref. 5. Bd. ©. 25.) 

— — Da feit geraumer Zeit der 
Gebraub der in Stöden künſtlich 
verborgenen Degen, Dolde und 
fogar Windbüchſen überband zu 
nehmen beginnt, fo foll, um dieſem ſo— 
wohl in Bezug auf die Privat- ald nad 
Umftänden felbft auf die innere öffent- 
lihe Sicherheit bedenklihen Uufuge zu 
fteuern, zumal da die Tragung heim— 
liher Gewehre überhaupt fhon vor: 
längft dur mehrere Berordnungen 
[härfftens verboten ift, den Handwer- 
fern, die fih mit deren Verfertigung 
abgeben, ohne jedoch eine öffentliche 
Kundmahung zu veranlaffen, die fer- 
nere Fabrieirung ſtreng unterfagt und 
ihnen, fo wie den damit Verſchleiß trei- 
benden Handelsleuten bei unnacficht- 
liher Confiscirung und Strafe nad 
Befund auch Berluft ihrer Befugniß zur 
Pfliht gemadht werden, von nun an 
fein foldhes verborgenes Gewehr an 
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wen immer hintangegeben, der nicht 
mit einer ausdrücklichen Erlaubniß von 
der Polizei ſich auszuweiſen vermag. 
Dieſer höchſten Willensmeinung zuFolge 
hat daher das k. k. Kreisamt ſogleich 
die nöthige Einleitung zu treffen und 
den Ortsvorſtehern hierwegen die ge— 
naueſte Wachſamkeit einzubinden, auf 
die Befolgung aber ſelbſt nachzuſehen. 
(Hofdecr. v. 2. Septbr. 1896. Kanka 
Hdb. S. 433.) 

Windbüchſen gehören zu den heim— 
lichen oder verborgenen Waffen. (Pol. 
Min. Schr. vom 19. Juli 1799.) 

— — Aus Urfahen, dag fih mit 
den Windbüchfen, fomeit ſolche mit 
bisher dabei üblihen Hand» 
pumpenverfeben find, wiederholte 
Unglücdefölle ereignet haben, werden 
ſelbe gänzlich verboten und fol in Hin— 
kunft die Berfertigung der Windbüchſen 
nur mit den fogenannten Mafhinpum- 
pen, wo die Windflafche dergeftalt an— 
gebracht wird, daß das Berften derfel: 
ben für den Arbeiter ohne alle Gefahr 
ift, geftattet fein, aud bei jeder Repa— 
rirung der alten mit Handpumpen per: 
fehenen Büchfen eine Pumpmaſchine an 
deren Stelle angebracht werden. Nebſt— 
bei dürfen die Büchfenmader oder an— 
dere mit ſolchen Arbeiten fih abgebende 
Gewerbsleute feine Beftellung von 
Windbüchſen annehmen oder ein ſolches 
Gewehr an den Befteller abgeben, wenn 
nicht vorher die Meldung davon bei der 
Polizei⸗Ober⸗ Directiongemadht und von 
dieferdieBewilligung hierzu ertheilt wor: 
den ift. (Hofdeer. v. 30. Sept. 1802 
3. 977, an fämmtliche Länderftellen, 
kundgemacht in Steiermarf am 9., in 
Böhmen am 11., in Weftgalizien und 
Kärnthen am 15,, in Nieder-Defterreich 
am 22. Detbr. 1802 3. 19392. Krop. 
Geſ. Franz. 16. Bd. ©. 617.) 

Das Tragen und das 
Berrertigen heimlicher und verborgener 
Gewehre, worunter die Windbüchfen als 
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ein filled Gewehr allerdings zu zählen 
find, ift durch mehrere Verordnungen, 
die fih auf a. h. Weifungen gründen, 
unterfagt worden, Eine Folge diefes 
Berbotes iſt daher auch, daß derlei Ger 
wehre nicht den Gegenftand des freien 
Verkehrs bilden können, weil fonft der 
Zwed dieſes Verbotes verfehlt wäre. 
Insbefondere ift mit Regierungs-Eur- 
rende vom 22. Dctbr. 1802 3. 19392 
das Verbot der Windbüchfen mit Hand: 
pumpen erneuert worden. Der Verkauf 
von derlei Gewehren ift Demnach ſtreng 
zu überwadhen, befonders aber den 
Büchſenmachern und andern mit Ber- 
fertigung von Waffen fich befchäftigen- 
den Profeffioniften auf das Nachdrück— 
lichfte einzufchärfen, daß fie weder für 
Windbühfen nod für andere heimliche 
Gewehre eine Beftellung annehmen, no 
aud ein foldhes Gewehr an Jemanden 
abgeben follen, wenn nicht vorher die 
Meldung bei der k. k. Polizei-Öber- 
Direction cder Bezirfd-Direction davon 
gemacht und von Erfterer die Bewilli— 
gung bierzu ertheilt worden ift. Auch 
dürfen derlei Gewehre bei keiner öffent: 
lihen Berfteigerung, noch bei Tandlern 
zum Verkaufe ausgeboten werden. (Bdg. 
der n. ö. Rgg. vom 26. October 1832 
3. 59086, n. ö. Prov. ©. ©. 14. Th. 
Rr. 240.) 

MWindbüchfen, ſ. Schießen. 

Windlichter. MitbrennendenBind- 
lihtern zur Nachtzeit zwifchen den 
Markthütten hin» und herzugehen oder 
durchzufahren, ift Niemandem geftattet. 
(Ddg. v. 10. März 1784, Barth. 9. 
u. G. Gef. 2. Bd. ©. 288.) 

— — f. Fenerlöfch - Ordnung 
für Wien. 

Windmühlen. Die Errihtung der 
Windmühlen fann nad dem Geifte der 
beftehbenden Gewerbsvorfähriften nicht 
ala eine freie Befhäftigung, fondern 
nur ald ein Gewerbe betradptet werden, 
zu weldem eine Eonceffion erforderlich 
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ift, bei deren Ertheilung an diejenigen 
Srundfäge fi gehalten werden muß, 
welche überhaupt bei Gewerböverleihun. 
gen vorgefchrieben find. (Hflzl. Decr. 
vom 28. April 1827, an das mähriſche 
Gubernium. Krop. G. ©. 63. Band 
Nr. 79.) 

Winfelbörfen, f. Börfe. 

Winkellehranftalten. Wer eine 
Privatihule zu errichten gefonnen ift, 
muß die Bewilligung dazu von der Lan- 
desftelle einholen, welches fih auch auf 
alle jene Berfonen bezieht, welche Mäd- 
hen mehrerer Familien verfammeln, um 
fie gegen Bezahlung in den weiblichen 
Handarbeiten zu unterrichten. (NR. ö. 
Rggs. Eirc. vom 11. Juni 1806.) 

— — Die Betreibung einer Winkel: 
lehr> und Erziehungs-Anftalt macht zur 
Erlangung eines ſolchen Befugniffes 
unfähig, und die Ueberfchreitung des 
erhaltenen Befugniffes zieht den Verluf 
deffelben nach fih. Obgleich der $. 10 
des 17. Abfchnittes der deutfhen Schul: 
verfaffung überhaupt verbietet, Kinder 
mehrerer Familien ohne Erlaubniß der 
Behörde zu verfammeln, um fie gemein: 
fhaftlih zu unterweifen, und obgleid 
insbefondere die Eircular-Berordnung 
vom 19. Juli 1806 Jedermann, welcher 
eine Schule für den Unterricht in weib- 
lihen Handarbeiten zu halten gedenft, 
verpflichtet, hierzu die Bewilligung der 
Zandesjtelle zu erwirken, bei Strafe ale 
Winkellehrer behandelt zu werden, fc 
nehmen doch feit einiger Zeit die Fälle 
überhand, daß Perfonen Privat-Lehr- 
und felbft Erziehungs-Anftalten unber 
fugt zu errichten ſich anmaßen oder die 
Grenzen der erhaltenen Befugnig zu 
dergleichen Anftalten eigenmächtig über- 
fhreiten. Um diefen oft nachtheilig ein- 
wirkenden Eigenmädtigkeiten ein Biel 
zu feßen, ſieht man fich veranlaßt, zu 
Jedermanns Wiffenfhaft und Nachach⸗ 
tung hiermit befannt zu maden, daß 
diejenigen, welche Winkel-Lehr- und 
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Erziehungs-Anftalten zu halten fich bei- 
geben laffen, fi eben dadurd zur Er- 
langung eines ſolchen Befugniffes un- 
fähig machen, diejenigen aber, welche 
eine ſchon erhaltene dergleichen Bewil— 
liqung willkürlich überfchreiten, den 
Verluft der bisherigen Begünftigung 
unnahfihtlih zu gewärtigen haben. 
Außerdem ziehen fie fih die auf die Be- 
treibung von Winkel-Schulen durch die 
beftehende Berordnung feftgefeßte Strafe 
zu. (Bdg. der n. ö. Landes-Rgg. vom 
23. Juli 1814. Krop. Gef. Franz. 34. 
Bd. ©. 539 bis 240.) 
MWinfellehrer, deren Beitrafung f. 
$. 344 der Berfaffung der deutfchen 
Volksſchulen. 
Winkelmärkte find verboten. (Hof⸗ 
decret vom 6. Mai 1791. Krop. Geſ. 
Leopold. 3. Bd. ©. 337.) 
Winkelſchank. Die k. k. Landes» 
Regierung findet ſich durch einen ſpe— 
ciellen Fall, wo die von einer Salj- 
burger Unterbehörde wegen Winkelſchank 
bemefjene Strafe den in den alten Kreis 
fen des Landes ob der Enns in Bezie— 
bung auf den Winkelſchank beftehenden 
Strafbeftimmungen nicht entſprach, ver» 
anlaßt, demk. k. KreisamtezurBelehrung 
der politifhen Ortsobrigkeiten, um ein 
gleihmäßiges Verfahren zu erzielen, zu 
erinnern, daß fi in den altöfterreichi« 
{hen Provinztheilen in Folge des Re— 
gierungs-Circulard vom 31. October 
1803 3. 14503 in Bintelfhanf-Straf: 
fällen nach der Borfchrift der vorhin be- 
ftandenen Landeshauptmannfchaft vom 
29. Zänner 1768 und 2. Juni 1779 
benommen werde, wovon die erftere auf 
den erften Uebertretungsfall nebft Gon- 
fiscation des vorgefundenen zum Aus: 
ſchanke beftimmten Getränkes eine Geld⸗ 
ſtrafe von 12 Reichsthalern, auf die 
zweite Webertretung nebft der Con— 
fiscation eine Geldftrafe von 24 
Reichsthalern, auf den dritten Leber: 
tretungsfall aber eine noch empfind: 
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lichere, jedoch nicht namentlich bezeich⸗ 
nete Strafe feftfeßt, die letztere aber 
auch geftattet, die Geldftrafe, wenn fie 
der Schuldige nicht bezahlen kann, in 
eine Arreftftrafe zu verwandeln. (Deer. 
der ob der Enns'ſchen Regierung vom 
7. März 1833 3. 6361. Prov. ©. ©. 
für D. De. 3. 1833 Nr. 28.) 

Winkelfchreiber find hintanzuhal« 
ten und zu beftrafen. (Vdg. v. 23. Dct. 
1756. Kp. Gef. M. Th. 3. Bod. ©. 344.) 

— — auf die iſt Acht zu tragen und 
ſelbe bei Betretung zu ſtrafen. (Patent 
vom 7. April 1781. Krop. Geſ. Joſ. 
1. B. ©. 17.) 

— — Zu deren Vermeidung find 
von armen Leuten und Bettlern keine 
Bittfchriften um ein Almofen anzuneb- 
men. (Bdg. vom 6. November 1784. 
Krop. Gef. Joſeph 6. Bd. ©. 228.) 

— — auf die ift die genauefte Auf— 
merkſamkeit zu richten und felbe mit den 
in den Gefeken beftimmten Strafen 
unnachſichtlich zu belegen. Es foll feine 
Bittfchrift ohne den Namen des Ber- 
fafferd angenommen werden. (Hofdeer. 
vom 16. Febr. 1792. Krop. Gef. Leop. 
5. Bd. ©. 187.) 

— — Zur Hintanbaltung des nad: 
theiligen Einfluffes der Wintelfchreiber 
wird neuerdings angeordnet, daß feine 
Beſchwerdeſchrift irgend einer Art anges 
nommen werden foll, in welder der 
Berfaffer derfelben nicht genannt ift. 
Diefe höchfte Anordnung wird mit dem 
Beifage befannt gemacht, daß nicht nur 
feine Schrift, wo der Name des Ber: 
faſſers und fein Aufenthaltsort nicht 
beigefügt ift, angenommen, fondern auch 
nad Beihaffenheit der Umftände die 
jenigen Berfaffer, welche die Untertha= 
nen zu unbefheidenen oder muthwilli« 
gen Klagen verleiten, nad dem $. 71 
des Strafgefeßbuhes II. Theils un— 
nahfichtlih werden beftraft werden. 
Da übrigens die Befchwerden, melde 
von dem Befchwerdeführer felbft unter 


Winkelfchreiber. 


fertigt find, nicht zurüichgewiefen werden 
fönnen, weil Jedermann in feiner eige— 
nen Sache die ihm nöthig dünfende 
Schrift zu verfaffen und einzureichen 
aeftattet ift, fo wurde zur allgemeinen 
Wiffenfhaft bedeutet, daß der auf einer 
von einem andern verfaßten Befchwerde- 
ſchrift unterfertigte Kläger, wenn er den 
Verfaffer als ſolchen nicht unterfchreis 
ben läßt, für den Berfaffer felbft ange 
fehen wird und alfo auch felbft für eine 
folde Beſchwerde verantwortlich bleibt. 
(Hofdeer. v. 21. Dechr. 1803. Vdg. des 
böhm. Bub. v. 24, Febr. 1804. Krop. 
®. ©. 17. Bd. ©. 360.) 

MWinfelfchreiber. Häufig vorkom- 
mende Fälle der durch Winkelſchreiber 
aefchehenen Berleitung der Parteien 
und befonders gemeiner Leute zu unges 
gründeten Gefuhen und Beſchwerden 
machen es diefer Randesftelle zur Pflicht, 
jene Berfügungen, welche gegen derlei 
Winkelfchreiber bereits mittelft Unter: 
tband: Batentes vom 1. Septbr. 1781, 
dann mittelft mehrerer nadıgefolgter 
Verordnungen erlaffen worden find, 
hiermit zu erneuern und in deren Ger 
mäßheit Folgendes zu verordnen: 

1) Jeder als Winkelfchreiber der 
ſchweren Bolizei-Uebertretung nach $. 71 
des Strafgefegbuches 2. Theils ſchuldig 
Befundene ift darnadh mit aller Strenge 
zu behandeln; mindere Bergebungen 
diefer Art, welche zu einer ſchweren Po— 
lizei- Uebertretung nicht erwachfen, find 
nah Erachten der politifhen Behörde 
mit angemeffenen, correctionellen Ber 
ftrafungen zu belegen, und insbefondere 
jene Berfonen, die fih ungegründete, 
muthwillige Bittfhriften, Geldfamm- 
lungen erlauben, müſſen vermöge Hof- 
decreted vom 29. Mai 1786 mittelft 
Erecution gezwungen werden, den gan— 
zen empfangenen Geldbetrag fogleich in 
die Steuer-Gaffe zu erlegen; ebenfalls 
follen die Markt: und Dorfrichter, welche 
zu folden gefepwidrigen Geldfammluns 
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gen auf was immer für eine Weife mit: 
wirkten oder auch nur davon Wiſſen— 
[haft hatten und es der vorgelegten 
Behörde nicht anzeigten, nah Umftän- 
den mit Arreſt oder Gemeindearbeit be 
ftraft werden, 

2) Bei diefem Gubernium und bei 
den übrigen politifhen Behörden im 
Küftenlande fönnen nur jene fchriftlichen 
Geſuche und fonftigen Anbringen der Pti— 
vaten angenommen werden, welche eigen- 
händig von der Bartei jelbft, oder wenn 
fie des Schreibens unfundig wäre, von 
ihrem Namensverfertiger unterichrieben 
find, wenn aber eine folde Schrift von 
einer dritten Berfon verfaßt wurde, jo 
bat auch immer der Berfaffer, mit An- 
gebung feines Standes oder Charakters 
und feiner Wohnung, die Schrift, da- 
mit fie angenommen werden möge, uns 
vermeidlich mitzufertigen, weil er für 
jeden ungebührlichen Ausdruck, für jede 
offenbare Kalfchheit, für jede vorfäßliche 
Bebelligung und für allen der Partei 
verurfahten Schaden verantwortlid 
bleibt. 

3) Wenn derlei, nad der jept be 
ftimmten Borfhrift nicht unterfertigte 
PBrivatanbringen in Briefen durdy die 
Vor oder durh was immer für eine 
Gelegenheit zu den Behörden einlaufen, 
dann werden ſolche Einlagen unerledigt 
zurüdgefendet. 

4) Bon diefer Vorfehrift find je 
doch ſolche Bittfchriften und Privatan- 
bringen ausgenommen, deren Ausnahme 
von Fall zu Fall durch das Landes» 
Präſidium und bei den übrigen Behör: 
den durch den Vorfteher aus befonderen 
Urſachen bewilligt wird. 

5) Da die gegenwärtige ermeuerte 
Berordnung Niemanden in dem Rechte, 
feine Bitten und Befchwerden in der 
vorgefchriebenen Ordnung anzubringen, 
hindern oder beſchränken foll, fondern 
nur zur Abficht hat, die fogenannten 
Winfelfhreiber zu entfernen, die Der: 


Winkelfchreiber. 


faffer der Bitt- und Befchwerdefchriften 
in die gefeglihen Schranfen zu feßen 
und die Muthwilligen nah Map der 
llebertretung zu abnden, fo wird dage- 
aen, um befonders der ärmeren Volks— 
claffe den gefeglihen Schuß zu ver- 
fihern, fammtlichen politifhen und Po— 
lizeibehörden, folglich den Kreisämtern, 
Bezirksobrigkeiten, Dominien, Magi— 
ſtraten und andern Aemtern aufgetra— 
gen und mittelſt gegenwärtiger Ver— 
lautbarung zur allgemeinen Wiſſenſchaft 
bedeutet, daß dieſelben nicht blos in 
Untertbandfachen, fondern bei jeder ih— 
rem Wirkungskreife zugewiefenen Anger 
legenheit von allen der Schriftverfaf- 
jung unkundigen Parteien auch münd— 
lihe Befchwerden nad den beftehenden 
Borfhriften zu Protocol aufzunehmen 
und diefe in geböriger Ordnung zu be: 
handeln, folglih darüber auch ſchrift— 
lihe Beſcheide hinauszugeben haben 
und hierzu von Amtswegen verpflichtet 
find. (Kundmahung des küſtenländi— 
{hen Landesgub. vom 6. Nov. 1819. 
Krop. Gef. Franz 42. Bd, ©. 595 
bis 598.) 

MWinkelfchreiber. Aus einer von 
einem Armeninſtitut-Vorſteher bei der 
Regierung gemachten Anzeige wurde 
entnommen, daß mehrere Perfonen fid 
mit Verfaſſung von Bittfhriften um 
Husbilfe und um Unterftüßung befaffen, 
und daß fie derlei Geſuche nit nur 
jenen Parteien verfaffen, die ſich un- 
mittelbar an fie wenden, fondern daß 
rergleihen Winkelſchreiber fogar in 
Gaſthäuſern fih einfinden und dort die 
Menfchen bereden, daß fie fi von ihnen 
Geſuche um Unterftüßungen verfertigen 
laffen. Da wahrhaft Arme, welche einer 
Betheilung oder einer Aushilfe aus den 
Armenfonden würdig und bedürftig 
find, gar nicht nothwendig haben, ſich 
erſt Geſuche zur Erlangung einer Hilfe 
verfaffen zu laffen, fondern da fie ſich 
unmittelbar an die Armeninftitut-Bor« 
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ſteher ihres Pfarrbezirkes dieferwegen 
mündlich zu wenden haben, von denen 
ihnen im Erfordernigfalle fogar augen» 
blickliche Hilfe geleiftet wird, fo können 
dergleihen Winkelfchreiber durchaus 
nicht geduldet werden, weil fie nicht nur 
den Armen für die Verfaſſung von 
Bittfchriften Geld entloden, fondern 
weil fie auch vorzüglich die Urſache von 
fo häufig vortommenden Bittgefuchen 
find, wodurd nicht nur Se. Majeftät 
und die Faiferlichen Prinzen, fondern 
auch die Behörden bebelligt werden. 
Um nun diefen bereit ſchon bedeutend 
eingeriffenen Unfügen Schranken zu 
feßen und womöglih ganz abzuftellen, 
wird der Polizei-Dber-Direction aufges 
tragen, mit aller Thätigkeit und Eifer 
nicht nur auf die vorgenannten Winkel: 
fhreiber ein obachtſames Auge zu haben 
und felbe, wenn fie bei der Berfaffung 
von Bittfchriften betreten oder in einer 
andern Art von diefem Unfuge überwie— 
fen werden, ftreng zu bejtrafen, fondern 
die Polizei-Ober⸗Direction hat fih auch 
auf das Nachdrücklichſte angelegen fein 
zu laffen, daß der Winkelfhreiberei im 
Allgemeinen Einhalt gethan, ganz be— 
fonders aber der Unfug gänzlich abges 
ftellt werde, daß die Winfelichreiber die 
Barteien in Gafthäufern auffordern, fich 
‚von ihnen Geſuche oder Beichwerde- 
Schriften machen zu laffen. (N. 6. Page. 
Deer. v. 16. Jänner 1824 3. 1423.) 
Winfelfchreiber. Nah dem $. 71 
des Strafgefeßbuhes II. Thls. nimmt 
die Minkelfchreiberei den Character 
einer ſchweren PolizeirUebertretung an, 
wenn dadurch Unterthanen gegen ihre 
Obrigkeiten aufgereizt werden, und in 
diefem Kalle find allerdings in den 
ProvinzialsHauptftädten nicht die Po— 
lizei- Directionen, fondern die Drts- 
obrigkeiten berufen, das Berfahren mit 
den Befchuldigten vorzunehmen; denn 
diefe Uebertretung ift unter jenen nicht 
begriffen, welche im Jahre 1806 in 
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Folge a. h. Entſchließung den Polizeis 
Directionen zugemwiefen wurden. Bei 
Amtsbandlungen gegen Winkelfchrei: 
ber, außer dem Falle einer ſchweren 
Polizei-Uebertretung, alfo bei bloßen 
PVolizeivergehen, ann aber nach Wei- 
fung des Polizei-Amtsunterrichtes die 
Molizei- Direction einfchreiten,. (Hfkzl. 
D.v. 2. Mär; 1830 3. 4568, an dad 
Brünner Gubern, Bdg. des letzteren 
vom 12. Mär; 1830 3. 8612. Prov. 
®. ©. für Mähren u. Schleſ. vom %. 
1830. Nr. 24.) 

Winkelfchreiber. Diet.?. Hofkanz⸗ 
lei bat mit Decret v. 10. Jan. 1833 8. 
39 über einen fpeciellen Kal, worin von 
dem Salzburger Magiftrate wegen Ver— 
faffung einer Eingabe, die einen Rechts. 
gegenftand betraf, gegen ein Indivi— 
duum als Winkelfchreiber mit einem 
Straferfenntniffe vorgegangen wurde, 
erinnert, daß, nachdem die Eingabe 
einen Rechtsgegenſtand betrifft, die po— 
litiſche Behörde nicht berufen erfcheint, 
in der Sache Einfluß zu nehmen. (Dec. 
der ob d. ennf. Reg. v. 25. Jän. 1833 
3. 2073. Brov. G. ©. Rr. 14.) 

Winkelfhreiber. Die im Wege 
der Ränderftellen gepflogenen näheren 
Erhebungen über den Begriff und die 
Hintanhaltung der fog. Winfelfchreiberei 
führten zur Ueberzeugung, daß die 
Nothwendigkeit neuer geſetzlicher Be— 
ftimmungen hierüber nicht vorhanden 
ift, und daß es genügt, wenn von 
Seite der politifhen Behörden darauf 
feftgebalten wird, daß Diejenigen, 
welche fih in fchriftlihen Eingaben 
Entftellungen oder Verdrehungen von 
Thatſachen, oder eine unanftändige, 
die Achtung gegen die Behörden verle— 
gende Schreibart erlauben, dann Die- 
jenigen, die aus was immer für Ab» 
fihten, vorzüglich aber aus bloßer Ge⸗ 
winnfuht Parteien zu Beſchwerden 
überhaupt, indbefondere aber zu muth— 
willigen, grundlofen, im gefeglichen 
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Inftanzenzuge bereitd abgetbanen 
auffordern und verleiten, oder im die 
fer Beziehung offenbare Gelderprefiun: 
gen fih zu Schulden kommen laffen, 
von Fall zu Fall dafür gehörig beftraft 
werden. Uebrigens Tann dem von 
mehreren Länderftellen aus diefeın An- 
laffe zur Sprade gebraten Antrage, 
wornach jede Eingabe von Parteien 
mit dem Namen des Verfaſſers bezeich— 
net fein foll, als einer für die vielerlei 
im gemeinen Leben vorfommenden Ge: 
fuchsgegenftände nicht wohl handzuha— 
benden Maßregel keine Folge gegeben 
merden. (Hffzl. D. v. 28. Apr. 1836 
3. 8728, an fümmtl. Länderft. Bdg. 
der n. ö. Reg. v. 12. Mai 1836 3. 
27260. Bol. &. ©. 64. Bd. Nr. 76, 
n. d. Prov. ©. ©. 18.8. Nr. 132”). 


Winkelſchreiber. Aus Anlaß einer 
Eingabe der hiefigen Rotariatsfammer 
bat das k. k. n. ö. Oberlandesgericht 
zur möglichſten Hintanhaltung der ver: 
derblihen Folgen der Winkelfchreiberei 
und zur Wahrung der Rechte der No: 
tare dur die k. k. Landesgerichts- 
Präfidien die unterftehenden Gerichte 
zur ftrengften Amtshandlung gegen die 
Minkelfhreiber angewiefen, und in 
gleiher Richtung auch die k. k. Statt- 
halterei und die kak. Finanz⸗Landee— 
direction um die entſprechende Mitwirs 
fung erfuht, und der k. k. General⸗ 
Procurator hat bei diefer Gelegenheit 


*) Der oberfte- Gerihtd. und Gaffationd- 
bof bat in einer Entfheidung v. 8. Jänner 
1853 und mehreren nachgefolgten Entſchei— 
dungen erfannt, daß der Beariffeined 
Minkelfhreiberd nicht blo® auf die 
im $. 71 St ©. 3. 11. Tule. u. dem Hfkzl. 
Deer. v. 28. Apr. 1836 bezeichneten ſch we⸗ 
ren Fälle diefer Uebertretung zu befchrän- 
fen, fondern auf jede gewerbedmäßig 

egen Entgeld unbefugt betriebene Der» 
affung don Schriften und Gingaben für 
Parteien an öffentl. Behörden auszudehnen 
fei, f. Haimerl's Magazin, 7. Bd. 2. Hft. 
Anh. ©. 18, u. 8. Br. 1. Hft. S. 98. 


Winhelfchreiberei. 


aud die Staatsanwaltfchaften zur ein- 
dringlichften Verfolgung der Winkel- 
fhreiber aufgefordert. Hievon werden 
die St. A. Yunctionäre an den hieher 
gehörigen Bezirksgerichten in Kennt: 
niß gefeßt, unter Hinweifung auf die 
Verordnungen vom 29. Febr. 1772, 
v. 7. Apr. 1781 3. 11, v. 9. Sept. 
1784, v. 14. Mai 1789, v. 16. Febr. 
1792, v. 2. März 1830 u. v. 28. Apr. 
1836. (n. 5. Rggs. Vdg. v. 12. Mai 
1836 3. 27260), welche, infoferne die 
That niht-die Merkmale eines Ber- 
gehens nah $. 300 des St. G. oder 
einer noch ſchwerer verpönten Hand: 
lung erreidht, der Verfolgung von den 
k. k. Bezirtd- Gerichten zu Grunde zu 
legen find. 

Nahdem mit der Winkelfchreiberei 
auch in gewerblicher Beziehung geſetz— 
lihe Folgen verbunden find, fo wird 
auch dahin zu wirken fein, daß von 
Seite des Berichtes das Nefultat von 
derlei Unterfuhungen mit Beifügung 
der erhobenen Dauer des Geſchäfts— 
unfuges und des erzielten Einkommens 
an den Magiftrat der ka k. Haupt und 
Refidenzftadt Wien, oder an die ſon— 
ftige competente Adminiftrativ-Behörde 
zur nachträglichen Steuerbelegung und 
fonftigen Amtshandlung mitgetheilt 
werde. (Erl. der k. k. Staatsanwalt» 
fhaft am Wiener Landesgerichte vom 
9. Mai 1853 3. 1985.) 

Winfelfchreiberei, iehe Militär: 
perfonen. 

Winkelfchulen, |. Winkel-Lehr⸗ 
anftalten. 

Winkelverfag, ſ. Verſatzamt. 

Wirbel, Vorfichten bei den Fahr: 
ten auf der Donau dur den Wirbel, 
f. Donanfdifffahrt. (Bdg. v. 4. Mai 
1844.) 


MWirbeltanz. Der fog. Wirbeltanz 
(böhmiſch Wrtäf), eine Beluftigung des 
Landvolkes, ijt ſowohl für die Gefund- 
heit ald au für die Moralität nach— 

Zaleisth, Handb. d. Pol. Geſ. IU. 
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theilig. Um den üblen Folgen diefer 
fo zwedwidrigen Beluftigung Grenzen 
zu feßen, haben die Hemter und Magi— 
ftrate ftreng darüber zu wachen, daß 
diefer Tanz in den Wirthshäuſern nicht 
getanzt werde, und auch die Wirthe 
und Gaftgeber find hiefür verantwort- 
lih zu machen. (Bdg. des böhm. Gub, 
vom 1. Sept. 1812. Obent. 5. Bd. 
©. 360.) 

MWirbisfpiel ift als ein Hazard: 
fpiel verboten. (Bub. Bdg. in Inner: 
öfterreih vom 24. Febr. 1787. Krop. 
Gef. Iof. 13. Bd. ©. 238.) 

Wirkungskreis der Polizei - Ber 
börden, ſ. Polizei:Behörden. 

MWirthe, Verzinnung der Koch- u. 
Schankgeſchirre, ſ. Geſchirre. 

— — Stempelpflicht der Geſuche 
derſelben um Bewilligung zur Abhal— 
tung von Bällen, ſ. Tanzmuſik-Li⸗— 
cenz⸗ Gebühren. 

— — ſtrenge Behandlung derjeni— 
gen, welche ſich Wachebeleidigungen zu 
Schulden kommen laſſen, ſ. Wache⸗ 
beleidigungen. 

— — Offenhaltung der Schänken, 
ſ. Offenhalten, Spiele. 

— — ſ. Gaſtwirthe. 

Wirthfhaftsgebände, deren An— 
legung, f. Bauordnung für Böhmen 
$. 20 u. $. 54. 

Wirthshäuſer, deren Sperrung 
zur Bolizeiftunde, ſiehe Offenhalten, 
Spiele. 

— — Aufftellung der Plachen, ſ. 
P lachen. 

— — Aufftellung der Wägen vor 
denfelben auf der Straße, fiehe Stra: 
Benverftellung. 

— — Gebühren für das längere 
Dffenhalten derfelben, f. Tauzmuſi— 
fen, Tanzmuſik-Licenz-Gebühren. 

— — f. Gafthänfer, Speiſezet⸗ 
tel, Urinirplätze. 

Wirthshausgärten, ſ. 

Wirthehansteh — 


ſ. Gärten, 
— 


Wiſchehrad. 


Wiſchehrad, ſ. Wohnungs-⸗Auf— 
kündigung. 

Wochenmarkt, auf dem, iſt der 
Borkauf ohne weiters aufgehoben, und 
Jedermann das gleihe Recht einge 
räumt, Victualien, rohe Materialien, 
halb und ganz fertige Waaren zu kau— 
fen und zu verkaufen. (Hfd. vom 27. 
Dec. 1787. Rggs. Int. v. Y. Jänner 
1788. Barth. H. u. Gef. 2. Band. 
©. 284.) | 

— — Da die Wochenmärkte, ihrer 
eigentlihen Beftimmung nah. blos 
wegen des Berkaufes der Lebensmittel 
eingeführt find, wo hingegen die Jahr: 
märkte den Berfchleiß aller im Handel 
erlaubten Artikel beabfichtigen, fo kaun 
den Gewerbsleuten anderer Städte der 
Befuh der erfteren zum Verſchleiße 
ihrer Erzeugniffe nicht geftattet werden, 
und fie bleiben im Ddiefer Beziehung 
nur auf den Befuh der Jahrmärkte 
befhränft. Jedoch bleibt es einem fol: 
hen Gewerbsmanne unbenommen, die 
Bewilligung zur Eröffnung eines Ber: 
fhleißgemölbes in andern Orten, im 
ordentlihen Wege nachzuſuchen, wo 
ihm dann der Berfauf feiner eigenen 
Erzeugniffe das ganze Jahr hindurch, 
und fohin auch auf dem Wochenmarkte 
zufteht. (Comm. Hfem. D. v. 18. Nov. 
1819. Barth. Erg. Bd. ©. 77.) _ 

MWochenmärfte. Die Bewilligung 
zur Abhaltung derfelben liegt in dem 
Wirkungskteiſe der Landesftellen. — 
(Gfkzl. Dect. vom 11. Mai 1832 3. 
9558. Rggs. Bda. v. 20. Juni 1832 
3. 32249. Pol. ©. ©. 60. Band. 
Rr. 49.) 

— — f. Sahrmärkte, Markt: 
ordnung. 

— — in Bien, f. Markt: Orb: 


ur? 

ohlftands: und GSittlichkeite- 
Zeugniffe, von der Beibringung der, 
behufs der Ueberkommung von Findel: 
findern in die entgeltlihe Pflege, find 
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jene Parteien befreit, welche einen be— 
reits in ihrer entgeltlihen Pflege be: 
findlihen Kindling im umentgeltliche 
Pflege übernehmen, ſ. Findlinge. 

Wohlthätigkeits-Anftalten. In 
den Hofräumen der öffentlihen Wohl- 
thätigfeite » Anftalten wird die Anlage 
von Gärten, Blashäufern u. dgl. für 
Beamte, Merzte 2c. allgemein firenge 
verboten, und find diefelben, wo fie ſich 
befinden, wegzufihaffen, mit der einzi— 
gen Ausnahme, dag, wenn einem Be- 
amten oder Arzte ein Gartenplag in 
dem Hofraume eines der benannten 
Häufer im Anftelungs» Decrete zuge: 
fagt worden wäre, die Wegihaffung 
erſt dann Statt zu finden babe, wenn 
diefes Individuum in den Ruheſtand 
verjeßt wird oder fonft aus dem Dienite 
der Anftalt tritt. Die Landesftelle hat 
fi die Ueberzeugung zu verſchaffen, ob 
von den, außer den in den Kranken: 
und Berforgungshäufern befindlichen 
und zur Erholung der Kranken und 
Pfründen beftimmten Gärten die Be: 
amten umd Aerzte fih nit Räume 
eigenmächtig zueigneten, und wenn 
died der Fall wäre, das Amt zu han— 
deln, überhaupt aber darüber zu wa- 
hen, daß ein abnliher Unfug nicht 
Statt finde. (A. b. Enſchl. v. 23. Juni 
1830. Hfkzl. D. v. 8. Juni 1830, an 
fänmtl. Länderft. Pol. ©. S. 58. B. 
Rr. 74.) 

Wohnungen, ſ. Wohnfig. 

— — neugebaute, fo wie Gewölbe 
follen, ohne vorher genommenen Sa: 
nitätö-Augenfhein, nicht bezogen wer 
den. (Circ. der ka Ef. n. ö. Reg. vom 
15. Mai 1796 3. 9714, n. ö. Rage. 
Ddg. vom 9. Juli 1796 3. 11262. 
Krop. ©. ©. 8.3. ©. 191, n. 6. 
Rggs. Bdg. v. 25. März 1797. Krop. 
G. S. 9. Bd. ©. 268, n. d. Rgas. 
Ddg. vom 12. Aug. 1799 3. 15071. 
Krop. 8. ©. 11. Bd. n. ö. Rage. 
Bdg. v. 30. Juli 1817 3. 33808.) 


Wohnungen. 


Wohnungen. Die Bornahme der 
Sanitätd-Augenfcheine fteht nur den be» 
treffenden Bolizei = Bezirtsärzten zu, de— 
nen die ununterbrocheneAufficht über den 
allgemeinen Gefundheitszuftand in den 
einzelnen Bezirken obliegt. (N. 6. Ras. 
Vdg. v. 31. Juli 1820 3. 33362.) 

— — Bormahme des GSanitätd- 
Augenfheing, ſiehe Bauordnung für 
Bien $. 28, Bauordnung für Böh: 
men 88. 42 u. 43. 

— — in neuen Gebäuden dürfen 
nicht zu klein bergeftellt werden, fiehe 
Baupläne. (Nggs. Vdg. v. 27. Febr. 
1836 am Scluffe. 

— — neugebaute, fiehe Bewoh: 
nungs:Gonfens, Sanitäts:Augen: 
fchein. 

— — f. Gewölbe. 

— — Bewohnbarmahung der über: 
ſchwemmt gewejenen, f. Ueberſchwem⸗ 
mung. 

Wohnungsanffündigung. Da 
das vorzüglichfte Verhältniß zwifchen 
einem Hausherrn und feinem Haus 
meifter, Gärtner, Bortieru. dgl. 
ganz oder zum Theile ftatt des Lohnes 
die freie Wohnung genießenden Leuten in 
dem Dienftcontracte befteht, fo find die- 
felben bei vorfallender Dienftentiaffung 
auch in Abfiht auf die Aufkündigung 
der Wohnung nad dem Dienftbo- 
ten= Patente zu behandeln, ed wäre 
denn, daß dur befondere Gontracte 
jwifhen dem Hausherrn und derlei 
Dienftleuten in Beziehung auf die 
ihnen eingeräumte Wohnung etwas 
Anderes wäre bedungen worden. (Hfd. 
v. 4. Nov. 1782. 3. ©. ©. Nr. 360.) 

— — Hierüber ift Folgendes vor- 
gefchrieben: 

l. Hat es in den Borftadtgründen, 
wo bisher der Zins vierteljährig ge: 
zahlt, aufgefündigt und ausgezogen 
worden ift, nod ferner fein Berblei- 
ben; in der Stadt aber und innerhalb 
des Umfanges der Linien aber, wo die 
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balbjährige Ausziehung eingeführt war, 
fol die viertljährige Auffündigung, 
wenn nicht durch einen Beſtand-Con— 
tract ein fürzerer oder längerer Termin 
bedungen worden ift, jedesmal Täng- 
ftend binnen 14 Tagen gefhehen, näm- 
ih jene von Michaeli bis Georgi bin- 
nen 14 Tagen nach Lichtmeß, d. i. bis 
den 15. Februar, und jene von Ge: 
orgi bis Michaeli, längftens binnen 
14 Tagen nad Johanni, d. i. bis den 
7. Juli, und daher die Auffündigun- 
gen, die nicht binnen dieſer Zeitfrift, 
fondern erft den 16. Februar oder 8. 
Juli geſchehen find, nicht mehr ange: 
nommen oder ganz ungiltig gehalten 
werden. Nach einer ſolchen Aufkündi— 
gung und nach dem verftrihenen Ge- 
orgi⸗ oder Michaelitage hat der auszie⸗ 
hende Beftandmann, er mag von was 
immer für einem Character fein, binnen 
der nächſten 8 Tage mit Räumung 
eines Theils feiner Wohnung den An— 
fang zu machen, um der einziehenden 
Partei zur Unterbringung einiger ihrer 
Effecten einen hinlänglichen ſchickſamen 
Pla einzuräumen und nah den ganz 
verfloffenen 14 Tagen foll die Woh- 
nung vollftändig geräumt fein und 
übergeben werden. Wenn aber binnen 
8 Tagen nad Georgi, d. i. den 2. Mai, 
oder um Michaelizeit, am 8. Dct. der 
neu einziehenden Partei zur Unterbrin- 
gung ihrer Effecten kein binlänglicher 
Plag von der augziehenden Partei ges 
räumt wäre, fo wird noch an demſel— 
ben Tage auf Anlangen der richterliche 
Beiftand mit Zuziehung der Wade zur 
Räumung eines ſchickſamen Platzes er- 
theilt werden. Diefes ift auch in jenem 
Falle zu verftehen, wenn nach den ganz 
verfloffenen 14 Tagen, nämlih zu 
Georgi am 7. Mai, um Michaeli am 
14. Det. die Wohnung nicht vollftän« 
dig geräumt wäre. Damit man aber 
bei Gerichte verfichert fei, daß die Auf- 
kündigung gefchehen ift, le 2 
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2. jede Auffündigung durch eine 
audgeftellte Befcheinigung beftätigt 
werden, denn font fann fie durch kei— 
nen andern Weg bewiefen werden. 

3. Wenn eine Bartei wider die Auf: 
fündigung etwas einzuwenden bat, fo 
muß es innerhalb 4 Tagen geſchehen, 
weil fie fonft nicht gehört werden wird. 

4. Wenn die Einwendung einge: 
reicht ift, fo wird zur Erfcheinung bei— 
der Parteien eine Tagſatzung beftimmt, 
wo alfo das Rechtliche erfannt und den 
Parteien noch dieſen Tag das Urtheil 
jugeftellt werden muß, 

5. Findet fih ein oder der andere 
Theil hierüber befchwert, fo foll keine 
Appellation hierüber geftattet fein, fon- 
dern es ift der Recurs an das k.k. 
Appellationdgeriht binnen 6 Tagen 
des zugetheilten Urtheil® zu nehmen. 

6. Sind auf alle diefe Befchwerdes 
ſchriften die Worte zu feßen: In Aus 
ziebungsfahen. Wenn dann vom 
Appellationsgerichte das Urtheil der 
erften Inſtanz beftätigt worden ift, fo 
ſteht dem befchwerten Theile der wei- 
tere Recurs an die k. k. oberfte Juftiz- 
ftelle frei, wo fich ebenfalls nad der 
obigen Art zu benehmen ift. 

7. Sind alle diefe Verordnungen 
nicht allein auf Wohnungen und Zim— 
mer, fondern auch auf Ställe, Keller 
u. dgl. zu verfteben. (Wr. Auszieh— 
Patent, kundg. mit Bdg. v. 18. Det. 
1782. Kp. Gef. Iof. 1.8. S. 184.) 
©. a. Wohnungsmiethe. 

Wohnungsanffündigung. Das 
Auszieh: Patent für Wien wird aud 
für die Hauptftadt Klagenfurt wirkfam 
erklärt, jedoch foll die Einwendung ges 
gen Auffündigung nah $. 4 binnen 
8 Tagen mit Ausſchluß des Tages, an 
dem die Aufkündigung geſchehen ift, 
beigebracht werden. Auch ift nah $. 8 
der Magiftrat in Klagenfurt als erfte 
Inftanz zur Entſcheidung der in Aus— 
ziehſachen vorkommenden Streitigkei— 
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ten ohne Ruͤckſicht, wohin die beklagte 
Partei oder das Haus gehört, aus 
drücklich beftimmt. (Hfkzl. Decr. vom 
19. Dct. 1792. Kundm. des Gub. in 
Kärnten vom 31. Det. 1792. Bol. ©. 
©. 1.3. ©. 101.) 

MWohnungsanffündigung. Da 
Zweifel darüber erhoben worden find, 
ob die gerichtliche Auffündigung ver 
mietbeter Wohnungen und anderer 
Beftandtheile der Gebäude binnen 
der beflimmten Frift zugeftellt wer. 
den müffe, oder ob es hinreiche, 
diefelbe binnen diefer Frift bei Be: 
richt zu überreihen oder zu Pro: 
tocoll zu geben, dann ob diefe Auffün- 
digung demjenigen, gegen welchen fie 
gerichtet ift, in feine eigenen Hände zu- 
geftellt werden müſſe, fo wird hiemit 
zu Folge a. b. Entſchl. v. 26. Jänner 
1833 Nachftehendes angeordnet: 

1. Die Auffündigung ift nicht von 
dem Tage, an dem fie bei Gericht über- 
reicht oder zu Protocol gegeben wird, 
fondern nur von dem Tage der wirf: 
li erfolgten Zuftellung an die Partei 
an wirkſam; die Zuftellung muß daher 
vor Beriauf der in den Ausziehpaten- 
ten, in dem bürgl. Gefeßbudhe oder in 
dem Miethvertrage zur Auffündigung 
feftgefeßten Frift geſchehen. Es ift die 
Sorge der Partei, welche gerichtlich 
auffündigt, fi zu einer Zeit an das 
Gericht zu wenden, wo die Zuftellung 
der Auffündigung noch vor Ablauf die- 
fer Friſt füglih erfolgen Tann; die 
Gerichte haben diefe Zuftellung fo viel 
möglich zu befchleunigen. 

2. Die gerichtliche Auffündigung 
muß, wenn dem Miethmanne aufge— 
fündigt wird, ihm felbft zugeftellt und 
in feine Hände übergeben werden. Iſt 
er abweſend oder nicht anzutreffen, fo 
hat der zur Zuftellung abgeordnete Ge— 
richtödiener die Auffündigung fogleich 
in Gegenwart der ebenfalld anwefen- 
den Hausgenoffen und zweier Zeugen 
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in dem Innern der Wohnung oder wenn 
fie verfehloffen wäre, von außen bei 
dem Eingange anzuſchlagen. Wird dem 
Eigenthümer des Haufes aufgefündigt, 
fo ift die Auffündigung entweder ihm 
felbft, oder wenn er nicht anmwefend 
oder in feiner Wohnung nicht zu tref- 
fen wäre, Demjenigen, welder über 
das Haus die Auffiht führt, zuzuſtel— 
len. Findet fih Niemand, dem die ge 
gen den Hauseigenthümer gerichtete 
Aufkündigung zugeftellt werden könnte, 
fo ift fie im Haufe in Gegenwart zweier 
Zeugen anzuſchlagen. Das Anfchlagen 
der Auffündigung gilt in allen diefen 
Fällen für die Zuftellung. Nah Um- 
ftänden fann auch für abwefende Per— 
fonen, denen aufgefündigt wird, von 
dem Gerichte ein Eurator beftellt und 
diefem die Aufkündigung übergeben 
werden. (Juſt. Hfd. an fümmtl. App. 
Ger. v. 8. Febr. 1833. Ztiſchr. für ö. 
R. 3. 1833. N. B. ©. 77 u. 78.) 
MWohnungsanflündigung. In 
der Stadt und in den Borftädten von 
Wien foll fowohl die dem Mieths— 
manne an den hiezu beftimmten Tagen 
obliegende theilweife, ald auch die ihm 
nad dem Geſetze obliegende gänzliche 
Räumung der Wohnung big zur Mit: 
tagsſtunde des legten hiezu feftge- 
fegten Tages bewerfitelligt fein, widri- 
gend Derjenige, dem daran liegt, be: 
rechtigt ift, die gefegliche Räumung im 
Wege der gerichtlihen Hilfe mittelft 
der Wache zu bewirken. (A. h. Entfdl. 
v. 3. Det. 1849. R. ©. B. Nr. 406.) 
— — Die Wirkſamkeit der mit 
Hofkanzlei-Decret vom 9. März 1805 
für die Hauptftadt Prag erlaffenen 
Ausziehordnung wurde auf die im 
Sprengel des Bezirfögerichtes der Neu- 
ftadt von Prag liegende Stadt Wy— 
fchehrad ausgedehnt. (A. h. Entſchl. 
vom 28. März 1851. Decr. des Juft. 
Min. vom 3. Apr. 1851 3. 3832. 
Kundm. des böhm. Oberland. Ger. v. 
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14. Avril 1851 3. 5895. L. G. B. 
Rr.8) 
MWohnungsanffündigung. Die 
diesfällige Norm für Prag enthält 
das Hoflanzleir Decret vom 9. März 
1805 Zahl 4605. Verordnung des 
böhm. Bub. v. 24. März 1805. Kp. 
G. ©. 20. Bd. ©. 276; für Lem— 
berg das Hfd. v. 16. Jän. 1813, 9. 
G. ©. Nr. 1024; für Linz das Eirc. 
der ob der ennf. Reg. vom 25. April 
1833 3. 10643. Prov. ©. ©. für 
D. Deft. 15. Bd. Nr. 59; für Trieft 
das Hfd. v. 23. Jän. 1785, republ. 
mit Bub. Dec. v. 18. März 1820 3. 
4925; für Gräß das Decr. des fteierm. 
Bub. v. 25. März 1837. Krop. ©, 
©. 63. Bd.; für Salzburg die Vdg. 
der ob d. ennf. Reg. v. 7. Apr. 1839. 
Prov. ©. ©. für D, Deft. 21. Bd.; 
für das lomb. venet. Königreich das 
Bat. v. 17. Juni 1837. Krop. ©. ©. 
63. Bd.; für Zara, Spalato, Ra- 
gufa, Cataro u. Sebenico, das 
Hfkzl. D. v. 16. Nov. 1843 3.3001; 
für Brünn das Decr. des mähr. Bub. 
v. 28. Febr. 1844. Prov. ©. ©. für 
Mähren. 26. Br. 
Wohnungs:Eonfens, wegen Er: 
theilung desfelben, f. Bauordnung 
für Wien, $. 28. Bauordnung für 
Böhmen $$. 42 u. 43. 
— — ſ. Bewohnungs:Eonfens, 
Sanitäts-Augenſchein. 
Wohnungsloſe Parteien. Diet. f. 
Hofkanzlei hat vermöge Rggs. Decretes 
v. 6. u. 17. Sept. den Grundſatz aufzu- 
ftellen befunden, daß fich die Behörden 
in die Bewerbung der Wohnungen für 
Parteien gar nicht einzulaffen, fondern 
felben, wenn fie fih wegen Berlegen- 
heiten melden, zu bedeuten haben, daß 
es blos ihrer Privatforge überlaffen 
bleibe, fih um Wohnungen zu bewer- 
ben. Nach diefem Grundfage fei fi 
auch ſchon bei der nächften Ausziehzeit 
zu benehmen, und warn fi aud wirk— 
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lich ein foldhe® Herumtreiben der Par: 
teien um Wohnungen ergeben follte, fo 
fei ein energifches Ausharren gegen un- 
geziemende Zumuthungen, welde die 
Parteien an die Behörden mahen, eine 
weit zweckmäßigere Maßregel, und 
werde die Sache weit eber in ihr or- 
dentlihes Geleis zurüdbringen, als 
eine zu weit getriebene Nacgiebigkeit, 
welde das Publicum nur immer ver- 
wöhnen und das Uebel für die Folge 
nur noch Ärger machen würde. Da fi 
die Stadthauptmannfhaft künftig ge 
nau nah diefem Grundfage benehmen 
wird, fo hat der Magiftrat hiernach 
die Grundgerichte anzuweifen und zu 
belehren, daß fie feine derlei wohnungs- 
lofe Parteien der Stadthauptmann- 
ſchaft zur Unterbringung zuſchicken fol- 
len. (Wr, Stadth, Decr. v. 20. Sept. 
1808.) 

Wohnungslofe Barteien. Zufolge 
einer Verordnung der k. k. Polizeihof— 
ftelle wird den Bezirks. Directionen in 
Hinfiht des wegen wohnufgslofer 
Parteien zu beobadtenden Benehmens 
Folgendes bedeutet: 

Die Bezirfs - Directionen haben fi 
in derlei Fällen vorläufig mit den 
Grundgerichten in das gütliche Einver- 
nehmen zu fegen, Damit auf diefe Weife, 
unter der Hand und obne den Anfchein 
einer GEinfhreitung, menigftens jene 
Parteien, welche auf öffentlihen Plä— 
gen und Straßen gelagert find, und 
auf feinen Ball länger dort geduldet, 
aber auch nicht wohl mit Gewalt ent- 
fernt werden können, in den Gemeinde- 
häufern, Gemeindeftadeln oder dur 
ihre Vermittlung bei einigen @igen- 
thümern von größern Häufern auf et— 
liche Tage, und bie fie eine ordentliche 
Wohnung erhalten können, ein Unter: 
ftand verfchafft werde, die im Freien 
aber gelagerten Parteien find, unter Mit: 
wirfung der Grundgerichte, theils durch 
die Bezirklsbeamten felbft, theils durch 
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andere vertraute Männer dahin zu 
bringen, daß fie fih von den öffent- 
lihen Pläßen entfernen, alles Auffe- 
ben vermeiden, fi wo immer um einen 
ordentlihen Unterftand bewerben, und 
bis zur Erlangung desfelben einftwei- 
len an da® Grundgericht wenden. Fer- 
ner haben die Bezirkd-Directionen mit 
der gewiffenbafteften Genauigkeit zu 
erheben, ob es darunter Parteien gibt, 
weldhe erkrankt, gänzlich verarmt, mit 
vielen Kindern behaftet und zum Theil 
ohne ihr Berfhulden wohnungslos 
find. Wenn ſich eine Partei findet, bei 
der wirklich die dringendften Rückſich— 
ten eintreten, fo kann felber die Be: 
zirfö » Direction einen kleinen Beitrag 
gegen Quittung verabreihen laſſen, 
bat aber jeden derlei Fall ſogleich 
der Polizei: Dberdirection umſtändlich 
anzuzeigen. Sollten fih endlich Par— 
teien finden, die aus eigener Radläf- 
figfeit wohnungslos find, aus Bos— 
beit fih auf öffentlichen Pläßen gela- 
gert haben, um Mitleiden und Auffe 
ben zu erregen, und welde fi nicht 
in Güte von dort entfernen laffen, und 
auch um feine Wohnung bewerben 
wollten, fo wären al&dann derlei Leute 
nächtliher Weile und mit der größten 
Behutfamteit aufzuheben und nah 
Umftänden ald Bagabunden zu behan— 
dein. Uebrigens wird den Bezirke- 
Directionen no aufgetragen, auf der 
lei im freien gelagerte Parteien die 
größte Aufmerkfamkeit zu richten, um 
bei einem etwa entftandenen Erceffe 
oder Auflaufe in Zeiten die nöthigen 
Anordnungen treffen zu können, und 
über den Stand der wohnungslcjen 
Parteien ihren Rapport zu erftatten. 
(Bol. Db. Dir. Eire. v. 10. Mai 1811.) 

MWohnungslofe Parteien. In Ger 
mäßheit des Auftrages der k. k. Boli- 
zeibofftelle wird den Bezirks Directio- 
nen Folgendes zur angeftrengteften 
Defolgung bedeutet: 
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1. Die Bezirks » Directionen haben, 
wie fie ed fchon bisher vor jedem Aus- 
ziehtermine zu thun hatten, ohne Ge- 
räuſch zu erheben, wie viele Parteien 
etwa in ihrem Bezirke die Erecution 
beforgen, oder ohne Wohnung bleiben 
fönnen, von jedem diefer Parteien, die 
Familien-, Bermögend- undMoralitäts- 
Berhältniffe zu erforfhen, auch über 
den Character der Hauseigenthümer 
Erkundigungen einzuholen und ihre 
Rapporte ungefäumt anher vorzulegen. 

2. Wenn die öffentlihe Ruhe wider 
Bermuthen im irgend einem Bezirke 
bedroht werden follte, fo hat fih die 
Bezirkd-Direction fogleih, und ſchon 
vor dem Ausbruche wirflider bedeu- 
tender Erceffe, um die Erhaltung der 
nöthigen Polizei-Wachmannſchaft oder 
um Anfhaffung von Militär an die 
BolizeisDber-Direction zu verwenden. 

3. Während der ganzen Ausziehzeit 
felbft haben die Bezirks Directionen 
fowohl durch ihre Beamte, als Dur 
alle ihnen zu Gebote ftehenden Mittel 
die Aufmerkfamkeit auf alle Anläffe zur 
Störung der öffentlichen Ordnung und 
Ruhe zu verdoppeln, Parteien oder die 
zu ihren Bertheidigern fih aufwerfende 
Grcedenten nach dem Grad der Nach— 
läffigfeit, des Muthwillens oder der 
Bosheit, deren fie fih ſchuldig machen, 
mit Ernft und Schnelligkeit zur Ord— 
nung zu bringen, jederzeit aber über 
derlei bedeutende Fälle ſogleich abge— 
fonderte Anzeige zu erftatten. 

4. Endlih dürfen die Bezirks-Di— 
rectionen Parteien, welche ſich auf öf- 
fentlihen Gäffen und Pläßen lagern, 
nie über Nacht dafelbft dulden, noch 
weniger aber geftatten, daß fich meh— 
rere zufammen gefellen, fondern ſolche 
Parteien find während des Tages mit 
Befcheidenheit und Energie zur Auf 
fuhung einer Unterkunft zu verhalten, 
und wenn fie felbe bis zur Nacht nicht 
gefunden haben, zur Verhütung größe: 
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ren Unfuges und Aergerniſſes gemein« 
ſchaftlich mit dem betreffenden Grund- 
gerichte ohne Lärmen aufzuheben, vor 
die Linie zu ſchaffen, und iſt ihnen da— 
bei die Rückkehr unter ſtrenger Ahn— 
dung zu unterſagen. Alle derlei ſpe— 
ciellen Falle find jedoch mittelft beſon— 
dern Rapports anzuzeigen. Zugleich 
wird aber der Bezirks-Direction zur 
unerläßlichen Pflicht gemacht, bei der 
Beobachtung der obenerwähnten, hohen 
Orts anbefohlenen Vorſchriften, zwar 
die größte Thätigkeit, aber zugleich 
auch die möglichfte Befcheidenheit, Um⸗ 
fiht und Vermeidung alles Aufſehens 
zu bezeigen. (Bol. Db. Dir. Eire. vom 
30. März 1812.) 

Wohnungslofe Parteien, denen 
ihre Wohnung ordnungsmäßig aufger 
fündigt wurde, und welche aus erwie- 
fener Schuld fih bis zu dem Auszieh— 
Termin um feine neue Wohnung bes 
worben haben und nun wohnungslos 
find, follen aus Polizei - Rüdfihten 
fammt ihren Habfeligkeiten vor die Li— 
nie gefchafft werden. (Bol. Hofft. Weif. 
v. 18. Aug. 1815.) 

MWohnungsmiethe. — In Folge 
a. h. Entſchließung d. 3. ift das Recht 
zu Aftermiethen,, infofern es nicht von 
dem Hauseigenthümer durch befondere 
Verabredung mit den Beitandnehmern 
auf eine oder die andere Art befchränkt 
wird, für die Zukunft ohne alle Ein- 
[hränfung Jedermann, jedoh unter 
der Bedingniß geftattet, daß der After: 
beftandverlaffer in der Wohnung, von 
welder er Theile verläßt, felbft wohne, 
Wo diefe Bedingniß nicht erfüllt ift, 
wird die Aftermiethe ala eine gefeh- 
widrige Handlung erklärt, und Der— 
jenige, der diefer Anordnung zuwider 
handelt, verfällt in die bisher durch 
$. 6 der Eircular » Verordnung vom 
12. Mai 1802 beftimmte Strafe des 
Erlages des halbjährigen Zindbetrages 
der ganzen Wohnung. Uebrigens bleibt 
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die Vorſchrift 8. 8 der gedachten Cir— 
eular-Berordnung in ihrer Kraft, daß 
nämlih der Miether einer Wohnung, 
der wegen einer unvermutbeten Ab- 
reife oder wegen anderer Verhältniſſe 
die Wohnung felbft zu bewohnen ge— 
hindert wird, feine Wohnung im die- 
fem Falle für die Dauer des mit dem 
Hausinhaber gefchloffenen Eontractes, 
oder wenn fein Contract beftcht, läng- 
ſtens bis auf ein halbes Jahr in After- 
beftand verlaffen darf, und daß diefes 
Befugniß au den Erben des Beftand- 
mannesd, welcher mit Tod abgegangen 
ift, zufomme. Es ift aber in jedem fol- 
hen Kalle der Beſtandmann oder Erbe 
verbunden, noch vor der Aftermiethe 
die Anzeige an den Stadtmagiftrat zu 
machen; und wer diefe Anzeige zu ma— 
hen unterläßt, wird ebenfalld mit dem 
Erlage des halbjährigen Zinsbetrages 
beftraft. 

4. Die Auffündigungszeit wird von 
num an in der Stadt und auf den bir: 
gerlihen Gründen, ftatt um Lichtmeß, 
um Johanni auf den gegenwärtigen 
Auszieh-Termin, nämlih auf Georgi 
und Michaeli dergeftalt verlegt, daß 

a) die Auffündigung von beiden 
Theilen immer nur 14 Tage vor und 
14 Tage nah Georgi und Michaeli 
giltig gefhehen kann; 

b) und daß die Auffündigung ihre 
Wirkung erft auf den darauf folgen: 
den Auszieh> und AufktündigungssTer- 
min äußere. Endlich 

e) daß jede Steigerung ebenfalls 
mit dem nächſten Ausziehungs-Termin 
auf diefelbe Art, wie die Auffündigung 
zu gelten babe. 

Auf den nit bürgerlihen und ſon— 
fligen Freigründen hat diefelbe Ein- 
tihtung einzig mit dem Unterfchied zu 
beitehen, daß die Auffündigungs-Ter- 
mine nur vierteljährig anzunehmen find. 
(Hflzl. D. v. 28. Apr. 1811, kundg. 
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in Wien am 16. Mai 1811. Kp. Gef. 
Franz. 29. Bd. ©. 199.) 

Wohnungsmiethe. Die h. Statt. 
halterei hat laut Erlafjfes v. 1. d. M. 
3. 27418 keine genügende Beranlaf- 
fung gefunden, die Genehmigung der 
vom biefigen Magiftrate angeregten 
Modificirung der im Regierungs:Eir- 
culare vom 16. Mai 1811 entbaltenen 
Beftimmungen über das Recht der Af— 
tervermiethung von Wohnungen höhe: 
ren Ortes zu beantragen. Uebrigens 
ift die Beftimmung, wornach der Mie- 
ther einer Wohnung in dem alle, als 
er wegen unvermutbeter Abreife oder 
wegen anderer Berbältniffe diefelbe 
felbft zu bewohnen verhindert iſt, die 
ganze Wohnung gegen vorläufige An- 
zeige bei dem Magiftrate für die Dauer 
des etwa mit dem Hauseigenthümer ge- 
ſchloſſenen Contractes in Afterbeftand 
verlaffen darf, dahin zu verftehen, daß 
der urjprüngliche Miether oder fein 
Erbe die Wohnung bis zu jenem Zeit: 
puncte, wo der Contract entweder ftill- 
fhweigend zu Ende geht oder durd 
ausdrüdlihe Kündigung von Seite 
des Miethers zu Ende gebradht werden 
fann, gegen Erflattung der gedachten 
Anzeige in Aftermiethe geben dürfe. 
Bei diefer Anzeige an den Magiftrat 
handelt e8 fih nur um die Meldung 
der beabfichtigten Aftervermiethung im 
Allgemeinen, da die detaillirte Mel« 
dung der Afterparteien nad den Mels 
dungsvorfähriften bei der Polizei- Dir 
rection (Bezirkd-Commiffariaten) zu ge 
ſchehen hat. 

Uebrigend wird die Competenz des 
Magiftrates zur Ahndung der Ueber: 
tretungen des Einganges erwähnten 
Circulats ausdrüdlih beftätigt umd 
derfelbe zugleich ermächtigt, bei befon- 
ders rüdfihtswürdigen Umftänden die 
Strafe auch unter dem nach der gefeß- 
lihen Borfchrift im Betrage des halb⸗ 
jährigen Miethzinfes zu verhängenden | 
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Ausmaße zu bemeffen. Die Eniſchei— 
dung über Recurfe und Gnadengefuche 
gegen Straferfenntniffe ift im Sinne 
der Regierungs-Berordnung v. 18. Mai 
1825 3. 24683 (f. Polizeislleber: 
tretungen) der Statthalterei vorzu— 
legen. (Bdg. d. Pol. Dir. v. 12. Jän. 
1853.) 

Wohnungsmiethe, fiehe Woh: 
nungsauffündigung. 

Wohnnungsparteien, |. Steuer: 
reftanten. 

Wohnungsräumung, ſ. Wohz 
nungsauffündigung. 

Wohnungsräumungen und Aufr 
fündigungen. Die diesfälligen Bermitt- 
lungen find in den Borftädten den Bol. 
Bez. Dir., in der Stadt der k. k. Pol, 
Db. Dir. jugewiefen. (Hfkzl. Decr. v. 
11. Dec. 1819 an ſämmtl. Länderft., 
fundg. in R. Defterr. den 18. Dec. 
1819. Krop. Gef. Franz. 42. Br. 
©. 677.) 

Wohnungsveränderungen. Bon 
nun an müffen alle mit Beftand- oder 
Afterbeftandnehmern vorgehende Ber: 
änderungen und jede Unterftande- 
gebung eines Fremden oder Inländers 
der Polizei⸗Behörde angezeigt werden. 
Es wird hiemit allgemein befannt ge- 
macht, dag von num an eben fo wie 
bei der Gonfeription, alfo aud bier 
orte 

a) jeder Hauseigenthümer, Admis 
nifirator, Sequefter, oder wer fonft der 
Verwaltung eines Haufes vorfteht, 
jede mit feinen Beftandnehmern vors 
genommene Beränderung in der vorge 
fhriebenen Zeit; 

b) Jedermann, welcher wochen: oder 
monatweife Zimmer in Afterbeftand 
gibt oder Bettgeher hält, diefe binnen 
24 Stunden bei jedesmaliger Aende— 
rung; 

ce) jeder Gaftwirth, der zur Aufr 
nahme von Fremden oder Inländern 
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berechtigt if, Jene, die über Nacht bleir 
ben, des andern Tages; 

d) jeder Handwerker, Künftler und 
Meifter, welcher einen Arbeiter, Gejel- 
len n. dgl. aufnimmt, folde binnen 
24 Stunden; endlid 

e) Jedermann, welder einen Drit- 
ten beherbergt, Unterftand gibt oder in 
Beftand nimmt, diefer fei Einwohner, 
In: oder Ausländer, denfelben binnen 
24 Stunden bei dem Anzeigeprotocolle 
der Stadthauptmannfhaft anzuzeigen 
habe. 

Wovon Jedermann mit dem Bemer- 


ken verftändigt wird, daß im Nichtbe— 


folgungsfalle die Uebertreter diefer 
Berordnung mit jenen in dem Gt. ©. 
8. 78 feftgefehten Strafen angefehen 
werden würden. (Kundm. der Prager 
Stadth. v. 10. Jan. 1809, republ. am 
16. Jän. 1819. Kanka, Handb. 1. 2. 
©. 250.) 

Wohnungsveränderungen. Mo- 
dificationen in dem Anzeigwefen in der 
Stadt Brünn und ihren Borftädten. 
Mehrere bei der bisherigen Handha- 
bung des Anzeigweſens hervorgetretene 
Schwierigkeiten und Uebelftände führ- 
ten die Nothwendigkeit herbei, in den 
mit Gubernial-Gircular vom 16. Juni 
1818 3. 2807 kundgemachten Beitim- 
mungen über dad Meldungswefen in 
der Provinzial-Hauptitadt Brünn und 
deren Borftädten einige Modificatios 
nen eintreten zu laffen, daher zur ges 
naueften Nachahmung Folgendes ber 
flimmt wird: 

8.1. In Hinkunft ift über alle mit 
den Hauptparteien, Afterbeftandneh- 
mern, Bettgehern und den fidh zeitwei« 
lig bier aufhaltenden Fremden vorge 
benden Beränderungen, ohne Rüdfiht 
dee Standes und der Zahl der Perjo- 
nen, dann der Zahl, Größe oder Art 
der Wohnungsbeftandtpeile, es fei in 
der Stadt oder in den Porftädten 
Brünns, felbft wenn fein Miethzing 
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ftipulirt, oder wenn die Partei blos 
über eine Nacht beherbergt worden ift, 
jedesmal die fchriftliche Meldung mit: 
telft der eigens vorgedrudten und une 
entgeltlich von der k. k. Polizei-Direc- 
tion augzufolgenden Meldzettel, weldye 
fünftig auch bei Hausparteien anftatt 
der bisherigen Meld- oder Häuferbör- 
gen zu gebrauchen find, bei dem An- 
zeigamte diefer Behörde während der 
Amtsftunden zu erftatten. 

Als Beweis der gefchehenen Mel: 
dung wird den Parteien hierauf jo- 
gleich zu ihrer Dedung eine ſchriftliche 
Beftätigung (Meldſchein) hinausgege- 
ben. 

8. 2. Die aus öffentlihen Sicher- 
beitd-Rüdfihten nötbige ftete Evidenz 
aller Einwohner und Fremden geftattet 
feine Ausnahme von der Meldungs- 
pfliht, weshalb auch Verwandte und 
verfchwägerte Berfonen, der gefchiedene, 
bei Verwandten oder Schwägern un— 
tergebrachte Ehetheil, ferner zur Haus- 
genofjenfhaft gehörige Erzieher, Haus- 
lehrer, Gouvernanten, Haughofmeifter, 
die bei ihren Dienft- oder Arbeitöge- 
bern wohnenden Dienftleute, Gefellen 
und fonftige Arbeiter u. dgl. ordnungs⸗— 
mäßig gemeldet werden müffen. Eben 
fo muß der neu eintretende Haugeigen- 
thümer, wenn er eine Mohnung im 
eigenen Haufe bezieht, hierüber binnen 
der im $. 8 angegebenen Frift mittelft 
des Meldzetteld die vorgeſchriebene 
Anzeige bei der k. k. Polizei-Direction 
erftatten. 

8.3. Als Wohnpartei ift nur die- 
jenige zu melden, welde wirklich das 
betreffende Local inne bat oder den 
Unterftand genießt, nicht aber jene, die 
etwa die Miethe für den Inwohner 
zahlt oder nur die Wohnung für einen 
Andern aufgenommen bat. Bei ger 
meinfhaftlihen Wohnungen find alle 
Parteien, welche zufammen wohnen, 
abgefondert zu melden, welches auch 
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von den etwa ſpäter Hinzugezogenen 
gilt. Wird in demfelben Haufe eine 
Hauptpartei zur Afterpartei oder um- 
gekehrt, fo ift dieſes der Behörde mit- 
telft Meldzettels erfichtlich zu machen. 
Heirathet eine für fi wohnende ledige 
Meibsperfon oder Witwe, und ver: 
bleibt fie in derfelben Wohnung fammt 
ihrem Ehemanne, fo ift diefer ald neue 
Haupt: oder Afterpartei, je nachdem 
die beiden Ehegatten ald Miethsleute 
im unmittelbaren Berhältniffe zu dem 
Hauseigenthümer oder zu einem After 
beftandgeber ftehen, anzuzeigen. 

8. 4. Zur Meldung der Hauptpar- 
teien ift in der Regel der Hauseigen- 
thümer verpflichtet. Liegt jedoch die 
Hausbeforgung einem Adminiftrator, 
Sequefter oder fonft einem Repräfen- 
tanten des Hauseigenthümerd, wie 
dies in&befondere bei Aerarial- und 
GCommunalhäufern der Fall ift, ob, oder 
wurde der Behörde eine von dem Haus- 
eigenthlümer mit der Meldungspflicht 
vertragsmäßig betraute Perſon aus— 
drücklich namhaft gemacht, fo übergeht 
die geſetzliche Meldungsobliegenheit 
und ſohin auch die Verantwortlichkeit 
für jede Vernachläſſigung dieſer Pflicht 
auf den Adminiftrator, Sequefter, Re 
präfentanten oder Mandatar. After 
parteien müffen von dem Beftandver- 
lafjer und einfehrende oder abreifende 
Fremde von dem Gaftwirtbe oder von 
dem hierzu eigens beftimmten Stellver- 
treter desfelben gemeldet werden. 

8.5. Die Meldung von Seite der 
Einkehrwirthshäuſer hat künftig nicht 
mehr mittelft der Meldzettel (8. 1), 
fondern durch hronologifhe Eintra- 
gung der Fremden bei ihrem Ein- und 
Austritte in zwei mit den erforderli- 
hen Rubrifen verlegte, ämtlidy pagi« 
nirte, bei der ka k. Polizei = Direction 
unentgeltlih zu erhebende Fremden» 
bücher zu geſchehen, von welchen ab» 
wechſelnd täglih eines, und zwar 
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immer dasjenige, in welchem die letz— 
ten Eintragungen erfolgten, der k. k. 
Polizei - Direction zur Einfiht und 
Uebertragung der Fremden in die ämt- 
lihen Regifter vorzulegen und den fol« 
genden Tag unter Weberreichung des 
zweiten, auf gleiche Weife zu behan- 
deinden Fremdenbuches, wieder abzu- 
holen ift. 

$. 6. Sowohl in den Meldzetteln 
ald au in den Fremdenbüdern find 
die Vor- und Kamiliennamen genau 
und deutlidh, wo möglich von der be- 
treffenden Partei eigenhändig einzutra- 
gen. Der Chararter ift nicht blos im 
Allgemeinen, 5. B. Beamte, Militär, 
Penſioniſt, Handeldmann 2c. beizufe- 
ben, fondern näher zu bezeichnen, ale: 
bei Beamten und Militärs die Dienft- 
brandhe und Charge, bei PBenfloniften 
die Eigenfhaft, in welcher fie die Pen— 
fion beziehen, bei Handeldleuten, der 
Handeldzweig, bei Gewerbsleuten die 
Eigenſchaft ale Meifter, Befugte, Pri— 
vilegirte, Gefellen 2e., bei gewefenen 
Hauseigenthümern, Wirthen u. dgl. 
die gegenwärtige Beihäftigung. Als 
Privatier oder Rentier ift nur jener 
aufzuführen, der wirflih von feinen 
Renten lebt. Auch die Bamilienglieder 
des Gemeldeten find näher anzugeben. 

8. 7. Bei Meldungen bieher nicht 
zuftändiger (fremder) Handwerker, Tag— 
löhner, Handarbeiter 2c. find mit dem 
Meldzettel zugleih auch deren Aus- 
weife, als: Wanderbücher, Päſſe, Auf: 
enthalts-Conſenſe, Arbeitsbeſtätigun— 
gen u. dgl. zur Einſichtsnahme und 
Prüfung durch eine ſolche Perſon zu 
dem Anzeigamte mitzubringen, welche 
die allenfalls nöthigen Auskünfte auf 
der Stelle zu ertheilen vermag. 

8. 8. Die Anzeigen der Wohnungs: 
veränderungen und Meldungen der 
Parteien ohne Unterfhied, ob es 
Haupt oder Afterparteien oder zeit- 
weilig aufgenommene Berfonen feien, 
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haben im Innern der Stadt, dann bei 
den in Saft- und Wirthshäuſern ein- 
gekehrten Fremden und die bloßen Bett- 
geber fowohl in der Stadt als in den 
Borftädten binnen 24 Stunden, die 
übrigen Meldungen für die Borftädte 
aber binnen 48 Stunden nad jedes: 
maliger Beränderung zu erfolgen. 

8.9. Bei einem Wohnungswechſel 
ift jede austretende Partei gehalten, 
noch vor dem Ausziehen ihrem bishe— 
rigen Beftandverlaffer den neuen Wohn: 
oder Aufenthaltsort anzugeben, wor: 
auf der Leptere diefe Wohnungsverän- 
derung der Behörde durch Ausfüllung 
der auf der Ruͤckſeite der Meldbeftäti« 
gung ($. 1) binnen dem obgedadten 
Termine anzuzeigen haben wird. 

8. 10. Diejenigen, welche in ihrer 
Wohnung Bettgeher halten, werden 
insbefondere verpflichtet, hievon der 
k. k. Boligei-Direction ungefäumt die 
Anzeige zu erflatten, worauf fie hier- 
über eine ämtlihe und von ihnen zu 
jedesmaligem Ausweiſe aufzubewah— 
rende Beſtätigung unentgeltlich em— 
pfangen. Von den bereits beſtehenden 
Bettvermiethern hat dieſe Anzeige bie 
längftens 30. Juni I. J. zu gefchehen. 

Denfelben wird übrigens zur Pflicht 
gemacht: 

a) nur Individuen einerlei Geſchlech— 
tes zu derſelben Zeit und in demſelben 
Locale, ferner nicht mehrere Perſonen, 
als aus Geſundheitsrückſichten nach 
ärztlihem Befunde geſtattet werden 
fann, zu beherbergen. 

b) Ihre eigene Wohnungsverände- 
rung in der Stadt binnen 24 Stun- 
den und in den VBorftädten binnen 48 
Stunden der k. k. Polizei» Direction 
anzuzeigen, und 

ce) in der erfteren Frift alle mit 
ihren Bettgehern vorfallenden Berände- 
rungen zu melden. 

8. 11. An den für die Meldung der 
Dienftboten und Hilfsarbeiter in den 
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hiefigen Fabriken beftehenden Vorſchrif⸗ 
ten wird durch gegenwärtige Berord- 
nung nichts geändert. 

$. 12. Die Nichtbefolgung der vor« 
ftehenden Beftimmungen, infofern fie 
nicht als eine ſchwere Polizei⸗Uebertre⸗ 
tung nad dem $. 78 St. G. B. II. Th. 
zu behandeln fommt, wird als Polis 
zeivergehen mit arbiträrer Geld» oder 
Arrefiftrafe beftraft. Ueberdies tritt bei 
wiederholten Webertretungen der für 
die Bettvermiether 8. 10 vorgezeichne- 
ten Pflichten nah Umftänden die Un- 
tauglichkeits - Erklärung zur ferneren 
Bettvermiethung ein. 

$. 13. Jeder Haudeigenthümer oder 
Hausverwefer hat diefes Eircular, def» 
fen Wirkſamkeit mit 1. Juli 1. 3. be 
ginnt, fämmtlihen Hausbewohnern 
und neu einziehenden Hausparteien 
mitzutheilen und bei polizeiliher Re— 
vifion des Haufes auf jedesmaliges 
Begehren vorzumeifen. Jede Fahrläf- 
figteit in ein oder der andern Bezie- 
hung unterwirft den Schuldigen einer 
arbiträren Polizeiftrafe. (Gub. Eire. v. 
14. Apr. 1845 3. 15411. Prov. ©. 
©. für Mähren. Rr. 31.) 

Wohnungsveränderungen. Für 
Prag befteht die Borfchrift, dag der 
Hauseigenthümer, Adminiftrator, die 
mit feinen Beftandnehmern vorgehen- 
den Beränderungen fogleih an dem 
Tage, wenn die Partei einzieht oder 
längftens bis 9 Uhr des andern Tages 
bei der ?. f. Stadthauptmannfchaft an: 
zuzeigen hat. Afterparteien oder Bett 
geher find bei jedesmaliger Ver— 
änderung binnen 24 Stunden zu 
melden. Ein Handwerker, Künftler und 
Meifter, welcher einen Arbeiter, Ge- 
fellen u. dgl. aufnimmt, bat binnen 
24 Stunden die Anzeige zu machen, 
(Kundm. des böhm. Bub. v. 16. Mai 
1849 8. ©. B. Nr. 64.) 

— — Ueber die Art und 
Weife, wie die Meldung der 
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Bohnungs- und Aufenthalts. 
Beränderungen in dem ftadt- 
hbauptmannfhaftlihenBezirke 
der kak. Haupt: und Refidenz 
ftadt Wien zu geſchehen hat. So— 
wohl öffentlihe als Privatrückſichten 
machen eine beſtändige Ueberſicht aller 
in Wien ſich aufhaltenden Einwohner 
und Fremden, fowie eine genaue Kennt- 
nig ihrer Wohn: und Aufenthaltsorte 
unerläßlid. 

Da die hierüber beftehenden Anord- 
nungen für diefen Zweck fid als unzu« 
reichend dargeftellt haben, fo werden 
die durch die Bevölferungd- und Zeit: 
verhältniffe bedingten Aenderungen der 
gedachten Borfriften zur genauen 
Darnachachtung kundgemacht, wiefolgt: 

$. 1. Der Eigenthümer, Beforger, 
Sequefter oder fonftige Berwalter eines 
Haufes hat jede neu einziehende Wo b- 
nungs-Hauptpartei, ohne Unter 
fchied, ob die Wohnung von ihm ſelbſt 
bezogen oder Jemandem Anderen ent- 
geltlih oder unentgeltlih überlaſſen 
wird, bei dem betreffenden Stadthaupt- 
mannfhaftd » Bezirks - Commiffariate 
binnen 24 Stunden nah Ablauf der 
gefeplihen Ein» und Ausziehzeit, d. i. 
zu Lichtmeß längftens am 17. Febr., 
zu Georgi längftens am 9. Mai, zu 
Jacobi längftens am 9. Aug., und zu 
Michaeli längftend am 14. Dct. mit: 
telft der üblichen Beränderungsbögen, 
weldhe genau audzufüllen find, zu mel« 
den. Bei gemeinfchaftliher Miethe 
einer Wohnung durch mehrere Parteien 
ift jede einzelne Partei befonders an- 
zuzeigen. 

$. 2. Das Ausziehen jeder Haupt: 
Wohnungspartei ift in derfelben Zeit 
und Art ($. 1) anzuzeigen, u d diefer 
Anzeige jedesmal beizufügen, wohin 
die Partei überficdelt ift oder ſich be 
geben hat, infoferne diefe Leptere dem 
Anzeigenden befannt geworden iſt. 

8. 3. Treten folde Wohnungsver⸗ 
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änderungen außer den gewöhnlichen 
Auszieh- Terminen ein, fo hat die Mel- 
dung von Fall zu Kal binnen 24 
Stunden nad dem Ein» oder Auszie— 
ben der Bartei zu gefchehen. 

8. 4. In derfelben Frift von 24 
Stunden hat der Eigenthümer, Befor- 
ger, Sequefter oder Verwalter eines 
Haufes die Anzeige zu machen, wenn, 
obgleih ohne Wechfel der Wohnung 
eine Aenderung in der Eigenfhaft 
einer Wohnpartei ald folder, nämlich 
einer Hauptpartei in eine Afterpartei 
oder umgekehrt, eingetreten ift. 

8.5. Die Unterlaffung der in den 
vorftehenden Paragraphen vorgefchrie- 
benen Meldungen wird an dem Eigen: 
thümer oder Hausbeforger ($. 1) mit 
einer Geldftrafe von 5—100 fl. EM. 
geahndet. 

8.6. Wer immer einen Theil feiner 
Wohnung entgeltlih oder unentgeltlich, 
wochen: oder monatweife an After: 
parteien überläßt oder Bettgeher hält, 
oder auch fonft Jemanden, worunter 
felbft Verwandte oder verfchmwägerte 

Perſonen, Erzieher und Erzieherinnen, 
Geſellſchafter, Vorleſer, Hausdlehrer, 
Privatbeamte und dergleichen gehören, 
bei ſich aufnimmt, hat hierüber mit— 
telſt der vorgefchriebenen Meldzettel 
bei dem zuſtändigen ſtadthauptmann— 
ſchaftlichen Bezirks-Commiſſariate bin- 
nen 24 Stunden die Anzeige zu 
machen. Die Meldzettel find übrigens 
genau auszufüllen und in zwei gleich— 
lautenden, von dem Hauseigenthümer 
oder Haudbeforger mitgefertigten Erem- 
plaren zu überreichen, wovon das Eine 
mit der ämtlihen Bidirung zum Ber 
mweife der gefchehenen Meldung der 
Partei zurücgeftellt wird. Die Außer: 
achtlaffung diefer Meldung wird mit 
einer Geldftrafe von 5—100 fl. EM. 
geahndet. 

8. 7. Mit eben ſolchen Meldzetteln 
und in der $. 6 feftgefeßten Zeit find 
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auch alle Gefellen und fonftigen Ges 
werbs⸗, Arbeitö- und Befchäftigungs- 
gebilfen und Lehrlinge männlichen und 
weiblichen Geſchlechtes, wenn fie bei 
ihren Arbeitögebern und Lehrherren 
in die Wohnung aufgenommen wur- 
den, zu melden. Die Außeracht⸗ 
laffung dieſer Meldung wird mit 
einer Geldftrafe von 5—20 fl. C. M. 
geahndet. 

8.8. Die Meldung der ein» und 
austretenden Haudofficiere, Kammer: 
frauen, Thürhüter, Vortiere und über» 
haupt alle Dienftboten bat nad der 
für Wien in Wirkfamkeit beftehbenden 
Dienftboten-Drdnung v. 1. Mai 1810 
zu gefchehen. Die Uebertretung diefer 
Borfchrift ift mit einer Geldftrafe von 
5—20 fl. C. M. zu ahnden. 

8.9. Borfteher von öffentliden oder 
Privat» Erziehungsanftalten, Convie— 
ten, Academien, Alumnaten, Klöftern, 
Gonventen, Stiften, Sieben: und Ber- 
forgungsanftalten, ohne Unterſchied, ob 
diefe Anftalten von öffentlihen Fon— 
den oder durch Privatmittel erhalten 
werden, find gleichfalls zur Anzeige der 
Bewohner und Diener ihres Haufes 
und der diesfälligen Veränderungen 
im Wege der Beränderungsbogen und 
Meldzettel verpflichtet, und verfallen 
bei Unterlaffung in die $. 5 und 6 
diefer Vorfchrift erwähnten Geldftra- 
fen. Dasfelbe gilt auch von den Bor- 
ftehern der Kranfenanftalten, diefelben 
find jedoh nur dann verpflichtet, die 
in diefen Anftalten zeitlih unterge 
braten Kranken in obiger Art zu mel- 
den, wenn diefe Kranken nicht inner- 
halb des ftadthauptmannfhaftlichen Be- 
zirkes der Stadt Wien einen der An— 
ftalt befannt gegebenen ftabilen Wohn- 
ort haben. 

8. 10. Einkehrwirthe und Gafthaus- 
inhaber, welche zur Aufnahme von 
Fremden berechtigt find, Haben ein 
eigenes gehörig paraphirtes Fremden⸗ 
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buch in beftimmter Form ununterbro- 
hen zu führen, felbes flets zur Eins 
fiht der Behörde bereit zu halten, die 
nen Angekommenen aber innerhalb 12 
Stunden nad ihrer Ankunft mittelft 
eined vollftändig ausgefüllten Meld- 
zetteld oder einer Abfchrift des betref- 
fenden Blattes des Fremdenbuches an- 
zuzeigen, widrigend fie einer Geldftrafe 
von 5— 100 fl, C. M. verfallen. 

$. 11. Herbergdväter der Hand» 
werke haben die bisher vorgefhriebe- 
nen Herbergöprotocolle zu führen, fie 
der Einfihtsenahme der Sicherheits— 
Behörde ftets offen zu halten, und von 
acht zu acht Tagen dem betreffenden 
ſtadthauptmannſchaftl. Bezirks -Com⸗ 
miſſariate zur Vidirung vorzulegen. 
Die Uebertretung dieſer Vorſchriften 


wird mit einer Geldſtrafe von 5 bie f 


25 fl. C. M. geahndet. 

%. 12. Gegen Gaft- und Schanf- 
wirthe, zu deren Gewerböberehtigung 
die Beherbergung von Fremden nicht 
gehört, finden, wenn fie dennoch Fremde 
bei fih aufnehmen, die Borfihriften des 
8. 6 ihre Anwendung, außerdem fann 
bei mebr ald zweimaliger Beftrafung 
nah Umftänden auch die Abfhaffung 
von dem Gaft: oder Schankhaufe ver- 
hängt werden. 

$. 13. Alle vorerwähnten Geldftra- 
fen find im alle der Zahlungsunver- 
mögenbeit des zu Beftrafenden in Ars 
teft von einem Tage für je 5 fl. der 
auferiegten Geldbuße umzuwandeln. 

8. 14. Das Berfahren und Erkennt: 
niß wegen Außeradhtlaffung der bier 
gegebenen Vorſchriften bleibt derjeni« 
gen Behörde überlaffen, welcher das- 
ſelbe bisher in folhen Angelegenheiten 
geſetzlich zuſtand. 

8. 15. Die ſchwere Polizei-Ueber— 
tretung der falſchen Meldung wird wie 
bisher nach der Vorſchrift des 8. 78 
Il. Th. St. ©. B. vom Jahre 1803 
und nad dem HoflanzleisDecrete vom 
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26. März 1833 3. 6428 behandelt 
und beftraft. (Erl. des Min. des Jun. 
vom 16. Mai 1849 3. 3251, an das 
n. ö. Rggs. Präf. Eirc. der n. ö. Reg. 
vom 18. Mai 1849 3. 23582. 8. ©, 
B. Rr. 850.) 

Wohnungsveränderungen. Das 
Minifterium des Innern bat laut Er- 
laffed vom 24. Mai d. 3. 3. 3742, 
damit die im Minifterial » Erlaffe vom 
16. Mai d. 3. 3. 3251. Rogge. Eire. 
vom 18. Mai d. 3. 3. 23582 enthal- 
tenen neuen Anordnungen über das 
Meldungswefen auch auf jene Civil— 
perfonen Anwendung finden, melde 
in Militär-Gebäuden umd bei 
Perfonen aus dem Militärftande blei- 
bend oder auch nur zeitweife im Auf: 
enthalte oder Dienfte fich befinden, den 
f. Herrn Gouverneur - Stellvertre- 
ter angegangen, die diesfalld zwed: 
dienlihe Verfügung zu treffen. Der 
Herr Gouverneur-Stellvertreter hat in 
Folge diefes Anfinnend vom 21. d. M. 
in feiner Eigenfhaft als commandiren: 
der General von Niederöfterreih ange: 
ordnet, daß rükfihtlih jener Militär 
gebäude und Militärperfonen, welde 
dem f. k. n. 6. General-Commando un- 
terfteben, die Meldung der fih dert 
aufbaltenden oder dienenden PBerfonen 
aus dem Eivilftande bei den ftadt« 
bauptmannfhaftliden Bezirke » » Gom- 
miffariaten gefchebe. 

Damit aber diefe Berfügung allge 
mein, fomit auch bei jenen Militär: 
Branden, welde dem Militär » Gene- 
ral: Commando nicht unterftehen, wirf: 
fam werden könne, bat fih das hohe 
Minifterium des Innern auch bereits 
an das Kriegdminifterium gewendet. 
(Deer. der n. ö. Reg. v. 9. Juni 1849 
3. 23142.) 

— — Ge. Majeftät der Kaifer ha— 
ben mit a. h. Entſchl. vom 10. Dec. 
1851 anzuordnen gerubt, daß die bei- 
den Beftimmungen des 8. 78 U. Th. 
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des Civil⸗Strafgeſetzbuches v. J. 1803, 
wornach 

a) wenn ein Hauseigenthümer, Ad— 
miniſtrator, Sequeſter, oder wer ſonſt 
der Verwaltung eines Hauſes vorſteht, 
die mit ſeinen Beſtandnehmern vorge— 
henden Veränderungen in der vorge— 
ſchriebenen Zeit nicht anzeigt, derſelbe 
nach Verſchiedenheit der Städte und 
des Häufer-Ertragesd, mit einer Strafe 
von 5—50 fl., und 

b) wenn Jemand Zimmer wodhen- 
oder monatweife in Afterbeftand ver- 
läßt oder Bettgeher hält, und nicht bin- 
nen 24 Stunden bei jedesmaliger Ber: 
änderung Die vorfhriftmäßige Anzeige 
macht, diefer mit der Strafe von 5 fl. 
zu belegen und leßtere bei wiederholter 
Uebertretung zu verdoppeln fei, — den 
Militär Berfonen zur genaueften Dar: 
nachachtung kundgemacht werden. 

Wenn die Vermögensſtrafe den Ber: 
mögensumftänden oder dem Kahrungs- 
betriebe de zu Berurtheilenden, oder 
feiner Familie zum merflihen Abbruche 
gereichen follte, haben die Militär-Ge- 
richte auf eine angemeffene Freiheits— 
ftrafe zu erkennen. (Vdg. des Kr. Min. 
von 93. Dec. 1851, wirkſam für das 
ganze Reich. R. 8.3. J. 1852. Nr. 9.) 

Wohnungsveränderungen. Zur 
Erzielung einer größeren Genauigkeit 
und Bollftändigkeit im Meldungewefen 
hat das h. Minifterium des Innern 
laut Erlaffes vom 29. v. M. 3. 6945 
im Einvertändniffe mit dem k. f. Zus 
ftijminifterium anzuordnen gefunden, 
da die Strafbeflimmungen der Pa: 
ragraphen 6—10 der für den Polizei- 
Rayon von Wien geltenden, mit dem 
Girculare der n. d. Reg. vom 18. Mai 
1849 kundgemachten Meldungsvor- 
fhriften, auch auf die Fälle der unter- 
laffenen Anzeige des Wegziehens 
der in diefen Paragraphen erwähnten, 
der Meldung unterliegenden Berfonen, 
aljo der Afterparteien, Beitgeberu.f.w., 
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ausgedehnt werden. Die k. f. Stadt⸗ 
hauptmannſchaft hat hiernach das Ent- 
fprechende zu veranlaffen und der aus— 
drüdlihen Weifung des h. Minifter 
riums des Innern gemäß dafür Sorge 
zu tragen, daß diefe neue Meldungd- 
vorfohrift, deren Berlautbarung durch 
die Wiener Zeitung und das Landes- 
gefeßblatt unter Einem eingeleitet wird, 
mit der möglichften geringften Beläſti— 
gung des Publicums durchgeführt 
werde, insbefondere aber die Vorkeh— 
rung zu treffen, daß die Abmeldung, 
welche fo wie die urfprünglide Mel- 
dung in der für dieſe vorgefchriebene 
Frift mittelft der gewöhnlichen Meld- 
zettel duch Ausfüllung der betreffen: 
den Rubrik zu gefchehen hat, dem Ber: 
pflichteten auf den von ihm beizubrin- 
genden Pare des Meldzetteld oder 
dur die übliche Anmerkung in den 
Fremdenbüchern amtlich beftätigt werde. 
(Decret der n. ö. Statthalterei vom 
16. April 1852 3. 11076. 8. ©. 2. 
Nr. 160.) 

Wohnungsveränderungen. Ein- 
führung des polizeilichen Gonfcrip- 
tiond» und Meldungswefens in der 
f. Hauptftadt Olmüg und den zum Po- 
lizeibereih gehörigen Ortſchaften. — 
(Kundm. der Statth. in Brünn vom 
2. San. 1853 3. 8610.) 

— — Einführung der Fremden: 
bücher in den zur Aufnahme von Frem— 
den berechtigten Gaſt- u. Einkehrhäu— 
ſern, ſ. Fremdenbücher. 

— — für Wien, Klagenfurt, Prag, 
Linz ac, f. Wohnungs: Auffündi 
gung. 

— — ſ. Meldzettel. 

Wohnungszeuguiſſe zur Erlan- 
gung einer Armenpfründe find ftempel« 
frei, f. Stempel. 

— — zum Behufe der Vereheli— 
hung, f. Zeugniffe. 

Wohnfig, Beftimmung desfelben, 
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f. Gerichtsbarkeit. (Bat. v. 20. Nov. 
1852 $. 16—22.) 

Wölfe, Prämien für die Erlegung, 
f. Jagdwefen $. 7. 

Wolfsbeere, giftige, fiche Bella- 
Donna: Wurzel. 

Wolfsgruben zu machen ift den 
Jagdbefigern geftattet, fiehe Jagdwe⸗ 
fen 8. 6. 

Wucher. Im Intereffe und zum 
Schupe des Privatwohlftandes befteht 
in der fpeciellen Abfiht, um der Ge- 
winnſucht, welde durch Wucher auf 
die Thorheit der Berfhwendung und 
auf die Drangumftände des Bedürf- 
niſſes ihre ungenügfamen Speculatio» 
nen ftellt, Einhalt zu thun, nadhftehen- 
des Patent: 

$. 1. Jeder Zinsvertrag, wodurd 
Geld auf Zinfen geliehen wird, darf, 
um vehtlih zu fein und den Schuß 
der Gefepe zu genießen, in Anſehung 
des Capitals, der Zinfen, der Bedin- 
gungen und der Form nur nad) diefem 
Geſetze geichloffen werden. 

8.2. Diefes nur gegen den ſchäd— 
lihen Wucher gerichtete Geſetz ift nicht 
auf die, den gemeinfchaftlihen Erwerb 
beförderlihen eigentlihen Handels: 
aefhäfte der Handelsleute und Fabri— 
fanten unter fi) anzuwenden. 

8. 3. An Capital fol dem Anleiher 
der vollftändige Betrag, welchen er ala 
Schuld an Capital zurüdzuzahlen ver— 
fpridt, in baarem Geld oder in öffent: 
lihen Obligationen gegeben werden, 
Dem Anleiher fteht frei, die Zahlung 
im Baaren oder in öffentlihen Obli— 
gationen ſich zu bedingen, doch iſt der 
Werth der letzteren bei dem Darleiben 
nad dem zur Zeit des Darlehens be 
ftandenen und bei der Zurückzahlung 
nah dem zu Ddiefer Zeit beftehenden 
Börfecurs zu berechnen. 

8. 4. Als rechtliche Zinfen fön- 
nen bei einem gegebenen Unterpfande 
höchſtens fünf, ohne Unterpfand höch— 
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ſtens ſechs vom Hundert auf 1 Jahr 
bedungen werden. Die Intabulation 
oder Vormerkung erhält nur bie zu 
dem rechtlichen Betrag volle geſetzliche 
Wirkung. 

8.5. Wenn die Zinfen nicht aus- 
drüdlic bedungen, fondern aus dem 
Geſetze zuzuerkennen find, bleiben felbe 
noch ferner auf jährliche vier vom Hun- 
dert; in den ſchwäbiſch-öſterreichiſchen 
Ländern und Gallizien aber auf fünf, 
dann in Trieft, und bei Forderungen der 
Handelsleute unter fi auf ſechs vom 
Hundert beftimmt. 

8. 6. Bedingungen find bei einem 
verzindlichen Darleihen nur dann recht: 
li, wenn durch diefelben dem Anleiber 
weder in Rüdfiht des Capitals, nod 
der Zinfen eine größere Verbindlichkeit 
auferlegt wird, als das gegenwärtige 
Gefep geftattet. 

8. 7. Zu rechtlicher Form eines 
Zinsvertrages wird erfordert, daß er 
den Betrag des geliehenen Capitals, 
und ob foldhes in Geld oder in welcher 
Gattung von öffentlihen Obligatio- 
nen oder in beiden zugleich, und wie 
viel von beiden gegeben worden, dann 
die bedungenen Zinfen und die auf die 
Zahlung des Capitals fowohl, ala der 
Zinfen fih beziehenden Bedingungen 
enthalte. 

$. 8. Für Wucher im Capital er: 
flärt demnach das Geſetz: 

a) wenn dem Anleiher unter was 
immer für einer Benennung Abbrud 
an dem Eapitale geſchehen ift, oder zu— 
folge der Berabredung geſchehen fol; 

b) wenn dem Anleiher ftatt baaren 
Geldes ganz oder zum Theil Privat: 
forderungen, Waaren oder andere Hab- 
haften gegeben werden; 

ec) wenn, um dem voraudgehenden 
Berbote auszuweichen, ein wie immer 
verfleideter Vertrag geſchloſſen wird. 

8.9. Für Wucher in Zinfen erklärt 
das Geſeß: 
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a) wenn höhere Zinſen als rechtlich 
erlaubt ift, bezogen; 


b) wenn Binfen von Zinfen genom⸗ 


men; 

e) wenn durch den vermilligten 
Fruchtgenuß des Unterpfandes die 
rechtlichen Zinfen überfchritten; 

d) wenn die Zinfen von mehr als 
einem halben Jahre voraus abgezogen 
werden, 

$. 10. Für Wucher in Bedingungen 
erflärt das Gefeg: 

a) wenn außer der ausgedrüdten 
Frift der theilmeifen oder gänzlichen 
Rüdzahlung des Gapitald und Abtra- 
gung der Zinfen dem Schuldner unter 
was immer für einer Geftalt und Be- 
nennung Nebenfhuldigkeiten auferlegt, 
oder für fih oder für andere Neben- 
vortheile bedungen werden; 

b) wenn in Anfehung der öffentli- 
hen Obligationen etwas gegen die im 
$. 3 über den Werth derfelben gege- 
bene Beftimmung bedungen, und 

c) wenn verabredet wird, daß nad 
der Verfallzeit der Forderung das 
Pfandftüt dem Gläubiger heimfalle 
oder daß er ed um was immer für 
einen oder um einen ſchon vorhinein 
beftimmten Preis veräußern könne. 

8. 11. Für Mitfhuldige des Wu— 
ers find jene anzuſehen, welde als 
Namensträger, Gedenten, Geffionare, 
als Bürgen, Verkäufer oder Käufer, 
oder als Unterhändler wifjentlih zu 
einem wucherlihen Geſchäfte beigetra: 
gen haben. 

$. 12. Die Strafe des Wuchers im 
Capital befteht in Einziehung des vier- 
ten Theiles von dem bedungenen gan— 
zen Gapitale, welchen der Darleiher 
baar zu erlegen bat. Nah Maaß der 
Bedrüdung des Anleibere, feines be- 
nutzten Rotbftandes, der Wiederholung 
und der angewendeten Kunftgriffe und 
Demäntlungen foll die Einziehung auch 
auf einen größeren Theil, felbft auf die 

Zalciety, Handb. d. Pol. Geſ. IL 
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ganze Schuld an Capital und Zinſen 
ausgedehnt werden, und der Darleiher 
alſo Alles, was er darauf empfangen 
hat, zur Einziehung herauszuzahlen 
verbunden und des Rechtes auf Das, 
was noch darauf haftet, entſetzt ſein. 

8. 13. Die Strafe des Wuchers in 
Zinfen ift Einziehung fämmtlicher ver- 
fallener Zinfen, die der Darleiber baar 
zu erlegen hat. Nah Befhaffenheit 
der in dem vorhergehenden Paragraphe 
angeführten Umftände foll der Darlei: 
her auch aller Zinfen, die noch verfal- 
len follten, verluftig erklärt, oder einen, 
der Größe des Wuchers angemefjenen 
Theil des Capitals zu entrichten, an- 
gehalten werden. 

8. 14. Die Strafe des Wuchers in 
Bedingungen ift nach dem Unterfchiede, 
ob ſich folhe auf den Wucher im Ca» 
pital oder in Zinfen beziehen, eben die— 
felbe, welche für diefe Arten von Wu: 
her angeordnet ift. 

$. 15. Wenn der Darleiher die 
Geldſtrafe nicht zu zahlen vermag, ift 
derfelbe zu einer dem Betrage ange: 
mefjenen Arreftftrafe von 8 Tagen bie 
auf 6 Monate zu verurtheilen. 

$. 16. Die Strafwürdigfeit des 
Wuchers kann noch durch die Umftände, 
unter denen er ausgeübt worden, ver» 
mebrt werden, befonders 

a) wenn der Wucherer ſchon vormals 
mit der erhöhten Geldftrafe oder mit 
Arreft belegt worden ift; 

b) wenn der Thäter den Wucher zu 
einem Gewerbe gemacht bat; 

c) wenn durh den Wucher der 
Schuldner zu Grunde gerichtet wird; 

d) wenn durch Verleitung die Ber- 
ſtandesſchwäche oder der Reichtfinn, ber 
fonders bei Perfonen, die unter väter- 
liher und vormundſchaftlicher Gewalt 
ftehen, gemißbraucht worden; e) wenn 
die Ausfiht zur Wiederbezahlung auf 
das Abfterben der Eltern oder folder 
Perfonen hinausgeſetzt “ — welche 
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eine rechtliche Verpflichtung der Ehrer- 
bietung Statt hat. 

8. 17. Bei ſolchen erfchwerenden 
Umftänden foll der Schuldige nebft dem 
Beldbetrage no mit anderen Strafen 
belegt werden. Diefe Strafen beftehen: 

a) in Arreft von 3 bis zu 6 Mona: 
ten, welcher nah Beſchaffenheit durd 
Faften oder ſchwere Arbeit verſchärft 
werden kann; 

b) in der öffentlihen Ausftellung in 
einem Kreife mit der Auffchrift: „We: 
gen Wucher;“ 

e) in Abfhaffung des Thäters aus 
dem Drte feines Aufenthaltes, oder, 
wenn er ein Fremder ift, in Abſchaf— 
fung aus fämmtlihen Erbländern. 

8. 18. Mutbwillige Anleiber, welde 
nah vorandgegangener Unterfuhung 
durch öfteren Rüdfall, durch Anneb- 
mung ſehr verderbliher Bedingungen 
fih offenbar künftigem Nothſtande 
Preis geben, oder durch üble Berwen- 
dung des Anleihens Sittenverderbniß 
an den Zag legen, find als Verſchwender 
zu erklären, nach Beſchaffenheit der 
Umftände aus dem Orte, der zu der 
Berfchwendung Gelegenheit oder Anz 
lofung gibt, abzuſchaffen oder mit Ar: 
veft von 1 bis auf 6 Monate zu ber 
ftrafen. 

$. 19. Die Strafe der Mitfhuldi- 
gen des Wuchers ift nebſt Zurüditels« 
lung des bei einer foldhen Gelegenheit 
Empfangenen, der vierfache Betrag def: 
fen, was fie empfangen, oder auch nur 
fi bedingen haben, oder wenn fie un— 
entgeltlich mitgewirkt hätten, eine an— 
gemeffene Geldftrafe. Sind fie unver: 
mögend, den Betrag zu bezahlen, fo 
follen fie nah dem 8. 15 mit einer 
Arreftitrafe belegt werden. Bei eintre: 
tenden befonders erfchwerenden Um— 
ſtänden haben aud gegen die Mitſchul— 
digen die im $. 17 angeführten Bers 
fhärfungen Statt. 

8. 20. Fällt den bei einem wuche— 
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riſchen Geſchäfte mitbefangenen Berfo- 
nen Betrug zur Schuld, jo unterliegen 
fie, nebit der auf den Wucher beftimm- 
ten Geldftrafe, aud dem ordentlichen 
Griminalverfabren. 

8. 21. Wenn ein oder mehrere Un- 
terhändler zur Schließung eines Dar- 
lebengefchäftes fi verwenden, darf der 
ganze Lohn der Interhandlung, wel— 
hen der Anleiher zu entrichten hat, ein 
halbes Percent des geliehenen Capi— 
tals nicht überfteigen. Was über dieſe 
Summe unter was immer für Benen: 
nung angenommen oder bedungen wor— 
den ift, muß zur Strafe in dem dop- 
pelten Betrage erlegt werden. 

$. 22. Da in dem $. 233 des St. 
G. 2. 11. Th. die wuckerlihen Ber: 
träge bereits ala fchwere Polizei⸗Ueber— 
tretungen erklärt find, fo ift ber wu— 
cherliche Falle, wie über andere ſchwere 
Polizei » Uebertretungen jederzeit von 
Amtswegen Unterfuhung zu pflegen. 
Die Gerichtsbarkeit gebührt ausſchlie— 
Bend dem Landrechte einer jeden Pro: 
vinz, in welder der wucherlihe Fall 
entdeckt worden ift, gegen Militärper- 
fonen aber der Militärbehörde (judicio 
delegato militari mixto). 

$. 23. Alle wohldenfenden Bürger 
werden zwar zur Entdedung diefes ge: 
meinfhädlichen Uebels beitragen; be— 
fonderd aber ift es der Kiscalämter 
Pflicht, über die Entdetung der Wu— 
hergefchäfte forgfältig zu wachen. Auch 
wird allen Bormerfungsbehörden, de— 
nen eine wucherliche Urkunde vorfommt, 
fo wie allen Gerichten, welchen eine ge- 
gründete Anzeigung (Indieium) eines 
wucherlihen Gefchäftes auffällt, hier— 
mit aufgetragen, diefelbe dem in dem 
vorftehenden Paragraphe benannten 
Berichte zur Amtshandlung mitzu: 
theilen. 

8. 24. Inzwifhen fol ungeachtet 
dee angezeigten Wuchers das Gericht, 
bei welchem der Rechieftreit anhängig 
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iſt, mit Rückſicht auf die übrigen Ein— 
wendungen nicht nur das Urtheil fällen, 
fondern auch die Erecution ertheilen 
und nur dafür forgen, daß der Betrag, 
welcher der Einziehung unterliegen 
könnte, bis zum Audgange der Un— 
terfuhung gerichtlich hinterlegt werde, 


8. 25. Das zur Unterfuchung des 
entdeckten Wuchers beftimmte Gericht 
bat zuerjt die Wahrheit der Unzeigung 
und der Umftände, worauf fi die Be- 
ſchädigung bezieht, zu erörtern, und 
wofern ed die Befchuldigung für ge 
gründet erfennt, zu weiterer Unterfus 
hung zu fhreiten. Zu dem Ende 
ſoll es 

a) die Urkunden, welde hierüber 
näheren Aufſchluß geben fönnen, von 
den Inhabern gegen Empfangefcheine 
abfordern; 

b) Diejenigen, welche von der Sache 
Wiffenfhaft haben könnten, zur Aus— 
fage vorrufen; 

ec) über die Zeugenaudfage, fofern 
es nothwendig ift und kein rechtliches 
Bedenken obwaltet, die eidlihe Beſtä— 
tigung abfordern; 

d) die Befhuldigten zu Protocol 
vernehmen; 

e) die Widerfprühe allenfalld dur 
die Gegenftellung beheben; endlich 

f) überhaupt Alles vorfehren, was 
nothwendig ift, damit der Gegenftand 
vollftändig aufgeflärt und der recht: 
liche Ausgang der Unterfuhung nicht 
vereitelt werde. 

8. 26. Nah gepflogener Unterfus 
hung ift die Stärke der Beweife, die 
für die Schuld oder Schuldlofigfeit 
der Belhuldigten ftreiten, zu prüfen. 
Der Beweis der Schuld wird dur 
Geftändniß oder Ueberweifung herge— 
ftellt. 

5. 27. Ein, feinem vernünftigen 
Bedenken unterliegendes gerichtliches 
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Geſtändniß des Beſchuldigten hat ge— 
gen denſelben die Kraft eines vollen 
Beweiſes. 

8. 28. Die Ueberweiſung geſchieht: 

a) aus eigenhändig von dem Beſchul⸗ 
digten gefchriebenen oder unterfertig- 
ten Urkunden, welche die Uebertretung 
deutlich in fih enthalten; 

b) dur die befhworne Ausfage 
zweier unbedenkliher Zeugen, welde 
in den wefentlichen Umftänden der von 
ihnen beftätigten Uebertretung vollkom— 
men übereinftimmen; 

ce) aus dem Zufammentreffen meh: 
rerer Umftände, woraus die Uebertre— 
tung deutlih am Tage liegt. 

8. 29. Die Umftände, aus deren 
Vereinigung ein rechtliher Beweis 
Statt finden fann, werden zwar über: 
haupt der Beurtheilung des Gerichtes 
überlaffen,; vorzüglich jedoeh können 
folgende, wenn deren mehrere zufam- 
mentreffen,, den rechtlichen Beweis 
gründen: 

a) wenn ohne wahrfcheinliche Uner: 
fahrenheit der Parteien die Urkunde 
über eine Schuldforderung fo undeut— 
ih, unvolftändig oder zweidentig ab» 
gefaßt ift, daß daraus der eigentliche 
Grund oder Gegenftand der Forde— 
rung, hauptfählih die Größe oder 
Eigenfchaft des Capitald und das Map 
der Zinfen nicht beftimmt entnommen 
werden kann; 

b) wenn die Urkunde übereine Schuld 
einen bereits ala erdichtet erwiefenen 
Umftand enthält; 

e) wenn bei einem beträchtlichen An- 
feihen die Zuzählung ded Capital, 
deffen vollftändiger Empfang von dem 
Anleiher widerfprochen wird, ohne Beir 
ziehung glaubwürdiger Zeugen gefche: 
ben fein fol; 

d) wenn in der Urkunde über einen 
vorgeblihen Kauf die Gattung, Menge 
ober der Preis der geborgten Waaren 
nicht deutlich ausgedrückt a. oder 

4 * 
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e) wenn der Verkäufer eine beträcht⸗ 
lihe Quantität folder Waaren geborgt 
hat, die er felbit nicht führt, oder die 
dem Bedürfniffe oder den Verhältniffen 
des Käufers wenigftens in dem Maße 
offenbar nicht angemeffen ift; 

f) wenn nach den befannten Vermö— 
gensumftänden des urfprünglichen Dar: 
leihers oder des Geffionärs nicht wahr- 
ſcheinlich iſt, daß der Erfte eine fo be— 
trächtliche Summe dargeliehen, order 
der Letzte fie an ſich gelöft habe; 

g) wenn bei abgetretenen Forderun— 
gen der Cedent eine dem Gerichte un— 
befannte Berfon ift und nicht ausfin- 
dig gemacht werden kann; 


h) wenn Jemand einer Berfon, die 
für fih allein feinen giltigen Vertrag 
eingeben kann, geborgt hat, ohne für 
die etwa dringend mothwendige oder 
nügliche Verwendung Sorge zu fragen; 


i) wenn Jemandem eine jo beträcht- 
lihe Summe geborgt wird, daß nad 
deffen befannten Bermögensumftänden 
die vollftändige Rückzahlung vernünf— 
tiger Weiſe nicht erwartet werden 
konnte; 

k) wenn der Beſchuldigte fhon vor: 
mald wegen Wucher unterfuht und 
nicht ſchuldlos befunden; 

I) wenn die wuderlihe Handlung 
aufergerichtlich eingeftanden worden; 

nı) wenn der Beihuldigte fih vor 
Gericht in feinen Ausfagen widerspricht 
oder offenbar erdichtete Umftände zu 
feiner Rechtfertigung anfübrt; 

n) wenn ein unbedenklicher oder meh: 
rere bedenkliche Zeugen die wucherliche 
Handlung auf eine glanbwirdige Weife 
betätigen. 

$. 30. Zum Beweife aus zufam- 
mentreffenden Umftänden ift jedoch er 
forderlid: 

a) daß wenigſtens zwei eine recht: 
liche Beihuldiaung gründende Um: 
ftände zufammentreffen ; 
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b) daß jeder einzelne Umſtand für 
fih dergeftalt vollftändig erwiefen ift, 
daß 


cy die Beweiskraft derſelben weder 
durch Die Vertheidigung der Unterſuch— 
ten, noch durch andere nähere Aufflä- 
rung über die Befchaffenheit der That 
und die Eigenfhaften oder Verhältniffe 
der befhuldigten Perſon geſchwächt 
werde; 

d) daß nad reifer Beurtheilung al: 
ler Umftände fein gegründeter Zweifel 
übrig bleibe, daß der Beſchuldigte fid 
des Wuchers ſchuldig gemadt hat. 

8. 31. Bei vorliegendem Beweife 
eines Wuchers hat das Gericht, wel: 
ches die Unterfuchung gepflogen, zu be: 
ftimmen: ob und was dem Darleiher 
rechtlich gebühre. Diefe Beftimmung 
beſchränkt fih jedoch, da die übrigen 
in Nüdfiht des Darleihers ftreitigen 
Rechte nach dem $. 24 zu dem ordents 
lihen Gerihtsftande gehören, einzig 
auf den Betrag der durch die Unterfu: 
hung erhobenen mwucherlihen Beein: 
trächtigung. Im Falle alfo, daß der 
Anleiher fein Verſprechen noch nicht 
erfüllt hat, ift der Betrag in das Klare 
zu fegen, welchen er mit Abrechnung 
der wucherlihen Abzüge und Entrich— 
tungen, wenn die Schuld ganz oder 
zum Theile von Waaren, Habfchaften 
oder Privatforderungen herrührt, im 
Natur oder nach einer gerechten Beur: 
theilung des Werthes zu leiften hat, 
Hat er aber die Schuld bereits getilgt, 
fo ift feftäufeßen: was und von wem 
ihm folches der wucherlichen Verkür— 
zung wegen zurückzuſtellen ſei. 

$. 32. Nach geendigter vollftändiger 
Unterfuchung ift dur Urtheil zu er 
fennen: ob der Befchuldigte des Wu— 
chers ſchuldig oder ſchuldlos befunden 
worden? Ob die Unterſuchung aus 
Mangel des rechtlichen Beweiſes auf— 
zuheben ſei? Im letzten Falle, wenn 
ſich neue erhebliche Beweismittel dar— 
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ſtellen, kann die Unterſuchung wieder 
aufgenommen werden. 

$. 33. Wird durch das Urtheil einer 
oder mehrere der Befchuldigten ſchuldig 
erkannt, fo ift in dem Urtheile zugleich 
auszudrüden: 

a) wann und von wem ihm nad 
dem $. 31 eine Zahlung oder Zurüd: 
ftellung gebühre; 

b) von wem und welder Betrag 
nah den $$. 12, 13 u. 19 zur Ein- 
ziehung zu entrichten; 

e) mit welcher Strafe der Schuldige 
etwa noch außerdem zu belegen fei. 

8. 34. Der Inhalt des Urtheils 
ift den Parteien, foweit ihn jede zu 
wiffen nöthig hat, in Rückſicht des 
Strafbetraged aber auch dem Fiscal— 
amte befannt zu machen. Dieſes hat 
für die Eintreibung des Strafbetrages 
zu forgen und gehört folder zur Caffe 
der Armenanftalt des Drtes, in welchem 
dad Wuchergeſchäft abgeſchloſſen wurde. 

8. 35. Wird das Strafurtheil auf 
den Beweis durh Zufammentreffen 
der Umftände gegründet, fo ift dad: 
felbe vor der Befanntmahung dem Ap— 
pellationdgerihte zur Entſcheidung vor: 
zulegen, welches das Urtheil bei ein- 
tretenden Gründen zu mildern, aber 
nicht zu verfchärfen berechtigt ift. 

$. 36. Dem, welcher fi dur das 
Urtheil der erften Behörde befchwert 
glaubt, ſteht der Recurs binnen 14 
Tagen, vom Tage des ihm befannt ge- 
machten Urtheile, an das Appellationd- 
gericht offen. Don zwei gleihförmigen 
Urtheilen hat Fein weiterer Rechtsweg 
Statt. 

$. 37. Im Falle der Schuldige zu 
einer Arreftftrafe verurtheilt wird, ift 
er nach der Befanntmahung des Ur: 
theils zu beobachten und zur Vollſtre— 
Aung der Strafe, wofern er vom Ci— 
vilftande ift, der politifchen Behörde 
zu überliefern. Gehen aus der Unter: 
fuhung rechtliche Anzeigungen eines 


629 


Wucher. 


verübten Betruges hervor, fo ift der 
Befhuldigte zu weiterem Berfahren 
dem Griminalgerichte zu übergeben. 

$. 38. Die Strafe und Berantwort- 
lichkeit für eine wucherlihe Handlung 
erliſcht: 

a) wenn das wucheiliche Geſchaͤft, 
bevor eine Behörde Kenntniß davon 
erhalten bat, freiwillig, unverftellt und 
vollfommen zurüdgegangen ift, oder 

b) dur Verjährung in einem Zeit: 
raume von 5 Jahren, von dem Tage 
an zu rechnen, von weldhem nicht nur 
in einem beftimmten Gefchäfte von dem 
Thäter weiter fein wucherlicher Abzug 
geihehen und fonft alle wucherliche 
Bedingung aufgehoben, fondern aud 
überhaupt von ihm fein Wucher be 
fannt geworden ift. 

8. 39. Die bereitö vor diefem Ge- 
fege gefchloffenen Gefhäfte find noch 
ferner nad) dem Patent vom 25. Febr. 
1791 zu beurtheilen. Sie unterliegen 
jedodh der Verantwortlichfeit aus dem 
gegenwärtigen Gefeße, fofern über die: 
felben neue Bedingungen eingegangen 
würden. (Bat. vom ?2. Dec. 1803 für 
die Aronländer Defterreih ob u. unter 
d. Enns, Salzburg, Steiermarf, Kärn— 
ten, Krain, Trieft, Görz, Gradiska, 
Iſtrien, Böhmen, Mähren, Schlefien, 
Galizien, Bukowina, Tirol u. Vorarl« 
berg. Nr. 640, 3. ©. ©.) 

Wucher. Das Wucherpatent hat 
nicht auf Geffionen, fondern nur auf 
Zinsverträge Bezug. (Hfd. v. 18. Aug. 
1804. Nr. 679 der 3. ©. ©.) 

— — Hinfihtlih des im Wucher— 
patente enthaltenen $. 3 in Bezug der 
Darleihen in öffentlihen Obligationen 
wurde feftgefeßt: 

1. Bei Darleihen, welche in ver- 
zinslihen öffentlihen Obligationen 
gegeben werden, foll es dem wedhiel- 
feitigen Einverftändniffe der Parteien 
überlaffen bleiben, die Zurückzahlung, 
entweder nad dem börfemäßigen Geld» 
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werthe, in welchem ſie am Tage des 
Darlehens ſtanden, oder wieder in glei» 
hen verzinglichen öffentlichen Obliga- 
tionen zu bedingen. 

2. In jenen Fallen, wo bei foldhen, 
in verzinglichen öffentlihen Obligatio— 
nen geleiftete Darlehen nicht zwiſchen 
den Barteien beftimmt ausbedungen 
ift, wie die Zurüdjahlung zu gefche: 
ben babe, foll der Schuldner diefelbe 
nur in gleihen, verzinslichen Obliga- 
tionen, als er empfangen bat, zu leiften 
verbunden fein, 

3. Unzinsliche öffentliche Obligatio- 
nen find von der Anwendbarkeit zu 
verzinslichen Darleihen gänzlich aus— 
geſchloſſen. (Juft. Hofd. vom 20. Mai 
1808. Nr. 842 der J. G. ©. Hfkzl. 
Decr. vom 2. Juni 1808. Krop. Gef. 
Franz. 24. Bd. ©. 506.) 

Wucher. Die Zeit von 5 Jahren, 
nach deren Ausgang die Strafe des 
Wuchers durch Verjährung erloſchen 
iſt, fängt nach dem 8. 38 des Paten— 
tes vom 2. Dec. 1803 mit dem legten 
Zage, an welchem eine wucherlide 
Handlung verübt, indbefondere ein 
wucherlicher Bertrag abgefchloffen oder 
in Folge derfelben eine Zahlung an— 
genommen worden ift, zu laufen an. 
Es ift alfo feine Rüdfiht darauf zu 
nehmen, für welche Zeit unerlaubte 
Abzüge oder Zinfenzahlungen berech— 
net waren. Die Verjährung läuft fo 
lange fort, bis der Thäter von der zur 
Unterfuchung berechtigten Behörde über 
ein Bergehen gegen das Wucherpatent 
zur Rede geftellt wird oder die zu die- 
fem Ende von dem Gerichte an ihn 
ausgefertigte Vorladung erhielt; fie 
fann nur durch neue wucherlihe Hand— 
lungen unterbroden werden, welde 
nad der That, in Anfehung derer die 
Berjährung berechnet werden foll, unter: 
nommen werden und zur Zeit der Ab- 
urtheilung des Thäters dem hiezu ber 
rechtigten Gerichte befannt find. (Hfd. 
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der oberft. Zuftisft. v. 6. Mai 1825 
3. 2093 ver 3. ©. ©.) 

Wucher. Es it fein Anſtand, die 
Einbringung der verhängten Wucher— 
jtrafen zur Vermeidung der den Ar 
menfond treffenden gerichtlichen Exe— 
eutionskoften vorerft im polizeilichen 
Wege zu veranlaffen. (Hfkzl. Decr. v. 
13. Sehr. 1842 3. 4084. Rage. 8. 
10646. Pr. ©. S. 24. Bd. Nr. 31.) 

Wundärzte, nur jene, welche das 
höhere Studium der Chirurgie mit 
gutem Kortgange erlernt haben, und 
als Doctoren ter Chirurgie geprüft 
find, können die hirurg. Prarie allent- 
halben frei ausüben, jene aber, welde 
nur aus der minderen Chirurgie ge 
prüft find, müffen ſich bei den betref- 
fenden Gremien einverleiben laffen. 
(Hfd. v. 23. März 1793. Krop. Gel. 
Franz. 2. Bd. ©. 252.) 

— — follen Berunglüdten fogleich 
zu Hilfe eilen. Da fi unlängft der 
traurige Fall ereignet hat, daß fib 
einige bürgl. Wundärzte weigerten, an 
einer verftorbenen Schwangern, zur 
Rettung der Frucht den Kaiſerſchnitt 
vorzunehmen, unter dem Borwande, 
foldyes wäre das Geſchäft des Polizei: 
Bezirtöwundarztes, fo hat der Etadi- 
magiftrat dem Gremium der biefigen 
bürgl. Wundärzte jchärfeftens einzu: 
binden, day fich fünftig fein Wundarzt 
bei fchwerer Strafe unterfangen jolle, 
in ähnliden oder was immer für an- 
dern Unglücsfällen, wo chirurgiſche 
Hilfe erfordert wird, diefe Hilfe unter 
was immer für einem Vorwande, am 
wenigften aber unter dem, daß dies 
das Geſchäft des Bezirks: Wundarztes 
fei, bei Armen oder Reichen zu veria- 
gen, indem fie nicht nur die Menfdh- 
lichkeit, fondern auch ihr Beruf zu je— 
der augenblidlihen Hilfe der leiden- 
den Menfchheit auf das Strengfte ver- 
pflichtet. (Rggs. Decr. vom 7. April 
1798. Ferros ©. V. 2. Th. ©. 8.) 
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Wundärzte, welche innerliche 
Curen vornehmen. — Ueber die 
Beſchwerde des Gremiums der Wr.bgl. 
Wundärzte wegen des im Wege der 
ſchweren Polizei-Uebertretungen gegen 
einige ihrer Mitglieder, die innerliche 
Curen vorgenommen haben, gefällten 
Urtheils, iſt entſchieden worden, daß 
der $. 98 auf den gegenwärtigen Fall 
nicht anwendbar fei, da gedachter Pa— 
ragraph vorzüglid nur Pfuſcher, 

Quadfalber und folde Leute zum 
Gegenftand habe, die feinen Arzt: 
lihen Unterricht erhalten haben, 
und da die Billigfeit in jeder Rückſicht 
fordert, daß in der Behandlung zwi— 
ſchen diefen und den geprüften Wund- 
ärzten um fo mehr ein Unterfchied ge: 
macht werde, als Letztere felbft auf dem 
Lande und an allen Orten, wo feine 
Aerzte find, auch innerliche Heilungen 
vornehmen fönnen. Nachdem jedoch 
mehrere Individuen durch Unterneh: 
mung innerlicher Guren die Grenzen 
ihred Befugniffes überfchritten, und 
damit fich ftraffällig gemacht haben, fo 
feien felbe gleih andern, ihre Befug— 
nifje überfhreitenden Gewerbsleuten, in 
der vorhin üblihen Art zu behandeln 
und nah Map ihres Vergehens mit 
einer angemeffenen Strafe zu belegen. 
(Hfkzl. D. v. 12. Febr. 1807 3.1470. 
Rggs. D. v. 6. März 1807 3. 6460. 
Guld. ©. 8. 3. Bd. ©. 7.) ©. Ent: 
pfufcherei. 

Wundärzte. Damit nit Chirur— 
gen zu bürgl. chirurg. Gewerben gelan- 
gen, bevor fie fi die Wiffenihaft der 
Geburtshilfe eigen gemacht haben, fo 
ift verordnet worden, daß: 

1. an allen deutfch » erbländifchen 
Univerfitäten und Lycecn, wo dhirurg. 
Studien beftehen, in Hinfunft jeder 
Wundarzt nur ein einziges Diplom, in 
welchem feine Approbirung fowohl über 
Chirurgie ald Geburtähilfe angemerkt 
fein muß, haben foll und 
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2. daß diefes Diplom feinem Wund- 
arzte eber verabfolgt werden darf, ale 
bis er in den ſtrengen Prüfungen, fo- 
wohl über Chirurgie, ald über die Ger 
burtshilfe Genüge geleiftet hat. (Hfkzl. 
Decr. vom 21. Mai 1807 3. 19186. 
Rage. D. v. 20. Aug. 1807 3.27779. 
Bud. ©. 8. 3. Bd. ©. 36.) 

Wundärzte. Inftruction für 
bürgerlihde Wundärzte der k. 2, 
Staaten. 

8. 1. Die Wundärzte find dem 
Kreisamte ihres Bezirkes, und im 
Städten auch unmittelbar dem Magi- 
ftrate derfelben untergeordnet. 

$. 2. Kein Wundarzt kann ein Ge: 
werbe antreten oder eine Provifors- 
ftelle verfeben, der fi nidht mit dem 
Diplome eines geprüften Wundarjtes 
und geprüften Geburtshelfers von 
einer k. k. Zebranftalt ausweifen fann. 

8. 3. Wundärzte fomohl in Städ— 
ten ald auf dem Lande, die ein Ge: 
werbe haben, müffen fh in Gremien 
vereinigen. 

8. 4. Die Gremial- Statuten, wo: 
bin auch die Art der Aufnahme und 
des Freiſprechens der Lehrjungen ge: 
bört, bat das Bubernium einer jeden 
Provinz nah dem in Deflerreich befte- 
henden Gremial-Statuten der Ehirur- 
gen zu verfaflen. 

8. 5. Bon dem Gubernium oder 
dem Kreisamte zu wundärztlichen Ver: 
richtungen aufgefordert, werden Die 
Wundärzte ſich denfelben mit allem 
Fleiße und aller Redlichkeit unterzie- 
ben, wofür fie denn auch die gewöhn- 
lichen verhältnigmäßigen Belohnungen 
zu gewärtigen haben. 

$. 6. Allem, was auf den allgemei- 
nen Gefundbeitsftand der Menfıhen 
und Thiere in dem Drte und Bezirke, 
in welchem der Wundarzt feinen firen 
Aufenthalt hat, Bezug hat, wird er 
feine befondere Aufmerkſamkeit fehen- 
fen und feine darüber gemachten Be: 
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merfungen dem SKreisarzte bei deffen 
Bereifungen mittheilen. 

$. 7. Eben diefem hat er es zu be» 
deuten, wenn es in feiner Gegend an 
einer geprüften Hebamme mangelte. 

$.8. Dem auf Unterfuchung kom— 
menden Kreisarzte wird er mit Anftand 
begegnen, ihm in allen Fällen die ab— 
geforderte Aufklärung geben, und nö— 
thigenfalls den erforderlichen Beiftand 
leiften. 

$. 9. Das Entftehen einer Epide- 
mie unter Menfchen oder einer Seuche 
unter Thieren bat er alfogleih bei 
fhwerer Verantwortung an die Drte- 
obrigfeit, oder wenn diefe in Erfüllung 
ihrer Pfliht und Beförderung der er- 
baltenen Anzeige an das Kreisamt 
faumfelig wäre, an das Kreisamt felbit 
anzuzeigen. Mit ſolchen Anzeigen darf 
nicht gezaudert werden, bie die Epi- 
demie oder Seuche überhand genom- 
men bat; fondern fobald in einem 
Drte (nad der verfchiedenen Größe 
desfelben) —6—8 Berfonen, oder 
eben fo viele Thiere mit der nämlichen 
Krankheit behaftet werden, fo ift dies 
ohne weiterd anzuzeigen. 

$. 10, Das nämlihe muß geſche— 
hen, wenn ein an den Grenzen fidh be- 
findliher Wundarzt in Erfahrung 
bringt, daß in den angrenzenden frem— 
den Ländern Epidemien oder Seuchen 
berrfchen. 

8.11. Der Wundarzt muß fich eines 
guten moralifhen Characters befleifi- 
gen; fell in feinen Verrichtungen or: 
dentlib und genau fein; bereitwillig 
Jedermann, der feiner Hilfe bedarf, 
diefelbe angedeiben laffen; — durd 
Lefung guter Bücher feine weitere Aus- 
bildung befördern, feine Kranken felbft 
beſuchen und behandeln, und nicht et- 
wa von Gefellen oder Lehrjungen ber 
ſuchen und behandeln laffen. 

$. 12. Für die beffere Ausbildung 
der Gefellen und Lehrjungen werden 
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die Wundärzte nah Möglichkeit beſorgt 
fein, und zu diefem Zwede felben Liebe 
zur Lectüre einzuflößen fuden und es 
geftatten, daß diefe von ihrem Bücher: 
vorrathe Gebrauch machen. 

8. 13. Jeder bürgl. Wundarzt muß 
die unentbebrlihften Inftrumente rein 
und im braudbaren Stande vorräthig 
haben. 

$. 14. Befindet fih in dem Aufent« 
baltsorte des Wundarztes oder fehr 
nahe an felbem eine Apothefe, fo ifl 
ed ihm nicht erlaubt, felbft Arzneien 
auszugeben. If aber im Umkreiſe von 
einer Stunde feine Apotheke vorhan- 
den, fo fann der Wundarzt eine Haus— 
apotbefe halten, und aus felber die 
Arzneien nah der Provincialpbarma- 
copoe an Kranke abgeben. 

$. 15. Die aus diefen Apoibefen 
binausgegebenen Arzneien find nie über 
die beftehende Apotbefertare zu tariren. 

$. 16. Einfache, ihm wohlbefannte, 
in feiner Gegend wachſende Arzneimit- 
tel, als: Blumen, Kräuter, Wurzeln, 
Saamen, ift dem Wundarzte erlaubt, 
fi felbft zu fammeln. 

8. 17. Es ift ihm aber, weun er 
auch geeigenfhaftet if, eine Haud- 
apotheke zu führen verboten, zuberei- 
tete und zufammengefeßte Arzneien 
(praeparala et composita), welche zum 
innerlihen Gebrauche gehören, felbit 
zu verfertigen; fondern er muß felbe 
von einem ordentlichen Apotheker kau— 
fen und fich jederzeit Darüber mit einem 
von dieſem gefertigten Verzeichniſſe, 
worinnen der Name und das Gewicht 
der Arzneien und die Zeit des Kaufeé 
beftimmt fein muß, ausweifen können. 

8. 18. Euren innerliher Krankhei— 
ten vorzunehmen, ift dem Wundarzte 
verboten, wenn in dem Drte ein Arzt 
zugegen ift. Wo es aber an einem fols 
hen mangelt, ift es ihm erlaubt, aud 
innerlihe Krankheiten zu beforgen und 
berjelben Heilung zu unternehmen. 
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$. 19. In ſchweren Fällen diefer 
Art wird er nicht unterlaffen, ſich bei 
dem nächſten Arzte Rath zu erholen 
und felben, wenn es möglich ift, zu 
Hilfe zu rufen. 

$. 20. Eben fo wird er bei wichti— 
gen hirurgifchen Operationen, wo es 
immer thunlich ift, einen Arzt zuziehen 
und im deffen Gegenwart die Opera- 
tion verrichten. 

8. 21. Wundärzte werden fih hü- 
ten, Weibsperfonen, welche öfters, um 
einer Schwangerfhaft los zu werden, 
Krankheiten erdichten, auf ihr bloßes 
Verlangen, eine Ader zu öffnen oder 
Arzneien abzureihen, welde den Ab- 
gang des Kindes befördern könnten. 

$. 22. Kommen ihmen bedenkliche 
jweideutige oder gar tödtliche Verwun— 
dungen vor; fo haben fie ſogleich nach 
dem erften Berbande der Polizeiftelle, 
oder wo feine folde ift. der Ortsobrig— 
feit den Namen des Verwundeten und 
deffen Wohnung mit der Befchaffenheit 
der Verlegung anzuzeigen. 

8 23. Nach Aufforderung der Obrig— 
keit, des Kreisarztes oder des Phnfi- 
fers werden die Wundärzte gerichtliche 
Sectionen gehörig unternehmen und 
darüber gemeinfhaftlih mit dem Arzte 
Bericht erflatten. 

8. 24. Gurpfufchereien aller Art, 
den unerlaubten Verkauf von Arzneien, 
und überhaupt alle Vergehen gegen 
die Sanitäts » Anordnungen, welde 
ihnen befannt werden, follen fie dem 
Kreisarzte oder unmittelbar dem Kreis: 
amte anzeigen. 

$. 25. Mit befonderem Fleiße wird 
jeder Wundarzt die Baccination zu be 
fördern fuchen. 

$. 26. Eine Witwe muß längftens 
in Zeit von 3 Monaten einen geprüf: 
ten Brovifor haben. (Hfkzl. Decr. vom 
3. Nov. 1808 3. 16135, n. 6. Rggs. 
3. 29874. Krop. G. ©. 3. 1808.) 

Wundärzte, Die Aerzte und Wund: 
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ärzte, fo wie die Todtenbefhauer find 
anzumeifen, jeden Unglückefall, wovon 
diefelben Kenntniß erhalten, er mag 
aus was immer für einer Urſache er: 
folgen und eine ſchwere Berwundung 
oder den Tod zur Folge haben, unge- 
fäumt bei der nächften Polizei» Direc- 
tion anzuzeigen *). (Aggs. Decr. vom 
29. Mai 1813 3. 15505. Guld. ©. 
Vdg. 3. Bd. ©. 327.) 

Wundärzte. Nach der Inftruction 
für die bürgl. Wundärzte vom 3. Nov. 
1808 $. 14 find nur diejenigen Wund- 
ärzte befugt, Hansapothefen zu 
halten, welde eine Stunde von 
öffentlihen Apotheken entfernt 
find. Die näher als eine Stunde 
von einer öffentlihen Apotheke fich 
aufhaltenden Wundärzte dürfen weder 
Hausapothefen halten, noch Arzneien 
felbft dispenfiren, und nur für befon- 
dere Nothfälle ift ihnen geftattet, einen 
Notbapparat fih beizufchaffen, der 
aber nur die ihnen fpeciell vorgeſchrie— 
benen Arzneimittel, die aus einer öf- 
fentlihen Apotheke zu beziehen find, 
enthalten darf. Der Gebraud; diefer 
Arzneimittel ift nur auf Nothfälle, 
namlich zur Behandlung der Schein— 


‚todten, dann der jählings Vetun— 


glüdten oder Ertränkten befchränft. 
(R. 5. Rggs Bog. v. 3. Sept. 1817 
3. 36502, an die Kreisämter.) 

— — In Bezug auf die Behand- 
lung jener Wundärzte, welche dur 
Bornahme innerliher Euren ihre Be- 
fugniffe überfchreiten, ift fich in Zufunft 
genau an die Borfchriftv. 12. Juli 1807 
zu halten, und fonad find jene Indie 
viduen, melde durh Unternehmung 
innerliher Euren die Grenzen ihres 
Befugniffes überfchreiten, gleich andern 
ihr Befugnig überfchreitenden Ge 


) Die Unterlaffung diefer nur wird 
nad $. 359 des St. ©. als Uebertretung 
geahndet. 


Wundärzte. 


werbsleuten zu behandeln und nad 
Map ihres Vergehend mit einer ange- 
meſſenen Strafe zu belegen. (Hffzl. D. 
v. 28. Mai 1818 3.4649, an fämmtl. 
Länderft.; n. 6. Rggs. Vdg. vom 29. 
Juni 1818 3. 26351. Pol. G. ©. 
3. 1818.) 

Wundärzte. Gremial- Drd- 
nung für die WBundärzte im 
Wien. (Im Auszuge.) Pflichten 
der bürgl. Bundarzte. 

8. 1. Kein Wundarzt kann ein die 
rurgifhes Gewerbe antreten oder eine 
chiturg. Proviforsftelle annehmen, der 
nicht vorläufig von der medic. Facul⸗ 
tät ſowohl über die Chirurgie ald auch 
über die Geburtshilfe ordentlich ger 
prüft und mit dem nöthigen Diplome 
verſehen ift. Damit man ſich aber hie— 
von, wie überhaupt von den Eigen: 
fhaften des Anwerbers, vollkommen 
überzeuge, hat Jeder, der ein verfäuf- 
lies, bürgl., hirurg. Gewerbe an ſich 
bringen, oder ein Berfonal- Gewerbe 
erhalten will, fein Geſuch zuerft bei 
dem Stadtmagiftrate einzureichen, wel- 
cher hierüber mit Zuziehung der vier 
Vorſteher, des Bittftellers, und wenn 
das Gewerbe verfäuflih ift, auch des 
Verkäufers, die weiters nöthige com— 
mijfionelle Verhandlung pflegen wird. 

$.4. Jeder Wundarzt muß in Kolge 
feines Gides den Armen und Reichen 
mit gleihem Eifer Hilfe leiften und 
befonders bei Unglüdsfällen, die fi 
in feinem Bezirke ereignen, unverweilt 
zu Hilfe eilen. 

$. 5. Ieder Wundarzt bat nicht al» 
fein die Unglüdsfälle, jondern aud 
bauptfählih jene Fälle der Bezirks: 
Polizei fogleich anzuzeigen, wo ihm im 
Raufereien hart Gefchlagene oder durch 
mörderifche und diebifhe Angriffe Ber- 
wundete vorkommen; wie auch foldhe 
Fälle, wo ihm die geſchlagenen oder 
verwundeten Perſonen verdächtig ſchei— 
nen. 
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8.7. Jeder Bundarztmuß fürdie Cu— 
ren, die er feinen Gebilfen anvertraut, 
Bürge fein, dafür bei vorkommenden 
Klagen Rechenfhaft geben, und wenn 
er eines Fehlers überzeugt wird, den 
daraus hervorgeheuden Schaden er- 
ſetzen. 

8. 9. Damit die bürgl. Wundärzte 
in ihrem Nahrungszweige nicht beein— 
trädhtigt werden, fo ift allen Denjeni— 
gen die freie Praxis auf hiefigem Plage 
verboten, welche nicht beweifen können, 
daß fie das Studium der höheren Chi— 
rurgie ordentlih vollendet haben und 
darüber entweder als Magifter oder 
ald Doctoren der Ehirurgie auf der 
Wr. Univerfität vorfchriftsmäßig ge 
prüft find. Zur Ausübung der freien 
Praris auf hiefigem Plage find ferner 
alle Diejenigen berechtigt, die eine dir 
rurgifche Hofbedienftung befleiden oder 
bei anderen öffentlichen Anftalten ala 
Dber- Wundärzte angeftellt find. Ein 
Wundarzt, der fein Gewerbe verkauft, 
folglih feinen Gerechtſamen entjagt, 
verliert dadurch die Erlaubniß, frei zu 
practiziren, wenn er nicht nach dem 
Austritte einen öffentlihen chirurg. 
Dienft erhält und dadurch in die obige 
Gategorie eintritt. 

8. 10. Kein bürgl. Wundarzt in der 
Stadt foll von einem andern Wund— 
arzte in der Stadt einen Gehilfen vor 
Berlauf von 3 Monaten, nachdem die: 
fer feinen legten Dienft in der Stadt 
verließ, aufnehmen dürfen, ed wäre 
denn, es geſchehe mit der Einwilligung 
des andern Principale. Eben jo fol 
ed für die Vorftädte zu gelten haben, 
wenn der audgetretene Gehilfe auf 
dem nämlichen oder nächſt angrenzen- 
den Grunde in Condition treten will. 
Sollte fih ein Wundarzt dennoch in 
den vorangeführten Beziehungen eines 
Vergehens fhuldig gemacht haben, fo 
ift er zu einer Strafe von 24 fl. EM. 
zur Gremial-Gaffe zu verurtheilen und 
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zu verhalten, den Gehilfen auf der 
Stelle ohne Kundſchaft zu entlaffen. 

8. 11. Eben fo darf kein Bund: 
arzt einen Gebilfen aufnehmen, der 
nicht von feinem vorigen Dienftherrn 
ein Zeugniß beibringt, worin bezeugt 
wird, daß er fi während der Dienft- 
zeit getreu, fleißig, fittlih und wohl 
verhalten habe. Der gegen diefes Ge— 
feb bandelnde Wundarzt foll eine 
Strafe von 24 fl. C. M. zur Gremial- 
Caſſe zu erlegen verhalten werden. 

8. 12. Da fehr oft dringende Fälle 
die Hilfe eines Wundarztes augenblid- 
lih erfordern, fo ift ed nothwendig, 
dag jeder bürgl. Wundarzt bei feiner 
Difiein einen chirurg. Schild angehef: 
tet habe, damit ihn Jedermann glei 
finden könne. 

Pflichten der Gehilfen. 

8. 1. Jeder, der bei einem bürgerl. 
Wundarzte ald Gehilfe eintreten will, 
muß mit dem gehörigen Lehrzeugniffe 
und den gewöhnlichen Kundſchaften, 
vorzüglihd mit der Kundſchaft feines 
legten Dienftgebers verfehen fein und 
dieje Urkunden jedesmal an feinen Prin- 
cipal abgeben. 

8. 3. Findet der Gehilfe nach eini— 
ger Zeit, daß ihm diefer Dienft nicht 
anfteht, oder will er, um fein Glück zu 
befördern, in einen andern Dienft tre- 
ten, fo muß er 6 Wochen vorber den 
Dienft auffünden. Da jedoh zu Ende 
des Jahres die Gehilfen den Princi— 
palen die Barbier -» Beftallungsgelder 
zu verrechnen haben und die größte 
MWechjelzeit 14 Tage nach dem neuen 
Sabre ift, fo find jene Gehilfen, die in 
den Monaten November und December 
auflünden, zu verhalten, wenigftene 
3 Wochen nah dem Neujahrstage in 
dem Dienfte zu bleiben, damit der Herr 
einen andern tauglihen Gehilfen be: 
fomme, und es ift dem audiretenden 
Gehilfen fein Lehrzeugniß nebft den 
Kundfhaften nicht eher einzubändigen, 
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bevor er nicht über jene Beftallungs: 
gelder mit feinem Principal volle Rich— 
tigkeit gepflogen hat. 

$. 4. Auch der Dienftherr muß dem 
Behilfen feine Entlaffung 6 Wochen 
vorher andeuten. 

$. 5. Sollte aber der Gehilfe ge- 
gründete Urfahen haben, wegen deren 
er vor Verlauf des 6 Wochen aus dem 
Dienite treten wollte, oder follte der 
Dienitherr Urfahe haben, den Gehil- 
fen vor diefer Zeit zu entlaffen, fo 
müffen dieſe Fälle jedesmal bei dem 
Gremium angezeigt werden. Die Bor: 
fteher haben dann die Beweggründe 
gehörig zu unterfuchen und darüber den 
Beicheid zu ertheilen. 

8. 6. Kein Gehilfe kann bei einem 
Wundarzte aufgenommen werden, wenn 
er nicht von feinem vorigen Dienft- 
herrn eine Kundſchaft beibringt, worin 
bezeugt wird, daß er ordentlich entlaf- 
fen fei und daß er fih während der 
Dienftzeit getreu, fleißig und fittlich 
betragen und wohl verhalten habe. 

8. 8. Gehilfen, die aus einem 
Dienfte treten und für fih Euren un— 
ternehmen, werden als Pfufcher ange- 
fehen und nad dem $. 98 des Gefeh- 
buches über fchwere Polizei» Lebertre- 
tungen mit aller Strenge beftraft wer- 
den. 

$. 10. Uebrigend wird den Gehil— 
fen überhaupt anftändiges Betragen 
gegen ihre Principale ſowohl ald ge- 
gen ihre Kundſchaften nahdrüdlichft 
eingefhärft und das fo fehr überhand- 
genommene Tabakrauchen in den Dffi- 
zinen ausdrüdlich verboten. (Gremial- 
Drdnung für die Wundärzte in Wien, 
genehmigt mit a. h. Entſchließung vom 
10. Nov. 1821. Krop. ©. ©. 45. 2. 
©. 787.) 

Wundärzte. Aus Anlaß eines fpe- 
ciellen Falles, wo ein geprüfter Wund- 
arzt und Magifter der Geburtshilfe 
wegen unbefugter Ausübung der Arznei 
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und Wundarzneifunde nah dem $. 98 
des 11. Th. des St. ©. B. ala ſchwerer 
Polizei-Uebertreter, ungeachtet der die: 
fen Paragraph erläuternden Hofverord- 
nungen vom 12. Februar 1807 und 
28. Mai 1818, aus dem Grunde ver- 
urtheilt wurde, weil jene Berordnun: 
gen nur von bürgl. Wundärzten, die 
ein Gewerbe befigen, zu fprechen fchei- 
nen, hat die k. k. Hoffanzlei der Re— 
gierung erinnert: 

Es liegt nit in dem Sinne der 
obengenannten Verordnungen, daß bloe 
jene Bundärzte, die ein Gewerbe befi- 
ben, wenn fie innerlihe Euren vorneb: 
men, blos als Gewerböftörer und nicht 
nah dem $. 98 des II. Th. des St. 
®. als fhwere Polizei -Uebertreter be- 
handelt werden follen, da in diefem 
Falle die Doctoren und Magifter der 
Chirurgie, welche die Wundarzneitunde 
aub ohne Gewerbe ausüben können 
und bei weldhen mau einen höheren 
Grad von Bildung ala bei den Patro— 
nen der Chirurgie vorausſetzen muß, 
wenn fie der Borname einer innerlidhen 
Eur überwiefen wären, als ſchwere 
Polizei-Uchertreter, folglich ftrenger als 
die Patronen der Chirurgie behandelt 
werden müßten, welche die Wundarz- 
neifunde nicht ohne Gewerbe ausüben 
fönnen und die nad bezogenen Hof: 
fanzlei:Berordnungen in einem ſolchen 
Falle nur ale Gewerböftörer anzufehen 
wären. Diefe zwei Verordnungen be 
ziehen ſich vielmehr auf geprüfte Wund— 
Ärzte im Allgemeinen, gegen welde 
demnah in folden Fällen im Grunde 
der gedadhten Berordnungen das Amt 
zu handeln ift. (Hffzl. Deer. vom 26. 
Juni 1823 3. 19652, n. 6. Rage. 
Vdg. vom 17. Juli 1823 3. 34091, 
n. 0. Prov. ©. ©. 5. BP.) 

Wundärzte. Aus Veranlaſſung 
der von dem fteiermärfifhen uber: 
ninm wegen Einführung einer allge 
meinen Ganitäts + Ordnung für die 
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Landwundärzte gemachten Anträge, 
find folgende Beſtimmungen erlaffen 
worden: 

Was dieInſtrumente betrifft, 
welche jeder Wundarzt auf dem Lande 
vorräthig zu halten verpflichtet ſein 
ſoll, ſo können dieſe, außer jenen füt 
die Geburtshilfe, welche unerläßlich ge— 
fordert werden müſſen, indem ja jeder 
Wundarzt auch Geburtshelfer ſein 
muß, auf eine geringe Anzahl derſel— 
ben, welche gewöhnlich in dem ſoge— 
nannten Etui enthalten ſind, beſchränkt 
werden; theils weil jeder Wundarzt 
nach dem Verhältniſſe feines Wirkungs: 
freifes wohl aud die Anzahl der Ins 
ftrumente und Bandagen, deren er be 
darf, von felbft zu erweitern ſich be 
ftimmt finden wird, und dann weil in 
den Gremial- Ordnungen für Wund- 
ärzte, fo wie in der Inftruction für 
felbe die Anordnung getroffen ift, daß 
bei jedem dhirurg. Gremium die nötbi- 
gen Inftrumente bereit feien nnd es 
wird nun die Sache des Kreis» Sani- 
täts-Perfonales fein, darüber zu wa— 
ben, dag diefe Initrumente immer in 
gutem Stande vorhanden find. Siehe 
Hausapothefen. (Hfkzl. Decr. vom 
13. Apr. 1826 3. 10312, n. d. Rggs. 
Vdg. vom 23. Mai 1826 3. 23708. 
Bin. ©. B. 3. 1826. ©. 83, 84, 85.) 

Wundärzte. Beiden Patronen der 
Chirurgie hat es bei der gefeßlichen Be- 
dingung noch ferner zu verbleiben, daß 
fie fih ber den Beſitz eines dirurgis 
fhen Gewerbes oder über eine fire Be- 
ftallung von Seite der Obrigkeiten und 
Gemeinden auszuweiſen haben, umd ift 
jedesmal die Beftätigung bei dem Kreie- 
amte einzuholen. Bei verkäuflichen Be: 
werben hat der Bewerber darzutbun, 
daß der Kauf nad den beftehenden Ge- 
feßen gefchloffen fei, d. b. daß der Kauf: 
fhilling den Normalwerth nicht über: 
feigt. (Hflzl. Dect. v. 24 April 1827. 
Bdg. des böhm, Gub.v. 39. Mai 1827.) 
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Wundärzte. Jedem Wunbdarzte, 
dem die Ausübung der Geburtöhilfe 
unterfagt wird, ift auch die Praris in 
den übrigen Zweigen des wundärztl. Ges 
werbes für denfelben Zeitraum ein» 
zuftellen. (Hftzl. D. v. 19. Juli 1827 
3. 17242 an ſämmtliche Länderſtellen. 
Bdg. der n. 6. Rgg. vom 8. Auguft 
18273.44404, der ob der Enns'ſchen 
Rgg. vom 9. Auguft 1827, 3. 20841, 
des fteierm,. Bub. vom 12. Aug. 1827 
3. 17722, das laib Gub. v. 16. Aug. 
1827 3. 17630, des mähr.-fchlef. Gub. 
vom 17. Auguft 1827 3. 27003, des 
böhm. Bub. vom 20. Auguft 1827 
3. 40478, des gal. Bub. vom 11. 
Septbr. 1827 3. 53722. Pol. G. ©. 
55. Bd. Nr. 87.) 

— — und Hebammen haben für 
die Unterfuhung von Schüblingen 
und für das diesfalls ausgeitellte Pa— 
rere feine Vergütung zu fordern und es 
fommt nur dann dem Wundarzte Fuhre 
und Koft zu vergüten, wenn er aus 
einem andern Orte berbeigerufen werden 
müßte. Es find jedoh in feinem diefer 
Fälle die etwa zwifchen einzelnen Dos 
minten und Wundärzten im Wege einer 
freiwilligen Uebereinfunft befonders ge- 
troffenen Beftimmungen zu beirren, ins 
dem es dem Uebereinfommen überlaffen 
bleiben mag, ſich diesfalld zu verftändi- 
gen, und indem die gefeklihe Be 
flimmung nur dort einzutreten bat, wo 
feine vertragsmäßigen Beftimmungen 
vorhanden find, oder wenn diefe mit 
den fonft beftehenden Gefegen nicht im 
Einklange ftehen. (Vdg. der n. ö. Rgg. 
vom 18. Rov. 1828 3. 55539. Brov. 
G. ©. 10. Bd. Nr. 267.) 

Wundärzte. Anhang zur Gre— 
mial-DOrdnung der Wundärzte 
in Wien v. 10. November 1821 
(Regierungs:Z3ah1 60860.) 

$. 1. Soll täglich, felbft Sonn» und 
Feiertage nicht ausgenommen, in jeder 
Dfficin wenigftens Ein Gehülfe beftän- 
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dig gegenwärtig fein, um bei augenblick⸗ 
lihen Unglüdsfällen oder bei andern 
eine ſchnelle wundärztlihe Hülfe erfor: 
derlihen Greigniffen fogleich verwendet 
werden zu können. Wo nur Ein Ges 
hülfe gehalten wird, hat während deffen 
Abweſenheit der betreffende bürgl. 
Wundarzt oder Brovifor in der Officin 
zu verbleiben. 

$. 2. Darf einem Gehülfen das 
Ausgehen und Ausbleiben aus der Of: 
ficin in eigenen Angelegenheiten oder 
zur Beluftigung nicht über die zehnte 
Nachtſtunde erlaubt und die Erlaubniß 
für längere Zfit nur in befonderen Fäl- 
len ertheilt werden, 

8. 3. Iſt jede Officin von Midaeli 
bis Georgi um fpäteftens 6 Uhr früh 
zu öffnen und nicht vor 9 Uhr Nachts 
zu fliegen; von Georgi bis Michaeli 
um 5 Uhr Morgens zu öffnen und nicht 
vor 10 Uhr Nachts zu fperren. 

$. 4. Den Dffiin-Schlüffel hat zur 
Nachtzeit der bürgl. Wundarzt oder 
Provifor, wenn deffen Wohnung mit 
der Officin in Verbindung ftebt, felbft 
aufzubewahren, im Gegentheile aber 
einem verläßlichen Gehülfen anzuver— 
trauen, welder für jeden Mißbrauch 
mit dem Schlüffel verantwortlich ift. 

8. 5. Soll jeder bürgl. Wundarzt 
oder Provifor den Ein» und Austritt 
eined Gehilfen fogleich dem erften Bor: 
ftieher des wundärztlihen Gremiums 
anzeigen, umd jeder aus einer Officin 
austretende oder zugereifte Gehilfe in 
der Regel fih nur auf der beftehen- 
den Herberge aufhalten; dann aber, 
wenn der Gehilfe anderswo wohnct, 
hiervon ebenfo, als von der Wohnungs» 
veränderung, dem erften Vorfteher uns 
verweilt die Meldung machen. 

8.6. Iſt jeder bürgl. Wundarzt 
oder Provifor verpflichtet, entweder 
felbft, oder im Verhinderungsfalle durch 
ein anderes Gremial- Glied, bei der 
jährlichen Hauptverfammlung des wund- 
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ärztlihen Gremiums nicht nur feinen 
eigenen SJahresichilling, fondern auch 
jenen feiner Gebilfen, worunter auch 
die Suftentanten gehören, zu erlegen, 
und ein Verzeichniß der bei ihm befind- 
lihen Gehilfen oder Suftentanten zu 
übergeben. 

8. 7. Die Ueberfohreitung diefer 
Borfchriften wird bei dem buͤrgl. Wund- 
arzte oder bei dem Provifor mit einem 
zur Caſſe der wundärztliben Witwen- 
Societät einzufliegenden Geldbetrage 
von mwenigftend 2 fl. C. M., bei den 
Gehilfen aber mit der Entlafjung aus 
dem Dienfte, und über Anzeige an die 
Dbrigfeit, nah Umftänden mit Arreft 
oder Abwanderung von Wien geftraft 
werben. 

Gegenwärtige Kundmachung diefer 
mit a. h. Entfhl. v. 11. Det. 1829 
beftätiaten Borfchriften ift zur beftän- 
digen Gegenwärtighaltung und zur ges 
naueften Befolgung wohloerwahrt und 
allgemein fihtbar in jeder Dfficin an- 
zubeften. (Hofkzl. Decr. vom 29. Det. 
1829 8. 24394; n. ö. Rggs. Bdg. 
vom 15. Novemb. u. 29. Dec. 1829 
3. 61789 u. 70431; n. ö. Prov. ©, 
©. 12, Bd. Rr. 1.) 

Wundärzte, die, haben bei Ueber» 
fiedlungen aus einem Sanitäte-Diftrict 
in einen anderen für ihre Einverleibung 
feine Incorporationd Gebühr zu ent: 
richten. (N. ö. Rage. Vdg. v. 9. April 
1835 3. 18576; An. ©. Ddg. vom 
Jahre 1835. Nr. 31.) 

— — 68 ift zur Kenntniß der Res 
gierung gefommen, daß die Wundäarzte 
bei ſich ergebenden Unglücsfällen, ſelbſt 
in dringenden Fallen, die Hilfe fuchen« 
den Parteien entweder an den Bolizei- 
Bezirks-Wundarzt verweifen, oder den- 
felben einen unerfabrenen Gefellen mit- 
geben. Da die Wundärzte ſowohl durch 
die Regierungs-Verordnung v. 7. April 
1798. 3. 5897, und durch die chirur⸗ 
gifhe Grem.Ordn. v. 10. Rov. 1821, 
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als auch noch indbefondere durch den 
als Wundarzt abgelegten Eid verpflichtet 
find, Armen und Reiben obne 
Unterfhied in dringenden Fäl: 
len augenblidlihe Hilfe zu lei— 
fien, fo wird das chirurgiſche Gre— 
mium angewiefen, den fänımtlichen 
biefigen Wundärzten mit Hinweiſung 
auf die vorerwähnten Berordnungen, 
und auf ihren abgelegten Eid die ge: 
nauefte Erfüllung ihrer Amtepflichten 
mit dem Beifügen in Erinnerung zu 
bringen, daß jede Uebertretung, fo bald 
fie zur Kenntniß der Regierung gelangt, 
frenge geahndet werden wird. Die 
k. k. Bolizei » Dber- Direction hat jeden 
dergleichen entdedten Fall zur Beitra- 
fung des Schuldigen ungefäumt der 
Regierung anzuzeigen, weil fie am beften 
in der Lage ift, bievon unmittelbar 
Kenntniß zu erhalten. (N. ö. Rage. 
Vdg. v. 5. Aug. 1835 3. 42728; Ku. 
©. V. v. 3. 1835. Nr. 63.) 
Wundärzte. Nachdem diefelben aus 
dem Umftande, Daß diefelben von der 
f. k. Polizei-Ober⸗Direction mit Rap- 
porte-Tabellen zur Anzeige der Brech— 
uhr: Erkrankungen betheiligt worden 
find, ein förmliches unumfchränftes 
Recht zur Behandlung der Brechruhr— 
kranken und fomit auch zur Austellung 
der Todtenzettel ableiten, und daher 
die Zuziehung der zur inneren Prarie 
allein berechtigten Medicinä = Doctoren 
ganz bei Seite feßen, jo hat die k.k. 
Polizei-Ober-Direction dahin zu wirken, 
daß diefen etwa bie und da vorfommen- 
den Unfügen geftenert, und die Wunds 
ärzte rücdfihtlih der innern Prarie 
(wenn nicht dringende Umftände eine 
Ausnahme vollfonımen rechtfertigen) 
in den ihnen durch die Geſetze vorge: 
ſchriebenen Wirkungskreis zurückgewie⸗ 
ſen, und ſomit auch von den Anzeigen 
über behandelte Brechtuhrkranke, indem 
diefed der Regel nah nur von gra— 
duirten Herzten zu gefchehen hat, ent: 
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hoben werden. (N. ö. Rggs. Bdg. vom 
20. Aug. 1836 3.48307. An. S. V. 
J. 1836. Nr. 62.) 

Wundärzte. In dem Majeftäts- 
gefuche v. 12.Nov. 1845 hat das dhirur- 
giſche Gremium die Bitie geftellt, daß den 
bgl. Wundärzten zu Wien die Behand- 
lung innerer Krankheiten bewilliget, und 
dag die Regierungs-Verfügung aufge- 
hoben werden möchte, nach welcher auf 
den Grund eines jeden von einem 
Wundarzte über einen Todesfall an 
einer inneren Krankheit audgeftellten 
Todtenzetteld gegen den Ausfteller eine 
Strafverhandlung wegen Gewerbsüber⸗ 
ſchreitung eingeleitet werden fol. Hin- 
fihtlih des legten Punktes wird ber 
merkt, daß ed mit Genehmigung der 
b. Hoffanzlei vom 30. April 1848 
3. 13466, von der Verordnung fein 
Abkommen erhalte, welche die Regierung, 
um den zunehmenden Gewerbsübertres 
tungen von Geite der Wundärzte zu 
fteuern, amı 29. Aug. 1838 3.42798 
(ſ. Eurpfufcherei) erlaffen hat, und 
womit angeordnet wurde, daß, wenn 
Wundärzte fich erlauben follten, Todten- 
fcheine oder Kranfheitäzeugniffe über 
innere Krankheiten auszuftellen, diefe 
Documente zur weiteren Inculpirung 
binreichen, die Unterfuhung wegen Ge: 
werbsüberfchreitungen einzuleiten. In 
Hinficht des erften Punktes kann zwar 
zufolge h. Hoffanzlei-Erlaffes v. 6. Mai 
1848, 3. 14021, den Wundärzten in 
Behandlung der bisherigen Borfchriften 
das unbeſchränkte Recht zur Behandlung 
innerer Krankheiten nicht zugefprochen 
werden, und fie find in diefer Beziehung 
an die zu gewärtigenden legislativen 
Beftimmungen in Abfiht auf die Or— 
ganıfation der mebdicin » hirurgifchen 
Studien und der Gewerbsvorſchriften 
zu verweifen, es kann aber eben das 
beftehende Berbot nicht foweit ausge⸗ 
dehnt werden, den befugten Wundärzten 
nicht zu geftatten, in den Fällen, wo ein 


639 


Wundärste. 


von ihnen behandelter Kranker während 
oder nach einer äußeren Berlegung auch 
einer inneren Behandlung bedarf, diefe 
innere Behandlung ſelbſt zu beforgen. 
(Deer. der n. ö- Reg. v. 1. Juni 1848 
3. 24239, an die Bol. Ob. Dir. u. den 
Dr. Mag.) 

Wundärzte. Da ſich nicht unerheb- 
liche Zweifel und fehr gegründete Beden- 
fen bezüglich der Auslegung der beiden 
Hoffanzlei» Erläffe vom 30. April und 
6. Mai 1848 3. 13467 und 14021, 
intimirt mit der Regierungs-Verordnung 
vom 1. Juni 1848 3. 24239, rück— 
fihtlich der durch diefelben den Wund— 
ärzten eingeräumten Berechtigung zur 
innern Praris und Ausſtellung von 
Zeugniffen und Todtenzetteln in Fällen 
innerer Krankenbehandlung, erhoben 
haben, fo hat fi das Minifterium des 
Innern zur Feftfeßung folgender Be— 
ftimmungen veranlagt gefunden: Durd) 
die HoffanzleisBerordnung vom 6. Mai 
1848 3. 14021, wird den Wundärzten 
feine größere Berechtigung in Aus— 
übung ihrer Kunft zugeftanden, als 
welche felbe bis jet nach den beftehen- 
den Geſetzen genoffen ; eine jede weitere 
Ausdehnung ihres Befugniffes liegt 
nicht im Sinne der Staatsverwaltung 
und ift, im Falle fie wirklich vorfommen 
follte, nad den beftehenden Geſetzen 
um fo mehr zu behandeln, als hiedurch 
nur den Rechten der zur Behandlung 
innerer Krankheiten befonders gebilde- 
ten und befähigten Doctoren der Mes 
dizin entſprochen wird. Es ift daher 
den Wundärzten in Wien, feien 
dies Magistri oder Patroni der Chirurgie, 
auch fortan, die Fälle plöglicher Hilfe: 
leiftung ausgenommen, nicht geftat- 
tet, die Behandlung innerer 
Krankheiten vorzunehmen, und 
die vorerwähnte Hoffanzleiverordnnung 
befagt auch nichts anderes, als: die 
MWundärzte, welche einen Kranken an 
einer rein chirurgifhen Krankheit be 
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handeln, dürfen dem Kranken auch ins 
nerlihe Medicamente vorfahreiben, ſo— 
bald das mit dem äußern Zuftande im 
urfählihen Zufammenhange ftebende 
allgemeine Ergriffenfein des menſchlichen 
Organismus eine ſolche innerliche Bei- 
hilfe nothwendig macht, ohne daß hier 
dur dem Wundarzte das Recht einge 
räumt wird, bei jedem an einem äußers 
lichen Uebel Erkrankten auch die zufällig 
binzutommende imnerlihe Erkrankung 
zu behandeln. Aus dem Gefagten 
folgt, dab die Wundärzte aud 
durchaus fein Recht haben, über 
innerlihe Krankheiten Zeug» 
niffe auszuftellen, daß daher der- 
lei Zeugniffe gänzlich ungiltig find, und 
überall, wo felbe bei den Behörden vor» 
fommen, zurückzuweiſen find, und von 
dem öffentlichen Sanitätsperfonale feis 
ner Beftätigung unterzogen werden kön— 
nen. Durd eine genaue Bollführung 
diefer Maßregel wird zugleih das 
Publicum aufmerffam gemacht, daß 
den Wundärzten die innere Kranken: 
behandlung nicht zufommt. Was aber 
die Austellung der Todtenzet- 
tel bei an inneren Krankheiten ver- 
ftorbenen Menfchen betrifft, fo kann 
nach dem jegigen gefeglichen Beftande 
diefelbe dem Wundarzte in Wien nicht 
verwehrt werden, und es kann auch der 
Todtenzettel felbft bei an inneren Krank 
heiten Berftorbenen audgeftellt, nicht 
den alleinigen Moment zur Beftrafung 
des Wundarzted wegen Gewerbsüber- 
fhreitung abgeben, jedoch kann der 
über einen nach einer innerlichen Krank: 
heit vorfommenden Todesfall von einem 
Wundarzte ausgeſtellte Xodtenzettel 
allerdings den Beweis liefern, daß der 
Wundarzt fein Defugnig überfhritten 
hat, wenn zugleich nachgewiefen wird, 
daß der Wundarzt einen Kranken länger 
innerlich behandelt habe, ala nach einem 
plößlichen Erfrantungsfallenöthig war, 
ohne einen Arzt berbeizurufen, indem 
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in jedem andern Kalle bei der Menge 
von Aerzten in Wien das Einfchreiten 
eined Wundarztes niemals notbwendig 
werden kann. Dieferwegen wird es 
jedem Wundarzte zur Pflicht gemadht, 
in jedem Falle von innerlider Er- 
franfung, zu deffen Behandlung er ge 
rufen wird, innerhalb der erften drei 
Tage die Berufung eines Arztes zu 
veranlaffen, und diefem die Behandlung 
zu übergeben, anfonft ebenfo geſetzlich 
gegen ihn vorzugehen ift, wie gegen den 
Arzt, welcher der an ihn ergangenen 
Berufung binnen 24 Stunden nidt 
Folge leiftet, oder die Unmöglichkeit 
der Folgeleiftung und die Bekannt: 
gebung derfelben von den Berufenden 
nicht nachweifen fann. Im Falle eines 
während der Behandlung einer inneren 
Krankheit durh einen Wundarzt fi 
ergebenden Todesfalles hat der Letztete 
den ZTodtenmeldzettel auszufertigen, 
welher als ein für dem öffentlichen 
Sanitätsdienft ausgeftelltes Zeugniß 
zu betrachten ift, und daher ganz wahr- 
heitögetreu, die von dem Geſetze vor- 
hergefebenen Fälle ausgenommen, aus: 
geftellt werden muß; der Todten— 
befchauer, deſſen Pflicht es ift, darauf 
zu feben, ob der Todtenzettel von dem 
den Berftorbenen behandelnden Arzt 
wirflih audgeftellt ift, hat aber auf den: 
felben nah Einfiht der Necepte und 
nach den von den Angehörigen angege- 
benen Daten auf dem Todtenzettel die 
Zeit anzugeben, feit welcher der Ber: 
ftorbene an der innerlihen Krankheit 
von einem Wundarzte behandelt wurde, 
wo dann, im Yale fi nad den gefeh- 
lihen Beftimmungen eine Gewerbs— 
ftörung herausſtellt, die betreffende Be- 
hörde die Amtshandlung einzuleiten 
bat. Sowie aber den Wundärzten die 
innerliche Praxis unterfagt bleibt, und 
denfelben noch mitzugeben ift, die ihnen 
zukommenden Berridhtungen felbft, und 
nicht durch die nicht dazu berufenen 
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Barbiergefellen zu beforgen, ebenfo 
muß es jedem Arzt, der nicht zugleich 
Doctor der Chirurgie ift, ftrenge unter: 
fagt fein, chirurgiſche Verrichtungen 
oder Behandlungen von derlei Krank— 
heiten vorzunehmen. Ebenfo find die 
Aerzte bei ftrenger Ahndung verpflichtet, 
jedem Kranken die erforderliche ärztliche 
Hilfe angedeiben zu laffen, und zu dem 
Ende dem Bublicum ihren Wohnort er— 
fihtlih zu machen. Aerzte, welde 
fi berbeilaffen, den Wundärzten bei 
Behandlung innerer Krankheiten als 
Deckmantel zu dienen, find eben fo zu 
beftrafen, wie die unter ihrem Schuße 
das Geſetz übertretenden Wundärzte. 
Richt minder find jene Aerzte zur ſtren— 
gen Berantwortung zu ziehen, welde 
für die Wundärzte umeitgeltlih oder 
gegen Entgelt Todtenzettel ausſtellen 
und fo die Amtshandlung der Behörden 
beiten. Wenn fi bei der Behörde, 
welche die Unterfuhung gegen einen 
Wundarzt wegen Gewerböftörung vor- 
nimmt, Zweifel erheben, ob die behan— 
delte Krankheit eine innere oder äußere 
fei, fo ift unter Mittheilung der Acten 
das Gutachten des erften Stadtphiſicus 
einzuholen; follte diefes nicht genügen, 
fo ift unter deffen Vorfiß eine aus drei 
durch die medizinifhe Facultät gewähls 
ten Uerzten und aus drei vom dirur- 
gifhen Gremium dazu beflimmten 
MWundärzten gebildete Gommilfton, 
welche auf eine beftimmte Zeit gewählt, 
durch Stimmenmehrheit entfcheidet, ein- 
juvernehmen, und nad dem fih er- 
gebenden Ausfpruhe das weitere 
Berfahren einzuleiten. Bei fih erge- 
bender Stimmengleichheit in der Com: 
miffionsabflimmung ift der Fall der 
medizinifhen Facultät zur Beurtheilung 
ald Bafis des weiteren gefeplichen Ber« 
fahrens anzuzeigen. Durch diefe Be: 
flimmungen werden ebenfo fehr den 
Rechten der Wundärzte, wie den der 
Aerzte, der gebührende Schug gewähr⸗ 
Zaltiäty, Handb. d. Pol. Geſ. DL 
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leiftet, wenn anders, wie zu erwarten 
fteht, die Unterbehörden die Aufredht- 
haltung des gefeßlihen Beftandes ſich 
angelegen fein laffen, und das Publi- 
cum über die Berehtigung der Aerzte 
und Wundärzte in Bezug auf die Ab- 
gränzung des Befugniffes, ihre Kunft 
auszuüben, gehörig aufgeklärt und auch 
dahin gewirkt wird, daß die erledigten 
hirurgifchen Perfonalgewerbe, unbeſcha— 
det ihrer dereinftigen Auflaffung. für die 
Zeit ihres Fortbeſtehens ſoviel möglich 
nur an graduirte Aerzte, welche zugleich 
Doctoren der Chirurgie find, verliehen, 


und fo der Weg angebahnt wird, end- 


lih in Wien nur Eine Elaffe von Heil» 
fünftlern zu befißen. (Decr. des Minift. 
des Innern v. 29. September 1848 
3. 3327. Bdg. der n. d. Reg. vom 
10. Nov. 1848 3. 49779. Decr. der 
Stadthauptmannfhaft vom 10. Dec. 
1848 3. 16149/3284.) 
MWundärzte. In Folge Statthal- 
terei:-Berordnung vom 8. Jänner d. 3. 
3. 49791 ift bei Gutahten oder An— 
zeigen, mweldhe von Wundärzten über 
Beifteskranfe abgegeben werden, die 
Sonftatirung durch den betreffenden 
ſtadthauptmannſchaftlichen Bezirke— 
oder Armenarzt beifügen zu laſſen. 
(Circ. der ka k. Stadthauptmannſchaft 
v. 14. Jänner 1851 3. 661/114.) 
— — Nah mehrfachen in Kraft bes 
ftehenden Berordnungen, namentlich 
nah dem a. h. Befehle vom 2. Jänner 
1770, der Regierungs = Verordnung v. 
14. Mai 1788 3. 5578, dann der mit 
Hofkanzleis Berordnung vom 9. Dct. 
1809 3. 21517, kundgemadten In— 
firuction für die Wundärzte in den 
kaiferl. Staaten, ferner nad der In— 
firuction für die Vornahme der gericht. 
lihen Leichenbeſchau, Hoffanzleidecret 
vom 19. Jänner 1815, und nad der 
a. h. Entſchließung v. 27. Mai 1835, 
liegt dem Sanitätd-Perfonale, und zwar 
einem jeden Arzte und einem jeden 
41 
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Wundarzte, dem öffentlich angeftellten 
fowohl, ald auch dem privat -practi- 
eirenden, die unerläßliche Pflicht ob, 
von allen ihnen befannt gewordenen 
bedenklihen oder gefährlichen Verwun— 
dungen und Berlegungen (namentlich 
auch durch Hundabiffe), dann von allen 
Berwundungen und Berlegungen, auf 
die der Tod erfolgte, ferner von allen 
Todesfällen, wo der Verdacht einer zu- 
fälligen oder vorfägligen Vergiftung 
eintritt, endlih von was immer für 
einer andern ſchon bekannten oder vers 
mutbeten gewaltfamen Todesart, der 
politifhen und beziehungsweife der 
Polizeibehörde fo bald als möglich die 
Anzeige zu erftatten. Nachdem bdiefe 
Borfhriften häufig außer Acht gelaffen 
werden, fo findet man ſich beftimmt, die: 
felben dem gefammten Sanitäts » Ber: 
fonale bei Vermeidung der gefeßlichen 
Strafmittel, zur genaueften Befolgung 
mit dem Beifügen in Erinnerung zu 
bringen, daß diefe Anzeigen in der 
Landeshauptitadt und in dem Polizei- 
Bezirke derfelben an die k. k. Polizeis 
direction, auf dem Lande an den Bür- 
germeifter der Gemeinde, in welcher fid 
der Berwundete oder Todte befindet, 
fhriftlih und eigenhändig gefertiget, 
alfogleih und längftens binnen 
12 Stunden, nahdem die Berwundung 
oder Verletzung oder der Tod zur 
Kenntniß des betreffenden Sanitäte- 
Individuums gelangte, zu erftatten 
find, und daß fie den Namen und Wohn: 
ort des Berwundeten, die Befchreibung 
und Befchaffenheit der Wunde und die 
Angabe der Beranlaffung ihres Ent: 
ſtehens zu enthalten haben. Zu diefen 
Anzeigen find indbefondere auch die im 
Linz befindlichen Krankenanftalten ver- 
pflichtet. (Erl.d. 0.5. Satth. v. 22. Nov. 
1851 3. 18220. L. G. B. Nr. 460.) 
Wundärzte, Beſtimmungen der 
Arzneien ihrer Hausapotheken, fiehe 
Apotheke, Hansapothefen, 


642 


Wundärzte. 


Wundärzte, Diäten und Entſchaͤ— 
digungen, ſ. Aerzte. (Bdg. 0.21. Feb. 
1833.) 

— — Das Neht ihrer Nieder 
laffung betreffend, f. Aerzte. (Vdg. 
v. 24. April 1827, 27. Jaͤnner 1833 
und 17. Dct. 1833.) 

— — Gleihftellung der in Prag 
graduirten, fiehe Merzte. (Bdg. vom 
15. März 1849.) 

— — Berpflihtung des Sanitäte- 
perfonales zur Anzeige ſchwerer Ber: 
(egungen und bedenklicher Todesfälle, 
f. Aerzte. (Bdg. v. 21. Juli 1851.) 

— — Audftellung der Befundfheine, 
ſ. Befundfcheine, Wundberichte. 

— — deren Berpflichtungen bei einer 
Epidemie, fiehe Brehdurdfall: Epi: 
demie. 

— — Grundfäße bei Verleihung der 
hirurgifhen Gewerbe, f. chirurgiſche 
Gewerbe. 

— — Aufhebung des niederen Stu: 
diums der Heilkunde; f. chirurgiſches 
Studium. 

— — die ſich dem feldärztlichen 
Dienſte widmen, ſ. Civilärzte. 

— — in Wien dürfen keine Euren 
innerliher Krankheiten vornehmen, ſ. 
Eurpfufcherei. 

— — wegen Herabfeßung der Dia: 
ten, f. Diäten. 

— — QAufrehnungen derfelben bei 
Behandlung der Findlinge, ſ. Find- 
linge. (Vdg. v. 20. Sept. 1826.) 

— — Perfahren bei Liquidirung 
der Arzneien- und Deferviten- Conten 
für die Findlinge, f. Findlinge. (Vdg 
v. 3. Aug. 1837.) 

— — Verpflihtung zur Anzeige 
fhwerer Verwundungen, f. Zeichen: 
beſchau. 

— — Verwendung zur Leichenbe— 
ſchau, ſ. Leichenbeſchau. 

— — Berechtigung der Militär 
Wundärzte zur Eivil-Prarig, f. Mili— 
tür: Bundärzte. 
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Wundärzte, Norm Hinfihtlid der 
Ausübung ihrer Praris, ſ. Praxis. 

— — Anwendung wegen Ausfertis 
gung der Recepte, ſ. Recepte. 

— — velche Dfficinen führen, müf- 
fen ein Gewerbszeihen führen, fiehe 

hilde. 

— — Berechtigung zur Ausftellung 
von Todtenzeugniffen in Folge außer: 
licher Krankheiten, f. Zodtenzeng- 
niffe. 

— — die Ausftellung der Sterbe- 
ſcheine, ſ. Zodtenfcheine. 

— — Strafe gegen einen Wundarzt 
wegen unterlaſſener Anzeige eines Un— 


glücafalles, f. Unglüdsfälle, Gelb: 
ftrafe. 


— — die Nusüsung der zahnärzt- 
lihen Praris betreffend, f. Zahnärzte. 

— — f. Arzneien:Drdinations- 
norm, chirurgiſches Gewerbe, Ei- 
vil-Praris, Hausapothefen, Ju⸗ 
den: Aerzte, Leichenbefhan, Mili: 
tär : Aerzte, Militär: Wundärzte, 
Polizei = Bezirks = Wundärzte, 
Praris, Todtenzeugnifle. 

Wundärztlice Befundſcheine, ſ. 
Befundſcheine. 

— — Öntadten, ſ. ärztliche Gut: 
achten. 

— — Gremial:-Drdnung, [.WBund: 
ärzte, 

— — Zeugniffe, f. Zeugniffe. 

Wundberichte. Nah Inhalt eines 
von der hoben Landesjtelle erlaffenen 
Decretes vom 4. d. M., 3. 2043, ha— 
ben ſich mehrere Fälle ergeben, daß bei 
Unterfuhungen, denen das Verbrechen 
des Mordes, Todtſchlages, oder der 
fhweren Berwundung zum Grunde 
liegt, und wo die Erhebung des That: 
beftandes zur gründlichen Erforſchung 
der Beichaffenheit des Verbrecheus aus 
den Merkmalen desfelben die Beiziehung 
und Beurtheilung der Kunftverftändigen 
erforderlich ift, das gerichtliche Verfah— 
ren dadurch verzögert, ja felbft oft fehr 
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erſchwert wird, daß die Wund- und Be: 
fhau-Berichte, fo weit fie von den poli— 
tifchen, oder jenen Behörden, denen die 
jededmalige Borunterfuchung über einen 
derlei Fall zuftand, veranlaßt wurden, 
keineswegs den über die ärztlichen Be- 
[haus und Ausfertigung der Wund— 
berichte beftehenden Verordnungen ent- 
ſprochen, welche vorzüglich in der mit 
Hofrefeript vom 18. September 1733 
fundgemadhten und mit jenem vom 
13.3uli 1754 republicirten Inftruction, 
die in den Jahren 1782, 1785 umd 
1803 in ihrer Kraft und Wirkfamkeit 
beftätiget wurde, enthalten find, und 
noch gegenwärtig zur einzigen Richt: 
fhnur dienen follen. Zur Bermeidung 
der Unzufömmlidpkeiten, welche aus der 
mangelhaften oder unbeftimmten und 
undeutlihen Ausfertigung ärztlicher 
Beihauberichte für das Unterſuchungs— 
gefchäft entfpringen, indem hieven oft 
die Entfcheidung über die Beurtheilung, 
ob ein Verbrecher zu diefer oder jener 
Urt gehöre, abhängig wird, hat die hobe 
Landesſtelle auch die Polizei » Ober: 


- Direction angewiefen, den öffentlich 


angestellten Werzten und Wundärzten 
die genaue Befolgung der fo eben er 
wähnten allerhöchſten Vorſchriften bei 
der Vornahme von Reihenbefhauung, 
und bei Ausftellung der ärztlichen Gut— 
achten zur firengen Pflicht zu machen. 
Die Bezirks -Directionen haben daher 
die Bezirks: Aerzte und -Wundärzte an- 
zuweifen: bei Ausfertigung ihrer Bes 
fhauberichte fih genau nah den be- 
ftehenden Borfchriften zu benehmen, 
und indbefondere ihre Zeugniffe mit 
umfaffender Beflimmtheit und Deutlich: 
feit augjuftellen. (Bol. Ob. Dir. Circ. 
v. 30. Mär; 1825 3. 1464.) ©. Be- 
fundfcheine. 

Wundereuren, ſ. Polizei:Be: 
zirks = Aerzte. 

Mürfeltpiel, dad, gehört unter 
die Hazardfpiele. (Patent v. 12. Dec, 
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1752. Krop. Gef. M. Theref. 1.2. 
©. 431.) 

MWürfelfpiel, das Berbot deſſelben 
wurde erneuert mit n. ö. Regierungs— 
Verordnung vom 31. Mai 1803. Krop. 
Gef. Franz. 18.8. S. 221, f. Spiele. 

Wurm, Borfihtsmaßregeln bei 
Wartung der damit bebafteten Pferde, 
ſ. Pferde. 

— — f. Pferde, Pferdehäute, 
Wurmkrankheit. 

Wurm⸗Biscuit. Bisher wurde in 
den öffentlichen Apotheken ein Abführ- 
mittel unter dem Namen „Wurm-Bis- 
cuit (Wurm-, auch Yarir» Biscotten), 
vorzüglich zum Gebrauche für Kinder, 
Jedermann anf Verlangen ohne ärzt— 
liche Verſchreibung verkauft. Da dieſe 
fogenannten Burm-Biscotten ein heftig 
wirfendes Mittel, nämlich: Salappa 
enthalten, welches bei Kindern, wenn 
e8 zu lange und in großer Quantität 
gereicht wird, leicht ſchlimme Zufälle, 
ja ſelbſt Entzündungen verurfachen 
faun, fo wird der freie Verkauf derfels 
ben allgemein, fomit auch den Apothe— 
fern verboten, und den Apothekern ift 
nur geftattet, das Wurm -Biscuit wie 
andere zufammengefeßte Arzneimittel 
nah der Verfchreibung des Arztes zu 
bereiten und hindanzugeben. (Sfkzl. 
Deer. vom 16. April 1840 3. 11073, 
an ſämmtliche Ränderftellen; Eirc. der 
n. ö. Reg. vom 1. Mai 3. 24747; 
Vdg. der ob der Enne’fhen Reg. vom 
29. April 3. 12512; des mähr. fhlef. 
u. tirol. Gub, vom 8. Mai 3. 17688 
u. 10478; des fteierm. u. galiz. Gub. 
vom 13. Mai 3.7128 u. 30049; des 
laib. Gub. vom 16. April 3. 10886 
u. des böhm. Bub. vom 2. Mai 1840 
3.23446. Pol. G.S. 68. Bd. Nr. 46.) 

Warm: Chocolade. Da die Be- 
reitung der fogenannten Wurm⸗Choco— 
(ade, welche aus den gewöhnlichen In- 
gredienzen von Zuder und Cacao mit 
Beimifhung von Wurmſamen (semina 
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linae) verfertiget wird, in das Arznei» 
fach gehört, fo wird die Erzeugung und 
der Verkauf derfelben allen Ehocolade: 
machen unterfagt, und ift derfelbe aus 
dem Preis: Tarife fogleih zu ftreihen. 
(Eirc. der n. 6. Reg. vom 28. April 
1835 3. 22208. Prov. G. S. 17.2». 
Nr. 132.) 

Wurmfrankheit. Auszug aus der 
in Folge Hoffanzleidecreted vom 13. No— 
vember 1834 3.27250 kundgemachten 
Belehrung über die Thierfeuchen. 

8. 51. Der Wurm (Hautwurm, flie- 
gender Hautwurm) ift ein, fo wie der 
Rotz, nur dem Pferdegefchlehte eigenes 
anfteddendes Uebel, welches aus anein- 
ander gereiheten Beulen oder Knoten 
und Gefhwüren in der Haut erfannt 
wird, die an verfhiedenen Stellen des 
Körpers zum Vorſcheine kommen. An 
Bferden, bei welchen dieſes Uebel fi 
allmälig ausbildet, bemerkt man im 
Anfange feine auffallende Krankheite- 
erfcheinungen; erft nah und nad ver- 
mindert fich die gewöhnliche Munterkeit 
des Thieres, feine Augen werden matter, 
feine Haare aufgefträubt, die haarlofen 
Stellen (innere Rafen: und Maulhaut) 
bläffer, im inneren Augenwinfel fam- 
melt fich zähe, Elebrige Thränenfeuchtig- 
keit. Die fogenannten Wurmbeulen 
fommen dann einzeln oder häufiger wie 
an einer Schnur aneinander gereibte 
Knoten zum Vorfcheine, und zeigen fi 
am Kopfe an der Borderlippe, an den 
Geitentheilen des Gefihts, am Halfe, 
an den Schenkeln, dem Geſchröte oder 
dem Euter. Die erfteren kommen immer 
entweder an dem Kopfe oder an der 
inneren Seite der Hinterfüße zum Vor: 
Scheine, von wo aus fie ſich weiter ver- 
breiten. Nicht felten gehen der Ent: 
ftehung diefer Wurmbeulen ausgebreitete 
Anfhwellungen an verfchiedenen Theilen 
des Körpers, an der Bruft, am Bauche, 
an den Füßen, voraus, die bald ver 
ſchwinden und wieder auf das Reue her 
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vorfommen. Diefe Gefhmwulfte find 
im Anfange ſchmerzhaft, und wenn fie 
fammt den Wurmbeulen fehr fchnell 
nad einander bervorfommen und fid 
über den Körper verbreiten, fo nennt 
man diefes Uebel den fliegenden Haut: 
wurm. Nach mehreren Wochen pflegen 
die Anfangs harten Wurmbeulen weich 
zu werden, bredhen auf, und verwandeln 
fih in fleine runde mißfärbige etwas 
vertiefte Geſchwüre mit wulftig fpedigen 
Rändern, aus welden eine dünne fcharfe 
mißfärbige Jauche hervorkömmt, da an 
den Gefhwürrändern, oder wo fie fonft 
binfließt, fi fpecartig anlegt, und die 
Haare zufammenklebt. Dft dringen 
diefe Wurmgeſchwüre tief in die Haut, 
geeifen die fnorpeligen und fehnigen 
Theile an, und fo wie fie ſich mehr aus— 
breiten, fchmwellen die Füße; befonders 
werden die Hinterfchenkel oft ganz plump 
und unförmlich, bald zeigen ſich auch harte 
Drüfentnoten unter den Garaſchen, ein 
langwieriger verbädhtiger Naſenausfluß 
undein ſchnaufendes dämpfiges Athmen. 
Auf eine ſolche Weiſe entwickelt ſich aus 
dem Hautwurm ſehr häufig der Rotz, 
beſonders gefährlich ſind diejenigen 
Wurmbeulen, welche am Halſe, an der 
Vorderlippe und en den Bug- und 
Reiftendrüfen entftehen. Die Urſachen, 
welche diefed gefährliche Uebel hervor: 
bringen, find mannigfaltig und nicht 
felten diefelben wie beim Rotz. Es 
entfteht bei alten entkräfteten Befchälern, 
bei dem Aufenthalte in fehr unreinlichen 
dumpfigen Ställen, bei ſchlechter Nah: 
zung, fumpfigen Weidepläßen, bei lang- 
wieriger und audgebreiteter ſchlechter 
Eiterung oder Berfhwürung äußerer 
oder innerer Theile, bei fortwährender 
Kräntlichkeit und allgemeiner Schwäche, 
oder auch bei völlig gefunden Pferden 
durch Anſteckung mittel des Eiters 
aus Wurmgeihwüren. Häufig geſchieht 
es, daß rogige Pferde wurmig werden, 
ebenjo oft geht der Wurm voraus, und 
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es kommt dann in der Folge der Rotz 
dazu. Wenn der Wurm in feinem all— 
zuhohen Grade zugegen ift, die Wurm: 
beulen nur an einigen einzelnen Stellen, 
nicht über den ganzen Körper verbreitet 
und mit feiner anderen Krankheit ver 
bunden find, gelingt die Heilung noch 
durch Anwendung fhieliher innerlicher 
Mittel und Zerftörung der Wurmbeulen, 
welche Behandlung aber nur mit Ber: 
läglichfeit von einem Thierarzte beforgt 
werden kann. Da der Wurm eine an- 
ftedende Krankheit ift, fo müffen dabei 
diefelben Vorſichtsmaßregeln eintreten, 
wie bei dem Rotze. Infofern als er 
jedoch noch eher heilbar ift als diefer, 
fo wird man die Thiere nicht tödten 
dürfen, wenn nicht fhon Rotz damit 
verbunden ift. fondern für die genauefte 
Abfonderung von anderen Pferden wäh: 
rend der ärztlichen Behandlung forgen. 
Indem Rotz und Hautwurm nicht nur 
anſteckend, fondern auch erbliche Krank— 
heiten find, fo wird ſich jeder Pferde— 
züchter vor dergleichen Beſchälern und 
Zudtftuten hüten, indem er Gefahr 
läuft, dag die Füllen diefelbe Anlage 
zu Ro und Wurm ererbt haben, und 
dann fpäter bei ihnen in die wirkliche 
Krankheit übergeht. Wenn ein Pferd 
nad dem Kaufe ald wurmig erfannt 
wird, fo it Dem Käufer zur Wandlungs— 
klage ein gefegter Termin von 30 Tas 
gen eingeräumt. (Rroy. G. S. 60.3. 
©. 420 —422.) 

Würſte find ein Gegenftand des 
freien Verkehrs, ſ. Stechviehhandel. 
(Vdg. v. 17. Aug. 1810 und 28. März 
1811.) 

Wurftmaher. Das gemeinfhaft- 
lihe Einrathen der Regierung und des 
hiefigen Stadt-Magiftrates wegen Her- 
abjegung der Hauſirknechte mit wäl— 
{hen Würften und Käſen auf ſechs für 
jeden Meifter und Einführung der bes 
ftandenen Steueramtszeiteln wurde in 
der Zuverficht genehmigt, daß fünftig 
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die bürgl. Wurſtmacher ihre Knechte 
das ganze Jahr hindurch halten und 
ihre Wagren zu verſchleißen geben 
werden umd fi nicht mehr von den 
nur anf eine Zeit einwandernden Knech— 
ten ſolche ablöfen laffen. (Hofv. vom 
8. Sept. 1798, n. 5. Rggs. Vdg. v. 
8. Sept. 1798.) 

Wurftmacher. Auf den Hofrecurs 
der bürgl. wälfchen Wurſt- und Käfema- 
cher, fo viele Knechte zu halten, als fie 
zur Betreibung ihres Gewerbes bedür- 
fen, wurde erinnert, daß zwar nur der 
Magiftrat unter der mittelft Hofbejcheid 
v. 8. Sept. v. 3. genehmigten Foörmlich⸗ 
feit der Zettel aus feinem Sıeueramte die 
Erlaubniß ertheilen fol, Haufirfnecte 
zu halten, und diefe Anechte nach Mög— 
lichkeit zu befchränfen find, doch habe 
der Magijtrat nurdabei auf das Bedürf- 
niß eines jeden Meifters Rüdjicht zu 
nehmen. (Hfv. vom 17. März 1799, 
n. ö. Rggs. Vdg. v. 26. März 1799.) 

— — Wurſt- und Käſemacherknechte 
dürfen blos ambulando den Haufir- 
handel treiben, das ift, wenn fi ein 
Käufer findet, dürfen fie zwar ihren 
Zöger auf die Erde ftellen und dem 
Käufer deu angefprochenen Artikel her— 
abjchneiden und wägen, nah Bollen- 
dung desfelben aber nicht länger Stand 
halten. Eben fo ift denfelben nicht er— 
laubt, truppenweiſe beifammen ftchen 
zu bleiben, um auf diefe Art an einem 
Drte Stand zu halten. Im Falle alfo, 
da die Salamikrämer auf irgend einem 
Plage ſich aufſtellen oder wohl gar 
ihre Waare auskramen, follen fie abge: 
ſchafft, im wiederholten Betretungs— 
falle aber angehalten und zum Magi— 
ftrate in Gewerbsſachen zur ferneren 
Behandlung geftellt werden. (Bol. Ob. 
Dir. Circ. an ſämmtl. Bezirks-Dirtee— 
tionen uͤber Auſuchen des Stadtmagi— 
ſtrats vom 22. Aug. 1823.) 

Bei denfelben ift von 
Zeit zu Zeit mit Zuziehung der Be: 


646 


Wurfimacer. 


zirfsärzte und des Fleiſchbeſchauers 
eine Unterfuhung vorzunehmen, ob 
ihre Berkaufsartitel nicht der Gefund- 
heit ſchädliche Beftandtheile enthalten. 
Im Bewährungsfalle find die unge: 
nießbaren und geſundheitſchädlichen 
Würfte abzunehmen und der betreffen» 
den Behörde hievon die Anzeige zur 
weiteren Unterfuchung zu machen. (Bol. 
Db. Dir. Circ. an ſämmtl. Bez. Dir. 
v. 23. Mai 1824.) 

Wurſtmacher. Bei Gelegenheit einer 
Befhwerde der Vorfteher der wälſchen 
Wurft- und Käſemacher zu Wien fam 
die Regierung über mehrere Unfüge, 
welche fidh tbeild bei dem Verkaufe dies 
fer Erzeugniffe, theils bei ihreu Haufir- 
fnechten ereignen, in die Kenniniß, daß 
die n. ö. Regierungs-Berordnungen v. 
8. Sept. 1798 und 26. März; 1799, 
nah weldhen den Wurſt- umd Käfer 
machern zwar geftattet ift, fo viel Hauſir⸗ 
knechte zu halten, als fie zur Betrei- 
bung ihres Gewerbes bedürfen, ihnen 
jedoch ausdrücklich zur Pfliht gemacht 
wurde, die Erlaubniß hiezu von dem 
Steueramte durch einen auf den Na— 
men des Haufirfnechtes lautenden 
Schein zu beheben, ganz in Bergeffen- 
heit gefommen ift. 

Da nun diefe beiden Verordnungen 
bei ihrem Erſcheinen blos dem Magi- 
firate zu Wien bekannt gemadht wor: 
den, fo hat die Landesftelle die Kund— 
machung derfelben an fammtlihe Do— 
minien verfügt. (N. ö. Rggs. Deer. v. 
27. Juli 1825 3. 35296.) 

— — Naddem die Landesfielle 
über eine Befchwerde der wälfchen 
BWurft- und Käſemacher wegen der theils 
bei dem Verkaufe ihrer Erzeugniffe, 
theild bei ihren Haufirfnehten einge- 
fhlihenen Unfüge laut Decreted vom 
27. Juli 1525 Nr. 35296 den Grund 
diefer Unfüge größtentheil® in der Ber- 
nadhläffigung der Verordnungen vom 
18. Sept. 1798 und 26, März 1799 
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‚gefunden und den Magiſtrat zur Er— 
neuerung diefer Berordnungen und zur 
genauen Handhabung derfelben anger 
wiefen hat, fo wird verordnet: 

1. Kein wälſcher Wurſt- und Käfe- 
macher ift berechtiget, andere Waaren 
als feine Erzeugniffe zu verſchleißen. 

2. Darf zwar jeder wälfhe Wurſt⸗ 
und Käſemacher die zu feinem Gewerbe» 
betriebe erforderlihe Anzahl von Hau- 
firfnehten halten, muß aber vorläufig 
hiezu die Bewilligung des Magiftrates 
erwirfen und die Knechte nicht nur 
zeitweife, fondern das ganze Jahr hin— 
durch halten. 

3. Hat jeder Wurſt- und Käfema- 
her für jeden feiner Haufirfnechte den 
Erlaubnißfchein, welcher unentgeltlich 
ausgefertigt wird, bei dem Magiftrate 
zu erwirfen und fi diesfalld am den 
Herrn Referenten zu wenden. 

4. Jeder Hauſirknecht muß den durch 
feinen Dienftgeber erwirften Erlaub- 
nipfhein immer bei fi tragen, damit 
er fih auf jedesmaliges Begehren da- 
mit ausweifen könne, indem jeder, der 
ohne diefen Schein im Hauſirverſchleiße 
betreten wird, verhaftet und ihm die 
Waare abgenommen werden würde. 

5. Darf fein Knecht bei fonfliger 
Anhaltung und Beftrafung irgendwo 
einen Standort wählen. 

6. Endlih wurden die magiftrati- 
[hen Marktrichter und fämmtliche ma- 
giſtratiſche Grundgerichte beauftragt, 
über den Vollzug diefer Verordnung 
zu wachen; fo wie unter einem die f. f. 
Polizei: Ober: Direction um ihre Mit- 
wirfung zur Handhabung diefer Ber- 
ordnung angegangen worden ift. (Bdg. 
des Wr. Magiftrats v 12. Aug. 1825.) 

Wurftmacher. Wenn gleich die den 
Wurſt- und Käfemahern in Wien zu 
geſtattenden Hauſirknechte auf feine 
beftimmte Zahl befchränft werden 
fönnen, fo ift doch die Ertheilung fol- 
her Hauſir-Erlaubnißſcheine ſchon in 
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der Hofverordnung vom 8. September 
1798 und 17. Mär; 1799 duch den 
wirklichen Gewerbebetrieb ber 
dingt, und es dürfen ſolche Erlaubniß- 
[heine nur folden und fo vielen Knech— 
ten gegeben, als die Würſtemacher das 
ganze Jahr Kalten und die nicht 
etwa auf kurze Zeit bieher gekommen 
find oder mit folden Erlaubniffen auf 
eigene Rechnung Handel zu treiben 
beabfihtigen. Daher der Obrigkeit je 
der Knecht, bevor fie für ihn einen 
Erlaubnißfhein ausftellt, hinlänglich 
als untadelhaft befannt fein und der 
Wurſtmacher für feinen Knecht haften 
muß. Um für die Zufunft fein fo arges 
Mipverhältniß zwifchen der Erwerbs 
fteuer und der Zahl der Hauſirknechte 
Statt finden zu laffen, ift bei der Er 
werbfteuer-Aufnahme ſtets auf die, der 
Obrigkeit aus ihrer Bormerfung der 
Erlaubnißſcheine bekannte, gewöhn- 
liche Anzahl der Haufirfnechte Rüd- 
fiht zu nehmen. 

Die Wurf: und Käſemacher können 
übrigens auf den Verſchleiß ihrer 
eigenen Erzeugniffe nidt bes 
ſchränkt werden, da zufolge Hofkanzlei— 
Verordnung vom 7. Sept. 1826 die 
wälfhen Wurſt- und Käfehändler in 
dem bisher genofjenen Rechte nicht nur 
ihre eigenen, fondern auch fremde Er- 
jeugniffe durch Hauſirknechte zu ver- 
ſchleißen nicht beirrt werden dürfen. 
Die Haufirfnehte der Wurft- und 
Kaͤſemacher find ſtets einer befonderen 
Aufmerkſamkeit zu unterziehen und es 
ift forgfältig zu überwachen, daß ihre 
Böger von der Polizei: Ober: 
Direction numerirt feien, und 
dag die Erlaubnißfcheine nit an an— 
dere Berfonen abgelöft werden. Unter 
Einem findet die Regierung dem Kreid- 
amte U. W. W. aufzutragen, den zur 
Sprache gebradten Unfug, daß die 
Wirthe den Eintritt in ihre Gärten 
nur beftimmten Haufirfnechten geftat- 
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ten, jedem andern aber unterfagen, 
abzuftellen; indem der Eintritt in ſolche 
öffentliche Drte Niemandem, fo. lange 
er fih ruhig und anftändig beträgt, 
verweigert werden fann und das Pur 
blicum in der Auswahl der Käfe oder 
MWürfte, dur die Willfür eines Wir- 
thes nur an ein dem Wirthe oder Kell- 
ner beliebiges Individuum nicht ber 
ſchränkt werden kann. (Bdg. dern. ö. 
Reg. vom 2. April 1828 3. 15716. 
Prov. ©. ©. 9. Bd. Nr. 67.) 

Wurſtmacher. Die Regierung hat 
dem Wiener Magiftrate unter Einem 
über feine Anſicht, als fei den italient- 
fhen Wurfimahern nad der beftehen- 
den Uebung noch ferner zu geftatten, 
au außer der Jahrmarktzeit in der 
Charwoche eines jeden Jahres auf ver- 
fhiedenen Plägen gegen Platzzinsent⸗ 
rihtung Berkaufsftände aufzuftellen, 
erinnert, daß, da gerade in der Char- 
woche eine größere Menge der Fuß— 
gänger und Wagen fih durd die Gaf- 
fen der Stadt zu bewegen pflegt und 
den italienifhen Wurft- und Käfehand- 
lern ohnehin der ambulirende Verkauf 
ihrer Feilſchaften freifteht, überdies die 
Aufftelung ihrer Berkaufsftände wäh. 
rend der Charwoche im Innern der 
Stadt oft als paffagewidrig und auf 
Pläßen und vor den Kirchen insbeſon— 
dere fi felbft als unſchicklich darftellt, 
die Standchen-Aufftellung in der Char— 
woche in Zukunft nicht mehr zu geftat- 
ten jei. (Deer. dern. 6. Reg. vom 26. 
Dct. 1540 3. 57667. Pol. Ob. Dir. 
3. 16217/2527.) 

— — italienifhe, haben in der Ber- 
fertigung und im Verkaufe diefes Ar— 
tikels feinen ausfchliegenden Borzug, 
f. Stechviehhaudel. (Bdg. vom 28. 
März 1811.) 

— — ſ kupferne Wurftfprigen. 

Würtemberg. Die königl. wür— 
tembergiſche Regierung hat im Wege 
der k. k. geb. Hof⸗ und Staatskanzlei 
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die Beſchränkungen bekannt gege— 
ben, unter welchen fremden Krä- 
mern der Befudh der Märktein 
Würtemberg geftattet if. Die 
Befhränfungen und Borfhriften find: 
daß fi der fremde Krämer, der fein 
Handelögewerbe auf einem würtember- 
gifhen Markte üben will, mit einem 
nidht über Ein Jahr alten Drigi- 
nal-Zeugniffe feiner Heimat» Obrigkeit 
über die ihm in feiner Heimat zufte 
hende Handelöberehtigung ausweiſe; 
ſein Paß muß die Waarengattung, mit 
welcher, und die Jahrmärkte, die er be— 
fuchen will, bezeihnen; fein Waaren- 
vorratb foll von dem Umfange fein, 
dag ein damit zu betreibender Markt- 
bandel fein Fortkommen fihert und 
die Routen, die er nad den zu befu- 
chenden Märkten zu nehmen bat, fol« 
len in feinem Paſſe vorgezeichnet fein. 
Hinfihtlih -des Paßviſitens ift be— 
flimmt worden, daß der Krämer min- 
deftend von 14 zu 14 Zagen feinen 
Paß einem Bezirks - Polizei: Amte zur 
Prüfung vorzulegen babe und daß er 
auf Beobachtung diefer Vorſchrift in 
dem Paſſe aufmerkfam gemacht werden 
fol. ( Hfkzl. Decr. vom 14. Juli 1836 
3. 15617. Bdg. der n. ö. Reg. vom 
30. Juli 1836 3. 43649. Prov. ©. 
©. 18. Bd. Nr. 193.) 

MWürtembergifhe Samen: und 
Blumenhändter, f. Schwäbiſche Blu⸗ 
menhändler. 

Wuth, f. Hundswuth, Sani- 
täts-Auslagen. 

Wuthkraukheit, ſ. Hundswuth. 

Wurzelkrämer ſollen feine Atz— 
neien bereiten, am wenigſten curiren, 
widrigens ihnen die Waare abgenon- 
men wird, und folde noch insbefon- 
dere beftraft werden, auch ift ihnen das 
Feilhaben von Medicamenten in cffe 
nen Bewölben und Privathäufern gänz- 
lich verboten. (San. Pat. vom 2. Jän. 
1770. Barth. H. u. ©. Gef. 5. Bd. 
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handel, 
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Wyſchehrad, ſ. Wohnungsauf: 
kündigung. 


3. 


Zahlungsbögen. In Folge a. h. 
Entfhliegung vom 13. Juni 1840 
wird verordnet, daß für die Zukunft 
die Zahlungsbögen der Penfloniften, 
der Quiescenten und Provifioniften 
eben fo wenig als die der dienenden 
Staatöbeamten verpfändet oder ver- 
feßt werden fönnen, und daß die ver— 
pfändeten oder verfekten von den 
adminiftrativen Behörden ohne 
weiterd dem Befißer abgefordert und 
von diefem zurücgeftellt werden follen. 
Auf bisher gefhehene Berpfändungen 
oder Berfeßungen von Zahlungsbögen 
der bezeichneten Perfonen hat jedoch 
diefe Anordnung feinen Bezug. (Hfkzl. 
Decr. vom 21. Juni 1840 3. 18825, 
an fämmtl. Länderft. Hflm. D. vom 
10. Zuli 1840, an fämmtl. Gamerals 
Behörden. Eirc. der n. ö. Reg. vom 
4. Zuli 1840 3. 27818, der ob der 
ennf. Reg. v. 3. Aug. 1840 3. 19083. 
Pol. ©. ©. 68. Bd. Nr. 74.) 

— — Nah Inhalt einer herabge- 
langten Erläuterung bat fi die mit 
b. Hoffanzlei =» Decrete vom 21. Juni 
1840, 3. 18825, intimirte a. h. Ent- 
fhliefung vom 13. Juni 1840 hin— 
fihtlih des Verbotes der Berpfändung 
der Zahlungsbögen der Penftoniften, 
Quiescenten und Provifioniften, auch 
auf mindere Amtliche Diener zu bezie- 
ben. (Hfkzl. D. v. 24. Dec. 1840 3. 
37338. Kundm. des illir. Gub. vom 
8. und der ob der ennf. Reg. vom 29. 
Jän. 1841. Ziſcht. für 6. NR. 3. 1841. 
N. B. S. 92.) 

— — der Beamten, Verbot der 


Verpfaͤndung, ſ. Beamte. (Vdg. vom 
25. Dct. 1798.) 

Zahnärzte. Erforderniffe der- 
felben. urch Hofbeſcheid vom 17. 
dv, M. ift verordnet worden: Da die 
Zahnarzneitunde einen befondern Zweig 
der Chirurgie ausmacht, und die allge 
meinen Kenntniffe der Wundarzneikunde 
vorausfegt, fo muß auch jeder, der als 
ordentlicher Zahnarzt geprüft werden 
will, den anatomifchen und hirurgifchen 
Borlefungen beigewohnt haben. Es 
find daher künftig diejenigen, melde 
fi der Prüfung als Zahnärzte unter« 
ziehen wollen, zu verhalten, die Zeug- 
niffe über obenerwähnte Borlefungen 
beizubringen, um zu der vorgefchriebe- 
nen Prüfung über die Zahnarzneifunde 
zugelaffen zu werden. Der Etudien- 
conſeß bat fi fünftig genau nach diefer 
höchſten Borfchrift zu achten, umd die 
medicinifche Bacultät davon zu verftäns 
digen. Welches auch dem hiefigen Stadt« 
magiftrate mit dem Auftrag befannt 
gemacht wurde, darauf Torgfältig zu 
wachen, daß kein Zahnarzt, welcher nicht 
als folcher an der biefigen Univerfität 
geprüft und approbirt worden ifl, oder 
von der Regierung die Erlaubniß dazu 
erhalten hat, diefe Kunſt bier ausübe. 
(Hofd. vom 17. April, Reggs. D. vom 
22. April 1797. Berrod. S. B. 1. Thl. 
©. 243.) 

— — lim zuden firengen Prüfungen 
eines Zahnarztes zugelaffen zu werden, 
muß der Tandidat den für Wundärzte 
vorgefchriebenen Lehreurs zurücgelegt 
haben. (Hofd. v.6. Dec. 1819 3.7975.) 
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Zahnärzte. Se.t. !.Maj. haben mit 
der unterm 14. Sept. 1842, 3.28561, 
intimirten a. h. Entfhliefung vom 
10. Sept. 1842 zu entfheiden geruht, 
daß dem blos zur Berfertigung künſt— 
liher Zähne und Gebiffe berechtigten 
Techniker, Borrihtungen und Dpera- 
tionen im Munde der Menfhen nicht 
zu geftatten, fondern ald Eurpfufchereien 
firenge nad dem Geſetze zu behandeln 
feien. 

Hieraus folgt offenbar, daß die Tech: 
nifer zur Berfertigung von Gebiffen, 
und, da die Anfertigung derfelben ohne 
Montirung nicht wohl denkbarift, über- 
dieß die im Dienfte der Zahnärzte 
ftebenden Künftler ebenfalls die Gebiffe, 
wenn ſchon zum Vortheile der Erfteren, 
anſtandslos montiren, auch zur Mon» 
tirung derfelben berechtiget feien, wenn 
fie fi nur jener Borrihtungen im 
Munde der Menfchen enthalten, die in 
das Gebiet der Dentiftik fallen, welche 
fie den Zahnärzten zu üderlaffen haben. 
Hieher gehört das Brennen, Feilen, 
Abzwicken und Ausziehen der Zähne 
und ihrer Wurzeln u. dgl. Auch hat 
bei den, Behufs der Montirung erfor: 
derliten MWahsabdrüden im Munde 
der Menſchen immer ein befugter Zahn» 
arzt zu interveniren. (Hofkzl. Decr. v. 
3.Nov. 1842 3. 29610. Bdg.d.n. ö. 
Reg. v. Nov. 1842 3. 68561. Pol. 
G. 6.20. Bd. ©. 241; n. ö. Prov. 
G. ©. 24. Bd. Nr. 206.) 

— — Da die Erfahrung gelehrt 
hat, daß bei Ausübung der zahnärzt— 
lihen Praxis häufig Uebergriffe in die 
Gerechtſame der eine Dfficin befigenden 
bürgerliben Wundärzte, dann der Doc- 
toren der Medicin und Chirurgie ftatt: 
finden, fo wird im Einvernehmen mit 
der E. f. vereinigten Hofkanzlei feftge- 
fegt, daß von nun an die Befugniß zur 
zahnärztlihen Praris nur auf die 
jenigen Patrone der Chirurgie zu bes 


ſchränken ift, welche nebft dem Diplome. 
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als Zahnärzte auch ein chirurgiſcheè 
Gewerbe befigen oder eine öffentliche 
Anftellung genießen. (Stud. Hoflomm. 
Decr. vom 13. Dec. 1845 3. 18755, 
an fümmtlihe Länderftellen. B. ©. ©. 
73. Bd. Nr. 149.) 

Zahnärzte. In Anbetracht der, dem 
bierortigen Erlaffe-vom 11. Sept. v. J. 
3. 2302/181, entgegentretenden hoch⸗ 
wichtigen fanitäts -polizeiliden Rüd- 
fihten findet das Minifterium des In— 
nern, zufolge neuerliher Erörterung 
und fachverftändiger Berathung diejes 
Begenftandes, unter Aufhebung des 
oben erwähnten Erlafjes, die a. h. Ent: 
fhliegung vom 10. September 1842, 
wornach den, blos zur DVerfertigung 
fünftliher Zähne und Gebiſſe berechtig- 
ten Technikern, Berrichtungen und 
Dperationen im Munde der Menſchen 
nicht geftattet, fondern als Curpfuſche— 
reien ftrenge nah den Geſetzen zu be 
handeln und für die Zukunft felbf- 
ftändige Conceffionen zur Ber: 
fertigung künſtlicher Zähne und Gebiſſe 
bloßen Technikern nicht zu ertheilen 
find, wieder in die volle Wirkfamteit 
treten zu laffen. (Erl. d. Minift. d. Inn. 
v. 25. Feb. 1849, an fämmtl. Ränder: 
Präfidien. R. G. Bl. Nr. 141 d. n. ö. 
Rey. v. 7. März 1849 3. 9895.) 

Zähne, fünftlihe, deren Berferti- 
gung, f. Zahnärzte, 

Zahnſtocher, das Anbieten derfelben 
zum Berfaufe durch Kinder, f. Blumen- 
ftränße, Gatarrhzeltel, Kinder. 

Zahn: und Augentincturen. Der 
Berkauf von Augen: und Zahntincturen 
fann nur ſolchen Perfonen geitattet 
werden, welche mit dem Diplome als 
Wundärzte oder Apotheker verjeben 
find. (Hofd. v. 12. Aug. 1819 ) 

Zapparln. Da das mit dem Na- 
men „Zapparln“ bezeichnete Karten- 
fpiel ein bloßes Glüds- oder Hazard» 
fpiel ift, indem der Erfolg desfelben 
ganz allein vom Zufalle abhängt, fo it 
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diefes Spiel nad Maßgabe des a. h. 
PBatentes vom 1. Mai 1784 unter die 
verbotenen Spiele zu rechnen. (Hofkzl. 
D. v. 17. April 1840 3. 10140, an 
ſämmtliche Länderftellen, mit Ausnahme 
Mailand, Benedig und Dalmatien. 
Kundgemadht mit Vdg. d. füftenländ. 
Bub. v. 28. April 1840; d. illir, Gub. 
v. 2. Mai 3. 10405; d. n. ö. Reg. 
v.5. Mai 3.23910; des böhm., mähr. 
ſchleſ. u. fleierm. Gub. vom 6. Mai 
3. 22734, 17109 u. 6877; d. galiz. 
Bub. v. 9. Mai 3. 29019, u. d. ob 
der Enns'ſchen Reg. v. 19. Juni 1840 
3.12117. Pol.®. 6.68. Bd. Nr. 47.) 

Banberei, Hererei, Wahrfagerei und 
derlei follen ftrenge hintangehalten wer: 
den. (Bdg. v. 5. Nov. 1766. Krop. 
Gef. M. Therefia. 3. Bd. ©. 138.) 

Zäune von Holz find verboten, f. 
Hölzerne Wohngebäude. 

Zeche, um die, in den Wirthshäufern 
zu fpielen, ift den Handwerksgeſellen er: 
laubt, ſ. Spiele. 

Zeichen, ſ. Meifterzeichen. 

Zeichnungen, fittenwidrige, Verbot 
des Derkaufes, f. Liritationen. 

Zeifelfuhren, ſ. Kleinfuhrlente, 
Lohnkutſcher, Stellfuhren. 

Zeitfchriften, |. Zeitungen. 

Zeitung, ſ. Wiener Zeitung. 

Zeitungen, ausländifhe, welche 
zum öffentliben Gebraude, z. B. in 
Caffeehäufern dienen follen, find nur 
beim Dberfthofpoftamte zu nehmen. 
(Hofentihl. v. 20. Dct. 1796. Krop. 
Gef. Franz. 8, B. ©. 245.) 

— — Da in den Kaffeehäufern und 
andern öffentlihen Drten nebft den 
politifhen Zeitungen auch literarifche 
Journale gehalten werden, hierdurd 
aber die von der Cenſur verbotenen 
Bücher in Auszügen zur öffentlichen 
Kenntniß gelangen und eine Art von 
Zefecabineten entfteht, fo haben Se. 
Majeftät zu befehlen geruhet, daß von 
nun an in den Gaffeehäufern und an« 
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dern öffentlichen Orten, außer den er- 
laudten politifhen Zeitungen, feine 
literarifchen Journale oder Flugſchriften 
zu lefen gehalten werden. (Hofkzl. D. 
v.13, Sept. 1798, an ſämmtl. Känder- 
ftellen. Kanka Hdb. S. 207 u. 208.) 
Zeitungen. Das in dem Hofd. vom 
13. Sept. 1798 enthaltene allgemeine 
Berbot des Auflegens literarifcher Jour- 
nale in öffentlihen Orten wird nur auf 
die ausländifchen literarifhen Jour- 
nale beſchränkt, hingegen das Auflegen 
inländiſcher literarifcher Journale 
geftattet. (Präfidialfchreisen der Pol. 
Hofft. an das n. 6. Reggs. Präſ. vom 
13. Dec. 1819; Bdg. der n. d. Reg. 
v. 25. December 1819 3. 48637.) 
— — Das Verzeihniß der Zeitun- 
gen und Journale, welche dem hiefigen 
Dberft : Hofpoftamte anzufündigen er- 
laubt wurde, und welde von Jeder: 
mann, folglih auch von den Caffee— 
fiedern gehalten werden dürfen, zerfällt 
in zwei Theile, nämlich in politifce 
Zeitungen und Journale, fowohl in- 
als ausländifche, dann in literarifche 
ine und ausländifhe Zeitungen, Jour: 
nale u. f. w. Den Gaffeefiedern, Gaft- 
wirthen ift, fo wie anderen Partheien, 
geftattet, alle jene in= und ausländifchen 
politifhen Zeitungen, d. i. ſolche 
Zeitungen, welche die politifchen Tags- 
neuigkeiten liefern, zu halten, und in 
ihren Gaffeehäufern aufzulegen, welche 
in dem von dem hiefigen Boftamte hin- 
ausgegebenen Verzeichniffe aufgeführt 
find. Bon den literariſchen Zei— 
tungen und Journalen hingegen, dürfen 
die Gaffeefierer und Wirthe blos die 
inländiſchen halten, die ausländifchen 
gelehrten und literarifchen Zeitungen 
und Journale aber follen fie ebenfowenig 
als die auswärtigen politifhen Jour— 
nale inihren Gaffeehäufern, wenn ſolche 
au fonft von der Genfur zugelaffen 
worden find, auflegen. (Präf. Schreiben 
der Pol. Hofft. an das n. ö. Rggs. 
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Präſ. v. 10. Febr. 1820. Vdg. der 
n. 6. Reg. vom 19. Februar 1820 
3. 7431/439, an den Wr. Magiftrat.) 

Zeitungen, ausländ., find nurdurd 
die Ober-Poſtverwaltung zu beflellen. 
(Hoflamm. Deer. v. 12. Aug. 1820. 
Krop. Gef. Franz. 43. Bd. ©. 515.) 

— — KReriodifhe Schriften, und 
zwar: Journale, Zeitungen, in Blättern 
und Heften, ohne linterfhied des Jn- 
halte, fie mögen durch Handfchrift oder 
Abdruck dargeftellt oder vervielfältigt 
werden, gehören unter die Sachen, auf 
deren Transport fi) die dem Staate 
vorbehaltenen ansfchliegenden Rechte 
beziehen. ($. 7 des mit a. b. Entſchl. 
vom 5. Nov. 1837 fanctionirten Poft: 
gefeßes. Pol. &. ©. 66. BP.) 

— — Bei jedem Poſtamte kann 
Jedermann auf jene periodiſchen Schrif- 
ten (Zeitungen und Sournale) pränu- 
meriren, deren Verzeichnig jährlih von 
der f. £. oberften Hof-Poſtverwaltung 
in Wien zur allgemeinen Kenntniß in 
Drud herausgegeben wird. Wollte 
Jemand auf eine in dDiefem Berzeichniffe 
nit enthaltene ausländifhe Zeitung 
oder Zeitfohrift pranumeriren, deren Be- 
zug nicht allgemein erlaubt ift, jo hat 
derfelbe vorerft die Bewilligung der Be- 
hörde, die es betrifft, beizubringen. 
($. 75 der mit Hoffamm. Decr. vom 
6.Nov. 1838 befanntgegebenen neuen 
Briefpoft-Drdnung. Bol. G. S. 66. B.) 

— — Die Polizeihofſtelle hat mit 
Hofdeetet vom 20. Dec. dem Geſuche 
des Mitteld der Wiener bürgerlichen 
Saffeefieder um die Bewilligung, daß 
fie alle in dem alljährig erfcheinenden 
Poftverzeichniffe vorkommenden Zeis 
tungen und Zeitſchriften in ihren Lo— 
calitäten halten und auflegen dürfen, 
feine willfahrende Folge gegeben, und 
verordnet, daß die hierortigen Gaffee- 
fieder und Gaftwirthe den beftehenden 
Berordnungen nah, von den im jähr- 
Sihen Poftverzeihniffe vorfommenden 
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Zeitungen, die inländifchen und aus 
ländifchen Zeitungen, dann die inlan- 
diſchen nicht politifchen Zeitfchriften, 
keineswegs aber die ausländifchen nicht 
politifhen Zeitfehriften in ihren Los 
calitäten halten und auflegen dürfen. 
Die Bezirks» Directionen erhalten den 
Auftrag, die genaue Befolgung diefer 
Vorſchrift in allen Gaffeehäufern umd 
Gaſthäuſern zu überwachen, alle Zeit 
fhriften, die in der Rubrik: „auslän— 
diſche nicht politifhe Zeitfchriften” in 
dem Poftverzeichniffe enthalten find, fo 
wie alle anderen Zeitungen, melde 
darin gar nicht aufgeführt erfcheinen, 
infofern fie öffentlich in Caffee- oder 
Gafthäufern aufgelegt werden follten, 
mit Beſchlag zu belegen, und nad ge» 
höriger Conftatirung Des Bezuges der 
felben der Polizei: Dber- Direction mit 
befonderm Berichte vorzulegen. (Eirc. 
der £. f. Ob. Pol. Dir. v. 1. Jänner 
1839 3. 18012/2513.) 

Zeitungen. Die. k. oberfte Potizei- 
behörde hat mit Erlaß vom 31. Dec. 
v. 3. 3: 9063 Rachfolgendes eröffnet: 

Das Ef. f. Minifterium hat den Grund» 
faß aufgeftellt, daß jede Zeitfchrift, welche 
in Folge Uebereinfommens mit dem k. k. 
Handelöminifterium in tem poftamt« 
lichen Preisverzeichniſſe nicht aufgenom: 
men erfcheint, von feiner £aiferlichen 
Poftanftalt befördert und auf eine ſolche 
fein Abonnement angenommen werden 
dürfe, daß folglich das Richterſcheinen 
einer Zeitfchrift in dieſem Berzeichnifie 
dem Boftdebitentzuge mit feinen Folgen 
vollfommen gleihzuhallen fe. Ob— 
fhon die frühere Gepflogenheit, wor« 
nad ausländiſche Zeitungen ale ver 
boten angefehen wurden, wenn fie in 
das poftämtlihe Preisverzeihnig nicht 
aufgenommen wurden, feit der Wirt: 
famfeit der Preßordnung aufgehört bat, 
fo find nihtsdeftoweniger alle auf dieſe 
Art erlaffenen Verbote, refpective Poſt⸗ 
debitentzicehungen, weil fie für den 
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ganzen Umfang der Monarchie verbind- 
liche Kraft hatten, und als fpeciell er- 
laffen anzufehen fommen, im Sinne der 
Berordnnung der hohen k. k. oberften 
Polizeir- Behörde vom 19. Dctob. v. 3. 
3. 5512/9843 als fortan giltig anzus 
ſehen; daher find die auf diefe Art ver: 
botenen Zeitfchriften nah $. 17 der 
Preß - Inftruction gleih den im &. 16 
diefer Inftruction bezeichneten verbote: 
nen Drudfchriften zu behandeln, und 
es dürfen demnach diefelben im Wege 
des Buchhandels ebenfalls nicht ver- 
trieben werden. (Deer. dern. ö. Statth. 
v. 10. Jänner 1853 3. 48/P 2.) 

Zeitungen. Die k. k. oberfte Polizei⸗ 
behörde hat mit Erlaß vom 9. d. M. 
3.4 bemerkt, daß die minder anftändige 
und gegen die kaiſerliche Regierung 
feindliche Haltung einiger, wenn auch 
in einer im Ganzen geringen Zahl von 
Eremplaren, nad den faiferlihen Staa- 
ten verfendeten ausläandifhen Zeituns 
gen, deren Aufliegen in Schank- und 
andern öffentlihen Rocalitäten nicht zu— 
läffig erfcheinen laffe, ohne gerade ſtets 
zu einem allgemeinen Verbote genügen: 
den Anlaß zu bieten, und daß diefelbe, 
da die Gewerbs-Vorſchriften in diefer 
Beziehung feinen Anhalt gewähren, 
fünftigbin aus polizeilihen Rüdfihten 
zu derlei, eine allgemeine Verbreitung 
befhränfenden Maßregeln zeitweife fich 
veranlaßt finden werde. (Decr. der Bol. 
Dir.v.18. Jin. 1853 3. 929/66 P.B.) 

— — Berbot der Anfündigung aus: 
ländifcher Lotterien, ſ. Lotterie. 

— — deren Berfendung dur die 
Boftanftalt betreffend, f. Poſtgeſetz. 

— — den Verſchleiß derfelben an 
Sonn» und Feiertagen betreffend, f. 
Sonn: und Peiertagsheiligung. 
(Bdg. v. 4. Auguft 1852.) 

— — erlaubte, dürfen Surrogat: 
Caffeeſchenker Halten, f. Surrogat- 
Gaffeefchänfer. 

Zeugen, Bernehmung der Militär: 
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perſonen als Zeugen vor Civilgerichten, 
ſ. Militärperſonen. 

Zeugenausſagen. Der$.178LLit.a 
des Strafgeſetzbuches 1. Theils iſt nicht 
nur auf jene, vor einem Civil- und 
Criminal-Gerichte abgelegten falſchen 
Zeugenausſagen, ſondern auch auf jene 
anwendbar, die im Laufe der Unter: 
fuhung einer ſchweren Polizei» Weber: 
tretung vor jener Behörde abgegeben 
werden, welcher hierüber die Gerichts— 
barkeit zugewiesen ift. (A. 5. Entfchlie- 
Bung vom 1. April 1837. Hfkzl. D. 
vom 20. Sept. 1837 3. 23651, an 
fanmatl. Länderft., kundg. mit Eirc. der 
n. ö. Neg. vom 10. Dct. 1837 3. 
56661 ; des tirol. Gub. vom 13. Det. 
3. 22530, des fteierm. Gub. vom 13. 
Dct. 3. 16316, der ob der ennf. Reg., 
des mähr., des böhm. und des laib. 
Bub. v. 14. Dct. 3. 31564, 38101, 
49845 u. 24296 und des galiz. Gub. 
vom 27. Det. 1827 3. 67435. Pol. 
G. ©. 65. 3. Nr. 136.) 

Zeugniffe. Die Ausfteller unrich- 
tiger Zeugniffe find mit ſcharfer Ahn— 
dung anzufehen. (Bdg. vom 20. März 
1786. Kp. Gef. Iof. 10.8. ©. 586.) 

— — welche für die um Reifepäffe 
fi Dewerbenden von den, Hausherren 
ausgeftellt und von dem Grundgerichte 
beftätigt werden, find verläßlich zu 
verfaffen. (N. 5. Rggs. Vdg. vom 16. 
ee 1798. Krop. Gef. Branz. 13.2. 

©. 3.) 


— — Die Ausfertigung und Bidi- 
rung der Armenzeugniffe ift den 
Armenvätern, den Bezirfd-Directionen 
und den Pfarrern nur dann geftattet, 
wenn die Perfonen, zu deren Gunften 
diefelben audgeftellt werden follen, der- 
felben benöthigen und bei öffentlichen 
Stellen oder Anftalten etwas anfuchen, 
z. B. Aufnahme ind Kranken - Findel- 
haus u. dgl. Bei Erlangung einer hie- 
figen Armen » Pfründe ift ein foldes 
Zeugnig nicht nöthig, da der Abho- 
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rungsbogen es hinlänglich erfegt. In dem 
Armuths-Zeugniffe foll der Zwed 
des Zeugniffes ausdrüdlid an- 
geführt werden. (N. 5. Rage. D. 
vom 23. Oct. 1805.) 


Zeugniffe. Es hat fi der Fall er- 
eignet, daß die Bezirksärzte in ihren 
ausgeftellten Zeugniffen das Alter der 
Kinder um einige Jahre jünger, als fie 
wirflih find, angegeben haben; diefes 
mag wohl daher rühren, weil fie viel: 
leiht den Eltern, welche hiemit Aus— 
bilfen zu erfchleihen ſuchen, zu viel 
Glauben beimeffen. Da aber bei Ent: 
fheidungen über Aushilisgefuhe auf 
die Ärztlihen Zeugniſſe die vorzüg: 
lichſte Rüdfiht genommen wird, fo ift 
es feine gleichgiltige Sache, wenn in 
denfelben Data enthalten find, die vol- 
lends feine Richtigkeit haben. Die Po— 
lizei-Oberdirection hat demnach fämmt- 
lihe Bezirksärzte anzumeifen, daf die: 
felben in Zukunft derlei Zeugniffe mit 
aller Genauigkeit und Gewiffenhaftig: 
feit, und nur nad) ihrer eigenen Beur: 
tbeilung ausftellen, fomit die Angaben 
der Parteien nur damal beftätigen foll« 
ten, wenn fie fih ſelbſt vollfommen 
überzeugt haben. (Deer. der ?. f. Wohl: 
thätigfeitd-Hofcommiffion v. 21. Zuli 
1808.) 


— — ämtlihe. Bei Ertheilung der- 
felben über einzelne gute Handlungen, 
die bekanntlich nicht immer für untrüg« 
lihe Beweife der Moralität ihres Ur- 
hebers gelten können, ift ſtets auch auf 
den fonftigen Lebenswandel und die 
Würdigkeit des betreffenden Indivi— 
duums überhaupt dergeftalt Rückſicht 
zu nehmen, daß dadurch weder Se. 
Majeftät noch die Staatsverwaltung 
überhaupt irre geführt werde, Beloh— 
nungen folden Individuen zu erthei— 
len, welde diefelben wegen ihres Be: 
tragend und ihrer Moralität nicht ver- 
dienen. (Hflzl. Deer. vom 25. Mär; 
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1813. Krop. Geſ. Franz. 33. Band. 
©. 130.) 

Zeugniffe der Amtsvorfteher. Se. 
Majeftät wollen die bereits beftehende, 
aber durch die Zeit in Bergeffenheit 
gerathene VBorfchrift, nach welder den 
Vorftehern die Ausftellung der Zeug- 
niffe über die Berwendung und Kennt: 
nifje eines ihrer Untergebenen unter 
fagt ift, hiemit erneuert haben; zumal 
es ohnehin in der Pflicht der Vorſte— 
ber liegt, bei Beförderungen die Fä- 
bigkeiten, Verwendung und Moralität 
der Competenten in den an die höhe 
ven Behörden abzugebenden Compe— 
tenten » Tabellen nah Wahrheit und 
Gewiffen zu würdigen. (Hfkzl. Deer. 
vom 14. April 1814, an fämmtliche 
Länderft. Krop. Gef. Franz. 34. Bd. 
©. 135.) 

— — Unterm 12. Suni 1801 
wurde wegen Ausftellung verläßlicher 
Arbeitdzeugniffe eine Kundmachung 
erlaffen und mit Rggs. Decr. vom 19. 
April 1803 wurde verordnet, daß die 
Meifter und Handwerfsvorfteher feine 
wahrheitswidrigen Zeugniffe ausftellen 
oder unwahrhafte Aeußerungen von 
fi geben, widrigens fie als des Tru— 
ges ſchuldig behandelt würden. Bei 
verfhiedenen Gelegenheiten wurde dem: 
ungeachtet mit Mißfallen bemerkt, daß 
Meifter und Befugte den bei ihnen in 
Arbeit geftandenen Gefellen oftmals 
Arbeitdzeugniffe ausftellen, in welchen 
entweder die Zeit, die der Geſell wirk— 
ih bei ihnen in Arbeit erſtreckt hat, 
nicht verläßlih angegeben oder aber 
gar feine Zeit ausgedrückt ift, und bei 
Innungen, wo Gefellen-Brotocolle be: 
fiehen, auch wohl nur eine Berufung 
auf das Gefellen » Brotocoll geſchieht. 
Sämmtlihen Innungen Wiens wurde 
daher jene wegen Ausftellung der Ge: 
fellen-Zeugniffe erlaſſene Kundmachung 
neuerlich und zwar mit dem nachdrück— 
lichen Bedeuten in Erinnerung ge— 
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bracht, daß jeder Meifter und Befugte 
bei Ausftellung eines Gefellen : Zeug- 
niffed jederzeit und zwar unfehlbar, 
fowohl den Tag des Eintritted in die 
Arbeit, ale des Austrittes aus derfel- 
ben mit gewiffenhafter Beifügung der 
Aufführung des Gefellen genau aner- 
fennen und fih fünftig von aller Be- 
rufung auf das Gefellen-Protocoll ent: 
halten fol. Jeder Meifter und Be- 
fugte, welcher ungeachtet diefer wieder: 
holten ernftlihen Ermahnung und An- 
ordnung, noch fernerhin einem Gefel- 
len ein unbeftimmtes und nicht in der 
eben vorgefchriebenen Art abgefaßtes 
Zeugniß ausftellt, foll im Entdeckungs— 
falle mit aller Strenge geftraft werden. 
(N. 5. Rggs. Bdg. vom 14. Mär; 
1816.) 

Zeugniffe. Als noch immer wahr: 
genommen wurde, daß bei Ausftellung 
der Zeugniffe über die Verdienftlichkeit 
der Individuen, welde um Gewerbd- 
befugniffe anfuchen, immer häufige Un: 
füge getrieben werden, fo wurde anbe- 
fohlen, jederzeit darauf zu ſehen, ob 
die producirten Zeugniffe nicht unriche 
tig feien, bei dem mindeften Zweifel, 
welcher bei der Einfiht fi) darbietet, 
unter eigener ftrenger Berantwortung, 
die genauefte und erfhöpfende Unter: 
fuhung darüber einzuleiten und gegen 
diejenigen, die ſich unrihtiger Angaben 
oder der Berfälfhung fhuldig machen, 
fogleich und mit eremplarifher Strenge, 
den beftehenden Gefeßen gemäß, Amt 
zu handeln. (N. 5. Rggs. Vdg. vom 
4. Jän. 1818. Barth. 9. u. ©. Gef. 
2. Bd. ©. 60—62.) 

— — bei, über die Dürftigfeit oder 
fonftige Berhältniffe derjenigen, die 
um Herabfeßung oder Nachſicht der Er- 
werb-Glaffen: oder Perfonalfteuer ein: 
fommen, ſollen ſich die Bezirks-Direc— 
tionen, Grundgerichte, Pfarrer nicht 
begnügen, lediglich das Zeugniß der 
Hausinhaber zu vidiren oder die Echt— 
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heit der Unterfchrift des Zeugnißaud: 
ftellers zu beftätigen, fondern fie haben 
entweder ausdrücklich den ganzen In— 
halt des Zeugniſſes zu beſtätigen oder 
die Umſtände anzuführen, die fie als 
wahr beſtätigen; wenn ſie mit gutem 
Gewiſſen ſolche Beftätigungen nicht er— 
theilen können, ſolches anzumerken. 
(N. ö. Rggs. D. vom 20. Juni 1823 
3. 21252.) 

Zeugniffe an Parteien über ihre 
Moralität audzuftellen, ift den Pos 
lizei- Behörden unterfagt. (Pol. Hofft. 
Vdg. v. 2. Mai 1824.) 

— — Da man wahrgenommen, 
dag nit von allen Amtsvorftehern 


und Beamten das durch Hofkanzlei— 


Decret vom 14. April 1814 ſämmtl. 
Länderftellen befannt gemachte Verbot 
wegen Austellung von Dienftzeugniffen 
an ihre Untergebenen genau beobachtet 
werde, fieht man ſich veranlaßt, dieſe 
Borfhrift, gleich wie ſolche rückſichtlich 
der Eaffe - Beamten mit Verordnung 
vom 9. Dec. 1813 erneuert worden 
if, der Landesftelle wiederholt und mit 
dem Beifage in Erinnerung zu brin- 
gen, daß die Ausfertigung der Zeug: 
niffe über die Berwendung und Kennt: 
niffe der untergeordneten Beamten um 
fo weniger ferner noch Statt finden 
dürfe, als es den Behörden ohnehin 
unbenommen ift, fi in nöthigen Fäl- 
len von den Eigenfhaften der betref: 
fenden Individuen die Gewißheit auf 
dem Wege der ämtlichen Correfpon- 
denz von den einfhlägigen Behörden 
unmittelbar zu verfchaffen, in deren 
Pflicht e8 auch liegt, bei vorkommen— 
den Beförderungen die Fähigkeiten, 
Kenntniffe, Berwendung und Moralität 


der Competenten in der an die höhe: 


ren Behörden abzugebenden Competen— 
ten-Tabelle nad ftrenger Wahrheit mit 
unparteiliher Gewiffenhaftigkeit zu 
fhildern. Diefe erneuerte Vorfchrift ift 
bei ftrenger Berantwortung fih genau 
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gegenwärtig zu halten, und find die 
Geſuche folder Beamten, welde ſich 
um Dienftzjeugniffe bewerben, unbe: 
dingt zurückzuweiſen. (Hffmr. Decr. v. 
7. März 1824 an ſämmtl. Gameral- 
u. Gefälläbehörden. Krop. Gef. Franz. 
49. Bd. ©. 287.) 

Zeugniſſe. Die Polizeihofftelle hat 
in Erledigung des Commiffiond » Pro» 
tocolld vom 24. März d. I. verordnet: 
Die Bezirks » Directionen feien zur 
Ausftellung von Armuthszeug— 
niffen nicht berechtiget, es ftehe ihnen 
nur zu, die von den Pfarrern audge- 
fertigten Dürftigfeitszeugniffe zu beftä- 
tigen. Welches den Bezirks -Directio- 
nen mit dem Bedeuten eröffnet wurde, bei 


der Beftätigung von Armuthszeugniſ- 


fen, da von denfelben fo leiht Miß— 
brauch gemacht werden fann, wenn fie 
in den Händen von Privatperfonen be— 
laffen werden, mit aller Umficht vor: 
zugehen, und felbft die ihr zur Beftä- 
tigung vorgelegten pfarrlihen Atmuths— 
zjeugniffe den Zwed ihrer Ausftellung, 
wenn er in derfelben nicht enthalten 
it, bei der Bidirung einzufchalten. 
(Pol. Ob. Dir. Eire. vom 26. Mai 
1824. 3. 1740/2374.) 

— — Die Armuthezeugniffe zur 
Erwirkung der Tar- und Stempel-Bor- 
merkung in den NRechtöftreitigkeiten ars 
mer Parteien müffen in den Haupt» 
und größeren Städten von dem Eigen: 
thümer des Haufes, worin die arme 
Partei wohnt, oder von deffen Stell: 
vertreter audgefertigt, von dem Pfar: 
rer, dem Magiftrate oder Grundge- 
richte, und wo fih eine landesfürft- 
lihe Polizei - Behörde befindet, aud 
von diefer beftätigt, und darin nicht 
nur die Mittellofigkeit der Partei, fons 
dern auch die Erwerbsunfähigkeit der 
felben nachgewiefen werden. (Hfkmr. 
Decr. vom 5. Juni 1826, an das illir. 
Land. Gub., fundg. am 24. Juni 1826. 
Krop. ©. S. 52. Bd. Nr. 130.) 
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Zeugniffe. Die von dem Pfarrer 
und der Obrigkeit ausgeftellten Zeug— 
niffe behufs der Uebernahme von Find⸗ 
lingen auf dem Lande in die Verpfle- 
gung haben die Eigenjchaft öffentlicher 
Urkunden. (U. h. Entſchl. vom 9. Jän. 
1727. Hfkzl. D. v. 24. Febr. 1827 
3. 3262, an alle LRänderftellen mit 
Ausnahme von Mailand, Venedig und 
Dalmatien, kundg. in Steiermark am 
7. 3. 5090, in R. Defterr. am 12. 3. 
12246, in Tirol am 13. Mär; 1827 
3.4479. Pol. ©. ©. 55.3. Nr. 22.) 

— — Die in Staatsdienften be- 
findlihen Aerzte, welche zur Ausftel- 
[ung von Zeugniffen über die phyſiſche 
Beihaffenheit von Bittftelern, welche 
um PBenfionen, Belaffung von Erjie- 
bungsbeiträgen, Gnadengaben ꝛc. eins 
[hreiten, haben für die Wahrhaftigkeit 
ihrer Angaben oder Zeugniffe zu haf— 
ten. (Hffmr. Deecr. v. 30. Mär; 1827 
3.12932. Hfkzl. D. v. 17. Mai 1827 
3. 10597 in Folge einer a.b. Entſchl., 
an fämmtl. Länderft. mit Ausnahme 
von Mailand, Venedig u. Dalmatien, 
fundg. in Galizien am 8. Juni 1827. 
Bol. ©. ©. 55. Bd. Nr. 61, n. 6. 
Rggs. Vdg. vom 8. Mai 1827 3. 
23486.) 

— — ärztlihe. Allen Aerzten und 
Wundärzten wurde die genauefte Wahr- 
baftigkeit bei der Austellung von Zeug: 
niffen aufgetragen und zugleich ange: 
ordnet: daß jedes ärztliche oder wund- 
ärztlihe, zu politifhen Zweden dies 
nende Zeugniß entweder unmittelbar 
von dem betreffenden k. k. Kreisarzte, 
Bezirksarzte oder Kreiswundarzte aud- 
geftellt oder doch wenigftend von dem 
felben nad früher gefhöpfter Ueber: 
jeugung unter perfönliher Dafürhaf- 
tung ausführlich beftätiget fein müfle, 
und daß in Zukunft ärztliche oder 
wundärztlihe Zeugniffe, bei welchen 
die erwähnten Bedingungen mangeln, 
als ungenügend und unbraudbar bei 
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feiner bierländigen politifchen Behörde 
zur Grundlage einer Amtshandlung ges 
eignet find. (Rundm. der ob d. ennſ. 
Landesreg. v. 25. Juli 1828. Krop. 
G. ©. 54. Bd. Nr. 136.) 

Zeugniffe. Die Wohlftands- und 
Sittlihkeitd-Zeugniffe zur Ueberkom— 
mung von Findlingen find von der 
Drtsobrigfeit andzufertigen und dann 
erft von dem Pfarrer mitzufertigen, 
dem es jedoch vorbehalten bleibt, wenn 
er gegen den Inhalt eines ſolchen von 
der Obrigkeit ausgefertigten Zeugniffes 
etwas zu erinnern hätte, feine diesfäl- 
ligen Bedenken dem Zeugniffe beizu— 
fügen, wo dann im Falle, als die 
Herrfchaft die Gründe der vorgebrach— 
ten Bedenken nicht als hinreiheud er- 
fennen follte, das Kreisamt ber die 
Zuläffigkeit zur Ueberfommung eines 
Findelfindes zu entfheiden bat. (N. ö. 
Rage. Bdg. v.1. Apr. 1830 3. 15292, 
n. d. Prov. ©. ©. 12. Th. Ar. 101.) 

— — 68 hat fi bei der Einfidt 
der von den k. k. PBolizei-Bezirks«Di- 
rectionen beſtätigten Armuthszeug— 
niffe zum Behufe einer Erwerb: 
fteuer : Abfhreibung häufig ge 
zeigt, daß gedachte Directionen der be— 
reits? unterm 10. Nov 1828 3.61858 
(fiehe Armuthszeugniſſe) erlaffenen 
Meifung zuwider, erwähnte Armuthe- 
zeugniffe nur oberflählich im Allgemei- 
nen beftätigen, ohne deren Inhalt und 
die gänzliche Berarmung der Beftener- 
ten darin ausdrüdlich zu bezeugen. 

Da nun aber die Regierung in Ge- 
mäßheit a. h. Entſchl. vom 29. Dec. 
1829 und des Hoflanzlei- Decretes v. 
2. März 1830 Nahfihten an der Er- 
werbfteuer nur dann ertbeilen darf, 

a) wenn der erſte Grad der Execu— 
tion zur Einbringung der Rüditände 
wirflih in Anwendung gebradt, und 
wegen Unvermögenheit des Eontribuen- 
ten obne Erfolg geblieben ift, und 

b) wenn zugleich legale Beweife über 

Zalkisty, Hanth, d. Pol, Geſ. UL 
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diefe Unvermögenbeit und das Unver- 
fhulden des Eontribuenten an derfel- 
ben vorliegen, fo hat die k. k. Polizei- 
Dber-Direction den ihr unterftehenden 
Bezirks» Directionen zu bedeuten, er: 
wähnte Armuthszeugniffenur dann zum 
Behufe einer Erwerbfteuer-Nahficht zu 
beftätigen, wenn in den, von den Haus: 
eigenthümern ausgeftellten und von 
den Armenvatern, Bfarrern und Grund- 
rihtern und zwar von jedem mit au & 
drüdliher Beftätigung deram 
geführten Thatſachen, vidirten 
Armutbhezeugniffen, die Bermögend- 
Berhältniffe des Gontribuenten über: 
haupt, die ihm zuftehende Sorge für 
eine zahlreihe Kamilie, feine etwaige 
Berfhuldung, befondere Unglücksfälle, 
die ihn betroffen haben, und feine Le- 
bensweife in hauswirthſchaftlicher Be- 
ziehung umſtändlich dargeftellt und an— 
erkannt, auch alle dieſe Verhältniſſe 
und Umſtände von den Bolizei-Bezirfs- 
Directionen näher und mit Berläß- 
lichkeit vollflommen erhoben worden 
find; im Nichtbewährungsfall aber diefe 
Beftätigung ſchlechterdings zu verwei- 
gern. Im alle der volllommenen Be: 
ftätigung dieſet gänzlihen Verar— 
mung, nit Dürftigkeit, da fie nicht 
genügt, haben aber die betreffenden 
k. k. Polizei: Bezirks » Directionen je: 
desmal ausdrüdlich zu bezeugen: 

a) daß fie erwähnte Verhältniſſe und 
Thatfachen felbft unterfuht und ge 
prüft haben; 

b) daß gegen den Eontribuenten be» 
reits der erfte Grad der Erecution zur 
Einbringung des Rüdftandes wirklich 
in Anwendung gebracht, jedoch wegen 
Unvermögenheit des Gontribuenten 
ohne Erfolg geblieben fei, endlich 

c) daß fie die gänzlihe Unvermö- 
genheit und das Unverſchulden des 
Gontribuenten an derfelben für voll 
fommen erwiefen erflären müffen. 

Jede Auslaffung eines — drei 
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Buncte würde die Folge haben, daß 
dem beigebradhten Zeugniffe fein Blau: 
ben beigemeffen und dasfelbe unberüd: 
figtigt gelaffen werden müßte. (M. ö. 
Rggés. Vdg. vom 5. Juni 1830 3. 
30408, an die f. k. Bol. Ob. Dir. Pr. 
®. ©. 12. Th. Nr. 180.) 

Beugniffe, das ärztliche, über den 
Krankpeitszuftand einer Partei oder 
eines Bittftellers ift von nun an nicht 
mehr blos mit Vidi oder coram me 
zu betätigen, fondern es ift von Seite 
der Öffentlihen Sanitäts « Beamten, 
Protomediler oder Sanitätsärzte nad 
vorgenommener ärztlicher Unterfuchung 
des Kranken jedesmal mit Beftimmt: 
heit auszudrüden, ob der Protomedi— 
fer oder der Kreidarzt den Inhalt des: 
felben richtig finde oder nicht; in wel: 
chem lepteren Falle das bdifferirende 
Urtheil, wenn auch nur ganz kurz, doch 
gehörig zu begründen ift. Krankheits— 
zeugniffe abwefender Berfonen, welche 
von dem öffentlihen Sanitäts: Beam: 
ten nicht perſönlich unterfucdht werden 
fönnen, find gar nicht zu beflätigen, 
(Hftzl. Decr. vom 29. Juli 1830 3. 
17284, an fänmtl. Länderft. Vdg. der 
n. 5. R. v. 13. Aug. 1830 3. 43727. 
Bol. ©. ©. 58. Bd. Rr. 83.) 

— — ärztliche. Bei der ärztlichen 
Superarbitrirung ift feinem unzeitigen 
Mitleide oder andern Rüdfihten Raum 
zu geben, fondern es find die Zeug- 
niffe über den Gefundheitszuftand der 
mit einem Gnadengehalte oder einer 
PVenfion zu beiheilenden Individuen 
mit ftrenger Gewiffenhaftigkeit auszu- 
fielen. (A. h. Cabinetsfhreiben vom 
14. Rai 1834. Hfkzl. D. v. 24. Juli 
1834, an ſämmtl. Länderft. Decr. der 
n. ö. Reg. vom 20. Aug. 1834. Pol. 
®. S. 62. Bd. Nr. 86.) 

— — Es kommen bei verfchiedenen 
Befugniß = Gefuhen Häufig Ärztliche 
und wundärztliche Zeugniffe ohne alle 
Beglaubigung vor, welhe von ganz 
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unbefannten Aerzten und Wundarzten 
ausgeftellt find und dennoch, infofern 
dadurd die körperliche Gebrechlichkeit 
der Bittfteller dargethan werden will, 
zur Grundlage der Entfcheidung die: 
nen follen. Der Magiftrat hat daher 
die Gefuchfteller, welche folde mangel- 
bafte Zeugniffe beibringen, anzuweifen, 
daß fie diefelben ſowohl hinſichtlich 
ihres Inhaltes ald aud in Betreff der 
Echtheit ihrer Fertigung von einem 
öffentlih angeftellten Sanitäte » Indi- 
viduum gehörig beftätigen laffen. (Vdg. 
der n. 6. Reg. vom 15. Dec. 1836 
3. 72306. Brov. ©. ©. 18. Band. 
Nr. 301.) 

Zeugniffe. Zur Hintanhaltung der 
möglihen VBerfälfhung der zum Be: 
hufe der Freifprehung erforderlichen 
Beugniffe über den Befud des 
Wiederholungs » Unterrichteé 
und der Chriftenlehre, findet man 
fi veranlaßt, folgende Borfihtsmap: 
regeln feftzuftellen: 

1. Ueber die Berpflihtung zur Ab: 
haltung und Beimohnung der Wieder: 
bolungsfchulen und der Ehriftenlehre 
ftellt der $. 311 der politifhen Ber: 
faffung der deutfchen Volksſchulen und 
die demfelben angehängten Berfügun: 
gen die nöthigen Normen feft, daber 
fih nad felben ferner zu benehmen ift. 

2. Das Zeugniß über den genoffe- 
nen Wiederholungs-Unterricht und den 
Befuh der Chriftenlehre ift nad dem 
angefhloffenen Kormulare anzufertigen 
und es ift fich hierbei an die im $.311 
der politifhen Schulverfaffung ent: 
baltene Vorſchrift, gemäß welcher das 
diesfällige gemeinfame Zeugniß von 
dem Drtöfeelforger und Schultehrer zu 
unterfertigen und unentgeltli zu ver: 
abfolgen ift, zu halten. 

3. Der Lehrherr hat immer ſchrift— 
lih dem Drtsfeelforger die Anzeige 
über die zu erfolgende Freifprechung 
feines Lehrjungens zu machen, 
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4. Der Pfarrer (Drtsfeelforger, 
wenn er nicht ohnehin Katechet if) hat 
das Chriftenlehr- und Wiederholungs— 
Unterrichts = Zengniß mit zu unterferti: 
gen und das Pfarrfiegel beizudrücden, 
jedoch ſteht dem Drtsfeelforger frei, 
bei Ausftellung der fraglichen Zeug: 
niffe entweder gedrudte Blanquete zu 
gebrauchen oder die Zeugnifle felbft zu 
fohreiben. 

5. Diefe Zeugniß-Blanguete Dürfen 
nur bei den eigentlichen Normal⸗Schul— 
bücher-Berlegern verkauft werden. 

Endlich genießen 

6. Diefe Zeugniffe nah 8.81 3.11 
des neuen Stempel: und Targefehes 
die Stempelfteiheit. (Stud. Hofe. Dec. 
vom 12. Mär; 1842 3. 1279, an 
fammtl. Länderft., mit Ausnahme von 
Mailand, Venedig u. Dalmatien. Vdg. 
der m. 6. Reg. v. 13. Apr. 1842 3. 
21269. Bol. G. ©. 70. Bd. Nr. 37.) 
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Daß der Lehrling (Tauf- und Zus 
name) in der Lchre bei Dem Her 
(Name und Gewerbe) wohnhaft in... 
den Wiederholungsd: Unterricht von... 
18..bi8.... 18 .. beſucht, einen 
. ... Fortgang gemacht, der Chriſten— 
lehte von....18..bis.... 18.. 
beigewohnt und bei der vorgenomme— 
nen Prüfung... . Bertgang gemacht, 
und ſich im fittlicher Hinſicht . . . . bes 
tragen hat, wird demſelben zu dem 
Ende bezengt, daß er freigeſptochen 
werden könne. 

Ort und Datum 
8.5) MN 

Pfarrer. 


MN. 
Kirchenkatechet. 
N. N. 
Schullehrer. 
S. Chriſtenlehre, Fabrikskinder, 

Wiederholungsfchule. 

Zengniffe. Es hat fi der Fall er 
eignet, daß cine Bezirks: Direction ein 
falfhlih ausgeſtelltee Wohnungs: 
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zeugniß behufs der Vereheli— 
hung ämtlich beftätigt bat, welches 
zur Folge hatte, daß die hierüber abge: 
ſchloſſene Ehe auf die Grundlage der 
diesfülligen Erhebungen gemäß $. 75 
des a. 6. ©. B. wegen Mangels der 
feierlichen Erklärung der Einwilligung 
vor dem ordentlihen Seelforger eines 
der Brautleute als ungiltig erklärt 
worden ift. Die Bezirke-Directionen 
werden aus dieſem Anlaffe angemiefen, 
bei Beftätigung von diefen Zeugniffen 
um jo mehr mit aller Vorſicht und erft 
nach ſich verfhaffter voller Ueberzeus - 
gung vorzugehen, als die hieraus ent: 
fpringenden Folgen, infofern ein fol- 
ches Zeugniß unrihtig ausgeftellt und 
beflätigt wird, von großer Wichtigkeit 
find, Daher genügt es nicht, fich hiebei 
lediglich auf Die Anzeige-Protocolle zu 
verlaffen, fondern bei nur etwas zwei« 
felhaften oder bedenklihen Fällen find 
die in einem ſolchen Zeugniffe enthal: 
tenen Daten aud im andern verläß- 
lichen Wegen genau zu conftatiren. 
(Eire. der Ef. E. Bol. Ob. Dir. vom 
26. Sept. 1842 3. 7974/1420.) 
Zeugniffe. Die k. k. Bezirkshaupt—⸗ 
mannſchaften haben die von ihnen vers 
langten Bermögend: Zeugniffe 
nad genommener Rückſprache mit der 
betriffenden, das adelige Richteramt 
und die Grundbuhsführung beforgen- 
den Gerichtöbehörde, in deren Bereich 
der Bittfteller gehört, dann nah Ein« 
vernehmung des betreffenden Seelfor- 
gers ald Mitvorftanded des Armens 
Inftituts; die Siitenzengniffe 
aber nach gepflogener Rüdfpradhe mit 
der, die Straf: PBrotocolle führenden 
und die Straf-Ertracte aus denfelben 
liefernden Strafbehörde, welder der 
Zeugnigwerber unterfteht, dann nah 
Einvernehmung des Gemeindevorfte- 
hers und Drtsfeelforgers auszuferti— 
gen. (Vdg. der böhm. Statth. vom 
30. März; 1850. Böhm. L. — Nr. b69.) 
4 * 
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Zengniffe. Einfhärfung der gewif: 
fenhafteften Ausftellung der Armuthe- 
zeugniffe zur Erlangung der Tar- und 
Stempel: Bormerkung in PBroceffen, f. 
Armuthszengniffe. 

— — der Nerzte für f. f. Beamte, 
f. ärztliche Zeugniffe. 

— — von den Polizei = Bezirke: 
ärzten in Militär » Entlaffungsangeles 
genheiten ausgeftellte, fiehe ärztliche 
Zengniffe. 

— — ärztlihe, über Verletzungen 
und Berwundungen, ſ. Befundfcheine, 
Wundberichte. 

— — über die Verwendung unter 
geordneter Beamten dürfen nicht aus: 
gefertigt werden, ſ. Dienftzengniffe. 

— — über den Wohlftand der 
Pflegeparteien der Findlinge, f. Find: 
linge. 

— — Die Ausftellung der Zeug: 
niffe zur Erlangung eined Findlings 
in die Pflege wird in Wien an die Bo- 
lizei-Dber-Direction übertragen, fiehe 
Bindlinge. 

— — zur Aufnahme in das Ge- 
bärhaus, ſ. Gebäranftalt. 

— — für die vom Lande in das 
Krankenhaus fi begebenden Parteien, 
f. Kranfenhans. 

— — für Arme zum Behufe der 
Armenbetheilung, ſ. Polizei-⸗Bezirks— 
ärzte, Inftruction $. 26; Polizei: 
Bezirks = Wundärzte, Inftruction 
8. 24. 

— — für Dienftboten, Gefellen, 
Lehrjungen, Taglöhner, f. Stämpel. 

— — die von einer Behörde zu 
einem ämtlichen Gebrauche gefordert 
werden, |. Stämpel. 

— — über Aufenthalt und Woh— 
nung, ſ. Stämpel. 

— — zur Aufnahme von Findlin- 
gen in die Pflege,‘ f. Stämpel. 

— — über Armutb find ftempelfret, 
f. Stämpel. 

— — fiche Armuths-HZeugniſſe, 
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ärztliche Befunde, ärztliche Gut— 
achten, ärztliche Zeugniffe, Bä— 
der, Findlinge, Impf: Zeugniffe, 
Stadtarmenärzte, Stämpel, Wan: 
derbücher. 

Biegel. Das Map der Ziegel wird 
dahin feftgefeßt, daß bei den ordinä- 
ven Mauerziegeln die Länge in 11, die 
Breite in 5'/, und die Dide in 2'/, 
Zoll, bei den Gewölbziegeln die Länge 
in 9, die Breite in 6 und die Dide in 
2'/, Zoll, bei den Pflafterziegeln die 
Länge in 10, die Breite in 6 und die 
Die in 1'/, Zoll, endlih bei den 
Dachziegeln die Länge in 17, die 
Breite in 7 und die Die in '/, Zoll 
zu beftehen hat. (MR. 6. Rggs. Eirc. v. 
1. April 1803.) 

— — Ale Ziegelerzeuger werden 
nachdrücklichſt von jeder Bevortheilung 
des Bublicums durch Mangel an der 
vorgefchriebenen Maßgiltigkeit oder 
Eigenſchaft diefer Waare (in Hinfidt 
welcher die Ziegel jederzeit in quier 
brauchbarer Eigenfhaft erzeugt, zu 
dem Ende die in dem Lehme befind: 
lihen noch fleinen Steine vor Berfer: 
tigung der Ziegel forgjamft ausgewor— 
fen, Ddiefe wohl abgearbeitet und ge: 
nug ausgebrannt jeinmüffen) gewarnt; 
indem der erſte Fall nebft der jedes: 
maligen Confiscation des betreffenden 
Quantums, mit dem Erlage des Ver— 
faufspreifes, der zweite Wall mit dem 
Doppelten beftraft, der dritte Weber: 
tretungsfall aber, nad der Vorſchrift 
des 8. 226 St. ©. II. Th. mit Berluft 
des Befugniffes belegt if. Sämmtliche 
Bau: und Maurermeifter find insbe— 
fondere verpfligtet, alle ihnen vorkom— 
menden Gebrechen bei den Behörden 
anzuzeigen, diefe aber angewiefen, auf 
die Beobachtung des Geſetzes genaue: 
tens zu wachen und im vorkommen: 
den Falle ſtrenge darnach ihr Amt zu 
handeln. (Hfkzl. D. v. 16. Mai 1804 
3. 7654, Pol. ©. S. 5. 1804.) 
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Ziegel. Auf die vorgefchriebene 
Qualität derjelben, fo wie auf die übri- 
gen Baumaterialien bat die Polizei 
bei ihrer Eontrolle über Bauführungen 
zu wachen. (Hfkzl. Deer. vom 28. Det. 
Rage. Deer. vom 11. Nov. 1824. 
Nr. 53836.) 

— — Ale diejenigen, die in der 
Provinz N. Defterreih Ziegel (Bad 
fteine) zum Berfaufe erzeugen, wurden 
verpflihtet, vom 1. Mai d. J. ange: 
fangen, ihre Ziegel mit den Anfangs- 
buchftaben ihres Tauf- und Geſchlechts— 
namens fennbar zu bezeichnen. Wenn 
hierdurch bei benachbarten Ziegelerzeu- 
gern eine gleiche Bezeichnung entftehen 
follte, haben diefelben noch ein befon- 
deres Unterſcheidungszeichen hinzuzu— 
fügen. Diejenigen, die nicht auf dieſe 
Weiſe bezeichnete Ziegel wirklich ver— 
kaufen, werden im erſten Uebertretungs— 
falle um den Betrug von 10 fl. C. M. 
geftraft, bei wiederholten Uebertretungs- 
fällen ift jederzeit der frühere Straf: 
betrag zu verdoppeln. Die eine Hälfte 
eines jeden foldhen Strafbetrages ge- 
bührt dem Anzeiger, die andere Hälfte 
hat dem Armenfonde der Gemeinde, in 
deren Bezirke die unbezeichneten Ziegel 
erzeugt worden find, zuzufallen. Die 
Amtshandlungen in diefer Beziehung 
ftehen den Ortsobrigkeiten in erfter 
Inftanz zu, von demen jedoch der Re- 
curs an die vorgefegten politifchen Be- 
hörden offen fleht. Die Ortsobrigkei— 
ten find nicht nur berechtiget, ſondern 
felbft verpflichtet, auch ohne gefchehene 
Anzeige von Amtéwegen gegen Die 
Uebertreter der gegenwärtigen Anord- 
nung vorzugehen, in welden Fällen 
die ganzen Gtrafbeträge in den Ar- 
menfond einzufließen haben. (M. ö. 
Naas. Circ. vom 19. Jan. 1825 3. 
2558. Prov. G. ©. 3. 1825.) 

— — Ueber die Erzeugung 
und die Eigenfhaften der Bau: 
jiegel murden nachſtehende Weiſun— 
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gen zur allgemeinen Nachachtung feft- 
gefeßt: 

1. Sammtlihe Ziegelhütteninhaber 
fowohl in den Städten ala auf dem 
Lande find genau zu verbalten, in Zur 
funft nur folgende drei Gattungen 
von Mauerziegeln zu erzeugen und 
jwar: 


a) Kortificationsziegel 12 Zoll lang, 
6 Zoll breit und 3 Zoll die im audge- 
brannten Zuftande, 

b) Gewöhnlihe Mauerziegel 11’, 
Zoll lang, 57, Zoll breit und 2°/, 3. 
die nad dem Brande. 

ec) Gewölbziegel 10 Zoll lang, 7 
Zoll breit und 2 Zoll did nad dem 
Brande. 

Mit diefen drei Gattungen von Zie- 
geln kann allen Bedürfniffen bei Bau- 
führungen fowohl in den Städten als 
auf dem Lande ohne Anftand entfpro- 
hen werden. 

Pflafterziegel können im verfchiede- 
ner Form erzeugt werden, weil fie fei- 
nen weſentlichen Einfluß auf die Fe- 
ftigfeit eined Baues nehmen; jedod 
müſſen diefelben mit dem Flächenmaße 
der gewöhnlichen Mauerziegel über- 
einftimmen und wenigſtens 2 Zoll did 
fein. 

Die Dachziegeln (Tafchen) müſſen 
14 Zoll lang. 7 Zoll breit und '/, 3. 
did nach dem Brande fein. 

Die Hohlziegeln, welche zur Einde- 
Aung der Grad und Firfte erfordert 
werden, müffen nad dent Brande 16 
Zoll lang, an dem obern Ende 11'/, 
Zoll und an dem untern Ende 9'/, 3. 
breit und /, Zoll die fein. 

Ziegeln zu Gefimfen,, zu Arditra- 
ven, Gordonen und Hohlfehlen, welche 
anftatt von behautem Stein von Zier 
gelmauerwerk hergeftellt werden, kön— 
nen auf Beftellungen der Bauunter- 
nehmer werfertigt werden, wobei fi) 
jeder Ziegelhütten » Inhaber mit dem 
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Beftellungsfheine im erforderlichen 
Falle jederzeit auszumeifen hat. 


2. Kür die Formen der Ziegeln läßt 
fih ein beftimmter allgemeiner Maß— 
ftab mit Zuwerficht nicht aufftellen und 
nur nach mehrfachen Proben wird jeder 
Ziegelhütten- Inhaber im Etande fein, 
eine Form zu verfertigen, mittelft wel- 
her er Ziegeln in dem oben vorgezeich- 
neten Maße wird liefern fönnen. 


3. Es können daher nur die and: 
gebrannten Ziegeln, nicht aber die Kor: 
men ein Object der Gontrofle ausma— 
hen. Die neuen Ziegelmodelle oder 
Formen find nicht nur mit einem eige— 
nen Merkmale und mit dem Anfangs- 
buchſtaben des Tauf: und Gefchledhtäna- 
mend des betreffenden Ziegelhütten- 
Inhabers oder Pächters zu bezeichnen, 
fondern auch mit Eifen gehörig zu be: 
ſchlagen und mit eifernen Gtreichern 
zu verfehen, nebftbei hat die betreffende 
Obrigkeit ein Mufter der vorgeſchrie— 
benen Ziegeln aufzubewahren und die 
Dezeihnung der Ziegelformen, welche 
von den in ihrem Bezirke befindlidyen 
Ziegelhütten gebraucht werden, vorzu- 
merken. Die Ziegelhütten find mit Zu: 
ziehbung von Bauverftändigen von Zeit 
zu Zeit einer firengen Unterfuchung zu 
unterziehen. Die Uebertretungen der 
gegenwärtigen Vorſchrift Haben die po- 
litifhen Behörden als Polizeivergehen 
in der Regel mit Geldftrafen von 5— 
20 fl. C. M. zu ahnden. Uebrigeng ift 
in dem Falle, wenn bei einer Baufüh- 
tung oder bei Gelegenheit der ober: 
wähnten Unterfuhung Ziegeln vorge: 
funden werden follten, welche das oben 
vorgezeichnete Map nit haben, die 
Borm, nad welder die unmaßhaltigen 
Ziegeln erzeugt wurden, fogleih zu 
gerflören und die Ziegelhütten - Inha- 
ber anzuweifen, nad den obigen An— 
deutungen eine entfprechendere Form 
zu verfertigen und zu gebrauchen. Im 
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zweiten Betretungsfalle ift wie oben 
vorzugehen, zugleih aber der betref- 
fende Ziegelhütten- Inhaber mit einer 
Geldftrafe von 10 fl. C. M. zu bele- 
gen, in wiederholten Betretungsfällen 
ift nebft dem obigen Vorgange die 
Geldftrafe zu verdoppeln. Sämmtliche 
Bauführer, dann Bau- und Maurer- 
meifter, welche die Leitung eines Baues 
übernommen haben, werben hiermit 
verpflichtet, von dem obigen Zeitpuncte 
an feine unmaßhältigen Ziegeln anzu— 
nehmen, fondern diefelben dem ketref- 
fenden Ziegelerzeuger zurückzuſtoßen, 
zugleich aber diefe vorſchriftewidrige 
Ziegelerzeugung der betreffenden Be— 
börde zur Amtsbandlung gegen den 
Uebertreter anzuzeigen. Die Nichtbe- 
folgung diefer Vorfhrift von Geite der 
Bauführer, dann Bau- und Maurer: 
meifter ift im erften Uebertretungsfalle 
mit einer Geldftrafe von 2—10fl.EM. 
zu abnden. 

Sämmtlihe Geldftrafen fallen dem 
Local-Armenfonde zu. Wenn aber aud 
die Ziegelgattungen das vorgefchrie- 
bene Maß enthalten, fo ift dadurch noch 
nicht alles erreicht, dieſelben müffen 
auch insbefondere von der bejten 
Qualität fein. Demzufolge find die 
Ziegelerzeuger zu verhalten, daß fie 
den Lehm von den etwa darin befind- 
lien fleineren Steinen reinigen, wohl 
abarbeiten und die alsdann aufgeform- 
ten Ziegeln gehörig austrodnen umd 
vollfonmen gut ausbrennen, ohne daß 
fie fih etwa beifallen laffen, die zu 
wenige Ausbrennung mit der Unmög- 
lichteit wegen des neu vorgefchriebenen 
Maßes zu entihuldigen. 

Gegen die Uebertreter der gegen— 
wärtigen Borfchrift hat das betreffende 
Wirthſchaftsamt oder der Magiftrat 
nad den inberührten Andeutungen Das 
Amt in erfter Inftanz zu handeln, nur 
in dem Falle, wenn eine derlei Ueber- 
tretung einer Obrigkeit felbft zur Laſt 
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fallen follte, hat das Kreisamt die 
Amtshandlung zu pflegen. Ueber alle 
im Kreife befindlichen Ziegelhütten hat 
dad Kreisamt behnfs deren Ueber: 
wahung eine genaue Bormerfung zu 
führen, und zugleih ein Verzeichniß 
derfelben, fo wie auch die fih jährlich 
ergebenden Beränderungen der k. k. 
Baudirection und der f.f. Staatsbuch— 
haltung mitzutheilen. Die gegenwär- 
tige Vorſchrift ift jedes Jahr im Mo: 
nate Januar zu republiciren. (Vdg. 
d. faif. königl. böhmischen Guberniums 
vom 11. Juli 1839 3. 25724. Prov. 
G. ©. für Böhmen 21. Bd. ©. 733.) 

Ziegel. Da die Erfahrung gelehrt 
bat, daß bei der Erzeugung der Ziegel 
ſowohl durch das ſchlechte Material, 
als auch durch die ſchlechte Bearbeitung 
desfelben vielfaher Schaden verurſacht 
werde, findet das Gubernium nadfol- 
gende Borfhriften zur genauen Dar- 
nachachtung feftzufegen und allgemein 
kundzumachen: 

1. Für die Größe der Ziegel wird 
im Allgemeinen ein beſtimmtes Maß 
vorgeſchrieben, wornach ein ungebrann⸗ 
ter Mauerziegel 11'/, W. Zoll lang, 
5%, ®. Zoll breit und 2'/, W. Zoll 
die, ein ausgebrannter Dachziegel 14 
W. Zoll lang, und 6 W. Zoll breit 
fein muß. Die in den füdlihen Lan— 
destheilen üblichen Hohlziegel müffen 
eine Länge von 18 W. Zoll haben. 
Dadurd wird die Berfertigung von 
Ziegeln mit andern Dimenfionen zum 
Pflaftern oder zu andern ardhitektomis 
fhen Zwecken nicht beeinträchtigt, fo: 
fern der Ziegelbrenner fi darüber zu 
feiner Rechtfertigung mit einem ſchrift 
lihen Gontraft des Bauherrn aus— 
weifen fann. 

2. Zur Berfertigung der Zieger darf 
nur ein guter und geeigneter Lehm 
verwendet, derfelbe muß gut verarbeitet, 
die nach der vorgefchriebenen Größe 
ausgefhlagenen Ziegel müſſen dann 
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gut ausgetrocknet und hinreichend aus— 
gehrannt werden, indem die Erzeugung 
diefes für den Bau wichtigen Materials 
nicht in der Erfparung bei Verfertigung 
ſchlechter, ſondern in dem vermehrten 
Abſatze guter Ziegel ihren Gewinn fu- 
hen follen. 

3. Die zum Ziegelfhlage benügten 
Modelle müffen den politifhenBehörden, 
bevor davon Gebrauch gemacht wird, 
und dann auf jedesmaliges Berlangen 
vorgezeigt werden, uud diefe werden an- 
gewiefen, die Unterfuhung derfelben 
von Zeit zu Zeit vorzunehmen, und 
firenge darauf zu fehen, ob fie das 
vorfchriftmäßige Maß haben, und ob 
fie mit dem eigenthümlihen Beiden 
des Ziegelerzeugers verfehen find, wel- 
ches in den Anfangsbuchſtaben des Na- 
mens desfelben zu beftehen hat, und 
zur leichteren Controlle der Ziegel ſelbſt 
dient. 

4. Auf die genaue Befolgung diefer 
Vorferiften haben die Behörden von 
Amtöwegen zu fehen, fo wie man aud 
den Baumeiftern und Bolirern es zur 
firengften Pflicht macht, bei den von 
ihnen geführten Bauten feine Ziegel, 
welche die oben bezeichneten Eigenfchaf- 
ten nicht haben, anzuwenden, fondern, 
foferne ſolche vorkommen, fogleich hie- 
von die Anzeige an die politifche Obrig- 
feit zu erftatten. 

5. Die politifhen Obrigkeiten wer- 
den angemwiefen, die Uebertreter diefer 
Vorſchriften im polizeilihen Wege un- 
nachſichtlich mit Geldftrafen zu belegen, 
deren Ausmaß fih nah der Größe des 
beabfihtigten Gewinnes des Ziegeler- 
zeugers und des verurfadhten Schadens 
für den Bauherrn zu richten hat, und 
in Wiederholungsfällen zu erhöhen ift. 

6. Die Verleihung der Ziegelbren- 
nereibefugniffe fteht nach der Beftim- 
mung ded Gubernialdecreted vom 20. 
März 1841, 3. 6488, den k. k. Kreid- 
ämtern im erfter Suftanz zu. (Rumdm. 
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des k. f. Land. Gub. für Tirol und 
Borarlberg v. 12. Juni 1847. Zeitſchr. 
f. öſtert. R. ©. C. 3. 1847, ©. 185.) 

Ziegel, j. Bauordnung f. Böhmen. 
$$. 14 und 53. 

Biegelbrenner. Die Arbeitsleute 
bei den Ziegelbrennern haben fi dem 
Dienftbotenpatente und der I4tägigen 
Auffündigung zu unterziehen, das Ab— 
und Zureden der Arbeiter ift ſchärfe— 
ſtens unterfagt, und find ordentliche 
Dienftzeugniffe einzuführen. (Hofbeſch. 
vom 14. December 1798, n. ö. Rage. 
Decr. vom 8. Jänner 1799. Barth. 
9. u. ©. Gef. 4. Band ©. 80.) 

Ziegelbreunerei. Jenem, dercinen 
guten und zum Biegelfchlagen durch— 
gehende tauglihen Grund in Borfchlag 
bringt, und wenn diefer Grund durch 
Werkverftäaudige von folder Beichaffen- 
beit zu fein anerfannt würde, foll die 
Befugniß, einen neuen Ziegelofen ber: 
zuftellen, mit gehöriger Borficht erthei- 
let werden. (Bat. vom 3. Juni 1773. 
$. 3.) 


Die Behörden haben 
nur nach vorläufiger Local-Unter- 
fuhung über die Brauchbarfeit des 
zum Ziegelbrennen beftimmten Erdrei- 
ches, mit Ruͤckſicht auf alle dabei ein- 
tretenden öffentlichen und Bolizei-Rüd- 
fihten, und mit Vorbehalt des Recur- 
ſes an die Landesſtelle zu entfcheiden. 
Ziegelbrennereien find nur auf öden 
Gründen, oder Biehweiden, und nur 
dann auf Eulturgründen, wenn im der 
Gegend Fein anderer, oder tauglicher 
Plaß aufgefunden werden kann, zu er 
richten. Sie find immer in einer foldhen 
Gutfernung von den Ortſchaften, oder 
auch von andern Gebäuden anzulegen, 
wo jede Feuerdgefahr vermieden wird. 
Den Unternehmern ift vorgefährieben, 
nur die zur Unterbringung der Arbeiter 
nöthigen Gebäude zu errichten, zu de: 
ren Abſchaffung nach vollendetem Zie- 
gelfchlage fie fih dur Revers verbind- 
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lid zu machen haben. Auch dürfen fie 
feinen Ausfhant bei der Ziegelbrenne- 
rei errichten. Zur Vermeidung aller 
Unglüdsfälle find die Gruben nie fenf- 
recht, fondern fhräg auszjugraben. (M. 
ö. Rggs. Vdg. v. 12. Juni 1504.) 
Biegelbrennerei. Nach dervon der 
Hofkanzlei unterm 3. Mai 1827 erlaffe- 
nen Bdg. ift die Geftattung von Ziegel» 
bränden, da nur zur Wahl des 
Standpumftes die obrigfeitlidhe 
Bewilligung erforderlich ift, fein Ge— 
werbs- fondernein Polizei-Gegen— 
ftand, worüber die Amtshandlung in 
2. Inſtanz den Kreisämtern zuftebt. 
(Bdg. d. n. ö.Rgg. v. 9. Jänner 1828 
3. 93. Prov. G. S. Bd. X. ©. 6. 
Ziegeldächer müffen im Jahre we- 
nigftens einmal, und zwar bei eintre- 
tender gelinderer Witterung, zur Ber: 
binderung des Herabfallens der Ziegel, 
beftiegen werden. Sollte fid bei einem 
Unglüdsfalle zeigen, daß Jemand dieſe 
Vorſchrift niht beobachtet hat, fo in 
der Uebertreter empfindlich zu ftrafen. 
(N. 5. Rggs. Vdg. vom 3. Februar 
1803. Krop. Gef. Franz. 17. Bd. 
©. 50.) 
— — Die Hausbeſitzer in der 
Stadt Brünn und deren PVorftädten 
werden verpflichtet, bei fonft zu gewär— 
tigender, nach Umfländen zu bemefjen- 
der empfindlicher Strafe, ihre Ziegel: 
dachungen öfter und wenigflend einmal 
im Jahre, namentlih zur Zeit der ein- 
tretenden gelinderen Witterung und nad 
heftigen Orkanen überfteigen zu laſſen, 
und diefelben fortwährend in gefahr: 
lofem Zuftande zu erhalten. (Eirc. des 
mäbr. Sub. v.9. Juli 1846 3. 28988. 
Prov. &. ©. für Mähren Nr. 68. 
Ziegeldeder. Bevor fie eine Ar- 
beit unternehmen, follen fie ſolches dem 
Polizei-Bezirksleiter anzeigen. (Bol. 
Drdg. für Wien am 2. März 1776. 
Krop. Gef. M. Thereſ. 8. Bd. ©. 
627.) 
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Biegeldeder. Als vorkam, daß ein 
Ziegeldecker, weldyer, ohne daß er fich der 
Borfhriit gemäß an einen Strid bin- 
den ließ, vom Dache fiel, wurde, um 
dergleichen Unglücdsfälle zu verhüten, 
der k. f. Polizei-Ober-Direction auf- 
getragen, den Bolizei-Bezirfs-Directio: 
nen zu bedeuten, darauf zu ſehen, daß 
die wegen Befteigung der Dächer beſte— 
bende Berordnung befolgt werde, und 
fein Ziegeldeder ohne die gewöhnlichen 
Vorſichten ein Dach oder einen Thurm 
befteige, da im Widrigen der Bezirks: 
Commiſſär zur Verantwortung gezogen 
würde. (N. 5. Rage. Vdg. vom 13. 
Sept. 1794.) 

— — leber eine Eröffnung der 
Polizei-Hofitelle, daß mehrere Unglücks⸗ 
fälle beweifen, daß den beſtehenden Ber: 
ordnungen, vermöge welcher die Ziegels 
deer und Handlanger, wenn fie die 
Dächer befteigen, mit einem Stride um— 
gürtet fein follen, nicht Folge geleiftet 
werde, wurde, da zur Vermeidung der- 
lei Unglücksfälle fein anderes Mittel 
überbleibt, als die Meifter für die Nach— 
läffigkeit und Unfolgfamkeit ihrer Ge— 
fellen und Taglöhner verantwortlid zu 
machen, den Ziegeldedermeiftern bedeu— 
tet, daß derjenige Meifter, deſſen Ge— 
felle oder Handlanger ohne Strid oder 
jogenannte Leine ein Dach befteigt, ohne 
Weiteres mit Polizeihausarreft abge: 
ftraft werden würde. (Bol. M. Auftr. 
vom 18, Juli 1799, n. ö. Rggs. Bdg. 
vom 30. Zuli 1799 3. 13934.) 

— — Die Ziegeldeder müffen auf 
den Gebäuden mit einem Etrie um 
den Leib verfehen, und mit demfelben 
an dem Hauptieile befeftiget fein, wis 
drigenfall® der Polier, der die Aufſicht 
führt, und nad Umftänden auch der 
Meifter beftraft wird. (M. ö. Rggs. 
Bdg. v. 8. Dctober 1803 3. 19132.) 

— — Auf die Beobachtung diefer 
Borfhrift ift frenge zu wachen. (N. ö. 
Rggs. Vdg. v. 28. Mai 18123.14527.) 
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Ziegeldeder. Die Unterlaſſung der 
Vorſicht für die Ziegeldeder, ſich bei 
ihren Arbeiten, wo ed nöthig und thunlich 
ift, eines Seiled zu bedienen, gehört 
unter die ſchweren Bolizeiübertretungen, 
und ift im Gefeße verpönt. Um ſich 
einer mehreren Wirkfamkeit zu verfichern, 
bedarf ed nur einer genauern Aufficht, 
fihere Beobachtung durd die dazu be- 
rufenen Bolizeibehörden und der ſchnel— 
len Anzeige des Entdedten, fowie der 
ſchnellen und ftrengen Beilrafung des— 
felben, während die Uebertretungen jeßt 
gewöhnlich erft nad erfolgten Unglüde- 
fällen zur Kenntniß der Behörden kom— 
men. Einige Beifviele jener Art dürf: 
ten hinreichend fein, von dem Ueber- 
mutbe, der der vorzüglichfte Grund die- 
fer Uebertretung zu fein fcheint, abzu- 
fhreden, und den Ziegeldedern meht 
Achtung für die Pflicht ihrer Selbit- 
erhaltung einzuflößen. Es hat daher 
bei den dießfalls beftehenden Vorſchrif— 
ten zu verbleiben. (Hfkzl. Bdg. v. 11. 
Nov. 1817 3. 32011, Vdg. der n. ö. 
Rgg. v. 29. Rov. 1817 3. 45473.) 

— — Da die in der Höhe mit Le— 
bensgefahr arbeitenden Gewerbsleute, 
worunter vorzüglid Maurer, Zimmer: 
leute, Schieferdeder, Spengler u. ſ. w. 
gehören, fi mit dem Spannfeile an— 
zubinden, öfter unterlaffen; fo werden 
die Kreisämter aufmerffam gemacht, 
daß diefe Unterlaffung mit Rückſicht 
auf den $. 183 des Str. ©. 11. Thl. 
eine ſchwere Polizeiübertretung be— 
gründe, und daß auch die Arbeitsgeber, 
welche auf die Befolgung diefer noth— 
wendigen Sicherheitsmaßregel micht 
dringen, ftraffällig werden. (Vdg. des 
mähr. Gub. vom 18. Det. 1821 2. 
26973. Prov. G. ©. fir Mähren, 
3. 1821. 

— — 1. Jeder Ziegeldedergefelle, 
Lehrjunge, Handlanger foll bei einer 
Daharbeit immer mit dem Sicherheite— 
gürtel, nach der neu angeordneten Art 
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verſehen fein, nach welcher der Gürtel 
aus einem flarfen Hanfgeftride mit 
zwei eifernen, zur rechten und linken 
Seite angebrachten Ringen, durch beide 
Ringe das Hanfgeftricde durchgezogen 
und mit felben feft verbunden ıft, dann 
aus einer eifernen gleichfalls noch be— 
feftigten Schnalle zum Schließen, zu 
beſtehen hat. 


2. Diefer neue Sicherheitsgürtel ift 
nie mehr blos an dem Anhängfeile an- 
zubeften, fondern das Spannfeil fol 
durch die beiden Ringe des Sicherheits- 
gürtel® durchgezogen, und erft alsdann 
um den Leib wohl befeftiget werden. 


3. Die Borfteher der bürgerlichen 
Ziegeldeder-Innung haben ihrem Er: 
bieten gemäß für die inner den Linien 
Wiens zu Arbeiten berechtigten Ziegel» 
dedermeifter die entſprechende Anzahl 
Muftergürtel verfertigen zu laffen und an 
die Mitmeifter zu vertheilen, wogegen 
diefe verpflichtet find, nicht nur den für 
den erhaltenen Muftergürtel ausgelegten 
Betrag den Vorftehern zu vergüten, 
fondern auch genau nah dem Mu— 
ftergürtel fih fo viele andere Sicher⸗ 
heitsgürtel, als fie für ihre Gefellen, 
Lehrjungen und Handlanger benöthi- 
gen, anzufchaffen, und das zur Dady- 
arbeit verwendete Berfonale jedesmal 
ausdrücklich anzumeifen, auf die ver 
ordnete Art den Sicherheitägürtel mit 
dem Spannfeile zu verbinden umd zu 
befeftigen, von defien Bollziehung fich 
jeder Biegeldedfermeifter durch öfteres 
Nachfehen zu überzeugen bat. 

4. Jede’ Unterlaffung der Verſiche⸗ 
rung mit den verbefferten neuen Si— 
cherheitsgürteln und dem Spannfeile 
auf die anbefohlene Art, wird nach dem 
Beifte des Rage. Decretes vom 29. 
November 1817 3. 45473, ale eine 
ſchwere Bolizei-Uebertretung gemäß den 
88. 89 u. 183 des 11. Thle.d, St. G. B. 
behandelt, und der Schuldtragende ber 
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ſtraft, insbeſondere aber auch derjenige 
Meiſter, welchem hierbei eine Nachläſ— 
ſigkeit zur Laſt fallt, zufolge Rage. 
Derrets v. 30. Juli 1799, 3. 13934, 
ohne weiteres mit Polizeihausarreſt be- 
legt werden. 

5. Zurgenauen obrigkeitlichen Ueber: 
wachung der Bollziehbung foll von allen 
Dachreparaturen in der inneren Stadt 
und in den Vorftädten der betreffende 
Ziegeldeckermeiſter bei fonftiger ange 
meijener Beftrafung immer vorläufig 
die ichriftliche Anzeige dem Unterfam- 
meramte erftatten, umd letzteres ald- 
dann felbft öfters unvermuthetes Nach⸗ 
fehen an Drt und Stelle pflegen. 

6. Gegenwärtige Magiftratsverord: 
nung ift ſämmtlichen Ziegeldecfermei- 
ftern von Seite der Innungsvorftcher 
bekannt zu machen, und vom Innunge- 
commiffär alljährlih bei der Weib- 
nadhte-Quartalverfammlung der Mei— 
fter und Gefellenfhaft laut vorzuleſen. 
(Bdg. des Wr. Magiftr. v. 27. Yänn, 
1831 3. 46367.) 

Biegeldeder. Anwendung der 
Sicherheitsgurte bei allen Ar» 
beitenaufDächern. Damehrere Un— 
glücksfälle bewiefen haben, daß die 
beftehende Berordnung, fraft welcher 
die auf Dächern arbeitenden Ziegel- 
decker⸗Geſellen und deren Hantlanger 
mit einem Sicherheitéſeile umgürtet 
fein follen, and auf andere auf den 
Dächern arbeitende Gewerbeleute in 
Anwendung zu bringen nothwendig if, 
findet fih die Regierung zur Bermei- 
dung fernererlinglücsfälle veranlaßt, die 
in diefer Beziehung für die Ziegeldeder 
beftehenden Berordnungen vom 30. 
Juli 1799 und vom 28. Mai 1812 
auch auf die Zimmerleute, Maurer, 
Kupferfhmiede, Spängler und Schloſ— 
fer, wenn fie felbft oder ihre Gefellen 
und Handlanger Dacharbeiten zu ver- 
richten haben, auszudehnen und anzu— 
ordnen, daß fi diefe eben fo, wie die 
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Ziegeldeckergeſellen und ihre Handlan— 
ger ſtets eines Sicherheitsgurtes zu ber 
dienen haben. 

Damit dieſe Verordnung aber auch 
befolgt werde, werden die betreffenden 
Meiſter dafür verantwortlich gemacht, 
und find bei Uebertretung derſelben 
dur ihre Gefellen oder deren Hand: 
langer mit dem, in den oben angezoge: 
nen Regierungs-Verordnungen v. 9. 
1799 u. 1812 audgefprochenen dreitägie 
gen Arrefte unnahfihtlih zu beſtrafen. 
Aber auch die diefem Berbote zumider: 
handelnden Gefellen und Handlanger 
fönnen nicht ungeftraft bleiben, fondern 
find von Fall zu Wall entweder ale 
fhwere Polizeiübertreter zu behandeln, 
oder wenn der Thatbeftand einer ſchwe— 
ren Polizeiübertretung nicht vorhanden 
ift, für diefe Uebertretung als ein Po- 
lizeivergehen mit Hinfiht anf die hie— 
bei eintretenden erfchwerenden oder 
mildernden Umftände einer arbiträren 
Strafe zu unterziehen. (Bdg. d. m. 6. 
Na. vom 5. Jänner 1837 3. 69592. 
Prov. G. ©. 19. Bd. Nr. 4.) Diefe 
Vorfihtsmaßregeln find auch allge» 
mein in den Städten des flachen 
Landes in Wirkſamkeit zu fe 
ken, in den Märkten unrd Dörfern aber 
nur auf jene dort befindlichen Gebäude 
anzuwenden, welhemit einem Stock— 
werke verfeben find, und die Dominien 
haben die Befolgung diefer Borfichte- 
maßregeln genau zum überwachen, and) 
die Dagegen handelnden Meifter, Ge- 
fellen oder Handlanger der verdienten 
Strafe unnahfihtlid zu unterziehen. 
(Vdg. der n. 6. Rg. vom 5. Jänner 
1837 3. 69592. 3. 1836. Prov. ©. 
©. 19. Bd. Nr. 5.) 

Biegeldeder. Zur Befeitigung von 
Unglüdsfällen durch unvorfichtigeBeftei- 
gung von Dächern erfheint es noth— 
wendig, daß alle Gewerbsleute, ale: 
Ziegeldeder, Maurer, Bimmerleute, 
Kupferfchmiede, Spängler, Schloffer ıc. 


667 


Siegelwägen. 


und ihre Handlanger, wenn diefelben 
auf Dachungen von höheren ala eben- 
erdigen Gebäuden Arbeiten zu verrich— 
ten haben, fih mit einem Gurte 
(Spannfeile) befeftigen, um ſich gegen 
das Herabflürzen zu fihern. Es iſt da- 
ber dieſe nothwendige Borfiht zur 
Pflicht zu machen, und die Bernadhläf: 
figung derfelben an den Schuldtragen: 
den nad dem St. ©., oder wenn der 
TIhatbeftand einer ſchweren Bolizeiüber- 
tretung nicht hervorgehen kann, als 
ein einfaches Polizei-Vergehen unnad- 
fihtlih zu ahnden. (Steierm. Gub. 
Vdg. vom 29. Dctober 1845. Prov. 
G. ©. für Steiermarf, 3. 1845. 
Nr. 100.) 

Biegelöfen. Die an die Wändeder 
Kalk: und Ziegelöfen unmittelbar an- 
gebauten Beobahtungefammern, worin 
ſich Menfhen aufhalten und ihre 
Schlafſtätten haben, find abzubrechen 
jene aber, wo zwifchen denfelben und 
der Wand des Dfens ein Raum ift, 
dur welchen die Luft frei durchftrei- 
hen kann, können ohne Bedenken fle- 
ben bleiben. (N.ö. Rage. Bdg. vom 15. 
April 1817. Barth. 9. und ©. Gef. 
5. Bd. 79. 

— — f. Biegelbrennerei. 

Ziegelwägen. Die k. k. Hofcanzlei 
hat über den Hofconcurs der Ziegel— 
ofen:Inhaber in der Umgebung von 
Wien, die Verfügung, nad welcher auf 
einem zweifpännigen nad Wien fahren- 
den Wagen nicht mehr ala 500 Stüd 
Mauer: oder 700 Stück Dad: Ziegel 
ald Marimum der Laſt geladen werden 
türfen. (Bdg. der n. ö. Regg. vom 22. 
Sept. 1826), aufgeboben, zugleich aber 
den betreffenden Polizeibehörden zur 
Pflicht gemacht, in vorkommenden eine 
zelnen Fällen gegen diejenigen, die aus 
eigener Schuld, entweder wegen ſchlech⸗ 
ter Befchaffenheit des Fuhrwerkes, oder 
wegen ſchlechter Befpannung im Ber- 
hältniffe der Ladung, Hemmungen der 
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Pafjage verurfahen, auf eine entfpres 
chende Art das Amt zu handeln. (Hftzl. 
Decer. vom 5. Juli 1827 3. 17856. 
Vdg. d. n.ö. Reg. v. 21. Juli 1827 3. 
40086. Prov. G. S. Bd. IX. Nr.202. 

Ziegelwägen, Ueberladen derfelben, 
j. Holzwägen. 

Zigarren: Fabrifsarbeiter. Die 
k. k. Zigarren-Fabrits-Verwaltung un- 
ter den Weißgärbern hat auf Veran— 
lafjung der f. f. Stadthauptmannichaft 
zur Handhabung einer beſſeren Didci- 
plin unter den Fabrildarbeiterinnen 
folgende Einleitungen getroffen: 

1. Sämmtlihe Arbeiter der Fabrik 
beiderlei Gefhledhtes werden bei der 
Aufnahme in den Fabrifsdienft gegen 
Hinterlegung ihrer Heimatsfheine oder 
fonftigen Documente mit ämtlihen Ar- 
beitsfcheinen verfehen. 

2. Die Fabriksarbeiter, indbefondere 
dıe weiblichen Individuen, werden firen- 
ger als fonft überwacht, jeder Ausſchritt, 
jedes Bergehen, das fie fich in oder außer 
Dienft zu Schulden fommen laffen, wird 
firenge geahndet und nah Umpftänden 
mit der Entlaffung aus der Fabriks— 
arbeit beftraft werden. 

3. Jene Arbeiterinnen, die. wöchent: 
lih mehrere Tage unangemeldet von 
der Fabrifsarbeit ausbleiben, umd da- 
durch einen unordentlihen Wandel be- 
urfunden, werden namentlich im Auge 
behalten, im vorfommenden Falle ent: 
laffen und dem betreffenden Bezirkd- 
Polizei: Gommiffariate angezeigt wer- 
den. 

4. Die Aufnahme bieher nicht zu- 
ſtändiger Individuen gefhieht auf 
Grund gehörig ausgefertigter Heimats- 
heine oder fonftiger giltigen Docu— 
mente, dann des Wohnungszeugniffes. 
— Bon bieher Zuftäandigen wird der 
Zauffhein, das Wohlverhaltunge- und 
Wohnungszeugniß gefordert. 

5. Wenn ein Arbeitd-Individuum 
fh zum Austritte aus der Fabriksar— 
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beit meldet, werden demſelben die hinter— 
legten Documente gegen Zurückſtellung 
des Arbeitſcheines ausgefolgt und wird 
der Austritt dem betreffenden Bezirke: 
Polizei-Commiſſariate angezeigt. 

6. Tritt ein Arbeits-Individuum 
ohne Meldung aus, oderwird ed wegen 
eines Vergehens entlaffen, jo erfolgt 
ebenfalls die Anzeige an das Commij- 
fariat des Domicild, dann aber unter 
Mitjendung der hinterlegten Docu— 
mente. 

Die Bezirks-Commiſſariate werden 
bievon mit der Weifung verftändiget, 
auch ihrerfeits nad diefen Beftimmun- 
gen vorzugehen und Individnen Des 
Fabriksperſonales, die fih eines Ver— 
gehend fchuldig machen und deßhalb 
verhaftet werden, der Fabriks-Verwal— 
tung anzuzeigen, damit die fogleide 
Entlaffung derfelben aus der Fabriks— 
arbeit erfolgen könne; Individuen aber, 
die ſich mit den erwähnten Arbeitsſchei— 
nen ausweifen und tadellos benehmen, 
weiter nicht zu beanftänden. (Decr. d. 
k. k. Stadthauptmannfhaft v. 4. Sept. 
1851 3. 18466/1426.) 

Zigarrenfabrifsarbeiter. Der Hr. 
Borftand der £.f. Tabakfabrikendirection 
in Wien hat laut einer Mittbeilung v. 18. 
v.M.3.2631 dasvonderf. f. Zigarren- 
Fabrifs-Berwaltung unter ven Weiß— 
gärbern in Anfehung der Disciplin un— 
ter den Fabriksarbeitern, beſonders 
jener des weiblihen Geſchlechtes, ein- 
geführte und den f. f. Bezirks-Com— 
miffariaten mit bierortiger Verordnung 
vom 4. Detober 1851 3. 18466/1426 
zur Richtſchnur befannt gegebenen Ber: 
fahren auch bei der E. T. Zigarren-Fa— 
brif in der Roffau in Wirkfamfeit ge 
feßt und die Fabriksverwaltungen für 
den genaneften Bollzug derfelben ftrenge 
verantwortlich gemadht. (Deer. d. E. f. 
Stadthauptmannfhaft vom 28. Det. 
1821 3. 21853/1696.) 

Bigenner. Denfelden find keine 
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Paffe zu ertheilen, die in Handen ha— 
benden ihnen abzunehmen, und diefes 
Geſindel handfeft zu machen. (Hofrefer. 
v. 8. April 1775. Krop. Gef. M. Ther. 
7.3. ©. 213.) 

Zigenner. Die eingebrahten Bis 
geuner:Banden können jedesmal, auch 
außer der Schubzeit, gleich abgeſchoben 
werden. (Hfkzl. D. v. 31. März 1779. 
Krop. ©. M. Ther. 8. Bd. ©. 235.) 

— — follen in Defterreib, auch 
mern fie mit einem ungarifchen Paſſe 
verfeben find, nicht geduldet werden. 
(R. 5. Rggs. D. v. 18, Auguft 1796, 
n. 0. Rage. Vdg. v. 7. Nov. 1801.) 

— — Die Zigeuner find hierlandes, 
felbft wenn fie mit Päffen verfehen wä— 
ven, nicht zu dulden, fondern anfzugreis 
fen und in ihre Heimath zurückzuſchieben, 
ihnen der Eintritt über die Gränze zu 
verwehren und ihre Päſſe nicht zu re 
fpectiren. (Bdg. der n. ö. Reg. vom 
6. Jän, 1834 3. 264. Prov. ©. ©. 
16. Bd. Rr. 5.) Bei dem Erfcheinen 
von Zigeuner: Banden hat fih das 
Kreisamt zur fiheren Bewirkung ihrer 
Abſchaffung an die nächſten Militär: 
Eommanden um Affiftenz zu wenden 
und mit denfelben nach den beftehenden 
Borjchriften vorzugehen. (U. h. Cabi— 
net8: Schreiben vom 13. Febr. 1834. 
Hfkzl. D. v. 18. Febr. 1834 3. 4428. 
Vdg. dern. ö. Neg. v. 6. Mär; 1834 
3. 11633, n. d. Brov. G. ©. 16. Br. 
Nr. 40.) 

— — Die jur Bewirkung der Ab: 
ſchaffung der Zigeuner-Banden nöthige 
Milttär-Affiftenz können auch die Orte 
obrigfeiten unmittelbar bei dem 
nächſten Militär-Commando anfuchen, 
müſſen aber dem k. k. Kreisamte hier: 
über die Anzeige erſtatten, damit felbes 
in der fleten Kenntniß jener Bälle bleibe, 
wo die Anwendung bewaffneter Macht 
nothwendig gemwefen ift. (Bdg. d. n. ö. 
Reg. v. 29. April 1834. 3. 13137, 
n. d. Brov. ©. ©. 16. Bd. Nr. 96.) 
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Zigeuner. Se. k. f. Mai. haben 
mit a. b. Entfchließung vom 22. April 
1843 das a. h. Refeript vom 29. No- 
vember 1749, da ohnehin die herum: 
ziehenden Zigeuner nach den allgemeinen 
Strafgeſetzen und Paßvorſchriften zu 
behandeln find, auch in Betreff der 
hierin gegen die Obrigfeiten, Beamten 
und Gemeinde-Borftände ausgefprode: 
nen Straf: Sanction aufzuheben und 
zu beftimmen gerubt, daß jene Wirth: 
ſchaftsämter und Gemeinde-Borftände, 
welche ſich in diefer Beziehung Pflicht— 
verlegungen zu Schulden fommen laf- 
fen, mit einer arbiträren Geldftrafe von 
5 bis 25 fl. C. M. und mit Arreft von 
24 Stunden bis 8 Tagen zu beftrafen 
feien. (Hfkzl. D. vom 5. Mai 1843 
an das mähr. ſchleſ. Gubernium. Bol. 
G. ©. 71. Bd. Nr. 51.) 

— — Gemäß Eröffnung des k.k. 
mäbr. ſchleſ. Guberniums vom 12. De: 
cember 1843 3. 49131 find den dort» 
ländigen Unter Behörden die dortigen 
Bubernial : Werfungen v. 23. Septem- 
ber 1794 3. 16244 und 29. December 
1798 3. 22456 neuerlich zur genaue: 
ften Nachachtung in Erinnerung gebracht 
worden, nach deren Inhalte Päſſe für 
Zigeuner nur auf vier, höchſtens acht 
Wochen, blos für den betreffenden Kreis. 
und lediglich einzelnen Individuen, nie 
aber auch für ihre Weiber und Kinder 
ertheilt werden follen. ferner hat die 
k. ungar. Statthalterei unterın 24. No» 
vember 1843 3. 41423 hieher eröff: 
net, daß den dortigen Unter» Behörden 
mit Beziehung auf eine frühere Weifung 
vom 8. November 1842 3. 41454 be- 
deutet wurde, daf blos jenen Zigeu- 
nern, für welche ein während des 
ftabilen Aufenthaltes und durch mebr- 
jährigen Berlauf bewährter tadellofer 
und moralifher Lebenswandel fprict, 
wenn fie fih durch Handarbeit den 
Lebens Unterhalt zu erwerben wün- 
hen, Päffe ausgefolgt werden dürfen, 
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und daß in diefen der Bor: und Zuname, 
das Alter, die Religion, Perſons— 
Beihreibung, fo wie auch die Dauer 
und Bezirke, für welche der Paß gel: 
ten foll, rubrifenweife aufzunehmen ift. 
Hievon wird dad k. Kreisamt mit 
Beziehung auf die hierortige Berord- 
nung vom 13. Octbr. 1843 3. 49183 
mit dem Auftrage verfländigt, die Unter: 
Behörden anzuweifen, den aus Mähren, 
Schlefien und Ungarn anfommenden 
Zigeumern, wenn ihre Päffe deu ange: 
deuteten Beftimmungen nicht entfpres 
chen, den Eintritt zu verweigern, und 
falls jie fih dennod nah Böhmen ein- 
fchleihen follten, fo wie aud dann in 
ihre Heimath abzufhaffen, wenn fi 
diefelben beigehen ließen, ihren Aufent: 
halt hierlandes über die Dauer der 
Giltigkeit ihrer Bäffe auszudehnen, und 
es ift in Fällen der Betretung von Zi— 
geunern innerhalb der Landes» Gränze 
mit ordnungswidrigen Päffen, unter 
Borlegung der lekteren, die Anzeige 
bieher zu erſtalten. (Odg. des böhm. 
Gub. v. 13. Jan. 1844 3. 74338 v. 
5. 1843. Prov. G. ©. für Böhmen 
3. 1844 Nr. 12.) 

Zigeuner. Um bei der Behandlung 
der im Ka'ſerreiche ſich wieder häufiger 
bejtimmungslos herumtreibenden Zigeu- 
ner ein gleichfürmiged Verfahren zu 
erzielen, wurde in Folge Berfügung 
des hohen Minifteriumd des Innern 
vom 30. Mai 1851 3. 11277 die 
Einleitung getroffen, daß alle Zigeuner: 
Banden oder auch einzelne Zigeuner, 
felbft wenn fie mit Bäffen verfehen 
ind, aber beftimmungslos oder ohne 
einen erlaubten Erwerb ſich herumtrei- 
ben, ohne weiters in ihre Heimath ab» 
gefhoben werden. (Erl. des gal. Gub.v. 
8. Juni 1851. Gal. L. G. B. Nr.210. 
Erl. der Statth. in Salzb. v. 14. Juni 
1851. 8. ©. 8. f. Salzb. Nr. 237.) 

Zimente von Kupfer oder Meffing 
find verboten. ©. Gefdirre. 
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Bimentirung. Man findet den 
Kreidämtern Folgendes zu erinnern: 

1. Die am 6. September 1787 er: 
laffene und feither ſehr oft und zuletzt 
am 4. Juni 1813 dur ein gedrudtes 
Kreisfhreiben erneuerte Borichrift wer 
gen Beobahtung des vorgefchriebenen 
Maßes und Gewichtes, Dann der Zi— 
mentirung deffelben, welde beinahe 
überall, befonderde auf dem flachen 
Lande, gänzlich außer Acht gelaffen 
werden, ift den Magiftraten und Obrig— 
feiten erneuert in Erinnerung zu brins 
gen, umd dem erfteren zur Pflicht zu 
machen, bei jenen Handelsleuten und 
Gewerben, welde nah Maß und Ge: 
wicht handeln oder verkaufen, öftere 
unvermuthete Revifionen vorzunehmen, 
und insbefondere bei den öffentlichen 
Märkten darauf zu fehen, damit fid) 
nur eines echten und richtigen Maßes 
und Gewichtes bedient werde, was ale 
Grundfaß bei jeder diesfälligen Amts: 
handlung anzunehmen ift. 

Borzüglih find die jüd.fhen Hua: 
mer, Handelslente und Betreidehändter, 
bei welchen häufiger unrichtige Maße 
und Gewichte vorkommen follen, im 
Auge zu behalten. 

Es iſt auch unerläßlich nothwendig, 
daß die Kreis-Commiſſäre bei Gelegen— 
heit ihrer Dienftreifen ſelbſt einzelne 
Unterfuhungen über die Echtheit im 
Maß und Gewichte voruchmen; es 
muß aber 

2. in jedem Fall die Einleitung ge— 
troffen und ſich hierüber die volle 
Ueberzeugung verfchafft werden, damit 
die Obrigkeiten, umd zwar vorzüglich 
die größeren, und die Magiftrate durch— 
aus mit den in dem Kreisfchreiben vom 
6. Septbr. 1787 angedeuteten Mufter- 
Maßen (Altvätern) verſehen werden, 
nachdem ein größerer Theil diefelben 
auch bis num noch nicht befigen fol, 
und es unmöglich wäre, die Richtigkeit 
der vorkommenden Maße gehörig zu 
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prüfen, wenn ed an jenen Hilfdmitteln 
fehlen follte. 

3. Gehört die Zimentirung und Ad: 
juftirung der Maße und Gewichte zu 
den wichtigeren Befchäftigungen der 
Magiftrate, und ſolche kann daher nicht 
wohl einem einzelnen und minderen 
Beamten, ald z. B. dem Bolizei-Revifor, 
wie ed häufig der Fall ift, allein uͤber— 
laffen werden. Die Magiftrats : Bor: 
fteher find daher anzumeifen, diefe Un: 
zukömmlichkeit da, wo felbe noch be- 
ftehen dürfte, unverweilt abzuftellen 
und eine dem Zwecke angemeſſene Ein- 
leitung und Gontrollirung jener Be— 
ſchäftigung einleiten. 

4. Im öffentlihen Handel und Ban: 
del find alle befondern, wie immer Na— 
men oder was immer für Formen ha— 
benden Maße und Gewichte, außer dem 
Lemberger und Wiener Gewichte, wo 
diefes befonders vorgefhrieben ift, in 
der Bucowina aber der dort üblichen 
befonderen Maße und Gewichte, zu be: 
feitigen, und in feinem Falle mehr fer- 
ner zu dulden. Wo nah privatredht- 
lihen Titeln, nad einzelnen Abgaben, 
Natural: oder anderen Leiſtungen nod 
eigene Maße und Gewichte beftehen, 
mögen erftere nad foldhen zwar noch 
ferner gefordert und abgeftellt werden, 
in jedem alle aber, wo felbe öffentlich 
ftattfinden, oder ämtlih zur Sprade 
fommen, ift ftetö dafür zu forgen, das 
mit gleichzeitig eine Reduction Ddiefer 
Reiftungen nach den gefeglihen Maßen 
und Gewichten vorgenommen, und fünf: 
tignur nach leßteren vorgegangen werde. 

5. Kann weder den Urproducenten, 
noch irgend einem anderen Marktgaft 
die Beibringung eines eigenen Maßes 
und Gewichtes zur Pflicht gemacht wer: 
den. Es bleibt überall die Sache der: 
jenigen Partei, welche bei dem Kauf 
oder Berfauf eines Begenftandes einen 
Zweifel in das vorhandene Maß und 
Gewicht fegt, bei der betreffenden Obrig— 
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feit die ämtlihe Webermeffung oder 
Ueberwägung nah den Urmaßen in 
Anſpruch zu nehmen, 

6. Die Olas-Erzeuger fönnen zwar 
aufgefordert werden, ihre Erzeugniffe, 
welche zum öffentlihen Gebrauch und 
Berkauf von Blüffigkeiten beftimmt find, 
nach dem vorfhriftsmäßigen Maßgehalt 
zu verfertigen. Bei der Berfchiedenheit 
ihrer Erzeugniffe aber und der verſchie— 
denen Manipulation hierbei darf den- 
felben eine folde Maßhältigkeit Feines- 
wegs unmittelbar zur Pflicht gemacht 
werden. Dagegen bleibt es überall die 
Sorge der DOrtsobrigkeiten, darüber zu 
wachen, damit unmaßhältige Gläfer, 
Flaſchen und fonftige gläferne Geräthe 
beim Kauf und Verkauf in öffentlichen 
Gewerben und im Handel als ein be> 
flimmtes Maß in feinem Fall benügt, 
fondern nur das maßhältige zimentirt, 
das ift das obrigkeitliche Zimentirungs- 
Zeichen mit Siegellad auf einen ange: 
mefjenen Theil aufgedrückt, oder daffelbe 
auf eine andere entfpredhende Art mit 
erfterem bezeichnet, oder fonft aus der 
Benügung gebracht werde; dagegen 
fteht Jedermann frei, diefe oder welde 
immer andere Art Gefäße zu feinem 
bloßen Privatgebrauche zu bemüßen. 
(Bdg. des gal, Gub. v. 27. Dec. 1834 
3. 54315. Prov. G. ©. für Gal. v. 
3.1834 Rr. 205.) 2 

Zimentirung. Es if die Wahr⸗ 
nehmung gemadt worden, daß viele- 
Gewerbs⸗ und Handelsleute die Bir , 


mentirunged-Borfhriften nicht kennen, " 


oder felbe außer Acht laffen, und es 
fieht fih der Dagiftrat daher veranlapt, 
diefelben mit Folgendem in Erinnerung 
zu bringen. 

1. Diejenigen Gewerbsleute, welche 
ſich mit der BVerfertigung der Wagen, 
Gewichte, Zollftäbe, Ellen, dann Hohl» 
maße für trodene und naffe Gegen- 
fände, befchäftigen, haben nah dem 
$. 10 und 17 des Zimentitrungs-Pa— 


Zimentirung. 


tentes und nach der Verordnung vom 
14. März 1823 die verfertigten Ge— 
genſtände mit dem Meiſterzeichen zu 
verſehen, und vor dem Verkaufe zimen— 
tiren zu laſſen. 

2. Müſſen alle Gewerbe: und Han- 
delsleute, welche nah Map und Ge: 
wicht faufen und verfaufen, fidh ftets 
der vorgefchriebenen, vom Zimentirungs: 
amte geprüften Wagen, Gewichte und 
Mapereien bedienen. 

3. Alle Gewerbe: und Handeldleute 
find verpflichtet, ihre Wagen, Maßereien 
und Gewichte nah $. 5 des Zimentis 
rungs-Patentes in der Regel alle zwei 
Jahre der Nezimentirung zu unterzies 
ben, zu welchem Ende die Gegenftände 
dem Zimentirungsamte zu überbringen 
find, weldhe® nad vorgenommener Uns 
terfuhung diefen den Beglaubigung: 
fteınpel auffhlägt. 

4. Rach dem $. 5 des Zimentirungs- 
Patentes aber find indbefondere wegen 
des häufigen Gebrauches und der da— 
durch entftehenden Abnüßung der Wa- 
gen und Gewichte, die Kleifhhauer, 
Fleckſieder, Fleiſchſelcher, Fiſchverkäu— 
fer, Häringer, Stechviehhändler, Wild— 
prethändler und Wurſtmacher verpflich⸗ 
tet, ihre Wagen und Gewichte alle 
Jahre rezimentiren zu laſſen. 

5. Die Verfertiger von Wagen, Ma— 
ben und Gewichten, welche dieſelben 
unzimentirt, oder nicht mit ihren Mei— 
ſterzeichen verſehen, verkaufen, daun 
diejenigen Gewerbs⸗ und Handelsleute, 
welche ſich nicht zimentirter. unrichtiger, 
oder nicht rezimentirter Wagen, Ge: 
wichte und Maßereien bedienen, wer: 
den, nad Verſchiedenheit des Falles, 
nebft der Gonfiscation des Gegenftan- 
des, mit verhältnißmäßigen Geldftrafen 
belegt. 

6. Ebenfo haben alle Wein- und 
Bierwirthe, fo wie auch fonftige Aus— 
fhänter den Gäſten in den Schank— 
bäufern das Getränte nur in maßhäl- 
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tigen Gefäßen, bei fonftiger Confi 8cation 
derfelben, vorzufeßen. Sollte fi ber: 
ausftellen, daß falfches Maß, falfche 
Wagen oder Gewichte in einem öffent: 
liben Gewerbe gebraucht werden, fo 
wird der Gefchäftsinhaber nah 8. 178 
1. Ih. des Strafgefeßes lit. c wegen 
des Verbrechens des Betruges beftraft, 
derjenige aber, der zwar echtes Maß 
und Gewicht führt, jedoch bei dem Wa 
gen und Ausmeffen die Käufer zu über- 
vortheilen fucht, nah $. 226 II. Th. 
St. G. und dem Juftighofdecrete vom 
5. Detober 1804 mit empfindlichen 
Geldftrafen, im dritten Uebertretunge: 
falle mit dem Gewerbs-Verluſte geahn— 
det, Die Auffihtsbeamten find kraft 
ihrer amtlichen Stellung angewieſen, 
bei allen Gewerbd- und Handelsleuten, 
welde was immer für Waare und Ge: 
tränke nah dem Maße und Gemidte 
verkaufen, die Unterfuhung zu pflegen, 
vorfommende Gebrehen zu erheben, 
und fehlerhafte Wagen, Gewichte und 
Maße den Parteien ſogleich abzuneb: 
men, daher den Anordnungen Ddiejer 
Beamten Folge zu leiften und mit Ad: 
tung zu begegnen if. (Rundm. des 
W. Magiftr.v.3. Apr. 1852 3. 27432.) 

Zimentirung, ſ. Brüdenwage, 
Gewicht, Mat 

Zimmermeifter, ſ. Affiftenz. 

Zinf. Wegen Anwendung des Zin- 
tes bei Dahungen haben Se. Majeftät 
unterm 1. Mai 1829 zu beſchließen 
gerubt: Es habe weder eine Aufmun: 
terung noch eine Befchränfung hinſicht— 
lih der Anwendung des BZinfes zur 
Eindeckung für Privatgebäude Plaß zu 
greifen. Bei öffentlihen Gebäuden 
machen Se. Majeftät die Bebörden 
firenge verantwortlih, daß diesfalle 
mit der gehörigen Umfiht vorgegangen 
und von diefer Eindeckung erft dann 
Gebrauch gemacht werde, wenn gebö- 
tige Erfahrungen über eine ſolche Con— 
ftructionsart vorhanden fein werden, 


Zink. 


nah welchen fich nebft der reellen Kos 
ftenerfparung auch die gehörige Soli— 
dität und Dauer volllommen verbürgen 
läßt. (Hfkzl. D. v. 7. Mai 1829 3. 
10475 an fämmtl. Länderftellen, mit 
Ausn. von Mailand, Benedig, Zara 
und Trieſt. Pol. G. ©. 57. Br. 
1. Abth. Nr. 51. Vdg. der n. ö. Reg. 
v. 16. Mai 1829 3. 26840.) 

Zinf. Die Anfrage, ob bei Schanf- 
geihäften Eredenzen aus Zink geduldet 
werden dürfen, behebt fih durch den 
Inhalt des 2. Abſatzes des Regierungs- 
Girculaire v. 19. Apr. 1832 3.20504 
(f. Geſchirre), worin es heißt, daß zu 
Eredenzen nur Tafeln von Holz, Zinn 
oder Weißblech zu gebrauchen erlaubt 
fei. Es dürfen daher Eredenzen aus 
Zint um fo weniger geduldet werden, 
als fih das Zink nach der Aeußerung 
der medicinifchen Facultät in vegetabi- 
liſchen Säuren leife auflöfet, welche 
Auflöfung der Gefundheit fchädliche 
Beftandtheile enthält. (Bdg. d. n. ö. 
Reg. v. 26. Jän. 1833 3. 4860. An. 
©. V. J. 1833. Rr. 3.) 

— — Kryſtalliſiren des Weinfteins 
in ſolchen Gefäßen, ſiehe Weinftein. 

Zinn. Die Trinkgefäße find zur 
Erhaltung der Gefundheit aus reinem 
Zinn zu verfertigen, die Einfuhr frem> 
der dergleichen verdächtiger Gefäße aber 
ift verboten. (Bdg. v. 8. Juni 1775. 
Krop. Gef. Joſ. 6. Bd. ©. 134.) 

— — Bon foldem müffen diejeni- 
yen Gefchirre, worin Speife, Trank 
oder Medicin zubereitet, aufbewahrt, 
oder genoffen wird, fo wie hirurgifche 
Inſtrumente verfertiget werden. (Hfd. 
v.26. Febr. 1796. Barth. H.u. G. Gef. 
6. Br. ©. 582.) 

— — Die vereinigte Hoffanzlei hat 
mit Verordnung vom 6. Septbr. 1838 
entihieden, es könne den Zinngießern 
und Kupferfchmieden keineswegs ge 
ftattet werden, dem zur Anfertigung 
von Koch⸗ und Eßgeſchirren, oder zum 

Zaleisly, Handb. d. Pol. Gef. II 
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Berzinnen verwendeten Zinn einen ber 
fimmten Bleizufaß zu geben, indem 
nach Aeußerung der Wiener medicini- 
fhen Facultät, in Folge neuerlich wies 
derholter hemifcher Berfuche, die Schäd- 
lichkeit derlei Bleibeimifhungen bei 
Geſchitren vorbemerkter Art ſich gezeigt 
babe, daher die diesfalld beftehenden 
gefeglihen Anordnungen, und nament- 
lih das a. h. Patent vom 26, October 
1770 (j. Blei) aufrecht zu erhalten 
find, wornad jede neue Zinnarbeit aus 
purem und reinem Zinne, ohne minde- 
ften Zufag an Blei, verfertigt werden 
fol, welche Anordnungen den betreffens 
den Gewerbsleuten mit Beziehung auf 
den $. 159 des Straf- Gefepbuches 
1. Theild befonders in Erinnerung zu 
bringen find. (Hfkzl. D. v. 6. Septbr. 
1838 3. 20076 an das k. k. illyrifche 
Landes-Gub. Kundg. mit Eirc. vom 
28. Sept. 1838 3. 22796. Krop. ©. 
©. 64. Bd. Nr. 135.) 

Zinn, f. Gefhirre, Medaillen. 

Zinugießer haben das böhmifche 
Zinn nur mit der gemeinen Benennung 
fein Zinn zu bezeihnen. Sie find ge- 
halten, die neue Zinnarbeit aus purem 
und reinem Zinne mit dem Ausdrude 
Schladenwalder fein Zinn zu bezeich« 
nen. Gene, welche ein altes, mit Blei 
vermifchtes Zinn umgießen und verar« 
beiten, müffen felbes mit dem Ausdrucke 
vermifchtes Zinn bezeichnen. (Bat. v. 
26. Dctbr. 1770. Barth. 9. u. ©. Gef. 
6. Br. ©. 582.) 

— — follen ihre Zeichen, nebft der 
Jahreszahl auf die Gefchirre, fie mögen 
alt oder neu fein, fehlagen. (Pat. v. 
11. Aug. 1773. Rogge. Vdg. v. 6. Febr. 
1818. Barth. H. u. ©. Gef. 6. BP. 
©. 581.) 

— — fremden, wird dad Haufi- 
ven verboten, und ift ihnen im Ber 
tretungsfalle die Waare wegzuneh⸗ 
men und zum Beflen des Armeninfti- 
tutes zu verwenden. (Hfd. v. 5. Aug. 
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1784. Krop. Gef. Jof. 6. Bd. S. 133) 
S. Gefdirre. 

Binngießer. Es wird von nun an 
nicht nurden Zinngießern das Ausfpielen 
der mit Zinn beſchlagenen Krüge und 
anderer Zinnwaaren, fondern es wer- 
den überhaupt alle Glüdsfpiele ohne 
Unterfchied auf den Jahrmärkten, zur 
Hintanhaltung aller Bevortheilungen 
und Betrügereien, unter Confiscations⸗ 
firafe der betretenen Waare und des 
eingefegten Geldes allgemein verboten. 
(Gfkzld. v. 30. März 1804. Vdg. des 
böhm. Bub. v. 16. Apr. 1804.) 

— — Das Herumziehen der Zinn- 
gießer mit ihren Apparaten von Drt 
zu Ort, weldes in früherer Zeit in 
dem üblich gewefenen häufigen Ge: 
brauche des Zinnes zu Tifchgeräthen 
feine Beranlaffung hatte, ift mit befon- 
derer Beziehung auf die herumziehenden 
italienifhen Zinngießer unterfagt, und 
es ift auch das Haufiren folder Zinn: 
gießer ald Ausländer mit ihren Zinn- 
waaren gegen das Haufirpatent. (Hfd. 
v. 11. März 1805. Vdgn. des böhm. 
Bub. v. 8. April 1805 u. 3. Juli 1818 
3. 29102. Obent. 5. Bd. ©. 432.) 

— — Einige hierorts zur Verhand⸗ 
lung gefommene Beftrafungsfälle bie 
figer Zinngießer, wegen gefundheits- 
[hädlicher Verfälfhung ihrer Zinnwaa- 
ren, haben die Heberzeugung geliefert, 
dag fowohl in Gräß ald auf dem 
Lande fehr häufig mit Blei gefälfchte 
Zinnwaaren unter dem Namen Prob: 
oder leichtes Zinn theild verfertigt, 
theild aus andern Provinzen zu Markte 
gebracht werden. Da die Schädlichkeit 
dieſes verfälfchten Zinnes, wenn es zu 
Ep: oder Kochgeſchirren, vorzüglich zu 
Gefägen zur Aufbewahrung ſcharfer 
Slüffigkeiten verarbeitet wird, durch 
hemifhe Unterfuhungen und durd 
viele Beifpiele erprobt ift, fo findet 
man die k. k. Kreisämter mit Bezie- 
bung auf die Gubernial-Eurrende vom 
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15. Jänner 1830 3. 23046 aufju- 
fordern, den unterftehenden Bezirkd- 
obrigkeiten in diefer Hinficht die ftrengite 
Auffiht, vorzüglich auf Märkten, und 
die unnachſichtliche Ahndung der vor: 
fommenden Fälle zur Pflicht zu machen. 
(Bdg. des fteierm. Bub. v. 25. Mai 
1831 3. 8763. Prov. ©. ©. Nr. 99.) 

Binngießer-Waaren, die von Pfu- 
fhern und Haufirern berumgetragen 
werden, find an das Armeninftitut ein: 
zuziehen. (Hfd. v. 5. Aug. 1784. Krop. 
Gef. Joſ. 6. Bd. ©. 133.) 

Zins, ſiehe ann 

Binfen, |. Berfagamt, Wucher. 

Züchtigung an Weibsperfonen wäh. 
rend ihrer monatlihen Reinigung ift 
nicht vorzunehmen. (Hfd. v. 4. Febr. 
1803. Krop. Gef. Franz. 17. Band. 
©. 58.) 

— — der weiblihen Sträflinge hat 
zwar mit Rutbenftreichen auf den blo- 
Ben Leib, jedoh nur von Perſonen 
ihres Geſchlechtes, und mit Befeitigung 
aller männlicher Zufeher, außer eines 
befcheidenen Commiſſärs, zu gefhehen. 
(Iuft. Hfd. v. 24. April 1812. Krop. 
Gef. Franz. 31. Bd. ©. 332.) 

— — f. förperliche Züchtigung. 

Zuder ift vom Haufichandel aus: 
geſchloſſen, ſ. Hanfirpatent $. 12 c. 

Zuderbäder. Das für fie zum 
Einmachen beftimmte unreife Obft foll 
an einem ganz abgefonderten Stand» 
orte auf dem Marktplage im Großen 
verfauft werden. (N. ö. Rggs. Vdg. 
v. 2. Auguft 1797. Barth. H. u. ©. 
Gef. 4. Bd. ©. 237.) 

— — Das Minifterium des Innern 
bat binfichtlih der von den Zuder- 
und Mandoletti-Bädern und ähnlichen 
Geſchäftsleuten bei ihren Erzeugniffen 
verwendeten Geſchirren und Karben, fo 
wie der in Effig eingelegten Früchte 
folgende Beitimmungen angeordnet: 

1. Der Gebrauch unverzinnter fupfer: 
ner und meffingener Geſchirre wird den 
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Zuder: und Mandoletti-Bädern, fo wie 
den Kuchenbädern, Kaffeefiedern und 
allen mit der Erzeugung und dem Ber: 
faufe von Eßwaaren ſich befaffenden 
Gefhäftsleuten bei ihrem Gewerbsbe— 
triebe gänzlich unterfagt; bei den Ar: 
beiten, zu welchen verzinnte kupferne 
oder meffingene Gefäße nicht wohl ver— 
wendet werden können, find nur allein 
Gefüge aus blanf gehämmertem Eifen 
oder aus Porzellan in Gebrauch zu 
ziehen, rücfichtlich der übrigen Arbeiten 
aber, welche keine große Hiße erfordern, 
ift der vorgefchriebene Gebrauch gut 
verzinnter Gefchirre aufrecht zu erhal: 
ten. Eben jo wird den vorberührten 
Gewerböleuten der Gebrauch meffinge- 
ner Mörfer, fo wie derlei oder fupfer: 
ner Wagſchalen bei ihrem eriten Ge- 
ſchäfte unterfagt, und ſtatt der erfteren 
find eiferne oder fteinerne Mörfer, ftatt 
der lepteren verzinnte Wagfchalen in 
Gebrauch zu ziehen. Die Verordnung 
irdener Geſchitre wird bis zur allge: 
meinen Einführung einer metallfteien 
Glaſur derjelben aud fernerhin unter 
den beftehenden Borfchriften belaffen. 

2. Den Gewerbsleuten, welche ſich 
mit dem Einmachen der Früchte im 
Gifig befaffen, find die Vorſchriften der 
88. 156—158 und des 8. 160 des 
11. Th. des Strafgefegbuches in Erin- 
nerung zu bringen. 

3. Sowohl die im Inlande erzeug- 
ten, als auch die aus dem Auslande 
eingeführten, in Eſſig eingemachten 
Früchte find bei allen damit Handel 
treibenden Gewerbäleuten durch das 
hiezu berufene öffentlihe Sanitätsper- 
fonale öfter bezüglich ihrer Schädlich— 
feit oder Unfhädlichkeit für die menſch— 
lihe Gefundheit zu unterfudhen, die 
gefundheitsfchädlich befundenen zu ver- 
tilgen, 

4. Zum Bemalen der genuß- 
baren Zuderbäderwaaren, der 
Tragantwaaren, fo wie aller von Zuder- 


675 


Zuderbäder. 


bädern erzeugten fogenannten Schaus 
Rüde, die nicht zum Genuſſe beftimmt, 
dürfen nur folgende Farben *) verwen: 
det werden: 

a) Weiß. Der Tragant felbit. 

b) Roth. Codenille, Garmin, Al: 
fermesfaft, rothe Kornblumen. 

c) Gelb. Safftan, Safflor, Kur- 
fumeimurzel. 

d) Blau. Märzenveildhen, blaue 
Kornblumen, das Indigo, Berlinerblau, 
Ultramarin und Bleu de mer (eine 
Art künſtlichen Ultramarins). 

e) Grün. Der Saft von Spinat, 
dann die Mifhung von erlaubter gel- 
ber und blauer Farbe. 

f) Biolet. Die Zufammenmifchung 
unfhädlicher blauer und rother Karben, 
ein Cochenille-Aufguß mit Kalkwaſſer. 

g) Goldfarbe. Echtes Blattgold. 

h) Silberfarbe. Echtes Blatt: 
filber. 

Alle übrigen wie immer Na» 
men babenden Karben werden 
in der Art verboten, daß jelbit das 
Borhandenfein verbotener Farben bei 
den fraglichen Gewerbsleuten in dem 
Arbeitd- oder Verkaufs-Locale ſchon 
die Uebertretung der in diefer Bezie- 
bung beftehenden geſetzlichen Vorſchrif— 
ten und das hiernach Plaß greifende 
Strafverfahren begründet. 

5. Allen mit der Erzeugung und 
dem Berkaufe von Eßwaaren ſich be- 
fhäftigenden Gewerbäleuten wird Die 
größte Neinlichkeit zur Pfliht gemacht 
und felbe find in diefer Hinficht durch 
die betreffenden Drgane jtrenge zu 
überwachen. 


*) Die bier angeführten Farben mwur- 
den bereitö mit dem Circ. der n. ö. Reg. 
v. 29. Mai 1829 3. 26475, n. ö. Prov. 
G. ©. 11. Bd. Nr. 139 und Bodg. dee 
fteierm. Gub. v. 26. März 1840 3. 4729 
Prov. G. ©. für Steierm. 5. 1840) zum 

emalen der Zuckerbäckerwaaren für zus 
läffig erflärt. 
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6. Um jedem Mißbrauche zu feuern, 
find alle dieſe Beitimmungen nicht nur 
den betreffenden Gewerbsleuten, fon- 
dern auch den Hilfsarbeitern befannt 
zu geben, und Erſtere werden daher 
dafür verantwortlich gemacht, fi die 
Ueberzeugung zu verfhaffen, daß ihre 
Hilfsarbeiter in genauer Kenntniß der 
auf ihr Gewerbe Bezug nehmenden 
fanitätspolizeiliden Borfchriften find, 
weßhalb es auch den Arbeitägebern zur 
Pfliht gemacht wird, die betreffende 
Verordnung in dem Arbeits-Locale an 
einem augenfälligen Orte zur Einſicht 
des Arbeitsperfonales anzubeften, wo: 
bei jedoh die in Beziehung der Ber: 
antwortlichfeit der Arbeitögeber für die 
Handlungen der Hilfsarbeiter beſtehen— 
den gejeglihen Beftimmungen aufrecht 
erhalten bleiben. (Erl. des k. k. Min. 
des Inn. v. 19. Sept. 1348 3. 3075 
an fammtliche Ränderftellen, mit Ausn. 
Mailand und Benedig. Bol. ©. ©. 
76. Bd. Nr. 121.) 

Zuderbäder dürfen kandirtes Odft 
oder faure Säfte in fupfernen oder 
meffingenen Gefhirren nicht aufbewah- 
ren, fiehe Giftverfauf. (Vdg. vom 
10. Dechr. 1803. $. 21.) 

— — Bemalen der Bädereien, ſ. 
Oſtereier. 

— — den Verſchleiß ihrer Erzeug— 
niſſe an Sonn und Feiertagen betref— 
send, f. Sonn: und Feiertagshei: 
— (Vda. v. 8. März 1844.) 
Zuderbäderwaare, fiche Zuder: 
bäder. 

Zuderzelten, Verſchleiß derfelben 
durh Kinder, ſiehe Blumenfträuße, 
Katarrhzeltel, Kinder. 

Züge, deren Zufammenftellung auf 
Eifentahnen, ſiehe Eifenbahn » Be: 
triebsordnung 88. 25—31. 

Zündhölzchen. Nachdem fi bei 
der Erzeugung von Zündhölzchen meh— 
rere Unglüdsfälle, und felbft lebensge— 
fährliche Befhädigungen ergeben haben, 
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fo findet fih die Regierung beftimmt, 
zur Verhütung derfelben für die Zur 
funft zu verordnnen, daß diejenigen In- 
dividuen, welche die Erzeugung der 
Zündhölzchen als freie Beihäftigung 
betreiben wollen, vorher bei dem k. k. 
polytehnifhen Inftitute Proben über 
die hierzu erforderlihen chemiſchen 
Kenntniffe abzulegen, und fi hierüber 
mit einem Zeugniffe desfelben bei ihrer 
Drtsobrigkeit auszumeifen haben, ohne 
welches ihnen diefe Beſchäftigung nicht 
geftattet werden darf. (Bdg. der n. ö. 
Reg. v. 16. Auguft 1837 3. 45106. 
Prov. G. ©. 16. Bd. Nr. 166.) 
Zündhölzchen. Den übereinftimmen- 
den Heußerungen der vernommenen tech⸗ 
niſchen und poliz. Behörden gemäß, Fön- 
nen Frictions-Zündhölzchen nit als 
Feuerwerkd-Begenftände angefehen wer: 
den, für welde durch Hofdecret vom 
8. April 1830 3. 7311 (fiehe Feuer: 
werfsförper) bezüglich der Erzeugung 
und des Verſchleißes eigene Beichrän- 
fungen vorgefchrieben find. Die Er- 
jeugung der Frictions-Zündhölzchen 
ift daher, fo wie dies bereits mit Re- 
gierungs-Decret vom 21. Dctbr. 1835 
3. 48553 binfihtlih der chemiſchen 
einfachen Zündhölzchen angeordnet wor« 
den ift, als freie Befchäftigung zu bes 
handeln, deren Beirieb dur die vor— 
läufige Anmeldung beider Ortsbehörde, 
die Löfung des Erwerbfteuerfcheines, 
Nachweiſung eines in polizeiliher Hin» 
fiht anftandslos befundenen Locales, 
Angabe der Beftandtbeile, aud welchen, 
fo wie die Art und Weife, mit welder 
die Frictions-Zündhölzchen erzeugt 
werden, bedingt find. Dem Unterneh: 
mer einer folhen Beihäftigung ift je: 
doch zugleich alle Borficht zur Verhin— 
derung von Unglüdsfällen zur Pflicht 
zu madhen, und es find ihm insbeſon— 
dere alle jene fpeciellen Vorſichtsmaß— 
regeln vorzufhreiben, welche von der 
berufenen Behörde des Ortes nach Be- 
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fchaffenheit der Umftände von Fall zu 
Fall eigend werden nothwendig befun- 
den werden. Es verfteht ſich übrigens 
von felbft, daß diefe Erzeugung der 
Frictions⸗Zündhölzchen nicht nad der 
identifhen Art anderer, bereit mit 
ausfchließenden Privilegien dazu be- 
theiligten Unternehmer geſchehen darf. 
Hiernah hat das Kreisamt die Domi- 
nien nachträglich zu der Regierungs- 
Verordnung vom 16. Auguft 1837 
3. 45106 auf die gewöhnliche Art an- 
zuweifen, daß in allen derlei Fällen im 
ordnungsmäßigen Inftanzen-Zuge vor: 
zugeben fei. (Hfkzl. D. v. 19. Jun. 
1843 3. 18096, n. ö. Rggs. Vdg. v. 
8. Jul. 1843 3. 36103, n. ö. Prov. 
®. S. 25. Bd. 3. 1843 Nr. 107. 
Bdg. des böhm. Gub. v. 2. Jul. 1843 
3. 36459, böhm. Prov. ©. S. 25. Br. 
©. 504.) 

Zündhölzchen. Ungeachtet in in 
ländifchen und ausländifhen Blättern 
auf die Feuersgefährlichkeit der Zünd— 
hölzchen aufmerffam gemacht wurde, fo 
ergaben fih doch felbft in diefer Pro— 
vinz feither Unglücdsfälle, die in dem 
Mangel an Borfiht in der Aufbewah- 
rung und in dem Gebrauche folder 
Zündhölzchen ihren Entftehungegrund 
hatten. Dadurch wurde es Kindern 
möglich, in den Befiß folder Zündhölz- 
hen zu gelangen, ſich an der Eniftern- 
den Entzündung derfelben zu ergößen. 
und durch dieſes im Haufe, in Stallum- 
gen oder Scheunen getriebene gefahr: 
volle Spiel die eigenen eltern und 
deren Nachbarn in das Unglüd zu ftür- 
zen. Das Gubernium findet fi) des- 
halb zur Grlaffung folgender Berfü- 
gungen veranlaßt: 

a) Es wird allen mit Zündhölzchen 
Handeltreibenden unterfagt, ſolche an 
Kinder zu verabfolgen, felbft wenn letz— 
tere von ihren Aeltern hiezu abgefendet 
worden wären. 

b) Aeltern, Haudgenofjen und Dienft- 
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boten haben dafür zu forgen, daß die 
Zündhölzhen an Drten aufbewahrt 
werden, zu denen Kinder nicht gelangen 
fönnen. 

c) Selbſt Erwachſene haben die 
Zündhölzhen mit Vorfiht zu gebrau- 
hen, und foldye, wenn fie fi nicht ſo— 
gleich brauchbar zeigen, nicht fortzu— 
werfen, da fie fich oft fpäter entzünden. 

d) Den Verkäufern und Verfertigern 
der Zündhölzchen wird es zur Pflicht 
gemacht, diefelben in möglichft feuer: 
feften Behältniffen, an hiezu geeigneten 
Drten und in angemeffener Entfernung 
von brennbaren oder leicht euer fan- 
genden Begenftänden aufzubewahren. 

e) Bei Bornahme der Feuerbeſchau 
bat fi die Commiſſion forgfältig zu 
überzeugen, daß dieſe Vorſchriften 
pünktlich befolgt werden. 

f) Uebertreter diefer Vorſchriften find 
unnahfihtlih nah den beftchenden 
Gefegen zu behandeln. 

8) Wegen Unterweifung und War: 
nung der Jugend wird fich gleichzeitig 
an die gefammten Drdinariate diefer 
Provinz und an das Generalvicariat 
zu Beldfirch gewendet. (Cire. des tir. 
vorarlb. Bub. v. 5. Nov. 1843. Ztfchr 
für ö. R. 3. 1844. N. B. ©. 40.) 

—— Um die nachtheili— 
gen Einwirkungen des Phosphors 
auf die Gefundheit der Arbeiter in den 
Zündhölzchen » Fabriken möglihft zu 
befhränfen, wird in Gemäßheit des 
hierüber erlaffenen HoffanzleisDecretes 
vom 3. Septbr. 1846 3. 27977/1609 
Folgendes verordnet: 

1. Das Trocknen der Phosphorziind- 
hoͤlzchen bei einem Wärmegrad von 
1ER. darf nur allein in wohleinge- 
rihteten Trocdenfäften, mit Beobach— 
tung dergehörigen Vorſicht, ftattfinden. 

2. Diefe Trodenfäften müffen ab» 
ſeits und ifolirt, d. i. in ſolchen Loca— 
lien aufgeftellt fein, welche weder mit 
den übrigen Arbeitsorten der Babrif, 
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noch mit bewohnten Ubikationen com— 
municiren. Dieſe Käſten müſſen völlig 
luftdicht ſchließen, ſollen von unten 
oder von außen mittelſt erwärmter Luft 
zu heizen und mit wirkſamen Luftzügen 
oder Ventilatoren verſehen ſein, welche 
zwar während des Trocknengeſchäftes 
ganz oder zum Theil geſchloſſen zu hal: 
ten find, aber nah vollendeter Aus— 
trocknung der Zündhölzchen fo Tange 
geöffnet und in Thätigfeit gefeßt blei- 
ben müjfen, bie alle Phosphordämpfe 
aus den Trocdenfäften wieder entfernt 
worden find, worauf erft erlaubt fein 
foll, den Trockenkaſten felbft zu öffnen 
und die fertigen Zündhölzchen heraus: 
zunehmen. 

3. Iſt das Trocknen der Zündhölz— 
hen in der Art zu reguliren, daß zuerft 
und wenn möglich zur beftimmten 
Stunde die in Phosphormaffe getauch— 
ten Zindhölzhen in den Trockenkaſten 
eingelegt werden, daß hierauf erft nad 
gefhloffenem Kaften die erwärmte Luft 
eingelaffen werden foll, und daß die 
etwa Schon getrodneten Hölzchen nicht 
früher herausgenommen werden, bie 
das Zuftrömen der erwärmten Luft 
durch Abfperrung der Leitungscanäle 
unterbroden, die im Kaften eingefam- 
melten Phosphordämpfe aber mit Hilfe 
dee PVentilators nah Außen gänzlich 
entfernt worden find. 

4. Iſt durchaus nicht zu geftatten, 
daß der Trodenkaften zu jeder beliebi- 
gen Zeit bald geöffnet, bald wieder ge- 
ſchloſſen werde, um bald eine Partie 
Zündhölzchen hineinzufhieben, bald 
eine andere herauszunehmen, ohne 
früher die Heizung abgefperrt, die 
entwidelten Phosphordämpfe aber wie- 
der entfernt zu haben. 

5. Bo zum Trodnen der Zündhölz- 
hen ftatt der Trocknungskäſten Trod: 
nungsftuben verwendet werden, müffen 
legtere von den Arbeits» Localitäten 
abgefhloffen und fo vorgerictet fein, 
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daß ehe bevor neue Partien Zündhölz- 
hen eingelegt werden, die angefammels 
ten Phosphordämpfe in der Troden» 
ftube in die freie Quft mittelft gut an— 
gebrachter Abzugsröhren entweichen. 

6. Zur Arbeit in den Trodnunge: 
localitäten, mögen ed Trodnungsfäften 
oder Trodnungsftuben fein, jo wie zur 
Bereitung der BZündmaffe follen nur 
fräftige Männer verwendet werden, 
welche überdies noch öfter des Tage im 
Dienfte abwechſeln können. 

7. Die Bereitung der Phosphor: 
zündmaffe fol in einem abgefonderten 
Locale vorgenommen werden, und zwar 
am Beften in derfelben Küche, in wel: 
her der zum erften Eintauchen der 
Zündhölzchen erforderlihde Schwefel 
geſchmolzen wird. 

8. Auch das Eintauchen der bereits 
gefhwefelten Hölzchen in die Zünd— 
maffe hat in diefer Küche zu gefcheben. 

9. Diefe Kühe muß einen gut zie 
benden und beftändig offen zu balten- 
den Schlott, dagegen alle Ein- und 
Ausgänge mit gut zufchließenden und 
beftändig gefchloffenen (wenn auch nicht 
gefperrt zu haltenden) Thüren verfehen 
fein, damit, wenn etwa einmal der 
Schwefel oder die Phosphormaſſe fih 
entzünden, oder etwa die Chlormafle 
detoniren follte, die übrigen Arbeitslo— 
calitäten von den dabei ſich in großer 
Maffe entwickelten höchſt gefährlichen 
Däampfen frei gehalten werden. 

10. Zu Arbeitsräumen follen Feine 
Rocalitäten verwendet werden, melde 
nicht wenigftens 11 Schub bob und 
mit einem wohl fonftruirten Quftwechiel 
verſehen find, fo zwar, daß die Einftrö- 
munge-Deffnungen in einer paflenden 
Ede unten am Boden, die Ausftrd- 
mungs-Deffnungen aber an der enige- 
gengefehten Wand und Winkel, umd 
zwar oben an der Dede oder doch we: 
nigſtens am oberften Theile des Fen— 
ſters fo angebracht fein, daß der ent- 
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ftehende Luftzug über die Arbeiter hin- 
weggeleitet werde. 

11. Für jeden Arbeiter fol ein Flä— 
henraum von 4 Fuß im Quadrat vor» 
handen fein, damit derfelbe wenigftend 
abwechfelnd ſitzend zu arbeiten im der 
Lage fei. 

12. Bezüglich der nöthigen Rein- 
lichkeit foll der Fabrifs- Unternehmer 
gehalten werden, zur Aufbewahrung 
der Ueberkleider der Arbeiter und Ar— 
beiterinnen, fo wie zum Umkleiden der- 
felben ein eigenes im Winter heizbares 
Zimmer zu widmen, in welchem nicht 
gearbeitet werden darf; bier follen die 
Arbeiter ihre mitgebradhten Ueberflei- 
der, welche oft von Regen oder Schnee 
durhnäßt find, ablegen können, damit 
fie von den fhädlihen Ausdünftungen 
in der Fabrik nicht fo ganz und gar 
inprägnirt und die gefundheitsfhädli- 
hen Einflüffe der Phosphordämpfe auf 
die Arbeiter nicht auch noch außer der 
Fabrik fortgepflanzt werden. 

13. In diefem Umkleidezimmer foll 
für jeden Arbeiter oder Arbeiterin für 
die Dauer der Arbeit ein eigenes Ar— 
beitskleid (Bloufe) von den Fabriks— 
herren beftimmt werden. 

14, Soll der Fabriksherr darauf 
fehen, daß fidh die Arbeiter, bevor fie 
die Fabrik verlaffen, und zwar ſowohl 
Mittags ald Abends, die Hände und 
das Gefiht forgfältig wafchen und rei- 
nigen können. 

15. In der Fabrik follen die Fenfter 
in den arbeitäfreien Stunden, fo wie 
an Sonn: und Feiertagen, geöffnet, 
die Arbeitstifche, fo wie der Fußboden 
wöcentlih wenigftend ein Mal ge 
fheuert, und die Wände jährlich we- 
nigſtens zwei Mal getündht werden. 

16. Damit die Efwaaren, melde 
die Arbeitenden mitbringen, nicht mit 
Phosphordämpfen und felbft mit ge- 
trockneter Phosphorzündmafle, womit 
fi die Arbeiter fo leicht die Hände ber 
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ſchmutzen, verunreiniget werden, müp 
e3 unterfagt werden, während der Ar- 
beit zu effen. Dagegen muß fomwohl 
Vormittags ald Nachmittags zu einer 
ſchicklichen, aber im voraus zu beftim- 
menden Zeit eine halbe Stunde frei 
gegeben werden, damit die Arbeitenden 
nad forgfamer Reinigung der Hände 
ihr Brot, oder was fie fonft zu diefem 
Zwecke mitgebracht haben, im Ankleide- 
zimmer oder im Freien genießen kön— 
nen, ohne eine Phosphor» Bergiftung' 
beforgen zu müffen. 

Nur unter der.genaueften Handha- 
bung diefer Borfihtsmapregeln wird 
es möglich fein, die Eingangs erwähn- 
ten, bei der Erzeugung der Reib- oder 
Friktions⸗-Zündhölzchen vorfallenden, 
die menfchliche Gefundheit auf eine fo 
entfeglihe Art drohender Webelftände 
möglichft zu befeitigen oder wenigftend 
unfhädlicher zu machen. Die k. k. Po— 
lizei-Ober-Direction wird demnach hier 
mit beauftragt, unverzüglih das Er- 
forderlihe zu veranlaffen, damit bei 
den bereitd beftehenden derlei Unter» 
nehmungen die Arbeitd- und Trock— 
nung&Rocalitäten nach den vorgezeich— 
neten Borfohriften binnen drei Monaten 
gegen Vermeidung der vorfchriftsmäßi- 
gen Zwangsmaßregeln eingerichtet wer« 
den, bei künftig zu errichtenden aber 
die größtmöglichfte Sorge zu tragen, 
dag ſolche Fabrilsunternehmer ihre 
hiezu gewählten Xocalitäten auf die 
eben in den erften 10 Punkten bemerkte 
Art eingerichtet haben, und daß fie 
früher nicht zum Betriebe ſchreiten, als 
fi nicht bei einem Local-Augenfhein 
von der dazu berufenen Gommiffion 
von der gefhehenen vorfchriftsmäßigen 
Errihtung die Ueberzeugung verfhafft 
und alles Uebrige in Ordnung gebracht 
ift, fo wie auch die Befolgung der bei 
der Manipulation vorgezeichneten Vor: 
fihtsmaßregeln fortan die größte Auf- 
merkfamkeit zu verwenden, und jede 
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dagegen vorkommende Außerachtlaſ⸗ 
fung auf das Nachdrücklichſte zu ahn- 
den ift. (Deer. der n. ö. Reg. vom 
7. Oct. 1846 3. 53330.) 

Zündhölzchen. Zur Verhütung 
jener geſundheitsſchädlichen Nachtheile, 
welche bei der Erzeugung der Fric—⸗ 
tions⸗-Zuͤndhoͤlzchen für die hiebei be— 
ſchäftigten Arbeiter hervorgehen kön— 
nen, findet ſich das Gubernium ver- 
anlaßt, nachſtehende Beſtimmungen zu 
erlaſſen: 

1. Darf die Erzeugung der Zünd— 
hölzchen in den Wohnſtuben und in 
deren Rähe durchaus nicht geduldet, 
fondern ed müſſen hiefür eigene Loca— 
litäten verwendet werden. 


2. Jene Räume, in melden der 
Schwefel gefhmolzen, die Zündmaffe 
bereitet und die Hölzchen in beide 
Maffen eingetaucht werden, dann jene, 
in welden das Trodnen des Kabri- 
fates vorgenommen wird, follen mög- 
lichſt von einander, jedenfalld aber 
von den übrigen Arbeitsftätten ganz 
abgefondert fein. Eine unmittelbare 
Berbindung derfelben darf nicht Statt 
finden. 


3. Die zum Bereiten der Zündmaffe 
und zum Eintauchen der Hölzchen, fo 
wie die zum Trocknen der leßteren be— 
ftimmten Localitäten müffen hoch, ges 
räumig, zu ausgiebiger Durchlüftung 
geeignet vorgerichtet fein, und auf deren 
fleigige Lüftung foll firenge gefehen 
werden. Ein gut ziehender Camin muß 
nebftbei über jenem Keffel, in dem der 
Schwefel gefhmolzen wird, ſich befin- 
den. 

4. Das Trodnen des Erzeugniffes 
fol wo möglich mittelſt erwärmter Luft 
in eigens hiezu errichteten Trocken— 
fäften oder ZTrodenftuben geſchehen, 
zumal als bei einer ſolchen Vorrich— 
tung das Trocknen fchneller vor ſich 
gebt, und in kürzerer Zeit aud eine 
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größere Menge des Fabrikatas erzeugt 
werden fann. 

5. Die Arbeiter find darüber zu be— 
lehren, daß die nachtheiligen Wirkun— 
gen der Phosphor-Dämpfe durch Ber- 
meidung jedes Speifegenuffes während 
der Arbeit, fowie durch das jedesma— 
lige Waſchen der Hände nad derjelben 
permindert werden können. Endlich 

6. ift die genaue Befolgung diefer 
Anordnungen forgfältig zu überwa- 
hen, jede beobachtete Außerachtlaſſung 
diefer Vorſchriften ftrengftens zu ahn- 
den, überdies aber auch no den Uns 
ternehmern ſolcher Beihäftigungen im 
Nachachtung der HoflanzleisDecrete v. 
19. Juni 1843 3. 18096 alle jene 
fpecielle Borfiht von den Drtsbehör- 
den vorzufhreiben, weldhe nad Beſchaf⸗ 
fenheit der Umftände von Fall zu Fall 
überdies nothwendig befunden wird. 
Hievon wird das Kreisamt im Rad: 
bange zu dem Erlaffe vom 2. Juli 
1843 3. 36459 zur Rachachtung mit 
dem Bemerken in die Kenntniß geſetzt, 
daß die genaue Ueberwachung diefer 
Borfihtsmaßregeln inöbefondere den 
berufenen Polizei- und Sanitäts-Dr- 
ganen nachdrücklichſt zur Pflicht zu 
machen ift. (Bdg. des böhm. Gub. v. 
10. Febr. 1848 3. 3219, böhm. Pr. 
®. ©. 30. Bd. ©. 45.) 

Zündhölzchen. Die gemachte Wahr⸗ 
nehmung, daß Reibzündhölzchen nit 
nur an der Sonne, fondern auch auf 
den Defen unverwahrt Liegen gelaffen 
und vor den Kindern nicht gehörig ver 
wahrt werden, veranlaffen das Guber- 
nium, das k. k. Kreisamt anzumeifen, 
die dortfreifigen Infaffen durd die bes 
treffenden Polizei-Behörden vor einer 
ähnlichen Unaufmerkfamkeit unter zweck⸗ 
mäßiger Belehrung über deren .gefähr- 
liche Folgen mit Hinweifung {ir den 
8. 29 der allgemeinen Feuerlöfh-Drd- 
nung für Städte und Märkte, und den 
$. 22 der Feuerlöfh- Ordnung für das 
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offene Land vom 22. Yuli 1785 mit 
dem Beifaße zu warnen, daß eine jede 
in diefer Hinfiht erhobene und nad» 
gewiefene Nachläffigkeit und Unterlaf- 
fung ſelbſt nad dem $. 209 des Gt. 
G. B. U. Theild geahndet werden würde. 
Auch findet das Gubernium das Hau- 
firen mit Zündhölzchen durch Kinder 
ganz einzuftellen und zu verbieten. 
(Bdg. des böhm. Gub. vom 23. Aug. 
1849. L. G. B. für Böhmen. Nr. 147.) 

Zündhölzchen. Da die Beſorgniß 
beftebt, daß die von der beftandenen 
k. f. n. 6. Reg. mit Erlaß vom 7.Dct. 
1846 3. 53330 bezüglid der Zünd— 
hölzchen⸗Fabriken erlaffenen Vorſchrif— 
ten in ihrer ganzen Ausdehnung nicht 
überall ausführbär gewefen feien und 
nad Berfchiedenheit des Falles auch 
mancherlei Modificationen erforderlich 
gemacht haben mögen, daher als eine 
allgemeine Norm nicht fügli zur Gel- 
tung zu bringen geeignet fein dürften; 
fo wird im Sinne des hierüber im 
Jahre 1846 erfloffenen Hofdecretes v. 
3. Sept. 3. 27977 für die Hinkunft 
angeordnet: 

a) Daß von Seite der berufenen 
Drtsbehörden feinem Erzeuger von 
Brictiond » Zündhölzhen der Betrieb 
vor Nachweiſung eines in polizeilicher 
Hinſicht, fomit auch in Sanitätd-Rüd- 
fihten anſtandslos befundenen Erzeu- 
gungs-Locales geftattet werde und ihm 
alle jene fpeciellen Borfihtsmaßregeln 
vorgefchrieben werden, welde nad) Be» 
Shaffenbeit der Umftände fih von Fall 
zu Ball als notbwendig herausftellen, 
In beiden Beziehungen ift das nach der 
Natur der Sache Erforderliche im com: 
miffionellen Wege mit Beiziehung der 
Sadhverftändigen und der betroffenen 
Sanitätd-Individuen auszumitteln und 
feftzufegen, zu welchem Behufe die 
Drtsbehörden die Sanitätd- Individuen 
auch auf die nach der gepflogenen Er- 
bebung die Erfranfung der Arbeiter 
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veranlaffende Urfahe und die hieraus 
abgeleitete Nothwendigkeit, die Räume 
und Rocalitäten, in welchen die Arbei- 
ter befchäftigt find, von den [hädlichen 
Dämpfen der Zündmaſſe fern zu erhal« 
ten, aufmerkffam zu maden haben; 
dann 

b) daß die Unternehmer der bereits 
beftehenden Zündhölzhen-Fabriken zur 
Ubftellung der erhobenen fanitätswi- 
drigen Gebrechen nöthigenfalls zwangs- 
weife verhalten und ihnen die nah Be- 
f&haffenheit der Umftände von Fall zu 
Fall nofhwendig befundenen fpeciellen 
Borfihtsmapregeln gemau vorgefchrie- 
ben werden; endlid 

c) dag in Städten die Polizei» und 
Stadtärzte, auf dem flahen Lande 
aber die Bezirfsärzte die vorgedachten 
Fabriks-Localitäten in Abfiht auf den 
Gefundheitszuftand der Arbeiter und 
die Localitäts-Beſchaffenheit öfters uns 
terfuhen und die allenfalld wahrge- 
nommenen Gebrehen ungefäumt den 
betreffenden Behörden zur Abhilfe an— 
zeigen, wozu diefe ohnehin bei allen 
Beſchäftigungen, die einen nachtheilis 
gen Einfluß auf die Gejundheit der 
dabei verwendeten Individuen aus— 
üben können, verpflichtet find. (Deer. 
der n. d. Statth. vom 16. Dec. 1852 
3. 43420 an die k. f. Bol. Dir.) 

Zündhölzchen. Beförderung auf 
Eifenbahnen, fiehe Eifenbahn : Be: 
trieb8-DOrdnung $. 12. 

— — f. Fenerwerfsförper. 

Zündhütchen, Vorfhriften bei der 
Erzeugung und dem Verkaufe, fiehe 
Kuall:Präparate. 

— — gehören zu den Munitiond- 
gegenftänden, ſ. Waffen. 

Zulagen, |. Renumerationen. 

Zünfte, 1. Innungen. 

Zenftmißbrände, f. Innungs: 
mißbräuche. 

Zunge, den Kindern zu löſen, iſt 
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den Hebammen verboten, ſ. Hebam- 
men. 

Zufammenfünfte, heimliche, unter 
was immer für einem Borwande, find 
verboten. (Hfd. vom 9. Februar 1793. 
Kanka Hdb. ©. 109.) 

Zuſchicken der Gefellen, fiehe In: 
nungsmißbräude. 

Zuftändigkeit. Die in Wien domi- 
cilirenten fremdherrfhaftlihen Unter: 
thanen inländifcher Provinzen treten, 
laut der in dem Hofkanzlei:Decrete v. 
25. Aug. 1831 ausgeſprochenen Grund» 
füge (f. Ehebewilligung), fobald 
fie von einer der Wiener Jurisdictios 
nen den Ehe⸗Conſens erhalten, in die 
Jurisdiction jener Wiener Ortsobrig⸗ 
feit, die ihnen den Ehe⸗-Conſens er: 
theilt bat, und find dadurch aus ihrer 
früheren Jurisdiction entlaffen. 

Diefe Beflimmung gilt aber aus— 
ſchließend nur für Wien, fie hat alfo 
auf andere Provinzen keine Anwen- 
dung, daher treten die der Provinz 
Niederöfterreich angehörigen Indivi« 
duen durch ihre bloße Verehelichung in 
einer anderen inländifhen Provinz 
nicht aus der hierländigen Zuftändig- 
keit, fondern benöthigen hiezu einen 
eigenen Entlaßſchein. Auch auf die 
bier domicilirenden Individuen aus 
den lombardifch-venetianifchen Provin- 
zen findet diefe Beftimmung feine An« 
wendung, denn rückfichtlich diefer In— 
dividuen wurde mit HoffanzleisDecret 
vom 7. Juni 1833 ausgeſprochen, daß 
fie, wenn fie die Borfchriften des a. b. 
G. B. und der Kirche erfüllen, keine 
weitere Bewilligung zur Heirath bend- 
thigen, daß fie aber au, infoferne fie 
niht nad den hiefigen allgemeinen 
und bejonderen Vorſchriften hier an— 
fäffig werden, fortan, wenn fie auch 
heirathen, als inländifhe Fremde zu 
behandeln find. (N. d. Rggs. B. v. 22. 
Mai 1834 3. 25612. Prov. ©. ©. 
16. Br. Nr. 133.) 
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Zuftändigkeit. Zur Beurtheitung 
der gegenwärtigen ©emeindezu«- 
ftändigkeit wird vorgezeichnet: 

I. Alle diejenigen, welche in einer 
Gemeinde ein Haus, Grundftüd oder 
Gewerbe befiten und in dieſer Ge— 
meinde ihren ordentlihen Wohnfig ha- 
ben, find durch Anfäffigkeit diefer Ge— 
meinde zuftändig. 

2. Staatödiener, Dfficiere im acti- 
ven Dienfte, mit Officiersrang Anges 
ftellte, Geiftlihe und öffentliche Lehrer 
find in jener Gemeinde als anfäffig, 
fomit als zuftändig zu behandeln, in 
welcher ihre Stelle den ftändigen Auf: 
enthalt erfordert. 

3. Sollte Jemand nad den vorfte 
benden Beftimmungen in mehreren 
Gemeinden anfäffig fein, fo hängt die 
Zuftändigkeit in eine diefer Gemeinden 
von feiner Wahl ab. 

4. Berfonen, welde nirgends an- 
ſäſſig find, aber vor der Bildung der 
Drtsgemeinden durch 10 Jahre frei- 
willig und ununterbrochen in dem Ge- 
biete einer gegenwärtig beftehenden 
Driegemeinde ihren Wohnſiß hatten, 
find Angehörige jener Drtögemeinde, 
in welcher diefer 10jährige Aufenthalt 
zulegt Statt fand, fo ferne fie nit 
fpäter die Entlaffung und die Auf: 
nahme in eine andere Gemeinde er- 
wirkten oder durch Beibringung eines 
Heimatfcheines ihre noch beftehende Zu: 
ftändigfeit zu einer anderen Gemeinde 
nachweiſen. 

Der Aufenthalt iſt als unterbrochen 
anzuſehen, wenn der Wohnſitz durch 
mindeſtens 6 Monate in eine andere 
Ortsgemeinde verlegt war. 

5. Perſonen, welche in das Gebiet 
einer Ortsgemeinde aufgenommen wur: 
den, gehören diefer an, foferne fie nicht 
nad ihrer Aufnahme durch Anfäffig: 
feit oder 10jährigen Aufenthalt eine 
andere Heimat erwerben. 

6. Bei dem Mangel der Anfäffigkeit, 
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des 10jährigen Aufenthaltes und der 
Aufnahme iſt eine Perſon zu jener Orts⸗ 
gemeinde zuftändig, in welcher fie nad 
der Anfäffigkeit oder dem regelmäßigen 
Wohnfige der Eltern zur einheimifchen 
Bevölkerung gehört. 

7. Bei dem Mangel aller erwähn- 
ten Kennzeihen gehört eine Perſon 
in jene Ortögemeinde, in welcher fie 
geboren ift. 

8. Läßt fih aud der Geburtsort 
nicht ausmitteln, fo gehört eine Ber 
fon in jene Ortsgemeinde, in welder 
fie fih am längften aufgehalten hat. 

9. Iſt keines der erwähnten Merk: 
male nadhmeisbar, fo ift eine Perſon 
in jene Ortögemeinde zuftändig, in 
welcher fie ſich zuleßt befunden Hat. 

10. Frauen folgen der Heimat des 
Batten. Diefe Regel gilt auch nad 
Trennung der Ehe, fo lange nicht 
duch Anfäffigkeit oder Aufnahme oder 
10jährigen Aufenthalt eine neue Hei- 
mat erworben wurde. 

11. Minderjährige, unter väterli- 
her oder vormundfchaftliher Gewalt 
ftehende Kinder folgen, wenn fie ehelidh 
find, der Heimat des Vaters, uneheliche 
der Mutter. 

12. Arme, welche in einer vorma— 
ligen Gemeinde als Angehörige eine 
bleibende Unterftüßung aus dem Ar: 
menfonde oder von der Gemeinde ge- 
nießer,, müffen auch ferner von einer 
jener Ortögemeinden erhalten werden, 
deren Gebiettheile der vormaligen Ge- 
meinde enthält und zwar foferne zwi— 
ſchen den Gemeinden fein freiwilliges 
Uebereinfommen Statt findet, von ders 
jenigen, in welcher fie nach den unter 
1—11 aufgeführten Regeln den nädh- 
ften Anfpruh auf die Zuftändigkeit 
haben. 

13. Ueber Anftände und Befhwer- 
den entjcheidet der Bezirfshauptmann, 
und zwar in dem unter 12 bemerften 
Falle jener Bezirfshauptmann, dem die 
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vormalige Gemeinde rückſichtlich der 
Concurrenz zugewiefen war. Ueber Re: 
curfe gegen Entſcheidungen des Be— 
zirfshauptmannes erkennt der Statt- 
halter. 

14. Bis zur endligen Entfheidung 
ift jene Ortsgemeinde zur Leiftung der 
Armenverforgung gegen Anfprud auf 
Nücerfag verpflichtet, in welcher ſich 
der Arme gegenwärtig aufhält. (El. 


der 0. ö. Statth. vom 17. Det. 1850 


3. 2438, 0.6.28. ©. 3. Nr. 454.) 

Zuftändigkeit, Erhebung derfel- 
ben, ſ. Abfchiebung, Schub. 

— — der Findelfinder, f. Find⸗ 
linge. (®dg. v. 30. Det. 1843.) 

— — uneheliher Kinder, f. Kin: 
der. (Bdg. v. 11. Mai 1820.) 

— — der Kinder in Abfiht auf die 
Entrihtung der Krankenhausgebühren, 
f. Krankenhaus : Berpflegsgebüh: 
ren. (Hfkzl. D. v. 4. Febr. 1836.) 

— — Behandlung der heimat- und 
elternlofen Bagabunden, ſ. Schüb: 
linge. (Bdg. v. 30. Apr. 1820 und 
18. Jän. 1827.) 

— — die, ift bei Notionirungen in 
das Zmwangsarbeitshaus zu conftati- 
ven, f. Zwangsarbeitshaus. 

— — fiehe Armen-Verſorgung, 
Ehebewilligung, Einheimifce. 

Zuftellungen gerichtlicher Erläffe 
dürfen politifhe Behörden nicht vor— 
nehmen, f. Gerichtliche Erläffe. 

— — der Bohnungsauflündigun. 
gen, f. Wohnungsanffündigungen. 

Zuwage, Ausmaß derfelben bei den 
verfhiedenen Fleiſchgattungen, fiehe 
Fleiſch, Fleifcher. 

— — Handhabung der Zumagd- 
Vorſchriften, f. Fleiſchbänke. 

— — abgefondertes Abmwägen der— 
felben, ſ. Fleiſcher. 

Zwangsarbeiter. Der Antrag we- 
gen Herabfeßung der bisher im Ar- 
beitähaufe in Wien beftandenen tägli- 
den Brotportionen der Zwangsarbeiter 
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mit 1'/, Pfund auf 1 Pfund mit der 
angedeuteten Modalität, wornach die 
zu anftrengenderen Arbeiten verwende: 
ten Individuen nah Berordnung des 
Hausarztes noch ferner ausnahmsweiſe 
1'/, Pfund erhalten, Brot:Reluitionen 
im Gelde aber in feinem Falle mehr 
Statt finden follen, wird genehmiget. 
Eben fo wird der weitere Antrag, zus 
folge deffen ed Fünftig nicht mehr ge- 
ftattet fein foll, daß die Zwangsarbei— 
ter mehr als die Hälfte ihres Neben» 
verdienftes auf Ergöglichkeiten verwen: 
den, gut geheißen. (Hoffzl. Dec. vom 
30. Dec. 1836 3. 33398. Vdg. der 
n. d. Reg. vom 7. Jänner 1837 8. 
679. Prov. G. ©. 18. Bd. Nr. 310.) 

Zwangsarbeiter, erkrankte, f. 
Krankenträger. 

Zwangsarbeitsanftalt. Die Auf- 
nahme dahin gefhiebt nur bei Armen 
unentgeltlich, bei den übrigen aber ge- 
gen einen täglichen Verpflegungs-Be— 
trag. (Weifung der Wohlthätigkeits- 
Hof:Commif. v. 7. Mai 1803). 

— — Geine Majeftät haben we— 
gen Abftellung einiger bisher beftande- 
ner Befchränfungen in Hinficht der 
Aufnahme der Individuen in das hie: 
fige Zwangsarbeitshaus zu befchliegen 
gerubet: 

t. Soll jeder aus einem Strafarreft 
entlaffene Verbrecher, oder ſchwere Po— 
lizeiübertreter der Polizei-Oberdirection 
zur Kenntniß gebracht werden, welche 
dann ihr Amt zu handeln haben wird. 

2) Ueber den Antrag, daß in jenen 
Fallen, wo Eltern oder Vormünder 
durch üblen Ruf umd eigenen unordent- 
lihen Lebenswandel ſich verdächtig ge- 
macht, oder wohl gar durch gänzliche 
Verwahrlofung der ihrer Auffiht an- 
vertrauten Minderjährigen, oder unmit— 
telbare Theilnahme an ihren Berirrun- 
gen fträflich gemadt haben, diefelben 
ihres Rechtes verluftig zu erklären, und 
die Anwendung des Befferungsmittels 
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der notionirenden Behörde mit Hintan- 
feßung des Vaters oder Bormundes zu 
überlaffen fei; foll nur dann, wenn 
wirkliche Thatſachen gegen diefe Eltern 
oder Bormünder vorfommen, und er» 
wieien werden, die PBolizeisÖberdirec« 
tion mit deren Hintanfeßung, (jedod 
in allen ſolchen Fällen immer einver- 
ftändlich mit der Obervormundſchafts- 
Behörde,) berechtigt fein, die Notioni- 
rung auf die Abgabe eines Minderjäh- 
rigen in das Zwangsarbeitshbaus zu 
Ihöpfen. (Hfkzl. Decr. vom 21. März; 
1811 an die n. ö. Reg. Juſt. Hfder. 
v. 19. April 1811. Krop. Gef. Franz. 
29.3. ©. 162 u. 193.) 
Zwangsarbeitsanftalt. Die Be- 
zirfsdirectionen haben erfranfte, für das 
Zwangsarbeitshaugs beftimmteßerfonen, 
wenn fonft nichts gegen felbe vorkömmt, 
jederzeit, und zwar mit der Be- 
merfung „zur unentgeltlihen Berpfle- 
gung“ in das allgemeine Krankenhaus 
abzuliefern, weil fonft, wenn diefe Be- 
merfung nicht beigefeßt wird, die be- 
treffende Behörde, die ein derlei Indi— 
viduum dahin fendet, die Berpflegsge- 
bühr zu entrichten ſchuldig if. (Pol. 
Db. Dir. Circ. vom 6. Jänner 1831.) 
— — In Betreff der aus dem 
Urbeitshaufe entlaffenen Corrigenden 
haben die Kreisämter auf alle derlei 
Individuen die Aufmerkfamteit felbft 
zu richten, und fich zu überzeugen, daß 
fie ftets befchäftigt, und in moralifcher 
Hinfiht überwacht, zugleih aber von 
Seite der Obrigfeiten die Mitwirkung 
der Seelforger in der Abfiht in Ans 
fprud genommen werde, un fie fortan 
in den religiöfen Uebungen und auf 
der rechten Bahn zu erhalten. (Vdg. d. 
böhm. Gub. vom 31. Mai 1833 3. 
21277. DObent. 1. Bd. ©. 167.) 
Die Organifirung der 
neuen Provinzial-Zwangsarbeite-An- 
ftalt in Prag erfolgte mit Gub. Vdg. 
vom 31. Mai 1833 3. 21297, geneh⸗ 
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migt mit a. b. Entfhl vom 28. Febr. 
1834, gemäß Hfkzl. Decr. v. 8. März 
1834 3. 6040. Prov. ©. ©. f. Böh- 
men J. 1833, Nr. 161). 

Zmwangsarbeitsanftalt. Die Direc⸗ 
tioregeln für die Provinzial-Zwangsar- 
beitsanftaltder Provinz Defterreid 
0.d. EnnsundSalzburgfind inder 
Kundmahung der ob der Ennſiſchen 
Regierung vom 11. März 1834 2. 
5709 zufammengeftellt. (Brov. ©. ©. 
für Ob. Defterr. Nr. 54.) 

— — in Prag. Jedes nad den 
Directiven der Gub. Berordnung vom 
31. Mai 1833 3. 21297 zur Abgabe 
in das Zwangsarbeitshaus geeignete, 
in der Hauptftadt Prag ausweislos be- 
tretene fremdherrfhaftliheIndividuum, 
ift auf Koften der Zurisdictionsbehörde 
einftweilen in Verwahrung zu nehmen, 
unter Einem aber von dem Falle die 
betrefiende Jurisdictionsbehörde mit: 
telft des Kreisamtes in die Kenntniß 
zu feßen und aufzufordern, fih binnen 
14 Tagen beflimmt zu erklären, ob das 
im Sicherheitöverhafte bei der Stadt- 
hauptmannfchaft befindliche Individuum 
auf Koften der YJurisdictionsbehörde 
in die Zwangsarbeitsanftalt zur Cor» 
rection übergeben werden foll, oder 
nur in die einheimifche Eorrection über: 
nommen werden wolle. Im erfteren 
Valle hat die Stadthauptmannfhaft 
nach den ihr vorgezeichneten Directiven 
das Amt zu handeln; im legteren 
hingegen ift ein ſolches Individuum fo» 
gleih an das betreffende Kreisamt zur 
Uebergabe an die Jurisdictionsbehörde 
abzufhieben, welche zur ftrengen Auf: 
fiht, fowie zur Bezahlung der aufge» 
laufenen Berpflegsfoften verpflichtet, 
dann für alle aus einer vernachläffig- 
ten Ueberwadhung des Bagabunden ent: 
fpringenden Folgen verantwortlich 
bleibt. Die Jurisdictionsbehörden has 
ben die oben amgedeutete Erklärung 
unter fonft zu gewärtigenden Geldftra- 
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fen ganz fiher in dem feftgefeßten 14- 
tägigen Termine bei der Stadthaupt- 
mannfchaft einzubringen. Langt die 
Erklärung demungeachtet binnen weis 
teren 14 Tagen nit ein, fo ift dafür 
anzunehmen, daß das verwahrte Ins 
dividuum, wenn ſolches vorerft nad 
der Direction zur Aufnahme in das 
Zwangsdarbeitshaud geeignet ift, mit 
ftillfhweigender Zuftimmung der Juris» 
dictionsbehörde in die Gorrection des 
Arbeitöhaufes zu übergeben fei, was 
auch unter Berftändigung der Jurisdic- 
tionsbehörde zu gefchehen hat. (Vdg. 
des böhm. Gub. v. 30. Jänner 1835 
3. 3558. Obent. 1. Bd. ©. 162.) 

Zwangsarbeitsanftalt in Prag. 

Die Berpflegsgebühr für einen im 
Zwangsarbeitshaufe verwahrten Corri⸗ 
genden ift auf 50 fl. C. M. jährlich 
feftgefegt, und auf das Pünktlichfte in 
Abfuhr zu bringen. (Vdg. d. böhm. 
Bub. vom 30. Jänner 1835 3. 3558. 
Dbent. 1. Bd. ©. 161.) 
Das Kauen ded Rauch— 
tabafed der Zmwiangsarbeiter fann in 
der Regel gar ncht und aus Sanitäts- 
rückſichten nur gegen föhriftlihe An— 
weifung des Hausarztes bewilliget 
werden. 

Auch das Tabakſchnupfen ift jenen 
Individuen, welche daran gewöhnt 
find, nicht zu verbieten. (Bdg. d. n. ö. 
Reg. vom 6. April 1837 3. 18530. 
Kn. ©. Vdg. I. 1837. Nr. 24.) 

Da directivmäßig Armen» 
portionen oder fonftige, für Arme be- 
flimmte Stiftungen, nur folden Indi- 
piduen bewilliget werden dürfen, die 
entweder phufifh oder moraliſch ar- 
beitd-, daher erwerbsunfähig find, oder 
aber folden, die zwar noch etwas ar- 
beiten und fich erwerben können, wo: 
bei aber der Ertrag der Arbeit, die fie 
noch zu leiften im Stande find, zu ihrer 
und ihrer Angehörigen Erhaltung nicht 
binreiht, während in dad Zwangsar⸗ 
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beitshaus directivmäßig nur folde In— 
dividuen notionirtwerden dürfen, welche 
vollkommen arbeitsfäbig, je 
doch arbeitsſcheu und wahrhafte 
Müpiggänger find; fo folgt dar: 
aus, daß fein Individuum zur Notio— 
nirung in das Zwangsarbeitshaus ge 
eignet ift, weldes von dem Armen: 
Departement über den Antrag der 
Armenväter, oder von dem Stiftungs- 
Departement zur Betheilung mit einer 
Armen: Inftituts- Portion oder mit 
einer Armenftiftung geeignet befunden, 
und aud damit directivmäßig be 
theilt worden ift, und daß daher die 
notionirenden Behörden fich zur ftreng- 
ften Pflicht zu machen haben, fein fol: 
ches mit einer Armenportion oder Stif- 
tung betheiltes Individuum mehr zur 
Notionirung in das Arbeitshaus in 
Antrag zu bringen, „es fei denn, die— 
felben finden, daß ein foldhes, ihnen 
zur Notionirung vorkommendes Indi— 
viduum, mit einer Armen-Inftituts- 
Portion oder Stiftung directiv- 
widrig betheilt worden ift, wo dann 
diefer Umftand vorher der Regierung 
anzuzeigen fein wird, damit die ge 
ſchehene Betheilung gehörig geprüft, 
und im Falle diefelbe ordnungswidrig 
erfolgt wäre, von dem Armen» oder 
Stiftungs-Departement gegen die Ar— 
menväter, auf deren Antrag die Pfründe 
oder Stiftung verliehen wurde, Amt 
gehandelt, die Notionirung diefes In- 
dividuums in das Arbeitshaus aber, 
nachdem ihm die Armenportion oder 
Armenftiftung abgenommen fein wird, 
im geeigneten Wege eingeleitet werde, 
(Deer. dern. d. Reg. vom 30. April 
1837 3. 15665.) 
Zwangsarbeitsanftalt. Der k k. 
Bolizei-Dberdirection wird bedeutet, daß 
fi in Zukunft bei Rotioniruhgen in das 
Zwangsarbeitshbaus nicht mehr zu bes 
gnügen ift, daß ein Individuum zu 
Protokoll gibt, e8 habe das Decennium 
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in Wien vollbracht, fondern daß diefes 
Decennium ftets verificirt uud confta= 
tirt werden muß, da im widrigen der 
vorgeblihen Zuftändigkeit kein Glau— 
ben mehr beigemeffen werden kann. 
(Decr dern. d. Reg. vom 20. Der. 
1837 3. 72723. Pol. Ob. Dir. 3. 
17785.) 

Zwangsarbeitsanftalt. Darftel: 
lung derinGemäßpeitd.allerb. 
Entfhließungv. 22. Sept. 1839, 
Hoffanzlei-Decretv. 23. Sept. 
1839 3. 30682 abgeänderten, 
und mit hohem Hoffanzlei:-De: 
frete vom 12. Dctober 1839 3. 
32229 zur Wiffenfhaft genom: 
menen Directiven, binfihtlid 
derAufnabmeund Notionirung 
der in die Zwangdarbeitdan- 
ftalt in Wien abzugebenden Im: 
dividuen: 

1. Zur Abgabe in das Zwangs— 
arbeitshaus find geeignet: 1. Müſ-— 
figgänger und arbeitsfheue 
Menfhen. 2. Bettler, die feinen 
ehrlihen Erwerb ausweifen können, 
und 3) muthwillige und aus eige 
nemBerfhuldenvacirende Dienft- 
boten. 

2. Ad Müßiggänger oder ar: 
beitsfheuer Menſch ift derjenige 
für das Zwangsarbeitshaus geeignet, 
der fi feinen vollen Bedarf zu er 
werben im Stande ift, fih aber den: 
felben nicht erwirbt, und ungeacht et 
der gefhebenen Anweifungauf 
Arbeit im Müßiggange betreten wird. 
Eine vorausgegangeneämtlide 
Anweifung zu einer Arbeit ift 
jedoh nicht immer notbwendig, 
um folhe Menfhen, deren Hang 
zum arbeitsfheuen und unor 
dentlihen Leben außer Zweis 
felift, in das Zwangsarbeitshaué 
abzugeben; um übrigens Letzteres zu 
bewirken, ift in den Unterſuchungs-Ac— 
ten dur Bernehmung aller derje 
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nigen, welche zufolge ihrer früheren 
Berhältniffe mit dem Individuum in 
Kenntniß feines früheren Benehmens 
und Handelns, fo wie feines Charak— 
ter® ftehen, und zwar namentlich der 
Eltern und fonftigen Angehöri- 
gen, der Bormünder, Meifter 
oder fonftigen Arbeits: umd 
Dienftgeber erfihtlih zu ma— 
hen und zu conftatiren, ob die 
der Arbeitsfhen verdächtigen Indivi— 
duen folhe unverfennbare Pros 
ben von Arbeitsfheu gegeben 
haben, daß diefelben, als der bürgerli- 


hen Geſellſchaft nachteilig umd jeder, 


Arbeit abgeneigt, in das Zwangs— 
arbeitöhaus überbracdht werden müffen. 
Insbefondere find aber bei Minderjäh- 
rigen alle die Vorſchriften genau zu 
beobachten, welche rückſichtlich ihrer be— 
fonders beſtehen, und ſich auch mit der 
Dbervormundfhaft in das Ein- 
vernehmen zu feßen, vor deren fchrift- 
lihen Zuftimmung die Abgabe in das 
Zwangsarbeitshbaus nicht geſchehen 
darf. Als Bettler ift derjenige an— 
zuſehen, der entweder an einem öffent 
lihen Drte, oder in Privathäufern 
auf was immer. für eine Art Jemanden 
um Almofen anfpridht, es fei mündlich 
und ausdrücklich, oder durch Geberden, 
worunter auch der Fall zu zählen ift, 
wenn fih Jemand an einem Ort und 
vorzüglih an einem mehr begangenen 
Orte in einem Mitleid erregenden Zu: 
ftande hinftellet, fo daß die Abſicht, Ge- 
ſchenke zu erhalten, deutlih am Tage 
liegt, umſomehr alfo, wenn er in einem 
ſolchen Falle wirklid Gaben annimmt, 
oder auf eine fonft bemerkbare Art bit: 
tet. Eine frühere Abftrafung 
nad dem 262, und 263. $. des II. 
Theild des Strafgeſetzbuches 
iftjedoh nicht erforderlid. In 
die dritte Claſſe gehören diejenigen, die 
einen ehrlihen Erwerb entweder gar 
nit angeben können, oder bloß vor- 
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fpiegeln, und bei derdiepfälligen U eber« 
führung feinen andern oder abermals 
einen unwahren angeben. Ohne Unter: 
ſchied des Geſchlechtes find endlich die- 
jenigen berrenlofen Dienftboten 
zur Abgabe in das Zwangsarbeitshaus 
geeignet, welde aus ihrem Ber 
ſchulden noch feinen Dienft gefun- 
den haben, und im irgend einer Rück— 
fiht unter.eine der vorigen Gattungen 
von Menfchen gezählt werden können. 

3. Folgende Gattungen von Perſo— 
nen find jedoch zur Abgabe in das 
Zwangsarbeitshaus micht geeignet, 
nämlich: 

a) Kinder unter 14 Jahren; 

b) Sinnloſe und Wahnſinnige; 

ce) Mütter mit ſäugenden Kindern, 
fo lange ed nothwendig ift, daß fie 
diefelben ftillen; jedodh find Schwan- 
gere keineswegs ausgefchloffen ; 

d) Leute, die mit anftedenden Uebeln 
oder Krankheiten behaftet find. Diefe 
müffen vorläufig an das allgemeine 
Krankenhaus zur Heilung abgegeben 
werden ; jedoch find Unreine, die ges 
fäubert werden können, keineswegs 
darunter zu zählen; 

e) Leute, die fo arbeitsunfähig find, 
daß fie zur Abgabe in ein Ber 
forgungsbaus oder zur Bethei— 
lungmitArmen-Inftitutd-Por- 
tionen oder Armen: Stiftungen 
directivmäßig geeignet find. Bei 
diefen muß auf die Abgabe in eine 
Berforgungsanftalt mit Berwehrung 
des Ausganges oder mit einer Bethei- 
lung einer Armen-Inftitutiond Portion 
oder Armen-Stiftung der Antrag ge 
macht werden. Doc ift zur Abgabe 
in das Zmwangsarbeitshaus die voll: 
kommene Tüchtigkeit zuden in 
diefem Haufe jeßt eingeführ- 
ten Arbeiten nidhterforderlid; 

f) Alle, die in den Provinzen oder 
in dem Auslande geboren find, und 
in Niederoͤſterreich das Decennium nicht 
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erreicht haben oder nicht fonft als Ein- 
geborne betrachtet werden müffen. — 
Diefe find, wenn fie in eine der 4 obi— 
gen Bathegorien gehören, nah Um: 
ftänden entweder von bier abzufhaffen 
oder abzufhieben, oder wenn im der 
Provinz ihres Geburtsortes ein Ar- 
beitshaus bereits befteht, in dasfelbe 


abzuliefern *). 
Bei Ausländern ift jedod 
nah erſtrecktem Decennium, 


wenn fieniht außer Landes ge- 
ſchafft werdentönnen, die förm- 
lihe Ablegungdeslnterthband 
eides nicht erforderlid. Bon 
legterer Beftimmung ift nur bei einem 
einzigen Falle eine Ausnahme zu ma- 
hen, nämlih, wenn bei einer arbeit: 
famen Yamilie, die aber nicht als ein« 
geboren zu betrachten ift, ein einzelnes 
Glied oder der fleinere Theil der Fa- 
milie fih zum Arbeitshaufe qualificirt, 
unter ſolchen Umftänden ift weder auf 
die Abgabe des Individunms in das 
Zwangsarbeitshaus, noch auf die Abs 
Ihaffung der Familie zu erkennen, 
ohne vorläufig den Fall der Regierung 
vorgelegt zu haben. Uebrigens darf 
auf ausdrüdlichen Befehl Sr. Majeftät 
fein einziger Sträfling unmittelbar aus 
dem Polizei» oder Strafbaufe in das 
Zwangs » Arbeitshaus aufgenommen 
werden. Wenn fih jedoch ein folder 
nach überftandener Strafzeit und wie 
der erlangter Freiheit nad) den aufge: 
ſtellten Directivregeln zur Abgabe in 
dad Zwangs-Arbeitöhaus qualificirt, 
kann er allerdings hiezu notionirt 
werden. 

4. In Wien ift ed die Sade der 
t. k. Bolizei-Dber-Direction, die zum 
Zwangsarbeitshaufe geeigneten Perſo— 
nen, welche noch auf freiem Fuße find, 
ergreifen zu laſſen und diejenigen, 


— 








*) Diefer Punct wurde fpäter abgeän- 
dert, ſ. Bdg. v. 4. Mai 1852. 


688 


Swangsarbeitsanfalt. 


welche fih etwa ſchon in einem Arrefte 
befinden, bis zur Schöpfung der No: 
tion in die Aufbewahrung zu überneh- 
men. Auf dem flahen Lande ift dies 
die Sache der Magiftrate umd der 
oͤbrigen Ortsobrigkeiten. 

5. Das Erkenntniß oder die ſoge— 
nannte Notion, daß Jemand in das 
Zwangsarbeitshaus abzugeben fei, bat 
binfichtlih Wiens die k. E. Polizei— 
Dber-Direction, hinſichtlich des flachen 
Landes haben es die Kreisämter zu 
fällen. Alle Behörden find daher unter 
Mittheilung der Dirertivregeln ange: 
wiefen, alle Diejenigen Berfonen, welche 
nad denfelben zur Arbeit in das 
Zwangsarbeitshaus geeignet zu fein 
fheinen, der Polizei» Ober» Direction 
und rüdfihtlih den Kreisämtern, un: 
ter Mittheilung der über fie etwa vor- 
bandenen Unterfuhungs- oder übrigen 
Acten anzuzeigen. 

6. Diejenigen Individuen, rückſicht⸗ 
lich welcher die k. k. Bolizei-Dber-Di- 
rection und rüdfihtlic das f. f. Kreie- 
amt erfennt, daß fie zur Abgabe in das 
Zwangsarbeitshang nach den befteben- 
den Directiven volllommen geeignet 
find, jind von dortaus fogleid 
mit allen Unterfuhungs- und 
fonftigen Acten, ärztlihen und 
wundärztlihen Befunden über 
die körperliche Befhaffenpeit 
derfelben und einer genauen 
Characteriftit oder kurz gefaß- 
ten Lebensgeſchichte, unmittel- 
bar in das. f. Zwangsarbeit 
haus abzuliefern. 

Die k. k. Arbeitshausverwal— 
tung hat dieſe dergeſtalt abge— 
lieferten Individuen zu über— 
nehmen, unter Einem aber ſo— 
glei die Anzeige bievon, um 
ter Anfhluß der an fie gelang- 
ten Acten, der Regierung zu er 
ftatten, welche diefe Notion zu 
prüfen und nad erfolgter ges 
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naueften Würdigung aller Ei— 
genfhaften und Berhältniffe, 
diefelbe entweder zu beftätigen 
oderabernah Befund die Frei- 
laffung des abgegebenen Indi— 
viduumdanzuordnen bat. (DVdg. 
der f. ka n. ö. Land. Reg. v. 19. Det. 
1829.) 

Swangsarbeitsanftalt. Die Di- 
rectiv-Regeln für das Zwangsarbeits- 
haus in Gratz enthält die Gub. Vdg. 
v. 27. Juli 1840 3. 11762. Prov. 
G. ©. für Steiermark Jahr 1840. 
Rr. 91. 

— — Einrichtung der Zwangsar- 
beits- und Befferungsanftalt in Wien. 
(Bdg. der n. 6. Reg. v. 12. Febr. 1841 
3. 67960 *). 

— — Mit a. h. Entfhließung vom 
10. Auguft 1838, Hoflzl. Deer. vom 
15. Aug. 1838 3. 20875, wurde die 
Errihtung eines Provinzial» Zwange- 
arbeitöhaufes in Brünn genehmigt, 
und es wurden die für diefe Anjtalt mit 
Hoffanzlei:Decret vom 29. Jän. 1841 
3. 38563 feftgefeßten Directivregeln 
mit Eirc. des mähr. Guberniums vom 
2. Det. 1841 3. 40786 befannt ges 
macht. (Prov. ©. S. für Mähren, 3. 
1841. Nr. 103.) 

— — in Brünn. Die Hoflanzlei 
fand mit dem Decrete vom 24. Mär; 
1842 3. 5601 anzuordnen, daß die 
Ergreifung, Notionirung und Inhaf— 
tirung der zur Ablieferung in die Pro— 
vinzial-Zwangsarbeitsanftalt beftimm- 
ten Individuen der Polizei» Direction 
in dem ganzen, die Stadt Brünn und 
deren Borftädte umfaffenden Polizei— 
Bereiche zuzumweifen fei. (Deer. des 
mähr. Gub. v. 9. Apr. 1842 3.14021. 


*) Die in dieſer Verordnung angeführ: 


ten Beftimmungen über die Notionirung 
der Individuen in dad Zwangsarbeitshaus 
find mit den in der oben angeführten Dar- 
ftellung vom 19. Dct. 1839 vorfommenden 
Brundfägen vollkommen übereinftimmend. 


Baltioth, Yandr. d. Pol. Gel. UL 
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Prov. ©. ©. für Mähren. 3. 1842. 
Rr. 29.) 

Bwangsarbeitsanftalt. — Die 
k. k. Hoffanzlei hat. mit Decret vom 
25. Bebruar 1. 3. Zahl 5631 und 
362 über die Frage: von wem die 
vorläufigen Auslagen für die Trand- 
portirung und Berpflegung der zur Ab: 
gabe in die Zwangsarbeitshäufer be: 
flimmten Individuen zu beftreiten find, 
anber bedeutet, daß es in Folge einer 
a. h. Entſchl. vom 3. Jan. I. I. dies- 
falls bei der bisherigen Uebung zu ver- 
bleiben babe. (Deer. der k. k. n. 6. 
Reg. v. 7. März 1843 3. 13446.) 

— — Diejenigen Individuen, die 
die ihnen in der freiwilligen Arbeits- 
anftalt angebotene Beichäftigung will: 
fürlich aufgeben, ohne anderwärts einen 
ordentlichen und zureichenden Erwerb 
gefunden zu haben, bethätigen den 
ihnen inwohnenden Hang zum Müffig: 
gange auf ſolche Weife ipso facto, da— 
ber find diefelben auch bei ihrer näch— 
ften Betretung im arbeitslojen Zu— 
ftande, unter gehöriger Auseinander- 
fegung der obmaltenden Berhältniffe 
und Prioren, ohne weiters für Die 
Zwangd » Arbeitdanftalt zu behandeln 
und zu beantragen. (Circ. der k. k. Bol. 
Db. Dir. vom 14, Aug. 1844 Zahl 
13265.) 

— — Der Magiftrat bat mit Note 
vom 22. v. M. 3. 41292 anher eröff: 
net: es fei ſchon mehrmals der Kal 
vorgelommen, daß Individuen in die 
Zwangsarbeits-Anftalt gelangten, die 
zahlungspflichtige und zahlungsfähige 
Angehörige hatten, und in Folge def- 
fen die Berpflegsgebühren für 
die betreffenden Zwangsarbeiter nach— 
träglich eingebracht worden wären. 

Es wurde daher im Intereſſe des 
Zwangsarbeitshaus-Fondes das Erſu— 
hen geftellt, in derlei Fällen, wo bei 
Rotionirungs » Verhandlungen für die 
Zwangsarbeite - Anjtalt die Zahlungs» 

44 
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fähigkeit des Notionirten oder feiner 
nächſten zahlungspflichtigen Angehö— 
rigen hervorgehen ſollte, die einſchlägi⸗ 
gen Daten zur Einbringlihmahung 
der Berpflegägebühren dahin mitzu- 
theilen. (Circulat der k. k. Vol. Ob. 
Dir. vom 17. Auguft 1845 3. 13743 
u. 355.) 

Swangsarbeitsanftalt. Die Dis 
rectivregeln für das in Görz errich— 
tete Provinzial » Zwangsarbeitshaus 
wurden befannt gemacht. (Kundma— 
hung des kuͤſtenl. Gub. vom 15. Sept. 
1845. Zeitſchr. für 5. R. 3. 1845. 
N. B. ©. 513.) 

— — Die Hoflanzlei findet im 
Einverftändniffe mit der Polizei» und 
GenfurdsHofftelle zu genehmigen, daß 
die Notionirung in das Zwangsar- 
beitshaus auch im allen zum biefigen 
Polizeibezirke gehörigen Gemeinden 
außer den Linien der k. k. Polizei- 
Ober» Direction in Wien zugewiefen 
werde, wobei diefelbe ſich jedoch nad 
den für Wien geltenden Borfhriften 
zu benehmen haben wird. — Uebri— 
gens ift immer in der Notion die Zu: 
fändigfeit der notionirten Perſon nad) 
Wien oder in eine andere Gemeinde 
des Wiener Polizei» Bezirkes anzuge— 
ben, weil die Berpflegskoften im letz⸗ 
teren Falle von der ſtändiſchen Dome— 
ſtical⸗Caſſe zu beſtreiten find. (Gfkzl. 
Decr. v. 10. Febr. 1847 3. 3933 an 
dien. 6. Reg. N. ö. Rggs. Decr. vom 
13. Febr. 1847 3. 9801.) 

— — in Prag. Das f, f. Mini, 
fterium des Innern hat mit Decret v. 
20. Sept. I. 3. 3. 19608 beftimmt, 
daß die mit der Unterbringung von 
Individuen im Prager Zwangsarbeits- 
hauſe verbundenen Koften, fofern bier 
nicht eine befondere Bahlungsverpflich- 
tung eintritt, vorläufig im Wege der 
Landesconcurrenz allein, durch Um— 
lage auf fämmtliche directe Steuern 
hereingebracpt werden. (Kundm. der 
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böhm. Statth. vom 18. Oct. 1850. 
L. 6. 3. Nr. 173.) 


Zwangsarbeitsanftalt. Ueber die 
aus einem fpeciellen Anlaffe geftellte 
Anfrage, ob die im Polizei» Rayon 
aufgegriffenen und zur Abgabe ing 
Zwangsarbeitdhaus geeigneten Perfo- 
nen, auch wenn fie nicht in eine 
der Gemeinden des betreffenden Be— 
zirkes zuftändig find, dahin nctionirt 
werden können? wurde mit Statthal- 
terei- Decret vom 22. April 1851 2. 
12445 anher Nachſtehendes erinnert: 


Zur Notionirung folder Berfonen, 
vorausgefeßt, daß fie in eine der Ge- 
meinden des Kronlandes Niederöfter: 
reich zuſtändig find, ift immer diejenige 
Behörde competent, in deren Bezirke 
diefelben aufgegriffen werden. Es ver- 
ſteht ſich jedoch von ſelbſt, dag nöthi— 
genfalls behufs der Conſtatirung der 
zur Abgabe in das Zwangsarbeitshaus 
nothwendigen Erforderniffe, fih mit 
den Heimatsbehörden und Gemeinden 
ins Einvernehmen zu feßen fei. Uebris 
gens fteht die Rotionirung ind Zwangs— 
arbeitshaus im Wiener Polizei-Rayon 
nad $. 16 des Wirkungskreiſes der 
Polizeibehörden der Stadthauptmann- 
Ihaft zu, welche von Fall zu Fall die 
betreffende Bezirkohauptmannſchaft in 
Kenntniß zu feßen bat. Endlich wird 
noch bemerkt, daß fowohl die Stadt: 
hauptmannfchaft als auch die Bezirke: 
bauptmannfchaft directivmäßig die No— 
tion fogleih in Vollzug zu feßen, fo- 
hin die Notionirten fammt den Unter: 
fuhungsacten und fonftigen Bebelfen 
an die Zwangsarbeitshaus » Berwal: 
tung abzuliefern haben, von weld Lep: 
teren dann die Beftätigung der Notion 
einzuholen ift. (Decr. der f.f. Stadth. 
v. 9. Mai 1851 3. 8499.) 


— — Die Directiven für die 
Zwangsarbeitsanftalt in Pefth wurden 
befannt gemacht. (Vdg. der ungar. 
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Statth. vom 19. Juli 1851. Ung. 2. 
G. B. Nr. 172.) 

Zwangsarbeitsanftalt. Um die 
haufig vorfommenden Reverfionen 
für die Zukunft zu befeitigen 
und nußlofe Schubkoften zu erfparen, 
hat das hohe Minifterium des Innern 
mit Erlaß vom 23. April 1852 Zahl 
9358/180 folgende Verfügungen ger 
troffen: 

Betrifft es Individuen aus jenen 
Kronländern, in welchen bereitd Beſſe— 
rungs- oder Zwangsarbeitsanſtalten 
beſtehen, ſo iſt von den hieſigen Poli— 
zei-Behörden in jedem einzelnen Falle 
der Ausweifung oder Abichiebung, 
wenn ich das betreffende Indi- 
viduum zur Notionirung eig. 
net, an die Heimatsbehörde, unter 
Bekanntgebung der näheren Thatum— 
ftände, der Antrag auf Notionirung zu 
flellen. Diefes geſchieht rückſichtlich 
derjenigen, welche mit gebumdener 
Marfchroute entfernt werden, in der 
diesfälligen Note an die Bezirkshaupt- 
mannſchaft rückſichtlich der Schüblinge 
in der Schubnote, bei allen jenen Leu— 
ten, welche, im Kalle ihrer Zuftändig- 
feit nach Wien für die hiefige Zwangs— 
arbeitdanftalt zu beantragen geweſen 
wären. Die Statthalter der fraglichen 
Kronlander, nämlich jene zu Prag, 
Brünn, Lemberg, Graß, Inn$- 
bruck und Laibach wurden unter 
Einem aufgefordert, fämmtliche ihrer 
Leitung umterftehende Bezirkshaupt— 
mannfchaften und Polizeibehörden auf 
diefen modificirten Vorgang aufmerf: 
fam zu machen und diefelben ausdrück— 
lich anzuweifen, auf diefe Rotioni- 
rungs » Anträge der Wiener Polizeis 
Behörden befonderen Bedacht zu neb- 
men, und wenn nicht wefentlihe, nur 
der Heimatsbehörde bekannte Hinder- 
niffe im Wege ftehen, die Notionirung 
zu effectuiren. In Anfehung der Indi— 
viduen, welche den anderen mit den 
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oben gedachten Anftalten noch nicht 
verfehenen Kronländern atigehören, ha— 
ben Se. k. k. apoft. Majeftät mit a. h. 
Entfhliefung vom 12. April 1852 
nachftehende Aenderung der für die 
biefige Zwangsarbeitsanftalt erlaffenen 
Directiven zu genehmigen gerubt: 

1. Jene Individuen, welche zwar im 
Allgemeinen nach den mit der a. h. Der 
ftimmung v. 22. Sept. 1839 feitgefeb- 
ten Directiven zur Abgabe in ein 
Zwangsarbeitshaus geeignet, je- 
doch nit nah Wien oder N. Defter- 
reih, fondern nach andern Kronläns 
dern zuftändig find, können von den 
Wiener Rocal: Sicherheitsbehörden ge: 
gen nadträglihe Einholung der Be: 
ftätigung der n. ö. Statthalterei in 
das Wiener Zmwangsarbeitähaud no: 
tionirt werden. 

2. Der Landesd-Eoncurrenzfond des 
beireffenden Kronlandes hat der Ge- 
meinde Mien, in deren Adminiftration 
fih die hieſige Zwangsarbeitsanftalt 
derzeit befindet, die einfachen Ber: 
pflegsfoften jedes einzelnen dahin zu— 
fändigen und hier verwahrten Indivi— 
duums zu vergüten. 

3. Nur bei nachgewieſener Never: 
fion, wodurch fh eben die vorausge: 
gangene Ausweifung oder Abſchiebung 
ala nutzlos erwies, fann die Notioni- 
rung von den biefigen Behörden er: 
folgen. 

4. Jedenfalls kann aber diefe No— 
tionirung nur dann Statt finden, wenn 
das Kronland, wohin die ergriffene 
Perfon zuftändig ift und daher abge: 
fhoben werden follte, nicht im Beſitz 
einer eigenen Zwangsarbeitsanftalt ift, 
und 

5. infofern die räumlichen Verhält- 
niffe des hieſigen Zwangsarbeitshau— 
fes eine folhe Mehraufnahme zuläffig 
machen. Nachdem aber die letzte Ber 
dingung von der Art ift, daß fie einen 
weſentlich N en auf 
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die Durchführung diefer Mafregel im 
gegenmärtigen Moment übt, fn hat 
vorläufig die Notionirung fremder Ins 
dDividuen duch die hiefigen Sicher— 
heitöbehörden nur in jenen Fällen Pla 
zu greifen, wo bei wiederholten 
Reverfionen jedes andere Mittel, 
die Rückkehr hintanzuhalten, erfolglos 
angewandt worden ift. 

Hinfihtlih der durch die gedachte 
Abänderung bedingten Erweiterung des 
Faffungsraumes der hiefigen Zwang#- 
arbeitsanjtalt wird von Seite der Statt» 
balterei unter Einem das Erforder⸗ 
liche eingeleitet werden. (Bdg. der n. ö. 
Gtatth. v. 4. Mai 1852 3. 14569. 
Ddg. der Wr. Stadth. vom 12, Mai 
1852 3. 9327/1129.) 

Zwangsarbeitsanftalt. Ueber die 
berichtlich geftellte Anfrage wurde mit 
Statthalterei » Erlafß vom 16. Juni 
1852 3. 20337 die in Anfehung des 
hohen Minifterial-Erlaffes v. 23. Apr. 
d. J. 3. 9358 ausgefprodhene hieror- 
tige Aufiht, wie nah der Notioni- 
rung von Revertenten in das 
biefige Zwangsarbeitshaus die gericht: 
(ide Abftrafung wegen der Webertre- 
tung der verbotenen Rüdkehr voraud- 
zugehen babe, als richtig erklärt und 
anerfannt, daß in einem folden Aus: 
nahmsfalle tie Beftimmung der Direc- 
tiven vom 22. Sept. 1839, zufolge 
welcher fein Sträfling unmittelbar aus 
dem Polizei» oder Strafhaufe in das 
Zwangsarbeitöhaus abgegeben werden 
foll, allerdings eine Modiflcation er- 
leide. Nachdem übrigens zufolge des 
oben angeführten hohen Minifterial: 
Erlaffes die Notionirung ſolcher Indi— 
viduen nicht unbedingt, fondern nur 
dann einzutreten hat, wenn jedes an« 
dere Mittel, die Rückkehr hintanzuhals 
ten, erfolglos angewendet wurde, fo 
babe die Stadthauptmannfhaft, um 
der noch nicht aufgehobenen, oben er- 
wähnten Beftimmung der Directiven 
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Genüge zu leiften, in folden Källen 
die obwaltenden Berhältniffe, insbefon- 
dere aber die Art und die Dauer 
der vorausgegangenen Abftrafung ge- 
nau zu erwägen. Daher werde die No» 
tionirung, bei dem Eintritte der fonfti- 
gen gefeglihen Erforderniffe, dann 
ohne Anftand verfügt werden können, 
wenn die vorausgegangene Beftrafung 
wegen Reverfion allein oder in Ver— 
bindung mit geringeren @efeßesüber: 
tretungen auf eine (im Verhältniſſe 
zur gewöhnlichen Detention im Arbeits: 
hauſe) kurze Dauer erfolgt ift. 

War aber die Strafe wegen Rever- 
fion in Verbindung mit Berbrechen 
von längerer Dauer und wurde 
felbe insbefondere im Strafbaufe 
vollftredt, dann fei, mit Rückſicht auf 
die in dem Strafhaufe ohnehin befte- 
hende Anhaltung zur Arbeit die aus— 
nahmsweiſe Rotionirung folder in ein 
andered® Kronland zuftändiger Perfo- 
nen nuringanz befonderen Fäl— 
len zu verfügen. Die Bezirks - Com- 
miffariate werden hievon im Nachhange 
zu der hbierortigen Verordnung vom 
12. Mai d. J 3. 9327/1129 zur 
Wiffenihaft und Darnachachtung vers 
ftändiget. (Bdg. der Stadth. vom 18. 
Juni 1852 3. 12187/1445.) 

Zwangsarbeitsanftalt. Mit Be 
ziehung auf die hierortige Verordnung 
vom 12. Mai 1852 3. 9327/1129 
wird befannt gegeben, dag auch im 
Kronlande Ungarn Zwangsarbeitean- 
ftalten beftehen und zwar Eine zu 
Preßburg und eine Zweite zu Peftb. 
Diefe Zwangsarbeitöhäufer find zwar 
Rocalanftalten und als ſolche aus— 
ſchließend für die Gemeindeangehöri- 
gen der Städte beſtimmt, in welden 
fie errichtet wurden; allein es kann 
eben deshalb feinem Anftande unter: 
liegen, daß die nah den benannten 
Städten zuftändigen Revertenten bei 
den Heimatsbehörden zur Unterbrin- 
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gung in jene Anftalten beantragt und 
zu diefem Behufe unmittelbar abge: 
fhoben werden, fo daß die ausnahms— 
weife geftattete Notionirung in das 
hiefige Zwangsarbeitähaus nur auf 
folde dem Kronlande Ungarns ange: 
hörige Revertenten zu beſchränken ift, 
weldye weder nach Peſth noch nad) Preß- 
burg zuftändig find. Hiernach ift fid 
zufolge Statthalterei- Erlaffes vom 1. 
Aug. 1852 3. 26681 um fo mehr zu 
benehmen, als die Rotionirung der, 
anderen Kronländern angehörigen In— 
dividuen in das hiefige Zwangsarbeits- 
haus immer als eine Ausnahme zu gel- 
ten hat und die befhräntten räumli- 
hen Berhältniffe der hierortigen An— 
ftalt eine ftrenge Auslegung Ddiefer 
Ausnahme ald nothwendig erfcheinen 
laffen. (Bdg. der Wr. Stadth. vom 6. 
Aug. 1852 3. 16077/1865.) 


Zwangsarbeitsanftalt, Abgabe 
der Bettler dahin, f. Bettler. (Vdg. 
v. 6. Mai 1852 $$. 11 u. 12.) 

— — Abgabe der Freudenmädchen 
dahin, f. Freudenmädchen. (Bra. v. 
6. Mai 1852 $. 10.) 

— — Abgabe der in Prag wieder: 
holt ala Vagabunden aufgegriffenen 
fremden Unterthanen in die Zwange- 
arbeitsanftalt, f. Bagabunden. (Vdg. 
v. 30. Jän. 1835.) 


— — f. Bagabunden. 


693 


Swillinge. 


Zwangspaß, fiche Schub, Ab: 
fhaffung, Ausweifung. 

Zwerge: Borzeiger, ſ. Schau: 
Productionen. 

Zwetſchkenkerne, ſ. Surrogat: 
Kaffee. 

wicken oder Labetſpiel iſt als Ha- 
zardſpiel verboten. (Hfd. v. 30. Juni 
1792. Pol. &. 6. 1. Bd. Nr. 64. 
Hfd. v. 25. Febr. 1794. Krop. Gef. 
Franz. 4. Bd. ©, 127.) 

— — Da das fogenannte Zwiden 
oder Labetſpiel offenbar unter diejeni- 
gen Spiele gehört, welche die Spiel- 
ſucht zur PVereitlung des Geſetzes er- 
funden, und alfo fhon das unterm 
1. Mai 1784 wegen der Hazardfpiele 
erlaffene Patent nebft den darin aus— 
drüdlich genannten Spielen, verboten 
hat, fo wird zu Jedermanns Wiffen- 
[haft erklärt, daß das Zwiden oder 
Labetfpiel ala ein wirkliches Hazard- 
fpiel auch in Niederöfterreih unter den 
in dem 13. Hauptftüde des 2. Theile 
des Gef. B. über ſchwere Polizeiüber- 
tretungen im 8. 266 feftgefeßten Stra» 
fen verboten fei. (Hofkzl. Deer. vom 
13. Aug. 3. 15272. Eirc. der n. ö. 
Reg. v.4. Sept. 1807. 3.209638. Ay. 
Gef. Franz. 23. Bd. ©. 572 u. 573.) 

Zwillinge, Beftimmungen hinfidht- 
lich der Yindelhaus - Aufnahmstare, ſ. 
Bindelanftalt. (Vdg. vom 3. April 
1829.) 


Nadtrag 


der während der Drudlegung diefes Werkes erſchienenen 
Verordnungen. 


Abfchaffung. In Anfehung der po- 
lizeiliben Abfhaffung werden 
zur ausfchließenden, genauen Darnach— 
achtung nachſtehende Anordnungen ge: 
troffen und hierdurch die früheren Ber 
ftimmungen, infofern fie mit den gegen- 
wärtigen im Widerfpruche ftehen, als 
aufgehoben erklärt: 

1. Die Abſchaffung ift von der 
einfahen Wegmweifung und Abfdhie: 
bung meientlih dadurch unterfhieden, 
daß die Rückkehr des Abgefhafften die 
gerichtliche Beftrafung nach dem Straf: 
gefeße, die Reverſion des einfach Weg— 
gewiefenen oder Abgefhobenen hingegen 
nur die abermalige zwangsweiſe Entfer- 
nung oder höchſtens nebftbei eine poli— 
zeilihe Ahndung zur Folge hat. 

2. Die Abſchaffung iſt eine be- 
ftändige oder zeitliche. Jene kann 
nur von der Statthalterei im Gnaden- 
wege nachgefehen werden, diefe erlifcht 
mit dem Ablaufe der feitgefegten Frift. 
Bevor daher eine bereits verhängte Ab- 
ſchaffung nicht in der einen oder andern 
Weife aufgehoben erfcheint, ift es über: 


flüffig, den Abfhaffungsact gegen die- 
felbe Perſon zu wiederholen; aber aller: 
dings zwechmäßig, fie an das noch auf- 
recht beſtehende Verbot der Rückkehr zu 
erinnern. 

3. So wie die im Wiener Polizeis 
rayon beftehenven Gerichte nunmehr die 
Abſchaffung nach dem Gefehe immer für 
den ganzen Umfang diefes Rayons zu 
verhängen haben, ift auch die polizeiliche 
Abſchaffung ftets mit Rüdficht auf den- 
felben Umfang auszuſprechen. 

4. Eine fo empfindlihde Maßregel 
wie die Abfhaffung hat daher aud 
nur in jenen Fällen einzutreten, in wel- 
hen fie aus zureihenden Gründen an: 
gezeigt und nothwendig erfheint, wie 

a) gegen entlaffene Sträflinge, die 
fih nad den Voracten ald der Eigen: 
thumsficherheit oder in anderer Rückſicht 
befonders gefährlich darftellen. 

b) Gegen Subjecte, welche erwiefener 
Mapen in politifher oder fittliher Rich— 
tung einen höheren Grad von Be 
denflichkeit an den Tag legen. 

c) Gegen Individuen, welche durch 
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wiederholte Reverſion offenbare Renitenz 
gegen die behördliche Verfuͤgung beweiſen. 

d) Gegen jene Perſonen, welche be— 
reits von Gericht, jedoch nach der frühe— 
ren Uebung nur von Wien, d. i. aus 
dem Gemeindebereiche der Stadt Wien, 
abgefhafft find, infofern fie an einem 
nicht zur Stadt-Commumne gehörigen, im 
Polizei-Rayon liegenden Drte betreten 
werden. 

5. Die Bezirkscommiſſariate 
haben, von&mpfang diefer Berordnung 
angefangen, die Abfchaffung in den hie- 
zu geeigneten Fällen niht mehr 
ſelbſtſtändig vorzunehmen, fondern 
diefelbe, gleihwie die Notionirung in 
das Zwangsarbeitshaus, hei der Po— 
lizeidirecetion zu beantragen. 

6. Da die Abgefhafften in der Regel 
auch mit dem Schube zu entfernen und 
zu diefem Behufe in das hierortige Ge: 
fangenhaus abzugeben find, ift der all- 
fällige Antrag auf Abfhaffung unter 
Ginem mit jenem auf Abichiebung in 
dem bezüglichen Schubreferate zu ftellen. 
Tritt der Ausnahmöfall ein, daß ein 
Individuum abgeſchafft, aber ſohin nicht 
abgefhoben, fondern in einem anderen 
Wege, z. B. mit gebundener Marfchroute, 
zwangsweiſe entfernt werden fell, fo ift 
der diesfällige Antrag in einem befon- 
deren Referate furz und bündig zu mo- 
tiviren. (Decr. der Bol. Dir. v. 8. Zuli 
1852 3. 7322/943.) 

Abſchaffung. Betreffend den 
Borgang in Fällen der polizei: 
lien Wegweiſung und Abſchaf— 
fung wird Folgendes verordnet: Die 
Entfernung eines Fremden von dem 
hiefigen Plage wird entweder ala Ab: 
ſchaffung oder ala einfache Ausweifung 
verfügt, und in beiden Fällen entweder 
mitteld Schubes, mitteld gebumdener 
Marſchroute oder mittels Inftradirung 
der gewöhnlichen Reifeurfunde in Boll- 
zug gefeßt. 
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A. Abſchaffung. 

Die Abſchaffung, welche zur Folge 
hat, daß ſich der Abgeſchaffte durch die 
verbotene Rückkehr einer Uebertretung 
ſchuldig macht (ſ. $. 323 und 324 des 
Strafgefepes), ift durch den Erlaß des 
Polizeidirectors vom 8. Juli v. J. 8. 
7322 geregelt und der Polizeidirection 
feldft vorbehalten. Der dießfällige Bor- 
gang, wornad auf Grundlage der ge- 
pflogenen Erhebungen die Abfchaffung bei 
der Bolizeidirection von dem Bezirkscom⸗ 
miffariate beantragt und von Erfterer 
ausgefprochen wird, ift auch fernerhin zu 
beobachten, und es kommt nur zubemer- 
fen, daß die Aufnchme des Kundma— 
chungs⸗-Protocolls im Sinne des Hof: 
fanzleidecretes vom 22. October 1846 
8.31194 (f. Abfchaffung 1.38%. ©. 4) 
nie zu unterbleiben hat, und daß es 
zweckmäßig fein dürfte, auch von der zeit« 
weifen Abſchaffung öfter Gebraudh zu 
machen, um fhädliche Individuen, wel- 
che bei der einfachen Ausweiſung leichter 
zurückkommen können, fiherer entfernt 
zu halten. 

B. Ausmweifung. 

Belangend die einfadhe Ausweifung, 
fo ift auch diefe, felbft wenn fie nur durch 
gebundene Marfchroute oder mittels In— 
ftradirung der gewöhnlichen Reifeur- 
funde vollzogen wird, eine Maßregel, 
welche der Partei unter gegebenen lm: 
ftänden jehr empfindlich fein kann, und 
um die Beurtheilung des Borganges 
auch fpäter noch zu ermögliden und 
nachträgliche, oft gar nicht mehr aus: 
führbare Ergänzungen der Weten zu ver- 
meiden, fo wird hierüber mit Genehmi- 
gung der k. k. oberften Poligeibehörde 
Bolgendes angeordnet: 
a)mitBidirung der Reiſeurkunde. 

Die einfache Ausweifung aus dem 
Polizei⸗Rayon, infofern fie lediglich mit 
Bidirung der Reifeurfunde zu vollziehen 
tömmt, wird, wie bisher, den Bezirkes 
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Polizei⸗Commiſſariaten, welche dieſelbe 
im Namen der Polizei- Direction aus- 
fprehen, überlaffen. Diefelben haben 
jedoch bei folhen Ausweifungen ein Er- 
hebungsprotocoll über die obwaltenden 
Thatumftände aufzunehmen, in demfel- 
ben die Anerkennung des Thatbeftandes 
durh das ausjumeifende Individuum 
felbft oder durch die einnernommenen 
Zeugen erfichtlich zu machen, fodann die 
hierüber getroffene Verfügung der Aus- 
weifung kurz anzuführen, welche Verfü— 
gung dann der Bezirkäleiter durch feine 
Unterfhrift zu approbiren hat. 

Damit ift durchaus nicht gemeint, daß 
von jeder Ausweifung die derfelben zu 
Grunde liegenden Thatfahen durch 
förmlihe Bernehmungsprotocolle des 
Auszumweifenden oder der allfälligen 
Zeugen ſicher geftellt und fo ein fhrift- 
liches Unterfuchungsverfahren eingeführt 
werden fol, es hat vielmehr das Ber- 
fahren biebei mündlid Statt zu finden, 
und es find nur die Refultate der münd- 
lihen Berhandlung in das oben ange: 
deutete Erhebungsprotocoll einzutragen. 

Bei diefer Eintragung haben fich die 
Bezirks » Bolizei- Gommiffariate kurz zu 
faffen,, wie es bei der dermaligen Auf: 
nahme der Amtshandlungen in die Ge— 
ftionsprotocolle geſchieht. 

Die eigenhändige Beftätigung des 
Erhobenen durch die Unterfchrift der 
Partei felbt und nah Bedarf der Ber- 
fonen, durch deren Ausfage die Ausweis 
fung begründet wird, ift jedoch ala Regel 
feftzubalten. Uebrigens bleibt es der. k. 
Polizeidirection überlaffen, bei widhti- 
geren Fällen auch wie bisher befondere 
Bernehmungsprotocolle in Anwendung 
zu bringen. | 

Da übrigens der Wirkungskreis der 
Polizeidirection in Ausweifungafällen 
nicht befchränft werden will, und den 
Barteien nicht Gelegenheit gegeben wer: 
den foll, die Ausweifung durch Winkel- 


696 


Abſchafſung. 


züge hinauszuſchieben oder zu vereiteln, 
fo wird in der Regel fein Recurs ge- 
gen die von der Sicherheitsbe— 
hörde verfügte Ausweifung mit 
auffhiebender Birfung Statt 
haben, was aber nich: hindert, daß 
fi in einzelnen Fällen, wie ed auch jekt 
geihieht, Parteien wegen Aufhebung 
der wider fie verfügten Ausweifung an 
die höhere Behörde wenden, welche nad 
ihrem Ermeſſen fih den Sachverhalt 
aufklären laffen und nah Umftänden 
auch die Ausweifung fiftiren wird. 

Infofern derlei Beſchwerden an die 
PolizeirDirection gelangen, kann fie den 
Borgang der Eommiffariate nad Rage 
der Sache berichtigen und. es von der 
Ausweifung ablommen laffen. 

Jedenfalls ift dem Auszuweiſenden 
die über ihn getroffene Verfügung und 
der Umfang derfelben mit Beziehung 
auf die in Anwendung kommende fpe- 
cielle Borfchrift, wo eine foldhe befteht, 
protocollarifch deutlich zu eröffnen, und 
es ift Die Friſt, binnen weldyer die Ent- 
fernung defielben zu erfolgen bat, den 
erhobenen Umftänden angemefjen zu be- 
flimmen. 

b) Mit Ausfertigung einer ge- 
bundenen Marſchroute. 

Auch in diefem Falle gelten alle bie- 
ber angeführten Beftimmungen, doch ift 
ſich nebftbei, was die Ausfertigung der 
Marfchroute, die Berftändigung der Hei- 
mathsbehörde und die Einfendung der 
Documente an die lektere betrifft, wie 
bisher nach der bezüglihen Inftruction 
zu benehmen. 

ec) Mit Abſchiebung. 

Wird der Ausgewiefene zugleich ab- 
geihoben, fo ift durchaus der bisher 
beobachtete regelmäßige Vorgang mit 
protocollarifhen Vorerhebungen umd 
Schöpfung eines der Beftätigung der 
Polizei: Direction unterliegenden Er- 
Penntniffes einzubalten, wie er in den 
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bierortigen Decreten vom 30. Jänner 
1852 8. 1561 /192 und vom 17. 
Februat 1853 3. 452 vorgefchrieben 
ift (id. Schub 3. Br. S. 121— 125). 

Die Berichte, welche die Polizeidi— 
rection über Geſuche um Aufhebung der 
Ausweifung an die Statthalterei zu er: 
ftatten in die Lage fommt, find immer 
vollftändig und indbefondere mit dem 
oben erwähnten Erhebungaprotocntle 
und der demfelben beigefügten Auswei- 
fungsanordnung, dann dem Belege über 
die Verftändigung der Partei im Drigi— 
nal oder in amtlicher Abfchrift zu inſtrui⸗ 
ren. Erl.d. n. 6. Statth. v. 17. Mai 
1853 3.14063. Deer. d. Bol. Dir. v. 
23. Mai 1853 3. 10623/1339. 

Abfchaffung der Ausländer, Evi- 
denzhaltung, ſ. Ausländer. 

Abfchiebung. Ueber Erlaf des Mi- 
nifteriums des Innern vom 29. Mai v. 
3. 3.2667 hat die niedersöfterreichifche 
Statthalterei mit Erlaß vom 16. Jumi 
v. J. 3. 18466 ander bedentet, daß 
den kak. Bezirkshauptmannſchaften auf: 
getragen worden fei, den von Wien ab- 
gefhafften oder aus Polizeirückſichten 
weggewiefenen Individuen feine neue 
Neifeurfunde oder Heimathſchein nad 
Mien zu ertheilen. 

Allein deffenungeadhtet hat man na- 
mentlich bei Reverfionen in neuerer Zeit 
die Wahrnehmung gemacht, daß das 
oben erwähnte PBerbot von mehreren 
Bezirfahauptmannfchaften dadurd um- 
gangen werde, daß fie an derlei Berfo- 
nen Heimathfcheine ausfolgen, bei deren 
Pidirung die in einem ſolchen Falle aus— 
drücklich beizufeßende Bemerkung: „mit 
Ausnahme von Wien“ ausgelaffen wird, 
fo daß die dießfällige Pidirung blos 
lautet: „Giltig für Niederöfterreich " 
oder für alle Kronländer. 

Das k. k. Bezirks⸗Polizei-Commiſſa⸗ 
riat wird hienach mit dem Auftrage auf- 
merffam gemacht, bei der Vidirung der 
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Meldzettel, Revifion der Häufer und an- 
dern Amtshandlungen Perfonen, welche 
im Befiße von auf die leßtere Art aus- 
geftellten und vidirten Heimathfcheinen 
find, der firengften Ausweisleiftung zu 
unterziehen und mit ihnen nad) dem Re- 
fultate weiter Amt zu handeln. (Decr. 
der Bol. Dir. v. 23. Dechr. 1852 23. 
26936/7644.) 

Abfchiebung. Das Commiffariat 
erhält den Auftrag, von jedem vorfom- 
menden Falle, daß die f. k. Bezirks: 
hauptmannſchaften von Wien abgeſcho⸗ 
benen oderabgefchafften Individuen ihre 
Reifeurtunden ohne die Klaufel „mit 
Ausnahme von Wien” vidiren, die An- 
zeige allſogleich anher zu erftatten- 
(Deer. der Pol. Dir. v. 25. Jänner und 
v. 16. Auguft 1853. 3. 696/257 und 
4038/1360.) 

— — Vorgang bei Verfügung der- 
felben, f. Abfchaffung. 

Abgeſchaffte Ausländer, Evidenz- 
haltung, f. Ausländer. 

Agenten, Ueberwahung der Han: 
delsagenten, f. Handelsagenten. 

_ — f Sandelsreifende, Pri⸗ 
vatgeſchaͤftsführer. 

Agenturen für Auswanderung find 
nicht zu geftatten, {. Auswanderung. 

Alter, Beftimmung des Alters der 
Kutfcher bei Lohnfuhrwerken, f. Lohn: 
fuhrwerke. 

— — für den freiwilligen Eintritt 
in den Militärdienft, f. Militärdienſt. 

— — militärpflichtiges, ſ. Päſſe. 

Amerifa. Die gewichtigen Beden- 
fen, welche in Abficht auf die Rückkehr von 
Individuen, die nach Amerifa auswan- 
derten, vom flaatspolizeilihen Stand- 
punkte aus obwalten, haben laut ho— 
hen Erlaffes vom 3. d.M. 3.246/M.1. 
den Herrn Minifter des Innern beftimmt, 
im Einvernehmen mit dem Herrn Mini- 
fler der auswärtigen Angelegenheiten 
und mit dem Chef der oberften Polizei» 
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Behörde den Grundfaß feftzuftellen, daß 
Geſuche um Bewilligung zur 
MWiedereinwanderung aus Ame- 
rika nach Defterreih in der Re— 
gel ohne Weiteres zurüdgemier 
fen werden follen. 

Um nun bei Durchführung diejes 
Grundfaßes allen Ausflüchten und Ein- 
wendungen der Parteien zuvorzufom- 
men, iſt es erforderlich, daß die politi« 
fhen Behörden nie unterlaffen, den Be- 
werbern um die Bewilligung zur Aus: 
wanderung nah Amerika die biefür 
vorgefhriebenen Borftellungen und Wars 
nungen zu machen, und ihnen zugleich 
und ausdrüdlih und unter Errid- 
tung eines in den Acten aufzu: 
bewahrenden Protocolles vorzu- 
halten, daß fie mit dieſem Schritte des 
Nechtes, nad den öfterreihifhen Staa— 
ten zurückzukehren, und jedes Anfpru- 
ches, die öfterreichifche Staatsbürger: 
{haft wieder zu erwerben, verluftig wer: 
den, und daß fie es demnach nur fi 
felbft zugufchreiben haben, wenn ihnen 
die in der Folge etwa gewünfchte Wie: 
dereinmwanderung verweigert umd nad 
Umftänden fogar fir ein nur zeitliches 
Zureifen nah Defterreih das Paßviſa 
verfagt wird. 

Um aber diefes Zureifen der nad 
Amerika ausgewanderten Individuen 
nach Defterreih im Allgemeinen mög- 
lichſt hintanzubalten, ift zu Folge hohen 
Erlaſſes der k.k. oberften Polizeibehörde 
vom 13, vor. Mts. 3. 127/B. M. den 
Faiferlihen Miffionen im Auslande zur 
Pflicht gemacht worden, feinem aus Oe— 
fterreih nah Amerifa mit oder ohne 
Bewilligung ausgewanderten Indivi— 
duum, es möge daſſelbe mit einem, von 
welch' immer einer Behörde ausgeſtell— 
ten Paſſe verfehen fein, ein Paßviſa zur 
Reife nad Defterreih, ohne vorläufig 
eingeholter und erhaltener fpecieller Er— 
maͤchtigung zu ertheilen, umd menn eine 
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folhe Ermädtigung erfolgt, dieß im 
Papvifa felbft erſichtlich zu machen. 

Zur Durdführung diefer Maßnahme 
find die Faiferlihen Miffionen von Seite 
des f.f. Minifteriums des Aeußern noch 
beauftragt worden, den um ein Paßviſa 
nad Defterreih fidh bewerbenden oben 
bezeichneten Auswanderern zu bedeuten, 
daß fie mittels eines fchriftlichen Geſu— 
ches um die Bewilligung zu einer Reiſe 
oder zur Rückkehr nad den kaiſerlichen 
Staaten fi zu bewerben, und in fol- 
chem ihren Geburtsort, Stand, Gewer- 
be, legten Aufenthaltsort in Defterreich, 
und den Zwed der Reife dahin, fowie 
ihre Suftentationsmrittel genau anzuge⸗ 
ben haben. 

Solche, der faiferlihen Miſſion zu 
übergebende Geſuche bat diefelbe mit 
ihren allfälligen Bemerkungen an das 
Minifterium des Aeußern einzufenden, 
und in feinem Falle das angefuchte Paß— 
viſa vor Erhalt der betreffenden Antwort 
zu ertheilen. 

In Uebereinftimmung mit diefer, im 
Bernehmen mit dem Herrn Minifter des 
Aeußern und des Innern getroffenen 
Anordnungen find die Herren Gtatthal- 
ter der Grenzfronländer aufgefordert 
worden, die Grenzauffihtsbehörden 
firengfteng zu beauftragen, damit jedem 
nad Amerifa Ausgewanderten, der das 
vorerwähnte Geſandtſchaftspaßviſa nicht 
zu produciren vermag, der Eintritt über 
die öfterreihifche Grenze unbedingt ver: 
weigert werde. Wenn ungeachtet der 
verftehenden Ginleitungen derlei Aus— 
wanderer, ohne die fpecielle Bewilligung 
zur Rückkehr nad Defterreih und be- 
ziehungsweiſe das vorſchriftsmäßige Ge- 
ſandtſchaftspaßviſa zum Eintritte in die 
faiferlibhen Staaten erhalten zu haben, 
im Inlande betreten werden, fo find 
ſolche Fälle wahrzunehmen, die fadhge- 
mäßen Erhebungen zu pflegen, und fall 
nicht die Außerlandesſchaffung des Be⸗ 
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tretenen fogleih Plaß zu greifen hätte, 
unter Bekanntgabe des Erhebungsreful: 
tates zur Kenntniß der Statthalterei zu 
bringen. (Exl. der n. ö. Statth. v. 12. 
Februar 1853 3. 190/P.) 

Amerika. Aus Anlaß der gemad)- 
ten Wahrnehmung, daß öfterreichifche 
Staatsangehörige häufig Päffe zur 
Reiſe nach Amerika erheben, um bei 
günftigen Ausſichten dort zu verbleiben, 
im entgegengefeßten Falle aber meift in 
einem Zuftande zurückkehren, in weldhem 
fie dem Staate und der Gemeinde zur 
Laft fallen, fo findet man für nothwen- 
dig, eine Beſchränkung in der Ertheilung 
von Reifepäffen nad) Amerika dahin ein- 
treten zu laffen, daß nur ausnahmaweife 
bei rüfihtswürdigen Gründen bemit- 
telten und unbedenklihen Perfonen die 
Erlaubniß zur Reife nach Amerika zu er: 
theilen, anderen Baßwerbern aber zu be: 
deuten ift, um die förmliche Auswande- 
rung&bewilligung einzufchreiten, deren 
Folgen ihnen jedoch ausdrücklich gegen: 
wärtig gehalten werden müffen. (Erl. 
des Min. des Inn. v. 5. Ocibr. 1853 
3. 4498. Erl. der n. 5. Statth.v. 26, 
Dctbr. 1853 3.39163.) 

— — 68 hat fih insbefondere in 
Böhmen ſchon oftmals der Fall ergeben, 
daß mittellofe Perfonen zum Auswan— 
dern nach Amerika durch die Vorſpiege⸗ 
lung verleitet werden, daß ſie vom Ein— 
ſchiffungsorte aus für die am Bord des 
Schiffes zu leiſtende Arbeit unentgeld— 
liche Ueberfahrt erhalten. Getäuſcht in 
dieſer Erwartung und dadurch in einen 
noch elenderen Zuſtand verſetzt, werden 
fie von der Polizeibehörde des Einſchif⸗ 
fungsortes in ihre frühere Heimath zu« 
rüdinftcadirt. — Um num zu verhüten, 
dag öfterreichiche Unterthanen durch 
derkei Borfpiegelungen in eine fo trau- 
tige Lage verfeßt werden, wird verord- 
net, daß Gefuhe um Auswan- 
derung nah Amerifa, wenn 
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auch die fonftigen gefeglichen Erforder- 
niffe nicht mangeln, unbedingt zurückzu— 
weifen find, wenn der Auswanderungd- 
werber nicht einmal den Befiß der Mittel 
zur Beftreitung der Neife und Ueber: 
fahrtöfoften für fih und für die mit ihm 
Reifenden aufzuweifen vermag. 

Nah den eingeholten Erkumdigun- 
gen betragen die gegenwärtigen Paſſa— 
gepreife im Zwifchende mit Inbegriff 
der Beköftigung auf dem Schiffe über 
Bremen für Eine Perfon bei 65 fr. in 
Silber nah dem Zmwanzigguldenfuße; 
Kinder unter 10 Jahren zahlen um 8 fr. 
weniger, Säuglinge unter einem Jahre 
find frei. Der Paflagepreis über Ham- 
burg beläuft fi für Eine Perſon auf 
beiläufig 42 Thaler preuß., Kinder un- 
ter 8 Jahren zahlen um 6 Thaler we- 
niger. Nebft diefen Paffagepreifen find 
noch in Anfchlag zu bringen: die Reife- 
foften vom Abzugsorte bis Bremen oder 
Hamburg, die ohne befondere Schwie— 
rigfeit ausgemittelt werden fönnen; die 
Koften für den Aufenthalt in Bremen 
oder Hamburg bis am Bord des See— 
[hiffes, die pr. Tag und Kopf für Er— 
wachfene mit 1 fr. Silbergeld, und für 
Kinder unter 10 Jahren mit der Hälfte 
anzufchlagen find, und endlich die An- 
ſchaffungskoſten für Blechgeſchirre, Ma- 
tragen, wollene Deden u. ſ. w., die bei: 
läufig 8 fr. Silbergeld für die Perſon 
betragen. Alle diefe Koften zuſammen— 
gerechnet geben das Minimum, ohne 
deffen genügend nachgewiefenen Beſitz 
die Auswanderungsbewilligung nicht zu 
ertheilen ift. 

Die Behörden haben bei Prüfung 
des dießfälligen Geldmittelausweiſes 
mit aller Vorſicht und Strenge vorzu- 
gehen, damit jede Täufhung oder Um- 
gehung bintangehalten werde. Erfor: 
derlihen Falls find die Gemeindevor— 
fteher um die genaue und gewiffenhafte 
Ertheilung der benöthigten Aufſchlüſſe 


Amtshandlungen. 


unter Berantwortlichkeit für alle nad: 
theiligen Folgen aufjufordern. 

Hierdurch erhält der mit dem n. ö. 
Statth. Erl. vom 26. Detbr. 1853 3. 
39163 befannt gemachte Minifterialer- 
laß vom 5. Octbr. 1853 3. 4498 die 
entfprechende Modification. (Erl. des 
Min. des Inn. v. 15. April 1854 3. 
1315, n. ö. Statth. 3. 15134.) 

Amtshandlungen. Polizeiliche 
Amtshandlungen haben in den Locali— 
täten k. f. Behörden nie ohne frühere 
Berftändigung des betreffenden Bor: 
ftandes Statt zu finden, umd es ift in 
Fällen, wo es ſich um das Einfchreiten 
gegen den Angeftellten einer höheren 
Behörde handelt, oder andere befondere 
Rückſichten eintreten, jederzeit die hier: 
ortige Zuftimmung im Voraus einzubo: 
len, es wäre denn, daß bei einem Ge: 
genftante von fehr hoher Wichtigkeit 
offenbare Gefahr im Berzuge obwaltet. 
(Decr. der Bol. Dir, in Wien v. 6. Aug. 
1853 3. 17336/2059.) 

— — in fremden Bezirken, f. Af: 


fiftenz. 

Amtslocalitäten f. ?. Behörden, |. 
AmtshandIungen. 

Anatomifche Präparate, ſ. pa- 
thologifchzanatomifche Präparate. 

Anfündigung von Heilmitteln, f. 
Arzneien. 

nnenfpital, |. Kinderfpital. 

Anftelung der Militärperfonen, ſ. 
Militärperfonen. 

Apotheker. Kür das Magifteriun 
der Pharmacie wurde ein neuer Stu— 
dienplan eingeführt. (A. h. Entſchl. v. 
8. Novbr. 1853. Erl. des Unt. Min. 
v. 27.Novbr. 1853. R. G. B. Nr. 252.) 

Apotheferlehrlinge. Die bieher 
für die Apothekerlehrlinge feftgefehte 
Lehrzeit von vier Jahren wird auf drei 
Jahre herabgefegt. (VTdg. des Min. des 
Inn. dv. 28. Febr. 1854, wirkſam für 
alle Kronländer. R. ©. B. Nr. 53.) 


700 


Arreflanten. 


Arcana, Berbot der Ankündigung. 
ſ. Arzneien. 

Armendepartement des Wiener 
Magiftrates, Berforgung pflegelofer 
Kinder, f. Kinder. 

Armenfond, Arzneienanmweifung auf 
Rechnung deffelben, f. Kinderfpital. 

Arreftanten. Nah $. 32 der Dien- 
ftensinftruction für die k. k. Militär- 
Polizei-Wache find alle Arreftanten 
in der Regel mit aufgepflanztem Ba- 
jonnet zu escortiren und ſtets mit ger 
fpannter Aufmerkfamfeit zu beobachten. 
Menn daher ausnahmsweiſe Fälle ein- 
treten, wo die Escortirung mit aufge 
pflanztem Bajonnet nicht ftattfinden foll, 
fo hat der Polizeibeamte, welder die 
Escorte requirirt, diefes beſtimmt aué— 
zuſprechen, um hierdurch den Polizei— 
ſoldaten vor Verantwortung zu bewah— 
ren. Durch Civilordonnanzen oder Ci⸗ 
vilwacleute find zu begleiten: 

1. Jene Berfonen, deren Edcortirung 
durch armirte Polizeifoldaten nicht be— 
werkſtelligt werden kann, ohne den Mann 
kritelnden und den Militärſtand com— 
promittirenden Bemerkungen auszu— 
ſetzen, wie z. Bakleine Kinder, auffallend 
hinfällige oder krüppelhafte Lente; 

2. Jene, welche füglich nicht als Ar— 
reſtanten angeſehen werden können, wie 
Spitalverpflegs-Reſtanten, Irrfinnige, 
von einem Unfalle betroffene und andere 

Individuen, die nur ihrer eigenen Si 
cherheit oder ausſchließend der Ubica- 
tionserhebung wegen begleitet werden; 
endlich 

3. Perfonen, gegen die man in Folge 
der obwaltenden Berhältniffe die nöthi- 
ge Rüdfiht nehmen rıuf. 

Das Bezirkocommiſſariat wird hievon, 
in Folge eines an das f. f. Militär-Po- 
lizei-Wace-Abtheilungs-Commande ge- 
langten Erlaſſes der hoben f. f. oberften 
Polizeibehörde vom 16. vor. Mts. 3, 


Arreflanten. 


6480/1585 V. zur genaueften Dar- 
nachachtung verftändiget und mur nod 
bemerkt, daß die Requifition wegen Es— 
cortirung ohne Aufpflanzung des Ba— 
jonnetes fletd an den Detachementscom— 
mandanten zu richten oder demfelben, 
falld er zur Zeit der Verfügung eben 
nit an Drt und Stelle anmwefend wäre, 
nachträglich befannt zu geben ift. (Decr. 
der Bol. Dir. in Wien v. 13. Juni 1853 
3. 11006/1407.) 

Arreftanten, erkrankte, Zahlung 
der Kurkoften. ſ. Kranfenhaus:Ber: 
wRegegeshlr. 

rtiftifche Werke, Einfendung an 
fremde Höfe, f. Literarifche Werke. 

Arva, Haufirer aus dem Gomitat 
Arva, f. Hanfirerpatent. 

Arzneien. Mit Bezug auf den hier- 
amtlichen Auftrag vom 16. März v. J. 
3. 4923/640 (f. Materialwaaren- 
händler 2. Bd. S. 417) wird dem f.f. 
Bezirfscommilffariate hiemit nachſtehende 
Eröffnung der k. f. oberſten Polizeibe— 
hörde vom 28. v. M. 3. 8451/1273 
VI. bekannt gegeben: Das Miniſterium 
des Innern bat der hieſigen Statthal—⸗ 
terei erflärt, daß die Geſetze über Ge— 
heimmittel, die Vorfchriften über den 
Kandel der Materialiften mit Arzneien, 
über den Verkauf von Medicamenten 
überhaupt in ihrer vollen Kraft beftehen, 
und die Abgabe der Arzneien, infomweit 
fie den Handverfauf betrifft, geregelt ift, 
daß demnach mit der firengen und con: 
fequenten Aufrehthaltung diefer Gefeke 
und Borfhriften jedem Mißbrauche bei 


Ankündigung und beim Berfaufe der 


Geheimmittel und Medicamente die ge: 
bührenden Schranken gezogen werden 
fönnen. Auch die hobe f. k. oberfte Boli- 
zeibehörde hat der ?. k. n. ö. Statthalte— 
rei bemerkt, daß bei den vorfommenden 
Antündigungen von Arzneimit— 
teln und Kurmethoden in den 
Zeitungsblättern für den Fall, 
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als hiedurch die öffentliche Sittlichleit 
verletzt wird, oder daß dieſelben in of- 
fenbar betrüglihe Marktfchreiereien aue- 
arten, gegen die betreffenden Zeitungs: 
redactionen nach dem $. 22 der Pref- 
ordnung verfahren werden kann. 

Das k. k. Bezirfscommiffariat wird 
demnach aufgefordert, den Mißbraͤuchen, 
welche ſeit einiger Zeit hinfichtlich der An- 
fündigung und des Verkaufes wirklicher 
und fingirter Heilmittel und Arcane und 
binfichtlich der Anpreifung neuer Heilmes 
thoden fo bemerkbar geworden find, eine 
befondere Aufmerkfamkeit zuzumwenden, 
nah Umftänden das gefeglihe Amt zu 
handeln und die gemachten Wahrneh- 
mungen zur bierortigen Kenntniß zu 
bringen. (Deer. der Wr. Pol. Dir. v. 
7. Zuli 1853 3. 14321/1751.) 

Arzneienanweifung auf Rechnung 
des Armenfondes, ſ. Kinderfpital. 

Affiftenz. Wahrgenommene Unregel- 
mäßigkeiten geben die Beranlaffung, die 
bereits feit langer Zeit beftehende, aber 
wahrſcheinlich in Vergeſſenheit gerathene 
Borfhrift, wornach jedes Polizeibezirkd- 
commiffariat zu Amtshandlungen in 
einem fremden Bezirke die Affiften; des 
zuftändigen Bolizeicommiffariates anzu: 
fpredhen und beizuziehen hat, mit dem 
Beifage in Erinnerung zu bringen, daß 
bei Außeradhtlaffung diefer Anordnung 
die bezüglichen Wagenauslagen Tünftig- 
bin nicht mehr werden paffirt werden. 

In folhen Fällen hat aber auch das 
affiftirende Polizeicommiffariat unges 
faumt im Geftiongprotocolle vorzumer: 
fen, weldes Organ des geflirenden 
Eommiffariatede die Amtshandlung 
(Hausfuhung, Arretirung, Abnahme 
eines beftimmten Gegenftandes u. ſ. w.) 
vorgenommen, warın, wo und mit wel- 
chem Erfolge diefelbe ftattgefunden und 
wer namentlich hierbei die Affiftenz ge- 
leiftet hat. (Deer. der Bol. Dir. in Wien 
v. 4. März; 1853 3. 4530/583.) 


Auffihtslofes. 


Anffichtslofes Fuhrwerk, Taglia, 
ſ. Zaglia, 

Ausland, Päffe dahin für Juden, 
f. Juden. 

— — fophilitifhe, dem Auslande 
angehörige Bolizeiarreftanten, f. Kranz 
fenhaus- Berpflegsgebühren. 

— — Erneuerung der Bäffe für die 
im Auslande weilenden ?. E. inter 
thanen, f. Päffe. 

— — Paͤſſe dahin für die in mili- 
tärpflichtigem Alter ftehenden Perſonen, 


ſ. e. 

usländer. Die bisherige Art 
der Evidenzhaltung der landes— 
verwieſenen oder abgeſchafften 
Ausländer wird abgeändert. 
Das von Seiner Majeſtät Allerhöchſt 
genehmigte Central-Polizeiblatt hat 
auch Die Beftimmung, die von den 
Strafgerihten oder von den politischen 
Behörden ausgehenden Landesverwei— 
fungen oder Abfhaffungen von Auslän: 
dern aus der Monarchie zu veröffente 
lien. Dieß führt zu einigen Abände- 
rungen der bisher hinſichtlich der Evi: 
denzhaltung derlandesverwiefenen oder 
abgefhafften Ausländer beftandenen 
Borihrift vom 27. Jänner 1853, 
R. ©. Bl. vom Jahre 1853, XVI. 
Stüd, Nr. 46, Seite 253. Statt der: 
felben werden nunmehr im Einverneh— 
men mit dem Juftizminifterium folgende 
neue Beftimmungen vorgezeichnet: 

1. Vom Beginne des laufenden 
Jahres angefangen, haben die bisheri- 
gen, von der oberften Polizeibehörde 
ausgegebenen Monat-Berzeichniffe der 
landesverwiefenen oder abgeſchafften 
Ausländer aufjuhören, 

2. Die Beröffentlihung aller feit 
1. Jänner diefes Jahres aus der Mon— 
archie verwiefenen oder abgefchafften 
Ausländer erfolgt von Zeit zu Zeit, 
ohne fih an beflimmte Zeitabfchnitte 
zu binden, im Wege des Gentral-Poli- 
zeiblattes, und zwar durch eigene Ber: 
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zeichniffe, welche Beilagen diefes Blattes 
bilden werden. 

3. Jedes Strafgeriht, ſowie jede 
politifhe Behörde, welche eine Landes: 
verweifung oder Abſchaffung eines Aus: 
länders aus der Monarchie verfügt, hat 
von Fall zu Fall, und noh am Tage 
der getroffenen Verfügung, die Anzeige 
hiervon an das Redactionsbureau der 
oberften Polizeibehörde einzufenden. 

4. Die Anzeige hat in der Regel, 
wenn nicht befondere Umftände eine 
Abweichung erheifhen, ohne alle Ein: 
begleitung. bloß durch Ausfüllung nad 
dem beiliegenden Kormulare zu 
geſchehen. 

5. Die Ausfüllung der in den An— 
zeigen enthaltenen Rubriken iſt mit aller 
Genauigkeit und möglichſter Vollſtän— 
digkeit zu bewerkſtelligen; insbeſondere 
iſt die Perſonsbeſchreibung im größten 
Detail und mit beſtimmten Bezeichnun— 
gen zu liefern. 

6. Die aus diefen Anzeigen hervor: 
gehenden Berzeichniffe der verwiefenen 
oder abgefchafften Ausländer werden 
gleich bei ihrem jedesmaligen Erfcheinen 
mit dem Gentral-Bolizeiblatte von dem 
Redactionsbureauunmittelbaran fammt: 
lihe Civil» und Militär-Gerihtsbehör: 
den, an alle Staatdanmwaltihaften, 
ferner an die politifhen und Polizei: 
behörden des ganzen Reiches, an das 
Militär-Polizeiwach-Corps, an die Gen- 
darmerie, ferner an alle Hafens, Seefa: 
nitäts und Gränzzollämter und die mit 
der Auffiht an den Gränzen fonft be- 
trauten Finanzorgane, an alle öfterrei- 
chiſchen Miffionen im Auslande, endlich 
auch an jene Gemeinden, welche das 
Gentral-Bolizeiblatt beziehen, zu dem 
Ende vertheilt, damit alle berufenen 
Behörden und öffentlihen Organe hier: 
dur in die Lage geſetzt werden, die 
nöthige Ueberwachung eintieten zu laffen, 
um hierdurch die Rückkehr verwiejener 
oder abgefchaffter Ausländer zu hindern. 


Ausländer. 703 Ausländer. 


7. Zur leichteren Leberficht werden obige Weife verbreitet werden. (Vdg. 
halbjährig Ausweife über die verwiefe- d. oberft. Bol. Beh. v. 20. Febr. 1854, 
nen oder abgefhafften Ausländer im giltig für alle Kronländer, R. G. BI. 
Gentral = Bolizeiblatte erfcheinen und Nr. 49. 
gleih den Detail» Verzeichniffen auf 


Formulare. 
Unzeige 


über landesvermiefene oder abgeſchaffte Ausländer. 
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Kronland Behörde, welde die Abſchaffung verfügt 


Anmerfung. Die ausgefüllten Anzeigen find unter der Adreffe: „Un das k. k. 
Redactiond«- Bureau der oberften Polizeibehörde im 
Wien“ unmittelbar von Fall zu Fall und am Tage der verfügten 

Abſchaffung einzufenden. 


Auslandspäffe. 


Auslandspäfle, deren Erneuerung 
und Rücklage betreffend, f. Auswan: 
derungspatent. 

Auslieferung. Staatsvertrag zwi⸗ 
fhen Defterreih und den Rieder— 
landen wegen gegenfeitiger Auslie- 
ferung von Verbrechern. (R. ©. B. J. 
1852, Nr. 374.) 

— — Degen gegenfeitiger Auslie- 
ferung der Berbredher wurde ein Staats- 
vertrag zwifhen Defterreih und 
Belgien vom 16. Juli 1853 ge: 
ſchloſſen und es find die beiderfeitigen 
Gertificationen am 22. September 1853 
ausgewechfelt worden. (R. G. B. Nr. 
195.) 

— — der in der dritten Gißung 
der deutfhen Bundesverfammlung vom 
26. Jänner 1854 gefaßte Beſchluß, 
wegen gegenfeitiger Auslieferung gemei- 
ner Berbreher auf Dem deutfhen 
Bundesgebiete wird kundgemacht. 
(Erl. des M. der ausw, Ang. v.5. April 
1854, wirkſam für die zum deutfchen 
Bunde gehörigen Kronländer. R. G. B. 
Nr.76.) 

Auswanderung. Die Aufftellung 
von Auswanderungs-Agenturen ift nicht 
zu geftatten ; falld Eonceffionen von ein- 
zelnen Behörden hiezu gegeben worden 
wären, find diefelben einzuziehen, und 
ohne Konceffionen beftebende derlei 
- Agenturen unverzüglich aufzuheben. (Erl. 

des M. des Inn. v. 23. Oct. 1852 3. 
25748/8861, der n. ö. Statth. v. 14. 
Nov. 1852 3. 38970.) 

— — fFrauendperfonen aus Baiern 
bedürfen bei ihrer Berheirathung mit 
Ausländern keiner Auswanderungs- 
Bewilligung, f. Ehe. 

— — nah Amerifa und Rückkehr 
von dort, ſ. Amerika. 

Auswanderungspatent. Laut der 
mit dem hierortigen Erlaffe vom 31. 
Dec. v. 3. 3. 46278 befannt gegebe- 
nen DBerordnung des hohen Minifte: 
riums des Innem v. 30, Dec. v. J. 
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3. 32829 hat das Auswanderungs- 
Patent vom 24. März 1832 wieder in 
die frühere Wirkſamkeit zu treten. Es 
werden daher auch Behufs der in Ge- 
mäßheit der $$. 24, 25 und 32 diefes 
a. h. Patentes gegen unbefugt Ab— 
wefende zu pflegenden Amtshandlung 
wieder von Zeit zu Zeit Berzeichniffe 
der in den hierortigen Evidenzhaltungs- 
Protocollen noch nicht als rüdgekehrt 
gelöfhten Reifebewilligungs - Inhaber 
an die betreffenden Zuftändigfeitäbe- 
hörden geleitet werden müflen. Um zu 
diefem Behufe möglihft richtige Daten 
zu erhalten und unnöthige Eorrefpon- 
denzen zu vermeiden, ift Sorge zu tra- 
gen, daß den fih um Auslandapäfle be- 
werbenden Parteien befonders bedeutet 
werde, entweder rechtzeitig um die Er- 
neuerung ihrer Bälle, wenn deren Roth: 
wendigfeit begründet ift, und zwar, falld 
fie fih im Auslande befinden follten, 
im Wege der betreffenden k. k. öfterr. 
Miffionen anzufuchen, oder fi ala aus 
dem Auslande zurückgekehrt, unter Rüd: 
lage des Reifedocumentes bei der be- 
treffenden Zuftändigfeitöbehörde zu 
melden. 

Hiebei find die Parteien zugleich auf 
die indem a. h. Auswanderungs- Patente 
begründeten unangenehmen Kolgen einer 
diesfälligen Fahrläſſigkeit aufmerkſam 
zu machen. Die zurückgelegten Päſſe 
find Behufs der Rectificirung der hier— 
ortigen Protocolle monatlich anher vor: 
zulegen. (Erl. der n. ö. Statth. v. 14. 
Sänner 1853 8. 836.) 

Ausweifung. Um Unzukömmlich— 
feiten zu vermeiden, wird das Bezirke: 
Commiſſariat mit Bezug auf die dies: 
fälligen Borfhriften und auf das De: 
eret vom 23. Mai d. J. 3. 10623/1339 
(ſ. Abfchaffung) angewiefen, in jenen 
Fällen, wo eine Ausweifung mittelft 
gebundener Marſchroute ftattfindet, die 
vorfhriftmäßige Berftändigung bier: 
über nicht an den zuftändigen Gemeinde: 


Ausweifung. 


Borftand, fondern jederzeit an die bes 
treffende k. k. Bezirkshauptmannſchaft 
gelangen zu laſſen. (Dect. der Bol. Dir. 
in Wien vom 13. Auguft 1853 3. 
16481/1972.) 

YAusweifung. Vorgang bei Berfü- 
gung derfelben ſ. Abſchaffung. 

— — der aus Wien abgefhafften 
oder mweggemwiefenen Individuen find 
feine neuen Reifedocumenten nah Wien 
zu ertheilen, f. Abfchiebung. 

— — f. Abfchiebung. 

Aufziehordnnung, ſ. Kohnungs: 
auffün sung 

Bäder, ſ. Landbrot. 

Baden, Uebereinkommen wegen Ber: 


pflegung erfranfter Staatsangehöriger, f. 
Krankenhaus: Berpflegsgebühren. 


Badeorte. Grundzüge für die 
Handhabung der Polizei-Auf- 
ſicht in den Curorten. Die gegen- 
wärtigen Zeitverhältniſſe legen der 
Staatsverwaltung dringend die Ver— 
pflichtung auf, dem Fremdenverkehre in 
den Eurorten und den an das Bade: 
leben überhaupt fih fnüpfenden poli« 
zeilihen Intereffen eine erhöhte Auf: 
merffamfeit zugumenden. Es werden 
hierdurch mehrfache Aenderungen in der 
bisherigen Art der Handhabung der 
Polizei-Auffiht in den Eurorten nöthig. 
Die hierfür erforderlichen neuen Ein- 
rihtungen und Maßnahmen können 
zwar erft dann in ihrem ganzen Um— 
fange ing Leben treten, fobald die Dr- 
ganifirung der politifhen Behörden be- 
endet, und die zur Förderung der Sa— 
nitätsintereffen im Zug befindliche Ein- 
führung der neuen ftändigen Gurinfpec 
tions-Gommiffionen bewerfftelligt fein 
wird. Dieß hindert jedoch nicht, ſchon 
jebt die leitenden Grundfäße für die 
neuen polizeilihen Einrichtungen feft- 
zuftellen, und diefelben wenigitens jo 
weit durchzuführen, ald ed dermalen 
thunlich ift. Im Ganzen geht die Ab- 
ſicht der oberften Polizeibehörde dahin, 

Zualeidty, Handb. der Pol. Bei. ILL 
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die polizeilihen Zwecke mehr gefhieden 
von den übrigen an die Gurorte fich 
fnüpfenden Staatöjwede zu verfolgen ; 
die diesfällige Aufgabe mit mehr Be— 
ftimmtheit und in größerem Umfange 
binzuftellen, und ihre Ausführung an 
eigens hiefür berufene Organe zu über: 
tragen. Gemäß diefer Grundanſicht er⸗ 
geben ſich folgende für die Zukunft 
maßgebende Beftimmungen: 

1. In allen wichtigeren Eurorten 
follen zur Handhabung der Polizei— 
Auffiht neben den Curinſpections-Com⸗ 
miffionen, welche entweder bereits be» 
ftelit find, oder noch ins Leben treten 
werden, eigene Bolizeicommiffariate auf- 
geftellt werden. 

2. Die Wichtigkeit eines Curortes 
wird ſowohl durch die größere Zahl der 
Eurgäfte oder Reiſenden, als auch durch 
deren Beſchaffenheit und uͤberdieß durch 
etwa obwaltende ganz beſondere Ver—⸗ 
hältniſſe beſtimmt. 

3. Die Polizei-Commiſſariate haben 
nur zeitweilig für die Dauer der Eur- 
zeit zu beſtehen, in jenen Curorten je 
doch, wo der Zufammenfluß von Frem- 
den fehr groß ift, foll ihre Wirkfamkeit 
nah Erforderniß auch fhon vor Beginn 
der Saifon eintreten, oder über Ddiefe 
hinaus ſich erftreden. 

4. Die Aufgabe der Polizei⸗Com— 
miffariate in den Eurorten ift als eine 
eigene, von der Berfolgung anderer 
Staatözwede gefhiedene, rein polizeis 
lihe aufzufaffen. 

5. Im Allgemeinen gehört Alles in 
ihr Bereih, was die Wirkfamfeit der 
PBolizei-Erpofituren ausmacht. 

6. Im Einzelnen fließt fie in fi: 

a) die Beforgung ded Paß⸗, Frem⸗ 
den- und Meldungswefens, in feinem 
ganzen Umfange; 

b) die Wahrung der öffentlichen Si— 
herbeit und Ordnung ; 

e) die Aufficht bezüglich der Theater, 
Schauftellungen und Productionen, öf— 
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fentlihen Unterhaltungen, als: Muſi— 
fen, Bälle zc.; 

d) die Ueberwachung der Preffe, Leib: 
bibliothefen, Vereine, Berfammlungen ; 

e) die bereite Mitwirfung und För— 
derung der Ortöpolizei, wo diefe der 
Unterftügung des PBolizei-Commiflärd 
bedarf; fonft aber, wo für die Hand- 
babung der Ortspolizei durch andere 
Drgane zureihend geforgt ift, deren 
Gontrolirung; 

f) die Beforgung alles deffen, was 
zur polizeilihen Evidenzhaltung ge- 
bört, alfo aller dahin einfhlagenden 
Vormerkungen und Ermittlungen; 

g) die Berfaffung der Eurliften; 

h) die Wahrnehmungen auf dem Ge— 
biete der Staatspolizei; 

i) der Schuß für die den Eurort be- 
fuchenden Fremden, die nach den Ge: 
fegen thunliche Förderung ihrer Inter: 
effen, und die friedensrichterlidye Ver— 
mittlung in ihren Angelegenheiten ge- 
genüber der einheimifchen Bevölkerung, 
z. B. bei Miethftreitigkeiten, bei Colli— 
fionen mit Dienftesperfonen ꝛc.; endlich 

k) die Kenntnißnahme von Allem, 
was die Zuftände, Intereſſen umd die 
Wohlfahrt des Curortes in höherem 
Grade berührt, für denfelben nachteilig 
oder förderlid ift. 

7. Die bier angedeutete Wirkſamkeit 
des Polizei-Gommiffärs kann ausnahms⸗ 
weife, wenn es die Berbältniffe wün- 
ſchenswerth machen, und foferne die ei« 
gentlihe Beftimmung deſſelben nicht 
darumter leidet, über Antrag der Län- 
derchefs auch auf anderweitige Aufga- 
ben, ale 3. B. auf die Einhebung der 
Eurtaren, auf die Handhabung der Ba- 
deordnungen, auf die Beforgung der 
den Eurinfpectiong-Gommiffionen zuge: 
wiefenen Gefchäfte, und insbefondere 
auf die Uebernahme der Obliegenheiten 
des politifhen Inſpections-Commiſſärs 
ausgedehnt werden. 

8. Den Polizei: Sommiffären ift dort, 
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wo fie einer Beihilfe bedürfen, dad nö- 
tbige Kanzlei, Dienft- und Wachper— 
fonale beizugeben. 

9. Diefes ift, wo ed nur immer 
thunlich ift, aus den verwendbaren 
Kräften der Eurgemeinde und nur aus— 
nahmsweiſe von Seite der Regierung 
beizuftellen. 

10. Bei etwaigen Berwendungen 
des Polizei⸗Commiſſärs für Zwede eines 
Eurfondes, oder für Gefhäfte, die ei- 
gentlich der Eurgemeinde obliegen, if 
die hiefür etwa erforderlihe Perjenal: 
beihilfe ftet3 vom betreffenden Eurfonde 
oder der Eurgemeinde zu beftreiten. 

11. Die Bezüge der erponirten Be- 
amten, welche ald Bolizei-Commifläre zu 
fungiren haben, fowie des etwaigen vom 
Staate beftellten Kanzlei- und Dienft- 
perſonales, find mit Rückſicht auf die 
Drtöverhältniffe mit möglihfter Scho— 
nung der Finanzen und nad gleichmä- 
Bigen Grundlagen auszumitteln. 

12. Bo es nur immer fein fann, if 
für den Polizei-Commiffär in öffentli- 
hen Cur⸗ oder Gemeindegebäuden eine 
paffende Unterkunft auszumitteln. Nur 
wo dieß unmöglich ift, ift im Wege der 
Miethe und auf Rechnung des Staates 
dafür zu forgen. 

13. Beamte, welde in einen Eurort 
zur Berfehung eines Polizei-Commiſſa— 
riates erponirt werden, haben nebft den 
vorschriftmäßigen Reifevergütungen, an: 
ftatt der Diäten nah Maßgabe der 
Dauer ihrer Erponirung angemeffene 
Pauſchalien (Bunctiongzulagen); jene 
aber, die im Curorte bereits ihren 
Wohnſitz haben, Nemuncrationen zu er 
belten. 

14. Zur gleihmäßigen Regelung der 
Wirkſamkeit der Polizei-Commiſſariate 
find eigene, den Ortéverhältniſſen an- 
gepaßte Inftructionen augjuarbeiten. 

15. Mafgebend hiefür ift die oben 
in ihren Hauptumriffen bezeichnete Auf: 
gabe. 
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16. Auch für jene Organe, an welche 
nach Abgang der Polizei-Commiffäre 
deren Bunctionen gang oder theilweife 
überzugehen haben, find Elare und bün- 
dige Inftruetionen zu entwerfen. 

17. Die Bolizei-Commiffäre find in 
ihrer Wirkſamkeit, fo weit ſich diefe in 
den Gränzen der ftreng polizeilichen 
Aufgabe hält, felbftitändig, und zunächſt 
dem Polizeidirector des Kronlandes, in 
welchem der Eurort liegt, dienftlich un« 
terordnet, fernerhin aber an die Befehle 
des Statthalterd oder Landes-Präfi- 
denten gebunden, 

18. Ihre Berbindung mit leßteren 
erfolgt durch Berichte, die im Wege der 
Polizeidirection einzufenden, und von 
diefer nad genommener Einfiht noch 
am felben Tage weiter zu befördern find. 

19. Der Kreisbehörde haben die 
Polizei-Gommiffäre die im Dienftwege 
geforderten Auskünfte zu liefern, umd 
fonft die thunlichſte Beihilfe zur Erfül: 
lung der ihr anvertrauten polizeilichen 
Wirkſamkeit zu leiften. 

20. Mit der Militär-Eurinfpection, 
wo eine foldhe beftebt, hat fih das Bo- 
lizei-&ommiffariat in freundlihem Ein- 
vernehmen zu erhalten. 

21. Im allen Eurorten von einiger 
Bedeutung foll eine dem Bedürfniffe 
angemeffene Abtheilung der Gendar— 
merie beftellt fein. 

22. Weiters follen dafelbft auf Rech— 
nung der Eurfonde oder Gurgemeinden 
gedruckte Eurliften verlegt werden. 

Diefe haben wenigftend wochentlich 
zu erfcheinen, und find von den Polizei— 
Commiſſären gleih nad ihrem Erfchei- 
nen unaufgehalten in je einem Exem— 
plare an die Polizeidirection des Kron— 
landes, an das GStatthaltereie oder 
Randespräfidium und an die oberfte 
Polizeibehörde einzufenden. Soferne 
die Badeliften feiner Erörterung bedür- 
fen, find fie an obige Behörden nur 
unter Couvert zu übermitteln. 
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23. Jedes Polizei-Commiffariat iſt 
verpflichtet, am Schluffe feiner Wirk: 
famfeit den bisher üblihen Schlufbe- 
richt Längftens innerhalb 14 Tagen im 
Wege der ihm vorgefeßten Polizeidirec- 
tion an den Landeschef zu erftatten, 
welder fohin die fämmtlihen Schluß: 
berihte aus den Gurorten feines Kron—⸗ 
landes mit feinen Bemerkungen und 
Anträgen fpäteftens bis 1. November 
jeden Jahres an die oberfte Polizei- 
bebörde leiten wird. 

24. Die Bezeichnung der Eurorte, 
in welchen Bolizei-Commiffariate aufs 
zuftellen find, die Benennung der mit 
den Bunctionen eines Polizei-Commif- 
fürs zu betrauenden Beamten, die Be- 
flimmung über die Beigabe von Kanzlei- 
oder Dienftindividuen, die Bewilligung 
der den erfteren oder beiden lebteren zu 
gewährenden Bezüge, und der Woh— 
nungsmietben, ferner die Verfügung 
über die neue Aufftellung von Gendars 
merieabtheilungen in einzelnen Cur— 
orten, oder deren Vermehrung, wo fie 
bereits befteben; die Zuftimmung zur 
Berwendung der Polizei-Commiffäre 
außerhalb ihrer eigentlihen Beſtim— 
mung; endlid die Gutheißung der In: 
ftructionen, erfolgt über Antrag der 
Länderchefs dur die oberfte Polizei: 
bebörde. Die vorftehenden Grundzüge 
follen, fo weit ed nur immer möglich 
ift, bereits im Jahre 1853 durchgeführt 
werden. Jedenfalls müffen beuer noch 
die Polizei-Commiffariate in jenen Eur- 
orten beftellt werden, in welden zur 
Berfehung der biaherigen Eurinfpectio: 
nen auch ſchon früher polizeiliche Beamte 
verwendet worden find. 

In jenen Eurorten, wo die Aufftel- 
lung eigener Polizei-Commiſſariate ent: 
weder wegen ihrer geringeren Wichtig. 
feit entbehrlich ift, oder aus anderen 
Gründen erft fpäter möglidy wird, wer- 
den vor der Hand die bisher beftande: 
nen Gurinfpectionen beibehalten. Es 
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ift jedoch nöthig, die hiemit in bisheri— 
ger Weife betraut werdenden Indivi— 
duen (gleichviel ob aus dem Eivil- oder 
Militärftande) im Ginne der obigen 
Beftimmungen zur genaueften Wahrung 
der polizeilihen Intereffen anzumeifen, 
und ihnen insbefondere die wichtigeren 
Dbliegenheiten ihrer polizeiliden Wirk: 
famfeit näher zu bezeichnen, ganz vor- 
zügli aber die genaue Führung des 
Paß- und Fremdenweſens zur Pflicht 
zu machen, Auch wird es nöthig fein, 
ihre Thätigfeit dur die Bezirfshaupt- 
mannfhaften, und die fpäter eintreten: 
den Kreisbehörden überwachen zu laffen. 
Zur Einfendung der gedrudten Eur: 
liften, oder wo foldhe der Unbedeutend- 
heit des Verkehrs wegen nicht beftehen, 
der fchriftlihen Kremdenausmweife, follen 
die Eurinfpectionen ebenfo wie die Po- 
lizei- Commiffariate verpflichtet fein; 
nur genügt nach Maßgabe der größeren 
oder geringeren Bedeutendheit eines 
Eurortes deren Borlegung alle 14 Tage 
oder jeden Monat. Ebenfo liegt den 
Gurinfpectionen bei ſich ergebenen wid- 
tigeren Borfommniffen die Erftattung 
der bisher üblichen Napporte, dann die 
Schlußberichte nah $. 23 ob. (Eil. 
der oberft. Pol. Beh. v. 20. März 
1853 3. 3772/64.) 

Baiern. Zwifchen der Laiferlich- 
öfterreihifchen und der föniglich-baieri- 
fhen Regierung ift mittelft in Wien 
ausgemwechfelter Erflärungen vom 22, 
und vom 30. März I. 3. das Ueberein- 
fommen getroffen worden, künftighin 
zwifchen den beiden Staaten den Grund: 
aß anwenden zu laffen, daß jeder der- 
felben feine urfprünglicen Angeböri- 
gen, auch wenn fie diefe Staatsange— 
hörigkeit nach der inländiſchen Gefep- 
gebung verloren haben follten, auf An- 
trag des anderen Staates fo lange 
wieder zu übernehmen babe, als fie 
nicht diefem anderen Staate nad deffen 
eigenen inneren Geſetzen angehörig ge: 
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worden find. Eine gleiche Ueberein- 
funft ift zwifhen der kaiſerlich— 
öfterreihifhen und der fönig- 
lich-ſächſiſchen Regierung durd, 
unterm 18. März und 9. April I. J. 
in Wien ausgemwechfelte Erklärungen zu 
Stande gefommen. (Erl. des Min. des 
Aeuß. v. 12. Mai 1853, wirkſam für 
alle Kronläander, R. G. BI. Nr. 88.) 

— — Frauensperfonen aus Baiern 
bedürfen bei ihrer Verehelihung mit 
Ausländern feiner Auswanderungsbe: 
willigung, f. Ehe. 

— — lebereinfommen wegen Ber: 
pflegung erfranfter Staatdangeböriger, 
ſ. Kranfenhausverpflegsgebühren. 

— — Boallfahrer aus Baiern, f. 
MWallfahrten. 

Bälle, deren Dauer betreffend, f. 
Tanzmnſik. 

Banknoten, Einholung der Un— 
aͤchtheits⸗Certificate, ſ. Creditspa⸗ 
piere. 

Barbierer, ſ. Sonn: und Feier: 
—— ung. 

aubehörden. Ueber die Stel— 
lung der Baubehörden und über die 
Wirkungskreiſe im Baudienſte wurden 
proviſoriſche Beſtimmungen feſtgeſetzt. 
(Bdg. d. Min. d. In. d. Fin. u. d. 
Hdls. v. 9. Febr. 1853. R. ©. 2. 
N. 27). 

Banführungen in der Brigittenau, 
f. Brigittenau. 

— — an Eifenbabnen, f. Eifen: 
bahnen, 

Bauverbot, Kortificatorifher Bau- 
verbot-Rayon in Wien, f. Bortificato: 
rifcher Rayon. 

— — für Prag, f. Fortificatori: 
ſcher Rayon. 

Beamte, Begriffsbeftimmung eines 
Beamten, f. Beftechung. 

— — f. Diäten: Paufchale. 

— — die der General: Direction 
der Gommunicationen untergeordneten, 


f. Disciplinarsilnterfuchungen. 
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Beamte, die Einfendung literarifcher 
Werke an fremde Höfe betreffend, f. 
literarifhe Werke. 

Beamten:Diäten:Paufchale, f. 
Diäten-Paufcale. 

Beamten:Disciplinar-Unterfn: 
chungen, f. Disciplinar: Unter: 
— 

eerdigung, Uebereinkommen mit 
mehreren deutſchen Regierungen wegen 
Beerdigung der gegenfeitigen Staats— 
angebörigen, f. Krankenhaus-Ver⸗ 
— 

eeidigung des Forſtperſonales, ſ. 
Forſtperſonale, Jagddienſt. 

Beförderung, Geſuche um Beför- 
derung find ſtets im Wege der unmit- 
telbar vorgefegten Behörde anzubrin- 
gen, ſ. Polizeibeamte. 

Belgien, Staatsvertrag wegen 
Auslieferung von Verbrechen, f. Aus: 
— 

Bergbau. Belehrung Behufs der 
Mitwirkung der k.k. Gensdarmerie zur 
Hintanhaltung der bei dem Bergbaue 
fi ergebenden Gefahren für die Perfon 
und das Eigenthum. (Erl. der oberft. 
Pol. Beh. v. 18. Nov. 1852, 2. 
7270/1737, n. d. Statth. Erl. v. 25. 
Dec. 1852, 3. 45026.) 

Befigfähigkeit der Juden, f. 
Juden. 

Beftehung. In Anfehung der 
Frage, ob der $. 311 des Strafgefehes 
vom 27. Mai 1852 auf die Beſte— 
hung der k. k. Gensdarmerie, dann der 
k. f. Militär: und Civil-Polizeiwache 
Anwendung finde, ift von dem hoben 
k. k. Juftigminifterium mit Erlaß vom 
28/31. Jänner 1853, 3. 600, dem 
k. k. Landes-Obergerichte bedeutet wor: 
den, daß bei der Klarheit der gefeß- 
lihen Begriffebeftimmung eines Beam: 
ten in der angegebenen Beziehung, 
welche bereits in dem Hofdecrete vom 
9. November 1816, 3. 1293 der Ju: 
ſtiz⸗Geſetzſammlung enthalten war, und 
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wörtlib auch in das gedadhte neue 
Strafgefeß vom 27. Mai 1852 (8.101) 
übergegangen ift, wohl auch über die 
Anwendbarkeit des $. 311 auf die 
Berleitung von Gensdarmen oder Mili- 
tär- und Civil-Polizeiwachen zur Ber- 
legung der Dienftpfliht durch Befte- 
hung fein Zweifel obmwalten könne. 
(El. d. n. ö. Statth. v. 14. Febr. 
1853, 3. 5333, Det. d. Pol. Dir. v. 
16. $ebr. 1853, 3. 3062/442.) 

Bettelmnfifanten dürfen inSchul- 
häuſern nicht auffpielen, ſ. Schul: 
hänfer. 

Beurlaubte, ſ. Militärbenr: 
laubte. 

Bezirfsämter. Die a. h. Entſchlie— 
ßungen über die Einrichtung und Amts- 
wirkſamkeit der Bezirksämter werden 
fundgemadt. (Vdg. d. Min. d. Im,, 
der Juft. u. der Fin. v. 19. Jäͤn. 1853. 
R. G. B. Nr. 10.) 

Bezirkshauptmannfchaften. Er- 
theilung von Heimathfcheinen an abge- 
fhobene oder von Wien abgefchaffte 
Individuen, ſ. Abfchiebung. 

— — ift von der Wegweiſung eines 
Individuums ftets in Kenntniß zu feßen, 
f. Ausweifung. 

Bilder, ſ. unfittlihde Abbildumn: 


en. 
; Blaue Montage, ſ. Montage. 

Blödfinnige, deren Ueberwachung 
durch die Gemeinde, f. Taubſtumme. 

Briefmarken. Mit Bezug auf die 
dermal beftehbenden Vorſchriften der 
Sonn: und Feiertagsheiligung findet 
die hohe k. k. oberfte Polizeibehörde 
laut hoben Erlaffes vom 29. Auguft 
d. J. 3. 11580 II. nad gepflogenem 
Einvernehmen mit den k. k. Minifterien 
des Cultus und des Handels, den 
Berfauf von Briefmarken fo 
wohl in den mit Brieffammlungen ver 
bundenen Tabaktrafiken, ald andern 
Berfhleifgewölben an Sonn: und Fei- 
ertagen Vormittags von 9—12 Uhr 
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im ganzen Umfange des Wiener Pol. 
Rayons zu verbieten. Bon diefer, den 
Erlaß des kak. Minifteriums des Innern 
vom 13. Juni 1850, 3. 11458 (mel- 
her das Dffenhalten der Berkaufsloca- 
litäten der Briefmarkenverſchleißer an 
Sonn» und Feiertagen auch während 
der verbotenen Stunden bedingt er- 
laubte) modifizirenden Berfügung, welche 
mit 1. Det. 1 3. in Wirkfamfeit zu 
treten bat, werden die k. k. Polizeis 
Direction und die Bezirfahanptmanne 
haften verftändigt. (Erl. d. n. ö. 
Statth. v. 15. Sept. 1853, 3. 34014, 
Decr. d. Pol. Dir. v. 22. Sept. 1853, 
3. 21338/2482.) 

— — Aus Anlaß vorgefommener 
Fälle der Verwendung von unechten 
Briefmarken oder des wiederholten Ge— 
braudes von echten Briefmarken auf 
Briefen in der Abfiht, um das Poſt— 
gefälle zu verkürzen, wird im Einver— 
ftändniffe mit dem Handeldminifterium 
Folgendes beftimmt: Gemäß des 8.22 
der Allerhböhft genehmigten Beftimmun- 
gen, über die Briefporto-Taren und die 
Einhebung derfelben dur Briefmarken, 
vom 26. März; 1850, Nr. 149 des 
R. ©. B., ift eine Berfälfhung der 
Marken jener des Bapierftämpels gleich— 
zuhalten. Im Sinne derfelben und ge— 
mäß des $. 408, 3. 5 tes Gefälle: 
Strafgefeßes, begeht Derjenige, welcher 
Briefmarken nachmacht, ſolche von einem 
geringeren auf einen höheren Betrag 
umftaltet, oder von einem Couvert auf 
ein amderes überträgt, oder nachge— 
machte oder verfäljchte Briefmarken zum 
Abfage übernimmt, oder an Jemanden 
überläßt, oder an einem anderen Drt 
verfendet, eine Gefällsverfürzung. In 
den Ländern, in denen das Gefälle: 
Strafgefeß wirffam ift, hat dafjelbe in 
Abfiht auf das dabei zu beobadtende 
Berfahren und auf die Strafen ($.416) 
Anwendung, dagegen haben für die 
übrigen Kronländer die diesfälligen 
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Beftimmungen des kaiſerlichen Batentes 
vom 2. Auguft 1850, über die Gebüh- 
ven von Rechtsgeſchäften, Urkunden 
(Seite 1391 d. R. G. B. v. 3.1850,) 
8.83,4 und 84, 3. 2, zu gelten. (Vdg. 
d. Fin. Min, v. 4. März 1854, giltig 
für das ganze Reich. R.G.B. Nr. 56). 
Brieffammlungen. Aus Anlaß 
des Geſuches eines Tabaktrafitanten 
und Pofterpedienten um die Derfügung, 
daß die mit Brieffammlungen in Ber: 
bindung ftehenden Tabaktrafiken ent- 
weder an Sonn: und Feiertagen von 
9 bis 12 Uhr Vormittags auch Tabak 
verfaufen oder aber während diefer 
Stunden gänzlih geſchloſſen werden 
dürfen, bat das Handelsminifterlum 
laut Statthalterei-Erlaffes vom 20. 
d. M., 3. 13938 erklärt, daß durch 
eine befondere, neu erfundene Vorrich— 
tung an den Brieffammlungsfaften die 
biefige Poftanftalt in die Lage wird 
verfeßt werden, das Brieffammlunge: 
geihäft, welches gegenwärtig unter der 
Controle des Briefmarkenverſchleißers 
ſtattfindet, ohne dieſe Controle beſorgen 
zu laſſen. Hiebei werde die n. ö. Poſt— 
direction die Einleitung treffen, daß die 
Briefſammlungsékäſten mit dem erwähn— 
ten Sicherheitsverſchluſſe in der Nähe 
der Briefmarken-Verſchleißlocalitäten, 
an den Häufern ſelbſt, und nicht mehr 
an den Thüren der Verſchleißläden be- 
feftigt werden , wodurd das ungeftörte 
Einfammeln der Briefe auch dann mög- 
lich jein wird, wenn die Briefmarken: 
Berfhleißlocalität geſchloſſen ift. Nach 
Anfiht des Handelöminifteriums wird 
es fodann feinem Anftande unterliegen, 
die Tabaftrafifen, mit welden Brief 
marfen-Berfchleiße verbunden find, an 
Sonn: und Feiertagen, während der 
Stunden des vormittägigen Gottes: 
dienftes, d. i. von 9 bis 12 Uhr ge- 
fhloffen zu halten. (Deer. d. Bol. Dir, 
v. 23. April 1853, 3. 8358/1090.) 
Brigittenau, Ueber die Frage in 
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wie feme Baufübrungen in der 
Brigittenau und zwifhen den 
Donaubrücden mit Rüdfiht auf die 
Regulirung des Donauftromes dermalen 
bewilligt werden können, wird zufolge 
Erlaffes des hoben Handeldminifteriums 
vom 13.0. M., 3. 435 zur BWiffen- 
Ihaft und genauen Darnahadhtung Fol« 
gendes erinnert: Länge des rechten 
Ufers des Kaiferwaflers u. z. von der 
Windrofe bei Nußdorf bis zu dem neuen 
Straßendamm zieht ſich der Ueber- 
[hwemmungsdamm bin. Da die Be- 
ftimmung deffelben durch die beabſich— 
tigten Negulirungsarbeiten im Kaifer- 
wafjer nicht geändert werden wird, fo 
unterliegt es feinem Anftande, Baus 
führungen in der Brigittenau in dem 
Rayon zwifhen jenem Damme, und dem 
linfen Ufer des Wiener Donaufanales 
zu bewilligen. &8 verfteht ſich übrigen 
von felbft, daß die beftehenden Strom: 
polizeivorfchriften bezüglih des Donau» 
fanalufers fortan aufrecht zu erhalten 
find, wornad fein Gebäude, feine Hütte 
oder Planke 2c. näher ald 10 Klafter 
vom Ufergratb erbaut werden darf. 
Das ?. f. Handelsminifterium findet 
fi übrigens veranlaßt, diefe Vorſicht 
auch für die landeinwärtige Seite des 
Ueberſchwemmungsdammes auszudeh— 
nen, um nöthigenfalls zwiſchen dem 


Damme und den geführten Bauten ( 


ftets einen genügenden Raum zu etwai- 
gen Berftärfungen des Dammes oder 
für andere Vorkehrungen frei zu halten. 
Was die Baubewilligungen für 
die Gegend zwifhen den Do- 
naubrüden (Taborau) betrifft, fo ift 
das k. f. Handelsminifterium bei dem 
Umftande, als die Regulirungsangele: 
genheit hinfichtlih des Kaiferwaflers 
noch nicht zum Abſchluß gediehen ift, 
vorläufig nicht in der Rage, dort einen 
Rayon für Bauführungen feftzufegen, 
welche daher bis zur Erlaffung weiterer 
Beftimmungen nit zu geftatten fein 


711 


Suchbinder. 


werden. Eben ſo kann auch in Betreff 
der zur Sprache gebrachten Baufüh— 
rungen zwiſchen der Taborlinie und dem 
Kaiſerwaſſer vorläufig feine definitive 
Beftimmung des Rayons gefcheben, ob» 
wohl hiedurch keineswegs beabfichtigt 
wird, alle Baubemwilligungen für diefe 
Gegend unbedingt zu verweigern. Das 
t. k. Handelsminifterium behält fi 
vielmehr vor, in diefer Hinficht die Ent- 
fheidung von Fall zu Fall nah Maf- 
gabe derlimftände zu fällen, zu welchem 
Ende die bezüglihen Verhandlungen 
ftetö vorzulegen fein werden. Bei diefer 
Gelegenheit hat das ?. k. Handelsminis 
fterium zu verordnen befunden, daß bei 
allen Bau:Commiffionen, welche aus 
Anlaß von beabfihtigten Bauführungen 
innerhalb deslleberfhwemmungsterraing 
abgehalten werden, entweder dien. ö. 
Landes-Baudirection mittelft eines Ab- 
geordneten zu interveniren babe, oder 
aber ihr der vollftändig inftruirte Act 
zur Begutachtung mitzutheilen fei, bevor 
die Ertheilung eines Bauconfenfes, oder 
eventuell die Borlage der Angelegen- 
heit an das genannte k k. Minifterium 
behufs der Entſcheidung veranlaßt wird. 
Uebrigens verſteht fih von feldft, daß 
durch diefe Beftimmungen des f. k. Hans 
delaminifteriumd an dem fortificatoris 
fhen Bauverbote nichts geändert werde. 
Erl. d. n. ö. Statth. v. 21. März 
1853, 3.10143, Magiſtrats 3.49074.) 

Brot, ſ. Landbrot. 

Buchbinder. Buchbinder dürfen 
auch fernerhin die im $. 13 des Buch— 
bandlungs-Patentes vom Jahre 1806 
bezeichneten Drudihriften ohne Unter 
ſchied, ob fie Erzeugniffe der inländischen 
oder der ausländifchen Preffe find, 
unter Beobachtung der preßpolizeili« 
hen Vorſchriften verkaufen. Für das 
Recht der Buhbinder zum Kalender 
verkaufe hat mit Beziehung auf die 
Entſcheidung der beftandenen n. ö. Re 
gierung vom 19. Auguft 1818, 8. 


Buchbinder. 


32311 der Grundfaß ald Regel zu die- 
nen, daß als Kalender nur jene Auf— 
lagen anzuſehen find, welche im allge- 
meinen Buchhandel unter diefem Titel 
vorkommen, wie dieß bei den gemeinen 
Kalendern überhaupt der Fall ift, oder 
bei welchen, wie bei den fogenannten 
Almanachs, die Zeitrehnung, die auf 
die Zeitrechnung des betreffenden Jahres 
ſich beziehenden Rotizen, die bildlichen 
Beigaben und der Einband zufammen 
den Werth des übrigen gedruckten Ter- 
tes überfteigen, wobei es fih von felbft 
verftebt, daß ein Kalender nad feiner 
Natur immer nur aus einem einzigen 
Bande beftebe. (Erl. d. Holsm. v. 12. Mai 
1853,8. 3753, n. d. Statth. 3.18707.) 
Buchbinder. Gelegenheitlich der 
bierämtlichen Unterſuchungen inllebertre- 
tungen der Prefordnung wurde häufig 
die Entfehuldigung vorgebracht, daß den 
Buhbindern im Allgemeinen geftattet 
fei, mit kleinern Brochüren, Kiedern, 
Bildern u. d. gl. Handel zu treiben. 
Da dieß jedoch unmwahr, und diefen Ge- 
werbsleuten auf Grund des noch in 
Kraft ſtehenden Buchhandel-Patentes 
vom 18. März 1806 nur gefeklich er— 
laubt ift, mit Normal: Gymnafial-, 
Schul- und Gebetbühern, dann mit 
Kalendern zu handeln, der Verſchleiß 
von Heiligenbildern aber an eine befon- 
dere polizeilihe Bewilligung gebunden 
ift ($. 8 der B. D.), fo hat das Be 
zirfd-Commiffariat geeignet dahin ein- 
zuwirfen, daß die in feinem Bereiche be- 
findlihen Buchbinder hierüber belehrt 
und angewiejen werden, fih auf den 
Berfchleiß der, wie oben erwähnt, ihnen 
zuftehenden Artikel zu befchränfen, be— 
hufs des von ihnen bezielten Berfaufes 
von Heiligenbildern aber um die erfor- 
derlihe Lizenz fih hieramts zu bewer- 
ben. (Decr. d. Bol. Dir. v. 25. Dt. 
en 3. pol . 
entral:Polizeiblatt, f. Poli⸗ 
zeiblatt. v 
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Chirurgen, ſ. Wundärzte. 
Civilanſtellung der Militär-Ber- 
fonen, ſ. Militär Merfonen. 
Eivil:Ordonnangen, deren Rechte 
und Pflichten, [. Ordonnanzen. 
Civil-Polizeiwache. Imftruction 
für die Civil-Polizeiwache, genehmigt 
mit Grlaß der oberften Bolizeibehörden 
v. 21.3an. 1854, 3.1118 II. u. Decr.d, 
n. 6. GStatthalterei vom 8. Februar 
1854, 3. 3422. In diefer neuen In— 
ſtruction ift in den 88. 2 und 11 die 
Anordnung der älteren Inftruction vom 
20. April 1852 (ſ. Civil-Polizei⸗ 
wade I. Bd., S. 284), wornad die 
Mitglieder diefer Wade von dem Boli: 
jei-Director zu jeder Zeit und nicht 
bloß zur Strafe entlaffen werden kön: 
nen, weggelaffen worden. Auch erhiel- 
ten die $$. 12, 13 und 14 einige Ab» 
änderungen, welche num im der neuen 
Inftruction folgendermaßen lauten: 
$. 12 Handelt es fih um die Entlajr 
fung eines zum Dienfte aus was immer 
für einer Urfache nicht mehr geeigneten 
Eivil-Wahmannes, fo ift unter Anflug 
der fämmtlihen, auf die Urſache feiner 
Dienftuntauglichkeit bezüglihen Docu- 
mente der motivirte Vortrag wegen 
feiner Behandlung von dem Polizei— 
Director im Wege der Statthalterei an 
die oberfte Polizeibehörde zur Shluf- 
faflung zu leiten. Haben fi Indivi— 
duen diefer Wache durch eine minde- 
ftens zehmjährige umd erfolgreiche Dienft- 
leiftung ausgezeichnet, und ift die 
Dienftuntauglichkeit ohne ihr Verſchul— 
den erfolgt, fo wird auf ihre Geſuche 
um eine Provifion oder Gnadengabe 
billiger Bedaht genommen werden. 
$. 13. Die Civil-Polizeiwache ift in 
der Regel aus der geeigneten Mannſchaft 
der im Drte vorhandenen Abtheilung 
des Militär⸗Polizeiwach Corpse, und nur 
in Ermanglung folder Individuen aus 
dem Givile zu ergänzen. Der Ueber- 
tritt von Militär-Polizeimac - Indiwi- 


Eivil-Polizeiwacr. 


duen hat über deren freiwilliges Ein- 
fhreiten unter den mit Kriegaminifterials 
Referipte vom 31. December 1852, 3. 
5056, g, für die Hebernahme von Mi— 
litärsIndividuen in Eivil-Staatadienfte 
überhaupt angedeuteten Motalitäten, 
und nur dann, wenn der übertretende 
Militär-Polizeiwahmann feiner gefeb- 
lihen Militärpflicht entweder bereits 
vollkommen Genüge geleiftet hat, oder 
höchſtens noch zum Refervedienfte ver- 
pflihtet it, in letztem Falle mit Auf- 
rechthaltung der Reſervepflicht ftattzu- 
finden; für einen folden Eivil-Wad- 
mann wird in die oben ($. 12) erwähnte 
zehnjährige Dienftleiftung auch die von 
demfelben bei der Militär⸗Polizeiwache 
und bei einem Truppenkörper zuge— 
brachte Dienftzeit mit eingerechnet. Wird 
die Entlafjung eines aus der Militär 
Polizeiwache übernommenen Individu- 
ums aus dem Civil-Wachdienſte bloß 
zur Strafe verfügt ($. 11), fo hat der- 
felbe Tediglih auf jeme Beneficien An- 
ſpruch, welche ans feiner früheren Dienft- 
leiftung im k. k. Militär, einſchließlich 
jener beim Militär-Polizeiwah-Eorps 
für ihn entfpringen. 

$. 14. Der Dienft wird in Eivil- 
Fleidern verjehen. Der Wahmann bat 
zu feiner Legitimation bei Amtshand- 
fungen, wo er dem Publicum als ein 
Öffentliches Dienftorgan entgegentritt, 
den k. k. Adler und feine Legitimationd- 
karte bei fidh zu tragen, um je nach Um— 
ftänden entweder den Adler auf feiner 
Bruſt aufzuſtecken, oder fidh mit der Le— 
gitimationsfarte auszuweiſen. Hat fi 
die Civilwache als ſolche legitimirt, fo 
genießt fie den gefeklihen Schuß, wel- 
her den obrigkeitlichen Perfonen, den 
Civil- umd Milttärwahen zukommt. 
Die übrigen Anordnungen der neuen 
Inftruction find mit den Beftimmungen 
der älteren Inſtruction gleichlautend, 
und es ift auch diefelbe Reihenfolge der 
88. beibehalten worden. 
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Civil⸗Polizeiwache, Gebühren 
derfelben, f. Polizeibeamte. 

Ereditspapiere. Im Folge hoben 
Auftrages find die k. f. Gerichtobehör⸗ 
den und Staatsanwaltfchaften wieder: 
holt angewiefen worden, in Fällen von 
Staatöpapier-, Geld- oder Banknoten- 
Berfälfchungen zugleich mit dem Unächt- 
heits-Gertificate vom f. k. Finanzmini⸗ 
fterium oder der k. k. priv, National- 
bank die Erflärung einzuholen, ob äbn- 
liche Falfificate bereit vorgefommen 
feien, um allfällige Anhaltspunkte zur 
Entdedung eines Zufammenhanges zu 
finden. Da es num häufig geſchieht, 
daß die Polizei-Bezirkskommiſſariate 
fhon im Borerhebungswege das Unächt⸗ 
heits-Gertificat zwar einholen, rüdficht- 
li des zweiten Punktes aber feine Ans 
frage ftellen, fo werden zum Zwecke der 
Bereinfahung des Geſchäftes die Com- 
miffariate angemwiefen, jedes vorkom— 
mende Falfificat von Staatspapieren 
behufs der Einholung des Unächtheits- 
Gertificates beim hoben ?. k. Finanz- 
minifterium berihtlih anher vorzule- 
gen; dagegen bei einem vorfommenden 
Banknoten Falfificate das Unächt— 
heitszeigniß im Borerhebungswege bei 
der Fabrikations⸗Commiſſion einzuholen 
und zugleich die obenangedeutete Au⸗ 
frage zu ftellen. Die erhaltene Aus- 
kunft ift dem betreffenden Strafgerichte 
mitzutheilen und in dem, dem bierorti- 
gen Decrete vom 13. October 1852, 
3. 18965/5998 (j. Balfificate, J. Bd. 
©. 520) gemäß, zu erftattenden Be- 
richte nicht nur die Gattung der Banf: 
noten-Falfificate, fondern auch die Form, 
Serie und Zahl, überhaupt den Inhalt 
des von der Fabrifations-Gommiffion 
der Nationalbank erhaltenen Unächt« 
heits-Gertificates anzuführen. (Dec. d. 
Pol. Dir. v. 7. April 1853, 3. 6794/ 
2191.) 

Greditöpapiere der revolutionären 
Propaganda, |. Hochverrath. 


Eur-Binfpectionen. 


Eur-Infpectionen, ſ. Badeorte. 

Eurorte, Handhabung der Polizei: 
Aufſicht, ſ. Badeorte. 

Dampfkeſſel. In Folge a. h. Ent- 
fhliefung vom 25. November 1853, 
wurde eine neue Vorſchrift über die 
zu beobadhtenden Sicherheitsmaßregeln 
gegen die Gefahr der Erplofion bei 
Dampfteffeln aller Art in Wirkſamkeit 
geſetzt. (Bog. d. Hdlöm., d. Min. d. 
Inn. u. der oberft. Pol. Beb. v. 11. 
Febr. 1854, giltig für alle Kronländer 
mit Ausnahme der Militär Gränze. 
R. G. Bl. Nr. 48.) 

— — Bollzugsvorfärift zu der Ber- 
ordnung vom 11. Februar 1854, in 
Betreff der zu beobachtenden Sicher: 
heitömaßregeln gegen die Gefahr der 
Erplofion bei Dampfleffeln aller Art. 
(Erl. des Hdlsm. v. 11. Febr. 1854, 
3. 3340, n. d. Statth. Bdg. v. 10. 
März 1854, 3. 6997. Pol. Dir. 8. 
10336/2145.) 

— — Bei dem in Wien und im 
Wiener Rayon vorzunehmenden Dampf- 
keffelproben haben die betreffenden Po- 
lizei⸗Bezirksleiter zu interveniren. (Deer. 
der Pol. Dir. v. 6. Juni 1854, 3. 
10336/2145.) 

Dantes, ſ. Spielpfennige. 

Dentfher Bund. Auslieferung der 
Verbrecher, ſ. Auslieferung. 

— — lebereinlommen mit mehre— 
ren deutſchen Regierungen, wegen Ver: 
pflegung erfranfter Staatsangehöriger, 
f. Krankenhaus-Verpflegsgebüh— 


ren. 

Deutfchlatholifen. Das Eultusr 
und Unterrichtäminifterium hat an den 
Wiener Fürfterzbifhof, an den Fürft- 
bifhof von Sekau, dann an die hiefigen 
k. ?. evangelifhen Confiftorien Augs- 
burger= und helvetiſcher Gonfeffion, be- 
hufs der Mitwirkung zur Durhführung 
der a. h. Entfchliefung vom 16. Nov. 
1851, betreffend das Berbot der Ge- 
noffenfhaft der fogenannten Licht⸗ 
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freunde , Deutſchkatholiken, freien Ehri- 
ften, und ähnlicher Bereine die ange- 
meflenen Weifungen unterm 7. October 
dv. J., 3. 609 erlaflen, und den- 
felben zugleih aufgetragen, daß die 
geiftlihen Organe zur entipredhenden 
Durchführung diefer a. h. Verordnung 
Hand in Hand mit den politifhen Be- 
hörden gehen, insbefondere aber: 

l. diejenigen zu ihrer Kenntniß ge- 
langenden Fälle, wo Anhänger einer 
folden Genoſſenſchaft fi bei Geburts-, 
Trauungs⸗ oder Beerdigungsfällen ir- 
gend eine, nur den Seelforgern aner- 
fannter Kirchen oder Eonfeffionen zu- 
ftebende Function anmaßen wollten, 
der Obrigkeit rechtzeitig zur Hintanhal⸗ 
tung und Beftrafung anzeigen; 

2. in jedem alle, wo bei einer uns 
terlaffenen Taufbandlung von den Be 
börden ihr Einfchreiten mit Rüdfiht 
auf das Religionsbefenntniß, - dem die 
Eltern nad Ausweis des Taufactes 
oder eines gefeßlih erfolgten Weber: 
trittes angehören, in Anſpruch genom- 
men wird, diefer Aufforderung gehörig 
nahfommen, dann zur Ueberwachung 
und Entdedung folder Kälte, fo mie 
zur Sicherſtellung und Erziehung der 
Kinder, den beftehenden Geſetzen gemäß 
ihrerfeitö entfprechend mitwirken ; 

3. die Befolgung der Anordnung, 
daß vorfommende Beerdigungen von 
Angehörigen einer folden Secte ohne 
Zulaffung eines Leihengepränges unter 
Auffiht der Sicherheitsbehörde ftatt- 
finden follen, auch ihrerſeits überwachen, 
und eine Mebertretung diefer Vorſchrift 
thunlichſt hintanhalten. (Erl. der oberft. 
Pol. Beh. v. 12. Dec. 1853, 3. 
16865/3441, Deer. der Bol. Dir. v. 
16. Dec. 1853, 3. 29830/3442.) 

Diäten = Banfıhale. Laut Statt: 
haltereierlaffes vom 19. December d. 
3.3. 3857 haben Se. f. k. apoftolifche 
Majeftät mit a. h. Entfhl. vom 2. Dec. 
1852 zu befehlen gerubt, daß allen Be- 
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amten und namentlich auch den PBolizei- 
beamten, weldye außer ihrem Amtoſitze 
verwendet werden, infoferne denfelben 
ein beftimmter dauernder Amtsfig zuge: 
wiefen ift, ftatt der Diäten ein ange 
meflenes Pauſchale erfolgt werde. *) 

In Anfehung diefer Diäten-Paufcha- 
lirung wurde nunmehr in Folge eines 
in der Minifterconferenz gefaßten Be— 
ſchluſſes Folgendes beftimmt: 

1. Beamte, welde außer ihrem ei- 
gentlihen Dienftorte verwendet werden, 
haben, wenn diefe Berwendung an einem 
und demfelben Orte über ſechs Wo- 
hen dauert, nebft der Vergütung der 
normalmäßigen Reifetoften für die Zeit 
der Reifebewegung, anftatt der weiteren 
Diäten ein Pauſchale zu erhalten, wel- 
des in der Negel nie die Hälfte ihrer 
Befoldung, bei Beamten aber bis ein- 
fhlieglih einem Gehalte von fehshun- 
dert Gulden nie zwei Drittheile der für 
fie normalmäßig entfallenden Diäten 
überfteigen darf. 

2. Beamte, welche fich bereits in eis 
nem, wenn auch höher bemeffenen Diä- 
tenpaufchale befinden, find dabei zu be- 
laffen, wogegen Beamte, die in dem 
Bezuge der vollen normalmäßigen Diä- 
ten ftehen, nach den unter 1. angedeute- 
ten Grundfäßen zu behandeln fommen. 

3. Diefe Beftimmungen haben mit 





*) Raut der Erl. des F. Min. vom 18. 
Yuni 1848 3. 2138 und vom 5. December 
1849 3. 11691 wurden die Diäten der Beam» 
teninden 9erften Claſſen auf drei Biertbeile 
des urfprünglichen Ausmaßes herabgefeht, 
während es für die 10. 11. u. 12. Diä» 
tenclaffe bei dem biäherigen im J. 1825 
feftgefegten Abzuge von einem Fünftel 
verblieben if. Es betragen demnad die 
Diäten der 1. Glaffe 18 fl. 45 fr., der 2. 
Glaffe 16 fl. 30 kr., der 3. Claſſe 14 fl. 15 
fr, der 4. Gl. 12 fl., der 5. Claſſe 9 fl. 
45 fr., der 6. Glaffe 7 fl. 30 fr., der 7. Glaffe 
6 fl., der 8. Claſſe 4 fl. 30 fr., der 9. Claſſe 
3 fl. 45 fr., der 10. Claſſe 3 fl. 12 fr., ber 
11. Elaffe 2 fl. 24 fr. und der 12. Glaffe 
1 fl. 36 fr. 
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dem Tage der Belanntgebung derfelben 
an die Behörden, längſtens aber mit 
1. Februar 1853 in Wirkfamkeit zu 
treten. 

Sollte der Fall fi ergeben, daß ein 
folder auswärts verwendeter und mit 
einem Diäten »Baufhale betheilter Be- 
amte ſich von feinem auswärtigen Com- 
miffionsorte wieder auf fürzere Zeit in 
Amtsgefhäften zu entfernen hätte, jo 
unterliegt es feinem Anftande, daß ihm 
für die Zeit diefer einftweiligen Entfer- 
nung die normalmäßigen Weifekoften 
— alfo die Diäten und Fuhrkoſten er- 
folgt werden, wogegen aber für diefelbe 
Zeit das Diäten-Paufhale einzuftellen 
fein wird, was feiner Schwierigkeit 
unterliegen fann, da die Diäten-Pau- 
fhalien ohnehin decurfive zu erfolgen 
fommen. 

Ausnahmen von der gegenwärtigen 
Norm über die Diäten-PBaufhalirung 
fönnten nur dort, wo fie durch ganz be— 
fondere Rüdfichten und Rocalverhältniffe 
dringend geboten find, von Fall zu Ball 
über vorausgegangene Zuftimmung des 
Finanzminifteriums bewilliget werden. 
(Erl. des Fin. Min. vom 12. Jänner 
1853 3. 17728; Erl. der oberften 
Pol. Beh. vom 23. Janmer 1853 3. 
774; n. d. Statth. Erl. vom 7. Fe— 
bruar 1853 3. 3578; Pol. Dir. 3. 
446 /Pr.) 

Diäten: Panfchale. Im Nachhange 
zu dem $. I der Diäten-Paufchalirungs: 
vorfchrift vom 12. Jänner d. 9. 3. 
17728/F.M. wird aus Anlaß diesfalls 
erbobener Zweifel hiermit beftimmt, daß 
in jenen Fällen, wo es fi) vorausbe- 
ftimmen läßt, daß die Verwendung eines 
Beamten außer feinem Dienftorte läns« 
ger ald 6 Wochen dauern wird, die cha= 
ractermäßigen Diäten uur für die Zeit 
der Reifebewegung, das geſetzliche Bau: 
fhale aber gleih vom Tage des Antrit- 
tes der auswärtigen Verwendung an 
dem beftimmten Orte zu bemeffen find, 


Dienfiboten. 


Läßt ſich bei der Ausfendung nicht vor- 
ausbeftimmen, ob die auswärtige Ber- 
wendung eines Beamten an einem be- 
flimmten Orte über 6 Wochen dauern 
würde, fo ift auch in einem foldyen zwei⸗ 
felhaften Falle demfelben vom Tage dee 
Beginnes der auswärtigen Verwendung 
nur das Pauſchale anzuweifen, wogegen 
es ihm, wenn die gedachte Dienftleiftung 
vor Ablauf von 6 Wochen zu Ende gebt, 
unbenommen bleibt, die normalmäßigen 
Diäten nach Abzug des bezogenen Bau: 
ſchales particularmäßig in Anſpruch zu 
nehmen, 

Ferner wird zu $. 2 der erwähnten 
Norm erinnert, daß das Erfcheinen der 
Diäten-PBaufhalirungsvorfchrift, welche 
ihrem Geifte und Wortlaute nad die 
Erleichterung des Staatsſchatzes, nicht 
aber deſſen Belaftung mit bisher nicht 
beftandenen Bezügen, mithin feines- 
wegd eine neue Conceſſion, fondern 
vielmehr eine Reftriction der biäheri- 
gen Anfprüce bezielt, durchaus nicht 
zum Unlaffe genommen werden darf, 
Beamten, welde bereits vor der 
Paufhalirungsnorm ohne alle befon- 
dere Vergütung , oder gegen ein gerin- 
geres als das nach diefer Vorfchrift zu- 
läffige Entlohnungsmaß zu einer aus: 
wärtigen Verwendung berufen wurden, 
das Paufhale nach der neuen Borfchrift 
zu gewähren, 

Solde Beamte haben in ihrem frü- 
beren Bezuge auch fernerhin zu verblei— 
ben, gleihwie aud die früher bemeſſe— 
nen höheren Baufhalien unberührt ge: 
blieben find. (Erl. des Fin. Min. vom 
15. Auguft 1853 3. 27615/2125. Erl. 
der oberften Pol. Beh. vom 29. Auguft 
1853, 3. 11658/2504. n. ö. Statth. 
Erl. vom 11. September 1853, 3. 
34981.) 

Dienftboten. Aus Anlaß der bei 
den k. E. Bezirkegerichten in der Be- 
handlung von Fällen der unterlaffenen 
Meldung der Dienftboten wahrgenom- 
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menen Berjchiedenheit erfcheint ed noth⸗ 
wendig, denBegriffdesDienftbo- 
ten, welden das Gefek in der Gefinde- 
ordnung für Wien vom Jahre 1810 8.4 
bezeichnet, umd der durch die fpäteren 
Verordnungen, insbefonderd durch die 
Regierungsverordnung vom 2. Auguft 
1822 3. 36197 und dur das Hof- 
fanzleidecret vom 9. Jänner 1834 3. 
120 (f. Kaffeefieder 2. Bd. S. 175) 
näher beftimmt wurde, in Erinnerung 
zu bringen. Durch die gefeglihen An- 
ordnungen wird jedes Individuum ald 
Dienftbote bezeichnet, was unmittelbar 
die Dienfte im Haushalte und um die 
Perſon des Dienftgebers leiftet, wozu 
feine befondere wiſſenſchaftliche Vorbe— 
reitung erfordert wird. Davon unter: 
ſcheidet ſich wefentli der Begriff eines 
Gewerbögehilfen, ald welder das In— 
dividuum erfcheint, was zum Betriebe 
eines Geſchäftes, einer Handlung, eines 
Gewerbes oder eines Miethfuhrmerkes, 
biemit ald zum Erwerbe mitwirkend, 
verwendet wird; zu wel’ leßterer 
Claſſe daher außer Hofmeiftern, Gou— 
vernanten, Borleferinnen, jedes Be 
trieböperfonale, ala z. B. Oberfellner, 
Zimmerkellner, Kellnerjunge, Hausknecht, 
Weinträger, Gehilfen der Kaffeefieder, 
Marqueurs, Gaftbediente, Feuerbur— 
fen, fo Autſcher und Knechte bei Stadt- 
und Landkutſchern, Stellwagen-Inha— 
bern, Fiacre-, Cab⸗Unternehmungen zu 
zahlen kommen. Nachdem die Geſindeord⸗ 
nung, insbefonders jene für Wien, und 
das damit in Verbindung ftehende Mel- 
dungswefen und die Handhabung des: 
felben nebft der Dieciplin, als ein Ge 
genftand der Gemeindepolizei, nach dem 
Regierumgscirculare vom 18. Mai 18549 
$. 8, dem Wirfungskreife der k. k. Bo: 
lizeibehörde übertragen worden ift, fe 
fließt daraus Flar, daß diefelbe zur Abn- 
dung der Außerachtlaſſung der polizei- 
lihen Meldung der Dienftboten berufen, 
da hingegen die Ueberiretungen der ge⸗ 
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ſetzlichen Vorſchriften in Beziehung auf 
die bezeichneten Gewerbögehilfen dem 
gerichtlichen Verfahren, gemäß $. 320 
&t. ©. und nad $. 7 der Negierungs- 
verordnung vom 18. Mai 1849 2. 
21582, und demnad den f. ?. Bezirks⸗— 
gerichten zugewiefen erfcheinen. -— Um 
nun fo viel möglich ein einheitliches 
Berfahren in der Beurtheilung diefer 
Fälle rüdfihtlih der Polizeibebörden 
und der in Wien und in dem Wiener 
Polizeibezirts-Rayon liegenden Bezirks— 
gerichte zu erzielen, wird das Präfidium 
des k. k. Landgerichtes hiermit angewie- 
fen, diefe dem Geifte des Geſetzes und 
der hohen Verordnung entfprechenden 
Beftimmungen den betreffenden, in Wien 
und in dem Wiener Polizeibezirks-Rayon 
liegenden k. k. Bezirfögerichten mit dem 
Auftrage in die Erinnerung zu bringen, 
in vorfommenden Fällen genau hienach 
fi zu benehmen und das gefeßliche Amt 
zu handeln. (Decr. des n. ö. Oberlan— 
desgerichtes vdm 16. März 1853 3. 
1736. Erl. der n. ö. Statth. vom 
31. Mär; 1853 3. 11013. Deer. der 
Bol. Dir. vom 3. April 1853 2. 
6682 /870.) 

Dienftboten, Verbot der Spiele um 
Geld, ſ. Spiele. 

Diener, Gebühren für die Polizei- 
diener, f. Polizeibeamte. 

Diplome für Hebammen, ſ. Heb⸗ 
ammen. 

Disciplinar = Strafgemalt der 
politifhen und PBolizeibehörde, f. poli: 
tifche Behörde. 

Disciplinar = Unterfuchungen. 
Die im Grunde der a. h. Entfhließung 
vom 28. November 1852 von dem 
Herrn Handelsminifter unterm 16. De: 
cember 1852 3. 2649/H. M. erlaffene 
Dienftordnnng für die, der General⸗Di— 
rection für Communicationen unterge- 
ordnneten Beamten und Diener enthält 
im $. 83 die Beftimmung, daß die Si- 
cherheite- und politifhen Organe ver: 
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pflichtet ſind, bei Abfuͤhrung von 
DisciplinarUnterſuchungen auf 
Anſuchen des competenten Amtövorftan- 
des demſelben (z. B. durch Einverneh- 
mung von Zeugen 2c.) hilfreiche Hand 
zu leiften. Auch find die politifchen Be— 
hörden in ihrer Eigenfchaft ald Sicher: 
heitsorgane, fo wie die Sicherheitsber 
börden zur Mitwirkung bei Vollftredung 
der nach $. 71 gegen Diener verhäng- 
ten Arreftftrafen berufen. 

Hienach ift fi daher gemäß der Er- 
läffe des hohen Minifteriums des In— 
nern vom 3. d. M. 3. 34206 und der 
f. f. oberften PBolizeibehörde vom näm— 
lihen Datım 3. 9493 VI. in vorfom- 
menden Fällen zu benehmen. (Brdg. d. 
n. ö. Statth. v. 23. Jänner 1853 3. 
571, der o. ö. Statth. v. 1. Februar 
1853 3. 265. L. R. B. I. Abthlg. 
Nr. 39.) 

Donanbrüden, Bauführungen zwi« 
fhen den Donaubrüden, f. Brigit- 
tenau. 

Druckſchriften. Die mit der Aus— 
führung der Preßordnung beauftragten 
Miniſterien des Innern und der Juſtiz 
und die oberſte Polizeibehörde finden 
wegen Behandlung der nach 88. 27 
und 32 der Preßordnung vom 27. Mai 
1852 und nach dem hierauf Bezug neh— 
menden 8. 13 der Inſtruction zu de— 
ren Durchführung Nachſtehendes zu ver— 
fügen: 

8. 1. Von den in Verfall erklärten 
Druckſchriften find vor Allem von der die 
Berfalls - Erklärung ausſprechenden Be- 
hörde fo viele Eremplare zum ämtlichen 
Gebrauche zurüczubehalten, als nad 
den Umständen zur Gonftatirung der 
Identität der verfallenen Druckſchrift 
und ihres Inhaltes für nothwendig er- 
achtet wird. Hierbei ift zu gleichem Zwe— 
de auf die Borlegung folder Eremplare 
an die politifhe Landesbehörde, das 
Minifterium des Innern und die oberfte 
Polizeibehörde Bedacht zu nehmen. 
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8.2. Der hiernach verbleibende Neft 
der in Verfall erklärten Drudichriften 
ift im Sinne des 8.41 der Preßordnung 
demjenigen Fonde zuzuwenden, welchem 
nach den Beſtimmungen des Strafge— 
ſetzbuches die an Waaren, Feilſchaften 
und Geräthen verwirkte Strafe zufällt. 
Die den Verfall erkennende Behörde hat 
dieſe Zuweiſung auszufprechen und zu 
veranftalten. 

8.3. Bei Drudfchriften, welche wegen 
des anftößigen Inhaltes in Verfall er- 
ärt werden, und bei denen nad dem 
Urtheile der gedachten Behörde zur Be— 
feitigung des Anftoßes die gänzliche oder 
theilweife formelle Bernichtung durch 
Einftampfen, Einfhmelzen u. dgl. noth- 
wendig erachtet wird, ift das nach diefer 
Vernichtung verbleibende Materiale, die 
Maculatur u, dgl. entfprechend zu ver- 
wertben. Bon dem erzielten Preife find 
vor Allem die Koften der Vernichtung 
zu beftreiten, Ergibt fih biernad ein 
Ueberfhuß, fo ift derfelbe nach Vorſchrift 
dee $. 2 zu verwenden, wogegen ein 
Ausfall mit den Gerichtskoſten einzu: 
bringen ift. Die den Verfall erfennende 
Behörde hat diefe Verfügungen anzu— 
ordnen und auszuführen. 

8. 4. Außerdem bat diefe Behörde 
vor Ausführung der erkannten formellen 
Vernichtung einer Drudfchrift, bei Ein- 
fendung des im $. 1 bemerften Erem- 
plares an die politifche Landesbehörde, 
die Weifung der letzteren in der Abſicht 
einzuholen, um für den Kal, als die zu 
vernichtende Druckſchrift künftlerifchen 
oder wiflenfhaftlichen Werth bat, damit 
jene öffentlihen Anftalten zu betheilen, 
bei denen von ihrer Benügung unter 
gehöriger Borfiht Erfprießliches zu er- 
warten ift. (Vdg. der Min. des Inn. 
und der Juſt. und der oberften Bol. 
Beh. vom 8. Septeuber 1853, giltig 
für alle Kronländer, mit Ausnahme 
der Militärgränge. Reichs » Gefek- Blatt 
Rr. 177.) 
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Druckſchriften. Die Art und BWei- 
fe, auf welde die Berfügungen über 
Drudihriften im Sinne der $$. 16 
und 17 der Inflruction zur Durchfüh— 
rung der Prefordnung an die berufe- 
nen Behörden, Gewerbetreibende und 
Anftalten bisher verbreitet worden 
find, erleidet nunmehr dadurd eine 
Aenderung, daß gedachte Verfügungen 
in das Gentral-Polizei-Blatt überzuge- 
ben haben. 

Um num zu bewirken, daß diefe Ber 
fügungen im Wege des Gentral-Polizei- 
Blattes überall dorthin gelangen, wohin 
fie nach der gefeßlichen Vorſchrift befannt 
zu geben find, ift ed nöthig, eine neue 
Norm für die Verbreitung jener DBerfü- 
gungen aufjuftellen. 

Es haben hierüber von num an fol: 
gende Beflimmungen zu gelten: 

1. Sämmtliche von der oberften Po- 
lizeibehörde ausgehende Verfügungen 
gegen ausländifhe Drudfhriften — 
und zwar fowohl die eigentlichen Ber- 
bote für den ganzen Umfang des Rei- 
ches (mit Ausnahme der Militärgränge), 
als auch die Iocalen Beanftändigun- 
gen, wobei ſich darauf beſchränkt wird, 
den betreffenden Randeschef zu ermäd- 
tigen, irgend ein auswärtiges Preß— 
erzeugniß einfach über die Gränze zu: 
rückzuſchaffen — werden in eigenen Bei: 
lagen des Gentral- Polizei - Blattes ge- 
druckt, und diefe Beilagen von dem 
Redactionsbureau mit diefem Blatte in 
gleich vielen Eremplaren überall dorthin 
verfendet, wohin das Gentral» Polizei: 
Blatt zu gelangen hat. Auf dieſe Weife 
fommen die fraglichen Verfügungen im 
Sinne des $. 16 der Inftruction zur 
Durhführung der Preßordnung zur 
Kenntniß aller dafelbft berufenen Be: 
hörden: nämlid aller politifchen und 
polizeilihen Behörden, insbefondere der 
Bücherrevifiong-Commiffionen, dann al- 
ler Strafgerihte und GStaatdanwali- 
fhaften, endlich auch zur Kenninig der 
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Gendarmerie; wonah nur mehr die 
Berftändigung der Zollbehörden einzu« 
leiten kommt, wozu unter Einem mit 
dem Finanzminifterium das Einverneb: 
men gepflogen wird. 

2. Die weiters vorfhriftmäßige Ver: 
ftändigung gewiffer Gewerbsleute 
und Anftalten, ale: der Bud, 
Kunft-, Mufit- und Antiquarbuchhänd⸗ 
ler, dann der Bud, Stein, Kupfer: 
druder und Steinfchneider, endlich der 
öffentlihen und Leihbibliothefen und 
Leſe⸗Cabinete — hat fi auf die eigent- 
lihen Drudichriften-Berbote, mit Aus: 
ſchluß der nur zur Kenntniß der Behör— 
den dienenden Beanftändigungen zu 
beſchränken, und wird in Orten, wo 
Polizeis Directionen oder feldftftändige 
Commiffariate befteben, durch diefe, 
außerdem aber durch die I. f. politi- 
fchen Behörden erfter Inſtanz vermittelt 
werden. 

3. Zu diefem Behufe werden die Po— 
lizei- oder 1. f. politifchen Localbehörden 
durch das Redactionsbureau unmittelbar 
fo viel Abdrüde der nur die Drud: 
fchriften= Verbote enthaltenden Beilage 
des Eentral-PBolizei- Blattes zugefendet 
erhalten, als im Bereiche einer Polizei- 
direction (Polizeicommiffariates) oder, 
wo diefe fehlt, im Bereiche der I. f. po- 
liſchen Localbehörde zur Betheilung be- 
rufene einzelne Gewerbaleute oder An- 
ftalten vorhanden find. 

4. Die Polizeidirectionen (Commif- 
fariate) und 1. f. politifhen Behörden 
find verpflichtet, die ihnen zufommenden 
Berbotseremplare den in ibrem Bereiche 
befindlichen Gewerbäleuten und Anftal- 
ten, über welche fie ein genaues Berzeich- 
niß zu führen haben, ohne Verzug und 
im fürzeften Wege zukommen zu maden; 
übrigens im Falle, wo ein größerer Be- 
darf an Druckſchriften-Verboten durch 
neue Eonceffiond-Berleihungen eintreten 
follte, dem NRedactionsbureau hievon 
directe die Anzeige zu machen. (Bdg. 
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der oberſten Pol. Beh. vom 22. Febr. 
1854 3. 2758, an ſammtliche Lander⸗ 
chefs u. Bol. Dir. Eentr.: PBol.- Bl. f. 
1854 Nr. 25.) 

Drudfchriften. Mit Rüdfiht auf 
das Allerhöchfte Patent vom 15. No: 
vember 1850, Nr. 447 des Reichs⸗Ge—⸗ 
feß-Blattes, und die Preßordnung vom 
27. Mai 1852, wird in Folge Aller- 
höchſter Enſchließung vom 14. Mai 1854 
verordnet: 

1. Jede Mittheilung in öffentlichen 
Blättern und fonftigen Druckſchriften 
über die Bewegung von Truppen in dem 
f.. Gebiete, über ihre Stärke und Auf- 
ftellungsorte, über Transport und Auf: 
bewahrungsorte von Kriegserfordernif- 
fen, und überhaupt jede ähnliche Mit- 
theilung, welche den Blan und die Rich- 
tung militärifcher Operationen erfennen 
zu laffen ſich eignet, wird hiermit unbe- 
dingt verboten. Bon diefem Verbote find 
nur jene Nachrichten ausgenommen, 
welche in den offlciellen Zeitungen zur 
Deffentlichkeit gebracht werden. 

2. Jede Uebertretung des Verbotes 
ift von der landesfürftliden Behörde, 
welder nah $. 42 der Preßordnung 
das Verfahren, die Entfheidung und 
Bollziehung des Straferfenntniffes we- 
gen Uebertretung der $$. 2 bis ein- 
ſchließlich 32 der Preßordnung zus 
ftebt, mit Geld bis auf 500 fl. zu be— 
firafen. 

3. Findet die Uebertretung zur Zeit 
eines wirklichen oder drohenden Kriege: 
ausbrudhes Statt, fo ift das betreffende 
Blatt fogleich mit Beſchlag zu belegen, 
und bat im zweiten Uebertretungsfalle 
die Einftellung der Zeitung auf eine be- 
ftimmte Zeit oder auf die unbeftimmte 
Dauer der obwaltenden Verhältniſſe zu 
erfolgen. (Vdg. des M. dee Inn., der 
Zuft., des Armee-Dber-Gommando und 
der ob. Pol. Beh. v. 14. Mai 1854. 
R. ©. 2. Nr. 121.) 

Druckſchriften, ſ. Buchbinder. 
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Druckſchriften, Einſendung an 
fremde Höfe, ſ. literariſche Werke. 


Effekten verhafteter Perſonen, Sir 
cherſtellung durch die Gemeinde, ſ. Gi: 
cherſtellung. 

Ehe. Nach dem Erlaſſe des hohen 
k. k. Miniſteriums des Innern vom 21. 
April 1853, 3. 3196, hat in Folge 
Mittheilung des k. f. Minifteriums des 
Aeußern vom 26. Jänner I. 3. die fö- 
niglich baierifche Regierung erflärt, daß 
in Zufunft die Krauensperfonen 
baierifherStaatsangehörigfeit 
bei ihrer Verheirathung mit 
Ausländern einer Auswande— 
rungs-Bewilligung nicht mehr 
bedürfen, da eine folde Berheira- 
thung ala eine felbftftändige legale Art 
der Auswanderung betrachtet wird. Hie⸗ 
von werden die hierin Einfluß nehmen: 
den Behörden mit Beziehung auf die 
in früheren Jahren, insbefonders mit 
Circulare vom 27. Juni 1831 3. 8104 
und 31. Mai 1842 8. 5680 (PB. ©. 
©. Ar. 135 ©. 327 und Rr. 69 ©. 
152) ergangenen Anordnungen, in Be: 
zug auf die Ehen baierifcher mit inlän- 
difhen Unterthanen zur Darnachachtung 
in die Kenntniß geſetzt. (Exl. der o. ö. 
Statth. v. 25. April 1853 3. 6583, 
0. ö. Landes: Regierungs- Blattes II. 
Abth. Nr. 79.) 

Ehebewilligung. Das Minifte: 
rium des Innern findet, im Einverftänd- 
niffe mit dem Minifterium der Juftiz, zu 
beftimmen, daß Hebertretungen der mit 
dem Hofkanzleis Decrete vom 12. Mai 
1820 3.12614 gegebenen Vorſchriften, 
mag die Ehe ohne den vorgefchriebenen 
politifhen Gonfens im In- oder im 
Auslande geſchloſſen werden, von den 
politifhen Behörden zu unterſuchen und 
ald Uebertretungen einer politifhen 
Vorſchrift angemeffen zu beftrafen find. 
(Bdg. d. Min. des Inn. v. 28. Dechbr. 
1852 an die Statth. für Tirol u. Bor: 
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arlberg. R. ©. B. 3. 1853 Nr. 21. 
Grl. der Tiroler Statth. vdm 4. Jän—⸗ 
ner 1853 Tiroler 2. ©. B. II. Abthlg. 
Nr. 1.) 

Ehrenbeleidigung. Wenn ein Sol- 
dat, vom Feldwebel oder Wachtmeifter 
abwärts, durch Perfonen, welche der 
Givil-Jurisdiction unterfteben, in einer 
Art beleidiget wird, daß hierdurch, nad 
dem Ermeſſen des mit dem Straf- und 
Begnadigungsrechte befleideten Com— 
mandanten, die Militärftandes - Ehre 
felbft verlegt erfcheint, fo bat dieſer 
Commandant wegen Verfolgung des 
Beleidigers bei deffen competenter Ge- 
rihtsbehörde von Amtöwegen einzu: 
ſchreiten, und zu diefem Behufe einen 
Dffizier ald Vertreter zu beitellen, wel- 
her der Unterfuchungsbehörde nambaft 
zu machen ift, und dem alle Rechte zu— 
ftehben, welde fonft nach dem Geſetze 
dem Befhädigten oder Beleidigten jelbft 
zuftehen. (Kaif. Bdg. v. 27. Dctober 
1853, wirffam für alle Kronländer. R. 
G. B. Nr. 228.) 

Eid des Forftperfonales, ſ. Forft: 
perfonal, Iagddienft. 

Eigenhändige Unterſchrift auf den 
Päffen, ſ. Päffe. 

Eigenthum verhafteter Perfonen, 
defien Sicherftellung betreffend, f. Si— 
cherſtellung 

Eimer, niederöſterreichiſcher, als ge— 
ſetzliches Maß in Ungarn erklärt, ſ. 
Maß. 

Einſpänniges Lohnſfuhrwerk, ſ. 
— 

Eis. Dem Bezirkocommiſſariate wird 
in Folge Statthaltereidecretes vom 9. 
Decbr. 1853 3.45360 die Regierunge: 
verordnung vom 17. Jänner 1823 3. 
850, mittelft weldyer das Ausführen 
des Eifes aus dem Wienfluffe 
innerhalb der Linien zum Gebrauche für 
die Eisgruben aus Sanitätsrüdfichten 
ftrenge unterfagt wurde, zur genaueſten 
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Darnachachtung in Erinnerung gebracht. 
(Deer. der Bol. Dir. v. 14. December 
1853 3. 29438/3395.) 

Eifenbahn. Die k. k. oberfte Poli- 

zeibebörde hat in Folge einer von dem 
f. k. Handelsminifterium angeregten 
Berhandlung mit Erlaß vom 21. v. M. 
3. 8001/1969 V. zu beftimmen befun- 
den, daß 

1. die Polizeibeamten unter der VII. 

Diätenclaffe bei Dienftfahrten auf den 
Staatseifenbahnen nicht der I., fondern 
bloß der II. Wagenclaffe ſich zu bedienen 
haben; dann 

2. daß dort, wo zur PBaßrevifion 

oder fonft zur Beforgung des Paſſanten⸗ 
weſens auf den Eifenbahnen Unteroffi- 
jiere oder Gemeine der Militär-Polizei- 
wache verwendet werden, diefe zwar zum 
Behufe der Durhführung der ihnen ob⸗ 
liegenden Amtshandlung in jede Wagen- 
claſſe fi} begeben dürfen, daß fie jedoch 
nad vollendeter Amtehandlung zur Wei- 
terfabrt bloß die Wagen III. Elaffe zu 
benügen haben. 

Eine Ausnahme hievon hat nur in 
jenen feltenen Fällen einzutreten, wenn 
aus Anlaß der Amtshandlung jelbft die 
genaue Ueberwachung irgend eines Rei- 
fenden von Seite der Polizeiwachmann⸗ 
fhaft in deffen unmittelbarer Nähe er- 
forderlih wird, wo es fodann feinem 
Anjtande unterliegt, daß der Ueberwa- 
chende jener Wagenclaffe fi bedient, 
welche durch die ihm obliegende Beob- 
achtung bedingt wird. In einem folden 
Falle hat jedoh das Individuum der 
Militär» Bolizeiwache hievon ſtets das 
betreffende Eifenbahnamt mittelft münd- 
licher Anzeige in die Kenntniß zu ſetzen, 
damit von Letzterem die Conducteure 
beauftragt werden, den Aufenthalt des- 
felben in einer höheren Wagenclaffe 
nicht zu beanftänden. Für die genaue 
Einhaltung der vorftehenden Weiſungen 
ift der Vorſtand der PBolizeibehörde, fo 

Bateiöty, Hanbb. d. Bol. Bel. UL 
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wie der Wahabtheilunge-Commandant, 
fo weit es ihren Wirkungskreis betrifft, 
verantwortlih, (Erl. der n. d. Statth. 
vom 3. Juli 1853 3. 24599. Decr. 
der Bol. Dir. vom 5. Juli 1853 3. 
2120/Pr.) 

Eifenbahn. Durch die mit Aller: 
höchſter Entſchließung vom 10. Detbr. 
1853 erfolgte Aufhebung der General- 
direction für Communicationen und der 
General:Infpection für die Berkehrsan: 
ftalten ift die Nothwendigkeit eingetre- 
ten, den Minifterialerlaß vom 3. Juni 
1852 3. 10907 (Landesgefeß- und Re- 
gierungsblatt vom Jahre 1852, XLVI. 
Stück Nr. 213 ©. 532), über den 
Gefhäftsgang für Privatbau- 
ten anden Eifenbahnen, abzuän- 
dern. Hiernad hat das Minifterium des 
Innern, laut Erlaffes vom 21. Mai 1854 
3. 10930, im Einvernehmen mit dem 
Handelsminifterium, Nachſtehendes ver: 
fügt: Bei Baulichkeiten längs der 
Staatsd-Eifenbahnen ift die Com: 
miffionsverhandlung, ftatt wie biäher, 
dem technifhen Eommiffär der Beneral- 
Infpection, in Zukunft unmittelbar 
der bezügliden Betriebsdirec- 
tion der Staatd-Eifenbahn von 
Seite der politifhen Behörde mitzutbei- 
len, falld nicht etwa der angefuchte Bau 
in politifher Beziehung ſchon als ganz 
unzuläffig ſich darftellen follte. Die Be- 
triebsdirection wird hierauf die Aeuße— 
rung an die politifche Behörde erftatten, 
ob und unter welchen Bedingungen der 
angeſuchte Bau aus Eifenbabnrüd: 
fihten zuläffig fei, an welche Aeuße— 
rung die politifhe Behörde bei Erthei- 
lung der Baubewilligung gebunden fein 
wird, wobei ihr jedodh unbenommen 
bleibt, falls fie wichtige Bedenken gegen 
den Ausfpruch der Betriebsdirection ha- 
ben follte, fi vor der definitiven Ent- 
fheidung durch ihre vorgefeßte Behörde 
an das Handeldminifterium um Aufklä⸗ 
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rung und Abhilfe zu wenden. Bei Er- 
theilung von Baubewilligungen längs 
der Privat-Eifenbahnen bat die 
politifche Behörde zu den Kocalcommif- 
fionen fowohl einen technifchen Abgeord- 
neten der Privat-Eifenbahn, als aud 
einen landesfürftlihen Bau » Beamten 
(3. B. den der Kreisbehörde zugewieſenen 
technifhen Beamten) beizuziehen, und 
fodann über das Baugeſuch ohne weitere 
Rückſprache felbft zu entfcheiden; wobei 
jedoch die eintretenden Eiſenbahnrück— 
fihten, insbefondere die Vorfchriften der 
Eifenbahnbetriebsordnung, gebörig zu 
beachten fein werden. Es verſteht ſich 
übrigens von felbft, daß ſämmtliche In- 
tereffenten, und fomit bei Bewilligungen 
von Bauten an Staats-Eifenbab: 
nen aud die betreffende Betriebsdirec- 
tion von der Endentfheidung über der- 
lei Baugeſuche zu verftändigen fein wer: 
den. In Recursfällen behält fih das 
Minifterium des Innern vor, im Einver- 
nehmen mit dem SHandeldminifterium, 
in leßter Inſtanz zu entfheiden. (Erl. 
der. n. d. Statth. vom 7. März; 1854 
3. 47351/4790. &. R. B. II. Abth. 
Nr. 11.) 

Eifenbahn, Mitwirkung der Poli- 
jeibehörde bei Dieciplinar-Unterfuchun: 
gen der Beamten und Diener, f. Dis: 
eiplinarzlinterfuchungen. 

fiebe Fortificatorifcher 
Rayon. 


Ellenmaß, ſ. Maß. 

Escortirung der Arreſtanten durch 
die Militär-Poligeiwache, ſ. Arreſtan— 
ten. 

Eßwaaren, der Gebrauch der kupfer— 
nen und meſſingenen Geſchirre bei Eß— 
waaren, ſ. Geſchirre. 

Evidenzblatt. Neue Einrichtung 
des polizeilichen Evidenzweſens in Wien. 
(Dect. der Bol. Dir. v. 26. Mai 1852 
3. 10639.) 

Erceffe, Beftrafung, f. politifche 
Behörde. 
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Ereeution der Verfügungen umd 
Erkenntniſſe der politifhen und Polizeis 
bebörden, f. politifche Behörde. 

Erecntionsgebühren. Der Wiener 
Magiftrat hat aus Anlaß der Allerhöd- 
ften Entſchließung vom 26. Mai d. J., 
welche demfelben mit Decret des hoben 
Finanzminifteriums vom 30. Mai d. I. 
3. 8556 zugefommen ift, fein bisberi- 
ges Erecutivverfabren gegen fäumige 
Steuerrüdftändige im Einflange mit 
den Beftimmungen der neuen Erecutiond: 
norm dahin modiftcirt, daß vom 1. d. 
Mts. an die dem abgefendeten Erecu- 
tionsmanne von dem Steuerpflihtigen 
zu verabreichende Gebühr ftatt der bis— 
berigen Hl. W. W. auf 3 fl. EM. feft- 
gefeßt wurde; ferner wurde auch in Ue- 
bereinftimmung mit dem $. 5 der neuen 
Erecutionsnorm die bisher beftandene 
Erecutionsdauer auf 14 Tage beihränft 
und zugleich angeordnet, daß nach Ab- 
lauf von 7 Tagen eine Verdoppelung 
der baaren Gebühr einzutreten babe. 
Hievon wird das Bezirfscommiffariat 
mit der neuerlihen Aufforderung ver 
ftändigt, in jenen Fällen, wo von Seite 
der Steuerpflihtigen der abgefendeten 
Mannihaft in Vollziehung ihrer in- 
ſtructionsmäßigen Aufträge oder bei 
Abforderung der gefeglihen Execu— 
tionsgebühr irgend eine Renitenz ent- 
gegengefeßt werden ſollte, vorfchrift: 
mäßig einzufchreiten, andererfeit# aber 
auch gefekwidrige Vorgänge der Gre: 
eutionsmannfhaft wahrzunehmen und 
diefelben nah Umftänden abjuftellen 
oder hieher anzuzeigen. (Decr. der Bol. 
Dir. vom 20. Dctober 1853 Zabl 
24269/2788.) 

Balfificate, ſ. Ereditspapiere. 

Feuerlöſchordnung. Der Gemein: 
derath der Stadt Wien bat nebft einer 
Bermebhrung des beftehenden ftädtifchen 
Köfchperfonales auch einige Verbeſſerun⸗ 
gen im Löfchwefen felbft über die vom 
Stadtbauamte gemachten Borfchläge ge 
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nehmigt. Eine der wefentlichften Ver— 
änderungen befteht darin, daß in Hin- 
funft bei Feuersbrünſten die Löfhmann- 
[haft am Brandorte von den nöthigen 
Borrihtungen nicht mehr mit den bisher 
üblich gewefenen, durch Zurufen gegebe- 
nen Befehlen, fondern durch verſchie— 
dene Tonfignale aus eigenen mef- 
fingenen Signalhörnern verftändiget 
werden wird, wodurch nicht nur das 
Berhallen und Mißverftehen der durch 
Zurufen gegebenen Befehle, ſondern 
auch das fo häufig vorkommende, fehr 
ſtoͤrende vielfeitige Befehlen und Anord- 
nen Unberufener vermieden werden fann. 
Außerdem wird das Löfhperfonale 
ftatt der bisherigen, ſehr unanfehnlihen 
Filzhüte eine neue zweckmäßigere 
Kopfbedeckung in Form von Hel- 
men erhalten, welde der Mannſchaft 
mehr Schuß bei Feuersbrünften gemäh- 
ren, und derfelben ein befferes, ſich von 
den übrigen am Brandorte gegenwärti— 
gen Perfonen unterfheidendes Anfehen 
geben wird. 

Nachdem diefe Veränderungen laut 
Mittheilung des Herrn Bürgermeifters 
vom 21. Dectober 1853 Nr. 2457 
nädftens ind Leben treten, fo wird 
das Bezirfscommiffariat hievon in die 
Kenntniß gefebt. (Decr. der Polizeis 
Direction vom 1. November 1853 23. 
25376/2902.) 

Feuerwerkskörper, ſ. Knallkü— 
gelchen. 

Fiatre⸗Licenz. Die Verleihung der 
Licenzen für Fiacre in Wien hat vom 
Wiener Magiftrate und nicht von der 
Polizeidirection auszugehen. Nur find 
die Bewerbungen um iacre » Ricenzen 
vorerft durch die Polizeidirection mit 
Rüdfiht auf Tauglichleit und Bertrau- 
ungswürdigfeit des Bewerbers und mit 
Ruͤckſicht auf die Intereffen des Publi- 
kums zu würdigen, daher die Geſuche, 
falls fie nit unmittelbar bei der Poli- 
zeidirection eingebracht worden wären, 
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fofort an diefe zur nächften Würdigung 
zu leiten. Gegen den Antrag der Po— 
lizeidirection bat eine Verleihung nicht 
zu erfolgen, wohl aber ift deren Antrag 
auf Verleihung möglichit zu berückſich— 
tigen. (Erl. des in. Min. v. 9. Novbr. 
1852 3. 8606 und 27. Jänner 1853 
3.572. Deer. der n. ö. Statth. v. 11. 
Februar 1853 3. 3915. Pol. Dir. 3. 
3023 /563.) 

Bindelanftalt. Mit dem Erlaffe 
des k. k. Minifteriums des Innern vom 
15. September 1853 3. 4418 wurde 
die proviforifche Erhöhung der gemäß 
der Bubernial- Kundmahung vom 18. 
März 1831 3. 11281 bemefjenen Auf: 
nahmstaren in dem Prager Findelhauſe 
und zwar: jene der I. Glajfe für die 
außerhalb der Gebäranftalt in Böhmen 
gebornen Kinderaufachtzig Gulden; 
für alle außer Böhmen zur Welt gekom— 
menen Kinder aber auf Einhundert 
zwanzig Gulden EM.; jene der II, 
Claſſe auf fehzig Gulden EM.; 
und jene der III. Elaffe aufdreißig 
Bulden EM. genehmigt. 

Die höhere Gebühr von fechzig Gul- 
den EM. ift nicht bloß für jene Kinder, 
deren Mütter in dem Gebärhaufe in der 
erften Berpflegsclaffe ftanden, fondern 
auch für alle hier Landes außerhalb des 
Gebärhaufes gebornen, daher auch fir 
die ausgefeßten und wengelegten, fowie 
für jene Kinder zu berichtigen, welche 
von den Behörden in die Findelanftalt 
gegeben werden, für welche daher nad) 
der mit den hoben Hoffanzleidecreten 
vom 21. Mai und 11. Juni 1835 3. 
12850 und 14823 berabgelangten a. b. 
Entfhliegung vom 15. und 29. Mai 
1835 bei zahlungsunfähigen oder un: 
befannten Müttern oder Berwandten die 
Aufnahmstare im Wege der Umlage auf 
fämmtliche Gemeinden jenes Kreifes her⸗ 
einzubringen ift, in weldyem die Mutter 
oder das Mind, wenn der Geburtsort 
der Mutter nicht ermittelt werden kann, 
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geboren wurde, oder dad Decennium 
vollſtreckt bat, oder endlih ausgeſetzt 
gefunden worden ift. Dagegen ift die 
höhere Tare von 30 Bulden EM. für 
die Kinder jener Mütter, welhe im Ge- 
bärbaufe nad der zweiten Claſſe ver: 
pflegt wurden, dann für jene zu entrich- 
ten, deren Mütter zwar außerhalb des 
Gebärhaufes entbunden wurden, jedoch 
ibre Unvermögenbeit, eine höhere Tare 
zu entrichten, nachzuweifen im Stande 
find. Den diefe Taren zahlenden Müt: 
tern wird übrigens die Wahl der Pflege: 
parteien für ihre Kinder anbeimgeftellt. 
Die für die Kinder jener Mütter, welche 
im Gebärhaufe nah der dritten Zah— 
lungsclaffe oder unentgeldlich verpflegt 
werden, biöher mit zwölf Gulden EM. 
bemeflene Findelaufnahmstare hat end— 
lih in diefem Ausmaß einjtweilen aud 
für die Folge zu verbleiben. (Kundm. 
der Statth. in Böhmen v. 22. Septbr. 
1853 3. 23387. 8. R. 3. I. Abthlg. 
Nr. 119.) 

Findlinge, Aufnahme derfelben im 
Kinderfpitale, ſ. Kinderfpital. 

Fleifh. Das Handelsminifterium 
bat mit Erlaf vom 17. Auguft 1853, 
Nr. 5309 die Statthalterei ermächtiget, 
im Wiener Gemeindebezirfe für den Fall 
einer nicht genügend begründeten Fleiſch— 
preisfteigerung,, nah Einvernebmung 
der Rocalbebörden, die Rindfleiſchaus— 
fbrottung durch Landfleifchbauer, ohne 
Rückſicht auf die Grängen des Gewerbs— 
bezirkes, auf eine den Umftänden ange: 
mefjene Zeit zu geftatten, und nötbigen 
Falls diefes Recht auch Viehhändlern 
und Viehzüchtern ſelbſt außer dem in 
der Verordnung vom 25. Juni 1850, 
Nr. 248 des Reiche» Gefeh-Blattes vor: 
geiebenen Fall, wo fie ihr Schlachtvieh 
auf den Wiener Markt bringen, einzu« 
räumen. (Kundm. der n. ö. Gtatth. 
vom 1. September 1853 3. 32911. 
Landes» Regierrungs » Blatt II, Abthlg. 
Rr. 169.) 
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Fleiſch. Pferdefleiſch 

Fleiſchhauer, die Rindfleiſchaus— 
ſchrottung in Wien durch Landfleiſch— 
hauer, ſ. Fleiſch. 

Fortificatoriſcher Rayon. Den 
fortificatorifhen Bauperbots- 
rayon in dem Gemeindebezirfe 
der kak Reichshaupt- und Refi- 
denzſtadt Wien betreffend. Mit 
allerhöchſter Entſchließung vom 12. Sep⸗ 
tember 1851 ift bereits der Banverbots— 
rayon der um Wien am rechten Donau: 
ufer beantragten Befeftigungen (Horte) 
dem Grundfage nad beftimmt worden. 
Zufolge hoben Kriegsminifterial » Re: 
feripteö vom 18. Juni d. J. 3. M. 4535 
wurde diefer Bauverbotsranon definitiv 
feftgeitellt, und der Magiftrat in Ge: 
mäßbeit des Erlaffes des hohen Mini- 
fteriums des Innern vom 21. v. Mte. 
3. 29096 mit dem hoben Statthal- 
terei = Decrete vom 5. die. Mts., 3. 
42536 angewiefen,, diefem nunmehr 
definitiv feftgefeßten Bauverbotsranen, 
fo wie die darauf bezüglihen Normen 
binfichtlih des Gebietes der Stadt 
Wien in der Gemeinde zu veröffentli- 
hen und deren Befolgung zu über: 
wachen, 

Die diepfälligen Beftimmungen, fo 
weit fie den Gemeindebezirk der Stadt 
Wien betreffen, find nachfolgende: 

1. Bei dem bereits mit allerködfter 
Entſchließung vom 14. September 1850 
fanctionirten, mit hohem Statthalterei- 
erlaffe vom 12. Februar 1851 veröf: 
fentlihten fortificatorifhen Rayon des 
Linienwalles, eines Theiles des Glogg— 
niger Eifenbabndammes und des neuen 
Artillerieetabliffements, bleiben die feit- 
gefepten Normen in unveränderter Wirk⸗ 
famteit, d. 5. diefer Rayon erftredt fi 
auf 100 Klafter vom Liniencorden 
nah Außen und auf 18 Klafter nah 
Innen, ferner bei einem Theile des 
Dammes der Gloggniker Eifenbahn 
(vom Bahnhofe bie ungefähr 250 Klaf- 
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ter unterhalb der Makleinsdorfer Linie) 
von deffen äußern Rande auf 100 
Klafter nah Außen, endlih bei dem 
neuen Artillerieetabliffement auf 300 
Klafter rings von deffen Umfaffung. 
Innerhalb diefer Rayontheile ditrfen kei- 
ne, was immer Namen habende Baulich- 
feiten vorgenommen werden. 

2. Der mit allerhöchſter Entſchließung 
vom 12. September 1851 dem Grund- 
fage nah und nunmehr definitiv geneh— 
migte Bauverbotsrayon der um Wien 
amrechten Donauufer beantragten Forte, 
deffen innere Gränze mit dem ebenange- 
führten Linienwallrayon zufammenfällt, 
umfaßt das Luſthaus im Prater, den größ⸗ 
ten Theil des k. k. Kafangartens, fowie 
Theile der vom Lufthaufe auslaufenden 
Allen, die fogenannte Freudenau, ferner 
alle übrigen zwifchen dem rechten Ufer 
des Wiener Donaufanales und dem rech— 
ten Wienflußufer vor der Erdberger, St. 
Marrer, Belvedere-, Kavoriten-, Mab- 
leinsdorfer und Hundsthurmer Linie ge 
legenen Grundftüde, und zwar vom Li— 
nienwallrayon auswärts bis zur Gränze 
des Wiener Gemeindebezirfes vor obbe- 
nannten Linien; endlich die Spike der 
Inſel zwifchen dem linken Ufer des Do- 
naufanales und der großen Donau mit 
jenem Theile der Brigittenau, welder 
von den fogenannten Laban'ſchen Bau: 
ftellen, und zwar dem an den Bauftellen 
und Häufern Nr. 20, 19, 18, 86, 87, 
126, 125, 124, dann den Häufern Nr. 
17, 208 bis 210 und Rr. 175 bis zum 
Donaufanale vorüberführenden Wege, 
aufwärts liegt, übrigens noch genauer 
beftimmt werden wird. 

In diefem Rayon ift 

a) alle Grundparcellirung zur Erbau—⸗ 
ung von neuen Häufercompleren, dorf 
und ftädteähnlihen Anfiedelungen 
gänzlich unterfagt; 

b) der Bau einzelner Häufer an jenen 
niederen Zerrainftellen, wo foldhe den 
fortificatorifhen Rüdfichten feinen Ein- 
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trag machen, kann, wenn befondere fehr 
wichtige Gründe dafür fprechen, und 
nur, wenn fie zum Betriebe der Land— 
wirtbfchaft oder eines Gewerbes drin- 
gend nöthig find, nad vorhergebender 
Begutachtung der k. k. Geniedirection 
von dem k. k. Kriegsminifterium gegen 
Demolirungs-Reverd ausnahmsweiſe ge- 
ftattet werden, 

Für die außerhalb des Wiener Ge- 
meindebezirkes in diefen Rayons liegen- 
den Ortſchaften werden befondere Be- 
ftimmungen durch die kik. Bezirkshaupt⸗ 
mannfchaften veröffentlicht. (Kundmad. 
des Wr. Magiftrates v. 23. December 
1852 3. 101777.) 

Bortificatorifcher Rayon in Prag. 
Das k.k. Kriegaminifterium hat mit Er- 
laß vom 6. Dectober 1852 3.7340 den 
Bauverbotsrayon für Prag mit Bezug 
auf die feiner Zeit zu erbauenden deta- 
hirten Vorwerke feftgeftellt, ferner im 
Einvernehmen mit dem f. f. Minifte- 
rium des Innern beftimmt, daß bis zum 
Erſcheinen eines allgemeinen Gefches 
binfihtlich der Befeftigungsrayons, in 
Fällen neuer plakmweifer Rayonsfeſtſe— 
bung, innerhalb der auszuſteckenden 
Gränzen des oben erwähnten Rayons 
ohne früher eingeholte und erhaltene 
militärifche Bewilligung fein Bau geführt 
werden darf. Dies wird mit dem Be- 
merken zur Kenntniß gebracht, daß die 
betreffenden k. k. Bezirföhauptmann- 
[haften die Weiſung erhalten haben, bei 
der im nächſten Frühjahr von Seite der 
f. k. Geniedirection vorzunehmenden 
commiffionellen Ausftedung jenes Bau: 
verbotsranong mit Zuziehung der Orts⸗ 
gemeinden zu interveniren, und daß 
vorläufig, infolange diefe Ausftedung 
nicht vollzogen ift, auf den in einem 
Untreife von Einer deutſchen 
Meile von den Umfaffungsmauern 
Prags herumgelegenem Terrain fein 
Bau ohne militärifhe Bewilligung vor- 
genommen werden darf. (Kundm. des 
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Statth. in Böhmen vom 31. Jänner 
1853 3. 1224. L. R. B. U. Abthlg. 


Nr. 7.) 

FKortificatorifher Rayon. Mit 
der bierortigen Kundmahung vom 
23. December 1852 wurde die Gränz- 
linie des fortifcatorifhen Bauverbotd- 
rayons in der Brigittenau mit dem Bei- 
faße verlautbart, daß diefelben noch ge- 
nauer beftimmt werden würden. Zufolge 
einer Mittheilung der. f. Geniedirection 
vom 15. d. M. 3.451 ift jedoch die in 
vorerwähnter Kundmachung bezeichnete 
Gränzlinie, nämlich die an den Häufern 
und Bauftellen Nr. 20, 19, 18, 86, 87, 
126, 125, 124, 17, dann den Häufern 
Nr. 207%. 207'/,, 207, 211, 210, 
209, 208, 177, 176, 175 und 158 
bis zum Donaufanale vorüberführenden 
Wege, und deren Berbindungslinie nächft 
Mr. 17 und 211 als die definitiv be— 
ftimmte Gränzlinie dergeftalt anzufeben, 
daß von derfelben aufwärts der Bauver- 
botsrayon beginnt, in welchem daher 
fhon die Häufer Nr. 175, 208, 209, 
210, 211 zu liegen fommen. (Kundm. 
des Wr. Magiftrates v. 28. März; 1853 
3. 24825.) 

— — f. Brigittenan, 

Forftperfonale. Um allfälligen 
Zweifeln zu begegnen, wird verordnet, 
daß durch den Eintritt der Wirkſamkeit 
des Forftgefeßes vom 3. December 1852 
Nr. 250 R. G. B. die auf Grund des 
Erlaffes des beftandenen k. k. Minifte- 
riums für Landesfultur und Bergwefen 
vom 3. Jänner 1849 Nr. 67 R. G. B. 
bereits gefhehenen Eidesleiftungen des 
Forſtverwaltungs- und Forſtſchutzperſo— 
nales ihre Wirkſamkeit nicht verloren 
haben, und daß daher, um das genannte 
Perſonale der im 8. 53 des Forſtgeſetzes 
vom 3. December 1852 Nr. 250 R. G. 
B. bezeichneten Vorzüge theilhaft zu 
machen, es einer neuerlichen Beeidigung 
desſelben nah $. 52 des Forſtgeſetzes 
dann nicht bedürfe, wenn diefes Perfo- 
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nale fhon nah dem Erlaffe des k. k. 
Minifteriums für Landeskultur und Berg⸗ 
weſen vom 3. Jänner 1849 Nr. 67 R. 
G. B. beeidet worden iſt. (Vdg. derk.k. 
Miniſterien des Innern und der Juſtiz 
vom 3. April 1853, giltig für die Kron- 
länder Defterreih ob und unter der 
Enns, Salzburg, Steiermark, Kärnthen, 
Krain, Görtz, Gradieka, Iſtrien, Trieft, 
Tirol und Dorarlberg, Böhmen, 
Mähren, Schlefien, Galizien mit Kra- 
fau und der Bukowina. Reichs: Ge- 
feß- Blatt Nr. 58, ſiehe auh Jagd⸗ 
dienft.) 

Forſtperſonale, Beeidigung für den 
Jagddienſt, ſ. Jagddienft. 

Frankreich. In Beruͤckſichtigung der 
Anſtände und Verlegenheiten, welche 
laut einer an das Minifterium des In— 
nern gelangten Mittheilung des f. f. 
Minifteriums des Aeußern öfterreichifche 
Handwerkéburſchen erwarten, wenn 
fie auf der Banderungnad Frank— 
reich ohne Baarfhaft an die Gränge 
gelangen, findet fih das Minifterrum 
des Innern mit Erlaß vom 11. Märzd. J. 
3.5653 zu der Aufforderung beftimmt, 
daß Handwerksburſchen bei Empfang- 
nahme eines Wanderbuches, weldes 
nad Frankreich lautet, zu ihrer Richt» 
ſchnur auf die Nothwendigkeit aufmerk⸗ 
ſam gemacht werden, ſich dem franzöfi- 
ſchen Gebiete nur mit hinreichendem Rei- 
fegeld verfehen zu nähern. (Erl. des 
Statth. von DOberöfterrih vom 23. 
März; 1853 3. 837/P. Randes-Regie- 
rungs= Blatt II. Abth. Nr. 63. n. Ö. 
Statth. 3. 10021.) 

Frauensperfonen aus Baiern be 
dürfen bei ihrer Verheirathung mit Aus— 
ländern feiner Auswanderungsbewilli— 
gung, f. Ehe. 

— — verbeiratbete, Aufnahme in 
die Gratig-Gebäranftalt, f. Gebäran= 
ftalt. 

Freie Beihäftigungen, ſiehe Ge: 
werbe. 


Sreitag. 


Freitag, Berbot der Mufltproduc- 
tionen an Freitagen, f. mufifalifche 
Productionen. 

Fremde, Evidenzhaltung abgefchaff- 
ter Ausländer, f. Ausländer. 

Fremden: Behandlung, die poli- 
zeilihe Behandlung der Ausländer in 
Defterrei, |. Päſſe 2. Bd. ©. 577. 

Friſeure, f. Sonn: und Feier: 
tags: Heiligung. 

Fuhrwerk, auffihtslofes, Taglia, f. 
Zaglia. 

— — ſ. Lohnfuhrwerf. 

Gaſthäuſer, ſ. Offenhalten. 

Gaſtwirthe, Inſtruction über das 
Verfahren bei Ueberſchreitung der Sperr⸗ 
ſtunde, ſ. Offenhalten. 

Gebäranſtalt. Mit dem Erlaſſe des 
k. k. Minifteriums des Innern vom 4. 
November 1853 3. 27782 ift die Er- 
hoͤhung der Verpflegsgebühr nah der 
dritten Elaffe in der Prager Gebäran- 
ftalt von den bisherigen 25 Kreuzern 
auf den Betrag tägliher 30 Kreuzer 
EM. genehmigt worden. (Kundmach. 
der k. k. Statthalterei in Böhmen vom 
8. November 1853 3. 28119. Lan— 
des - Regierungs- Blatt 11. Abthlg. Nr. 
122.) 

— — Laut eines Berichtes der Di- 
rection der k. . Gebär- und Findelanftalt 
an die hohe f. f. Statthalterer wird in der 
neuern Zeit die Gratig-Abtheilung 
im Gebärhaufe häufiger, als es frü- 
ber zu geſchehen pflegte, von verhei— 
ratheten PFrauensperfonen in 
Anſpruch genommen, und es find einige 
derfelben fogar mit, von den betreffen- 
den Bezirfscommiffariaten vidirten Ar- 
mutbszeugniffen dafelbft eingelangt. Da 
die Gratis-Abtheilungen des Gebärhau— 
fed für die Schule beftimmt find, auf 
welcher die Mütter in Gegenwart der 
Schüler und Schülerinnen gebären und 
auch während des Wochenbettes die nö— 
thige Hülfe im Beifein der leßteren er» 
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halten, jo bilden die Gratis-Abtheilun« 
gen des Gehärhaufes für verheirathete 
Weiber als Zufluchtsort bei Entbindun- 
gen einen durchaus ungeeigneten Drt. 
Ueberdieß ift diefe Anftalt nad ihrem 
Statute für arme, verlaffene, ledige 
Schwangere beftimmt, aber feine Ent- 
bindungsanftalt für arme verheirathete 
Weiber. Das k. k. Bezirfscommiffariat 
wird daher in Folge herabgelangten bo» 
ben Statthaltereidecretes vom 18./24. 
v.Mts.3. 14979 angemwiefen, das dem- 
felben untergeordnete Sanitätsperfo- 
nale, insbefondere aber die Hebammen 
darnach und mit dem Bedeuten zu bes 
lehren, daß, wenn die nachträglich zu 
pflegenden Erhebungen beraugftellen 
würden, ein verbeirathetes Weib fei über 
Anrathen eines diefer Individuen in die 
Gebäranftalt gegangen, eine entfpre- 
chende Ahndung erfolgen werde. Arme 
zur Entbindung gehende verheirathete 
Weiber find jedesmal an die Armenväter 
zu verweifen, an die im Wege des Ma- 
giftrats unter Einem der Auftrag ergeht, 
folhen Familien eine jede mögliche Un- 
terftüßung angedeihen zulaffen, was um 
fo eher möglich fein wird, als vorzüglich 
zu diefem Behufe das Inftitut der k. k. 
Molizeibezirtshebammen befteht, und 
Mildthätigkeit für ®ebärende und Wöch— 
nerinnen leichter als in anderen Fällen 
zu erlangen ift. Sollten aber demunge— 
achtet bei befonderen Verhaͤltniſſen die 
Entbindung und das Wochenbett in dem 
gewöhnlichen Aufenthaltsorte einer ver- 
heiratheten Frauensperſon unthunlich 
ſein, ſo ſind ſelbe unter ausdrücklicher 
Bekannigebung der Urſachen an die Di— 
rection der Gebäranſtalt oder bei Dring— 
lichkeit unmittelbar an die Zahlabthei— 
lung dieſes Inſtitutes zu weiſen, wo ſie 
ſodann auf Koſten ihrer Zuſtändigkeits— 
Gemeinde werden nach der III. Ver— 
pflegsclaffe verpflegt werden. (Dect. 
der Pol. Dir. vom 7. Juni 1854 3. 
13304/2706.) 
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Gebühren der Militär-Polizeimadhe 
bei Infpectionen, ſ. Militär-Polizei- 
wache. 

— — für Polizeibeamte und Diener, 
f. Polizeibeamte. 

Gebundene Marichroute, ſ. Ab: 
fhaffung, Ausweifung. 

Geburtshilfe, unbefugte 
übung, f. Hebammen. 

Geheimmittel, Verbot der Ankün« 
digung, ſ. Arzneien. 

Geldnoten, Erhebung der Un— 
ächtheits - Gertificate, |. Ereditspa⸗ 
piere. 

Geldzeihen der revolutionären 
Propaganda, f. Hochverrath. 

Gemeinde, Berpflihtung zur Sis 
cherftellung der Effecten verhafteter Ber: 
fonen, ſ. Sicherftellung. 

Gemeindewädhter, |. Grund: 
wächter. 

Gensd'armerie, Mitwirkung zur 
Hintanhaltung der bei dem Bergbaue 
fi) ergebenden Gefahren, f. Berg⸗ 
bau. 

— — f. Beſtechung. 

Gerichtsbarkeit über Militärur- 
lauber in geringen Webertretungen, |. 
Militär : Beurlanbte. 

— — der Militärbeurlaubten , ſ. 
Militär:Benrlaubte. 

Geſchirr. Der Wiener Magiftrat 
hat aus Anlaß des vorgefommenen 
Falles, daß bei mehreren Wirthen un- 
verzinnte fupferne Wafferwan- 
deln vorgefunden wurden, auf melde 
das Regierungs-Eirculare vom 19, April 
1832 feine Anwendung findet, da felbe 
weder ald Schank- noch als Aufbe- 
wahrungsgefäße benüßt werden, auf 
Grundlage des eingeholten Gutachtens 
des Sanitäts-Magifters und des Doc- 
toren-Eollegiums der medicinifhen Fa⸗ 
cultät laut Note vom 3. März 1853 
3. 18084 angeordnet, daß die Wirthe 
bei vorzunehmenden Kupfergeſchirr⸗Re— 
vifionen anzumeifen find, derlei Waffer- 


Aus 
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wandeln entweder ordentlih verzimmen 
zu laffen, oder aber für die fortwäh- 
ende Erhaltung derfelben in blank ge— 
fheuertem Zuftande Sorge zu tragen, 
widrigend die Gontravenienten dem 
Magiftrate anzuzeigen wären. (Deer. der 
Bol. Dir. v. 16. Mär; 1853 3- 
5345/682.) 

Geſchirr. Die mit dem Hfll. Decret 
vom 21. März; 1832 3. 5251 (i. 
Geſchirre I. Bd. S. 772) in Betreff 
des Gebrauches der Geſchirre von Kur 
pfer und Meffing bei Ep und Trink— 
waaren getroffenen Anordnungen wer: 
den in Tyrol und Vorarlberg kundge⸗ 
macht. (Erl. der Statth. von Tyrol v. 
17. April 1853. L. R. Bl. für Tyrol 
II. Abth. Nr. 15). 

Gefellen, nad Frankreich wan— 
dernde, f. Franfreich. 

— — Berbot der Geldfpiele, 1. 
Spiele. 

Gefuche um Beförderung oder Ue- 
berfeßung find ftets im Wege der un- 
mittelbar vorgefeßten Behörde einzu 
bringen, f. Polizeibeamte. 

Gewerbe. Beifungen bezüg 
lid der Anwendung der Berord- 
nung vom 10. September 1848 
3. 1086, über die Berleibung 
von Gewerbebefugniffen Dan 
bat ſich hierorts überzeugt, daß der Mi- 
nifterial-Berordnung vom 10. Sept. 
1848 8. 1086, in den die Commer- 
cial⸗Gewerbe und die freiern Beſchaͤfti⸗ 
gungen betreffenden Beftimmungen eine 
Anwendung gegeben worden ift, welche 
den beftehenden a. h. fanctionirten Ge- 
fegen und Borfchriften entgegen if, 
und zu den nachtheiligſten practifchen 
Folgen, einer Beſchränkung der Gewer- 
betbätigkeit, einer monopeliftifchen Stel: 
lung einzelner Gewerbetreibenden und 
zu einer Berminderung der Zahl und 
der Borzüglichkeit der Arbeiter geführt 
bat. Aus diefem Grunde wird zur Wie⸗ 
derberftellung der gefeßlihen Ordnung 


Gewerbe. 


im Einverftändniffe mit dem k. k. Mi- 
nifterium des Innern verfügt: 

1. Rüdfichtlich der fogenannten Po— 
ligei- Gewerbe werden die Beftimmungen 
der Berordnung vom 10. September 
1848, welche mit den älteren Vorſchrif⸗ 
ten ohnehin im Einflange fteben, auf- 
recht erhalten; doch find diefelben nicht 
jo aufzufaffen, ald wenn biedurd eine 
gänzlihe Siftirung der Gonceffions- 
Ertheilungen oder eine Pirirung der 
Anzahl der Gewerbeinhaber angeordnet 
wäre; es bat im Gegentheile die Be- 
friedigung der localen Bedürfniffe das 
Hauptaugenmer? der Behörden zu fein. 

2. Bei Commercial» Gewerben hat 
fortan nicht der Drtsbedarf, fondern die 
perfönlihe Befähigung des Gewerbe- 
fuchenden die Richtſchnur der verleihen- 
den Behörden zu bilden; eine Befchrän- 
fung auf den Ortsbedarf oder eiue Rück⸗ 
fiht auf den Vortheil bereits beftehen- 
der Unternehmungen iſt nach den befte- 
henden Gefeken nicht zuläffig. Nur 
werden die Behörden zur Vermeidung 
einer leichtfinnigen und zerfeßenden Gon- 
currenz firenge darauf zu fehen haben, 
daß nicht Leute ohne die nöthige Ge- 
werbebildung, und dort, wo die Ge— 
werbe bereits ftarf befeßt find, ohne die 
Mittel zur Sicherung ihrer Subfiftenz 
fi zu den Bewerben zudrängen. In 
erfterer Beziehung geben die Gewerbs- 
gefeße ohnehin die Cynoſur, in leßterer 
haben die Behörden auch dort, wo 
nicht gefeßlich ein beftimmter Fondeaus- 
weis vorgefhrieben ift, auf den Befik 
der zum Gewerböbetriebe nöthigen Mit- 
tel, beftehen diefe num in Geld oder in 
den nöthigen Localitäten, Geräthſchaf⸗ 
ten, Borrätben oder dem Handwerk— 
zeuge u. dgl. Rüdficht zu nehmen. 

3. Die freien Befhäftigungen find 
fortan den beftehenden Anordnungen 
gemäß gegen einfache vorläufige An- 
zeige an die Behörde geftattet, und eine 
Unterſuchung der perfönlichen Befähi- 
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gung, des Drisbedarfes u. dgl. hat — 
außer in den von den älteren Geſetzen 
beftimmten einzelnen Fällen — nit 
Statt zu finden; doch wird den Behör- 
den geftattet, bei jenen freien Befchäf- 
tigungen,, welche weder eine befondere 
Befähigung, nod irgend einen erheb- 
lihen Fond erfordern, und eben darum 
nur allzuleicht ergriffen zu werden pfle- 
gen, wie namentlich beim Bictualien- 
handel, dort, wo der Ortsbedarf bereits 
gededt ift, Bewerbern, welche weder 
durch befondere Kenntniffe, noch durch 
den Umfang ihrer Mittel ala berückſich⸗ 
tigenswerth ſich darftellen, die Erlaub⸗ 
niß zur Ausübung ihrer Beſchäftigung 
ju verweigern. 

Diefe Erläuterung ift den gemwerbe- 
verleihenden Behörden im adminiftra- 
tiven Wege bekannt zu geben. (Bdg. 
des Hdlem. v. 17. Januar 1853 3. 
434 H. an fämmtliche Länderchefs 
mit Ausnahme von Mailand, Benedig, 
Dalmatien, Ungarn, Eroatien, Sieben- 
bürgen, Woimodina und des Temefer 
Banates. Bdgabl. des Holsm. v. Jahre 
1853 Nr. 8.) 

Gipsfiguren. Das Handelsmini- 
fterium hat fi laut Erlaffed vom 12. 
Mär; d. 3. 3. 5620 im Einverftänd- 
niffe mit der k. k. oberften Polizeibe- 
börde beftimmt gefunden, die mit dem 
Handelsminifterial-Erlaffe vom 29. Au- 
guft 1851 3. 6474 (Statth. 3. 
29920) proviforifch ertheilte Bemilli- 
gung, wornad) den zu jener Zeit gewerb- 
berechtigten hiefigen Gipäfiguren-Erzeus 
gern unter gewiſſen Beſchränkungen ge: 
ftattet werden dürfte, ihre Gipsfiguren- 
Erzeugniffe durch hHerummandernde Ber- 
kaufsburſchen feilzubieten und abzuſetzen, 
nunmehr zurüdzumehmen. Hiernadh hat 
die Ertheilung neuer Bewilligungen auf 
Grundlage der erwähnten Verfügung 
vom Jahre 1851, fogleich gänzlich zu 
unterbleiben, in Betreff der bisher er- 
theilten Bewilligungen aber ift geftattet 
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worden, ſelbe bis 1. October d. J. in 
Wirkſamkeit zu belaſſen. Mit dem Ein- 
tritte dieſes Zeitpunktes hat deren Gil— 
tigkeit insgeſammt aufzuhören, und die 
ausgeftellten Certificate find zur Gaffi 
rungsveranlaffung den Berkauf- oder 
Raufburfhen abzunehmen. (Decr. der 
n. d. Statth. vom 13. April 1854 
3. 10484, Deer. der Bol. Dir. v. 19. 
April 1854 3. 9793/2045.) 
Grundwächter. Dienftinftruction 
für das Wächterperfonale der Wiener 
Borftadtgemeinden. (Vdg. d. Magiflrats 
vom 13. Det. 1853 3. 77629/2122 
genehmigt vom Gemeinderathe mit Erl. 
v. 21. Det. 1853 3. 2419.) 
Gypsfiguren, ſ. Gipsfiguren. 
Handelsagenten. In Folge a. h. 
Entſchließung v. 25. October 1852 
wurden mehrere Beflimmungen zur Re- 
gelung des Gefchäftsbetriebes der wan- 
dernden Handeldagenten angeordnet. 
(Bdg. des Hdlem. v. 3. November 
1852. R. ©. Bl. Nr. 220.) 
— — f. Handelsreifende. 
Handelsreifende. Die kak. n. ö. 
Statthalterei hat mit Erlaß vom 14. 
September 1853 3. 32399 aus An- 
laß eines vorgefommenen alles, daß 
von einem Handelsreifenden noch vor 
erhaltener Agentie-Bewilligung Han- 
delögefchäfte betrieben wurden, ange 
ordnet, bei Wahrnehmungen folder Un- 
füge, dieſe nicht zu dulden, und diefel- 
ben dem biefigen Magıftrate oder der 
betreffenden Bezirkshauptmannfchaft zur 
unnadfichtlichen Behandlung nad $. 12 
des Geſetzes für wandernde Handels- 
agenten v. 3. November 1852 anzu: 
zeigen. Das Bezirks⸗Commiſſariat wird 
hievon zur genaueften Darnahadtung 
in Kenntniß gefeßt. (Decr. der Bol. 
Dir. vom 20. September 1853 3. 
21340/2481 und vom 17. Dectober 
1853 3. 23809/3737.) 
Handwerksgeſellen, nad Frank⸗ 
reich wandernde, ſ. eich. 
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Hauſiren. Aus Anlaß eines ſpe⸗ 
ciellen Falles, hat die ka k. Finanz⸗ 
Landesdirection mit dem Decrete v. 1. 
Juli 1852 3. 13029 entſchieden, daß 
nicht nur in den Fällen, wo Weber 
oder überhaupt Gewerbtrei— 
bende, welchen geftattet iſt, ihre Er- 
zeugniſſe feilzubieten, ihre Gewerbs⸗ 
erzeugniſſe Handelsleuten, die ſich 
mit dem Detailhandel befaſſen, auch 
ohne vorläufige Beſtellung zum Ver— 
kaufe anbieten, oder wirklich verfaufen, 
fondern aud in den Fällen, wo ſolche 
Gewerbtreibende ihre Erzeugniffe über 
vorläufige Beftellung andern 
nicht bandeltreibenden Parteien zum 
Verkaufe in das Haus bringen, ein fol- 
ches Anbieten oder Berfaufen ihrer eis 
genen Gewerbsproducte keineswegs, 
als ein durch die Vorſchriften über den 
Haufirhandel unterfagter Handel von 
Haus zu Haus anzufehen ift. (Rote der 
Cam. Bez. Berwaltung in Wien v. 2. 
März 1853, 3. 7025/873 V. an das 
Pol. Bez. Com. der innern Stadt.) 

Hanfirpatent. Mit a. h. Entſchlie⸗ 
Bung v. 18. Mär; 1853 wurde verord- 
net, daß das a. h. Haufirpatent v. 4. 
September 1852 mit einigen Modift- 
cationen au für die Militärgränge in 
Wirkfamkeit zu treten babe. (Bdg.d. Km. 
v.29. März 1853, R. G. B. Rr. 61.) 

— — Seine ?. k. Apoftolifhe Ma— 
jeftät haben mit a. b. Entſchließung v. 
1. Februar 1854 allergnädigft zu be 
willigen gerubt, daß ausnahmsweiſe 
den nah den Beftimmungen des Hau: 
firgefeges v. 4. September 1852 (Rr. 
252 des R. ©. 23.) und mit genauer 
Beobachtung derfelben, mit Befugniflen 
zum Haufirbandel betheilten Bewohnern 
der Gomitate: Arva, Thurocz und Zohl 
die Befchränkung der $$. 15 und 16 
des bezogenen Patentes erlaffen und 
ihnen der Betrieb des Haufirhandels in 
Ungarn, der ferbifhen Wojwodſchaft 
und dem Temefer Banate, in Groatien, 
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Slavonien und Siebenbürgen ohne die 
bemerkte Beſchränkung geftattet werde, 
wornah aud in den Haufirpäffen der 
Umfang und Inhalt diefer ausnahme- 
weifen Ermächtigung ausdrüdlid anzu⸗ 


führen ift. (Etl. desHdlam. v. 5. Febr. 


1854, R. G. B. Nr. 33.) 

Hanfiren mit Gipsfiguren, 1. 
Gipsfiguren. 

Hanfirer aus den Comitaten Arva, 
Thurocz und Zohl, f. Hanfirpatent. 

— — das Ausrufen der Haufirer 
in Schulhäufern wird unterfagt, f. 
Schulhäuſer. | Ä 

Hausladen. Die Behandlung der 
Straffälle wegen nicht vorfehriftmäßiger 
Berzäunung der Hausladen fteht gegen 
die fchuldtragenden Parteien in allen 
Fallen den Bezirkögerichten zu, nur zu 


dem Disciplinarverfahren gegen den 


Bürgermeifter, welchem eine Saumfelig- 
keit in der Ueberwachung des Bollzuges 
dieſer polizeilichen Vorſchrift zur Laſt 
fällt, ſind die Bezirkshauptmannſchaften 
nach dem Erlaſſe vom 4. November 
1851 3. 17102 (8. G. B. 74. Stück 
vom Sabre 1851 ©. 967) berufen, 
zu welchem Behufe das k. k. Ober-Lan- 
deögeriht unter Ginem angegangen 
wird, die Bezirkögerichte anzumweifen, 
daß diefelben nad gefchloffenem Ber: 
fahren die Acten an die Bezirfshaupt- 
mannfhaften zur bezuͤglichen competen- 
ten Beurtheilung, ob dem Bürgermeifter 
ein Berfhulden zur Laſt falle, unges 
faumt übermitteln. (Erl. der o. ö. 
Stattb. v. 7. Juni 1853 3. 8977, 
0.5.8. R. 2. U. Abth. Nr. 255.) 
Hebammen, Die Freizügigkeit der 
Hebammen überhaupt ift nit bloß 
implieite durh das HoflanzleisDecret 
vom 17. März 1815 3. 268, fondern 
ausdrücklich auch dur das Hoffanzlei- 
Decret vom 24. April 1827 3. 11840 
(f. Aerzte 1. Bd. S. 96) anerkannt 
und ausgeſprochen, fomit die Beihran- 
kung, welche durch das HofkanzleisDecret 
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vom 17. Februar 1804 feitgefeht wor- 
den war, wieder aufgehoben worden. 
Es ift daher fünftig in den Diplomen 
der Hebammen, fie mögen auf Univer- 
fitäten oder auf Lyceen gebildet werden, 
ftatt einer Befchränfung ihrer Praxis 
auf ein gewifles Kronland eine Formel 
aufzunehmen, durch welche ihr Befugniß 
zur Ausübung der Hebammenkunft „in 
allen Kronländern des öfterrei- 
hifhenKaiferftaates” ausgedrückt 
werde. (Vdg. des Unt. Min. v. 5. Det. 
1853, wirkſam für alle Kronländer, 
R. G. B. Nr. 199.) 

Hebammen. Das Min. des Junern 
findet im Einverſtändniſſe mit dem Mies 
nifterium der Juftiz zu erflären: daß 
in Orten, wo geprüfte Hebammen be— 
fteben, umd unter Umftänden, wo eine 
ſolche leicht Kerbeigeholt werden kann, 
gegen Perfonen, melde die Geburte- 
hilfe gegen Bezahlung und gewerbs- 
mäßig unbefugt betreiben, von Seite 
der politifhen Behörden das Amt zu 
handeln und mit angemeflenen Geld- 
oder nach Umftänden Arreftftrafen, in- 
nerhalb des für die politifche Straf- 
gewalt liegenden Ausmaßes, vorzuge- 
ben if, in foterne derlei Acte der Ge» 
burtshilfe nicht zugleid Handlungen 
oder Unterlaffungen in ſich ſchließen, 
welche fi nach den beftehenden Gefe- 
gen zur ftrafgerihtlihen Bebandlung 
eignen. (Bdg. des Min. des Inn. v. 6. 
März 1854, giltig für alle Kronländer, 
R. ©. B. Nr. 57.) 

meer f. Arzneien. 

eimathfcheine. Laut Erlaß des 
k. f. Minifteriums des Innern vom 1. 
d. M. 3. 34235/540, follen nad einer 
Mittheilung der hohen E. f. oberften 
Polizeibehörde ſchon wiederholt Fälle 
vorgefommen fein, daß fi Gemeinde: 
Borftände erlaubt haben, an, in ihre 
Gemeinde nicht wirklich zuftändige, ja 
feld an unbekannte Individuen Hei- 
mathſcheine zu ertheilen. Bei den un« 
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verfennbaren Nachtheilen, welche derlei 
Borgänge auf die Handhabung der öf- 
fentlihen Sicherheit üben, wurden die 
k. k. Bezirkohauptmannſchaften in Ge- 
mäßheit des vorerwähnten hoben Mini- 
fterial-Erlaffes auf diefe Unzukömmlich— 
feiten und Uebergriffe einiger Gemeinde: 
Borftände mit dem Auftrage aufmerffam 
gemacht, den unterftehenden Gemeinden 
jeden derlei Vorgang unter Androhung 
der gefehlihen Drdnungsftrafen auf 
das Strengfte zu unterfagen, und felbe 
auf die genaue Bollziehung der GStatt- 
balterei = Verordnung vom 10. Mai 
1850 3. 18220, 28. ©. 3. Rt. 32, 
©. 154, über die Ausfertigung der 
Heimatbfcheine, insbefondere der $$. 2 
und 5 zu weifen. Das k.k. Bez. Bol. 
Commiffariat wird von diefer Anord- 
nung in Folge Statth. Decr. v. 12 
dv. M. 3. 302 mit der Weifung in 
Kenntnig gefeßt, im Wahrnehmungs- 
falle eines ſolchen Unfuges behufs Be- 
rihterftattung an die Statthalterei, die 
abgefonderte Anzeige hieher zu machen. 
(Decr. der Pol. Dir. v. 15. Jänner 
1853 3. 787/114.) 
Heimathfcheine. Den aus Wien ab- 
geſchafften oder weggewieſenen Perfo- 
nen find Beine neuen Heimathicheine nad 
Wien zu ertheilen, ſ. Abfchiebung. 
Hochverrath. Se. kek. Apoftolifche 
Majeftät haben mit a. h. Entſchließung 
vom 27. April 1854 zu verordnen ge- 
rubt, daß die Einfuhr, der Berkehr, 
das Anfihbringen und die Verbreitung 
von Geldzeihen und Greditspapieren 
der revolutionären Propaganda, ale: 
Mazzini-Loſen, Koffuth- Dollar 
noten u. f. w. als Mitfhuld an dem 
Verbrechen des Hochverraths anzufehen 
und zu behandeln ift; Jeder aber, wel- 
cher auf eine Weife, wodurch weder die 
Mitfhuld an dem Verbrechen des Hoch— 
verraths, noch ein anderes Verbrechen 
begründet wird, in die Inhabung ſolcher 
Papiere gelangt, und diefelben nicht 
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unverzüglid an die Behörde abliefert, 
fi durch die unterlaffene Ablieferung 
eines Vergehens fhuldig macht, worauf 
firenger Arreft von drei Monaten bis 
zu Einem Jahre, und außerdem eine 
dem Zwanzigfadhen des Betrages, wor- 
auf diefelben lauten, gleihfommende 
Geldftrafe zu verhängen if. Diejeni- 
gen, welche fich bereits im Befige foldyer 
Papiere befinden, werden wegen diefes 
Beſitzes allein zu feiner Strafe gezogen 
werden, wenn fie diefelben Tängftend 
bis 1. Juni 1854 an die Behörde ab- 
liefern. (Bdg. des Min. des Inn. umd 
der Juft. v. 27. April 1854 giltig für 
alle Kronländer, mit Ausnahme der 
Militärgränze, R. ©. B. Nr. 107.) 
Höfe, fremde, Einfendung von lite: 
rarifchen und artiftifhen Produkten, 1. 
Literarifche Werke. 
—— ſ. Maß. 
unde. In Folge der Unzufömm» 
lichkeiten, die fih bei dem Hunde 
fange ergeben haben, wird Nadhfol» 
gendes zur genaueften Darnachachtung 
angeordnet: Der Hundefang wird ent: 
weder nah den allgemeinen Vorſchrif⸗ 
ten regelmäßig von dem Wafenmeifter 
veranftaltet oder in Folge eines vorge 
fommenen alles von der Polizeibe- 
hörde fpeciell angeordnet. Bei dem er- 
fteren, dem ordentlihen Hunde 
fange, waltet durchaus feine Gefahr 
am Verzuge ob, auch ift er nicht noth- 
wendig an einen beftimmien Ort gebun- 
den, wohl aber müffen biebei die Rück— 
fihten des Anftandes und der Schick— 
lichkeit beobachtet, fo wie augenfällige 
Anläffe zu Reibungen und Erceffen ver- 
mieden werden. Da die Einhaltung 
diefer Borfichten weit wichtiger ift, ale 
der etwa um ein paar Hunde verkürzte 
Ertrag des gewöhnlihen Hundefanges, 
fo kann und foll der Letztere in Anfe- 
bung der Zeit und des Ortes in der 
Art befchränft werden, wie ed von dem 
Schicklichkeitsgefühle und der Erfab- 
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rung verlangt wird. Der ordentliche 
Hundefang hat daher zu unterbleiben: 

1. Auf fehr lebhaften Baffagen, wie 
folde in der innern Stadt, mit Aus- 
nahme der frühen Morgenftunden, bei- 
nahe allgemein befteben. 

2. Auf beſuchten Spaziergängen, 
wie in der Praterftraße, am Braterftern, 
am Waflerglacis u. f. w. 

3. Während kirchlichen oder militä- 
riſchen Feierlichkeiten, Broceffionen, Lei⸗ 
henbegängniffen, in der Nähe eines auf: 
geftellten oder im Marſche befindlihen 
Truppenförperd und bei andern Gele- 
genbeiten, welche befonderen Auftand 
vorfchreiben. 

4. Auf Plätzen, welde ämtlichen 
Berrichtungen gewidmet find, oder wo 
leicht Auffehen und Rubeftörung entfte- 
ben fann, wie auf den Linien» und an- 
deren Amtspläßen, unmittelbar vor Kir: 
hen, Schulgebäuden, Kafernen u. f. w. 

5. Im Innern der Häufer, wozu 
au die Haushöfe und Thorwege ge: 
bören, fo wie auf eingefriedeten Garten- 
und Arbeitspläßen und allen dur Ein- 
planfung und Einfriedung ald Privat- 
eigentbum bezeichneten Räumen. Der 
Inhaber der biefigen Wafenmeijterei 
wird unter Einem aufgefordert, feine 
Knechte hievon zur genaueften Darnadı- 
achtung zu belehren und ihnen zu be— 
deuten, daß fie fünftighin für jede Ue- 
berfhreitung der gegenwärtigen Vor— 
fchrift, insbefondere wenn biedurdh ein 
größeres Auffehen, eine Unordnung oder 
ein Erceß herbeigeführt wird, mit an- 
gemeflener Arrefttrafe oder körperlicher 
Zühtigung werden geahndet werden; 
von Seite der Bezirfd-Gommiffariate 
aber ift dafür zu forgen, daß die zur 
Affiftenz bei dem Hundefange beftimmte 
Militär » Polizeimannfhaft dur den 
Wache⸗Commandanten die entſprechende 
Inſtruction erhalte und angewieſen 
werde, ſich genau nach gegenwärtigen 
Beſtimmungen zu benehmen, die Waſen⸗ 
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meifterfnechte zur Beobachtung derfelben 
zu verhalten und die etwa dennoch dawi⸗ 
derhandelnden, dem zuftändigen Bezirks⸗ 
Eommiffariate zur weitern Berfiigung 
anzuzeigen. Um fo thätiger ift aber der 
Hımdefang auf den Gaffen und Plätzen 
zu beforgen, welde hievon nicht aue- 
genommen find, und es ift eine befon- 
dere Aufmerkfamkeit bei den Gaffen- 
refpieirungen,, SHäuferrevifionen und 
ähnlichen Gelegenheiten darauf zu ver: 
wenden, daß alle außer der Wohnung 
des Eigenthümers angetroffenen Hunde 
ohne Unterſchied des Betretungsortes 
mit dem vorgefchriebenen Maulkorbe 
verfehen feien und bei Außerachtlaffung 
mit der gefeßlihen Strafe gegen den 
Uebertreter vorgegangen werde. Bei 
dem außerordentliden Hunde- 
fange, welcher wegen des Vorkommens 
eines wüthigen oder wuthverdächtigen 
Hundes über befonderen ämtlichen Auf: 
trag ftattfindet, treten die oben ange: 
deuteten Rüdfichten in Anſehung der 
Wichtigkeit des Falles natürlich in den 
Hintergrund und müſſen die nad Be— 
fhaffenheit der Umftände erforderlihen 
Borkehrungen felbft auf das Innere der 
Häufer ausgedehnt und nöthigenfalls 
die bedenflihen Hunde in Den Wohnun- 
gen der Eigenthümer, fo wie auf allen 
von dem gewöhnlichen Hundefange aus— 
genommenen Pläben abgenommen oder 
eingefangen werden. Solche außeror- 
dentlihe Maßregeln find aber ftete 
unter der unmittelbaren Leitung und 
der perfönliden Berantwortlichteit des 
geftirenden Polizeibeamten mit der ge- 
botenen Umfiht vorzunehmen, hiebei 
gewandte und gehörig inftruirte Ere- 
cutiv-Organe zu verwenden, die geeig- 
neten Rüdfprachen mit den etwa bethei- 
ligten Militär- oder Givil-Autoritäten 
im voraus zu pflegen und die erforder- 
lihen Affiftenzen derfelben beizuziehen, 
endlih auch die betroffenen Parteien 
gehörig zu verftändigen und über den 
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Zweck fo wie über die Nothwendigkeit 
der vorfriftmäßigen Verfügung zu be 
lehren. (Decr. der Pol. Dir. in Wien 
v. 19. Juni 1853 3. 12512/1549.) 

Hundsmwuth. Eine umfaffende Be- 
lehrung über die nothwendigen Bor- 
fihtmaßregeln und Mittel zur Berhü- 
tung des Ausbruches der Wuth bei 
Thieren und der Wafferfcheu bei Men- 
ſchen wurde zur allgemeinen und genauen 
Darnahahtung binausgegeben. (Erl. 
des Min. des Inn. v. 26. Mai 1854 
3. 10883, wirffam für alle Kronlän- 
der, mit Ausnahme der Militärgränze. 
R. G. 3. Nr. 132.) 

Impfung. Künftighin ift mit dem 
Impfungsberiht vorfhriftmäßig auch 
der Summar-Ausweis über die ftatt- 
gefundenen Revaccinationen vorzulegen. 
(Erl. des Min. des Inn. v. 8. Jänner 
1853 3. 34536 Deer. der Pol. Dir. 
v. 2. Juni 1853 3. 2600/493.) 

Infpectionen in den Badeorten, 
f. Badeorte. 

— — bei Bereind-Berfammlungen, 
f. Berein. 

— — Gebühren der Militär-Poli- 
zeiwache, f. Militär-Polizeimarhe. 

Infpectionsdienft, Gebühren für 
felbe, f. Polizeibeamte. 

Inftradirung der Reifeurfunden, 
wie diefe zu vollziehen ift, f. Abfchaf: 


tung: 
fraeliten, ſ. Juden. 
Sagddienft. Die Beeidigung 
des Forſtſchutz, und des Jagdauf- 
ſichtsperſonales für den Jagd— 
dienſt iſt zuläſſig. Das beeidete 
Perſonale wird im Jagddienſte als öf— 
fentliche Wache angeſehen, genießt auch 
in dieſem Dienſte alle in den Geſetzen 
gegründeten Rechte, welche den im 8. 68 
des Strafgeſehes bezeichneten obrig- 
feitlihen Perfonen und Civilwachen zu- 
fommen, und ift befugt, auch im Jagd» 
dienfte die üblihen Waffen zu tragen, 
von welchen nur im Kalle gerechter 
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Nothwehr Gebrauch gemaht werden 
darf. Damit das für den Jagddienft 
beridete Perfonale erfannt, und als öf— 
fentlihe Wache geachtet werden könne, 
hat es das, auf Grund des $. 54 des 
Forftgefeßes vorgefchriebene Dienitfleid, 
oder die zur Öffentlihen Kenntniß des 
Bezirkes gebrachte bezrichnende Kopf 
bedefung oder Armbinde im Jagd» 
dienfte zu tragen. Jedermann ift gebal- 
ten, den dienftlichen Aufforderungen des- 
felben Folge zu leiften, wogegen da#- 
felbe fi aller gefegwidrigen Borgänge 
bei ftrenger Verantwortung zu enthalten 
bat. (Vdg. des Min. des Inn. und der 
Juſt. v. 2. Jänner 1854, wirkſam für 
die Kronländer Nieder: und Dber 
Defterreih, Salzburg, Tirol, Steier- 
mark, Krain, Kärnthen, Görz und Gra- 
diska mit Iſtrien, Trieft, Böhmen, 
Mähren, Schlefien, Galizien, Krakau 
und Bukowina. R. G. B. Nr. 4.) 
Jagdweſen. Ueber die von dem 
Minifterium des Innern mit Erlaß vom 
17. März 1853, Nr. 1356 erhaltene 
Ermädtigung wird der $. 13 der mit 
hierortiger Verordn. v. 27. Dec. 1852 
republicirten Jagdpolizei-Vorſchriften 
im Nachſtehenden erläutert und geän- 
dert. Auf Saaten und angebauten Tel: 
dern, dann in Weingärten während der 
Neifezeit der Trauben bis zur beendeten 
Weinlefe ifi es in der Regel verboten 
zu jagen. Ausnahmsweife ift jedoch, 
wegen Unfhädlichkeit für die Feld— 
früchte, und mit Rüdfiht auf die fon- 
ftige gänzliche Vereitlung des Jagdbe— 
triebes geftattet, die mit Mais, Kartof- 
feln, Rüben und anderen in weiteren 
Abftänden gezogenen Gewächſen be: 
ftellten Felder und Eulturorte, die Win 
terfaaten (letztere jedoch im Falle großer 
Näffe ausgenommen), ferner die Raine 
der Wein- und Hopfengärten, der Fel—⸗ 
der 2c. bei Ausübung der Jagd zu be: 
treten. Auch ift es den Jägern behufs 
der zu pflegenden Aufficht geftattet, au 
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den Rainen längs der Gränzgräben, 
Heden, Einfriedungen und dergleichen 
fortzugeben. Die Uebertretung diefer 
Vorſchriften wird mit 5 bis 50 fl. EM. 
oder Arreft von 1 bis 8 Tagen beftraft. 
Die Seldftrafen fließen in den Armen 
fond derjenigen Drtögemeinde, in deren 
Gemarkung die Webertretung verübt 
wurde. Außerdem bleibt dem Grund: 
befißer der Anfpruh auf Schadloshal- 
tung vorbehalten. (Erl. der nm. 8. 
Statth. v. 11. März 1853 3. 1152. 
L. R. ©. II. Abth. Nr. 77). 

Sofephsarademie. Die Direction 
des k. k. feldärztlichen Inftitutes bat 
unterm 12. d. M. 3. 376 anber mit- 
getbeilt, daß auf die Kliniken des 
gegenwärtig beftehbenden feldärztli- 
hen Inſtitutes und kuͤnftig der 
Joſephs-Academie auch Kranke 
aus dem Civilſtande aufgenommen 
und im Kalle ihrer nachgewieſenen Mit- 
tellofigteit unentgeldlih verpflegt wer- 
den, und ed wurde umter Einem das 
Anſuchen geftellt, die Bezirfs-Commif- 
fariate anzumeifen, bei Ausftellung oder 
Bidirung derartiger Mittellofigkeits- 
zeugniffe feinen Anftand zu nehmen, 
wie dieß bisher in einigen Rällen vor- 
gefommen fein foll. (Deer. der Poli: 
zei» Direction vom 16. Mai 1854 3. 
12191/2492). 

Juden. Es ift der Fall vorgefom- 
men, daß ein jüdifcher Gefhäftsmann, 
dem ein Paß für die meiften der euro» 
päifhen Staaten für zwei Jahre er: 
theilt wurde, denfelben um eine bedeu- 
tende Summe verkauft bat, und hie— 
durch ſtaatsgefährlichen Zwecken leicht 
hätte Vorſchub geben können. Laut 5. 
Statthalterei-Erlaffes vom 28. v. M. 
3. 2509/P. ſah fih die oberfte Poli- 
zeibehörde zu der Aufforderung veran- 
laßt, bei Ertheilung von nlande- 
oder Erftattung von Anträgen zur Er- 
theilung von Auslandspäffen an jüdifhe 
Blaubendgenoffen mit forgfamer Bor 
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fiht zu Werk zu geben. (Decr. der Pos 
lizeis-Direction vom 13. Juli 1853 3. 
14366/2880.) 

Juden. Vom Tage der Kundma- 
Hung diefer Berordnung durch das 
R. ©. B., bis zur bevorftehenden deft- 
nitiven Regulirung der ftaatsbürgerlis 
hen Berhältniffe der Ifraeliten, haben 
in jedem Kronlande die, in demfelben 
vor und bis zum 1. Jänner 1848 be— 
ftandenen, die Befikfähigkeit der Ifrae- 
liten befchränfenden Vorſchriften pro: 
viforifch wieder in Wirkſamkeit zu treten. 
Auf diejenigen Fälle, in weldyen Ifrae- 
(iten noch vor diefem Tage den recht: 
mäßigen Befiß unbeweglicher Güter be- 
reits erworben, oder dort, wo der recht: 
mäßige Befiß unbeweglicher Güter nur 
durch die Eintragung in die öffentlichen 
Bücher erworben wird, doch das Geſuch 
um bdiefelbe bereits überreicht haben, 
finden diefe Befchränfungen feine An- 
wendung. Auch ftehen dieſelben denje- 
nigen Redhtögefchäften über die Erwer— 
bung des Eigenthums unbeweglicher 
Güter nicht entgegen, welche noch vor 
diefem Tage, vor einer öffentlichen Be— 
hörde, mittelft eines Notariatsactes, 
oder fonft umter öffentlicher Beglaubi: 
gung gefhloffen worden find, wenn 
auch die Uebergabe in den Befik noch 
nicht erfolgt, oder, wo Öffentliche Bücher 
befteben, das Geſuch um die bücherliche 
Eintragung noch nicht überreicht fein 
follte. (Kaif. Bdg. v. 2. Det. 1853, 
giltig für alle Kronländer. R. G. 2. 
Nr. 190.) 

— — Die f. E. oberfte Polizeibe- 
börde hat unterm 26. Märzd. I. 2. 
4085 aus Anlaß einer ftattgefundenen 
Ausweifung eines mit einem ordnunge- 
mäßigen Paſſe verfehenen galizifchen, 
jüdifhen Krämers aus dem Königreide 
Mürtemberg befannt gegeben, daß 
Handelsjuden nur dannin dag 
Königreih Würtemberg einge 
laffen werden, wenn in ihrem Paſſe 
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außer der Waarengattung, mit welcher 
fie Handel treiben und dem Jahrmarkte, 
den fie beſuchen wollen, aud noch aus— 
drüclih angeführt ift, daß der Paß— 
träger oder fein Dienftherr in feiner 
Heimath mit gefepliher Berechtigung 
im offenen Raden oder als Landkrämer 
Handel treibt. 

Zur Berhütung eines ähnlichen Falles 
ift daher dafür zu forgen, daß nicht nur 
die Individuen obgedachter Kategorie. 
wenn fie ih um einen Paß zur Reife 
nah Würtemberg bewerben, auf die in 
diefem Königreiche beftebende Vorſchrift 
aufmerkſam gemacht, fondern daß audy, 
um bei der Ausfertigung ſolcher Päſſe 
die befannt gegebene Bedingung erfül- 
len zu fönnen, in dem betreffenden an- 
berzuftellenden Paßantrage die erfor: 
derlihen Auskünfte über die oberwähr- 
ten drei Punkte verläßlich erftattet wer: 
den. (Decr. der n. ö. Statth. v. 16. 
April 1854 3. 12355.) 

Suden:Ehe. Um der Anwendung 
des $. 124 des allgemeinen bürgerli- 
hen Gefegbuches feinem Zweifel Raum 
zu geben, findet das Minifterium des 
Innern unter Hinweifung auf die zur 
Sanction diefed Baragraphes beftehen- 
den Vorſchriften, nämlih auf die $$. 
129 und 130 des allgemeinen bürger- 
lihen Geſetzbuches, auf das Hofdecret 
vom 13. Jänner 1827 3. 2250 der 
Juſtiz » Gefehßfammlung und auf den 
8.507 des Strafgefeßes vom 27. Mai 
1852 zu verordnen, daß die im $. 124 
des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbu— 
ches als Erforderniß zur Schließung 
einer gültigen Juden-Ehe vorgefchrie- 
bene Bewilligung, bis die hierzu durch 
den meuen politifhen Organismus be- 
rufenen Behörden ins Leben getreten 
fein werden, bei der k. k. Diftrictöbe- 
börde zu erwirfen ift, in deren Bereiche 
fi die Gemeinde befindet, welcher der 
Bräutigam angehört. (Bdg. des Min. 
des Innern vom 25. Juli 1853, gil- 
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tig für Siebenbürgen. R. G. B. Nr. 
144.) 

Kälber, ſ. Thierquälerei. 
Kalender. Die Wahrnehmung, daf 
einige im Inlande erfcheinende Kalen- 
der unpaſſende und anftößige, wenn 
auch nicht gerade eine ftrafbare Handlung 
begründende Auffäge und Notizen ent- 
balten, veranlaffen die oberfte Bol. Beh. 
die befondere Aufmerkfamteit der Si— 
herheitd-Behörden auf diefen Zweig 
der Preſſe zu lenken. Es erſcheint ſo— 
nad eine genaue Durchſicht der vorzu- 
legenden Brobe-Eremplare diefer Preß⸗ 
erzeugniffe um fo nothwendiger, ale 
diefelben die allgemeinfte Verbreitung 
finden und durhaus nicht den epbeme- 
ren Erſcheinungen der Tagesliteratur 
gleihzubalten find. (Bdg. der oberft. 
Pol. Beh.v. 15. Jänner 1854 3. 241. 
Gent. Bol. BI. Nr. 8.) 

— — zu verkaufen ftebt den Bud- 
bindern zu, f. Buchbinder. 

Kappe, f. Uniform:$appe. 

Kärnthnerthor-Theater, ſ. Po- 
lizeitaren. 

Karrenzieher. Das immer mehr 
überhand nehmende, unter dem Bor- 
wande von Kleinhandel beftimmungs- 
loſe Herumziehen der Karrenzieher und 
fogenannten Törcher mit ihren aus flei- 
nen und erwachſenen Kindern befteben- 
den Familien ift für religiöfe Erziehung 
und Sittlichkeit, wie für öffentlide Ord- 
nung und polizeilihe Sicherheit von 
folgenfhweren Nachtheilen. Um daher 
einerfeits Ddiefem Unweſen ein Ziel zu 
feßen, amderfeits dieſe gefährlihe im 
moralifchereligiöfer und geifliger Hin- 
fiht gänzlih verwahrlofte Menſchen⸗ 
claffe allmälig zu einer geregelteren Le— 
bensweiſe zurüd zu führen, und fie der 
Geſellſchaft im Staate unſchädlich zu 
machen, werden folgende Beſtimmungen 
erlafjen: 

1. Reifepäfle find den Karrenziehern 
in Zukunft nur dann ausjufertigen, 
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wenn in glaubwürdiger Weife darge- 
than wird, daß fie feinen ftabilen an⸗ 
dermweiten Erwerb fih zu verſchaffen 
vermögen, und mit den erforderlihen 
Mitteln für Wanderfhaft und Handel 
verfehen find. Bei deren Ausfertigung, 
welche fi nicht mehr über eine Jahred« 
friſt Hinauserftreden darf, ift den Paß— 
werbern protocollarifch zu bedeuten, daß 
nad Ablauf der Giltigfeit des ertheil- 
ten Paſſes ohne erweislihe Rothwen- 
digkeit feine weitere Ausftellung erfol« 
gen dürfe, und diefelben während diefer 
Jahresfriſt um eine andere Befchäfti- 
gung behufs ihres Unterhaltes ſich um: 
zuſehen haben. 

2. Allen herumziehenden Karrenzie⸗ 
bern bleibt es ernftlich unterfagt, ſolche 
erwachjene Kinder mit fich zu nehmen, 
von denen die Fünglinge das 18., die 
Mädchen das 16. Jahr zurückgelegt 

haben. 

3. Würden troß des erlaffenen Ber- 
botes derlei erwachſene Karrenziebhers 
Kinder auf Herumziehen mit den Eltern 
beireten, fo find diefelben mittelft Schu— 
bes in die Domicild-Gemeinden zurück 
zu liefern, wo die Gemeindevorftehun: 
gen dafür zu forgen haben, daß ihnen 
der Eintritt ala Dienftboten bei Land- 
wirthen, oder als Lehrlinge bei Hand» 
werfern möglich gemacht werde. 

4. Bei der Ablieferung in die Heir 
mathögemeinde ift ſolchen Karrenzieher- 
buben und Mädchen protocollarifch zu 
eröffnen, daß im wiederholten Betre- 
tungsfalle des Herumziehens den Erſte— 
ren die zwangsweife Ablieferung zum 
Militär, den legteren die Abgabe in das 
Landes » Zwangsarbeitshaus unnach— 
ſichtlich bevorſtehe, welche auch nad 
vorläufiger Rotionirung auszuführen iſt. 

5. Bei Ausfertigung von Reiſepäſſen 
und Baf-Gertificaten find die erwach⸗ 
fenen Kinder des Paßwerbers von dem 
erwähnten Alter darin nicht mehr auf- 
zunehmen. Zugleich iſt aber jedem Kars 

Zateiöty. Handb. des Pol. Gef. II. 
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renzieber bei der Paßertheilung die ger 
genwärtige Vorfchrift mit deren unaus— 
weichbaren Folgen ausdrücklich befaunt 
zu geben. | 

6. Gegenwärtige Verordnung ift in 
allen Gemeinden zu verfünden. Zus 
gleich werden die bezuͤglichen Gemeinde⸗ 
vorſtehungen dringend aufmerkſam ge— 
macht, wie ſehr es in ihrem eigenen In— 
tereffe liege, diefe Menfchenklaffe felbit 
mit Geldopfern aus der Gemeindecaffa 
allmälig einer dauernden Befhäftigung 
zuzuführen, und dabei ſchon mit Kindern 
von 12 Jahren es zu verfuchen, welche 
entweder als Biehhirten oder Haud- 
werkslehrlinge zu unterbringen find, 
und fomit nah und nad dem vagiren- 
den Wandel entwöhnt werden. 

7. In befonderen Fällen, wo ſich die 
Unthunlichkeit ergibt, Karrenziehern 
und ihren erwachfenen Kindern einen 
andern ftabilen Erwerb durch Arbeit zu= 
zuwenden, oder diefelben ſich mit hin- 
reichendem Fond behufs des Kleinhan— 
deld auszuweiſen vermögen, bleibt es 
den Bezirfahauptmännern über genaue 
Erhebung der Verhältniffe geftattet, 
ausnahmsmweifePäffe auszufertigen 
oder bei der Kreisregierung zu erwirfen. 

8. Jedem Karrenzieher, der wieder: 
holt auf Bettel, oder der auf Diebflahl, 
Gemwaltthätigfeit, oder anderen Exceſſen 
ertappt würde, ift außer der gefeglichen 
Beitrafung der Reiſepaß abzunehmen 
und ihm ferner unter feinem Borwande 
ein folder auszufertigen. (Rundm. der 
Statth. v. Tirol v. 16. Mai 1853. 
L. NR. B. für Tirol 2. Abth. Nr. 20.) 

Keftel, f. Dampffeffel. 

Kefielproben, ſ. Dampfkeſſel. 

Keule. Das Finanzminiſterium hat 
laut Decretes vom 31. December 1852 
3. 18875 im Einvernehmen mit dem 
Minifterium des Innern beftimmt, daß 
die Vergütungen für das bei Rinder: 
ſeuchen der Keule unterzogene Vieh aus 
dem Gameralfonde zu erfolgen und ale 
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Sanitätsaudlage fürRehnung des Mi— 
nifteriums des Innern zu verrechnen 
find. Laut einer an das Finanzmini— 
fterium gelangten Mittheilung des Minis 
fteriums des Innern v. 3. Dct. 1852 
3. 22326/1471 fteht die Bewilligung 
der betreffenden Beträge in den Fällen, 
in weldhen das Gefek dafür ſpreche, 
der politifchen Randesbehörde, in Aud- 
nabhmsöfällen aber dem erwähnten Mini: 
fterium zu. (Erl. der o. ö. Steuerdirec- 
tion v. 7.März; 1853 3. 247. L. R. B. 
für D. Defterr, II. Abth. Nr. 58.) 
Kinder. Mit Rüdbli auf mehrere 
Gireularaufträge und insbefondere auf 
jenen v. 6. Juli 1851 8. 13996/1076, 
(. Waifenhans, 3. Bd., Seite 
560), womit angeordnet wurde, daß 
Kinder, die aus Anlaß des Ablebens, 
der Erkrankung oder Berhaftung 
ihrer Aeltern pflegelos geworden find, 
nit in das Waifenhaus, fondern in 
das magiftratifhe Armendepartement 
abgegeben werden follen, wird noch 
Nahftehendes zur Darnachachtung vor- 
gefchrieben. Wiewohl nach dem Boran- 
gehenden nur Kinder, die durch Tod, 
Krankheit oder Verhaftung ihrer 
Aeltern pflegelos geworden find, in 
das Armendepartement geftellt werden 
follen, fo tritt dDod, wie der Magiftrat 
in einer bieber gelangten Note vom 15. 
d. M. 3. 19460 verfihert, in neuerer 
Zeit oft der Fall ein, daß Kinder, deren 
eltern am Leben und volllommen er: 
werbafähig find, von Seite der Bezirks— 
Commiffariate aus Anlaß der oft nur 
vorgegebenen zeitweiligen Arbeitelofig- 
feit und des eingetretenen Nothitandes 
der Aeltern zur bleibenden Verſorgung 
dem Magiftrate geftellt werden, mäh- 
rend die Aeltern fich nicht mehr um dies 
felben fümmern. Um diefem Uebelftande 
vorzubeugen, erhält das Bezirks-Com— 
miffariat hiermit den Auftrag, in derlei 
Fällen auch die Aeltern in das Armen- 
departement dee Magiftrates ftellen zu 
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laffen. (Deer. der Bol. Dir, v. 27. 
März 1853 3. 6217/799.) 

Kinder. Es fümmt häufig vor, 
dap Kleinhändler (Haufirer), Inbaber 
von Schauftüden und ähnliche Indivi- 
duen mit fhulpflichtigen, oder mit fol- 
hen Kindern, welche diefes Alter no 
gar nicht erreicht haben. die verſchiede— 
nen Kronländer durchziehen, und ihre 
Neife mitunter zum Betteln benüßen. 
Die Bezirkshauptmannſchaft erhält dem- 
nad den Auftrag, das Reifen folder 
Kinder nicht zu geftatten, mithin fie in 
die Neifepäffe von derlei Individuen 
nicht aufzunehmen, in gleicher Weife 
aud auswärtige Individuen der gedadh- 
ten Gategorie zu behandeln, und die- 
felben, wenn es ihnen gelungen fein 
follte, unbeanftändet in das k. f. Gebiet 
einzutreten, an der Fortfeßung der Reife 
zu hindern, umd über die Grenze zu 
weifen. Inländer jener Gategorie, 
welche mit Kindern vom angegebenen 
Alter auf der Neife betroffen werden, 
find auf der fürzeften Route in ihre 
Heimath zu inftradiren. (Erl. der n. ö. 
Statth. v.7. October 1853 3. 36703.) 

— — Laut einer Mittheilung der 
f. t. Sebär- und Findelhaus-Direction 
vom 24. Nov. 1853 3. 3512/1853 
ift es wiederholt vorgefommen, daß 
von Geite der Bezirfd-Commiffariate 
Kinder bie zur Gruirung der Eltern 
zur Aufnahme in die Findelanſtalt ge: 
ftellt werden, welche bereits das 6. Le- 
bensjahr erreicht oder überfhritten ha— 
ben, auch werden für jene Kinder, welche 
auf Krankheits- oder Verhaftdauer der 
Eltern in die k. k. Findelanftalt zur 
Verpflegung übergeben werden, die zu 
deren Aufnahme unbedingt noth— 
wendigen Taufjeugniffe nicht immer 
mitgefordert, und es wird öfter die Zu- 
ftändigkeit der Eltern nur unbeftimmt 
angegeben. Ueber den erfteren Umſtand 
wurde mit hohem Regierungsdecrete 
vom 16. März 1843 3. 8402 verord- 
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net, daß eheliche, eltern- und unter: 
ftandslofe Kinder, fobald fiedas 6. 
Rebensjahr überfhritten haben, 
den beftehenden Normen gemäß, dem 
Wiener Magiftrate zu übergeben und 
folhe Kinder von der unmittelbaren 
Aufnahme in die Findelanftalt zurüd- 
zumeifen find. Die Bezirtscommiffariate 
werden mit Bezug auf die dießfalls be» 
ftehbenden Verordnungen und die hieror- 
tigen Eircularien vom 13. April 1849 
3. 5848/1769, vom 13. Juni 1850 
3.10329/2410 und vom 6. Juli 1851 
3. 10996/1076 angewiefen, fi fünf- 
tig genau hiernach zu benehmen, aber 
auch die zur Aufnahme in die Findelan- 


ftalt nöthigen Behelfe zuverläffig beizu⸗ 


bringen, und nicht neuerlich Anlaß zu 
unliebfamen Beihwerden zu geben. 
(Deer. der Bol. Dir. vom 5. December 
1853 3. 28281/3223.) 

Kinder. Ungeachtet der mit Statt- 
baltereierlaß vom 7. October v. I. 8. 
36703 befannt gemachten Weifung ift 
es wiederholt vorgefommen, daß Klein: 
händler, Inhaber von Schauftüden und 
ähnliche Individuen mit, in andere 
Kronländer für fih und ihre Familie 
(worunter auch Kinder im oder unter 
dem f&hulpflihtigen Alter) ausgeftellten, 
fonft vorfhriftmäßigen Paͤſſen nach Ober⸗ 
öſterreich gelangten, und von den Be- 
börden im Sinne der oberwähnten Ber: 
fügung in ihre Heimath zurüdigewiefen 
werden mußten, welche Maßregel einer: 
feit8 wegen gänzlihen Mangels eines 
Reifegeldes in der Regel auf Schwie- 
rigfeiten flößt, andererfeit# aber auch 
auf die adminiftrativen Behörden den 
Schein einer Härte wirft, indem diefe 
Leute bezüglih der Mitnahme ihrer Kin- 
der im guten Glauben find, zumal ihre 
Päſſe nad dem ihnen bei ihrer Anhal- 
tung vorgehaltenen Verbote ausgeſtellt 
und ihre Kinder dahin ohne Anftand 
aufgenommen wurden. Aus diefem An- 
laffe hat demnad die hohe Statthalterei 
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mittels Erlaffed vom 13.0.M.3.4375 
unter Hinweifung auf die obige frühere 
Berordnung vom 7. Dectober v. 9. 8. 
36703 die Polizeidirection neuerdings 
verpflichtet, mit aller Sorgfalt darüber 
zu wachen, daß fih genau und firenge 
nad der Negel gehalten werde, die im 
ſchulpflichtigen Alter oder unter demfel- 
ben ftebenden Kinder von Neifenden 
diefer ategorie, wenn ihnen Päſſe 
ausgefertiget werden, in diefe Päſſe nicht 
aufzunehmen, und auch denfelben bezüg- 
li der Mitnahme von ſolchen Kindern 
die geeignete Warnung zu ertheilen, zu: 
gleich aber zu veranlaffen, daß etwa be- 
reits ausgeftellte, auch auf ſolche Kinder 
ausgedehnte Reifelegitimationen den ge- 
dachten Individuen zurücdgenommen 
werden. (Decr. der Bol. Dir. v. 6. März 
1854 3. 3809/2004.) 

Kinder der Karrenzieher, ſ. Kar: 
renzieher. 

— — f. Kinderfpital. 

— — deren Zuftändigfeit, f. Zu: 
ftändigfeit. 

Kinderfpital. Mit dem n. ö. Statt: 
baltereidecret vom 27. v.Mts. 3.1412 
wurde Nachftehendes anher befannt ge: 
geben: 

Das k. k. Minifterium des Innern 
hat mit dem Erlaſſe vom 11. d. Mts. 
3.33226 genehmigt, daß dem Profeffor 
für Kinderkrankheiten, Dr. Ritter von 
Mauthner, für feine Berfon die Er- 
mächtigung ertheilt werde, armen, mit 
den vorfhriftmäßigen pfarrlihen Anwei— 
fungen verfebenen Parteien die für ihre 
kranken Kinder erforderliben Arzneien 
aufRedhnung des Krankenhaus: 
und Armenfondes zu verfchreiben. 
Diefe Ermädhtigung wird aber nur unter 
den Bedingungen ertheilt: 

1. daß derfelbe bei dieſen Arzneiver- 
fhreibungen genau nach der beftebenden, 
mit den hoben Hofdecreten vom 17. Juli 
und 9. October 1845 3. 15969 und 
32224 (R. 3.49147 und 63475) feft- 
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ebten Drdinationgnorm zu halten 
abe und die in der mit dem b. Hofde: 
crete vom 5. März 1835 3. 4421 er 
laſſenen Inſtruction für die Gtadtar- 
menärzte bezüglih der Drdinationen 
für Arme enthaltenen Vorſchriften ſtrenge 
beobachtet werden; 

2. daß aus diefer freimillig und über 
eigenes Anerbieten übernommenen Ber: 
pflihtung weder dem Director, noch dem 
St. Anna » Kinderfpitale ein Anſpruch 
auf eine Vergütung aus dem Armen: 
oder Krankenhausfonde erwachſe und 
endlich 

3. daß diefe Begünftigung in feinem 
Falle auch auf ſolche Kinder ausgedehnt 
werde, die im Spitale felbft verpflegt 
werden. 

Dagegen ift fein Grund vorhanden, 
diefe Ermächtigung nur quf jene kranken 
Kinder zu befchränfen, welche in das 
St. Anna-Finderfpital ale Ambulanten 
überbradt werden, wodurch gerade ge: 
fährli erkrankte und zum Transporte 
nicht geeignete Kinder ausgeſchloſſen 
würden, fondern fie hat fih von allen 
armen Kindern (immer unter den er 
wähnten Bedingungen) zu verftehen, 
die von dem genannten Profeffor be- 
handelt werden. (Decr. der Bol. Dir. 
v. 3. Februar 1853 3. 1979/272.) 

Kinderfpital. Die k. k. n. ö. Statt: 
balterei hat mit Erlaß vom 28. v. M. 
3 23106 Nachſtehendes ander eröffnet: 
Die Direction des St. Anna-Kinderfpis 
tals hat das Auſuchen geftellt, die bei 
Pflegeparteien befindlichen Yindlinge, 
insbefondere im Falle ſchwerer Erkran— 
kungen, in weldem der Beſuch des Arz- 
tes und die Arzneien nicht genügen, fon: 
dern in dem es fih hauptfächlih um 
eine zweckmäßige Pflege handelt, fo wie 
auch bei allen anſteckenden Krankheiten, 
fo bald ala möglid in das St. Anna- 
Kinderfpital zu fenden, damit bei ver: 
jögerter Zuweifung nicht etwa rettungs- 
los kranke Kinder derfelden zumachen, 
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und durch die Zunahme der Sterblichkeit 
dem Rufe dieſer Anſtalt, welche durch 
Privatwohlthätigkeit erhalten wird, Ab— 
bruch geſchehe. Die k. k. n. 5. Statt⸗ 
halterei hat in Berückſichtigung dieſes 
Anfuhens die Veranlaſſung getroffen, 
daf die Findelhaus-Gebühren für in dies 
fem Spitale verpflegte kranke Findlinge 
demfelben überlaffen werden, und ange- 
ordnet, daß die mit der Öefundbeitäpflege 
der auswärts verpflegten Findlinge be: 
trauten Polizeibezirfd: und Armenärzte 
anzumweifen find, bei derlei Spitalsan- 
weifungen mit möglihfter Beichleuni- 
gung und Umficht zu verfahren. (Decr. 
der Bol. Dir. vom 2. Juli 1853 3. 
14150/1730.) 

Klinik der Joſephsacademie, Auf- 
nahme der Kranken aus dem Civilftande, 
f. Sofephsacademie. 

Knallfidibus, ſ. Knallkügelchen. 

Kualllügelhen. Nachträglich zu 
dem Decrete vom 22. November v. I. 
3. 24563/2678 C. A. I., womit die 
Bezirkscommiffariate angewieſen wur: 
den, den unerlaubten Berfhleiß von 
Feuerwerkskörpern in den vermifchten 
MWaarenhandlungen und bei andern Ge» 
werbeleuten, welche nicht Erzeuger fol 
her pyrotehnifhen Gegenſtände find, 
zu überwachen und zu befeitigen, werden 
diefelben zu einer gleichen Gontrolle auch 
rücfichtli der fogenannten Knallkü— 
gelhen und Anallfidibug aufge 
fordert. In beiden Beziehungen be- 
ftehen befondere Vorfchriften, welche 
einen nahdrüclichen Vorgang der Po— 
lizeibehörde zur Abftellung des unbe: 
fugten Verkehres mit den gedachten Ar- 
tikeln zu unterftüßen geeignet find, denn 
fo wie das Hoffanzleidecret vom 8., Re- 
gierungscirculare vom 30, April 1830 
3. 20365 den Berfauf von Feuerwerkse— 
förpern auf die Perſon des Erzeugere 
befhränft, wird dur das Regierunge- 
circulare vom 26. Februar 1811 die 
Erzeugung und der Berfauf von Knall: 
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fügelden und Knallſidibue gänzlich ver⸗ 
boten. Das Strafgeſetz vom 27. Mai 
1852 bezeichnet im $. 336 lit. f. die 
Auperachtlaffüng folder befonderen, Über 
die Erzeugung und den Verſchleiß von 
Feuerwerkskörpern, Knallpräparaten 
und allen durch Reibung leicht entzünd- 
lihen Körpern erlaffenen Borfäriften, 
infofern Hieraus eine ſchwere, körperliche 
Berlegumg oder der Tod eines Menfhen 
erfolgte, als ein Vergehen und beftimmt 
im $. 431, daß eine ſolche Außeradt- 
lafjung auch dann, wenn fie feinen wirk⸗ 
lihen Schaden herbeigeführt hat, ala 
eine Mebertretung geahndet werden ſoll. 
Mit Hinweifung anf diefe Gefepesvor- 
fchriften und in Gemäßheit des GStatt- 
baltereierlafjes vom 9.d. M. 3.14024 
werden die Bezirföcommiffariate beauf- 
tragt, die im umerlanbten Verkehre mit 
Feuerwerkskörpern und Knallpräparaten 
betretenen Kauf: und Gewerbsleute, un- 
ter Einfendung der beanftändeten zur 
Confiscation geeigneten Artifel, dem 
conpetenten 8. k Bezirkögerichte zur 
Amtshandlung anzuzeigen. (Decr. der 
Bol. Direction vom 12. Mai 1853 3. 
9992/1266.) 

Körperlihe Büchtigung: Ueber 
die angeregte Frage wegen Anwendung 
der körperlichen Züdtigung in Fällen 
der im Strafgefepbucdhe nicht vorkom- 
menden, bisher der polizeilichen Ahndung 
überlafjenen Uebertretungen und Drd- 
nungswidrigfeiten der Kutſcher, Fuhr— 
leute 2c. hat die hohe kak. oberfte Poli: 
zeibehörde mit Erlaß vom 4. April d. J. 
8. 4316 VI. entfdieden, daß es bei der 
mittlerweile erfchienenen Minifterialver- 
ordnung vom 14. Auguft 1853 (R. ©. 
BI. Nr. 163) keinem Anftande unter— 
liege, die im frage geftellte förperliche 
Zuüchtigung bei Ueberſchreitung der Fahr⸗ 
taxe oder der Fahrordnung in Anwen- 
dung zu bringen, was aud bei grobeih 
ausartenden Betragen der Kutjcher ge 
gen das Publikum der Fall fein kann, 
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fobatd im diefer Beziehitg ein poliſel⸗ 
liches Vetrbot kund een ft; wogegen 
nnordentliche Dienſtesberrichtung ober 
grobes ausartendes Benehmen gegttiſther 
den Dienſtgebetn, welches noch nicht fo 
geartet iſt, daß die Vorſchriften des 
Strafgefehes über Ehrenbeleidigung 
Anwendung finden, nad der Dienftbo- 
tenordiiang du Behandeln find, und 
lehtere die Börperliche Züchtigung in 
derlei Fällen ebenfalls nicht ausfchließt. 
Es enthält daher, nach‘ dem weiteren 
Inhalte des obigen Erlaffes der hohen 
?.?. oberften Bolizeibehörde vom A. April 
d. 3. die Nothwendigkeit einer weiteren 
Beſtimmung iM den angedeuteten Ber 
ziehhmgen um fo mehr, als die k.k. Po- 
lizeidirection mit Rückſicht auf die nım- 
mehr maßgebenden geſehlichen Beſtim⸗ 
mungen dis entſprechende Verfügung 
ſchon mittels einer an ſaͤnmtliche Boli- 
ligeibezirfscommiffaridfe hintausgegebe · 
nen Erinnerung vom‘ 31. Auguſt 1853 
Nr. 19688/2287 (f. politifche Ob⸗ 
finkeiten 2. 38. ©. 614) getroffen 
Hat, als ferner hierin auch für die Fälle 
vorgedacht ift, im welchen die Polizei- 
commiſſariate in die Lage kommen kön- 
nen, körperliche Zühtigung ala Strafe 
in Anwendung zu bringen. Die den 
eittzelnen Polizeicommiffariaten in der 
bezogenen Erinnerung geftattete Fällung 
und Bolljug der Erkenntniffe bei Die- 
eiplinarftrafen, fomit auch der Earperlis 
den Züchtigung, uitterliegt nach der Er- 
öffnung der Hohen k. k. oberften Polis 
zeibehörde feinem Anftande, da leptere 
Strafart auch in Webertretungsfällen 
ftattfindet, weldye nach dem Strafgeſetz⸗ 
buche zit behandeln find, und deren Vers 
handlung und Beftrafung nad der 
Strafprocegordnimg ebenfalls Einzel- 
richtern überlaffen iſt; jedoch findet dies 
felbe in dem Anbetradhte, daß der $. 248 
ves Strafgefehes v.29.Mai 1852 bloß 
das Marimum der zu bemeffenden Stods 
und beziehungsweiſe Ruthenſtreiche 
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enthält, nah $. 3 der Minifterial- 
verordnung vom 14. Auguft 1853 aber 
die Dieciplinarftrafe niemals höher be- 
meflen werden darf, ala der kleinſte Grad 
jener Strafe, welche nach dem allgemei- 
nen Strafgefeße hätte verhängt werden 
müffen, feftzufeßen, daß in den befpro- 
henen Fällen das Ausmaß von zehn 
Stod: oder Ruthenſtreichen nicht über- 
fhritten werden darf. Hievon wird das 
Bezirks-Commiſſariat ‚in Gemäßheit des 
Statthalterei « Decreted vom 29. April 
0.3. 3. 14374 zur Darnachachtung in 
die Kenntniß gefeßt. (Decr. ter Bol. 
Dir. v.3. Mai 1854 3. 10894/2256.) 

Körperlihe Züchtigung , deren 
Anwendung betreffend, f. politifche 
Behörden. 

Kofiuthy:Dollarnoten, ſ. Hoch⸗ 
verrath. 

Kranke aus dem Civilſtande, ſ. 
— 

ranfenhaus = Berpflegsgebüh: 

ren. Behufs der Hereinbringung der 
Kranken- und Irrenhaus-Verpflegsko— 
ften ift für die zahlungspflichtigen Pars 
teien, auf Grundlage der erhaltenen 
Verpflegskoftenausweife von der Bezirke: 
hauptmannſchaft ein förmliches politi- 
[ches Erkenntniß zu fhöpfen und darin 
die Schuldigkeit zur Bezahlung diefer 
Koften bei fonftiger Erecution binnen 
14 Tagen auszuſprechen. (Erl. der 
Statth. in Böhmen v. 3. Jänner 1853 
3. 30069. 8. R. B. II. Abth. Nr. 1.) 

— — 68 ift der Orundfag feftzuhal« 
ten, nach welchem die Krankenhaus⸗, Kur- 
und Berpflegskoften für alle Individuen, 
welche entweder im frankhaften Zuftande 
von der Polizei aufgegriffen 
werden, aber während ihrer polizeilichen 
Borunterfuhung erfrankten und von eis 
ner I. f. Bolizeibehörde zur Heilung und 
Verpflegung in ein Krankenhaus gegen 
Rückſtellung der Perfon abgegeben wer 
den, aus dem öffentlichen Sicherheits— 
fonde beftritten werden, falld deren Er—⸗ 
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fa aus was immer für Urfadhen nicht 
hereingebracht werden fann, und es ıfl 
fein Grund vorhanden, in Bezug auf 
politifche, dem Auslande angebörige 
Bolizeiarreftanten von diefer Norm ab- 
zuweichen. (Exl. der ob. Pol. Beb. v. 
2. Zuli 1853 3. 8150/1801 an den 
Statth. von Tirol, Erl. des Min. des 
Inn. v. 14. Juli 1853 3.17865. Erl. 
der n. ö. Statth. v. 13. Auguft 1853 
3. 27364.) 

Krankenhaus: Berpflegsgebühr 
ren. Die kaiſerlich öfterreihiiche Regie- 
rung ift der zwifchen den Regierungen 
von Preußen, Sachſen, Hannover, kur: 
beffen, Großherzogtbum Heffen, Sach— 
fen » Weimar, Medlenburg- Schwerin, 
Medlenburg - Strelif, Dldenburg, 
Braunfhweig, Sachen » Meiningen, 
Sadfen : Altenburg, Sadhfen- Coburg: 
Gotha, Anhalt-Deffau-Köthen, Anbalt- 
Bernburg, Schwarzburg - Rudolftadt, 
Schwarzburg-Sondershaufen, Schaum- 
burg- Kippe, Kippe, Reuß älterer und 
Reuß jüngerer Linie, dann den freien 
Städten Frankfurt und Bremen, in Be 
zug auf die Verpflegung erfrankter umd 
Beerdigung verftorbener gegenfeitiger 
Staatsangehörigen am 11. Juli 1853 
zu Eifenah abgeſchloſſenen Ueberein- 
kunft, welcher auch noch die Regierungen 
von Württemberg, Raſſau, Walde und 
die freie Stadt Lübeck beigetreten find, 
gleichfalls beigetreten, und es haben da- 
ber die nachfolgenden Beftimmungen 
diefes Uebereinfommens für die öfter 
reihifhe Monarchie mit 1. Jänner 1854 
in Kraft zu treten. 

8.1. Jede der contrahirenden Regie 
rungen verpflichtet fich, dafür zu forgen, 
dag in ihrem Gebiete denjenigen bilfe- 
bedürftigen Angehörigen anderer Staa- 
ten, welde der Eur und Berpflegung 
benöthiget find, diefe nach denjelben 
Grundfägen, wie bei eigenen Untertha— 
nen bis dahin zu Theil werde, wo ihre 
Rückkehr in den zur Uebernahme ver- 
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pflichteten Staat ohne Nachtheil für ihre 
oder Anderer Befundheit geſchehen kann. 

8. 2. Ein Erfaß der hiebei ($. 1) 
oder durch die Beerdigung erwachſenden 
Koften kann gegen die Staatsgemeinde 
oder andere öffentliche Eaffen desjenigen 
Staates, welchem der Hilfsbedürftige 
angehört, nicht beanfprucht werden. 

$. 3. Für den Fall, daß der Hilfe- 
bedürftige, oder daß andere privatrecht- 
lih Berpflitete zum Erfaß der Koften 
im Stande find, bleiben die Anfprüche 
auf legtere vorbehalten. Die contrahi« 
renden Regierungen fihern ſich aud 
wechfelfeitig zu, auf Antrag der betref- 
fenden Behörde die nad der Landesge— 
feßgebung zuläffige Hilfe zu leiften, da- 
mit denjenigen, welde die gedachten 
Koften beftritten haben, diefe nach billi- 
gen Anfäpen erftattet werden. 

8. 4. Gegenwärtige Uebereinfunft 
tritt mit dem 1. Jänner 1854 in Kraft. 
Mit demfelben Tage erlifcht die Wirk» 
famfeit derjenigen Verabredungen, wels 
che bisher über den gleichen Gegenftand 
zwifchen einzelnen der contrahirenden 
Regierungen beftanden haben. Die 
Dauer der Wirkfamkeit der gegenwärti— 
gen Uebereinfunft wird zunächft auf den 
Zeitraum von drei Jahren verabredet. 
Sie ift aber auf je weitere drei Jahre 
als in Kraft befindlich für jede der con« 
trahirenden Regierungen zu betrachten, 
welche nicht fpäteftens ſechs Monate vor 
dem Ablaufe der Giltigkeit der Ueber- 
einfunft.diefelbe gefündiget hat. (Vdg. 
des Min. des Inn. v. 5. Jänner 1854, 
gültig für alle Kronländer mit Ausnahme 
der Militärgränge. R. ©. B. Nr. 6.) 

Diefer Uebereinkunft ift aud die kö— 
niglich baierifche Regierung mitteld 
zu Berlin am 21. December 1853 und 
3. Jänner 1854 abgegebenen Erklärung 
nachträglich beigetreten. (Vdg. des M. 
des Jun. v. 28. Jänner 1854, giltig 
für alle Kroniänder mit Musnahme der 
Militärgränze. R.G. B. Nr. 20.) Eben 
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fo die großherzoglich badifhe Res 
gierung unterm 18. März 1854. (Vdg. 
des Min. des Inn. vom 21. Mai 1854, 
giltig für alle Kronländer mit Ausnah- 
me der Militärgränze. R. G. B. Nr. 
123.) 
Kranfenunterftügungsvereine. 
Die k. k. n.d. Statthalterei hat mittels 
Erlaffes v. 6. d. M. 3. 11748 in Bes 
zug auf Kranfenunterftüßungsvereine zu 
beftimmen befunden, daß die Berpflich- 
tung, für zahlungsunfähige, in eine öf- 
fentlihe Heilanftalt verfhaffte Indivi- 
duen die Verpflegskoſten zu berichtigen, 
in die Statuten ſämmtlicher reconceffios 
nirter Krankenunterftüßungsvereine aufs 
zunehmen fei, daß daher diefe Maßregel 
als eine Verpflichtung für alle beftehen- 
den Kranlenunterftüßungsvereine zu gel⸗ 
ten habe. (Decr. der Pol. Dir. vom 9. 
Mai 1853 3. 9684/1226.) 
Kupferne Geſchirre, ſ. Gefdirre. 
— — Bafferwandeln, ſ. Gefchirre. 
Kutfcher, Anwendung der Strafe 
der förperlihen Züchtigung, ſ. körper⸗ 
liche Züchtigung. 
— — bei Lohnfuhrwerken, deren Al⸗ 
ter betreffend, j. Lohnfuhrwerke. 
Landbrot. Das Handelsminifterium 
bat mit Erlaß v. 10. Dec. 1853 3.9253 
in der Abficht, um unter den gegenwärti« 
gen Berhältniffen dem Publitum die Be- 
friedigung feines Gebädebedarfes zu er 
leihtern, im Einverftändniffe mit dem 
Minifterium des Innern befchloffen, eine 
freiere Geftattung des gegenwärtig be— 
ſchränkten Randbrothandeld in Wien 
eintreten zu laffen. Es wird daher bie 
auf Weiteres der Verkauf von Landbrot 
innerhalb der Linien Wiens an jedem 
MWohentage auf den gewöhnlichen 
Marktplägen, dann täglich in eigenen 
Berfchleigläden oder Einfäßen durch die 
Erzeuger oder die von ihnen aufgeftell» 
ten Berfchleiger, fo wie mittels von den 
Landbroterzeugern beftellter Zwiſchen⸗ 
händler, jedoch nicht in gemeinfhaftlicher 
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Rocalität mit faßungsmäßigem Gebäde 
und folglih mit Ausſchluß der von ei- 
nem Stadtbäder mit Gebäcke verlegten 
Greißler oder Victualienhändler, geftat- 
tet, wodurch ſich zugleich die Verpflich— 
tung, das nicht abgefehte Gebäck wieder 
über die Linien Wiens zurückzubringen, 
behebt. Das Verbot des Hanſirens mit 
Brot bleibt aufreht. Diefe Beftimmun- 
gen wurden mit dem Handeldminiftertal- 
erfaite vom 18. März 1854 3. 6641 
auch auf den Wiener Polizeirayon au— 
Berhalb der Linien ausgedehnt. (Vdg. 
der n. ö. Statth. vom 20. März 1854 
3. 11146. 8. R. B. II. Abth. Nr. 6.) 

Landesverwiefene Ausländer, f. 
Ausländer. 

Zeichenvereine. Die k. k. n. ö. 
Statthalterei hat mitteld Erlaffes vom 
28. Auguft d. I. 3. 28316 in Bezug 
auftieLeichenpereineinnerhalb 
der Linien Wiens Nachftehendes zu 
beftimmen befunden: Nachdem die Di- 
reetiven des Vereinsgeſetzes vom 26. 
November 1852 laut $. 28 auch auf 
die ſchon beſtehenden Vereine ihre volle 
Anwendung finden, bei dei hieſigen Lei⸗ 
chenvereinen aber in den Statuten jene 
Einrichtung und Vollſtändigkeit vermißt 
wird, welche die vom Geſetze geforderten 
Öffentlichen umd privatrechtlichen Garan— 
tien gewähren könnten, ſo erſcheint es 
unbedingt nothwendig, bei allen Leichen⸗ 
vereinen eine gründliche Verbeſſerung 
ihrer Statuten durchzuführen. Um zu 
diefem Zwecke zu gelangen, verordnet 
die k. kan. 6. Statthalterei, daß jene 
tranfitorifchen Verfügumgen in’s Leben 


treten, weldye der Wiener Magiftrat hins- 
fihtlih der Bildung von größeren und: 


Heineren Bereinsausfhüffen und der 
ihnen eingeräumten Vertretungsrechte 
auf Bafis der Statthaltereiverfügung- 
vom 31. Jänner 1851 3. 45211: ges 
troffen bat, Es wird insbefondere ala 
nöthig erflärt, daß fih Die Vereinsaus— 
fire zur Leitung und Prüfung der 
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Bereinsgefchäfte und zu der beabfidhtig- 
ten Berbefferung der Statuten periodiſch 
verfammeln. Die Durchführung dieſer 
tranfitorifhen Maßregel wurde von der 
k. &. n. ö. GStatthalterei dem Wiener 
Magiftrate fibertragen, umd vor der 
Hand auf die innerhalb der Linien be 
findlichen Leichenvereine mit der Bemer- 
tung befähränft, daß jeder Leichenverein 
abgefondert in die Amtahandlumg zu 
nehmen und der Statutenentwurf, wel⸗ 
her alle im Bereinspatente vorgefchrier 
benen Erforderniffe, ſowie die Driginal⸗ 
Unterfehriften der Beveinsrepräfentanten 
enthalten muß, in zwei Driginal-Grem- 
plaren gleich nach der Ausfertigung zur 
Prüfung und Genehmigung eimgelmeife 
der k. ?. n. ö. Statthalterei vorzulegen 
if. Die Ueberwachung der nöthigen 
Berfammlungen ift Sache des zufländi- 
gen k.k. Bezirkscommiſſariates und dat- 
jelbe wird hiemit aufgefordert, die bei 
allen Bereinen ihm obliegende Invigi— 
lirung vorkommenden Falles auch bei 
derlei Berfammlungen eintreten: zu laf- 
fen. (Deer. der Bol. Dir, vom 30. De- 
cember 1853 3. 19562/2278.) 
Literavifche Werde. Aus Anlaf 
mehrfach. vorgefommener Fälle wieder: 
holter Behelligungen fremder Höfe mit- 
tels Zufendung von literarifhen und 
artiftifchen Arbeiten haben Seine f. f. 
apoftolifche Majeftät mit a. h. Gabinet- 
fihreiben vom 17. März 1853: feftzu- 
fegen gerubt, daß fein Offizier, Militär- 
oder Eivilbeamte, er mag dem Activi- 
tätd-, Disponibilitätd-, Armen», Ben 
fiond- oder Quiedcentenftande angebö- 
ren, irgend ein literariſches oder artifti- 
[ches Product, ohne vorher eingeholte 
und erhaltene ſchriftliche Erlaubnip feines 
vorgefepten Minifteriums, reſp. Brafi- 
dDiumd-, Directoriums oder Hofftelle, an 
auswärtige Höfe und deren einzelne 
Blieder und dann an fremde NRegierum« 
gen einfenden darf. Iſt dieſe Bewilligung 
nach competenter Prüfung des Gegen- 
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ſtandes erfolgt, fo Hat ſolche im Drigt- 
nale dein Einfchreiten an die betreffende 
daiſerliche Befandtfchaft beigelegt zu wer- 
den. Mebertretungen diejes Verbotes find 
nebft dem Berlufte des eingejendeten 
Gegenflandes mit angemeflener Disci- 
plimarfirafe zu ahnden. (Erl. des Pin. 
des Inn. v. 2. April 1853 3. 8750. 
n. ö. Statth. 3. 12559.) 
Lohnfuhrwerke. Zufolge höherer 
Anordnimg und mit Hindentung auf Die 
bereitö im December 1853 an fämmt- 
lie Inhaber einfpäuniger Lohnfuhr— 
werke erflofjenen Weifungen wird nun— 
mehr feftgefeßt, dab vom 1. März d. J. 
angefangen, jeder Kutfcher eines foldyen 
Fuhrwerks mit der gehörigen Anzahl 
auf fteifem Papiere (Sartenpapiere) ge- 
deuckter Fahrmarken verjehen fein muͤſſe, 
welche die Nummer des Wagens, den 
Namen des Eigenthümers und den Ta— 
rifſatz einer viertelftündigen Fahrt, dann 
das mittels Ziffern ſchriftlich beigefügte 
Datum des Tages enthalten müffen, und 
beim Beginne der Fahrt dem Fahrgafte 
unaufgefordert einzuhändigen find, da- 
mit diefer im Stande fei, dem benüßten 
Wagen jederzeit anzugeben und fein all« 
fälliged Klagerecht geltend zu machen. 
Db und welche Borfichten die Einfpän- 
ner⸗Eigenthũmer hiebei unter Einem zur 
Eontrole ihrer Fahrknechte anwenden 
wollen, bleibt denjelben überlaffen. 
Weiters werden diefelben bei diefer 
Gelegenheit neuerdings verpflichtet, bei 
Zeitfahrten den ihnen ohnehin befannt 
gegebenen gleichen Preis von 12 fr. EM. 
für die Diertelftunde (Lö fr. EM. bei Be- 
leuchtung der Wagenlaternen) während 
des Zeitraumes: von 7 Uhr Früh bie 10 
Uhr Abends, außerdem aber nur um die 
Hälfte mehr, fo wie Die fonftigen bisher 
bei dem Comfortable⸗Fuhrwerke feftge- 
fegten befonderen Fabrpreife allgemein 
und gemwiflenhaft einzuhalten. Der fol 
chergeſtait bemeſſene Bahr.arif ift deut- 
lich gedrudt. und gehörig: befeftigt im 
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Imnern des Wagens dem Fahrgaſte er⸗ 
ſichtlich zu machen, von welcher Oblie— 
genheit nur dann eine Andnahme zuge— 
ftanden werden fanır, wenn die Bauart 
des Wagens die dem Zwecke entfpre- 
chende Anheftung des Tarifs durch aus 
unmöglich machen würde, in welchem 
Falle jedoch der Kutſcher den Tarif bei 
fich tragen, oder im Wagen verwahren 
und dem Fahrgafte auf Berlangen vor- 
zeigen müßte. Nicht minder muß aud 
darauf beftanden werden, daß die Wa— 
gennummer aud im Innern des Magend 
deutlih und dem Fahrgafte vor Augen 
angebracht werde. Uebrigens wird vor: 
ausgefeßt. daß jeder Inhaber eines ein- 
fpännigen Lohnfuhrwerkes allen Beftim- 
mungen der Fahrordnung, mie felbe in 
der Fiacreordnnung und in den nachtrag— 
lihen Verordnungen zu derfelben erlaf- 
fen und publicirt worden find, genaue 
Bolge leiften, und feine Knechte gleich. 
mäßig dazu anmweifen, insbefondere aber 
ſich des Stappelns umd jeder fonftigen 
Ungebübr forgfam enthalten werde, um 
nicht zu Anwendung ftrenger Mafregeln 
Beranlaffung zu geben, im welder Hin- 
fiht man namentlid darauf hindeuten 
muß, daß jeder Einfpänner-Wagen, bei 
welchem der: Preistarif abgängig oder 
der Kutſcher nicht mit den vorgejchriebe- 
nen Fahrmarken verfehen wäre, unver— 
züglic außer Fahrt gefeßt werden müßte. 
(Decr. der Bol. Dir. v. 13. Febr. 1854 
8. 1465/ 267.) 

Rohnfuhrwerfe. Es ift bereits wie: 
derholt hierorts die Wahrnehmung ge- 
macht worden, daß bei einfpännigen und 
Stellfuhrwerken junge Burfchen von 14 
oder 15 Jahren verwendet werden und 
von den Bezirfdcommiffariaten auch mit 
Fahrbifleten verjehen find, was um fo 
unzuläſſiger erfcheint, als fihon die Fia— 
creordnung beftimmt, daß der Kutjcher 
„mannbar“ fein müffe, und diefe Ber 
fimmung jedenfalls auch auf jene Indis 
vidaen Anwendung finden muß, welde 
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bei irgend einer anderen Art Lohnfuhr- 
werk verwendet werden follen. Das Be— 
zirfscommiffariat erhält demnach den 
Auftrag, allen als Kutſchern derzeit in 
Berwendung ftehenden Berfonen, welche 
das 18. Lebensjahr noch nicht zurück— 
gelegt haben, die ausgeftellten Fahrbil— 
lete abzunehmen und denjelben das Fah— 
ren bei Lohnfuhrwerken bis zur Erreis 
hung des vorgefchriebenen angeführten 
Alters zu unterfagen. Bei diefer Gele: 
genheit wird den Gommifjartaten aud) 
wiederholt mit Beziehung auf Das hier— 
ortige Decret vom 20. December v. 3. 
3.29897/5411 in Erinnerung gebradt, 
daß die Ausftellung der Fahrbilleten für 
Kutiher von Lohnfuhrwerken jenem 
Commiffariate obliegt, in defjen Bereich 
der Licenz-Inhaber feinen Wohnort 
bat, nicht aber jenem, in deſſen Bezirke 
der Aufftellungsplaß des Wagens oder 
der Wohnort des Kutjchers ift, welcher 
Borgang bisher unzufömmlicher Weife 
ftattgefunden hat. (Deer. der Bol. Dir. 
v. 12. Mai 1854 3. 1888.) 
Lohnfuhrwerkfs = Licenzen. Der 
biefige Magiftrat hat mit Note vom 8, 
v. Mts. 3. 26137 anber das Anfuchen 
geftellt, ihn von allen vorlommenden 
Fällen einer ungefeglichen Ueberlafjung 
der Fuhrwerks-Licenz in Kenntniß zu 
fegen, um gegen die in diefer Richtung 
wider die beftehenden Geſetze Handeln: 
den entjprechend vorgehen zu können, 
Das Bezirkscommiffariat erhält demnach 
den Auftrag, alle zu feiner Kenntniß ger 
langenden Bälle ungefeglicher Ueberlafr 
fungen von Fuhrwerks-Licenzen durch 
Einvernehmung der betreffenden Perfos 
nen zu conftatiren und unter Einfendung 
der diepfälligen Eonftitute hieher die An— 
jeige zu machen, wobei nur noch bemerkt 
wird, Daß von Seite des Magiftrates 
über eine von hier aus dahin geleitete 
Anzeige einer ſolchen ungefeglichen Fuhr⸗ 
werks: Licenzüberlaffung (Verpachtung) 
die betrejfende Licenz für erloſchen er— 


146 


af. 


klärt wurde. (Decr, der Pol. Dir. vom 
29. April 1854 3. 10112/1645.) 

Lohnkutfcher, ſ. Lohnfuhrwerf. 

Magiftrat in Wien verleiht die Li- 
cenzen für Fiacre, f. Fiaere - Licenz. 

Marken, ſ. Briefmarken. 

Marfchroute, gebundene, ſ. Aus: 
weifung, Abſchaffung. 

Maß. Bom 1. Mai 1854 angefan- 
gen haben im ganzen Umfange des Kö— 
nichreiches Ungarn, der ſerbiſchen Woj— 
wodihaft und des Temeſer Banates der 
niederöfterreihifche Eimer und der nie 
deröfterreihifche Meben mit ihren Unter 
abtheilungen al& die allein gefeglichen 
Hohlmaße zu gelten. Im öffentlichen 
Kaufe und Berfaufe ift der Gebraud 
eines anderen, ald des eben bezeichneten 
Hohlmaßes, vom obbenannten Termine 
an, bei Strafe der Gonfiscation des Ma- 
bes, und im Wiederholungsfalle bei einer 
Geldftrafe von 1 bie 25 Gulden verbe- 
ten. Jeder Käufer ift übrigens beredti- 
get, die Anwendung des geſetzlichen Ma- 
Bes zu fordern, und feiner Forderung iſt 
bei Vermeidung obiger Geldftrafe gebö- 
tige Folge zu geben. In den Fällen der 
Uebertretung diefer Anordnungen find 
die Erkenntniffe vonden zur Handhabung 
der Gewerbevorſchriften in erfter Inftanz 
berufenen politifhen Behörden zu füllen, 
gegen welche der Recurs an die politifche 
Oberbehörde, nach den beftehbenden all» 
gemeinen Vorſchriften frei bleibt. (Kaiſ. 
Verordnung vom 8. Juni 1853. R. ©. 
B. Nr. 119.) 

— — Das n. d. Maß und Gewicht 
wird in dem Civil» Berwaltungsge: 
biete der Königreiche Eroatien und Sla- 
vonien als geſetzliches Map und Gewicht 
erklärt. (Kaif. Bdg. v. 11. Novbr. 1853. 
N. G. B. Nr. 243.) 

— — In Folge a. h. Ermächtigung 
werden nachftebende Beflimmungen mit 
gefeglicher Wirkfamkeit in allen Kron- 
ländern, in fo fern daſelbſt nicht bereits 
das Wiener Ellenmaß als das geſeßliche 
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erklärt, und deſſen Anwendung durch 
beſtehende ältere Verordnungen in noch 
bindender Art geregelt iſt, jedoch mit 
Ausſcheidung des lombardiſch-venetia— 
niſchen Königreiches und der Militär 
gränze, welde Länder hier unberührt 
bleiben, öffentlich fundgemadt. 

1. Jedem Kaufer von Schnittwaaren 
fteht das Recht zu, von dem gewerbamä- 
Bigen Berkäufer die Anwendung des 
Wiener Ellenmapes zu fordern, wogegen 
dem gewerbsmäßigen Verkäufer von 
Schnittwaaren die Verpflichtung obliegt, 
in den Berfaufsräumlichkeiten wenig- 
ſtens Eine vorfhriftmäßig cimentirte 
Wiener Elle zu befißen, und diefelbe auf 
jedesmaliged Verlangen eines Käufers 
von Schnittwaaren anzumwenden. 

2. Uebertretungen der vorftehenden 
Anordnung find von den zur Handha- 
bung der Gewerbövorfchriften in erfter 
Inftanz berufenen politifhen Behörden 
mit Geldftrafen von Einem bis zwanzig 
Bulden zu belegen. 

3. Der Recurs gegen ein foldyes 
Straferkenntniß fteht an die politifche 
Oberbehörde frei. 

4. Die Wirkfamkeit der gegenwärti- 
gen Verordnung beginnt mit 1. Mat 
1854. (Erl. des H. M. v. 18. Novbr. 
1853 für alle Kronländer mit Ausnah- 
me des lombard. venet. Kön. und der 
Militärgränze. R. ©. B. Nr. 245.) 

Mauthner, Dr., deffen Kinderfpital 
betreffend, f. Kinderfpital. 

— — Doctor der Medicin, wird zur 
Arzneienanweifung für arme kranke Kin- 
der auf Rechnung des Armenfondes er- 
mädhtiget, ſ. Kinderfpital. 

Mazzini⸗Loſe, ſ. Hochverrath. 

Mei erien, Ginführung in Uns 
garn, f. Stellfuhren. 

Meffingene Geſchirre, ſiehe Ge: 
ſchirre. 

Mepen, niederöſterreichiſcher, wird 
in a als geſetzliches Map erklärt, 

ap. 


747 


Ktilitär-Beurlanbte, 


Militär-Beurlaubte. Aus Anlaf 
mehrerer Fälle, daß bis zur Entlaffung 
Beurlaubte von den Bezirkscommiſſa— 
tiaten wegen Verbrechen, Vergehen oder 
Uebertretungen verhaftete Individuen 
der f. f. Militärmannſchaft als angeblich 
der Eiviljurisdiction unterftehend vom 
biefigen Plaßcommando zum weitern 
Strafverfahren nit übernommen wur⸗ 
den, hat man ſich mit demfelben, da ein 
folder Borgang mit der Juftizverordnung 
vom 8. Mai 1852 im Widerfpruche ftebt, 
in das erforderliche Einvernehmen gefet. 
Nach der aufflärenden Mittheilung des 
Militär-Plagcommando erſchien die im 
Armee-DBerordnungsblatte vom 25. De- 
cember 1851 3. 123 befannt gegebene 
Ausdehnung der Militärjurisdiction 
über Urlauber auf die oben erwähnte 
Gategorie derfelben zweifelhaft, wurde 
aber fohin durch die hohe Kriegsminifte- 
tialverordnung vom 14. Mai 1852 3. 
995 beftimmt dahin ausgeſprochen, daß 
auch die bis zur Entlaffung oder auf uns 
beftimmte Zeit beurlaubte Militärmann— 
[haft in Straffahen der Militärs, in 
bürgerlichen Rechtsſachen der Eiviljurie- 
diction unterworfen ift. Nachdem fohin 
die gefeßlihe Unzuläſſigkeit des Ein- 
ſchreitens der Eivilftrafbehörden gegen 
Militärurlauser jeder Categorie, in 
Straffahen evident, und die Ablehnung 
der Uebernahme der zum Militär-Plap- 
commando wegen ftrafbarer Handluns 
gen geftellten Urlauber ungegründet ift, 
jo werden die Bezirkscommifjariate hie— 
von mit dem Beifügen in die Kenntniß 
gefept, daß fi in vorkommenden Fällen 
auf die angeführte Kriegsminifterialver- 
ordnung ausdrüdlih zu beziehen ift. 
(Deer. der Pol. Dir. v. 16. Mai 1853 
3. 9203/1188.) 

— — Das hohe f. f. Minifterium 
des Innern bat mit dem Erlafje vom 19. 
Aug.d.3.3.18541/21 10 nach gepfloge- 
nem Einvernehmen mit dem ?.f. Armees 
Ober⸗Commando Nachſtehendes zu vers 
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ordnen befimden: Schriftliche oder 
muͤndliche Einfäreiten von Militär-Ur- 
laubern um die Bewilligung zur Ueber⸗ 
ftedelung, um ein Wanderbuch, um einen 
Hauſirpaß, einen Paß zur Reife oder um 
ſich im eine eutfernte Gegend auf Arbeit 
in den Dienft zu begeben u. dal. find 
von der betreffenden Behörde binnen 
24 Stumden an den betreffenden Depot: 
förper zu keiten, welder binnen einer 
gleichen Zeitfrift ertweder feine Zuftim- 
mung zu erwiedern oder die Brände mit: 
zutheilen hat, aus welchen diefelbe ver: 
weigert wird. Im Falle der Zuſtimmung 
hat der Depotförper die bevorftehende 
Ueberfiedelung gleichzeitig jenem Werb- 
bezirfeconmando befannt zu geben, in 
deſſen Bereich die Ueberfiedelung geſche— 
ben folt. Wanderbücher fönnen auch den 
Beurlanbten auf den Umfang eines gan: 
jen Kronlandes oder ſelbſt mehrerer 
Kronländer ertbeilt werden; es ift aber 
darin der Drt, an welchen der Wandernde 
zunächſt (um dafelbft zu arbeiten) fi zu 
begeben gedenkt, immer beftimmt nambaft 
zu machen. Wenn der wandeınde Beur- 
laubte diefen Ort verläßt, fo wie über: 
haupt bei jeder ferneren Veränderung des 
Aufenthaltes ift Die Behörde, weldhe das 
MWanderbuch vidirt, gehalten, jener Be: 
hörde, welche das Wanderbuch ausgefteflt 
hat, vondemmenen Aufenthalte des Beur- 
laubten Nachricht zu geben. Auf ähnliche 
Art ift auch bei Haufirpäffen, Reiſepäſ— 
fen, Päffen, um in entfernte Gegenden 
auf Arbeit oder in den Dienft zu gehen 
u. dgl., fich zu benehmen. (Kundm. des 
Stattb. in Böhmen v. 24. Auguſt 1853 
3. 20912. &.R. B. I. Abth. Nr. 117.) 

Militär-Beurlaubte. Da es nicht 
zu verfennen ift, Daß bei dem Umftande, 
ald die nah Wien zuftändigen vielen 
Urlauber und Refervemänner nad den 
neueften Borfchriften der Militäre, bezie— 
bungsineife der Armee-Commando-Ju— 
risdietion unterfteben, und daher felbft 
wegen der unbedeutendſten Uebertretun⸗ 
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gen von der einſchreitenden Poliferbe- 
hörde dem Plabcommando übergeben 
werden müflen, derlei Straffälle bei dem 
täglihen Zuwachſen von derlei Militär- 
Individuen auf dem biefigen Plaße ſich 
immer mebr und mehr vermehren werden, 
daß daher fih fehr oft ereignen Fönnte, 
daß ein folder Mann, wenn er von dem 
Blabcommando erft dem Armeecommans 
do zur verdienten Befttafung angezeigt, 
dem MWerbbezirfscommando übergeben 
werden fol, viel länger im Arrefte ber 
umgezogen werden würde, als er es we⸗ 
gen feines geringen Vergehens nach Recht 
und Billigkeit verdient hat, fo wird zur 
Bermeidung deſſen umd im Intereſſe 
einer prompten Geredhtigfeitäpflege dem 
jeweiligen hiefigen Herrn Plageomman- 
danten auf die VBorftellung vom 4. d. M. 
3. 12871 das Recht eingeräumt, in je- 
nen Fällen, wo Urlauber oder Referve- 
männer wegen Uebertretungen, die of: 
fenbar feine größere Strafe, ale böd- 
ſtens achttägigen Stockhausarreſt mit 
oder ohne Eiſen verdienen, von der k.k. 
Polizeibehörde arretirt und demſelben 
übergeben werden, die Sache gleich ſelbſt 
im bierftelligen Namen disciplinarifh 
abzuthun und von Fall zu Fall immer 
auch das Werbbezirfecommando wegen 
Berichtigung des Strafprotocolle in 
Kenntniß zu ſetzen, fo wie auch Die bie- 
fige kak. Polizeidirection gleich jetzt von 
diefer dem Platzcommando eingeräumten 
Befugniffe m Erledigung ihrer dießfalls 
dahin geftellten Anfrage zu verftändigen 
ift. (Deer. des 1. Armeecommando's v. 
14. Jän. 1854 3.208 3. Sect. 4. Abtb. 
andas Wr. Platzcomm. Decr.d. Bol. Dir. 
v. 28. Jänner 1854 3. 2097/457.) 

Militär-Beurlanbte, f. Paffır 
fcheine. 

Militär:Dienfte. In Folge a. b. 
Entſchließung vom 10. Februar 1853 
dürfen nur folde Individuen unter dem 
reerutirungspflichtigen Alter in den obli- 
gaten Stand der £.f. Armee aufgenom⸗ 
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men werben, weldhe laut des beizubrin— 
genden legalifirten Tauffcheines minde- 
ftens das fehzehnte Lebensjahr er 
reicht haben, und vollkommen feldfriege- 
dienfttauglid find, wie auch das vorge: 
fhriebene Maß befißen. Ebenfo wird in 
der Militärgränge, wo gemäß des a. h. 
fanctionirten Grundgeſetzes v. J. 1850, 
8. 55, der freiwillige Eintritt feldkriegs— 
dienſttauglicher Individuen ohne Unter— 
ſchied des Alters geſtattet war, künftig 
dag Alters-Minimum zum freiwilligen 
Gintritte auf das erreichte ſechzehnte 
Lebensjahr befhränft. Die beftehenden 
Vorſchriften binfichtlihb der Aufnahme 
der Schiffdjungen bei der f. f. Marine 
haben jedoch in Kraft zu bleiben. (Vdg. 
des Ar. M. v. 14. Februar 1853. NR. 
G. 8. Nr. 32.) 

Militär: Gerichtsbarfeit über 
Beurlaubte und Refervemänner, ſ. Mi: 
litär-Beurlanbte. 

Militärifche Operationen, Ver- 
bot der Berlautbarung, fiehe Druck— 
fchriften. 

Militär-Perfonen, Behandlung 
der Gefuhe von Militär-Judi— 
viduen zum Uebertritte in@ivil- 
Staatsdienfte. Bei Aufrehthaltung 
der beſtehenden Normalvorſchriften, we- 
gen Uebertritt von Militär» Zndividuen 
in Eivil-Staatsdienfte werden auf a. 6. 
Befehl Sr. Apoftoliihen Majeftät vom 
23. October 1852 folgende Beſtimmun— 
gen zurgenauen Darnachachtung befannt 
gegeben: Alle in den activen oder Peu— 
fionsftand der Armee gehörenden, der 
Militär-Jurisdictton unterftehenden In: 
dividuen ohne Unterfchied der Charge, 
welche was immer für eine Anftellung 
im Civil-Staatsdienfte zu erhalten win: 
fhen, haben ihr an die betreffende Be— 
hörde gerichtetes Anfuchen, mit den zur 
Unterſtützung deffelben geeigneten Bes 
legen inftruirt, nur an die ihnen unmit- 
telbar vorgefegte Militärbehörde einzu- 
reichen, welde jelbes mit ihrem Gut— 
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achten darüber, und ob gegen den Ue⸗ 
bertritt des Betreffenden kein dienſtliches 
Hinderniß obmwalter, unter Anſchluß 
einer Abfchrift der über den Bittfteller 
zuleßt verfaßten Genduitelifte, dann bei 
der Mannſchaft des activen Standeg 
unter Anfchluß eines Strafertractes im 
vorgeschriebenen Dienftmege an das vors 
geſetzte Randesmilitärcommando einzus 
begleiten hat. Soferne ſolche Geſuche 
auf beftimmte Dienftyoften lauten, deren 
Befegung den Civil-Landesbehörden zus 
ſteht, haben fi die Randesmilitärcen: 
manden mit diefen in das Einverneh— 
men zu feßen, ob Erjtere dem betreffeu- 
den Gefuhe zu willfahren geneigt find, 
und deren Aeußerung unter Anſchluß 
aller Berhandlungsacten, ebenfo wie alle 
Gefuhe um Givil » Staatsdienfte, deren 
Berleibung den ka k. Minifterien, dem 
f.t. General-Rehnungd:Directorio oder 
der k. k. oberften Polizeibehörde vorbe— 
halten iſt, dem Kriegsminifterio vorzule— 
gen und die Entiheidung darüber ab: 
zuwarten, weil früher feinem der bezeich— 
neten Gompetenten der Austritt aus dem 
Militärverbande geftattet ift. Diefe Ans 
ordnung wird mit dem Bedeuten zur all- 
gemeinen Kenntniß gebracht, daß auf 
Geſuche, die in einem anderen Wege an 
die Eivilbehörden gelangen, von nunan 
feine weitere Nücdjicht werde genommen 
werden. In Bezug auf Anftellung von 
Militär: Berfonen in mindere Poſten, 
welche nicht in die Eategorie der Be— 
amten gehören, bleibt es bei den biähe- 
rigen Vorfchriften, wonach die Entlaffung 
jedes folhen Individunms aus dem acti- 
von Armeeftande nur vom Kriegeminis 
fterio, jene der in den Patental: Stand 
gehörigen aber von dem betreffenden 
Landesmilitärcommando verfügt wer: 
den fan, und diefen daher von den 
fie verleihenden Eivilbebörden in vor- 
fommenden Fällen die Mittbeilung zu 
machen ift. (Bdg. des Ar. Min. v. 31. 
December 1852 3.5056 an ſaͤmmtliche 
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Militärbehörden. Erl. des M. des Inn. 
v. 2. Febr. 1853 3.778. n. 5. Statth. 
Erl. v. 17. Febr. 1853 3. 4741.) 

Militär-Perfonen, den Ueber: 
tritt gedienter Unteroffiziere 
und Gemeine in Civilanſtellun— 
gen betreffend. (Im Auszuge.) Jene 
Eivilbedienftungen, welche ausfchließlich 
nur an gediente Unferoffiziere und Ge— 
meine des Heeres verliehen werden dür- 
fen, find: 

a) Dienerund Manipulation 
poften bei ſämmtlichen landesfürſtlichen 
Aemtern, Staats: oder ſolchen Anftal« 
ten, welche ganz oder zum Tbeile aus 
Staatsmitteln dotirt werden; 

b) die dem erecutiven unteren 
Dienfte angehörigen Poſten bei den 
Staatseifenbahnen, bei den Poft: und 
Telegraphen: Anftalten, bei den Berg-, 
Korft- und Salinen-Aemtern, bei den 
Nerarial: Fabriken u. ſ. w., zu welchen 
außer der Kenntniß des Leſens, Schrei- 
bens und Rechnens nur eine praftifche 
Einübung in die befonderen Dienftes- 
verrihtungen erforderlich ift. 

Das Verzeichniß der unter diefen bei- 
den Gategorien begriffenen Dienftpoften 
und der damit verbundenen Bezüge, fo 
wie der zu deren Erlangung erforderli- 
chen fpeciellen Qualification wird befon- 
ders fund gemacht werden. 

8. 2. Die im vorhergehenden Para« 
graphe bezeichneten Anftellungspoften 
find ausſchließlich dem Militär vorbe- 
halten, und es tritt hierin bloß dann eine 
Ausnahme ein, wenn zur Befekung eines 
ſolchen Dienftesvoftens fein taugliches 
Militärindividuum vorhanden fein follte, 
worüber militärifcher Seits die Beftäti- 
gung durch das Armee-Dber-Commando 
vorliegen muß. Provifionsfähige Aera— 
rialarbeiter und Diener des Berg: und 
Salinenwefens haben jedoch im Bereiche 
desſelben auch auf diefe Stellen mit ge« 
dienten Militärs gleichmäßigen Anfprud;; 
über die gefhehene Verleihung folder 
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Stellen an Arbeiter und Diener der be- 
zeichneten Gategorie ift jedoch dem Ar- 
mee«- Ober: Commando zum Behufe der 
Evidenthaltung die Mittheilung zu ma- 
hen. Ebenfo bleiben die ruͤckſichtlich der 
Finanzwache beftehenden Borfäriften 
aufrecht. 

8. 3. Bei Beſetzung der im $. 1 er- 
wähnten Stellen find nahbenannte Bi- 
litärdienftes-Categorien bei ausgewie— 
fener guter Gonduite und für den fpe- 
ciellen PBoften unumgänglich erforderli- 
hen Eigenfhaften hierzu in der bier 
angegebenen Reihenfolge zu berückſich⸗ 
tigen, und zwar: 

a) vor Allem Feldwebel und gleichge- 
ftellte Chargen; 

b) Corporals und gleihgeftellte Char⸗ 
gen, wenn diefelben (aundb) wenigftend 
zwei Gapitulationen, worunter die zweite 
als Freiwillige im Sinne des Geſetzes 
vom 23. December 1849, gedient ba- 
ben, mit weiterer Bevorzugung derer, 
die mehrere Freimilligencapitulationen 
zurüdgelegt haben; 

c) Unteroffiziere, welche noch vor voll- 
fredter Gapitulation vor dem Feinde 
— oder durch dienftlihe Anläffe auch im 
Frieden — invalid wurden, ohne bier: 
durch die Berwendbarkeit im Eivildienfte 
eingebüßt zu haben, mit der Abftufung 
wie ad a) und b); 

d) mit Invaliden » Berforgungs : Pa- 
tenten oder Refervationg » Urkunden be: 
theilte, dann mit Abſchied entlaffene 
Unteroffiziere der Artillerie: und Genie: 
Truppen, des Pionnier- und Flotillen— 
Corps, wenn fie mindeftens vier Jahre 
über die pflihtmäßige Eapitulation ftill- 
fhweigend fortgedient haben; 

e) Unteroffiziere der ad d) bezeichne- 
ten Gategorie von den anderen Trup⸗ 
penförpern, welche nad vollftrediter Ga- 
pitulation fich wenigftens auf vier Jahre 
reengagiren ließen; 

f) Befreite und Gemeine, welde als 
Freiwillige wenigftens Eine Gapitulation 
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vollſtreckt Haben und entweder ftillfhweis 
gend weiter dienen oder mit Invaliden- 
Berforgungs- Patental: und Reſerva— 
tions⸗Urkunden betheilt find oder auch 
mit Abfchied entlaffen wurden; 

g) Gefreite und Gemeine, welche vor 
beendigter erfter $reimilligencapitulation 
in einer der sub c) bezeichneten Arten 
in Abgang kommen. 

Den Unteroffizieren, fo wie jener 
Mannfhaft, welche Dienfte vor dem 
Feinde geleiftet haben, ift in der gleichen 
Eategorie eine vorzugsweiſe Bedadht- 
nahme angedeiben zu laffen. 

8. 6. Iſt dennoch eine diefer Anord— 
nung zuwiderlaufende Dienftesverlei- 
hung an einen im Militär nicht gedien- 
ten Bewerber erfolgt, fo foll diefelbe ala 
ungiltig behandelt, und der Schuldtra- 
gende zur Schadloshaltung des gefch: 
widrig Angeftellten im adminiftrativen 
Mege verhalten werden. 

8.7. Bon der Zurüdlegung einer 
vorläufigen Praxis find Militärs in der 
Regel loszuzählen; wäre dieß aber mit 
dem Intereffe des Dienftes und der Be- 
fchaffenheit der damit verbundenen Leis 
ftungen nicht vereinbar, fe ift die Zeit 
der Praris doch möglichft abzufürzen. 

8. 9. Damit bei vorfommenden Er— 
ledigungen der, für gediente Militärs 
gewidmeten Eivildienftespoften für die 
verfchiedenen Gategorien derfelben al» 
lenthalben eine hinlänglihe Anzahl von 
Militär-Bewerbern zur Auswahl vor: 
liege, anderfeitd aber die Verleihung fol« 
her Anftellungen auf die ganze Armee 
gleihmäfig im Wege geregelter Zumei- 
fung vertheilt werde, ift die Eentralifi- 
rung der Evidenthaltung ſowohl der für 
Militärs berufenen Poſten, als der da- 
zu beflimmten Afpiranten erforderlich. 
Die Führung diefer Evidenthaltung wird 
in Dien eine dem Armee» Ober: Com: 
mando unterftehbende Commiſſion zu be: 
forgen haben, beftehend aus Einem Re: 
präfentanten jedes Minifteriums, des 
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Armee⸗Ober⸗Commando's, dann des Ge⸗ 
neral⸗Rechnungs-Directoriums und der 
oberften Bolizeibehörde, ferner einem von 
Mir zu ernennenden Borfißenden. 

8. 14. Bei wirflid eintretenden Er- 
ledigungen der in Rede ftehenden Dien- 
ftespoften ift von den zu deren Befeßung 
autorifirten Behörden nad diefen Ber: 
zeichniffen und mit genauefter Beobach— 
tung der hier enthaltenen Vorſchriften zur 
Berleihung der erledigten Stellen zu 
fhreiten. Ganz befonders ift aber hier: 
bei die im 8.3 angegebene Folgenreihe, 
nach der die Bewerber auf Anftellungen 
Anfprucd haben, ftrengftens einzubalten. 
Die gefchehene Verleihung ift ftets im 
Mege des Landes-Chefs an das Armee- 
Dber-Gommando befannt zu geben, wel: 
ches die Commiſſion daven in Kenntniß 
feßt und das fonft noch Erforderliche ver: 
anlapt. Die Eommiffion bat bedacht zu 
fein, daß die bei den Gentralftellen und 
in den Kronländern bei den Länder: 
Chefs vorhandenen Bormerkungsliften 
der Militärbewerber nie völlig erfhöpft 
feien. 

8.15. Militärs, denen Givilanftel- 
lungen verliehen werden, verlieren den 
Anfpruh auf vorzugsweife Berückſichti— 
gung bei Givilbedienftungen, wenn fie 
diefelben — unverfhuldete, genau nad: 
zumeifende Hinderniffe ausgenommen — 
nicht binnen der ihmen befannt gegebe- 
nen, nach Billigfeit zu berechnenden Frift 
antreten. Gegen feinen Willen ift fein 
Militär zur Annahme einer Eivilanftel- 
lung zu verhalten. 

8. 16. Die dermalen geltenden Bor: 
fchriften bezüglich der Einrehnung der 
Militärdienftzeit, dann hinſichtlich der 
Berforgung der in derlei Eivilbedien- 
ftungen übergetretenen Unteroffiziere 
und Gemeinen werden aufrecht erhalten. 

8.17. Ebenfo wird an den beftehen: 
den Borfchriften über die Miederanftel- 
lung von Quiescenten durch diefe Ber: 
ordnung Nichts geändert. 
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5. 18. Directe Geſuche von Militärs 
um Civilbedienſtungen ſind von den 
Civilbehörden nicht mehr zu berüdfid- 
tigen, da die dazu Anfpruch babenden 
an die Vermittlung der Militärorgane 
gewiefen find. 

8. 20. Den Gemeindeorganen wird 

gleichfalls zur Pflicht gemacht, bei den 
von ihnen zu verleibenden Anftellungen 
die im Ddiefer Verordnung bezeichneten 
Militärs zu berücfichtigen und es find 
in&befondere zu den Stellen des Feld- 
und Waldauffichte-. desunteren Marfta:, 
Straßen und Gicerbeitd-Berfonales 
vorzugsweiſe gediente Unterofficiere oder 
fonft gediente Militärd zu wäblen. 
Kommen derlei Stellen zu befegen, fo 
bat fid) die betreffende Gemeinde wegen 
Rambhaftmahung eines geeigneten Ins 
dividuums aus dem Milttärftande im 
dienfilihen Wege an den Landes-Chef 
zu wenden. 
821. Eine vorjugämeife Bedadıt- 
nahme auf gediente Militärs auch von 
Seite größerer Privat-Inflitute, Ge— 
ſellſchaften, Induſtrie-Unternehmungen 
u. ſ. w, wobin namentlich Banken, 
Sparcaſſen, Aſſecuranzen, Dampfſchiff⸗ 
fahıtds, Eiſenbahn⸗-Geſellſchaften u. dgl. 
gehören, wird denfelben zum Verdienſte 
gerechnet werden. Bei fünftiger Ge— 
nehmigung folder Bereine und Geſell— 
haften ift die Berückſichtigung der ih 
um eine Stelle bewerbenden und dazu 
geeigneten Militärs der gedachten Ca— 
tegorie vor anderen Bewerbern als 
Berpflihtung in den Statuten einzu— 
fhalten. (Kaif. Vdg. v. 19. Dee. 1853, 
R. G. B. Nr. 266.) 

Militär-Perſonen. Obgleich die, 
den Uebertritt gedienter Unterofficiere 
und Gemeinen in Civil-Anſtellungen 
betreffende kaiſerliche Verordnung vom 
19. December 1853 (R. G. B. 89 St., 
Rr. 266), ſich auf jene Categorien von 
Givilbedienftungen befchränkt, welde 
Se. f. f. Apoft. Majeftät gedienten 
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Militärs ausfchlieplih vorbehalten wif- 
fen wollen, fo foll doch hiedurch gut 
gedienten Militärs die Bewerbung auch 
um andere, als die in der vorgedachten 
faiferlihen Verordnung benannten Gi- 
vildienftvoften, wenn fie die Eignung 
biezu befißen, in feiner Weiſe verfhränft 
fein; vielmehr ift es der Wille Sr. k.k. 
Apoft. Majeftät, daß von allen Bebörs 
den bei der Befegung von Beamten: 
ftellen in dem Kanzleifache auf gut con⸗ 
duifirte Unterofficiere, befonders, wenn 
fie bereits eine doppelte Gapitulation 
zurückgelegt haben, fih um ſolche Stellen 
bewerben, und die Eignung hiezu ber 
fißen, foweit ed mit den dienftlihen Rüd- 
fihten auf die bereitd angeftellten Be- 
amten vereinbarlih ift, vorjugämeife 
vor anderen Bewerbern Bedacht ge- 
nommen werden foll, Die politiſchen 
Behörden werden angewiefen, in ihrem 
Geſchäftsbereiche fürdie pünftliche Boll» 
ziehung diefes Allerhöchſten Berebles, 
welcher mittelfi eines Allerhöchſten Hand⸗ 
fhreibens vom 19. December 1853 
erlaffen wurde, angelegentlihft Sorge 
zu tragen. (Bda. des Min. des Inn 
v. 28. Jän. 1854, R. ©. B. Nr. 19.) 

Militär-Perfonen.Mit a. 5. Ent- 
fhliegung v. 17. Febr. 1854 erfloffen 
folgende Zufaßbeftimmungen zu der 
kaifert. Verordnung vom 19. December 
1853 (R. ©. 3. Rr. 266), den Ueber- 
tritt gedienter Unterofficiere und Ger 
meine in Eivil-Anftellungen betreffend. 
Den Unterofficieren. der in der bezoge- 
nen a, b. Verordnung, $. 3, Punkt d) 
und e) bezeichneten Categorien find, 
wenn fie zur früheren vierzehnjährigen 
Gapitulation verpflichtet waren, und 
diefe vollſtreckten, jene vier Jahre er 
laffen, weldhe diefelben: Behufs der Be: 
werbung um einen Givil-Dienftpeften 
noch hätten nachdienen follen. Die frü- 
heren Supplenten find den dermaligen 
Freiwilligen rückſichtlich ihrer Einil- 
Vexſorguug gleichguftellen. Die Beſtim⸗ 
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mungen der Faiferl. Verordnung vom 
19. December 1853 haben fih aud 
auf die Mannfhaft der Militär: Polizei: 
wache zu erftreden. Die Gemeinen der 
Gensdarmerie und der Hofburgwache 
find bei der Verleihung von Eivil- 
Dienftpoften gleih wirklichen Corporals 
zu behandeln. (Erl. des Min. des Inn. 
v. 3. April 1854, R. G. B. Nr. 74.) 

Militär-Perfonen. Vorgang bei 
Ehrenbeleidi — durch Civilperſonen, 
ſ. Ehrenbeleidigung. 

—“ tiges Alter, ſ. 


latar- Poligeiwache Die hohe 
k. k. Statthalterei hat mit Erlaß vom 
19. d. M. 3. 21931 Folgendes hieher 
bekannt gegeben: Ueber die mehrſeitig 
geſtellte Anfrage, welche beſondere Ge- 
bühren die k. k. Militär-Polizeiwache 
anzuſprechen habe, wenn dieſelbe nach 
dem Punkt 2 des, mit den Erläffen der 
hoben k. k. oberften Polizeibehörde vom 
18. Jänner d. 3. 3. 18212, Statth. 
3. 3290 (f. Polizeibeamte) bei Bäl- 
len und Zanzunterbaltungen zum In— 
fpectionsdienfte verwendet wird, hat die 
gedachte hohe Behörde unterm 2. Juni 
d. J. 3. 4751 II. Nachſtehendes vers 
ordnet. Nah dem Inhalte des $. 81 
der Dienftes-Inftruction für die Mili- 
tär⸗Polizeiwache v. 7. Febr. 1853 und 
im Zufammenbange mit dem Bunfte 2 
des oberwähnten hohen MNormales 
vom 18. Jänner 1854 find die Infpec- 
tionen bei Tanz» oder fonftigen öffent- 
lihen Unterhaltungen, wo fein Polizei— 
beamter den Dienft verfieht, oder diefer 
Dienft nit von den Individuen der 
Civil⸗Polizeiwache verfeben wird, über 
befondere Anordnung in der Regel von 
Unterofficieren, und nur inErmanglung 
derfelben von ganz verläßlichen Gemei- 
nen der Militär-Polizeimahe nad der 
ihnen gegebenen Weifung abzuhalten. 
MWird demnach ein Unterofficier oder ein 
verläßlicher Gemeiner der Militär-Bos 

Zaleidfy, Handb. der Pol. Gef. IIL 
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lizeiwache in den angedeuteten Fallen 
zur Infpection im Innern des Locales 
verwendet, jo ift demfelben nad Ana- 
logie des 4. Punktes des obgedadhten 
Normales vom 18. Jänner I. 3. gleid 
wie den Individuen der Eivil-Polizei- 
wache die Gebühr von 48 Kreuzer, für 
die Derwendung der Militär-Polizei- 
wache aber zur äußeren Bewachung der 
Zanzlocalitäten, Aufrehthaltung der 
Drdnung bei der Zu: und Abfahrt 
u. f. w., eine Gebühr von 24 fr, EM. 
zu verabfolgen. Diefe Gebühren dür- 
fen in den Fällen, we der ganze Ertrag 
einer Tanzunterhaltung zu wohlthäti- 
gen Zweden gewidmet ift, aus dem öf— 
fentlihen Sicherheitsfonde flüffig ge 
macht werden. Hievon wird das Be— 
zirfd-Gommiffariat im Nachhange 
zu der mit Bolizei-Directiong-Circulare 
v.4. Februar d. 3. 3. 2543/55 €. 9. 1. 
befannt gegebenen hoben Normalvor- 
fhrift vom 18. Jänner d. I. 3.18212 
v. 3. 1853 und 3. 24 III. zur ge 
nauen Darnahadbtung in die Kennt: 
niß gefeßt. (Decr. der Bol. Dir. v. 24. 
Juni 1854 3.16075/3210.) 

Militär: Polizeimache. Gscorti- 
rung der Arreftanten, |. Arreftanten. 

— — wegen Benüßung der Eifen- 
bahn, ſ. Eifenbahn. 

— — f. Beftehung. 

Militär: ———— ſ. Re⸗ 
fervemäuner. 

Miffionsandachten. Aus Anlaß 
von vorgefommenen Störungen bei Ab⸗ 
haltung von Miffionen findet das Mi— 
nifterium des Innern laut Erlaffes vom 
4.2. M. 3. 2706 im Einvernehmen 
mit dem k. k. Minifterium für Eultus 
und der f. f. oberften Polizeibehörde, 
die politifhen Behörden anzumeifen, 
daß fie während der, feineswegs als 
Kirchweihfefte zu betrachtenden Miffio- 
nen die politifhen Berordnnungen genau 
handhaben, und den ihnen auf die Be- 
fiber von Schanflocalien oder Unter: 

48 
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nehmer von Schauvorftellungen zuſte⸗ 
benden Einfluß in der Art in Anwen- 
dung bringen, daß lärmende Spectafel 
oder Unterhaltungen in der Nähe der 
Mifftonsandahten während der Dauer 
derfelben nit ftattfinden, um dieſe 
ihrer Würde nicht zu entfleiden und 
durb Störung der Andaht nicht Anlaß 
zum Nergerniß zu geben. (Erl. d. n. 6. 
Statth. v. 20. April 1854 3.13423.) 

Mipgeburten, f. Pathologiſch⸗ 
anatomifche Präparate. 

Mißhandlung der Xhiere, f. 
Thiergnälerei. 

Montag. Das Mbbalten des 
blauen Montages ift eben fo wie 
dad Feiern anderer Werktage der Woche 
den Handwerfägefellen fhon durch die 
Allerhöchſten Handwerkögeneralien vom 
16. November 1731 und die nadhge- 
folgten Generalzunftsartifel vom 5. 
Jänner 1739 verboten, und diefes Ber- 
bot namentlich durch das, mittelft Gu— 
bernial-Eirculard vom 24. Juli 1786 
3. 14359, fundgemadte hohe Hof- 
decret vom 13. Juli 1786 in Erinne- 
rung gebradht worden. Die Wahrneh— 
mung, daß diefer mit den fhädlichften 
Folgen verbundene Mißbrauch deſſen 
ungeadhtet noch immer in Uebung ift, 
gibt die Veranlaffung, das erwähnte 
Berbot mit Nahftehendem zu erneuern: 

1. Handwerfägefellen, Fabriksarbei— 
ter und alle Gewerbögehilfen überhaupt 
dürfen fih an den fogenannten blauen 
Montagen unter feinerlei Vorwand der 
Arbeit eigenmächtig entziehen. Dieje- 
nigen, welche diefer Anordnung zuwider 
bandeln, find unnahfichtig zur Berant- 
wortung und Strafe zu zieben. 

2. Die Meifter und andere felbft- 
ftändige Gewerbetreibende, dann die 
Fabriks⸗-Inhaber find verpflichtet, die 
den blauen Montag haltenden Gefellen 
und Arbeiter der Polizei- oder politi« 
[hen Bezirfsbehörde jederzeit unver- 
züglich zur Beftrafung anzuzeigen, 
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3. Uebertretungen dieſer Vorſchrift 
ſind nach Maßgabe der Verordnung der 
hohen Miniſterien des Innern und der 
Juſtiz und der hoben oberſten Polizei— 
behörde vom 14. Auguft I. J. (f. Po⸗ 
litifche Obrigfeiten, 2. Bd. S.613) 
zu beftrafen, infoweit nicht etwa die im 
Abſatze 1. bezeichnete Ausfchreibung 
von Umftänden begleitet ift, welche die 
Anwendung des 8.481 des allgemeinen 
Strafgeſetzbuches nach fi ziehen. Nach 
Weifung der beftehenden Vorſchriften 
ift gegen die Uebertreter auch mit der 
Abſchaffung vorzugeben. 

4. Die gegenwärtige Verordnung 
ift den zünftigen Handwerkögefellen bei 
jeder Quartalzufammenktunft von den 
Zunftsinfpectoren und Zunftsvorftebern, 
den übrigen Gewerbögehilfen und den 
Rabrifsarbeitern aber von den Arbeits- 
gebern und Fabrifsunternehmern öfter 
im Jahre kundzumachen, und ihnen die 
Befolgung derfelben nachdrücklich ein- 
zuſchärfen. 

5. Die Sicherheitsbehörden und Auf- 
fihtsorgane werden zur genauen Hant- 
babung diefer Vorſchrift angewiefen. 
Diefelben werden zu dieſem Behufe 
Herbergen, Schänfen umd folde Loca- 
litäten, wo Gewerbögebilfen Unterftant 
finden, einer öftern unvermutbeten 
Durchſuchung unterziehen, und gegen 
die in derllebertretung der vorftebenden 
Vorſchrift dafelbft betretenen Indivi— 
duen in der oben bezeichneten Art, be: 
ziehungsweife nah ihrer Inftructton 
verfahren. (Vdg. des Landes-Präf. im 
Sälefien v. 31. Auguft 1853 3.2413, 
Schl. L. R. B. I. Abth. Nr. 36.) 

Mühlordnung. Die mit Gub. 
Circ. v. 4. Auguft 1818 fundgemachte 
Mühlordnung wurde mit einigen Abän- 
derungen republicitt. *) (Erl. der tir. 





) Selbe flimmt im Weſentlichen mit 
der allgemeinen Mühlordnung v. 1. Dec. 
1814 überein. 


Muſiciren. 


Statth. v. 31. Jänner 1853, L. R. B. 
für Tirol II. Abth. Nr. 5.) 

Muſiciren in Schulhäuſern, ſ. 
Schulhäuſer. 

Muficalifche Productionen. Aus 
Anlaß des vorgefommenen Geſuches 
einer Mufitergefellfhaft um Bewilli— 
gung, an Freitagen Mufifproductionen 
abhalten zu dürfen, hat die Statthal- 
terei laut Erlaß vom 4. d. M. 2. 
35491 anber bedeutet, daß die in Wien 
feit jeher beftandene, mit den Geboten 
der riftfatholifhen Kirche übereinftim- 
mende Hebung, wornah Muflfproduc- 
tionen in Gafthäufern und fonftigen 
öffentlihen LXocalitäten an Freitagen 
nicht geduldet werden, auch in Zukunft 
zu befolgen ift. (Decr. der Pol. Dir. v. 
10. Nov. 1853 3. 26336/2996.) 

— — f. Schauproductionen. 

Mufiten, ſ. Ungarifche Natio: 
nalmnfiten. 

Nachtpatrouillen, Gebühren für 
felbe, f. Polizeibeamte. 

Nachtpermanenz, Gebühr für ſelbe, 
ſ. Polizeibeamte. 

ächtliche Dienſtleiſtungen, Ge- 
bühren für-felbe, ſ. Polizeibeamte. 

Natianalbank, Einholung der Un— 
ächtheits-Certificate bei Falſificaten, ſ. 
Creditspapiere. 

Niederlande, Staatsvertrag wegen 
Auslieferung von Verbrechen, ſ. Aus- 
lieferung. 

Nordamerika, ſ. Amerika. 

Dffenhalten. Den vertrauungs- 
würdigen Inhabern von Gafthausloca- 
litäten, die in der Nähe zahlreich be- 
fuchter und anfehnliherer Balllocale ge: 
legen find, und von Kutfchern und an- 
derem Dienftperfonale der Ballgäfte 
oder von Befuchern der Balllocale felbft 
frequentirt werden, kann an Balltagen 
das längere Dffenhalten auch ohne 
Tanzmuſik durch ſchriftliche, von Fall zu 
Fall gegen Erlag der geringften für 
Tanzunterhaltungen feftgefeßten Tare 
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auszufertigende Licenz geftattet werden. 
(Deer. der Bol. Dir. v. 7. Jan. 1853 
3. 286/47.) 

Dffenhalten. In Folge Erl. dert. ?. 
oberften Polizeibehörde vom 4. d. M. 
3. 9753/1677 II. find die betreffen- 
den Gensdarmerie-Gommandos und Po: 
lizeiwache-Detachements, Xebtere aus 
Anlaß der täglichen Dienftvorfhreibung 
von Fall zu Fall von der Ertheilung 
der Licenzen an Gaft- und Kaffeehaus- 
Inhaber zum Offenhalten ihrer Kocali- 
täten über die gefeßlihe Sperrftunde 
amtlich zu verftändigen. Unter den an 
Gaſtwirthe ertheilten Bewilligungen 
zum längeren Offenhalten find insbe— 
fondere auch die Licenzen zu Tanzmufi- 
fen, welche über die gewöhnliche Sperr- 
ftunde geftattet werden, begriffen. (Decr. 
der Pol. Dir. v. 10. Jän. 1853 3. 
456/62.) 

— — Nah einer von der hiefigen 
k. k. General» Procuratur an eine 
Staatsanwaltihaft ergangene Weifung 
ift die Feſtſetzung der Sperrftunde feine 
dem Gemeindevorftande überlaſſene, 
daher von ihm getroffene Anftalt oder 
Mapregel; die Uebertretungen dagegen 
fönnen daher auch unter Diejenigen Fälle 
nicht bezogen werden, deren Ahndung 
nad) $. 122 des Gemeindegefeßes dem 
Gemeindevorftande überlaffen ift. Die 
Auffihtsbehörden und Drgane werden 
hiernach mit Beziehung auf den Statt: 
halterei-Erlaß vom 11. März 1851 3. 
6265 (8. ©. B. ©. 192) angewiefen, 
die wahrgenommenen Ueberfchreitungen 
der Sperrftunde bei dem betreffenden 
f. k. Bezirksgerichte zur competenten 
Amtshandlung anzuzeigen. (Erl. der 
0. 5. Statth. v. 29. Mai 1853 3. 
7890, 0.5. L. R. B. II. Abth. Nr. 244. 

— — Die Strafen wegen Ue— 
berfhreitung der geſetzlichen Sperr⸗ 
ftunde für Gaſt- und Schankhäufer 
werden von dem Bezirfd-Commiffariate 
zu gelinde bemeffen und ftehen nicht im 
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Berhältniffe mit der Schwere der Ue- 
bertretung, noch mit dem Gewinn, wel« 
hen die Wirthe durch längeres Dffen- 
halten erzielen. Um nah Aufhebung 
der Strenge des Belagerungszuftandes 
einerfeits in Einklang zu kommen mit 
den Beftimmungen der allgemeinen Ge- 
feßgebung, andererfeitd aber doch nicht 
unbedingt zur Milde der früheren Di: 
rectiven zurückzukehren, wird den Polis 
zei⸗Bezirkscommiſſariaten über das Ver— 
fahren bei Ueberfchreitung der Sperr: 
ftunde nachſtehende Inftruction ertheilt: 

1. In der Regel ift fhon im 1. Ber 
tretungsfalle mit der Geldftrafe von 
1 bis 5 fl. EM. vorzugehen, und 
wenn ausnahmsweiſe auf Verweis er- 
fannt wird, fo darf dieſes nur unter 
befonders mildernden und rüdfichte- 
würdigen Umftänden geſchehen. 

2. In jedem Wiederholungsfalle ift 
die Geldftrafe angemeffen zu erhöhen, 
und es kann auf diefe Weife bis zu 
dem Betrage von 50 fl. EM. (als dem 
Marimum der Geldftrafe, zu welcher die 
Polizeibehörde bei Handhabung der 
Disciplinargewalt competent ift) bin- 
aufgegangen werden, 

3. Bei Bemeffung der Geldbußen 
ift nicht nur auf die öfteren Rüdfälle 
und die fonft erfchwerenden Umftände, 
fondern auch auf die PVermögenslage 
des Gewerbömannes Rüdficht zu neh- 
men, damit die Strafe gehörig em- 
pfindlih und wirkſam fei. 

4. Im alle der Infolvenz; muß auf 
Arreft erkannt werden. Arreft ift aber 
au unbedingt gegen öfter rücdfällige 
und befonders unordentlice oder reni- 
tente Schanfwirthe zu verhängen, bei 
welchen die Geldbußen erfolglos blei« 
ben. Die Arrefiftrafe wird ebenfalls 
nad den Beftimmungen über die Die: 
ciplinargewalt der Polizeibehörden von 
1—8 Tagen bemefien. 

5. Inhaber von Gaft: und Schank⸗ 
häufern, welche ſich in der Nichtachtung 
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des Geſetzes unverbefferlich zeigen, find 
mit Einfendung fammtliher Boracten 
anher befannt zu geben, damit wegen 
Verhängung der Gewerböfperre das 
Geeignete im Einvernehmen mit der 
Gewerböbehörde verfügt oder bei der 
t. k. Statthalterei beantragt werde. In 
Anwendung diefer Beflimmungen fann 
jedenfalls ein Strafausmaß erzielt wer- 
den, welches ebenſowohl einem allfälli- 
gen Hange zur Unordnung ald auch der 
Gewinnſucht der Gaſt- und Scan: 
wirthe das Gleichgewicht zu halten ver- 
mag, umd ed wird nur darauf anlom- 
men, daß die Herren Bezirkäleiter von 
der ihnen eingeräumten Strafgemwalt 
gehörigen Gebrauch machen, und fi 
insbefondere bei rüdfälligen Gewerbs- 
leuten nicht zur umzeitigen Nachſicht 
hinreißen laſſen. (Decr. der Pol. Dir. 
v. 7. Febr. 1854 3. 3130/660.) 

— — Der Bericht, welden die 
BolizeirDirection über das den Polizei- 
Bezirkscommiſſariaten vorgefchriebene, 
gegen Ueberfäreitungen der gefeglichen 
Sperrftunde einzuhaltende Strafver 
fahren an das Präſidium der k. E. ober: 
ften Polizeibehörde zu erftatten im der 
Rage war, wurde laut hohen Erlah vom 
19.8. M. 3. 801/P. II. mit dem Be 
wmerken zur Kenntnig genommen, daß 
in Wiederholungsfällen das Ausmaß 
der Strafe aud fiher entfprechend zu 
vergrößern und namentlich gegen jene 
Schankwirthe, bei welchen die Geldbu- 
Ben ohne Erfolg bleiben, die Arreititrafe 
unnahfihtlih in Anwendung zu brin- 
gen fei. Hievon werden die Bezirke: 
Commiffariate zur genaueften Darnab- 
achtung mit Hinweifung auf die Ber: 
ordnung vom 7. d. M. 3. 3130/660 
verfländigt. (Decr. der Pol. Dir. v. 
27. Bebr. 1854 3. 448 1/982.) 

DOrdonnanzmänner. Rehte und 
Pflihten der&ivil-Ordonnanz- 
männer. 

1. Die Ordonnanzen werden vom 
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Herrn Bolizeidirector aufgenommen, und 
fönnen von demfelben jederzeit augen- 
blicklich entlaffen werden. 

2. Die Berehelihung ift den Ordon⸗ 
nanzen, fo lange fie nicht zu Polizeidie- 
nern befördert worden find, nicht ge— 
fattet. 

3. Diefelben müffen beim Eoinmif- 
fariate wohnen, dort immer anmwefend 
fein, und dafelbft auch ſchlafen. Aus- 
gänge und freie Zeit bewilligt der Herr 
Bezirksleiter oder fonft vorgefeßte Be- 
amte. Diefelben müflen ſich die Klei- 
dung felbft anfchaffen, und auch das 
nöthige Bettzeug felbft beiftellen. 

4. Da die Ordonnanzen vom jedes⸗ 
maligen Gern Polizei-Director aufges 
nommen und entlaffen werden fönnen, 
jo find fie nicht als ftabil angeftellte 
Staatsdiener zu betradhten, und haben 
daher feinen Anſpruch auf irgend eine 
beftimmte Provifion. Haben fi jedoch 
Individuen diefer Wache durch eine 
langjährige und erfolgreihe Dienftlei- 
fung ausgezeichnet, und ift die Untaug- 
lichkeit nicht durch ihr Verſchulden er- 
folgt, fo wird aud auf deren Geſuche 
um eine Provifion oder Gnadengaben, 
wie bei Polizeidienern, Bedacht genom- 
men werden. 

5. Den Drdonnanzen obliegt: Die 
Austragung fämmtliher Amtsfchriften, 
Drudforten und fonftiger Correſpon— 
denzen, XTransportirung fämmtlicher 
Bücher, Drudforten und Kanzlei-Requis 
fiten, Escortirung von Arreftanten, 
Transport von Effecten der Arreftan- 
ten, Anſchlag von Beihreibungen und 
Kundmahungen, Reinigung und Behei- 
zung der Amtslocalitäten, Holz. und 
MWaflertragen für den Bedarf des Amtes, 
überhaupt alle Verrichtungen eines 
Kanzleidieners, und was fonft dem Or⸗ 
donnanzmanne von feinen vorgefeßten 
Beamten befohlen wird. 

6. Bei vorhandener Tauglichkeit und 
entfpvechender Verwendung avanciren 
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die Ordonnangmänner zu Polizeidie- 
nern, falls feine fähigeren und zu die- 
fem Dienfte beſſer geeigneten Gompeten- 
ten vorhanden wären. Um jedod Dies 
felben mit Beruhigung befördern zu 
fönnen, werden fie fhon während ihrer 
Verwendung ald Drdonnanzen zu 
Dienftleiftungen eines PBolizeidieners 
verwendet, und erhalten wie diefe Adler, 
Legitimationskarte und Dienftbud. In 
diefes Dienftbuh haben die Drdonnan» 
zen alle ihre befonderen Dienftleiftungen 
einzutragen: als gemadte Anzeigen, 
Arretirungen, Beobahtungen u. f. w., 
die auch mit einigem Erfolge begleitet 
find, und auf ihre Fähigkeit und ihren 
Dienfteifer fhließen laſſen, da hierauf 
bei Beförderungen beſonders Rüdfidt 
genommen wird. 

7. Benn die Ordonnanz die Ent- 
laffung aus dem Dienfte anfuchen will, 
fo hat fie fih 14 Tage vor ihrem Aus- 
tritte darin umter Borlage des Löh— 
nungsbogens f&hriftlich zu melden. 

8. Die Ordonnanzen geloben: Ihrem 
Borgefekten gehorfam zu fein, das Ge- 
beimniß in Dienftfahen unverbrüchlich 
zu bewahren, feinerlei Geſchenke von 
Parteien anzunehmen, die ihnen anver- 
trauten Amtseffeeten forgfamft zu be- 
wachen, zu erhalten, und diefelben nie- 
mandem Fremden anzuvertrauen, fo wie 
den ihnen, binfichtlich derfelben gegebe- 
nen Auftrag genau zu vollführen, ferner 
fi der Reinlichkeit, Nüchternheit und 
Höflichkeit gegen Parteien, endlich der 
Verträglichkeit mit den übrigen Dienft- 
organen zu befleißen. (Erl. der oberft. 
Pol. Beb. v. 17. Febr. 1853 3.2200, 
n. ö. Statth. Deer. v. 4. März 1853 
3. 7345, Deer. der Bol. Dir. v. 26. 
April 1853 3. 4549/1581.) 

Häffe. Die nöthigen Vorerhebun— 
gen zur Erlangung eines neuen Paſſes 
find ftets mit möglichfter Befchleunigung 
einzuleiten und zu Ende zu führen. 
(Exl. der oberft. Bol. Beh. v. 1. Jän. 
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1853 8. 49 I. n. 6. Statthalterei 3. 
1418.) 

Päſſe. Die in Kraft beftehende und 
bereits wiederholt zur Darnachachtung 
befannt gegebene Vorſchrift, nad wel- 
her allen ausgeftellten Reiſeurkunden 
jedweder Art die eigenbändige 
Unterfhrift des Papinhabers 
beizufügen, oder falls derfelbe des 
Schreibens unfundig wäre, diefer Um— 
ftand bei der betreffenden Rubrik zu 
bemerken ift, ift lets genau zu befolgen 
und es find in Fällen, wo die Paßwer⸗ 
ber fi nicht am Orte der Paßausferti— 
gungsbehörde befinden, oder wenn be- 
reits ausgefertigte Auslandepafle zur 
Berabfolgung an die Parteien zugemit« 
telt werden, diefe fonach urſprünglich 
ohne Unterjhrift des Inhabers ausge: 
fiellten Reifeurfunden erft dann, wenn 
diefe Formalität nachträglich und unter 
amtliher Auffiht erfüllt worden: ift, 
einzuhändigen. (Erl. d. oberft. Pol. 
Beh. v. 13. Febr. 1853 3. 2009, 
n, ö. Statth. 3. 6463.) 

— — Die f. f. oberfte Polizeibe— 
börde hat unterm 11. November nadı- 
ftebende Borordnung in Nr. 15 des 
Gentral-Polizeiblatted einrüden laffen. 
„Es hat fih wiederholt der Fall erge- 
ben, daß Fremde, die in ihren Päſſen 
als verheirathet bezeichnet find, flatt 
mit ihren Frauen, mit ausmeislofen 
Goncubinen reifen, und dur Irrefüh- 
rung der Auffihtsbehörden die Einbe- 
ziehung folder Perfonen in die Amtli- 
hen Vidirungen zu erfchleihen willen. 
Es ift deshalb angezeigt, daß die Auf- 
fihtebehörden auf die Gefährten der 
Paßträger ein befonderes Augenmerf 
richten, und bei deren Bezeichnung in 
den Reifeurfunden mit aller Vorſicht zu 
Werke gehen. (Erf. der n. ö. Statth. 
v, 30. Dec. 1853 3. 5346/P.) 

— — Päſſe zu Reifen in das Aus- 
land und Einfhiffungsbewilligungen 
können den im militärpflichtigen Alter 
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ftehenden, fowie Jünglingen, melde 
diefes Alter noch nicht erreiht haben, 
auf die benöthigte Zeit in folgenden 
Fällen erfolgt werden: 

1. wenn diefelben vom Militärdienfte 
befreit; oder 

2. bei erreihtem militärpflidtigen 
Alter von einer Affentirungs » Com: 
miffion zu diefem Dienfte ganz umd 
für immer untanglich erklärt worden 
find; 

3. wenn fie der Militärpfliht durch 
die perfönliche Dienftleiftung, oder durch 
den Ertrag der Befreiungstare vollftän- 
dig entfproden; oder 

4. wenn fie bereits die vierte Altere- 
clafje überfchritten; oder 

5. wenn fie die Befreiungstare für 
den Fall der zwifhenfeitigen Berufung 
zum Gintritte in das Militär bei der 
politifhen Stellungsbehörde einftweilen 
bar hinterlegt, oder durch eine für ge 
nügend erfannte Bürgfchaft fihergeftellt 
haben. Außer diefen Fällen fann eine 
folche Reifebewilligung einem Jünglinge, 
welcher das militärpflihtige Alter noch 
nicht erreicht hat, nur auf die Dauer 
der Abwesenheit bis längftens Ende 
Februar jenes Jahres, in welchem er in 
die erfte Niltersclaffe tritt, den nod in 
den erften vier Altersclaffen ftehenden 
jungen Männern aber nicht vor Been: 
digung der Recrutirung im Stellungs: 
bezirke und nit auf längere Dauer, 
ala höchſtens bis Ende Februar des 
darauffolgenden Jahres ertheilt werden. 
(Erl. des Min. des Inn., des Armee- 
Dbercommandos, des Hdlam. umd der 
oberft. Pol. Beh. v. 5. Jan. 1854, 
wirffam für Dalmatien, Eroatien, If: 
rien, Trieft, Görz und Benedig. R. G. B. 
Rr. 7.) 

Päſſe. Den aus Wien abgefchafften 
oder weggewiefenen Berfonen find feine 
neuen Reifedocumente nah Wien zu er- 
theilen, f. Abfchiebung. 

— — nad Amerika, [. Amerika. 


Päffe. 


Päſſe zur Wiedereinwanderung aus 
Amerika, ſ. Amerika. 

— — in dad Ausland, deren Er: 
neuerung und Rüdlage betreffend, ſ. 
Auswanderungspatent. 

— — für berumziehende Indivi— 
duen mit Kindern, ſ. Kinder. 

— — in das Ausland für Juden, 
ſ. Juden. 

— — für Karrenzieher, ſ. Karren: 
zieher. 

Paſſirſcheine. Aus Anlaß einer ge- 
ftellten Anfrage wurde bedeutet, daß es in 
jenen Fällen, wo bier anfäffige und bie 
ber zuftändige Gewerbsleute zur Aus— 
führung übernommener Arbeiten, oder 
zur Eincaffirung von Geldforderungen 
ihre Gefellen oder Werkführer in die 
Umgegend von Wien entjenden, feinen 
Anftand unterliegt, über Anfuchen der 
betreffenden Gewerbsleute zu ihrer Si⸗ 
herftellung der von ihnen entjendeten 
Sefellen gegen ämtlihe Deponirung 
ihrer heimatlichen Reifedocumente, Baf- 
firfheine für kurze Dauer zu ertheilen, 
in welden jedoch ftetö der Zwed der 
Reife genau anzudeuten, und zugleich 
die Bemerkung beizufügen ift, daß der 
Baffirfhein nur für die bezeichnete Reife 
Giltigkeit habe. (Deer. der Pol. Dir. 
v. 17. Febr. 1854 3. 4098/2162.) 
Nachdem Fälle vorgelom- 
men find, daß militärpflichtige In— 
dividuen, ja fogar Urlauber und nicht 
active Nefervemänner von den f. f. Po⸗ 
lizei-Bezirtscommiffariaten Paſſirſcheine 
und felbft auf längere Dauer erhalten 
haben, wodurd nicht nur die Evidenz 
verloren gebt, ſondern auch Anlaß zu 
unliebfamen Gollifionen mit den ein- 
fhlägigen Civil- oder Militärbehörden 
geboten wird, fo erhalten die k. k. Be- 
zirks-Polizeicommiſſariate hiemit den 
Auftrag, unter keinem Borwande an 
derlei Individuen Paffirfcheine zu er- 
theilen, fondern diefelben, wenn fie um 
Reifeurtunden fih bewerben, an das 
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bierortige Central⸗Paßamt zu weifen. 
(Deer. der Bol. Dir. v. 15. Mai 1854 
3. 11807/6502. 

Pathologifch:anatomifhe Prä: 
parate. lim zu vermeiden, daß der 
Staatöfhag bei ungenauer Erfüllung 
des $. 7 der, in der politifhen Geſetz⸗ 
fammlung, Bd. 37, ©. 160, enthalte: 
nen GStudienhofcommiffiong = Berord- 
nung vom 18. October 1811 3.1818, 
mit Transportkoften für, an die patho- 
logifhen Mufeen eingefendete, entweder 
zur Bereiherung derfelben nicht geeig- 
nete, oder weil fie ſchlecht confervirt 
einlangen, unbraudbare, daher werth- 
loſe pathologiſch⸗anatomiſche Präparate 
belaftet werde, findet man den $. 7 
obigen Hofdecretes dahin abzuändern, 
daß die im diefem Paragraphe ange: 
führten Aerzte und Wundärzte, wenn 
fie einem pathologifhen Mufeum ein 
pathologifch-anatomifches Präparat zur 
zufenden gedenken, den Borftand der 
betreffenden Anftalt vorläufig über den 
Gegenftand ſchriftlich in Kenntniß zu 
ſetzen haben, damit diefer das Präparat, 
falls er es für das Mufeum geeignet 
hält, requiriren könne. Nur in diefem 
Falle und wenn das Präparat nach dem 
Erkenntniffe des Borftandes des patho- 
logifhen Mufeums in einem gut confer- 
virten Zuftande eingelangt ift, oder 
wenn das etwa eingetretene Berderbniß 
tefjelben nicht dem Einfender zur Laſt 
fällt, hat diefer auf Erfaß der bezüg- 
lihen, im $. 7 der gedachten Berord- 
nung angedeuteten Koften aus dem 
Studienfonde Anſpruch. Hinfichtlich der 
Zufendung von Mißgeburten hat es bei 
der Anordnung des $. 7 des obritirten 
Studienhofcommiffiond » Deeretes fein 
Berbleiben, und werden daher, wenn 
die Einfendungen gut confervirt eins 
langen, jedesmal die betreffenden Koften 
erfeßt werden. (Vdg. des Unt. Min. v. 
5. Jan. 1854, giltig für das ganze 
Reih, R. G. 3. Nr. 9.) 


Pauſchale. 


Pauſchale, ſ. Diäten-Pauſchale. 

Perrückenmacher, ſ. Soun- und 
Feiertagsheiligung. 

Peſtvergehen. Die beſonderen 
Vorſchriften über Beſtrafung der Ver: 
gehen gegen Beftanftalten für Ungarn, 
Croatien, Slavonien, ferbifhe Woiwod⸗ 
[haft und das Temefer Banat. (Ddg. 
des Juſt. Min. v. 10. Nov. 1853, 
R. G. B., 79. St., Nr. 240.) 

Pferdefleiſch. Die mit Rückſicht 
auf die hohen Preife aller Lebensmittel 
im Intereffe der ärmeren Claſſen befon- 
ders wichtige Pferdefleifhausfhrottung 
bat im Bezirke Klofterneuburg, nament- 
lich in den nächſt Wien gelegenen Ort— 
fhaften, bereits Fortſchritte gemacht, 
und es fteht zu erwarten, daß die dage- 
gen beftehenden Borurtheile allmälig 
verfhwinden werden. Die Bezirks: 
Eommiffariate werden daher in Folge 
Statthaltereis-Decreted vom 25. d. M. 
3. 10277 mit Beziehung auf das hier- 
ortige Decret vom 18. Jänner 1851 
3. 908/186 angewiefen, im Einver- 
nehmen mit den Bezirkshauptmann— 
[haften und Gemeinde-Borftänden da- 
bin zu wirken, daß die Pferdefleifhaus- 
ſchrottung allmälig jene Verbreitung 
finde, welde fie aus Landes-Eultur- 
und Approvifionirungsrüdfihten ver- 
dient. GSelbftverftändlih wird hiebei 
mit ſchonender Rückſicht auf die hie und 
da beftehenden Boruriheile gegen den 
Genuß des Pferdefleifhes vorzugehen 
und deshalb auch die vorgefchriebene 
Sanitätöbefhau der zur Schlahtung 
und Ausfhrottung beftimmten Pferde 
mit jener Strenge und Genauigkeit 
vorzunehmen fein, weldhe fowohl der 
Behörde, ald auch dem Publicum die 
volle Beruhigung gewährt, daß in dem 
ausgefchrotteten Pferdefleifch ein reines, 
gelundes Nahrungsmittel geboten werde. 
(Decr. der Pol. Dir. v. 28. Mär 
1854 3. 7785/1668.) 

— — Diet. k. m. ö. Statthalterei 
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bat mit Erlaß vom 20. v. M. 3.14256 
in Anſehung der Pferdefleiſch-Aus— 
ſchrottung Folgendes zu verordnen 
befunden: Mit Ruͤckſicht auf die Fort- 
fehritte, welde die, in Approvifirungs- 
und Landescultur-Rüdfihten nit un- 
wichtige Pferdefleifh-Ausihrottung im 
neuefter Zeit, befonders in der Umge— 
bung von Wien gemacht hat, werden im 
Nachhange zu den, mit dem bierortigen 
Erlaſſe vom 12. October 1850 3. 
38789 im Allgemeinen feftgefeßten Be- 
flimmungen, nad Anhörung der ftän- 
digen Medicinal-Gommiffion in fani- 
tätspolizeiliher Beziehung, noch fol: 
gende Borfhriften zur genauen Dar: 
nachachtung erlaffen. 

.1. Die Eonceffion zur Pferdefleiſch— 
Ausihrottung iſt nur an volllommen 
verläßliche, vertrauungswürdige Perfo: 
nen zu ertbeilen. — Iſt der Bewerber 
nicht felbft ein gelernter Fleifhhauer, jo 
ift ihm die Verpflichtung aufjuerlegen, 
fi einen folden zu halten. 

2. Der Bewerber muß ſich mit einem 
ordentlihen Schlahtlocale ausweifen, 
weldhes eine gut conftruirte Schlacht: 
brüde, Abzugsfanäle, einen Eiskeller 
und eine Düngergrube hat. 

3. In dem Schlachtlocale muß auf 
Beobachtung der größtmöglichften Rein- 
lichkeit geſehen werden. 

4. In jedem Orte, wo eine Pferde 
ſchlachtung zum Zwede der Ausjchrot- 
tung befteht, ift ein Fleiſchbeſchauer zu 
beftellen, und zwar ift die Beſchau dort, 
wo ein Curſchmied mit zweijährigem 
Eurfe anfäffig ift, von diefem, wo dieß 
aber nicht der Fall ift, von einem da- 
feldft befindlichen Arzte vorzunehmen. 
Der Befchauer ift eidlich zu verpflichten, 
jedes zur Ausfchrottung beftimmte Pferd 
vor der Schlahtung im lebenden Zu- 
ftande zu unterfuchen, alle kranken und 
verdächtigen Thiere unbedingt auszu- 
fließen, über die ala gefund befunde- 
nen Pferde ordentlihe Beſchauzettel, 


Pferdeeifh. 


welhe im Berfaufslocale zu Jeder- 
manns Einfiht aufjulegen find, auszu— 
fertigen, und hierüber ein eigenes Be- 
Ihauprotocoll zu führen. Nach der 
Schlachtung find vor dem Verkaufe, das 
Fleifh und die Eingeweide in Abſicht 
auf den Gefundheitäzuftand genau zu 
befichtigen, und der Befund fowohl im 
Beihauprotocolle, ald aud in dem Be- 
ſchauzettel anzuerkennen. Als Beſchau⸗ 
tare ift von dem Ausfchrotten ein Be— 
trag von 20 fr, EM. für jedes einzelne 
Pferd an den Beſchauer zu bezahlen. 

5. Als Krankheiten der Pferde, bei 
welchen der Fleiſchgenuß umbedingt zu 
verbieten ift, werden bezeichnet: 

a) der Rob, 

b) der Wurm, 

c) alle Drüfenkrankheiten, gutartige, 
bedenklihe und verdächtige Drüfe, 

d) Schankerfeude, 

e) alle jene Pferdefranfheiten, melde 
Beränderungen in den ingeweiden 
bervorbringen, 

f) Tuphus, 

g) Milzbrand, 

h) die Kolik und Ruhr, 

i) der Starrframpf und die Wuth, 

k) Pferde mit allen eiternden, äuße⸗ 
ren Wunden und Gefhwüren feldft an 
den Hufen, 

1) hoher Grad der Abmagerung, da 
auch in diefem Falle das Fleiſch wenig 
nährend und fhädlid if. Pferde mit 
chroniſchem, fieberlofem Koller und mit 
Dampf (gleichfalls ald chroniſche, fieber- 
lofe Athmungsbeſchwerde) können zum 
Genuffe zugelaffen werden. 

6. Die Schlachtung der Pferde hat 
in derfelben Weife wie jene der Rinder 
zu geſchehen, und es ift das gefchlachtete 
Thier ordentlich ausbluten zu laſſen. 

7. Die Schlaht- und Verkaufsloca- 
Iitäten find durch eigene Tafeln zu bes 
zeichnen, und es ift 

8. der Preis des Pferdefleifches in dem 
Berkaufslocale dur Anſchlagung eines 
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Tarifes für die Käufer erfichtlich zu 
madhen. 

- 9. Jene Gaftwirthe, welche Pferde- 
fleifch ausfochen, haben dieß ausdrüd- 
li in dem Speifezettel in einer eige- 
nen Rubrik zu bemerken. 

10. Die Handhabung diefer Bor- 
ſchriften fteht in Wien dem Magiftrate, 
und auf dem Lande den politifhen Be- 
zirksbehörden zu, und es haben hiebei 
die Polizeibehörden nah Maßgabe ihres 
BWirkungskreifes mitzuwirken. (Deer. 
der Bol. Dir. v. 2. Mai 1854 2. 
10150/2117.) 

Pharmacie, neuer Lehrplan für 
das Studium derfelben, ſ. Apotheker. 

Politiſche Behörde. Bezüglich 
der Amtögewalt der lande# 
fürftliden politifhen und Po— 
lizeibebörden, inBollftredung 
von Berfügungen oder Erkennt— 
niffen, und in Bahrung des 
Amtsanſehens, finde Ih, mad 
Bernehmung Meiner Minifter umd nad 
Anhörung Meines Reichsrathes, für 
alle Kronländer, mit Ausnahme des 
lombardifchevenetianifhen Königreiches 
und der Militärgränze, Folgendes an- 
juordnnen: 

8.1. Alle Anordnungen, Berfügun- 
gen und Erkenntniſſe, welche die landes⸗ 
fürftlihen politiſchen umd polizeilichen 
Behörden im Bereiche ihrer Amtswirk: 
ſamkeit unmittelbar oder im Auftrage 
der vorgefeßten Behörden erlaffen, wer: 
den von denfelben durch die ihnen ge- 
feglich zuftehenden Mittel zum Bollzuge 
gebracht. 

$. 2. Liquide Leiſtungen, melde 
durch Zuſchlag zu den directen oder in- 
directen Steuern umgelegt werden, 
find über Anordnung der politifchen 
Behörden dur die für die Einhebung 
diefer Steuern berufenen Organe und 
mittels der dafür beftehenden Zwangs⸗ 
mittel einzubringen. Ebenfo find im 
Dege der Steuer-Einhebung und der 
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Steuer-Erecution jene Leiftungen, die 
durch das Geſetz hinfihtlih ihrer Ein- 
bringung den Steuern gleihgehalten 
werden, über Anordnung derjenigen 
Organe einzubringen, die über die 
Pfliht und den Umfang der Leiftungen 
zu entſcheiden haben. 

8.3. Borfhriftmäßig auferlegte oder 
beftehbende Geldleiftungen anderer Art, 
welde im Gefchäftskreife der politifchen 
Berwaltung zu öffentlihen Zweden ein- 
zubringen find, 3.3. Eurfoften und an- 
dere Sanitätöbeiträge, Geldbußen, Bes 
jüge der von der Staatsverwaltung 
auf Koften der Gemeinden angeftellten 
Gemeindebeamten, Beiträge für Kirchen, 
Pforten und Schulen, Schulgelder 
u. dgl. find über Anordnung der Be: 
börden durch deren eigene Organe oder 
in ihrem Namen und Auftrage durd 
die Drgane der Gemeinden einzubeben. 
Daffelbe gilt von den bisher der Ein- 
bringung im politifhen Wege zugewie- 
fenen Naturalleiftungen für Kirchen, 
Pfarren und Schulen, in foweit das 
Bezugsrecht unbeftritten oder im Falle 
der Beftreitung der Berechtigte im Be: 
fipe gefhüßt if. Wenn die Leiftung 
ganz oder theilweife verfäumt oder ver- 
weigert wird, ift die politifhe Behörde 
berechtigt, nach fruchtlofer, unmittelbar 
oder durch die Gemeinde-Drgane ge- 
fhehener Einmahnung, die Erecutiond- 
mittel, welche fonft für die Eintreibung 
der Rüdftände an directen Steuern 
Plag greifen, in Anwendung zu bringen. 

8. 4. Geldleiftungen, welche nad 
dem Gefeße oder nad einem von der 
competenten politifhen Behörde geneh- 
migten Gemeindebefhluffe zu einem 
Gemeindezwede ftattzufinden haben, 
und nicht in Zuſchlägen zu den directen 
oder indirecten Steuern beftehen, haben 
die Gemeindevorfteher durch ihre eige- 
nen Organe einzubeben; bleibt ein Ber: 
pflichteter im Rückſtande, fo ift derfelbe 
unter Androhung der Erecution an die 
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Erfüllung feiner Schuldigkeit zu mah- 
nen, und falls innerhalb der nächſten 
vierzehn Tage die Leiftung nicht erfolgt, 
wird von der landesfürftlichen politi« 
[hen Bezirtöbehörde oder dem mit der 
polit. Gefhäftsführung betrauten Ge- 
meindeamte (Magiftrate) die Erecution 
verhängt, wobei der Gemeindevorfteher 
durch feine eigenen Organe die Pfän- 
dung und nöthigen Falles die Trand: 
ferirung von beweglichen Gütern, Früd: 
ten und Fahrniſſen des Rüdftändners 
bis zu einem den Rückſtand umd die 
Executionskoſten dedenden Betrag, und 
nad fruchtlofem Berlaufe von weiteren 
acht Tagen, unter Auffiht der die Ere- 
cution bewilligenden Behörde, die öffent- 
liche Feilbietung der gepfändeten Ge- 
genftände einzuleiten hat. Im Uebrigen 
ift fi bei einer folden Pfändung, 
Trandferirung und Feilbietung an die 
Beftimmungen zu halten, welde für 
die Mobilar-Erecution bei Steuerrüd: 
ftänden beftehen. Reichen die Kräfte 
und Mittel der Gemeinde zur Durd- 
führung der Grecution nit aus, je 
fteht ed dem Gemeindevorſteher zu, ſich 
mit dem Anfuchen um Affiftenzleiftung 
($. 8) an die polit. Behörde zu wenden. 
8.5. Wenn das Gefek, die Anord- 
nung einer politifhen Behörde, oder 
der von der competenten Behörde ge- 
nehmigte Beihluß einer Gemeinde Die 
Berpflihtung zu einer Arbeite- oder 
Naturalleiftung ausfpriht, und Ddiefer 
Berpflihtung über Aufforderung der 
mit der Bollziehbung beauftragten Be: 
hörden oder Gemeindevorfteher entwe: 
der gar nicht, oder nicht vollftändig, 
oder nicht zur gehörigen Zeit nadhge- 
fommen wird, fo ift die mangelnde Lei- 
ftung auf Gefahr und Koften der Ber: 
pflichteten bewerfftelligen zu laffen, und 
der gemachte Aufwand, ohne daß gegen 
den von der politifchen Behörde richtig 
zu flellenden Betrag der Aufrehnung 
eine Einwendung zuläffig ift, von den 
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Säumigen nah den in den 88. 2, 3 
und 4 enthaltenen Beftimmungen ein- 
zubringen. 

8.6. Iſt eine Leiftung in der Art 
erforderlih,, daß fie wegen Gefahr am 
Berzuge oder wegen ihrer eigenthüm- 
lihen Befchaffenheit dur dritte Per- 
fonen, wenn auch auf Koften der Ber- 
pflichteten, ſich nicht bewerfftelligen läßt, 
fo find die Berpflihteten unmittelbar 
zur Leiſtung zu verhalten. 

8.7. Iſt im Wirkungskreife der po- 
litifchen oder polizeilichen Behörden ein 
Verbot erlaffen worden, foldhes mag 
ſich auf eine einzelne Handlung oder 
auf eine beftimmte Gattung von Hand- 
lungen beziehen, fo haben die betref- 
fenden politifchen oder polizeilichen Be- 
börden zur Durchſetzung diefer Vor— 
ſchrift unmittelbar gegen diejenigen, 
welde das Verbot zu übertreten fuchen, 
oder in deffen Nichtbeachtung verharren, 
die zum Zwecke führenden Bollzugs- 
und Erecutionsmittel in Anwendung zu 
bringen, und die für den Fall der Ue- 
bertretung oder Widerfeglichkeit be- 
fimmte oder in Ermanglung einer aus— 
drüdlihen befonderen Straffanction 
die im $. 11 feftgefegte Strafe zu ver- 
hängen. Uebertretungen oder Außer- 
adhtlaffungen folder Verbote unterlie- 
gen, wenn dafür nicht ausdrücklich eine 
befondere Straffanction feſtgeſetzt ift, 
der im $. 11 beftimmten Strafe. 

$. 8. Bei der Bollziehung der durch 
die politifhen oder polizeilihen Behör- 
den erlaffenen Anordnungen und Ber: 
bote und bei den eingeleiteten Erecu- 
tionaführungen hat die Gensdarmerie 
oder die im Drte beftehende Polizeiwache 
nah Maßgabe der diepfälligen Inftruc- 
tionen die erforderliche Affiftenz zu ge- 
währen, und die Behörden find beredh- 
tigt, ihren Anordnungen durch Aufbie- 
tung der Militär-Aſſiſtenz zureichenden 
Nahdrud zu geben. 

$. 9. Die landesfürftligen politi- 
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fhen und polizeilihen Behörden find 
berechtigt, die in ihrem Amtögebiete be- 
findlihen PBerfonen, deren Erfcheinen in 
einer Amtshandlung nöthig ift, vor 
zuladen. In den Fällen, in welden es 
nit zuläffig ift, daß der Borgeladene 
fih durch einen beglaubigten Bevoll- 
mächtigten vertreten laffe, ift in der 
Borladung ausdrüdlih zu bemerken, 
daß das perfönliche Erfcheinen erforderlich 
fei. Wer nicht durchſrankheit, Gebrechlich⸗ 
keit oder fonftige gegründete Hindernifle 
vom Erfheinen abgehalten zu fein nad» 
weifet, hat die Verpflihtung, der Bor- 
ladung Folge zu leiften und die ver 
langten Auskünfte zu geben. Erſcheint 
ein Borgeladener nit, fo wird er in 
der Regel neuerlich vorgeladen, unter 
Androhung einer Geldbuße von Einem 
bis einfhließig zwanzig Gulden C. M. 
und der Erlaffung oder Erwirkung eines 
Borführungsbefehles für den Fall des 
Nichterfcheinend. Bleibt der Borgela- 
dene ungeachtet der nadhgewiefenen Bor- 
ladung, ohne giltige Entſchuldigungs— 
gründe vorzubringen, dennoch aus, fo 
kann wider ihn die Geldbuße verhängt, 
und erforderlichen Falles der Vorfüh— 
rungsbefehl ausgefertigt werden. Aus: 
nahmsweiſe kann in dringenden Fällen 
fhon in der erften Borladung, unter 
ausdrücklicher Hinweifung auf die Dring- 
lichkeit des Erfheineng, die fonftige Er- 
laffung eines Vorführungsbefehles in 
Ausficht geftellt werden, wornach es ge- 
ftattet ift, die Vorführung gleich nad 
dem erften, nicht durch giltige Entſchul⸗ 
digungsgründe gerechtfertigten Aus— 
bleiben eines Vorgeladenen zu verans 
laffen. Iſt die Vorladung von Seite 
einer politifchen Behörde erfolgt, fo 
wird der Borführungsbefehl von ihr 
felbft ausgefertigt. Der Gemeindevor- 
fteher aber hat die Erlaffung eines Vor⸗ 
führungsbefehles gegen einen von ihm 
fruchtlos Vorgeladenen, unter Nachweis 
fung der Rothwendigkeit des Erfdei- 
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nens und der gehörig gefhehenen Bor» 
ladung, bei der unmittelbar vorgefepten 
Behörde nachzufuhen. Der Vorfüh— 
rungsbefehl wird entweder durch die 
Diener der politifchhen oder polizeilichen 
Behörden, oder durch die Gensdarmerie, 
oder die im Drte beftehende Polizei: 
wache und nöthigen Falles durch Mili- 
tär-Affiftenz vollſtreckt. Durch vorfte- 
hende Beftimmungen werden die fonfti- 
gen Folgen, welde nah dem Geſetze 
mit dem Nichterfcheinen der Borgelade- 
nen verbunden find, nicht aufgehoben, 
ed mag die Vorladung der betreffenden 
Perfon entweder unmittelbar zugelom- 
men, oder dur Einfhaltung in öffent: 
lihe Blätter oder Anſchlag an öffent: 
lihen Orten erfolgt fein. Ebenfo wer- 
den dadurd jene Falle nicht berührt, 
wo Jemand nah gefehliher Vorſchrift 
ohne Borladung fogleich vor eine Be- 
börde zu ftellen oder feftzunehmen ift. 

8. 10. Die Gemeindevorfteher ha- 
ben, bei Dermeidung der in den befte- 
benden Borfähriften angedrohten nad- 
theiligen Folgen, den an fie ergebenden 
Aufträgen der politifhen landesfürft- 
lihen Behörden pünktlih und genau 
nachzukommen, und vor denfelben, wenn 
fie vorgerufen werden, zu erfcheinen. 
Diefe Behörden haben ihrerfeits die 
Oemeindevorfteher in der Durchführung 
der von ihnen in Vollziehung beftehen- 
der Gefeße oder befonderer Aufträge 
der Behörden getroffenen Verfügungen 
mit allem Nachdrucke zu unterftüßen. 

$. 11. Jedes polizeiwidrige Berhal- 
ten an öffentlihen Berfammlungsorten, 
namentlih in Hörfälen, Theatern, Ball- 
fälen, Wirths⸗ und Kaffeehäufern u. f. w., 
dann auf Eifenbahnen, Dampfſchiffen, 
Poftwägen u. dgl., wodurd die Ord⸗ 
nung und der Anftand verlegt, das Ber: 
gnügen des Publicums geftört oder 
fonft ein Aergerniß gegeben wird, ferner 
jede demonftrative Handlung, wodurd 
Abneigung gegen die Regierung oder 
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Geringfhäßung ihrer Anordnungen aud- 
gedrückt werden foll, wird unvorgreiflid 
der etwa eintretenden ftrafgerichtligen 
Behandlung mit einer Ordnungsbuße 
von Einem bis einſchließig Einhundert 
Bulden C. M. oder von fehsftündiger 
bis vierzehntägiger Anhaltung geahn- 
det, je nachdem die eine oder die andere 
Buße nach Umftänden angemeffener oder 
wirkfamer erfcheint. Bei den im 8. 248 
des Strafgefeßes erwähnten Perfonen 
und unter den dort beftimmten Be: 
ſchränkungen, kann ftatt der Anhaltung 
oder in Berfchärfung derfelben auch 
förperlihe Zühtigung in Anwendung 
fommen. In Hinfiht der zu verhän- 
genden Strafe ift jedoh von dem 
Grundfaße auszugehen, daß die Strafe 
nie höher, als der Bleinfte Grad jener 
Strafe zu bemeffen fei, weldhe nady dem 
allgemeinen Strafgejeße hätte verhängt 
werden müflen, wenn die in Frage fte- 
hende Handlung die Eigenfhaft eines 
Vergehens oder einer Uebertretung im 
Sinne dieſes Strafgefeßbuches gehabt 
hätte. 

$. 12. Sowie den politifhen und 
polizeilihen Organen unter ftrenger 
Berantwortlikeit im ämtlihen Ber: 
fehre mit Jedermann ein anftändiges 
Benehmen zur Pflicht gemadt ift, eben 
fo ift auch denfelben bei ihren Amte- 
bandlungen von Jedermann mit Ad- 
tung zu begegnen. Wer ſich daher 

a) gegen einen politifchen oder poli- 
zeilihen Beamten in Ausübung geſetz⸗ 
licher Amtshandlungen, oder gegen 
Wachen und obrigkeitlihe Diener, welche 
an öffentlihen Orten oder in Privat- 
wohnungen ämtlihe Aufträge zu voll- 
ziehen haben, ungeftüm und beleidigend 
benimmt, und ungeadhtet vorausgegan- 
gener Ermahnung in einem, den ämt- 
lihen &haracter verlegenden Betragen 
bebarrt, wer fich 

b) gegen einen Gemeindevorfteher 
beiBollziehung eines Auftrages, welcher 
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ihm nach den Geſetze, oder Kraft einer 
befonderen Weifung einer Behörde zu 
vollführen obliegt, beharrlich ein unge- 
ftümes und beleidigendes Verfahren zu 
Schulden fommen läßt, oder wer 

ce) in einer, von ihm felbft, oder über 
feinen Auftrag von einem Dritten ver- 
faßten Eingabe an eine Behörde fih 
einer, diefelbe beleidigenden Schreibart 
bedient, oder eine ſolche Eingabe für 
einen Dritten verfaßt, verfällt der im 
8. 11 feftgefeßten Strafbehandlung. 

$. 13. Der Thatbeftand ift auf die 
möglihft einfache Art zn erheben. In 
den Fällen des $. 12, lit. a) und b) 
fann die mit Berufung auf den Dienft- 
eid abgegebene Aeußerung des politi- 
fhen oder polizeilihen Beamten oder 
Dieners, fowie die gleichartige Ausfage 
des Gemeindevorftehers, in foferne die- 
felbe nicht duch irgend einen Umftand 
zweifelhaft gemacht wird, zum rechtli- 
hen Beweife ala hinreichend angefehen 
werden. 

$. 14. Die Handhabung der Straf: 
gewalt bezüglid der im $. 11 bezeich- 
neten Handlungen fteht in Orten, wo 
fi eine landesfürftlihe Polizeibehörde 
befindet, Ddiefer Behörde, und wo die 
nicht der fall ift, der politifchen Bezirks- 
behörde zu. Dagegen hat in den, im 
8. 12 bezeichneten Fällen der Borftand 
der politifdgen oder polizeilihen Be— 
hörde, bei deren Amtshandlung das zu 
ahndende Verfahren ftattfand, und wenn 
diefed gegen einen Gemeindevorfteher 
verübt wurde, der Borftand jener poli- 
tifchen Bezirksbehörde, in deren Gebiet 
die betreffende Gemeinde gelegen ift, 
das Straferfenntnig zu ſchöpfen. Iſt 
die Beleidigung in einer fchriftlichen 
Eingabe gefhehen, und gegen die Be- 
hörde im Ganzen oder gegen die Berfon 
des Vorſtehers gerichtet, fo hat die vor- 
gefepte Stelle eine andere Behörde zur 
Berhandlung des Gegenftandes und zur 
Urtheilsfhöpfung zu delegiren. 
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8. 15. Befchwerden gegen die in 
Gemäßheit diefer Verordnungen erlaf- 
fenen PVerfügungen oder Disciplinar- 
Erkenntniffe find an die politifhe Lan— 
desbehörde, in höherer Linie aber in der 
Negel an das Minifterium des Innern 
zu richten. In den Wällen aber, wo 
gegen ein wegen einer Borladung oder 
in Wahrung des ämtlihen Anſehens 
geihöpftes Disciplinar-Erfenntniß ($$. 
9 umd 12) einer Boligeibehörde recurrirt, 
oder über das Benehmen einer Polizei- 
behörde oder eines polizeilichen Organes 
Beihwerde geführt wird, ift die Be— 
fhwerde an die oberfte Polizeibehörde 
zu richten. Eine ſolche Berufung hat 
jedoh in den Fällen des $. 12, a), 
falld nicht durch die im erfter Inftanz 
erfennende Behörde auf die Strafe der 
körperlichen Züchtigung erfannt worden 
ift, feine die Vollftredung der Verfü— 
gung oder des Erkenntniffes hemmende 
Kraft, und bildet für die höhere Be 
hörde nur in foweit einen Gegenftand 
der Berhandlung, als jeder Beamte für 
die Gefegmäßigkeit feiner Amtshand⸗ 
(ungen verantwortlich ift. Gegen Straf: 
erfenntniffe, die in den Fällen des 
8. 11, fowie nad $. 12, lit. b) und c) 
gefällt werden, oder wobei in den Fällen 
des $. 12, lit. a) auf körperliche Züch— 
tigung erkannt worden ift, findet, es 
mögen diefe Erfenntniffe von der eige— 
nen oder einer delegirten Behörde er- 
laffen fein, die Berufung an die höhere 
Stelle, und zwar mit auffdhiebender 
Wirkung ftatt, jedoch muß diefelbe bin- 
nen der geſetzlichen Friſt bei der Behörde, 
die das Erkenntniß gefällt hat, einge 
reicht werden. 

8. 16. Den landesfürftligen politi- 
ſchen Behörden werden in Betreff der 
Handhabung der in den vorftehenden 
88. beftimmien Erecutiv- und Straf: 
gewalt, auch diejenigen Gemeindeämter 
(Magiftrate u. dgl.) gleichgeftellt, wel- 
hen in dem ihnen zugewiefenen Amts- 


Politifher Eheconfens. 


gebiete an der Stelle der landesfürft- 
lihen Bezirksbehörden die politifche 
Gefhäftsführung anvertraut ift. 

$. 17. Die Verordnungen vom 11. 
Mai 1851 (R. ©. B., 39. St., Wr. 
127) und vom 14. Auguft 1853, 
(R. ©. B., 51. St., Nr. 163), werden 
in den Ländern, wofür fie erlaffen wor- 
den find, hiermit außer Wirkfamkeit ge- 
feßt. In foferne andere, mittlerweile 
ergangene Berordnungen aus Anlaß 
der Hinweifung auf die  politifche 
Zwangd- und Disciplinargewalt fi 
auf die genannten Verordnungen vom 
Jahre 1851 und 1853 berufen, ift 
fünftighin diefe Berufung auf die Be- 
flimmungen der gegenwärtigen Verord⸗ 
nung zu beziehen. 

8. 18. Diefe Berordnung bat for 
gleih in Wirkfamkeit zu treten. (Kaiſ. 
Bdg. v. 20. April 1854, wirkfam für 
alle Kronländer mit Ausnahme des 
lomb. venet. Königr. und der Mil. Gr. 
R. ©. 2. Nr. 96.) *) 

Politifcher Eheconfens, ſ. Ehe: 
bewilligung. 

Polizeiarreftanten, erkrankte, 
Zahlung der Eurkoften, f. Kranken: 
haus: Berpflegsgebühren. 

Polizeibeamte. Um eine Gleid- 
förmigkeit bei den Bezügen der 
Beamten und Diener fümmtli- 
her Polizeibehörden aus Anlaß 
befonderer Dienftleiftungen zu erzielen, 
findet die f. k. oberfte Polizeibehörde 
zu nadhfolgenden Beftinmungen fidh 
veranlaßt: 

1. Für die fogenannte Nachtper—⸗ 


) Für das lombardifchvenetianifche Rö- 

nigreih wurden die Beftimmungen diefer 
faiferlihen Verordnung mit Hinweglaſ⸗ 
fung der in den 88. 2, 3, 4, 5, 6, 9, 10, 
16 und 17 vorkommenden Anordnungen 
auf Grund der a. h. Entſchl. v. 10. April 
1854 mit der Verordnung der Minifterien 
des Innern und der uf und der oberft. 
Pol. Beh. vom 25. April 1854, R.G.PB. 
Nr. 102 in Wirkfamfeit gefept. 
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manenz umd alle mit derfelben ver- 
bundenen oder ihr gleichkommenden 
nächtlichen Dienftleiftungen, ala Be- 
gleitung der Batrouille, Hausrevifionen, 
Bifitationen u. dgl. gebührt den Beam- 
ten der Bolizeidirection oder des Bezirke: 
Gommiffariates ohne Unterſchied des 
Dienftranges die Gratification von 1 fl. 
12 kr. aus dem öffentlihen Sicherheits: 
fonde. Bei jenen Bolizeidirectionen, 
wo der Hauscommiffär die Natural: 
wohnung genießt, hat der für diefen 
Poften beftimmte Beamte auf die be- 
fondere Permanenzgebühr feinen An- 
fprud. Eben fo wenig werden den Be- 
amten der erponirten Commiffariate, 
bei denen der Amtsleiter ohnehin die 
Naturalmohnung genießt, befondere 
Permanenzgebühren bewilligt. Dagegen 
bleibt auch diefen Beamten der Anſpruch 
auf die Gratification von 1 fl. 12 fr. 
für Nachtpatrouillen, nächtlichen Strei- 
fungen, Bifitationen u. dgl. in foferne 
die Intervention eines Beamten bei 
diefen nächtlichen Dienftleiftungen als 
nothwendig dargethan ift, vorbehalten. 

2. Kür Infpectionen auf Bäl- 
len, Redouten und andern größeren 
Zanzunterhaltungen wird die Ge- 
bühr der Beamten ohne Unterfhied des 
Dienftranges auf 3 fl. 45 fr., nämlich 
das foftemifirte Ausmaß der Bolizei- 
Commiffäre- Diäten, feftgefegt, und ift 
diefe Gebühr in der Regel von dem 
Unternehmer des Balles oder der Tanz⸗ 
unterhaltung zu tragen, und von dem: 
felben zugleih mit der Kicenzgebühr 
einzubeben; zur Wahrung des bebörd- 
lien Anſehens aber durchaus nicht zu 
geftatten, daß die Imfpectionsgebühr 
dem Beamten vom Ballunternebmer 
auf die Hand gezahlt werde. Vielmehr 
ift in allen jenen Fällen, in weldhen ein 
Unternehmer eine Licenztare zu bezahlen 
bat, die Infpectionsgebühr zugleich in 
die gedahte Taxe mit einzubeziehen, 
und von dem Unternehmer der ganze 
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Betrag künftighin nur unter dem 
Titel „Ricenztare,“ ohne von der Ins 
fpectionggebühr Erwähnung zu thun, ab» 
fordern und von demfelben beftätigen zu 
laffen. Wenn der ganze Ertrag einer 
Tanzunterhaltung zu wohlthätigen Zwer 
den gewidmet ift, ift die obige Inipec- 
tiondgebühr dem Beamten aus dem Si— 
herheitefonde flüffig zu machen *). Es 
bleibt übrigens dem Ermeffen der Poli— 
zeibehörden anheimgeftellt, die Infpec- 
tion bei Meineren Tanzunterhaltungen, 
wo dem Unternehmer die Leiftung der 
Infpectionsgebühr für den Beamten zu 
drückend wäre, nah Umftänden durdy 
Unteroffiziere der Militär- oder durch 
Individuen der Civil-Polizeiwache ver: 
fehen zu laffen. 

3. Andere Infpectionsdienfte der 
Polizeibeamten begründen in der Regel 
feinen Anfprud auf Diäten-Gratifica- 
tionen oder fonftige Bezüge, und es 
find alle Dienfte diefer Gategorie, 
welche einem Polizeibeamten in feinem 
Bezirke übertragen werden, ohne eine 
befondere Remuneration zu leiften. Aus» 
nahmsweiſe wird jedoch geftattet, daß 
den Polizeibeamten für jene Infpec- 
tionsdienfte, welde fie in Uniform 
und durh mehrere Stunden leiften, 
womit daher eine größere Anſtrengung 
vertnüpft ift, ohne Unterfchied des 
Dienftranges der Bezug von 1 fl. 36 Ft. 
für jede Infpection verabfolgt werde. 
Bezüglich der Modalitäten der 
Beftreitung diefer Gebühr gilt 
dasobenad? Gefagte. 

4. Wenn zu den sub 2 und 3 ange: 
führten befonderen Dienftleiftungen 








*) Die Bezeihnung der mohlthätigen 
mwede ift bier in engem Sinne zu ver 
eben und feinedwegd auf Zwede der Hu- 

manität überhaupt auszudehnen. (Erl. der 
oberft. Pol. Beh. v. 12. Mai 1854 3. 
5971, Erl. der n. d. Statth. v. 21. Mai 
1854 3. 18674, Decr. der Pol. Dir. v. 
26. Mai 1854 3. 13078/1656, 
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Amtsdiener der Bolizeibehörden oder 
Individuen der Civil-Polizeiwache 
verwendet werden, fo werden denfelben 
nachſtehende Gratificatiouen bemilligt: 

a) für Infpectionen in Redouten und 
auf masfirten Bällen ein Gulden, 

b) für Infpectionen auf anderen Bäl- 
len und Tanzunterhaltungen 48 kr., 

ce) für Infpectionen bei Goncerten, 
öffentlihen Productionen, Feierlichkeiten 
u. dgl. jedoch nur dann, wenn mit Auf- 
rechthaltung des sub 3 angeführten 
Grundfaßes den Polizeibeamten eine 
Infpertionsgebühr paffirt werden fönnte, 
24 kr. endlidy 

d) für die Dienftleiftung bei Nadt- 
patrouilfen, Streifungen, Revifionen 
und anderen nächtlichen Dienftleiftungen 
der Betrag von 12 fr. 

Alle diefe Gebühren find den Amts: 
oder Polizeidienern in den Fällen ad 
a, b und e unter den vorangedeus- 
teten Modalitäten, für die Dienft- 
leiftungen ad d aber aus dem öffent: 
lichen Sicherheitäfonde flüffig zu ma- 
hen und zu verrechnen. Alle vorer- 
wähnten, fomohl den Polizeibeamten als 
den Amte- umd Polizeidienern bewillig- 
ten befonderen Bezüge gelten innerhalb 
des betreffenden Polizeirayons, und 
haben mit 1. Februar I. I. in Wirkſam— 
keit zu treien, und es wird den Amts- 
vorftänden der Polizeibehörden, welche 
die monatlihen Ausweiſe oder die ein- 
zelnen Quittungen über derlei befondere 
Bezüge zu coramifiren haben, unter 
perfönliherBerantwortung zur 
befonderen Pfliht gemadt, 
darüber gehörig zu wachen, daß die 
Dienfte, für melde ſolche Bezüge auf- 
gerechnet werden, nothwendig find, 
und wirklich geleiftet werden, daß dabei 
die feftgefehten Beträge in feinem Falle 
überfhritten, und daß, infoferne 
derlei Bezüge dem öffentliden 
Siherheitsfond zur Laſt fallen, 
die größtmöglidhfte Sparfam« 
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keit beobahtet werde. Wenn Be- 
amte der Polizeibehörden außer dem 
Rayon in dienftlihe Verwendung fom- 
men, fo ift fi bei den für ſolche Dienft- 
leiftungen vorgelegten Aufrechnungen 
nah den beftehenden Normen zu 
benehmen; tritt diefe dienftliche Ver— 
wendung bei den Amtödienern oder den 
Individuen der Civilwache ein, fo findet 
das Hofdecret vom 22. Auguft 1825 
in Betreff der Zehrungegelder, und in 
Zukunft der $. 333 der neuen Straf: 
procegordnung vom 29. Juli 1853 ana- 
loge Anwendung. Auf das Ausmaß der 
Gebühren für den polizeilihen Eiſen— 
bahnauffihtsdienft und für die 
Theaterinfpection hat die gegenwärtige 
Berordnung feinen abändernden Ein- 
fluß, indem in erfterer Rüdfiht die von 
Fall zu Fall nad den beftehenden Local- 
verhältniffen getroffenen Beftimmunigen, 
in Rüdfiht auf die Gebühren für Thea— 


terinfpectionen aber der an fämmtlihe # 


Statthaltereien ergangene Erlaß der 
oberften Polizeibehörde v. 3. Mai 1853 
3.4988/565 die geeigneten Directiven 
enthält. (Vdg. der ob. Pol. Beh. vom 
18. Jänner 1854 3. 18212/3740 IU. 
324/4 II. Deer. der n. ö. Statth. vom 
29. Jänner 1854 3. 3290. Deer. der 
Bol. Dir. vom 4. Februar 1854 8. 
2543/551.) 

Polizeibeamte. Bereits mit hier- 
ämtlichem Decrete vom 13. November 
v. J. 3. 3311/Pr. (recte 3800 Pr.) 
wurde dem Herrn Bezirksleiter bekannt 
gegeben, daß zu Folge hohen Erlaffes 
Sr. Ercellenz des Herrn Chefs der Ei f. 
oberften Polizeibehörde vom 31. Detbr. 
v. 3. 3. 6238 (intimirt durch hoben 
StatthaltereisPräfidialerlaß v. 9. Nov. 
1852 Nr. 3311) die bei en k. k. Po— 
lizeibehörden angeftellten Beamten ihre 
allfälligen Gefuhe, um Beförderung 
oder Ueberfeßung von einer Direction 
zur andern, oder zu einer andern Dienft- 
Branche, ſtets im Wege ihrer unmittel- 
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bar vorgefeßten Behörde zur Weiterbes 
förderung anzubringen haben. Nachdem 
defienungeadhtet derlei Gefuhe von Bo- 
lizeibeamten zu wiederholten Malen un⸗ 
mittelbar bei der k. k. oberften Polizei- 
behörde eingelangt find, fo haben Se. 
Ercellenz der Herr Chef diefer Behörde 
mit hohem Erlaffe vom 11.9. M. Rr. 
1843/364 und 1845/365 II. neuer. 
dings angeordnet, diefe Eircularverord« 
nung fammtlihen Beamten diefer Poli- 
zeidirection mit dem Beifügen in Erin: 
nerung zu bringen, daß auf derlei Ge- 
fuche, welche nit in dem vorbezeichneten 
Wege eingebradt werden, feine Rüdfidt 
genommen werden könne. (Decr. d. Bol. 
Dir. v. 15. Februar 1853 3. 525/Pr.) 

Polizeibeamte, Vorſchrift wegen 
Berwendung der Eifenbahu bei Reifen, 
f. Eifenbahn. 

— — dürfen die Uniformfappe zur 
Eivilkleidung nicht tragen, f. Uniform: 


appe. 

Moligeibehöcbe, In Bollziehung 
der im $. 9 der Strafprocefordnung in 
Ausfiht geftellten Zumeifung meb: 
verer Uebertretungen zur Straf- 
gerihtsbarkeit der Siherheitt 
bebörden, finde Ih, nah Einverneb: 
mung Meiner Minifter und nah Anhö— 
rung Meines Neichsrathes, für den 
ganzen Umfang des Reiches, mit Aus- 
nahme der Militärgränge, zu verordnen: 

$. 1. Bon dem Tage angefangen, an 
welhem in jedem einzelnen Kronlande 
die Strafprocefordnung vom 29. Julı 
1853 in Wirkfamfeit treten wird, ift 
nah Maßgabe des $. 9 derjelben im 
Polizeirayon der nachgenannten Haupt: 
ſtädte: Wien, Linz, Salzburg, Graf. 
Laibach, Klagenfurt, Trieft, Innabrud, 
Mailand, Benedig, Zara, Prag, Brünn, 
Troppau, Lemberg, Krakau, Ezernomig, 
Ofen-Peſth, Temesvar, Hermannftadi 
und Agram die Strafgerichtsbarkeit in 
erfter Inftang über die im $. 2 diefer 
Verordnung bezeichneten Hebertretungen 
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von den dafelbft beftehenden k. k. Boli- 
jeibehörden auszuüben. 

8. 2. Diefer Gerichtöbarkeit werden 
nachſtehende, im II. Theile des Straf: 
gefebes vom 27. Mai 1852* vorfom- 
mende Uebertretungen zugewiefen: 

1. Abfihtlihe Berfchweigung von 
Mitgliedern einer erlaubten Geſellſchaft 
(8. 299 des Strafgefeßes). 

2. Verlegung von Patenten, Berord- 
nungen u. f. w. ($. 315). 

3. Beihädigung der zur öffentlichen 
Beleuchtung beftimmten Laternen ($. 
317). 

4. Beihädigung aufgeftellter War⸗ 
nungszeichen ($. 319). 

5. Die im $. 320 unter den Bud» 
ftaben a) bis einſchließlich e) bezeichneten 
Uebertretungen in Beziehung auf die 
Meldungsvorfhriften. 

6. Die im $. 321 beftimmte Ueber- 
tretung der Aufnahme von Gefellen 
ohne Wanderbuch (Kundihaft). 

7. Die in den 88. 323 und 324 be- 
zeichnete Rückkehr eines Abgeſchafften, 
infoferne die Abſchaffung von den Si- 
cherheits⸗ oder Gemeindebehörden ver- 
fügt worden war. 

8. Die im $. 338 bezeichnete Ueber- 
tretung des Verbotes des Badens und 
Schleiſens auf dem Eife und des Be— 
tretend der Eisdeden an gefährlichen 
Stellen. 

9. Die Unterlaffung der Ausftellung 
der Warnungszeichen bei einem Baue 
($. 380). 

10. Die in den $$. 387, 388, 390 
und 391 bezeichneten Webertretungen 
der unterlaffenen Anzeige eines mit der 
Wuth behafteten oder derfelben verbäd- 
tigen Thieres, des unbefugten Haltens 
ſchädlicher Thiere, der Vernachläſſigung 
der Verwahrung eines mit Erlaubniß 
gehaltenen wilden Thieres und der Ver— 
nahläffigung bösartiger Haustiere. 

11. Die Berunreinigung der Brun— 
nen, Ciſternen u. ſ. w. ($. 398). 

Baleisty, Handb. d. Pol. Gef. UL 
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12. Die Berftellung der Straßen zur 
Nachtzeit duch Wägen, Fäſſer u. dgl. 
oder die Unterlaffung der Aufftellung 
von Warnungszeihen und Laternen da= 
bei ($$. 422—424). 

13. Das Herabwerfen aus Fenftern 
u. dgl. oder die Unterlaffung der Befer 
fligung dahin geftellter oder gehängter 
Gegenftände ($. 426). 

14. Die in den $. 427 — 430 ber 
zeichneten Uebertretungen des Verbotes 
des schnellen und unbehutfamen Fahrens 
und Reitens, der Beitellung eines von 
der Polizei nicht tauglich befundenen 
Knechtes und des Stehenlaffens von 
Pferden ohne Aufficht. 

15. Die im $. 496 bezeichneten öf- 
fentlichen Befhimpfungen oder Mißhand⸗ 
lungen. 

16. Das in den $$. 517—521 als 
Uebertretung erflärte Betteln. 

17. Eingealterte, Gefahr bringende 
Trunkenheit bei gewiffen Handwerkern, 
Taglöhnern und Dienftboten ($. 524). 

18. Unfittlichkeiten, infoferne fie nach 
Vorſchrift des $. 525 ale Uebertretun- 
gen gegen die öffentliche Sittlichkeit von 
den Behörden zu ahnden find. 

Die bier unter Ar. 3, 4, 9, 10, 11, 
12, 13, 14 und 17 angeführten Leber: 
tretungen gehören jedoch nur dann un— 
ter die Strafgerichtsbarfeit der im $. 1 
erwähnten Bolizeibehörden, wenn durch 
diefe Uebertretungen Riemand befchädis 
get worden ift. 

8. 3. Meine Minifter des Innern 
und der Juſtiz, fowie der Chef Meiner 
oberften Polizeibehörde, find mit der 
Bollziehung diefer Verordnung beauf- 
tragt. Diefelben find zugleich ermächti⸗ 
get, die Wirkfamkeit diefer Verordnung 
außer den im $. 1 genannten Haupt- 
ftädten nad) Maßgabe des 8. 9 der 
Strafproceßordnung auch noch auf an- 
dere Orte auszudehnen, und rückſichtlich 
derjenigen Städte, in welchen die Polis 
zeidirection in mehrere Polizeibezirkoͤ⸗ 
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commiffariate untergetheilt ift, zu bes 
ftimmen, inwieferne die in diefer Verord⸗ 
nung feftgefeßte Strafgerichtsbarkeit von 
der Eentraldirection oder von den Be- 
zirkscommiſſariaten auszuüben fein wird. 
(Kaif. Vdg. v. 11. Mai 1854, wirkfam 
für das ganze Reich, mit Ausnahme der 
Militärgränzge. R. G. B. Nr. 120.) 

Polizeibehörde, Mitwirkung bei 
Abführung der Disciplinarunterfuchun- 
gen, |. Disciplinarunterfuhungen. 

— — die Vollftredung ihrer Berfü- 
gungen betreffend, f. politifche Be: 
hörden. 

Polizeibezirk von Prag. Mit 
der a. h. Entfhliefung vom 15. Dec. 
1852 ift die Abänderung des in Folge 
a. h. Entſchließung vom 10. Juli 1850 
feftgeftellten Polizei-Rayons der 
Hauptftadt Prag angeordnet umd 
hienach mehrere Ortſchaften aus demfel- 
ben ausgefchieden worden. Der Polizei: 
Rayon von Prag, d. i. der Bezirk, auf 
welchen ſich die Wirkfamkeit der Polizei— 
direction in Prag Fünftig zu erſtrecken 
hat, wird ſonach nebft der Gemeinde Prag 
die Ortſchaften Brewniow, Sturſchowitz, 
Karolinenthal, Lieben mit jenem Theile 
der Weinberge, welcher ſich von der der— 
maligen Gränze des SKarolinenthaler 
Bezirkes bis zur Straße nah Schwarz» 
fofteleß ausdehnt, Wifchehrad, Podol, 
Dworez, Nußle mit Pankraz, Wrſchowitz, 
Michle mit jenem Theile der Weinberge, 
welcher ſich von der Wrſchowitzer und 
Nußler Gemeindegränze bis zur Straße 
nach Schwarzkoſteletz ausdehnt, Smi— 
how, Koſchir, Bubenc, Podbaba, Schar—⸗ 
ka, Holeſchowitz und Bubna umfaſſen. 
(Kundm. der Statth. in Böhmen vom 
6. Auguſt 1853 3. 6773/Pr. L. R. B. 
II. Abth. Nr. 113.) 

Polizeiblatt. Das Programm für 
das zu gründende Gentral-PBolizei-Blatt 
wurde ausgegeben. (Erl. der ob. Bol. 
Beh. v. 16. Septbr. 1853.) 

— — Beröffentlihung der Abfchaf- 
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fungen von Ausländern, ſ. Ausländer. 

Polizeiblatt, Veröffentlihung der 
Berfügungen über Drudichriften, ſiehe 
Druckſchriften. 

Polize icommiſſariate in den Ba- 
deorten, f. Badeorte. 

Holizeidiener, Gebühren derfelben, 
f. Polizeibeamte. 

— — deren Inftruction, f. Eivil- 
polizeimadhe. 

Polizeifond, Zahlung der Eurko- 
ften für erkrankte Polizeiarreftanten, f. 
Krankenhaus: Berpflegsgebühren. 

ee Prag f. Gewerbe. 

Polizeiliche Amtshandlungen in 
den Rocalitäten ?.?. Behörden, ſ. Amts: 
handlungen. 

oe aa von Prag, f. Poli- 
zeibezirk. 

Polizeiſtunde, Beſtrafung der Ue- 
berſchreitung, ſ. Offenhalten. 

Polizeitaxen. Die k. k. oberſte Po⸗ 
lizeibehörde hat laut eines Erlaſſes vom 
3. October I. 3. 3. 13098 II. im Ein- 
vernehmen mit dem hoben E. £. Finanz: 
minifterium zu beftimmen befunden, die 
in Folge des $. 11 der mit 1. Juli 1853 
ind Leben getretenen Verordnung vom 
3. Mai 1853 (kundgemacht im XXVIL 
Stüd dee R. ©. Bl., f. Päſſe 2. Br. 
©. 577) über die paßpolizeiliche Be— 
handlung der Ausländer bei den Poli: 
zeidirectionen in den Hauptflädten der 
einzelnen Kronländer eingehenden Kanz⸗ 
leigebühren für die Ausfertigung von 
Tremden-Aufentbaltskarten, fomwie die in 
Wien weiters eingehenden und biaher zu 
Folge der a. h. Entſchließung vom 25. 
December 1825 in den Kärnthnerthor— 
Theaterfond eingefloffenen Kicenztaren 
für gumnaftifhe und andere Productio: 
nen, für Tanzmufifen außer der Fa— 
fhingszeit, für Nachtmuſiken umd für 
das längere Dffenhalten der Kaffeebäu- 
fer während der Fafhingszeit, vom 1. 
Juli 1853 an, dem öffentlihen Sicher> 
heitöfonde als eigene Einnahme zuzu- 


Polizeiwache. 


wenden, nachdem die in obiger a. h. Ent⸗ 
ſchließung angedeutete Beftimmung der: 
felben zur Dedung des Abganges, wel- 
her fi bei Dedung des Bedarfes des 
Theater? am Kärnthnerthore ergibt, be- 
reits durch den Umſtand, daß die Finan- 
zen nicht mehr eine beftimmte Bachtfum- 
me an den Unternehmer jenes Theaters 
bezahlen, fondern in Folge der mittler- 
weile eingetretenen Regie deſſen Bedürf- 
niffe bi8 zur Gränze der von Sr. Ma— 
jeftät alljährlich feftgefeßten Dotation 
bededen, eine wefentlihe Abänderung 
erlitten hat. Hievon wird das Bezirks— 
commifjariat in Folge hohen Statthal- 
tereierlaffed vom 1. d. Mts. 3. 40081 
mit dem Bemerken in die Kenntniß ge- 
feßt, daß es bezüglich der Einhebung 
diefer Gebühren bei der bisherigen Ge- 
pflogenbeit verbleibt. (Decr. der Pol. 
Dir. v. 7. Rov. 1853 3. 25807/2946.) 

Polizeiwache, ſ. Eivilpolizei: 
wache. 

Prag, Aufnahmstare im Prager 
Findelhaufe f. Findelanftalt. 

— — Verpflegsgebühr für die Ge- 
bäranftalt, ſ. Gebäranftalt. 

— — Bolizeirayon, f. Polizeibe: 


irk. 
Präparate, ſ. Pathologiſch⸗ana⸗ 
tomiſche Präparate. 


Praterhütten. Se.k.k. Apoſtoliſche 
Majeftät haben hinſichtlich der Vormerk— 
bücher über Braterhütten, welde feit 1. 
Juli 1850 von dem Bezirfögerichte der 
inneren Stadt Wien, II. Section, und 
zwar in grundbuchsartiger Form geführt 
werden, mit der Allerhöchſten Entichlie- 
Bung vom 29. November 1853 Folgen» 
des zu beftimmen gerubt: Da die Pra- 
terhütten als beweglihe Sachen, deren 
Beftand auf einer bittweifen, ſtets wi- 
derruflihen Geftattung beruht, fein Ge- 
genftand einer grundbücherlichen Eintra- 
gung fein können, hat die Führung der 
Vormerkbücher über diefelben in Zukunft 
nit mehr durch die Gerichtsbehörde, 
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ſondern lediglich von Seite des Öberft- 
jägermeifteramtes und des Polizeicom: 
miffariated, und zwar nur behufs der 
Evidenthaltung der in fremde Benügung 
überlaffenen Grundftüde, dann zu poli- 
zeilihen Zwecken Statt zu finden. (Bdg. 
des Juft. Min. v. 7. Jänner 1854. R. 
®. B. Nr. 10.) 

Praterhütten. Laut eines Erlaffes 
der hohen kk. ob. Bolizeibehörde v. 30. 
Dechr. 1853 3.18091 II. haben nad) 
einer dorthin gemachten Mittheilung des 
hohen k. k. Oberfthofmeifteramtes vom 
20. Dechr. 1853 3.7543 Se. f.f. Apo- 
ftolifhe Majeftät mit a. h. Entſchließung 
vom 29. Novbr. 1853 in Bezug auf 
die Regelung der Braterhütten- 
Angelegenheiten Nachſtehendes al- 
lergnädigſt zu beſtimmen geruht: 

Bei den nachgewieſenen Verhältniſſen 
darf von nun an weder eine Vermehrung 
der beſtehenden Praterhütten ſtattfinden, 
noch denſelben ein größerer als der bis— 
herige Flächenraum zugewieſen werden, 
und haben jene Parteien, denen die Be— 
nüßung der ſchon dermalen hiezu ver— 
wendeten Plätze bewilligt wird, ſich mit« 
tels rechtsgültiger Reverſe zu verpflich- 
ten, ihre Hütten auf Verlangen des k.k. 
Oberftjägermeifteramtes ohne alle Ent- 
ſchädigung fogleih wegzuräumen. Als 
Anerkennung der hofärarifchen Grund« 
eigenthbums» oder Nutzungsrechte hat 
jeder Hüttenbefißer der dazu gehörigen 
eingezäunten Plätze occupirten Quadrat- 
Flafter jährlih einen Kreuzer an das 
h. Oberftjägermeifteramt zu entrichten, 
von welcher Entrihtung nur der Kunft- 
feuerwerfer Stuwer für feine Berfon 
und auf die Dauer feines Privilegiums 
frei zu bleiben hat. DieBewilligung 
zur Benüßung der Örundfläde, 
dann zum Ausſchanke, zu Ringelpielen 
u, dgl., um welche die Parteien jährlich 
anzufuchen haben, ift jedesmal nur für 
die Zeit vom 1. April bis Ende 
Dctoberzuertheilen. Mit Ablauf 
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diefer Friſt haben alle Hüttenbefiger ihre 
Hütten zu ſchließen und den Prater zu 
verlaffen. Eine Ausnahme hievon darf 
nur aus befonderen Gründen und nur 
mit einverftändlicher Bewilligung des h. 
DOberftjägermeifteramtes und der h. 
oberften Polizeibehörde eintreten. Um 
die Erneuerung der im Borjahre genof- 
fenen Befugniffe, fo wie um die Erthei- 
lung neuer Gewerböbefugniffe für ſchon 
vorhandene Hütten, oder aber bei vor- 
fommenden Befißveränderungen um die 
Uebertragung eines früheren folden Be- 
fugniffes haben die betreffenden Parteien 
ihre Gefuche bei der Wiener Polizeidi- 
tection einzugeben, welche, wenn ihrer- 
feits fein Bedenken obwaltet, ſich vorerft 
mit dem k.k. Oberftjägermeifteramte ein⸗ 
zuvernehmen, und nad) erlangter Zuftim« 
mung deffelben, den Licenzſchein mit den 
erforderlihen Modificationen und mit 
dem Beifape ausfertigen zulaffen hat, daß 
die Partei von diefem Licenzfcheine erft 
dann Gebraud zu machen berechtigt fei, 
wenn fie fi bei dem k. k. Polizeicom- 
miffariate über die Entrihtung des ent- 
fallenden Plaßzinfes ausgemwiefen haben 
wird. Don diefer oder aber, falld der 
Bittfteller abgewiefen wird, von der ab- 
fhlägigen Geſuchserledigung ift zugleich 
das k. f. Oberftjägermeifteramt zu feiner 
Wiffenfhaft und nah Umftänden zur 
Beranlaffung der Uebernahme des Plap- 
zinfes in die Kenntniß zu feßen. Die in 
folden Fällen auszufertigenden Licenz⸗ 
fcheine find einvernehmlich mit dem h. 
Oberftjägermeifteramte im Sinne der 
gegenwärtigen Beftimmungen zutertiren. 

Die Erwerbung von Braterhütten if 
nur Gemeindegliedern der Stadt Wien, 
d. i. Bürgern oder andern Angehörigen 
derfelben zu geftatten. Die Bewilligung 
zum Winterfchantbetriebe ift nur für 
Eines der im Prater befindlichen drei 
Caffeehäuſer zu ertheilen, und ift die 
Wahl deffelben, da es hiebei nur auf die 
Bortfegung eines fhon von der k. k. 
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Bolizeibehörde ertheilten, in der Aus- 
übung nit unterbrochenen Befugnifles 
anfommt, von dem f. k. Oberftjäger- 
meifteramte nad vorläufig eingehol⸗ 
ter Zuftimmung der k.k. Polizeidirection 
alljährlich der h. oberfthofmeifter- 
Amtlihen Genehmigung zu unterziehen. 
Den Umbau fhon beftebender 
Hütten darf künftig nur das k. k. Oberft- 
jägermeifteramt mit h. oberſthofmeiſter⸗ 
ämtlichen Genehmigung und unter der 
Bedingung bemilligen, daß die neue 
Hütte ebenerdig und mit Ausnahme des 
Feuerherdes, des gewölbten Küchenman- 
tel und des Rauchfanges bloß von Hol; 
aufgeführt werde. 

Zur Errihtung von Shaubuden 
dürfen nad dem weiteren Inbalte des 
eingangserwähnten b. Erlaffes die auf 
dem vorgelegten Situationsplane hiezu 
bezeichneten Pläße auf der oberen Feuer: 
werföwiefe und zwar für einen Eircus 
864 Quadratffafter, für eine Menage- 
riehütie 230 Quadratllafter, für eine 
größere Schaubude 260 Quadratklafter 
und für eine zweite folde Bude 105 
Quadratklafter bewilliget werden. Au- 
herdem können noch zwei Mleinere Schau: 
hütten auf dem Plage links an der 
Feuerwerksallee neben dem erften Rin- 
gelfpiele, dann zwei ſolche Hütten rechts 
in der nämlidhen Allee nächſt der foge- 
genannten Fuchsftube geftattet werden. 
Die Erlaubniß zur Aufftellung 
von derlei Hütten auf den erwähn— 
ten Pläßen ift von dem. k. Oberſt— 
jägermeifteramt einverftändlid 
mit der. f. Bolizeidirection um 
ter Beobachtung der für die körperliche 
Sicherheit des Publikums notbwendigen 
Borfichten und gegen Entrihtung eines 
mäßigen, von dem gedachten k. f. Hof- 
amte nad der Größe derHütte und nad 
der Dauer und Art ihrer Benußung zu 
bemeffenden Plaßzinfes zu ertheilen. 
Das Berbot des Tabafraudens 
im Prater hat aufzjubören, und 
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ift daflelbe daher von den Warnungd- 
tafeln zu befeitigen. 

Da endlih die Praterhütten ala be- 
weglihe Sachen, deren Beftand auf einer 
bittweifen, ftet# widerruflihen Geftat- 
tung beruht, Fein Gegenjtand einer 
grundbücherlihen Eintragung fein fön- 
nen, jo bat die Führung der Vor— 
merfbüdher in Zukunft nicht mehr 
durch die Gerichtsbehörde, fondern le: 
digli von Seite des kuak. Oberftjäger- 
meifteramtes und des Polizeicommiffa- 
tiates, und zwar nur Behufs der Evi- 
denzhaltung der in fremde Benußung 
übergelafjfenen Grundftüce, dann zu po⸗ 
lizeilihen Zweden ftattzufinden. 

Hievon wird die k. k. Volizeidirection 
mit Bezug auf den hierortigen Erlaß 
vom 9. December 1853 3. 47745 mit 
dem Beifügen zur Wiffenfhaft und Dar- 
nachachtung in die Kenntniß geſetzt, daß, 
wie die hohe k. k. oberfte Bolizeibehörde 
weiters bemerkte, zu folge der eingangs- 
erwähnten Eröffnung des hohen f. k. 
Oberfthofmeifteramtes von diefer a. h. 
Schlußfaſſung auch das k. k. Oberftjä- 
germeiſteramt verſtändiget, insbeſondere 
aber angewieſen wurde: 

1. rückſichtlich der Abforderung der 
von ſämmtlichen Praterhüttenbeſitzern 
auszuſtellenden Reverſe und deren Auf— 
bewahrung das Erforderliche einzuleiten; 

2. bei einlaufenden Geſuchen um Be- 
willigung zur Errihtung von Schau: 
hütten, wobei die für die körperliche Si- 
herheit des Publikums nothwendigen 
Borfihten und alle für den Prater fonft 
beftehenden polizeilihen Vorſchriften zu 
beobadten find, fich jedesmal vorerft 
mit der Bolizeidirection in dad Einver- 
nehmen zu feßen und den zu bemefien- 
den Platzzins von Fall zu Fall bei 
dem Dberfthofmeifteramte in Antrag zu 
bringen; 

3. wegen Abänderung der Warnungs⸗ 
tafeln im Sinne der a. 5. Anordnung 
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einverftändlid mit der Polizeidirection 
das Nöthige zu verfügen, und 

4. rückſichtlich der Führung der Pra- 
terhütten =» Bormerkbücer zur Evidenz- 
haltung der in fremde Benübung über- 
laffenen Grundflähen die nähere Wei⸗ 
fung zu gewärtigen. 

In letzterer Beziehung bat fih das 
hohe Oberfthofmeifteramt im Sinne der 
a. h. Entſchließung an das hohe Juftiz- 
minifterium mit dem Erſuchen gewendet, 
wegen Ausfheidung der Praterhütten- 
Bormerkprotocolle aus der gerichtlichen 
Bebahrung und wegen der dießfalls nö- 
thigen öffentlihen Kundmadhung, und 
wegen bald thunlichſter Ucbergabe der 
gedachten Protocolle vom k. k. Bezirke, 
II. Section in Wien an die k. k. Polis 
jeidirection, welche diefelben fodann zur 
Eopirung, infoweit foldhe für die jäger- 
amtlichen Zwecke erforderlich fein wird, 
an das Oberftjägermeifteramt mitzutheis 
len bat, das Geeignete zn verfügen. 
(Deer. der n. d. Statth. v. 17. Jänner 
1854 3. 51089.) 

Preſſe, Berbot der Verlautbarung 
militärifher Operationen durch Drud- 
ſchriften, ſ. Druckſchriften. 

Preßordnung, die Außerlandſchaf⸗ 
fung ausländiſcher Preßerzeugniſſe be» 
treffend, ſ. Druckſchriften. 

— — Behandlung der in Verfall 
erkläätten Druckſchriften, ſ. Druck⸗ 
ſchriften. 

— — Veröffentlichung der Verfü- 
gungen über Druckſchriften, ſ. Druck⸗ 
ſchriften. 

— — f. Buchbinder, Kalender, 
Zeitungsverſchleiß-Licenzen. 

rivatagenten, ſ. ivatge⸗ 
ſchaftsführer, Handelsagenten. 

Privatgeſchäftsführer. Bis zur 
Feſtſtellung der in Hinkunft in Betreff 
des Privatagentenweſens zu beobachten⸗ 
den Grundſaͤtze iſt die Ertheilung von 
derlei Conceſſionen nad den bieherigen, 
in Folge der Hofkanzleiverordnung vom 


Privatgefhäftsführer. 


5. Februar 1847 3. 24671 angenom- 
menen Syfteme nur auf befonders rüd- 
fihtswürdige Fälle zu beſchränken. (Erl. 
des Min. des Inn. v. 1. Novbr. 1853 
3. 25974. Deer. der n. ö. Statth. v. 
21. Rovbr. 1853 3. 43114.) 

Privatgefchäftsführer. Agentu- 
ren für Auswanderung find unterfagt, 
f. Auswanderung. 

Productionen, ſ. Schauprodue- 
tionen, 

Propaganda, Geldzeihen der re- 
volutionären Propaganda, f. Hochver⸗ 
rath. 

ei ſ. Schießpulver. 

afirer, |. Sonn: u. Feiertage: 
heiligung. 

Rayon, ſiehe Fortificatorifcher 
Rayon. 

Recurs mit auffchiebender Wirkung 
findet gegen die von der Polizeibehörde 
verfügten Ausweifungen in der Regel 
nit Statt, ſ. Abfchaffung. 

Refervemänner,, Gerichtöbarkeit 
über fie in geringen Hebertretungsfällen, 
ſ. Militär:Beurlanbte. 

— — Die Refervemannfhaft unter 
fteht in Straffahen der Militärgerichts- 
barkeit, in bürgerlichen Rechtsſachen aber 
außer der Zeit der activen Dienftleiftung 
den Eivilgerihten. ($. 11 des Kaif. 
Patents vom 31. Juli 1852. R. G. 2. 
Nr. 153.) 

Nevaccination, ſ. Impfung. 

NRinderpeft, Vergütungen für das 
erfchlagene Vieh, ſ. Keule. 

Rindfleifch, f. Bin 

Nuthenftreihe, f. Körperliche 
Züchtigung. 

Sachſen, Uebernahme der gegenſei⸗— 
tigen Staatsangehörigen, ſ. Baiern. 
Sanitätsauslagen, ſ. Keule. 

Schauproductionen. Zu Folge 
hoben Erlaffes der k. k. oberften Boli- 
zeibebörde vom 23. Jänner 1854 8. 
956/Pr. II. (intimirt mit Statthalterei- 
verordnung vom 4. d. M. Nr. 740/Pr.) 
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haben Se. k. k. apoftolifhe Majeftät 
mit a. h. Entſchließung vom 21. Febr. 
1.3. die Zulaffung öffentlicher mufilali- 
ſcher und fonftiger Productionen in Bien 
während der Theaterftunden im Grund: 
faße zu genehmigen, und die oberſte Po- 
lizeibehörde zur Ertheilung der diepfäl- 
ligen Bewilligungen Allergnädigft zu 
ermädhtigen gerubet. (Dec. d. Pol. Dir. 
v. 6. März 1854 3. 5480/1187.) 
Schauproductionen,, Abhaltung 
derfelben während der Miffionsandady- 
ten, f. Miffionsandadten. 
Schießpulver. Die Republicirung 
des Verbotes der Haltung größerer, als 
der gefeßlih zugeftandenen Bulvervor- 
räthe in den Berfaufögewölben der be» 
fugten Berfchleiger wurde mit Berufung 
auf die $$. 336, 445 und 446 des 
Strafgefeßes vom 27. Mai 1852 ange: 
ordnet. (Erl. des M. des Inn. v. 30. 
Dechr. 1852 3. 30864. n. ö. Statth. 
8. 35. Erl. der fteierm. Statth. vom 
6. Jänner 1853. GSteierm. L. N. 2. 
II. Abth. Nr. 2. der Tyr. Statth. vom 
5. Jänner 1853. L. R. B. für Torol 
II. Abth. Nr. 3. der o. d. Statth. vom 
21. März; 1853 3. 21/Pr. L. R. B. 
1. Abth. Nr. 62. Vdg. der fchlefifchen 
Statth. v. 13. Februar 1853 3. 42. 
8. R. 2. für Schlefien II. Abth. Ar. 4.) 
Schilde. Ungeachtet die Gewölbe- 
befißer ſchon mit der hierortigen Kund- 
madhung vom 11. Mai v. J. 3. 43705 
zur Befeitigung der eigenmächtig ange 
brachten, nad den hoben und hödften 
Berordnungen nicht zu duldenden Stan» 
gen» und Stedjhilder und der 
Stedtafeln aufgefordert worden find, 
fo beftehen diefe, in die Gaffen hinaus— 
tragenden Schilder und Tafeln, wodurch 
leicht die körperliche Sicherheit gefähr- 
det werden kann, und auch die Paflage 
beirrt wird, doch noch bis heute in nicht 
unbedeutender Anzahl fort. Es ergeht 
biemit an alle Gefhäftsleute, welche 
folde Schilder, Tafeln oder andere her⸗ 


Schnittwaaren. 


vorftehende Gewerbäzeichen, wie z. 2. 
die blehernen Hüte bei den Gemwölben 
der Hutmader, angebracht haben, die 
‚dringende Aufforderung zur Befeitigung 
derfelben mit dem Beifaße, daß nad 
Berlauf einer Woche eine Revifion vor- 
genommen und gegen die Webertreter 
diefer Verordnung ohne jede weitere Er- 
mahnung und Rüdfiht mit. einer em- 
pfindlicen Strafe vorgegangen und nö- 
thigen Falls die Caſſirung folder Schil⸗ 
der und Zafeln auf Koften der Unfolg- 
famen im ämtlihen Wege veranlaßt 
werden müßte. In gleicher Weife wird 
auch gegen diejenigen vorgegangen wer: 
den, welche das verbotene Aushängen 
oder Ausftellen von Waaren nicht un 
terlaffen, oder die obgedachte Berord- 
nung in anderer Weife übertreten. Die 
Hauseigenthümer, Adminiftratoren und 
Hausbeforger haben gegenwärtige Ber- 
ordnung den gewölbehaltenden Barteien 
und fammtlihen Hausbewohnern zur 
Einfiht und Darnachachtung mitzuthei- 
len. (Kundm. des Wr. Magiftrates v. 
17. Rovbr. 1853 3. 98603.) 

Die Bezirtscommiffariate haben die 
Befolgung diefer Vorſchrift nachdrücklich 
zu überwachen, und wahrgenommene 
Eontravenienzfälle innerhalb der Linien 
dem Magiftrate, vor den Linien der be: 
treffenden Bezirkshauptmannſchaft an- 
juzeigen. (Decr. der Bol. Dir. vom 
Dechr. 1853 3. 28460/3247.) 

Schnittwaaren, ſ. Maß. 

Schub. Den aus Wien abgefhafften 
oder weggewiefenen Individuen find feine 
neuen Reifedocumente nad Wien zu er: 
theilen, f. Abfchiebung. 

Schulhäuſer. Nach einer Mitthei- 
lung des hiefigen Magiftrates ift in den 
Häufern, wo öffentlihe Schulen unter: 
bracht find, der Uebelftand wahrgenom- 
men worden, daß der Unterricht durch 
das häufige Muficiren der Drehorgel- 
fpieler und anderer Bettelmufitanten, die 
nit felten ihre Production mıt unziem⸗ 
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lichen Liedern begleiten, geſtört werde, 
was auch durch das Ausrufen verſchie— 
dener Hauſirer geſchieht. Um dieſe Un— 
zukömmlichkeiten abzuſtellen, ſieht man 
ſich über Anſuchen des Magiftrates ver- 
anlaßt, nicht nur in Zukunft bei Verlei— 
hung von Bettelmuſiklicenzen das Ver— 
bot des Muficirens in Schulhäuſern 
unter die Bedingungen, welde die Li— 
cenzinhaber bei fonftiger Ahndung oder 
Kicenzverluft zu beobachten haben, auf: 
zunehmen, fondern aud die Bezirkscom— 
miffariate anzuweifen, den in ihrem Ber 
zirke wohnhaften Bettelmufitanten obi- 
ges Verbot unter Androhung der fie 
in Uebertretungsfällen treffenden Strafe 
befannt zu geben, fohin dur die zur 
Straßenrefpicirung verwendeten Organe 
darüber zu wachen, daß die bemerkten 
Störungen des Unterrichtes befeitiget 
werden, daher in Schulhäufern betretene 
Bettelmufifanten und Ausrufer anzu— 
halten und der weiteren Amtshandlung 
zu unterziehen find. (Decr. d. Bol. Dir. 
v. 23. Dct. 1853 3. 24081/2772.) 

Sechshaus, Ausziehordnung, f. 
Wohnun Sauffündigung. 

—— eitsbehörde, |. Polizei: 

behörde 

Sicerftellungen. Die k. k. n. ö. 
Statthalterei hat aus Anlaß der von 
dem hieſigen Magiſtrate und den Ge— 


5. meinden abgelehnten Sicherſtellung 


des Eigenthums delogirter, ver— 
hafteter, verunglückter, erkrank— 
ter und in ähnlicher Lage be— 
findlicher Perſonen unterm 15. d. 
M. 3. 21434 folgendes Decret an den 
Wiener Magiſtrat erlaſſen: Bereits mit 
dem hierortigen Erlaſſe vom 3. Dechr. 
v. J. 3. 41640 und 41850 wurde an« 
geordnet, es fei in Wien die bisherige 
Eintihtung, wornad ſich die Gemeinde 
mit der aus Polizeirücdfihten in man— 
hen Fällen nothwendigen vorläufigen 
Sicherſtellung des Eigenthums delogir- 
ter, verhafteter, verunglückter, erfrankter 


Siphilitifche. 


und in ähnlicher Lage befindlicher Per⸗ 
funen zu befaffen hat, fortzufegen. Ueber 
die Bernehmung der Bolizeidirection 
und über Rückſprache mit dem. ?. Ober: 
landesgeridhte ift man auch dermalen 
nicht in der Lage, die von dem Magi- 
ftrate bezielte Enthebung der Comamune 
von ihrer dießfälligen, durch die provif. 
Gemeindeordnung begründeten Aufgabe 
eintreten au laffen. Die Gemeinde wird 
daher, wie gegenwärtig, der non der Bo- 
lizeidirection und den Bezirkspolizeicom⸗ 
miffariaten oder auch von den Gerichte- 
behörden an fie ergebenden Aufforderung 
zur polizeilichen Siderftellung ſolchen 
Eigenthums fortan Folge zu geben ha— 
ben. Uebrigens ergeht unter Einem an 
das k. k. Dberlandesgericht das Erfuchen, 
dahin zu wirken, daß durch eine möglichft 
beſchleunigte Amtshandlung der Gerichte 
in jenen hieher gehörigen Fällen, wo die 
Beftellung eines Curators Plaß greift, 
und durch Beftellung eines Curators ad 
actum behufs der Berfügung mit Mobi- 
lien und Effecten, die der Gemeinde zuge: 
wiefene Berwahrung aufdas Maß des un⸗ 
abwendbaren Bedürfniffes zurüdigeführt 
werde. Ob und inwiefern es angebe, daß 
die Gemeinde eine Entfhädigung für die 
mit der Berwahrung verbundenen, jet 
gar nicht erhobenen und wahrfheinlich 
auch nicht namhaften Auslagen anfpreche 
und nad Umftänden die Eigenthümer zur 
Uebernahme ihrer verwahrten Sachen 
verhalte, wird dem Magiftrate zu erwä- 
gen überlaffen. Die Bezirfscommiffariate 
werden hievon zur Darnahadtung mit 
dem Bemerken in Kenntniß gefebt, daß 
fi in den zum Polizeibezirke befindli- 
hen Drtfchaften vor den Linien in vor- 
fommenden Fällen nad der Analogie 
des oben citirten Statthaltereidecretes 
zu benehmen ift. (Deer. der Pol. Dir. 
v. 24. Auguft 1853 3. 18537/2179.) 

Siphilitifche Rolizei- Arreftanten, 
Zahlung der Eurkoften, f. Kranken— 
haus: Berpflegsgebühren. 
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Sittlichkeit, ſ. unſittliche Ab: 
bildungen. 

Soldaten, Borgang bei Ehrenbe— 
leidigungen durch Givilperfonen, f. 
Ehrenbeleidigung. 

Sonn: und Feiertagsheiligung. 
Aus Anlaß des Einſchreitens der hief- 
gen Perrückenmacher, Frifeure und Bar 
biere um Aufhebung der Befchräntungen 
ihres Gewerböbetriebes an Sonn- und 
Beiertagen hat die hohe k. k. n. ö. Statt. 
balterei laut Erlaſſes vom 31. Dechr. 
v. 3. 3. 44819 in Vorausſeßung dei 
diepfälligen Bedürfniffes die Polizei 
direction ermächtigt, das Dffenhalten 
der Gewölbe obiger Gewerboleute, je 
doch nur in Form einer vorübergehenden 
Geſtattung bis zum Erſcheinen modif- 
cirter Sonn» umd Feiertagsheiligung® 
Borfchriften zu erlauben. Demgemäf 
wird den Bezirtscommiffariaten zum 
gleihmäßigen Borgange im ganzen Po- 
lizeirayon bedeutet, bei Handhabung der 
Heiligungsvorfäriften in Hinkunft von 
der gänzlihen Sperrung der Gewölbe 
der Berrüdtenmacer, Frifeure und Bar 
biere während der Stunden von 10Uhr 
Vormittags bis A Uhr Nachmittags ab- 
zufeben, fohin den Gcwerbäbetrieb der: 
felben zu diefen Stunden, jedoch nur 
bei halbgeöffneten Laden, verbüllter 
Auslage und Befeitigung der Gewölbe: 
zeichen nicht zu beanftänden, ohne jedoh 
dießfalld den gedachten Gewerbäleuten 
eine förmliche Berechtigung zuzugefteben. 
(Deer. der Bol. Dir. v. 3. Jänner 1854 
8. 80/9.) 

— — den Berkauf von Briefmarken 
betreffend, f. Briefmarken. 

— — f. Brieffammlungen. 

Souveräne, fremde, Einfendung li⸗ 
terarifcher —— an ſelbe, ſ. Literari⸗ 
ſche Wert 

— ſ. Schauproductio⸗ 
nen. 

Sperrſtunde, — — der Ueber⸗ 
ſchreitung, ſ. Offenhalten 


Spiele. 
Spiele. Rad; den beftehenden Ber- 


erdnungen, namentlidh der ob der Enn- 
ſiſchen Landesftelle vom 27. November 
1792, dann dem Hoflanzleidecrete vom 
16. Juli 1801, ift den Dienftboten, 
Handwerfögefellen, Lehrjungen 
und den Berfonen, die vom Tag— 
lohne leben, das Spirlen um Geld 
in Gaft- und Schankhäufern verboten, 
und es ift hievon nur zu Gunften des 
Kegelfpieles, wenn um einen mäßigen 
Geldbetrag gefpielt wird, eine Ausnahme 
geftattet. Da die Handhabung diefer 
Vorſchrift in neuerer Zeit außer Hebung 
gekommen ift, fo fieht man ſich veranlaßt, 
diefelbe mit dem Beifaße hiemit zu er- 
neuern, daß die damwider Handelnden 
einer nach dem Strafgefeße v. 27. Mai 
1852 $. 260 und 522, dann dem Hof- 
Banzleidecrete v. 30. September 1806 
zu bemeffenden Geld» oder Arreftftrafe 
unterliegen, und aud die Gaftwirthe 
und Schänker, welde die Uebertretung 
dieſes Verbotes bei ſich geftatten, ſich 
ftraffällig machen. Diefe Verordnung iſt 
in allen Gaft- und Schankhauſern, Trai⸗ 
terien, öffentlihen Gärten und Eaffee- 
häufern anzufhlagen. (Erl. der o. ö. 
Statth. v. 29. Dechr. 1852 3. 13567. 
L. R. B. für D. Deft. U. Abth. 3.1853 
Nr. 3.) 

— — Nah dem a. h. Spielpatente 
vom 1. Mai 1784 und dem Regierungs- 
Circulare vom 14. Jänner 1841 3. 
35790, find nadhftehende Spiele als 
Hazard» oder Glückſpiele bezeichnet: 

Macao, Walaho, Pharaon, 
Baffet, Würfel, Baffadieci, 
Ransquenet, Quindici, Trenta, 
Quaranta, Raufben, Färbeln, 
Strafhalfincere, Brennten, Mo— 
lina, Halbz;wölf oder Mezzoduo— 
dDeci, Bingt un, Zwiden, Dräh— 
bret, Häufeln, TZrifhaden, Bir 
biſch, Biribis, das fogenannte Bil- 
lard-Kegelſpiel, das Anbieten, 
Breibieten oder Sticheln, das 
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Leveeferln oder Ramfhen, das 


fogenannte Bierzehnerin und das 
Zapparln; dann durd die Regierungs- 
verordnungen vom 5. Jänner 1843 3. 
36861, und 5. Detbr. 1843 3.26675 
das fogenannte Maufherin und 
Bumfen. 

Im Allgemeinen werden aber als ver- 
botene Hazardfpiele alle jene Spiele er- 
klärt, bei weldhen Gewinn oder Berluft 
nit ſowohl von der Geſchicklichkeit der 
Spielenden, ald vom bloßen Zufall ab- 
hängt. Diefe Borfchriften werden mit 
Beziehung auf den $. 522 des St. ©. 
mit dem Beifügen republicirt, daß die 
k. k. Polizeidirection in Linz, fowie auf 
dem Lande die k. k. Bezirkshauptmann⸗ 
fchaften, die Gemeindevorftehungen und 
die k. k. Gensd’armerie zur genauen 
Handhabung derfelben angewiefen wer- 
den. And ift diefe Aundmachung in al- 
len Gaſt- und Schanfhäufern, Traite— 
rien, Öffentlihen Gärten und Gaffeehäu- 
fern an einem für Jedermann frei zugäng- 
lihen Plage unter fonft angemeffener 
Strafe fürdie Unterlaffung anzufhlagen. 
(Erl. d. o. 5. Statth. v. 12. Juli 1853 
3. 9185. 0.5.8, R. 3. U. Abthlg. 
Nr. 266.) 

Spielpfennige. Die bereits am 
17. September 1801 erlaffene Hofver- 
ordnung, daß die von Metall verfertig- 
ten fogenannten Dantes oderSpiel- 
pfennige, um fie außer aller Aehn— 
lichkeit mit den Goldmünzen zu fegen, 
weder ein Bildniß eines regierenden oder 
abgelebten Fürften, noch irgend ein Zei⸗ 
hen einer öffentlihen Macht enthalten 
dürfen, und daß die eine Seite derfelben 
nit der Auffhrift: „Spielpfennig“ ver- 
fehen fein foll; wird in Folge Erlajfes 
der oberften Polizeibehörde v. 22. Det. 
1853 und im Einverftändniffe mit dem 
Juftizminifterium wieder zur allgemeinen 
Kenntniß gebracht. Gegen die Hebertre- 
ter diefer Verordnung wird nicht blog 
die Eonfiscation von ſolchen ordnungd- 


Staatsangehörige. 


widrig verfertigten Spielpfennigen ver- 
hängt, fondern au in Wiederholungs- 
fällen mit angemefjener Geld» oder Ar- 
reftftrafe vorgegangen. Die Bolizeibe- 
hörden haben diefe Vorſchriften gehörig 
zu überwachen und die Uebertreter der: 
felben zur Strafe zu ziehen. (Rundm. 
d. Statth. v. Tyrol v. 7.Novbr. 1853 
L. R. 2. II. Abth. Nr. 37.) 

Staatsangehörige, Uebereinfom- 
men zwiſchen Defterreih, Baiern und 
Sadjen, ſ. Baiern. 

Staatsbürgerfchaft, öfterreichi- 
fhe, fönnen die nach Amerika Ausge- 
wanderten nicht wieder erlangen, ſ. 
Amerika. 

— — Uebereinkommen zwiſchen De- 
ſterreich und Baiern wegen Uebernahme 
der Staatsangehörigen, ſ. Baiern. 

— — Frauensperſonen aus Baiern 
bedürfen bei ihrer Verehelichung mit 
Ausländern feiner Auswanderungsbe⸗ 
willigung, f. Ehe. 

— — deren Berleihbung an türkifche 
Unterthanen, ſ. Türkiſche Untertha: 
nen, 

Staatöpapiere, f. Ereditspa= 
piere. 

Staatsvertrag wegen Berpflegung 
erfrankter Staatsangehörigen, f. Kran- 
fenhaus:Berpflegsgebühren. 

Stämpel, ſ. Waffenpaß. 

Stangenfhilde, deren Abftellung 
betreffend, f. Schilde. 

Stellfuhren. Se.k.k. Apoſtoliſche 
Majeſtät haben mit Allerhöchſter Ent: 
ſchließung vom 23. April 1853 zu ge 
ftatten geruht, daß die, vermöge $. 15 
der a. h. Entſchließung über Meflage- 
rien und Stellfuhren v. 7. Dec. 1850 
von der Anwendung in Ungarn, Gie- 
benbürgen, Groatien, Slawonien und 
der ferbifhen Wojwodina mit dem Te- 
mefer Banate bisher ausgefchloflenen 
Beftimmungen defjelben Gefeßes num: 
mebr aud in diefen Kronländern (die 
Militärgränge bleibt hievon unberührt) 
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in Kraft geſetzt werden, inſoweit ſie ſich 
nicht auf die von derlei Unternehmun— 
gen an die Poſtmeiſter zu leiſtenden Ab⸗ 
gaben beziehen. Es werden daher die 
Privatunternehmungen periodiſcher Per⸗ 
ſonentransporte in den gedachten Kron- 
ländern der Berpflichtung zur unentgeld- 
lihen Beförderung der Briefpadete bie 
zum Gewichte von 50 Pfund und zur 
Gautionslegung, fowie überhaupt allen 
Anordnungen des Gefehes vom 7. Der. 
1850 (R. G. B. vom Jahre 1851 Nr. 1) 
unterliegen, mit alleiniger Ausnahme je 
ner Beftimmungen, welde die Entrid- 
tumg der Gebühren an die Poftmeifter 
betreffen. Nah Inhalt des $. 3 diefes 
Geſetzes bleibt e8 der Staatsverwaltung 
auch rücfichtlich diefer Kronländer vor- 
behalten, die Perfonen- und Saden- 
Transporte durh Privatunternehmuns 
gen überhaupt einer angemeffenen Ab- 
gabe zu unterziehen, und zu diefem Be- 
hufe eine befondere Vorſchrift zu erlaflen. 
(Ddg. des Hdlem. v. 27. Mai 1853. 
R. ©. 23. Nr. 98.) 
Stenerrüdftand, ſ. Ererutions: 


gebühr. 
f. Körperlide 


Stodftreidhe , 
Züchtigung. 

Strafgerichtsbarkeit der Polizei 
bebörde, |. m. 


Strafgewalt der politifhen umd 
Volizeibehörden, ſ. Politifhe Be 
börden. 


Spyphilitifche Polizei» Arreflanten, 
f. Krankenhaus: VBerpflegsgebüb: 


ven, 

Tabaktrafilanten, den Verſchleiß 
an Sonn: und Feiertagen betreffend, ſ. 
Brieffammlungen. 

Tabaktrafiken, Verſchleiß der Brief- 
marken betreffend, f. Briefmarken. 

Taborau, Bauführungen dafelbft, 
f. Brigittenan. 

Zaglia. Mit Erl. der oberften Po— 
lizeibehörde vom 18. Februar d. I. 3. 
2060/508 V. wurde der Fortbezug der 


Tanzmeifler. 


mit den Polizeihofftelle : Berordnungen 
vom 25. April 1819 und 21. Juni 
1837 den Individuen der Militär: und 
Eivilpolizeiwache, dann den Grundwäch⸗ 
tern für die Zuftandebringung unbeauf- 
fihtigter Pferde und Wägen bewilligten 
Zaglia pr. 10 fr. EM. geftattet. (Decr. 
der Bol. Dir. vom 19. März 1854 3. 
4477/975.) 

Zanzmeifter. Die k.k. n. 5. Statt- 
balterei hat laut Erlaſſes vom 25. Fe— 
bruar 1854 3. 1036/21 U. A., mit wel⸗ 
chem mehreren hiefigen Tanzlehrern die 
Bewilligung zur Errichtung einer Tanz. 
lehranftalt ertheilt worden ift, dießfalls 
nachſtehende Bedingungen vorgefchrie- 
ben: 

1. muß mit Hinblid auf die a. h. 
Entſchließung vom Jahre 1803, a. h. 
Cabinetsjchreiben vom 18. Mai 1833 
und die Regierungscircularverordnung 
vom 29. September 1803 (ſ. Gonn- 
und Feiertagsheiligung 3. Bd. ©. 
170 und 175) der Unterriht nad Ge- 
ſchlechtern ertheilt werden, fo daß beide 
Geſchlechter nie und unter feinem Vor— 
wande gemeinfghaftlih im Tanzen un- 
terrichtet werden dürfen; 

2. dürfen Unterricht und Zanzübuns« 
gen an Sonn und gebotenen Feiertagen 
nie gegeben werden; 

3. Kinder im ſchulpflichtigen Alter 
dürfen nie gemeinſchaftlich mit Erwadh- 
fenen an dem Zangunterricht Theil neh: 
men, und nur nach Geſchlechtern getheilt 
denfelben erhalten, eben jo dürfen ge: 
dachte Kinder nur unter der Bedingung 
in die Tanzſchule aufgenommen werden, 
daß fie entweder die öffentlihe Schule 
beſuchen, oder von einem geprüften Leh— 
ter zu Haufe unterrichtet werden; 

4. muß ſich jeder die guten Sitten 
verlegenden Anmaßung, jeden Unter: 
ſchleifes und jeder Unzutömmlichkeit ent- 
halten werden; 

5. darf die Berabreihung von Ge- 
tränfen und Speifen, fo wie die fürm- 
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lie Haltung von Tanzmuſiken gegen 
Eintrittögeld durchaus nicht ftattfinden ; 

6. muß jede Wohnungsveränderung 
ſowohl der k. k. Bolizeidirection ald dem 
Wiener Magiftrate angezeigt werden, 
und bei dem Leßteren behufs der Rea- 
fumirung der Erwerbftenerverhandlung 
die entjpredhende Erklärung überreicht 
werden. 

Die Polizeidirection wird übrigens 
mit Hinweifung auf den Erlaß vom 24. 
December v. 3. 3. 7123 beauftragt, 
die geeigneten Einleitungen zu treffen, 
damit die Tanzfhulen in Wien genau 
überwacht, jeder Mißbrauch und Ueber: 
griff mit Nachdrud hintangehalten und 
nad Umftänden der ordnungsmäßigen 
Amtshandlung unterzogen werde. Von 
diefer Verfügung find die Bittfteller mit 
dem ausdrücdtichen Beifage in Kenntniß 
zu feßen, daß die Hebertretung diefer vor— 
geſchriebenen Bedingungen den Berluft 
des hiemit ertheilten Befugnifjes zu 
Folge haben würde. 

Die k. k. Polizeibezirkscommiffariate 
werden hievon im Nachhange zum hier- 
ortigen Decrete vom 15. Jänner d. J. 
3- 98/20 1.C. A. zur Darnachachtung in 
die Kenntniß gefeßt. (Decr. der Bol. Dir. 
v.20. Mär; 1854 3. 6167/1005.) 

Tanzmuſiken. Rüdfichtlih ver 
Dauer der Bälle und Tanzmuſiken im 
dießjährigen Faſchinge wird, um etwai- 
gen Zweifeln zu begegnen, bemerft, daß 
nachdem die dießfälligen Beftimmungen 
des f. k. Militärgouvernements mit der 
Aufhebung des Belagerungszuftandes 
außer Wirkſamkeit getreten find, mit 
Hınblid auf die frühere Gepflogenheit 
die Abhaltung von Bällen und Zanz- 
mujifen, ausgenommen an Donnerita- 
gen, Samftagen und an dem Borabende 
eines Feiertages, bis 5 Uhr Morgens 
geftattet werden kann, übrigens den Be- 
zirfscommiffariaten ed  unbenommen 
bleibt, nad Umftänden eine kürzere 
Dauer der Zanzmufit feftzufegen. (Deer, 


Tanzmuſiken. 


der Bol. Dir. vom 2. Jänner 1854 8. 
52/4.) 

Zanzmufilen, ausnahmsweife Er 
theilung der Bewilligung zum längeren 
Dffenhalten der Gafthauslocalitäten in 
der Nähe von Balllocalen, f. Offen: 
halten. 

— — von der Ertheilung der Licen⸗ 
zen ift die Gensd’armerie zu verftändi- 
gen, f. Offenhalten. 

— — Gebühren für die Infpection, 
f. Polizeibeamte. 

— — f. Polizeitaren. 

Taubſtumme. Wegen genauer Ue- 
berwachung der in den Gemeinden bes 
findliden Taubſtummen und Blödfinni- 
gen wird angeordnet: 

1. Sämmtlide Gemeindevorfteher 
haben einen genauen Ausweis über alle 
in ihrem Gemeindebezirte befindlichen 
Zaubftummen und Blödfinnigen binnen 
6 Wochen der Bezirfahauptmannfhaft 
vorzulegen. Diefer Ausweis bat eine 
möglihft genaue PBerfonsbefhreibung, 
fo wie auch eine genaue Angabe jener 
Perſonen zu enthalten, welchen die Pflege 
und unmittelbare Aufficht über die nach⸗ 
gewiefenen Zaubftummen und Blödfin- 
nigen obliegt. 

2. Der Ausweis ift nach Ablauf eines 
jeden Jahres neu vorzulegen oder zu 
berichtigen. 

3. Jeder Gemeindevorftand ift ver 
pflitet, die eigenmächtige Entfernung 
der im Ausweife enthaltenen Taubitum- 
men oder Blödfinnigen bei Bermeidung 
einer Geldftrafe von 5 bis 10 Gulden 
binnen 3 Tagen der Bezirkshauptmann⸗ 
haft anzuzeigen. 

4. Die Bezirkahauptmannfchaft hat 
wegen Ausfindigmadhung der entlaufe 
nen, fowie wegen Ausmittelung der Zu— 
ftändigfeit der aufgegriffenen Indivi— 
duen die weiteren Ginleitungen zu tref— 
fen, und im Falle der unterlaffenen An- 
jeige der eigenmächtigen Gntfernung 
eines derlei Individuums aus dem Ges 
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meindebezirte, oder der erweidlichen 
Vernachlaͤſſigung der den Angehörigen 
obliegenden Aufficht das Amt zu ban- 
deln. (Erl. der fteierm. Statth. vom 5. 
April 1853. Steierm. 2. R. Bl. H. 
Abth. Nr. 67.) Eine ähnliche Anord» 
nung erging aud für Oberöfterreid, 
und es wurde noch bemerkt, dab es 
zweckmaͤßig fei, die hier in Frage fteben- 
den Taubſtummen und Blödfinnigen 
mit einer Marke von Holz oder Blech 
zu verfehen, auf welcher ihr Rame und 
Unterkunftsort ausgedrüdt ift. Diele 
Marke hätten fie an einem Schnürden 
immer am Leibe zu tragen, oder es könnte 
dasfelbe am Kleide feftgemadht werden. 
(Erl. der o. ö. Statth. vom 31. Mai 
1853 3. 3488/4809. &,R. 2. II. Abth. 
Nr. 246.) 

Taufe, ſ. Deutſchkatholiken. 

Zaren, ſ. Polizeitaren. 

Theater am Kärnthnerthore, fiche 
Polizeitaren. 

— — mufifalifche und fonftige Pre 
ductionen können in Wien während der 
Theaterftunden Statt finden, f. Schau: 
produetionen. 

Thierguälerei. Die ob der ennfi- 
ſche Kandesregierung hat bereits unterm 
23. Mai 1845 3. 9845, die politi- 
fhen Behörden angewiefen, mögliäk 
auf die Abftellung der vorfommenden 
Thierquälereien, namentlich auf dieje 
nigen einzuwirfen, welde einen fan 
tätswidrigen Einfluß auf das 
zum menfhliden Genuſſe br 
ffimmte Fleifh von Thieren 
ausüben. Leider fommen foldye Thier- 
quälereien noch immer häufig vor. Im 
befondere ift dieß rüdfichtlich des Trank: 
portes der Kälber und des Steh: 
viehes der Fall, indem dieſe XThiere 
gewöhnlih an den Füßen feftgebunden 
der Art auf den Wägen oder Schub: 
farren geladen werden, daß die Köpfe 
vom Wagen herabhängen und nid 
felten an den Rädern oder an der Erde 
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geſchleift werden, mithin während des 
Transportes auf eine empörende Weiſe 
gemartert werden. Die gewöhnlich feſt 
aneinander gebundenen Füße laufen 
den Rälbern an, das Fleiſch ift oft bis 
an die Knochen eingefchnitten, den 
Thieren wird dur die gefrummte Lage 
der Urin krampfhaft zurüdgehalten, 
und die Blafe und Lunge find öfters 
von Blut unterlaufen. Es ift Mar und 
ift auch durch die gepflogenen Erhebun⸗ 
gen fiher geftellt, daß ein foldyer Trans: 
port auf das zum Genuffe beftimmte 
Fleifh der Thiere nachtheilig wirkt. 
Daffelbe ailt au von dem vorkom⸗ 
menden Transporte der Kälber auf 
Schiffen, wo diefelben oft zu 4 bis 5 
Stüden gebunden auf einander gelent 
werden, und oft den ganzen Tag fo 
liegen, wobei manches Stüd zum Tode 
erkrankt oder auch ganz au Grunde gebt. 
Desgleichen werden oft die Lämmer 
und Ziekchen an den Füßen gefne- 
belt und meite Streden gefchleppt. 
Hieher gehört aub das Heben von 
Schlacht- und Stechvieh mit biſ— 
figen Hunden, worauf die Bezirks— 
bauptmannfchaften bereit? mit dem 
Erlaffe vom 14. Jänner 1852 2. 
19270 aufmerffam gemacht wurden, in⸗ 
dem die foldergeftalt gehetzten Thiere 
durch das anhaltende Bellen und öftere 
Zwiden und Beißen der Hunde in bes 
ftändige Angft, und oft in einen Zuftand 
der Wildheit verfeßt werden, in welchem 
das Fleiſch Franfhaft und zum Genuffe 
minder zuträali wird. Aus Rückſichten 
der Gefundheitspolizei findet man fich 
veranlaßt, hiemit ausdrücklich zu erflä- 
ren, daß diefe und alle ähnlichen Thier- 
quälereien, welche auf das zum menſch⸗ 
Iihen Genuffe beftimmte Kleifh von 
Thieren.nadtheilig wirken, als Ueber- 
tretungen der Geſundheitspolizei zu ber 
handeln und mit Geldftrafen von 2 big 
10 Bulden, oder im Kalle der Zab- 
Iungsunfähigfeit mit verhältnigmäßigem 
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Ürrefte zu ahnden find. Die Auffihts- 
bebörden und Drgane, indbefondere die 
f. k. Sendarmerie werden aufgefordert, 
Jedermann, der fi eine foldhe Ueber- 
tretung zu Schulden fommen läßt, an- 
zubalten, die Kortfeßung der Thierquä- 
Ierei einzuftellen, und die Strafamts- 
handlung bei dem competenten Bezirkes 
gerichte anhängig zu machen. Mebft 
den erwähnten, gefundheitsfhädlichen 
Thierquälereien werden oft auch ſolche 
verübt, wodurd das menfhliche Gefühl 
empört und ein öffentliches Aergerniß 
gegeben wird. Hieher gehört insbefon- 
dere das graufame Antreiben der Zug- 
thiere vor überladenen Wägen. Cd ges 
hört zu den Aufgaben der Sittlichkeitd- 
polizei, ſolche von bedenklicher Rohheit 
zeigende Thierquälereien nicht zu duls 
den, daber werden im Grunde des Hof- 
TanzleisDecreted vom 14. Det. 1847 
3. 28116, aud in diefer Richtung die 
Behörden und Auffihtsorgane zur Auf: 
merffamfeit und zum energifchen Ein- 
fhreiten mit dem Beifaße aufgefordert, 
daß ſolche Thierquälereien ebenfo, wie 
oben rüdfihtlih der gefundheitsfhäd- 
lihen verordnet wurde, zu beftrafen 
feien. (Erl. der o. ö. Statth. v. 29. 
Mai 1853 3. 2136, 0.5.8. R. B. 
II. Abth. Nr. 259.) 

Thierquälerei. Im Nahhange zu 
der Kundm. v. 29. Mai 1853 3.2136 
wurden einige Beftimmungen bezüglich 
des Transportes und des Führens der 
Kälber und des Stechviehes Tundge- 
macht. (Exl. der o. ö. Statth. v. 30. 
Zuli 1853 3. 12456, 8. R. 2. I. 
Abth. Nr. 269.) 

Thurocz, Haufirer aus dem Comi— 
tate Thurocz, f. Hanfirpatent. 

Törcher, f. Karrenzieher. 

Troddeln, deren Ueberwadhung 
durch die Gemeinden, |. TZanbftumme. 

Türfifhe Unterthanen. Den 
aus dem türfifchen in den öfterreichir 
fhen Staatsverband aufgenommenen 


Ueberſchwemmung. 


Individuen gebührt der volle Conſular⸗ 
fhuß in der Levante auf gleiche Weife 
und in gleiher Ausdehnung wie 
allen andern öfterreihifhen Unter- 
thanen, und es bat demnach von dem 
hoben Hoffanzlei-Decrete vom 10. April 
1834 3. 7405, infoweit daffelbe den 
in die öfterreichifche Staatsbürgerſchaft 
aufgenommenen türkifhen Unterthanen 
bei Ablegung des Unterthaneneides 
protocollamäßig zu bedeuten anordnet, 
daß fie im Falle ihrer wie immer gear- 
teten Rückkehr in die Türkei, dort auf 
die gefeglichen Vorzüge, Freiheiten und 
Schutzgenoſſenſchaften der übrigen öfter- 
reichifhen Unterthanen, folglich aud 
auf den Schuß der k. f. öfterreichifchen 
Agenten und Behörden keinen Anſpruch 
zu machen haben, abzukommen. Bei 
Anwendung des obigen Grundfakes 
follen jedoch folgende Vorfichten feftge- 
halten werden: 

1. die biäherige jeder Naturalifation 
eines ottomanifchen Unterthans vorber- 
gebenden Erhebungen über deffen Fa— 
milie und Vermögensſtand, deffen frü- 
here Berhältniffe ıc. find auch fernerbin 
zu pflegen. 

2. Ausnahmen und Nachſichten be- 
zügli der zur Einbürgerung feſtgeſetz— 
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gen in der Brigittenau, f. Brigit: 
tenan. 

Webertretungen, geringe, Gerihte- 
barfeit über Militärbeurlaubte und Re- 
ferpemänner, ſ. Militärbenrlanbte. 

Uebertretungen , Gerichtäbarkeit 
der Bolizeibehörde, f. Polizeibehörde. 

Unächtheits-Eertificate, f. Ere: 
bit8papiere. 

Ungarifhe Nationalmuſiken. 
Zu Kolge Erlaffes des n. d. Statth. 
Präfidiums vom 30. v. M. 3. 4009/P. 
find nah Entfheidung der hoben k. f. 
oberften Bolizeibehärde vom 27. v. M. 
3. 13139, die bisher im Betreff der 
Productionen ungarifher Nationalmu- 
fiter bier beftandenen Beſchränkungen, 
da Muſikgeſellſchaften in Ueberzahl auf 
biefigem Blake vorhanden find und auch 
feine böberen Kunftrüdfichten das Huf 
treten ungariſcher Nationalmufifer wün⸗ 
ſchenswerth machen, aud für die Zu 
kunft aufrecht zu erhalten, daher auch 
ferner ſolchen Muſikgeſellſchaften feine 
Productionsbewilligung für den Wiener 
Bolizeibezirk zu ertheilen. (Decr. der 
Pol. Dir. vom 2. Detober 1853 3. 
22543/2601.) 

Ungarn, das n. ö. Hohlmaß wird 
dafelbft ala geſetzliches Maß erflärt, f. 

af. 


ten Aufenthaltsfrift in den ka k. Staa- Maß 


ten, follen nur fo felten ala möglich ge- 
ftattet werden. 
3. Die Rückkehr in die Türkei foll 
folhen naturalifirten Staatsbürgern 
nur dann geftattet fein, wenn fie ſich 
über den Zweck ihrer Reife ordentlih 
ausweifen, in welchem alle jedoch die 
Bewilligung biezu nicht auf längere 
Beit, als ein Jahr ertheilt werden foll, 
da die Verlängerung dieſes Termines, 
wenn fie ſich als nothwendig erweiſet, 
ohnehin durch die k. k. Conſularämter 
nachgeſucht werden kann. (Erl. d. Min. 
d. Inn. v. 15. Febr. 1854 3. 1003, 
n. d. Stattb. 3. 6631.) 
Veberfhwenmung, Bauführun 


— — Einführung des n. ö. Hohl: 
maßes, f. Maß. 

— — Einführung der Stellfuhren, 
f. Stellfuhren. 

Uniformfappe. Das in dem 8.13 
der Uniformirumgsvorfährift v. 21. Aug. 
1849 den Beamten gemabte Zuge 
ſtändniß: im gewöhnlihenDienfle 
und auf Reifen die dafelbft näher 
bezeichneten Kappen zu tragen, ift nur 
dahin zu verftehen, daß diefe Kappe 
bloß in Verbindung mit der Uniform, 
keineswegs aber auch zur gewöhnlichen 
Eivilfleidung getragen werden dürfe. 
Da num wirflid Fälle vorgefommen 
find, daß die Uniformkappe aud zur 
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gewöhnlihen Eivilfleidung nicht felten 
mit Verletzung des Decorumsd getragen 
wurde, fo findet man fich veranlaßt, 
zur Hintanhaltung der aus diefem Miß- 
brauche möglicher Weife fich ergebenden 
Unzukömmlichkeiten der Polizeibeamten 
das Tragen der Uniformfappe zur Eis 
vilfleidung hiemit förmlich zu unter 
fagen. (Erl. der oberft. Pol. Beh. v. 
30. Juli 1853 8. 10135/999, Deer. 
der Pol. Dir. v. 6. Auguft 1853 3. 
2391/P.) 

Unfittliche Abbildungen. Da es 
im Intereffe der öffentlichen Sittlichkeit 
liegt, fittlid anſtößige Abbildungen, 
wenn auch dabei fein Aergerniß erregt, 
«mithin die Anwendung des Strafgefe 
bes nicht begründet wird, nicht in Ber: 
ehr fommen zu laffen, fo hat die k. k. 
n. d. GStatthalterei aus dem Anlaffe, 
daß eine Juſtizbehörde in einem ſolchen 
dahin angezeigten Falle feinen That- 
beftand der Uebertretung gegen die öf— 
fentlihe Sittlichkeit erkannt und des» 
halb auch die diepfällige Unterfuchung 
eingeftellt bat, mit Decrete vom 23. 
Sept. 1853 3. 32578 angeordnet, 
daß der Verkehr mit ähnlichen anftö- 
Bigen Gegenftänden durch forgfaltige 
Ueberwadhung hintanzubalten fei. (Deer. 
der Bol. Dir. v. 30. September 1853 
3. 22057/2560.) 

Unterofficiere, gediente, Ueber— 
tritt in die Eivilanftellung, ſ. Militär: 
perfonen. 

Unterfchrift, eigenhändige auf den 
Päffen, ſ. Päſſe. 

Urlauber, ſ. Militärbeurlaubte. 

Bagabunden, Beſchränkung des 
Herumziehens der Rarrenzieber, f. Kar: 
renzieher. 

— — dad Herumziehen mit Kin— 
dern, ſ. Kinder. 

Verbrecher, Auslieferung, f. Aus: 
lieferung. 

— — GStaatövertrag mit Belgien 
wegen Auslieferung, ſ. Auslieferung. 
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Bereine. Um in Bezug auf die 
zahlreihen in dem Polizeibezirke von 
Wien beftehenden Bereine hinſichtlich 
der zu pflegenden Ueberwahung und 
ded Rechtes eine Imfpectionsgebühr 
aus folhen Anläffen aufzurehnen, den 
f. k. Bezirks-Commiſſariaten gewiffe 
leitende Grundfäge an die Hand zu ge: 
ben, wird Nachſtehendes in Erinnerung 
gebracht: Es ift einleuchtend, daß die 
Art der Ueberwachung der Vereine den 
Herrn Bezirkäleitern, in deren Rayon 
fih foldde befinden, nach genauer und 
umfihtiger Erwägung aller Umftände 
überlaffen werden muß. Die Nothwen- 
digkeit eines befonderen zur Ueberwas 
hung zu beftimmenden polizeilihen Dr- 
ganes wird fih nicht in allen Fällen 
und zwar um fo weniger heraugftellen, 
als viele Vereine durchaus nicht bedenf- 
lich erfcheinen. Bei anderen, bei welchen 
die Intervention eines Polizeideamten 
nöthig erfheint, begründet dieſer In— 
ſpectionsdienſt nach 8. 3 des Decretes 
vom 4. v. M. 3. 2543/551 in ber 
Regel keinen Anfpruh auf Bergütung 
und nur in befonderen feltenen Fällen, 
in welchen bei irgend einem Bereine 
eine angeftrengte, durch mehrere 
Stunden währende Infpection in Uni: 
form ftattgefunden hätte, fann die Ge- 
bühr pr. 1 fl. 36 fr. ohne Unterſchied 
des Dienftranges in Aufrechnung ge: 
bracht werden. Bei der in die Augen 
fallenden Nothwendigkeit, die größt- 
möglihfte Sparfamteit zu beobadten, 
fest man voraus, daß die Herm Bezirks— 
leiter nur durch ein erweisliches Bedürf- 
niß beftimmt, ſolche Infpectionen in 
Uniform anordnen und aufrechnen, auch 
fi gegenwärtig halten werden, daß ein 
folder Kal um fo feltener eintreten 
könne, als die Verſammlungen aus 
größtentheild bekannten felten wechjeln- 
den Mitgliedern beftehen, daß ſich daher 
denfelben auch der Infpectionsbeamte 
nicht erft dur die Amtsuniform kennt» 
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ih zu machen braucht, und daß das 
anderweitige Bublicum von ſolchen Ber- 
fammlungen ausgefhloffen bleibt. (Deer. 
der Bol. Dir. v. 3. März 1854 3. 
5305/1153.) 

Berein, der Deutſchkatholicismus 
ift als ein politifher Verein anzufehen, 
f. Deutſchkatholiken. 

— — Berihtigung der Kranken: 
Berpflegstoften, f. Kranfenunterftü- 
gungs:Bereine. 

— — Beſtimmung rüuͤckſichtlich der 
Leichenvereine in Wien, ſ. Leichen: 
vereine. 

Berheirathete Frauensperſonen, 
Aufnahme in die Gebäranftalt, ſ. Ge— 
bäranftalt, 

Berpachtung der Lohnfubrwerks- 
licenzen, f. Lohnfuhrwerkslicenzen. 

Berpflegung erkrankter Staats: 
angebörigen, Uebereintommen mit meh- 
teren deutfhen Regierungen, ſ. Sran- 
fenhaus:Berpflegsgebühren. 

Berwiefene Ausländer, f. Aus: 
länder. 

Birtualienhandel, die Erlaubniß 
zur Ausübung deſſelben betreffend, ſ. 
Gewerbe. 

Bidirung der Reifeurfunden als 
Vollzugsmaßregel der verhängten Aus- 
weifung, ſ. Abfchaffung. 

Bögel. Nah dem hohen Regie- 
rungsdecrete vom 1. Juli 1804 3. 
11383, erneuert durch Regierungsdecret 
vom 6. Februar 1839 3. 6152, ift, 
außerder Herbfizeit, das Fangen 
der Bögel, fo wie das Ausnehmen der 
Eier und der jungen Bögel, ohne Un- 
terfchied verboten. Da jedoch nicht nur 
die berechtigten Vogelhändler, fondern 
auch viele Landleute-frifh eingefangene 
und junge Vögel, letztere häufig fogar 
nod in den Neftern zu Markte bringen, 
jo werden infolge hohen Statthalterei- 
Erlaffes vom 22. April d. J. 3.13982, 
die angeführten gefeßlichen Beftimmun- 
gen mit dem Beifage hiemit in Erinnes 
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rung gebracht, daß dielebertreter diefes 
Geſetzes nebft der Eonfiscation der auf 
diefe Art wo immer zum Verkauf ge- 
brachten Bögel auch no um Geld oder 
mit Arreft werden beftraft werden. Es 
ift ferner au die Wahrnehmung ge- 
macht worden, daß gemwiffen Bogelgat- 
tungen, befonders den Finken, die Augen 
aus dem Grunde geblendet werden, 
damit fie beffer und andauernder fingen; 
— da diefes aber eine graufame Hand- 
lung und arge Thierquälerei ift, fo wird 
ſolches biemit verboten, und es werden 
derlei geblendete Bögel, auf welchem 
Markte, oder bei weldyem Bogelhändier 
fie immer angetroffen werden follten, 
nicht nur confiscirt, fondern aud die 
Inhaber derfelben noch überdieß be- 
ftraft werden. (Kundm. des Wiener 
Magift. v. 27. April 1854 3. 36458. 
Bögel. Die Kundm. des Wiener 
Magiftrats vom 27. April 1854 wurde 
den Bezirfa-Commiffariaten mit dem 
Auftrage mitgetheilt, jedem Webertre- 
tungsfall an den Schuldigen im Die- 
ciplinarwege nah den über das dief- 
fällige Berfahren erlaffenen Vorſchriften, 
wornadh dem Bezirfd-Commiffariate die 
betreffende Amtshandlung zuftebt, ftrenge 
um Geld oder mit Arreft zu beftrafen. 
(Deer. der Bol. Dir. in Wien v. 27. 
Mai 1854 3. 10296/2138.) 
Vollſtreckung der Verfügungen der 
politifhen und Polizei-Behörden, f. 
politifhe Behörden. 
Borladungen, dießfällige Amte- 
gewalt der politifhen und Polizei-Be- 
börden, f. politifche Behörden. 
Wade, ſ. Sagddienft. 
Wächter, ſ. Grundwädter. 
Waffen. In Gemäßheit der a. h. 
Entfhliefung vom 20. April 1854 
werden nachſtehende Ergänzungen und 
Aenderungen des a. h. Patentes vom 
18. Jänner 1818 mit der Beſtimmung 
zur allgemeinen Kenntniß gebradt, da 
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diefelbe vom 1. Mai 1854 an in Wirk 
famfeit zu treten babe: 

1. Die nad) $. 6 des Patentes vom 
18. Jänner 1818 zum Tragen von 
Feuergewehren und Biftolen erforder: 
liche Bewilligung darf in Zukunft nur 
auf ein bis drei Jahre ertheilt werden. 
Sie fann aber auch auf eine kürzere 
Zeit und nur auf die Dauer gewiffer 
Zwede, z. B. einer Reife, beſchränkt 
werben. 

2. Die im $. 9 des Patentes vom 
18. Jänner 1818 erwähnte Uebertre- 
tung des unerlaubten Tragens von 
Feuerwaffen ift in Hinkunft nah $. 7 
diefes Patentes zu ahnden. 

3. Zum Beſitze von Feuerwaffen ift 
gleichfalls die Bewilligung der zur Er- 
theilung der Erlaubniß des Tragens 
folder Waffen competenten Behörde er⸗ 
forderlib. Der unerlaubte Beſitz von 
Beuerwaffen unterliegt den im $. 7 des 
Patentes vom 18. Jänner 1818 ange- 
drohten Strafen. Ausgenommen von 
der Einholung einer folden Bewilli— 
gung find nur diejenigen, melde fchon 
früher von der competenten Militär: 
behörde die Erlaubnig zum Befike von 
Beuerwaffen erhalten haben, jedoch nur 
für die Dauer diefer Erlaubniß. 

4. Der unerlaubte Verkehr mit Waf- 
fen, BWaffenbeftandtheilen und uni: 
tionsgegenftänden jeder Art, ſowie das 
Einſchmuggeln von derlei Begenftänden 
ift, in foferne fi eine folhe Handlung 
nicht als Mitſchuld an dem Verbrechen 
des Hochverratbes oder fonft ala eine 
ſchwerer verpönte flrafbare Handlung 
darftellt, nebft dem Berfalle der vorge: 
fundenen Gegenftände, mit firengem 
Arrefte von ſechs Monaten bis zu fünf 
Jahren zu beftrafen. (Bdg. des Min. 
des Inn. der Juft. und der oberfl. Bol. 
Beh. v. 24. April 1854, giltig für das 
lomb.svenet. Könige. R. G. B. Nr. 98.) 

Waffenpäſſe. Die Gefuhe um 
Erfelglaffung eines Waftenpaffes find 

Zaleidty, Handb. des Pol. Geſ. UL 
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mit Rüdfiht auf den $. 21 des Faif. 
PBatentes v. 24. Detober 1852, wor- 
nah außer der Stämpelgebühr von 
30 fr, für den Waffenpaß feine andere 
Gebühr zu entrichten ift, ftämpelftei. 
(Deer. des Finanzm. v. 16. Mai 1853 
3. 16149, Bdg. der fteierm. illir. Fi⸗ 
nanz=Landes- Direction v. 25. Mai 
1853. Steierm. L. R. 3. II. Abth. 
Nr. 79.) 

Waffenpäffe. Zu Folge Eircular- 
Verordnung vom 2. April 1854 D. 
2034 (Armee -Berordnungsblatt Nr. 
24 ©. 98) find Militär-Indivi— 
duen nad dem Waffenpatente vom 24. 
Dctober 1852 hinſichtlich des Befikes 
und Tragend von Privatwaffen feiner 
Befchränkung unterworfen. Diefe Uns 
befchränftheit wurde den Militärperfos 
nen nur in fofern geftattet, als fie in 
der vorgefhriebenen Uniform erſcheinen. 
Nachdem aber Se. Majeftät, wie mit 
bierortiger Circular - Berordnung 3. 
2810 vom 6. April 1853 befannt ge- 
geben wurde — bezüglich des Berbotes 
des Tragens von Eivilfleidern für die 
f. k. Dfficiere auf Jagden die alleinige 
Ausnahme zu geftatten gerubten, daß 
diefelben fich bei derlei Partien des An- 
legens von Jagdkleidern bedienen dür- 
fen, fo findet man hiemit anzuordnen, 
dag k. k. Dfficiere, fobald fie fih in 
Jagdkleidern auf die Jagd begeben, mit 
einem von ihrer vorgefeßten Militär 
Behörde ausgefertigten Waffenpaffe vers 
feben fein müffen, um diefelben vor un- 
angenehmen Conflicten zu verwahren, 
und die Sicherheitgorgane in Erfüllung 
ihres Obliegenbeiten nit unnöthigen 
Mißgriffen und Verantwortlichkeiten 
auszufeßen. (Erf. des Armee -DOber- 
Commando v. 28. Auguſt 1853 3. 
2082.) 

Waiſenhaus, f. Kinder. 

Wallfohrten. Die im Lande 
Dberöfterreih fih mehrenden Wall— 
fabrerzüge aus Dberöfterreid 
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Wallfahrten. 


nad Baiern und aus dem ſönig— 
reihe Baiern nah Oberöſter— 
reih nahmen theilweife nach den ge- 
machten Erfahrungen eine Geftalt an, 
die theild wegen der großen Menge der 
theilnehmenden Perfonen, theild wegen 
des mandhmal in fpäter Stunde ftatt- 
findenden Grenzübertrittes die zollämt- 
lihe und paßpolizeilihe Behandlung 
der Wallfahrer unmöglich macht, oder 
doch fehr erfhwert. Ein fo gearteter 
Grenzgübertritt bietet den Schmugglern 
und den in polizeiliher Hinficht bedenkt. 
lihen Perſonen die befte Gelegenheit 
dar, fi den Wallfahrten für die kurze 
Strede des Paffirend der Grenze und 
Zolllinie anzufhließen, und fo unent- 
det über die Grenze zu gelangen. Um 
diefen Unzukömmlichkeiten mit möglich- 
fter Schonung der religiöfen Gefinnung 
abzubelfen, hat das h. k.k. Miniftertum 
des Innern, nah Einvernehmen mit 
dem h. Minifterium für Eultus und Un- 
terricht mit den Erläffen vom 31. Juli 
1852 3. 17622 und vom 14. Dec. 
1852 3. 31868 Folgendes verordnet: 

1. Die Wallfahrer dürfen nur nad 
Sonnenaufgang und vor Sonnenunter: 
gang über die ?. f. Grenze aus⸗ und 
eintreten. 

2. Die Beiftlihen oder Führer der 
Proceffion haben vor dem Anlangen an 
der Grenze alle religiöfen Handlungen 
und Feierlichkeiten einzuftellen, damit 
die paßpolizeilihe und zollämtliche Re— 
viſion ſämmtlicher Wallfahrer unbeirrt 
Platz greifen Fönne. 

3. Bei ſolchen Wallfahrtözügen fol- 
Ien die Perfonen, welche zu den Grenz- 
bewohnern gehören, mit den für den 
Grenzverkehr üblichen Geleitſcheinen — 
die Perfonen, welche nicht zu den Grenz- 
bewohnern gehören, mit ihren Heimath— 
ſcheinen verfehen fein. 

4. Die Führer der Proceffionen fol- 
len ungeftempelte Gertificate bei ſich 
haben, in welchen der Gnadenort ala 
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Ziel der Wallfahrt, die Zeit und Rich— 
tung des Hin- und Herweged, dann 
jeder Theilnehmer namentlih anzufüb- 
ren, endlich jeder Zumahs und Abgang 
amtlich zu beftätigen ift. 

5. Die Behörden follen die Anfüh— 
rung von Wallfahrtäzjügen nur ganz 
vertrauungswürdigen Perſonen ge« 
ftatten. 

6. Aus dem Innern des Landes 
kommende Wallfahrer, die fih Feiner 
Proceffion anfhließen, müffen wie an- 
dere ind Ausland reifende Perſonen 
mit Statthalterei- (Kreisregierungs-) 
Bäffen verfehen fein. 

Als den Zeitpunkt der Handhabung 
diefer Beftimmungen bat das h. k.k. 
Minifterium des Innern binfidhtlich der 
baierifhen Wallfahrtszüge angeordnet, 
daß fich fogleih nach diefen Beftimmm- 
gen zu benehmen fei; binfichtlih der 
öfterr. Wallfahrtszüge findet man den 
1. März 1853 als den Tag feftzufegen, 
an welchem die Handhabung der vor 
liegenden Borordnung zu beginnen hat. 
Diefe Verfügungen werden biemit ver- 
lautbaret umd gleichzeitig die betreffen: 
den Behörden zum Benehmen angemie- 
fen. (Erl. der o. d. Stattb. vom 18. 
Jänner 1853 3. 2627. 0.5.8.8. 8. 
II. Abth. Nr. 32.) 

Wallfahrten. In Folge Ermääti- 
gung der oberften Pol. Beh. vom 18. 
November 1853 3. 6442/1419 wurde 
die von der Statthalterei in Oberöfter: 
reich erlaffene Verordnung v. 18. Jänn. 
1853, betreffend die Abftellung der Un: 
zufömmlichkeiten bei den Wallfahrerzü- 
gen zwifhen Baiern und Oberöfterreich, 
au in dem Herzogthum Salzburg ein 
geführt. (Erl. des Landespräfidenten in 
Salzburg v. 28. Mai 1853. L. R. B. 
für Salzburg II. Abth. Nr. 52.) 

Wanderbücher. Die bei einigen 
Gewerben, insbefondere in Wien befte- 
bende, von der Normalverfhrift abmei- 
chende Gepflogenheit, wonach die Wan 


Wafferfchen. 


derbücher der in Arbeit ftehenden Ge- 
fellen nicht bei dem Arbeitögeber, fon- 
dern auf der Herberge oder bei den In« 
nungsvorjtehern aufbewahrt werden, ift, 
abgejehen davon, daß fie mit dem a. h. 
Patente vom 27. Februar 1827 und 
der den Wanderbüchern zu Folge des 
Erlafjes des h. Minifteriums des Innern 
vom 26. April 1851 3. 6600 vorge: 
drucdten Belehrung nicht im Einklange 
fteht, mit Unzukömmlichkeiten für die 
Handhabung der Fremdenpolizei ver: 
bunden, welde fih hauptſächlich dort 
zeigen, wo fi die Innung nicht im Ar- 
beitsorte befindet. Es ift ſich demnach 
von nun an durchgehende an die Regel 
zu halten, daß das Wanderbud beim 
Eintritte in die Arbeit dem Arbeitsgeber 
zur Aufbewahrung übergeben werde. 
Durch diefe Anordnung wird übrigens 
die Deponirung der Wanderbücher eben 
zugewanderter und arbeitslofer Geſellen 
auf der Herberge oder, wenn feine ſolche 
befteht, bei den Innungsvorftehern bie 
zum Eintritte in die Arbeit oder bis zur 
weiteren Wanderung nicht beirrt. Dieſes 
wird dem Wiener Magiftrate, der Wiener 
Polizeidirection und den hierländigen 
Bezirtshauptmannfchaften mit der Auf: 
forderung befannt gegeben, hiernach in 
ihrem Wirkungsfreife das Entſprechende 
zu verfügen. (Erl. der n. d. Statth. vom 
30. Juni 1854 3. 14340.) 

Waflerfchen, ſ. Hundswuth. 

Waflerwandeln, kupferne, ſ. Ge: 
ſchirre. 

Wien. Den aus Wien abgeſchafften 
oder weggewieſenen Individuen find 
feine neuen Reifedocumente nach Wien 
zu ertheilen, ſ. Abſchiebung. 

— — Fortificatorifher Bauverbots- 
Rayon, f. Fortificatorifcher Rayon. 

Wiener Ellenmas, ſ. Maß. 

Wiener Zeitung. Laut Eröffnung 
des k. 8. Finanzminiſteriums vom 11. 
December 1852 3. 45901 ift der mit 
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den Ghelen’schen Erben bezüglich der 
Herausgabe der Wiener Zeitung befte- 
bende Pachtvertrag, welcher mit dem 
Schluſſe des Jahres 1852 zu Ende zu 
gehen hatte, auf die Dauer der Solar: 
jahre 1853, 1854 und 1855 verlängert 
worden. Unter den Modificationen der 
Contractöverlängerung befinden fi 
folgende: Es wurde der beftehende 
Bertrag ausdrüdlich durch die Beftim- 
mung erläutert, daß die ämtlihen Er: 
läffe, Kundmahungen und Nachrichten 
jeden Inhaltes ohne Unterfchied des 
Kronlaudes, woher fie fommen, mit Aus— 
nahme der Einfhaltungen in privat» 
rechtlichen (Partei-) Angelegenheiten, 
unentgeldlih zu inferiren find. Das 
Pauſchale für die Infertionen, welche 
von landesfürftlihen Behörden in pri« 
vatrehtlihen (PBartei-) Angelegen- 
heiten veranlaßt werden, wird vom 1. 
Jänner 1853 angefangen ftatt des bie- 
berigen Betrages von 50 fr. auf den 
unwandelbaren Betrag von Einem 
Bulden für jede Infertion feft- 
gefebt, fo daß, wenn ein Edict nur ein— 
mal eingefchaltet wird, 1 fl., bei einer 
jweimaligen Infertion 2 fl., bei einer 
dreimaligen 3 fl. ald Gebühr zu entrich- 
ten find. (Erl. der o. d. Statth. vom 
3. Jänner 1853 3. 18417. o. ö. L. R. 
Bl. II. Abth. Nr. 13.) 

MWienfluß, Verwendung des Eifes, 
ſ. Eis. 

Wohnungsauflündigung. In 
Folge der von Sr. k. k. Apoſtoliſchen 
Majeftät mit a. h. Entſchließung vom 
1. Zuli 1853 dem Juftizminifterium ers 
theilten Ermächtigung werden die Bors 
fhriften der für die Stadt Wien und 
ihre Borftädte geltenden Ausziehordnung 
vom 18. October 1782 Nr. 933. ©. S., 
und der zu derfelben nachträglich ergan- 
genen Verordnungen in dem Gericht: 
bezirte Sehahaus, vom Tage der Ein« 
fhaltung diefer Verordnung in das R. 
G. Bl. angefangen, für wirkfam erklärt. 
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(Vdg. des Zuft. M. v. 11. Juli 1853. 
R. ©. Bl. Nr. 134.) 

Wohnungsauffündigung. Für 
die Kronländer Böhmen, Mähren 
und Schlefien wurde eine neue Bor: 
fhrift über die Auffündigung und 
Räumung vermietheter Wohnungen und 
anderer Beftandtheile von Gebäuden 
erlaffen und zugleich die mit dem Hof: 
Panzleidecret vom 9. März 1805 für 
die Hauptfladt Prag, dann die mit der 
Juftizminifterialverordnung v. 3. April 
1851 für die Stadt Wyffehrad, 
endlich die mit dem Hoffanzleidecret v. 
5. Dctbr. 1843 für die Stadt Brünn 
und ihre Borftädte erlaffene Auszieh— 
ordnung außer Wirkfamkeit gefebt. (Vdg. 
des Juſt. M. vom 3. Detbr. 1853. R. 
G. Bl. Nr. 193.) 

Wundärzte. Anhang zur wundärjt- 
lichen Gremialordnung vom 10. Rovbr. 
1821, genehmigt mit hohem Erlaffe des 
f. k. Minifteriums des Innern vom 4. 
Mai 1954 3. 22264, welcher nunmehr 
an die Stelle des früheren mit a. 5. 
Entfhliegung vom 11. October 1829 
beftätigten Anhanges zu treten hat. 

$. 1. Jeder bürgerlihe Wundarzt 
oder Provifor Wiens hat ein Verzeich— 
niß der bei ihm befindlichen Gehilfen 
oder Suftentanten zu führen, ein ſolches 
bei der jährlihen Haupt-Gremial-Ber- 
fammlung zugleich mit den für ihn umd für 
jeden feines wundärztlihen Dienftper- 
fonales beftimmten, zur Gremialcaffe zu 
erlegenden Jahresbeiträgen zu überger 
ben; jeden in der Zwifchenzeit erfolgen- 
den Eintritt und Austritt eines wund— 
ärztlihen Hilfsindividuums aber allfo- 
gleih dem erften Gremialvorfteher an- 
zueigen. 

$.2. Jeder in Wien zum erften Dale 
in Condition tretende chirurgiſche Sub: 
ject erhält vom wundärztlichen Gremium 
für die Dauer feiner hiefigen Dienftzeit 
nah Borfchrift des k. t. n. d. Statthal- 
tereierlaffes v. 17. März 1851 3.8155 
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ımentgeldlich ein Zuweifungsbuch, wel- 
ches er wohl aufzubewahren hat, um fi 
damit jederzeit gehörig ausweifen zu 
fönnen. Dagegen werden den nad Bien 
fommenden Subjerten die Wanderbü— 
her abgenommen und beim Obervorſte⸗ 
ber bis zu deren Abgang aufbewahrt. 
Im Falle, daß einem hirurgifhen Sub- 
jecte fein Zuweiſungsbuch in Berlufl 
gerathen follte, bat derfelbe dem Ober- 
vorfteher hievon allfogleich die Anzeige 
zu erftatten, welder ihm nad den ge 
pflogenen Erhebungen gegen Erlag von 
6 fr. EM. ein Duplifat verabfolgen 
wird. 

8. 3. Jeder Prinzipal ift verpflichtet, 
die Aufnahme eines Subjecten im deſſen 
Zuweiſungsbuch gehörig einzutragen 
und durch feine Unterfchrift zu beftäti- 
gen, daffelbe vor dem Ablaufe von drei 
Tagen dem Obervorfteher zur Eintra- 
gung in das GSubjertenprotocoll umd 
zur Betätigung vorzulegen, und dann 
bei fih in Berwahrımg zu nehmen. 

8. 4. Jeder Prinzipal ift ferner ver 
pflichtet, dem aus feinem Dienfte treten- 
ten Subjecte in deffen Zumweifungsbude 
über die vorgefchriebenen Punkte ein 
gewiffenhaftes Zeugniß zu geben, darin 
den Tag des Anstrittes genau zu ver: 
zeichnen, das Angeführte mit feiner Un: 
terfchrift zu verfeben, das Zuweifungs 
buch dann dem Obervorfteber zur Aus: 
tragung des Subjecten aus dem Sub- 
jectenprotocolle und zur Betätigung der 
erhaltenen Anzeige zu übergeben umd es 
hierauf dem Subjecte einzuhändigen. 

8.5. Erkrankt ein hirurgifcher Sub- 
ject und benöthigt er die Unterbringung 
im Spitale, fo hat der Principal dich 
im Zuweifungsbuhe anzumerken und 
dur feine Unterſchrift zu beftätigen. 
Der Dbervorfteber dagegen bat gegen 
Empfangnabme des Zumweifungebuches 
die nachgeſuchte Spitalsanmweifung zu 
erfolgen, das Zuweifungsbuch aber beim 
Gremium aufzubewahren. 


Wundärzte. 


8. 6. Will in Subject von Wien ab- 
reifen, jo hat ex fi mit feinem, vom 
Prinzipale gehörig ausgefertigten Zu: 
weifungsbuche zum Obervorfteher zu be» 
geben und denfelben um ein Zeugniß 
über feine Dienftleiftung in Wien zu er- 
fuhen. Der Obervorfteher hat ihm dies 
ſes Zeugniß übereinftimmend mit dem 
Zuweifungsbuhe auszjuftellen, dieſes 
aber zurüdzubehalten und die angemel- 
dete Abreife des Subjecten im Proto- 
colle anzumerken, Im Falle, als der 
Subject von Wien abreift, ift das vom 
DObervorfteher auszuftellende Zeugniß in 
das Wanderbud einzutragen. 

8.7. Jeder bürgerlihe Wundarzt, fo 
wie jeder Proviſor oder Pächter eines 
hirurgifchen Gewerbes, welder einen 
hirurgifhen Subjecten länger ala drei 
Zage ohne Zuweiſungsbuch in Condition 
behält, ferner jeder, welcher die richtige 
Ausfüllung der darin angeführten Rus 
brifen und die vorgefchriebene Anzeige 
bei jeder Eonditionsveränderung unter 
läßt, unterliegt für jeden einzelnen Fall 
einer Strafe von 2 fl. EM. zur Gre- 
mialcaffe; dagegen jeder chirurgiſche 
Subject, welder ohne Zumweifungsbud 
fi) bier betreten läßt, dem Magiftrate 
zur Amtshandlung angezeigt und nad 
Umftänden ſelbſt von hier abgefchafft 
werden wird. 

8. 8. Jeder dienftlofe hirurgifche 
Subject muß auf der beftehenden Her- 
berge feinen Aufenthalt nehmen. Eine 
Ausnahme hievon kann nur bei foldhen 
gemacht werden, die hier verheirathet 
find, oder ihre Eltern bier haben. Kein 
hirurgifcher Subject darf fich länger ala 
14 Tage conditionglos hier in Wien 
aufhalten, widrigenfalld er dem Magi- 
rate zur Amtshandlung anzuzeigen und 
nah Umftänden abzufhaffen ift. 

$. 9. Jeder conditionirende Subject 
muß bei feinem Dienftherrn wohnen 
und fchlafen, widrigens diefer ‘darüber 
zur DBerantwortung gezogen uud zur 
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Drdnung verhalten werden wiirde. Eine 
Ausnahme hievon kann nur bei verhei- 
ratheten derlei Subjecten und zwar nur 
mit Erlaubniß des Dienftgebers und im 
Einverftändniffe mit dem Gremialvor- 
ftande gemacht werden. 

8. 10. Jede hirurgifhe Offizin ift 
von Michaeli bis Georgi fpäteftend um 
6 Uhr früh zu eröffnen, und nit vor 
9 Uhr Abends zu fchließen ; von Georgi 
bis Michaeli jedoch um 5 Uhr Morgens 
zu öffnen und nicht vor 10 Uhr Nadıte 
zu fperren. 

8. 11. Den Offizinfhlüffel hat zur 
Nachtözeit der Wundarzt und Provifor, 
wenn deſſen Wohnung mit der Offizin 
in Verbindung ftebt, felbit aufzubewah- 
ren, im Gegentheile aber einem verläß- 
lihen Gehilfen anzuvertrauen, welcher 
für jeden Mißbrauch mit dem Schlüffel 
verantwortlich ift. 

$. 12. In jeder Dffizin hat täglich, 
felbft Sonn» und Feiertage nicht ausge- 
nommen, wenigftens ein Gehilfe beftän- 
dig gegenwärtig zu fein, um bei vor— 
fommenden Unglücdöfällen, oder ande 
ven, eine fchnelle wundärztliche Hilfe 
erfordernden Greigniffen ſogleich ver- 
wendet werden zu fünnen. Wo nur ein 
Gehilfe gehalten wird, hat während def: 
fen Abwefenbeit der betreffende Wunds 
arzt oder Provifor in der Offizin zu 
verbleiben. 

$. 13. Das Ausgehen oder Ausblei« 
ben aus der Dffizin in eigenen Angele- 
heiten oder zur Beluftigung darf einem 
Gehilfen in der Regel nicht über die 
10. Stunde erlaubt, und die Erlaubniß 
für längere Zeit nur in befonderen Fäls 
len ertheilt werden. 

$. 14. Kein irurgifher Subject 
darf eine Raſirkundſchaft für ſich befigen, 
fondern jeder hat die Raſirkunden, die 
ſich durd ihn aufnehmen laffen, feinem 
Dienftheren zu melden und von diefem 
in ein eigenes Buch eintragen zu laffen. 
Der Zumiderhandelnde ift ohne weiterd 
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dem Magiftrate zur Amtshandlung an- 
zuzeigen und nad den Umftänden dem 
8. 7 der Gremialordnung gemäß zu be» 
ftrafen. Derjenige Eigenthümer, Pächter 
oder Brovifor eines hirurgifhen Gewer⸗ 
bes, welcher einem ſolchen Zuwiderhan— 
delnden auf was immer für eine Art 
Borfhub oder Unterftüßung gewährt, 
verfällt einer Strafe von 25 fl. EM. zur 
Gremialcaffe, und ift überdies zur Schad- 
loshaltung des benadhtheiligten Wund- 
arztes verpflichtet. 

8. 15. Das Verpachten chirurgiſcher 
Dffizinen oder des Nafirgefhäftes an 
hirurgifhe Subjecte, d. i. die Ueber: 
laffung des Betriebes und des Einkom— 
mens aus der Dffizin oder aus dem 
Rafirgefhäfte ganz oder gegen Zahlung 
eines beftimmten Betrages an einen die 
rurgifhen Subjecten ift ſtrengſtens vers 
boten. Der Eigenthümer, Pächter oder 
Provifor eines hirurgifhen Gewerbes, 
welcher eines ſolchen Pachtverhältniſſes 
überwiefen wird, unterliegt das erjte 
Mal einer Strafe von 25 fl., das zweite 
Mal 50 fl. und das dritte Mal bei Per— 
fonalgewerben des Gewerbsverluftes, 
bei anderen Bewerben einer höhern Geld» 
ftrafe. 

8. 16. Die Nichtbefolgung der im 
8. 1, 10, 11, 12, 13 diefes Anhanges 
enthaltenen Borfchriften wird bei dem 
Wundarjte mit einem Geldbetrage von 
5 fl., welcher der hirurgifhen Witwen» 
Societätscaffe zuzufließen hat, bei dem 
Gehilfen aber mit Entlaffung aus dem 
Dienfte und über Anzeige an die Bes 
höcde, nad Umftänden mit Arreft oder 
mit Abwanderung von Wien beftraft. 
(Erl. des M. des Inn. v. 4. Mai 1854 
3. 22264. n. ö. Statth. 3. 17431. 
Dr. Mag. 3. 43786.) 

MWürtemberg, Bedingungen der 
Zulajjung der Handelsjuden daſelbſt, j. 
Juden. 


Wuth, ſ. Hundswuth. 
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Zeitung, ſ. Wiener Zeitung. 

Beitungen, Verbot der Berlautba- 
rung militärifher Operationen, fiehe 
Drudfchriften. 

— — ſ. Druckſchriften. 

Zeitungsverfchleiß = Licenzen. 
Die k. E. n. ö. Statthalterei hat bei 
einer Eollectiverledigung der zur Erneue- 
rung vorgelegten Zeitungsverfhleiß- 
Licenzen, deren größere Anzahl bereits 
erlofhen war, mit Erlaß vom 26. v. M. 
3.4247/Pr. zu bemerken befunden, daß 
der Verſchleiß von Zeitichriften auf 
Grundlage einer bereits abgelaufenen 
Licenz nicht minder ald unbefugt bezeich- 
net werden muß, wie jener ohne Licenz 
überhaupt, daher dießfalls die betreffen- 
den Licenzinhaber in entfpredender 
Weife zu überwachen feien. Diefem 
Auftrage zu Folge werden fümmtliche 
Bezirkscommiſſariate dafür verantwort- 
lih gemadt, daß in Hinfunft die im 
ihrem Bereiche befindlichen Zeitungsver- 
fchleißer (über welche dortamts, wie man 
voraugfegt, ein vollftändiges Verzeichniß 
vorliegen wird) je 14 Tage vor Erlö- 
hen ihrer Licenz, diefe bei ihrem Be— 
zirfscommiffariate behufs der Erneue— 
rung überreichen, wonach die Hiehervor- 
lage mit thunlichſter Befchleunigung zu 
veranlaffen ift. Jene, die mit abgelaus 
fenen Licenzen den Zeitungsverſchleiß 
fortfeßen, find nah $. 8. der P. D. zu 
behandeln, und ift diefe gefegliche Folge 
denfelben ausdrüdlich in Erinnerung zu 
bringen, (Deer. der Pol. Dir. vom 5. 
Novbr. 1853 3. 25032/1411.) 

Zühtigung, Anwendung der Strafe 
der förperlihen Züchtigung, ſ. Kör: 
perlihe Züchtigung, 

— — förperliche, deren Anwendung, 
f. Politifche Behörden. 

Zuftändigkeit. Minderjährige ehe- 
liche und unehelihe Kinder ändern ihre 
Zuftändigkeit dann, wenn die Eltern, 
reſp. die unehelichen Kinder, wenn die 


Infländigkeit. 79 Zwifchenbrüden. 


Mutter fie ändert, fo lange diefele Zuſtändigkeit, Uebereintommen 
benimfamilienverbandeleben; zwiſchen Defterreih, Baiern und Sad): 
treten fie aus demfelben, fo erwerben fie fen, f. Baiern. 

für fi) die Zuftändigkeit. (El. deaM. __ _ a — 
des Innern vom 24. Februar 1853 3. flegs A anfenhans = Ber 
28421. Erl. der o. ö. Statth. vom preg 8 ä 

28. Februar 1853 8. 3328.2.%.9. Zwiſchenbrücken, Bauführungen 
für Oberöfterreich II. Abth. Nr. 55.) daſelbſt, |. Brigittenan. 


Drud von Friediih Manz in Wien. 
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This book should be returned to 
the Library on or before the last date 
stamped below. 

A fine of five cents a day is incurred 


by retaining it beyond the specified 
time, 
Please return promptly. 
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